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Vorwort. 

Mit  dem  vorliegenden  Bande  findet  das  im  Jalire  1914  unter 
dem  Druck  des  Krieges  begonnene  Unternehmen  der  Sammlung 
völkerrechtlicher  Urkunden  des  Weltkrieges  einen  vorläufigen 
Abschluß.  Die  Urkunden,  welche  die  Ausführung  der  Friedens- 
verträge betreffen,  sind  so  zahlreich  und  in  Einzelheiten  ver- 
zweigt, auch  ist  deren  weitere  Entwicklung  so  unabsehbar,  daß 
ihre  Sammlung  einen  neuen  und  selbständigen  Plan  erfordert; 
in  welcher  Weise  dieser  Plan  Gestalt  gewinnen  kann  und  wird, 
läßt  sich  noch  nicht  absehen.  Zunächst  soll  der  IX.  Band  des 
Jahrbuchs,  1923  erscheinend,  den  alten  Plan  des  Jahrbuchs  wieder 
aufnehmen.  Besondere  Prospekte  geben  darüber  näheren  Auf- 
schluß. 

Für  die  im  Vorwort  zum  ersten  Kriegsbande  (1.  Ok- 
tober 1916)  angemeldete  völkerrechtliche  Bibliographie  des 
Weltkrieges  sind  die  Arbeiten  noch  nicht  abgeschlossen. 

Die  im  Vorwort  des  ersten  Kriegsbandes,  nicht  ohne  Zagen, 
gegebene  Ankündigung  eines  alphabetischen  Schlußregisters 
mußte  sinngemäß  jetzt  eingelöst  werden.  Daß  dies  in  der  vor- 
liegenden Gestalt  hat  geschehen  können  ist  der  sachkundigen 
den  Stoff  in  jeder  Richtung  beherrschenden  Bemühung  des  Herrn 
Curt  Rühland  zu  danken,  welcher  als  erster  Assistent  des 
Instituts  für  internationales  Recht  und  als  Leiter  des  Archivs 
des  Völkerrechts  auch  an  der  Herstellung  des  ganzen  achten 
Bandes  das  Hauptverdienst  hat. 

Kiel,  den  14.  September  1922. 

T h.  Nieraeyer. 
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G.  Die  Friedensschlüsse. 


I.    Die  Ostfriedensverträge  der  Zentralmächte. 


1.  Friedensvertrag  mit  der  Ukrainischen  Volksrepublik  (Brest- 
Litowsk  9.  Februar  1918).  * 

Nr.  2048.  Friedensvertrag  zwischen  Deutschland,  Oester- 
reich-Ungarn,  Bulgarien  und  der  Türkei  einerseits  und 
der  Ukrainischen  Volksrepublik  andererseits. 

Da  das  ukrainische  Volk  sich  im  Laufe  des  gegenwärtigen  Weltkrieges 
als  unabhängig  erklärt  und  den  Wunsch  ausgedrückt  hat,  zwischen  der 
Ukrainischen  Volksrepublik  und  den  mit  Rußland  im  Kriege  befindlichen 
Mächten  den  Friedenszustand  herzustellen,  haben  die  Regierungen  Deutschlands, 
Oesterreich-Ungarns,  Bulgariens  und  der  Türkei  beschlossen,  mit  der  Regierang 
der  Ukrainischen  Volksrepublik  einen  Friedensvertrag  zu  vereinbaren ;  sie 
wollen  damit  den  ersten  Schritt  tun  zu  einem  dauerhaften  und  für  alle  Teile 
ehrenvollen  Weltfrieden,  der  nicht  nur  den  Schrecknissen  des  Krieges  ein 
Ende  setzen,  sondern  auch  zur  Wiederherstellung  der  freundschaftlichen  Be- 
ziehungen zwischen  den  Völkern  auf  politischem,  rechtlichem,  wirtschaftlichem 
und  geistigem  Gebiete  führen  soll.  Zu  diesem  Zwecke  sind  die  Bevollmächtigten 
der  vorbezeichneten  Regierungen,  nämlich 

(folgen  die  Namen) 
zur  Einleitung  von  Friedensverhandlungen  in  Brest-Litowsk  zusammengetreten 
und  haben  sich,  nach  Vorlage  ihrer  in  guter  und  gehöriger  Form  befundenen 
Vollmachten,  über  folgende  Bestimmungen  geeinigt: 

Artikel  I. 

Deutschland,  Oesterreich  -  Ungarn,  Bulgarien  und  die  Türkei  einer- 
seits und  die  Ukrainische  Volksrepublik  andererseits  erklären,  daß  der  Kriegs- 
zustand zwischen  ihnen  beendet  ist.  Die  vertragschließenden  Parteien  siad 
entschlossen,  miteinander  fortan  in  Frieden  und  Freundschaft  zu  leben. 

Artikel  II. 

1.  Zwischen  Oesterreich  -  Ungarn  einerseits  und  der  Ukrainischen 
Volksrepublik  andererseits  werden,  insoweit  diese  beiden  Mächte  aneinander 
grenzen  werden,  jene  Grenzen  bestehen,  welche  vor  Ausbruch  des  gegen- 
wärtigen Krieges  zwischen  der  Oesterreichisch- Ungarischen  Monarchie  und 
Rußland  bestanden  haben. 


*  Reichsgesetzblatt  1918  S.  1010—1055. 
Jahrbuch  des  Völkerrechts.    VIII. 
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2.  Weiter  nördlich  wird  die  Grenze  der  Ukrainischen  Volksrepublik  von 
Tarnograd  anf;efan(<en  im  allgemeinen  in  der  Linie  Bilgoraj  — Szcezebrzszyn- 
Krasnostaw  — Pugaszow  —  Radin— Meshiretschie  —  Sarnaki  — Melnik— Wysoko- 
Litowsk— Kamenietz-Litowsk— Pruschany  — Wygonowskojesce  yerlaufen. 

Im  einzelnen  wird  diese  Grenze  nach  den  ethnographischen  Verhältnissen 
und  unter  Berücksichtigung  der  Wünsche  der  Bevölkerung  durch  eine  gemischte 
Kommission  festgesetzt  werden. 

8.  Für  den  Fall,  dali  die  Ukrainische  Volksrepublik  noch  mit  einer  anderen 
der  Mächte  des  Vierbundes  gemeinsame  Grenzen  haben  sollte,  werden  hier- 
über besondere  Vereinbarungen  vorbehalten. 

Artikel  III. 

Die  Räumung  der  besetzten  Gebiete  wird  unverzüglich  nach  der  Rati- 
fikation des  gegenwärtigen  Friedensvertrages  beginnen. 

Die  Art  der  Durchführung  der  Räumung  und  die  üebergabe  der  geräumten 
Gebiete  werden  durch  Bevollmächtigte  der  interessierten  Teile  bestimmt  werden. 

Artikel  IV. 

Die  diplomatischen  und  konsularischen  Beziehungen  zv/ischen  den  ver- 
tragschließenden Teilen  werden  sofort  nach  der  Ratifikation  des  Friedens- 
vertrages aufgenommen  werden. 

Wegen  möglichst  weitgehender  Zulassung  der  beiderseitigen  Konsuln 
bleiben  besondere  Vereinbarungen  vorbehalten. 

Artikel  V. 

Die  vertragschließenden  Teile  verzichten  gegenseitig  auf  den  Ersatz 
ihrer  Kriegskosten,  das  heißt  der  staatlichen  Aufwendungen  für  die  Krieg- 
führung, sowie  auf  den  Ersatz  der  Kriegsschäden,  das  heißt  derjenigen 
Schäden,  die  ihnen  und  ihren  Angehörigen  in  den  Kriegsgebieten  durch  mili- 
tärische Maßnahmen  mit  Einschluß  aller  in  Feindesland  vorgenommenen 
Requisitionen  entstanden  sind. 

Artikel  VI. 

Die  beiderseitigen  Kriegsgefangenen  werden  in  ihre  Heimat  entlassen 
werden,  soweit  sie  nicht  mit  Zustimmung  des  Aufenthaltsstaates  in  seinen 
Gebieten  zu  bleiben  oder  sich  in  ein  anderes  Land  zu  begeben  wünschen. 

Die  Regelung  der  hiermit  zusammenhängenden  Fragen  erfolgt  durch 
die  im  Art.  VIII  vorgesehenen  Einzelverträge. 

Artikel  VII. 

Ueber  die  wirtschaftlichen  Beziehungen  zwischen  den  vertragschließenden 
Teilen  wird  folgendes  vereinbart  : 

I. 

Die  vertragschließenden  Teile  verpflichten  sich  gegenseitig,  unverzüglich 
die  wirtschaftlichen  Beziehungen  anzuknüpfen  und  den  Warenaustausch  auf 
Grund  folgender  Bestimmungen  zu  organisieren : 

Bis  zum  31.  Juli  des  Ifiufenden  Jahres  ist  der  gegenseitige  Austausch 
der  Ueberschüsse  der  wichtigsten  landwirtschaftlichen  und  industriellen  Pro- 
dukte zur  Deckung  der  laufenden  Bedürfnisse  nach  Maßgabe  der  folgenden 
Bestimmungen  durchzuführen : 

a)  Die  Mengen  und  die  Art  der  Produkte,  deren  Austausch  im  vorher- 
gehenden Absatz  vorgesehen  ist,  werden  auf  jeder  Seite  durch  eine  Kommission 
festgestellt,  die  aus  einer  gleichen  Anzahl  von  Mitgliedern  beider  Seiten 
besteht  und  sofort  nach  Unterzeichnung  des  Friedensvertrages  zusammentritt. 

b)  Die  Preise  der  Produkte  beim  erwähnten  Warenaustausch  werden 
auf  Grund  gegenseitiger  Vereinbarung  durch  eine  Kommission  festgestellt, 
die  aus  der  gleichen  Zahl  von  Mitgliedern  der  beiden  Seiten  besteht. 
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c)  Die  Verrechnung  erfolgt  in  Gold  auf  folgender  Basis: 

1000  deutsche  Reichsmark  in  Gold  =  462  Karbowanjez  Gold  der  Ukrai- 
nischen Volksrepublik  =  462  Rubel  Gold  des  früheren  russischen  Kaiser- 
reiches (1  Rubel  =  Vi5  Imperial)  oier  1000  österreichische  und  ungarische 
Kronen  Gold  =  393  Karbowanjez  78  Grosch  Gold  der  Ukrainischen  Volks- 
republik =  393  Rubel  78  Kopeken  Gold  des  früheren  russischen  Kaiserreiches 
(1  Rubel  =  i/i5  Imperial). 

d)  Der  Austausch  der  Waren,  die  durch  die  in  Absatz  a)  vorgesehene 
Kommission  festgestellt  werden,  erfolgt  durch  die  staatlichen  Zentralstellen 
oder  durch  vom  Staate  kontrollierte  Zentralstellen. 

Der  Austausch  jener  Produkte,  welche  durch  die  oben  vorgesehenen 
Kommissionen  nicht  festgestellt  werden,  erfolgt  im  Wege  des  freien  Verkehrs 
unter  den  Bedingungen  des  provisorischen  Handelsvertrages,  der  in  der  folgenden 
Ziffer  II  vorgesehen  ist. 

n. 

Soweit  nicht  in  Ziffer  I  anderes  vorgesehen  ist,  sollen  den  wirtschaftlichen 
Beziehungen  zwischen  den  vertragschließenden  Teilen  provisorisch  bis  zum 
Abschluß  eines  endgültigen  Handelsvertrages,  jedenfalls  aber  bis  zum  Ablauf 
von  mindestens  sechs  Monaten  nach  Abschluß  des  Friedens  zwischen  Deutsch- 
land, Oesterreich  Ungarn,  Bulgarien  und  der  Türkei  einerseits  und  den  zur- 
zeit mit  ihnen  im  Kriege  befindlichen  europäischen  Staaten,  den  Vereinigten 
Staaten  von  Amerika  und  Japan  andererseits  folgende  Bestimmungen  zu- 
grunde gelegt  werden : 

A.  Für  die  wirtschaftlichen  Beziehungen  zwischen  dem  Deutschen  Reiche 
und  der  Ukrainischen  Volksrepublik  diejenigen  Vereinbarungen,  die  in  den 
nachstehenden  Bestimmungen  des  deutsch-russischen  Handels-  und  Schiffahrts- 
vertrages von  1894/1904  niedergelegt  sind,  nämlich: 

Artt.  1-6,  7,  einschließlich  der  Tarife  A  und  B,  8—10,  12,  13—19, 
ferner  in  den  Bestimmungen  im  Schlußprotokoll,  erster  Teil,  zu  Art.  1 
Abs.  1  und  3,  zu  Artt.  1  und  12  Abs.  1,  2,  4,  5,  6.  8.  9,  zu  Art.  3, 
zu  Art.  5  Abs.  1  und  2,  zu  Artt.  5,  6,  7,  9  und  10,  zu  Artt.  6,  7  und  11, 
zu  Artt.  6—9,  zu  Artt.  6  und  7,  zu  Art.  12,  Abs.  1,  2,  3,  5  ferner  in 
dem  Schlußprotokoll,  vierter  Teil,  die  §§  3,  6,  7.  12,  12b.  13,  14,  15,  16.  17, 
18  (mit  Vorbehalt  der  entsprechenden  Aenderung  der  Behördenorganisationen), 
19,  20,  21,  23. 

Dabei  besteht  Einverständnis  über  folgende  Punkte: 

1.  Der  allgemeine  russische  Zolltarif  vom  13./26.  Januar  1903  bleibt  aufrecht- 
erhalten. 

2.  Der  Art.  5  erhält  folgende  Fassung: 

„Die  vertragschließenden  Teile  verpflichten  sich,  den  gegenseitigen 
Verkehr  durch  keinerlei  Einfuhr-,  Ausfuhr-  oder  Durchfuhrverbote  zu 
hemmen  und  die  freie  Durchfuhr  zu  gestatten. 

Ausnahmen  sind  nur  für  solche  Erzeugnisse  zulässig,  welche  auf 
dem  Gebiete  eines  der  vertragschließenden  Teile  den  Gegenstand  eines 
Staatsmonopols  bilden  oder  bilden  werden,  sowie  auch  für  gewisse 
Erzeugnisse,  für  die  aus  Rücksichten  auf  die  Gesundheit,  die  Veterinär- 
polizei  und  die  öffentliche  Sicherheit  oder  aus  anderen  schwerwiegenden 
politischen  und  wirtschaftlichen  Gründen  außerordentliche  Verbots- 
maßregeln insbesondere  im  Zusammenhange  mit  der  auf  den  Krieg  folgen- 
den Uebergangszeit  ergehen  könnten." 

3.  Kein  Teil  wird  die  Begünstigungen  in  Anspruch  nehmen,  welche  der 
andere  Teil  irgendeinem  anderen  Staate  auf  Grund  einer  bestehenden 
oder  künftigen  Zolleinigung,  wie  sie  z.  B.  zwischen  dem  Deutschen  Reiche 
und   dem  Großherzogtum  Luxemburg   besteht,   oder   im   kleinen  Grenz- 
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verkehr  bis  zu  einer  Grenzzone  von  15  Kilometern  Breite  gewährt 
oder  gewähren  wird. 

4.  Art.  10  erhält  folgende  F'assungr 

Die  Waren  aller  Art,  welche  durch  das  Gebiet  eines  der  beiden  Teile 
durchgeführt  werden,  sollen  wechselseitig  von  jeder  Durchgangsabgabe 
frei  sein,  sei  es,  daß  sie  unmittelbar  durchgeführt  werden,  sei  es,  daß 
sie  während  der  Durchfuhr  abgeladen,  eingelagert  und  wieder  aufgeladen 
werden." 

5.  An  Stelle  des  Art.  12  a  soll  folgende  Bestimmung  treten : 

a)  Hinsichtlich  des  gegenseitigen  Schutzes  des  Urheberrechts  an  Werken 
der  Literatur,  Kunst  und  Photographie  sollen  im  Verhältnis  zwischen 
Deutschland  und  der  Ukrainischen  Volksrepublik  die  Bestimmungen 
des  zwischen  dem  Deutschen  Reiche  und  Rußland  geschlossenen 
Vertrages  vom  28.  Februar  1913  gelten. 

b)  Hinsichtlich  des  gegenseitigen  Schutzes  der  Warenbezeichnungen 
sollen  die  Bestimmungen  der  Deklaration  vom  23. /IL  Juli  1873 
auch  in  Zukunft  maßgebend  sein." 

6.  Die  Bestimmung  des  Schlußprotokolls  zu  Art.  19  erhält  folgende  Fassung : 

„Die  vertragschließenden  Teile  werden  einander  im  Eisenbahntarif- 
wesen, insbesondere  durch  Erstellung  direkter  Tarife,  tunlichst  unter- 
stützen. Zu  diesem  Zwecke  sind  beide  vertragschließenden  Teile  bereit, 
möglichst  bald  in  Verhandlungen  miteinander  zu  treten." 

7.  §  5  des  4.  Teils  des  Schlußprotokolls  erhält  folgende  Fassung: 

„Es   besteht   beiderseitiges   Einverständnis,    daß    die   Zollämter   der 
beiden   Länder   an   allen   Tagen   des  Jahres   geöffnet  bleiben   mit  Aus- 
nahme der  Sonntage  und  der  gesetzlichen  Feiertage." 
B.     Für   die  wirtschaftlichen  Beziehungen  zwischen  Oesterreich-Ungarn 
und   der  Ukrainischen  Volksrepublik   diejenigen  Vereinbarungen,    die   in   den 
nachstehenden  Bestimmungen  des  russisch-österreichisch-ungarischen  Handels- 
und  Schiffahrtsvertrags  vom   15.  Februar   1906   niedergelegt   sind,   nämlich: 
Artt.  1,   2,   5  einschließlich  der  Tarife  A  und  B,  Artt.  6,    7,  9—13,  14 
Abs.  2  und  3,  Artt.  15—24,  ferner  in  den  Bestimmungen  im  Schlußprotokoll 
zu  Artt.  1  und  12,  Abs.  1,   2,   4,   5  und  6,    zu  Art.  2,  zu  Artt.  2,   3  und  5, 
zu  Artt.  2   und  5,    zu  Artt.  2,    4,    5,  7    und  8,    zu  Artt.  2,    5,    6  und  7,    zu 
Art.  17  sowie  zu  Art.  22  Abs.  1  und  3. 

Dabei  besteht  Einverständnis  über  folgende  Punkte: 

1.  Der  allgemeine  russische  Zolltarif  vom  13./26.  Januar  1903   bleibt  auf- 
rechterhalten. 

2.  Art.  4  erhält  folgende  Fassung: 

„Die  vertragschließenden  Teile  verpflichten  sich,  den  gegenseitigen  Ver- 
kehr zwischen  ihren  Gebieten  durch  keinerlei  Einfuhr-,  Ausfuhr-  oder 
Durchfuhrverbote  zu  hindern.    Ausnahmen  hiervon  dürfen  nur  stattfinden: 

a)  bei  Tabak,  Salz,  Schießpulver  oder  sonstigen  Sprengstoffen  sowie 
bei  anderen  Artikeln,  welche  jeweils  in  den  Gebieten  eines  der 
vertragschließenden  Teile  den  Gegenstand  eines  Staatsmonopols  bilden: 

b)  in  Beziehung  auf  Kriegsbedürfnisse  unter  außerordentlichen  Umständen ; 

c)  aus  Rücksichten  der  öffentlichen  Sicherheit,  aus  Gesundheits-  und 
Veteriuärpolizeirücksichten ; 

d)  bei  gewissen  Erzeugnissen,  für  die  aus  anderen  schwerwiegenden 
politischen  und  wirtschaftlichen  Gründen  außerordentliche  Verbots- 
maßregeln, insbesondere  im  Zusammenhange  mit  der  auf  den  Krieg 
folgenden  Uebergangszeit  ergehen  könnten." 

3.  Kein  Teil  wird   die   Begünstigungen   in  Anspruch   nehmen,   welche   der 
andere  Teil   irgendeinem   anderen  Staate   auf  Grund   einer   bestehenden 
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oder  künftigen  Zolleinigung,  wie  sie  z.  B.  zwischen  Oesterreich-Ungarn 
und  dem  Fürstentum  Liechtenstein  besteht,  oder  im  kleinen  Grenzverkehr 
bis  zu  einer  Grenzzone  von  15  Kilometern  Breite  gewährt  oder  ge- 
währen wird. 

4.  Art.  8  erhält  folgende  Fassung: 

„Die  Waren  aller  Art,  welche  durch  die  Gebiete  eines  der  vertrag- 
schließenden Teile  durchgeführt  werden,  sollen  wechselseitig  von  jeder 
Durchfuhrabgabe  frei  sein,  sei  es,  daß  sie  unmittelbar  durchgeführt 
werden,  sei  es,  daß  sie  während  der  Durchfuhr  abgeladen,  eingelagert 
und  wieder  aufgeladen  werden." 

5.  Die  Bestimmung  des  Schlußprotokolls  zu  Art.  21  erhält  folgende  Fassung: 

„Die  vertragschließenden  Teile  werden  einander  im  Eisenbahn- 
tarifwesen, insbesondere  durch  Erstellung  direkter  Tarife,  tunlichst 
unterstützen.  Zu  diesem  Zwecke  sind  beide  vertragschließenden  Teile 
bereit,  möglichst  bald  in  Verhandlungen  miteinander  zu  treten." 

C.  Was  die  wirtschaftlichen  Beziehungen  zwischen  Bulgarien  und  der 
Ukrainischen  Volksrepublik  betrifft,  so  sollen  sich  diese  bis  zum  Abschluß 
eines  definitiven  Handelsvertrages  nach  dem  Rechte  der  meistbegünstigten 
Nation  regeln. 

Kein  Teil  wird  die  Begünstigungen  in  Anspruch  nehmen,  welche  der 
andere  Teil  irgendeinem  anderen  Staate  auf  Grund  einer  bestehenden  oder 
künftigen  Zolleinigung  oder  im  kleinen  Grenzverkehr  bis  zu  einer  Grenzzone 
von  15  Kilometer  Breite  gewährt  oder  gewähren  wird. 

D.  Was  die  wirtschaftlichen  Beziehungen  zwischen  dem  Osmanischen 
Reiche  und  der  Ukrainischen  Volksrepublik  betrifft,  so  werden  sich  beide 
Teile  bis  zum  Abschluß  eines  neuen  Handelsvertrages  gegenseitig  dieselbe 
Behandlung  gewähren,  welche  sie  auf  die  meistbegünstigte  Nation  anwenden. 

Kein  Teil  wird  die  Begünstigungen  in  Anspruch  nehmen,  welche  der 
andere  Teil  irgendeinem  anderen  Staate  auf  Grund  einer  bestehenden  oder 
künftigen  Zolleinigung  oder  im  kleinen  Grenzverkehr  gewährt  oder  gewähren 
wird. 

III. 

Die  Gültigkeitsdauer  der  in  Ziffer  II  des  gegenwärtigen  Vertrages  für 
die  wirtschaftlichen  Beziehungen  zwischen  Deutschland,  Oesterreich-Ungarn, 
Bulgarien  und  dem  Osmanischen  Reiche  einerseits  und  der  Ukrainischen 
Volksrepublik  andererseits  vorgesehenen  provisorischen  Bestimmungen  kann 
in  beiderseitigem  Einverständnis  der  Parteien  verlängert  werden. 

Wenn  die  im  ersten  Absätze  der  Ziffer  II  vorgesehenen  Termine  nicht 
vor  dem  3ü.  Juni  1919  eintreten  sollten,  steht  es  jedem  der  beiden  vertrag- 
schließenden Teile  frei,  die  in  der  obengenannten  Ziffer  enthaltenen  Bestimmungen 
vom  30.  Juni  1919  an  sechsmonatlich  zu  kündigen. 

IV. 

A.  Die  Ukrainische  Volksrepublik  wird  keinen  Anspruch  erheben  auf 
die  Begünstigungen,  welche  Deutschland  an  Oesterreich-Ungarn  oder  an  ein 
anderes  mit  ihm  durch  ein  Zollbiindnis  verbundenes  Land,  das  an  Deutschland 
unmittelbar  oder  durch  ein  anderes  mit  ihm  oder  Oesterreich-Ungarn  zoll- 
verbündetes Land  mittelbar  angrenzt,  oder  welche  Deutschland  seinen  eigenen 
Kolonien,  auswärtigen  Besitzungen  und  Schutzgebieten  oder  jenen  der  mit 
ihm  zollverbündeten  Länder  gewährt. 

Deutschland  wird  keinen  Anspruch  erheben  auf  die  Begünstigungen, 
welche  die  Ukrainische  Volksrepublik  an  ein  anderes  mit  ihr  durch  ein  Zoll- 
bündnis verbundenes  Land,  das  au  die  Ukraine  unmittelbar  oder  durch  ein 
anderes  mit  ihr  zollverbündetes  Land  mittelbar  angrenzt,  oder  den  Kolonien, 
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auswärtigen  Besitzungen  und  Schutzgebieten  eines  der  mit  ihr  zollverbündeten 
Länder  gewährt. 

B.  Im  wirtschaftlichen  Verkehre  zwischen  dem  Vertragszollgebiete  der 
beiden  Staaten  der  österreichisch- ungarischen  Monarchie  einerseits  und  der 
Ukrainischen  Volksrepublik  andererseits  wird  die  Ukrainische  Volksrepublik 
keinen  Anspruch  erheben  auf  die  Begünstigungen,  welche  Oesterreich-Üngarn 
an  Deutschland  oder  an  ein  anderes  mit  ihm  durch  ein  Zollbündnis  verbundenes 
Land  gewährt,  das  an  Oesterreich-Ungarn  unmittelbar  oder  durch  ein  anderes 
mit  ihm  oder  Deutschland  zoilverbündetes  Land  mittelbar  angrenzt.  Kolonien, 
auswärtige  Besitzungen  und  Schutzgebiete  werden  in  dieser  Beziehung  dem 
Mutterlande  gleichgestellt. 

Oesterreich-Ungarn  wird  keinen  Anspruch  erheben  auf  die  Begünstigungen, 
welche  die  Ukrainische  Volksrepublik  an  ein  anderes  mit  ihr  durch  ein  Zoll- 
bündnis verbundenes  Land,  das  an  die  Ukraine  unmittelbar  oder  durch  ein 
anderes  mit  ihr  zollverbündetes  Land  mittelbar  angrenzt,  oder  den  Kolonien, 
auswärtigen  Besitzungen  und  Schutzgebieten  eines  der  mit  ihr  zollverbündeten 
Länder  gewährt. 

V. 

A.  Soweit  in  neutralen  Staaten  Waren  lagern,  welche  aus  Deutschland 
oder  der  Ukraine  stammen,  die  aber  mit  der  Verpflichtung  belegt  sind,  daß 
sie  weder  unmittelbar  noch  mittelbar  nach  den  Gebieten  des  anderen  vertrag- 
schließenden Teiles  ausgeführt  werden  dürfen,  sollen  derartige  Verfügungs- 
beschränkungen im  Verhältnis  zu  den  vertragschließenden  Teilen  aufgehoben 
werden.  Die  beiden  vertragschließenden  Teile  verpflichten  sich  daher,  den 
Regierungen  der  neutralen  Staaten  von  der  vorerwähnten  Aufhebung  dieser 
Verfügungsbeschränkung  unverzüglich  Kenntnis  zu  geben. 

B.  Soweit  in  neutralen  Staaten  Waren  lagern,  welche  aus  Oesterreich- 
Ungarn  oder  der  Ukraine  stammen,  die  aber  mit  der  Verpflichtung  belegt 
sind,  daß  sie  weder  unmittelbar  noch  mittelbar  nach  den  Gebieten  des  andern 
vertragschließenden  Teiles  ausgeführt  werden  dürfen,  sollen  derartige  Verfügungs- 
beschränkungen im  Verhältnis  zu  den  vertragschließenden  Teilen  aufgehoben 
werden.  Die  beiden  vertragschließenden  Teile  verpflichten  sich  daher,  den 
Regierungen  der  neutralen  Staaten  von  der  vorerwähnten  Aufhebung  dieser 
Verfügungsbeschränkung  unverzüglich  Kenntnis  zu  geben. 

Artikel  VIH. 
Die  Herstellung  der  öffentlichen  und  privaten  Rechtsbeziehungen,  der 
Austausch  der  Kriegsgefangenen  und  der  Zivilinternierten,  die  Amnestiefrage 
sowie  die  Frage  der  Behandlung  der  in  die  Gewalt  des  Gegners  geratenen  Handels- 
schiffe werden  in  Einzelverträgen  mit  der  Ukrainischen  Volksrepublik  geregelt, 
welche  einen  wesentlichen  Bestandteil  des  gegenwärtigen  Friedensvertrags 
bilden  und,  soweit  tunlich,  gleichzeitig  mit  diesem  in  Kraft  treten. 

Artikel  IX. 

Die  in  diesem  Friedensvertrag  getroffenen  Vereinbarungen  bilden  ein 
unteilbares  Ganzes. 

Artikel  X. 

Bei  der  Auslegung  dieses  Vertrages  sind  für  die  Beziehungen  zwischen 
Deutschland  und  der  Ukraine  der  deutsche  und  der  ukrainische  Text,  für  die 
Beziehungen  zwischen  Oesterreich-Ungarn  und  der  Ukraine  der  deutsche,  der 
ungarische  und  der  ukrainische  Text,  für  die  Beziehungen  zwischen  Bulgarien 
und  der  Ukraine  der  bulgarische  und  der  ukrainische  Text  und  für  die  Be- 
ziehungen zwischen  der  Türkei  und  der  Ukraine  der  türkische  und  der 
ukrainische  Text  maßgebend. 
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Schlußbestimmung. 
Der   gegenwärtige   Friedensvertrag  wird  ratifiziert  werden.    Die   Rati- 
fikationsurlfunden  sollen  tunlichst  bald  in  Wien  ausgetauscht  werden. 

Der  Friedensvertrag  tritt,  soweit  darin  nichts  anderes  bestimmt  ist, 
mit  seiner  Ratifikation  in  Kraft. 

Zu  Urkund  dessen  haben  die  Bevollmächtigten  diesen  Vertrag  unter- 
zeichnet und  mit  ihren  Siegeln  versehen. 

Ausgefertigt  in  fünffacher  Urschrift  in  Brest-Litowsk  am  9.  Februar  1918. 
(Folgen  die  Unterschriften.) 

Notiz  zuA.rt.  VII  des  Fr  ieden  s  Vertrags  vom  9.Febraar  1918. 

Es  besteht  Einverständnis  darüber,  daß  das  im  zweiten  Absatz  der  Ziffer  III 
des  obengenannten  Artikels  enthaltene  Kündigungsrecht  hinsichtlich  der  ein- 
zelnen (in  Ziffer  II  unter  A,  B,  C,  D  angeführten)  Vereinbarungen  jeder  der 
an  diesen  einzelnen  Vereinbarungen  beteiligten  Parteien   selbständig  zusteht. 

Es  soll  daher  in  diesem  Absatz  statt  Jedem  der  beiden  vertragschließenden 
Teile"  heißen:    Jedem  der  fünf  vertragschließenden  Teile". 

Brest-Litowsk,    am  9.  Ftbruar  1918. 

(Folgen  die  Unterschriften.) 


Älr.  2049.  Deutsch  -  Ukrainischer  Zusatzvertrag  zu  dem 
Friedensvertrage  zwischen  Deutschland,  Oesterreich- 
Ungaru,  Bulgarien  und  der  Türkei  einerseits  und  der 
Ukrainischen  Volksrepublik  anderseits. 

Auf  Grund  des  Art.  VIII  des  heute  unterzeichneten  Friedensvertrags 
zwischen  Deutschland,  Oesterreich-Ungarn,  Bulgarien  und  der  Türkei  einerseits 
und  der  Ukrainischen  Volksrepublik  anderseits  sind 

der  Bevollmächtigte  des  Deutschen  Reichs 
(folgt  der  Name) 

und  die  Bevollmächtigten  der  Ukrainischen  Volksrepublik 
(folgen  die  Namen) 
übereingekommen,  die  Herstellung  der  öffentlichen  und  privaten  Rechts- 
beziehungen zwischen  Deutschland  und  der  Ukraine,  den  Austausch  der 
Kriegsgefangenen  und  Zivilinternierten,  die  Fürsorge  für  Rückwanderer,  die 
aus  Anlaß  des  Friedensschlusses  zu  erlassende  Amnestie  und  die  Behandlung 
der  in  die  Gewalt  des  Gegners  geratenen  Kauffahrteischiffe  unverzüglich  zu 
regeln  und  zu  diesem  Zwecke  einen  Zusatzvertrag  zu  dem  Friedensvertrag 
abzuschließen. 

Nachdem  die  Bevollmächtigten  festgestellt  hatten,  daß  die  von  ihnen 
bei  der  Unterzeichnung  des  Friedensvertrags  vorgelegten  Vollmachten  die 
Erledigung  der  vorstehend  bezeichneten  Gegenstände  mit  umfassen,  haben 
sie  sich  über  folgende  Bestimmungen  geeinigt: 

Erstes  Kapitel. 

Aufnalimo  der  konsularischen  Boziehun^en. 

Artikel  1. 
Bei  Aufnahme  der  konsularischen  Beziehungen  gemäß  Art.  IV  des  Friedens- 
vertrags wird  jeder  vertragschließende  Teil   die  Konsuln    des-  anderen  Teiles 
an   allen   Plätzen   seines    Gebiets    zulassen,    soweit    nicht   bereits    vor   dem 
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Kriege  für  einzelne  gemischt-sprachige  Plätze  oder  Gebietsteile  Ausnahmen 
bestanden  und  diese  Ausnahmen  nach  dem  Kriege  jeder  dritten  Macht  gegen- 
über gleichmäßig  aufrechterhalten  werden. 

Jeder  Teil  behält  sich  vor,  aus  Gründen  der  Kriegsnotwendigkeiten  an 
gewissen  Plätzen  Konsuln  des  anderen  Teiles  erst  nach  Abschluß  des  all- 
gemeinen Friedens  zuzulassen. 

Artikel  2. 

Jeder  vertragschließende  Teil  wird  alle  Schäden  ersetzen,  die  in  seinem 
Gebiete  während  des  Krieges  von  den  dortigen  staatlichen  Organen  oder  der 
Bevölkerung  durch  völkerrechtswidrige  Handlungen  konsularischen  Beamten 
des  anderen  Teiles  zugefügt  oder  an  Konsulatsgebäuden  dieses  Teiles  oder 
an  deren  Inventar  angerichtet  worden  sind. 

Zweites  Kapitel. 
Wiederherstellung  der  Staatsverträgo. 

Artikel  3. 

Die  Verträge,  Abkommen  und  Vereinbarungen,  die  zwischen  Deutschland 
und  Rußland  vor  der  Kriegserklärung  in  Kraft  gewesen  sind,  treten  zwischen 
den  vertragschließenden  Teilen  vorbehaltlich  abweichender  Bestimmungen  des 
Friedensvertrags  und  dieses  Zusatzvertrags  bei  deren  Ratifikation  mit  der 
Maßgabe  wieder  in  Kraft,  daß,  soweit  sie  für  eine  bestimmte  Zeit  unkündbar 
sind,  diese  Zeit  um  die  Kriegsdauer  verlängert  wird. 

Die  Deutsche  Regierung  wird  der  Ukrainischen  Regierung  binnen  vier 
Wochen  nach  der  Ratifikation  des  Friedensvertrags  die  im  Abs.  1  bezeichneten 
Verträge,   Abkommen   uni   Vereinbarungen   ihrem  Wortlaut  nach   mitteilen. 

Artikel  4. 

Jeder  vertragschließende  Teil  kann  dem  anderen  Teile  binnen  sechs 
Monaten  nach  der  Unterzeichnung  des  Friedensvertrags  die  Verträge,  Abkommen 
oder  Vereinbarungen  oder  deren  Einzelbestimmungen  mitteilen,  die  nach  seiner 
Auffassung  mit  den  während  des  Krieges  eingetretenen  Veränderungen  in 
Widerspruch  stehen.  Diese  Vertragsbestimmungen  sollen  tunlichst  bald  durch 
neue  Verträge  ersetzt  werden,  die  den  veränderten  Anschauungen  und  Ver- 
hältnissen entsprechen. 

Zur  Ausarbeitung  der  im  Abs,  1  vorgesehenen  neuen  Verträge  wird 
binnen  sechs  Monaten  nach  der  Ratifikation  des  Friedensvertrags  eine  aus 
Vertretern  der  beiden  Teile  bestehende  Kommission  an  einem  später  zu 
bestimmenden  Orte  zusammentreten.  Soweit  sich  diese  binnen  drei  Monaten 
nach  ihrem  Zusammentritte  nicht  einigt,  steht  es  jedem  Teile  frei,  von  den 
Vertragsbestimmungen  zurückzutreten,  die  er  gemäß  Abs.  1  Satz  1  dem 
anderen  Teile  mitgeteilt  hat;  handelt  es  sich  dabei  um  Einzelbestimmungen, 
so  steht  dem  anderen  Teile  der  Rücktritt  vom  ganzen  Vertrage  frei. 

Artikel  5. 

Die  Verträge,  Abkommen  und  Vereinbarungen,  an  denen  außer  Deutsch- 
land und  Rußland  dritte  Mächte  beteiligt  sind  und  in  welche  die  Ukrainische 
Volksrepublik  neben  Rußland  oder  an  dessen  Stelle  eintritt,  treten  zwischen 
den  vertragschließenden  Teilen  bei  der  Ratifikation  des  Friedensvertrags  oder, 
sofern  der  Eintritt  später  erfolgt,  in  diesem  Zeitpunkt  in  Kraft.  Auf  die 
mit  solchen  Kollektivverträgen  in  Zusammenhang  stehenden  Einzelverträge 
zwischen  den  beiden  Teilen  finden  die  Bestimmungen  des  Art.  3  über  die 
Verlängerung  der  Geltungsdauer  und  des  Art.  4  über  den  Rücktritt  keine 
Anwendung. 

Wegen  der  Kollektivverträge  politischen  Inhalts,  an  denen  noch  andere 
kriegführende  Mächte  beteiligt  sind,  behalten  sich  die  beiden  Teile  ihre  Stellung- 
nahme bis  nach  Abschluß  des  allgemeinen  Friedens  vor. 
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Drittes  Kapitel. 
Wiederherstellung'  der  Privatrechte. 

Artikel  6. 

Alle  in  dem  Gebiet  eines  vertragschließenden  Teiles  bestehenden  Be- 
stimmungen, wonach  mit  Rücksicht  auf  den  Kriegszustand  die  Angehörigen 
des  anderen  Teiles  in  Ansehung  ihrer  Privatrechte  irgendwelcher  besonderen 
Regelung  unterliegen  (Kriegsgesetze),  treten  mit  der  Ratifikation  des  Friedens- 
vertrags außer  Anwendung. 

Als  Angehörige  eines  vertragschließenden  Teiles  gelten  auch  solche 
juristische  Personen  und  Gesellschaften,  die  in  seinem  Gebiet  ihren  Sitz  haben. 
Ferner  sind  den  Angehörigen  eines  Teiles  juristische  Personen  und  Gesellschaften, 
die  in  seinem  Gebiete  iricht  ihren  Sitz  haben,  insoweit  gleichzustellen,  als 
sie  im  Gebiete  des  anderen  Teiles  den  für  diese  Angehörigen  geltenden 
Bestimmungen  unterworfen  waren. 

Artikel  7. 

üeber  privatrechtliche  Schuldverhältnisse,  die  durch  Kriegsgesetze  beein- 
trächtigt worden  sind,  wird  nachstehendes  vereinbart. 

§  1.  Die  Schuldverhältnisse  werden  wiederhergestellt,  soweit  sich  nicht 
aus  den  Bestimmungen  der  Artt.  7  bis  11  ein  anderes  ergibt. 

§  2.  Die  Bestimmung  des  §  1  hindert  nicht,  daß  die  Frage,  welchen 
Einfluß  die  durch  den  Krieg  geschaffenen  Zustände,  insbesondere  die  durch 
Verkehrshindernisse  oder  Handelsverbote  herbeigeführte  Unmöglichkeit  der 
Erfüllung,  auf  die  Schuldverhältnisse  ausüben,  im  Gebiete  jedes  vertrag- 
schließenden Teiles  nach  den  dort  für  alle  Landeseinwohner  geltenden  Gesetzen 
beurteilt  wird. 

Dabei  dürfen  die  Angehörigen  des  anderen  Teiles,  die  durch  Maßnahmen 
dieses  Teiles  behindert  worden  sind,  nicht  ungünstiger  behandelt  werden  als 
die  Angehörigen  des  eigenen  Staates,  die  durch  dessen  Maßnahmen  behindert 
worden  sind.  Auch  soll  derjenige,  der  durch  den  Krieg  an  der  rechtzeitigen 
Bewirkung  einer  Leistung  behindert  war,  nicht  verpflichtet  sein,  den  dadurch 
entstandenen  Schaden  zu  ersetzen. 

§  3.  Geldforderungen,  deren  Bezahlung  im  Laufe  des  Krieges  auf  Grund 
von  Kriegsgesetzen  verweigert  werden  konnte,  brauchen  nicht  vor  Ablauf 
von  drei  Monaten  nach  der  Ratifikation  des  Friedensvertrags  bezahlt  zu 
werden.  Sie  sind  von  der  ursprünglichen  Fälligkeit  an  für  die  Dauer  des 
Krieges  und  der  anschließenden  drei  Monate  ohne  Rücksicht  auf  Moratorien 
mit  fünf  vom  Hundert  für  das  Jahr  zu  verzinsen ;  bis  zur  ursprünglichen 
Fälligkeit  sind  gegebenenfalls  die  vertraglichen  Zinsen  zu  zahlen. 

?;  4.  Für  die  Abwicklung  der  Außenstände  und  sonstigen  privat  recht- 
lichen Verbindlichkeiten  sind  die  staatlich  anerkannten  Gläubigerschutzverbände 
zur  Verfolgung  der  Ansprüche  der  ihnen  angeschlosseneu  natürlichen  und 
juristischen  Personen  als  deren  Bevollmächtigte  wechselseitig  anzuerkennen 
und  zuzulassen. 

Artikel  8. 

Die  vertragschließenden  Teile  sind  darüber  einig,  daß  nach  der  Rati- 
fikation des  Friedensvertrags  die  Bezahlung  der  staatlichen  Verbindlichkeiten, 
insbesondere  der  öffentliche  Schuldendienst,  den  beiderseitigen  Angehörigen 
gegenüber  aufgenommen  werden  soll. 

Im  Hinblick  auf  die  von  der  Ukrainischen  Volksrepublik  in  Aussicht 
genommene  Vermögensauseinandersetzung  mit  den  übrigen  Teilen  des  ehemaligen 
Russischen  Kaiserreichs  bleibt  die  Ausführung  des  im  Abs.  1  aufgestellten 
Grundsatzes  bescmderer  Vereinbarung  vorbehalten.  Dabei  wird  die  Ukrainische 
Volksrepublik  den  deutschen  Staatsangehörigen  gegenüber  jedenfalls  die  Ver- 
bindlichkeiten übernehmen,  die  für  die  in  der  Ukraine  vorgenommenen  öffent- 
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liehen  Arbeiten  eingegangen  oder  durch  dort  befindliche  Vermögensgegenstände 
sichergestellt  sind. 

Artikel  9. 

Die  vertragschließenden  Teile  sind  darüber  einig,  daß  vorbehaltlich  der 
Bestimmungen  des  Artikel  11  Urheberrechte  und  gewerbliche  Schutzrechte, 
Konzessionen  und  Trivilegien  sowie  ähnliche  Ansprüche  auf  öffentlich-recht- 
licher Grundlage,  die  durch  Kriegsgesetze  beeinträchtigt  worden  sind,  für  das 
Gebiet  der  Ukraine  wiederhergestellt  werden. 

Die  Bestimmung  des  Abs.  1  soll  auf  Konzessionen,  Privilegien  und 
ähnliche  Ansprüche  keine  Anwendung  finden,  soweit  diese  auf  Grund  einer 
für  alle  Landeseinwohner  und  für  alle  Rechte  der  gleichen  Art  geltenden 
Gesetzgebung  inzwischen  abgeschafft  oder  vom  Staate  oder  von  Gemeinden 
übernommen  worden  sind  und  in  deren  Besitze  verbleiben. 

Die  Ausführung  der  in  den  Absätzen  1  und  2  aufgestellten  Grundsätze 
bleibt  besonderer  Vereinbarung  vorbehalten. 

Artikel  10. 

Die  Fristen  für  die  Verjährung  von  Rechten  sollen  im  Gebiete  jedes 
vertragschließenden  Teiles  gegenüber  den  Angehörigen  des  anderen  Teiles, 
falls  sie  zur  Zeit  des  Kriegsausbruchs  noch  nicht  abgelaufen  waren,  frühestens 
ein  Jahr  nach  der  Ratifikation  des  Friedensvertrags  ablaufen.  Das  Gleiche 
gilt  von  den  Fristen  zur  Vorlegung  von  Zinsscheinen  und  Gewinnanteil- 
scheinen sowie  von  ausgelosten  oder  sonst  zahlbar  gewordenen  Wertpapieren. 

Artikel  11. 

Die  Tätigkeit  der  Stellen,  die  auf  Grund  von  Kriegsgesetzen  mit  der 
Beaufsichtigung,  Verwahrung,  Verwaltung  oder  Liquidation  von  Vermögens- 
gegenständen oder  der  Annahme  von  Zahlungen  befaßt  worden  sind,  soll 
unbeschadet  der  Bestimmungen  des  Artikel  12  nach  Maßgabe  der  nach- 
stehenden Grundsätze  abgewickelt  werden. 

§  1.  Die  beaufsichtigten,  verwahrten  oder  verwalteten  Vermögens- 
gegenstände sind  auf  Verlangen  des  Berechtigten  unverzüglich  freizugeben ; 
bis  zur  Uebernahme  durch  den  Berechtigten  ist  für  eine  Wahrung  seiner 
Interessen  zu  sorgen. 

§  2.  Die  Bestimmungen  des  §  1  sollen  wohlerworbene  Rechte  Dritter 
nicht  berühren.  Zahlungen  und  sonstige  Leistungen  eines  Schuldners,  die 
von  den  im  Eingang  dieses  Artikels  erwähnten  Stellen  oder  auf  deren  Ver- 
anlassung entgegengenommen  worden  sind,  sollen  in  den  Gebieten  der  ver- 
tragschließenden Teile  die  gleiche  Wirkung  haben,  Avie  wenn  sie  der  Gläubiger 
selbst  empfangen  hätte. 

Privatrechtliche  Verfügungen,  die  von  den  bezeichneten  Stellen  oder  auf 
deren  Veranlassung  oder  ihnen  gegenüber  vorgenommen  worden  sind,  bleiben 
mit  Wirkung  für  beide  Teile  aufrechterhalten. 

§  3.  Ueber  die  Tätigkeit  der  im  Eingang  dieses  Artikels  erwähnten 
Stellen,  insbesondere  über  die  Einnahmen  und  Ausgaben,  ist  den  Berechtigten 
auf  Verlangen  unverzüglich  Auskunft  zu  erteilen. 

Artikel  12. 
Grundstücke  oder  Rechte  an  einem  Grundstück,  Bergwerksgerechtsame 
sowie  Rechte  auf  die  Benutzung  oder  Ausbeutung  von  Grundstücken,  Unter- 
nehmungen oder  Beteiligungen  an  einem  Unternehmen,  insbesondere  Aktien, 
die  infolge  von  Kriegsgesetzen  veräußert  oder  dem  Berechtigten  sonst  durch 
Zwang  entzogen  worden  sind,  sollen  dem  früheren  Berechtigten  auf  einen 
innerhalb  eines  Jahres  nach  der  Ratifikation  des  Friedensvertrags  zu  stellenden 
Antrag  gegen  Rückgewähr  der  ihm  aus  Anlaß  der  Veräußerung  oder  Ent- 
ziehung etwa  erwachsenen  Vorteile  frei  von  allen  inzwischen  begründeten 
Rechten  Dritter  wieder  übertragen  werden. 
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Die  Bestimmungen  des  Abs.  1  finden  keine  Anwendung,  soweit  die  ver- 
äußerten Vermögensgegenstände  auf  Grund  einer  für  alle  Landeseinwohner 
und  für  alle  Gegenstände  der  gleichen  Art  geltenden  Gesetzgebung  inzwischen 
vom  Staate  oder  von  Gemeinden  übernommen  worden  sind  und  in  deren 
Besitze  verbleiben ;  im  Falle  der  Wiederaufhebung  der  üebernahme  kann  der 
im  Abs.  1  vorgesehene  Antrag  auf  Rückgewähr  innerhalb  eines  Jahres  nach 
der  Wiederaufhebung  gestellt  werden. 

Viertes  Kapitel. 
Ersatz  für  Zivllschäden. 

Artikel  13. 

Die  vertragschließenden  Teile  sind  darüber  einig,  daß  den  beiderseitigen 
Angehörigen  die  Schäden  ersetzt  werden,  die  sie  infolge  von  Kriegsgesetzen 
durch  die  zeitweilige  oder  dauernde  Entziehung  von  Urheberrechten,  gewerb- 
lichen Schutzrechten.  Konzessionen,  Privilegien  und  ähnlichen  Ansprüchen 
oder  durch  die  Beaufsichtigung,  Verwahrung.  Verwaltung  oder  Veräußerung 
von  Vermögensgegenständen  erlitten  haben.  Das  Gleiche  gilt  für  die  Schäden, 
die  den  Zivilangehörigen  jedes  Teiles  während  des  Krieges  außerhalb  der 
Kriegsgebiete  von  den  staatlichen  Organen  oder  der  Bevölkerung  des  anderen 
Teiles  durch  völkerrechtswidrige  Gewaltakte  an  Leben,  Gesundheit  oder 
Vermögen  zugefügt  worden  sind. 

Im  Hinblick  auf  die  von  der  Ukrainischen  Volksrepublik  in  Aussicht 
genommene  Vermögensauseinandersetzung  mit  den  übrigen  Teilen  des  ehe- 
maligen Russischen  Kaiserreichs  bleibt  die  Ausführung  der  im  Abs.  1  auf- 
gestellten Grundsätze  besonderer  Vereinbarung  vorbehalten. 

Fünftes  Kapitel. 
Austansch   der  beiderseitig'en  Kriegss:efangenen   und  Zirilinteruierten. 

Artikel  14. 

Ueber  den  im  Artikel  VI  des  Friedensvertrags  vorgesehenen  Aastausch 
der  Kriegsgefangenen  werden  die  nachstehenden  Bestimmungen  getroffen : 

§  1.  Der  bereits  im  Gange  befindliche  Austausch  dienstuntauglicher 
Kriegsgefangenen  wird  mit  möglichster  Beschleunigung  durchgeführt  werden. 

Der  Austausch  der  übrigen  Kriegsgefangenen  erfolgt  tunlichst  bald  in 
bestimmten,  noch  näher  zu  vereinbarenden  Zeiträumen. 

§  2.  Bei  der  Entlassung  erhalten  die  Kriegsgefangenen  das  ihnen  von 
den  Behörden  des  Aufenthaltsstaats  abgenommene  Privateigentum  sowie  den 
noch  nicht  ausbezahlten  oder  verrechneten  Teil  ihres  Arbeitsverdienstes ;  diese 
Verpflichtung  bezieht  sich  nicht  auf  Schriftstücke  militärischen  Inhalts. 

§  3.  Eine  aus  je  vier  Vertretern  der  beiden  Teile  zu  bildende  Kom- 
mission soll  alsbald  nach  der  Ratifikation  des  Friedensvertrags  in  Brest- 
Litowsk  zusammentreten,  um  die  im  §  1  Abs.  2  vorgesehenen  Zeiträume  sowie 
die  sonstigen  Einzelheiten  des  Austausches,  insbesondere  die  Art  und  Weise 
der  Heimbeförderung,  festzusetzen  und  die  Durchführung  der  getroffenen 
Vereinbarungen  zu  überwachen. 

§  4.  Die  nach  völkerrechtlichen  Grundsätzen  zu  erstattenden  Auf- 
wendungen für  die  beiderseitigen  Kriegsgefangenen  werden  im  Hinblick  auf 
die  Gefangenenzahlen  gegeneinander  aufgerechnet. 

Artikel  15. 

Ueber  die  Heimkehr  der  beiderseitigen  Zivilangehörigen  werden  die 
nachstehenden  Bestimmungen  getroffen : 

S  1.  Die  beiderseitigen  internierten  oder  verschickten  Zivilangehörigen 
werden   tunlichst   bald   unentgeltlich  heimbefördert  werden,   soweit  sie  nicht 


12  I-    Die  Ostfriedensverträge  der  Zentralmächte. 

mit  Zustimmiinf?  des  Aufenthaltsstaats  in  dessen  Gebiete  zu  bleiben  oder  sich 
in  ein  anderes  Land  zu  begeben  wünschen. 

Die  im  Artikel  14  65  8  erwähnte  Kommission  soll  die  Einzelheiten  der 
Heimbeförderung  regeln  und  die  Durchführung  der  getroffenen  Vereinbarungen 
überwachen. 

!^  2.  Die  Angehörigen  eines  Teiles,  die  bei  Kriegsausbruch  in  dem  Ge- 
biete des  andern  Teiles  ihren  Wohnsitz  oder  eine  gewerbliche  oder  Handels- 
niederlassung hatten  und  sich  nicht  in  diesem  Gebiete  aufhalten,  können 
dorthin  zurückkehren,  sobald  sich  der  andere  Teil  nicht  mehr  im  Kriegs- 
zustand befindet.  Die  Rückkehr  kann  nur  aus  Gründen  der  inneren  oder 
äußeren  Sicherheit  des  Staates  versagt  werden. 

Als  Ausweis  genügt  ein  von  den  Behörden  des  Heimatstaats  ausge- 
stellter Paß,  wonach  der  Inhaber  zu  den  im  Abs.  1  bezeichneten  Personen 
gehört;  ein  Sichtvermerk  auf  dem  Passe  ist  nicht  erforderlich. 

Artikel  16. 

Die  Angehörigen  jedes  vertragschließenden  Teiles  sollen  im  Gebiet'^  des 
anderen  Teiles  für  die  Zeit,  während  deren  dort  ihr  Gewerbe-  oder  Handels- 
betrieb oder  ihre  sonstige  Erwerbstätigkeit  infolge  des  Krieges  geruht  hat, 
keinerlei  Auflagen,  Abgaben,  Steuern  oder  Gebühren  für  den  Gewerbe-  oder 
Handelsbetrieb  oder  die  sonstige  Erwerbstätigkeit  unterliegen.  Beträge,  die 
hiernach  nicht  geschuldet  werden,  aber  bereits  erhoben  sind,  sollen  binnen 
sechs  Monaten  nach  der  Ratifikation  des  Friedensvertrags  zurückerstattet 
werden. 

Auf  Handels-  und  sonstige  Erwerbsgesellschaften,  an  denen  Angehörige 
des  einen  Teiles  als  Gesellschafter,  Aktionäre  oder  in  sonstiger  Weise  be- 
teiligt sind  und  deren  Betrieb  im  Gebiete  des  anderen  Teiles  infolge  des 
Krieges  geruht  hat,  finden  die  Bestimmungen  des  Abs.  1  entsprechende  An- 
wendung. 

Artikel  17. 

Jeder  vertragschließende  Teil  verpflichtet  sich,  die  auf  seinem  Gebiete 
befindlichen  Grabstätten  der  Heeresangehörigen  sowie  der  während  der  Inter- 
nierung oder  Verschickung  verstorbenen  sonstigen  Angehörigen  des  anderen 
Teiles  zu  achten  und  zu  unterhalten;  auch  können  Beauftragte  dieses  Teiles 
die  Pflege  und  angemessene  Ausschmückung  der  Grabstätten  im  Einvernehmen 
mit  den  Landesbehörden  besorgen.  Die  mit  der  Pflege  der  Grabstätten  zu- 
sammenhängenden  Einzelfragen   bleiben   weiterer  Vereinbarung   vorbehalten. 

Sechstes  Kapitel. 
Fürsorge  für  Rückwanderer. 

Artikel  18. 

Den  Angehörigen  jedes  vertragschließenden  Teiles,  die  aus  dem  Gebiete 
des  anderen  Teiles  stammen,  soll  es  während  einer  Frist  von  zehn  Jahren 
nach  der  Ratifikation  des  Friedensvertrages  freistehen,  im  Einvernehmen  mit 
den  Behörden  dieses  Teiles  nach  ihrem  Stammland  zurückzuwandern. 

Die  zur  Rückwanderung  berechtigten  Personen  sollen  auf  Antrag  die 
Entlassung  aus  ihrem  bisherigen  Staatsverband  erhalten.  Auch  soll  ihr 
schriftlicher  oder  mündlicher  Verkehr  mit  den  diplomatischen  und  konsula- 
rischen Vertretern  des  Stammlandes  in  keiner  Weise  gehindert  oder  er- 
schwert werden. 

Artikel  19. 

Die  Rückwanderer  sollen  durch  die  Ausübung  des  Rückwanderungs- 
rechts keinerlei  vermögensrechtliche  Nachteile  erleiden.  Sie  sollen  befugt 
sein,  ihr  Vermögen  zu  liquidieren  und  den  Erlös,  und  vorbehaltlich  der  Be- 
stimmungen   der    allgemeinen  Landesgesetze,    auch  ihre   sonstige   bewegliche 
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Habe  mitzunehmen;  ferner  dürfen  sie  ihre  Pachtverträge  unter  Einhaltung 
einer  Frist  von  sechs  Monaten  kündigen,  ohne  daß  der  Verpächter  wegen 
vorzeitiger  Auflösung  des  Pachtvertrags  Schadensersatzansprüche  geltend 
machen  kann. 

Siebentes  Kapitel. 
Amnestie. 

Artikel  20. 

Jeder  vertragschließende  Teil  gewährt  den  Angehörigen  des  anderen 
Teiles  Straffreiheit  nach  Maßgabe  der  nachstehenden  Bestimmungen. 

§  1.  Jeder  Teil  gewährt  volle  Straffreiheit  den  dem  anderen  Teile 
angehörenden  Kriegsgefangenen  für  alle  von  ihnen  begangenen  gerichtlich 
oder  disziplinarisch  strafbaren  Handlungen. 

§  2.  Jeder  Teil  gewährt  volle  Straffreiheit  den  Zivilangehörigen  des 
anderen  Teiles,  die  während  des  Krieges  interniert  oder  verschickt  worden 
sind,  für  die  während  der  Internierung  oder  Verschickung  begangenen  ge- 
richtlich oder  disziplinarisch  strafbaren  Handlungen. 

§  3.  Jeder  Teil  gewährt  volle  Straffreiheit  allen  Angehörigen  des 
anderen  Teiles  für  die  zu  dessen  Gunsten  begangenen  Straftaten  und  für 
Verstöße  gegen  die  zum  Nachteil  feindlicher  Ausländer  ergangenen  Aus- 
nahmegesetze. 

§  4.  Die  in  den  §§  1  bis  3  vorgesehene  Straffreiheit  erstreckt  sich 
nicht  auf  Handlungen,  die  nach  der  Ratifikation  des  Friedensvertrags  be- 
gangen werden. 

§  5.  Soweit  nach  den  Bestimmungen  der  §§  1  bis  4  Straffreiheit  ge- 
währt wird,  werden  neue  Strafverfahren  nicht  eingeleitet,  die  anhängigen 
Strafverfahren  eingestellt  und  die  erkannten  Strafen  erlassen.  Doch  können 
Kriegsgefangene,  die  sich  wegen  Kriegs-  oder  Landesverrats,  vorsätzlicher 
Tötung,  Raubes,  räuberischer  Erpressung,  vorsätzlicher  Brandstiftung  oder 
Sittlichkeitsverbrechen  in  Untersuchungs-  oder  Strafhaft  befinden,  bis  zu  ihrer 
Entlassung  in  Haft  gehalten  werden. 

Artikel  21. 

Die  vertragschließenden  Teile  gewähren  ihren  eigenen  Angehörigen 
Straffreiheit  nach  Maßgabe  der  nachstehenden  Bestimmungen. 

§  1.  Jeder  Teil  gewährt  volle  Straffreiheit  den  Angehörigen  seiner 
bewaffneten  Macht  in  Ansehung  der  Arbeiten,  die  sie  als  Kriegsgefangene 
des  anderen  Teiles  geleistet  haben.  Das  Gleiche  gilt  für  die  von  den  beider- 
seitigen Zivilangehörigen  während  ihrer  Internierung  oder  Verschickung  ge- 
leisteten Arbeiten. 

§  2.  Jeder  Teil  gewährt  volle  Straffreiheit  den  Bewohnern  seiner  von 
dem  anderen  Teile  besetzten  Gebiete  für  ihr  politisches  Verhalten  während 
der  Zeit  der  Besetzung. 

§  3.  Auf  die  in  den  §§  1,  2  vorgesehene  Straffreiheit  finden  die  Be- 
stimmungen des  Artikel  20  §  5  Anwendung;  auch  dürfen  in  diesen  Fällen 
über  die  beteiligten  Personen  und  ihre  Familien  weitere  Rechtsnachteile  nicht 
verhängt  werden. 

Artikel  22. 

Die  vertragschließenden  Teile  behalten  sich  vor,  über  die  von  jedem 
Teile  zu  gewährende  Straffreiheit  für  die  zu  seinen  Ungunsten  begangenen 
Handlungen  weitere  Vereinbarungen  zu  treffen. 
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Achtes  Kapitel. 

Bohandliiiig:  der  in  die  Gewalt  des  Gegners  geratenen  Kauffahrteischiffe 
und  Schiffsladungen. 

Artikel  23. 

Kauffahrteischiffe  des  einen  vertragschließenden  Teiles,  die  bei  Kriegs- 
ausbruch in  den  Häfen  des  anderen  Teiles  lagen,  werden  ebenso  wie  ihre 
Ladungen  zurückgegeben  oder,  soweit  dies  nicht  möglich  ist,  in  Geld  ersetzt 
werden.  Wegen  der  Vergütung  für  die  Benutzung  solcher  Schiffe  während 
des  Krieges  bleibt  im  Hinblick  auf  die  von  der  Ukrainischen  Volksrepublik 
in  Aussicht  genommene  Auseinandersetzung  mit  den  übrigen  Teilen  des  ehe- 
maligen Russischen  Kaiserreichs  eine  besondere  Vereinbarung  vorbehalten. 

Artikel  24. 

Die  als  Prisen  aufgebrachten  Kauffahrteischiffe  der  vertragschließenden 
Teile  sollen,  wenn  sie  vor  der  Ratifikation  des  Friedensvertrags  durch  rechts- 
kräftiges Urteil  eines  Prisengerichts  kondemniert  worden  sind  und  nicht  unter 
die  Bestimmungen  des  Artikel  23  fallen,  als  endgültig  eingezogen  angesehen 
werden ;  im  übrigen  sind  sie  zurückzugeben  oder,  soweit  sie  nicht  mehr  vor- 
handen sind,  in  Geld  zu  ersetzen.  Diese  Bestimmungen  finden  auf  die  als 
Prisen  aufgebrachten  Schiffsladungen  von  Angehörigen  der  vertragschließenden 
Teile  entsprechende  Anwendung. 

Artikel  25. 

Die  Durchführung  der  in  den  Artikeln  23,  24  enthaltenen  Bestimmungen, 
insbesondere  die  Festsetzung  der  zu  zahlenden  Entschädigungen,  erfolgt  durch 
eine  gemischte  Kommission,  die  aus  je  einem  Vertreter  der  vertragschließen- 
den Teile  und  einem  neutralen  Obmann  bestehen  und  binnen  drei  Monaten 
nach  der  Ratifikation  des  Friedensvertrags  in  Odessa  oder  an  einem  anderen 
geeigneten  Orte  zusammentreten  wird ;  um  die  Bezeichnung  des  Obmanns 
wird  der  Präsident  des  Schweizerischen  Bundesrats  gebeten  werden. 

Artikel  26. 

Die  vertragschließenden  Teile  werden  alles,  was  in  ihrer  Macht  liegt, 
tun,  damit  die  nach  Artikel  23,  24  zurückzugebenden  Kauffahrteischiffe  nebst 
ihren  Ladungen  frei  nach  der  Heimat  zurückgelangen  können. 

Neuntes  Kapitel. 
Schlußbestimmnngen. 

Artikel  27. 

Dieser  Zusatzvertrag,  der  einen  wesentlichen  Bestandteil  des  Friedens- 
vertrags bildet,  soll  ratifiziert  und  die  Ratifikationsurkunden  sollen  zugleich 
mit  den  Ratifikationsurkunden  des  Friedensvertrags  ausgetauscht  werden. 

Artikel  28. 

Der  Zusatzvertrag  tritt,  soweit  darin  nicht  ein  Anderes  bestimmt  ist, 
gleichzeitig  mit  dem  Friedensvertrag  in  Kraft. 

Zur  Ergänzung  des  Zusatzvertrags,  insbesondere  zum  Abschluß  der 
darin  vorbehaltenen  weiteren  Vereinbarungen,  werden  binnen  vier  Monaten 
nach  der  Ratifikation  Vertreter  der  vertragschließenden  Teile  an  einem 
später  zu  bestimmenden  Orte  zusammentreten. 

Zu  ürkund  dessen  haben  die  Bevollmächtigten  sowie  als  Vertreter  der 
Deutschen  Obersten  Heeresleitung  der  Chef  des  Generalstabs  des  Oberbefehls- 
habers Ost,  Königlich  Preußischer  Generalmajor  Herr  3fax  Ho  ff  mann  diesen 
Zusatzvertrag  unterzeichnet  und  mit  amtlichen  Siegeln  versehen. 

Ausgefertigt  in  doppelter  Urschrift  in  Brest-Litowsk  am  9.  Februar  1918. 
(Folgen  die  Unterschriften.) 
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2,  Friedensvertrag  mit  Rußland  (Brest-Litowsk  3.  März  1918).  * 

Kr.  2050.  Friedensvertrag  zwischen  Deutschland,  Oester- 
reich-Ungarn,  Bulgarien  und  der  Türltei  einerseits  und 
Rußland  andererseits. 

.  Da  Deutschland,  Oesterreich-Unprarn.  Bulgarien  und  die  Türkei  einerseits 
und  Rußland  andererseits  übereingekommen  sind,  den  Kriegszustand  zu  be- 
enden und  die  Friedensverhandlungen  möglichst  rasch  zum  Ziele  zu  führen, 
wurden  zu  Bevollmächtigten  ernannt : 

(folgen  die  Namen). 

Die  Bevollmächtigten  sind  in  Brest-Litowsk  zu  den  Friedensverhand- 
lungen zusammengetreten  und  haben  sich  nach  Vorlegung  ihrer  in  guter 
und  gehöriger  Form  befundenen  Vollmachten  über  folgende  Bestimmungen 
geeinigt. 

Artikel  I. 

Deutschland,  Oesterreich-Ungarn,  Bulgarien  und  die  Türkei  einerseits 
und  Rußland  andererseits  erklären,  daß  der  Kriegszustand  zwischen  ihnen 
beendet  ist.  Sie  sind  entschlossen,  fortan  in  Frieden  und  Freundschaft  mit- 
einander zu  leben. 

Artikel  II. 

Die  vertragschließenden  Teile  werden  jede  Agitation  oder  Propaganda 
gegen  die  Regierung  oder  die  Staats-  und  Heereseinrichtungen  des  anderen 
Teiles  unterlassen.  Die  Verpflichtung  gilt,  soweit  sie  Rußland  obliegt,  auch 
für  die  von  den  Mächten  des  Vierbundes  besetzten  Gebiete. 

Artikel  III. 

Die  Gebiete,  die  westlich  der  zwischen  den  vertragschließenden  Teilen 
vereinbarten  Linie  liegen  und  zu  Rußland  gehört  haben,  werden  der  russischen 
Staatshoheit  nicht  mehr  unterstehen;  die  vereinbarte  Linie  ergibt  sich  aus 
der  diesem  Friedensvertrag  als  wesentlicher  Bestandteil  beigefügten  Karte 
(Anlage  1;.  Die  genaue  Festlegung  der  Linie  wird  durch  eine  deutsch- 
russische Kommission  erfolgen. 

Den  in  Rede  stehenden  Gebieten  werden  aus  der  ehemaligen  Zugehörig- 
keit zu  Rußland  keinerlei  Verpflichtungen  gegenüber  Rußland  erwachsen. 

Rußland  verzichtet  auf  jede  Einmischung  in  die  inneren  Verhältnisse 
dieser  Gebiete.  Deutschland  und  Oesterreich-Ungarn  beabsichtigen,  das 
künftige  Schicksal  dieser  Gebiete  im  Benehmen  mit  deren  Bevölkerung  zu 
bestimmen. 

Artikel  IV. 

Deutschland  ist  bereit,  sobald  der  allgemeine  Friede  geschlossen  und 
die  russische  Demobilmachung  vollkommen  durchgeführt  ist,  das  Gebiet  östlich 
der  im  Artikel  III  Absatz  1  bezeichneten  Linie  zu  räumen,  soweit  nicht 
Artikel  VI  anders  bestimmt. 

Rußland  wird  alles  in  seinen  Kräften  Stehende  tun,  um  die  alsbaldige 
Räumung  der  ostanatolischen  Provinzen  und  ihre  ordnungsmäßige  Rückgabe 
an  die  Türkei  sicherzustellen. 

Die  Bezirke  Erdehan,  Kars  und  Batum  werden  gleichfalls  ohne  Verzug 
von  den  russischen  Truppen  geräumt.  Rußland  wird  sich  in  die  Neu- 
ordnung der  staatsrechtlichen  und  völkerrechtlichen  Verhältnisse  dieser  Be- 
zirke nicht  einmischen,  sondern  überläßt  es  der  Bevölkerung  dieser  Bezirke, 
die  Neuordnung  im  Einvernehmen  mit  den  Nachbarstaaten,  namentlich  der 
Türkei,  durchzuführen. 


Reichsgesetzblatt  1918,  S.  479-652. 


H'y  I.   Die  Ostfriedensverträge  der  Zentralmächte. 

Artikel  V. 

Rußland  wird  die  völlige  Demobilmachung  seines  Heeres  einschließlich 
der  von  der  jetzigen  Regierung  neugebildeten  Ueeresteile  unverzüglich  durch- 
führen. 

Ferner  wird  Rußland  seine  Kriegsschiffe  entweder  in  russische  Häfen 
überführen  und  dort  bis  zum  allgemeinen  Friedensschluß  belassen  oder  sofort 
desarmieren.  Kriegsschiffe  der  mit  den  Mächten  des  Vierbundes  im  Kriegs- 
zustand verbleibenden  Staaten  werden,  soweit  sie  sich  im  russischen  Macht- 
bereich befinden,  wie  russische  Kriegsschiffe  behandelt  werden. 

Das  Sperrgebiet  im  Eismeer  bleibt  bis  zum  allgemeinen  Friedensschluß 
bestehen.  In  der  Ostsee  und,  soweit  die  russische  Macht  reicht,  im  Schwarzen 
Meere  wird  sofort  mit  der  Wegräumung  der  Minen  begonnen.  Die  Handels- 
schiffabrt  in  diesen  Seegebieten  ist  frei  und  wird  sofort  wieder  aufge- 
nommen. Zur  Festlegung  der  näheren  Bestimmungen,  namentlich  zur  Be- 
kanntgabe der  gefahrlosen  Wege  für  die  Handelsschiffe,  werden ,  gemischte 
Kommissionen  eingesetzt.  Die  Schiffahrtswege  sind  dauernd  von  treibenden 
Minen  freizuhalten. 

Artikel  VI. 

Rußland  verpflichtet  sich,  sofort  Frieden  mit  der  ukrainischen  Volks- 
republik zu  schließen  und  den  Friedensvertrag  zwischen  diesem  Staate  und 
den  Mächten  des  Vierbundes  anzuerkennen.  Das  ukrainische  Gebiet  wird 
unverzüglich  von  den  russischen  Truppen  und  der  russischen  Roten  Garde 
geräumt.  Rußland  stellt  jede  Agitation  oder  Propaganda  gegen  die  Regie- 
rung oder  die  öffentlicben  Einrichtungen  der  ukrainischen  Volksrepublik  ein. 

Estland  und  Livland  werden  gleichfalls  ohne  Verzug  von  den  russischen 
Truppen  und  der  russischen  Roten  Garde  geräumt.  Die  Ostgrenze  von 
Estland  läuft  im  allgemeinen  dem  Narwa-Flusse  entlang.  Die  Ostgrenze 
von  Livland  verläuft  im  allgemeinen  durch  den  Peipus-See  und  Pskowschen 
See  bis  zu  dessen  Südwestecke,  dann  über  den  Lubanschen  See  in  Richtung 
Livenhof  an  der  Düna.  Estland  und  Livland  werden  von  einer  deutschen 
Polizeimacht  besetzt,  bis  dort  die  Sicherheit  durch  eigene  Landeseinrich- 
tungen gewährleistet  und  die  staatliche  Ordnung  hergestellt  ist.  Rußland 
wird  alle  verhafteten  oder  verschleppten  Bewohner  Estlands  und  Livlands 
sofort  freilassen  und  gewährleistet  die  sichere  Rücksendung  aller  verschleppten 
Estländer  und  Livländer. 

Auch  Finnland  und  die  Aalandinseln  werden  alsbald  von  den  russischen 
Truppen  und  der  russischen  Roten  Garde,  die  finnischen  Häfen  von  der  russi- 
schen Flotte  und  den  russischen  Seestreitkräften  geräumt.  Solange  das  Eis 
die  Ueberführung  der  Kriegsschiffe  in  russische  Häfen  ausschließt,  werden 
auf  den  Kriegsschiffen  nur  schwache  Kommandos  zurückbleiben.  Rußland 
stellt  jede  Agitation  oder  Propaganda  gegen  die  Regierung  oder  die  öffent- 
lichen Einrichtungen  Finnlands  ein. 

Die  auf  den  Aalandinseln  angelegten  Befestigungen  sind  sobald  als 
möglich  zu  entfernen.  Ueber  die  dauernde  Nichtbefestigung  dieser  Inseln 
sowie  über  ihre  sonstige  Behandlung  in  militärischer  und  schiffahrtstech- 
nischer Hinsicht  ist  ein  besonderes  Abkommen  zwischen  Deutschland,  Finnland, 
Rußland  und  Schweden  zu  treffen;  es  besteht  Einverständnis  darüber,  daß 
hierzu  auf  Wunsch  Deutschlands  auch  andere  Anliegerstaaten  der  Ostsee 
hinzuzuziehen  sein  würden. 

Artikel  VII. 

Von  der  Tatsache  ausgehend,  daß  Persien  und  Afghanistan  freie  und 
unabhängige  Staaten  sind,  verpflichten  sich  die  vertragschließenden  Teile,  die 
politische  und  wirtschaftliche  Unabhängigkeit  und  die  territoriale  Unversehrt- 
heit dieser  Staaten  zu  achten. 
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Artikel  VIII. 

Die  beiderseitigen  Kriegsgefangenen  werden  in  ihre  Heimat  entlassen. 
Die  Regelung  der  hiermit  zusammenhängenden  Fragen  erfolgt  durch  die  im 
Artikel  XII  vorgesehenen  Einzelverträge. 

Artikel  IX. 

Die  vertragschließenden  Teile  verzichten  gegenseitig  auf  den  Ersatz 
ihrer  Kriegskosten,  d.  h.  der  staatlichen  Aufwendungen  für  die  Kriegführung, 
sowie  auf  den  Ersatz  der  Kriegsschäden,  d.  h.  derjenigen  Schäden,  die 
ihnen  und  ihren  Angehörigen  in  den  Kriegsgebieten  durch  militärische  Maß- 
nahmen mit  Einschluß  aller  in  Feindesland  vorgenommenen  Requisitionen 
entstanden  sind. 

Artikel  X. 

Die  diplomatischen  und  konsularischen  Beziehungen  zwischen  den  ver- 
tragschließenden Teilen  werden  sofort  nach  der  Ratifikation  des  Friedens- 
vertrages wieder  aufgenommen.  Wegen  Zulassung  der  beiderseitigen  Konsuln 
bleiben  besondere  Vereinbarungen  vorbehalten. 

Artikel  XL 

Für  die  wirtschaftlichen  Beziehungen  zwischen  den  Mächten  des  Vier- 
bandes und  Rußland  sind  die  in  den  Anlagen  2  bis  5  enthaltenen  Bestim- 
mungen maßgebend,  und  zwar  Anlage  2  für  die  deutsch-russischen,  Anlage  3 
für  die  österreichisch- ungarisch-russischen,  Anlage  4  für  die  bulgarisch- 
russischen, Anlage  5  für  die  türkisch-russischen  Beziehungen. 

Artikel  XII. 

Die  Herstellung  der  öffentlichen  und  privaten  Rechtsbeziehungen,  der 
Austausch  der  Kriegsgefangenen  und  der  Zivilinternierten,  die  Amnestiefrage 
sowie  die  Frage  der  Behandlung  der  in  die  Gewalt  des  Gegners  geratenen 
Handelsschiffe  werden  in  Einzelverträgen  mit  Rußland  geregelt,  welche  einen 
wesentlichen  Bestandteil  des  gegenwärtigen  Friedensvertrages  bilden  und, 
soweit  tunlich,  gleichzeitig  mit  diesem  in  Kraft  treten. 

Artikel  XIII. 

Bei  der  Auslegung  dieses  Vertrages  sind  für  die  Beziehungen  zwischen 
Deutschland  und  Rußland  der  deutsche  und  der  russische  Text,  für  die  Be- 
ziehungen zwischen  Oesterreich- Ungarn  und  Rußland  der  deutsche,  der 
ungarische  und  der  russische  Text,  für  die  Beziehungen  zwischen  Bulgarien 
und  Rußland  der  bulgarische  und  der  rassische  Text,  und  für  die  Be- 
ziehungen zwischen  der  Türkei  und  Rußland  der  türkische  und  der  russische 
Text  maßgebend. 

Artikel  XIV. 

Der  gegenwärtige  Friedensvertrag  wird  ratifiziert  werden.  Die  Rati- 
fikationsurkunden sollen  tunlichst  bald  in  Berlin  ausgetauscht  werden  Die 
Russische  Regierung  verpflichtet  sich,  den  Austausch  der  Ratifikationsurkunden 
auf  Wunsch  einer  der  Mächte  des  Vierbundes  innerhalb  von  zwei  Wochen 
vorzunehmen.  Der  Friedensvertrag  tritt,  soweit  nicht  seine  Artikel,  seine 
Anlagen  oder  die  Zusatzverträge  anders  bestimmen,  mit  seiner  Ratifikation 
in  Kraft. 

Zu  ürkund  dessen  haben  die  Bevollmächtigten  diesen  Vertrag  eigen- 
bändig unterzeichnet. 

Ausgefertigt  in  fünffacher  Urschrift  in  Brest-Litowsk  am  8.  März  1918. 
(Folgen  die  Unterschriften.) 

Anlage  2. 

üeber  die  wirtschaftlichen  Beziehungen  zwischen  Deutschland  und 
Rußland  wird  folgendes  vereinbart : 

1.  Der  deutsch  russische  Handelsvertrag  von  1894  1904  tritt  nicht 
wieder  in  Kraft. 
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Die  vertragschließenden  Teile  verpflichten  sich,  tunlichst  bald  nach 
Abschluß  des  allgemeinen  Friedens  zwischen  Deutschland  einerseits  und  den 
zurzeit  mit  ihm  in  Krieg  befindlichen  europäischen  Staaten,  den  Vereinigten 
Staaten  von  Amerika  und  Japan  anderereits  in  Verhandlungen  über  den  Ab- 
schluß eines  neuen  Handelsvertrages  einzutreten. 

2.  Bis  zu  diesem  Zeitpunkte,  jedenfalls  aber  bis  zum  81.  Dezember 
1919,  sollen  den  gegenseitigen  Handelsbeziehungen  die  in  der  Anlage  ent- 
haltenen Bestimmungen  zugrunde  gelegt  werden,  welche  einen  wesentlichen 
Bestandteil  dieses  Friedensvertrages  bilden.  Jedem  der  beiden  vertrag- 
schließenden Teile  soll  es  jedoch  freistehen,  diese  Bestimmungen  vom  HO.  Juni 
1919  an  mit  sechsmonatiger  Frist  zu  kündigen.  Falls  von  diesem  Kündi- 
gungsrechle  bis  zum  81.  Dezember  19'22  Gebrauch  gemacht  wird,  werden 
bis  zum  81.  Dezember  1925,  falls  die  Kündigung  nach  dtm  81.  Dezember  1922 
erfolgt,  für  einen  Zeitraum  von  3  Jahren  von  dem  Tage  des  Außerkraft- 
tretens der  in  der  Anlage  enthaltenen  Bestimmungen  an  gerechnet,  die  An- 
gehörigen, die  Handels-,  Erwerbs-  und  Finanzgesellschaften  mit  Einschluß 
der  Versicherungsgesellschaften,  die  Boden-  und  Gewerbeerzeugnisse  und  die 
Schiffe  jedes  der  beiden  vertragschließenden  Teile  im  Gebiete  des  anderen 
Teiles  die  meistbegünstigte  Behandlung  genießen.  Diese  Regelung  umfaßt 
insbesondere  auch: 

a)  den  Erwerb  und  Besitz  von  beweglichem  und  unbeweglichem  Ver- 
mögen, die  Verfügung  hierüber,  die  Ausübung  von  Handelsunternehmungen, 
Gewerben  und  Berufen,  sowie  die  in  diesem  Falle  zu  entrichtenden  Abgaben, 

b)  die  Einfuhr,  Ausfuhr  und  Durchfuhr,  die  Zölle,  die  Zollförmlichkeiten, 
die  inneren  Verbrauchs-  und  ähnlichen  Steuern  und  die  Verkehrsverbote, 

c)  die  Behandlung,  welche  staatliche  oder  unter  staatlicher  Kontrolle 
stehende  Monopolverwaltungen  des  einen  vertragschließenden  Teiles  den  Ab- 
nehmern oder  Lieferern  des  anderen  Teiles  in  der  Preisstellung  oder  der 
sonstigen  Geschäftsgebarung  zuteil  werden  lassen, 

d)  die  Beförderung  und  die  Beförderungspreise  auf  Eisenbahnen  und 
anderen  Verkehrswegen, 

e)  die  Zulassung  und  Behandlung  der  Schiffe,  ihrer  Mannschaften  und 
Ladungen,  sowie  die  Schiffahrtsabgaben, 

f)  die  Beförderung  von  Personen  durch  Transportunternehmer,  ein- 
schließlich der  auf  dem  Land-  oder  Seeweg  erfolgenden  Beförderung  von 
Auswanderern  und  einschließlich  der  Tätigkeit  von  Auswanderungsvermittlern. 

3.  Während  der  Dauer  der  Meistbegünstigung  wird  kein  Teil  zu  Lasten 
des  anderen  Teiles  an  einer  Grenze  seines  Gebiets  höhere  Einfuhr-  oder 
Ausfuhrzölle  erheben  als  an  irgendeiner  anderen  Grenze. 

Außerdem  wird  während  dieser  Zeit  Rußland  die  Ausfuhr  von  rohem 
und  behauenem  Holz,  soweit  dasselbe  in  Nr.  6  des  Verzeichnisses  der  Aus- 
fuhrzölle nicht  besonders  benannt  ist,  sowie  von  Erzen  aller  Art  weder  ver- 
bieten noch  mit  Ausfuhrzöllen  belasten. 

4.  Rußland  wird  keinen  Anspruch  erheben  auf  die  Begünstigungen, 
welche  Deutschland  an  Oesterreich-Üngarn  oder  an  ein  anderes  mit  ihm 
durch  ein  Zollbündnis  verbundenes  Land  gewährt,  das  an  Deutschland  un- 
mittelbar oder  durch  ein  anderes  mit  ihm  oder  Oesterreich-Üngarn  zollver- 
bündetes Land  mittelbar  angrenzt.  Kolonien,  auswärtige  Besitzungen  und 
Schutzgebiete  werden  in  dieser  Beziehung  dem  Mutterland  gleichgestellt. 

Deutschland  wird  keinen  Anspruch  erheben  auf  die  Begünstigungen, 
welche  Rußland  an  ein  anderes  mit  ihm  durch  ein  Zollbündnis  verbundenes 
Land,  das  an  Rußland  unmittelbar  oder  durch  ein  anderes  mit  ihm  zoll- 
verbündetes Land  mittelbar  angrenzt,  oder  den  Kolonien,  auswärtigen  Be- 
sitzungen und  Schutzgebieten  eines  der  mit  ihm  zollverbündeten  Länder 
gewährt. 
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5.  Soweit  in  neutralen  Staaten  Waren  lagern,  welche  aus  Deutsch- 
land oder  Rußland  stammen,  die  aber  mit  der  Verpflichtung  belegt  sind, 
daß  sie  weder  unmittelbar  noch  mittelbar  nach  den  Gebieten  des  anderen 
vertragschließenden  Teiles  ausgeführt  werden  dürfen,  sollen  derartige  Yer- 
fügungsbeschränkungen  im  Verhältnis  zu  den  vertragschließenden  Teilen 
aufgehoben  werden.  Die  beiden  vertragschließenden  Teile  verpflichten  sich 
daher,  den  Regierungen  der  neutralen  Staaten  von  der  vorerwähnten  Auf- 
hebung dieser  Verfügungsbeschränkung  unverzüglich  Kenntnis  zu  geben. 

6.  Bevorzugungen,  die  einer  der  vertragschließenden  Teile  während  des 
Krieges  anderen  Ländern  durch  Konzessionserteilungen  oder  andere  staatliche 
Maßnahmen  gewährt  hat,  sollen  aufgehoben  oder  auf  den  anderen  Teil  durch 
Gewährung  gleicher  Rechte  ausgedehnt  werden. 

7.  Soweit  nicht  in  der  Tarifanlage  A  oder  sonst  anderes  bestimmt  ist. 
soll  für  die  ganze  Dauer  dieses  Provisoriums  soAvie  der  nach  Ziffer  2  wechsel- 
seitig zu  gewährenden  Meistbegünstigung  der  allgemeine  russische  Zolltarif 
vom  13./26.  Januar  1903  maßgebend  sein. 

8.  Die  am  31.  Juli  1914  in  Geltung  gewesenen  Vereinbarungen  zwischen 
dem  Deutschen  Reiche  und  Rußland  über  die  Behandlung  russischen  Zuckers 
sollen  während  der  Dauer  dieses  Provisoriums  sowie  der  nach  Ziffer  2  wechsel- 
seitig zu  gewährenden  Meistbegünstigung  in  Kraft  bleiben. 

9.  Die  vertragschließenden  Teile  sind  darüber  einig,  daß  mit  dem 
Friedensschluß  die  Beendigung  des  Krieges  auch  auf  wirtschaftlichem  und 
finanziellem  Gebiet  erfolgt.  Sie  verpflichten  sich,  weder  direkt  noch  indirekt, 
an  Maßnahmen  teilzunehmen,  die  auf  die  Weiterführung  der  Feindseligkeiten 
auf  wirtschaftlichem  oder  finanziellem  Gebiet  abzielen,  und  innerhalb  ihres 
Staatsgebietes  solche  Maßnahmen  mit  allen  ihnen  zu  Gebot  stehenden  Mitteln 
zu  verhindern. 

In  der  üebergangszeit,  die  zur  Ueberwindung  der  Krifgsfolgen  und 
Neuordnung  der  Verhältnisse  erforderlich  ist,  verpflichten  sich  die  vertrag- 
schließenden Parteien,  möglichst  keine  Schwierigkeiten  in  der  Beschaffung 
der  notwendigen  Güter  durch  Einführung  hoher  Eingangszölle  zu  bereiten, 
und  sprechen  die  Bereitwilligkeit  aus,  alsbald  in  Verhandlungen  einzutreten, 
um,  soweit  als  tunlich,  die  während  des  Krieges  festgesetzten  Zollbefreiungen 
vorübergehend  noch  länger  aufrechtzuerhalten  und  weiter  auszudehnen. 

Unteranlage  1  zu  Anlage  2. 
Artikel  1. 

Die  Angehörigen  eines  der  beiden  vertragschließenden  Teile,  welche  sicli 
in  dem  Gebiete  des  anderen  Teiles  niedergelassen  haben  oder  sich  dort  vor- 
übergehend aufhalten,  sollen  dort  im  Handels-  und  Gewerbebetriebe  du- 
nämlichen  Rechte  genießen  und  keinen  höheren  oder  anderen  Abgaben  unter- 
worfen werden  als  die  Inländer.  Sie  sollen  in  dem  Gebiete  des  anderen 
Teiles  in  jeder  Hinsicht  dieselben  Rechte,  Privilegien,  Freiheiten,  Begünsti- 
gungen und  Befreiungen  haben  wie  die  Angehörigen  des  meistbegünstigten 
Landes. 

Es  herrscht  jedoch  darüber  Einverständnis,  daß  durch  die  vorstehenden 
Bestimmungen  die  besonderen  Gesetze,  Erlasse  und  Verordnungen  auf  dem 
(Gebiete  des  Handels,  der  Gewerbe  und  der  Polizei  nicht  berührt  werden, 
welche  in  jedem  der  beiden  vertragschließenden  Länder  gelten  oder  gelten 
werden  und  auf  alle  Ausländer  Anwendung  finden. 

Artikel  2. 
Die  Angehörigen   jedes   der   beiden   vertragschließenden  Teile   sollen  in 
dem  Gebiete   des   anderen  Teiles   gleich   den  Inländern  berechtigt  sein,   jede 
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Art  von  beweglichem  oder  unbeweglichem  Vermögen  zu  erwerben,  zu  be- 
sitzen und  zu  verwalten  sowie  darüber  durch  Verkauf,  Tausch.  Schenkung, 
Eheschließung,  letzten  Willen  oder  auf  andere  Weise  zu  verfügen,  auch 
Erbschaften  vermöge  letzten  Willens  oder  kraft  Gesetzes  zu  erwerben, 
ohne  in  einem  der  genannten  Fälle  unter  irgendeiner  Bezeichnung  anderen 
oder  höheren  Abgaben,  Steuern  oder  Auflagen  unterworfen  zu  sein  als  die 
Inländer. 

Jeder  der  vertragschließenden  Teile  behält  sich  vor,  Ausnahmen  von 
dieser  Regel  für  Teile  seines  Gebiets  zu  machen,  die  als  Grenzschutzbezirke 
oder  Festungsrayons  erklärt  sind. 

In  keinem  der  vorerwähnten  Fälle  sollen  jedoch  die  Angehörigen  des 
einen  Teiles  im  Gebiete  des  anderen  Teiles  ungünstiger  behandelt  werden  als 
die  Angehörigen  irgendeines  dritten  Landes. 

Uie  Angehörigen  eines  jeden  der  beiden  vertragschließenden  Teile 
sollen  den  Erlös  aus  dem  Verkaufe  ihres  Eigentums  und  ihr  Vermögen 
überhaupt  unter  Beobachtung  der  Landesgesetze  frei  ausführen  können, 
ohne  als  Ausländer  zur  Entrichtung  anderer  oder  höherer  Abgaben  ver- 
pflichtet zu  sein,  als  die  Inländer  unter  gleichen  Verhältnissen  zu  entrichten 
haben  würden. 

Sie  sollen  unter  Beobachtung  der  Landesgesetze  freien  Zutritt  zu  den 
Gerichten  haben,  um  als  Kläger  oder  Beklagte  aufzutreten,  und  sollen  in 
dieser  Hinsicht  alle  Rechte  und  Befreiungen  der  Inländer  genießen  und  wie 
diese  befugt,  sein,  sich  in  jeder  Rechtssache  der  durch  die  Landesgesetze  zu- 
gelassenen Anwälte,  Sachwalter  und  Vertreter  jeder  Art  zu  bedienen. 

Artikel  3. 

Die  Angehörigen  jedes  der  vertragschließenden  Teile  sollen  in  dem 
Gebiete  des  anderen  zu  Gerichts-,  Administrativ-  oder  Munizipaldiensten, 
mit  Ausnahme  der  Vormundschaft,  nicht  verpflichtet  sein :  ebenso  bleiben  sie 
frei  von  jedem  persönlichen  Dienste  im  Landheere,  in  der  Marine,  in  der 
Reserve  der  Land-  und  Seemacht  und  in  der  Nationalmiliz,  sowie  von  allen 
Lasten,  Zwangsanleihen,  militärischen  Requisitionen  und  Leistungen  jeder 
Art,  welche  im  Kriegsfalle  oder  infolge  von  außergewöhnlichen  umständen 
auferlegt  werden;  ausgenommen  sind  die  aus  irgendwelchem  Rechtstitel  mit 
dem  Besitze  eines  Grundstücks  verbundenen  Lasten,  sowie  die  Verpflichtung 
zur  Quartierleistung  und  zu  sonstigen  besonderen  Leistungen  für  die  be- 
waffnete Macht,  die  den  Inländern  und  den  Angehörigen  der  meistbegün- 
stigten Nation  als  Eigentümern,  Pächtern  oder  Mietern  von  Immobilien 
obliegen. 

Artikel  4. 

Aktiengesellschaften  und  andere  kommerzielle,  industrielle  oder  finan- 
zielle Gesellschaften  einschließlich  der  Versicherungsgesellschaften,  welche  in 
einem  der  beiden  Länder  nach  den  bestehenden  Gesetzen  rechtsgültig  errichtet 
worden  sind  und  dort  ihren  Sitz  haben,  sollen  in  dem  anderen  Lande  als 
gesetzlich  bestehend  anerkannt  werden  und  dort  namentlich  das  Recht  haben, 
vor  Gericht  als  Kläger  oder  als  Beklagte  Prozesse  zu  führen. 

Es  herrscht  jedoch  darüber  Einverständnis,  daß  durch  die  vorstehende 
Bestimmung  die  Frage  nicht  berührt  wird,  ob  derartige  in  einem  der  beiden 
Länder  errichtete  Gesellschaften  in  dem  anderen  Lande  zum  Handels-  und 
Gewerbebetriebe  zugelassen  werden  sollen  oder  nicht.  Diese  Frage  bleibt, 
wie  bisher,  den  in  dem  betreffenden  Lande  bestehenden  oder  noch  einzu- 
führenden Bestimmungen  vorbehalten. 

In  jedem  Falle  sollen  die  gedachten  Gesellschaften  in  dem  anderen  Lande 
dieselben  Rechte  genießen,  welche  den  gleichartigen  Gesellschaften  irgend- 
eines Landes  zustehen  oder  zugestanden  werden  sollten. 
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Artikel  5. 

Die  vertragschließenden  Teile  verpflichten  sich,  den  gegenseitigen  Ver- 
kehr zwischen  beiden  Ländern  durch  keinerlei  Einfuhr-,  Ausfuhr-  oder  Durch- 
fuhrverbote zu  hemmen  und  die  freie  Durchfuhr  zu  gestatten. 

Ausnahmen  sind  nur  für  solche  Erzeugnisse  zulässig,  welche  auf  dem 
Gebiete  eines  der  vertragschließenden  Teile  den  Gegenstand  eines  Staats- 
monopols bilden  oder  bilden  werden,  sowie  auch  für  gewisse  Erzeugnisse,  für 
die  aus  Rücksichten  auf  die  Gesundheit,  die  Veterinärpolizei  und  die  öffent- 
liche Sicherheit  oder  aus  anderen  schwerwiegenden  politischen  und  wirt- 
schaftlichen Gründen  außerordentliche  Verbotsmaßregeln,  insbesondere  im 
Zusammenhang  mit  der  auf  den  Krieg  folgenden  Uebergangszeit,  ergehen 
könnten. 

In  der  auf  den  Krieg  folgenden  Uebergangszeit  zur  Ueberwindung  der 
Folgen  des  Krieges  können  Verkehrsbeschränkungen  wie  Einfuhrverbote, 
Ausfuhrverbote  und  Durchfuhrverbote  erlassen  werden ;  sie  sind  so  zu  hand- 
haben, daß  sie  möglichst  wenig  lästig  empfunden  werden  und  sind,  sobald 
es  die  Verhältnisse  gestatten,  außer  Kraft  zu  setzen. 

Artikel  6. 

Die  russischen  Boden-  und  Gewerbeerzeugnisse,  welche  im  Deutschen 
Reiche,  und  die  deutschen  Boden-  und  Gewerbeerzeugnisse,  welche  in  Rußland 
eingeführt  werden,  sollen  dort,  sie  mögen  zum  Verbrauch  oder  zur  Lagerung, 
zur  Wiederausfuhr  oder  zur  Durchfuhr  bestimmt  sein,  der  nämlichen  Be- 
handlung wie  die  Erzeugnisse  des  meistbegünstigten  Landes  unterliegen.  In 
keinem  Falle  und  aus  keinem  Grunde  sollen  sie  höheren  oder  anderen  Zöllen, 
Gebühren,  Steuern  oder  Abgaben  unterworfen  sein,  noch  mit  Zuschlägen  oder 
einem  Einfuhrverbote  belegt  werden,  von  denen  nicht  auch  die  gleichartigen 
Erzeugnisse  irgendeines  anderen  Landes  betroffen  werden.  Insbesondere  wird 
jede  Begünstigung  und  Erleichterung,  jede  Befreiung  und  jede  Ermäßigung 
der  in  dem  Generaltarif  oder  in  den  Vertragstarifen  enthaltenen  Eingangs- 
zölle,  welche  einer  der  vertragschließenden  Teile  einer  dritten  Macht  dauernd 
oder  zeitweise,  ohne  Gegenleistung  oder  mit  Kompensation  zugesteht,  ohne 
weiteres  und  bedingungs-,  Vorbehalts-  oder  kompensationslos  auf  die  Boden- 
und  Gewerbeerzeugnisse  des  anderen  ausgedehnt  werden. 

Artikel  7. 

Die  in  dem  beiliegenden  Tarif  A  bezeichneten  deutschen  Boden-  und 
Gewerbeerzeugnisse  sollen  bei  ihrer  Einfuhr  in  Rußland  und  die  in  dem  bei- 
liegenden Tarif  B  bezeichneten  russischen  Boden-  und  Gewerbeerzeugnisse 
sollen  bei  ihrer  Einfuhr  in  Deutschland  keinen  anderen  oder  höheren  Ein- 
gangszöllen unterliegen,  als  den  in  diesen  Anlagen  festgesetzten. 

Wenn  einer  der  vertragschließenden  Teile  auf  einen  in  der  Anlage  A 
oder  Anlage  B  des  gegenwärtigen  Vertrags  angeführten  Gegenstand  ein- 
heimischer Erzeugung  oder  Fabrikation  zum  Vorteil  der  Staatskasse  eine 
neue  innere  Steuer  oder  Akzise  oder  einen  Zuschlag  zu  einer  solchen  inneren 
Steuer  oder  Akzise  legen  sollte,  so  kann  der  gleichartige  Gegenstand  bei  der 
Einfuhr  mit  einer  gleichen  oder  entsprechenden  Abgabe  belegt  werden,  vor- 
ausgesetzt, daß  diese  Abgabe  für  die  Provenienzen  aller  Länder  gleich  ist. 

Artikel  8. 
Innere  Abgaben,  welche  im  Gebiete  des  einen  der  vertragschließenden 
Teile  für  Rechnung  des  Staates,  der  (Gemeinden  oder  der  Korporationen  von 
der  Hervorbringung,  der  Zubereitung,  der  Beförderung,  dem  Vertrieb  oder 
dem  Verbrauch  eines  Erzeugnisses  gegenwärtig  oder  künftig  erhoben  werden, 
dürfen  auch  den  gleichartigen  Erzeugnissen  des  anderen  Teils  auferltgt 
werden,  diese  jedoch  unter  keinem  Vorwand  höher  oder  in  lästigerer  Weise 
treffen   als  die  Erzeugnisse  des  eigenen  Landes.     Soweit  innere  Abgaben  auf 
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Rohstoffe  oder  Ilalbwaren  gelegt  werden,  soll  die  Feststellung  eines  ange- 
messenen .Steuerausgleichs  für  die  Einfuhr  von  Erzeugnissen,  welche  aus 
solchen  Rohstoffen  oder  Halbwaren  gewonnen  werden,  auch  dann  statthaft 
sein,  wenn  die  gleichartigen  inländischen  Erzeugnisse  nicht  unmittelbar  den 
Gegenstand  der  Abgabe  bilden. 

Es  bleibt  jedem  der  vertragschließenden  Teile  unbenommen,  geeignete 
Waren  einem  Staatsmonopol  oder  einer  zur  Gewinnung  von  Staatseinnahmen 
dienenden  monopolähniichen  Regelung  zu  unterwerfen.  Die  vorstehenden 
Grundsätze  finden  in  diesem  Falle  entsprechende  Anwendung. 

Artikel  9. 

Bei  der  Ausfuhr  von  Waren  aus  einem  der  beiden  Länder  nach  dem 
anderen  dürfen  keine  anderen  oder  höheren  Ausgangsabgaben  erhoben  werden, 
als  bei  der  Ausfuhr  nach  dem  in  dieser  Beziehung  meistbegünstigten  Lande. 
Auch  jede  sonst  von  einem  der  vertragschließenden  Teile  einer  dritten  Macht 
für  die  Ausfuhr  zugestandene  Begünstigung  wird  ohne  weiteres  und  be- 
dingungslos dem  andern  zuteil  werden. 

Artikel  10. 

Die  Waren  aller  Art,  welche  durch  das  Gebiet  eines  der  beiden  Teile 
durchgeführt  Averden.  sollen  wechselseitig  von  jeder  Durchgangsabgabe  frei 
sein,  sei  es,  daß  sie  unmittelbar  durchgeführt  werden,  sei  es,  daß  sie  während 
der  Durchfuhr  abgeladen,  eingelagert  und  wieder  aufgeladen  werden. 

Artikel  11. 
Die  Bestimmungen  des  gegenwärtigen  Vertrages  berühren  nicht: 

1.  die  Begünstigungen,  welche  anderen  angrenzenden  Staaten  zur  Erleich- 
terung des  örtlichen  Verkehrs  innerhalb  einer  Grenzzone  bis  zu  15  km 
Breite  gegenwärtig  gewährt  sind  oder  in  Zukunft  gewährt  werden  sollten, 

2.  die  Begünstigungen,  welche  einer  der  beiden  vertragschließenden  Teile 
einem  anderen  Staat  auf  Grund  einer  bestehenden  oder  künftigen  Zoll- 
einigung gewährt  oder  gewähren  wird, 

3.  die  Begünstigungen,  welche  für  die  Einfuhr  oder  Ausfuhr  den  Bewohnern 
des  Gouvernements  Archangel  gegenwärtig  gewährt  sind  oder  in  Zukunft 
gewährt  werden  sollten. 

Doch  soll  die  deutsche  Einfuhr  in  gleicher  Weise  alle  der  Einfuhr  eines 
europäischen  oder  nordamerikanischen  Staates  in  dieses  Gebiet  eingeräumten 
Zollerleichterungen  mitgenießen. 

Artikel  12. 

Kaufleute,  Fabrikanten  und  andere  Gewerbetreibende,  welche  sich  durch 
den  Besitz  einer  von  den  Behörden  des  Heimatlandes  ausgefertigten  Gewerbe- 
legitimationskarte darüber  ausweisen,  daß  sie  in  dem  Staate,  wo  sie  ihren 
Wohnsitz  haben,  zum  Gewerbebetrieb  berechtigt  sind,  sollen  befugt  sein, 
persönlich  oder  durch  die  in  ihren  Diensten  stehenden  Reisenden  in  dem 
Gebiete  des  anderen  vertragschließenden  Teiles  Wareneinkäufe  zu  machen 
oder  Bestellungen,  auch  unter  Mitführung  von  Mustern,  zu  suchen.  Die 
gedachten  Kaufleute,  Fabrikanten  und  anderen  Gewerbetreibenden  oder 
Handlungsreisenden  sollen  wechselseitig  in  den  beiden  Ländern  hinsichtlich 
der  Pässe  und  der  den  Handelsbetrieb  treffenden  Abgaben  wie  die  Angehörigen 
der  meistbegünstigten  Nation  behandelt  werden. 

Die  mit  einer  Gewerbelegitimationskarte  versehenen  Gewerbetreibenden 
(Handlungsreisenden)  dürfen  wohl  Warenmuster  aller  Art,  aber  keine  Waren 
mit  sich  führen.  Für  zollpflichtige  Gegenstände,  welche  als  Muster  von  den 
vorbezeichneten  Handlungsreisenden  eingebracht  werden,  wird  beiderseits 
Befreiung  von  Eingangs-  und  Ausgangsabgaben  unter  der  Voraussetzung 
zugestanden,  daß  diese  Gegenstände,  falls  sie  nicht  verkauft  worden  sind, 
binnen  einer  Frist  von  einem  Jahre  wieder  ausgeführt  werden,  und  die  Iden- 
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tität  der  ein-  und  wieder  ausgeführten  Gegenstände  außer  Zweifel  ist,  wobei 
es  gleichgültig  sein  soll,  über  welches  Zollamt  die  Gegenstände  ausgeführt 
werden. 

Die  Wiederausfuhr  der  Muster  muß  in  beiden  Ländern  bei  der  Einfuhr 
durch  Niederlegung  des  Betrages  der  bezüglichen  Zollgebühren  oder  durch 
Sicherstellung  gewährleistet  werden. 

Die  vertragschließenden  Teile  werden  sich  gegenseitig  Mitteilung  dar- 
über machen,  welche  Behörden  zur  Erteilung  von  Gewerbelegitimationskarten 
befugt  sein  sollen,  nach  welchem  Muster  diese  Karten  ausgefertigt  werden, 
und  welche  Vorschriften  die  Reisenden  bei  Ausübung  des  Gewerbebetriebes 
zu  beachten  haben. 

Die  Angehörigen  des  einen  der  vertragschließenden  Teile,  welche  sich 
in  das  Gebiet  des  anderen  zum  Besuche  der  Messen  und  Märkte  begeben, 
um  dort  Handel  zu  treiben  oder  ihre  Erzeugnisse  feilzuhalten,  werden  wechsel- 
seitig wie  die  Inländer  behandelt  und  keinen  höheren  Abgaben  als  diese 
unterworfen  werden. 

Artikel  13. 

Hinsichtlich  des  gegenseitigen  Schutzes  des  Urheberrechts  an  Werken 
der  Literatur,  Kunst  und  Photographie  sollen  im  Verhältnis  zwischen 
Deutschland  und  Rußland  die  Bestimmungen  des  zwischen  dem  Deutschen 
Reiche  und  Rußland  geschlossenen  Vertrages  vom   28.  Februar  1913  gelten. 

Hinsichtlich  des  gegenseitigen  Schutzes  der  Warenbezeichnungen  sollen 
die  Bestimmungen  der  Deklaration  vom  23./11.  Juli  1873  auch  in  Zukunft 
maßgebend  sein. 

Artikel  14. 

Die  deutschen  Schiffe  und  ihre  Ladungen  sollen  in  Rußland,  und  die 
russischen  Schiffe  und  ihre  Ladungen  sollen  in  Deutschland  ganz  wie  die 
inländischen  Schiffe  und  Ladungen  behandelt  werden,  gleichviel,  von  wo  die 
Schiffe  ausgelaufen  oder  wohin  sie  bestimmt  sind,  und  woher  die  Ladungen 
stammen  oder  wohin  sie  bestimmt  sind. 

Jedes  Vorrecht  und  jede  Befreiung,  welche  in  dieser  Beziehung  von 
einem  der  vertragschließenden  Teile  einer  dritten  Macht  eingeräumt  werden 
sollte,  soll  ohne  weiteres  und  bedingungslos  auch  dem  anderen  Teile  zustehen. 

Von  den  vorstehenden  Bestimmungen  wird  jedoch  eine  Ausnahme 
gemacht : 

a)  in  betreff  derjenigen  besonderen  Begünstigungen,  welche  dem  inländi- 
schen Fischfang  und  dessen  Erzeugnissen  in  dem  einen  oder  dem  anderen 
Lande  jetzt  oder  in  Zukunft  gewährt  werdeil  sollten, 

b)  in  betreff  der  jetzt  oder  künftig  der  nationalen  Kauffahrteiflotte 
gewährten  Begünstigungen. 

Die  Bestimmungen  des  gegenwärtigen  Vertrages  finden  keine  An- 
wendung auf  die  Küstenschiffahrt,  welche  nach  wie  vor  durch  die  in  jedem 
der  beiden  Länder  jetzt  oder  künftig  in  Kraft  stehenden  Gesetze  geregelt 
wird.  Immerhin  soll  es  den  deutschen  und  russischen  Schiffen  freistehen, 
aus  einem  Hafen  des  einen  der  beiden  vertragschließenden  Länder  nach 
einem  oder  mehreren  Häfen  desselben  Landes  zu  fahren,  sei  es.  um  dort  die 
aus  dem  Auslande  mitgebrachte  Ladung  ganz  oder  teilweise  zu  loschen, 
oder  um  eine  nach  dem  Auslande  bestimmte  Ladung  einzunehmen  oder  zu 
ergänzen. 

Artikel  15. 

Die  Nationalität  der  Schiffe  soll  beiderseits  nach  den  jedem  Lande 
eigentümlichen  Gesetzen  und  Verordnungen  auf  Grund  der  an  Bord  befind- 
lichen, durch  die  zuständigen  Behörden  ausgestellten  Urkunden  und  Patente 
anerkannt  werden. 
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Die  von  dem  einen  der  vertragschließenden  Teile  ausgestellten  Schiffs- 
meßbriefe werden  nach  Maßgabe  der  zwischen  den  beiden  vertragschließenden 
Teilen  getroffenen  oder  zu  treffenden  besonderen  Vereinbarungen  von  dem 
anderen  Teile  anerkannt  werden. 

Artikel  16. 

Die  deutschen  Schiffe,  welche  nach  einem  russischen  Hafen,  und  um- 
gekehrt die  russischen  Schiffe,  welche  nach  einem  deutschen  Hafen  kommen, 
nur  um  dort  ihre  Ladung  zu  vervollständigen  oder  einen  Teil  derselben  zu 
löschen,  sollen,  vorausgesetzt,  daß  sie  sich  nach  den  Gesetzen  und  Vorschriften 
des  betreffenden  Staates  richten,  den  nach  einem  anderen  Hafen  desselben 
oder  eines  anderen  Landes  bestimmten  Teil  ihrer  Ladung  an  Bord  behalten 
und  ihn  wieder  ausführen  können,  ohne  gehalten  zu  sein,  für  diesen  Teil 
ihrer  Ladung  irgendwelche  Gefälle  zu  bezahlen,  außer  den  Aufsichtsabgaben, 
welche  übrigens  nur  nach  dem  für  die  inländische  Schiffahrt  bestimmten  Satze 
erhoben  werden  dürfen. 

Artikel  17. 

Von  Tonnengeldern  und  Abfertigungsgebühren  sollen  in  den  Häfen  eines 
jeden  der  beiden  Länder  völlig  befreit  sein: 

1.  die  Schiffe,  welche  von  irgendeinem  Orte  mit  Ballast  ein-  und  damit  wieder 
auslaufen ; 

2.  die  Schiffe,  welche  aus  einem  Hafen  des  einen  der  beiden  Länder  nach 
einem  oder  mehreren  Häfen  desselben  Landes  kommen  und  sich  über  die 
in  einem  anderen  Hafen  desselben  Landes  bereits  erfolgte  Zahlung  jener 
Abgaben  ausweisen  können ; 

3.  die  Schiffe,  welche  freiwillig  oder  notgedrungen  mit  Ladung  nach  einem 
Hafen  kommen  und  ihn,  ohne  irgendwie  Handel  betrieben  zu  haben,  wieder 
verlassen. 

Diese  Befreiung  wird  nicht  gewährt  für  Leuchtturm-,  Lotsen-.  Remor- 
kierungs-,  Quarantäne-  und  sonstige  auf  dem  Schiffskörper  lastende  Abgaben, 
welche  für  dem  Verkehr  dienende  Leistungen  und  Vorkehrungen  in  gleichem 
Maße  von  den  inländischen  und  von  den  Schiffen  der  meistbegünstigten  Nation 
zu  entrichten  sind. 

Ist  das  Einlaufen  durch  Not  veranlaßt  worden,  so  gelten  nicht  als 
Ausübung  des  Handelsbetriebes  das  zur  Ausbesserung  des  Schiffes  erfolgte 
Löschen  und  Wiedereinladen  der  Waren,  das  üeberladen  auf  ein  anderes 
Schiff  im  Falle  der  Seeuntüchtigkeit  des  ersten,  die  zur  Verproviantierung 
der  Schiffsmannschaft  notwendigen  Aufwendungen  und  der  Verkauf  der  be- 
schädigten Waren  mit  Genehmigung  der  Zollverwaltung. 

Artikel  18. 

Wenn  ein  Schiff  eines  der  vertragschließenden  Teile  an  den  Küsten  des 
anderen  Teiles  strandet  oder  Schiffbruch  leidet,  sollen  Schiff  und  Ladung 
dieselben  Begünstigungen  und  Befreiungen  genießen,  welche  die  Gesetzgebung 
des  betreffenden  Landes  den  eigenen  Schiffen  in  gleicher  Lage  bewilligt.  Es 
soll  jederlei  Hilfe  und  Beistand  dem  Führer  und  der  Mannschaft  sowohl  für 
ihre  Person  wie  für  Schiff  und  Ladung  geleistet  werden. 

Die  vertragschließenden  Teile  kommen  außerdem  überein,  daß  die  ge- 
borgenen Waren  keiner  Zollabgabe  unterliegen  sollen,  es  sei  denn,  daß  sie 
in  den  inländischen  Verbrauch  übergehen. 

Artikel  19. 

Die  Benutzung  der  Chausseen  und  sonstigen  Straßen,  Kanäle,  Schleusen, 
Fähren,  Brücken  und  Brückenöffnungen,  der  Häfen  und  Landungsplätze,  der 
Bezeichnung  und  Beleuchtung  des  Fahrwassers,  des  Lotsenwesens,  der 
Krane  und  Wageanstalten,  der  Niederlagen,  der  Anstalten  zur  Rettung 
und   Bergung   von   Schiffsgütern   und   dergleichen   mehr  sollen,   insoweit  die 
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Anlagen  oder  Anstalten  für  den  öffentlichen  Verkehr  und  den  Handel  im 
allgemeinen  bestimmt  sind,  gleichviel,  ob  sie  vom  Staate  oder  mit  staat- 
licher Genehmigung  von  Privatpersonen  verwaltet  werden,  den  Angehörigen 
des  anderen  vertragschließenden  Teiles  unter  gleichen  Bedingungen  und  gegen 
Zahlung  gleicher  Gebühren  wie  den  Angehörigen  des  eigenen  Staates  ge- 
stattet werden.  ♦ 

Solche  Gebühren  dürfen,  vorbehaltlich  der  beim  Seebeleuchtungs-  und 
Seelotsenwesen  zulässigen  abweichenden  Bestimmungen,  nur  bei  wirklicher 
Benutzung  solcher  Anlagen  oder  Anstalten  erhoben  werden. 

Artikel  20. 

Die  beiden  vertragschließenden  Teile  behalten  sich  das  Recht  vor,  ihre 
Eisenbahntransporttarife  nach  eigenem  Ermessen  zu  bestimmen. 

Jedoch  soll  weder  hinsichtlich  der  Beförderungspreise  noch  hinsichtlich 
der  Zeit  und  der  Art  der  Abfertigung  zwischen  den  Bewohnern  der  Gebiete 
der  vertragschließenden  Teile  ein  Unterschied  gemacht  werden.  Insbesondere 
sollen  für  die  von  Rußland  nach  einer  deutschen  Station  oder  durch  Deutsch- 
land beförderten  Gütertransporte  auf  den  deutschen  Bahnen  keine  höheren 
Tarife  angewendet  werden,  als  für  gleichartige  deutsche  oder  ausländische 
Erzeugnisse  in  derselben  Richtung  und  auf  derselben  Verkehrsstrecke  erhoben 
werden.  Das  gleiche  soll  auf  den  russischen  Bahnen  für  Gütersendungen  aus 
Deutschland  gelten,  welche  nach  einer  russischen  Station  oder  durch  Ruß- 
land befördert  werden. 

Ausnahmen  von  vorstehenden  Bestimmungen  sollen  nur  zulässig  sein, 
soweit  es  sich  um  Transporte  zu  ermäßigten  Preisen  für  öffentliche  oder 
milde  Zwecke  handelt. 

Schlußprotokoll. 
Erster  Teil. 
*  Zum  Vertragstext. 

Zu  Artikel  1. 

Haushaltungsgegenstände,  die  schon  gebraucht  und  Bestandteile  des 
Mobiliars  von  Angehörigen  eines  der  vertragschließenden  Teile  sind,  die  im 
Begriffe  sind,  sich  im  Gebiete  des  anderen  Teiles  niederzulassen,  sollen  in 
dem  letzteren  keinerlei  Eingangszoll  unterworfen  sein. 

Die  deutschen  Berufskonsulate  und  die  Beamten  der  diplomatischen 
sowie  der  gedachten  konsularischen  Vertretungen,  die  von  der  Deutschen 
Regierung  nach  Rußland  entsandt  sind,  sollen  sowohl  für  die  Zeitungen  wie 
für  die  Erzeugnisse  der  Wissenschaften,  der  Künste  und  der  Belletristik 
gegenüber  der  russischen  Zensur  volle  und  ganze  Freiheit  genießen. 

Die   nach  Artikel  2   des  Vertrages  zwischen  Deutschland   und  Rußland 

vom  — ^— -; —   1874   den  Konsulatsbeamten  zustehenden  Vorrechte  und 

2b.  JMovember 

Befreiungen   werden   auch   den   den   deutschen  Konsulaten  in  Rußland  beige- 
gebenen Spezialbeamten  sowie  den  Agenten  des  russischen  Finanzministeriums 
und  ihren  Sekretären  (oder  Attaches)  in  Deutschland  zugestanden. 
Zu  Artikel  1  und  12. 

Im  Paßwesen  werden  die  Angehörigen  beider  Teile  wie  die  der  meist- 
begünstigten Nation  behandelt  werden. 

Die  Gültigkeitsdauer  des  Paßvisa  wird  in  Rußland  auf  einen  Zeitraum 
von  sechs  Monaten  erstreckt. 

Diese  Bestimmung  erstreckt  sich  auch  auf  das  Paßvisa  der  deutschen 
Handlungsreisenden  mosaischer  Religion. 
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Die  Gebühr  für  die  Erteilung  der  Auslandspässe  an  die  in  Rußland 
wohnenden  Deutschen  wird  den  Betrag  von  öO  Kopeken  nicht  übersteigen. 
Rußland  wird  auch  künftig  für  die  Gültigkeit  der  Legitimationsscheine, 
welche  innerhalb  einer  Grenzzone  von  80  Kilometern  Geltung  haben,  und  den 
Inhaber,  wie  dies  gegenwärtig  der  Fall  ist.  zum  mehrmaligen  Ueberschreiten 
der  Grenze  an  beliebigen  Grenzübergängen  berechtigen,  eine  Dauer  von 
28  Tagen  bewilligen.  Diese  Gültigkeitsdauer  wird  beiderseitig  vom  Tage 
der  ersten  Benutzung  des  Scheines  zum  Grenzübertritt  an  mit  der  Maßgabe 
berechnet  werden,  daß  die  gedachten  .Scheine  ihre  Gültigkeit  verlieren,  wenn 
sie  nicht  zum  ersten  Male  spätestens  am  fünfzehnten  Tage,  vom  Tage  der 
Ausfertigung  an  gerechnet,  benutzt  werden.  Diese  Dauer  von  28  Tagen  wird 
in  keinem  Falle  durch  den  während  der  Gültigkeitsdauer  der  Legitimations- 
scheine eintretenden  Jahreswechsel  berührt  werden.  Die  in  zwei  Sprachen. 
in  Deutsch  und  in  Russisch,  abgefaßten  Legitimationsscheine  sollen  beiderseits 
nur  den  eigenen  Staatsangehörigen  und  denjenigen  Angehörigen  des  anderen 
Landes  erteilt  werden,  welche  in  dem  Lande  wohnen,  wo  die  Scheine  aus- 
gestellt werden. 

Das  Datum  des  Uebertritts  über  die  Grenze  wird  künftig  von  den 
deutschen  und  russischen  Behörden  sowohl  nach  der  deutschen  wie  nach  der 
russischen  Zeitrechnung  auf  den  Scheinen  vermerkt  werden. 

Die  Scheine  werden  auch  künftig,  wie  dies  gegenwärtig  der  Fall  ist, 
ebenso  wie  an  Christen  auch  an  Israeliten  verabfolgt  werden. 

Jeder  vertragschließende  Teil  wird  die  Zeitwanderung  seiner  Angehöiigen 
in  das  Gebiet  des  anderen  Teiles  zur  Beschäftigung  in  landwirtschaftlichen 
und  gewerblichen  Betrieben  gestatten  und  sie  in  keiner  Weise,  insbesondere 
auch  nicht  durch  Paßerschwerungen,  hindern.  Die  Vertreter  von  staatlich 
beaufsichtigten  Organisationen,  die  im  Gebiete  des  einen  Teiles  zur  Ver- 
mittelung  der  Anwerbung  solcher  Arbeiter  gegründet  sind  und  die  von  der 
Regierung  dieses  Teiles  der  Regierung  des  anderen  Teiles  bezeichnet  werden, 
sollen  im  Gebiete  des  letzteren  ohne  weiteres  zugelassen  werden  und  ihre 
Vermittelungstätigkeit  ungehindert  ausüben  dürfen. 

Die  russischen  Arbeiter,  welche  nach  Deutschland  kommen,  um  daselbst 
in  landwirtschaftlichen  Betrieben  oder  Nebenbetrieben  zu  arbeiten,  sollen  wie 
bisher  kostenfrei  mit  Legitimationspapieren,  gültig  vom  1.  Februar  bis 
20.  Dezember  neuen  Stils,  versehen  werden. 

Auch  diese  Papiere  sollen  in  deutscher  und  in  russischer  Sprache  ab- 
gefaßt sein. 

Zu  Artikel  3. 

Soweit  die  Angehörigen  eines  dritten  Staates  auf  Grund  der  in  Kraft 
stehenden  Verträge  und  üebereinkommen  von  der  Vormundschaft  in  Rußland 
befreit  sind,  sollen  die  deutschen  Reichsangehörigen  in  Rußland  hinsichtlich 
der  Vormundschaft  über  nichtdeutsche  Minderjährige  dieselbe  Vergünstigung 
genießen. 

Zu  Artikel  5. 

Die  von  der  deutschen  Regierung  gegenüber  der  russischen  Einfuhr  ge- 
troffenen Veterinären  Maßnahmen  können  nicht  in  strengerer  Form  eingeführt 
werden  als  diejenigen  gegenüber  von  Staaten,  welche  sich  hinsichtlich  der 
Tierseuchen  und  der  Veterinären  Einrichtungen  in  demselben  Zustande  be- 
finden wie  Rußland. 

Diese  Bestimmung  findet  keine  Anwendung  auf  die  Veterinären  Ab- 
machungen zwischen  Deutschland  und  Oesterreich-Üngarn. 

Die  Zahl  der  lebenden  Schweine,  deren  Einfuhr  nach  Oberschlesien  auf 
Grund  der  bestehenden  Bestimmungen  zugelassen  ist,  wird  auf  2500  Stück 
wöchentlich  erhöht. 
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Fleisch,  welches  im  Sinne  des  deutschen  Fleischbeschaugesetzes  vom 
3.  Juni  1900  als  zubereitet  anzusehen  ist,  wird  zur  Einfuhr  nach  Deutsch- 
land nach  Maßgabe  der  Bestimmungen  des  erwähnten  Gesetzes  zugelassen 
werden. 

Die  in  den  Absätzen  3  und  4  der  gegenwärtigen  Bestimmung  ent- 
haltenen Zugeständnisse  können  zeitweise  widerrufen  oder  aufgehoben  werden, 
wenn  außergewöhnliche  Gründe  veterinärpolizeilicher  Natur  dies  notwendig 
machen. 

Zu  den  Artikeln  5.  6,  7.  9  und  10. 

Im  Hinblick  darauf,  daß  zurzeit  in  Rußland  gewisse  Waren  bei  der 
Einfuhr  über  die  Landgrenze  höheren  Zollsätzen  unterliegen  als  bei  der 
Einfuhr  über  die  Ostsee,  besteht  Einverständnis  darüber,  daß  vom  Tage 
des  Inkrafttretens  des  gegenwärtigen  Vertrages  die  Zölle  bei  der  Einfuhr 
über  die  Landgrenze  auf  die  Sätze  der  Zölle  bei  der  Einfuhr  über  die  Ostsee 
ermäßigt  werden  sollen,  und  daß  kein  neuer,  die  Einfuhr  über  die  Seegrenze 
begünstigender  Unterscheidungszoll  eingeführt  werden  darf. 

Die  Deutsche-  Regierung  verpflichtet  sich  ihrerseits,  an  keiner  Grenze 
des  Deutschen  Reiches  andere  oder  günstigere  Zölle  einzuführen  als  an  der 
Ostgrenze. 

Zu  Artikel  6. 

Der  Deutsche  Bundesrat  wird  während  der  ganzen  Dauer  des  gegen- 
wärtigen Vertrages  von  seinem  Rechte,  die  Genehmigung  zur  Errichtung 
von  gemischten  Getreidetransitlagern  in  Königsberg,  Danzig,  Altona,  Mann- 
heim und  Ludwigshafen  zu  widerrufen,  keinen  Gebrauch  machen. 

Zu  Artikel  6,  7  und  11. 
Die  Boden-  und  Gewerbeerzeugnisse  einer  dritten  Macht,  welche  durch 
das  Gebiet  eines  der  vertragschließenden  Teile  durchgeführt  werden,  sollen 
bei  ihrem  Eingang  in  das  Gebiet  des  anderen  Teiles  keinen  anderen  oder 
höheren  Zöllen  unterworfen  .werden,  als  wenn  sie  direkt  aus  dem  ürsprungs- 
lande  eingeführt  worden  wären. 

Zu  den  Artikeln  6  bis  9. 
Die  Russische  Regierung  erklärt  sich  bereit,  bei  Zollzahlungen  deutsche 
Goldmünzen  durch  die  Zollämter  annehmen  zu  lassen,  und  zwar  1000  Mark 
Gold  als  Gegenwert  von  462  Rubel  (1  Rubel  =  Vi5  Imperial).  In  dem 
gleichen  Verhältnisse  werden  die  russischen  Zollämter  die  deutschen  Reichs- 
banknoten bei  Zollzahlungen  annehmen. 

Zu  Artikel  6  und  7. 
Die  vertragschließenden  Teile  behalten  sich  das  Recht  vor,  bei  der  Ein- 
fuhr von  Waren,  wenn  diese  je  nach  ihrem  Herkunftsland  einer  unterschied- 
lichen ZoUbehandiung  unterliegen,  zum  Nachweise  der  einheimischen  Er- 
zeugung oder  Bearbeitung  die  Vorlegung  von  Ursprungszeugnissen  zu  fordern. 
Es  wird  seitens  der  beiden  Teile  Fürsorge  getroffen  werden,  daß  die  ver- 
langten Zeugnisse  den  Handel  möglichst  wenig  beengen. 

Zu  Artikel  12. 

Um  in  Rußland  das  im  Abs.  1  von  Artikel  12  vorgesehene  Recht  aus- 
üben zu  können,  müssen  die  daselbst  benannten  Personen  mit  besonderen 
Gewerbescheinen  versehen  sein,  deren  zugunsten  des  Staates  erhobene  Gebühr 
InO  Rubel  für  das  ganze  Jahr  und  75  Rubel  für  die  zweite  Hälfte  des  Jahres 
nicht  übersteigen  soll. 

Wenn  die  mit  den  vorstehend  erwähnten  Gewerbescheinen  versehenen 
Personen  das  in  Abs.  1  von  Artikel  12  vorgesehene  Recht  durch  in  ihrem 
Dienste  stehende  Handlungsreisende  ausüben  wollen,  so  müssen  diese  Hand- 
lungsreisenden außerdem  mit  einem  persönlichen  Gewerbeschein  versehen  sein, 
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dijssen  Gebühr  5(J  Rubel  für  das  ganze  Jahr  und  25  Rubel  für  die  zweite 
Hälfte  des  Jahres  nicht  überschreiten  wird. 

Die  in  Abs.  1  der  gegenwärtigen  Bestimmung  vorgesehenen  Gewerbe- 
scheine können  auf  den  Namen  der  Personen  selbst,  die  sich  nach  Rußland 
begeben,  ausgestellt  werden,  und  dann  sollen  diese  Personen  nicht  mehr 
gehalten  sein,  sich  außerdem  mit  dem  persönlichen  Gewerbeschein  zu  versehen. 

Hinsichtlich  der  Erteilung  der  Gewerbescheine  und  des  Betrages  der 
Gebühren  dafür  wird  ein  Unterschied  zwischen  den  Personen  der  christlichen 
Religion  und  denjenigen  der  mosaischen  Religion  nicht  gemacht  werden. 

Insoweit  die  Einfuhr  von  Feuerwaffen  aus  dem  Ausland  iu  Rußland 
nicht  untersagt  ist,  können  die  deutschen  reisenden  Kaufleute  Muster  von 
solchen  Waffen  unter  der  ausdrücklichen  Bedingung  mit  sich  führen,  daß  sie 
sich  allen  allgemeinen  und  örtlichen  Vorschriften,  welche  bezüglich  der  Feuer- 
waffen in  Kraft  sind  oder  sein  werden,  unterwerfen. 

Zu  Artikel  14. 

Die  vertragschließenden  Teile  behalten  sich  eine  besondere  Vereinbarung 
über  die  Ausübung  der  Schiffahrt  und  der  Flößerei  auf  den  beide  Länder 
unmittelbar  oder  mittelbar  verbindenden  Binnenwasserstraßen  vor.  Bis  zum 
Abschluß  dieser  Vereinbarung  darf  von  deutschen  Schiffen,  ihrer  Besatzung 
und  deutschen  Flößern  auf  russischen  Binnenwasserstraßen  und  von  russischen 
Schiffen,  ihrer  Besatzung  und  russischen  Flößern  auf  deutschen  Binnenwasser- 
straßen die  Schlepp-  und  Handelsschiffahrt,  einschließlich  der  Beförderung  von 
Fahrgästen,  sowie  die  Flößerei  unter  den  gleichen  Bedingungen  wie  von  In- 
ländern ausgeübt  werden. 

Die  deutschen  Schiffe,  welche  auf  den  die  beiderseitigen  Landesgrenzen 
verbindenden  Binnenschiffahrtswegen  nach  Rußland  fahren,  um  später  nach 
Deutschland  zurückzukehren,  werden  ohne  Zahlung  oder  Sichersteliung  des 
Einfuhrzolls  nach  Rußland  eingelassen  werden. 

Die  Frist,  innerhalb  welcher  solche  Schiffe  wieder  nach  Deutschland 
ausgeführt  werden  müssen,  wird  auf  zwei  Jahre  von  dem  Tage  ihres  Ein- 
gangs nach  Rußland  an  festgesetzt.  Wenn  das  Schiff  in  Rußland  verkauft 
wird  oder  länger  als  zwei  Jahre  daselbst  verbleibt,  ist  der  betreffende  Ein- 
gangszoll dafür  zu  entrichten.  Die  gedachte  Frist  soll  verlängert  werden, 
wenn  das  Schiff  durch  vom  Willen  des  Schiffsführers  nicht  abhängige  Um- 
stände, wie  niedriger  Wasserstand,  beträchtliche  Reparaturen  erfordernde 
Havarie  oder  andere  ähnliche  Ursachen,  zurückgehalten  wird.  Der  Eingangs- 
zoll wird  nicht  erhoben,  wenn  das  Schiff  durch  Feuer  oder  Schiffbruch  zu- 
grunde geht. 

Die  Scheine,  welche  die  Verpflichtung  zur  Wiederausfuhr  der  Schiffe 
oder  zur  Zahlung  des  Eingangszolls  enthalten,  sollen  von  jeder  Gebühr 
befreit  sein.  , 

Während  des  Aufenthalts  des  Schiffes  in  Rußland  wird  der  Schiffs- 
eichschein von  den  russischen  Zollbehörden  in  Verwahrung  genommen. 

Zu  Artikel  20. 

Die  vertragschließenden  Teile  werden  einander  im  Eisenbahntarifwesen, 
insbesondere  durch  Herstellung  direkter  Frachttarife,  tunlichst  unterstützen. 
Namentlich  sollen  solche  direkte  Frachttarife  nach  den  deutschen  Häfen  Danzig 
(Neufahrwasser),  Königsberg  (Pillau)  und  Memel  zur  Vermittelung  sowohl 
der  Ausfuhr  aus  als  der  Einfuhr  nach  Rußland  den  Bedürfnissen  des  Handels 
entsprechend  eingeführt  werden. 

Zugleich  sollen  die  Frachtsätze  für  die  im  russischen  Eisenbahntarif 
zum  Getreide  gerechneten  Artikel  sowie  für  Flachs,  Hanf  und  Holz  von  den 
russischen  Aufgabestationen  bis  zu  den  oben  erwähnten  Häfen  nach  den- 
jenigen   Bestimmungen    gebildet    und    unter    die    am    Transport    beteiligten 
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deutschen  und  russischen  Bahnen  verteilt  werden,  welche  für  die  nach  den 
Häfen  Libau  und  Riga  führenden  russischen  Eisenbahnen  jetzt  in  Kraft  sind 
oder  in  Kraft  treten  werden.  Dies  gilt  auch  für  den  Fall  einer  Reexpedi- 
tion.  Die  außer  den  Frachtsätzen  erhobenen  Zuschläge  (Nebengebühren) 
sollen  in  gleicher  Weise  gebildet  und  der  Betrag  derselben  nach  den  russi- 
schen Vorschriften  unter  die  beteiligten  Linien  verteilt  werden,  wobei  man 
darüber  einverstanden  ist.  daß  nur  eine  einzige  Grenzgebühr,  die  den  deutschen 
und  russischen  zur  Grenze  führenden  Bahnen  zu  gleichen  Teilen  zufällt, 
erhoben  werden  darf. 

Die  zurzeit  bestehenden  besonderen  Bestimmungen  zur  Regelung  des 
Wettbewerbs  zwischen  Königsberg  und  Danzig  bleiben  in  Kraft. 

Tarifvergünstigungen,  weiche  auf  den  Eisenbahnen  Deutschlands  oder 
Rußlands  für  eine  bestimmte  Ware  im  Falle  ihrer  Einfuhr  über  einen  See- 
hafen gewährt  werden,  sind  auf  Verlangen  der  betreffenden  Regierung  für 
die  Beförderung  entsprechender  Erzeugnisse  des  anderen  Landes  auf  den  von 
der  Landgrenze  ausgehenden  Eisenbahnen  von  der  Grenzstation  bis  zur 
Empfangsstation  zur  Verfügung  zu  stellen.  In  diesem  Falle  wird  das  Maß 
der  Vergünstigungen,  auf  den  Kilometer  bzw.  auf  die  VV'erst  berechnet,  im 
Verkehr  über  die  trockene  Grenze  das  gleiche  sein  wie  im  Verkehr  über  den 
Seehafen. 

Bei  der  Einfuhr  über  einen  Seehafen  wird  ein  Unterschied  nach  der 
Nationalität  der  SchiSe  der  vertragschließenden  Teile  für  die  Weiterbeför- 
derung der  eingeführten  Waren  auf  den  Eisenbahnen  oder  Binnenwasser- 
straßen in  keiner  Weise,  insbesondere  auch  nicht  hinsichtlich  der  Tarifsätze, 
stattfinden. 

Die  Russische  Regierung  wird  dafür  Sorge  tragen,  daß  die  Eisenbahn- 
frachttarife, welche  für  den  Versand  von  Phosphoriten  und  anderen  Phosphaten 
sowie  von  Erzen  aus  Rußland  nach  Deutscüland  bis  zum  1.  August  1914 
bestanden  haben,  nicht  in  stärkerem  Maße  erhöht  werden,  als  der  durch- 
schnittlichen allgemeinen  Erhöhung  der  rassischen  Eisenbahnfrachttarife  auf 
Entfernungen  entspricht,  wie  sie  den  fraglichen  Tarifen  vor  dem  1.  August/ 
19.  Juli  1914  zugrunde  gelegen  haben.  Auf  Verlangen  der  Deutschen  Re- 
gierung wird  sie  die  Aufnahme  neuer  Versand-  und  Empfangsstationen  in 
jene  Tarife  herbeiführen. 

Die  vertragschließenden  Teile  stimmen  überein,  daß  auf  dem  Gebiete 
des  Eisenbahnwesens  die  gegenseitigen  Verkehrsbeziehungen,  wie  sie  vor  dem 
Kriege  zwischen  Deutschland  und  Rußland  bestanden  haben,  gefördert  werden 
und  jede  Verschlechterung  gegenüber  dem  früheren  Zustande,  die  durch  die 
Zerlegung  des  russischen  Eisenbahnnetzes  in  einzelne  selbständige  Eisenbahn- 
netze entstehen  könnte,  nach  Möglichkeit  vermieden  wird.  Sie  sind  bereit. 
zu  diesem  Zwecke  einem  die  Eisenbahnen  Deutschlands,  Rußlands  und  der 
aus  dem  Russischen  Reich  ausscheidenden  Staaten  oder  Verwaltungsgebiete 
bindenden  üebereinkommen  beizutreten,  das  namentlich  die  in  Artikel  20  der 
vorstehenden  Vereinbarung  und  in  der  vorliegenden  Schlußprotokollbestimmung 
enthaltenen  Abmachungen  im  obigen  Sinne  regeln  und  insbesondere  auch  das 
Spannungsverhältnis  der  vor  dem  Kriege  gültig  gewesenen  Eisenbahntarife 
im  Verkehr  mit  den  Ostseehäfen  und  den  Häfen  des  Schwarzen  und  Asowschen 
Meeres  aufrechthalten  wird. 

Zweiter  Teil. 
Zu  den  Zollreg:Ieiiionts. 

§  1- 
Die  Befugnis  zur  üeberweisung  von  Waren  unter  Zollkontrolle  an  andere 
Aemter  wird  beiderseits  auf  alle  Zollämter  erster  Klasse,  welche  keine  Eisen- 
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bahnverbinduDg  mit  den  Lagerämtern  haben,  ausgedehnt  werden.  Doch  ist 
dabei  Bedingung,  daß  solche  Sendungen  den  einschlägigen  Gesetzen  und  Vor- 
schriften unterworfen  bleiben. 

§2. 
Es  besteht  beiderseitiges  Einverständnis,   daß  die  Zollämter  der  beiden 
Länder  an  allen  Tagen  des  Jahres  geöffnet  bleiben,  mit  Ausnahme  der  Sonn- 
tage und  der  gesetzlichen  Feiertage. 

§3. 

Die  Dienststunden  sollen  in  den  Zollämtern  der  beiden  Länder  ange- 
schlagen werden. 

Die  Dienststunden  für  die  Revision  der  Reisepässe  und  der  Legitima- 
tionskarten sollen  für  jeden  Bezirk  und  jeden  Grenzpunkt  nach  besonderer 
Vereinbarung  zwischen  den  betreffenden  Behörden  der  beiden  Länder  fest- 
gesetzt werden.  Es  sollen  hierbei  auf  beiden  Seiten  die  gleichen  Stunden 
eingeführt,  den  örtlichen  Bedürfnissen  Rechnung  getragen  und  bei  den 
Zollämtern  dritter  Klasse,  den  Nebenzollämtern  und  den  üebergangspunkten 
eine  Unterbrechung  des  Dienstes  für  die  Mahlzeiten  der  Beamten  gewährt 
werden. 

§  4. 

Zollpflichtige  Waren,  welche  von  Personen  eingeführt  werden,  die  sich 
im  Besitze  einer  ordnungsmäßigen  Legitimation  zur  üeberschreitung  der 
Grenze  befinden,  sollen  auf  beiden  Seiten  mündlich  deklariert  werden  können, 
und  zwar  auf  allen  Zollämtern  innerhalb  ihrer  Zuständigkeit,  vorausgesetzt, 
daß  diese  Waren  nicht  zu  Handelszwecken  eingeführt  werden,  und  daß  die 
Gesamtheit  der  zu  erhebenden  Zollgebühren  nicht  übersteigt: 
fünfzehn  Rubel  für  die  Einfuhr  nach  Rußland,  und 
fünfunddreißig  Mark  für  die  Einfuhr  nach  Deutschland. 

Auf  Grund  dieser  Ermächtigung  sollen  die  Uebergangspunkte  das  Recht 
haben.  Mundvorräte  (mit  Ausnahme  von  Branntwein  und  anderen  geistigen 
Getränken)  sowie  auch  Erzeugnisse,  die  ausschließlich  zum  Hausgebrauch 
bestimmt  sind,  zollamtlich  abzufertigen. 

§  5- 
Unbeschadet  der  besonderen  Bestimmungen  hinsichtlich  der  Flußschiffe 
werden  Fahrzeuge  aller  Art  einschließlich  der  zugehörigen  Ausrüstungsgegen- 
stände,  welche  zur  Zeit  der  Einfuhr  zur  Beförderung  von  Personen  oder 
Waren  dienen  und  nur  aus  dieser  Veranlassung  vorübergehend  nach  Ruß- 
land von  Personen  eingeführt  werden,  die  den  russischen  oder  deutschen 
Zollbehörden  bekannt  sind,  von  den  russischen  Behörden  ohne  Erlegung  des 
Eingangszolls  oder  Sicherheitsstellung  für  diesen  Zoll  eingelassen  werden, 
sofern  sich  der  Führer  des  Fuhrwerks  verpflichtet,  dasselbe  binnen  einer 
bestimmten  Frist  wieder  auszuführen.  Die  schriftliche  Ausfertigung  der 
Verpflichtungsscheine  soll  unentgeltlich  und  ohne  jede  Gebührenerhebung 
erfolgen. 

§  6. 
Bei  der  Einfuhr  von  Waren  auf  dem  Landwege  nach  Rußland  wird 
keine  besondere  Deklaration  gefordert,  sofern  die  Waren  von  Frachtbriefen 
begleitet  sind.  Es  genügt  in  diesem  Falle  die  Vorzeigung  der  Frachtbriefe 
bei  dem  Eingangsamte.  Die  Zahl  der  Pferde  und  der  Fahrzeuge,  aus  denen 
sich  der  Transport  zusammensetzt,  sowie  die  Gesamtzahl  der  Frachtbriefe 
und  der  Kolli  sind  alsdann  auf  einem  der  Frachtbriefe  zusammenzustellen, 
und  es  ist  diese  Angabe  von  dem  leitenden  Führer  zu  unterzeichnen. 

§  7. 
Blumen  und  lebende  Pflanzen,  frische  Früchte  und  frische  Fische,  sowie 
alle  einem  raschen  Verderben   ausgesetzten  Waren  sollen  beiderseits,  vorbe- 
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haltlich  Fälle  höherer  Gewalt,  binnen  24  Stunden,  vom  Einbringen  der  Waren 
in  die  Zollager  an  gerechnet,  verzollt  werden. 

§8. 

Die  für  die  Anbringung  der  Identifizierungszeichen  zu  entrichtenden 
Gebühren  werden  5   v.  H.   des  Gesamtbetrages  des  Zolles  nicht  übersteigen. 

Die  für  die  Anbringung  der  Identifizierungszeichen  bei  Knöpfen,  Bändern, 
Spitzen,  Stickereien  und  Fellen  zu  entrichtenden  Gebühren  werden  1  Kopeke 
für  jede  Plombe  nicht  übersteigen.  Der  ganze  Gebührenbetrag  für  die  Piom- 
bierung  wird  5  v.  H.  des  Gesamtbetrages  des  Eingangszolls  in  jedem  einzelnen 
Falle  nicht  übersteigen. 

Falls  indessen  der  Interessent  selbst  wünscht,  daß  die  Ware  in  einer 
Weise  plombiert  wird,  die  über  das  Bedürfnis  der  Identifizierung  hinausgeht, 
so  ist  er  verpflichtet,  den  dadurch  entstehenden  Mehrbetrag  an  Gebühren  zu 
entrichten. 

Die  Punzierung  deutscher  Gold-  und  Silberwaren  wird  keinen  anderen 
oder  höheren  Gebühren  unterworfen  werden  als  die  Punzierung  der  gleich- 
artigen einheimischen  Arbeiten. 

§  9. 

Von  eingeführten  Waren  soll  Lagergeld  durch  die  russischen  Zollämter 
nur  für  die  Tage  der  wirklichen  Lagerung  in  den  Zollagern,  vom  vierten 
Tage  nach  dem  Beginn  der  Zollrevision  an  gerechnet,  erhoben  werden. 

Jedoch  soll  die  Zeit,  während  welcher  die  Lagerung  gebührenfrei  ist, 
begrenzt  sein  durch  die  an  dem  betreffenden  Zollamt  für  die  Deklaration 
von  eingeführten  Waren  gewährte  Frist,  d.  h.  5  bis  14  Tage,  erhöht  um  die 
in  Absatz  1  vorgesehene  Frist  von  8  Tagen. 

§  10. 
Die  Russische  Regierung  verpflichtet  sich,  die  Bestimmungen  der  Artikel 
l.ö   und  16   der  Berner  Konvention   vom  14.  Oktober  1890,   welche  das  Ver- 
fügungsrecht des  Absenders  über  seine  Sendungen  regeln,  während  der  Dauer 
des  gegenwärtigen  Vertrages  in  keiner  Weise  zu  ändern. 

§  n. 

Die  in  dem  Artikel  292  des  russischen  Reglements  vom  15.  Mai  1901, 
betreffend  die  Wareneinfuhr,  enthaltene  Vorschrift,  wonach  der  Unterschied 
zwischen  dem  angegebenen  Gewicht  von  Gegenständen  oder  Waren  und  dem 
bei  der  Revision  ermittelten  Gewicht  straffrei  bleibt,  sofern  er  ö  v.  H.  des 
Gesamtgewichts  der  Gegenstände  oder  Waren  nicht  übersteigt,  wird  abge- 
ändert und  die  Duldungsgrenze  auf  10  v.  H.  des  Gesamtgewichts  erhöht. 

§  12. 

Das  Recht  der  Reklamation  gegen  Entscheidungen  der  russischen 
Zollbehörden,  die  sich  sowohl  auf  Strafen  wegen  einer  unzutreffenden  oder 
falschen  Deklaration  als  auf  die  Tarif-Klassifizierung  der  Waren  beziehen, 
soll  dem  Absender  der  Ware  in  gleicher  Weise  wie  dem  Deklaranten  zustehen. 

Eingaben  dieser  Art  dürfen  von  dem  Absender  in  deutscher  Sprache 
abgefaßt  werden. 

§  13. 

Die  Reklamationsfrist  in  den  in  §  12  bezeichneten  Angelegenheiten  wird 
für  den  Absender  wie  für  den  Deklaranten  auf  zwei  Monate  festgesetzt 
werden,  von  dem  Tage  an  gerechnet,  wo  die  Entscheidung  dem  Deklaranten 
mitgeteilt  worden  ist. 

Was  die  Entscheidung  über  die  Tarifierung  von  Waren  anlangt,  so 
werden  innerhalb  dieser  Frist  Vorstellungen  des  Absenders  nur  dann  zuge- 
lassen werden,  wenn  die  streitigen  Waren  die  Zollager  noch  nicht  verlassen 
haben. 
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§  14. 
Die  deutschen  Konsuln  in  Rußland  und  die  russischen  Konsuln  in 
Deutschland  sollen  berechtij^t  sein,  die  ersteren  mit  dem  russischen  Zoll- 
departement, die  letzteren  mit  den  Vorständen  der  deutschen  Zollbehörden 
(Provinzial-Steuerdirektor  usw.)  wegen  der  vor  diesen  Behörden  schwebenden 
ZoUroklamationen  unmittelbar  zu  verkehren. 

§  lö. 
Falls  Schaffner,  Maschinisten  und  sonstige  Eisenbahnbedienstete  eines 
der  beiden  vertragschließenden  Teile  überführt  werden,  in  den  Zügen 
Schmuggelwaren  in  das  Gebiet  des  anderen  Teiles  eingeführt  zu  haben,  so 
sollen  sie  auf  Ansuchen  der  zuständigen  Zollbehörden  des  Rechtes,  Bahnzüge 
nach  der  Grenze  zu  begleiten,  verlustig  gehen. 

§  16. 

Alle  Quarantäne-  und  veterinärpolizeilichen  Maßregeln,  nämlich  die 
15eschlüsse  wegen  Schließung  oder  Oeffnung  der  Grenze  für  irgendeine 
Warengattung  oder  wegen  Abänderungen  der  einschlägigen  örtlichen  Ver- 
ordnungen usw.  sollen,  sobald  sie  erlassen  sind,  wechselseitig  von  jedem  der 
beiden  vertragschließenden  Teile  dem  anderen  mitgeteilt  werden. 

Die  örtlichen  Maßnahmen,  die  —  aus  eigener  Entschließung  —  von 
dem  Vorstande  eines  Bezirks  (Landrat  in  Deutschland.  Natschalnik  Ujesda, 
Isprawnik  in  Rußland)  getroffen  werden,  sollen  unmittelbar  den  betreffenden 
Vorständen  der  Bezirke  des  anderen  Landes  mitgeteilt  werden.  Diese  Mit- 
teilung soll  zugleich  die  Gründe  der  Maßregel  enthalten,  soweit  nicht  die 
Beschaffenheit  derselben  ihre  Mitteilung  überflüssig  macht. 

Die  Maßnahmen,  die  in  Deutschland  von  einem  Oberpräsidenten  oder 
von  einem  Regierungspräsidenten  und  in  Rußland  von  einem  Generalgouver- 
neur oder  von  einem  Gouverneur  getroffen  werden,  sollen  gegenseitig  dem 
im  Range  entsprechenden  Beamten  mitgeteilt  werden.  Die  Mitteilung  der 
Gründe  dieser  Maßregeln  soll  auf  diplomatischem  Wege  erfolgen. 

Die  Maßregeln,  welche  von  den  Zentralbehörden  der  beiden  Länder  ge- 
troffen werden,  sollen  einschließlich  ihrer  Gründe  gegenseitig  auf  diplomati- 
schem Wege  mitgeteilt  werden. 

Man  ist  darüber  einig,  daß  die  Mitteilungen  über  Veterinäre  Maßregeln 
beiderseits  tunlichst  vor  Ausführung  derselben  und  spätestens  gleichzeitig  mit 
ihrem  Erlasse  erfolgen  sollen. 

Die  beiden  Regierungen  werden  Listen  austauschen,  in  welchen  die 
beiderseitigen  Behörden  bezeichnet  sind,  zwischen  denen  der  gegenseitige 
Austausch   in  Gemäßheit   des   eben   angegebenen  Verfahrens  stattfinden  soll. 

§  17. 

Die  Quarantänemaßregeln  gegen  die  Einschleppung  epidemischer  Krank- 
heiten sollen  beiderseits  auf  alle  die  Grenze  überschreitenden  Reisenden,  je 
nach  der  größeren  oder  geringeren  Ansteckungsgefahr,  ohne  Unterschied  der 
Nationalität  angewandt  werden. 

§  18. 

Es  wird  beiderseits  der  Wiederaufnahme  von  Reisenden,  die  wegen 
mangelhafter  Reisepässe  oder  wegen  Nichtzahlung  von  Zollgebühren  zurück- 
gewiesen werden,  kein  Hindernis  entgegengestellt  werden ;  unter  den  bezeich- 
neten Umständen  sollen  beiderseits  selbst  fremde  Staatsangehörige  wieder 
aufgenommen  werden,  zumal  in  den  Fällen,  wo  sie  noch  nicht  in  das  Innere 
des  Landes  gelangt  sind.  Die  auf  beiden  Seiten  zuständigen  Behörden  werden 
sich  über  die  zu  ergreifenden  Maßregeln  verständigen. 

Mit  einem  russischen  Auswanderungsscheine  versehene  jüdische  Aus- 
wanderer russischer  Abkunft  und  andere,  welche  von  den  deutschen  Behörden 
nach   Rußland   zurückgesandt    werden,    müssen    von    den    russischen   Grenz- 
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behörden  zugelassen  werden,  vorausgesetzt,  daß  sich  diese  Personen  in  Deutsch- 
land nicht  länger  als  einen  Monat  aufgehalten  haben,  von  dem  Tage  an 
gerechnet,  wo  sie  über  die  deutsch-russische  Grenze  gegangen  sind. 

§  19. 
Die  Grenzbehörden  jedes  der  beiden  vertragschließenden  Teile  sollen 
gehalten  sein,  paßlose  Landstreicher  und  andere  Personen  dieser  Art,  welche 
in  das  Gebiet  des  anderen  Teiles,  dessen  Angehörige  sie  sind,  wieder  auf- 
genommen werden  sollen,  ausschließlich  nach  denjenigen  Grenzpunkten  führen 
zu  lassen,  wo  eine  Abfertigung  für  Reisende  stattfindet. 

(Folgen  als  Unteranlage  2  zu  Anlage  2  Tarif-Tabellen.) 


Nr.  2051.  Deutsch-Russischer  Zusatzvertrag  zu  dem  Friedens- 
vertrage z\i'ischen  Deutschland,  Oesterreich- Ungarn, 
Bulgarien  und  der  Türkei  einerseits  und  Rußland 
andererseits. 

Auf  Grund  des  Artikel  XII  des  Friedensvertrags  zwischen  Deutschland. 
Oesterreich-ÜDgarn.  Bulgarien  und  der  Türkei  einerseits  und  Rußland 
andererseits  sind 

die  Bevollmächtigten  des  Deutschen  Reichs, 
(folgen  die  Namen) 

sowie    die    Bevollmächtigten    der    Russischen    Föderativen    Sowjets-Republik, 

(folgen  die  Namen) 
übereingekommen,  die  Herstellung  der  öffentlichen  und  privaten  Rechts- 
beziehungen zwischen  Deutschland  und  Rußland,  den  Austausch  der  Kriegs- 
gefangenen und  Zivilinternierten,  die  Fürsorge  für  Rückwanderer,  die  aus 
Anlaß  des  Friedensschlusses  zu  erlassende  Amnestie  und  die  Behandlung  der 
in  die  Gewalt  des  Gegners  geratenen  Kauffahrteischiffe  unverzüglich  zu 
regeln  und  zu  diesem  Zwecke  einen  Zusatzvertrag  zu  dem  Friedensvertrag 
abzuschließen. 

Nachdem   die  Bevollmächtigten   festgestellt  hatten,   daß   die   von  ihnen 
bei   der    Unterzeichnung   des   F'riedensvertrags   vorgelegten    Vollmachten    die 
.Erledigung  der  vorstehend  bezeichneten  Gegenstände  mit  umfassen,  haben  sie 
sich  über  folgende  Bestimmungen  geeinigt. 

Erstes  Kapitel. 
Wiederaufnahme   der  diplomatischen  und  konsularischen  Beziehungen. 

Artikel  1. 

Bei  Wiederaufnahme  der  konsularischen  Beziehungen  gemäß  Artikel  X 
des  Friedensvertrags  wird  jeder  vertragschließende  Teil  die  Konsuln  des 
anderen  Teiles  an  allen  Plätzen  seines  Gebiets  zulassen,  soweit  nicht  bereits 
vor  dem  Kriege  für  einzelne  gemischtsprachige  Plätze  oder  Gebietsteile  Aus- 
nahmen bestanden  und  diese  Ausnahmen  nach  dem  Kriege  jeder  dritten  Macht 
gegenüber  gleichmäßig  aufrechterhalten  werden. 

Jeder  Teil  behält  sich  vor,  aus  Gründen  der  Kriegsnotwendigkeit  an 
gewissen  Plätzen  Konsuln  des  anderen  Teiles  erst  nach  Abschluß  des  allge- 
meinen Friedens  zuzulassen. 

Artikel  2. 

Jeder  vertragschließende  Teil  wird  alle  Schäden  ersetzen,  die  in  seinem 
Gebiete  während  des  Krieges  von  den  dortigen  staatlichen  Organen  oder  der 
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Bevölkerung  durch  völkerrechtswidrige  Handlungen  diplomatischen  und  kon- 
Bularischeu  Beamten  des  anderen  Teiles  zugefügt  oder  an  ßotschafts-  und 
Konsulatsgebäuden  dieses  Teiles  oder  an  deren  Inventar  angerichtet 
worden  sind. 

Zweites  Kapitel. 
Wiederhorstollunjf  der  Staatsverträg'o. 

Artikel  3. 

Die  Verträge,  Abkommen  und  Vereinbarungen,  die  zwischen  den  ver- 
tragschließenden Teilen  vor  der  Kriegserklärung  in  Kraft  gewesen  sind,  treten 
vorbehaltlich  abweichender  Bestimmungen  des  Friedensvertrags  und  dieses 
Zusatzvertrags  bei  deren  Ratifikation  mit  der  Maßgabe  wieder  in  Kraft,  daß, 
soweit  sie  für  eine  bestimmte  Zeit  unkündbar  sind,  diese  Zeit  um  die  Kriegs- 
dauer verlängert  wird. 

Artikel  4. 

Jeder  vertragschließende  Teil  kann  dem  anderen  Teile  binnen  sechs 
Monaten  nach  der  Unterzeichnung  des  Friedensvertrags  die  Verträge,  Ab- 
kommen oder  Vereinbarungen  oder  deren  Einzelbestimmungen  mitteilen,  die 
nach  seiner  Auffassung  mit  den  während  des  Krieges  eingetretenen  Verände- 
rungen in  Widerspruch  stehen.  Diese  Vertragsbestimmungen  sollen  tunlichst 
bald  durch  neue  Verträge  ersetzt  werden,  die  den  veränderten  Anschauungen 
und  Verhältnissen  entsprechen. 

Zur  Ausarbeitung  der  im  Absatz  1  vorgesehenen  neuen  Verträge  wird 
binnen  sechs  Monaten  nach  der  Ratifikation  des  Friedensvertrags  eine  aus 
Vertretern  der  beiden  Teile  bestehende  Kommission  in  Berlin  zusammentreten. 
Soweit  sich  diese  binnen  drei  Monaten  nach  ihrem  Zusammentritt  nicht 
einigt,  steht  es  jedem  Teile  frei,  von  den  Vertragsbestimmungen  zurückzu- 
treten, die  er  gemäß  Absatz  1  Satz  1  dem  anderen  Teile  mitgeteilt  hat ; 
handelt  es  sich  dabei  um  Einzelbestimmungen,  so  steht  dem  anderen  Teile 
der  Rücktritt  vom  ganzen  Vertrage  frei. 

Artikel  5. 

Die  Verträge,  Abkommen  und  Vereinbarungen,  an  denen  außer  den 
vertragschließenden  Teilen  dritte  Mächte  beteiligt  sind,  treten  zwischen  den 
beiden  Teilen,  vorbehaltlich  abweichender  Bestimmungen  des  Friedensvertrags 
bei  dessen  Ratifikation  wieder  in  Kraft.  Auf  die  mit  solchen  Kollektiv- 
verträgen in  Zusammenhang  stehenden  Einzelverträge  zwischen  den  beiden 
Teilen  finden  die  Bestimmungen  des  Artikel  3  über  die  Verlängerung  der 
Geltungsdauer  und  des  Artikel  4  über  den  Rücktritt  keine  Anwendung. 

Wegen  der  Kollektivverträge  politischen  Inhalts,  an  denen  noch  andere 
kriegführende  Mächte  beteiligt  sind,  behalten  sich  die  beiden  Teile  ihre 
Stellungnahme  bis  nach  Abschluß  des  allgemeinen  Friedens  vor. 

Drittes  Kapitel. 
Wiederherstellung'  der  Privatrechte. 

Artikel  6. 

Alle  in  dem  Gebiet  eines  vertragschließenden  Teiles  bestehenden  Be- 
stimmungen, wonach  mit  Rücksicht  auf  den  Kriegszustand  die  Angehörigen 
des  anderen  Teiles  in  Ansehung  ihrer  Privatrechte  irgendwelcher  besonderen 
Regelung  unterliegen  (Kriegsgesetze),  treten  mit  der  Ratifikation  des  Friedens- 
vertrags außer  Anwendung. 

Als  Angehörige  eines  vertragschließenden  Teiles  gelten  auch  solche 
juristische  Personen  und  Gesellschaften,  die  in  seinem  Gebiet  ihren  Sitz 
haben.     Ferner   sind   den  Angehörigen  eines  Teiles  juristische  Personen   und 
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Gesellschaften,  die  in  seinem  Gebiete  nicht  ihren  Sitz  haben,  insoweit  gleich- 
zustellen, als  sie  im  Gebiete  des  anderen  Teiles  den  für  diese  Angehörigen 
geltenden  Bestimmungen  unterworfen  waren. 

Artikel  7. 

üeber  privatrechtliche  Schuldverhältnisse,  die  durch  Kriegsgesetze  be- 
einträchtigt worden  sind,  wird  nachstehendes  vereinbart. 

§  1.  Die  Schuld  Verhältnisse  werden  wiederhergestellt,  soweit  sich  nicht 
aus  den  Bestimmungen  der  Artikel  7  bis  11  ein  Anderes  ergibt. 

§  2.  Die  Bestimmung  des  §  1  hindert  nicht,  daß  die  Frage,  welchen 
Einfluß  die  durch  den  Krieg  geschaffenen  Zustände,  insbesondere  die  durch 
Verkehrshindernisse  oder  Handelsverbote  herbeigeführte  Unmöglichkeit  der 
Erfüllung,  auf  die  Schuldverhältnisse  ausüben,  im  Gebiete  jedes  vertrag- 
schließenden Teiles  nach  den  dort  für  alle  Landeseinwohner  geltenden  Gesetzen 
beurteilt  wird. 

Dabei  dürfen  die  Angehörigen  des  anderen  Teiles,  die  durch  Maßnahmen 
dieses  Teiles  behindert  worden  sind,  nicht  ungünstiger  behandelt  werden,  als 
die  Angehörigen  des  eigenen  Staates,  die  durch  dessen  Maßnahmen  behindert 
worden  sind.  Auch  soll  deijenige,  der  durch  den  Krieg  an  der  rechtzeitigen 
"Bewirkung  einer  Leistung  behindert  war,  nicht  verpflichtet  sein,  den  dadurch 
entstandenen  Schaden  zu  ersetzen. 

§  3.  Geldforderungen,  deren  Bezahlung  im  Laufe  des  Krieges  auf 
Grund  von  Kriegsgesetzen  verweigert  werden  konnte,  brauchen  nicht  vor 
Ablauf  von  sechs  Monaten  nach  der  Ratifikation  des  Friedensvertrags  bezahlt 
zu  werden.  Sie  sind  von  der  ursprünglichen  Fälligkeit  an  für  die  Dauer  des 
Krieges  und  der  anschließenden  sechs  Monate  ohne  Rücksicht  auf  Moratorien 
mit  fünf  vom  Hundert  für  das  Jahr  zu  verzinsen ;  bis  zur  ursprünglichen 
Fälligkeit  sind  gegebenenfalls  die  vertraglichen  Zinsen  zu  zahlen. 

Die  vertragschließenden  Teile  behalten  sich  vor,  nähere  Bestimmungen 
auf  dem  Gebiete  des  Wechsel-  und  Scheckrechts  sowie  der  Valutageschäfte 
zu  vereinbaren. 

§  4.  Für  die  Abwickelung  der  Außenstände  und  sonstigen  privatrecht- 
lichen Verbindlichkeiten  sind  die  staatlich  anerkannten  Gläubigerschutzver- 
bände zur  Verfolgung  der  Ansprüche  der  ihnen  angeschlossenen  natürlichen 
und  juristischen  Personen  als  deren  Bevollmächtigte  wechselseitig  anzuerkennen 
und  zuzulassen. 

Artikel  8. 

Jeder  vertragschließende  Teil  mit  Einschluß  seiner  Gliedstaaten  wird 
sofort  nach  der  Ratifikation  des  Friedensvertrags  die  Bezahlung  seiner  Ver- 
bindlichkeiten, insbesondere  den  öffentlichen  Schuldendienst,  gegenüber  den 
Angehörigen  des  anderen  Teiles  wiederaufnehmen.  Die  vor  der  Ratifikation 
fällig  gewordenen  Verbindlichkeiten  werden  binnen  sechs  Monaten  nach  der 
Ratifikation  bezahlt  werden. 

Die  Bestimmung  des  Absatz  1  findet  kftine  Anwendung  auf  solche  gegen- 
über einem  Teile  bestehenden  Forderungen,  die  erst  nach  der  Unterzeichnung 
des  Friedensvertrags  auf  Angehörige   des  anderen  Teiles   übergegangen  sind, 

Artikel  9. 

üeber  Urheberrechte  und  gewerbliche  Schutzrechte,  Konzessionen  und 
Privilegien  sowie  ähnliche  Ansprüche  auf  öffentlich  rechtlicher  Grundlage,  die 
durch  Kriegsgesetze  beeinträchtigt  worden  sind,  wird  nachstehendes  vereinbart. 

§  1.  Die  im  Eingang  bezeichneten  Rechte  werden  wiederhergestellt,  so- 
weit sich  nicht  aus  dem  Artikel  11  ein  Anderes  ergibt. 

Dem  Berechtigten  werden  die  von  ihm  für  die  Zeit  der  Entziehung  der 
Rechte  geschuldeten  Gebühren  erlassen  oder,  falls  er  sie  bereits  bezahlt  hat, 
zurückerstattet;   hat  der  Staat  aus  der  Benutzung   der  Rechte  durch  Dritte 
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Vermögensvorteile  gezogen,  welche  die  Gebühren  übersteigen,  so  ist  dem  Be- 
rechtigten der  Mehrbetrag  herauszugeben.  Soweit  der  Staat  Rechte,  die  ihm 
übereignet  worden  sind,  benutzt  hat,  ist  der  Berechtigte  angemessen  zu  ent- 
schädigen. 

§  2.  Jeder  vertragschließende  Teil  wird  den  Angehörigen  des  anderen 
Teiles,  die  aus  Anlaß  des  Krieges  eine  gesetzliche  Frist  für  die  Vornahme 
einer  zur  Begründung  oder  Erhaltung  eines  gewerblichen  Schutzrechts  er- 
forderlichen Handlung  versäumt  haben,  unbeschadet  wohlerworbener  Rechte 
Dritter,  für  die  Nachholung  der  Handlung  eine  Frist  von  mindestens  einem 
Jahre  nach  der  Ratifikation  des  Friedensvertrags  gewähren. 

Gewerbliche  Schutzrechte  der  Angehörigen  des  einen  Teiles  sollen  im 
Gebiete  des  anderen  Teiles  wegen  Nichtausübung  nicht  vor  Ablauf  von  vier 
Jahren  nach  der  Ratifikation  verfallen. 

§  3.  Die  Bestimmung  des  §  1  Abs.  1  findet  auf  Konzessionen  und  Privi- 
legien sowie  ähnliche  Ansprüche  auf  öffentlich-rechtlicher  Grundlage  keine 
Anwendung,  soweit  diese  auf  Grund  einer  für  alle  Landeseinwohner  und  für 
alle  Rechte  der  gleichen  Art  geltenden  Gesetzgebung  inzwischen  abgeschafft 
oder  vom  Staate  oder  von  Gemeinden  übernommen  worden  sind  und  in  deren 
Besitze  verbleiben ;  in  diesen  Fällen  regelt  sich  die  Entschädigung  des  Be- 
rechtigten nach  den  Bestimmungen  des  Artikel  13. 

§  4.  Die  vertragschließenden  Teile  behalten  sich  vor,  wegen  der  Priorität 
gewerblicher  Schutzrechte  besondere  Bestimmungen  zu  vereinbaren. 

Artikel  10. 

Die  Fristen  für  die  Verjährung  von  Rechten  sollen  im  Gebiete  jedes 
vertragschließenden  Teiles  gegenüber  den  Angehörigen  des  anderen  Teiles, 
falls  sie  zur  Zeit  des  Kriegsausbruchs  noch  nicht  abgelaufen  waren,  frühestens 
ein  Jahr  nach  der  Ratifikation  des  Friedensvertrages  ablaufen.  Das  Gleiche 
gilt  von  den  Fristen  zur  Vorlegung  von  Zinsscheinen  und  Gewinnanteilscheinen 
sowie  von  ausgelosten  oder  sonst  zahlbar  gewordenen  Wertpapieren. 

Artikel  11. 

Die  Tätigkeit  der  Stellen,  die  auf  Grund  von  Kriegsgesetzen  mit  der 
Beaufsichtigung,  Verwahrung,  Verwaltung  oder  Liquidation  von  Vermögens- 
gegenständen oder  der  Annahme  von  Zahlungen  befaßt  worden  sind,  soll  un- 
beschadet der  Bestimmungen  der  Artikel  12,  13  nach  Maßgabe  der  nach- 
stehenden Grundsätze  abgewickelt  werden. 

§  1.  Die  beaufsichtigten,  verwahrten  oder  verwalteten  Vermögensgegen- 
stände sind  auf  Verlangen  des  Berechtigten  unverzüglich  freizugeben;  bis  zur 
Uebernahme  durch  den  Berechtigten  ist  für  die  Wahrung  seiner  Interessen 
zu  sorgen. 

Gelder  und  Wertpapiere,  die  sich  bei  einer  zentralen  Hinterlegungs- 
stelle, einem  öffentlichen  Treuhänder  oder  einer  sonstigen  staatlich  beauftragten 
Sammelstelle  befinden,  sind  binnen  drei  Monaten  nach  der  Ratifikation  des 
Friedensvertrags  dem  Berechtigten  zur  Verfügung  zu  stellen  ;  mit  den  Geldern 
sind  Zinsen  zum  Jahressatze  von  vier  vom  Hundert  seit  der  Einzahlung  bei 
der  Sammelstelle,  mit  den  Wertpapieren  sind  die  eingezogenen  Zinsen  und 
Gewinnanteile  herauszugeben. 

§  2.  Die  Bestimmungen  des  §  1  sollen  wohlerworbene  Rechte  Dritter 
nicht  berühren.  Zahlungen  und  sonstige  Leistungen  eines  Schuldners,  die 
von  den  im  Eingang  dieses  Artikels  erwähnten  Stellen  oder  auf  deren  Ver- 
anlassung entgegengenommen  worden  sind,  sollen  in  den  Gebieten  der  ver- 
tragschließenden Teile  die  gleiche  Wirkung  haben,  wie  wenn  sie  der  Gläubiger 
selbst  empfangen  hätte. 

Privatrechtliche  Verfügungen,  die  von  den  bezeichneten  Stellen  oder  auf 
deren  Veranlassung  oder  ihnen  gegenüber  vorgenommen  worden  sind,  bleiben 
mit  Wirkung  für  beide  Teile  aufrechterhalten. 
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§  3.  Ueber  die  Tätigkeit  der  im  Eingang  dieses  Artikels  erwähnten 
Stellen,  insbesondere  über  die  Einnahmen  und  Ausgaben,  ist  den  Berechtigten 
auf  Verlangen  unverzüglich  Auskunft  zu  erteilen. 

Ersatzansprüche  wegen  der  Tätigkeit  dieser  Stellen  oder  wegen  der  auf 
ihre  Veranlassung  vorgenommenen  Handlungen  können  nur  gemäß  den  Be- 
stimmungen des  Artikel  13  geltend  gemacht  werden. 

Artikel  12. 

Grundstücke  oder  Rechte  an  einem  Grundstück,  Bergwerksgerechtsame 
sowie  Rechte  auf  die  Benutzung  oder  Ausbeutung  von  Grundstücken,  Unter- 
nehmungen oder  Beteiligungen  an  einem  Unternehmen,  insbesondere  Aktien, 
die  infolge  von  Kriegsgesetzen  veräußert  oder  dem  Berechtigten  sonst  durch 
Zwang  entzogen  worden  sind,  sollen  dem  früheren  Berechtigten  auf  einen 
innerhalb  eines  Jahres  nach  der  Ratifikation  des  Friedensvertrags  zu  stellen- 
den Antrag  gegen  Rückgewährung  der  ihm  aus  der  Veräußerung  oder  Ent- 
ziehung etwa  erwachsenen  Vorteile  frei  von  allen  inzwischen  begründeten 
Rechten  Dritter  wieder  übertragen  werden. 

Die  Bestimmungen  des  Absatz  1  finden  keine  Anwendung,  soweit  die 
veräußerten  Vermögensgegenstände  auf  Grund  einer  für  alle  Landeseinwohner 
und  für  alle  Gegenstände  der  gleichen  Art  geltenden  Gesetzgebung  inzwischen 
vom  Staate  oder  von  Gemeinden  übernommen  worden  sind  und  in  deren  Be- 
sitze verbleiben.  In  diesen  Fällen  regelt  sich  die  Entschädigung  des  Be- 
rechtigten nach  den  Bestimmungen  des  Artikel  13 ;  auch  kann  bei  einer 
Wiederaufhebung  der  Uebernahme  der  im  Absatz  1  vorgesehene  Antrag  auf 
Rückgewährung  innerhalb  eines  Jahres  nach  der  Wiederaufhebung  gestellt 
werden. 

Viertes  Kapitel. 

Ersatz   für  Zivilschäden. 

Artikel  13. 
Der  Angehörige  eines  vertragschließenden  Teiles,  der  im  Gebiete  des 
anderen  Teiles  infolge  von  Kriegsgesetzen  durch  die  zeitweilige  oder  dauernde 
Entziehung  von  Urheberrechten,  gewerblichen  Schutzrechten,  Konzessionen, 
Privilegien  und  ähnlichen  Ansprüchen  oder  durch  die  Beaufsichtigung,  Ver- 
wahrung, Verwaltung  oder  Veräußerung  von  Vermögensgegenständen  einen 
Schaden  erlitten  hat,  ist  in  angemessener  Weise  zu  entschädigen,  soweit  der 
Schaden  nicht  durch  Wiedereinsetzung  in  den  vorigen  Stand  ersetzt  wird. 
Dies  gilt  auch  von  Aktionären,  die  wegen  ihrer  Eigenschaft  als  feindliche 
Ausländer  von  einem  Bezugsrecht  ausgeschlossen  worden  sind. 

Artikel  14. 
Jeder  vertragschließende  Teil  wird  den  Zivilangehörigen  des  anderen 
Teiles  die  Schäden  ersetzen,  die  ihnen  in  seinem  Gebiete  während  des  Krieges 
von  den  dortigen  staatlichen  Organen  oder  der  Bevölkerung  durch  völker- 
rechtswidrige Gewaltakte  an  Leben ,  Gesundheit  oder  Vermögen  zugefügt 
worden  sind.  Diese  Bestimmung  findet  auch  Anwendung  auf  die  Schäden, 
welche  die  Angehörigen  des  einen  Teiles  als  Teilhaber  der  auf  dem  Gebiete 
des  anderen  Teiles  befindlichen  Unternehmungen  erlitten  haben. 

Artikel  15. 
Zur  Feststellung  der  nach  Artikel  13,  14  zu  ersetzenden  Schäden  soll 
alsbald  nach  der  Ratifikation  des  Friedensvertrages  in  St.  Petersburg  eine 
Kommission  zusammentreten,  die  zu  je  einem  Drittel  aus  Vertretern  der 
beiden  Teile  und  neutralen  Mitgliedern  gebildet  wird  ;  um  die  Bezeichnung 
der  neutralen  Mitglieder,  darunter  des  Vorsitzenden,  wird  der  Präsident  des 
Schweizerischen  Bundesrats  gebeten  werden. 
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Die  Kommission  stellt  die  für  ihre  Entscheidunf^en  maßgebenden  Grund- 
sätze auf;  auch  erläßt  sie  die  zur  Erledigung  ihrer  Aufgaben  erforderliche 
Geschäftsordnung  und  die  Bestimmungen  über  das  dabei  einzuschlagende  Ver- 
fahren. Ihre  Entscheidungen  erfolgen  in  Unterkommissionen,  die  aus  je  einem 
Vertreter  der  beiden  Teile  und  einem  neutralen  Obmann  gebildet  werden. 
Die  von  den  Unterkommissionen  festgestellten  Beträge  sind  innerhalb  eines 
Monats  nach  der  Feststellung  zu  bezahlen. 

Artikel   16. 

Jeder  vertragschließende  Teil  wird  die  von  ihm  in  seinem  Gebiete  bei 
Angehörigen  des  anderen  Teiles  angeforderten  Gegenstände,  soweit  dies  noch 
nicht  geschehen  ist,  unverzüglich  bezahlen. 

Wegen  Regelung  der  Entschädigung  für  solche  Vermögenswerte  von 
Angehörigen  des  einen  Teiles,  die  abgesehen  von  den  im  Artikel  9  §  3  und 
im  Artikel  12  Abs.  2  bezeichneten  Fällen,  im  Gebiete  des  anderen  Teiles  ohne 
ausreichenden  Ersatz  enteignet  worden  sind,  bleibt  eine  besondere  Verein- 
barung vorbehalten. 

Fünftes   Kapitel. 
Austanscli  der  Kriegsgefang-enen  und  Zivilinternierten. 

Artikel  17 

üeber  den  im  Artikel  VIII  des  Friedensvertrags  vorgesehenen  Austausch 
der  Kriegsgefangenen  werden  die  nachstehenden  Bestimmungen  getroffen. 

§  1.  Die  beiderseitigen  Kriegsgefangenen  werden  in  ihre  Heimat  ent- 
lassen werden,  soweit  sie  nicht  mit  Zustimmung  des  Nehmestaats  in  dessen 
Gebiete  zu  bleiben  oder  sich  in  ein  anderes  Land  zu  begeben  wünschen. 

Der  bereits  im  Gange  befindliche  Austausch  dienstuntauglicher  Kriegs- 
gefangenen wird  mit  möglichster  Beschleunigung  durchgeführt  werden. 

Der  Austausch  der  übrigen  Kriegsgefangenen  erfolgt  tunlichst  bald  in 
bestimmten,  noch  näher  zu  vereinbarenden  Zeiträumen. 

Rußland  wird  auf  seinem  Gebiete  deutsche  Kommissionen  zum  Zwecke 
der  Fürsorge  für  deutsche  Kriegsgefangene  zulassen  und  nach  Kräften  unter- 
stützen. 

§  2.  Bei  der  Entlassung  erhalten  die  Kriegsgefangenen  das  ihnen  von 
den  Behörden  des  Nehmestaats  abgenommene  Privateigentum  sowie  den  noch 
nicht  ausbezahlten  oder  verrechneten  Teil  ihres  Arbeitsverdienstes;  diese  Ver- 
pflichtung bezieht  sich  nicht  auf  Schriftstücke  militärischen  Inhalts. 

§  8.  Jeder  vertragschließende  Teil  wird  die  Aufwendungen,  die  für  seine 
in  Kriegsgefangenschaft  geratenen  Angehörigen  von  dem  anderen  Teile  ge- 
macht worden  sind,  erstatten,  soweit  die  Aufwendungen  nicht  durch  die 
Arbeit  der  Kriegsgefangenen  in  Staats-  oder  Privatbetrieben  als  abgegolten 
anzusehen  sind. 

Die  Bezahlung  erfolgt  in  der  Währung  des  Nehmestaats  in  Teilbeträgen 
für  je  50000  Kriegsgefangene,  und  zwar  jedesmal  innerhalb  einer  Woche  nach 
deren  Entlassung. 

§  4.  Eine  aus  je  vier  Vertretern  der  beiden  Teile  zu  bildende  Kom- 
mission soll  alsbald  nach  der  Ratifikation  des  Friedensvertrags  an  einem  noch 
zu  bestimmenden  Orte  zusammentreten,  um  die  im  §  1  Abs.  3  vorgesehenen 
Zeiträume  sowie  die  sonstigen  Einzelheiten  des  Austausches,  insbesondere  die 
Art  und  Weise  der  Heimbeförderung,  festzusetzen  und  die  Durchführung  der 
getroffenen  Vereinbarungen  zu  überwachen. 

Ferner  wird  die  Kommission  die  nach  §  3  von  den  beiden  Teilen  zu 
erstattenden  Aufwendungen  für  Kriegsgefangene  festsetzen.  Sollte  sie  sich 
innerhalb    zweier  Monate   nach   ihrem   Zusammentritt   über   die   Festsetzung 
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nicht  geeinigt  haben,  so  soll  diese  in  endgültiger  Weise  unter  Zuziehung 
eines  neutralen  Obmanns  nach  Stimmenmehrheit  erfolgen;  um  die  Bezeich- 
nung des  Obmanns  würde  der  Präsident  des  Schweizerischen  Bundesrats  zu 
bitten  sein. 

Artikel  18. 

lieber  die  Heimkehr  der  beiderseitigen  Zivilangehörigen  werden  die  nach- 
stehenden Bestimmungen  getroffen. 

§  1.  Die  beiderseitigen  internierten  oder  verschickten  Zivilangehörigen 
werden  tunlichst  bald  unentgeltlich  heimbefördert  werden,  soweit  sie  nicht 
mit  Zustimmung  des  Aufenthaltsstaats  in  dessen  Gebiete  zu  bleiben  oder  sich 
in  ein  anderes  Land  zu  begeben  wünschen. 

Die  in  St.  Petersburg  über  die  Heimkehr  der  Zivilangehörigen  getroffenen 
Vereinbarungen  werden  mit  möglichster  Beschleunigung  durchgeführt  werden. 

Die  im  Artikel  17  §  4  erwähnte  Kommission  soll  die  bei  den  Verhand- 
lungen in  St.  Petersburg  offengebliebenen  Fragen  regeln  und  die  Durchführung 
der  getroffenen  Vereinbarungen  überwachen. 

Die  im  Artikel  17  §  1  Abs.  4  vorgesehenen  deutschen  Kommissionen 
werden  auch  die  Fürsorge  für  deutsche  Zivilpersonen  übernehmen. 

§  2.  Die  Angehörigen  eines  Teiles,  die  bei  Kriegsausbruch  in  dem  Ge- 
biete des  anderen  Teiles  ihren  Wohnsitz  oder  eine  gewerbliche  oder  Handels- 
niederlassung hatten  und  sich  nicht  in  diesem  Gebiet  aufhalten,  können  dort- 
hin zurückkehren,  sobald  sich  der  andere  Teil  nicht  mehr  im  "Kriegszustand 
befiudet.  Die  Rückkehr  kann  nur  aus  Gründen  der  inneren  oder  äußeren 
Sicherheit  des  Staates  versagt  werden. 

Als  Ausweis  genügt  ein  von  den  Behörden  des  Heimatstaats  ausgestellter 
Paß,  wonach  der  Inhaber  zu  den  im  Absatz  1  bezeichneten  Personen  gehört; 
ein  Sichtvermerk  auf  dem  Passe  ist  nicht  erforderlich. 

Artikel  19. 

Die  Angehörigen  jedes  vertragschließenden  Teiles  sollen  im  Gebiete  des 
anderen  Teiles  für  die  Zeit,  während  deren  dort  ihr  Gewerbe-  oder  Handels- 
betrieb oder  ihre  sonstige  Erwerbstätigkeit  infolge  des  Krieges  geruht  hat, 
keinerlei  Auflagen,  Abgaben,  Steuern  oder  Gebühren  für  den  Gewerbe-  oder 
Handelsbetrieb  oder  die  sonstige  Erwerbstätigkeit  unterliegen.  Beträge,  die 
hiernach  nicht  geschuldet,  weiden,  aber  bereits  erhoben  sind,  sollen  binnen 
6  Monaten  nach  der  Ratifikation  des  Friedensvertrags  zurückerstattet  werden. 

Auf  Handels-  und  sonstige  Erwerbsgesellschaften,  an  denen  Angehörige 
des  einen  Teils  als  Gesellschafter,  Aktionäre  oder  in  sonstiger  Weise  beteiligt 
sind  und  deren  Betrieb  im  Gebiete  des  anderen  Teiles  infolge  des  Krieges 
geruht  hat,  finden  die  Bestimmungen  des  Absatz  1  entsprechende  Anwendung. 

Artikel  20. 
Jeder  vertragschließende  Teil  verpflichtet  sich,  die  auf  seinem  Gebiete 
befindlichen  Grabstätten  der  Heeresangeliörigen  sowie  der  während  der  Inter- 
nierung oder  Verschickung  verstorbenen  sonstigen  Angehörigen  des  anderen 
Teiles  zu  achten  und  zu  unterhalten  ;  auch  können  Beauftragte  dieses  Teiles 
die  Fliege  und  angemessene  Ausschmückung  der  Grabstätten  im  Einvernehmen 
mit  den  Landesbehörden  besorgen.  Die  mit  der  Pflege  der  Grabstätten  zu- 
sammenhängenden   Einzelfragen   bleiben    weiterer  Vereinbarung   vorbehalten. 

Sechstes   Kapitel. 

Fiirsorg«    für    Kllck>v:in(l(<ror. 

Artikel  21. 
Den  Angehörigen  jedes  vertragschliilionden  Teiles,  die  aus  dem  Gebiete 
des  anderen  Teiles  stammen,  soll  es  während  einer  Frist  von  U)  Jahren  nach 
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der  Ratifikation  des  Friedensvertrages  freistehen,  im  F]invernehmen  mit  den 
Behörden  dieses  Teiles  nach  ihrem  Stammland  zurückzuwandern. 

Die  zur  Rückwanderung  btrechtigten  Personen  sollen  auf  Antrag  die 
Entlassung  aus  ihrem  bisherigen  Staatsverband  erhalten.  Auch  soll  ihr 
schriftlicher  oder  mündlif-her  Verkehr  mit  den  diplomatischen  und  konsulari- 
schen Vertretern  des  Stammlandes  in  keiner  Weise  gehindert  oder  erschwert 
werden. 

Die  im  Artikel  17  §  l  Abs.  4  vorgesehenen  deutschen  Kommissionen 
werden  auch  die  Fürsorge  für  deutsche  Rückwanderer  übernehmen. 

Artikel  22. 
Die  Rückwanderer  sollen  für  die  ihnen  während  des  Krieges  wegen 
ihrer  Abstammung  zugefügten  Unbilden  eine  billige  Entschädigung  erhalten, 
auch  durch  die  Ausübung  des  Rückwanderungsrechts  keinerlei  vermögens- 
rechtliche Nachteile  erleiden.  Sie  sollen  befugt  sein,  ihr  Vermögen  zu  liqui- 
dieren und  den  Erlös  sowie  ihre  sonstige  bewegliche  Habe  mitzunehmen; 
ferner  dürfen  sie  ihre  Pachtverträge  unter  Einhaltung  einer  Frist  von  sechs 
Monaten  kündigen,  ohne  daß  der  Verpächter  wegen  vorzeitiger  Auflösung  des 
Pachtvertrags  Schadensersatzansprüche  geltend  machen  kann. 

Siebentes   Kapitel. 
Amuestie. 

Artikel  23. 

Jeder  vertragschließende  Teil  gewährt  den  Angehörigen  des  anderen 
Teiles  Straffreiheit  nach  Maßgabe  der  nachstehenden  Bestimmungen. 

§  1.  Jeder  Teil  gewährt  volle  Straffreiheit  den  dem  anderen  Teile  an- 
gehörenden Kriegsgefangenen  für  alle  von  ihnen  begangenen  gerichtlich  oder 
disziplinarisch  strafbaren  Handlungen. 

§  2.  Jeder  Teil  gewährt  volle  Straffreiheit  den  Zivilangehörigen  des 
anderen  Teiles,  die  während  des  Krieges  interniert  oder  verschickt  worden 
sind,  für  die  während  der  Internierung  oder  Verschickung  begangenen  ge- 
richtlich oder  disziplinarisch  strafbaren  Handlungen. 

§  3.  Jeder  Teil  gewährt  volle  Straffreiheit  allen  Angehörigen  des  anderen 
Teiles  für  die  zu  dessen  Gunsten  begangenen  Straftaten  und  für  Verstöße 
gegen    die   zum  Nachteil  feindlicher  Ausländer  ergangenen  Ausnahmegesetze. 

§  4.  Die  in  den  §§  1  bis  3  vorgesehene  Straffreiheit  erstreckt  sich 
nicht  auf  Handlungen,  die  nach  der  Ratifikation  des  Friedensvertrags  be- 
gangen werden. 

Artikel  24. 

Jeder  vertragschließende  Teil  gewährt  volle  Straffreiheit  den  Angehörigen 
seiner  bewaffneten  Macht  in  Ansehung  der  Arbeiten,  die  sie  als  Kriegsgefangene 
des  anderen  Teiles  geleistet  haben.  Das  Gleiche  gilt  für  die  von  den  beider- 
seitigen Zivilangehörigen  während  ihrer  Internierung  oder  Verschickung  ge- 
leisteten Arbeiten. 

Artikel  25. 

Jeder  vertragschließende  Teil  gewährt  volle  Straffreiheit  den  Bewohnern 
seiner  von  dem  anderen  Teile  besetzten  Gebiete  für  ihr  politisches  und  mili- 
tärisches Verhalten  während  der  Zeit  der  Besetzung. 

Abgesehen  von  den  im  Abs.  1  bezeichneten  Fällen  gewährt  jeder  Teil 
volle  Straffreiheit  den  Angehörigen  der  Gebiete,  die  nach  den  Artikeln  III, 
VI  des  Friedensvertrags  der  russischen  Staatshoheit  nicht  mehr  unterstehen 
oder  von  den  russischen  Truppen  zu  räumen  sind,  für  ihr  politisches  und 
militärisches  Verhalten  bis  zur  Ratifikation  des  Friedensvertrags. 
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Artikel  26. 

Soweit  nach  den  Bestimmungen  der  Artikel  23  bis  25  Straffreiheit  ge- 
währt wird,  werden  neue  Strafverfahren  nicht  eingeleitet,  die  anhängigen 
Strafverfahren  eingestellt  und  die  erkannten  Strafen  nicht  vollstreckt. 

Kriegsgefangene,  die  sich  wegen  Kriegs-  oder  Landesverrats,  vorsätz- 
licher Tötung,  Raubes,  räuberischer  Erpressung,  vorsätzlicher  Brandstiftung 
oder  Sittlichkeitsverbrechen  in  üntersuchungs-  oder  Strafhaft  befinden,  können 
bis  zu  ihrer  Entlassung,  die  möglichst  mit  dem  ersten  Austausch  der  Dienst- 
tauglichen zu  erfolgen  hat,  in  Haft  behalten  werden.  Auch  behält  sich 
Deutschland  bis  zum  Abschluß  des  allgemeinen  Friedens  das  Recht  vor,  gegen- 
über Personen,  denen  es  Straffreiheit  gewährt,  die  im  Interesse  seiner  mili- 
tärischen Sicherheit  erforderlichen  Maßnahmen  zu  treffen. 

Ueber  Personen,  denen  Straffreiheit  gewährt  wird,  und  über  ihre  Familiea 
dürfen  auch  sonstige  Rechtsnachteile  nicht  verhängt  werden ;  soweit  dies  be- 
reits geschehen  ist,  sind  sie  in  den  früheren  Stand  wiedereinzusetzen. 

Artikel  27. 

Die  vertragschließenden  Teile  behalten  sich  vor,  weitere  Vereinbarungen 
zu  treffen,  wonach  jeder  Teil  wegen  der  zu  seinen  Ungunsten  begangenen 
Handlungen  Freiheit  von  Strafen  und  sonstigen  Rechtsnachteilen  gewährt. 

Achtes  Kapitel. 

ßehandlan^  der  in  die  Gewalt  des  Geg-ners  greratenen  Kauffahrteischiffe 
und  Schiffsladung'eii. 

Artikel  28. 

Auf  die  Kauffahrteischiffe  der  vertragschließenden  Teile  und  auf  deren 
Ladungen  findet  ohne  Rücksicht  auf  entgegenstehende  Prisenurteile  das  Sechste 
Haager  Abkommen  über  die  Behandlung  der  feindlichen  Kauffahrteischiffe  beim 
Ausbruch  der  Feindseligkeiten  vom  18.  Oktober  19ü7  mit  nachstehenden  Maß- 
gaben Anwendung. 

Die  Erlaubnis  zum  Auslaufen  im  Sinne  des  Artikel  2  Abs.  1  des  Ab- 
kommens kann  nur  dann  als  erteilt  angesehen  werden,  wenn  sie  auch  von  den 
übrigen  feindlichen  Seemächten  anerkannt  war.  Kauffahrteischiffe,  die  gemäß 
Artikel  2  Abs.  2  des  Abkommens  angefordert  worden  sind,  müssen  unter  Ent- 
schädigung "für  die  Zeit  der  Benutzung  entweder  zurückgegeben  oder  im  Falle 
des  Verlustes  in  Geld  ersetzt  werden.  Für  nicht  angeforderte  Schiffe  hat  der 
Flaggenstaat  die  Aufwendungen  zur  Instandhaltung,  nicht  aber  Hafengelder 
und  sonstige  Liegekosten  zu  erstatten.  Die  nach  ihrer  Bauart  zur  Umwandlung 
in  Kriegsschiffe  geeigneten  Kauffahrteischiffe  werden  abweichend  vom  Artikel  5 
des  Abkommens  wie  andere  Kauft'ahrteischiffe  behandelt. 

Die  Bestimmungen  dieses  Artikels  finden  auch  auf  solche  Kauffahrtei- 
schiffe Anwendung,  die  bereits  vor  Ausbruch  des  Krieges  angefordert  oder 
aufgebracht  waren. 

Artikel  29. 

Die  als  Prisen  aufgebrachten  Kauffahrteischiffe  der  vertragschließenden 
Teile  sollen,  wenn  sie  vor  der  Unterzeichnung  des  Friedensvertrags  durch 
rechtskräftiges  Urteil  eines  Prisengerichts  kondemniert  worden  sind  und  nicht 
unter  die  Bestimmungen  der  Artikel  28.  30  fallen,  als  endgültig  eingezogen 
angesehen  werden  Im  übrigen  sind  sie  zurückzugeben  oder,  soweit  sie  nicht 
mehr  vorhanden  sind,  in  Geld  zu  ersetzen. 

Die  Bestimmungen  des  Absatz  1  finden  auf  die  als  Prisen  aufgebrachten 
Schiffsladungen  von  Angehörigen  der  vertragschließenden  Teile  entspiechende 
Anwendung.  Doch  sollen  Güter  von  Angehörigen  des  einen  Teiles,  die  auf 
Schiffen  feindlicher  Flagge  in  die  Gewalt  des  anderen  Teiles  geraten  sind,  in 
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allen  Fällen  den  Berechtigten  herausgegeben  oder,   soweit  dies  nicht  möglich 
ist,  in  Geld  ersetzt  werden. 

Artikel  30 
Kauffahrteischiffe  eines  vertragschließenden  Teiles,  die  in  neutralen 
llüheitsgewässern  von  Streitkräften  des  anderen  Teiles  aufgebracht,  mit  Be- 
schlag belegt  oder  versenkt  wurden,  sind  ebenso  wie  ihre  Ladungen  ohne 
Rücksicht  auf  entgegenstehende  Prisenurteile  zurückzugeben  oder,  soweit  s-ie 
nicht  mehr  vorhanden  sind,  in  (Jeld  zu  ersetzen;  für  die  Zeit  bis  zur  Rück- 
gabe oder  Ersatzleistung  ist  Entschädigung  zu  gewähren. 

Artikel  31. 

Kauffahrteischiffe,  die  nach  den  Artiki'ln  28  bis  30  zurückzugeben  sind, 
sollen  sofort  nach  der  Ratifikation  des  Friedensvertrags  in  dem  Zustand  und 
in  dem  Hafen,  in  dem  sie  sich  befinden,  dem  Flaggenstaat  zur  Verfügung 
gestellt  werden.  Befindet  sich  ein  solches  Schiff  am  Tage  der  Ratifikation 
auf  einer  Reise,  so  muß  es  nach  deren  Beendigung  und  nach  Löschung  der 
an  dem  bezeichneten  Tage  vorhandenen  Ladung,  spätestens  aber  nach  einem 
Monat  zurückgegeben  werden ;  für  die  Zwischenzeit  ist  die  höchste  Tages- 
zeitfracht zu  vergüten. 

Hat  der  Zustand  eines  nach  Artikel  28  zurückzugebenden  Schiffes  während 
der  Zeit  der  Anforderung  eine  über  die  gewöhnliche  Abnutzung  hinausgehende 
Verschlechterung  erfahren,  so  ist  eine  entsprechende  Entschädigung  zu  leisten. 
Das  Gleiche  gilt  für  ein  nach  Artikel  30  zurückzugebendes  Schiff,  selbst  wenn 
es  nicht  angefordert  wurde.  Für  Verschlechterungen  oder  Verluste,  die  nach 
Einstellung  der  Feindseligkeiten  durch  das  Verhalten  des  rückgabepflichtigen 
Teiles  herbeigeführt  worden  sind,  ist  in  allen  Fällen  Entschädigung  zu  gewähren. 

Als  Ersatz  für  ein  nicht  mehr  vorhandenes  Schiff  ist  der  Verkaufswert, 
den  es  am  Tage  der  Ratifikation  des  Friedensvertrages  haben  würde,  zu 
zahlen.  Als  Entschädigung  für  die  Benutzung  ist  die  übliche  Tageszeitfraoht 
zu  entrichten. 

Artikel  32.       " 

Alsbald  nach  der  Ratifikation  des  Friedensvertrags  soll  zur  Durchführung 
der  in  den  Artikeln  28  bis  31  enthaltenen  Bestimmungen  eine  Kommission 
aus  je  zwei  Vertretern  der  vertragschließenden  Teile  und  einem  neutralen 
Obmann  an  einem  noch  zu  bestimmenden  Orte  zusammentreten ;  um  die  Be- 
zeichnung des  Obmanns  wird  der  Präsident  des  Schweizerischen' Bundesrats 
gebeten  werden. 

Die  Kommission  hat  insbesondere  die  Frage,  ob  im  Einzelfalle  die  Vor- 
aussetzungen für  die  Rückgabe  oder  den  Ersatz  eines  Schiffes  oder  für  die 
Zahlung  einer  Entschädigung  vorliegen,  zu  entscheiden  und  die  Höhe  der  zu 
zahlenden  Beträge,  und  zwar  in  der  Währung  des  Flaggenstaats,  festzusetzen. 
Die  Beträge  sind  innerhalb  eines  Monats  nach  der  Festsetzung  der  Regierung 
des  Flaggenstaats  für  Rechnung  der  Berechtigten  zur  Verfügung  zu  stellen. 

Neuntes  Kapitel. 
Organisation  des  Spitzbergen-Arcliipels. 

Artikel  33. 

Die  vertragschließenden  Teile  werden  darauf  hinwirken,  daß  die  auf  der 
Spitzbergenkonferenz  im  Jahre  1914  in  Aussicht  genommene  internationale 
Organisation  des  Spitzbergen-Archipels  unter  Gleichstellung  der  beiden  Teile 
durchgeführt  wird. 

Zu  diesem  Zwecke  werden  die  Regierungen  der  beiden  Teile  die  Königlich 
Norwegische  Regierung  bitten,  die  Fortsetzung  der  Spitzbergenkonferenz 
tunlichst  bald  nach  Abschluß  des  allgemeinen  Friedens  herbeizuführen. 
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Zehntes  Kapitel. 
Sclilußbestimmungen. 

Artikel  34. 
Dieser  Zusatzvertrag,   der  einen  wesentlichen  Bestandteil  des  Friedens- 
vertrags bildet,   soll  ratifiziert  und  die  Ratifikationsurkunden  sollen  zugleich 
mit  den  Ratifikationsurkunden  des  Friedensvertrags  ausgetauscht  werden. 

Artikel  35. 
Der  Zusatzvertrag  tritt,   soweit  darin  nicht  ein  Anderes  bestimmt  ist, 
gleichzeitig  mit  dem  Friedensvertrag  in  Kraft. 

Zur  Ergänzung  des  Zusatzvertrags,  insbesondere  zum  Abschluß  der  darin 
vorbehalte.nen  weiteren  Vereinbarungen,  werden  binnen  vier  Monaten  nach 
der  Ratifikation  Vertreter  der  vertragschließenden  Teile  in  Berlin  zusammen- 
treten, Dabei  soll  auch  die  Anwendung  der  Bestimmungen  des  Zusatzvertrags 
auf  die  deutschen  Schutzgebiete  geregelt  werden 

Zu  Urkund  dessen  haben  die  Bevollmächtigten  diesen  Zusatzvertrag 
eigenhändig  unterzeichnet. 

Ausgefertigt  in  doppelter  Urschrift  in 
Bukarest  7.  März  1918.  Brest- Litowsk  am  3.  März  1918. 

(Folgen  die  Unterschriften.) 


3.    Friedensvertrag    mit   Finnland    (Berlin    7.  März   1918).  * 

Nr.  2052.    Friedensvertrag  zwischen  Deutschland  und  Finn- 
land. 

Die  Kaiserlich  Deutsche  Regierung  und  die  Finnische  Regierung,  von 
dem  Wunsche  geleitet,  nach  der  Erklärung  der  Selbständigkeit  Finnlands 
und  ihrer  Anerkennung  durch  Deutschland  den  Zustand  des  Friedens  und 
der  Freundschaft  zwischen  den  beiden  Ländern  auf  eine  dauernde  Grundlage 
zu  stellen,  haben  beschlossen,  einen  Friedensvertrag  zu  vereinbaren  und  zu 
diesem  Zwecke  zu  Bevollmächtigten  ernannt: 

(folgen  die  Namen), 
welche   nach   gegenseitiger   Mitteilung   ihrer   in   guter   und    gehöriger    Form 
befundenen  Vollmachten   über  nachstehende  Bestimmungen   übereingekommen 
sind : 

Erstes  Kapitel. 

BostJitigung  der  Freundschaft  zwisohou  Deutschland  und  Finnland 
und  Sicherung  der  Selbständigkeit  Finnlands. 

Artikel  1. 

Die  vertragschließenden  Teile  erklären,  daß  zwischen  Deutschland  und 
Finnland  kein  Kriegszustand  besteht  und  daß  sie  entschlossen  sind,  fortan 
in  Frieden  und  Freundschaft  miteinander  zu  leben. 

Deutschland  wird  dafür  eintreten,  daß  die  Selbständigkeit  und  Unab- 
hängigkeit Finnlands  von  allen  Mächten  anerkannt  wird.  Dagegen  wird 
Finnland  keinen  Teil  seines  Besitzstandes  an  eine  fremde  Macht  abtreten 
noch  einer  solchen  Macht  ein  Servitut  an  seinem  Hoheitsgebiet  einräumen, 
ohne  sich  vorher  mit  Deutschland  darüber  verständigt  zu  haben. 


*  Reicbsgesetzblatt  1918,  S.  7Ül— 720. 
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Artikel  2. 
Die  diplomatischen   und  konsularischen  Beziehungen  zwischen  den  ver- 
tragschlieCenden    Teilen   werden    sofort   nach    der   Bestätigung    des  Friedens- 
vertrages  aufgenommen    werden.     Wegen    möglichst   weitgehender  Zulassung 
der  beiderseitigen  Konsuln  bleiben  besondere  Vereinbarungen  vorbehalten. 

Artikel  3. 
Jeder  Teil  wird  die  Schäden  ersetzen,  die  in  seinem  Gebiet  aus  Anlaß 
des  Krieges  von  den  dortigen  staatlichen  Organen  oder  der  Bevölkerung 
durch  völkerrechtswidrige  Handlungen  konsularischen  Beamten  des  anderen 
Teiles  an  Leben,  Freiheit,  Gesundheit  oder  Vermögen  zugefügt  oder  an 
Konsulatsgebäuden  dieses  Teiles  oder  an  deren  Inventar  angerichtet  worden 
sind. 

Zweites  Kapitel. 

Kriegsentschädigniig^en. 

Artikel  4. 
Die  vertragschließenden  Teile  verzichten  gegenseitig  auf  den  Ersatz 
ihrer  Kriegskosten,  d.  h.  der  staatlichen  Aufwendungen  für  die  Krieg- 
führung, sowie  auf  den  Ersatz  der  Kriegsschäden,  d.  h.  derjenigen  Nachteile, 
die  ihnen  und  ihren  Angehörigen  in  den  Kriegsgebieten  darch  militärische 
Maßnahmen  mit  Einschluß  aller  in  Feindesland  vorgenommenen  Requisitionen 
entstanden  sind. 

Drittes  Kapitel. 
Wiederherstellnng  der  Staatsverträge. 

Artikel  5. 

Die  infolge  des  Krieges  außer  Kraft  getretenen  Verträge  zwischen 
Deutschland  und  Rußland  sollen  für  die  Beziehungen  zwischen  den  vertrag- 
schließenden Teilen  tunlichst  bald  durch  neue  Verträge  ersetzt  werden,  die 
den  veränderten  Anschauungen  und  Verhältnissen  entsprechen.  Insbesondere 
werden  die  beiden  Teile  alsbald  in  Verhandlungen  treten,  um  einen  Handels- 
und Schiffahrtsvertrag  abzuschließen. 

Einstweilen  werden  die  Verkehrsbeziehungen  zwischen  den  beiden  Ländern 
durch  ein  gleichzeitig  mit  dem  Friedensvertrag  zu  unterzeichnendes  Handels- 
und Schiffahrtsabkommen  geregelt  werden. 

Artikel  6. 

Die  Verträge,  an  denen  außer  Deutschland  und  Rußland  dritte  Mächte 
beteiligt  sind  und  in  welche  Finnland  neben  Rußland  oder  an  dessen  Stelle 
eintritt,  treten  zwischen  den  vertragschließenden  Teilen  bei  der  Bestätigung 
des  Friedensvertrags  oder,  sofern  der  Eintritt  später  erfolgt,  in  diesem  Zeit- 
punkt in  Kraft. 

Wegen  der  Kollektivverträge  politischen  Inhalts,  an  denen  noch  andere 
kriegführende  Mächte  beteiligt  sind,  behalten  sich  die  beiden  Teile  ihre 
Stellungnahme  bis  nach  Abschluß  des  allgemeinen  Friedens  vor. 

Viertes  Kapitel. 

Wiederherstellung  der  Privatrechte. 

Artikel  7. 
Alle   in   dem   Gebiet   eines   vertragschließenden  Teiles   bestehenden  Be- 
stimmungen,   wonach    mit  Rücksicht  auf  den  Kriegszustand  die  Angehörigen 
des  anderen  Teiles  in  Ansehung  ihrer  Privatrechte  irgendwelcher  besonderen 
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Regelung  unterliegen  (Kriegsgesetze),  treten  mit  der  Bestätigung  dieses  Ver- 
trages außer  Anwendung. 

Als  Angehörige  eines  vertragschließenden  Teiles  gelten  auch  solche 
juristische  Personen  und  Gesellschaften,  die  in  seinem  Gebiet  ihren  Sitz  haben. 
Ferner  sind  den  Angehörigen  eines  Teiles  juristische  Personen  und  Gesell- 
schaften, die  in  seinem  Gebiete  nicht  ihren  Sitz  haben,  insoweit  gleichzustellen, 
als  sie  im  Gebiete  des  anderen  Teiles  den  für  diese  Angehörigen  geltenden 
Bestimmungen  unterworfen  waren. 

Artikel  8. 

Ueber  privatrechtliche  Schuldverhältnisse,  die  durch  Kriegsgesetze  beein- 
trächtigt worden  sind,  wird  nachstehendes  vereinbart: 

§  1.  Die  Schuldverhältnisse  werden  wiederhergestellt,  soweit  sich  nicht 
aus  den  Bestimmungen  der  Artikel  8  bis  12  ein  anderes  ergibt. 

§  2.  Die  Bestimmung  des  §  1  hindert  nicht,  daß  die  Frage,  welchen 
Einfluß  die  durch  den  Krieg  geschaffenen  Zustände,  insbesondere  die  durch 
Verkehrshindernisse  oder  Handelsverbote  herbeigeführte  Unmöglichkeit  der 
Erfüllung,  auf  die  Schuldverhältnisse  ausüben,  im  Gebiete  jedes  vertrag- 
schließenden Teiles  nach  den  dort  für  alle  Landeseinwohner  geltenden  Gesetzen 
beurteilt  wird. 

Dabei  dürfen  die  Angehörigen  des  anderen  Teiles,  die  durch  Maßnahmen 
dieses  Teiles  behindert  worden  sind,  nicht  ungünstiger  behandelt  werden,  als 
die  Angehörigen  des  eigenen  Staates,  die  durch  dessen  Maßnahmen  behindert 
worden  sind.  Auch  soll  derjenige,  der  durch  den  Krieg  an  der  rechtzeitigen 
Bewirkung  einer  Leistung  behindert  war,  nicht  verpflichtet  sein,  den  dadurch 
entstandenen  Schaden  zu  ersetzen. 

§  3.  Geldforderungen,  deren  Bezahlung  im  Laufe  des  Krieges  auf 
Grund  von  Kriegsgesetzen  verweigert  werden  konnte,  brauchen  nicht  vor 
Ablauf  von  drei  Monaten  nach  der  Bestätigung  des  Friedensvertrags  bezahlt 
zu  werden.  Sie  sind,  soweit  nicht  im  Ergänzungsvertrag  (Artikel  32 
Abs.  2)  etwas  anderes  bestimmt  wird,  von  der  ursprünglichen  Fälligkeit 
an  für  die  Dauer  des  Krieges  und  der  anschließenden  drei  Monate  ohne 
Rücksicht  auf  Moratorien  mit  fünf  vom  Hundert  für  das  Jahr  zu  verzinsen; 
bis  zur  ursprünglichen  Fälligkeit  sind  gegebenenfalls  die  vertraglichen  Zinsen 
zu  zahlen. 

Bei  Wechseln  oder  Schecks  hat  die  Vorlegung  zur  Zahlung  sowie  die 
Protesterhebung  mangels  Zahlung  innerhalb  des  vierten  Monats  nach  der 
Bestätigung  dieses  Vertrags  zu  erfolgen. 

§  4.  Für  die  Abwickelung  der  Außenstände  und  sonstigen  privatrecht- 
lichen Verbindlichkeiten  sind  die  staatlich  anerkannten  Gläubigerschutzver- 
bände zur  Verfolgung  der  Ansprüche  der  ihnen  angeschlossenen  natürlichen 
und  juristischen  Personen  als  deren  Bevollmächtigte  wechselseitig  anzuerkennen 
und  zuzulassen. 

Artikel  9. 

Jeder  vertragschließende  Teil  wird  sofort  nach  der  Bestätigung  des 
Friedensvertrags  die  Bezahlung  seiner  Verbindlichkeiten,  insbesondere  den 
öffentlichen  Schuldendienst,  gegenüber  den  Angehörigen  des  anderen  Teiles 
wiederaufnehmen.  Die  vor  der  Bestätigung  fällig  gewordenen  Verbindlich- 
keiten   werden    binnen    drei  Monaten   nach    der  Bestätigung   bezahlt  werden. 

Artikel  10. 
Urheberrechte,  gewerbliche  Schutzrechte.   Konzessionen  und  Privilegien 
sowie    ähnliche    Ansprüche    auf    öffentlich- rechtlicher    Grundlage,    die    durch 
Kriegsgesetze   beeinträchtigt   worden    sind,    werden  wiederhergestellt,    soweit 
sich  nicht  aus  dem  Artikel  12  ein  anderes  ergibt. 
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Jeder  vertragschließende  Teil  wird  den  Angehörigen  de3  anderen  Teiles 
die  aus  Anlaß  des  Kritges  eine  gesetzliche  Frist  für  die  Vornahme  einer 
zur  Begründung  oder  Erhaltung  eines  gewerblichen  Schutzrechtes  erforder- 
lichen Handlung  versäumt  haben,  unbeschadet  wohlerworbener  Rechte  Dritter, 
für  die  Nachholung  der  Handlung  eine  Frist  von  mindestens  einem  Jahre 
nach  der  Bestätigung  des  Friedensvertrags  gewähren.  Gewerbliche  Schutz- 
rechte der  Angehörigen  des  einen  Teiles,  die  bei  Kriegsausbruch  in  Kraft 
waren,  sollen  im  Gebiete  des  anderen  Teiles  wegen  Nichtausübung  nicht  vor 
Ablauf  von  vier  Jahren  nach  der  Bestätigung  dieses  Vertrags  verfalh-n. 

Wenn  in  dem  Gebiet  eines  der  vertragschließenden  Teile  ein  gewerb- 
liches Schutzrecht,  das  nach  Kriegsgesetzen  nicht  angemeldet  werden  konnte, 
von  demjenigen,  der  es  während  des  Krieges  in  dem  Gebiete  des  anderen 
Teiles  vorschriftsmäßig  angemeldet  hat,  binnen  sechs  Monaten  nach  der  Be- 
stätigung des  Friedensvertrags  unter  Beanspruchung  der  Priorität  dieser 
Anmeldung  angemeldet  wird,  so  soll  die  Anmeldung,  vorbehaltlich  der  Rechte 
Dritter,  allen  inzwischen  eingereichten  Anmeldungen  vorgehen  und  durch 
inzwischen  eingetretene  Tatsachen  nicht  unwirksam  gemacht  werden  können. 

Artikel  11. 

Die  Fristen  für  die  Verjährung  von  Rechten  sollen  im  Gebiete  jedes 
vertragschließenden  Teiles  gegenüber  den  Angehörigen  des  anderen  Teiles, 
falls  sie  zur  Zeit  des  Kriegsausbruchs  noch  nicht  abgelaufen  waren,  frühestens 
ein  Jahr  nach  der  Bestätigung  des  Friedensvertrags  ablaufen.  Das  gleiche 
gilt  von  den  Fristen  zur  Vorlegung  von  Zinsscheinen  uud  Gewinnanteil- 
scheinen sowie  von  ausgelosten  oder  sonst  zahlbar  gewordenen  Wertpapieren. 

Artikel  12. 

Die  Tätigkeit  der  Stellen,  die  auf  Grund  von  Kriegsgesetzen  mit  der 
Beaufsichtigung,  Verwahrung,  Verwaltung  oder  Liquidation  von  Vermögens- 
gegenständen oder  der  Annahme  von  Zahlungen  befaßt  worden  sind,  soll, 
unbeschadet  der  Bestimmungen  des  Artikel  13,  nach  Maßgabe  der  nach- 
stehenden Grundsätze  abtjewickelt  werden. 

§  1.  Die  beaufsichtigten,  verwahrten  oder  verwalteten  Vermögens- 
gegenstände sind  auf  Verlangen  des  Berechtigten  unverzüglich  freizugeben ; 
bis  zur  üebernahme  durch  den  Berechtigten  ist  für  eine  Wahrung  seiner 
Interessen  zu  sorgen. 

§  2.  Die  Bestimmungen  des  §  1  sollen  wohlerworbene  Rechte  Dritter 
nicht  berühren.  Zahlungen  und  sonstige  Leistungen  eines  Schuldners,  die  von 
den  im  Eingang  dieses  Artikels  erwähnten  Stellen  oder  auf  deren  Veran- 
lassung entgegengenommen  worden  sind,  sollen  in  den  Gebieten  der  vertrag- 
schließenden Teile  die  gleiche  Wirkung  haben,  wie  wenn  sie  der  Gläubiger 
selbst  empfangen  hätte. 

Privatrechtliche  Verfügungen,  die  von  den  bezeichneten  Stellen  oder  auf 
deren  Veranlassung  oder  ihnen  gegenüber  vorgenommen  worden  sind,  bleiben 
mit  Wirkung  für  beide  Teile  aufrechterhalten. 

§  3.  üeber  die  Tätigkeit  der  im  Eingang  dieses  Artikels  erwähnten 
Stellen,  insbesondere  über  die  Einnahmen  und  Ausgaben,  ist  den  Berechtigten 
auf  Verlangen  unverzüglich  Auskunft  zu  erteilen. 

Ersatzansprüche  wegen  der  Tätigkeit  dieser  Stellen  oder  wegen  der  auf 
ihre  Veranlassung  vorgenommenen  Handlungen  können  nur  gemäß  den  Be- 
stimmungen des  Artikel  14  geltend  gemacht  werden. 

Artikel  13. 

Grundstücke  oder  Rechte  an  einem  Grundstück,  Bergwerksgerechtsame 
sowie  Rechte  auf  die  Benutzung  oder  Ausbeutung  von  Grundstücken,  Unter- 
nehmungen oder  Beteiligungen  an  einem  Unternehmen,  insbesondere  Aktien, 
die  infolge  von  Kriegsgesetzen  veräußert  oder  dem  Berechtigten  sonst  durch 
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Zwang  entzogen  worden  sind,  sollen  dem  früheren  Berechtigten  auf  einen 
innerhalb  eines  Jahres  nach  der  Bestätigung  des  Friedensvertrags  zu  stellenden 
Antrag  g«gen  Riickgewähr  der  ihm  aus  Anlaß  der  Veräußerung  oder  Ent- 
ziehung etwa  erwachsenen  Vorteile  frei  von  allen  inzwischen  begründeten 
Rechten  Dritter  wieder  übertragen  werden. 

Fünftes  Kapitel. 
Ersatz  für  Zivilschädeii. 

Artikel  14. 

Der  Angehörige  eines  vertragschließenden  Teiles,  der  im  Gebiete  des 
anderen  Teiles  infolge  von  Kriegsgesetzen  durch  die  zeitweilige  oder  dauernde 
Entziehung  von  Konzessionen,  Privilegien  und  ähnlichen  Ansprüchen  oder 
durch  die  Beaufsichtigung,  Verwahrung,  Verwaltung  oder  Veräußerung  vuti 
Vermögensgegenständen  einen  Schaden  erlitten  hat,  ist  in  angemessener  Weise 
zu  entschädigen,  soweit  der  Schaden  nicht  durch  Wiedereinsetzung  in  den 
vorigen  Stand  ersetzt  wird.  Dies  gilt  auch  von  Aktionären,  die  wegen  ihrer 
Eigenschaft  als  feindliche  Ausländer  von  einem  Bezugsrecht  ausgeschlossen 
worden  sind. 

Artikel  15. 

Jeder  vertragschließende  Teil  wird  den  Zivilangehörigen  des  anderen 
Teiles  die  Schäden  ersetzen,  die  ihnen  in  seinem  Gebiete  während  des  Krieges 
von  den  dortigen  staatlichen  Organen  oder  der  Bevölkerung  durch  völker- 
rechtswidrige Gewaltakte  an  Leben,  Gesundheit  oder  Vermögen  zugefügt 
worden  sind. 

Artikel  16. 

Jeder  vertragschließende  Teil  wird  die  von  .ihm  in  seinem  Gebiete  bei 
Angehörigen  des  anderen  Teiles  angeforderten  Gegenstände,  soweit  dies  noch 
nicht  geschehen  ist,  unverzüglich  bezahlen. 

Artikel  17. 

Zur  Feststellung  der  nach  Artikel  14,  15  zu  ersetzenden  Schäden  soll 
alsbald  nach  der  Bestätigung  des  Friedensvertrags  eine  Kommission  in  Berlin 
zusammentreten,  die  zu  je  einem  Drittel  aus  Vertretern  der  beiden  Teile  und 
neutralen  Mitgliedern  gebildet  wird ;  um  die  Bezeichnung  der  neutralen  Mit- 
glieder, darunter  des  Vorsitzenden,  wird  der  Präsident  des  Schweizerischen 
Bundesrats  gebeten  werden. 

Die  Kommission  stellt  die  für  ihre  Entscheidungen  maßgebenden  Grund- 
sätze auf;  auch  erläßt  sie  die  zur  Erledigung  ihrer  Aufgaben  erforderliche 
Geschäftsordnung  und  die  Bestimmungen  über  das  dabei  einzuschlagende 
Verfahren.  Ihre  Entscheidungen  erfolgen  in  ünterkommissionen,  die  aus  je 
einem  Vertreter  der  beiden  Teile  und  einem  neutralen  Obmann  gebildet 
werden.  Die  von  den  Unterkommissionen  festgestellten  Beträge  sind  inner- 
halb eines  Monats  nach  der  Feststellung  zu  bezahlen. 

Sechstes  Kapitel! 

Anstansch  der  Kriegsgot'angoucn  uad  Zivilintoriiierteu. 

Artikel  18. 
Die  kriegsgefangenen  Finnländer  in  Deutschland  und  die  kriegsgefangenen 
Deutschen  in  Finnland  sollen  tunlichst  bald  in  bestimmten,  von  einer  deutsch- 
linnischen  Kommission  zu  vereinbarenden  Zeiträumen  und  unter  Ersatz  der 
für  sie  aufgewendeten  Kosten  ausgetauscht  werden,  soweit  sie  nicht  mit  Zu- 
stimmung des  Aufenthaltsstaats  in  dessen  Gebiete  zu  bleiben  oder  sich  in 
ein  anderes  Land  zu  begeben  wünschen. 
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Die  Kommission  hat  auch  die  weiteren  Einzelheiten  des  Austausches  zu 
regeln  und  seine  Durchführung  za  überwachen. 

Artikel  19. 

Die  beiderseitigen  verschickten  oder  internierten  Zivilangehörigen  werden 
tunlichst  bald  unentgeltlich  heimbefördert  werden,  soweit  sie  nicht  mit  Zu- 
stimmung des  Aufenthaltsstaats  in  dessen  Gebiete  zu  bleiben  oder  sich  in 
ein  andens  Land  zu  begeben  wünschen.  Die  Regelung  der  Einzelheiten  und 
die  üeberwachung  ihrer  Durchführung  soll  durch  die  im  Artikel  18  erwähnte 
Kommission  erfolgen. 

Die  Finnische  Regierung  wird  sich  bemühen,  von  der  Russischen  Re- 
gierung die  Freilassung  derjenigen  Deutschen  zu  erlangen,  die  auf  finnischem 
Gebiete  festgenommen  worden  sind  und  sich  zurzeit  außerhalb  Finnlands 
auf  russischem  Gebiete  befinden. 

Artikel  20. 

Die  Angehörigen  eines  Teiles,  die  bei  Kriegsausbruch  in  dem  Gebiete 
des  anderen  Teiles  ihren  Wohnsitz  oder  eine  gewerbliche  oder  Handelsnieder- 
lassung hatten  und  sich  nicht  in  diesem  Gebiete  aufhalten,  können  dorthin 
zurückkehren,  sobald  sich  der  andere  Teil  nicht  mehr  im  Kriegszustande 
befindet.  Die  Rückkehr  kann  nur  aus  Gründen  der  inneren  oder  äußeren 
Sicherheit  des  Staates  versagt  werden. 

Als  Ausweis  genügt  ein  von  den  Behörden  des  Heimatstaats  ausgestellter 
Paß,  wonach  der  Inhaber  zu  den  im  Absatz  1  bezeichneten  Personen  gehört ; 
ein  Sichtvermerk  auf  dem  Passe  ist  nicht  erforderlich. 

Artikel  21. 

Jeder  vertragschließende  Teil  verpflichtet  sich,  die  auf  seinem  Gebiete 
befindlichen  Grabstätten  der  Heeresangehörigen  sowie  der  während  der 
Internierung  oder  Verschickung  verstorbenen  sonstigen  Angehörigen  des 
anderen  Teiles  zu  achten  und  zu  unterhalten ;  auch  können  Beauftragte 
dieses  Teiles  die  Pflege  und  angemessene  Ausschmückung  der  Grabstätten  im 
Einvernehmen  mit  den  Landesbehörden  besorgen.  Die  mit  der  Pflege  der 
Grabstätten  zusammenhängenden  Einzelfragen  bleiben  weiterer  Vereinbarung 
vorbehalten. 

Siebentes  KapiteL 
Amnestie. 

Artikel  22. 

Jeder  vertragschließende  Teil  gewährt  volle  Straffreiheit  den  dem 
anderen  Teile  angehörenden  Kriegsgefangenen  für  alle  von  ihnen  begangenen 
Straftaten,  ferner  den  internierten  oder  verschickten  Zivilangehörigen  des 
andern  Teiles  für  die  während  der  Internierung  oder  Verschickung  begangenen 
Straftaten,  endlich  allen  Angehörigen  des  anderen  Teiles  für  die  zu  dessen 
Gunsten  begangenen  Straftaten  sowie  für  Verstöße  gegen  die  zum  Nachteil 
feindlicher  Ausländer  ergangenen  Ausnahmegesetze. 

Die  Straffreiheit  erstreckt  sich  nicht  auf  Handlungen,  die  nach  der  Be- 
stätigung des  Friedensvertrags  begangen  werden. 

Artikel  23. 

Jeder  Teil  gewährt  volle  Straffreiheit  seinen  eigenen  Angehörigen  in 
Ansehung  der  Arbeiten,  die  sie  im  Gebiete  des  anderen  Teiles  als  Kriegs- 
gefangene, Zivilinternierte  oder  Verschickte  geleistet  haben. 

Artikel  24. 

Die  vertragschließenden  Teile  behalten  sich  vor,  weitere  Vereinbarungen 
zu  treffen,  wonach  jeder  Teil  wegen  der  zu  seinen  Ungunsten  begangenen 
Handlungen  Freiheit  von  Strafen  und  sonstigen  Rechtsnachteilen  gewährt. 
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Achtes  Kapitel. 

Behaadlnng  der  in  die  Gewalt  des  Gegners  geratenen  Eaaffalirteischiffe 

und  SchififsladuDgen. 

Artikel  25. 

KauSahrteischiSe  eines  vertragschließenden  Teiles,  die  bei  Kriegsaus- 
bruch in  den  Häfen  des  anderen  Teiles  lagen,  werden  ebenso  wie  ihre  Ladungen 
zurückgegeben  oder,  soweit  dies  nicht  möglich  ist,  in  Geld  ersetzt  werden. 
Für  die  Benutzung  solcher  Embargoschiffe  während  des  Krieges  ist  die  übliche 
Tageszeitfracht  zu  vergüten. 

Artikel  26. 

Deutsche  Kauffahrteischiffe  und  ihre  Ladungen,  die  sich,  abgesehen  von 
den  Fällen  des  Artikel  25,  bei  der  Unterzeichnung  dieses  Vertrags  im  Macht- 
bereich Finnlands  befinden  oder  später  dorthin  gelangen,  sollen  zurückge- 
geben werden,  wenn  sie  bei  Kriegsausbruch  in  einem  feindlichen  Hafen  lagen 
oder  in  neutralen  Hoheitsgewässern  von  feindlichen  Streitkräften  aufgebracht 
worden  sind. 

Artikel  27. 

Die  im  Machtbereich  eines  vertragschließenden  Teiles  befindlichen,  als 
Prisen  aufgebrachten  Kauffahrteischiffe  des  anderen  Teiles  sollen,  wenn  sie 
vor  der  Bestätigung  des  Friedensvertrags  durch  rechtskräftiges  Urteil  eines 
Prisengerichts  kondemniert  worden  sind  und  nicht  unter  die  Bestimmungen 
der  Artikel  25,  26  fallen,  als  endgültig  eingezogen  angesehen  werden ;  im 
übrigen  sind  sie  zurückzugeben  oder,  soweit  sie  nicht  mehr  vorhanden  sind, 
in  Geld  zu  ersetzen. 

Die  Bestimmungen  des  Absatz  1  finden  auf  die  als  Prisen  aufgebrachten 
Schiffsladungen  von  Angehörigen  der  vertragschließenden  Teile  entsprechende 
Anwendung.  Doch  sollen  Güter  von  Angehörigen  des  einen  Teiles,  die  auf 
Schiffen  feindlicher  Flagge  in  die  Gewalt  des  anderen  Teiles  geraten  sind, 
in  allen  Fällen  den  Berechtigten  herausgegeben  oder,  soweit  dies  nicht  möglich 
ist,  in  Geld  ersetzt  werden. 

Artikel  28. 

Die  Durchführung  der  in  den  Artikeln  25  bis  27  enthaltenen  Bestim- 
mungen, insbesondere  die  Festsetzung  der  zu  zahlenden  Entschädigungen, 
erfolgt  durch  eine  gemischte  Kommission,  die  aus  je  einem  Vertreter  der 
vertragschließenden  Teile  und  einem  neutralen  Obmann  besteht  und  binnen 
drei  Monaten  nach  der  Bestätigung  des  Friedensvertrags  in  Stettin  zusammen- 
treten wird ;  um  die  Bezeichnung  des  Obmanns  wird  der  Präsident  des 
Schweizerischen  Bundesrats  gebeten  werden. 

Artikel  29. 

Die  vertragschließenden  Teile  werden  alles,  was  in  ihrer  Macht  liegt, 
tun,  damit  die  nach  Artikel  25  bis  27  zurückzugebenden  Kauffahrteischiffe 
nebst  ihren  Ladungen  frei  nach  der  Heimat  zurückgelangen  können. 

Auch  werden  beide  Teile  einander  bei  der  Herstellung  gesicherter  Schiff- 
fahrtswege für  den  durch  den  Krieg  gestörten  gegenseitigen  Handelsverkehr 
jede  Unterstützung  zuteil  werden  lassen. 

Neuntes  Kapitel. 

Rogoliing  der  Aalandfrage. 

Artikel  30. 
Die    vertragschließenden   Teile   sind    darüber   einig,     daß    die    auf    den 
Aaland-Inseln  angelegten  Befestigungen  sobald  als  möglich  zu  entfernen  und 
die  dauernde  Nichtbefestigung  dieser  Inseln,  wie  ihre  sonstige  Behandlung  in 
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militärischer  und  schiffahrtstechnischer  Hinsicht  durch  ein  besonderes  Abkommen 
zwischen  Deutschland.  Finnland,  Rußland  und  Schweden  zu  regeln  sind ; 
hierzu  werden  auf  Wunsch  Deutschlands  auch  andere  Anliegerstaaten  der 
Ostsee  hinzuzuziehen  sein. 

Zehntes  Kapitel. 

Schlnßbostiminnni^^eu. 

Artikel  31. 
Dieser  Friedensvertrag  wird  bestätigt  werden.  Die  Bestätigungsurkunden 
sollen  tunlichst  bald  in  Berlin  ausgetauscht  werden. 

Artikel  32. 

Der  Friedensvertrag  tritt,  soweit  darin  nicht  ein  anderes  bestimmt  ist, 
mit  seiner  Bestätigung  in  Kraft. 

Zur  Ergänzung  des  Vertrags  werden  binnen  vier  Monaten  nach  der 
Bestätigung  Vertreter  der  vertragschließenden  Teile  in  Berlin  zusammen- 
treten. 

Zu  Urkund  dessen  haben  die  beiderseitigen  Bevollmächtigten  den  gegen- 
wärtigen Vertrag  unterzeichnet  und  ihre  Siegel  beigedrückt. 

Ausgefertigt  in  doppelter  Urschrift  in  Berlin  am  7.  März  1918. 

(Folgen  die  Unterschriften.) 


Tfir.    3053.       Handels-    und    tSchiffahrtsabkommen    zwischen 
Deutschland  und  Finnland. 

Die  Kaiserlich  Deutsche  Regierung  und  die  Finnische  Regierung. 

von  dem  Wunsche  geleitet,  die  durch  den  Krieg  zwischen  Deutschland 
und  Rußland  unterbrochenen  Beziehungen  des  freundschaftlichen  Verkehrs 
zwischen  Deutschland  und  Finnland  wieder  anzuknüpfen  und  für  die  Zukunft 
möglichst  ersprießlich  zu  gestalten, 

haben  beschlossen,  ein  Handels-  und  Schiffahrtsabkommen  zu  verein- 
baren, und  zu  diesem  Zwecke  zu  Bevollmächtigten  ernannt: 

(folgen  die  Namen), 
welche   nach   gegenseitiger   Mitteilung   ihrer   in   guter   und   gehöriger  Form 
befundenen  Vollmachten   über  nachstehende  Bestimmungen  übereingekommen 
sind : 

Artikel  1. 

Da  zwischen  Deutschland  und  Finnland  kein  Kriegszustand  besteht  und 
die  vertragschließenden  Teile  entschlossen  sind,  fortan  in  Frieden  und  Freund- 
schaft miteinander  zu  leben,  versteht  es  sich  von  selbst,  daß  auch  auf  wirt- 
schaftlichem und  finanziellem  Gebiete  feindliche  Handlungen  zwischen  den 
beiden  Ländern  ausgeschlossen  sein  müssen. 

Demgemäß  werden  die  vertragschließenden  Teile  sich  wechselseitig  an 
keinerlei  Maßnahmen,  die  auf  Feindseligkeiten  auf  wirtschaftlichem  oder 
finanziellem  Gebiete  hinauslaufen,  unmittelbar  oder  mittelbar  beteiligen  und 
innerhalb  ihres  Staatsgebiets  solche  Maßnahmen,  auch  wenn  sie  von  privater 
oder  sonstiger  Seite  ausgehen,  mit  allen  ihnen  zu  Gebote  stehenden  Mitteln 
verhindern.  Andererseits  werden  sie  Hindernisse,  die  der  Wiederaufnahme 
freundlicher  Handels-  und  Geschäftsbeziehungen  entgegenstehen,  aus  dem 
Wege  räumen  und  den  wechselseitigen  Warenaustausch  nach  Möglichkeit 
erleichtern. 
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In  der  üebergangszeit.  die  zur  üeberwindung  der  Kriegsfolgen  und  zur 
Neuordnung  der  Verhältnisse  erforderlich  ist,  werden  sie  die  Verkehrsbeschrän- 
kungen, wie  Ausfuhrverbote,  Regelung  der  Einfuhr  usw.,  die  während  dieser 
Zeit  unumgänglich  sind,  derart  handhaben,  daß  sie  möglichst  wenig  lästig 
empfunden  werden.  Andererseits  Averden  sie  in  dieser  Zeit  die  Versorgung 
mit  den  nötigen  Gütern  möglichst  wenig  durch  Eingangszölle  belasten  und 
daher  soweit  wie  tunlich  die  während  des  Krieges  festgesetzten  Zollbefreiungen 
und  Zollerleichterungen  vorübergehend  noch  länger  aufrechthalten  und  weiter 
ausdehnen. 

Artikel  2. 

Die  Angehörigen  eines  jeden  der  vertragschließenden  Teile  sollen  im 
Gebiete  des  anderen  Teiles  in  bezug  auf  Handel  und  sonstige  Gewerbe  die- 
selben Rechte  und  Begünstigungen  aller  Art  genießen,  welche  den  Inländern 
zustehen  oder  zustehen  werden. 

Sie  sollen  gleich  den  Inländern  berechtigt  sein,  bewegliches  oder  unbe- 
wegliches Vermögen  zu  erwerben,  zu  besitzen  und  zu  verwalten  sowie  darüber 
zu  verfügen.  Sie  sollen  weder  für  ihre  Person  oder  ihren  Geschäfts-  oder 
Gewerbebetrieb  noch  in  bezug  auf  ihren  Grundbesitz,  ihr  Einkommen  oder 
ihr  Vermögen  größeren  allgemeinen  oder  örtlichen  Abgaben  oder  Lasten  unter- 
liegen als  die  Inländer. 

Die  Bestimmung  des  ersten  Absatzes  findet  keine  Anwendung  auf  Apo- 
theker, Drogisten,  Handels-  und  Börsenmakler,  Hausierer  und  andere  Personen, 
welche  ein  im  Umherziehen  ausgeübtes  Gewerbe  betreiben. 

In  Fcstungsruyons  und  solchen  Gebieten,  die  als  Grenzschutzgebiete 
erklärt  sind,  ist  jeder  Staat  berechtigt,  die  Angehörigen  des  anderen  vertrag- 
schließenden Teiles  Beschränkungen  im  Erwerb  und  in  der  Benutzung  von 
Grundeigentum  zu  unterwerfen. 

In  keinem  der  vorerwähnten  Fälle  sollen  jedoch  die  Angehörigen  des 
einen  Teiles  im  Gebiete  des  anderen  Teiles  ungünstiger  behandelt  werden 
als  die  Angehörigen  irgendeines  dritten  Landes. 

Artikel  3. 
Aktiengesellschaften,  Gesellschaften  mit  beschränkter  Haftung  und  andere 
kommerzielle,  industrielle  und  finanzielle  Gesellschaften  mit  Einschluß  der 
Versicherungsgesellschaften,  die  in  dem  Gebiete  des  einen  vertragschließenden 
Teiles  ihren  Sitz  haben  und  nach  dessen  Gesetzen  errichtet  sind,  sollen  auch 
in  dem  Gebiete  des  anderen  Teiles  als  gesetzlich  bestehend  anerkannt  werden 
und  insbesondere  das  Recht  haben,  vor  Gericht  als  Kläger  und  Beklagte  auf- 
zutreten. Die  Zulassung  solcher  Gesellschaften  des  einen  vertragschließenden 
Teiles  zum  Gewerbe-  oder  Geschäftsbetriebe  sowie  zum  Erwerbe  von  Grund- 
stücken und  sonstigem  Vermögen  in  dem  Gebiete  des  anderen  Teiles  bestimmt 
sich  nach  den  dort  geltenden  Vorschriften.  Doch  sollen  die  Gesellschaften 
in  diesem  Gebiete  jedenfalls  dieselben  Rechte  genießen,  welche  den  gleich- 
artigen Gesellschaften  irgendeines  dritten  Landes  zustehen. 

Artikel  4. 
Die  Boden-  und  Gewerbserzeugnisse  des  einen  Teiles  sollen  in  dem  Ge- 
biete des  anderen  nach  dem  Grundsatz  der  Meistbegünstigung  behandelt 
werden.  Diese  Behandlung  gilt  für  die  Einfuhr,  Ausfuhr  und  Durchfuhr  und 
im  allgemeinen  in  jeder  die  Zölle  und  sonstigen  Abgaben,  die  Eisenbahntarife 
sowie  die  Handelsgeschäfte  betreffendtn  Bizieluing,  ferner  für  die  Behandlung, 
welche  staatliche  oder  unter  staatlicher  Kuntrulle  stehende  Monopolverwal- 
tun^en  des  einen  vertragschließenden  Teiles  den  Abnehmern  oder  Lieferern 
des  anderen  Teiles  in  der  Preisstellung  oder  der  sonstigen  Geschäftsgebarung 
zuteil  werden  lassen. 
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Artikel  o 
Vorrechte,  die  einer  der  vertragsschließenden  Teile  während  des  Krieges 
anderen  Ländern  durch  Erteilung  von  Konzessionen  oder  durch  andere  staat- 
liche Maßnahmen  gewährt  hat,    sollen   aufgehoben  oder  auf  den  anderen  Teil 
durch  Gewährung  gleichwertiger  Rechte  ausgedehnt  werden. 

Artikel  6. 
Die   Bestimmungen   der  Artikel  2-5   berechtigen   nicht  zur  Teilnahme 
an  den  Begünstigungen, 

1.  die  angrenzenden  Ländern  zur  Erleichterung  des  örtlichen  Verkehrs 
innerhalb  einer  Grenzzone  bis  zu  fünfzehn  Kilometer  Breite  gegenwärtig 
oder  künftig  gewährt  werden, 

2.  die  gegenwärtig  oder  künftig  einer  der  vertragschließenden  Teile  den 
mit  ihm  zollgeeinten  Ländern  oder  Gebieten  gewährt, 

3.  die  Deutschland,  Oesterreich- Ungarn  oder  einem  anderen  mit  ihm  durch 
ein  Zollbündnis  verbundenen  Lande,  das  an  Deutschland  unmittelbar 
oder  durch  ein  anderes  mit  ihm  oder  Oesterreich-Üngarn  zoUverbüiidetes 
Land  mittelbar  angrenzt,  oder  seinen  eigenen  Kolonien,  auswärtigen 
Besitzungen  und  Schutzgebieten  oder  denen  der  mit  ihm  zollverbündeten 
Länder  etwa  gewähren  wird. 

Artikel  7. 

Die  vertragschließenden  Teile  verpflichten  sich,  den  gegenseitigen  Ver- 
kehr durch   keinerlei  Einfuhr-,    Ausfuhr-  oder  Durchfuhrverbote    zu   hemmen. 

Ausnahmen,  sofern  sie  auf  alle  oder  doch  auf  alle  diejenigen  Länder 
angewendet  werden,  bei  denen  die  gleichen  Voraussetzungen  zutreffen,  können 
in  folgenden  Fällen  stattfinden : 

1.  in  Beziehung  auf  Kriegsbedarf  unter  außerordentlichen  Umständen, 

2.  aus  Rücksichten  auf  die  öffentliche  Sicherheit, 

3.  aus  Rücksichten  der  Gesundheitspolizei  oder  zum  Schutze  von  Tieren 
oder  Nutzpflanzen  gegen  Krankheiten  oder  Schädlinge, 

4.  zu  dem  Zwecke ,  um  hinsichtlich  fremder  Waren  Verbote  oder  Be- 
schränkungen, die  durch  die  innere  Gesetzgebung  für  die  Erzeugung, 
den  Vertrieb,  die  Beförderung  oder  den  Verbrauch  gleichartiger  ein- 
heimischer Waren  im  Inland  festgesetzt  sind  oder  festgesetzt  werden, 
durchzuführen. 

Artikel  8. 

Innere  Abgaben,  welche  im  Gebiete  des  einen  der  vertragschließenden 
Teile  für  Rechnung  des  Staates,  der  Gemeinden  oder  der  Korporationen  von 
der  Hervorbringung,  der  Zubereitung,  der  Beförderung,  dem  Vertrieb  oder 
dem  Verbrauch  eines  Erzeugnisses  gegenwärtig  oder  künftig  erhoben  werden, 
dürfen  auch  den  gleichartigen  Erzeugnissen  des  anderen  Teiles  auferlegt 
werden,  diese  jedoch  unter  keinem  Vorwand  höher  oder  in  lästigerer  Weise 
treffen  als  die  Erzeugnisse  des  eigenen  Landes.  Soweit  innere  Abgaben  auf 
Rohstoffe  oder  Halbwaren  gelegt  werden,  soll  die  Feststellung  eines  ange- 
messenen Steuerausgleichs  für  die  Einfuhr  von  Erzeugnissen,  welche  aus  oder 
mit  solchen  Rohstoffen  oder  Halbwaren  gewonnen  werden,  auch  dann  statt- 
haft sein,  wenn  die  gleichartigen  inländischen  Erzeugnisse  nicht  unmittelbar 
den  Gegenstand  der  Abgabe  bilden. 

Es  bleibt  jedem  der  vertragschließenden  Teile  unbenommen,  geeignete 
Waren  einem  Staatsmonopol  oder  einer  zur  Gewinnung  von  Staatseinnahmen 
dienenden  monopolähnlichen  Regelung  zu  unterwerfen.  Die  vorstehenden 
Grundsätze  finden  in  diesem  Falle  entsprechende  Anwendung. 

Artikel  9. 
Kaufleute,  Fabrikanten  und  andere  Gewerbetreibende,  welche  sich  durch 
den   Besitz   einer   von    den   zuständigen   Behörden    des   Heimatlandes   ausge- 
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fertigten  Gewerbe- Legitimationskarte  darüber  ausweisen,  daß  sie  in  dem 
Staate,  wo  sie  ihren  Wohnsitz  haben,  die  gesetzlichen  Steuern  und  Abgaben 
entrichten,  sollen  befugt  sein,  persönlich  oder  durch  in  ihren  Diensten  stehende 
Reisende  im  Gebiete  des  anderen  vertragschließenden  Teiles,  soweit  es  den 
Angehörigen  des  eigenen  Landes  gestattet  ist,  bei  Kaufleuten  oder  in  offenen 
Verkaufsstellen  oder  bei  solchen  Personen,  welche  die  Waren  produzieren, 
Warenankäufe  zu  machen  oder  bei  Kaufleuten  in  deren  Geschäftsräumen 
oder  bei  solchen  Personen,  in  deren  Gewerbebetriebe  Waren  der  angebotenen 
Art  Verwendung  finden,  Bestellungen  zu  suchen.  Weder  in  dem  einen  noch 
in  dem  anderen  Falle  sollen  sie  hierfür  eine  besondere  Abgabe  entrichten 
müssen. 

Die  Inhaber  der  Gewerbe-Legitimationskarten  dürfen  nur  Warenmuster, 
aber  keine  Waren  mit  sich  führen. 

Die  vertragschließenden  Teile  werden  sich  gegenseitig  Mitteilung  dar- 
über machen,  welche  Behörden  zur  Erteilung  von  Gewerbe  -  Legitimations- 
karten befugt  sein  sollen,  und  welche  Vorschriften  von  den  Inhabern  dieser 
Karten  bei  Ausübung  ihrer  Tätigkeit  als  Handlungsreisende  zu  beachten  sind. 

Für  zollpflichtige  Gegenstände,  welche  als  Muster  von  den  vorbezeichneten 
Handlungsreisenden  eingebracht  werden,  wird  beiderseits  Befreiung  von  Ein- 
gangs- und  Ausgangsabgaben  unter  der  Voraussetzung  zugestanden,  daß  diese 
Gegenstände  binnen  einer  Frist  von  sechs  Monaten  wieder  ausgeführt  werden 
und  die  Identität  der  ein-  und  wieder  ausgeführten  Gegenstände  außer  Zweifel 
ist,  wobei  es  gleichgültig  sein  soll,  über  welches  Zollamt  die  Gegenstände 
ausgeführt  werden. 

Die  Wiederausfuhr  der  Muster  muß  in  beiden  Ländern  bei  der  Einfuhr 
durch  Niederlegung  des  Betrages  der  bezüglichen  Zollgebühren  oder  durch 
Sicherstellung  gewährleistet  werden. 

Die  Erkennungszeichen  (Stempel,  Siegel,  Bleie  usw.),  die  zur  Wahrung 
der  Identität  der  Muster  amtlich  angelegt  worden  sind,  sollen  gegenseitig 
anerkannt  werden,  und  zwar  in  dem  Sinne,  daß  die  von  der  Zollbehörde  des 
Ausfuhrlandes  angelegten  Zeichen  auch  in  dem  anderen  Lande  zum  Beweise 
der  Identität  dienen.  Die  beiderseitigen  Zollämter  dürfen  jedoch  weitere  Er- 
kennungszeichen anlegen,   falls  dies  im  einzelnen  Falle   notwendig   erscheint. 

Artikel  10. 
Während  des  Bestehens  dieses  Abkommens  wird  der  finnische  Zolltarif 
nach  dem  Stande  vom  1.  Januar  1914  gegenüber  Deutschland  in  Anwendung 
kommen.  Der  Tarif  kann  während  dieser  Zeit  Deutschland  gegenüber  weder 
erhöht  noch  durch  Zölle  auf  am  1.  Januar  1914  zollfreie  Waren  erweitert 
werden.  Die  Finnische  Regierung  behält  sich  jedoch  vor,  vorzuschreiben, 
daß  die  im  genannten  Zolltarif  in  Finnischer  Mark  festgesetzten  Zölle  ent- 
weder in  Gold  oder  nach  Wahl  des  Zollpflichtigen  in  Papier  zum  Goldwerte 
zu  entrichten  sind. 

Artikel  11. 
Auf  Eisenbahnen  soll  hinsichtlich  der  Gestellung  und  Benutzung  der 
Beförderungsmittel  und  der  übrigen  Einrichtungen,  hinsichtlich  der  Abfertigung 
und  hinsichtlich  der  Beförderuugspreise  und  der  übrigen  Abgaben  kein  Unter- 
schied zwischen  Deutschen  und  Kinnländern  oder  den  Angehörigen  des  meist- 
begünstigten dritten  Landes  und  ihren  Gütern  bestehen. 

Artikel  12. 
Jeder  der  vertragschließenden  Teile  wird  die  Seeschiffe  des  anderen  und 
deren  Ladungen  unter  denselben  Bedingungen  und  gegen  dieselben  Abgaben 
wie  die  eigenen  Schiffe  zulassen,  so  daß  ein  Unterschied  wegen  der  Natio- 
nalität der  Schiffe  in  keiner  Weise  und  auch  nicht  hinsichtlich  der  Zollbehand- 
lung der  ein-,  aus-  und  durchgeführten  Waren   sowie   auch  nicht  hinsichtlich 
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der  anschließenden    oder    vorhergehenden  Beförderung    auf  Eisenbahnen    oder 
Wasserwegen  stattfindet. 

Jedes  Vorrecht  und  jede  Befreiung,  welche  in  dieser  Hinsicht  oder  sonst 
in  bezug  auf  Schiffahrt  von  einem  der  vertragschließenden  Teile  einer  dritten 
Macht  gegenwärtig  oder  künftig  eingeräumt  ist,  soll  ohne  weiteres  und  be- 
dingungslos auch  dem  anderen  Teile  zustehen. 

Von  den  Bestimmungen  dieses  Artikels  wird  eine  Ausnahme  in  betreff 
derjenigen  besonderen  Begünstigungen,  welche  den  Erzeugnissen  des  inländi- 
schen Fischfanges  in  dem  einen  oder  dem  anderen  Lande  jetzt  oder  in  Zu- 
kunft gewährt  werden  sollten  sowie  in  betreff  der  Küstenschiffahrt  gemacht. 
Indes  soll  jeder  der  beiden  Teile  alle  Rechte  und  Begünstigungen,  welche  der 
andere  Teil  hinsichtlich  der  Küstenschiffahrt  irgend  einer  dritten  Macht  ein- 
geräumt hat  oder  einräumen  wird,  insoweit  für  seine  Schiffe  in  Anspruch 
nehmen  können,  als  er  den  Schiffen  des  anderen  Teiles  für  sein  Gebiet  die- 
selben Rechte  und  Begünstigungen  einräumt.  • 

Artikel  13. 

Um  die  Rechtsbeziehungen  zwischen  beiden  Ländern  hinsichtlich  des 
Schutzes  des  gewerblichen  Eigentums  und  des  Urheberrechts  mit  den  im 
internationalen  Verkehr  anerkannten  Rechtsgrundsätzen  in  Einklang  zu 
bringen,  verpflichten  sich  beide  Regierungen,  daß  zur  Gewährung  eines  gegen- 
seitigen Schutzes    die   zuletzt  international   vereinbarten  Regeln,    und  zwar : 

1.  für  den  Schutz  auf  dem  Gebiete  des  gewerblichen  Eigentums  die  Be- 
stimmungen   der   revidierten  Pariser  üebereinkunft   vom    2.  Juni  1911. 

2.  für  den  Schutz  auf  dem  Gebiete  des  literarischen  und  künstlerischen 
Urheberrechts  die  Bestimmungen  der  revidierten  Berner  üebereinkunft 
vom  13.  November  1908, 

derart  maßgebend  sein  sollen,  als  ob  sie  Inhalt  dieses  Vertrags  wären. 

Artikel  14. 

Die  vertragschließenden  Teile  kommen  überein.  zwischen  beiden  Ländern 
den  Post-  und  Telegraphenverkehr  unter  Zugrundelegung  der  Bestimmungen 
des  Weltpostvertrags  und  seiner  Nebenabkommen,  des  Internationalen  Teie- 
graphenvertrags  und  des  Internationalen  Funkentelegraphenvertrags  aufzu- 
nehmen. Die  näheren  Festsetzungen  erfolgen  durch  Abkommen,  die  zwischen 
den  beiderseitigen  Verwaltungen  geschlossen  werden. 

Schon  jetzt  wird  vereinbart: 

1.  die  Telegramme  werden  bis  auf  weiteres  über  Schweden  geleitet, 

2.  als  Wortgebühr  für  ein  gewöhnliches  Telegramm  ist  der  Betrag  von 
25  Centimen  in  Aussicht  genommen.  Die  Festsetzung  der  Anteile  der 
beteiligten  Länder  bleibt  der  Vereinbarung  der  Verwaltungen  vor- 
behalten. 

Artikel  15. 
Die  vertragschließenden  Teile  behalten  sich  vor,  zur  Regelung  der 
Konsularverhältnisse,  der  Nachlässe,  des  Rechtsschutzes  und  der  Rechtshilfe 
in  bürgerlichen  Angelegenheiten  tunlichst  bald  Verträge  abzuschließen,  die 
den  Anschauungen  und  den  Verhältnissen  der  Gegenwart  entsprechen.  Bis 
zum  Inkrafttreten  dieser  Verträge  sollen  zwischen  den  beiden  Ländern  die 
Bestimmungen  der  nachstehenden  Vereinbarungen  Anwendung  finden : 

,        T^         I  8.  Dezember    ,^-,^, 

1.  des  deutsch-russischen  Konsularvertrags  vom   ^,.   -, ; —  1ö<4, 

26.  November 

2.  der  deutsch-russischen  Konvention   über   die   Regulierung   vcn  Hinter- 

,  ,    .  12.  November 

lassenschaften  vom  - — -- — ; 18^4, 

31.  Oktober 

3.  des  Haager  Abkommens  über  den  Zivilprozeß  vom  17.  Juli  1905  und 
des  Notenwechsels,  betreffend  die  wechselseitige  Befreiung  des  Deutschen 
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Reichs  und  Rußlands  von  der  ihnen  für  Ausländer  in  Rechtsstreitigkeiten 

obliegenden  Verpflichtung  zur  Sicherheitsleistung,  Vorschußzahlung  und 

8.  September    ,„„„ 
Gebührenentrichtung,  vom  —  1897. 

Ferner  verpflichten  sich  die  beiden  vertragschließenden  Teile,  sobald  wie 
möglich  in  Verhandlungen  über  den  Abschluß  eines  Vertrags  über  die  gegen- 
seitige Auslieferung  von  Verbrechern  und  die  gegenseitige  Rechtshilfe  in 
Strafsachen  auf  neuzeitlicher  Grundlage  einzutreten.  Bis  zum  Inkrafttreten 
dieses  Vertrags  räumen  sie  sich  gegenseitig  die  Rechte  und  Begünstigungen 
ein,  die  jeder  Teil  mit  Beziehung  auf  die  Auslieferung  von  Verbrechern  und 
die  Rechtshilfe  in  Strafsachen  der  meistbegünstigten  Nation  eingeräumt  hat 
oder  künftig  einräumen  wird,  sofern  der  ersuchende  Teil  bei  Stellung  des 
Antrags   dem  ersuchten  Teile  die  Gegenseitigkeit  für  gleiche  Fälle  zusichert. 

Artikel  16. 
Jeder  vertragschließende  Teil  wird  die  Zeitwanderung  seiner  Angehörigen 
in  das  Gebiet  des  anderen  Teiles  zur  Beschäftigung  in  landwirtschaftlichen 
und  gewerblichen  Betrieben  gestatten  und  sie  in  keiner  Weise,  insbesondere 
auch  nicht  durch  Paßerschwerungen,  hindern.  Die  Vertreter  von  Organisationen, 
die  im  Gebiete  des  einen  Teiles  zur  Vermittelung  der  Anwerbung  solcher 
Arbeiter  gegründet  sind  und  die  von  der  Regierung  dieses  Teiles  der  Re- 
gierung des  anderen  Teiles  bezeichnet  werden,  sollen  im  Gebiete  des  letzteren 
ohne  weiteres  zugelassen  werden  und  ihre  Vermittlungstäligkeit  ungehindert 
ausüben  dürfen. 

Artikel  17. 

Dieses  Abkommen  soll  zwei  Wochen  nach  dem  Austausch  der  Bestäti- 
gungsurkunden in  Wirksamkeit  treten  und  bis  zur  Inkraftsetzung  eines 
Handels-  und  Schiffahrtsvertrags,  über  dessen  Abschluß  die  vertragschließen- 
den Teile  tunlichst  bald  in  Verhandlungen  treten  werden,  in  Geltung  bleiben. 

Sollte  bis  zum  31.  Dezember  1920  der  Handels-  und  SchiSahrtsvertrag 
nicht  abgeschlossen  und  in  Kraft  getreten  sein,  so  soll  jeder  der  vertrag- 
schließenden Teile  befugt  sein,  das  gegenwärtige  Abkommen  mit  einjähriger 
Frist  zu  kündigen. 

Artikel  18. 

Dieses  Abkommen  wird  bestätigt  werden.  Die  Bestätigungsurkundea 
sollen  tunlichst  bald  in  Berlin  ausgetauscht  werden. 

Zu  ürkund  dessen  haben  die  beiderseitigen  Bevollmächtigten  das  gegen- 
wärtige Abkommen  unterzeichnet  und  ihre  Siegel  beigedrückt. 

Ausgefertigt  in  doppelter  Urschrift  in  Berlin,  am  7.  März  1918. 
(Folgen  die  Unterschriften.) 


Nr.  2054.  Zusatzprotokoll  kuiii  FriedeiisvertrnjK  und  zum 
Handels-  und  ScIiifl'ahrtMUbkoninieu  zwisoiieu  lleutMcii- 
land  und  Finnland.  '^' 

Die   unterzeichneten    Bevollmächtigten    der    Kaiserlich    Deutschen    Re- 
gierang und  der  Finnischen  Regierung,  nämlich  : 

(folgen  die  Namen) 


*  Reichstagsdrucksachen  IL  Session  1914  1918  Nr.  1396. 
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stellen  bei  Unterzeichnung  des  Friedensvertrags  und  des  Handels-  und  SchiB- 
fahrtsabkonimens  zwischen  Deutschland  und  Kinnland  fest,  daß  unter  ihnen 
über  folgende  Punkte  Einverständnis  besteht: 

1.  Es  werden  nachträglich  finnische  und  schwedische  Texte  des  Friedens- 
vertrags und  des  Handels-  und  Schiffahrtsabkommens  anuefertigt  werden. 
Diese  Texte,  die  durch  eine  aus  der  gleichen  Anzahl  von  Vertretern  beider 
Vertragsteile  zu  bildende  Kommission  geprüft  werden,  sollen  nach  erfolgter 
Genehmigung  in  gleicher  Weise  wie  der  deutsche  Text  als  Wortlaut  des 
Friedensvertrags  und  des  Handels-  und  Schiffahrtsabkommens  maßgebend  sein. 

2.  Die  Deutsche  Regierung  wird  sich  bemühen,  daß  der  Schaden,  für 
den  Finnland  gemäß  Artikel  15  des  Friedensvertrags  haftet,  von  der  Russi- 
schen Regierung  an  Finnland  erstattet  wird,  soweit  er  nachweislich  durch 
völkerrechtswidrige  Gewaltakte  russischer  staatlicher  Organe  entstanden  ist. 

3.  Die  Finnische  Regierung  wird  sich  bei  den  in  Artikel  24  des  Friedens- 
vertrags vorbehaltenen  Vereinbarungen  verpflichten,  ihren  Angehörigen  für 
alle  Handlungen,  die  sie  bis  zur  Bestätigung  des  Friedensvertrags  im  Kriege 
oder  vor  dem  Kriege  zugunsten  Deutschlands  begangen  haben,  volle  Straf- 
freiheit zu  gewähren  und  ihnen  auch  sonst  keinerlei  rechtliche  Nachteile  zu- 
zufügen. 

4.  Die  der  Finnischen  Regierung  nach  Artikel  25  des  Friedensvertrags 
obliegende  Verpflichtung  zur  Rückgabe  deutscher  Kauffahrteischiffe  und  ihrer 
Ladungen  oder  zum  Wertersatz  tritt  hinsichtlich  derjenigen  Schiffe  und 
Ladungen,  welche  von  der  Russischen  Regierung  fortgeführt  oder  zerstört 
worden  sind,  für  den  Fall  nicht  ein,  daß  Rückgabe  oder  Ersatz  von  der 
Russischen  Regierung  innerhalb  eines  Jahres  nach  der  Bestätigung  des  Friedens- 
vertrags erfolgt.  Soweit  solche  Schiffe  von  der  Russischen  Regierung  benutzt 
worden  sind,  gilt  das  gleiche  hinsichtlich  der  für  die  Benutzung  der  Schiffe 
zu  leistenden  Vergütung. 

5.  Ueber  den  Post-,  Telegraphen-  und  Reiseverkehr  zwischen  Deutsch- 
land und  Finnland  sollen  durch  eine  gemischte  Kommission  üebergangs- 
bestimmungen  getroffen  werden,  die  dem  Umstände  Rechnung  tragen,  daß 
sich  Deutschland  noch  mit  anderen  Mächten  im  Kriegszustande  befindet. 

Dieses  Protokoll  soll  ohne  besondere  Bestätigung  mit  dem  Austausch 
der  Bestätigungsurkunden  zum  Friedensvertrag  und  zum  Handels-  und  Schiff- 
fahrtsabkommen als  von  beiden  Regierungen  genehmigt  gelten. 

Zu  Urkund  dessen  haben  die  beiderseitigen  Bevollmächtigten  dieses 
Protokoll  unterzeichnet  und  mit  ihren  Siegeln  versehen. 

Ausgefertigt  in  doppelter  Urschrift  in  Berlin,  am  7.  März  1918. 

(Folgen  die  Unterschriften.) 
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4.    Friedensyertrag  mit  Rumänien  (Bukarest  7.  Mai  1918).  * 

]Vr.  2055.  Friedensvertrag  zwischen  Deutsehland,  Oester- 
reich-Ungarn,  Bulgarien  und  der  Türkei  einerseits  und 
Rumänien  andererseits. 

Deutschland,  Oesterreich-Ungarn,  Bulgarien  und  die  Türkei  einerseits 
und  Rumänien  andererseits,  von  dem  Wunsche  geleitet,  den  Kriegszustand 
zwischen  ihnen  zu  beenden  und  die  freundschaftlichen  Beziehungen  ihrer 
Völker  auf  politischem,  rechtlichem  und  wirtschaftlichem  Gebiete  wiederher- 
zustellen, haben  beschlossen,  die  in  Buftea  am  5.  März  1918  unterzeichneten 
Friedens -Präliminarien  in  einen  endgültigen  Friedensvertrag  umzugestalten. 
Demzufolge  sind  die  Bevollmächtigten  der  Regierungen  der  vorbezeichneten 
Mächte,  nämlich 

ifolgen  die  Namen) 
zur  Weiterführung  der  Friedensverhandlungen  in  Bukarest  zusammengetreten 
und.  nach  Vorlegung   ihrer   in   guter   und   gehöriger  Form   befundenen  Voll- 
machten, über  nachstehende  Bestimmungen  übereingekommen: 

Erstes   Kapitel. 
Wiederherstellung  von  Friede  uud  Freundschaft. 

Artikel  I. 

Deutschland,  Oesterreich-Ungarn,  Bulgarien  und  die  Türkei  einerseits 
und  Rumänien  andererseits  erklären,  daß  der  Kriegszustand  zwischen  ihnen 
beendet  ist.  Die  vertragschließenden  Teile  sind  entschlossen,  fortan  in  Frieden 
und  Freundschaft  miteinander  zu  leben. 

Artikel  II. 

Die  diplomatischen  und  konsularischen  Beziehungen  zwischen  den  ver- 
tragschließenden Teilen  werden  sofort  nach  der  Ratifikation  des  Friedens- 
vertrags wiederaufgenommen  werden. 

Wegen  der  Zulassung  der  beiderseitigen  Konsuln  bleiben  weitere  Ver- 
einbarungen vorbehalten. 

Zweites   Kapitel. 

Demobilisiernug  der  rumänischen  Streitkräfte. 

Artikel  III. 
Die  im  Gange  befindliche  Demobilisierung  der  rumänischen  Armee  wird 
unmittelbar   nach    der    Unterzeichnung    des    Friedensvertrags    nach    Maßgabe 
der  in  den  Artikeln  IV  — VII  enthaltenen  Bestimmungen  durchgeführt  werden. 

Artikel  IV. 

Die  allgemeinen  militärischen  Dienststellen,  höheren  Kommandobehörden 
und  militärischen  Anstalten  bleiben  bestehen,  wie  sie  im  letzten  Friedens- 
Budget  vorgesehen  waren. 

Die  Divisionen  11  —  15  setzen  ihre  Demobilisierung  fort,  wie  dies  im 
Vertrage  von  Focsani  vom  8.  März  1918  bestimmt  worden  ist. 


*  Drucksache  des  Auswärtigen  Amtes:  Der  Friedensvertrag  mit  Ru- 
mänien nebst  den  deutschen  Zusatzverträgen. 

Die  zweifellosen  Druckfehler  der  Vorlage  sind  in  diesem  Abdruck 
verbessert.  He  r  a  u  s  gebe  r. 
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Von  den  rumänischen  Divisionen  1  — 10  bleiben  die  zurzeit  in  Beß- 
arabien  verwendeten  2  Infanterie-Divisionen,  mit  Einschluß  der  aus  den  auf- 
gelösten Jägerdivisionen  ausscheidenden  Jägerbataillone,  und  die  2  Kavallerie- 
divisionen der  rumänischen  Armee  auf  Kriegsstärke,  bis  infolge  der  in  der 
Ukraine  durchgeführten  militärischen  Operationen  der  Verbündeten  Mächte 
eine  Gefahr  für  die  Grenzen  Rumäniens  nicht  mehr  besteht. 

Die  übrigen  8  Divisionen  sollen  in  der  Moldau  unter  Beibehaltung  ihrer 
Stäbe  und  Kommandobehörden  in  verringerter  Friedensstärke  erhalten  bleiben. 
Sie  werden  sich  aus  je  4  Infanterie-Regimentern  zu  je  3  Bataillonen,  2  Ka- 
vallerie-Regimentern zu  je  4  Eskadrons,  2  Feldartillerie-Regimentern  zu  je 
7  Batterien,  einem  Pionierbataillon  sowie  der  erforderlichen,  noch  näher  zu 
vereinbarenden  Anzahl  technischer  Truppen  und  Trains  zusammensetzen;  dabei 
soll  die  Gesamtsumme  der  Infanterie  dieser  8  Divisionen  die  Zahl  von  20  0(J() 
Mann,  der  Kavallerie  von  3200  Mann  und  der  gesamten  Artillerie  der 
rumänischen  Armee,  abgesehen  von  den  mobil  bleibenden  Divisionen,  die  Zahl 
von  9000  Mann  nicht  überschreiten. 

Die  in  Beßarabien  mobil  bleibenden  Divisionen  sind  im  Falle  der  De- 
mobilmachung  auf  denselben  verringerten  Friedensstand  zu  bringen  wie  die 
im  Absatz  4  erwähnten  8  Divisionen. 

Alle  übrigen  rumänischen  Truppenteile,  die  nicht  im  Frieden  bestanden 
haben,  werden  aufgelöst. 

Die  aktive  Dienstzeit  bleibt  die  gleiche  wie  im  Frieden.  Reservisten, 
mit  Einschluß  der  Mannschaften  der  Calarasch-Regimenter,  sollen  bis  zum 
Abschluß   des   allgemeinen  Friedens   nicht   zu  Hebungen   eingezogen   werden. 

Artikel  V. 

Die  infolge  der  Herabsetzung  oder  Auflösung  der  rumänischen  Truppen- 
teile verfügbaren  Geschütze,  Maschinengewehre,  Handwaffen,  Pferde-,  Wagen- 
und  Munitionsbestände  werden  bis  zum  Abschluß  des  allgemeinen  Friedens 
dem  Oberkommando  der  verbündeten  Streitkräfte  in  den  besetzten  rumänischen 
Gebieten  zur  Aufbewahrung  übergeben  werden,  wo  sie  von  rumänischen  Depot- 
Truppen  unter  Oberaufsicht  des  Oberkommandos  bewacht  und  verwaltet  werden. 

Die  der  rumänischen  Armee  in  der  Moldau  zu  belassende  Munition  wird 
auf  250  Patronen  für  das  Gewehr,  auf  2500  Patronen  für  das  Maschinen- 
gewehr und  auf  150  Schuß  für  das  Geschütz  festgesetzt. 

Die  rumänische  Armee  ist  berechtigt,  aus  den  Depots  der  besetzten 
Gebiete  unbrauchbares  Material  im  Einvernehmen  mit  dem  Oberkommando 
der  verbündeten  Streitkräfte  auszutauschen  und  aus  den  Munitions-Depots 
Ersatz  für  verschossene  Munition  anzufordern. 

Die  mobil  bleibenden  Divisionen  in  Beßarabien  behalten  die  ihnen  kriegs- 
mäßig zustehende  Munition. 

Artikel  VI. 

Die  demobilisierten  rumänischen  Truppen  sollen  bis  zur  Räumung  der 
besetzten  rumänischen  Gebiete  in  der  Moldau  verbleiben.  Ausgenommen  hier- 
von sind  die  im  Artikel  V  Abs.  1  erwähnten,  zur  Unterhaltung  der  in  diesen 
Gebieten  niedergelegten  Waffen  und  Materialbestände  erforderlichen  Dienst- 
stellen und  Mannschaften. 

Die  demobilisierten  Mannschaften  und  Reserveoffiziere  können  in  die 
besetzten  Gebiete  zurückkehren.  Aktive  und  ehemals  aktive  Offiziere  bedürfen 
zur  Rückkehr  in  diese  Gebiete  der  Erlaubnis  des  Oberkommandos  der  ver- 
bündeten Streitkräfte. 

Artikel  VII. 

Zu  dem  rumänischen  Oberbefehlshaber  in  der  Moldau  tritt  ein  General- 
stabsoffizier der  Verbündeten  Mächte  mit  Stab,  zu  dem  Oberkommando  der 
verbündeten  Streitkräfte  in  den  besetzten  rumänischen  Gebieten  ein  rumänischer 
Generalstabsoffizier  mit  Stab  als  Verbindungsoffizier. 
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Artikel  VIII. 

Die  rumänischen  Fluß-  und  Seestreitkräfte  werden  bis  zur  Klärung  der 
Verhältnisse  in  Beßarabien  in  ihrer  vollen  Bemannung  und  Ausrüstung  be- 
lassen, soweit  die  Bemannung  nicht  nach  Artikel  IX  eingeschränkt  werden 
soll.  Alsdann  sind  diese  Streitkräfte  auf  den  gewöhnlichen  Friedensstand  zu 
bringen. 

Ausgenommen  hiervon  sind  die  für  Zwecke  der  Strompolizei  erforder- 
lichen Flußstreitkräfte  und  die  auf  dem  Schwarzen  Meere  zum  Schutze  der 
Handelsschiffahrt  und  zur  Herstellung  minenfreier  Fahrstraßen  verwendbaren 
Seestreitkräfte.  Unmittelbar  nach  der  Unterzeichnung  des  Friedensvertrags 
werden  diese  Flußstreitkräfte  auf  Grund  besonderer  Vereinbarung  den  mit  der 
Strompolizei  beauftragten  Organen  zur  Verfügung  gestellt,  üeber  die  See- 
streitkräfte erhält  die  Nautisch-Technische  Schwarze-Meer-Kommission  das 
Verfügungsrecht;  zur  Herstellung  der  Verbindung  mit  dieser  Kommission  ist 
ihr  ein  rumänischer  Seeoffizier  zuzuteilen. 

Artikel  IX. 

Alle  im  Heere  und  in  der  Marine  stehenden  Mannschaften,  die  im  Frieden 
in  den  Häfen  oder  in  der  Schiffahrt  tätig  gewesen  sind,  sollen  bei  der  De- 
mobilisierung zuerst  entlassen  werden,  um  in  ihrer  früheren  Tätigkeit  Ver- 
wendung finden  zu  können. 

Drittes  Kapitel. 
Gebietsabtretungen. 

Artikel  X. 

üeber  die  nach  Nr.  1  der  Friedens-Präliminarien  von  Rumänien  abzu- 
tretende Dobrudscha  werden  die  nachstehenden  Bestimmungen  getrofien. 

A. 

Rumänien  tritt  das  ihm  nach  dem  Bukarester  Friedensvertrag  von  1913 
zugefallene  bulgarische  Gebiet  an  Bulgarien  mit  einer  Grenzberichtigung  zu 
dessen  Gunsten  wieder  ab,  dergestalt,  daß  in  der  Dobrudscha  die  neue  bulgarische 
Grenze,  die  auf  der  anliegenden  Karte  mit  roter  Farbe  eingetragen  ist,  fortan 
wie  folgt  verläuft: 

Die  neue  Grenze  Bulgariens  in  der  Dobrudscha  beginnt  an  einem  westlich 
vom  Dorfe  Cochirleni  an  der  Donau  gelegenen  Punkte,  wobei  der  den  südlich 
vom  Dorfe  Cochirleni  gelegenen  See  und  die  Donau  verbindende  Bach  Bulgarien 
zufällt.  Sie  führt  durch  die  Mitte  des  südlich  vom  Dorfe  Cochirleni  gelegenen 
Sees  und  durch  die  Mitte  des  Teiches,  der  nördlich  des  Dorfes  Ivrinez  Mio 
liegt,  folgt  dem  Talweg  des  Tales  Pestera,  führt  nördlich  vom  nördlichen  Rand 
des  Dorfes  Saidia,  das  Bulgarien  zufällt,  schneidet  die  Höhe  zwischen  den 
Dörfern  Saidia  und  Mircea  Voda,  führt  nördlich  vom  nördlichen  Rande  des 
Dorfes  Mircea  Voda.  das  Bulgarien  zufällt,  folgt  sodann  dem  Kamm  der  Höhe, 
die  sich  östlich  vom  Dorfe  Mircea  Voda  erhebt,  schneidet  die  Kote  127  (Idris 
Kiruos),  setzt  in  östlicher  Richtung  bis  zumTrajanswall  fort,  den  sie  etwa  2^  2Kilü- 
meter  nördlich  der  Kote  129  erreicht,  folgt  sodann  dem  Trajanswall  bis  zu 
einem  südlich  vom  Dorfe  Osmancea  gelegenen  Punkte  und  dann  dem  Talweg 
des  die  Dörfer  Osmancea  und  Omurcea  verbindenden  Ta'es,  läuft  nördlich  des 
nördlichen  Randes  des  Dorfes  Omurcea,  das  Bulgarien  zufällt,  sodann  in 
östlicher  Richtung  bis  zur  Kote  68  (Pipiliga  Juk),  schneidet  diese  und  hält 
die  östliche  Richtung  ein,  indem  sie  Orta  Tabia  und  dann  1  Kilometer  nörd- 
lich vom  nördlichen  Rande  des  Dorfes  Agigea,  das  Bulgarien  zufällt,  die 
Chaussee  Konstanza— Techirghiol  schneidet,  läuft  in  südöstlicher  Richtung 
in  den  östlich  vom  Dorfe  Agigea  gelegenen  See  und  durchquert  ihn  so,  daß 
sie  in  der  Mitte  des  östlichen  Ufers  austritt,  um  in  das  Schwarze  Meer  zu 
münden. 
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Die  im  Eingang  erwähnte  Karte  bildet  einen  wesentlichen  Bestandteil 
des  Friedensvertrags.  Eine  aus  Vertretern  der  Verbündeten  Mächte  zusammen- 
gesetzte Kommission  soll  alsbald  nach  der  Unterzeichnung  des  Friedensver- 
trags an  Ort  und  Stelle  die  neue  Grenzlinie  in  der  Dobrudscba  feststellen 
und  vermarkcn. 

Die  Donaugrenze  zwischen  dem  an  Bulgarien  abgetretenen  Gebiet  und 
Rumänien  folgt  dem  Talweg  des  Stromes.  Wegen  der  Bestimmung  des  Tal- 
wegs soll  alsbald  nach  der  Unterzeichnung  des  Friedensvertrags  das  Nähere 
zwischen  den  beiden  Mächten  vereinbart  werden ;  die  Vermarkung  wird  im 
Herbste  1918  bei  niedrigem  Wasserstand  erfolgen. 

B. 

Rumänien  tritt  an  die  Verbündeten  Mächte  den  nördlich  der  unter  A 
beschriebenen  neuen  Grenzlinie  liegenden  Teil  der  Dobrudscha  bis  zur  Donau 
ab,  und  zwar  zwischen  der  Gabelung  des  Stromes  und  dem  Schwarzen  Meere 
bis  zum  St.  Georgsarm. 

Die  Donaugrenze  zwischen  dem  an  die  Verbündeten  Mächte  abgetretenen 
Gebiet  und  Rumänien  wird  durch  den  Talweg  des  Stromes  gebildet.  Wegen 
der  Bestimmung  des  Talwegs  soll  alsbald  nach  der  Unterzeichnung  des 
Friedensvertrags  das  Nähere  zwischen  den  beteiligten  Mächten  vereinbart 
werden;  die  Vermarkung  wird  im  Herbste  1918  bei  niedrigem  Wasserstand 
erfolgen. 

Die  Verbündeten  Mächte  werden  dafür  Sorge  tragen,  daß  Rumänien 
einen  gesicherten  Handelsweg  nach  dem  Schwarzen  Meere  über  Cernavoda — 
Konstanza  erhält. 

Artikel  XL 

Rumänien  ist  damit  einverstanden,  daß  seine  Grenze  zugunsten  Oester- 
reich- Ungarns  eine  Berichtigung  erfährt,  dergestalt,  daß  die  auf  der  anliegenden 
Karte    mit   roter  Farbe   eingetragene  neue  Grenze  fortan  wie  folgt  verläuft: 

Die  neue  Grenze  beginnt  beim  Eisenbahndurchlaß  westlich  Turn-Severin, 
südlich  Dudasu. 

Im  weiteren  Verlaufe  führt  sie  400  Meter  westlich  der  westlichsten 
Häuser  von  Dudasu  und  am  Westrand  des  Ortes  Seretu,  über  das  J  der  Be- 
schreibung Bach  Jidoscita,  über  das  J  der  Beschreibung  Ort  Jidoscita,  über 
Kote  682  D.  Matoret  (Höhe  fällt  Ungarn  zu),  sodann  längs  der  von  der 
genannten  Kote  nach  Ciresiu  führenden  Landstraße,  wobei  die  Straße  Ungarn 
zufällt,  am  Westrand  von  Ciresiu,  entlang  des  Feldwegs  über  das  N  der 
Beschreibung  Jupanesci,  auf  das  E  der  Beschreibung  Gornenti.  über  das  E 
der  Beschreibung  Costesci,  auf  Kote  1333  Mt  See  (Höhe  fällt  Ungarn  zu), 
von  da  direkt  in  nördlicher  Richtung  zur  gegenwärtigen  Grenze  zwischen 
Rumänien  und  Ungarn,  welche  bis  zur  Einmündung  des  Baches  Craiova  in 
die  Cserna  aufrecht  bleibt. 

Die  neue  Grenze  bildet  von  der  genannten  Einmündung  die  Cserna  selbst 
bis  zum  A  der  Beschreibung  Riu  Cernisora,  sodann  biegt  die  Grenze  nach 
Osten  um  und  geht  über  Beschreibung  D.  Milano,  an  der  Beschreibung  D. 
Negoea  südlich  vorbei,  über  Beschreibung  D.  Seniuleului  in  direkt  östlicher 
Richtung  zu  der  vom  Vulkanpaß  gegen  Süden  führenden  Straße,  welche 
600  Meter  südlich  Buliga  geschnitten  wird,  sodann  zum  Schnittpunkt  des 
Zsilyflusses  mit  der  Straße  südlich  der  Beschreibung  Lainici. 

Weiter  direkt  östlich  bis  zum  Bach  Sadu,  sodann  längs  des  Baches 
gegen  Nordosten  bis  zu  dessen  Ursprung  (1  Kilometer  östlich  des  U  der  Be- 
schreibung Stana  Prislopu),  dann  direkt  nördlich  zur  gegenwärtigen  Grenze 
bei  Kote  2529  Vrf.  Mändrei,  entlang  der  alten  Grenze  bis  400  Meter  süd- 
westlich V  der  Beschreibung  Vrf.  Ciobanul. 
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Von  diesem  Punkte  führt  die  Grenze  direkt  in  östlicher  Richtung  am 
Südrand  Bucolie,  südlich  der  Beschreibung  Vrf.  Repede,  südlich  der  Be- 
schreibung CiuDgetu  und  der  Beschreibung  Par  Latorita. 

Sie  führt  dann  400  Meter  südlich  Kote  1632  Piscu  Moldovisului  in 
östlicher  Richtung  bis  zur  Bacheinmündung  1  Kilometer  südwestlich  des  R 
der  Beschreibung  Racovita,  2  Kilometer  südlich  des  Ortes  Boisoara,  am  Nord- 
rand von  Titesti,  zur  Kote  1248  Zanoaga  (Höhe  fällt  Ungarn  zu),  über  das 
ü  der  Beschreibung  Stana  Cioricu,  1  Kilometer  südlich  Kote  1862  Comarnicul, 
die  Kleinbahn  3  Kilometer  südwestlich  Kote  20U0  Mt.  Lipitoarea  schneidend, 
dann  in  östlicher  Richtung  über  Koten  1961,  1932,  1576,  1172,  1607,  2338 
Mt.  Batranä,  2237,  Trigonometer  2379  Mt.  Päpusa,  1785,  1411,  1264.  1265, 
1074  (sämtliche  Höhen  fallen  Ungarn  zu),  schneidet  die  Straße  Cämpulung — 
Brassü  bei  der  Brücke  1  Kilometer  südöstlich  des  Punktes  1074,  führt  dann 
über  Punkt  1265  (Brücke  und  Höhe  fallen  Ungarn  zu)  und  erreicht  in  nahezu 
östlicher  Richtung  halbwegs  zwischen  den  Beschreibungen  Vrf.  Santu  Ilie  und 
Vrf.  Sigluia  bei  Kote  1880  die  gegenwärtige  Grenze. 

Die  gegenwärtige  Grenze  bis  zur  Kote  1909  bleibt  aufrecht;  die  neue 
Grenze  führt  dann  von  der  Kote  über  das  zweite  C  der  Beschreibung  Schi  tu 
Pestera  Decebal  über  das  ü  der  Beschreibung  Caraimanu,  über  das  B  dt-r 
Beschreibung  V  Cerbului,  am  Nordrand  von  Azuga  vorbei  über  das  zweite 
A  der  Beschreibung  Azuga,  über  die  Kote  1505,  die  Rumänien  verbleibt, 
über  das  V  der  Beschreibung  Vrf.  Cazacu,  dann  nach  Südosten  biegend 
1  Kilometer  südlich  Kote  1757  Vrf.  Cazacu  vorbei  knapp  südlich  der  Be- 
schreibung Mt.  Prislop  über  Kote  1531  (diese  fällt  Ungarn  zu),  über  Kote 
1128,  878,  1235,  1540  (alle  Koten  fallen  Ungarn  zu),  1  Kilometer  südlich 
1771  Mt.  Grohotis  14.50  (alle  Punkte  kommen  Ungarn  zu),  dann  700  Meter 
südlich  des  Punktes  871  Ort  Teleajenul,  über  Punkt  961  (Punkt  kommt 
Ungarn  zu),  1  Kilometer  südlich  des  Punktes  1340  (über  V  der  Beschreibung 
Tatar  Havas  P.),  über  Punkt  975,  1486.  1115  (alle  drei  Punkte  fallen  Ungarn 
zu),  dann  weiter  in  nordöstlicher  Richtung  die  Straße  im  Bodzatal,  2  Kilo- 
meter nordwestlich  G  der  Beschreibung  Gura  Siriului  schneidend,  sodann  über 
Punkt  1183,  1363,  600  Meter  südlich  des  Punktes  1338,  dann  nach  Nordostf-n 
bis  1  Kilometer  nördlich  des  Punktes  789,  wo  sie  in  die  gegenwärtige  Grenze 
zwischen  Ungarn  und  Rumänien  einmündet.  Die  bisherige  Grenze  bleibt  bis 
zum  Punkt  2V2  Kilometer  südwestlich  Popii  aufrecht,  führt  dann  in  nord- 
östlicher Richtung  bis  zum  Punkt  1  Kilometer  südöstlich  des  Punktes  1530, 
biegt  hier  scharf  nordwest -östlich  um  den  Punkt  1530  herum,  östlich  der 
Punkte  1521,  1587,  nach  Nordosten  umbiegend  um  den  Punkt  1490  Mt.  Con- 
dratu  herum,  östlich  des  Punktes  950  die  Schmalspurbahn  4  Kilometer  westlich 
Lepsa  schneidend,  östlich  des  Punktes  1374  Mt.  Sboina  Neagra,  östlich  Punkt 
1014  Mt.  Resboiului  vorbei,  die  Kleinbahn  2  Kilometer  östlich  des  Punktes 
508  schneidend,  1  Kilometer  östlich  Trigonometer  1167  Mgr.  Casinului  vorbei, 
sodann  über  Punkt  843.  1  Kilometer  östlich  des  Punktes  737,  über  Punkt  704, 
716,  S  der  Beschreibung  Hirsa,  Süd  Westrand  Harja,  Kordonposten  962,  Kordon- 
posten 3  Kilometer  nordwestlich  davon  (sämtliche  vorgenannten  Punkte  fallen 
Ungarn  zu),  sodann  nach  Norden  abbiegend  über  den  Punkt  1050  Vrf. 
Cheschiului  (Punkt  fällt  Ungarn  zu),  hier  scharf  nach  Nordwesten  wendend 
nördlich  des  Punktes  1071  Mt.  Cleja,  am  Hange  nördlich  des  Punktes  1108, 
östlich  des  Trigonometers  1653  Mt.  Nemira,  östlich  des  Punktes  1.370  vorbei, 
die  Kleinbahn  3  Kilometer  westlich  des  Punktes  479  Poiana  Uzului  schneidend, 
über  Trigonometer  1342  (Höhe  fällt  Ungarn  zu).  1800  Meter  östlich  des 
Punktes  682  vorbei,  die  Trotustalbahn  beim  P  der  Beschreibung  Preluci 
schneidend,  knapp  östlich  des  U  der  Beschreibung  Agasu,  über  Punkt  1275, 
1613  (Punkte  fallen  Ungarn  zu),  östlich  Trigonometer  Csüleuu^r  1651,  östlich 
Trigonometer  Tarhavas  1662,  über  das  M  der  Beschreibung  Schimba  Garda, 
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östlich  des  Punktes  1573,  vorbei  östlich  des  Punktes  1463  Mt.  Mairus,  703, 
knapp  westlich  des  Punktes  1211,  die  Kleinbahn  im  Bicazuluital  am  Ostaus- 
gang von  Tasca  schneidend,  östlich  Punkt  1245,  westlich  des  Punktes  932 
um  Trigonometer  1904,  Toca  herum  (2  Kilometer  nordöstlich  des  höchsten 
Punktes),  über  8  der  Beschreibung  Schitul  Ducau,  westlich  des  Punktes  1080, 
die  Straße  im  Bistricioaratal  schneidend,  über  G  der  Beschreibung  (irintiesiul, 
dann  östlich  über  Punkt  1145  Frasin,  1021,  über  C  der  Beschreibung  Farcasa, 
östlich  an  den  Punkten  Trigonometer  1086,  Punkt  1150,  Trigonometer  1534, 
Monte  Bivol,  Punkt  1276,  Punkt  1208,  975,  1010,  862  vorbei,  hier  nach 
Noxdosten  bis  2  Kilometer  südlich  Paiseni  abbiegend  über  das  N  der  Be- 
schreibung Paiseni,  0  der  Beschreibung  Moldava,  L  der  Beschreibung  Korno- 
luncze,  über  Ostrand  des  Ortes  Rotopanesti  und  Südrand  Mihaesti,  dann  Kote 
393  bei  A  von  Mihaesti,  sodann  die  alte  Grenze  Oesterreichs  gegen  Rumänien 
bis  2  Kilometer  südöstlich  des  Trigonometers  503  La  Zare,  sodann  nach  Nordost 
abbiegend  über  Punkt  305,  281  am  Sereth,  Ostrand  von  Talpa,  Ostrand  von 
Calinesti,  Punkt  396,  402,  V2  Kilometer  östlich  Dersca,  über  Punkt  189,  198, 
332,  304,  Ziehbrunnen  1  Kilometer  südwestlich  des  Punktes  311,  Ostrand  von 
Baranca,  Ostrand  von  Pilipauti,  Punkt  251,  bis  an  den  Pruth  1  Kilometer 
östlich  Lunca. 

Die  im  Eingang  erwähnte  Karte  bildet  einen  wesentlichen  Bestandteil 
des  Friedensvertrags.  Zwei  gemischte  Kommissionen,  die  sich  aus  der  gleichen 
Anzahl  von  Vertretern  der  beteiligten  Mächte  zusammensetzen,  sollen  unmittel- 
bar nach  der  Ratifikation  des  Friedensvertrags  an  Ort  und  Stelle  die  neue 
Grenzlinie  feststellen  und  vermarken. 

Artikel  XII. 

Das  Staatsvermögen  in  den  abgetretenen  rumänischen  Gebieten  geht 
ohne  Entschädigung  und  ohne  Lasten,  jedoch  unter  Wahrung  der  darauf 
ruhenden  Privatrechte,   auf  die  diese  Gebiete  erwerbenden  Staaten  über. 

Aus  der  früheren  Zugehörigkeit  der  Gebiete  zu  Rumänien  sollen  sich 
weder  für  diese  selbst  noch  für  die  erwerbenden  Staaten  irgendwelche  Ver- 
pflichtungen ergeben. 

Im  übrigen  werden  diejenigen  Staaten,  denen  die  abgetretenen  Gebiete 
zufallen,  mit  Rumänien  unter  anderem  Vereinbarungen  über  folgende  Punkte 
treffen : 

1.  über  die  Staatsangehörigkeit  der  bisherigen  rumänischen  Bewohner 
dieser  Gebiete,  wobei  ihnen  jedenfalls  ein  Options-  und  Abzugsrecht 
gewährt  werden  muß; 

2.  über  die  Auseinandersetzung  wegen  des  Vermögens  der  durch  die 
neuen  Grenzen  zerschnittenen  Kommunalbezirke ; 

3.  über  die  Auseinandersetzung  wegen  der  Archive,  wegen  der  Akten 
der  Gerichts-  und  Verwaltungsbehörden,  wegen  der  Gerichts-  und 
Verwaltungsdepots  sowie  wegen  der  Personenstandsregister; 

4.  über  die  Behandlung  der  neuen  Grenzen; 

5.  über  die  Wirkung   der  Gebietsänderungen   auf   die    Diözesanbezirke ; 

6.  über  die  Wirkung  der  Gebietsänderungen  auf  die  Staats  vertrage. 
Rumänien  wird  'nach   der  Unterzeichnung  des  Friedensvertrags  die  aus 

den  abgetretenen  Gebieten  stammenden  Offiziere  und  Mannschalten  auf  deren 
Antrag  entlassen  und  ihnen  die  Rückkehr  in  die  Heimat  gestatten. 

Viertes  Kapitel. 

Kriegsentschädignugeu. 

Artikel  XIII. 
Die   vertragschließenden    Teile   verzichten    gegenseitig    auf    den    Ersatz 
ihrer  Kriegskosten,  d.  h.  der  staatlichen  Aufwendungen  für  die  Kriegführung. 
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Wegen  der  Regelung  von  Kriegsschäden  bleiben  besondere  Vereinbarungen 
vorbehalten. 

Fünftes  Kapitel. 

Bänmung'  der  besetzten  Gebiete. 

Artikel  XIV. 

■Die  von  den  Streitkräften  der  Verbündeten  Mächte  besetzten  rumänischen 
Gebiete  w^erden  vorbehaltlich  der  Bestimmungen  im  Dritten  Kapitel  über  die 
Gebietsabtretungen  zu  einem  später  zu  vereinbarenden  Zeitpunkt  geräumt 
werden.  Während  der  Zeit  der  Besetzung  wird  die  Stärke  des  Besetzungs- 
heers, abgesehen  von  den  im  Wirtschaftsbetrieb  verwendeten  Formationen, 
sechs  Divisionen  nicht  übersteigen. 

Artikel  XV. 

Bis  zur  Ratifikation  des  Friedensvertrags  bleibt  die  gegenwärtige  Okku- 
pationsverwaltung mit  den  von  ihr  bisher  ausgeübten  Befugnissen  bestehen. 
Doch  ist  die  Rumänische  Regierung  alsbald  nach  der  Unterzeichnung  des 
Friedensvertrags  befugt,  zur  Ergänzung  des  Beamtenkörpers  die  ihr  geeignet 
scheinenden  Ernennungen  und  Entlassungen  vorzunehmen. 

Artikel  XVI. 

Nach  der  Ratifikation  des  Friedensvertrags  wird  die  Zivilverwaltung 
der  besetzten  Gebiete  den  rumänischen  Behörden  nach  Maßgabe  der  Artikel 
XVII  bis  XXIII  wieder  übergeben  werden. 

Artikel  XVII. 

Dem  Wunsche  der  Rumänischen  Regierung  entsprechend,  wird  bis  zur 
Räumung  der  besetzten  Gebiete  den  rumänischen  Ministerien  je  ein  Zivil- 
beamter der  Okkupationsverwaltung  beigeordnet  werden,  um  den  Uebergang 
der  Zivilverwaltung    auf    die  rumänischen  Behörden   tunlichst  zu  erleichtern. 

Ferner  haben  die  rumänischen  Behörden  den  Anordnungen  zu  entsprechen, 
welche  die  Befehlshaber  des  Besetzungsheers  im  Interesse  der  Sicherheit  der 
besetzten  Gebiete  sowie  der  Sicherheit,  des  Unterhalts  und  der  Verteilung 
ihrer  Truppen  für  erforderlich  erachten. 

Die  Verkehrseinrichtungen,  wie  insbesondere  Eisenbahnen,  Post  und 
Telegraphen,  werden  bis  auf  weiteres  in  militärischer  Verwaltung  bleiben; 
sie  sollen  den  Behörden  und  der  Bevölkerung  Rumäniens  nach  Maßgabe  der 
darüber  zu  treffenden  Vereinbarungen  zur  Verfügung  stehen. 

Wegen  der  Mitwirkung  des  Oberkommandos  bei  der  Regelung  des  Geld- 
und  Zahlungsverkehrs,  insbesondere  auch  bei  der  Geschäftsführung  der  Ru- 
mänischen Nationalbank  und  der  Zentralkasse  der  Volksbanken,  bleibt  eine 
besondere  Vereinbarung  vorbehalten. 

Artikel  XVIII. 

Die  Gerichtsbarkeit  in  den  besetzten  Gebieten  wird,  vorbehaltlich  der 
Bestimmungen  der  Absätze  2,  3,  von  den  rumänischen  Gerichten  in  vollem 
Umfang  wieder  übernommen. 

Die  Gerichtsbarkeit  über  die  Angehörigen  des  Besetzungsheers,  und 
zwar  sowohl  in  Strafsachen  wie  in  Zivilsachen,  verbleibt  ebenso  wie  die 
Polizeigewalt  über  diese  Personen  in  vollem  Umfang  den  Verbündeten  Mächten. 

Strafbare  Handlungen  gegen  das  Besetzungsheer  werden  von  dessen 
Militärgerichtsbarkeit  abgeurteilt  werden ;  das  Gleiche  gilt  für  Zuwider- 
handlungen gegen  Anordnungen  der  Okkupationsverwaltuug.  soweit  diese 
gemäß  Artikel  XXII  Abs.  1  vorläufig  noch  in  Kraft  bleiben.  Ferner  sind  die 
Angelegenheiten,  mit  denen  die  von  der  OKkupationsverwaltung  eingesetzten 
Gerichte  vor  der  Ratifikation  des  Friedinsvertrags  befaßt  worden  sind,  von 
diesen  zu  Ende  zu  führen. 
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Artikel  XIX. 
Wegen  des  Verkehrs  zwischen  den  besetzten  und  den  nichtbesetzten 
Gebieten  wird  das  Oberkommando  des  Besetzungsheers  mit  der  Rumänischen 
Regierung  die  erforderlichen  Abmachungen  treffen.  Danach  soll  unter  anderem 
die  Rückwanderung  in  die  besetzten  Gebiete  nur  in  dem  Maße  erfolgen,  wie 
die  Rumänische  Regierung  den  Unterhalt  der  Rückwanderer  durch  eine  ent- 
sprechende Einfuhr  von  Lebensmitteln  aus  der  Moldau  oder  aus  Beßarabien 
sicherstellt.  ^^^.^^^  XX. 

Nach  der  Ratifikation  des  Friedensvertrags  wird  das  Besetzungsheer 
Requisitionen,  sei  es  in  Geld,  sei  es  in  Naturalien,  vorbehaltlich  der  Be- 
stimmungen des  Abs.  2  nicht  mehr  vornehmen. 

Das  Recht  des  Oberkommandos  des  Besetzungsheers  zur  Requisition 
von  Getreide,  Hülsenfrüchten,  Futtermitteln,  Wolle,  Vieh  und  Fleisch  aus 
den  Erzeugnissen  des  Jahres  1918,  ferner  von  Hölzern  sowie  von  Erdöl  und 
Erdölerzeugnissen  bleibt  bestehen,  ebenso  das  Recht,  wegen  der  Gewinnung, 
der  Verarbeitung,  der  Beförderung  und  der  Verteilung  dieser  Produkte  die 
erforderlichen  Anordnungen  zu  treffen.  Dabei  wird  auf  die  Aufstellung  eines 
ordnungsmäßigen  Aufbringungsplanes  sowie  auf  die  Befriedigung  des  rumänischen 
Inlandsbedarfs  gebührend  Bedacht  genommen  werden  ;  in  dieser  Hinsicht  bleiben 
nähere  Abmachungen  zwischen  dem  Oberkommando  und  der  Rumänischen  Re- 
gierung vorbehalten. 

Im  übrigen  hat  die  Rumänische  Regierung  dem  Ersuchen  des  Ober- 
kommandos um  Vornahme  von  Requisitionen  für  die  Bedürfnisse  des  Be- 
setzungsheers zu  entsprechen,  ebenso  von  Requisitionen  sonstiger  Gegenstände, 
die  von  Rumänien  nach  den  mit  ihm  getroffenen  anderweiten  Vereinbarungen 

zu  liefern  sind.  .    ,.i    ,  ^vt 

Artikel  XXI. 

Von  der  Ratifikation  des  Friedensvertrags  an  wird  der  Unterhalt  des 
Besetzungsheers  mit  Einschluß  der  dafür  vorgenommenen  Requisitionen  auf 
Kosten  Rumäniens  erfolgen. 

Die  nicht  für  das  Besetzungsheer  requirierten  Gegenstände  werden  von 
der  Ratifikation  des  Friedensvertrags  an  von  den  Verbündeten  Mächten  aus 
eigenen  Mitteln  bezahlt  werden. 

Artikel  XXII. 

Ueber  die  Einzelheiten  der  im  Artikel  XVI  vorgesehenen  Uebergabe  der 
Zivilverwaltung  sowie  über  den  Abbau  der  von  der  Okkupationsverwaltung 
erlassenen  Anordnungen  wird  eine  besondere  Vereinbarung  getroffen  werden. 
Wegen  solcher  Anordnungen  können  Schadenersatzansprüche  nicht  erhoben 
werden ;  auch  bleiben  die  auf  Grund  der  Anordnungen  erworbenen  Rechte 
Dritter  aufrechterhalten. 

Die  auf  Anordnung  der  Okkupationsverwaltung  eingesetzten  Zwangs- 
verwalter und  Liquidatoren  können  wegen  Verletzung  ihrer  Pflichten  nur 
mit  Zustimmung  des  Oberkommandos  des  Besetzungsheers  strafrechtlich  oder 
zivilrechtlich  zur  Rechenschaft  gezogen  werden ;  auch  dürfen  über  sie  wegen 
ihrer  Tätigkeit  als  solcher  weder  Strafen  noch  sonstige  Rechtsnachteile  ver- 
hängt werden. 

Artikel  XXIII. 

Die  Aufwendungen,  die  aus  Mitteln  der  Verbündeten  Mächte  in  den 
besetzten  Gebieten  für  öffentliche  Arbeiten,  mit  Einschluß  der  gewerblichen 
Unternehmungen,  gemacht  worden  sind,  werden  diesen  Mächten  bei  der  Ueber- 
gabe ersetzt  werden. 

Bis  zur  Räumung  der  besetzten  Gebiete  werden  die  im  Abs.  1  erwähnten 
gewerblichen  Unternehmungen  in  militärischer  Verwaltung  bleiben.  Bei  der 
Verwertung  ihrer  Erzeugnisse  wird  auch  auf  die  Befriedigung  des  rumänischen 
Inlandsbedarfs  Rücksicht  genommen  werden. 
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Sechstes  Kapitel. 

Reg'eluu^  der  Donauschiffahrt. 

Artikel  XXIV. 
Rumänien  wird  mit  Deutschland,  Oesterreich-Üngarn,  Bulgarien  und  der 
Türkei  eine  neue  Donauschiffahrtsakte,  welche  die  Rechtsverhältnisse  auf  der 
Donau  von  dem  Punkte  an,  wo  sie  schiffbar  wird,  regelt,  unter  Berücksichtigung 
der  nachstehenden,  unter  A  bis  D  aufgeführten  Bestimmungen  und  mit  der 
Maßgabe  abschließen,  daß  die  Bestimmungen  unter  B  für  alle  Teilnehmer  der 
Donauakte  gleichmäßig  gelten. 

Die  Verhandlungen  über  die  neue  Donauschiffahrtsakte  sollen  möglichst 
bald  nach  der  Ratifikation  des  Friedensvertrags  in  München  beginnen. 

Bis  zum  Inkrafttreten  der  neuen  Donauschiffahrtsakte  wird  die  Donau- 
schiffahrtsakte vom  7.  November  1857  auch  auf  den  rumänischen  Teil  der 
Donau  entsprechend  angewendet  werden. 

A. 

Für  den  Strom  von  Braila  abwärts  mit  Einschluß  dieses  Hafens  wird 
die  Europäische  Donaukommission  in  ihren  bisherigen  Befugnissen,  Vorrechten 
und  Verpflichtungen  unter  dem  Namen  „Donaumündungskommission"  als 
dauernde  Einrichtung  mit  folgenden  Maßgaben  aufrechterhalten  werden : 

1.  Die  Kommission  wird  hinfort  nur  aus  Vertretern  von  Staaten  bestehen, 
die  an  der  Donau  oder  an  der  europäischen  Küste  des  Schwarzen  Meeres 
gelegen  sind. 

2.  Die  Zuständigkeit  der  Kommission  erstreckt  sich  von  Braila  abwärts 
auf  sämtliche  Arme  und  Mündungen  der  Donau  und  die  ihnen  vorgelagerten 
Teile  des  Schwarzen  Meeres ;  die  von  der  Kommission  für  den  Öulinaarm 
erlassenen  Vorschriften  sollen  auch  auf  diejenigen  Arme  oder  Teile  eines 
Armes,  für  die  bisher  die  Kommission  nicht  oder  nicht  ausschließlich  zuständig 
war,  entsprechend  angewendet  werden. 

B. 
Rumänien   gewährleistet   den   Schiffen   der  anderen   vertragschließenden 
Teile  den  freien  Verkehr  auf  dem  rumänischen  Teile  der  Donau  mit  Einschluß 
der  zugehörigen  Häfen. 

Rumänien  wird  von  Schiffen  und  Flößen  der  vertragschließenden  Teile 
und  von  deren  Ladungen  keine  Gebühr  erheben,  die  sich  lediglich  auf  die 
Tatsache  der  Befahrung  des  Stromes  gründet;  auch  wird  Rumänien  künftig 
auf  dem  Strome  keine  anderen  Gebühren  und  Abgaben  als  die  durch  die  neue 
Donauschiffabrtsakte  zugelassenen  erheben. 

C. 
Die  rumänische  Abgabe  von  Va  Prozent  auf  den  Wert  der  in  den  Häfen 
des  Landes  eingeführten  oder  ausgeführten  Waren  wird  nach  Inkrafttreten 
der  neuen  Donauschiffahrtsakte  und  sobald  Rumänien  für  die  Benutzung 
öffentlicher  Anstalten,  die  der  Abwirkelung  des  Schiffsverkehrs  und  der 
Güterbewegung  dienen,  Abgaben  gemäß  der  neuen  Donauschiffahrtsakte  ein- 
geführt haben  wird,  spätestens  jedoch  5  .lahre  nach  Ratifikation  des  gegen- 
wärtigen Friedensvertrags  aufgehoben  werden.  Die  auf  der  Donau  zur  Be- 
förderung gelangenden  Güter  und  Flöße  werden  in  Rumänien  aus  Anlaß 
dieser  Beförderung  einer  Verkehrssteuer  nicht  unterworfen  werden. 

D. 
Die  Katarakten-  und  Eiserne  Tor-Strecke,  auf  die  sich  die  Bestimmungen 
des  Artikel  VI  des  Londoner  Vertrags   vom    IH.  März  1871    und    des  Artikel 
LVII  des   Berliner  Vertrags  vom  13.  Juli  1878  beziehen,   umfaßt  die  Strom- 
strecke von  0-Moldova   bis   Turn-Severin   in   ihrer   ganzen   Strombreite   von 
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einem  Ufer  bis  zum  anderen  und  mit  Einschluß  sämtlicher  zwischen  ihnen 
liegenden  Stromarme  und  Inseln. 

Demnach  werden  die  Verpflichtungen  wegen  der  Erhaltung  der  Schiffbar- 
keit der  Katarakten-  und  Eisernen  Tor-Strecke,  die  von  Oesterreich-Ungarn 
auf  Grund  der  im  Absatz  1  erwähnten  Bestimmungen  übernommen  und  Ungarn 
zur  Durchführung  übertragen  worden  sind,  ebenso  wie  die  Ungarn  hieraus 
erwachsenden  Sonderrechte  fortan  für  die  im  Absatz  1  näher  bezeichnete 
Donaustrecke  Platz  greifen. 

Die  Uferstaaten  dieses  Teiles  des  Stromes  werden  Ungarn  alle  Erleichte- 
rungen gewähren,  die  von  diesem  Staate  im  Interesse  der  von  ihm  daselbst 
auszuführenden  Arbeiten  verlangt  werden  sollten. 

Artikel  XXV. 

Rumänien  wird  bis  zum  Zusammentritt  der  Donaumündungskommission 
das  gesamte  in  seinem  Besitz  befindliche  Eigentum  der  Europäischen  Donau- 
kommission ordnungsmäßig  verwalten  und  vor  Schaden  bewahren. 

Alsbald  nach  der  Unterzeichnung  des  Friedensvertrags  wird  sich  eine 
Kommission,  die  aus  mindestens  je  zwei  Vertretern  der  vertragschließenden 
Teile  besteht,  über  den  Zustand  des  von  Rumänien  in  Gewahrsam  genommenen 
Materials  überzeugen. 

Ueber  die  Verpflichtung  Rumäniens  zur  sofortigen  vorläufigen  Heraus- 
gabe dieses  Materials  wird  eine  besondere  Vereinbarung  getroffen. 

Artikel  XXVI. 

Deutschland,  Oesterreich-Ungarn,  Bulgarien,  die  Türkei  und  Rumänien 
haben  das  Recht,  auf  der  Donau  Kriegsschiffe  zu  halten.  Diese  dürfen  strom- 
abwärts bis  zum  Meere,  stromaufwärts  bis  zur  oberen  Grenze  des  eigenen 
Staatsgebiets  fahren ;  sie  dürfen  aber  mit  dem  Ufer  eines  anderen  Staates, 
außer  im  Falle  höherer  Gewalt,  nur  mit  der  auf  diplomatischem  Wege  einzu- 
holenden Zustimmung  dieses  Staates  in  Verkehr  treten  oder  dort  anlegen. 

Jede  der  in  der  Donaumündungskommission  vertretenen  Mächte  hat  das 
Recht,  je  zwei  leichte  Kriegsschiffe  als  Stationsschiffe  an  den  Donaumündungen 
zu  halten.  Diese  Schiffe  können  ohne  besondere  Ermächtigung  bis  nach  Braila 
hinauf  Aufenthalt  nehmen. 

Den  in  den  Absätzen  1,  2  erwähnten  Kriegsschiffen  stehen  in  den  Häfen 
und  Gewässern  der  Donau  alle  Vorrechte  und  Vergünstigungen  der  Kriegs- 
schiffe zu. 

Siebentes  Kapitel. 
Gleichstellung  der  Religionsbekenntnisse  in  Rumänien. 

Artikel  XXVII. 

In  Rumänien  wird  dem  römisch-katholischen,  dem  griechisch-unierten, 
dem  bulgarisch-orthodoxen,  dem  protestantischen,  dem  islamitischen  und  dem 
jüdischen  Kultus  dieselbe  Freiheit  sowie  derselbe  gesetzliche  und  behördliche 
Schutz  wie  dem  rumänisch-orthodoxen  Kultus  gewährt.  Insbesondere  soll 
ihnen  das  Recht  zustehen,  Pfarreien  oder  Kultusgemeinden  zu  errichten  sowie 
Schulen  zu  gründen,  die  als  Privatschulen  angesehen  werden  und  in  ihrem 
Betriebe  nur  im  Falle  einer  Verletzung  der  staatlichen  Sicherheit  oder  der 
öffentlichen  Ordnung  behindert  werden  können. 

In  allen  öffentlichen  und  Privatschulen  können  die  Schüler  zur  Teil- 
nahme am  Religionsunterricht  nur  insoweit  verpflichtet  werden,  als  er  von 
den  dazu  berechtigten  Lehrern  ihres  Bekenntnisses  erteilt  wird. 
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Artikel  XXVIII. 

Die  Verschiedenheit  des  religiösen  Bekenntnisses  soll  in  Rumänien  keinen 
Einfluß  auf  die  Rechtsstellung  der  Einwohner,  insbesondere  auf  ihre  politischen 
und  bürgerlichen  Rechte  ausüben. 

Der  im  Absatz  1  ausgesprochene  Grundsatz  wird  auch  insoweit  zur 
Durchführung  gebracht  werden,  als  es  sich  um  die  Einbürgerung  der  staat- 
loseii  Bevölkerung  Rumäniens  mit  Einschluß  der  dort  bisher  als  Fremde  an- 
gesehenen Juden  handelt.  Zu  diesem  Zwecke  wird  in  Rumänien  bis  zur 
Ratifikation  des  Friedensvertrags  ein  Gesetz  erlassen  werden,  wonach  jeden- 
falls alle  Staatlosen,  die  am  Kriege,  sei  es  im  aktiven  Militärdienst,  sei  es 
im  Hilfsdienst,  teilgenommen  haben  oder  die  im  Lande  geboren  und  dort  an- 
sässig sind  und  von  dort  geborenen  Eltern  stammen,  ohne  weiteres  als  voll- 
berechtigte rumänische  Staatsangehörige  angesehen  werden  sollen  und  sich 
als  solche  bei  den  Gerichten  einschreiben  lassen  können ;  der  Erwerb  der 
rumänischen  Staatsangehörigkeit  wird  sich  auch  auf  die  Ehefrauen,  die  Witwen 
und  die  minderjährigen  Kinder  solcher  Personen  erstrecken. 


Achtes  Kapitel. 
Schlußbestimmnngen. 

Artikel  XXIX. 

Die  wirtschaftlichen  Beziehungen  zwischen  den  Verbündeten  Mächten 
und  Rumänien  werden  in  Einzelverträgen  geregelt,  die  einen  wesentlichen 
Bestandteil  des  Friedensvertrags  bilden  und,  soweit  darin  nicht  ein  Anderes 
bestimmt  ist,  gleichzeitig  mit  diesem  in  Kraft  treten. 

Das  Gleiche  gilt  von  der  Wiederherstellung  der  öffentlichen  und  privaten 
Rechtsbeziehungen,  der  Regelung  von  Kriegs-  und  Zivilschäden,  dem  Aus- 
tausch der  Kriegsgefangenen  und  Zivilinternierten,  dem  Erlaß  von  Amnestien 
sowie  der  Behandlung  der  in  die  Gewalt  des  Gegners  geratenen  Flußfahrzeuge 
und  sonstigen  Verkehrsmittel. 

Artikel  XXX. 
Bei  der  Auslegung  dieses  Vertrags  sind  für  die  Beziehungen  zwischen 
Deutschland  und  Rumänien  der  deutsche  und  der  rumänische  Text,  für  die 
Beziehungen  zwischen  Oesterreich  -  Ungarn  und  Rumänien  der  deutsche,  der 
ungarische  und  der  rumänische  Text,  für  die  Beziehungen  zwischen  Bulgarien 
und  Rumänien  der  bulgarische  und  der  rumänische  Text  und  für  die  Be- 
ziehungen zwischen  der  Türkei  und  Rumänien  der  türkische  und  der  rumäni- 
sche Text  maßgebend. 

Artikel  XXXI. 

Dieser  Friedensvertrag  soll  ratifiziert  und  die  Ratifikationsurkunden 
sollen  tunlichst  bald  in  Wien  ausgetauscht  werden. 

Der  Friedensvertrag  tritt,  soweit  darin  nicht  ein  Anderes  bestimmt  ist. 
mit  seiner  Ratifikation  in  Kraft. 

Zu  Urkund  dessen  haben  die  Bevollmächtigten  diesen  Friedensvertrag 
unterzeichnet  und  mit  amtlichen  Siegeln  versehen. 

Ausgefertigt  in  fünffacher  Urschrift  in  Bukarest  am  7.  Mai  1918. 
(Folgen  die  Unterschriften.) 
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Nr.  2050.  DeutNcli  -  ruinüiiiH<;her  wirtNchaftHpolitiNcher  Zu- 
Niitzvcrtrag  «ii  dein  FriedeuNvertra^;  xwiHchen  Deutsch- 
land, Oesterreich  -  LIiiKarii,  ICiilKarieii  und  der  Türkei 
eincrseitM  und  Rumänien  andererNeitN. 

Auf  Grund  des  Artikel  XXIX  Abs.  l  des  Friedensvertrags  zwischen 
Deutschland,  Oesterreich- Ungarn,  Bulgarien  und  der  Türkei  einerseits  und 
Rumänien  andererseits  sind 

die  Bevollmächtigten  des  Deutschon  Reichs, 
(folgen  die  Namenj 

die  Bevollmächtigten  des  Königreichs  Rumänien, 
(folgen  die  Namen) 
übereingekommen,  ein  besonderes  Abkommen  über  die  künftige  Regelung  der 
wirtschaftlichen    Beziehungen,    des    Eisenbahnverkehrs,    des    Post-    und    Tele- 
graphenverkehrs zwischen  Deutschland  und  Rumänien  sowie  über  eine  Werft- 
anlage in  Giurgiu  zu  schließen. 

Die  Bevollmächtigten  haben  sich  nach  Vorlage  ihrer  in  guter  und  ge- 
höriger Form  befundenen  Vollmachten  über  folgende  Vereinbarungen  geeinigt: 

A.  Bestimmungen  über  die  Regelung  der  wirtschaftlichen 
Beziehungen    zwischen    Deutschland    und    Rumänien. 

1.  Die  vertragschließenden  Teile  sind  darüber  einig,  daß  mit  dem 
Friedensschluß  die  Beendigung  des  Krieges  auch  auf  wirtschaftlichem  und 
finanziellem  Gebiet  erfolgt.  Sie  verpflichten  sich,  weder  direkt  noch  indirekt 
an  Maßnahmen  teilzunehmen,  die  auf  die  Weiterführung  der  Feindseligkeiten 
auf  wirtschaftlichem  oder  finanziellem  Gebiet  abzielen,  und  innerhalb  ihres 
Staatsgebiets  solche  Maßnahmen  mit  allen  ihnen  zu  Gebote  stehenden  Mitteln 
zu  verhindern. 

In  der  Uebergangszeit,  die  zur  Ueberwindung  der  Kriegsfolgen  und 
Neuordnung  der  Verhältnisse  erforderlich  ist,  verpflichten  sich  die  vertrag- 
schließenden Parteien,  möglichst  keine  Schwierigkeiten  in  der  BeschaSung 
der  notwendigen  Güter  durch  Einführung  hoher  Eingangszölle  zu  bereiten, 
und  sprechen  die  Bereitwilligkeit  aus,  alsbald  in  Verhandlungen  einzutreten, 
um,  soweit  als  tunlich,  die  während  des  Krieges  festgesetzten  Zollbefreiungen 
vorübergehend  noch  länger  aufrechtzuerhalten  und  weiter  auszudehnen. 

2.  Soweit  in  neutralen  Staaten  Waren  lagern,  welche  aus  Deutschland 
oder  Rumänien  stammen,  die  aber  mit  der  Verpflichtung  belegt  sind,  daß  sie 
weder  unmittelbar  noch  mittelbar  nach  den  Gebieten  des  anderen  vertrag- 
schließenden Teiles  ausgeführt  werden  dürfen,  sollen  derartige  Verfügungs- 
beschränkungen im  Verhältnis  zu  den  vertragschließenden  Teilen  aufgehoben 
werden.  Die  beiden  vertragschließenden  Teile  verpflichten  sich  daher,  den 
Regierungen  der  neutralen  Staaten  von  der  vorerwähnten  Aufhebung  dieser 
Verfügungsbeschränkungen  unverzüglich  Kenntnis  zu  geben. 

3.  Bevorzugungen,  die  einer  der  vertragschließenden  Teile  während  des 
Krieges  anderen  Ländern  durch  Konzessionserteilungen  oder  andere  staatliche 
Maßnahmen  gewährt  hat.  sollen  aufgehoben  oder  auf  den  anderen  Teil  durch 
Gewährung  gleicher  Rechte  ausgedehnt  werden. 

4.  Rumänien  wird  keinen  Anspruch  erheben  auf  die  Begünstigungen, 
welche  Deutschland  an  Oesterreich-Üngarn  oder  an  ein  anderes  mit  ihm  durch 
ein  Zollbündnis  verbundenes  Land  gewährt,  das  an  Deutschland  unmittelbar 
oder  durch  ein  anderes  mit  ihm  oder  Oesterreich-Ungarn  zollverbündetes  Land 
mittelbar  angrenzt.  Kolonien,  auswärtige  Besitzungen  und  Schutzgebiete 
werden  in  dieser  Beziehung  dem  Mutterland  gleichgestellt. 
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Deutschland  wird  keinen  Anspruch  erheben  auf  die  Begünstigungen, 
welche  Rumänien  an  ein  anderes  mit  ihm  durch  ein  Zollbündnis  verbundenes 
Land,  das  an  Rumänien  unmittelbar  oder  durch  ein  anderes  mit  ihm  zollver- 
bündetes Land  mittelbar  angrenzt,  oder  den  Kolonien,  auswärtigen  Besitzungen 
und  Schutzgebieten  eines  der  mit  ihm  zollverbündeten  Länder  gewährt. 

5.  Die  vertragschließenden  Teile  werden  die  Anwerbung  von  ländlichen 
Arbeitern  und  Handarbeitern  in  ihren  Staatsgebieten  gestatten. 

Ihrer  Zuwanderung  aus  dem  Gebiete  des  einen  Teiles  in  das  Gebiet  des 
anderen  Teiles  werden  keine  Hindernisse  entgegengestellt  werden  Ausgenommen 
sind  die  im  öffentlichen  Dienste  verwendeten  Arbeiter  und  die  gewerblichen 
Facharbeiter. 

6.  Die  Rumänische  Regierung  wird  bis  zum  Inkrafttreten  des  Ab- 
schnitts IV  des  unter  dem  heutigen  Tage  gezeichneten  Petroleumabkommens 
oder  <ier  etwa  an  die  Stelle  dieses  Abschnitts  IV  tretenden  anderen  Be- 
stimmungen bei  der  Ausfuhr  von  Rohöl  und  Erdölerzeugnissen  sowie  sonst 
im  Petroleumabkommen  aufgeführten  Waren  aus  Rumänien  nach  Deutschland 
weder  Ausfuhrzölle  erheben  noch  wird  sie  die  Ausfuhr  dieser  Waren  verbieten 
oder  anderen  Beschränkungen  irgendwelcher  Art  unterwerfen. 

7.  Die  Angehörigen  des  Deutschen  Reichs  sowie  die  Aktiengesellschaften 
und  andere  Handels-,  Erwerbs-  oder  Finanzgesellschaften,  mit  Einschluß  der 
Versicherungsgesellschaften,  die  nach  dem  Rechte  des  Deutschen  Reichs  er- 
richtet sind,  sollen  berechtigt  sein,  bewegliches  Vermögen  jeder  Art  sowie 
unbewegliches  Vermögen  in  den  Städten  zu  erwerben  und  für  Zwecke  des 
Betriebs  von  Handel.  Gewerbe  und  Verkehrsunternthmungen  unbewegliches 
Vermögen  in  den  ländlichen  Gemeinden  auf  die  Dauer  von  3ü  Jahren  zu 
pachten  sowie  innerhalb  der  Pachtzeit  darüber  zu  verfügen.  Der  zweimaligen 
Erneuerung  des  Pachtvertrags  um  die  vorgenannte  Pachtdauer  wird  seitens 
der  Rumänischen  Regierung  kein  Hindernis  bereitet,  sofern  die  Erneuerung 
des  Pachtvertrags  jeweils  5  Jahre  vor  Ablauf  der  Pachtzeit  im  gemeinsamen 
Benehmen  zwischen  Pächter  und  Verpächter  erfolgt. 

Die  Angehörigen  des  Deutschen  Reichs  und  die  obengenannten  Gesell- 
schaften werden  den  Betrieb  von  Handel.  Gewerbe  und  Berufen  ausüben  können, 
ohne  daß  sie  in  dieser  Hinsicht  weiteren  Beschränkungen  oder  höheren  Steuern 
und  Abgaben  unterworfen  sind  als  die  am  besten  gestellte  Klasse  der  Angehörigen 
oder  Gesellschaften  Rumäniens,  wobei  sie  sich  den  rumänischen  Gesetzen  an- 
zupassen haben.  Keinesfalls  sollen  sie  in  einer  der  bezeichneten  Beziehungen 
oder  hinsichtlich  des  Erwerbs,  des  Besitzes  oder  der  Verfügung  über  ihr 
unbewegliches  Vermögen  jeder  Art  ungünstiger  behandelt  werden  als  die  An- 
gehörigen oder  Gesellschaften  eines  dritten  Landes. 

Den  deutschen  Staatsangehörigen,  welche  in  Rumänien  unbewegliches 
Eigentum  bereits  zur  Zeit  des  Friedensschlusses  besessen  haben,  wird  dieses 
Eigeutura-srecht  sowohl  für  ihre  Person  als  auch  für  ihre  Erben  uneingeschränkt 
geuiäB  den  rumänischen  Landesgesetzen  aufrechterhalten. 

H.  Die  deutschen  Befiirderungsunternehmungen  werden  in  Rumänien 
hinsichtlich  des  Auswandtruntjswesens,  insbesondere  hinsichtlich  des  Abschlusses 
von  Beforderungsverträgen  und  hinsichtlich  der  Bestellung  von  Vertretern 
und  Agenten,  die  gleichen  Rechte  wie  Beförderuugs-  oder  Auswanderungs- 
unternehmungen Rumäniens  —  insoweit  solche  in  Rumänien  tätig  sein 
sollten  —  oder  irgendeines  anderen  Landes  genießen  mit  der  Maligabe,  daß 
die  Auswanderung  über  deutsche  Häfen  in  gleicher  Weise  gestattet  wird  wie 
die  Auswanderung  über  rumänische  oder  andere  Häfen,  daß  den  nach  den 
deutschen  Häfen  sich  begebenden  Auswanderern  keine  schwereren  Bedingiingen 
auferlegt  werden  als  Auswanderern,  die  auf  amieren  Wegen  das  Land  ver- 
lassen, und  daß  bei  der  Beförderung  über  deutsche  liäfen  die  von  der  deutscheu 
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Gesetzgebunt?  zum  Schutze  der  Auswanderer  aufgestellten  Vorschriften  auch 
seitens  Rumäniens  als  ausreichend  anerkannt  werden. 

9.  Der  Handels-,  Zoll-  und  Schiffahrtsvertrag  zwischen  beiden  Ländern 
vom  21./9.  Oktober  1893  und  das  zugehörige  .Schluüprotokoll  sollen  in  der 
ihnen  durch  den  Zusatzvertrag  vom  8.  Oktober/25.  September  1904  gegebenen 
Gestalt  mit  der  Maßgabe  wieder  in  Kraft  treten,  daß  sie  bis  zum  31, /18. 
Dezember  1930  und  nach  diesem  Zeitpunkt  bis  zum  Ablauf  eines  Jahres  nach 
der  von  dem  einen  oder  dem  anderen  vertragschließenden  Teile  ausgesprochenen 
Kündigung  in  Geltung  bleiben  werden. 

Indes  werden  folgende  Aenderungen  und  Ergänzungen  des  Vertrags  und 
des  Schlußprotokolls  Platz  greifen : 

I. 
Es  wird  folgender  neuer  Artikel  eingefügt: 

Artikel  2  a. 

Aktiengesellschaften  und  andere  Handels-,  Erwerbs-  und  Finanzgesell- 
schaften, mit  Einschluß  der  Versicherungsgesellschaften,  die  im  Gebiete  des 
einen  vertragschließenden  Teiles  ihren  Sitz  haben  und  nach  dessen  Gesetzen 
errichtet  sind,  sollen  auch  im  Gebiete  des  anderen  Teiles  als  gesetzlich  be- 
stehend anerkannt  werden  und  insbesondere  das  Recht  haben,  vor  Gericht 
als  Kläger  oder  Beklagte  aufzutreten. 

Hinsichtlich  der  Zulassung  zum  Handels-  oder  Gewerbebetriebe  sollen 
diese  Gesellschaften  im  Gebiete  des  anderen  Teiles  jedenfalls  dieselben  Rechte 
genießen  wie  die  gleichartigen  Gesellschaften  irgendeines  dritten  Landes. 

IL 
Artikel  5  wird  durch  folgenden  dritten  Absatz  ergänzt: 
In  der  auf  den  Krieg  folgenden  üebergangszeit  können  zur  Ueber- 
windung  der  Folgen  des  Krieges  Verkehrsbeschränkungen,  wie  Einfuhrverbote, 
Ausfuhrverbote  und  Durchfuhrverbote,  erlassen  werden,  soweit  nicht  in  be- 
sonderen Abkommen  etwas  anderes  bestimmt  ist ;  sie  sind  so  zu  handhaben, 
daß  sie  möglichst  wenig  lästig  empfunden  werden,  und  sind,  sobald  es  die 
Verhältnisse  gestatten,  außer  Kraft  zu  setzen. 

IIL 

Artikel  7  erhält  folgenden  dritten  Absatz  : 

Soweit  in  der  Anlage  C  nichts  anderes  bestimmt  ist,  soll  für  die  Höhe 
der  Zölle,  welche  von  den  nach  Rumänien  einzuführenden  deutschen  Waren 
zu  entrichten  sind,  der  allgemeine  rumänische  Zolltarif  vom  28.  Januar  (a.  St.) 
1906  maßgebend  sein. 

IV. 

Der  erste  Absatz  des  Artikel  12  erhält  folgende  Fassung : 
.  Innere  Abgaben,  welche  im  Gebiete  des  einen  der  vertragschließenden 
Teile  für  Rechnung  des  Staates,  der  Gemeinden,  der  Bezirke  oder  der  Kor- 
porationen von  der  Hervorbringung,  der  Zubereitung,  der  Beförderung,  dem 
Vertrieb  oder  dem  Verbrauch  eines  Erzeugnisses  gegenwärtig  oder  künftig 
erhoben  werden,  dürfen  auch  den  gleichartigen  Erzeugnissen  des  anderen 
Teiles  auferlege  werden,  diese  jedoch  unter  keinem  Vorwand  höher  oder  in 
lästigerer  Weise  treffen  als  die  Erzeugnisse  des  eigenen  Landes. 

Soweit  innere  Abgaben  auf  Rohstoffe  oder  HalbAvaren  gelegt  werden, 
soll  die  Feststellung  eines  angemessenen  Steuerausgleichs  für  die  Einfuhr  von 
Erzeugnissen,  welche  aus  oder  mit  solchen  Rohstoffen  oder  Halbwaren  ge- 
wonnen werden,  auch  dann  statthaft  sein,  wenn  die  gleichartigen  inländischen 
Erzeugnisse  nicht  unmittelbar  den  Gegenstand  der  Abgabe  bilden. 
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V. 
Hinter  Artikel  19  werden  folgende  neue  Artikel  eingefügt: 
1.    Artikel  19  a. 

1.  Auf  den  Eisenbahnen  soll  im  Personen-  und  Gepäckverkehr  hin- 
sichtlich der  Abfertigung,  der  Beförderungspreise  und  der  mit  der  Beförderung 
zusammenhängenden  öffentlichen  Abgaben  kein  Unterschied  zwischen  den 
Bewohnern  der  Gebiete  der  vertragschließenden  Teile  gemacht  werden. 

Hierbei  besteht  Einverständnis  darüber,  daß  auf  Bahnen  niederer  Ord- 
nung (Kleinbahnen,  Lokalbahnen,  Nebenbahnen),  die  vorwiegend  dem  Fremden- 
verkehr dienen,  Fahrpreisermäßigungen  auf  ortsansässige  Angehörige  der 
anliegenden  Gemeinden  beschränkt  werden  können. 

2.  In  Deutschland  aufgelieferte,  nach  Rumänien  oder  durch  Rumänien 
nach  einem  dritten  Staate  zu  befördernde  Gütertransporte  werden  bei  Er- 
füllung der  gleichen  Bedingungen  auf  den  rumänischen  Eisenbahnen  weder  in 
bezug  auf  die  Abfertigung  noch  hinsichtlich  der  Beförderungspreise  oder  der 
mit  der  Beförderung  zusammenhängenden  öffentlichen  Abgaben  ungünstiger 
behandelt  werden  als  gleichartige  einheimische  Gütertransporte  in  derselben 
Richtung  und  auf  derselben  Verkehrsstrecke.  Das  Gleiche  wird  auf  den 
deutschen  Eisenbahnen  für  in  Rumänien  aufgelieferte  Gütertransporte  gelten, 
die  nach  Deutschland  oder  durch  Deutschland  nach  einem  dritten  Staate  be- 
fördert werden. 

Dieser  Grundsatz  findet  wechselseitig  auch  Anwendung  auf  Gütertrans- 
porte aus  den  Gebieten  des  einen  vertragschließenden  Teiles,  die  mit  anderen 
Beförderungsmitteln  über  die  Grenze  in  die  Gebiete  des  anderen  vertrag- 
schließenden Teiles  gebracht  und  dort  auf  die  Eisenbahnen  aufgeliefert  werden. 

Sollte  ein  dritter  Staat  Erzeugnisse  eines  der  vertragschließenden  Teile 
au!  seinen  Verkehrswegen  ungünstiger  behandeln  als  die  gleichartigen  eigenen 
Erzeugnisse,  so  steht  diesem  Teile  das  Recht  zu,  die  Erzeugnisse  des  be- 
treffenden dritten  Staates,  die  über  die  Eisenbahnen  des  anderen  vertrag- 
schließenden Teiles  eintreten,  auf  seinen  Bahnen  in  der  Einfuhr  und  in  der 
Durchfuhr  ungünstiger  zu  behandeln  als  die  eigenen  Erzeugnisse.  Es  besteht 
UebereinstimmuDg  darüber,  daß  die  ungünstigere  Behandlung  der  Erzeugnisse 
eines  solchen  dritten  Staates  auf  allen  Bahnen  des  betroffenen  vertrag- 
schließenden Teiles,  in  dessen  Gebieten  die  Ein-  oder  Durchfuhr  stattfindet, 
gleichmäßig  zu  erfolgen  haben  wird. 

3.  Folgende  Bedingungen  für  die  Anwendung  von  Eisenbahntarifen. 
Ermäßigungen  der  Beförderiingspreise  oder  sonstigen  Begünstigungen  sollen  für 
den  Verkehr  der  gleichartigen  Gütertransporte  aus  den  Gebieten  des  anderen 
vertragschließenden  Teiles  unwirksam  sein : 

a)  Die  Bedingung  der  inländischen  Herkunft  des  Gutes;  die  Forderung 
einer  solchen  Bezeichnung  des  Gutes,  die  einem  gleichartigen  Gute  des 
anderen  vertragschließenden  Teiles  nicht  zugänglich  ist,  ist  dieser  Bedingung 
gleichzuhalten. 

b)  Die  Bedingung  der  Aufgabe  am  Orte,  es  sei  denn,  daß  es  sich  um 
die  Bedingung  der  Anbringung  von  Gütern  zu  Schiff  oder  um  die  Bekämpfung 
eines  vorübergehenden  besonderen  Notstandes  handelt,  oder  daß  die  Tarife 
für  Bahnen  untergeordneter  Bedeutung  allgemein  durch  die  Vorschrift  der 
Aufgabe  am  Orte  dem  Durchgangsverkehr  vorenthalten  werden. 

c)  Die  Bedingung,  daß  der  Rohstoff  oder  das  Halbfabrikat  für  das 
begünstigte  Gut  ganz  oder  zu  einem  Teile  auf  inländischen  Strecken  befördert 

«^«'•^^»  *«*•  2.    Artikel   19  b. 

Die  vertragschließenden  Teile  werden  dafür  Sm-ge  tragen,  daß  für  den 
Personen-  und  (Jüterverkehr  nach  Maßgabe  des  tatsächlichen  Bedürfnisses 
direkte  Tarife  erstellt  werden. 
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Für  den  wechselseitigen  Verkehr  zwischen  Deutschland  und  Rumänien 
werden  direkte  Tarife  mindestens  in  dem  Umfang  hergestellt  werden,  in  dem 
sie  am  1.  August  1914  bestanden  haben. 

3.   Artikel  19  c. 

1.  Für  die  Einfuhr  und  die  Durchfuhr  von  Waren  aus  Deutschland 
werden  auf  den  rumänischen  Eisenbahnen  keine  höheren  Tarife  oder  schwereren 
Bedingungen  zur  Anwendung  kommen  als  diejenigen,  die  auf  gleichartige 
Waren  eines  dritten  Staates  in  derselben  Richtung  und  auf  derselben  Ver- 
kehrsstrecke angewendet  werden. 

Für  die  Ausfuhr  und  die  Durchfuhr  nach  Deutschland  bestimmter 
Waren  werden  auf  den  rumänischen  Eisenbahnen  keine  höheren  Tarife  oder 
schwereren  Bedingungen  zur  Anwendung  kommen  als  für  die  in  derselben 
Richtung  und  auf  derselben  Verkehrsstrecke  nach  einem  inländischen  Be- 
stimmungsort oder  nach  einem  dritten  Staate  beförderten  gleichartigen  Waren. 

Die  seitens  der  rumänischen  Eisenbahnen  im  Verkehr  von  oder  nach 
Seehäfen  gewährten  Vergünstigungen  hinsichtlich  der  Tarife  oder  der  mit  der 
Beförderung  zusammenhängenden  öffentlichen  Abgaben  sind  dem  Bahnverkehr 
mit  Deutschland  von  und  nach  der  Landgrenze  und  dem  Donauumschlags- 
verkehr mit  Deutschland  von  oder  nach  den  Donauumschlagsplätzen  zur 
Verfügung  zu  stellen. 

Hierbei  wird  das  Maß  der  Vergünstigung  nach  dem  prozentualen  Ver- 
hältnis festgesetzt,  in  dem  die  Vergünstigung  zum  lokaltarifmäßigen  Fracht- 
satz und  zu  den  mit  der  Beförderung  zusammenhängenden  normalen  öffent- 
lichen Abgaben  steht. 

Falls  Vergünstigungen  im  Verkehr  über  See  an  die  Bedingung  der 
Aufgabe  von  Mengen  über  20  Tonnen  geknüpft  werden,  gilt  diese  Bedingung 
für  die  Uebertragung  der  Vergünstigungen  auf  den  Verkehr  über  die  Land- 
grenze oder  die  Donauumschlagsplätze  als  nicht  beigefügt. 

Es  besteht  Einverständnis  darüber,  daß  die  Donauhäfen  zwischen 
Braila  einschließlich  und  dem  Schwarzen  Meere  auch  als  Seehäfen  zu  be- 
trachten sind. 

2.  Für  die  Ein-  und  Durchfuhr  von  Waren  aus  Rumänien  über  die 
deutsch-österreichischen  Grenzübergänge  und  die  deutschen  Donauumschlags- 
plätze sowie  für  die  Ausfuhr  nach  Rumänien  bestimmter  Waren  über  diese 
Grenzübergänge  und  Donauumschlagsplätze  werden  auf  den  deutschen  Eisen- 
bahnen keine  höheren  Tarife  oder  schwereren  Bedingungen  zur  Anwendung 
kommen  als  diejenigen,  die  bei  der  Einfuhr  auf  gleichartige  Waren  Oester- 
reichs  oder  Ungarns  oder  der  Balkanländer  oder  bei  der  Ausfuhr  auf  gleich- 
artige deutsche  Waren  nach  Oesterreich  oder  Ungarn  oder  den  Balkanländern 
über  die  genannten  Grenzübergänge  und  Donauumschlagsplätze  auf  derselben 
Verkehrsstrecke  in  derselben  Richtung  angewendet  werden. 

Für  die  Einfuhr  von  Waren  aas  Rumänien  über  die  deutschen  Seehäfen 
werden  auf  den  deutschen  Eisenbahnen  keine  höheren  Tarife  oder  schwereren 
Bedingungen  zur  Anwendung  kommen  als  diejenigen,  die  auf  gleichartige 
Waren  eines  dritten  Staates  auf  derselben  Verkehrsstrecke  in  derselben 
Richtung  angewendet  werden. 

'S.  Waren,  die  mit  der  Eisenbahn  in  Seehäfen  oder  Donauumschlags- 
plätzen ankommen  und  von  dort  mit  deutschen  Schiffen  weiterbefördert  werden, 
sowie  Waren,  die  mit  deutschen  Schiffen  in  Seehäfen  oder  in  Donauumschlags- 
plätzen ankommen  und  von  dort  mit  der  Eisenbahn  weiterbefördert  werden, 
werden  auf  den  rumänischen  Eisenbahnen  in  derselben  Richtung  und  auf 
derselben  Verkehrsstrecke  weder  in  bezug  auf  die  Abfertigung  noch  hinsicht- 
lich der  Beförderungspreise  und  der  sonstigen  Gebühren  oder  der  mit  der 
Beförderung  zusammenhängenden  öffentlichen  Abgaben  ungünstiger  behandelt 
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werden  als  Waren,  die  in  den  gleichen  Seehäfen  oder  Donauumschlagsplätzen 
mit  rumänischen  Schiffen  oder  Schiffen  anderer  Nationalität  ankommen  oder 
von  dort  mit  rumänischen  Schiffen  oder  mit  Schiffen  anderer  Nationalität 
Aveiterbefördert  werden. 

Die  Bedingung,  wonach  die  Anwendung  von  Eisenbahntarifen,  Ermäßi- 
gungen der  Beförderungspreise  oder  sonstigen  Begünstigungen  auf  den 
rumänischen  Eisenbahnen  von  der  Beförderung  der  Waren  mit  Schiffen  einer 
bestimmten  Schiffahrtsunternehmung  oder  in  einer  bestimmten  Fluß-  oder 
Seeverkehrsverbindung  abhängig  gemacht  werden,  ist  für  jene  Waren,  die 
mit  deutschen  Schiffen  in  Seehäfen  oder  Donauumschlagsplätzen  ankommen 
oder  von  dort  mit  deutschen  Schiffen  weiterbefördert  werden,  unwirksam. 

Waren,  die  mit  der  Eisenbahn  in  deutschen  Donauumschlagsplätzen 
ankommen  und  von  dort  mit  Schiffen  des  rumänischen  Staates  oder  staatlich 
subventionierter  rumänischer  Schiffahrtsunternehmungen  weiterbefördert 
werden,  sowie  Waren,  die  mit  solchen  Schiffen  in  deutschen  Donauumschlags- 
plätzen  ankommen  und  von  dort  mit  der  Eisenbahn  weiterbefördert  werden, 
werden  auf  den  deutschen  Eisenbahnen  in  derselben  Richtung  und  auf  der- 
selben Verkehrsstrecke  weder  in  bezug  auf  die  Abfertigung  noch  hinsichtlich 
der  Beförderungspreise  und  der  sonstigen  Gebühren  oder  der  mit  der  Beför- 
derung zusammenhängenden  öffentlichen  Abgaben  ungünstiger  behandelt 
werden  als  Waren,  die  in  den  gleichen  Donauumschlagsplätzen  mit  deutschen 
Schiffen  oder  Schiffen  anderer  Nationalität  ankommen  oder  mit  solchen  von 
dort  weiterbefördert  werden.  Die  Bedingung,  wonach  die  Anwendung  von 
Eisenbahntarifen,  Ermäßigung  der  Btförderungspreise  oder  sonstigen  Be- 
günstigungen auf  den  deutschen  Eisenbahnen  von  der  Beförderung  der  Waren 
mit  Schiffen  einer  bestimmten  Donauschiffahrtsunternehmung  oder  in  einer 
bestimmten  Donauverkehrsverbindung  abhängig  gemacht  wird,  ist  für  jene 
Waren,  die  mit  Schiffen  des  rumänischen  Staates  oder  staatlich  subventionierter 
rumänischer  Schiffabrtsunternehmungen  in  deutschen  Donauumschlagsplätzen 
ankommen  oder  von  dort  mit  solchen  Schiffen  weiterbefördert  werden,  un- 
wirksam. Soweit  auf  deutschen  Bahnen  jedoch  nach  oder  von  den  deutschen 
Donauumschlagsplätzen  billigere  Tarife,  Ermäßigungen  der  Beförderungspreise 
oder  sonstige  Begünstigungen  unter  der  Bedingung  gewährt  werden,  daß  die 
Waren  auf  der  Donau  nach  oder  von  Oesterreich  oder  Ungarn  sowie  nach 
den  unteren  Donauländern  oder  von  diesen  befördert  werden,  bleibt  diese 
Bedingung  auch  für  jene  Waren  wirksam,  die  mit  Schiffen  des  rumänischen 
Staates  oder  staatlich  subventionierter  rumänischer  Schiffahrtsunternehmungen 
in  deutschen  Donauumschlagsplätzen  ankommen  oder  von  dort  mit  solchen 
weilergehen. 

4.   Artikel  19  d. 

1.  Die  Grundlage  des  Eisenbahnverkehrs  zwischen  den  vertragschließen- 
den Teilen  bildet  das  Internationale  Uebereinkoramen  über  den  Eisenbahn- 
frachtverkehr v(im  14.  Oktober  1H9Ü  in  der  Fassung,  die  es  am  1.  August 
1914  gehabt  hat. 

2.  Die  rumänischen  Eisenbahnen  werden  ihre  Mitgliedschaft  bei  dem 
Verein  deutscher  Eisenbahnverwaltungeu  erneut  beantragen. 

Heber  die  Bedingung  der  Benutzung  der  den  deutschen  Eisenbahnen 
angehörenden  Wagen  wird  ein  Zusatzübereinkommen  zu  dem  llebereinkomnien, 
betreffend  die  gegenseitige  Wagi  nbenutziing  im  Bereiche  des  Vereins  deutsclier 
Eisenbahnverwaltungeu,  zwischen  den  Eisenbahnverwaltuugen  in  den  vertrag- 
schließenden Staaten  getroffen  werden. 

ö.    Artikel  l!)e. 
1.  Die  vertragschließenden  Teile  werden  den  Eisenbahnverkehr  zwischen 
den  beiderseitigen  Gebieten  gegen  Störungen  und  Behinderungen  sicherstellen. 
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2.  In  der  Beförderung?  wird  grundsätzlich  keine  Bevorzugung  der  Güter 
des  eigenen  Staates  gegenüber  denen  des  anderen  vertragschließenden  Teiles 
stattfinden. 

3.  Bei  der  Wagengestellung  wird  den  Bedürfnissen  für  den  Binnenverkehr 
und  die  Ausfuhr  nach  den  Gebieten  des  anderen  vertragschließenden  Teiles 
gleichmäßig  Rechnung  getragen  werden. 

4.  Die  vertragschließenden  Teile  werden  dahin  wirken,  daß  den  Be- 
dürfnissen des  durchgehenden  Verkehrs  durch  günstige  und  gesicherte  Zug- 
verbindungen sowie  durch  Herstellung  ineinander  greifender  Fahrpläne  für 
den  Personen-  und  Güterverkehr  tunlichst  Rechnung  getragen  wird.  Hierbei 
wird  Rumänien  diese  Zugverbindungen  auf  Verlangen  nach  Möglichkeit 
durch  Zuganschlüsse  gleichen  Ranges  herstellen,  worüber  im  Einzelfalle  das 
Einvernehmen  zwischen  den  beiderseitigen  Eisenbahnverwaltungen  getroffen 
werden  wird. 

6.   Artikel  19  f. 

Die  Rumänische  Regierung  wird  spätestens  im  Laufe  eines  Jahres  der 
revidierten  internationalen  Berner  üebereinkunft  zum  Schutze  von  Werken 
der  Literatur  und  Kunst  beitreten. 

Für  den  Fall,  daß  ein  solcher  Beitritt  unmöglich  sein  sollte,  erklärt  die 
Rumänische  Regierung  sich  bereit,  innerhalb  derselben  Frist  mit  der  Deutschen 
Regierung  in  Verhandlungen  wegen  des  Abschlusses  einer  üebereinkunft,  be- 
treffend den  gegenseitigen  Schutz  des  Urheberrechts  an  Werken  der  Literatur, 
Kunst  und  Photographie,  einzutreten. 

Die  Vereinbarung,  betreffend  den  gegenseitigen  Schutz  von  Handels- 
und Fabrikmarken  vom  27.  Januar  1882,  bleibt  aufrechterhalten. 
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Absatz  2  des  Schlußprotokolls  zu  Artikel  1  erhält  folgende  Fassung: 
Des  weiteren  läßt  der  vorgenannte  Absatz  vorbehaltlich  anderweit  ge- 
troffener Vereinbarungen  diejenigen  gegenwärtig  in  Rumänien  in  Kraft 
befindlichen  gesetzlichen  Bestimmungen  unberührt,  durch  welche  den  Inländern 
in  den  ländlichen  Gemeinden  das  Recht  zum  Grunderwerb  und  zum  Schank- 
gewerbe  vorbehalten  wird. 

VIL 
Der    Schlußprotokollbestimmung    zu    Artikel    7    werden    folgende    neue 
Ziffern  hinzugefügt: 

3.  Der  Deutschen  Regierung  steht  frei,  die  im  Tarif  der  Anlage  B  ent- 
haltenen Zugeständnisse  ganz  oder  teilweise  zurückzuziehen,  nachdem  sie  von 
einer  solchen  Absicht  der  Rumänischen  Regierung  drei  Monate  vorher  Mit- 
teilung gemacht  haben  wird. 

Falls  die  Deutsche  Regierung  von  diesem  Rechte  Gebrauch  machen 
sollte,  wird  sie  auf  die  Bindung  der  Zollsätze  der  nachstehend  aufgeführten 
Nummern  des  allgemeinen  rumäuischen  Zolltarifs  vom  28.  Januar  (a.  St.) 
1906  verzichten  : 

Nummer  16  bis  58.  lOB.  107  und  109.  159  bis  163.  177,  178,  200, 
207,  221  bis  256,  261,  464  bis  479,  576.  583,  697  bis  701,  722  bis  724, 
733,  760  bis  762,  825,  827  mit  Ausnahme  des  Kölnischen  Wassers  (ex 
Nr.  827  a),  828. 

4.  Die  vertragschließenden  Teile  sind  einverstanden,  daß  die  Zölle  ent- 
weder in  Gold  oder  nach  der  Wahl  des  Zollpflichtigen  in  Papier  zum  Gold- 
wert erhoben  werden  dürfen. 

VIII. 
In    das    Schlußprotokoll    werden    folgende   neue    Bestimmungen    aufge- 
nommen : 
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a)  Zu  Artikel  8. 

Rumänien  wird  bei  der  Ausfuhr  von  rohem  oder  mit  der  Axt  oder  mit 
der  Säge  bearbeitetem  Holze  sowie  von  Häuten  keine  anderen  oder  höheren 
Zölle  erheben,  als  am  1.  August  1914  in  Kraft  waren.  Falls  Rumänien  von 
den  Waren,  die  Gegenstand  des  Wirtschaftsabkommens  sind,  Ausfuhrzölle 
erhebt,  sollen  diese  Zölle  bis  zum  Ablauf  des  Handelsvertrags  nur  in  Ueber- 
einstimmung  mit  den  Vereinbarungen  des  gedachten  Abkommens,  d.  h.  zu 
Lasten  des  Verkäufers,  erhoben  werden  können. 

Ferner  wird  Rumänien  Eier  und  Walnüsse  mit  keinen  höheren  Ausfuhr- 
zöllen belegen  als  5  Prozent  des  Durchschnittswerts. 

b)  Zu  Artikel  12. 

Rumänien  wird  Steuerausgleiche  im  Sinne  des  Absatz  2  des  Artikel  12 
nur  dann  erheben,  wenn  sowohl  die  Rohstoffe  oder  Halbwaren  wie  auch  die 
fertigen  Erzeugnisse  selbst  in  Rumänien  erzeugt  und  mit  der  gleichen  inneren 
Steuer  belegt  sind. 

üeber  die  Erhebung  der  inneren  Steuern  in  Rumänien  wird  unter  den 
im  Artikel  12  Abs.   1  enthaltenen  Voraussetzungen  folgendes  vereinbart: 

1.  Rumänien  wird  die  innere  Steuer  für  natürliche  und  künstliche 
Mineralwässer  nicht  über  0,07  Lei  per  Kilogramm  erhöhen.  Für  die  übrigen 
Waren,  die  schon  am  1.  August  1914  mit  inneren  Steuern  belegt  waren,  wird 
die  Höhe  dieser  Steuern  nicht  gebunden. 

2.  Für  die  Waren,  die  am  1.  August  1914  nicht  mit  inneren  Steuern 
belegt  waren,  wird  Rumänien  keine  inneren  Steuern  erheben,  die  mehr  als 
10  Prozent  der  autonomen  beziehungsweise  vertragsmäßigen  Einfuhrzölle 
Rumäniens  betragen.  Die  Waren  der  Abschnitte  33 — 41  und  44  des  rumäni- 
schen Zolltarifs  vom  28.  Januar  (a.  St.)  1906  werden  von  inneren  Steuern 
frei  bleiben. 

c)  Zu  Artikel  19a. 

1.  Die  Frachtermäßigungen,  die  auf  den  rumänischen  Eisenbahnen  ein- 
zelnen rumänischen  Industrieunternehmungen  bis  zum  1.  Juli  1916  für  den  Ver- 
sand ihrer  Erzeugnisse  auf  Grund  des  Industrieförderungsgesetzes  vom  13.  Februar 
1912  gewährt  worden  sind  und  am  1.  Juli  1916  noch  in  Kraft  waren,  sollen 
während  ihrer  Geltungsdauer  für  in  Deutschland  aufgelieferte,  nach  oder  durch 
Rumänien  nach  einem  dritten  Staate  zu  befördernde  Gütertransporte  inner- 
halb von  5  Jahren  nach  Ratifizierung  des  Friedensvertrags  nicht  beansprucht 
werden. 

2.  Der  Bedingung  der  „Aufgabe  am  Orte"  ist  die  Bedingung  der  An- 
fuhr eines  Gutes  zur  Abfertigungsstelle  mit  Landfuhrwerk,  mit  Schleppbahnen 
(auf  Privatanschlußgleisen),  mit  Kleinbahnen  oder  auf  bestimmten  Eisenbahn- 
wegen gleichzuhalten. 

3.  Die  auf  den  Eisenbahnen  jeweils  bestehenden  Militärtarife  können 
ausschließlich  nur  von  der  heimischen  Militärverwaltung  in  Anspruch  ge- 
nommen werden. 

d)  Zu  Artikel  19  b. 

1.  Für  die  Entscheidung  der  Frage,  ob  ein  Bedürfnis  für  die  Herstellung 
direkter  Tarifsätze  im  Rahmen  bestehender  Tarife  für  den  Personen-  und 
Güterverkehr  vorliegt,  ist  das  Ermessen  der  antragstellenden  Eisenbahn- 
verwaltungen maßgebend. 

2.  Die  bei  gebrochener  Abfertigung  sich  ergebenden  Frachtsätze  sind 
auf  Verlangen  einer  der  Eisenbahuverwaltungon  der  vertragschließenden  Teile 
auch  in  die  direkten  Tarife  einzurechnen. 

3.  Die  Staatseisenbahn  Verwaltungen  der  vertragschließenden  Teile 
werden  sich  bezüglich  der  Verteilung  der  direkten  Frachtsätze  in  kürzester 
Zeit  über  solche  Grundsätze  zu  einiiren  haben,  die  eine  Sonderstellung  einer 
oder  einzelner  der  beteiligten  Eisenbahnverwaltungi-n  ausschließen. 
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B.    Abkommen  über  die  Regelung  gewisser  Eisenbahnfragen 
im  Verkehr  zwischen  Deutschland  und  Rumänien. 


C.  Abkommen   über   den    Post-   und   Telegraphenverkehr. 

D.  Abkommen    über   die   Werftanlage   in   Giurgiu. 


E.     Schlußbestimmung. 

Das  vorstehende  Abkommen,  das  einen  wesentlichen  Bestandteil  des 
Friedensvertrags  bildet,  wird  ratifiziert  werden.  Die  Ratifikationsurkunden 
sollen  tunlichst  bald  in  Wien  ausgetauscht  werden. 

Das  Abkommen  tritt,  soweit  nichts  anderes  bestimmt  ist,  nach  Aus- 
tausch der  Ratifikationen  in  Kraft. 

Zu  Urkund  dessen  haben  die  Bevollmächtigten  dieses  Abkommen  unter- 
zeichnet und  mit  ihren  Siegeln  versehen. 

Ausgefertigt  in  zweifacher  Urschrift  in  Bukarest  am  7.  Mai  1918. 
(Folgen  die  Unterschriften.) 


Nr.  2057.  Deutsch  -  rumänischer  rechtspolitischer  Zusatz- 
vertrag zu  dem  Friedensvertrag  zwischen  Deutschland, 
Oesterreich-Ungarn,  Bulgarien  und  der  Türkei  einer- 
seits und  Rumänien  andererseits. 

Auf  Grund  des  Artikel  XXIX  Abs.  2  des  Friedensvertrags  zwischen 
Deutschland,  Oesterreich-Ungarn,  Bulgarien  und  der  Türkei  einerseits  und 
Rumänien  andererseits  sind 

die  Bevollmächtigten  des  Deutsehen  Reichs, 
(folgen  die  Namen) 

die  Bevollmächtigten  des  Königreichs  Rumänien, 
(folgen  die  Namen) 
übereingekommen,  die  Herstellung  der  öffentlichen  und  privaten  Rechtsbe- 
ziehungen, den  Ersatz  von  Kriegs-  und  Zivilschäden,  den  Austausch  der 
Kriegsgefangenen  und  Zivilinternierten,  den  Erlaß  von  Amnestien  sowie  die 
Behandlung  der  in  die  Gewalt  des  Gegners  geratenen  Flußfahrzeuge  und 
sonstigen  Verkehrsmittel  unverzüglich  zu  regeln  und  zu  diesem  Zwecke  einen 
Zusatzvertrag  zu  dem  Friedensvertrag  abzuschließen. 

Die  Bevollmächtigten  haben  sich  nach  Vorlage  ihrer  in  guter  und  ge- 
höriger Form  befundenen  Vollmachten  über  folgende  Bestimmungen  geeinigt: 

Erstes   Kapitel. 

Wiederaufnahme  der  diplomatischen  und  konsularischen  Beziehungen. 

Artikel  1. 
Bei  der  Wiederaufnahme  der  konsularischen  Beziehungen  gemäß  Artikel  II 
des  Friedensvertrags  wird  jeder  vertragschließende  Teil  die  Konsuln  des  anderen 
Teiles  an  allen  Plätzen  seines  Gebiets  zulassen,  soweit  nicht  bereits  vor  dem 
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Kriege  für  einzelne  Gebietsteile  Ausnahmen  bestanden  und  diese  Ausnahmen 
nach  dem  Kriege  jeder  dritten  Macht  gegenüber  gleichmäßig  aufrechterhalten 
werden. 

Jeder  Teil  behält  sich  vor,  aus  Gründen  der  Kriegsnotwendigkeit  an 
gewissen  Plätzen  Konsuln  des  anderen  Teiles  erst  nach  Abschluß  des  allge- 
meinen Friedens  zuzulassen. 

Artikel  2. 

Unter  Wahrung  der  Bestimmungen  des  Artikel  1  soll  zwischen  dem 
Deutschen  Reiche  und  Rumänien  über  die  Zulassung  der  Konsuln,  über  die 
Vorrechte  und  Befreiungen  der  Konsularbeamten  sowie  über  die  konsulari- 
schen Amtsbefugnisse  tunlichst  bald  ein  Kousularvertrag  nach  dem  Vorbild 
der  in  letzter  Zeit  von  Deutschland  mit  anderen  Staaten  vereinbarten  Kon- 
sularverträge geschlossen  werden. 

Bis  zum  Abschluß  des  im  Absatz  1  vorgesehenen  Konsularvertr;igs 
sichern  sich  die  vertragschließenden  Teile  wegen  der  Vorrechte  und  Befreiungen 
der  Konsularbeamten  sowie  wegen  der  konsularischen  Amtsbefugnisse  unter 
dem  Vorbehalt  der  Gegenseitigkeit  die  Rechte  der  meistbegünstigten  Nation  zu. 

Artikel  3. 
Jeder  vertragschließende  Teil  wird  alle  Schäden  ersetzen,  die  in  seinem 
Gebiete  während  des  Krieges  von  seinen  Organen  oder  seiner  Bevölkerung 
durch  völkerrechtswidrige  Handlungen  konsularischen  Beamten  des  anderen 
Teiles  zugefügt  oder  an  Konsulatsgebäuden  dieses  Teiles  oder  an  deren  In- 
ventar angerichtet  worden  sind.  Im  Falle  von  Meinungsverschiedenheiten 
würde  die  Feststellung  dieser  Schäden  durch  eine  gemischte  Kommission  er- 
folgen, die  aus  je  einem  Vertreter  der  beiden  Teile  und  einem  neutralen  Ob- 
mann zu  bilden  wäre. 

Zweites   Kapitel. 
Kriegsschäden. 

Artikel  4. 

Rumänien  verzichtet  auf  den  Ersatz  der  Schäden,  die  auf  seinem  Ge- 
biete durch  deutsche  militärische  Maßnahmen  mit  Einschluß  aller  Requisitionen 
und  Kontributionen  entstanden  sind. 

Die  Beträge,  die  Deutschland  für  Schäden  der  im  Absatz  1  bezeichutten 
Art  bereits  bezahlt  hat.  werden  von  Rumänien  erstattet  werden,  soweit  sie 
nicht  aus  Landesmitteln  ersetzt  oder  mit  neu  ausgegebenen  Noten  der  im 
Artikel  5  ei-wähnten  Banca  Generala  Romänä  (Notenausgabestelle)  bezahlt 
worden  sind. 

Artikel  5. 

Rumänien  wird  binnen  sechs  Monaten  nach  der  Ratifikation  des  Friedens- 
vertrags die  von  der  Banca  Generala  Romänä  (Notenausgabestelle)  auf  An- 
ordnung der  Okkupationsverwaltung  ausgegebenen  Noten  aus  eigenen  Mitti-ln 
gegen  Noten  der  Rumänischen  Nationalbank  oder  andere  gesetzliche  Zahlungs- 
mittel einlösen  und  sie  nicht  wieder  in  den  Verkehr  bringen,  so  daß  die  zu 
ihrer  Deckung  bei  der  Deutschen  Reichsbank  liegenden  Guthaben  und  Depots 
frei  werden.  Bis  zur  Einlösung  sollen  die  Nuten  der  Banca  Generala  Rümänä 
als  gesetzliches  Zahlungsmittel  anerkannt  werden;  nach  der  Ratifikation  des 
Friedensvertrags  werden  solche  Noten  nicht  mehr  ausgegeben. 

Artikel  6. 
Rumänien  wird  Deutschen  alle  Schäden  ersetzen,   die  ihnen  auf  seinem 
Gebiete  durch  militärische  Maßnahmen  einer  der  kriegführenden  Mächte  ent- 
standen sind. 
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Die  Bestimmun}^  des  Absatz  1  findet  auch  Anwendung  auf  die  Schäden, 
die  Deutsche  als  Teilhaber,  insbesondere  auch  als  Aktionäre  der  auf  rumäni- 
schem Gebiete  befindlichen  Unternehmungen  erlitten  haben.  Sie  findet  keine 
Anwendung  auf  die  Schäden,  die  Deutschen  als  Angehörigen  der  deutschen 
Streitmacht  durch  Kampfhandlungen  zugefügt  worden  sind. 

Artikel  7. 

Zur  Feststellung  der  nach  Artikel  6  zu  ersetzenden  Schäden  soll  alsbald 
nach  der  Ratifikation  des  Friedensvertrags  in  Bukarest  eine  Kommission  zu- 
sammentreten, die  zu  je  einem  Drittel  aus  Vertretern  der  beiden  Teile  und 
neutralen  Mitgliedern  gebildet  wird  ;  um  die  Bezeichnung  der  neutralen  Mit- 
glieder, darunter  des  "Vorsitzenden,  wird  der  Schweizerische  Bundespräsident 
gebeten  werden. 

Die  Kommission  stellt  die  für  ihre  Entscheidungen  maßgebenden  Grund- 
sätze auf;  auch  erläßt  sie  die  zur  Erledigung  ihrer  Aufgaben  erforderliche 
Geschäftsordnung  und  die  Bestimmungen  über  das  dabei  einzuschlagende  Ver- 
fahren. Ihre  Entscheidungen  erfolgen  in  Cnterkommissionen,  die  aus  je  einem 
Vertreter  der  beiden  Teile  und  einem  neutralen  Obmann  gebildet  werden. 
Die  von  den  Unterkommissionen  festgestellten  Beträge  sind  innerhalb  eines 
Monats  nach  der  Feststellung  zu  bezahlen. 

Artikel  8. 
Rumänien  wird  Neutralen  die  Schäden  erstatten,   die  ihnen  auf  seinem 
Gebiete   durch   deutsche   militärische  Maßnahmen   entstanden   sind   und  nach 
allgemeinen  völkerrechtlichen  Grundsätzen  ersetzt  werden  müssen. 

Drittes   Kapitel. 
Wiederherstellung  der  Staatsverträge. 

Artikel  9. 

Die  Verträge,  Abkommen  und  Vereinbarungen,  die  zwischen  den  ver- 
tragschließenden Teilen  vor  der  Kriegserklärung  in  Kraft  gewesen  sind,  treten 
vorbehaltlich  abweichender  Bestimmungen  des  Friedensvertrags  und  seiner 
Zusatzverträge  bei  deren  Ratifikation  mit  der  Maßgabe  wieder  in  Kraft,  daß, 
soweit  sie  für  eine  bestimmte  Zeit  unkündbar  sind,  diese  Zeit  um  die  Kriegs- 
dauer verlängert  wird. 

Artikel  10. 

Die  Verträge,  Abkommen  und  Vereinbarungen,  an  denen  außer  den  ver- 
tragschließenden Teilen  dritte  Mächte  beteiligt  sind ,  treten  zwischen  den 
beiden  Teilen  vorbehaltlich  abweichender  Bestimmungen  des  Friedensvertrags 
bei  dessen  Ratifikation  wieder  in  Kraft.  Auf  die  mit  solchen  Kollektivver- 
trägen in  Zusammenhang  stehenden  Einzelverträge  zwischen  den  beiden  Teilen 
findet  die  Bestimmung  des  Artikel  9  über  die  Verlängerung  der  Geltungs- 
dauer keinp  Anwendung. 

Artikel  11. 

Wegen  der  Einzelverträge  und  Kollektivverträge  politischen  Inhalts 
behalten  sich  die  vertragschließenden  Teile  ihre  Stellungnahme  bis  nach  Ab- 
schluß des  allgemeinen  Friedens  vor. 

Artikel  12. 
Die    vertragschließenden    Teile    werden    tunlichst    bald    Verträge    zur 
Regelung   ihrer  Rechtsbeziehungen,    insbesondere   über   die  Auslieferung   von 
Verbrechern    und    die    sonstige    Rechtshilfe   in  Strafsachen,   miteinander   ab- 
schließen. 
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Viertes  Kapitel. 
Wiederliorstellung'  der  Privatrechte. 

Artikel  13. 

Alle  von  einem  vertragschließenden  Teile  für  sein  Gebiet  erlassenen 
Bestimmungen,  wonach  mit  Rücksicht  auf  den  Kriegszustand  die  Angehörigen 
des  anderen  Teiles  in  Ansehung  ihrer  Privatrechte  irgendwelcher  besonderen 
Regelung  unterliegen  (Kriegsgesetze),  treten  mit  der  Ratifikation  des  Friedens- 
vertrages außer  Anwendung. 

Als  Angehörige  eines  vertragschließenden  Teiles  gelten  auch  solche 
juristische  Personen  und  Gesellschaften,  die  in  seinem  Gebiet  ihren  Sitz  haben. 
Ferner  sind  den  Angehörigen  eines  Teiles  juristische  Personen  und  Gesell- 
schaften, die  in  seinem  Gebiete  nicht  ihren  Sitz  haben,  insoweit  gleichzu- 
stellen, als  sie  im  Gebiete  des  anderen  Teiles  den  für  diese  Angehörigen 
geltenden  Bestimmungen  unterworfen  waren. 

Artikel  14. 

üeber  privatrechtliche  Schuldverhältnisse,  die  durch  Kriegsgesetze  be- 
einträchtigt worden  sind,  wird  nachstehendes  vereinbart; 

§  1.  Die  Scbuldverhältnisse  werden  wiederhergestellt,  soweit  sich  nicht 
aus  den  Bestimmungen  der  Artikel  14  bis  18  ein  anderes  ergibt. 

§  2.  Die  Bestimmung  des  §  1  hindert  nicht,  daß  die  Frage,  welchen 
Einfluß  die  durch  den  Krieg  geschaffenen  Zustände,  insbesondere  die  durch 
Verkehrshindernisse  oder  Handelsverbote  herbeigeführte  Unmöglichkeit  der 
Erfüllung,  auf  die  Schuldverhältnisse  ausüben,  im  Gebiete  jedes  vertrag- 
schließenden Teiles  nach  den  dort  für  alle  Landeseinwohner  geltenden  Gesetzen 
beurteilt  wird. 

Dabei  dürfen  die  Angehörigen  des  anderen  Teiles,  die  durch  Maßnahmen 
dieses  Teiles  behindert  worden  sind,  nicht  ungünstiger  behandelt  werden  als 
die  Angehörigen  des  eigenen  Staates,  die  durch  dessen  Maßnahmen  behindert 
worden  sind.  Auch  soll  derjenige,  der  durch  den  Krieg  an  der  rechtzeitigen 
Bewirkung  einer  Leistung  behindert  war,  nicht  verpflichtet  sein,  den  dadurch 
entstandenen  Schaden  zu  ersetzen. 

§  H.  Geldfoiderungen,  deren  Bezahlung  im  Laufe  des  Krieges  auf 
Grund  von  Kriegsgesetzen  verweigert  werden  konnte,  brauchen  nicht  vor 
Ablauf  von  drei  Monaten  nach  der  Ratifikation  des  Friedensvertrags  bezahlt 
zu  werden.  Sie  sind  von  der  ursprünglichen  Fälligkeit  an  für  die  Dauer 
des  Krieges  und  der  anschließenden  drei  Monate  ohne  Rücksicht  auf  Mora- 
torien mit  fünf  vom  Hundert  für  das  Jahr  zu  verzinsen ;  bis  zur  ursprüng- 
lichen Fälligkeit  sind  gegebenenfalls  die  vertraglichen  Zinsen  zu  zahlen. 

Bei  Wechseln  oder  Schecks  hat  die  Vorlegimg  zur  Zahlung  sowie  die 
Protesterhebung  mangels  Zahlung  innerhalb  des  vierten  Monats  nach  dt-r 
Ratifikation  des  Friedensvertrags  oder,  sofern  die  Vornahme  der  Handlung 
innerhalb  dieser  Frist  infolge  von  Kriegsereignissen  nicht  möglich  ist,  inner- 
halb eines  Monats  nach  dem  Wegfall  des  Hindernisses,  jedoch  spätestens 
innerhalb  eines  Jahres  nach  der  Ratifikation  zu  erfolgen. 

§  4.  Für  die  Abwickelung  der  Außenstände  und  sonstigen  privat- 
rechtlichen  Verbindlichkeiten  sind  die  staatlich  anerkannten  Gläubigerschutz- 
verbände zur  Verfolgung  der  Ansprüche  der  ihnen  angeschlossenen  natürlichen 
und  juristischen  Personen  als  deren  Bevollmächtigte  wechselseitig  anzuerkennen 
und  zuzulassen. 

Artikel  15. 

.Ttder  vertragschließende  Teil  wird  sofort  nach  der  Ratifikation  des 
Friedensvertrags  die  Bezahlung  seiner  Verbindlichkeiten,  insbesondere  den 
öffentlichen    Schuldendienst,    gegenüber   den  Angehörigen    des    anderen  Teiles 
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wiederaufnehmen;  die  vor  dfr  Ratifilcation  fällig  gewordenen  Verbindlich- 
keiten werden  binnen  drei  Monaten  nach  der  Ratifikation  bezahlt  werden. 
Diese  Bestimmungen  finden  keine  Anwendung  auf  solche  gegenüber  einem 
Teile  bestehenden  Forderungen,  die  erst  nach  der  Unterzeichnung  des  Friedens- 
vertrags auf  Angehörige  des  anderen  Teiles  übergegangen  sind. 

Artikel  16. 

Urheberrechte  und  gewerbliche  Schutzrechte,  Konzessionen  und  Privi- 
legien sowie  ähnliche  Ansprüche  auf  öffentlich  rechtlicher  Grundlage,  die  durch 
Kriegsgesetze  beeinträchtigt  worden  sind,  werden  wiederhergestellt,  soweit 
sich  nicht  aus  dem  Artikel  18  ein  anderes  ergibt. 

Jeder  vertragschließende  Teil  wird  den  Angehörigen  des  anderen  Teiles, 
die  aus  Anlaß  des  Krieges  eine  gesetzliche  F'rist  für  die  Vornahme  einer  zur 
Begründung  oder  Erhaltung  eines  gewerblichen  Schutzrechts  erforderlichen 
Handlung  versäumt  haben,  unbeschadet  wohlerworbener  Rechte  Dritter  für 
die  Nachholung  der  Handlung  eine  Frist  von  mindestens  einem  Jahre  nach 
der  Ratifikation  des  Friedensvertrags  gewähren,  (xewerbliche  Schutzrechte 
der  Angehörigen  des  einen  Teiles  sollen  im  Gebiete  des  anderen  Teiles  wegen 
Nichtausübung  nicht  vor  Ablauf  von  vier  Jahren  nach  der  Ratifikation  ver- 
fallen. 

Artikel  17. 

Die  Fristen  für  die  Verjährung  von  Rechten  sollen  im  Gebiete  jedes 
vertragschließenden  Teiles  gegenüber  den  Angehörigen  des  anderen  Teiles, 
falls  sie  zur  Zeit  des  Kriegsausbruchs  noch  nicht  abgelaufen  waren,  frühestens 
ein  Jahr  nach  der  Ratifikation  des  Friedensvertrags  ablaufen.  Das  Gleiche 
gilt  von  den  Fristen  zur  Vorlegung  von  Zinsscheinen  und  Gewinnanteilscheinen 
sowie  von  ausgelosten  oder  sonst  zahlbar  gewordenen  Wertpapieren. 

Artikel  18. 

Die  Tätigkeit  der  Stellen,  die  auf  Grund  von  Kriegsgesetzen  mit  der 
Beaufsichtigung,  Verwahrung,  Verwaltung  oder  Liquidation  von  Vermögens- 
gegenständen oder  der  Annahme  von  Zahlungen  befaßt  worden  sind,  soll  un- 
beschadet der  Bestimmungen  der  Artikel  19,  20  nach  Maßgabe  der  nach- 
stehenden Grundsätze  abgewickelt  werden. 

§  1.  Die  beaufsichtigten,  verwahrten  oder  verwalteten  Vermögensgegen- 
stände sind  auf  Verlangen  des  Berechtigten  unverzüglich  freizugeben ;  bis  zur 
Uebernahme  durch  den  Berechtigten  ist  für  die  Wahrung  seiner  Interessen 
zu  sorgen. 

§  2.  Die  Bestimmungen  des  §  1  sollen  wohlerworbene  Rechte  Dritter 
nicht  berühren.  Zahlungen  und  sonstige  Leistungen  eines  Schuldners,  die 
von  den  im  Eingang  dieses  Artikels  erwähnten  Stellen  oder  auf  deren  Ver- 
anlassung entgegengenommen  worden  sind,  sollen  in  den  Gebieten  der  ver- 
tragschließenden Teile  die  gleiche  Wirkung  haben,  wie  wenn  sie  der  Gläubiger 
selbst  empfangen  hätte. 

Privatrechtliche  Verfügungen,  die  von  den  bezeichneten  Stellen  oder  auf 
deren  Veranlassung  oder  ihnen  gegenüber  vorgenommen  worden  sind,  bleiben 
mit  Wirkung  für  beide  Teile  aufrechterhalten 

§  3.  Ueber  die  Tätigkeit  der  im  Eingang  dieses  Artikels  erwähnten 
Stellen,  insbesondere  über  die  Einnahmen  und  Ausgaben,  ist  den  Berechtigten 
auf  Verlangen  unverzüglich  Auskunft  zu  erteilen. 

Ersatzansprüche  wegen  der  Tätigkeit  dieser  Stellen  oder  wegen  der  auf 
ihre  Veranlassung  vorgenommenen  Handlungen  können  nur  gemäß  den  Be- 
stimmungen des  Artikel  20  geltend  gemacht  werden. 

Artikel  19. 
Grundstücke  oder  Rechte  an  einem  Grundstück,  Bergwerksgerechtsame 
sowie  Rechte  auf  die  Benutzung  oder  Ausbeutung  von  Grundstücken,  Unter- 
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nehmungen  oder  Beteiligungen  an  einem  Unternehmen,  insbesondere  Aktien, 
die  infolge  von  Kriegsgesetzen  veräußert  oder  dem  Berechtigten  sonst  durch 
Zwang  entzogen  Avorden  sind,  sollen  dem  früheren  Berechtigten  auf  einen 
innerhalb  eines  Jahres  nach  der  Ratifikation  des  Friedensvertrags  zu  stellen- 
den Antrag  gegen  Rückgewährung  der  ihm  aus  der  Veräußerung  oder  Ent- 
ziehung etwa  erwachsenen  Votteile  frei  von  allen  inzwischen  begründeten 
Rechten  Dritter  wieder  übertragen  werden. 

Fünftes  Kapitel. 
Ersatz   für  ZivilscMden. 

Artikel  20. 

Der  Angehörige  eines  vertragschließenden  Teiles,  der  im  Gebiete  des 
anderen  Teiles  infolge  von  Kriegsgesetzen  durch  die  zeitweilige  oder  dauernde 
Entziehung  von  Urheberrechten,  gewerblichen  Schutzrechten,  Konzessionen, 
Privilegien  und  ähnlichen  Anspiüchen  oder  durch  die  Beaufsichtigung,  Ver- 
wahrung, Verwaltung  oder  Veräußerung  von  Vermögensgegenständen  einen 
Schaden  erlitten  hat,  ist  von  diesem  Teile  in  angemessener  Weise  zu  ent- 
schädigen, soweit  der  Schaden  nicht  durch  Wiedereinsetzung  in  den  vorigen 
Stand  ersetzt  wird. 

Artikel  21. 

Jeder  vertragschließende  Teil  wird  den  Zivilangehörigen  des  anderen 
Teiles  die  Schäden  ersetzen,  die  ihnen  in  seinem  Gebiete  während  des  Krieges 
oder  unmittelbar  vor  dessen  Ausbruch  von  den  dortigen  staatlichen  Organen 
oder  der  Bevölkerung  an  Leben,  Gesundheit,  Freiheit  oder  Vermögen  völker- 
rechtswidrig zugefügt  worden  sind.  Diese  Bestimmung  findet  auch  Anwen- 
dung auf  die  Schäden,  welche  die  beiderseitigen  Angehörigen  als  Teilhaber, 
insbesondere  auch  als  Aktionäre  der  auf  dem  Gebiete  des  anderen  Teiles  be- 
findlichen Unternehmungen  erlitten  haben. 

Artikel  22. 

Die  nach  den  Artikeln  20,  21  zu  ersetzenden  Schäden  sollen  von  der 
im  Artikel  7  bezeichneten  Kommission  nach  Maßgabe  der  dort  vorgesehenen 
Bestimmungen  festgestellt  und  innerhalb  eines  Monats  nach  der  Feststellung 
bezahlt  werden. 

Artikel  23. 

Jeder  vertragschließende  Teil  wird  die  von  ihm  oder  seinen  Verbündeten 
in  seinem  Gebiete  bei  Angehörigen  des  anderen  Teiles  angeforderten  Gegen- 
stände, soweit  dies  noch  nicht  geschehen  ist,  unverzüglich  bezahlen. 

Artikel  24. 

Deutsche,  die  vor  Ausbruch  des  Krieges  in  rumänischen  öffentlichen 
Diensten  aller  Art  gestanden  haben  und  aus  diesem  Dienste  wegen  ihrer 
Eigenschaft  als  feindliche  Ausländer  entlassen  worden  sind,  sollen  auf  ihren 
Antrag  mit  gleichem  Rang  und  gleichen  Bezügen  wiederangestellt  oder,  so- 
weit dies  nicht  angängig  ist,  in  Ibilliger  Weise  entschädigt  werden. 

Sechstes   Kapitel. 
Austausch  der  Kriegsj^efaugonon  und  Zivilintoriiiorton. 

Artikel  2;'). 

üeber  den  Austausch  der  beiderseitigen  Kriegsgefangenen  werden  die 
nachstehenden  Bestimmungen  getroffen. 

§  1.  Die  beiderseitigen  Kriegsgefangenen  werden  in  ihr  Heimatland 
entlassen  werden,  soweit  sie  nicht  mit  Zustininuing  des  Nehmestaats  in  dessen 
(Jebiete  zu  bleiben  oder  sich  in  ein  anderes  Land  zu  begeben  wünschen. 
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Der  bereits  im  Gange  befindliche  Austausch  der  dienstuntauglichen  Kriegs- 
gefangenen wird  mit  möglichster  Beschleunigung  durchgeführt  werden.  Der 
Austausch  der  übrigen  Kriegsgefangenen  erfolgt  tunlichst  bald  in  bestimmten, 
noch  näher  zu  vereinbarenden  Zeiträumen. 

^  2.  Bei  der  Entlassung  erhalten  die  Kriegsgefangenen  das  ihnen  von 
den  Behörden  des  Nthmestaats  abgenommene  Privateigentum  sowie  den  noch 
nicht  ausbezahlten  oder  verrechneten  Teil  ihres  Arbeitsverdienstes ;  diese  Ver- 
pflichtung bezieht  sich  nicht  auf  Schriftstücke  militärischen  Inhalts. 

§  H-  Die  Aufwendungen  jedes  Teiles  für  die  dem  anderen  Teile  ange- 
hörenden Kriegsgefangenen  werden  in  der  Weise  berechnet,  daß  für  die  Zeit 
bis  zum  1.  April  1918  in  Deutschland  ein  Durchschnittssatz  von  20ÜÜ  Mark 
für  jeden  im  Offiziersrang  stehenden  und  von  lÜÜO  Mark  für  jeden  sonstigen 
Kriegsgefangenen,  in  Rumänien  ein  solcher  von  2500  Lei  für  jeden  im  Offi- 
ziersrang stehenden  und  von  12öO  Lei  für  jeden  sonstigen  Kriegsgefangenen 
zugrunde  gelegt  wird;  für  die  Zeit  vom  1.  April  1918  ab  wird  ein  täglicher 
Zuschlag  berechnet,  und  zwar  in  Deutschland  von  4  und  2  Mark,  in  Rumänien 
von  ö  und  2,50  Lei.  Die  Bezahlung  erfolgt  in  der  Währung  des  Nehmestaats 
in  Teilbeträgen  für  je  lOüOO  Kriegsgefangene,  und  zwar  jedesmal  innerhalb 
einer  Woche  nach  deren  Entlassung. 

Die  Aufwendungen  für  die  in  der  Gefangenschaft  verstorbenen  sowie 
für  die  vor  dem  1.  März  1918  entlassenen  Gefangenen  werden  gesondert  be- 
rechnet, und  zwar  unter  Zugrundelegung  der  Hälfte  der  im  Absatz  1  aufge- 
führten Sätze.  Die  Bezahlung  erfolgt  alsbald  nach  Vorlage  und  Anerkennung 
der  Berechnung,  gegebenenfalls  unter  Aussetzung  der  noch  aufzuklärenden  Fälle. 

Die  Kosten  der  Heimbeförderung  der  Gefangenen  bis  zur  Grenze  ihres 
Heimatstaats  werden  von  diesem  getragen. 

§  4.  Eine  aus  je  drei  Vertretern  der  beiden  Teile  zu  bildende  Kom- 
mission soll  alsbald  nach  der  Ratifikation  des  Friedensvertrags  in  Bukarest 
zusammentreten,  um  die  Einzelheiten  des  Austausches,  insbesondere  die  im 
§  1  Abs.  2  Satz  2  vorgesehenen  Zeiträume  sowie  die  Art  und  Weise  der 
Heimbeförderung,  festzusetzen  und  die  Durchführung  der  getroffenen  Verein- 
barungen zu  überwachen. 

Artikel  26. 

üeber  die  Heimkehr  der  beiderseitigen  Zivilangehörigen  werden  die 
nachstehenden  Bestimmungen  getroffen. 

§  1.  Die  beiderseitigen  internierten  oder  verschickten  Zivilangehörigen 
werden  tunlichst  bald  unentgeltlich  heimbefördert  werden,  soweit  sie  nicht 
mit  Zustimmung  des  Aufenthaltsstaats  in  dessen  Gebiete  zu  bleiben  oder  sich 
in  ein  anderes  Land  zu  begeben  wünschen. 

Die  im  Artikel  25  §  4  erwähnte  Kommission  soll  die  Einzelheiten  der 
Heimbeförderung  regeln  und  die  Durchführung  der  getroffenen  Vereinbarungen 
überwachen. 

§  2.  Die  Angehörigen  eines  Teiles,  die  bei  Kriegsausbruch  in  dem  Ge- 
biete des  anderen  Teiles  ihren  Wohnsitz  oder  eine  gewerbliche  oder  Handels- 
niederlassung hatten  und  sich  nicht  in  diesem  Gebiet  aufhalten,  können  dort- 
hin zurückkehren,  sobald  sich  der  andere  Teil  nicht  mehr  im  Kriegszustand 
befindet.  Die  Rückkehr  kann  nur  aus  Gründen  der  inneren  oder  äußeren 
Sicherheit  des  Staates  versagt  werden. 

Als  Ausweis  genügt  ein  von  den  Behörden  des  Heimatstaats  ausgestellter 
Paß,  wonach  der  Inhaber  zu  den  im  Absatz  1  bezeichneten  Personen  gehört; 
ein  Sichtvermerk  auf  dem  Passe  ist  nicht  erforderlich. 

Artikel  27. 
Die  Angehörigen  jedes  vertragschließenden  Teiles  sollen  im  Gebiete  des 
anderen  Teiles  für  die  Zeit,  während  deren  dort  ihr  Gewerbe-  oder  Handels- 
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betrieb  oder  ihre  sonstige  Erwerbstätigkeit  infolge  des  Krieges  geruht  hat, 
keinerlei  Auflagen,  Abgaben,  Steuern  oder  Gebühren  für  den  Gewerbe-  oder 
Handelsbetrieb  oder  die  sonstige  Erwerbstätigkeit  unterliegen.  Beträge,  die 
hiernach  nicht  geschuldet  werden,  aber  bereits  erhoben  sind,  sollen  binnen 
sechs  Monaten  nach  der  Ratifikation  des  Friedensvertrags  zurückerstattet 
werden. 

Auf  Handels-  und  sonstige  Erwerbsgesellschaften,  an  denen  Angehörige 
des  einen  Teiles  als  Gesellschafter,  Aktionäre  oder  in  sonstiger  Weise  be- 
teiligt sind  und  deren  Betrieb  im  Gebiete  des  anderen  Teiles  infolge  des 
Krieges  geruht  hat,  finden  die  Bestimmungen  des  Absatz  1  entsprechende 
Anwendung. 

Artikel  28. 

Jeder  vertragschließende  Teil  verpflichtet  sich,  die  auf  seinem  Gebiete 
befindlichen  Grabstätten  der  Heeresangehörigen  sowie  der  während  der  Inter- 
nierung oder  Verschickung  verstorbenen  sonstigen  Angehörigen  des  anderen 
Teiles  zu  achten  und  zu  unterhalten ;  auch  können  Beauftragte  dieses  Teiles 
die  Pflege  und  angemessene  Ausschmückung  der  Grabstätten  im  Einvernehmen 
mit  den  Landesbehörden  besorgen.  Die  mit  der  Pflege  der  Grabstätten  zu- 
sammenhängenden  Einzelfragen   bleiben   weiterer   Vereinbarung   vorbehalten. 

Siebentes  Kapitel. 
FUrsorg'e  für  Rückwanderer. 

Artikel  29. 

Den  Angehörigen  jedes  vertragschließenden  Teiles,  die  aus  dem  Gebiete 
des  anderen  Teiles  stammen,  soll  es  während  einer  Frist  von  zehn  Jahren 
nach  der  Ratifikation  des  Friedensvertrags  freistehen,  im  Einvernehmen  mit 
den  Behörden  dieses  Teiles  nach  ihrem  Stammland  zurückzuwandern. 

Die  zur  Rückwanderung  berechtigten  Personen  sollen  auf  Antrag  die 
Entlassung  aus  ihrem  bisherigen  Staatsverband  erhalten.  Auch  soll  ihr 
schriftlicher  oder  mündlicher  Verkehr  mit  den  diplomatischen  und  konsularischen 
Vertretern  des  Stammlandes  in  keiner  Weise  gehindert  oder  erschwert  werden. 

Artikel  30. 
Die  Rückwanderer  sollen  für  die  ihnen  während  des  Krieges  wegen  ihrer 
Abstammung  zugefügten  Unbilden  von  dem  Aufenthaltsstaat  eine  billige  Ent- 
schädigung erhalten,  auch  durch  die  Ausübung  des  Rückwanderungsrechts 
keinerlei  vermögensrechtliche  Nachteile  erleiden.  Sie  sollen  befugt  sein,  ihr 
Vermögen  zu  liquidieren  und  den  Erlös  sowie  ihre  sonstige  bewegliche  Habe 
mitzunehmen ;  ferner  dürfen  sie  ihre  Pachtverträge  unter  Einhaltung  einer 
Frist  von  sechs  Monaten  kündigen,  ohne  daß  der  Verpächter  wegen  vor- 
zeitiger Auflösung  des  Pachtvertrags  Schadenersatzansprüche  gelteod  machen 
kann. 

Achtes  Kapitel. 

Auiuostie. 

Artikel  31. 

Jeder  vertragschließende  Teil  gewährt  den  Angehörigen  des  anderen 
Teiles  Straffreiheit  nach  Maßgabe  der  nachstehenden  Bestimmungen. 

§  1.  Jeder  Teil  gewährt  volle  Straffreiheit  den  dem  anderen  Teile 
angehörenden  Kriegsgefangenen  für  alle  von  ihnen  begangenen  gerichtlich 
oder  disz/plinarisch  strafbaren  Handlungen. 

§  2.  Jeder  Teil  gewährt  volle  Straffreiheit  den  Zivilangehörigen  des 
anderen  Teiles,    die   während   des  Krieges  interniert  oder  verschickt  worden 
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sind,  für  die  während  der  Internierung  oder  Verschickung  begangenen  gerichtlich 
oder  disziplinarisch  strafbaren  Handlungen. 

§  8.  Jeder  Teil  gewährt  volle  Straffreiheit  allen  Angehörigen  des  anderen 
Teiles  für  die  zu  dessen  Gunsten  begangenen  .Straftaten  und  für  Verstöße 
gegen  die  zum  Nachteil   feindlicher  Ausländer  ergangenen  Ausnahmegesetze. 

§  4.  Die  in  den  §§  1  bis  3  vorgesehene  Straffreiheit  erstreckt  sich  nicht 
auf  Handlungen,  die  nach  der  Ratifikation  des  Friedensvertrags  begangen 
werden. 

Artikel  32. 

Die  vertragschließenden  Teile  gewähren  ihren  eigenen  Angehörigen  Straf- 
freiheit nach  Maßgabe  der  nachstehenden  Bestimmungen. 

§  1.  Jeder  Teil  gewährt  volle  Straffreiheit  den  Angehörigen  seiner 
bewaffneten  Macht  in  Ansehung  der  Arbeiten,  die  sie  als  Kriegsgefangene 
des  anderen  Teiles  geleistet  haben.  Das  Gleiche  gilt  für  die  von  den  beider- 
seitigen Zivilangehörigen  während  ihrer  Internierung  oder  Verschickung  ge- 
leisteten Arbeiten. 

§  2.  Rumänien  gewährt  volle  Straffreiheit  seinen  Angehörigen  für  ihr 
politisches  oder  auf  politischen  Gründen  beruhendes  militärisches  Verhalten 
während  der  Dauer  des  Krieges. 

Artikel  33. 

Soweit  nach  den  Bestimmungen  der  Artikel  31,  32  Straffreiheit  gewährt 
wird,  werden  neue  Strafverfahren  nicht  eingeleitet,  die  anhängigen  Strafver- 
fahren eingestellt  und  die  erkannten  Strafen  nicht  vollstreckt. 

Kriegsgefangene,  die  sich  wegen  Kriegs-  oder  Landesverrats,  vorsätz- 
licher Tötung,  Raubes,  räuberischer  Erpressung,  vorsätzlicher  Brandstiftung 
oder  Sittlichkeitsverbrechen  in  Untersuchungs-  oder  Strafhaft  befinden, 
können  bis  zu  ihrer  Entlassung,  die  möglichst  mit  dem  ersten  Austausch  der 
Diensttauglichen  zu  erfolgen  hat,  in  Haft  behalten  werden.  Auch  behält  sich 
Deutschland  bis  zum  Abschluß  des  allgemeinen  Friedens  das  Recht  vor,  gegen- 
über Personen,  denen  es  Straffreiheit  gewährt,  die  im  Interesse  seiner  mili- 
tärischen Sicherheit  erforderlichen  Maßnahmen  zu  treffen. 

üeber  Personen,  denen  Straffreiheit  gewährt  wird,  und  über  ihre  Fa- 
milien dürfen  auch  sonstige  Rechtsnachteile  nicht  verhängt  werden ;  soweit 
dies  bereits  geschehen  ist,   sind  sie  in  den  früheren  Stand  wiedereinzusetzen. 

Neuntes  Kapitel. 

Behandlung-  der  in  die  Gewalt  des  Gegners  geratenen  Flußfahrzeuge 

uud  sonstigen  Verkehrsmittel. 

Artikel  34. 

Flußfahrzeuge,  die  sich  im  Eigentum  von  Angehörigen  eines  vertrag- 
schließenden Teiles  befinden  und  in  die  Gewalt  des  anderen  Teiles  geraten 
sind,  sollen  zurückgegeben  oder,  soweit  sie  nicht  mehr  vorhanden  sind,  in 
Geld  ersetzt  werden ;  für  die  Zeit  von  der  Entziehung  des  Fahrzeugs  bis  zur 
Rückgabe  oder  Ersatzleistung  ist  Entschädigung  zu  gewähren. 

Die  Bestimmungen  des  Absatz  1  finden  auch  Anwendung  auf  die  dem 
Vv^arenverkehr  dienenden  staatlichen  Flußfahrzeuge  eines  Teiles,  die  sich  bei 
Ausbruch  des  Krieges  auf  dem  Gebiete  des  anderen  Teiles  befanden,  sowie 
auf  alle  für  einen  solchen  Verkehr  von  einem  Teile  oder  seinen  Angehörigen 
unmittelbar  oder  mittelbar  gemieteten  Flußfahrzeuge. 

Die  Kosten  für  die  Hebung  und  Instandsetzung  versenkter  Flußfahrzeuge 
der  in  Absatz  1,  2  bezeichneten  Art  sind  von  dem  Teile  zu  erstatten,  in 
dessen  Interesse  die  Versenkung  erfolgt  ist. 
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Artikel  35. 

KauffahrteischiSe  eines  vertragschließenden  Teiles,  die  sich  bei  Ausbruch 
des  Krieges  in  einem  Hafen  des  anderen  Teiles  befanden,  sowie  deren 
Ladungen  sollen  nach  den  im  Artikel  34  für  Flußfahrzeuge  vorgesehenen 
Bestimmungen  behandelt  werden. 

Artikel  36. 

Das  im  Eigentum  eines  vertragschließenden  Teiles  oder  seiner  Ange- 
hörigen stehende  Eisenbahnmaterial,  das  sich  bei  Ausbruch  des  Krieges  auf 
dem  Gebiete  des  anderen  Teiles  befand,  soll  unversehrt  zurückgegeben  oder, 
soweit  dies  nicht  möglich  ist,  in  Geld  ersetzt  werden ;  für  die  Zeit  von  der 
Entziehung  des  Materials  bis  zur  Rückgabe  oder  Ersatzleistung  ist  Ent- 
schädigung zu  gewähren. 

Artikel  37.  , 

Alsbald  nach  der  Ratifikation  des  Friedensvertrags  soll  zur  Durch- 
führung der  in  den  Artikeln  34  bis  36  enthaltenen  Bestimmungen  eine  Kom- 
mission aus  je  einem  Vertreter  der  beiden  Teile  und  einem  neutralen  Obmann 
in  Bukarest  zusammentreten ;  um  die  Bezeichnung  des  Obmanns  wird  der 
Schweizerische  Bundespräsident  gebeten  werden. 

Die  Kommission  hat  insbesondere  die  Frage,  ob  im  Einzelfall  die  Vor- 
aussetzungen für  die  Rückgabe  oder  den  Ersatz  der  Verkehrsmittel  oder  für 
die  Zahlung  einer  Entschädigung  vorliegen,  zu  entscheiden  und  die  Höhe  der 
zu  zahlenden  Beträge,  und  zwar  in  der  Währung  des  empfangenden  Staates, 
festzusetzen.  Die  Beträge  sind  innerhalb  eines  Monats  nach  der  Festsetzung 
der  Regierung  dieses  Staates  für  Rechnung  der  Berechtigten  zur  Verfügung 
zu  stellen. 

Zehntes  Kapitel. 
Deutsche  Kirchongemeinden  und  Schulen. 

Artikel  38. 
Die  deutschen  Kirchengemeinden  und  die  deutschen  Schulen  in  Rumänien 
sollen  dort  als  zu  Recht  bestehend  anerkannt  und  zur  Verfolgung  ihrer  Rechte 
vor  Gericht  zugelassen  werden ;  auch  können  sie  Grundstücke  in  der  für  ihre 
Zwecke  erforderlichen  Ausdehnung  erwerben. 

Artikel  39. 

Die  im  Artikel  38  bezeichneten  Kirchengemeinden  und  Schulen  sollen 
alle  Rechte  behalten,  die  ihnen  rumänischerseits  vcir  dem  Kriege  gewährt 
worden  sind;  auch  werden  sie  auf  dem  Gebiete  der  Besteuerung  nicht 
ungünstiger  als  rumänische  Anstalten  behandelt  werden. 

Unbeschadet  der  von  Rumänien  ausgeübten  Staatsaufsicht  soll  den 
Kirchengemeinden  und  Schulen  das  Rpcht  zustehen,  ihre  Verwaltung  sowie 
die  Anstellung  ihrer  Geistlichen,  Schulleiter  und  Lehrkräfte,  und  zwar  ohne 
Rücksicht  auf  die  Staatsangehörigkeit,  selbständig  zu  regeln,  den  Schulen 
auch  das  Recht,  über  ihre  Unterrichtssprache,  Unterrichtspläne  und  sonstigen 
Schuleinrichtungen  nach  eigenem  Ermessen  zu  befinden. 

Artikel  40. 
Alle  Rechte  und  Vergünstigungen,  die  einer  dritten  Macht  oder  deren 
Angehörigen  hinsichtlich  der  Errichtung,  der  Unterhaltung  und  der  Besteuerung 
von  Kirchengemeinden  oder  von  Schulen  und  Ijehranstalton  aller  Art  erteilt 
werden,  sollen  ohne  weiteres  auch  Deutschland  und  seinen  Angehörigen  zu- 
stehen. In  dieser  Beziehung  sollen  die  Zugeständnisse,  die  dem  einen  Glaubens- 
bekenntnis gemacht  werden,  in  gleicher  Weise  für  jedes  andere  Glaubens- 
bekenntnis gelten. 
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Artikel  41. 
Eumänien  verpflichtet  sich,  den  deutschen  Kirchengemeinden  und  den 
deutschen  Schulen  die  ihnen  weggenommenen  Vermögenswerte  zurückzugeben 
oder,  soweit  dies  nicht  möglich  ist.  zu  ersetzen.  Auch  sind  ihnen  etwaige 
andere  durch  den  Krieg  entstandene  Schäden  in  gleichem  Umfang  wie  Deutschen 
zu  vergüten. 

Elftes  Kapitel. 
Sichorstollnng'  der  finanziellen  Verpflichtnng:en  Rumäniens. 

Artikel  42. 
Rumänien  erklärt  sich  nach  eingeholter  Zustimmung  der  Rumänischen 
Nationalbank  damit  einverstanden,  daß  die  bei  der  Deutschen  Reichsbank 
eingezahlten  Guthaben  und  Depots  der  Nationalbank  unter  Aufrechterhaltung 
der  darüber  während  der  Zwangsverwaltung  getroffenen  Anordnungen  und 
unter  Ausschluß  von  Schadenersatzansprüchen  als  Sicherheit  für  den  öffent- 
lichen Schuldendienst  Rumäniens  gegenüber  den  Angehörigen  Deutschlands 
auf  die  Dauer  von  fünf  Jahren  und.  sofern  Rumänien  mit  einer  Rate  in  Verzug 
gerät,  auf  die  Dauer  von  zehn  Jahren  verhaftet  bleiben,  auch  nötigenfalls 
zur  Einlösung  fälliger  Zinsscheine  und  ausgeloster  Stücke  herangezogen  werden 
können. 

Artikel  43. 
Binnen    vier   Wochen    nach    der   Unterzeichnung    des    Friedensvertrags 
werden  Vertreter  der  vertragschließenden  Teile  in  Berlin  zusammentreten,  um 
wegen  der  Erfüllung  und  weiteren  Sicherstellung  der  finanziellen  Verpflichtungen 
Rumäniens  nähere  Vereinbarungen  zu  treffen. 

Zwölftes  Kapitel. 
Schlußbestimmung'en. 

Artikel  44. 
Dieser  Zusatzvertrag,   der  einen  wesentlichen  Bestandteil  des  Friedens- 
vertrags bildet,   soll  ratifiziert  und  die  Ratifikationsurkunden  sollen  zugleich 
mit  den  Ratifikationsurkunden  des  Friedensvertrags  ausgetauscht  werden. 

Artikel  45. 

Der  Zusatzvertrag  tritt,  soweit  darin  nicht  ein  anderes  bestimmt  ist, 
gleichzeitig  mit  dem  Friedensvertrag  in  Kraft. 

Zur  Ergänzung  des  Zusatzvertrags,  insbesondere  zum  Abschluß  der 
darin  vorbehaltenen  weiteren  Vereinbarungen,  werden  binnen  vier  Monaten 
nach  der  Ratifikation  Vertreter  der  vertragschließenden  Teile  in  Berlin  zu- 
sammentreten. Dabei  soll  auch  die  Anwendung  der  Bestimmungen  des  Zusatz- 
vertrags auf  die  deutschen  Schutzgebiete  geregelt  werden. 

Zu  ürkund  dessen  haben  die  Bevollmächtigten  diesen  Zusatzvertrag 
unterzeichnet  und  mit  amtlichen  Siegeln  versehen. 

Ausgefertigt  in  doppelter  Urschrift  in  Bukarest  am  T.Mai  1918. 

(Folgen  die  Unterschriften.) 
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Les  Etats-Unis  d'Amörique,  l'Empire  Britannique,  la 
France,  l'Italie  et  le  Japon, 

Puissances  d^signöes  dans  le  präsent  Trait6  comme  les  Principales 
Puissances  alliöes  et  associ^es, 

La  Belgique,  la  Bolivie,  le  Brasil,  la  Chine,  Cuba, 
l'Equateur,  la  Gr^ce,  le  Guatemala,  Haiti,  l'Hedjaz,  le 
Honduras,  le  Liberia,  le  Nicaragua,  le  Panama,  le  Perou, 
la  Pologne,  le  Portugal,  la  Roumanie,  l'Etat  Serbe-Croate- 
Slov^ne,  le  Slam,  la  Tch6co- Slo  v  aquie  et  l'üruguay, 

Constituant  avec  les  Principales  Puissances  cidessus  les  Puissances 
alliöes  et  associöes, 

d'une  part; 
Et  l'Allemagne, 

d'autre  part; 

Consid6rant  qu'ä  la  demande  du  Gouvernement  Imperial  AUemand,  un 
Armistice  a  6t6  accord6  ä  l'Allemagne  le  11  novembre  1918  par  les  Princi- 
pales Puissances  alliöes  et  associöes  afin  qu'un  Traitö  de  paix  puisse  etre 
conclu  avec  eile, 

Consid6rant  que  les  Puissances  alli^es  et  associöes  sont  6galement  d6- 
sireuses  que  la  guerre,  dans  laquelle  elles  ont  6t6  successivement  entrainäes, 
directement  ou  indirectement,  et  qui  a  son  origine  dans  la  d^claration  de 
guerre  adressöe  le  28  juillet  1914  par  rAutriche-Hongrie  ä  la  öerbie,  dans 
les  declarations  de  guerre  adress6s  par  l'Allemagne  le  1"  aoüt  1914  ä  la 
Russie  et  le  3  aoüt  1914  ä  la  France,  et  dans  1' Invasion  de  la  Belgique, 
fasse  place  ä  une  Paix  solide,  Juste  et  durable, 

A  cet  eßet,  les  Hautes  Parties  Contr ac t an tes  repr^sent^es 
comme  il  suit : 

(folgen  die  Namen) 

Agisssant  au  nom  de  l'Empire  allemand  et  au  nom  de  tous  les  Etats 
qui  le  composent  et  de  chacun  d'eux  en  particulier. 

Lesquels,  apr^s  avoir  6chang6  leurs  pleins  pouvoirs  reconnus  en  bonne  et 
due  forme,  ont  convenu  des  dispositions  suivantes: 

A  dater  de  la  mise  en  vigueur  du  present  Trait6,  l'ötat  de  guerre 
prendra  fin.  D^s  ce  moment  et  sous  röserve  des  dispositions  du  präsent 
Traitö,  les  relations  olficielles  des  Puissances  alliöes  et  associ^es  avec  l'Alle- 
magne et  Tun  ou  l'autre  des  Etats  allemands  seront  reprises. 

Partie  L 
Pacte  de  la  Sociale  des  Kations. 

Les  Hautes  Parties  Contractantes, 

Consid6rant  que,  pour  d^velopper  la  Cooperation  entre  les  nations  et 
pour  leur  garantir  la  paix  et  la  süret6,  il  Importe 

d'accepter  certaines  obligations  de  ne  pas  recourir  ä  la  guerre, 
d'entretenir  au  grand  jour  des  relations  internationales  fond6es  sur  la 

justice  et  l'honneur, 

d'observer  rigoureusement  les  prescriptions  du  droit  international,  recon- 

nues  d(-sormais  comme  rt>gle  de  conduite  effective  des  Gouvernements, 

de   faire    r6gner   la  justice   et  de  respecter  scrupuleusemcnt  toutes  les 

obligations  des  Traites  dans  les  rapports  mutuels  des  peuples  organistSs, 

Adoptent  le  pr6sent  Pacte  qui  Institute  la  8ocii;tt5  des  Nations. 

Article  1. 
Sont   Menibres    originaires   de   la  Society   des  Nations,   ceux   des  Signa- 
taires  dont  les  noms  figurent  dans  l'Annexe  au  present  Pacte,   ainsi  que  les 
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Etats,  6g;Lleiiienl  nomm6s  dans  l'Annexe,  qui  auront  acc6d6  au  präsent  Pacte 
Sans  aucnne  r(;serve  par  une  döclaration  d6poS(ie  au  Secrötariat  dans  les  deux 
mois  de  l'entröe  en  vigueur  du  Pacte  et  dont  notification  sera  faite  aux  autres 
Membres  de^la  .Soci6t6. 

Tout  Etat,  Dominion  ou  Colonie  qui  se  gouverne  librement  et  qui  n'est 
pas  d6sign6  dans  l'Annexe,  peut  devenir  Membre  de  la  Soci6t6  si  son  ad- 
mission  est  prononc6e  par  les  deux-tiers  de  l'Assemblöe,  pourvu  qu'il  donne 
des  garanties  effectives  de  son  Intention  sincfcre  d'observer  ses  engagements 
internationaux  et  qu'il  accepte  le  rfeglement  6tabli  par  la  Soci6t6  en  ce  qui 
concerne  ses  forces  et  ses  armements  militaires,  navals  et  aöriens. 

Tout  Membre  de  la  Soci6t6  peut,  apres  un  pr6avis  de  deux  ans,  se 
retirer  de  la  Soci(5t6,  ä  la  condition  d'avoir  rempli  k  ce  moment  toutes  ses 
obligations  internationales  y  compris  celles  du  pr6sent  Pacte. 

Article  2. 

L'action  de  la  Soci6t6,  teile  qu'elle  est  d6finie  dans  le  present  Pacte, 
s'exerce  par  une  Assemblöe  et  par  un  Conseil  assist6s  d'un  Secr6tariat  per- 
manent. 

Article  3. 

L'Assembl^e  se  compose   de  Reprösentants  des  Membres  de  la  Soci6t6. 

Elle  se  röunit  k  des  6poques  fix6es  et  ä  tout  autre  moment,  si  les 
circonstances  le  demandent,  au  siöge  de  la  Soci6t6  ou  en  tel  autre  lieu  qui 
pourra  6tre  d6sign6. 

L'Assembl6e  connait  de  toute  question  qui  rentre  dans  la  Sphäre  d'acti- 
vit6  de  la  Soci6t6  ou  qui  affecte  la  paix  du  monde. 

Chaque  Membre  de  la  Soci^tö  ne  peut  compter  plus  de  trois  Reprösen- 
tants  dans  l'Assemblöe  et  ne  dispose  que  d'une  voix. 

Article  4. 

Le  Conseil  se  compose  de  Repr6sentants  des  Principales  Puissances 
alli(5es  et  associ6es,  ainsi  que  de  Representants  de  quatre  autres  Membres  de 
la  Soci6t6.  Ces  quatre  Membres  de  la  Soci6t6  sont  dösignös  librement  par 
l'Assembl^e  et  aux  öpoques  qu'il  lui  plait  de  cboisir.  Jusqu'ä  la  premifere 
d6signation  par  l'Assemblöe,  les  Representants  de  la  Belgique,  du  Brasil,  de 
l'Espagne  et  de  la  Gr^ce  sont  Membres  du  Conseil. 

Avec  l'approbation  de  la  majorit6  de  l'Assembl^e,  le  Conseil  peut  dösigner 
d'autres  Membres  de  la  Soci6t6  dont  la  repr^sentation  sera  dösormais  per- 
manente au  Conseil.  II  peut,  avec  la  meme  approbation,  augmenter  le  nombre 
des  Membres  de  la  Soci6t6  qui  seront  choisis  par  TAssembl^e  pour  etre 
repr^sentös  au  Conseil. 

Le  Conseil  se  röunit  quand  les  circonstances  le  demandent,  et  au  moins 
une  fois  par  an,  au  siege  de  la  Soci6t(5  ou  en  tel  autre  lieu  qui  pourra  etre 
d6sign6. 

Le  Conseil  connait  de  toute  question  rentrant  dans  la  Sphäre  d'activit6 
de  la  Soci6t6  ou  affectant  la  paix  du  monde. 

Tout  Membre  de  la  Soci6t6  qui  n'est  pas  reprösent^  au  Conseil  est 
invit6  ä  y  envoyer  si6ger  un  Representant  lorsqu'une  question  qui  Fint^resse 
particuli^rement  est  port^e  devant  le  Conseil. 

Chaque  Membre  de  la  Soci6t6  reprösentö  au  Conseil  ne  dispose  que  d'une 
voix  et  n'a  qu'un  Repräsentant. 

Article  5. 

Sauf  disposition  express^ment  contraire  du  präsent  Pacte  ou  des  clauses 
du  präsent  Trait6,  les  döcisions  de  l'Assembl^e  ou  du  Conseil  sont  prises  ä 
l'unanimite  des  Membres  de  la  Soci6t6  repr^sent^s  ä  la  röunion. 

Toutes  questions  de  proc^dure  qui  se  posent  aux  r6unions  de  l'Assemblöe 
ou  du  Conseil,  y  compris  la  d^signation  des  Commissions  chargöes  d'enquSter 
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sur  des  points  particuliers,  sont  r6gl6es  par  rAssembl6e  ou  par  le  Conseil  et 
döcidöes   ä  la  majorit6   des  Membres   de   la  Soci6t6  repr6sent6s  ä  la  röunion. 

La  premiöre  r^union  de  l'Assembl^e  et  la  premi^re  r^union  du  Conseil 
auront  lieu  sur  la  convocation  du  President  des  Etats-Ünis  d'Amörique. 

Article  6. 

Le  Secr^tariat  Permanent  est  stabil  au  siege  de  la  Soci6t6.  II  comprend 
un  Secrötaire  g6n6ral,  ainsi  que  les  secr^taires  et  le  personnel  n6cessaires. 

Le  Premier  Secrötaire  gönöral  est  d6sign6  dans  l'Annexe.  Par  la  suite, 
le  Secrötaire  g6n6ral  sera  nomm6  par  le  Conseil  avec  l'approbation  de  la 
majorit6  de  l'Assemblöe. 

Les  secrötaires  et  le  personnel  du  Secrötariat  sont  nomm^s  par  le  Secr6- 
taire  g^nöral  avec  l'approbation  du  Conseil. 

Le  Secrötaire  gönöral  de  la  Soci6t6  est  de  droit  Secr^laire  g^n^ral  de 
TAssemblöe  et  du  Conseil. 

Les  d^penses  du  Secr6tariat  sont  support6es  par  les  Membres  de  la 
öoci^t^  dans  la  proportion  6tablie  pour  le  Bureau  international  de  l'Union 
postale  universelle. 

Article  7. 

Le  si^ge  de  la  Soci6t6  est  6tabli  ä  Gen^ve. 

Le  Conseil  peut  ä  tout  moment  d6cider  de  l'ötablir  en  tout  autre  lieu. 

Toutes  les  fonctions  de  la  Soci^tö  ou  des  Services  qui  s'y  rattachent, 
y  compris  le  Secr6tariat,  sont  6galement  accessibles  aux  hommes  et  aux  femmes. 

Les  Repr^sentants  des  Membres  de  la  Soci6t6  et  ses  agents  jouissent 
dans  l'exercice  de  leurs  fonctions  des  Privileges  et  immunitös  diplomatiques. 

Les  bätiments  et  terrains  occupös  par  la  Soci6t6,  par  ses  Services  ou 
ses  röunions,  sont  inviolables. 

Article  8. 

Les  Membres  de  la  Soci6t6  reconnaissent  que  le  maintien  de  la  paix 
exige  la  röduction  des  armements  nationaux  au  minimum  compatible  avec  la 
s6curit6  nationale  et  avec  l'exöcution  des  obligations  internationales  impos6e 
par  une  action  commune. 

Le  Conseil,  tenant  compte  de  la  Situation  g^ographique  et  des  con- 
ditions  speciales  de  chaque  ^tat  pröpare  les  plans  de  cette  r^duction,  en  vue 
de  l'examen  et  de  la  d6cision  des  divers  Gouvernements. 

Ces  plans  doivent  faire  l'objet  d'un  nouvel  examen  et,  s'il  y  a  lieu, 
d'une  revision  tous  les  dix  ans  au  moins. 

Apr6s  leur  adoption  par  les  divers  Gouvernements,  la  limite  des  arme- 
ments ainsi  fix^e  ne  peut  etre  döpassee  sans  le  consentement  du  Conseil. 

Considörant  que  la  fabrication  privöe  des  munitions  et  du  materiel  de 
guerre  soulöve  de  graves  objections,  les  Membres  de  la  Socit5t6  chargent  le 
Conseil  d'aviser  aux  mesures  propres  ä  en  6viter  les  fdcheux  effets,  en  tenant 
compte  des  besoins  des  Membres  de  la  Soci6t6  qui  ne  peuvent  pas  fabriquer 
les  munitions  et  le  matöriel  de  guerre  n^cessaires  ä  leur  silretö. 

Les  Membres  de  la  Soci6t6  s'engagent  ü,  ecbanger,  de  la  maniöre  la  plus 
franche  et  la  plus  compicte.  tous  renseignements  relatifs  ä  l'^chelle  de  leurs 
armements,  ä  leurs  programmes  militaires.  navals  et  a^riens  et  k  la  condition 
de  Celles  de  leurs  Industries  susceptibles  dV'tre  utilis^es  pour  la  guerre. 

Article  '9. 

Une  Commission  permanente  sera  formte  pour  donner  au  Conseil  son 
avis  sur  l'exöcution  des  dispositions  des  articles  1  et  8  et,  d'une  fa(^'on  generale, 
sur  les  questions  militaires,  navales  et  a^riennes. 

Article  10. 
Les  Membres  de  la  Society  s'engagent  ;\  respecter  et  ;\  maintenir  contre 
toute   agression   exterieure   l'intugritt'  territoriale  et  rindepeudance  politique 
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präsente  de  tous  les  Membres  de  la  Soci6t6.  Ed  cas  d'agression,  de  menace 
ou  de  dan^er  d'agression,  le  Conseil  avise  aux  moyens  d'assurer  l'ex^cution 
de  cette  Obligation. 

Article  11. 

II  est  express6ment  d6clar(5  que  toute  guerre  ou  menace  de  guerre,  qu'elle 
affecte  directement  ou  non  Tun  des  Membres  de  la  Soci(jte,  intöresse  la  Soci6t6 
tout  entiere  et  que  celle-ci  doit  prendre  les  mesures  propres  ä  sauvegarder 
efficacement  la  paix  des  Nations.  En  pareil  cas,  le  Secr6taire  g6n6ral  convoque 
imm6diatement  le  Conseil,  ä  la  demande  de  tout  Membre  de  la  Soci6t6. 

II  est,  en  outre,  döclarö  que  tout  Membre  de  la  Soci6t6  a  le  droit,  ä 
titre  amical,  d'appeler  l'attention  de  l'Assemblöe  ou  du  Conseil  sur  toute 
circonstance  de  nature  ä  affecter  les  relations  internationales  et  qui  menace 
par  suite  de  troubler  la  paix  ou  la  bonne  entente  entre  nations,  dont  la  paix 
dopend. 

Article  12. 

Tous  les  Membres  de  la  Sociötö  conviennent  que.  s'il  s'ölfeve  entre  eux 
uu  diff^rend  susceptible  d'entrainer  une  rupture,  ils  le  soumettront  soit  ä  la 
procödure  de  l'arbitrage,  soit  ä  l'examen  du  Conseil.  Ils  conviennent  encore 
qu'en  aucun  cas  ils  ne  doivent  recourlr  k  la  guerre  avant  l'expiration  d'un 
d^lai  de  trois  mois   apres  la  sentence  des  arbitres  ou  le  rapport  du  Conseil. 

Dans  tous  les  cas  pr6vus  par  cet  article,  la  sentence  des  arbitres  doit 
etre  rendue  dans  un  dölai  raisonnable  et  le  rapport  du  Conseil  doit  etre  ötabli 
dans  les  six  mois  ä  dater  du  jour  oii  il  aura  €t6  saisi  du  difförend. 

Article  13. 

Les  Membres  de  la  Soci6t6  conviennent  que  s'il  s'^leve  entre  eux  un 
difförend  susceptible,  ä  leur  avis,  d'une  Solution  arbitrale  et  si  ce  difförend 
De  peut  se  regier  de  faeon  satisfaisante  par  la  voie  diplomatique,  la  question 
sera  soumise  intögralement  ä  l'arbitrage. 

Parmi  ceux  qui  sont  gön^ralement  susceptibles  de  Solution  arbitrale, 
on  döclare  tels  les  diff6rends  relatifs  ä  l'interprötation  d'un  trait6,  ä  tout 
point  de  droit  international,  ä  la  r6alit6  de  tout  fait  qui.  s'il  ötait  ötabli, 
constituerait  la  rupture  d'un  engagement  international,  ou  ä  l'ötendue  ou  ä 
la  nature  de  la  röparation  due  pour  une  teile  rupture. 

La  Cour  d'arbitrage  ä  laquelle  la  cause  est  soumise  est  la  Cour  designöe 
par  les  Parties  ou  prövue  dans  leurs  Conventions  ant^rieures. 

Les  Membres  de  la  Soci6t6  s'engagent  ä  exöcuter  de  bonne  foi  les  sen- 
tences  rendues  et  ä  ne  pas  recourir  ä  la  guerre  contre  tout  Membre  de  la 
Sociötö  qui  s'y  conformera.  Faute  d'exöcution  de  la  sentence,  le  Conseil 
propose  les  mesures  qui  doivent  en  assurer  i'effet. 

Article  14. 
Le  Conseil  est  charg6  de  pröparer  un  projet  de  Cour  permanente  de 
justice  internationale  et  de  le  soumettre  aux  Membres  de  la  Soci6t6.  Cette 
Cour  connaitra  de  tous  difförends  d'un  caractere  international  que  les  Parties 
lui  soumettront.  Elle  donnera  aussi  des  avis  consultatifs  sur  tout  difförend 
ou  tout  point,  dont  la  saisira  le  Conseil  ou  l'Assembl^e. 

Article  15. 
S'il  s'61^ve  entre  les  Membres  de  la  Sociötö  un  diff^rend  susceptible 
d'entrainer  une  rupture  et  si  ce  difförend  n'est  pas  soumis  ä  l'arbitrage  prövu 
ä  l'article  13,  les  Membres  de  la  Sociöt^  conviennent  de  le  porter  devant  le 
Conseil.  A  cet  effet,  il  suffit  que  Tun  d'eux  avise  de  ce  difförend  le  Secrötaire 
g6n6ral,  qui  prend  toutes  dispositions  en  vue  d'une  enquete  et  d'un  examen 
complets. 
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Dans  le  plus  bref  dölai,  les  Parties  doivent  lui  communiqiier  l'exposö 
de  leur  cause  avec  tous  faits  pertinents  et  pieces  justificatives.  Le  Conseil 
peut  en  ordonner  la  publication  imm6diate. 

Le  Conseil  s'efforce  d'assurer  le  r^glement  du  diff^rend.  S'il  y  röussit. 
il  publie,  dans  la  mesure  qu'il  juge  utile,  un  exposö  relatant  les  faits,  les 
explications  qu'ils  comportent  et  les  termes  de  ce  r^glement. 

Si  le  difförend  n'a  pu  se  regier,  le  Conseil  r6dige  et  publie  un  rapport, 
vot6  soit  ä  l'unanimitö,  soit  ä  la  majorit6  des  voix,  pour  faire  connaitre  les 
circonstances  du  diff6rend  et  les  Solutions  qu'il  recommande  comme  les  plus 
6quitables  et  les  mieux  appropri^es  ä  l'espece. 

Tout  Membre  de  la  Soci6t6  repr6sent6  au  Conseil  peut  ögalement  publier 
un  exposö  des  faits  du  difförend  et  ses  propres  conclusions. 

Si  le  rapport  du  Conseil  est  acceptö  ä  l'unanimit^,  le  vote  des  Reprö- 
sentants  des  Parties  ne  comptant  pas  dans  le  calcul  de  cette  unanimit^.  les 
Membres  de  la  Soci6t6  s'engagent  ä  ne  recourir  ä  la  guerre  contre  aucune 
Partie  qui  se  conforme  aux  conclusions  du  rapport. 

Dans  le  cas  oü  le  Conseil  ne  röussit  pas  ä  faire  accepter  son  rapport 
par  tous  ses  Membres  autres  que  les  Reprösentants  de  toute  Partie  au  diff6- 
rend,  les  Membres  de  la  Soci6t6  se  röservent  le  droit  d'agir  comme  ils  le 
jugeront  nöcessaire  pour  le  maintien  du  droit  et  de  la  justice. 

Si  l'une  des  Parties  pretend  et  si  le  Conseil  reconnait  que  le  difförend 
porte  sur  une  question  que  le  droit  international  laisse  ä  la  compötence  exclu- 
sive  de  cette  Partie,  le  Conseil  le  constatera  dans  un  rapport,  mais  sans 
recommander  aucune  Solution. 

Le  Conseil  peut,  dans  tous  les  cas  prövus  au  präsent  article,  porter  le 
diff^rend  devant  l'Assemblöe.  L'Assembl6e  devra  de  meme  etre  saisie  du 
difförend  ä  la  requete  de  l'une  des  Parties ;  cette  requete  devra  etre  pr6sent6e 
dans  les  quatorze  jours  ä  dater  du  moment  oü  le  diSörend  est  port6  devant 
le  Conseil. 

Dans  toute  affaire  soumise  ä  l'Assemblöe,  les  dispositions  du  präsent 
article  et  de  l'article  12  relatives  ä  l'action  et  aux  pouvoirs  du  Conseil, 
s'appliquent  6galement  ä  l'action  et  aux  pouvoirs  de  l'Assembl^e.  II  est 
entendu  qu'un  rapport  fait  par  l'Assemblöe  avec  l'approbation  des  Repr^sen- 
tants  des  Membres  de  la  Soci6t6  repr6sent6s  au  Conseil  et  d'une  majoritö  des 
autres  Membres  de  la  Soci6t6,  ä  l'exclusion,  dans  chaque  cas,  des  Repr^sen- 
tants  des  Parties,  a  le  meme  effet  qu'un  rapport  du  Conseil  adoptä  ä  Tuna- 
nimitä  de  ses  membres  autres  que  les  Repr6sentants  des  Parties. 

Article  16. 

Si  un  Membre  de  la  Soci6t6  recourt  ä  la  guerre,  contrairtment  aux 
engagements  pris  aux  articies  12,  13  ou  15,  il  est  ipso  facto  considere  comme 
ayant  commis  un  acte  de  guerre  contre  tous  les  autres  Membres  de  la  Soci^tt5. 
Ceux-ci  s'engagent  ä  rompre  imm6diatement  avec  lui  toutes  rehitions  commer- 
ciales^  ou  financiöres,  ä  interdire  tous  rapports  entre  leurs  nationaux  et  ceux 
de  l'Etat  en  rupture  de  pacte  et  ä  faire  cesser  toutes  Communications  finaii- 
cieres,  commerciales  ou  personnelles  entre  les  nationaux  de  cet  Ktat  et  ceux 
de  tout  autre  Etat,  Membre  ou  non  de  la  Soci6t6. 

En  ce  cas,  le  Conseil  a  le  devoir  de  recommander  aux  divers  Gouverne- 
ments int6ress6s  les  effectifs  militaires,  navals  ou  a6riens  par  lesquels  les 
Membres  de  la  Soci6t6  contribueront  respectivement  aux  forces  arm6es  destin^es 
ä  faire  respecter  les  engagements  de  la  Sociöte. 

Les  Membres  de  la  Soci6t6  conviennent,  en  outre,  de  se  pr^ter  Tun  k 
l'autre  un  mutuel  appui  dans  l'application  des  mesures  t'conomiques  et  tinan- 
cieres  ä  prendre  en  vertu  du  präsent  article  pour  reduire  au  minimum  les 
pertes  et  les  inconv6nients  qui  peuvent  en  rösulter.    Ils  se  prOtent  (?galcment 
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UM  niutuel  appui  pour  rösister  ä  toute  mesure  speciale  dirigöe  contre  Tun 
d'eux  par  I'Etat  en  rupture  de  pacte.  Ils  prennent  les  dispositions  n6cessaires 
pour  faciliter  le  passage  ä,  travers  leur  territoire  des  forces  de  tout  Membre 
de  la  Soci6t6  qui  partioipe  ä  une  action  commune  pour  faire  respecter  les 
engagements  de  la  Soci6t6. 

Peut  tUre  exclu  de  la  Soci6t6  tout  Membre  qui  s'est  rendu  coupable  de 
la  violation  d'un  des  engagements  r6sultant  du  Pacte.  L'exclusion  est  pro- 
nonc6e  par  le  vote  de  tous  les  autres  Membres  de  la  Soci6t6  repr68ent6s  au 
Conseil. 

Article  17. 

En  cas  de  diff6rend  entre  deux  Etats,  dont  un  seulement  est  Membre 
de  la  Soci6t6  ou  dont  aucun  n'en  fait  partie,  l'Etat  ou  les  Etats  6trangers 
ä  la  Soci6t6  sont  invit^s  ä  se  soumettre  aux  obligations  qui  s'imposent  ä 
ses  Membres  aux  fins  de  r^glement  du  diff^rend,  aux  conditions  estim^es 
justes  par  le  Conseil.  Si  cette  invitation  est  acceptöe,  les  dispositions  des 
articles  12  ä  16  s'appliquent  sous  r6serve  des  modifications  jug6es  nöcessaires 
par  le  Conseil. 

D(is  Fenvoi  de  cette  invitation,  le  Conseil  ouvre  une  enquete  sur  les 
circonstances  du  difförend  et  propose  teile  mesure  qui  lui  parait  la  meilleure 
et  la  plus  ^efficace  dans  le  cas  particulier. , 

Si  l'Etat  invit6,  refusant  d'accepter  les  obligations  de  Membre  de  la 
Sociötö  aux  fins  de  r^glement  du  difförend,  recourt  ä  la  guerre  contre  un 
Membre  de  la  Sociötö,  les  dispositions  de  l'article  16  lui  sont  applicables. 

Si  les  deux  Parties  invit(5es  refusent  d'accepter  les  obligations  de  Membre 
de  la  Sociätö  aux  fins  de  röglement  du  diff^rend,  le  Conseil  peut  prendre 
toutes  mesures  et  faire  toutes  propositions  de  nature  ä  prövenir  les  hostilitös 
et  ä  amener  la  Solution  du  conflit. 

Article  18. 

Tout  trait^  ou  engagement  international  conclu  ä  l'avenir  par  un  Membre 
de  la  Soci6t6  devra  etre  imm^diatement  enregiströ  par  le  Secrötariat  et  publik 
par  lui  aussitot  que  possible.  Aucun  de  ces  trait^s  ou  engagements  inter- 
nationaux  ne  sera  obligatoire  avant  d'avoir  6t6  enregiströ. 

Article  19. 
'     L'Assembl6e  peut,  de  temps  ä  autre,  inviter  les  Membres  de  la  Soci6t6 
ä   procöder   ä   un   nouvel  examen  des  trait6s  devenus  inapplicables  ainsi  que 
des  situations  internationales,   dont   le   maintien  pourrait  mettre  en  p6ril  la 
paix  du  monde. 

Article  20. 

Les  Membres  de  la  Soci6t6  reconuaissent,  chacun  en  ce  qui  le  concerne, 
que  le  präsent  Pacte  abroge  toutes  obligations  ou  ententes  inier  se  incom- 
patibles  avec  ses  termes  et  s'engagent  solennellement  ä  n'en  pas  contracter 
ä  l'avenir  de  semblables. 

Si  avant  son  entr^e  dans  la  Soci6t6,  un  Membre  a  assumö  des  obli- 
gations incompatibles  avec  les  termes  du  Pacte,  il  doit  prendre  des  mesures 
immödiates  pour  se  d^gager  de  ces  obligations. 

Article  21. 

Les  engagements  internationaux,  tels  que  les  trait^s  d'arbitrage,  et  les 
ententes  regionales,  comme  la  doctrine  de  Monroe,  qui  assurent  le  maintien 
de  la  paix.  ne  sont  consid6r6s  comme  incompatibles  avec  aucune  des  dis- 
positions du  präsent  Pacte. 

Article  22. 

Les  principes  suivants  s'appliquent  aux  colonies  et  territoires  qui,  ä  la 
suite  de  la  guerre,  ont  cess6  d'etre  sous  la  souverainetä  des  Etats  qui  les 
-gouvernaient  pr6c6demmeut  et   qui  sont  habitös  par  des  peuples  non  encore 
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capables  de  se  diriger  eux-memes  dans  les  conditions  particuli^rement  difficiles 
du  monde  moderne.  Le  bien-etre  et  le  d^veloppement  de  ces  peuples  forment 
une  mission  sacr6e  de  civilisation,  et  11  convient  d'incorporer  dans  le  präsent 
Pacte  des  garanties  pour  raccomplissement  de  cette  mission. 

La  meilleure  m6thode  de  r^aliser  pratiqaement  ce  principe  est  de  confier 
la  tutelle  de  ces  peuples  aux  nations  d6velopp6es  qui,  en  raison  de  leurs 
ressources,  de  leur  exp6rience  ou  de  leur  position  g^ographique,  sont  le  mieux 
ä  meme  d'assumer  cette  responsabilit^  et  qui  consentent  ä  Taccepter:  elles 
exerceraient  cette  tutelle  en  qualit6  de  Mandataires  et  au  nom  de  la  Soci6t6. 

Le  caractere  du  mandat  doit  difförer  suivant  le  degr6  de  döveloppement 
du  peuple,  la  Situation  göographique  du  territoire,  ses  conditions  öconomiques 
et  toutes  autres  circonstances  analogues. 

Certaines  communautös,  qui  appartenaient  autrefois  ä  l'Empire  ottoman, 
ont  atteint  un  degr6  de  d6veloppement  tel  que  leur  existence  comme  nations 
ind^pendantes  peut  etre  reconnue  provisoirement.  ä  la  condition  que  les  con- 
seils  et  l'aide  d'un  Mandataire  guident  leur  administration  jusqu'au  moment 
oü  elles  seront  capables  de  se  conduire  seules.  Les  vreux  de  ces  communaut^s 
doivent  etre  pris  d'abord  en  consid^ration  pour  le  choix  du  Mandataire. 

Le  degr6  de  döveloppement  oü  se  trouvent  d'autres  peuples.  spöcialement 
ceux  de  l'Afrique  centrale,  exige  que  le  Mandataire  y  assume  Tadministration 
du  territoire  ä  des  conditions  qui,  avec  la  prohibition  d'abus.  tels  que  la 
traite  des  esclaves,  le  trafic  des  armes  et  celui  de  l'alcool,  garantiront  ia 
libertä  de  conscience  et  de  religion,  sans  autres  limitations  que  Celles  que 
peut  imposer  le  maintien  de  l'ordre  public  et  des  bonnes  moeurs,  et  l'inter- 
diction  d'ötablir  des  fortifications  ou  des  bases  militaires  ou  navales  et  de 
donner  aux  indigenes  une  Instruction  militaire,  si  ce  n'est  pour  la  police  ou 
la  defense  da  territoire  et  qui  assureront  ^galement  aux  autres  Membres  de 
la  Soci6t6  des  conditions  d'6galit6  pour  les  6changes  et  le  commerce. 

Enfin  il  y  a  des  territoires,  tels  que  le  Sud-Ouest  africain  et  certaines 
iles  du  Pacifique  austral,  qui,  par  suite  de  la  faible  density  de  leur  popu- 
lation,  de  leur  superficie  restreinte,  de  leur  ^loignement  des  centres  de  civili- 
sation, de  leur  contiguitä  göographique  au  territoire  du  Mandataire,  ou  d'autres 
circonstances,  ne  sauraient  etre  mieux  administrös  que  sous  les  lois  du  Man- 
dataire, comme  une  partie  intögrante  de  son  territoire.  sous  röserve  des 
garanties  prövues  plus  haut  dans  lint^ret  de  la  population  indigene. 

Dans  tous  les  cas  le  Mandataire  doit  envoyer  au  Conseil  un  rapport 
annuel  concernant  les  territoires  dont  il  a  la  Charge. 

Si  le  degr6  d'autoritö,  de  contröle  ou  d'administration  ä  exercer  par 
le  Mandataire  n'a  pas  fait  l'objet  d'une  Convention  antörieure  entre  les 
Membres  de  la  Soci6t6,  il  sera  express6ment  statu6  sur  ces  points  par  le 
Conseil. 

Une  Commission  permanente  sera  charg6e  de  recevoir  et  d'examiner 
les  rapports  annuels  des  Mandataires  et  de  donner  au  Conseil  son  avis  sur 
toutes  questions  relatives  ä  i'ex6cution  des  mandats. 

Article  23. 
Sous  la  r^serve.  et  en  conformit^  des  dispositions  des  Conventions  inter- 
nationales actuellement  existantes  ou  qui  seront  ult^rieurement  concluses,  les 
Membres  de  la  Soci6t6: 

a)  s'efforceront  d'assurer  et  de  maintenir  des  conditions  de  travail  6qui- 
tables  et  humaines  pour  l'homme,  la  femme  et  l'enfant  sur  leurs 
propres  territoires,  ainsi  que  dans  tous  pays  auxquels  s'eteudent  leurs 
relations  de  commerce  et  d'industrie,  et,  dans  ce  but,  d"(5tablir  et 
d'entretenir  les  organisations  internationales  n^cessaires ; 
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b)  s'engagent  ä,  assurer  le  traitement  ^quitable  des  populations  indig^nes 
dans  les  territoires  soumis  k  leur  administration ; 

c)  chargent  la  Soci6t(5  du  controle  g<;n6ral  des  accords  relatifs  ä,  la  traite 
des  femmes  et  des  enfants,  du  trafic  de  l'opium  et  autres  drogues 
nuisibles ; 

d)  chargent  la  Soci6t(5  du  controle  g6n6ral  du  commerce  des  armes  et 
des  munitions  avec  les  pays  oii  le  controle  de  ce  commerce  est  indis- 
pensable ä  rint6r6t  commun ; 

e)  prendront  les  dispositions  n6cessaires  pour  assurer  la  garantie  et  le 
maintien  de  la  libertö  des  Communications  et  du  transit,  ainsi  qu'un 
6quitable  traitement  du  commerce  de  tous  les  Membres  de  la  Soci6t6, 
ötant  entendu  que  les  n6cessit6s  speciales  des  rögions  d6vast6es  pen- 
dant  la  guerre  de  1914-1918  devront  etre  prises  en  consid6ration ; 

f)  s'efforceront  de  prendre  des  mesures  d'ordre  international  pour  pr6- 
venir  et  combattre  les  maladies. 

Article  24. 

Tous  les  bureaux  internationaux  ant6rieurement  6tablis  par  trait^s 
coUectifs  seront,  sous  röserve  de  l'assentiment  des  Parties,  plac6s  sous  l'autoritö 
de  la  Soci6t6.  Tous  autres  bureaux  internationaux  et  toutes  commissions 
pour  le  reglement  des  affaires  d'int6ret  international  qui  seront  cr66s  ult6ri- 
eurement  seront  plac6s  sous  l'autoritö  de  la  Soci6t6. 

Pour  toutes  questions  d'int6ret  international  r^gl^es  par  des  Conventions 
g^nörales,  mais  non  soumises  au  controle  de  commissions  ou  de  bureaux  inter- 
nationaux, le  Secr^tariat  de  la  Soci6t6  devra,  si  les  Parties  le  demandent  et 
si  le  Conseil  y  consent,  r^unir  et  distribuer  toutes  informations  utiles  et 
preter  toute  l'assistance  nöcessaire  ou  dösirable. 

Le  Conseil  peut  döcider  de  faire  rentrer  dans  les  d^pensesdu  Secr6tariat 
Celles  de  tout  bureau  ou  commission  plac6  sous  l'autoritö  de  la  Soci6t6. 

Article  25. 

Les  Membres  de  la  Sociötö  s'engagent  ä  encourager  et  favoriser  l'^ta- 
blissement  et  la  Cooperation  des  organisations  volontaires  nationales  de  la 
Croix-Rouge,  düment  autoris^es,  qui  ont  pour  objet  ramälioration  de  la  sant6, 
la  defense  präventive  contre  la  maladie  et  l'adoucissement  de  la  souffrance 
dans  le  monde. 

Article  26. 

Les  amendements  au  präsent  Pacte  entreront  en  vigueur  d^s  leur  rati- 
fication  par  les  Membres  de  la  Society,  dont  les  Reprösentants  composent  le 
Conseil,  et  par  la  majoritö  de  ceux  dont  les  Repr^sentants  forment  l'Assemblöe. 

Tout  Membre  de  la  Soci6t6  est  libre  de  ue  pas  accepter  les  amendements 
apportes  au  Pacte,  auquel  cas  il  cesse  de  faire  partie  de  la  Soci6t6. 


Annexe 

embres  originaires  de  la 

Societe  des  natii 

du  Traite  de 

paix. 

Etats-Ünis  d'Amörique. 

Hedjaz. 

Belgique. 

Honduras. 

Bolivie. 

Italie. 

Brösil. 

Japon. 

Empire  Britannique. 

Liberia. 

Canada. 

Nicaragua. 

Australie. 

Panama. 

Afrique  du  Sud. 

Perou. 

Nouvelle-Zeiande. 

Pologne. 

Inde. 

Portugal. 
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Chine.  Roumanie. 

Cuba.  iiitat  Serbe- 

Equateur.  Croate-Slovfene. 

France.  Slam. 

Gr^ce.  Tch6co-Slovaquie. 

Guatemala.  Uruguay. 

Haiti. 

Etats  invitös  ä  accöder  au  pacte. 

Argentine,  Pays-Bas. 

Chili.  Perse. 

Colombie.  Salvador. 

Danemark.  Suede. 

Espagne.  Suisse. 

Nervige.  V6n6zu6la. 
Paraguay. 

IL  Premier  secr^taire  g6n6ral  de  la  Soci6t6  des  nations. 

L'Honorable  Sir  James  Eric  Drwinmond, 

K.  C.  M.  G.,  C.  B. 

Partie  IL 
Frontieres  d'AlIemagne. 

Article  27. 

Les  frontieres  d'AUemagne  seront  dötermin^es  comme  il  suit: 

1^   Avec  la  Belgique: 

Du  point  commun  aux  trois  frontieres  beige,  n^erlandaise  et  allemande 
et  vers  le  Sud : 

la  limite  Nord-Est  de  l'ancien  territoire  de  Moresnet  neutre,  puis  la 
limite  Est  du  cercle  d'Eupen,  puis  la  frontiere  entre  la  Belgique  et  le  cercle 
de  Montjoie,  puis  la  limite  Nord-Est  et  Est  du  cercle  de  Malm^dy  jusqu'ä 
son  point  de  rencontre  avec  la  frontiere  du  Luxembourg. 

2''   Avec  le  Luxembourg: 

La  frontifere  au  3  aout  1914  jusqu'ä  sa  ionction  avec  la  frontiere  de 
France  au  18  juillet  1870. 

3^   Avec  la  France: 

La  frontiere  au  18  juillet  1870  depuis  le  Luxembourg  jusqu'ä  la  Suisse, 
sous  r^serve  des  dispositions  de  l'article  48  de  la  Section  IV  (Bassin  de  la 
Sarre)  de  la  Partie  III. 

40   Avec  la  Suisse: 

La  frontiöre  actuelle. 

5*^   Avec  l'Aut riebe: 

La  frontiere  au  3  aoüt  1914  depuis  la  Suisse  jusqu'ä  la  Tch(5co-Slovaquie 
ci-apres  döfinie. 

6"   Avec  la  Tchöco-Slovaquie: 

La  frontiere  au  3  aoüt  1914  entre  l'Allemagne  et  l'Autriche.  depuis  son 
point  de  rencontre  avec  l'ancienne  limite  administrative  s6parant  la  Boheme 
et  la  province  de  Ilaute-Autriche,  jusqu'ä  la  pointe  Nord  du  saillant  de 
l'ancienne  province  de  Silösie  autrichienne,  situ6e  ä  8  kilom^tres  environ  ä 
l'Est  de  Neustadt. 

7"   Avec  la  Pologne: 

Du  point  ci-dessus  döfini  et  jusqu'ä  un  point  ä  fixer  sur  le  terrain  ä 
environ  deux  kilometres  ä  l'Est  de  Lorzendorf: 

la  frontii';re  teile  qu'elle  sera  döfinie  conform^ment  ä  l'article  88  du 
präsent  Traite; 
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de  lä,  vers  le  Nord  et  jusqu'au  point  oii  la  limite  administrative  de  la 
Posnanie  coupe  la  rivi^re  Bartsch: 

une  ligne  k  döterminer  sur  le  terrain,  laissant  k  la  Pologne  les  localit^s 
de:  Skorischau,  Reichthal.  Trembatschau,  Kunzendorf,  Schieise,  Groß-Kosel, 
Schreibersdorf,  Rippin,  Fürstlich-Niefken,  Pawelau.  Tscheschen,  Konradau, 
Johannisdorf,  Modzenowe,  Bogda.i.  et  ä  l'Allemagne  les  localit^s  de :  Lorzen- 
dorf,  Kaulwitz.  Glausche,  Dalbersdorf,  Reesewitz,  Straiam.  Groß -Wartenberg, 
Kraschen.    Neu-Mittelwalde,    Domaslawitz,  Wedelsdorf,  Tscbeschen-Hammer; 

de  lä,  vers  le  Nord-Ouest,  la  limite  administrative  de  Posnanie  jusqu'au 
point  od  eile  coupe  la  ligne  de  chemin  de  fer  Rawitsch-Herrnstadt ; 

de  lä,  et  jusqu'au  point  oü  la  limite  administrative  de  Posnanie  coupe 
la  route  Reisen-Tschirnau: 

une  ligne  ä  d^terminer  sur  le  terrain  passant  ä  l'Ouest  de  Triebusch 
et  Gabel  et  ä  l'Est  de  Saborvifitz ; 

de  lä,  la  limite  administrative  de  Posnanie  jusqu'ä  son  point  de  rencontre 
avec  la  limite  administrative  Orientale  du  cercle  (Kreis)  de  Fraustadt; 

de  lä,  vers  le  Nord-Ouest  et  jusqu'ä  un  point  ä  choisir  sur  la  route 
entre  les  localit6s  de  Unruhstadt  et  de  Kopnitz : 

une  ligne  ä  döterminer  sur  le  terrain  passant  ä  l'Ouest  des  localit^s  de 
Geyersdorf,  Brenno.  Fehlen,  Altkloster,  Klebel,  et  ä  l'Est  des  locaiit6s  de 
ülbersdorf,  Buchwald,  Ilgen,  Weine,  Lupitze,  Schwenten; 

de  lä,  vers  le  Nord  et  jusqu'au  point  le  plus  septentrional  du  lac  Chlop : 

une  ligne  ä  d6terminer  sur  le  terrain  suivant  la  ligne  mediane  des  lacs ; 
toutefois,  la  ville  et  la  Station  de  Bentschen  (y  compris  la  jonction  des  lignes 
Schwiebus-Bentschen   et  Züllichau-Bentschen)  restent  en  territoire   Polonais; 

de  lä,  vers  le  Nord-Est  et  jusqu'au  point  de  rencontre  des  limites  des 
cercles  (Kreisej  de  Schwerin,  de  Birnbaum  et  de  Meseritz: 

une  ligne  ä  d^terminer  sur  le  terrain  passant  ä  l'Est  de  Betsche ; 

de  lä,  vers  le  Nord,  la  limite  s6parant  les  cercles  (Kreise)  de  Schwerin 
et  de  Birnbaum,  puis  vers  l'Est  la  limite  Nord  de  la  Posnanie  jusqu'au  point 
oü  cette  limite  coupe  la  rivi^re  Netze ; 

de  lä,  vers  l'amont  et  jusqu'ä  son  confluent  avec  le  Küddow : 

le  cours  de  la  Netze; 

de  lä,  vers  l'amont  et  jusqu'ä  un  point  ä  choisir  ä  environ  6  kilo- 
m^tres  au  Sud-Est  de  Schneidemühl : 

le  cours  du  Küddow ; 

de  lä,  vers  le  Nord-Est  et  jusqu'ä  la  pointe  la  plus  m^ridionale  du 
rentrant  formö  par  la  limite  Nord  de  la  Posnanie  ä  environ  5  kilometres  ä 
rOuest  de  Stahren: 

une  ligne  ä  döterminer  sur  le  terrain  laissant  dans  cette  rögion  la  voie 
terrae  de  Schneidemühl-Konitz  enti^rement  en  territoire  allemand ; 

de  lä,  la  limite  de  Posnanie  vers  le  Nord-Est  jusqu'au  sommet  du 
saillant  qu'elle  forme  ä  environ  15  kilometres  ä  l'Est  de  Flatow; 

de  lä,  vers  le  Nord-Est  et  jusqu'au  point  oü  la  rivifere  Kamionka  ren- 
contre la  limite  m6ridionale  du  cercle  (Kreis)  de  Konitz  ä  environ  3  kilo- 
metres au  Nord-Est  de  Grünau: 

une  ligne  ä  döterminer  sur  le  terrain  laissant  ä  la  Pologne  les  localit^s 
suivantes:  Jasdrowo,  Gr.-Lutau,  Kl.-Lutau,  Wiltkau,  et  ä  l'Allemagne  les 
localit^s  suivantes:    Gr.-Butzig,  Cziskowo,  Battrow,  Bock,  Grünau; 

de  lä,  vers  le  Nord,  la  limite  entre  les  cercles  (Kreise)  de  Konitz  et  de 
Schlochau  jusqu'au  point  oü  cette  limite  coupe  la  rivifere  Brahe; 

de  lä,  jusqu'ä  un  point  de  la  limite  de  Pomeranie  situ^  ä  15  kilometres 
ä  l'Est  de  Rummelsburg : 
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une  ligne  ä  d^terminer  sur  le  terrain  laissant  les  localitös  suivantes  en 
Pologne:  Konarzin,  Kelpin,  Adl.-Briesen,  et  ä  TAUemagne  les  localit^s  sui- 
vantes: Sampohl,  Neuguth,  Steinfort,  Gr.-Peterkau : 

de  lä,  vers  l'Est,  la  limite  de  Pomöranie  jusqu'ä  sa  rencontre  avec  la 
limite  entre  les  cercles  (Kreise)  de  Konitz  et  de  Schlochau; 

de  lä,  vers  le  Nord,  la  limite  entre  la  Pom6ranie  et  la  Prusse  occiden- 
tale  jusqu'au  point  sur  la  riviöre  Rheda  (ä  environ  3  kilomätres  Nord-Ouest 
de  Gohra)  oü  cette  rivi^re  recoit  un  affluent  venant  du  Nord-Ouest; 

de  lä  et  jusqu'ä  un  point  ä  choisir  sur  le  coude  de  la  rivi^re  Piasnlt/ 
ä  environ  1  kilom^tre  5  au  Nord-Ouest  de  Warschkau: 

une  ligne  ä  döterminer  sur  le  terrain : 

de  lä,  le  cours  de  la  rivi^re  Piasnitz  vers  l'aval,  puis  la  ligne  mediane 
du  lac  de  Zarnowitz  et  enfin  l'ancienne  limite  de  la  Prusse  occidentale 
jusqu'ä  la  mer  Baltique. 

8*^  Avec  le  Danemark: 

La  frontiere  teile  qu'elle  sera  fixöe  d'aprös  les  dispositions  des  articles 
109  ä  111  de  la  Partie  III,  Section  XII  (Sleswig). 

Article  28. 

Les  frontieres  de  la  Prusse  Orientale  seront  dötermin^es  comme  il  suit 
sous  r^serve  des  dispositions  de  la  Section  IX  (Prusse  Orientale)  de  la  Partie  III : 

d'un  point  situ6  sur  la  cote  de  la  mer  Baltique  ä  environ  1  kilometre  ö 
au  Nord  de  l'^glise  du  village  de  Pröbbernau  et  dans  une  direction  approxi- 
mative de  159*^  (ä  compter  du  Nord  vers  l'Est): 

une  ligne  d'environ  2  kilom^tres,  ä  döterminer  sur  le  terrain ; 

de  lä,  en  ligne  droite  sur  le  feu  situ6  au  coude  du  chenal  d'Elbing  au 
point  approximatif :  latitude  54"^'  19'  V2  Nord,  longitude  19"  26'  Est  de 
Greenwich ; 

de  lä,  jusqu'ä  l'embouchure  la  plus  Orientale  de  la  Nogat  dans  une 
direction  approximative  de  209"  (ä  compter  du  Nord  vers  l'Est); 

de  lä,  vers  l'amont,  le  cours  de  la  Nogat  jusqu'au  point  oü  cette  rivi^n- 
quitte  la  Vistule  (Weichsel) ; 

de  lä,  le  chenal  de  navigation  principal  de  la  Vistule.  vers  l'amont. 
puis  la  limite  Sud  du  cercle  de  Marienwerder,  puis  celle  du  cercle  de  Rosen- 
berg vers  TEst  jusqu'ä  son  point  de  rencontre  avec  l'ancienne  frontiere  de  la 
Prusse  Orientale ; 

de  lä,  l'ancienne  frontiere  entre  la  Prusse  occidentale  et  la  Pruss« 
Orientale,  puis  la  limite  entre  les  cercles  d'Osterode  et  de  Neidenburg,  pul.-- 
vers  l'aval  le  cours  de  la  riviere  Skottau,  puis  vers  l'amont  le  cours  de  la 
Neide,  jusqu'au  point  situ6  ä  environ  5  kilometres  ä  l'Ouest  de  Bialutten  ei 
le  plus  rapproch^  de  l'ancienne  frontiere  de  Russie ; 

de  lä,  vers  l'Est,  et  jusqu'ä  un  point  immediatement  au  Sud  de  l'inter- 
section   de   la  route  Neidenburg-Mlava   et  de  l'ancienne  frontiil^re  de  Russit 

une  ligne   ä  döterminer  sur   le  terrain  passant  au  Nord  de  Bialutten  . 

de  lä,  l'ancienne  frontiijre  de  Russie  jusqu'ä  l'Eüt  de  Schmalleningken 
puis  vers  l'aval  le  chenal  de  navigation  principal  du  Niemen  (Memel),  pui^ 
le  bras  Skierwieth  du  deUa  jusqu'au  Kurisches  Ilaff ; 

de  lä,  une  ligne  droite  jusqu'au  point  de  rencontre  de  la  rive  orientah 
de  la  Kurische  Nehrung  et  de  la  limite  administrative,  ä  4  kilom^tres  enviroi 
au  Öud-Ouest  de  Nidden ; 

de  lä,  cette  limite  administrative  jusqu'ä  la  rive  occidentale  de  la 
Kurische  Nehrung. 

Article  29. 

Les  frontieres  telles  qu'elles  viennent  d'^tre  d^crites  sont  tracees  en 
rouge  sur  une  carte  au  millionieme,  qui  est  annex^e  au  präsent  Traitt^  soub 
le  n"  1. 
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En  cas  de  divergences  entre  le  texte  du  Trait6  et  cette  carte  ou  toute 
autre  carte  annexöe,  c'est  le  texte  qui  fera  foi. 

Article  HO. 
En  ce  qui  concerne  les  fronti^res  d6finies  par  un  cours  d'eau.  les  termes 
„cours"  ou  „chenal"  employ6s  dans  les  descriptions  du  präsent  Trait6  signi- 
fient:  d'une  part,  pour  les  fleuves  non  navigables,  la  ligne  mediane  du  cours 
d'eau  ou  de  son  bras  principal,  et  d'autre  part,  pour  les  fleuves  navigables, 
la  ligne  mediane  du  chenal  de  navigation  principal.  Toutefois,  il  appartien- 
dra  aui  Commissions  de  d^limitation  pr6vues  par  le  präsent  Trait6  de  sp6cifier 
si  la  ligne  fronti^re  suivra,  dans  ses  d6placements  6ventuels,  le  cours  ou  le 
chenal  ainsi  d6fini,  ou  si  eile  sera  d6termin6e  d'une  mani^re  d6finitive  par  la 
Position  du  cours  ou  du  chenal,  au  moment  de  la  mise  en  vigueur  du  pr6sent 
Trait6. 

Partie  III. 

Clauses  Politiqnes  Enropeoimes. 

Section  I. 

B  e  1  g  i  q  u  e. 

Article  31. 

L'AUemagne  reconnaissant  que  les  Trait6s  du  19  avril  1839,  qui  6ta- 
blissaient  avant  la  guerre  le  regime  de  la  Belgique,  ne  correspondent  plus 
aux  circonstances  actuelles,  consent  ä  l'abrogation  de  ces  Trait6s  et  s'engage 
d^s  ä  präsent  ä  reconnaitre  et  ä  observer  toutes  Conventions,  quelles  qu'elles 
soient,  que  pourront  passer  les  Principales  Puissances  alli6es  et  associ6es.  ou 
certaines  d'entre  elles,  avec  les  Gouvernements  de  Belgique  ou  des  Pays-Bas. 
ä  l'effet  de  remplacer  lesdits  Traitös  de  1839.  Si  son  adhösion  formelle  ä 
ces  Conventions  ou  ä  quelques  unes  de  leurs  dispositions  6tait  requise,  l'Alle- 
magne  s'engage  d^s  maintenant  ä  la  donner. 

Article  32. 

L'AUemagne  reconnait  la  pleine  souverainet6  de  la  Belgique  sur  l'en- 
semble  du  territoire  contest6  de  Moresnet  (dit  Moresnet  neutre). 

Article  33. 

L'AUemagne  renonce,  en  faveur  de  la  Belgique,  ä  tous  droits  et  titres 
sur  le  territoire  du  Moresnet  prussien  situ6  ä.  l'Ouest  de  la  route  de  Li6ge 
ä  Aix-la-Chapelle;  la  partie  de  la  route  en  bordure  de  ce  territoire  appar- 
tiendra  ä  la  Belgique. 

Article  34. 

L'AUemagne  renonce,  en  outre,  en  faveur  de  la  Belgique.  ä  tous  droits 
et  titres  sur  les  territoires  comprenant  l'ensemble  des  cercles  (Kreise)  de 
Eupen  et  Malmödy. 

Pendant  les  six  mois  qui  suivront  la  mise  en  vigueur  du  präsent  Trait6, 
des  registres  seront  ouverts  par  l'autoritö  beige  ä  Eupen  et  ä  Malmödy  et 
les  habitants  desdits  territoires  auront  la  facult6  d'y  exprimer  par  6crit  leur 
d^sir  de  voir  tout  ou  partie  de  ces  territoires  maintenu  sous  la  souverainetö 
allemande. 

II  appartiendra  au  Gouvernement  beige  de  porter  le  rßsultat  de  cette 
consultation  populaire  ä  la  connaissance  de  la  Soci6t6  des  Nations,  dont  la 
Belgique  s'engage  ä  accepter  la  döcision. 

Article  35. 

Une  Commission  compos^e  de  sept  membres  dont  cinq  seront  nomm^s 
par  les  Principales  Puissances  alli^es  et  associ^es,  un  par  l'Allemagne  et  un 
par  la  Belgique,  sera  constituöe  quinze  jours  apres  la  mise  en  vigueur  du 
präsent  Traitö  pour  fixer  sur  place  la  nouvelle  ligne-fronti^re  entre  la  Bei- 
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gique   et   rAllemagne,    en   tenant   compte  de  la  Situation  6conomique  et  des 
voies  de  communication. 

Les  d6cisions  seront  prises  ä  la  majorit6  des  voix  et  seront  obligatoires 
pour  les  parties  int6ress6es. 

Article  36. 

Dös  que  le  transfert  de  la  souverainet^  sur  les  territoires  ci-dessus 
vis6s  sera  d^finitif,  la  nationalitö  beige  sera  d^finitivement  acquise  de  plein 
droit  et  ä  l'exclusion  de  la  nationalit^  allemande  par  les  ressortissants  alle- 
mands  6tablis  sur  ces  territoires. 

Toatefois,  les  ressortissants  allemands  qui  se  seraient  ötablis  sur  ces 
territoires  post^rieurement  au  1"  aoüt  1914  ne  pourront  acqu6rir  la  natio- 
nalit6  beige  qu'avec  une  autorisation  du  Gouvernement  beige. 

Article  37. 

Pendant  les  deux  ans  qui  suivront  le  transfert  döfinitif  de  la  souve- 
rainet6  sur  les  territoires  attribuös  ä  la  Belgique  eo  vertu  du  präsent  Trait6, 
les  ressortissants  allemands  äg^s  de  plus  de  18  ans  et  ^tablis  sur  ces  terri- 
toires auront  la  facultö  d'opter  pour  la  nationalit6  allemande. 

L'option  du  mari  entrainera  celle  de  la  femme  et  l'option  des  parents 
entrainera  celle  de  leurs  enfants  äg6s  de  moins  de  18  ans. 

Les  personnes  ayant  exercö  le  droit  d'option  ci-dessus  pr6vu  devront, 
dans  les  douze  mois  qui  suivront.  transporter  leur  domicile  en  Allemagne. 

EUes  seront  libres  de  conserver  les  biens  immobiliers  qu'elles  possfedent 
sur  les  territoires  acquis  par  la  Belgique.  Elles  pourront  empörter  leurs  biens 
meubles  de  toute  nature.  II  ne  leur  sera  imposö,  de  ce  chef.  aucun  droit 
soit  de  sortie,  soit  d'entröe. 

Article  38. 

Le  Gouvernement  allemand  remettra.  sans  d6lai,  au  Gouvernement  beige 
les  archives,  registres,  plans,  titres,  et  documents  de  toute  nature  concernant 
les  administrations  civile,  militaire,  financifere.  judiciaire  ou  autres  du  terri- 
toire  transförö  sous  la  souverainet^  de  la  Belgique. 

Le  Gouvernement  allemand  resiituera  de  meme  au  Gouvernement  beige 
les  archives  et  documents  de  toute  nature  enlev6s  au  cours  de  la  guerre  par 
les  autoritös  allemandes  dans  les  administrations  publiques  beiges,  et  notam- 
ment  au  Ministöre  des  Affaires  fitrangöres  ä  Bruxelles. 

Article  39. 
La   Proportion   et   la   nature   des  charges  financieres  de  l'Allemagne  et 
de   la  Prusse   que  la  Belgique  aura  ä  supporter,  ä  raison  des  territoires  qui 
lui   sont   c6d6s,   seront  fixees   conformöment   aux   articles   254   et   256  de  la 
Partie  IX  (Clauses  financiöres)  du  präsent  Traitö. 

Section  II. 
Luxembourg. 
Article  40. 
L'Allemagne   renonce,    en   ce   qui   concerne  le  Grand-Dach6  de  Luxem- 
bourg,   au    bönöfice    de   toutes   dispositions   inscrites   en   sa    faveur   dans   les 
Trait6s  des  8  fövrier  1842,   2  avril  1847,  20-25  octobre  1865,  18  aoit  1866, 
21    fövrier   et    11    mai  1867,    10  mai  1871,  11  juin  1872.  11  novembre  1902, 
ainsi  que  dans  toutes  Conventions  consöcutives  auxdits  Trait^s. 

L'Allemagne  reconnait  que  le  Grand-Duchö  de  Luxembourg  a  cessö  de 
faire  partie  du  Zollverein  allemand  k  dater  du  1"  janvier  1919,  renonce  ä. 
tous  droits  sur  l'exploitalion  des  chemins  de  fer,  adhöre  k  l'abrogation  du 
regime  de  neutralit6  du  Grand-Duch6  et  accepte  par  avance  tous  arran- 
gements  internationaux  conclus  par  les  Puissances  alli^es  et  associöes  relative- 
ment  au  Grand-Duch6. 
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Article  41. 
L'Allemagne  s'engage  ä  faire  b6n6ficier  le  Grand- Duch6  de  Luxembourg, 
sur  la  dtmande  qui  lui  en  sera  adres6(5e  par  les  Principales  Puissances  alli^es 
et  assüci^es,  des  avantages  et  droits,  stipul6s  par  le  präsent  Trait6  au  profit 
desdites  Puissances  ou  de  leurs  ressortissants,  en  matiferes  6conomiques,  de 
transport  et  de  navigation  a6rienne. 

Section  III. 

Rive  gauche  du  Rhin. 

Article  42. 

II    est   interdit   ä   TAllemagne   de  maintenir  ou  de  construire  des  forti- 

fications   soit   sur    la  rive  gauche  du  Rhin,    seit  sur  la  rive  droite,  ä  l'Ouest 

d'une  ligne  trac6e  ä  50  kiiomötres  ä  l'Est  de  ce  fieuve. 

Article  43. 

Sont  6galement  interdits,  dans  la  zone  d^finie  ä  l'article  42,  l'entretien 

ou   le   rassemblemect   de   forces  aim6es,   soit  k  titre  peimanent,  soit  ä  titre 

ttmporaire,    austi   bien    que   toutes   manoeuvres   militaires  de  quelque  nature 

qu'tlles   soient   et  le  maintien  de  toutes  facilit^s  materielles  de  mobilisation. 

Article  44. 
Au  cas  oü  l'Allemagre  contreviendrait,  de  quelque  mani^re  que  ce  soit, 
aux   dispositions   des   articles   42   et   43,   eile   serait   consid^r^e  comme  com- 
mettant  ud  acte  hostile  vis-ä-vis  des  Puissances  signataires  du  pi^sent  Trait6 
et  comme  cherchant  ä  troubler  la  paix  du  monde. 

Section  IV. 

Bassin  de  la  Sarre. 

Article  45. 

En  compecsation  de  la  destiuction  des  mines  de  charbon  dans  le  Nord 
de  la  France,  et  ä  valoir  sur  le  montant  de  la  r^paration  des  dommages  de 
guerie  dus  par  l'Allemagrie,  celle-ci  c^de  ä  la  France  la  propri6t6  enti^re  et 
absolue,  iranche  et  quitte  de  toutes  dettes  ou  charges,  avec  droit  exclusif 
d'exploitation,  des  mines  de  charbon  situ^es  dans  le  bassin  de  la  Sarre, 
d6limit6  comme  11  est  dit  ä  l'article  48. 

Article  46. 

En  vue  d'assurer  les  droits  et  le  bien-etre  de  la  population  et  de  garantir 
ä  la  France  la  pleine  libeit6  d'exploitation  des  mines,  l'Allemagne  accepte 
les  dispositions  des  Chapitres  I  et  11  de  l'Annexe  ci-jointe. 

Article  47. 

En  vue  de  pourvoir  cn  temps  opportun  au  Statut  d^finitif  du  Bassin 
de  la  Sarre,  tn  tenant  compte  des  vceux  de  la  population,  la  France  et 
l'Allemagrie   accepttnt  les  dispositions  du  Chapitre  III  de  l'Annexe  ci-jointe. 

Article  48. 

Les  limites  du  territoire  du  Bassin  de  la  Sarre,  objet  des  präsentes 
dispositions.  seront  fixäes  comme  il  suit: 

Au  Sud  et  au  Sud-Ouest:  par  la  fronti^re  de  la  France,  teile  qu'elle 
est  fix6e  par  le  pr6sent  Trait6. 

Au  NordOuest  et  au  Nord:  par  une  ligne  suivant  la  limite  administra- 
tive septentriocale  du  cercle  de  Merzig  depuis  le  point  oü  eile  se  dötache 
de  la  fronti^re  fran^aise  jusqu'au  point  oü  eile  coupe  la  limite  administrative 
qui  s6pare  la  commune  de  Saarhölzbach  de  la  commune  de  Britten ;  suivant 
cette  limite  ccmmura'e  vers  le  Sud  et  atteignant  la  limite  administrative  du 
canton  de  Merzig  de  mani^ie  ä  englober  dans  le  tenitoire  du  bassin  de  la 
Sarre  le  canton  de  Meitlach  ä  l'exeption  de  la  ccmmune  de  Britten ;  suivant 
les  limites  administratives  septentriorales  des  cantons  de  Merzig  et  de  Hau- 
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Stadt  incorpor^s  audit  territoire  du  bassin  de  la  Sarre,  puis  successivement 
Ics  limites  administratives  qui  söparent  les  cercles  de  Sarrelouis,  d'Ottweiler 
et  de  Saint-Wendel  des  cercles  de  Merzig,  de  Tröves  et  de  la  principaut6  de 
Birkenfeld,  jusqu'ä  un  point  situ6  ä  5U0  metres  environ  au  Nord  du  village 
de  Furschweiler  (point  culminant  du  Metzelberg). 

Au  Noid-Est  et  ä  l'Est:  du  dernier  point  ci-dessus  d^fini,  Jusqu'ä  un 
point  situ6  ä  environ  3  kilomfetres  5  ä  l'Est-Nord-Est  de  Saint-Wendel: 

une  ligne  ä  determiner  sur  le  terrain,  passant  ä  l'Est  de  Furschweiler, 
ä  rOuest  de  Roschberg,  ä  l'Est  des  cotes  418,  329  (Sud  de  Roschberg),  ä 
rOuest  de  Leitersweiler,  au  Nord-Est  de  la  cote  464,  puis,  suivant  vers  le 
Sud  la  ligne  de  faite  jusqu'ä  son  point  de  rencontre  avec  la  limite  admini- 
strative du  cercle  de  Kusel; 

de  lä,  vers  le  Sud,  la  limite  du  cercle  de  Kusel,  puis  celle  du  cercle 
de  Homburg,  vers  le  Sud-Sud-Est,  jusqu'ä  un  point  situ6  ä  environ  1000  metres 
Ouest  de  Dunzweiler; 

de  lä  et  jusqu'ä  un  point  situ6  ä  environ  1  kilomätre  au  Sud  de 
Hornbach : 

une  ligne  ä  determiner  sur  le  terrain,  passant  par  la  cote  424  (environ 
1000  mfetres  Sud-Est  de  Dunzweiler),  par  les  cotes  363  (Fuchs-Berg),  322 
(Sud-Oue&t  de  Waldmohr),  puis  ä  l'Est  de  Jägersburg  et  de  Erbach,  puis 
englobant  Homburg  en  passant  par  les  cotes  361  (2  kilomfetres  5  environ  ä 
l'Est-Nord-Est  de  la  ville),  342  (2  kilomfetres  environ  Sud-Est  de  la  villej, 
357  (Schreiners-Berg),  356,  350  (1  kilomötre  5  environ  Sud-Est  de  Schwarzen- 
bach),  passant  ensuite  ä  l'Est  de  Einöd,  au  Sud-Est  des  cotes  322  et  333,  ä 
environ  2  kilometres  Est  de  Webenheim,  2  kilom^tres  Est  de  Mimbach,  con- 
lournant  ä  l'Est  le  mouvement  de  terrain  sur  lequel  passe  la  route  de 
Mimbach  ä  Böckweiler  de  mani^re  ä  comprendre  ladite  route  dans  le  terri- 
toire de  la  Sarre,  passant  imm^diatement  au  Nord  de  l'embranchement  des 
deux  routes  venant  de  Böckweiler  et  de  Altheim  et  situä  ä  environ  2  kilo- 
metres Nord  d'Altheim,  puis,  par  Ringweilerhof  exclu  et  la  cote  322  incluse, 
rejoigcant  la  frontifere  fran^aise  au  coude  qu'elle  forme  ä  environ  1  kilom^tre 
Sud  de  Hornbach  (voir  la  carte  au  1/100. 0()0,  annex6e  au  präsent  Trait^  sous 
le  no  2). 

Une  Commission  compos^e  de  cinq  membres,  dont  un  sera  nomm6  par 
la  France,  un  par  l'Allemagne  et  trois  par  le  Conseil  de  la  Soci6t6  des 
Nations,  qui  portera  son  choix  sur  les  nationaux  d'autres  Puissances,  sera 
constitu6e  dans  les  quinze  jours  qui  suivront  la  mise  en  vigueur  de  präsent 
Trait6,    pour   fixer    sur    place   le  trac6  de  la  ligne  fronti^re  ci-dessus  döcrite. 

Dans  les  parties  du  trac6  pr6c6dent.  qui  ne  coiucident  pas  avec  des 
limites  administratives,  la  Commission  s'tfforcera  de  se  rapprocher  du  trac6 
indiqu6  en  tenant  compte,  dans  la  mesure  du  posbible,  des  int6r6ts  6cono- 
miques  locaux  et  des  limites  communaks  existanies. 

Les  döcisioDs  de  cette  Commission  seront  prises  ä  la  maJorit6  des  voix 
et  seront  obligatoires  pour  les  parties  int6ress6es. 

Article  49. 

L'Allemagne  renonce,  en  faveur  de  la  Soci6t6  des  Nations.  consid^röe 
ici  comme  fidei-commissaire,  au  gouvernement  du  territoire  ci-dessus  sp(?cifi6. 

A  l'expiration  d'un  dölai  de  quinze  ans,  ä  dater  de  la  mise  en  vigueur 
du  pr6sent  Trait6,  la  population  dudit  territoire  sera  appelöe  ä  faire  connaitre 
la  souverainet6  sous  laquelle  eile  d6sirerait  se  voir  placke. 

Article  50. 
Les   clauses   suivant   lesquelles   la   cession   des   mines   du  Bassin   de   la 
Sarre  sera  effectu6e,   ainsi  que  les  mesures  dostinöes  ä  assurer  le  respect  des 
droits   et   le   bien-6tre   des  populations  en  niC'me  temps  que  le  gouvernement 
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du  territoire,  et  les  conditions  dans  lesquelles  aura  lieu  la  consultation  po- 
pulairc  ci-dessus  pr6vue,  sont  fix6es  dans  l'Annexe  ci-jointe,  qui  sera  consi- 
d6r6e  comme  faisant  partie  int6grante  du  pr6sent  Trait6,  et  qae  TAlIemagDe 
d6clare  agr6er. 

Annexe. 
En  conformitö  des  stipulations  des  articles  45  ä  bO  du  pr6sent  Trait6, 
les  clauses  suivant  lesquelles  la  cession  par  l'Allemagne  ä  la  France  des 
mines  du  Bassin  de  la  Sarre  sera  effectu6e,  ainsi  que  les  mesures  destin6es 
ä  assurer  le  respect  des  droits  et  le  bien-etre  des  popuiations  en  meme  temps 
que  le  gouvernement  du  territoire,  et  les  conditions  dans  lesquelles  ces  po- 
puiations seront  appelöes  ä  faire  connaitre  la  souverainetö  sous  laquelle  elles 
d6sireraient  se  voir  plac6es,  ont  6t6  fix^es  comme  il  suit: 

Chapitre  prämier. 
Dos  Propriöt^s  Minieres  Cödöes  et  de  lenr  Exploitation. 

§  1- 

A  dater  de  la  mise  en  vigueur  du  pr6sent  Trait6,  l'Etat  fran^ais 
acquerra  la  propri6t6  enti^re  et  absolue  de  tous  les  gisements  de  houille 
situ6s  dans  les  limites  du  Bassin  de  la  Sarre,  telles  qu'elles  sont  sp6cifi6es 
dans  l'article  48  dudit  Traitö. 

L'Etat  fran^ais  aura  le  droit  d'exploiter  ou  de  ne  pas  exploiter  lesdites 
mines,  ou  de  c6der  ä  des  tiers  le  droit  de  les  exploiter.  sans  avoir  ä  obtenir 
aucune  autorisation  pr6alable  ni  ä  remplir  aucune  formalit^. 

L'Etat  frangais  pourra  toujours  exiger  rapplication  des  lois  et  r^gle- 
ments  miniers  allemands  ci-dessous  visös,  ä  l'effet  d'assurer  la  d6termination 
de  ses  droits. 

,§  2. 

Le  droit  de  propri6t6  de  l'Etat  fran^ais  s'appliquera  aux  gisements 
libres  et  non  encore  conc6d6s  ainsi  qu'aux  gisements  döjä  conc^dös,  quels 
qu'en  soient^les  propri6taires  ,actuels,  sans  distinguer  ^selon  qu'ils  appar- 
tiennent  ä  l'Etat  prussien,  ä  l'Etat  bavarois,  ä  d'autres  Etats  ou  collectivitös, 
ä  des  soci6t6s  ou  ä  des  particuliers,  qu'ils  soient  exploitös  ou  inexploitös,  ou 
qu'un  droit  d'exploitation  distinet  des  droits  des  propriötaires  de  la  surface 
ait  6t6  ou  non  reconnu. 

§  3. 

En  ce  qui  concerne  les  mines  exploitöes,  le  transfert  de  la  pro- 
pri6t6  ä  l'Etat  frangais  s'appliquera  ä  toutes  les  d^pendances  desdites  mines, 
notamment  ä  leurs  installations  et  matßriels  d'exploitation,  tant  superficiels 
que  Souterrains,  ä  leur  matöriel  d'extraction,  usines  de  transformation  de  la 
houille  en  Energie  61ectrique.  coke  et  sous-produits,  ateliers,  voies  de  commu- 
nication,  canalisations  6lectriques,  installations  de  captage  et  de  distribution 
d'eau,  terrains  et  bätiments  tels  que  bureaux,  maisons  de  directeurs,  employös 
ou  ouvriers,  Cooles,  hopitaux  et  dispensaires,  aux  Stocks  et  approvisionne- 
ments  de  toute  nature,  aux  archives  et  plans,  et  en  g6n6ral  ä  tout  ce  dont 
les  proprietaires  ou  exploitants  des  mines  ont  la  propri6t6  ou  la  jouissance 
en  vue  de  l'exploitation  des  mines  et  de  leurs  d^pendances. 

Le  transfert  s'appliquera,  ^galement,  aux  cröances  ä  recouvrer  pour  les 
produits  livr6s  ant6rieurement  ä  la  prise  de  possession  par  l'Etat  francais  et 
post6rieurement  ä  la  signature  du  präsent  Trait6.  ainsi  qu'aux  cautionne- 
ments  des  clients,  dont  les  droits  seront  garantis  par  l'Etat  frangals. 

La  propri^t^  sera  acquise  par  l'Etat  francais  franche  et  quitte  de  toutes 
dettes  et  charges.  Toutefois,  il  ne  sera  portö  aucune  atteinte  aux  droits 
acquis,  ou  en  cours  d'acquisition,  par  le  personnel  des  mines  et  de  leurs  d6- 
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pendances  ä  la  date  de  la  mise  en  vigueur  du  präsent  Trait6.  en  ce  qui 
coDcerne  les  pensions  de  retraite  ou  d'invalidit6  de  ce  personnel.  En  revanche, 
l'AlIemagne  devra  remettre  ä  l'Etat  frangals  les  r^serves  math6matiques  des 
rentes  acquises  par  ledit  personnel. 

§  5- 

La  valeur  des  propri6t6s  ainsi  c6d6es  ä  l'Etat  fran^ais  sera  d6termin6e 
par  la  Commission  des  r6parations  pr^vue  ä  l'article  26'6  de  la  Partie  VIII 
(R^parations)  du  präsent  Traitö. 

Cette  valeur  sera  port6«  au  credit  de  TAllemagne  dans  le  compte  des 
r^parations. 

II  appartiendra  ä  rAUemagne  d'indemniser  les  propri6taires  ou  Inte- 
resses, quels  qu'ils  soient. 

§  6. 

Aucun  tarif  ne  sera  6tabli  sur  les  chemins  de  fer  et  canaux  allemands, 
qui  puisse,  par  des  discriminations  directes  ou  indirectes,  porter  pröjudice  au 
transport  du  personnel,  des  produits  des  mines  et  de  leurs  döpendances.  ou 
des  matieres  nöcessaires  ä  leur  exploitation.  Ces  transports  jouiront  de  tous 
les  droits  et  Privileges  que  des  Conventions  internationales  sur  les  chemins 
de  fer  pourraient  garantir  aux  produits  similaires  d'origine  frangaise. 

§  7- 

Le  matöriel  et  le  personnel  nöcessaires  ä  l'^vacuation  et  au  transport 
des  produits  des  mines  et  de  leurs  d6pendances.  ainsi  qu'au  transport  des 
ouvriers  et  employös,  seront  procur6s  par  l'admiuistration  des  chemins  de  fer 
du  Bassin. 

§  8. 

Aucun  obstacle  ne  sera  apportä  aux  travaux  compl^mentaires  de  voies 
ferr^es  ou  de  voies  d'eau  que  l'Ecat  frangais  jugerait  nöcessaires  pour  assurer 
l'evacuation  et  le  transport  des  produits  des  mines  et  de  leurs  dependances. 
tels  que  doublement  des  voies,  agrandissements  des  gares,  construction  de 
chantiers  et  dependances.  La  r^partition  des  frais  sera,  en  cas  de  desaccoid, 
soumise  ä  un  arbitrage. 

L'Etat  fran^ais  pourra  de  meme  etablir  toutes  nouvelles  voies  de  com- 
munication.  ainsi  que  les  routes,  canalisations  eiectriques  et  liaisons  teiä- 
phoniques  qu'il  jugera  n^cessaires  pour  les  besoins  de  l'exploitation. 

II  exploitera  librement,  sans  aucune  entrave,  les  voies  de  communication 
dont  il  sera  proprietaire,  en  particulier  Celles  reliant  les  mines  et  leurs  depen- 
dances aux  voies  de  communication  situees  en  territoire  franyais. 

§  9- 

L'Etat  frangais  pourra  toujours  requerir  l'application  des  lois  et  ret{Ie- 
ments  miniers  allemands,  en  vigueur  au  11  novembre  1918  (reserve  faite  des 
dispositions  exclusivement  prises  en  vue  de  l'etat  de  guerre).  pour  Tacqui- 
sition  des  terrains  qu'il  jugera  necessaires  ä  l'exploitation  des  mines  et  de 
leurs  dependances. 

La  reparation  des  dommages  causes  aux  immeubles  par  l'exploitation 
desdites  mines  et  de  leurs  dependances  sera  reglee  conformement  aux  lois  et 
reglements  miniers  allemands  ci-dessus  vises. 

§  10. 
Toute    personne    substituee   par   l'Etat    fran^ais  dans  tout  ou  parlie  de 
ses    droits    sur    l'exploitation    des    mines    ou   de  leurs  dependances  beoeficiera 
des  prerogativcs  slipuiees  dans  la  presente  Annexe. 

§  11 
Les   mines   et  autres  immeubles  devenus  la  propriete  de  l'Etat  franijais 
ne  pourront  jamais  6tre  l'objet  de  mesures  de  decheance,  de  racbat,  d'expro- 
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priation  ou  de  r^quisition,  ni  de  toute  autre  mesure  portant  atteinte  au  droit 
de  propri6t6. 

Le  personnel  et  le  mat6riel  affectös  ä  l'exploitation  de  ces  mines  ou  de 
leurs  d6pendancfs,  ainsi  que  les  produits  extraits  de  ces  mines  ou  fahriqu^s 
dans  leurs  d6pendances,  ne  pourront  jamais  etre  l'objet  de  mesures  de 
r^quisition. 

§  12. 

L'exploitation  des  mines  et  de  leurs  d6pendances,  dont  la  propri6t6  sera 
acquise  k  l'Etat  fran^ais,  continuera,  sous  rCserve  des  dispositions  du  para- 
graphe  2H  ci-dessous,  d'etre  soumise  au  regime  6tabli  par  les  lois  et  r^gle- 
ments  allemands  en  vigueur  au  11  novembre  1918  (röserve  faite  des  dis- 
positions exclusivement  prises  en  vue  de  l'6tat  de  guerre). 

Les  droits  des  ouvriers  seront  6galement  maintenus,  tels  qu'iis  r6sul- 
taient  au  11  novembre  1918  des  lois  et  r^glements  allemands  ci-dessus  vis6s, 
et  sous  r^serve  des  dispositions  dudit  paragraphe  23. 

Aucune  entrave  ne  sera  apportöe  ä  l'introduction  et  ä  l'emploi  de  la 
main-d'oeuvre  6trang6re  au  Bassin  dans  les  mines  ou  dans  leurs  döpendances. 

Les  ouvriers  et  employös  de  nationalit6  franc^'aise  pourront  appartenir 
aux  syndicats  fran^ais. 

La  contribution  des  mines  et  de  leurs  d^pendances,  tant  au  budget  local 
du  territoire  du  Bassin  de  la  Sarre  qu'aux  taxes  communales,  sera  fix6e  en 
tenant  un  juste  compte  de  la  valeur  proportionnelle  des  mines  par  rapport 
ä  l'ensemble  de  la  richesse  imposable  du  Bassin. 

§  14. 

L'Etat  frangais  pourra  toujours  fonder  et  entretenir,  comme  döpendances 
des  mines,  des  6coles  primaires  ou  techniques  ä  l'usage  du  personnel  et  des 
enfants  de  ce  personnel  et  y  faire  donner  l'enseignement  en  langue  frangaise, 
conform6ment  ä  des   programmes  et  par  des  maitres  de  son  choix. 

11  pourra  de  meme  fonder  et  entretenir  tous  hopitaux,  dispensaires, 
maisons  et  jardins  ouvriers  et  autres  ceuvres  d'assistance  et  de  solidarit6. 

§  15. 

L'Etat  fran^ais  aura  toute  libert6  de  proc6der,  comme  il  l'entendra,  ä 
la  distribution,  ä  l'exp^dition  et  ä  la  fixation  des  prix  de  vente  des  produits 
des  mines  et  de  leurs  dßpendances. 

Toutefois,  quel  que  soit  le  montant  de  la  production  des  mines,  le 
Gouvernement  fran^ais  s'engage  ä  ce  que  les  demandes  de  la  consommation 
locale,  industrielle  et  domestique,  soient  toujours  satisfaites  dans  la  Pro- 
portion, qui  existait  au  cours  de  l'exercice  1913,  entre  la  consommation  locale 
et  la  production  totale  du  Bassin  de  la  Sarre. 

C  h  a  p  i  t  r  e  IL 

Gouvernment  du  Territoire  du  Bassin  de  la  Sarre. 

§  16. 
Le  Gouvernement  du  territoire  du  Bassin  de  la  Sarre  sera  confiö  ä  une 
Commission  reprösentant  la  Soci6t6  des  Nations.    Cette  Commission  aura  son 
si^ge  dans  le  territoire  du  Bassin  de  la  Sarre. 

§  17. 
La  Commission  de  Gouvernement  pr6vue  au  paragraphe  16  sera  com- 
posöe  de  cinq  membres,  nomm^s  par  le  Conseil  de  la  Soci6t6  des  Nations  et 
comprendra  un  membre  frangais,  un  membre  non  fran^ais,  originaire  et  habi- 
tant  du  territoire  du  Bassin  de  la  Sarre,  et  trois  membres  ressortissant  ä 
trois  pays  autres  que  la  France  et  l'Allemagne. 
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Les  membres  de  la  Commission  de  Gouvernement  seront  nomm^s  pour 
un  an  et  leur  mandat  sera  renouvelable.  Ils  pourront  etre  r6voqu6s  par  le 
Conseil  de  la  Soci6t6  des  Nations,  qui  pourvoira  ä  leur  remplacement. 

Les  membres  de  la  Commission  de  Gouvernement  auront  droit  ä  un 
traitement,  qui  sera  fix6  par  le  Conseil  de  la  Soci6t6  des  Nations  et  pay6 
sur  les  revenus  du  territoire. 

§  18. 

Le  President  de  la  Commission  de  Gouvernement  sera  dösign6  par  le 
Conseil  de  la  Soci6t6  des  Nations.  parmi  les  membres  de  la  Commission  et 
pour  une  dur^e  d'un  an ;  ses  pouvoirs  seront  renouvelables. 

Le  President  remplira  les  fonctions  d'agent  ex^cutif  de  la  Commission. 

§  19. 

La  Commission  de  Gouvernement  aura,  sur  le  territoire  du  Bassin  de 
la  Sarre,  tous  les  pouvoirs  de  gouvernement  appartenant  antörieurement  ä 
l'Empire  allemand,  ä  la  Prusse  et  ä  la  Bavi^re,  y  compris  celui  de  nommer 
et  r6voquer  les  fonctionnaires  et  de  cr6er  tels  organes  administratifs  et 
repr^sentatifs  quelle  estimera  n^cessaires. 

Elle  aura  pleins  pouvoirs  pour  administrer  et  exploiter  les  chemins  de 
fer,  les  canaux  et  les  diff6rents  Services  publics. 

Ses  döcisions  seront  prises  ä  la  majorit6  des  voix. 

§  20. 
L'Allemagne  mettra  ä  la  disposition  du  Gouvernement  du  Bassin  de  la 
Sarre  ^tous   les  documents  officiels  et   archives  en  possession   de  TAllemagne, 
d'un  Etat  allemand  ou  d'une  autorit6  locale,   qui  se  rapportent  au  territoire 
du  Bassin  de  la  Sarre  ou  aux  droits  de  ses  habitants. 

§  21. 
II  appartiendra  ä   la  Commission   de  Gouvernement  d'assurer,   par  tels 
moyens  et  dans  telles  conditions  qu'elle  jugera  convenables,    la  protection  ä 
r^tranger  des  int^rets  des  habitants  du  territoire  du  Bassin  de  la  Sarre. 

§  22. 

La  Commission  de  Gouvernement  aura  le  piain  usufruit  des  prnpriötes 
autres  que  les  mines  et  appartenant,  tant  au  titre  du  domaine  public  qu'au 
titre  du  domaine  privö,  au  Gouvernement  de  l'empire  allemand  ou  au  Gou- 
vernement de  tout  Etat  allemand  sur  le  territoire  du  Bassin  de  la  Sarre. 

En  ce  qui  concerne  les  chemins  de  fer,  une  6quitable  r^partition  du 
mat6riel  roulant  sera  faite  par  une  Commission  mixte,  oii  seront  representös 
la  Commission  de  Gouvernement  du  territoire  du  Bassin  de  la  Sarre  et  les 
chemins  de  fer  allemands. 

Les  personnes.  les  marchandises,  les  bateaux,  les  wagons,  les  v6hicules 
et  les  transports  postaux  sortant  du  Bassin  de  la  Sarre  ou  y  entrant  b6n6- 
ficieront  de  tous  les  droits  et  avantages  relatifs  au  transit  et  au  transport 
tels  qu'ils  sont  sp6cifi6s  dans  les  dispositions  de  la  Partie  XII  (Ports,  Voies 
d'eau  et  Voies  ferr^es)  du  präsent  Trait6. 

§  23. 

Les  lois  et  reglements  en  vigueur  sur  le  territoire  du  Bassin  de  la 
Sarre  au  11  novembre  1918  (röserve  faite  des  dispositions  ^dictiües  en  vue  de 
l'ötat  de  guerre)  continueront  ä  y  6tre  applicables. 

Si,  pour  des  motifs  d'ordre  g6n6ral  ou  pour  mettre  ces  lois  et  rtigle- 
ments  en  accord  avec  les  stipulations  du  pr6sent  Trait6,  il  6tait  nöcessaire 
d'y  apporter  des  modifications,  celles-ci  seraient  d6cid6es  et  effectutSes  par  la 
Commission  de  Gouvernement,  apros  avis  des  repr^sentants  6lus  des  habitants 
pris  dans  teile  forme  que  la  Commission  decidera. 
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Aucune  modification  ne  pourra  6tre  apport6e  au  regime  l^gal  d'exploi- 
tation,  pr6vu  au  paragraphe  12,  sans  consultation  pr6alable  de  l'Etat  fran^ais, 
k  moins  que  cette  modification  ne  soit  la  cons6quence  d'une  r6glementation 
g6n6rale  du  travail  adopt^e  par  la  Soci6t6  des  Nations. 

Dans  la  fixation  des  conditions  et  des  heures  de  travail  pour  les  hommes, 
les  femmes  et  les  enfants,  la  Commission  de  Gouvernement  devra  prendre  en 
consid^ration  les  vo^ux  6mis  par  les  organisations  locales  du  travail,  ainsi 
qui  les  principes  adoptös  par  la  Soci6t6  des  Nations. 

§  24. 

Sous  r6serve  des  dispositions  du  paragraphe  4,  les  droits  des  habitants 
du  Bassin  de  la  Sarre  en  mati^re  d'assurance  et  de  pensions,  que  ces  droits 
soient  acquis  ou  en  cours  d'acquisition  ä  la  date  de  la  mise  en  vigueur  du 
präsent  Trait6,  qu'ils  aient  trait  ä  un  Systeme  quelconque  d'assurance  de 
TAllemagne  ou  ä  des  pensions  quelle  qu'en  soit  la  nature,  ne  sont  affect6s 
par  aucune  des  dispositions  du  präsent  Trait6. 

L'Allemagne  et  le  Gouvernement  du  territoire  du  Bassin  de  la  Sarre 
maintiendront  et  protegeront  tous  les  droits  ci-dessus  mentionn^s. 

§  25. 

Les  tribönaux  civils  et  criminels  existant  sur  le  territoire  du  Bassin 
de  la  Sarre  seront  maintenus. 

Une  Cour  civile  et  criminelle  sera  constitu6e  par  la  Commission  de 
Gouvernement  pour  juger  en  appel  des  döcisions  rendues  par  lesdits  tribunaux 
et  statuer  sur  les  matieres  dont  ceux-ci  n'auraient  pas  ä  connaitre. 

II  appartiendra  ä  la  Commission  de  Gouvernement  de  pourvoir  au  r^gle- 
ment  d'organisation  et  de  comp6tence  de  ladite  Cour. 

La  justice  sera  rendue  au  nom  de  la  Commission  de  Gouvernement. 

§  26. 

La  Commission  de  Gouvernement  aura  seule  le  pouvoir  de  lever  des 
taxes  et  impots  dans  la  limite  du  territoire  du  Bassin  de  la  Sarre. 

Les  taxes  et  impots  seront  exclusivement  appliqu6s  aux  besoins  du 
territoire. 

Le  Systeme  fiscal  existant  au  11  novembre  1918  sera  maintenu,  autant 
que  les  circonstances  le  permettront,  et  aucune  taxe  nouvelle,  sauf  douaniöre, 
ne  pourra  etre  stabile  sans  consultation  pr6alable  des  repr^sentants  61us  des 
habitants. 

§  27. 

Les  präsentes  dispositions  ne  porteront  aucune  atteinte  k  la  nationalit^ 
actuelle  des  habitants  du  territoire  du  Bassin  de  la  Sarre. 

Aucun  obstacle  ne  sera  opposä  ä  ceux  qui  dfeireraient  acqu^rir  une  autre 
nationalit6,  6tant  entendu  qu'en  pareil  cas  leur  nouvelle  nationalitö  sera 
acquise  ä  l'exclusion  de  toute  autre. 

§  28. 

Sous  le  controle  de  la  Commission  de  Gouvernement,  les  habitants  con- 
serveront  leurs  assembl6es  locales,  leurs  libertös  religieuses,  leurs  6coles,  leur 
langue. 

Le  droit  de  vote  ne  sera  pas  exerce  pour  d'autres  assembl^es  que  les 
assemblöes  locales;  il  appartiendra,  sans  distinction  de  sexe,  ä  tout  habitant 
ag6  de  plus  de  20  aus. 

§  29. 

Ceux  des  habitants  du  territoire  du  Bassin  de  la  Sarre,  qui  d6sireraient 
quitter  ce  territoire,  auront  toutes  facilit^s  pour  y  conserver  leurs  propri6t6s 
immobili^res  ou  pour  les  vendre  ä  des  prix  6quitables  et  pour  empörter  leurs 
meubles  en  franchise  de  toutes  taxes. 
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§  30. 

II  n'y  aura  sur  le  territoire  du  Bassin  de  la  Sarre  aucun  Service  mili- 
taire,  obligatoire  ou  volontaire ;  la  construction  de  foi:tifications  y  est  interdite. 

Seule,  une  gendarmerie  locale  y  sera  organisöe  pour  le  maintien  de 
l'ordre. 

II  appartiendra  ä  la  Commission  de  Gouvernement  de  pourvoir.  en 
toutes  circonstances,  ä  la  protection  des  personnes  et  des  biens  sur  le  terri- 
toire du  Bassin  de  la  Sarre. 

§  31. 

Le  territoire  du  Bassin  de  la  Sarre,  tel  qu'il  est  d^limit^  par  l'article  48 
du  präsent  Trait^,  sera  sounais  au  regime  douanier  frangais.  Le  produit  des 
droits  de  douane  sur  les  marchandises  destinöes  ä  la  consommation  locale 
sera  attribu6  au  budget  dudit  territoire,  d^duction  faite  de  tous  frais  de 
perception. 

Aucune  taxe  d'exportation  ne  sera  mise  sur  les  produits  m6tallurgiques 
ou  le  charbon  sortant  dudit  territoire  ä  destination  de  l'Allemagne,  ni  sur 
les  exportations  allemandes  ä  destination  des  Industries  du  territoire  du 
Bassin  de  la  Sarre. 

Les  produits  naturels  ou  fabriquäs,  originaires  du  Bassin,  en  transit 
sur  le  territoire  allemand,  seront  libres  de  toutes  taxes  douani^res.  II  en 
sera  de  meme  pour  les  produits  allemands  en  transit  sur  le  territoire  du 
Bassin. 

Pendant  cinq  ans,  ä  dater  de  la  mise  en  vigueur  du  präsent  Traitä,  les 
produits  originaires  et  en  provenance  du  Bassin,  jouiront  de  la  franchise 
d'importation  en  Allemagne,  et  pendant  la  möiiie  pöriode,  Timportation  d'AUe- 
magne  sur  le  territoire  du  Bassin,  des  articles  destinäs  ä  la  consommation 
locale  sera  ägalement  libre  de  droits  de  douane. 

Au  cours  de  ces  cinq  annäes,  pour  chaque  article  en  provenance  du 
Bassin  et  dans  lequel  seront  incorporäs  des  matieres  premieres  ou  des  demi- 
ouvrös  venant  d'Allemagne  en  franchise,  le  Gouvernement  francais  se  räserve 
de  limiter  les  quantitös,  qui  seront  admises  en  France,  ä  la  moyenne  annuelle 
des  quantitäs  exp6di6es  en  Alsace- Lorraine  et  en  France  au  cours  des  ann6es 
1911 — 1913.  teile  qu'elle  sera  d6termin6e  ä  l'aide  de  tous  renseignements  et 
documents  statistiques  officiels. 

§  32. 

Aucune  prohibition  ni  restriction  ne  sera  imposäe  ä  la  circulation  de  la 
monnaie  fran^aise  sur  le  territoire  du  Bassin  de  la  Sarre. 

L'Etat  frangais  aura  le  droit  de  se  servir  de  la  monnaie  frangaise  pour 
tous  ses  acbats  ou  paycments  et  dans  tous  ses  contrats  relatifs  ä  l'exploitation 
des  mines  ou  de  leurs  döpendances. 

§  33. 

La  Commission  de  Gouvernement  aura  pouvoir  de  räsoudre  toutes 
questions,  auxquelles  pourrait  donner  lieu  l'interprätation  des  dispositions  qui 
pr6cedent. 

La  France  et  l'Allemagne  reconnaissent  que  tout  litige,  impliquant  une 
divergence  dans  l'interprätation  desdites  dispositions,  sera  6galement  soumis 
ä  la  Commission  de  Gouvernement,  dont  la  däcision,  rendue  ä  la  majoritä, 
sera  obligatoire  pour  les  deux  pays. 

Chap  i  tre  III. 
Cousultation  Topulaire. 

§  34. 
A  rtxpinition  d'un  dölai  de  quinze  ans,  ä  conipter  de  la  mise  en  vigueur 
du  präsent  Traitä,    la  population    du   territoire   du  Bassin    de   la  Sarre   sera 
appeläe  k  faire  connaitre  sa  volonte  comme  il  suit: 
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Un  vote  aura  Heu  par  commune  ou  par  district  et  portera  sur  les  trois 
alternatives  suivantes; 

a)  maintien  du  regime  6tabli  par  le  pr6sent  Traitö  et  par  la  präsente 
Annexe;  —  bj  union  ä  la  France;  —  cj  union  ä  l'Allemagne. 

Le  droit  de  vote  appartiendra,  sans  distinction  de  sexe,  ä  toute  per- 
sonne äg6e  de  plus  de  2U  ans  ä  la  date  du  vote,  habitant  le  territoire  ä  la 
date  de  la  signature  du  Trait6. 

Les  autres  r^gles,  les  modalitös  et  la  date  du  vote  seront  fix6es  par  le 
Conseil  de  la  Soci6t6  des  Nations,  de  fagon  ä  assurer  la  libert6,  le  secret  et 
la  sinc6rit6  des  votes. 

§  35. 

La  Sociötö  des  Nations  d(5cidera  de  la  souverainet^,  sous  laquelle  le 
territoire  sera  plac6,  en  tenant  compte  du  d6sir  exprim6  par  le  vote  de  la 
Population : 

a)  Dans  le  cas  oü,  pour  tout  ou  partie  du  territoire,  la  Soci6t6  des  Nations 
d^ciderait  le  maintien  du  regime  6tabli  par  le  präsent  Traitö  et  par  la  prä- 
sente Annexe,  l'Allemagne  s'engage  d^s  maintenant  ä  renoncer,  en  faveur  de 
la  Soci6t6  des  Nations,  ä  sa  souverainetö,  ainsi  que  la  Süci6t6  des  Nations 
le  jugera  n6cessaire,  et  il  appartiendra  ä  celle-ci  de  prendre  les  mesures  pro- 
pres ä  adapter  ie  regime  döfinitivement  instaurä  aux  int6r6ts  permanents  du 
territoire  et  ä  l'intöret  g^nöral ; 

b)  Dans  le  cas  oü,  pour  tout  ou  partie  du  territoire,  la  Soci6t6  des 
Nations  döciderait  l'union  avec  la  France,  rAllemagne  s'engage  d^s  mainte- 
nant ä  cöder  ä  la  France,  en  ex6cution  de  la  d6cision  conforme  de  la  Soci6t6 
des  Nations,  tous  ses  droits  et  titres  sur  le  territoire  qui  sera  sp6cifi6  par 
la  Soci6t6  des  Nations; 

c)  Dans  le  cas  oü,  pour  tout  ou  partie  du  territoire,  la  Sociötö  des 
Nations  d6ciderait  l'union  avec  l'Allemagne,  il  appartiendra  ä  la  Soci6t6  des 
Nations  de  pourvoir  ä  la  röinstallation  de  l'Allemagne  dans  le  gouvernement 
du  territoire  qui  sera  sp6cifi6  par  la  Soci6t6  des  Nations. 

§  36. 
Dans  le  cas  oü  la  Soci6t6  des  Nations  d^ciderait  l'union  ä  l'Allemagne 
de  tout  ou  partie  du  territoire  du  Bassin  de  la  Sarre,  les  droits  de  propri6t6 
de  la  France  sur  les  mines  situ6es  dans  cette  partie  du  territoire  seront 
rachet^s  en  bloc  par  l'Allemagne  ä  un  prix  payable  en  or.  Ce  prix  sera 
d6termin6  par  trois  experts,  statuant  ä  la  majoritö ;  Fun  de  ces  experts  sera 
nommö  par  l'Allemagne,  un  par  la  France  et  un  par  la  Soci6t6  des  Nations, 
ce  dernier  ne  devant  etre  ni  frangais  ni  allemand. 

L'obligation  de  la  part  de  l'Allemagne  d'effectuer  ce  paiement  sera  prise 
en  considöration  par  la  Commission  des  röparations,  et,  ä  cette  fin,  l'Alle- 
magne pourra  fournir  une  premi^re  hypoth^que  sur  son  capital  ou  ses  revenus 
de  toutes  mani^res  qui  seront  accept6es  par  la  Commission  des  röparations. 
Si,  n^anmoins,  l'Allemagne  un  an  apres  la  date  ä  laquelle  le  paiement 
aurait  du  6tre  effectu6  n'y  a  pas  satisfait,  la  Commission  des  räparations  y 
pourvoiera  en  conformit6  avec  les  instructions  qui  pourront  lui  etre  donnöes 
par  la  Soci6t6  des  Nations,  et  si  cela  est  nöcessaire,  en  liquidant  la  partie 
des  mines  en  question. 

§  37. 
Si,  ä  la  suite  du  rachat  prövu  au  paragraphe  36,  la  propri6t6  des  mines 
ou  d'une  partie  des  mines  est  transf^röe  ä  l'Allemagne,  l'üitat  et  les  natio- 
naux  frangais  auront  le  droit  d'acheter  la  quantitö  de  charbon  du  Bassin, 
justifiöe  par  leurs  besoins  industriels  et  domestiques  ä  cette  date.  ün  arrange- 
ment  öquitable  ötabli  en  temps  utile  par  le  Conseil  de  la  Society  des  Nations, 
fixera  les   quantitös  de  charbon  et  la  duröe  du  contrat,   ainsi   que  les  prix. 
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§  38. 
II  est  entenda  que  la  France  et  l'Alleinagne  pourront,   par  des  accords 
particuliers  conclus  avant   la  date  fix6e  pour  le  payement  du  prix  de  rachat 
des  mines,  döroger  aux  dispositions  des  paragraphes  36  et  37. 

§  39. 

Le  Conseil  de  la  Soci6t6  des  Nations  prendra  les  dispositions  requises 
pour  l'organisation  du  rögime  ä  instaurer  apres  la  mise  en  vigueur  des 
döcisions  de  la  Soci6t6  des  Nations  inentionn^es  au  paragraphe  35.  Ces  dis- 
positions comprendront  une  r^partition  6quitable  de  toutes  obligations  incom- 
bant  au  Gouvernement  du  Bassin  de  la  Sarre,  ä  la  suite  d'emprunts  lev6s 
par  la  Commission  ou  ä  la  suite  de  toute  autre  mesure. 

Des  la  mise  en  vigueur  du  nouveau  regime,  les  pouvoirs  de  la  Com- 
mission de  Gouvernement  prendront  fin,  sauf  dans  le  cas  prövu  par  le  para- 
graphe 35  a. 

§  40. 

Dans  les  mati^res  vis^es  dans  la  präsente  Annexe,  les  d^cisions  du  Con- 
seil de  la  Soci6t6  des  Nations  seront  prises  ä  la  majoritö. 

Section  V. 
Alsace- Lorraine. 
Les  Hautes  Parties  Contractantes,  ayant  reconnu  l'obligation  morale 
de  r^parer  le  tort  fait  par  l'Allemagne  en  1871,  tant  au  droit  de  la  France 
qu'ä  la  volonte  des  populations  d'Alsace  et  de  Lorraine,  s6par6es  de  leur 
Patrie  malgrö  la  protestation  solenaelle  de  leurs  repr6sentants  ä  l'Assemblöe 
de  Bordeaux, 

Sont  d'accord  sur  les  articles  suivants  : 

Article  5L 

Les  territoires  c^dös  ä  TAUemagne  en  vertu  des  Pr6liminaires  de  Paix 
sign^s  ä  Versailles  le  26  f6vrier  1871  et  du  Trait6  de  Francfort  du  10  mai 
1871,  sont  r6int6gr6s  dans  la  souverainet^  frangaise  ä  dater  de  l'Armistice 
du  11  novembre  1918. 

Les  dispositions  des  Trait6s  portant  dölimitation  de  la  frontifere  avant 
1871  seront  remises  en  vigueur. 

Article  52. 

Le  Gouvernement  allemand  remettra  sans  dölai  au  Gouvernement  frangais 
les  archives,  registres,  plans,  titres  et  documents  de  toute  nature  concernant 
les  administrations  civile,  militaire,  financiöre,  judiciaire  ou  autres,  des  terri- 
toires r6int6gr6s  dans  la  souverainetö  frangaise.  Si  quelques-uns  de  ces  docu- 
ments, archives,  registres,  titres  ou  plans  avaient  6t6  döplac^s,  ils  seront  restitu^s 
par  le  Gouvernement  allemand  sur  la  demande  du  Gouvernement  frangais. 

Article  53. 
II  sera  pourvu  par  Conventions  s6par6es  entre  la  France  et  TAllemagne 
au  röglement  des  intirßts  des  habitants  des  territoires  vis6s  k  l'article  51. 
notamment  en  ce  qui  concerne  leurs  droits  civils,  leur  commerce  et  l'exercice 
de  leur  profession,  6tant  entendu  que  rAllemagne  s'engage  d^s  ä  pri5sent  k 
reconnaitre  et  accepter  les  rögles  fix6es  dans  l'.Vnnexe  ci-jointe  et  concernant 
la  nationalitö  des  habitants  ou  des  personnes  originaires  desdits  territoires, 
ä  ne  revendiquer  ä  aucun  moment  ni  en  quelque  iieu  que  ce  soit  comnie 
ressortissants  allemands  ceux  qui  auront  6t6  döclar^s  frangiis  k  un  titre  quei- 
conque,  ä  recevoir  les  autres  sur  sou  territoire  et  ä  se  conformer.  en  ce  qui 
concerne  les  biens  des  nationaux  allemands  sur  les  territoires  vis^s  ;\  l'article  öl, 
aux  dispositions  de  l'article  297  et  de  l'Annexe  de  la  Section  IV,  Partie  X 
(Clauses  öconomiques)  du  präsent  Trait6. 
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Ceux  des  nationaux  allemands  qui,  sans  obtenir  la  nationalit^  fran(;aise, 
recevront  du  Gouvernement  fran^ais  l'autoriBation  de  r(;sider  sur  lesdits  terri- 
toires,  ne  seront  pas  soumis  aux  dispositions  dudit  article. 

Article  54. 

Possöderont  la  qualitö  d'Alsaciens-Lorrains  pour  l'ex^cution  des  dispo- 
sitions de  la  präsente  Section,  les  personnes  ayant  recouvrö  la  nationalit6 
frauQaise  en  vertu  du  paragraphe  1er  de  l'Annexe  ci-jointe. 

A  partir  du  jour  oii  elles  auront  r6clam6  la  nationalitö  fraD(;aise,  les 
personnes  vis6es  au  paragraphe  2  de  ladite  Annexe  seront  r6put6es  Alsaci- 
ennes-Lorraines,  avec  effet  r6troactif  au  11  novembre  1918.  Pour  Celles  dont 
la  demande  sera  rejetöe,  le  bön^fice  prendra  fin  ä  la  date  du  refus. 

öeront  6galement  röput^es  Alsaciennes-Lorraines,  les  personnes  morales 
ä  qui  cette  qualit6  aura  6t6  reconnue  soit  par  les  autorit6s  administratives 
fran^aises,  soit  par  une  d6cision  judiciaire. 

Article  55. 
Les   territoires   visös   ä  l'article  51  feront  retour  k  la  France  francs  et 
quittes   de   toutes   dettes   publiques   dans  les  conditions  prävues  par  l'article 
255  de  la  Partie  IX  (Clauses  financiöres)  du  pr6sent  Trait6. 

Article  56. 

Conform6ment  aux  stipulations  de  l'article  256  de  la  Partie  IX  (Clauses 
financieres)  du  präsent  Trait6,  la  France  entrera  en  possession  de  tous  biens 
et  propri6t6s  de  l'Empire  ou  des  Etats  allemands  situ6s  dans  les  territoires 
visös  ä  l'article  51,  sans  avoir  ä  payer  ni  cröditer  de  ce  chef  aucun  des  Etats 
c6dants. 

Cette  disposition  vise  tous  les  biens  meubles  ou  immeubles  du  domaine 
public  ou  priv6,  ensemble  les  droits  de  toute  nature  qui  appartenaient  ä 
l'Empire  ou  aux  Etats  allemands,  ou  ä  leurs  circonscriptions  administratives. 

Les  biens  de  la  Couronne  et  les  biens  priv^s  de  l'ancien  empereur  ou 
des  anciens  souverains  allemands  seront  assimil^s  aux  biens  du  domaine  public. 

Article  57. . 
L'Allemagne  ne  devra  prendre  aucune  disposition  tendant,  par  un  estam- 
pillage  ou  par  toutes  autres  mesures  legales  ou  administratives  qui  ne  s'appli- 
queraient  pas  au  reste  de  son  territoire,  ä  porter  atteinte  ä  la  valeur  legale 
ou  au  pouvoir  liböratoire  des  Instruments  monötaires  ou  monnaies  allemandes 
ayant  cours  I6gal  ä  la  date  de  la  signature  du  pr(5sent  Traitö  et  se  trouvant 
ä  ladite  date  en  la  possession  du  Gouvernement  fran^ais. 

Article  58. 

üne  Convention  speciale  fixera  les  conditions  du  remboursement  en  marks 
des  d^penses  exceptionnelles  de  guerre  avanc6es  au  cours  de  la  guerre  par 
l'Alsace-Lorraine  ou  les  collectivit^s  publiques  d'Alsace-Lorraine  pour  le  compte 
de  l'Empire  aux  termes  de  la  l^gislation  allemande,  telles  que:  allocations 
aux  familles  de  mobilisäs,  r^quisitions,  logements  de  troupes,  secours  aux 
6vacu6s. 

II  sera  tenu  compte  ä  l'Allemagne,  dans  la  fixation  du  montant  de  ces 
sommes,  de  la  part  pour  laquelle  l'Alsace-Lorraine  aurait  contribuö,  vis-ä-vis 
de  l'Empire,  aux  döpenses  r^sultant  de  tels  remboursements.  cette  contribution 
^tant  calculöe  d'apr^s  la  part  proportionnelle  des  revenus  d'Empire  provenant 
de  l'Alsace-Lorraine  en  1913. 

Article  59. 
L'Etat   francais  percevra  pour  son  propre  compte  les  impots,   droits  et 
taxes  d'Empire  de  toute  natuie.  exigibles  sur  les  territoiies  vis6s  ä  l'article  51 
et  non  recouvrös  ä  la  date  de  l'Armistice  du  11  novembre  1918. 
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Article  60. 
Le  Gouvernement   allemand   remettra   sans   d6lai  les  Alsaciens-Lorrains 
(personnes   physiques    et   morales   et  Etablissements  publicsj  en  possession  de 
tous  biens,  droits  et  int(5rets  leur  appartenant  ä  la  date  du  11  novembre  1918, 
en  tant  qu'ils  seront  situ6s  sur  le  territoire  allemand. 

Article  61. 
Le  Gouvernement  allemand  s'engage  ä  poursuivre  et  achever  sans  retard 
l'exEcution  des  clauses  financieres  concernant  l'Alsace-Lorraine  et  pr^vues  dans 
les  diverses  Conventions  d'armistice. 

Article  62. 

Le  Gouvernement  allemand  s'engage  ä  supporter  la  charge  de  toutes 
pensions  civiles  et  militaires  acquises  en  Alsace-Lorraine  ä  la  date  du 
11  novembre  1918,  et  dont  le  service  incombait  au  budget  de  l'Empire 
allemand. 

Le  Gouvernement  allemand  fournira  chaque  annöe  les  fonds  n^cessaircs 
pour  le  payement  en  francs,  au  taux  moyen  du  change  de  l'annöe,  des  sommes 
auxquelles  des  personnes  rösidant  en  Alsace-Lorraine  auraient  eu  droit  en 
marks  si  l'Alsace-Lorraine  6tait  rest6e  sous  la  juridiction  allemande. 

Article  63. 
Eu  ägard  ä  l'obligation  assumö  par  l'AlIemagne  dans  la  Partie  VIII 
(Röparations)  du  pr6sent  Trait6,  d'accorder  compensation  pour  les  dommages 
causEs  sous  forme  d'amendes  aux  populations  civiles  des  pays  alli^s  et  associös, 
les  habitants  des  territoires  vis6s  ä  l'article  öl  seront  assimiles  auxdites 
populations. 

Article  64. 
Les   regles   concernant   le   regime  du  Rhin  et  de  la  Moselle  sont  fixees 
dans   la  Partie  XII  (Ports,  Voies  d'eau  et  Voies  ferröes)   du  präsent  TraitE. 

Article  65. 

Dans  un  d^lai  de  trois  semaines  aprfes  la  mise  en  vigueur  du  prtSsent 
TraitE,  le  port  de  Strasbourg  et  le  port  de  Kehl  seront  constituEs,  pour  une 
dur^e  de  sept  annöes,  en  un  organisme  unique  au  point  de  vue  de  Texploitation. 

L'administration  de  cet  organisme  unique  sera  assuröe  par  un  directeur 
nomm6  par  la  Commission  centrale  du  Rhin  et  rövocable  par  eile. 

Ce  directeur  devra  etre  de  nationalit6  frangaise. 

II  seia  soumis  au  controle  de  la  Commission  centrale  du  Rhin  et  r^sidera 
k  Strasbourg. 

II  sera  ötabli,  dans  les  deux  ports,  des  zones  franches,  conform^ment  ä 
la  Partie  XII  (Ports,  Voies  d'eau  et  Voies  ferr6es)  du  present  Trait6. 

Une  Convention  particuliöre,  ä  intervenir  entre  la  France  et  l'AlIemagne, 
et  qui  sera  soumise  ä  l'approbation  de  la  Commission  centrale  du  Rhin, 
döterminera  les  modalitös  de  cette  Organisation,  notamment  au  point  de  vue 
financier. 

II  est  entendu  qu'aux  termes  du  präsent  article,  le  port  de  Kehl  com- 
prend  l'ensemble  des  surfaces  nöcessaires  au  mouvement  du  port  et  des  trains 
le  desservant,  y  compris  les  bassins,  quais  et  voies  ferröes,  terre-pleins,  grues, 
halls  de  quais  et  d'entrepöts,  silos,  elevateurs,  usines  hydro-electriques,  con- 
stituant  l'outülage  du  port. 

Le  Gouvernement  allemand  s'engage  k  prendre  toutes  dispositions  qui 
lui  seront  demandees  en  vue  d'assurer  que  toutes  les  formations  et  manocuvres 
de  trains  ä  destination  ou  en  provenance  de  Kehl,  relatifs  tant  ä  la  rive 
droite  qu'ä  la  rive  gauche  du  Rhin,  soient  effectuEes  dans  les  nieilkures  con- 
ditions  possibles. 
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Tous  les  droits  et  propri^tes  des  particuliers  seront  sauvegard^s.  En 
particulier,  l'administration  des  ports  s'abstiendra  de  toute  mesure  pr^judiciable 
aux  droits  de  propri6t6  des  chemins  de  fer  franrais  ou  badois. 

L'6ga]it6  de  traitement,  au  point  de  vue  du  trafic,  sera  assur6e  dans 
les  deux  ports  aux  nationaux,  bateaux  et  marchandises  de  toutes  nationalit6s. 
Au  cas  oü  ä  l'expiration  de  la  sixifeme  ann^e,  la  France  estimerait  qua 
l'etat  d'avancement  des  travaux  du  port  de  Strasbourg  rend  n6cessaire  une 
Prolongation  de  ce  regime  transitoire,  eile  aura  la  facult6  d'en  demander  la 
Prolongation  k  la  Commission  centrale  du  Rhin  qui  pourra  l'accorder  pour 
une  Periode  ne  döpassant  pas  trois  ans. 

Pendant  toute  la  duröe  de  la  Prolongation,  les  zones  franches  pr^vues 
ci-dessus  seront  maintenues. 

En  attendant  la  nomination  du  premier  directeur  par  la  Commission 
centrale  du  Rbin,  un  directeur  provisoire,  qui  devra  etre  de  nationalit6 
fran^aise,  pourra  etre  d6signe  par  les  Principales  Puissances  alliöes  et  associ^es 
dans  les  conditions  ci-dessus. 

Pour  toutes  les  questions  pos6es  par  le  präsent  article,  la  Commission 
centrale  du  Rhin  döcidera  ä  la  majoritö  des  voix. 

Article  66. 
Les   ponts   de   chemins   de  fer  et  autres  existant  actuellement  dans  les 
limites  de  l'Alsace-Lorraine  sur  le  Rhin  seront.   dans  toutes  leurs  parties  et 
sur    toute    leur    longueur,    la    propri6t6    de    l'Etat    francais   qui   en   assurera 
l'entretien. 

Article  67. 
Le  Gouvernement  francais  est  subrogö  dans  tous  les  droits  de  l'Empire 
allemand  sur  toutes  les  lignes  de  chemin  de  fer  g6r6es  par  l'administration 
des  chemins  de  fer  d'Empire  et  actuellement  en  exploitation  ou  en  construction. 
II  en  sera  de  meme  en  ce  qui  concerne  les  droits  de  l'Empire  sur  les 
concessions  de  chemins  de  fer  et  de  tramways  situöes  sur  les  territoires  vis6s 
ä  l'article  51. 

Cette  Subrogation  ne  donnera  lieu  ä  la  charge  de  l'Etat  frangais  ä  aucun 
payement. 

Les  gares  frontiferes  seront  fix6es  par  un  accord  ult^rieur,  6tant  par 
avance  stipulä  que,  sur  la  frontiöre  du  Rhin,  elles  seront  situ6es  sur  la  rive 
droite. 

Article  68. 
Conformöment  aux  dispositions  de  l'article  268  du  Chapitre  I  de  la  Section 
I  de  la  Partie  X  (Clauses  6conomiques)  du  präsent  Traitö,  pendant  une  Periode 
de  cinq  annöes,  ä  dater  de  la  mise  en  vigueur  du  präsent  Traitö,  les  produits 
naturels  ou  fabriqu6s,  originaires  et  en  provenance  des  territoires  vis6s  a 
l'article  51,  seront  re^us,  ä  leur  entröe  sur  le  territoire  douanier  allemand. 
en  franchise  de  tous  droits  de  douane. 

Le  Gouvernement  francais  se  röserve  de  fixer  chaque  ann^e,  par  döcret 
notifi6  au  Gouvernement  allemand,  la  nature  et  la  quotitö  des  produits  qui 
b^nöficieront  de  cette  franchise. 

Les  quantitös  de  chaque  produit  qui  pourront  etre  ainsi  envoy^es  annuelle- 
ment  en  Allemagne  ne  pourront  d6passer  la  moyenne  annuelle  des  quantit6s 
envoy6es  au  cours  des  annös  1911  ä  1913. 

En  outre,  et  pendant  ladite  pöriode  de  cinq  ans,  le  Gouvernement  allemand 
s'engage  ä  laisser  sortier  libremeot  d' Allemagne  et  ä  laisser  r^importer  en 
Allemagne,  en  franchise  de  tous  droits  de  douanes  ou  autres  charges,  j  compris 
les  impöts  Interieurs,  les  fils  tissus  et  autres  mati^res  ou  produits  textiles  de 
toute  nature  et  ä  tous  6tats,  venus  d'Allemagne  dans  les  territoires  vis^s  ä 
l'article  51,  pour  y  subir  des  Operations  de  finissage  quelconques,  telles  que 
blanchiment,  teinture,  impression,  mercerisage,  gazage,   retordage  ou  appret. 
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Article  69. 

Pendant  une  pöriode  de  dix  ans  ä  dater  de  la  mise  en  vigueur  du  present 
Traitä,  les  usines  centrales  d'^nergie  ölectrique  situ^es  en  territoire  allemand 
et  qui  fournissaient  de  l'^nergie  ölectrique  sur  les  territoires  visös  ä  Tarticle  51 
ou  ä  toute  installation  dont  l'exploitation  passe  d^finitivement  ou  provisoire- 
ment  de  rAllemagne  ä  la  France  seront  tenues  de  continuer  cette  fourniture 
ä  concurrence  de  la  consommation  correspondant  aux  march6s  et  polices  en 
cours  le  11  novembre  1918. 

Cette  fourniture  sera  faite  suivant  les  contrats  en  vigueur  et  ä  un  tarif 
que  ne  saurait  etre  supörieur  ä  celui  que  payent  auxdites  usines  les  ressor- 
tissants  allemands. 

Article  70. 

II  est  entendu  que  le  Gouvernement  frangais  garde  le  droit  d'interdire 
ä  lavenir,  sur  les  territoires  vis^s  ä  l'article  51,  toute  nouvelle  participation 
allemande: 

1°  dans  la  gestion  ou  l'exploitation  du  domaine  public  et  des  Services 
publics  tels  que :  chemins  de  fer,  voies  navigables,  distributions  d'eau,  de  gaz. 
d'önergie  6lectrique  et  autres ; 

20  dans  la  propri6t6  des  mines  et  carri^res  de  toute  nature  et  les  exploi- 
tations  connexes ; 

qO  enfin  dans  les  etablissements  mötallurgiques,  lors  meme  que  l'exploi- 
tation de  ceux-ci  ne  serait  connexe  de  celle  d'aucune  mine. 

Article  71. 

En  ce  qui  concerne  les  territoires  vis^s  ä  l'article  51,  l'Allemagne  renonce 
pour  eile  et  ses  ressortissants  ä  se  prövaloir,  ä  dater  du  11  novembre  1918, 
des  dispositions  de  la  loi  du  25  mai  1910  concernant  le  trafic  des  sels  de 
potasse,  et  d'une  fagon  g^nörale  de  toutes  dispositions  prövoyant  l'intervention 
d'organisations  allemandes  dans  Texploitation  des  mines  de  potasse.  Elle  renonce 
6galement  pour  eile  et  pour  ses  ressortissants  ä  se  pr^valoir  de  toutes  ententes. 
dispositions  ou  lois  pouvant  exister  ä  son  profit  relativement  ä  d'autres  produits 
desdits  territoires. 

Article  72. 

Le  r^glement  des  questions  concernant  les  dettes  contract^es  avant  le 
11  novembre  1918  entre  l'Empire  et  les  Etats  allemands  ou  leurs  ressortissants 
r^sidant  en  Allemagne  d'une  part  et  les  Alsaciens-Lorrains  r^sidant  en  Alsace- 
Lorraine  d'autre  part,  sera  effectuö  conform^ment  aux  dispositions  de  la  Sec- 
tion  III  de  la  Partie  X  (Clauses  6conomiques)  du  präsent  Trait6,  6tant  entendu 
que  l'expression  „avant  guerre"  doit  etre  remplac^e  par  l'expression  „avant 
le  11  novembre  1918".  Le  taux  de  change  applicable  audit  r^glement  sera  le 
taux  moyen  cot6  ä  la  Bourse  de  Gen^ve  durant  le  mois  qui  a  pr^c^dö  le 
11  novembre  1918. 

II  pourra  etre  constitu6  sur  le  territoire  visö  ä  l'article  51,  pour  le 
r^glement  desdites  dettes  dans  les  conditions  pr^vues  k  le  Section  III  de  la 
Partie  X  (Clauses  6conomiques)  du  präsent  Trait6,  un  office  special  de  vt^ri- 
fication  et  de  compensation,  6tant  entendu  que  ledit  office  pourra  6tre  consid^re 
comme  un  „office  central"  au  sens  du  paragraphe  1"  de  l'Annexe  de  ladite 
Section. 

Article  73. 

Les  biens,  droits  et  int6r6ts  priv6s  des  Alsaciens-Lorrains  en  Allemagne 
seront  regis  par  les  dispositions  de  la  Section  I"V  de  la  Partie  X  (Clauses 
^conomiques)  du  present  Trait6. 

Article  74. 

Le  Gouvernement  frangais  se  röserve  le  droit  de  retenir  et  liquider  tous 
les  biens,  droits  et  interots  que  poss6daient,  ä  la  date  du  11  novembre  1918, 
les  ressortissants  allemands  ou  les  societes  contrOlt^es  par  TAllemagne  sur  les 
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territoires  vis6s  a  l'article  51,  dans  les  conditions  fix6es  au  dernier  alin^a  de 
l'article  53  cidessus. 

L'Alleiiiagne  indemnisera  directement  ses  ressortissants  d6poss6d6s  par 
lesdites  liqiiidations. 

L'affectation  du  produit  de  ces  liquidations  sera  r6gl6  conform6ment  aux 
dispositions  des  Sections  III  et  IV  de  ia  Partie  X  (Ciauses  economiques)  du 
prösent  Trait6. 

Article  75. 

Par  d^rogation  aux  dispositions  prövues  ä  la  Section  V  de  la  Partie  X 
(Ciauses  Economiques)  du  präsent  Traitu,  tous  contrats  conclus  avant  la  date 
de  Promulgation  en  Alsace-Lorraine  du  d6cret  francais  du  'M)  novembre  1918, 
entre  Alsaciens- Lorrains  (personnes  pbysiques  et  morales)  ou  autres  r6sidant 
en  Alsace-Lorraine  d'une  part,  et  l'Empire  ou  les  Etats  allemands  ou  leurs 
ressortissants  r6sidant  en  Allemagne  d'autre  part,  et  dont  Texöcution  a  6te 
suspendue  par  l'Armistice  ou  par  la  16gislation  francaise  ult6rieure,  sont 
maintenus. 

Toutefois,  seront  annulös  les  contrats  dont,  dans  un  int6ret  g6n6ral,  le 
Gouvernement  frangais  aurait  notifie  la  r6siliation  ä  l'Allemagne  dans  un  d(5lai 
de  six  mois  ä  dater  de  la  mise  en  vigueur  du  präsent  Trait6,  sauf  en  ce  qui 
concerne  les  dettes  et  autres  obligations  pöcuniaires  rösultant  de  Texöcution 
avant  le  11  novembre  1918  d'un  acte  ou  d'un  payement  pr6vu  ä  ces  contrats. 
Si  cette  annulation  entraine  pour  une  des  parties  un  pr6judice  consid6rable, 
il  sera  accordö  ä  la  partie  16s6e  une  indemnit6  6quitable  calcul6e  uniquement 
sur  le  capital  engagE  et  Sans  tenir  compte  du  manque  ä  gagner. 

En  mati^re  de  prescription,  forclusion  et  dechöances  en  Alsace-Lorraine, 
seront  applicables  les  dispositions  pr6vues  aux  articles  300  et  .301  de  la  Section  V 
de  la  Partie  X  (Ciauses  6conomiques),  6tant  entendu  que  l'expression  „d^but  de 
la  guerre"  doit  etre  remplac6e  par  l'expression  ,11  novembre  1918"  et  que 
l'expression  „dur6e  de  la  guerre"  doit  etre  remplac6e  par  celle  de  „periode  du 
11  novembre  1918  ä  la  date  de  mise  en  vigueur  du  präsent  Trait6". 

Article  76. 

Les  questions  concernant  les  droits  de  propri6t6  industrielle,  litt^raire 
ou  artistique  des  AIsaciens-Lorrains  seront  r6gl6es  conformöment  aux  dis- 
positions g6n6rales  de  la  Section  VII  de  la  Partie  X  (Ciauses  Economiques) 
du  prösent  TraitE,  Etant  entendu  que  les  AIsaciens-Lorrains  tituiaires  de  droits 
de  cet  ordre  suivant  la  lEgislation  allemande,  conserveront  la  pleine  et  entiere 
jouissance  de  ces  droits  sur  le  territoire  allemand, 

Article  77. 

L'Etat  allemand  s'oblige  ä  remettre  ä  l'Etat  francais  la  part,  qui  pourrait 
revenir  ä  la  Caisse  d'assurance  InvaliditE-Vieillesse  de  Strasbourg,  dans  toutes 
les  rEserves  accumulöes  par  l'Empire  ou  par  des  organismes  publics  ou  priv6s 
en  d^pendant,  en  vue  du  fonctionnement  de   l'assurance  Invalidit6-Vieillesse. 

II  en  sera  de  meme  des  capitaux  et  röserves  constituEs  en  Allemagne 
revenant  lögitimement  aux  autres  Caisses  d'assurances  sociales,  aux  Caisses 
minieres  de  retraite,  ä  la  Caisse  des  chemins  de  fer  d' Alsace-Lorraine,  aux 
autres  organismes  de  retraite  Instituts  en  faveur  du  personnel  des  administrations 
et  Etablissements  publics  et  fonctionnant  en  Alsace-Lorraine,  ainsi  que  des 
capitaux  et  rEserves  dus  par  la  Caisse  d'assurance  des  employEs  privEs  de 
Berlin  ä  raison  des  engagements  contract6s  au  profit  des  assurEs  de  cette 
catEgorie  rEsidant  en  Alsace-Lorraine. 

Une  Convention  speciale  fixera  les  conditions  et  modalitEs  de  ces  transferts. 

Article  78. 
En  matiEre  d'exEcution  des  jugements,  de  pourvois  et  de  poursuites,  les 
r^gles  suivantes  serant  applicables : 
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1^  Tous  jugements  rendus  en  mattere  civile  et  commerciale  depuis  le 
3  aoüt  1914  par  las  tribunaux  d'Alsace-Lorraine  entre  Alsaciens-Lorrains,  ou 
entre  Alsaciens-Lorrains  et  6trangers,  ou  entre  ^trangers,  et  qui  auront  acquis 
Tautoritö  de  chose  jugöe  avant  le  11  novembre  1918,  seront  consid6r6s  comme 
döfinitifs  et  exöcutoires  de  plein  droit. 

Lorsque  le  jugement  aura  6t6  rendu  entre  Alsaciens-Lorrains  et  AUemands 
ou  entre  Alsaciens-Lorrains  et  sujets  des  Puissances  alli^es  de  TAllemagne, 
ce  jugement  ne  sera  ex^cutoire  qu'apr^s  exequatur  prononc6  par  le  nouveau 
tribunal  correspondant  du  territoire  r6int6gr6  vis6  ä  l'article  .51. 

2"  Tous  jugements  rendus  depuis  le  8  aoüt  1914  contre  des  Alsaciens- 
Lorrains  pour  crimes  ou  d6lits  politiques,  par  des  juridictions  allemandes,  sont 
röputös  nuls. 

3*^  Seront  consid6r6s  comme  nuls  et  non  avenus  et  devront  etre  rapport^s 
tous  arr^ts  rendus  postörieurement  au  11  novembre  1918  par  le  Tribunal 
d'Empire  de  Leipzig  sur  les  pourvois  formös  contre  les  d6cisions  des  juridictions 
d'Alsace-Lorraine.  Les  dossiers  des  instances  ayant  fait  l'objet  d'arrets  ainsi 
rendus  seront  renvoy^s  aux  juridictions  d'Alsace-Lorraine  int6ress6es. 

Seront  suspendus  tous  pourvois  form6s  devant  le  Tribunal  d'Empire  contre 
des  d^cisions  des  tribunaux  d'Alsace-Lorraine.  Les  dossiers  seront  renvoy^s 
dans  les  conditions  ci-dessus  pour  etre  transför^s  sans  retard  h  la  Cour  de 
Cassation  frangaise,  qui  aura  comp6tence  pour  Statuer. 

4^  Toutes  poursuites  en  Alsace-Lorraine  pour  infractions  commises  pendant 
la  Periode  comprise  entre  le  11  novembre  1918  et  la  mise  en  vigueur  du  präsent 
Traitö  seront  exerc6es  conform^ment  aux  lois  allemandes,  sauf  dans  la  mesure 
oü  celles-ci  auront  6t6  modifiöes  ou  remplac6es  par  des  actes  diiment  publiös 
sur  place  par  les  autorit^s  fran^aises. 

5''  Toutes  autres  questions  de  competence,  de  proc(5dure  ou  d'admini- 
stration  de  la  justice  seront  r6gl6es  par  une  Convention  speciale  entre  la 
France  et  l'AlIemagne. 

Article  79. 

Les  stipulations  additionnelles  concernant  la  nationalit^  et  ci-apr6s 
annexees  seront  consid6r6es  comme  ayant  meme  force  et  valeur  que  les  dispo- 
sitions  de  la  präsente  Section. 

Toutes  autres  questions  concernant  l'Alsace-Lorraine,  qui  ne  seraient 
pas  rägl^es  par  la  präsente  Section  et  son  Annexe  ni  par  les  dispositions 
gönörales  du  präsent  Trait6,  feront  l'objet  de  Conventions  ult6rieures  entre  la 
France  et  l'AlIemagne. 

Annexe. 

§1. 

A  dater  du  11  novembre  1918,  sont  r6int6gr(5s  de  plein  droit  dans  la 
nationalitö  fran^aise; 

1*^  Les  personnes  qui  ont  perdu  la  nationalit6  fran(,^aise  par  applicatiou 
du  Trait6  franco-allemand  du  10  mai  1871,  et  n'ont  pas  acquis  depuis  lors 
une  nationalit6  autre  que  la  nationalit^  allemande ; 

2^  Les  descendants  legitimes  ou  naturels  des  personnes  vis6es  au  paragraphe 
pr^cödent,  ä  l'exception  de  ceux  ayant  parmi  leurs  ascendants  en  ligne  pater- 
nelle  un  Allemand  iuimigre  en  Alsace-Lorraine  postt'rieurement  au  löiuillot  IcSTO  ; 

30  Tout  individu  n6  en  Alsace-Lorraine  de  parents  inconnus  ou  dont  la 
nationalit6  est  inconnue. 

§2. 

Dans  l'ann^e  qui  saivra  la  mise  en  vigueur  du  präsent  Trait6,  pourront 
röclamer  la  nationalit^  fran^aise  les  personnes  appartenant  i\  l'une  des  cat6- 
gories  suivantes : 
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1"  Toute  personne  non  r(jint6gr(je  aux  termes  du  paragraphe  1.  et  qui  a, 
parmi  ses  ascendants,  un  Franc^ais  ou  une  Frangaise  a3'ant  perdu  la  natio- 
nalit^  francaise  dans  les  conditions  prövues  audit  paragraphe ; 

2^  Tout  6tranger,  non  ressortissant  d'un  6tat  allemand,  qui  a  acquis 
l'indig^nat  alsacien-lorrain  avant  le  H  aoüt  1914; 

3"  Tout  Allemand  domicilii  en  Alsace-Lorraine,  s'il  y  est  domicilii  depuis 
une  date  ant6rieure  au  15  juillet  1870,  ou  si  un  de  ses  ascendants  6tait  k 
cette  date  domicilii  en  Alsace-Lorraine; 

4*'  Tout  Allemand  n6  ou  domicilii  en  Alsace-Lorraine,  qui  a  servi  dans 
les  rangs  des  arm6es  alli^es  ou  associöes  pendant  la  guerre  actuelle,  ainsi  que 
ses  descendants ; 

5"  Toute  personne  n6e  en  Alsace-Lorraine  avant  le  10  mai  1871  de  parents 
^trangers,  ainsi  que  ses  descendants; 

6"  Le  conjoint  de  toute  personne  soit  r6int6gr6e  en  vertu  du  paragraphe  1, 
seit  r^clamant  et  obtenant  la  nationalitö  francaise  aux  termes  des  dipositions 
pr6c6dentes. 

Le  repr^sentant  16gal  du  mineur  exerce  au  nom  de  ce  mineur  le  droit 
de  r^clamer  la  nationalit6  francaise  et,  si  ce  droit  n'a  pas  6t6  exerc6  le  mineur 
pourra  räclamer  la  nationalitä  tran^aise  dans  l'ann^e  qui  suivra  sa  majoritö. 

La  r^clamation  de  nationalitö  pourra  faire  l'ohjet  d'une  d^cision  indivi- 
duelle de  refus  de  l'autoritä  francaise,  sauf  dans  le  cas  du  num^ro  6<>  du  präsent 
paragraphe. 

§  3. 

Sous  r^serve  des  dispositions  du  paragraphe  2,  les  Allemands,  n^s  ou 
domicili^s  en  Alsace-Lorraine,  meme  s'ils  ont  l'indig^nat  alsacien-lorrain, 
n'acqui^rent  pas  la  nationalitö  frangaise  par  l'effet  du  retour  de  l'Alsace- 
Lorraine  ä  la  France. 

Ils  ne  pourront  obtenir  cette  nationalitö  que  par  voie  de  naturalisation, 
ä  condition  d'etre  domiciliös  en  Alsace-Lorraine  depuis  une  date  ant6rieure 
au  3  aoüt  1914,  et  de  justifier  d'une  r^sidence  non  interrompue  sur  le  terri- 
toire  r6int^gr6,  pendant  trois  ann^es  ä  compter  du  11  novembre  1918. 

La  France  assumera  seule  leur  protection  diplomatique  et  consulaire  ä 
partir  du  moment  oü  ils  auront  fait  leur  demande  de  naturalisation  francaise. 

§  4. 
Le  Gouvernement  frangais  d6terminera  les  modalitös  suivant  lesquelles 
seront  constat^es  les  r6int6grations  de  droit,  et  les  conditions  dans  lesquelles 
il  sera  Statut  sur  les  räclamations  de  nationalitö  frangaise  et  les  demandes  de 
naturalisation  prövues  par  la  präsente  Annexe. 

Section  VL 

Autriche. 

Article  80. 

L'AUemagne    reconnait    et    respectera    strictement    l'ind^pendance    de 

l'Autriche,  dans  les  fronti^res  qui  seront  fix6es   par   Trait6   passö   entre   cet 

Etat  et  les  Principales  Puissances  alli^es  et  associ^es;  eile  reconnait  que  cette 

indöpendance  sera   inali^nable,   si  ce  n'est  du  consentement  du  Conseil  de  la 

Soci6t6  des  Nations. 

Section  VIL 

Etat  T ch6co-Slo vaque. 

Article  81. 

L'AUemagne  reconnait,  comme  l'ont  d6jä  fait  les  Puissances   alli^es  et 

associ^es,  la  compl^te  indöpendance  de  l'Etat  tch^co-slovaque,  qui  comprendra 

le  territoire  autonome  des  Ruth^nes  au  Sud  des  Carpathes.    Elle  döclare  agr^er 


Friedensvertrag  von  Versailles.  121 

les  fronti^res  de  cet  Etat  telles  qu'elles  seront  döterminöes  par  les  Principales 
Puissances  alli^es  et  associ^es  et  les  autres  Etats  intöressös. 

Article  82. 

La  frontiere  entre  rAUemague  et  l'Etat  tchöco-slovaque  sera  dötermin^e 
par  l'ancienne  frontiere  entre  l'Autriche-Hongrie  et  l'Empire  allemand,  teile 
qu'elle  existait  au  .3  aoüt  1914. 

Article  83.^ 

L'AUemagne  renonce  en  faveur  de  l'Etat  tchöcho-slovaque  ä  tous  ses 
droits  et  titres  sur  la  partie  du  territoire  silösien  ainsi  d^fini : 

partant  d'un  point  situ6  ä  environ  2  kilom^tres  au  Sud-Est  de  Katscher, 
sur  la  limite  entre  les  cercles  (Kreise)  de  Leobschütz  et  de  Ratibor: 

la  limite  entre  les  deux  cercles ; 

puis  l'ancienne  limite  entre  l'Allemagne  et  l'Autriche-Hongrie  jusqu'ä 
un  point  situe  sur  l'Oder  immödiatement  au  Sud  de  la  voie  ferr^e  Ratibor- 
Oderberg; 

de  lä,  vers  le  Nord-Ouest  et  jusqu'a  un  point  situ6  ä  environ  2  kilo- 
m^tres  au  Sud-Est  de  Katscher : 

une  ligne  ä  d6terminer  sur  le  terrain  passant  ä  l'Ouest  de  Kranowitz. 

üne  Commission  compos6e  de  sept  membres  dont  cinq  seront  nomm6s  par 
les  Principales  Puissances  alli6es  et  associöes,  un  par  la  Pologne  et  un  par 
l'Etat  tchöco-slovaque,  sera  constitu^e  quinze  jours  apres  la  mise  en  vigueur 
du  präsent  Traitö,  pour  fixer  sur  place  la  ligne-fronti^re  entre  la  Pologne  et 
l'Etat  tchöco-slovaque. 

Les  döcisions  de  cette  Commission  seront  prises  ä  la  majorit6  des  voii 
et  seront  obligatoires  pour  les  parties  int6ress6es. 

L'Allemagne  döclare  d^s  ä  präsent  renoncer,  en  faveur  de  l'Etat  tchäco- 
slovaque,  ä  tous  ses  droits  et  titres  sur  la  partie  du  cercle  (Kreis)  de  Leob- 
schütz comprise  dans  les  limites  ci-apräs,  au  cas  oü,  ä  la  suite  de  la  fixation 
de  la  frontiere  entre  l'Allemagne  et  la  Pologne,  ladite  partie  dudit  cercle  se 
trouverait  isoläe  de  l'Allemagne : 

partant  de  l'exträmitä  Sud-Est  du  saillant  de  l'ancienne  frontiäre  autri- 
chienne  situäe  ä  5  kilometres  environ  ä  FOuest  de  Leobschütz,  vers  le  Sud  et 
jusqu'au  point  de  rencontre  avec  la  limite  entre  les  cercles  (Kreise)  de  Leob- 
schütz et  de  Ratibor: 

l'ancienne  frontiere  entre  l'Allemagne  et  l'Autriche-Hongrie ; 

puis,  vers  le  Nord,  la  limite  administrative  entre  les  cercles  (Kreise)  de 
Leobschütz  et  de  Ratibor  jusqu'ä  un  point  situä  ä  environ  2  kilometres  au 
Sud-Est  de  Katscher, 

de  lä,  vers  le  Nord-Ouest  et  jusqu'au  point  de  däpart  de  cette  däfinition: 

une  ligne  ä  däterminer  sur  le  terrain  passant  ä  l'Est  de  Katscher. 

Article  84. 
La  nationalitä  tchäco-slovaque  sera  acquise  de  plein  droit,  ä  l'exclusion 
de  la  nationalitä  allemande,  aux  ressortissants  allemands  ätablis  sur  Tun  quel- 
conque  des  territoires  reconnus  comme  faisant  partie  de  l'Etat  tchäco-slovaque. 

Article  85. 

Dans  le  dälai  de  deux  ans  ä  dater  de  la  mise  en  vigueur  du  präsent 
Traitä,  les  ressortissants  allemands,  ägäs  de  plus  de  18  ans  et  ätablis  sur  Tun 
quelconque  des  territoires  reconnus  comme  faisant  partie  de  l'Etat  tchäco- 
slovaque,  auront  la  facultä  d'opter  pour  la  nationalitä  allemande.  Les  Tchäco- 
Slovaques  ressortissants  allemands,  ätablis  en  Allemagne,  auront  de  meme  la 
facultä  d'opter  pour  la  nationalitä  tcheco-slovaque. 

L'option  du  mari  entrainera  celle  de  la  femme  et  l'option  des  parents 
entrainera  celle  de  leurs  enfants  ägäs  de  moins  de  18  ans. 
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Les  personnes  ayant  exerc6  le  droit  d'option  ci-dessus  pr6vu  devront, 
dans  les  douze  mois  qui  suivront,  triinsporter  leur  domicile  dans  l'Ktat  en 
faveur  duquel  elles  auront  opt6. 

Elles  seront  libres  de  conserver  les  biens  immobiliers  qu'elles  poss^dent 
sur  le  territoire  de  l'tiutre  Etat  oii  elles  auraient  eu  leur  domicile  antörieurement 
ä  leur  Option.  Elles  pourront  empörter  leurs  biens  meubles  de  toute  nature. 
II  ne  leur  sera  impos6,  de  ce  fait,  aucun   droit  soit  de  sortie,    soit  d'entr6e. 

Dans  le  m6me  d6lai,  les  Tch6co-Slovaques  ressortissants  allemands  se 
trouvant  en  pays  etranger  auront,  ä  moins  de  dispositions  contraires  de  la 
loi  ötrangöre  et  s'ils  n'ont  pas  acquis  la  nationalit6  6trang^re,  le  droit 
d'acquörir  la  nationalitö  tchöcoslovaque.  ä  l'exclusion  de  la  n;itionalit6  alle- 
mande,  en  se  conformant  aux  prescriptions  qui  seront  6dict6es  par  l'Etat 
tch6co-slovaque. 

Article  86. 

L'Etat  tchöco-slovaque  accepte,  en  en  agr^ant  I'insertion  dans  un  Trait6 
avec  les  Principales  Puissances  alli^es  et  associ^es,  les  dispositions  que  ces 
Puissances  jugeront  nöcessaires  pour  protöger  en  Tch^co-Slovaquie  les  int6r6ts 
des  habitants  qui  diff^rent  de  la  majoritö  de  la  population  par  la  race,  la 
langue  ou  la  religion. 

L'Etat  tchöco-slovaque  agröe  ögalement  I'insertion  dans  un  Trait6  avec 
les  Principales  Puissances  alliöes  et  associ6es  des  dipositions  que  ces  Puissances 
jugeront  nöcessaires  pour  prot6ger  la  libertö  du  transit  et  un  regime  6quitable 
pour  le  commerce  des  autres  nations. 

La  Proportion  et  la  nature  des  charges  financi^res  de  TAllemagne  et  de 
la  Prusse  que  l'Etat  tchöco-slovaque  aura  ä  supporter  en  raison  du  territoire 
silösien  plac6  sous  la  souverainetö.  seront  fixöes  conformöment  ä  l'article  254 
de  la  Partie  IX  (Clauses  financieres)  du  präsent  Trait6. 

Des  Conventions  ult6rieures  r^gleront  toutes  questions  qui  ne  seraient 
pas  r6gl6es  par  le  präsent  Trait^  et  que  pourrait  faire  naitre  la  cession  dudit 
territoire. 

Section  VIII. 
Pologne. 
Article  87. 

L'AUemagne  reconnait,  comme  l'ont  döjä  fait  les  Puissances  alli6es  et 
associ^es  la  compl^te  indöpendance  de  la  Pologne  et  renonce,  en  faveur  de 
la  Pologne,  ä  tous  droits  et  titres  sur  les  territoires  limit6s  par  la  mer  Baltique, 
la  frontifere  Orientale  d'AUemagne  d6termin6e  comme  il  est  dit  ä  l'article  27 
de  la  Partie  II  (Fronti^res  d'AUemagne)  du  präsent  Traitö,  jusqu'ä  un  point 
situö  ä  2  kilom^tres  environ  ä  l'Est  de  Lorzendorf,  puis  une  ligne  allant 
rejoindre  l'angle  aigu  que  la  limite  Nord  de  la  Haute  Silösie  forme  ä  environ 
3  kilom^res  Nord-Ouest  de  Simmenau,  puis  la  limite  de  la  Haute  Silösie 
jusqu'ä  sa  rencontre  avec  l'ancienne  fronti^re  entre  l'AUemagne  et  la  Bussie, 
puis  cette  fronti^re  jusqu'au  point  oü  eile  traverse  le  cours  du  Niemen,  ensuite 
la  fronti^re  Nord  de  la  Prusse  Orientale,  teile  qu'elle  est  döterminöe  ä  l'article 
28  de  la  Partie  II  pr6cit6e. 

Toutefois,  les  stipulations  du  präsent  article  ne  s'appliquent  pas  aux 
territoires  de  la  Prusse  Orientale  et  de  la  Ville  Jibre  de  Dantzig.  tels  qu'ils 
sont  d61imit6s  audit  article  28  de  la  Partie  II  (Frontieres  d'AUemagne)  et  ä 
l'article  100  de  la  Section  XI  (Dantzig)  de  la  präsente  Partie. 

Les  fronti^res  de  la  Pologne,  qui  ne  sont  pas  sp6cifi6es  par  le  präsent 
Trait6  seront  ultörieurement  fixöes  par  les  Principales  Puissances  alliöes  et 
associöes. 

Une  Commission  compos6e  de  sept  membres,  dont  cinq  seront  nomm^s 
par  les  Principales  Puissances  alliöes  et  associ^es,  un  par  l'Allemagne  et  un 
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par  la  Pologne,  sera  constitu6e  quinze  jours  apres  la  mise  en  vigueur  du 
präsent  Trait^,  pour  fixer  sur  place  la  ligae  fronti^re  entre  la  Pologne  et 
rAllemagne. 

Les  d^cisions  de  cette  Commission  seront  prises  ä  la  majoritö  des  voix 
et  seront  obligatoires  pour  les  parties  intöress^es. 

Article  88. 

Dans  la  partie  de  la  Haute  Sil^sie  comprise  dans  les  limites  ci-dessous 
d^crites,  les  habitants  seront  appel6s  ä  däsigner  par  voie  de  sufirage  s'ils 
d^sirent  etre  rattach^s  ä  rAllemagne  ou  ä  la  Pologne: 

partant  de  la  pointe  Nord  du  saillant  de  l'ancienne  province  de  Sil^sie 
autrichienne,  situöe  ä  environ  8  kilom^tres  ä  l'Est  de  Neustadt,  l'ancienne 
fronti^re  entre  l'Alleioagne  et  l'Autriche,  jusqu'ä  sa  rencontre  avec  la  limite 
entre  les  cercles  (Kreise)  de  Leobschütz  et  de  Ratibor ; 

de  lä,  vers  le  Nord  et  jusqu'ä  un  point  situ6  ä  deux  kilom^tres  environ 
au  Sud-Est  de  Katscher: 

la  limite  entre  les  cercles  (Kreise)  de  Leobschütz  et  de  Ratibor ; 

de  lä,  vers  le  Sud-Est  et  jusqu'ä  un  point  situ6  sur  le  cours  de  l'Oder 
immödiatement  au  Sud  de  la  voie  ferree  Ratibor-Oderberg: 

une    ligne    ä   d^terminer   sur  le  terrain  passant  au  Sud  de  Kranowitz ; 

de  lä,  l'ancienne  frontiere  entre  l'Allemagne  et  l'Autriche,  puis  l'ancienne 
frontifere  entre  l'Allemagne  et  la  Russie,  jusqu'ä  son  point  de  rencontre  avec 
la  limite  administrative  entre  la  Posnanie  et  la  Haute-Sil^sie ; 

de  lä,  cette  limite  administrative  jusqu'ä  sa  rencontre  avec  la  limite 
entre  la  Haute  et  la  Moyenne  Silösie ; 

de  lä.  vers  l'Ouest  et  jusqu'au  point  oü  la  limite  administrative  tourne 
ä  angle  aigu  vers  le  Sud-Est,  ä  environ  trois  kilometres  Nord-Ouest  de 
Simmenau: 

la  limite  entre  la  Haute  et  la  Moyenne  Sil6sie ; 

de  lä,  vers  l'Ouest  et  jusqu'ä  un  point  ä  d^terminer,  situ6  ä  environ 
deux  kilometres  ä  l'Est  de  Lorzendorf: 

une  ligne  ä  döterminer  sur  le  terrain  passant  au  Nord  de  Klein- 
Hennersdorf ; 

de  lä,  vers  le  Sud  et  jusqu'au  point  oü  la  limite  entre  la  Haute  et  la 
Moyenne  Sil^sie  coupe  la  route  de  Städtel-Karlsruhe: 

une  ligne  ä  d^terminer  sur  le  terrain  passant  ä  l'Ouest  des  localit^s  de 
Hennersdorf,  Polkowitz,  Noldau,  Steinersdorf  et  Dammer,  et  ä  l'Est  des 
localit^s  de  Strehlitz,  Nassadel,  Eckersdorf,  Schwirz  et  Städtel ; 

de  lä,  la  limite  entre  la  Haute  et  la  Moyenne  Sil^sie  jusqu'ä  sa  rencontre 
avec  la  limite  Orientale  du  cercle  (Kreis)  de  Falkenberg; 

de  lä,  la  limite  Orientale  du  cercle  (Kreis)  de  Falkenberg  jusqu'ä  un 
point  du  saillant  situ6  ä  environ  3  kilometres  ä  l'Est  de  Puschine; 

de  lä,  et  jusqu'ä  la  pointe  Nord  du  saillant  de  l'ancienne  province  de 
Sil6sie   autrichienne,   situ6e   ä   environ   huit   kilometres  ä  l'Est  de  Neustadt : 

une  ligne  ä  dkerminer  sur  le  terrain  passant  ä  l'Est  de  Zülz. 

Le  regime  sous  lequel  il  sera  procöde  et  donni5  suite  ä  cette  consultation 
populaire,  fait  l'objet  des  dispositions  de  l'Annexe  ci-jointe. 

Les  Gouvernements  polonais  et  allemand  s'engagent  des  ä  präsent, 
chacun  en  ce  qui  le  concerne,  ä  n'exercer  sur  aucun  point  de  leur  tcrritoire 
aucune  poursuite  et  ä  ne  prendre  aucune  mesure  d'exception  pour  aucun  fait 
politique  survenu  en  Haute  Silösie  pendant  la  periode  du  regime  pri'vu  ä 
l'Annexe   ci-jointe   et  jusqu'ä   l'ötablissement   du  regime  dotinitif  de  ce  pays. 

L'Allemagne  d^clare  d^s  ä  present  renoncer  en  faveur  de  la  Pologne 
h  tous  droits  et  titres  sur  la  partie  de  la  Haute  Sil(5sie  situöe  au-delä  de  la 
ligne  frontiere  fixöe,  en  cons^quence  du  pl6biscite.  par  les  Principales  Puis- 
sances  alliöes  et  associees. 
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An  nexe. 

§  1- 

D6s  ia  mise  en  vigueur  du  präsent  Trait6  et  dans  un  d61ai  qui  ne 
devra  pas  d^passer  quinze  jours,  les  troupes  et  les  autorit6s  allemandes  que 
pourra  d^signer  la  Commission  pr6vue  au  paragraphe  2,  devront  6vacuer  la 
Zone  soumise  au  pl6biscite.  Elles  devront,  jusqu'ä  compl^te  6vacuation, 
s'abstenir  de  toutes  r6quisitions  en  argent  ou  en  nature  et  de  toute  mesure 
susceptible  de  porter  atteinte  aux  int6ri'ts  mat^riels  du  pays. 

Dans  le  meme  d6lai,  les  conseils  des  ouvriers  et  soldats  instituös  dans 
cette  Zone  seront  dissous;  ceux  de  leurs  membres  qui  seraient  originaires 
d'une  autre  rögion,  exer^ant  leurs  fonctions  ä  la  date  de  la  mise  en  vigueur 
du  präsent  Trait6,  ou  les  ayant  quittöes  depuis  le  l^r  mars  1919,  seront 
pareillement  6vacu6s 

Toutes  les  soci6t6s'militaires  et  semi-militaires  form^es  dans  ladite  zone 
par  des  habitants  de  cette  r6gion  seront  immödiatement  dissoutes.  Ceux  des 
membres  de  ces  soci6t6s  non  domicili6s  dans   ladite   zone   devront  l'^vacuer. 

§  2. 
La  zone  du  plöbiscite  sera  immödiatement  plac6e  sous  l'autoritö  d'une 
Commission  internationale  de  quatre  membres  d6sign6s  par  les  Etats-Ünis 
d'Am^rique,  la  France,  l'Empire  britannique  et  l'Italie.  Elle  sera  occup^e  par 
les  troupes  des  Puissances  alli6es  et  associ^es.  Le  Gouvernement  allemand 
s'engage  ä  faciliter  le  transport  de  ces  troupes  en  Haute  Sil^sie. 

§  3. 

La  Commission  jouira  de  tous  les  pouvoirs  excercös  par  le  Gouverne- 
ment allemand  ou  le  Gouvernement  prussien,  sauf  en  matiere  de  l^gislation 
ou  d'impots.  Elle  sera,  en  outre,  Substitute  au  Gouvernement  de  la  province 
ou  de  la  r^gence  (Regierungsbezirk). 

II  sera  de  la  competence  de  la  Commission  d'interpr6ter  elle-mßme  les 
pouvoirs  qui  lui  sont  conförös  par  les  präsentes  dispositions,  et  de  dßterminer 
dans  quelle  mesure  eile  exercera  ces  pouvoirs  et  dans  quelle  mesure  ceux-ci 
seront  laissös  entre  les  mains  des  autorit6s  existantes. 

Des  modifications  aux  lois  et  aux  impots  existants  ne  pourront  6tre 
mises  en  vigueur  qu'avec  le  consentement  de  la  Commission. 

L'ordre  sera  maintenu  par  les  soins  de  la  Commission  avec  l'aide  des 
troupes  qui  seront  ä  sa  disposition  et,  dans  la  mesure  oü  eile  le  jugera 
n6cessaire,  par  une  police  qui  sera  recrutöe  parmi  les  hommes  originaires 
du  pays. 

La  Commission  devra  pourvoir  sans  d^lai  au  remplacement  des  auto- 
rit6s  allemandes  6vacu6es  et,  s'il  y  a  lieu,  donner  elle-meme  l'ordre  d'6va- 
cuation  et  proc6der  au  remplacement  de  telles  autoritös  locales  qu'il  appar- 
tiendra. 

Elle  prendra  toutes  les  mesures  propres  ä  assurer  la  libertö,  la  sinc6rit6 
et  le  secret  du  vote.  Elle  pourra  notamment  prononcer  l'expulsion  de  toute 
personne  qui  aura,  d'une  fa^on  quelconque,  tent6  de  fausser  le  r6sultat  du 
pl6biscite  par  des  manoeuvres  de  corruption  ou  d'intimidation. 

La  Commission  aura  pleins  pouvoirs  pour  statuer  sur  toutes  les  questions 
auxquelles  Texöcution  des  präsentes  clauses  pourra  donner  lieu.  Elle  se  fera 
assister  de   conseillers  techniques  choisis  par  eile  parmi  la  population  locale. 

Les  döcisions  de  la  Commission  seront  prises  ä  la  majorit^  des  voix. 

§  4. 
Le  vote   aura  lieu  ä  l'expiration  d'un   d^lai  ä  fixer  par  les  Principales 
Puissances  alliöes  et  associ^es,  mais  qui  ne  pourra  etre  moindre  de  six  mois 
ni  exender  dix-huit  mois,  ä  dater  de  l'entröe  en  fonctions  de  la  susdite  Com- 
mission dans  la  zone. 
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Le  droit  de  suffrage  sera  accord6  ä  toutes  personnes,  sans  distinction 
de  sexe,  satisfaisant  aux  conditions  suivantes : 

a)  Avoir  20  ans  r^volus  au  1"  janvier  de  l'annöe  dans  laquelle  aura 
Heu  le  pl;6biscite; 

b)  Etre  n6  dans  la  zone  soumise  au  plöbiscite  ou  y  avoir  son  domicile 
depuis  une  date  ä  fixer  par  la  Commission,  mais  qui  ne  saurait  etre  post6- 
rieare  au  1"  janvier  1919,  ou  en  avoir  6t6  expulsö  par  les  autorit^s  allemandes 
Sans  y  avoir  gardö  son  domicile. 

Les  personnes  condamnöes  pour  dölit  politique  devront  etre  mises  ä 
mßme  d'exercer  leur  droit  de  vote. 

Chacun  votera  dans  la  commune  oü  il  est  domicilii,  ou  dans  laquelle 
il  est  n6  s'il  n'a  pas  son  domicile  sur  le  territoire. 

Le  rösultat  du  vote  sera  d6termin6  par  commune,  d'aprfes  la  majorit^ 
des  votes  dans  chaque  commune. 

§  •^. 

A  la  cluture  du  vote,  le  nombre  des  voix  dans  chaque  commune  sera 
communiqu^  par  la  Commission  aux  Principales  Puissances  alliöes  et  associöes, 
en  meme  temps  qu'un  rapport  dötaillö  sur  les  Operations  du  vote  et  qu'une 
proposition  sur  le  trac6  qui  devrait  etre  adopt6  comme  fronti^re  de  l'Alle- 
magne  en  Haute  Silesie,  en  tenant  compte  du  voeu  exprim6  par  les  habitaiits 
ainsi  que  de  la  Situation  g^ographique  et  öconomique  des  localit^s. 

§  6- 

Aussitot  que  la  ligne  frontiöre  aura  6t6  fix6e  par  les  Principales  Puis- 
sances alliees  et  associ^es,  la  Commission  notifiera  aux  autorit^s  allemandes 
qu'elles  ont  ä  reprendre  l'administration  du  territoire  qui  serait  reconnu 
comme  devant  etre  allemand ;  lesdites  autoritös  devront  y  proc^der  dans  le 
courant  du  mois  qui  suivra  cette  notification,  de  la  maniöre  prescrite  par  ia 
Commission. 

Dans  le  meme  d^lai  et  de  la  maniere  prescrite  par  la  Commission,  le 
Gouvernement  polonais  devra  pourvoir  ä  l'administration  du  territoire  qui 
serait  reconnu  comme  devant  6tre  polonais. 

Hhs  que  l'administration  du  pays  aura  6t6  ainsi  assuröe  respectivement 
par  les  autorit^s  allemandes  ou  polonaises,  les  pouvoirs  de  la  Commission 
prendront  fin. 

Les  frais  de  l'arm^e  d'occupation  et  les  d^penses  de  la  Commission, 
tant  pour  son  fonctionnement  que  pour  l'administratioa  de  la  zone.  seront 
pr61ev6s  sur  les  revenus  locaux. 

Article  89. 

La  Pologne  s'engage  ä  accorder  la  libertä  de  transit  aux  personnes, 
marchandises,  navires,  bateaux,  voitures,  wagons  et  Services  postaux  en  transit 
entre  la  Prusse  Orientale  et  le  reste  de  l'AUemagne,  ä  travers  le  territoire 
polonais,  y  compris  les  eaux  territoriales,  et  k  les  traiter,  en  ce  qui  regarde 
les  facilit^s,  restrictions  et  toutes  autres  matiöres,  au  moins  aussi  favorable- 
ment  que  les  personnes,  marchandises,  navires,  bateaux,  voitures,  wagons  et 
Services  postaux  de  nationalit6,  origine,  importation,  propriät6  ou  point  de 
d6part,  soit  polonais,  soit  jouissant  d'un  traitement  plus  favorable  que  le 
traitement  national  polonais. 

Les  marchandises  en  transit  seront  exemptes  de  tous  droits  de  douane 
ou  autres  droits  analogues. 

La  libert6  du  transit  s'etendra  aux  Services  t(5l6graphiques  et  t^Iepho- 
niques,   dans  les  conditions  fix6es  par  les  Conventions  pr^vues  ä  Tarticlo  9S. 

Article  90. 

La  Pologne  s'engage  i\  autoriser,  pcndant  une  p^riode  de  quinze  ans, 
i'exportation  en  Allemagne  des  produits  des  mines  de  toute  partie  de  la  Haute 
Sil6sie  transf(5r6e  ä  la  Pologne  en  vertu  du  prescnt  Trait^. 
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(  es  produits  seront  exonör^s  de  tout  droit  d'exportation  ou  de  toute 
autre  charge  ou  restriction  impos6e  k  leur  exportation. 

Elle  s'engage  6galement  ä  prendre  toutes  les  mesures  qui  pourraient 
6tre  nöcessaires  pour  que  la  vente  aux  acheteurs  en  Allemagne  des  produits 
disponibles  de  ces  mines,  puisse  s'effectuer  dans  des  conditions  aussi  favo- 
rabies  que  la  vente  de  produits  similaires  vendus  dans  des  circonstances 
analogues  aux  acheteurs  en  Pologne  ou  en  tout  autre  pays. 

Article  91. 

La  nationalitC'  polonaise  sera  acquise  de  plein  droit,  ä  l'exclusion  de  la 
nationalitö  allemande,  aux  ressortissants  allemauds  domicili^s  sur  les  terri- 
toires  reconnus  comme  faisant  d6finitivement  partie  de  la  Pologne. 

Toutefois,  les  ressortissants  allemands  ou  leurs  descendants,  qui  auraient 
^tabli  leur  domicile  sur  ces  territoires  post6rieurement  au  1"  janvier  1908, 
ne  pourront  acqu6rir  la  nationalit6  polonaise  qu'avec  une  antorisation  speciale 
de  l'Etat  polonais. 

Dans  le  d6lai  de  deux  ans,  ä  dater  de  la  mise  en  vigueur  du  pr6sent 
Traite.  les  ressortissants  allemands,  agös  de  plus  de  18  ans  et  domiciliös  sur 
Tun  des  territoires  reconnus  comme  faisant  partie  de  la  Pologne,  auront  la 
facult6  d'opter  pour  la  nationalit^  allemande. 

Les  Polonais,  ressortissants  allemands,  ;ig6s  de  plus  de  18  ans  et  domi- 
cili^s  en  Allemagne,  auront  eux-memes  la  facult^  d'opter  pour  la  nationalit6 
polonaise. 

L'option  du  mari  entrainera  celle  de  la  femme,  et  celle  des  parents 
entrainera  celle  des  enfants  äg6s  de  moins  de  18  ans. 

Toutes  personnes  ayant  exerc6  le  droit  d'option  cidessus  pr6vu  auront 
la  facult^,  dans  les  douze  mois  qui  suivront,  de  transporter  leur  domicile 
dans  l'Etat  en  faveur  duquel  elles  auront  opt6. 

Elles  seront  libres  de  conserver  les  biens  immobiliers  qu'elles  poss^dent 
sur  le  territoire  de  l'autre  Etat  oü  elles  avaient  leur  domicile  ant6rieurement 
ä  leur  Option. 

Elles  pourront  empörter  leurs  biens  meubles  de  toute  nature  en  fran- 
cbise  de  douane  dans  le  pays  pour  lequel  elles  auront  opt6  et  seront  exemptöes 
ä  cet  6gard  de  tous  droits  de  sortie  ou  taxes,  s'il  y  en  a. 

Dans  le  meme  dölai,  les  Polonais  ressortissants  allemands  se  trouvant 
en  pays  ^iranger  auront,  ä  moins  de  dispositions  contraires  de  la  loi  6trang^re 
et  s'ils  n'ont  pas  acquis  la  nationalitö  6trangfere,  le  droit  d'acquörir  la  natio- 
nalit6  polonaise,  ä  l'exclusion  de  la  nationalitö  allemande  et  en  se  conformant 
aux  dispositions  qui  devront  etre  prises  par  l'Etat  polonais. 

Dans  la  partie  de  la  Haute  Sii^sie  soumise  au  plöbiscite,  les  dispositions 
du  präsent  article  n'entreront  en  vigueur  qu'ä  partir  de  l'attribution  defini- 
tive de  ce  territoire. 

Article  92. 

La  Proportion  et  la  nature  des  charges  financi^res  de  l'AUemagne  et 
de  la  Prusse  que  la  Pologne  aura  ä  supporter  seront  fix6es  conform^ment  ä 
l'article  254  de  la  Partie  IX  (Clauses  financiöres)  du  präsent  Traite. 

La  partie  de  la  dette  qui,  d'apr^s  la  Commission  des  R^parations  prövue 
audit  article,  se  rapporte  aux  mesures  prises  par  les  Gouvernements  allemand 
et  prussien  en  vue  de  la  colonisation  allemande  de  la  Pologne,  sera  exclue 
de  la  Proportion  mise  ä  la  charge  de  celle-ci. 

En  fixant,  en  exöcution  de  l'article  256  du  präsent  Traitö,  la  valeur 
des  biens  et  propri6t6s  de  l'Empire  ou  des  Etats  allemands  passant  ä  la  Po- 
logne en  meme  temps  que  les  territoires  qui  lui  sont  transf6r6s,  la  Commission 
des  R^parations  devra  exclure  de  cette  Evaluation  les  bätiments,  forets  et 
autres  propri^t^s  d'Etat,  qui  appartenaient  ä  l'ancien  Royaume  de  Pologne. 
Ceux-ci  seront  acquis  ä  la  Pologne,  francs  et  quittes  de  toutes  charges. 
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Dans  tous  les  territoires  de  l'Allemagne  transför^s  en  vertu  du  präsent 
Trait^  et  reconnus  comme  faisant  d4finitivement  partie  de  la  Pologne,  les 
biens,  droits  et  iot^rets  des  ressortissants  allemands  ne  devront  etre  liquides 
par  application  de  larticle  297  par  le  Gouvernement  polonais  que  conform6- 
ment  aux  dispositions  suivanfes: 

1"  Le  produit  de  la  liquidation  devra  etre  pay6  directement  ä  l'ayant  droit; 

20  Au  cas  oü  ce  dernier  ^tablirait  devant  le  tribunal  arbitral  mixte 
pr^vu  par  la  Section  VI  de  la  Partie  X  (Clauses  öconomiques)  du  präsent 
Trait^,  ou  devant  un  arbitre  d6sign6  par  ce  tribunal,  que  les  conditions  de 
la  vente  ou  que  des  mesures  prises  par  le  Gouvernement  polonais  en  dehors 
de  sa  l^gislation  g^n^rale.  ont  6t6  injustement  pröjudiciables  au  prix.  le 
Tribunal  ou  l'arbitre  aura  la  facultö  d'accorder  ä  l'ayant  droit  une  indem- 
nit6  6quitable,  qui  devra  etre  pay^e  par  le  Gouvernement  polonais. 

Des  Conventions  ult^rieures  r^gleront  toutes  questions  qui  ne  seraient 
pas  r^gl^es  par  le  präsent  Trait6  et  que  pourrait  faire  naitre  la  cession 
desdits  territoires. 

Article  93. 

La  Pologne  accepte,  en  en  agröant  l'insertion  dans  un  Traitö  avec  les 
Principales  Puissances  alliöes  et  associ6es,  les  dispositions  que  ces  Puissances 
jugeront  nöcessaires  pour  prot^ger  en  Pologne  les  int^rets  des  habitants  qui 
diff^rent  de  la  majoritö  de  la  population  par  la  race,  la  langue  ou  la  religion. 

La  Pologne  agröe  6galement  l'insertion  dans  un  Trait6  avec  les  Prin- 
cipales Puissances  alli^es  et  associ^es  des  dispositions  que  ces  Puissances 
jugeront  nöcessaires  pour  prot^ger  la  libert6  du  transit  et  un  regime  6quitable 
pour  le  commerce  des  autres  nations. 

Section  IX. 

Prusse  Orientale. 

Article  94. 

Dans  la  zone  comprise  entre  la  fronti^re  Sud  du  territoire  de  la  Prusse 
Orientale,  teile  que  cette  frontiere  est  d6terminee  ä  l'article  28  de  la  Partie  II 
(Fronti^res  d'AUemagne)  du  präsent  Trait6,  et  la  ligne  ci-dessous  d^crite,  les 
habitants  seront  appelös  ä  d^signer  par  voie  de  snffrage  l'Etat  auquel  il 
d^sirent  etre  rattach^s : 

limite  Ouest  et  Nord  du  territoire  du  gouvernement  (Regierungsbezirk) 
d'Allenstein,  jusqu'ä  sa  rencontre  avec  la  limite  entre  les  cercles  (Kreise) 
d'Oletsko  et  d'Angerburg;  de  lä,  la  limite  Nord  du  cercle  (Kreis)  dOletsko 
jusqu'ä  sa  rencontre  avec  l'ancienne  frontiere  de  la  Prusse  Orientale. 

Article  95. 

Dans  un  d6lai  qui  n'excödera  pas  quinze  jours,  k  compter  de  la  mise 
en  vigueur  du  präsent  Traitö.  les  troupes  et  les  Autorit^s  allemandes  se 
retireront  de  la  zone  ci-dessus  d^crite.  Jusqu'ä  ce  que  l'^vacuation  soit 
achev6e,  elles  s'abstiendront  de  toute  r^quisition  en  argent  ou  en  nature  et 
de  toute  mesure  pouvant  porter  atteinte  aux  int6röts  mat^riels  du  pays. 

A  l'expiration  de  la  Periode  sus-mentionn6e,  latide  zone  sera  placke 
sous  l'autorit^  d'une  Commission  internationale  de  cinq  menibres,  nomm^s 
par  les  Principales  Puissances  alli^es  et  associ6es.  Cette  Commission  aura 
un  pouvoir  g6n6ral  d'administration  et,  en  particulier,  sera  chargee  du  soin 
d'organiser  le  vote  et  de  prendre  toutes  les  mesures  qa'elle  jugera  n^cessaires 
pour  en  assurer  la  libertii,  la  sinc6rite  et  le  secret.  La  Commission  aura 
aussi  plein  pouvoir  pour  statuer  sur  toutes  les  questions  auxquelles  l'execu- 
tion  des  presentes  clauses  pourra  dunner  Heu.  La  Commission  prendra  tous 
les  arrangements  utiles  pour  se  faire  aider  dans  l'exercice  de  ses  fonctions 
par  des  assistants  choisis  par  eile  parmi  la  population  locale.  Ses  dt^cibions 
seront  prises  ä  la  majorit(i  des  voix. 
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Le  droit  de  suffrage  sera  accordö  ä  toute  personne,  sans  distinction  de 
sexe,  satisfaisant  aux  conditions  suivantes: 

a)  Avoir  20  ans  r6volus  ä  la  date  de  la  mise  en  vigueur  du  präsent 
Trait6 ; 

b)  Etre  n6  dans  la  zone  soumise  au  pl^biscite  ou  y  avoir  son  domicile 
ou   sa   rösidence   habituelle   depuis  la  date  qui  sera  fix6e  par  la  Commission. 

Chacun  votera  dans  la  commune  oü  il  est  domicilii,  ou  dans  laquelle  il 
est  n6  s'il  n'a  pas  son  domicile  ou  sa  r6sidence  dans  ladite  zone. 

Le  r6sultat  du  vote  sera  d6termin6  par  commune  (Gemeinde),  d'apr^s 
la  majoritö  des  votes  dans  chaque  commune. 

A  la  clöture  du  vote,  le  nombre  des  voix  dans  chaque  commune  sera 
communiqu6  par  la  Commission  aux  Principales  Puissances  alliöes  et  asso- 
ci6es,  en  meme  temps  qu'un  rapport  d6taill6  sur  les  Operations  du  vote  et 
qu'une  proposition  sur  le  trac6,  qui  devrait  etre  adopt6  comme  frontiere  de 
la  Prusse  Orientale  dans  cette  rögion.  en  tenant  compte  du  vaju  des  habitants 
exprimö  par  le  vote  ainsi  que  de  la  Situation  gäographique  et  6conomique 
des  localit^s.  Les  Principales  Puissances  alli^es  et  associ6es  d6termineront 
alors    la  frontiere  entre  la  Prusse  Orientale  et  la  Pologne  dans  cette  r6gion. 

Si  le  trac6  fix6  par  les  Principales  Puissances  alliöes  et  associ6es  est 
tel  qu'il  exclut  de  la  Prusse  Orientale  une  partie  quelconque  du  terrain  d^li- 
mit6  ä  l'article  94,  la  renonciation  de  l'Allemagne  ä,  ses  droits  en  taveur  de 
la  Pologne.  ainsi  qu'il  est  pr6vu  ä  l'article  87  ci-dessus,  s'6tendra  aux  terri- 
toires  ainsi  exclus. 

Aussitot  que  la  ligne  aura  6t6  ifix^e  par  les  Principales  Puissances 
alliöes  et  associ^es,  la  Commission  internationale  notifiera  aux  autorit^s 
administratives  de  la  Prusse  Orientale  qu'elles  ont  ä  reprendre  l'administra- 
tion  du  territoire  situ6  au  Nord  de  la  ligne  ainsi  fixäe,  ce  qu'elles  devront 
faire  dans  le  courant  du  mois  qui  suivra  cette  notification  et  de  la  maniere 
prescrite  par  la  Commission.  Dans  le  meme  dälai  et  de  la  maniere  prescrite 
par  la  Commission,  le  Gouvernement  polonais  devra  pourvoir  ä  l'administra- 
tion  du  territoire  situö  au  Sud  de  la  ligne  fix6e.  D6s  que  l'administration 
du  pays  aura  6t6  ainsi  assur^e  respectivement  par  les  autorit6s  de  la  Prusse 
Orientale  et  de  la  Pologne,  les  pouvoirs  de  la  Commission  internationale 
prendront  fin. 

Les  däpenses  de  la  Commission  tant  pour  son  fonctionnement  que  pour 
l'administration  de  la  zone,  seront  pr61ev6s  sur  les  revenus  locaux ;  le  surplus 
en  sera  supportö  par  la  Prusse  Orientale  dans  uce  proportion  qui  sera  fix6e 
par  les  Principales  Puissances  alli^es  et  associ6es. 

Article  96. 
Dans  une  zone  comprenant  les  cercles  (Kreise)  de  Stuhm  et  de  Rosen- 
berg et  la  partie  du  cercle  de  Marienburg  qui  se  trouve  ä  l'Est  de  la  Nogat 
et  Celle  du  cercle  de  Marienwerder  qui  se  trouve  ä  l'Est  de  la  Vistule,  les 
habitants  seront  appel6s  ä  faire  connaitre,  par  un  vote  ä  ämettre  dans  chaque 
commune  (Gemeinde),  s'ils  d^sirent  que  les  diverses  communes  situ6es  sur  ce 
territoire  appartiennent  ä  la  Pologne  ou  ä  la  Prusse  Orientale. 

Article  97. 

Dans  un  d61ai  qui  n'exc^dera  pas  quinze  jours,  ä  compter  de  la  mise  en 
vigueur  du  präsent  Traitö,  les  troupes  et  les  autorit6s  allemandes  se  retireront 
de  la  zone  d^crite  ä  l'article  96;  jusqu'ä  ce  que  l'^vacuation  soit  achev^e. 
elles  s'abstiendront  de  toute  r^quisition  en  argent  ou  en  nature  et  de  toute 
mesure  pouvant  porter  atteinte  aux  intörets  matöriels  du  pays. 

A  l'expiration  de  la  pöriode  sus-mentionn6e,  ladite  zone  sera  placäe 
sous  l'autorite  d'une  Commission  internationale  de  cinq  membres  nommös  par 
les  Principales  Puissances    alli6es    et    associ6es.     Cette  Commission,    accom- 
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pagn6e,  s'il  y  a  lieu,  des  forces  n^cessaires,  aura  un  pouvoir  g6n6rai  d'admi- 
nistration  et  en  particulier  sera  chargöe  du  soin  d'organiser  le  vote  et  de 
prendre  toutes  les  mesures  qu'elle  jugera  n6cessaire  pour  en  assurer  la  libertö, 
la  sinc6rit6  et  le  secret;  eile  se  conformera,  autant  qu'il  lui  sera  possible, 
aux  dispositions  du  präsent  Traitö  concernant  le  pl6biscite  dans  la  zone 
d'Allenstein ;  ses  döcisions  seront  prises  ä  la  majorit^  des  voix. 

Les  d^penses  de  la  Commission,  tant  pour  son  fonctionnement  que  pour 
Tadministration  de  la  zone  soumise,   seront  prölevöes  sur  les  revenus  locaux. 

A  la  clöture  du  vote,  le  nombre  des  voix  dans  chaque  commune  sera 
communiqu^  par  la  Commission  aux  Principales  Puissances  alli^es  et  asso- 
ci6es,  en  meme  temps  qu'un  rapport  dötaillö  sur  les  Operations  du  vote  et 
qu'une  proposition  sur  le  trac6  qui  devrait  etre  adopt6  comme  frontiere  de 
la  Prusse  Orientale  dans  cette  r^giou,  en  tenant  compte  du  voeu  des  habitants 
exprim6  par  le  vote,  ainsi  que  de  la  Situation  g^ographique  et  öconemique 
des  localit6s.  Les  Principales  Puissances  alliöes  et  associäes  d^termineront 
la  frontiere  entre  la  Prusse  Orientale  et  la  Pologne  dans  cette  r^gion,  en 
laissant  au  moins  ä  la  Pologne,  pour  l'ensemble  de  la  section  de  frontiere 
bordant  ia  Vistule,  le  plein  et  entier  controle  du  fleuve,  en  y  comprenant  sa 
rive  Est  sur  la  distance  qui  pourra  etre  nöcessaire  ä  sa  r^glementation  et  ä 
son  amölioration.  L'Allemagne  s'engage  ä  ce  qu'aucune  furtification  ne  soit 
ä  aucune  äpoque  Stabile  sur  aucune  portion  dudit  territoire  restant  allemand. 

Les  Principales  Puissances  alliöes  et  associöes  formuleront  en  m^me 
temps  une  räglementation  assurant,  dans  des  conditions  6quitables,  ä  la 
Population  de  la  Prusse  Orientale  l'acc^s  et  l'usage  de  la  Vistule  soit  pour 
eux-memes.  soit  pour  leurs  marchandises,  ou  pour  leurs  bateaux,  au  mieux 
de  leurs  intörets. 

La  fixation  de  la  frontiiire  et  les  röglements  ci-dessus  pr^vus  seront 
obligatoires  pour  toutes  les  parties  intöress^es. 

Des  que  l'administration  du  pays  aura  6t6  assum^e  respectivement  par 
les  autoritäs  de  la  Prusse  Orientale  et  de  la  Pologne,  les  pouvoirs  de  la 
Commission  prendont  fin. 

Article  98. 

L'Allemagne  et  la  Pologne  concluront,  dans  l'annee  qui  suivra  la  mise 
en  vigueur  du  präsent  Trait6,  des  Conventions  dout  les  termes,  en  cas  de 
contestation,  seront  6tablis  par  le  Conseil  de  la  Soci(5t6  des  Nations,  ä  l'effet 
d'assurer.  d'une  part  ä  TAllemagne  des  facilitös  completes  et  approprit^es  pour 
communiquer  par  voie  ferr^e,  par  t^iegraphe  et  par  t616phone  avec  le  reste 
de  TAllemagne  et  la  Prusse  Orientale  ä  travers  le  territoire  polonais,  et 
d'autre  part  k  la  Pologne  les  memes  facilitäs  pour  ses  Communications  avec 
la  Ville  libre  de  Dantzig  ä  travers  le  territoire  allemaud  qui  pourra  se 
trouver  sur  la  rive  droite  de  la  Vistule,  entre  la  Pologne  et  la  Ville  libre 
de  Dantzig. 

Section  X. 

M  e  m  e  1. 

Article  99. 

L'Allemagne  renonce,  en  faveur  des  Principales  Puissaaces  alliöes  et 
associ6es,  ä  tous  droits  et  titres  sur  les  territoires  compris  entre  la  mer 
Baltique,  la  frontiere  Nord- Est  de  la  Prusse  Orientale  d^crite  ä  l'article  28 
de  la  partie  II  (Fronti^res  d'Allemagne)  du  präsent  Trait^  et  les  anciennes 
fronti^res  entre  l'Allemagne  et  la  Russie. 

L'Allemagne  s'engage  k  reconnaitre  les  dispositions  que  les  Principales 
Puissances  alli6es  et  associties  prendront  relativement  h,  ces  territoires,  no- 
tamment  en  ce  qui  concerne  la  nationalito  des  habitants. 
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Section  XI. 

VilleLibre   deDantzig. 

Article  100. 

L'Allemagne  renonce,  en  faveur  des  Principales  Puissances  alli^es  et 
associ^es,  ä  tous  droits  et  titres  sur  le  territoire  compris  dans  les  limites 
ci-apres ; 

de  la  mer  Baltique,  vers  le  Sud  et  jusqu'au  point  de  rencontre  des 
chenaux   de   navigation  principaux  de  la  Nogat  et  de  la  Vistule  (Weichsel) : 

la  fronticre  de  la  Prusse  Orientale  teile  qu'elle  est  d6crite  ä  Tarticle  28 
de  la  Partie  II  (Frontieres  d'Allemagne)  du  präsent  Trait6; 

de  lä.,  le  chenal  de  navigation  principal  de  la  Vistule  vers  l'aval  et 
jusqu'ä  un  point  situö  ä  environ  6  kilomötres  5  du  Nord  du  pont  de 
Dirschau ; 

de  lä,  vers  le  Nord-Ouest  et  jusqu'ä  la  cote  5  situ6e  ä  1  kilometre  5 
au  Sud-Est  de  l'^glise  de  Güttland: 

une  ligne  ä  d^terminer  sur  le  terrain ; 

de  lä,  vers  l'Ouest  et  jusqu'au  saillant  fait  par  la  limite  du  cercle 
Berent,  ä  8  kilom^tres  5  au  Nord-Est  de  Schöneck : 

une  ligne  ä  d^terminer  sur  le  terrain,  passant  entre  Mühlbanz,  au  Sud, 
et  Rambeltsch,  au  Nord ; 

de  lä,  vers  l'Ouest,  la  limite  du  cercle  Berent  jusqu'au  rentrant  qu'elle 
fait  ä  6  kilom^tres  au  Nord-Nord-Ouest  de  Schöneck; 

de  lä  et  jusqu'ä  un  point  situ6  sur  la  ligne  mediane  du  Lonkener  See : 

une  ligne  ä  d^terminer  sur  le  terrain,  passant  au  Nord  de  Neu-Fietz 
et  Schatarpi  et  au  Sud  de  Barenhütte  et  Lonken ; 

de  lä,   la  ligne  mediane  du  Lonkener  See,  jusqu'ä  son  extr6mit6  Nord ; 

de  lä,  et  jusqu'ä  l'extr^mit^  Sud  du  Pollenziner  See : 

une  ligne  ä  d^terminer  sur  le  terrain ; 

de  lä,  la  ligne  mediane  du  Pollenziner  See  jusqu'ä  son  extr6mit6  Nord ; 

de  lä,  vers  le  Nord-Est  et  jusqu'au  point  situ6  ä  1  kilometre  environ 
au  Sud  de  l'öglise  de  Koliebken,  oü  la  voie  ferr^e  Dantzig-Neustadt  traverse 
un  ruisseau: 

une  ligne  ä  d^terminer  sur  le  terrain  passant  au  Sud-Est  de  Kamehlen, 
Krissau,  Fidlin,  Sulmin  (Richthof),  Mattern,  Schäferei,  et  au  Nord-Ouest  de 
Neuendorf,  Marschau,  Czapielken,  Hoch-  et  Klein-Kelpin,  Pulvermühl,  Renne- 
berg et  les  villes  de  Oliva  et  Zoppot; 

de  lä,  le  cours  du  ruisseau  ci-dessus  mentionnö  jusqu'ä  la  mer  Baltique. 

Les  fronti^res  ci-dessus  d^crites  sont  trac^es  sur  une  carte  allemande 
au  1/100,000'^,  annex^e  au  präsent  Trait6  sous  le  n*'  3. 

Article  lOL 
üne  Commission,  compos6e  de  trois  membres  comprenant  un  Haut  Com- 
missaire,  prösident,  nomm^s  par  les  Principales  Puissances  alliöes  et  associöes, 
d'un  membre  nomm6  par  l'Allemagne  et  un  par  la  Pologne,  sera  constituöe 
dans  les  quinze  jours  qui  suivront  la  mise  en  vigueur  du  präsent  Trait^,  pour 
fixer  sur  place  la  ligne  fronti^re  du  territoire  ci-dessus  vis6,  en  tenant  compte 
autant  que  possible  des  limites  communales  existantes. 

Article  102. 
Les  Principales  Puissances   alli^es  et   associ^es   s'engagent  ä  constituer 
la  ville  de  Dantzig,  ensemble  le  territoire  vis6  ä  l'article  100,  en  ville  libre. 
Elle  sera  placöe  sous  la  protection  de  la  Soci6t6  des  Nations. 

Article  103. 
La  Constitution    de   la  Ville   libre   de   Dantzig    sera   ölabor^e,    d'accord 
avec  un  Haut  Commissaire   de  la  Soci6t6  des  Nations,  par  des  repr^sentants 
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de  la  Ville  libre,  r^guli^rement  d^signäs.     Elle   sera   placke  sous  la  garantie 
de  la  Soci^tä  des  Nations. 

Le  Haut  Commissaire  sera  ^galement  chargö  de  statuer  en  premiere 
instance  sur  toutes  les  contestations  qui  viendraient  ä  s'6lever  entre  la  Pologne 
et  la  Ville  libre  au  sujet  du  präsent  Trait6  ou  des  arrangements  et  accords 
complömentaires. 

Le  Haut  Commissaire  r^sidera  ä  Dantzig. 
Article  104. 

Une  Convention,  dont  les  Principales  Puissances  alli6es  et  associ6es 
s'engagent  ä  n^gocier  les  termes  et  qui  entrera  en  vigueur  en  meme  temps 
que  sera  constituöe  la  Ville  libre  de  Dantzig,  interviendra  entre  le  Gouverne- 
ment polonais  et  ladite  Ville  libre  en  vue: 

1*^  De  placer  la  Ville  libre  de  Dantzig  en  dedans  des  limites  de  la 
frontiere  douaniere  de  la  Pologne,  et  de  pourvoir  ä  l'^tablissement  d'une  zone 
franche  dans  le  port ; 

2^  D'assurer  ä  la  Pologne,  sans  aucune  restriction,  le  libre  usage  et  le 
Service  des  voies  d'eau,  des  docks,  bassins.  quais  et  autres  ouvrages  sur  le 
territoire  de  la  Ville  libre  n^cessaires  aux  importations  et  exportations  de  la 
Pologne ; 

3^  D'assurer  ä  la  Pologne  le  controle  et  l'administration  de  la  Vistule 
et  de  l'ensemble  du  röseau  ferr6  dans  les  limites  de  la  Ville  libre,  sauf  les 
tramways  et  autres  voies  ferr^es  servant  principalement  aux  besoins  de  la 
Ville  libre,  ainsi  que  la  contrOle  et  l'administration  des  Communications 
postales,  t6l6graphiques  et  t616phoniques  entre  la  Pologne  et  le  port  de  Dantzig; 

4^  D'assurer  ä  la  Pologne  le  droit  de  developper  et  d"am6liorer  les 
voies  d'eau,  docks,  bassins,  quais,  voies  ferröes  et  autres  ouvrages  et  moyens 
de  communication  ci-dessus  vis6s,  et  de  louer  ou  acheter,  dans  des  conditions 
appropri^es,  les  terrains  et  autres  propri6t6s  n^cessaires  ä  cet  effet ; 

5^  De  pourvoir  k  ce  qu'aucune  discrimination  soit  faite,  dans  ia  Ville 
libre  de  Dantzig,  au  pröjiidice  des  nationaux  polonais  et  autres  personnes 
d'origine  ou  de  langue  polonaise ; 

6'^  De  faire  assurer  par  le  Gouvernement  polonais  la  conduite  des 
Affaires  ext^rieures  de  la  Ville  libre  de  Dantzig,  ainsi  que  la  protection  de 
ses  nationaux  dans  les  pays  6trangers. 

Article  105. 

DiiS  la  mise  en  vigueur  du  präsent  Traitö,  les  ressortissants  allemands 
domiciliös  sur  le  territoire  d^crit  ä  l'article  100  perdront.  ipso  facto,  la  natio- 
nalitö  allemande,   en  vue  de  devenir  nationaux  de  la  Ville  libre  de  Dantzig. 

Article  106. 

Pendant  les  deux  ans  qui  suivront  la  mise  en  vigueur  du  präsent  Trait^, 
les  ressortissants  allemands  äg6s  de  plus  de  18  ans  et  domicil6s  sur  le  terri- 
toire, d^crit  ä  l'article  100,  auront  la  facult6  d'opter  pour  la  nationalit^ 
allemande. 

L'option  du  mari  entrainera  Celle  de  la  femme  et  roption  des  parents 
entrainera  celle  de  leurs  enfants  äg6s  de  moins  de  18  ans. 

Les  personnes  ayant  exercö  le  droit  d'option  ci-dessus  pr^vu  devront, 
dans  les  douze   mois  qui   suivront,    transporter   leur    domicile    en  Allemagne. 

Elles  seront  libres  de  conserver  les  biens  immobiliers  qu'elles  possC^dt-nt 
sur  le  territoire  de  la  Ville  libre  de  Dantzig.  Elles  pourront  empörter  Kurs 
biens  meubles  de  toute  nature.  H  ne  leur  sera  impos^,  de  ce  chef,  aucun 
droit,  soit  de  sortie,  soit  d'entr^e. 

Article  107. 

Tous  les  biens  appartenant  ;V  l'Empire  ou  k  des  Etats  allemands  et 
situ6s  sur  le  territoire   de   la  Ville   libre   de  Dantzig   seront   transförös   aux 
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Principales  Puissances  alli6es  et  associ6es  pour  6tre  r6trf)C(;d6s  par  elles  ä  la 
Ville  libre  ou  k  l'Etat  polonais,  selon  ce  qu'elles  jugeront  ^quitable  de  d6cider. 

Article  K«. 

La  Proportion  et  la  nature  des  charges  financieres  de  l'Aliemagne  et 
de  la  Prusse  que  la  Ville  libre  aura  ä  supporter  seront  fix6es  conform^ment 
k  l'articie  254  de  la  Partie  IX  (Clauses  financiferes)  du  prösent  Trait6. 

Des  stipulations  ult6rieures  döteruiiiieront  toutes  autres  questions  pou- 
vant  rösulter  de  la  cession  du  territoire  vis(5  ä  l'articie  100. 

Section  XII. 
S  les  vig. 

Article  109. 

La  fronti^re  entre  l'Aliemagne  et  le  Danemark  sera  fix6e  conform^ment 
aux  aspirations  des  populations. 

A  cette  fln,  les  populations  habitant  les  territoires  de  l'ancien  Empire 
allemand  situ6s  au  Nord  d'une  ligne,  oricntöe  Est-Ouest  (figur^e  par  un  trait 
bistre  sur  la  carte  N*^  4  annexöe  au  pr6sent  Traitö ) : 

partant  de  la  mer  Baitique  ä  environ  13  kilomfetres  Est-Nord-Est  de 
Flensburg, 

se  dirigeant 

vers  le  Sud-Ouest  en  passant  au  Sud-Est  de :  Sygum,  Ringsberg,  Munk- 
brarup,  Adelby,  Tastrup,  Jarplund,  Oversee,  et  au  Nord-Ouest  de:  Lang- 
balligholz, Langballig,  Bönstrup,  RüUschau,  Weseby.  Kleinwolstrup,  Groß-Solt, 

puis,  vers  l'Ouest  en  passant  au  Sud  de  Frörup  et  au  Nord  de  Wanderup, 

puis,  vers  le  Sud  Ouest  en  passant  au  Sud-Est  d'Oxlund,  Stieglund  et 
Ostenau  et  au  Nord-Ouest  des  villages  sur  la  route  Wanderup- Kollund. 

puis,  vers  le  Nord-Ouest  en  passant  au  Sud-Ouest  de  Löwenstedt.  Jolde- 
lund,  Goldelund,  et  au  Nord-Est  de  Kolkerheide  et  Högel  jusqu'au  coude  du 
Soholmer  Au,  ä  environ  1  kilom^tre  ä  l'Est  de  Soholm,  oü  eile  rencontre  la 
limite  Sud  du  cercle  (Kreis;  de  Tondern, 

suivant  cette  limite  jusqu'ä  la  mer  du  Nord, 

passant  au  Sud  des  iles  de  Fohr  et  Amrum  et  au  Nord  des  lies  d'Oland 
et  de  Langeness, 

seront  appel6es  ä  se  prononcer  par  un  vote,  auquel  il  sera  proc6d6  dans 
les  conditions  suivantes: 

1*^  Dös  la  mise  en  vigueur  du  präsent  Traite.  et  dans  un  d^lai  qui  ne 
devra  pas  döpasser  dix  jours,  les  troupes  et  les  autoritös  allemandes  (y  com- 
pris  les  Oberpräsidenten,  Regierungspräsidenten,  Landräte,  Amtsvorsteber, 
Oberbürgermeister)  devront  ^vacuer  la  zone  comprise  au  Nord  de  la  ligne 
ei  dessus  fix^e. 

Dans  le  mgme  dölai,  les  conseils  des  ouvriers  et  soldats  constituös  dans 
cette  zone  seront  dissous ;  leurs  membres,  orginaires  d'une  autre  r6gion  et 
exer^ant  leurs  fonctions  ä  la  date  de  la  mise  en  vigueur  du  präsent  Trait6, 
ou  les   ayant  quittöes    depuis  le  1"  mars  1919,    seiont  pareillement   ^vacues. 

Ladite  zone  sera  imm^diatement  placöe  sous  l'autoritö  d'une  Commission 
internationale  compos^e  de  cinq  membres  dont  trois  seront  d6sign6s  par  les 
Principales  Puissances  alliöes  et  associ6es;  le  Gouvernement  norvögien  et  le 
Gouvernement  su^dois  seront  pri6s  de  d6signer  chacun  un  membre;  faute  par 
eux  de  ce  faire,  ces  deux  membres  seront  choisis  par  les  Principales  Puissances 
alliöes  et  associ^es. 

La  Commission,  assistöe  ^ventuellement  des  forces  n^cessaires.  aura  un 
pouvoir  gönöral  d'administration.  Elle  devra  notamment  pourvoir  sans  d^lai 
au  remplacement  des  autoritös  allemandes  ^vacuöes,  et  s'il  y  a  lieu,  donner 
elle-meme  Tordre  d"6vacuation  et  proc6der  au  remplacement  de  telles  autoritös 
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locales  qu'il  appartiendra.  Elle  prendra  toutes  les  mesures  qu'elle  jugera 
propres  ä  assurer  la  libertö,  la  sincöritö  et  le  secret  du  vote.  Elle  se  fera 
assister  de  conseillers  techniques  allemands  et  danois  choisis  par  eile  parmi 
la  Population  locale.     Ses  döcisions  seront  prises  ä  la  majorit6  des  voix. 

La  moitiö  des  frais  de  la  Commission  et  des  döpenses  occasionnöes  par 
le  plöbiscite  sera  support^e  par  l'Allemagne. 

2"  Le  droit  de  suffrage  sera  accord6  ä  toutes  personnes,  sans  distinction 
de  sexe,  salisfaisant  aux  conditions  suivantes: 

a)  Avoir  vingt  ans  r6volus  ä  la  date  de  la  mise  en  vigueur  du  präsent 
Trait6; 

b)  Etre  n6  dans  la  zone  soumise  au  pl6biscite,  ou  y  etre  domicilii 
depuis  une  date  antörieure  au  1"  janvier  1900,  ou  en  avoir  6t<5  expuls6  par 
les  autoritös  allemandes  sans  y  avoir  gard6  son  domicile. 

Chacun  votera  dans  la  commune  oü  il  est  domicilii  ou  dont  il  est 
originaire. 

Les  militaires,  officiers,  sous-officiers  et  soldats  de  l'arm^e  allemande, 
qui  sont  originaires  de  la  zone  du  Slesvig  soumise  au  pl6biscite,  devront  etre 
mis  ä  meme  de  se  rendre  dans  le  lieu  dont  ils  sont  originaires,  afin  d'y 
participer  au  vote. 

8"  Dans  la  section  de  la  zone  6vacu6e  comprise  au  Nord  d'une  ligne 
orient6e  Est-Ouest  (figuröe  par  un  trait  rouge  sur  la  carte  N^  4  annex^e  au 
präsent  Trait6): 

passant  au  Sud  de  l'ile  d'Alsen  et  suivant  la  ligne  mediane  du  fjord 
de  Flensburg, 

quittant  le  fjord  ä  un  point  situ6  ä  environ  6  kilom^tres  au  Nord  de 
Flensburg,  et  suivant  vers  l'amont  le  cours  du  ruisseau,  qui  passe  ä  Kupfer- 
mühle, jusqu'ä  un  point  au  Nord  de  Niebuus, 

passant  au  Nord  de  Pattburg  et  Ellund  et  au  Sud  de  Fröslee  pour 
atteindre  la  limite  Est  du  cercle  (Kreis)  de  Tondern,  ä  son  point  de  rencontre 
avec  la  limite  entre  les  anciennes  juridictions  de  Slogs  et  de  Kjaer  (Slogs 
Herred  et  Kjaer  Herred), 

suivant  cette  derniöre  limite  jusqu'au  Scheidebek, 

suivant  vers  l'aval  le  cours  du  Scheidebek  (Alte  Au),  puis  du  Süderau 
et  du  Wiedau  jusqu'au  coude  vers  le  Nord  de  cette  derni^re  situ^e  ä 
environ  1,500  mi^tres  ä  l'Ouest  de  Ruttebüll, 

se  dirigeant  vers  TOuest-Nord-Ouest  pour  atteindre  la  mer  du  Nord  aa 
Nord  de  Sieltoft, 

de  lä  passant  au  Nord  de  l'üe  de  Sylt, 

il  sera  proc(5d6  au  vote  ci-dessus  pr6vu,  trois  semaines  au  plus  tard 
apr^s  l'ävacuation  du  pays  par  les  troupes  et  les  autorit6s  allemandes. 

Le  rösultat  du  vote  sera  determin6  par  la  niajorit^  des  voix  dans 
l'ensemble  de  cette  section.  Ce  rösultat  sera  immediatement  port6  par  la 
Commissiou  ä  la  connaissance  des  Principales  Puissances  alli^es  et  associ6es 
et  proclam6. 

Si  le  vote  est  en  faveur  de  la  röintögration  de  ce  territoire  dans  le 
royaume  de  Danemark,  le  Gouvernement  danois.  apres  entente  avec  la  Com- 
mission, aura  la  facult6  de  le  faire  occuper  par  ses  autorit^s  militaires  et 
administratives  immediatement  apr^s  cette  proclamation. 

4^  Dans  la  section  de  la  zoue  (5vacu6e  situ6e  au  Sud  de  la  section 
pr^c^dente  et  au  Nord  de  la  ligne  qui  part  de  ia  mer  Baltique  ä  18  kilom^tres 
de  Flensburg  pour  aboutir  au  Nord  des  iles  dOland  et  de  Langeness.  il  sera 
proc6d6  au  vote  cinq  semaines  au  plus  tard  apr^s  que  le  pl6biscite  aura  eu 
lieu  dans  la  premiere  section. 

Le  r6sultat  du  vote  y  sera  d6termin6  par  commune  ^Oemeinde),  suivant 
la  majorite  des  voix  dans  chaque  commune. 
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Article  110. 

En  attendant  d'ßtre  pr6cis6e  sur  le  terrain,  une  ligne  fronti^re  sera 
fix6e  par  las  Principales  Puissances  alli^es  et  associ^es,  d'aprös  un  trac6  bas6 
sur  le  r6sultat  des  votes  et  propos6  par  la  Commission  internationale,  et  en 
tenant  compte  des  conditions  g6ographiques  et  6conomiques  particulitres  des 
localit^s. 

D6s  ce  moment,  le  Gouvernement  danois  pourra  faire  occuper  ces  terri- 
toires  par  les  autorit6s  civiles  et  militaires  danoises  et  le  Gouvernement 
allemand  pourra  r6int6grer  jusqu'ä  ladite  ligne-frontiere  les  autorit^s  civiles 
et  militaires  allemandes  qu'il  avait  6vacu6es. 

L'AlIemagne  döclare  renoncer  döfinitivement  en  faveur  des  Principales 
Puissances  alliöes  et  associöes  ä  tout  droit  de  souverainet^  sur  les  territoires 
du  Slesvig  situös  au  Nord  de  la  ligne-frontiöre  fix6e  comme  il  est  dit  ci-dessus. 
Les  Principales  Puissances  alli6es  et  associ6es  remettront  au  Danemark  lesdits 
territoires. 

Article  111. 

üne  Commission,  compos^e  de  sept  membres,  dont  cinq  seront  nomm6s 
par  les  Principales  Puissances  alli6es  et  associöes,  un  par  le  Danemark  et 
un  par  TAllemagne,  sera  constitu6e,  dans  les  quinze  jours  qui  suivront  la 
connaissance  du  r6sultat  d^finitif  du  vote,  pour  fixer  sur  place  le  trac6  de 
la  ligne-f rentiere. 

Les  d^cisions  seront  prises  ä  la  majorit6  des  voix  et  seront  obligatoires 
pour  les  parties  intöress^es. 

Article  112. 

L'indig^nat  (droit  de  citoyen)  danois  sera  aequis  de  plein  droit  ä  l'exclusion 
de  la  nationalit^  allemande  ä  tous  les  habitants  du  territoire  faisant  retour 
au  Danemark. 

Toutefois,  les  personnes  qui  seraient  stabiles  sur  ce  territoire  post6ri- 
eurement  au  1"  octobre  1918,  ne  pourront  acqu6rir  l'indigönat  danois  que 
moyennant  une  autorisation  du  Gouvernement  danois. 

Article  113. 

Dans  un  dölai  de  deux  ans,  ä  partir  du  jour  oü  la  souverainetö  sur  tout 
ou  partie  des  territoires  soumis  au  pl^biscite  aura  fait  retour  au  Danemark  : 

Toute  personne,  äg6e  de  plus  de  18  ans,  n6e  dans  les  territoires  faisant 
retour  au  Danemark,  non  domicili^e  dans  cette  r^gion  et  ayant  la  nationalit^ 
allemande,  aura  la  facultö  d'opter  pour  le  Danemark; 

Toute  personne,  äg6e  de  plus  de  18  ans,  domicili^e  sur  les  territoires 
faisant  retour  au  Danemark,  aura  la  facultö  d'opter  pour  l'Allemagne. 

L'option  du  mari  entrainera  celle  de  la  femme  et  l'option  des  parents 
entrainera  celle  de  leurs  enfants  äg6s  de  moins  de  dix-huit  ans. 

Les  personnes  ayant  exerc6  le  droit  d'option  ci-dessus  pr6vu  devront, 
dans  les  douze  mois  qui  suivront,  transporter  leur  domicile  dans  l'Etat  en 
faveur  duquel  elles  auront  opt6. 

EUes  seront  libres  de  conserver  les  biens  immobiliers  qu'elles  possedent 
sur  le  territoire  de  l'autre  Etat,  oü  elles  auraient  eu  leur  domicile  antöri- 
eurement  ä  l'option.  Elles  pourront  empörter  leurs  biens  meubles  de  toute 
nature.  II  ne  leur  sera  impos6  de  ce  chef  aucun  droit,  soit  de  sortie,  soit 
d'entröe. 

Article  114. 

La  proportions  et  la  nature  des  charges  tinanci^res  ou  autres  de  l'Allemagne 
ou  de  la  Prusse,  que  le  Danemark  aura  ä  supporter,  seront  fix6es  conform^ment 
ä  l'article  2.54  de  la  Partie  IX  (Clauses  financieres)  du  pr6sent  Trait6. 

Des  stipulations  particuli^res  döcideront  toutes  autres  questions  naissant 
de  la  remise  qui  sera  faite  au  Danemark  de  tout  ou  partie  du  territoire 
dont  le  Trait6  du  30  octobre  1864  lui  avait  imposö  l'abandon. 
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Section  XIII. 

H6ligoland . 

Article  115. 

Les  fortifications,  les  Etablissements  militaires,  les  ports  des  lies  d'HöUgo- 

land  et  de  Dune,  seront  dötruits  sous  le  controle  des  Principaux  Gouvernements 

alli6s,    par    les    soins    et  aux  frais  du  Gouvernement  allemand,  dans  le  dölai 

qui  sera  fix6  par  lesdits  Gouvernements. 

Par  „ports"  on  devra  comprendre  le  mOle  Nord-Est,  le  mur  de  l'Ouest, 
les  brise- lames  extörieurs  et  intörieurs,  les  terrains  gagn6s  sur  la  mer  ä. 
l'intörieur  de  ces  brise- lames.  ainsi  que  tous  les  travaux,  fortifications  et 
constructions  d'ordre  naval  et  militaire,  achevEs  ou  en  cours,  ä  l'intErieur 
des  lignes  joignant  les  positions  ci-dessous,  port6es  sur  la  carte  n'J  126  de 
TAmirautE  britannique  du  19  avril  1918 : 

a)  latitude,  54"  10'  49"  N.;    longitude.  7»  53'  39"  E. ; 

b)  latitude.  54^  10'  35"  N.;    longitude,  7«  .54'  18"  E.; 

c)  latitude,  54»  10'  14"  N.;    longitude,  7"  54'  00"  E. ; 

d)  latitude,  540  10'  17"  N.;    longitude,  7"  .53'  37"  E.; 

e)  latitude,  54»  10'  44"  N.;    longitude,  7«  53'  26"  E. 
L'Allemagne  ne  devra  reconstruire  ni  ces  fortifications,  ni  ces  Etablisse- 
ments militaires,  ni  ces  ports,  ni  aucun  ouvrage  analogue. 

Section  XIV. 
Russie  et  Etats  Russes. 

Article  116. 

L'Allemagne  reconnait  et  s'engage  ä  respecter,  comme  permanente  et 
inaliEnable,  l'indEpendance  de  touts  les  territoires  qui  faisaient  partie  de  l'ancieQ 
Empire  de  Russie  au  l"'  aoüt  1914. 

ConformEment  aux  dispositions  insErEes  aux  articles  259  et  292  des 
Parties  IX  (Clauses  financiferes)  et  X  (Clauses  Economiques)  du  präsent  TraitE, 
l'Allemagne  reconnait  d6finitivement  l'annulation  des  TraitEs  de  ßrest-Litovsk, 
ainsi  que  de  tous  autres  traitäs,  accords  ou  Conventions  passEs  par  eile  avec 
le  Gouvernement  Maximaliste  en  Russie. 

Les  Puissances  alliöes  et  associEes  röservent  expressEment  les  droits  de 
la  Russie  ä  obtenir  de  TAllemagne  toutes  restitutions  et  rEparations  basEes 
sur  les  principes  du  prEsent  Traitä. 

Article  117. 

L'Allemagne  s'engage  ä  reconnaitre  la  pleine  valeur  de  tous  les  traitEs 
qu  arrangements  que  les  Puissances  alliEes  et  associEes  passeraient  avec  les 
Etats  qui  se  sont  constituEs  ou  se  constitueront  sur  tout  ou  partie  des  terri- 
toires de  l'ancien  Empire  de  Russie,  tel  qu'il  existait  au  1"  aoilt  1914,  et  k 
reconnaitre  les  frontiöres  de  ces  Etats,  telles  qu'elles  seront  ainsi  fixEes. 

Partie  IV. 
Droits  et  Intör^ts  Alloniands  hors  de  l'AUemagrne. 

Article  118. 

Hors  de  ses  limites  en  Europe,  telles  qu'elles  sont  fixEes  par  le  präsent 
Traitä,  l'Allemagne  renonce  ;i  lous  droits,  titres  ou  priviläges  quelconques 
sur  ou  concernant  tous  territoires  lui  appartenant,  i\,  eile  ou  ä  ses  alliäes, 
ainsi  qu'ä  tous  droits,  titres  ou  privilöges  ayant  pu,  i\  quelque  titre  que  ce 
soit,  lui  appartenir  vis-il-vis  des  I'uissances  alliäes  et  associäes. 

L'Allemagne  s'engage  das  ä  präsent  i\  reconnaitre  et  i\  agreer  les  mesures 
qui  sont   ou  seront  prises  par  les  Principales  Puissances  alliäes  et  associäes, 
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d'accord,  s"il  y  a  lieu,  avec  les  tierces  Puistances,  en  vue  de  regier  les  conse- 
quences  de  la  disposition  qui  pr6c6de. 

Sp6cialement,  TAllemagne  d6clare  agr6er  les  stipulations  des  artieles  ci- 
apr6s,  relatifs  ä  certaines  mati^res  particuli^res. 

Section  I. 
Colonies  Allemandes. 
Article  119. 
L'Allemagne  renonce,   en   faveur   des  Principales  Puissances   alli^es  et 
associöes,  ä,  tous  ses  droits  et  titres  sur  ses  possessions  d'outre-mer. 

Article  120. 
Tous  droits  mobiliers  et  immobiliers  appartenant  dans  ces  territoires 
k  l'Empire  allemand  ou  ä  un  Etat  allemand  quelconque,  passeront  au  Gou- 
vernement exer^ant  l'autoritö  sur  ces  territoires,  dans  les  conditions  fix6e8 
dans  l'article  257  de  la  Partie  IX  (Clauses  financi^res)  du  präsent  Trait6. 
Si  des  contestations  venaient  ä  s'^lever  sur  la  nature  de  ces  droits,  elles 
seraient  jug^es  souverainement  par  les  tribunaux  locaux. 

Article  121. 
Les  dispositions  des  Sections  I  et  IV  de  la  Partie  X  (Clauses  ^conomiques) 
du  präsent  Trait6  seront  applicables  en  ce  qui  concerne  ces  territoires,  quelle 
que  soit  la  forme  de  gouvernement  adoptöe  pour  ces  territoires. 

Article  122. 
Le  Gouvernement  exergant  l'autoritö  sur  ces  territoires  pourra  prendre 
telles  dispositions  qu'il  jugera  n^cessaires,  en  ce  qui  concerne  le  rapatriement 
des  nationaux  allemands  qui  s'y  trouvent  et  les  conditions  dans  lesquelles 
les  Sujets  allemands  d'origine  europöenne  seront,  ou  non,  autoris^s  ä  y  r^sider, 
y  poss6der,  y  faire  le  commerce  ou  y  exercer  une  profession. 

Article  123. 
Les  dispositions  de  l'article  260  de  la  Partie  IX  (Clauses  financi^res) 
du  präsent  Traitö  s'appliqueront  aux  Conventions  pass6es  avec  des  nationaux 
allemands  pour  l'ex^cution  ou  Texploitation  des  travaux  publics  dans  les 
possessions  allemandes  d'outre-mer,  ainsi  qu'aux  sous-concessions  ou  march^s 
pasb6s  avec  lesdits  nationaux  en  consöquence  de  ces  Conventions. 

Article  124. 
L'Allemagne  prend  ä  ^a  Charge,  suivant  l'^valuation  qui  sera  pr6sent6e 
par  le  Gouvernement  frangais  et  approuv6e  par  la  Commission  des  röparations, 
la  röparation  des  dommages  subis  par  les  ressortissants  frangais  dans  la 
colonie  du  Cameroun  ou  dans  la  zone  fronti^re  du  fait  des  actes  des  autorit^s 
civiles  et  militaires  allemandes  et  des  particuliers  allemands  pendant  la  pöriode 
qui  s'ätend  du  1"  janvier  1900  au  1"  aoüt  1914. 

Article  125. 
L'Allemagne  renonce  ä  tous  droits  issus  des  Conventions  et  Arrangements 
pass6s  avec  la  France  le  4  novembre  1911  et  le  28  septembre  1912  relativement 
ä  l'Afrique  äquatoriale.  Elle  s'engage  ä  verser  au  Gouvernement  frangais, 
suivant  l'övaluation  qui  sera  pr6sent6e  par  ce  Gouvernement  et  approuv6e 
par  la  Commission  des  röparations,  tous  les  cautionnements,  ouvertures  de 
compte,  avances,  etc.,  r6alis6s  en  vertu  de  ces  actes  au  profit  de  l'Allemagne. 

Article  126. 

L'Allemagne   s'engage  ä  reconnaitre   et  agr6er  les   Conventions  pass6es 

ou  ä  passer  par  les  Puissances  alli^es   ou  associöes  ou  certaines  d'entre  elles 

avec   toute   autre   Puissance,    relativement   au   commerce   des   armes    et   des 

spiritueux   ainsi  qu'aux   autres  mati^res  trait^es  dans  les  Actes  g6n6raux  de 
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Berlin  du  26  f^vrier  1885  et  de  Bruxelles  du  2  juillet  1890  et  les  Conventions 
qui  les  ont  compl6t6es  ou  modifi^es. 

Article  127. 
Les  indigfeaes  habitant  les  anciennes  possessions  allemandes  d'outre-mer 
auront   droit   ä   la   protection   diplomatique   du   Gouvernement   qui   exercera 
Tautoritö  sur  ces  territoires. 

Section  II. 
Chine. 

Article  128. 

L'Allemagne  renonce,  en  faveur  de  la  Chine,  ä  tous  Privileges  et  avan- 
tages  r^sultant  des  dispositions  du  Protocole  final  signö  ä  P6kin  le  7  septembre 
1901,  ensemble  tous  annexes,  notes  et  documents  compl6mentaires.  Elle 
renonce  6galement  en  faveur  de  la  Chine,  ä  toute  r^clamation  d'indemnit^  en 
vertu  dudit  protocole  postörieurement  au  14  mars  1917. 

Article  129. 

Dös  la  mise  en  vigueur  du  präsent  Trait6,  les  Hautes  Parties  Contrac- 
tantes  appliqueront,  chacune  en  ce  qui  la  concerne: 

l''  L'Arrangement  du  29  aoüt  1902  relatif  aux  nouveaux  tarifs  douaniers 
chinois ; 

2°  L'Arrangement  du  27  septembre  1905  relatif  ä  Whang-Poo  et  1' Arrange- 
ment provisoire  compl6mentaire  du  4  avril  1912. 

Toutefois,  la  Chine  ne  sera  plus  tenue  d'accorder  ä  l'Allemagne  les 
avantages  ou  Privileges  qu'elle  lui  a  consentis  dans  ces  Arrangements. 

Article  130. 

Sous  r6serve  des  disposition  de  la  Section  VIII  de  la  prösente  Partie, 
l'Allemagne  cöde  ä  la  Chine  tous  les  bätiments,  quais  et  appontements,  casernes, 
forts,  armes  et  munitions  de  guerre,  navires  de  toutes  sortes,  installations  de 
t6l6graphie  sans  fil  et  autres  propri6t6s  publiques,  appartenant  au  Gouvernement 
allemand,  qui  sont  situös  ou  qui  peuvent  se  trouver  dans  les  concessions 
allemandes  ä  Tien-Tsin  et  ä  Han-K6ou  ou  dans  les  autres  parties  du  territoire 
chinois. 

II  est  entendu,  toutefois,  que  les  bätiments  employ^s  comme  r^sidences 
ou  bureaux  diplomatiques  ou  consulaires  ne  sont  pas  compris  dans  la  cession 
ci-dessus;  en  outre,  aucune  mesure  ne  sera  prise  par  le  Gouvernement  chinois 
pour  disposer  des  propriet6s  publiques  ou  priv6es  allemandes  situöes  ä  Pökin 
dans  le  quartier  dit  des  L6gations,  sans  le  consentement  des  Repr6sentants 
diplomatiques  des  Puissances  qui,  ä  la  mise  en  vigueur  du  präsent  Trait6, 
restent  parties  au  Protocole  final  du  7  septembre  1901. 

Article  131. 
L'Allemagne  s'engage  ä,  rendre  ä  la  Chine,  dans  un  d6lai  de  douze 
mois  ä.  part.ir  de  la  mise  en  vigueur  du  präsent  Trait6,  tous  les  Instruments 
astronomiques  que  faes  troupes  ont,  en  1900-1901,  enlev6s  de  Chine.  L'Allemagne 
s'engage  6galenient  ä  payer  toutes  les  d^penses  qui  pourront  advenir  pour 
effectuer  cette  restitution,  y  compris  les  d^penses  pour  les  dementer,  emballer. 
transporter,  r6installer  ä  P6kin  et  couvrir  les  assurances. 

Article  132. 

L'Allemagne  accepte  l'abrogation  des  contrats  obtenus  du  Gouvernement 
chinois,  en  vertu  desquels  les  concessions  allemandes  ä,  Han-K(5ou  et  ä  Tien- 
Tsin  sont  actueliemcnt  tenues. 

La  Chine,  remise  en  possession  du  plein  exercice  de  ses  droits  souve- 
rains  sur  lesdits  terrains,  döclare  son  Intention  de  les  ouvrir  k  l'usage  de 
r^sidence    internationale   et   du   commerce.    Elle  d^clare  que  l'abrogation  des 
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contrats,  en  vertu  desquels  ces  concessions  sont  actuellement  tenues,  ne  doit 
pas  affecter  ies  droits  de  propri6t6  des  ressortissants  des  Puissances  alliöes 
et  associöes,  d6tenteurs  de  lots  dans  ces  concessions. 

Article  133. 

L'AlIemagne  renonce  k  toute  r6clamation  contre  le  Gouvernement  chinois 
ou  contre  tout  Gouvernement  alliö  ou  associö,  en  raison,  de  Tinternement  en 
Chine  de  ressortissants  aliemands  et  de  leur  rapatriement.  Elle  renonce 
6galement  ä  toute  röclamation  en  raison  de  la  saisie  des  navires  aliemands 
en  Chine,  de  la  liquidation,  de  la  mise  sous  s^questre,  la  disposition  ou  la 
mainmise  sur  Ies  propri6t6s,  droits  et  int^rets  aliemands  dans  ce  pays  depuis 
le  14  aoftt  1917.  Cette  disposition  toutefois  ne  doit  pas  affecter  Ies  droits 
des  parties  int(5ress6es  dans  Ies  produits  d'aucune  de  ces  liquidations,  ces 
droits  6tant  r6gl6s  par  Ies  dispositions  de  la  Partie  X  (Clauses  6conomiques) 
du  präsent  Trait6. 

Article  134. 

L'AlIemagne  renonce^  en  faveur  du  Gouvernement  de  Sa  Majestö  Bri- 
tannique  aux  biens  de  FEtat  allemand  dans  la  concession  britannique  de 
Shameen,  ä  Canton.  Elle  renonce  en  faveur  des  Gouvernements  fran^ais  et 
chinois  conjointement,  ä  la  propri6t6  de  TEcole  allemande  situ6e  sur  la  con- 
cession francaise  de  Shanghai. 

Section  III. 

Slam. 

Article  13.ö. 

L'AlIemagne  reconnait   comme  caducs,    depuis   le   22  juillet  1917,   tous 

trait6s,   Conventions   ou   accords   passes   par  eile  avec  le  Slam,   ensemble  Ies 

droits,  titres  ou  Privileges  pouvant  en  rösulter,  ainsi  qu'ä  tout  droit  de  juri- 

diction  consulaire  au  Slam. 

Article  136. 
Tons  biens  et  propriöt^s  de  l'Empire  ou  des  Etats  aliemands  au  Slam, 
ä   l'exception   des   bäiiments   employös   comme   rösidences   ou  bureaux  diplo- 
matiques  ou  consulaires,  seront  acquis  de  plein  droit  au  Gouvernement  siamois, 
sans  indemnitä. 

Les  biens,  propri6t6s  et  droits  priv6s  des  ressortissants  aliemands  au 
Slam  seront  traitös  conform^ment  aux  stipulations  de  la  Partie  X  (Clauses 
^conomiques)  du  pr6sent  Traitä. 

Article  137. 
L'AlIemagne  renonce  ä  toute  r^clamation,  pour  eile  ou  ses  nationaux, 
contre  le  Gouvernement  siamois  relativement  ä  la  saisie  des  navires  aliemands, 
ä  la  liquidation  des  biens  aliemands  ou  ä  l'internement  des  ressortissants 
aliemands  au  Siam.  Cette  disposition  ne  doit  pas  affecter  les  droits  des 
parties  int^ress^es  dans  le  produit  d'aucune  de  ces  liquidations,  ces  droits 
6tant  r6gl6s  par  les  dispositions  de  la  Partie  X  (Clauses  ^conomiques)  du 
präsent  Trait6. 

Section  IV. 

Liberia. 

Article  138. 

L'AlIemagne  renonce  ä  tous  droits  et  Privileges  r^sultant  des  arrange- 

ments  de  1911  et  1912  concernant  le  Liberia,  et  en  particulier  au  droit  de 

nommer  un  receveur  des  douanes  allemand  en  Liberia. 

Elle  d^clare,  en  outre,  renoncer  ä  toute  demande  de  participer,  en  quoi 
que  ce  soit,  aux  mesures  qui  pourraient  etre  adoptöes  pour  la  reconstitution 
du  Liberia. 
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Article  139. 
L'Allemagne  reconnait  comme  caducs,  ä  dater  du  4  aoüt  1917,  tous  les 
trait^s  et  arrangements  conclus  par  eile  avec  le  Liberia. 

Article  140. 
Les  Mens,  droits  et  int6rets   appartenant  en   Liberia  ä  des   Allemands, 
seront  r6gl6s  conform^ment  ä  la  Partie  X  (Clauses  öconomiques)  du  präsent 
Traitß. 

Section  V. 

Mar  0  c. 

Article  141. 

L'Allemagne  renonce  ä  tous  droits,  titres  au  Privileges  r^sultant  ä  son 
profit  de  l'Acte  g6n§ral  d'Algösiras  du  7  avril  1906.  des  Accords  franco-alle- 
mands  du  9  f^vrier  1909  et  du  4  novembre  1911.  Tous  les  traitös,  accords, 
arrangements  ou  contrats  pass6s  par  eile  avec  l'Empire  ch6rifien  sont  tenus 
pour  abrogös  depuis  le  3  aoüt  1914. 

En  aucun  cas,  l'Allemagne  ne  pourra  se  prövaloir  de  ces  actes  et  eile 
s'engage  ä  n'intervenir,  en  aucune  fa^on,  dans  les  nögociations  qui  pourront 
avoir  lieu  entre  la  France  et  les  autres  Puissances  relativement  au   Maroc. 

Article  142. 

L'Allemagne  döclare  accepter  toutes  les  cons^quences  de  l'6tablissement, 
reconnu  par  eile,  du  protectorat  de  la  France  au  Maroc  et  renoncer  au  regime 
des  capitulations  au  Maroc. 

Cette  renonciation  prendra  date  du  3  aoüt  1914. 
Article  143. 

Le  Gouvernement  ch^rifien  aura  une  entiöre  libert6  d'action  pour  regier 
le  Statut  et  les  conditions  de  l'ötablissement  des  ressortissants  allemands  au 
Maroc. 

Les  prot6g6s  allemands,  les  censaux  et  les  associös  agricoles  allemands 
seront  consid^rös  comme  ayant  cess6,  ä  partir  du  3  aoüt  1914,  de  jouir  des 
Privileges  attach6s  ä  ces  qualit^s  pour  ctre  soumis  au  droit  commun. 

Article  144. 

Tous  les  biens  et  propri6t6s  de  l'Empire  et  des  Etats  allemands  dans 
l'Empire  chörifien  passent  de  plein  droit  au  Maghzen,  Sans  aucune  indemnite. 

A  cet  6gard  les  biens  et  propri6t6s  de  ['Empire  et  des  Etats  allemands 
seront  consid6r6s  comme  comprenant  toutes  les  propri6t6s  de  la  Couronne,  de 
l'Empire  et  des  i^tats  allemands,  ainsi  que  les  biens  priv6s  de  l'ex-empeieur 
d'Allemagne  et  des  autres  personnes  royales. 

Tous  les  biens,  meubles  et  immeubles  appartenant,  dans  l'Empire  ch6rifien, 
ä  des  ressortissants  allemands  seront  trait6s  conform^ment  aux  Sections  111 
et  IV  de  la  Partie  X  (Clauses  6conomiques)  du  präsent  Trait6. 

Les  droits  miniers  qui  seraient  reconnus  ä  des  ressortissants  allemands 
par  le  Tribunal  arbitral  Institut  en  vertu  du  r^glement  minier  marocain,  seront 
l'objet  d'une  estimation  pecuniaire  que  sera  demand^e  ä  l'arbitre;  ces  droits 
suivront  ensuite  le  sort  des  biens  appartenant  au  Maroc  k  des  ressortissants 
allemands. 

Article  145. 

Le  Gouvernement  allemand  assurera  le  transfert,  k  la  personne  qui  sera 
d6sign6e  par  le  Gouvernement  fran^ais,  des  actions  qui  reprösentent  la  part 
de  l'Allemagne  dans  le  capital  de  la  Banque  d'Etat  du  Maroc.  La  valeur  de 
ces  actions,  indiqu(5e  par  la  Commission  des  R(^paratiuns.  sera  payin-  ä  cette 
Commission  pour  otre  portöe  au  credit  de  rAlUinagne  dans  le  compte  des 
sommes  dues  pour  r^parations.  II  a{)partiendra  au  Gouveinement  allemand 
d'indemniser  de  ce  chef  ses  ressortissants. 
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(Je  trausfert  aura  Heu  sans  pr6judice  du  remboursement  des  dettes  que 
les  ressortissants  allemands  auraient  contract6es  envers  la  Banque  d'^tat  du 
Maroc. 

Article  146. 

Les  marchandises  marocaines  b6D6ficieront  ä  l'entröe  en  Allemagne  du 
regime  appliqu6  aux  marchandises  frangaises. 

Section  VI. 
Egypte. 

Article  147. 

L'AUemagne  d6clare  reconnaitre  le  protectorat  proclamö  sur  l'lilgypte  par 
la  Grande-Bretagne  le  18  döcembre  1914  et  renoncer  au  r6gime  des  capitu- 
lations  en  Egypte. 

Cette  renonciation  prendra  date  du  4  aoüt  1914. 

Article  148. 

Tous  les  traitös,  accords,  arrangements  ou  contrats  pass6s  par  l'AUe- 
magne  avec  l'Egypte,  sont  tenus  pour  abrogös  depuis  le  4  aoüt  1914. 

En  aucun  cas,  l'Allemagne  ne  pourra  se  pr6valoir  de  ces  actes  et  eile 
s'engage  ä  n'intervenir  en  aucune  fac^'on  dans  les  nögociations  qui  puurront 
avoir  lieu  entre  la  Grande-Bretagne  et  les  autres_^  Puissances  relativement 
ä  r;ßgypte. 

Article  149. 

Jusqu'ä  la  mise  en  vigueur  d'une  lögislation  ögyptienne  d'organisation 
judiciaire,  constituant  des  cours  de  compl^te  juridiction,  il  sera  pourvu,  par 
voie  de  d^crets  par  Sa  Hautesse  le  Sultan,  ä  l'exercice  de  la  juridiction  sur 
les  ressortissants  allemands  et  sur  les  propri6t6s  par  les  tribunaux  consulaires 
britanniques. 

Article  150. 

Le  Gouvernement  6gyptien  aura  une  enti^re  libert6  d'action  pour  regier 
le  Statut  et  les  conditions  de  l'ötablissement  des  ressortissants  allemands  en 
Egypte. 

Article  151. 

L'Allemagne  donne  son  agr6ment  k  l'abrogation  ou  aux  modifications, 
jugöes  däsirables  par  le  Gouvernement  ^gyptien,  du  döcret  rendu  par  Son 
Altesse  le  Kh^dive  le  28  novembre  1904  relativement  ä  la  Commission  de 
la  Dette  Publique  6gyptienne. 

Article  152. 

L'Allemagne  consent,  en  ce  qui  la  concerne,  au  transfert  au  Gouverne- 
ment de  Sa  Majest6  britannique  des  pouvoirs  conf6r6s  ä  Sa  Majest6  imperiale 
le  Sultan  par  la  Convention  signöe  ä  Constantinople  le  29  octobre  1888  rela- 
tivement ä  la  libre  navigation  du  Canal  de  Suez. 

Elle  renonce  ä  toute  participation  au  Conseil  sanitaire,  maritime  et 
quarantenaire  d'Egypte  et  consent,  en  ce  qui  la  concerne,  au  transfert  aux 
autoritös  ^gyptiennes  des  pouvoirs  de  ce  Conseil. 

Article  153. 

Tous  les  biens  et  propri6t6s  de  l'Empire  allemand  et  des  Etats  allemands 
en  Egypte  passent  de  plein  droit  au  Gouvernement  6gyptien,  sans  aucune 
indemnit6. 

A  cet  6gard,  les  biens  et  propri6t6s  de  l'Empire  et  des  Etats  allemands 
seront  considör^s  cnmme  comprenant  toutes  les  propri6t6s  de  la  Couronne, 
de  l'Empire  et  des  Etats  allemands,  ainsi  que  les  biens  priv6s  de  l'ex-empereur 
d'Allemagne  et  des  autres  personnes  royales. 
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Tous  les  biens  meubles  et  immeubles  appartenant,  en  Egypte.  ä  des 
ressortissants  allemands  seront  traitös  conformöment  aux  Sections  III  et  IV 
de  la  Partie  X  (Clauses  6conomiques)  du  präsent  Tratte. 

Article  154. 
Les  marchandises  6gyptiennes  bön^ficieront,  ä  l'entr^e  en  AUemagne,  du 
regime  appliquö  aux  marchandises  britanniques. 

Section  VII. 

Turquie   et   Bulgarie. 

Article  155. 

L' AUemagne  s'engage  ä  reconnaitre  et  ä  agr^er  tous  arrangements  que 

les  Puissances   alliöes  et  associ6es  passeront  avec  la  Turquie  et  la  Bulgarie 

relativement    aux  droits,    intörets  et  privil&ges    quelconques,    auxquels  TAUe- 

magne  ou  les  ressortissants  allemands  pourraient  pr^tendre  en  Turquie  et  en 

Bulgarie  et  qui  ne  sont  pas  l'objet  de  dispositions  du  präsent  Trait6. 

Section  VIII. 

Chantoung. 

Article  156. 

L'AUemagne  renonce,  en  faveur  du  Japon,  ä  tous  ses  droits,  titres  et 
Privileges  —  concernant  notamment  le  territoire  de  Kiao-Tch6ou,  les  chemins 
de  fer,  les  mines  et  les  cables  sous-marins  —  qu'elle  a  acquis.  en  vertu  du 
Trait6  pass6  par  eile  avec  la  Chine,  le  6  mars  1898,  et  de  tous  autres  actes 
concernant  la  province  du  Chantoung. 

Tous  les  droits  allemands  dans  le  chemin  de  fer  de  Tsingtao  ä  Tsinanfou, 
y  compris  ses  embranchements,  ensemble  ses  döpendances  de  toute  nature. 
gares,  magasins,  mat^riel  fixe  et  roulant,  mines,  Etablissements  et  raatäriel 
d'exploitation  des  mines,  sont  et  demeurent  acquis  au  Japon,  avec  tous  les 
droits  et  Privileges  qui  s'y  rattachent. 

Les  cables  sous-marins  de  l'Etat  allemand,  de  Tsingtao  ä  Shanghai  et 
de  Tsingtao  ä  Tch6fou,  avec  tous  les  droits,  Privileges  et  propri^täs  qui  s'y 
rattachent,  restent  egalement  acquis  au  .Tapon,  francs  et  quittes  de  toutes 
charges. 

Article  157. 

Les  droits  mobiliers  et  immobiliers  que  l'Etat  allemand  possede  dans  le 
territoire  de  Kiao-Tch6ou,  ainsi  que  tous  les  droits  qu'il  pourrait  faire  valoir 
par  suite  de  travaux  ou  kmönagements  ex6cutes  ou  de  depenses  engagöes 
par  lui,  directement  ou  indirectement,  et  concernant  ce  territoire,  sout  et 
demeurent  acquis  au  Japon,  francs  et  quittes  de  toutes  charges. 

Article  158. 
L'AUemagne  remettra  au  Japon,  dans  les  trois  mois  qui  suivront  la 
mise  en  vigueur  du  präsent  Traite,  les  archives,  registres,  plans,  titres  et 
documents  de  toute  nature  concernant  les  administrations  civile,  militaire, 
financiöre,  judiciaire  ou  autres,  du  territoire  de  Kiao-Tchöou,  ä,  quelque  endroit 
qu'ils  se  trouvent. 

Dans  le  mßme  d6lai,  l'Allemagne  notifiera  au  Japon  tous  los  traites, 
arrangements  ou  contrats  concernant  les  droits,  titres  ou  privilüges  visos  aux 
deux  articles  ci-dessus. 
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Partie   V. 

Clansos  Militaires,  Xavalos  et  A6riennes. 

En  vue  de  rendre  possible  la  pr^paration  d'une  limitation  g6n6rale  des 
armements  de  toutes  les  nations,  rÄilemagne  s'engage  k  observer  strictement 
les  Claudes  militaires,  navales  et  a6riennes  ci-apr^s  stipul6es. 

Section  I. 

Clauses   militaires. 

Chapitre  Premier. 

Effectifs   et   Encadremerit   de   l'Armöe  Allemande. 

Article  159. 

Les  forces  militaires  allemandes  seront  d6mobilis6es  et  r^duites  dans  les 

conditions  fix6es  ci-apr6s. 

Article  160. 
1"  A  dater  du  31  mars  1920,  au  plus  tard,  l'armße  allemande  ne  devra 
pas  comprendre  plus  de  sept  divisions  d'infanterie  et  trois  divisions  de  cavalerie. 
D^s  ce  moment,  la  totalitö  des  effectifs  de  l'arm^e  des  Etats  qui  con- 
stituent  TAllemagne,  ne  devra  pas  d^passer  cent  mille  hommes,  officiers  et 
d^pöts  compris,  et  sera  exclusivement  destinöe  au  maintien  de  l'ordre  sur  le 
territoire  et  ä  la  police  des  frontiöres. 

L'effectif  total  des  officiers,  y  compris  le  personnel  des  Etats -Majors, 
quelle  qu'en  soit  la  composition,  ne  devra  pas  d^passer  quatre  mille. 

2^  Les  Divisions  et  les  Etats-Majors  de  corps  d'armöe  seront  compos6s 
en  conformitö  du  tableau  n^"  1  annexö  ä  la  präsente  Section. 

Le  nombre  et  les  effectifs  des  unitös  d'infanterie,  d'artillerie,  du  g6nie, 
des  Services  et  troupes  techniques.  pr6vus  dans  ledit  tableau,  constituent  des 
maxima  qui  ne  devront  pas  etre  d6pass6s. 

Les  unit^s  ci-apr^s  dösign^es  peuvent  avoir  un  döpot  qui  leur  sera  propre  : 
Regiment  d'infanterie; 
Regiment  de  cavalerie ; 
Regiment  d'artillerie  de  campagne ; 
Bataillon  de  pionniers. 
3°  Les  divisions  ne  pourront  6tre  encadr^es  que  par  deux  Etats-Majors 
de  corps  d'armöe. 

Le   maintien   ou   la   Constitution   de   forces    difföremment   group^es   ou 
d'autres  organes  i^e  commandement  ou  de  pr^paration  ä  la  guerre  sont  interdits. 
Le  Grand  Etat-Major   allemand   et  toutes  autres   formations  similaires 
seront  dissous  et  ne  pourront  etre  reconstituös  sous  aucune  forme. 

Le  personnel  officier,  ou  assimil6,  des  Ministferes  de  la  Guerre  des  diS6- 
rents  Etats  de  TAUemagne  et  des  administrations  qui  leur  sont  rattach6es 
ne  devra  pas  döpasser  trois  cents  officiers,  compris  dans  l'effectif  maximum 
de  quatre  mille  pr^vu  par  le  präsent  article,  1*^,  alin^a  3. 

Article  161. 
Les  Services  administratifs  de  la  guerre,   dont  le  personnel  est  civil  et 
ne  se  trouve   pas  compris  dans  les  effectifs   pr6vus   par  les   präsentes   dispo- 
sitions,  auront  ce  personnel  r6duit  pour  chaque  cat6gorie  au  dixifeme  de  celui 
pr6vu  au  budget  de  1913. 

Article  162. 

Le  nombre  des  employ6s  ou  fonctionnaires  des  Etats  allemands,  tels 
que  douaniers,  gardes  forestiers,  gardes-cotes,  ne  d^passera  pas  celui  des  em- 
ploy6s  ou  fonctionnaires  exer^ant  ces  fonctions  en  1913. 
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Le  nombre  des  gendarmes  et  des  employ^s  ou  fonctionnaires  des  polices 
locales  ou  municipales  ne  pourra  ^tre  augment6  que  dans  une  proportion 
correspondant  ä  celle  des  augmentations  de  la  population  depuis  1913  dans 
les  localit^s  ou  municipalit^s  qui  les  emploient. 

Les  employ6s  et  fonctionnaires  ne  pourront  pas  etre  röunis  pour  parti- 
ciper  ä  un  exercice  militaire. 

Article  163. 

La  r^duction  des  forces  militaires  de  rAllemagne,  stipul6e  ä  l'article  160, 
pourra  etre  graduellement  effectu^e  de  la  manifere  suivante : 

Dans  les  trois  naois  qui  suivront  la  mise  en  vigueur  du  präsent  Trait6, 
la  totalitö  des  effectifs  devra  etre  ramen^e  ä  200000  hommes  et  le  nombre 
des  unitös  ne  devra  pas  d^passer  le  double  du  nombre  prövu  ä  Tarticle  160. 

A  l'expiration  de  ce  delai,  et  ä  la  fin  de  chaque  Periode  subs^quente 
de  trois  mois,  une  Conference  d'experts  militaires  des  Principales  Puissances 
alliees  et  associ6es  fixera,  pour  la  p6riode  trimestrielle  suivante,  les  röductions 
ä  effectuer  de  fagon  que.  le  ;-51  mars  1920  au  plus  tard,  la  totalit6  des  effec- 
tifs allemands  ne  d^passe  pas  le  chiffre  maximum  de  100000  hommes,  pr^vu 
ä  Tarticle  160.  Ces  r^ductions  successives  devront  maintenir  entre  le  nombre 
des  hommes  et  des  officiers  et  entre  le  nombre  des  unit6s  de  diverses  sortes, 
les  memes  proportions  qui  sont  pr^vues  audit  article. 

Chapitre  IL 
Armement,   Munitions   et   Materie  1. 

Article  164. 

Jusqu'ä  r^poque  oü  l'Allemagne  pourra  etre  admise  comme  membre  de 
la  Soci6t6  des  Nalions.  l'arm^e  allemande  ne  devra  pas  poss^der  un  arme- 
ment sup6rieur  aux  chiffres  fix6s  dans  le  tableau  n"  II  annexö  k  la  präsente 
Section,  sauf  un  compl^ment  facultatif  qui  pourra  atteindre.  au  maximum  un 
vingt-cinqui^me  pour  les  armes  ä  feu  et  un  cinquanti^me  pour  les  canons,  et 
sera  exclusivement  destin^  ä  pourvoir  ä  l'öventualit^  des  remplacements 
nöcessaires. 

L'Allemagne  döclare  s'engager  d^s  ä  präsent  pour  l'^poque  oü  eile  sera 
admise  comme  membre  de  la  Soci6t6  des  Nations,  ä  ce  qae  Tarmement,  fix6 
dans  ledit  tableau.  ne  soit  pas  d6pass6  et  reste  sujet  ä  etre  modifi^  par  le 
Conseil  de  la  Soci6t6  dont  eile  s'engage  ä  observer  strictement  les  döcisions 
ä  cet  6gard. 

Article  165. 

Le  nombre  maximum  de  canons,  mitrailleuses,  minenwerfers  et  fusils, 
ainsi  que  le  stock  des  munitions  et  ^quipements,  que  l'Allemagne  est  autoris6e 
ä  maintenir  pendant  la  periode  devant  s'^couler  entre  la  mise  en  vigueur  du 
präsent  Trait6  et  la  date  du  31  mars  1920  visöe  ä  l'article  160.  prösentera. 
vis-ä-vis  des  Stocks  maxinia  autoris^s  fixös  au  tableau  n^  III  annexö  ä  la 
präsente  Section,  la  meme  proportion  que  les  forces  de  l'armäe  allemande, 
au  für  et  ä  mesure  des  röductions  pr^vues  ä  l'article  163,  präsenteront  vis-ä-vis 
des  forces  maxinia  autorisöes  pur  l'article  160. 

Article  166. 

A  la  date  du  31  mars  1920,  le  stock  de  munitions,  dont  l'armöe  alle- 
mande pourra  disposer,  ne  devra  pas  döpasser  les  chiffres  fix6s  dans  le  tableau 
n*^  III  annex6  ä  la  präsente  Section. 

Dans  le  meme  d^lai.  le  Gouvernement  allemand  devra  entreposer  ces 
Stocks  dans  des  lieux,  dont  il  donnera  notification  aux  Gouvernements  des 
Principales  Puissances  alliees  et  associ^es.  11  lui  est  interdit  de  constituer 
aucun  autre  stock,  d^pot  ou  r^serve  de  munitions. 


144  II-  I'^fiedensverträge  der  Alliierten  mit  den  Zentralmäcliten. 

Article  1(57. 

Le  nombre  et  le  calibre  des  canons  constituant,  ä  la  date  de  la  mise 
en  vigueur  du  präsent  Trait6,  rarmement  des  ouvrages  fortifiös,  forteresses 
et  places  fortes,  terrestres  oii  maritimes,  que  i'Allemagne  est  autoris6e  k 
conserver,  devront  (^trc  imm6diatement  notifies  par  le  Gouvernement  allemand 
aux  Gouvernements  des  Principales  Puissances  alli6es  et  associ6es  et  seront 
des  maxima  ne  pouvant  pas  Ctre  d6pass6s. 

Dans  le  d61ai  de  deux  mois,  k  dater  de  la  mise  en  vigueur  du  präsent 
Trait6,  l'approvisionnement  maximura  de  ces  canons  sera  uniform6ment  ramen6 
et  maintenu  ä  quinze  Cents  coups  par  pi^ce,  pour  les  calibres  de  10.5  et  plus 
petits,  et  ä  cinq  cents  coups  par  piöce  pour  les  calibres  sup6rieurs. 

Article  168. 

La  fabrication  des  armes,  des  raunitions  et  du  mat6riel  de  guerre,  quel 
qu'il  seit,  ne  pourra  etre  effectu6e  que  dans  les  usines  ou  fabriques,  dont 
remplacement  sera  port6  ä  la  connaissance  et  soumis  ä  l'approbation  des 
Gouvernements  des  Principales  Puissances  alli6es  et  associ^es,  et  dont  ceuxci 
se  r6servent  de  restreindre  le  nombre. 

Dans  le  dölai  de  trois  mois,  k  dater  de  la  mise  en  vigueur  du  präsent 
Trait6,  tous  autres  Etablissements  ayant  pour  objet  la  fabrication.  la  pr6pa- 
ration,  l'emmagasinage  ou  l'ötude  des  armes,  munitions  ou  matöriel  dp  guerre 
quelconques,  seront  supprimös.  II  en  sera  de  meme  de  tous  arsenaux,  autres 
que  ceux  utilis6s  pour  servir  de  döpöts  aux  Stocks  de  munitions  autoris6s. 
Dans  le  meme  d6lai,  le  personnel  de  ces  arsenaux  sera  licenciö. 

Article  169. 
Dans  le  d^lai  de  deux  mois,  ä  dater  de  la  mise  en  vigueur  du  pr6sent 
Traitö,  les  armes,  les  munitions,  le  mat6riel  de  guerre  allemands,  y  compris 
le  mat^riel  quel  qu'il  soit  de  defense  contre  a^ronefs,  qui  existent  en  Alle- 
magne  et  qui  seront  en  excödent  des  quantitös  autoris6es,  devront  etre  livr^s 
aux  Gouvernements  des  Principales  Puissances  alliöes  et  associ^es  pour  6tre 
dötruits  ou  mis  hors  d'usage.  II  en  sera  de  meme  de  l'outillage  quelconque 
destinE  aux  fabrications  de  guerre,  ä  l'exception  de  celui  qui  sera  reconnu 
n^cessaire  pour  l'armement  et  l'^quipement  des  forces  militaires  allemandes 
autorisEes. 

Cette  livraison  sera  effectuEe  sur  tels  points  du  territoire  allemand,  qui 
seront  d6termin6s  par  lesdits  Gouvernements. 

Dans  le  meme  dölai.  les  armes,  les  munitions  et  le  matöriel  de  guerre 
provenant  de  l'^traoger,  y  compris  le  matöriel  de  defense  contre  aöronefs, 
en  quelque  Etat  qu'ils  se  trouvent,  seront  livrEs  auxdits  Gouvernements,  qui 
dEciderout  de  la  destination  ä  leur  donner. 

Les  armes,  munitions  et  matöriel,  qui,  par  suite  des  rEductions  successives 
des  forces  militaires  allemandes,  dEpasseront  les  quantitös  autorisEes  par  les 
tableaux  n'^**  II  et  III  annexEs  ä  la  präsente  Section,  devront  etre  livrEs 
comme  il  est  dit  ci-dessus,  dans  tels  dElais  que  fixeront  les  confErences 
d'experts  militaires,  prEvus  ä  l'article  163. 

Article  170. 

L'importation  en  AUemagne  des  armes,  munitions  et  matEriel  de  guerre 
de  quelque  nature  que  ce  soit,  sera  strictement  prohibEe. 

II  en  sera  de  möme  de  la  fabrication  et  de  l'exportation  des  armes, 
munitions  et  matEriel  de  guerre  de  quelque  nature  que  ce  soit,  ä  destination 
des  pays  Etrangers. 

Article  171. 

L'emploi  des  gaz  asphyxiants,  toxiques  ou  similaires,  ainsi  que  de  tous 
liquides,  mati^res  ou  procEdEs  analogues,  Etant  prohibE,  la  fabrication  et 
l'importation  en  sont  rigoureusement  interdites  en  AUemagne. 
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II  en  est  de  meme  du  mat6riel  spöcialement  destin6  ä  la  fabrication, 
ä  la  conservation  ou  ä  Fusage  desdits  produits  ou  proc6d6s. 

Sont  6galement  prohib^es  la  fabrication  et  l'iinportation  en  AUemagne 
des  chars  blindes,  tanks  ou  de  tout  autre  engin  similaire  pouvant  servir  ä 
des  buts  de  guerre. 

Article  172. 

Dans  un  dölai  de  trois  mois  ä  dater  de  la  mise  en  vigueur  du  präsent 
Trait6,  le  Gouvernement  allemand  fera  connaitre  aux  Gouvernements  des 
Principales  Puissances  alli6es  et  associ6es  la  nature  et  le  mode  de  fabrication 
de  tous  les  explosifs,  substaaces  toxiques  ou  autres  pröparations  chimiques, 
utilis6s  par  lui  au  cours  de  la  guerre,  ou  pr6par6s  par  lui  dans  le  bat  de 
les  utiliser  ainsi. 

Chapitre  ITI. 

Recrutement   et   Instruction   Militaire. 

Article  173. 

Tout  Service  militaire  universel  obligatoire  sera  aboli  en  AUemagne. 

L'arm6e  allemande  ne  pourra  etre  constitu6e  et  recrutöe  que  par  voie 
d'engagements  volontaires. 

Article  174. 

L'engagement  des  sous-officiers  et  soldats  devra  6tre  de  douze  ann6es 
continues. 

La  Proportion  des  hommes  quittant  le  service  pour  quelque  cause  que 
ce  soit  avant  l'expiration  du  terme  de  leur  engagement  ne  devra  pas  d^passer, 
chaque  ann6e,  cinq  pour  cent  de  la  totalitö  des  effectifs  fix6s  par  le  präsent 
Trait6  (article  IGO,  1«,  alin6a  2). 

Article  175. 

Les  officiers  qui  seront  maintenus  dans  l'armöe  devront  contracter  l'enga- 
gement d'y  servir  au  moins  jusqu'ä  Tage  de  quarante-cinq  ans. 

Les  officiers  nouvellement  nommös  devront  contracter  l'engagement  de 
servir  effectivement  au  moins  pendant  vingt-cinq  ann6es  continues. 

Les  officiers  qui  ont  pröcödemment  appartenu  ä  des  formations  quel- 
conques  de  l'armöe  et  qui  ne  seront  pas  conserves  dans  les  unit6s  dont  le 
maintien  est  autoris6  ne  devront  participer  ä  aucun  exercice  militaire  thöorique 
ou  pratique  et  ne  seront  soumis  ä  aucune  Obligation  militaire  quelconque. 

La  Proportion  des  officiers  quittant  le  service  pour  quelque  cause  que 
ce  soit  avant  l'expiration  du  terrae  de  leur  engagement  ne  devra  pas  döpasser, 
chaque  annöe,  cinq  pour  cent  de  l'effectif  total  des  officiers  prövu  par  le 
präsent  Trait6  (article  160.  l'^.  alinöa  3). 

Article  176. 

A  l'expiration  du  d6lai  de  deux  mois,  ä  dater  de  la  mise  en  vigueur 
du  präsent  Trait6,  il  ne  subsistera  en  AUemagne  que  le  nombre  d'^coles 
militaires  strictement  indispensables  au  recrutement  des  officiers  des  unit6s 
autorisöes.  Ces  6coles  seront  exclusivement  destin6es  au  recrutement  des 
officiers  de  chaque  arme,   ä  raison  d'une  6cole  par  arme. 

Le  nombre  des  616ves  admis  ä,  suivre  les  cours  desdites  6coles  sera 
strictement  proportionnö  aux  vacances  ä  pourvoir  dans  les  cadres  des  officiers. 
Les  6l6ves  et  les  cadres  compteront  dans  les  effectifs  fixes  par  le  präsent 
Traitä  (article  1(50,   1",  alinöas  2  et  3). 

En  consäquence  et  dans  le  dölai  ci-dessus  fi.\6,  toutes  acadömies  de  guerre 
ou  institutions  similaires  en  AUemagne,  ainsi  que  les  difföreutes  äcoles  mili- 
taires d'officiers,  ölt^ves  officiers  (Aspiranten),  cadets,  sous-officiers  ou  tili'ves 
sous-officiers  (Aspiranten),  autres  qae  les  ecoles  ci-dessus  prt'vues  seront 
supprim6es. 
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Article  177. 

Las  Etablissements  d'enseignement,  les  universitös,  les  soci6t6s  d'anciens 
militaires,  los  associations  de  tir,  sportives  ou  de  tourisme  et,  d'une  mani^re 
g6n6rale.  les  associations  de  toute  nature,  quel  que  soit  Tage  de  leurs  mem- 
bres,  ne  devront  s'occuper  d'aucune  question  militaire. 

II  ieur  sera,  notamment,  interdit  d'instruire  ou  d'exercer,  ou  de  laisser 
instruire  ou  exercer,  leurs  adh6rents  dans  le  mutier  ou  Tempioi  des  armes 
de  guerre. 

Ces  soci6t6s,  associations,  Etablissements,  d'enseignement  et  universitEs 
ne  devront  avoir  aucun  lien  avec  les  ministEres  de  la  guerre.  ni  avec  aucune 
autre  autoritE  militaire. 

Article  178. 

Toutes  mesures  de  mobilisation  ou  tendant  ä  une  mobilisation  sont 
interdites. 

En  aucun  cas,  les  corps  de  troupe,  Services  ou  Etats-majois  ne  devront 
comporter  de  cadres  complEmentaires. 

Article  179. 

L'Allemagne  s'engage,  ä  partir  de  la  mise  en  vigueur  du  prEsent  TraitE, 
ä  n'accrEditer  en  aucun  pays  Etranger  aucune  mission  militaire,  navale  ou 
aEronautique,  et  ä  n'en  envoyer  et  laisser  partir  aucune;  eile  s'engage,  en 
outre,  ä  prendre  les  mesures  appropriEes  pour  empecher  les  nationaux  alle- 
mands  de  quitter  son  territoire  pour  s'enröler  dans  l'armEe,  la  flotte  ou  le 
Service  aEronautique  d'aucune  puissance  EtrangEre,  ou  pour  lui  etre  attach6 
en  vue  d'aider  ä  son  entralnement  ou,  en  gönEral,  de  donner  un  concours 
ä  l'instruction  militaire,   navale  ou  aEronautique  dans  un  pays  Etranger. 

Les  Puissances  alliEes  et  associEes  conviennent,  en  ce  qui  les  concerne, 
qu'ä  partir  de  la  mise  en  vigueur  du  prEsent  TraitE,  elles  ne  devront  pas 
enroler  dans  leurs  armEes,  Ieur  flotte  ou  leurs  forces  aEronautiques,  ni  y 
attacher  aucun  national  allemand  en  vue  d'aider  ä  l'entrainement  militaire, 
ou,  en  genEral,  d'employer  un  national  allemand  comme  instructeur  militaire, 
naval  ou  aEronautique. 

Toutefois,  la  präsente  disposition  ne  porte  aucune  atteinte  au  droit  de 
la  France  de  recruter  la  LEgion  Etrangöre  conformEment  aux  lois  et  rEgle- 
ments  militaires  frangais. 

Chapitre  IV. 

Fortifications. 

Article  180. 

Tous  les  ouvrages  fortifiEs,  forteresses  et  places  fortes  terrestres,  qui 
seront  situEs  en  territoire  allemand  ä  l'Ouest  d'une  ligne  tracEe  ä  cinquante 
kilom^tres  ä  l'Est  du  Rhin,  seront  dEsarmEs  et  dEmantelEs. 

Dans  le  dElai  de  deux  mois  ä  dater  de  la  mise  en  vigueur  du  prEsent 
TraitE  ceux  des  ouvrages  fortifiEs,  forteresses  et  places  fortes  terrestres,  qui 
sont  situEs  sur  le  territoire  non  occupE  par  les  troupes  alliEes  et  associEes, 
devront  etre  dEsarmEs  et,  dans  un  second  dElai  de  quatre  mois,  ils  devront 
etre  dEmantelEs.  Ceux  qui  sont  situEs  en  territoire  occupE  par  les  troupes 
alliEes  et  associEes  devront  etre  dEsarmEs  et  dEmantelEs  dans  les  dElais  qui 
pourront  etre  fixEs  par  le  Haut  Commandement  alliE. 

La  construction  de  toute  nouvelle  fortification,  quelles  qu'en  soient  la 
nature  ou  l'importance,  est  interdite  dans  la  zone  vis6e  ä  l'alinEa  premier  du 
präsent  article. 

Le  Systeme  des  ouvrages  fortifiEs  des  frontiEres  Sud  et  Est  de  l'AUe- 
magne   sera  conservE  dans  sons  Etat  actuel. 
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Tableau  No  1. 

Situation   et   effectifs   des   6tats-majors  de  corps  d'arm^e  et 
des  divisions  d'infanterie  et  de  cavalerie. 

Ces  tableaux  ne  constituent  pas  un  effectif  döterminö  impos6  ä  TAUe- 
magne ;  mais  les  chiffres  qui  s'y  trouvent  (nombre  d'unit^s  et  effectifs),  con- 
stituent des  maxima  qui  ne  doivent,  en  aucun  cas,  etre  d6pass6s. 

I.  —  Etats-majors  de  corps  d'arm^e. 


Unites. 


Nombre 

Maximum 
autorise. 


Effectif  Maximum 

de  chaque  unite 
Officiers.      Hommes. 


Etat-Major  de  corps  d'armöe 
Total  pour  les  Etats-Majors 


30 


60 


150 


300 


II.  —  Composition  d'une  division  d'infanterie. 


Unites  constitutives. 

Nombre 

Maximum 

de  ces 

unites 

dans  une 

meme 
division. 

Effectif  Maximum 
de  chaque  unite 

Officiers. 

Troupe. 

Etat-Major  de  la  division  d'infanterie    .  .  . 
Etat-Major  de  l'infanterie  divisionnaire  .  .  . 
Etat-Major  de  l'artillerie  divisionnaire   .  .  . 
Regiment  d'infanterie 

(Chaque  regiment  comprend:    3  bataillons 
d'infanterie.  Chaque  bataillon  comprend  : 
3  compagnies  d'infanterie  et  1  compagnie 
de  mitraüleuses). 

Compagnie  de  minenwerfer  ...              ... 

1 

1 
1 

3 

3 

1 
1 

1 

1 

1 

25 
4 
4 

70 

6 

6 
85 

12 

12 

20 
14 

70 

30 

30 

2,300 

150 

Escadron  divisionnaire 

150 

Regiment  d'artillerie  de  campagne 

(Chaque    regiment    comprend:     3   groupes 
d'artillerie.      Chaque    groupe    comprend: 
3  batteries.) 

Bataillon  de  pionniers 

(Ce  bataillon  comprend:    2  compagnies   de 
pionniers,  1  oquijjage  de  ponts,   1  section 
de  projecteurs.) 

D^tachement  de  liaisons 

1,300 
400 
300 

(Ce  detachement  comprend:  1  d6tachement 
tölephonique,  1  section  d'ocoute,  1  section 
de  colombiers.) 

Service  de  Santo  divisionnaire 

Parcs  et  convois 

400 
800 

Total  pour  la  division  d'infanterie 

410 

10,830 

10^ 
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III.  —  Composition  d'une  division  de  cavalorie. 


Ünit6s  constitutives. 


NomVjre 

Maximum 

de  cea 

unites 

dans  une 

möme 
division. 


Effectif  Maximum 
de  chaque  unite. 


OflPiciers. 


Troupe. 


1 


^^tat-Major  d'une  division  de  cavalerie   .  . 

Regiment  de  cavalerie 

Chaque  rögiment  comprend :   4  escadrons 

Groupe  ä  cheval  (ä  3  batteries) 

Total  pour  la  division  de  cavalerie   .... 

Tableau  No  2. 
Tableau    de   l'Armement   pour   la   dotation 
7  divisions  d'infanterie 


15 

40 

20 


50 
800 

400 


275 


5,250 


d'un   maximum   de 
8  divisions  de  cavalerie  et  2  6tats- 
majors  de  corps  d'a r m6e. 
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Fusils 

12,000 

84,000 
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84,000 

Garabines    

— 

— 

6,000 

18,000 

18,000 

Mitrailleuses  lourdes 

108 

756 

12 

36 

CO  C»" 

792 

Mitrailleuses  16g5res 

162 

1,134 

— 

— 

CO  ta^    ^ 

öp.,:-.  1^ 
o         o 

1,134 

Minen  werf  er  moyens 

9 

63 

— 

— 

'i^^'-i 

63 

Minenwerfer  l^gers 

27 

189 

— 

— 

189 

Pikees  77    

24 

168 

12 

36 

*S;'?S 

204 

Obusiers  105 

12 

84 

— 

— 

84 

Tableau  No  3. 
Stocks  maxima  autoris^s. 


Matöriel. 


Nombre 
Maximum 

d'armes 
autorisees. 


Dotation 
par  unite. 


Totaux 


Fusils     

Oarabines    

Mitrailleuses  lourdes  .  . 

Mitrailleuses  lög^res  .  . 

Minenwerfer  moyens  .  . 

Minenwerfer  I6gers  .  .  . 

Artillerie  de  campagne  : 
Pikees  d'artillerie  77 
Pikees  d'artillerie  105 


84,000  ) 

18,000/     400coaps. 

792  j 
1  134  f  8,000  coups. 

400  coups. 
800  coups. 


63 
189 

204 

84 


1,000  coups. 
800  coups. 


40,800,000 

15,408,000 

25,200 
151,200 

204,000 
67,200 
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Section  II. 

Clauses  Navales. 

Article  181. 

Apr^s  Fexpiration  d'un  d^lai  de  deux  mois  ä  dater  de  la  mise  en  vigueur 

du  präsent  Tratte,  les  forces  de  la  flotte  allemande  de  guerre  ne  devront  pas 

d^passer,  en  bätiments  arm^s : 

6  cuirass6s  du  type  Deutschland  ou  Lothringen, 
6  croiseurs  I6gers, 
12  destroyers, 
12  torpilleurs, 
ou  un  noinbre  6gal  de  navires  de  remplacement  construits  comme  il  est  dit 
ä  l'article  190. 

EUes  ne  devront  comprendre  aucun  bätiment  sous-marin. 
Tous   autres   bätiments  de  guerre  devront,  ä  moins  de  clause  contraire 
du  präsent  Traitö,  etre  plac6s  en  röserve  ou  recevoir  une  affectation  commerciale. 

Article  182. 
Jusqu'ä   ce   que   les   dragages   prövus  par  l'article  193  soient  termin6s, 
TAUemagne   devra   maintenir   en   6tat   d'armement   tel   nombre  de  bätiments 
dragueurs,   qui   sera   fix6   par   les  Gouvernements  des  Principales  Puissances 
alliöes  et  associ^es. 

Article  183. 
Apräs  rexpiration  du  d6lai  de  deux  mois  ä  dater  de  la  mise  en  vigueur 
du  präsent  Trait^,  la  totalit^  des  effectifs  döpendant  de  la  marine  allemande 
de  guerre  et  affect^s  tant  ä  l'armement  de  la  flotte,  ä  la  defense  des  cötes, 
au  Service  des  s^maphores,  qu'ä  l'administration  et  aux  Services  ä  terre,  ne 
devra  pas  d6passer  quinze  mille  hommes,  ofiiciers  et  personnel  de  tous  grades 
et  de  tous  corps  compris. 

L'effectii  total  des  ofiiciers  et  „Warrant  officiers"  ne  devra  pas  d^passer 
quinze  Cents. 

Dans  le  dölai  de  deux  mois  ä  compter  de  la  mise  en  vigueur  du  präsent 
Trait6,  le  personnel  excödant  les  effectifs  ci-dessus  sera  d6mobilis6. 

Aucune  formation  navale  ou  militaire,  ni  aucun  corps  de  r6serve.  ne 
pourront  §tre  constitu6s  en  AUemagne  pour  des  Services  d^pendant  de  la 
marine  en  dehors  des  effectifs  ci-dessus  fixös. 

Article  184. 
A   dater   de   la  mise  en  vigueur  du  präsent  Trait6,   tous  les  bätiments 
de  guerre   de   surface   allemands,   qui   se  trouvent  hors  des  ports  allemands, 
cessent    d'appartenir    ä    TAUemagne    qui    renonce    ä   tous   droits    sur   lesdits 
bätiments. 

Les  bätiments  qui,  en  ex6cution  des  clauses  d' Armistice  du  11  novembre 
1918,  sont  actuellement  internus  dans  les  ports  des  Puissances  alli^es  et 
associ6es  sont  d6clar6s  döfinilivement  livr^s. 

Les  bätiments  qui  se  trouvent  actuellement  internus  dans  des  ports 
neutres  y  seront  livrös  aux  Gouvernements  des  Principales  Puissances  alli^es 
et  associöes.  Le  Gouvernement  allemand  devra,  d^s  la  mise  en  vigueur  du 
präsent  Traitö,   adresser   aux  Puissances  neutres  une  notification  ä  cet  effet. 

Article  18ö. 
Dans  le  d6lai  de  deux  mois,   ä  dater  de  la  mise  en  vigueur  du  present 
Traitö,    les    bätiments    de   guerre   allemands   de   surface,    ci-aprcs  enumör^s, 
seront  livres   aux  Gouvernements   des  Principales  Puissances  alli6es  et  asso- 
ci6es,  dans  les  ports  aliiös  qui  seront  indiqu(5s  par  lesdites  Puissances. 

Ces  bätiments  seront  en  6tat  de  desarmement,  ainsi  qu'il  est  pr^vu  ä 
Tarticle  XX [II  de  1' Armistice  du  11  novembre  1918.  Toutefois,  ils  devront 
avoir  toute  leur  artillerie  ä  bord. 
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Posen. 
Westfalen. 
Kbeinland. 
Nassau. 

Stralsund. 
Augsburg. 
Kolberg. 
Stuttgart. 


Cuirass^s. 
Oldenburg. 
Thüringen. 
Ostfriesland. 
Helgoland. 

Croiseurs  I6gers. 
Stettin. 
Danzig. 
München. 
Lübeck. 

et,  en  outre :  quarante-deux  destroyers  röcents  et  cinquante  torpilleurs  r6cents, 
qui  seront  d6sign6s  par  les  Gouvernements  des  Principales  Puissances  alli^es 
et  associöes. 

Article  186. 
D6s  la  mise  en  vigueut  du  pr6sent  Traitö,   le  Gouvernement  allemand 
devra  faire  entreprendre,  sous  le  contröle  des  Gouvernements  des  Principales 
Puissances  alli6es  et  associöes,  la  dömolition  de  tous  les  bätiments  de  guerre 
de  surface  allemands  actuellement  en  construction. 

Article  187. 

croiseurs   auxiliaires   et   bätiments   auxiliaires   allemands,    ci-aprfes 

seront  d6sarm6s  et  traitös  comme  navires  de  commerce. 

Navires  internus  en  pays  neutres: 

Berlin.  Seydlitz. 

Santa  FL  Yorck. 


Les 
6num6r6s, 


Navires  dans  les  ports 
Ammon. 
Answald. 
Bosnia. 
Cordoba. 
Cassel. 
Dania. 
Rio  Negro. 
Rio  Pardo. 
Santa  Cruz. 
Schwaben. 
Solingen. 
Steigerwald. 
Pranken. 
Gundomar. 


allemands : 
Fürst  Bülow. 
Gertrud. 
Kigoma. 
Rugia. 

Santa  Elena. 
Schleswig. 
Möwe. 

Sierra  Ventana. 
Chemnitz. 

Emil  Georg  von  Strauss. 
Habsburg. 
Meteor. 
Waltraute. 
Scharnhorst. 


Article  188. 

A  l'expiration  du  d^lai  d'un  mois  a  dater  de  la  mise  en  vigueur  du 
präsent  Traitö.  tous  les  sous-marins  allemands,  ainsi  que  les  navires  de  rele- 
vage  et  les  docks  pour  sous-marins,  y  compris  le  dock  tubulaire,  devront 
avoir  6t6  livrös  aux  Principales  Puisssances  alliees  et  associöes. 

Ceux  de  ces  sous-marins,  navires  et  docks,  qui  seront  reconnus  par 
lesdits  Gouvernements  comme  6tant  en  6tat  de  naviguer  par  leurs  propres 
moyens  ou  d'etre  remorquös,  devront  etre  conduits  par  les  soins  du  Gouver- 
nement allemand  dans  tels  ports  des  Pays  alli^s,  qui  ont  6t6  dösignös. 

Les  autres  sous-marins,  ainsi  que  ceux  qui  se  trouvent  en  cours  de 
construction,  seront  d^molis  int^gralement  par  les  soins  du  Gouvernement 
allemand  et  sous  la  surveillance  desdits  Gouvernements.  Cette  d^molition 
devra  etre  achevöe  au  plus  tard  trois  mois  aprfes  la  mise  en  vigueur  du 
präsent  Trait6. 
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Article  189. 

Tous  objets,  machines  et  mat^riaux  quelconques  provenant  de  la  dörno- 
lition  des  bätiments  de  guerre  allemands.  quels  qu'ils  soient,  bätiments  de 
surface  ou  sous-marins,  ne  pourront  etre  utilisös  que  dans  un  but  purement 
Industrie!  ou  commercial. 

Ils  ne  pourront  etre  ni  vendus  ni  c6d6s  ä  l'ötranger. 

Article  190. 
II  est  interdit  ä  TAUemagne  de  construire  ou  acquörir  aucun   bätiment 
de  guerre,  autre  que  ceux  destinäs  ä  remplacer  les  unitös  arm^es  pr6vues  par 
le  präsent  Traitä  (article  181). 

Les  bätiments  de  remplacement  ci-dessus  vis6s  ne  pourront  avoir  un 
döplacement  sup6rieur  ä: 

10,000  tonnes  pour  les  cuirass^s, 
6,000      —       pour  les  croiseurs  I6gers, 
800      —       pour  les  destroyers, 
200      —       pour  les  torpilleurs. 
Sauf   en   cas   de  perte  du  bätiment,   les  unit^s  de  diff^rentes  classes  ne 
pourront  etre  remplac6es  qu'apres  une  p6riode  de : 
20  ans  pour  les  cuirass6s  et  croiseurs ; 

15  ans  pour  les  destroyers  et  torpilleurs,  ä  compter  du  lancement  du 
bätiment. 

Article  191. 
La   construction   et   l'acquisition  de  tous  bätiments  sous-marins,   mßme 
de  commerce,  seront  interdits  en  Allemagne. 

Article  192. 

Les  bätiments  arm6s  de  la  flotte  allemande  ne  pourront  avoir,  ä  bord 
ou  en  r^serve,  que  les  quantites  d'armes,  de  munitions  et  de  matöriel  de 
guerre,  fixöes  par  les  Principales  Puissances  alli^es  et  associ6es. 

Dans  le  mois  qui  suivra  la  fixation  des  quantites  ci-dessus  pr6vues,  les 
armes,  munitions  et  le  matöriel  du  guerre  de  toute  nature  y  compris  les 
mines  et  les  torpilles,  qui  se  trouvent  actuellement  entre  les  raains  du  Gou- 
vernement allemand  et  qui  sont  en  exc6dent  desdites  quantites,  seront  livr^s 
aux  Gouvernements  desdites  Puissances  dans  tels  lieux  que  ceux-ci  dösig- 
neront.     La  destruction  ou  mise  hors  d'usage  en  sera  effectu^e. 

Tous  autres  Stocks,  döpöts  ou  r6serves  d'armes.  de  munitions  ou  de 
mat^riel  naval  de  guerre  de  quelque  nature  que  ce  soit,  sont  interdits. 

La  fabrication  sur  le  territoire  allemand  et  Texportation  desdits  articies 
k  destination  de  pays  6trangers  seront  prohib^es. 

Article  193. 

Dös  la  mise  en  vigueur  du  präsent  Trait6,  l'Allemagne  proc(5dera  sans 
d^lai  au  dragage  des  mines  dans  les  zoues  suivantes  de  la  mer  du  Nord, 
s'6tendant  ä  l'Est  du  4*^  00'  de  longitude  Est  de  Greenwich : 

10  Entre  le  öB»  00'  et  le  59"  00'  de  latitude  Nord:  2«  au  Nord  du 
60'>  30'  de  latitude  Nord. 

L'Allemagne  devra  maintenir  ces  zones  libres  de  mines 

L'Allemagne  devra  6galement  draguer  et  maintenir  libres  de  mines 
telles  zones  de  la  mer  Baltique,  qui  lui  seront  ult6rieuremeut  dösignt^es  par 
les  Gouvernements  des  Principales  Puissances  alliöes  et  associ6es. 

Article  194. 
Les  effectifs  de  la  marine  allemande  seront  exclusivement  recruti^s  par 
voie  d'engagements  volontaires,  contractös  pour  une  duröe  d'au  moius  vingt- 
cinq  ans  Continus  pour  les  officiers  et  .Warrant  officiers"  et  douze  ans  Continus 
pour  les  sous-officiers  et  les  hommes. 
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Le  nombre  des  engagements  destin^s  h,  pourvoir  au  remplacement  du 
personnel  quittant  le  Service  pour  quelque  cause  que  ce  soit  avant  l'expiration 
du  terme  de  son  engagement,  ne  devra  pas  d^passer,  chaque  annC*e,  cinq 
pour  Cent  de  la  totalit6  des  effectifs  pr6vus  par  la  präsente  Section  (article  183). 
Le  personnel  qui  aura  quittö  le  Service  de  la  marine  de  guerre,  ne  devra 
recevoir  aucune  esp^ce  d'instruction  militaire  ni  reprendre  aucun  Service,  soit 
dans  l'arm^e  de  mer  soit  dans  l'armöe  de  terre. 

Les  officiers  qui  appartiendront  ä,  la  marine  de  guerre  allemande  et 
qui  ne  seront  pas  d6mobilis6s  devront  prendre  l'engagement  d'y  continuer  ä 
servir  jusqu'ä  Tage  de  quarante-cinq  ans,  sauf  dans  le  cas  oü  ils  auront  quitt6 
le  Service  pour  de  justes  motifs. 

Aucun  officier  ou  homme  servant  dans  la  marine  de  commerce  ne  devra 
recevoir  une  instruction  militaire  quelconque. 

Article  195. 

Afin  d'assurer  rentiere  libertö  d'acc^s  de  la  Baltique  ä  toutes  les  na- 
tions,  dans  la  zone  comprise  entre  les  latitudes  .55"  27'  Nord  et  54'^  OCX  Nord 
«t  les  longitudes  9°  00'  et  16*^  00'  ä  l'Est  du  m6ridien  de  Greenwich,  l'AUe- 
magne  ne  devra  Clever  aucune  fortification  ni  installer  aucune  artillerie  com- 
mandant  les  routes  maritimes  entre  la  mer  du  Nord  et  la  Baltique.  Les 
fortifications  existant  actuellement  dans  cette  zone  devront  etre  d^molies  et 
les  canons  enlev6s  sous  le  contrule  des  Puissances  alli^es  et  dans  les  d^lais 
fix6s  par  elles. 

Le  Gouvernement  allemand  devra  mettre  ä  la  disposition  des  Gouver- 
nements des  Principales  Puissances  alliöes  et  associ^es  toutes  les  informations 
hydrographiques  compl^tes,  actuellement  en  sa  possession,  concernant  les  roiites 
d'acc^s  entre  la  Baltique  et  la  mer  du  Nord. 

Article  196. 

Tous  les  ouvrages  fortifiäs,  fortifications  et  places  fortes  maritimes, 
autres  que  ceux  mentionnäs  ä  la  Section  XIII  (Höligoland)  de  la  Partie  III 
(Clauses  politiques  europöennes)  et  ä  l'article  195,  et  qui  sont  situ6s  soit  a 
moins  de  cinquante  kilom^tres  de  la  cote  allemande,  soit  dans  les  lies  alle- 
mandes  du  littoral,  sont  considörös  comme  ayant  un  caract^re  d^fensif  et 
pourront  rester  dans  leur  6tat  actuel. 

Aucune  nouvelle  fortification  pe  devra  etre  construite  dans  cette  zone. 
L'armement  de  ces  ouvrages  ne  devra  jamais  d^passer,  en  nombre  et  calibres 
des  Canons,  l'armement  existant  ä  la  date  de  la  mise  en  vigueur  de  präsent 
Trait6.  Le  Gouvernement  allemand  en  fera  connaitre  immödiatement  la 
composition  ä  tous  les  Gouvernements  europ6ens. 

Apr^s  Texpiration  d'un  d6lai  de  deux  mois  ä  dater  de  la  mise  en  vigeur 
du  präsent  Traitö,  l'approvisionnement  de  ces  pi^ces  sera  uniformäment 
ramen6  et  maintenu  ä  un  chiffre  maximum  de  quinze  cents  coups  par  pi^ce 
pour  les  calibres  de  10,5  et  plus  petits,  et  cinq  cents  coups  par  pi^ce  pour 
les  calibres  supörieurs. 

Article  197. 

Pendant  les  trois  mois  qui  suivront  la  mise  en  vigueur  du  präsent 
Traitä.  les  stations  allemandes  de  tälägraphie  sans  fil  ä  grande  puissance  de 
Nauen,  Hanovre  et  Berlin,  ne  devront  pas  etre  employäes,  sans  l'autorisation 
des  Gouvernements  des  Principales  Puissances  alliäes  et  associäes,  pour  trans- 
mettre  des  messages  relatifs  aux  questions  d'ordre  naval,  militaire  ou  poli- 
tique,  interessant  l'Allemagne  ou  les  Puissances  qui  ont  6t6  les  alliäes  de 
l'Allemagne  pendant  la  guerre.  Ces  stations  pourront  transmettre  des  t6l6- 
grammes  commerciaux,  mais  seulement  sous  le  controle  desdits  Gouvernements, 
qui  fixeront  les  longueurs  d'onde  ä  employer. 
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Pendant  le  m^me  d6lai,  rAllemagne  ne  devra  pas  ccnstruire  de  stations 
de  t6l6graphie  sans  fil  ä  grande  puissance,  tant  sur  son  propre  territoire 
que  sur  celui  de  l'Autriche,  de  la  Hongrie,  de  la  Bulgarie  ou  de  la  Turquie. 

Section  III. 
Clauses  Concernant  l'A^ronautique  Militaire  et  Navale. 

Article  198. 

Les  forces  militaires  de  l'Allemagne  ne  devront  comporter  aucune  avia- 
tion  militaire  ni  navale. 

L'Allemagne  pourra,  seulement  et  pendant  une  pöriode  ne  d^passant 
pas  le  1"  octobre  1919,  entretenir  un  chiSre  maximum  de  cent  hydravions 
ou  hydroglisseurs,  qui  seront  exclusivement  destinäs  ä  la  recherche  des  mines 
sous- marines,  seront  munis  de  l'^quipement  n^cessaire  ä  cette  fin,  et  ne 
devront  en  aucun  cas  etre  porteurs  d'armes,  de  munitions  ou  bombes,  de 
quelque  nature  que  ce  soit. 

En  plus  des  moteurs  mont6s  sur  les  hydravions  ou  hydroglisseurs  ci- 
dessus  vis6s,  un  seul  moteur  de  rechange  pourra  etre  pr6vu  pour  chaque 
moteur  de  chacun  de  ces  appareils. 

Aucun  ballon  dirigeable  ne  sera  conserv^. 
Article  199. 

Dans  le  d^lai  de  deux  mois  ä  dater  de  la  mise  en  vigueur  du  präsent 
Traitö,  le  personnel  de  l'aöronautique  figurant  actuellement  sur  les  controles 
des  arm^es  allemandes  de  terre  et  de  mer  sera  d6mobilis6.  Toutefois  jusqu'au 
1"  octobre  1919.  TAllemagne  pourra  conserver  et  entretenir  un  nombre  total 
de  mille  hommes,  officiers  compris,  pour  l'ensemble  des  cadres,  personnel 
navigant  et  non  navigant,  de  toutes  formations  et  Etablissements. 

Article  200. 

Jusqu'ä  la  complEte  övacuation  du  territoire  allemand  par  les  troupes 
alli^es  et  associöes,  les  appareils  d'a^ronautique  des  Puissances  aliiöes  et 
associ6es  auront  en  Allemagne  libertö  de  passage  ä  travers  les  airs,  libertö 
de  transit  et  d'atterrissage. 

Article  201. 

Pendant  les  six  mois  qui  suivront  la  mise  en  vigueur  du  präsent  Trait6, 
la  fabrication  et  rimportation  des  a6ronefs,  pifeces,  d'a^ronefs,  ainsi  que  des 
moteurs  d'a^ronefs  et  pieces  de  moteurs  d'a6ronefs,  seront  interdites  dans  tout 
le  territoire  de  l'Allemagne. 

Article  202 

Des  la  mise  en  vigueur  du  präsent  Trait6,  tout  le  mat^riel  de  ra^ro- 
nautique  militaire  et  navale,  ä  l'exception  des  appareils  pr6vus  ä  l'article  198, 
alinöas  2  et  3,  devra  etre  livrö  aux  Gouvernements  des  Principales  Puissances 
alli^es  et  associ^es. 

Cette  livraison  devra  ötre  effectu^e  dans  tels  lieux  que  dösigneront 
lesdits  Gouvernements ;   eile   devra  etre  achev^e  dans  un  d^lai  de  trois  mois. 

Dans  ce  matöriel  sera  compris,  en  particulier,  le  mat^riel  qui  est  ou  a 
6t6  employ6  ou  destinE  ä  des  buts  de  guerre,  notamment: 

Les  avions  et  hydravions  complets,  ainsi  que  ceux  en  cours  de  fabrica- 
tion, en  r^paration  ou  en  montage. 

Les  ballons  dirigeables  en  6tat  de  vol,  en  cours  de  fabrication,  en  r6pa- 
ration  ou  en  montage. 

Les  appareils  pour  la  fabrication  de  l'hydrogene. 

Les  hangars  des  ballons  dirigeables  et  abris  de  toute  sorte  pour  a^ronefs. 

Jusquä  kur  livraison,  les  ballons  dirigeables  seront,  aux  frais  de  l'AUe- 
magne,  maintenus  gonflEs  d'hydrog^ne ;  les  appareils  pour  la  fabrication  de 
l'hydrog^ne    ainsi    que   les   abris   pour  les  ballons  dirigeables  pourront,   ;\  la 
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discrötion  desdites  Puissances,  etre  laiss6s  ii  TAllemagne  jusqu'au  moment 
de  la  livraison  des  ballons  dirigeables. 

Les  moteurs  d'aöronef. 

Les  cellules. 

L'armement  (canons,  mitrailleuses,  fusils-mitrailleurs,  lance-bombes, 
lance-torpilles,  appareils  de  Synchronisation,  appareils  de  vis6e). 

Les  munitions  (cartouches,  obus,  bombes  charg^es,  Corps  de  bombes, 
Stocks  d'explosifs  ou  maticres  destin6es  ä  leur  fabricationj. 

Les  Instruments  de  bord. 

Les  appareils  de  t6l6graphie  sans  fil  et  les  appareils  photographiques 
ou  ciaömatographiques  ulilis6s  par  l'aöronautique. 

Les  pi^ces  d6tach6es  se  rapportant  ä  chacune  des  cat6gories  qui  pr6- 
c^dent. 

Le  matöriel  ci-dessus  vis6  ne  devra  pas  6tre  d6plac6  sans  une  autori- 
sation  speciale  desdits  Gouvernements. 

Section  IV. 

Commissions  Interalliöes  de   Controle. 

Article  203. 

Toutes  les  clauses  militaires,  navales  et  a6ronautiques,  qui  sont  con- 
tenues  dans  le  präsent  Trait^  et  pour  l'exöcution  desquelles  une  limite  de 
temps  a  6t6  fix6e,  seront  ex6cut6es  par  l'Allemagne  sous  le  controle  de  Com- 
missions interalli6es  spöcialement  nommöes  ä  cet  effet  par  les  Principales 
Puissances  alliöes  et  associöes. 

Article  204. 

Les  Commissions  interalli^es  de  controle  seront  sp^cialement  charg6es 
de  surveiller  l'exöcution  rögulißre  des  livraisons,  des  destructions,  d^molitions 
et  mises  hors  d'usage,  prövues  ä  la  charge  du  Gouvernement  allemand  par 
le  pr6sent  Traitö. 

Elles  feront  connaitre  aux  autorit6s  allemandes  les  döcisions  que  les 
Gouvernements  des  Principales  Puissances  alli^es  et  associöes  se  sont  r6serv6s 
de  prendre  ou  que  l'ex^cution  des  clauses  militaires,  navales  ou  a^ronautiques 
pourrait  n^cessiter. 

Article  205. 

Les  commissions  interalli^es  de  controle  pourront  installer  leurs  Services 
au  sifetfe  du  Gouvernement  central  allemand. 

Elles  auront  la  facultö,  aussi  souvent  qu'elles  le  jugeront  utile,  de  se 
rendre  sur  tout  point  quelconque  du  territoire  allemand,  oa  d'y  envoyer  des 
sous-commissions,  ou  de  charger  un  ou  plusieurs  de  leurs  membres  de  s'y 
transporter. 

Article  206. 

Le  Gouvernement  allemand  devra  donner  aux  Commissions  interalliöes 
de  controle  et  ä  leurs  membres  toutes  facilites  nöcessaires  ä  l'accomplissement 
de  leur  mission. 

II  devra  dösigner  un  reprösentant  qualifiö  aupr^s  de  chaque  Commission 
interalli6e  de  controle,  avec  mission  de  recevoir  de  celle-ci  les  Communications 
qu'elle  aurait  ä  adresser  au  Gouvernement  allemand,  et  de  lui  fournir  ou 
procurer  tous  renseignements  ou  documents  demandös. 

Dans  tous  les  cas,  il  appartiendra  au  Gouvernement  allemand  de  fournir 
ä  ses  frais,  tant  en  personnel  qu'en  mat^riel,  les  moyens  d'effectuer  les 
livraisons,  destructions,  d6mantelements,  dömolitions  et  mises  hors  d'usage 
pr^vus  par  le  präsent  Traitö. 

Article  207. 

L'entretien  et  les  frais  des  Commissions  de  controle  et  les  döpenses 
occasionnäes  par  leur  fonctionnement  seront  supportös  par  l'Allemagne. 
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Article  208.  i 

La  Commission  militaire  interalliße  de  contrule  reprösentera  aupr^s  du 
Gouvernement  allemand  les  Gouvernements  des  Principales  Puissances  alli6es 
et  associ6es,  en  tout  ce  qui  concerne  Texöcution  des  clauses  militaires. 

Elle  aura  notamment  pour  mission  de  recevoir  du  Gouvernement  alle- 
mand les  notifications  relatives  ä  l'emplacement  des  Stocks  et  döpöts  de 
munitjoDS,  ä  Tarmement  des  ouvrages  fortifiös,  forteresses  et  places  fortes 
que  l'Allemagne  est  autoris6e  ä  conserver,  ä  l'emplacement  des  usines  ou 
fabriques  d'armes,  de  munitions  et  de  mat^riel  de  guerre  et  ä  leur  fonction- 
nement. 

Elle  recevra  livraison  des  armes,  munitions  et  matöriel  de  guerre,  fixera 
les  lieux  oü  cette  livraison  devra  etre  eifectu6e,  surveillera  les  destructions, 
d^molitions  et  mises  hors  d'usage  pr^v^ues  par  le  präsent  Trait6. 

Le  Gouvernement  allemand  devra  fournir  ä  la  Commission  militaire 
interalliöe  de  contröle  tous  les  renseignements  et  documents  qu'elle  jugera 
n^cessaires  pour  s'assurer  de  la  compl^te  exöcution  des  clauses  militaires, 
notamment  tous  documents  lögislatifs,   administratifs  ou  r^glementaires. 

Article  209. 

La  Commission  navale  interalliöe  de  contröle  repr^sentera  aupres  du 
Gouvernement  allemand  les  Gouvernements  des  Principales  Puissances  alli^es 
et  associ6es,  en  tout  ce  qui  concerne  l'exöcution  des  clauses  navales. 

Elle  aura  notamment  pour  mission  de  se  rendre  sur  les  chantiers  de 
construction  et  de  contröler  la  dömolition  des  bätiments  qui  s'y  trouvent  en 
chantier,  de  recevoir  livraison  de  tous  bätiments  de  surface  ou  sous-marins. 
navires  de  relevage,  docks,  dock  tubulaire,  et  de  contröler  les  destructions 
ou  dömolitions  pr6vues. 

Le  Gouvernement  allemand  devra  fournir  ä  la  Commission  navale  inter- 
alli^e  de  contröle  tous  les  renseignements  et  documents  qu'elle  jugera  n6ces- 
saires  pour  s'assurer  de  la  compl^te  exöcution  des  clauses  navales.  notamment 
les  plans  des  navires  de  guerre,  la  composition  de  leur  armement,  les  caract6- 
ristiques  et  les  modöles  de  canons,  munitions,  torpides,  mines,  explosifs,  appa- 
reils  de  tölögraphie  sans  fil  et  en  g6n6ral  de  tout  ce  qui  concerne  le  mat6riel 
naval  de  guerre,  ainsi  que  tous  documents  lögislatifs,  administratifs  ou  regle- 
mentaires. 

Article  210. 

La  Commission  a^ronautique  interalliöe  de  contröle  repr^sentera  aupres 
du  Gouvernement  allemand  les  Gouvernements  des  Principales  Puissances 
alli^es  et  associöes  en  tout  ce  qui  est  relatif  ä  l'execution  des  clauses  con- 
cernant  l'aöronautique. 

La  Commission  aura  notamment  pour  mission  de  recenser  le  materiel 
a^ronautique  se  trouvant  en  territoire  allemand.  d'inspecter  les  usines  d'avions, 
de  ballons  et  de  moteurs  d'a6ronefs,  les  fabriques  d'armes,  munitions  et 
explosifs  pouvant  etre  employes  par  les  a6ronefs,  de  visiter  tous  aörodromes. 
hangars,  terrains  d'atterrissage,  parcs  et  döpöts.  d'exercer,  s'il  y  a  lieu.  le 
d6piacement  du  mat6riel  pr6vu  et  d'en  prendre  livraison. 

Le  Gouvernement  allemand  devra  fournir  k  la  Commission  a^ronautique 
interalliöe  de  contröle  tous  les  renseignements  et  documents  lögislatifs,  ad- 
ministratifs ou  autres  qu'elle  jugera  nticessaires  pour  s'assurer  de  la  complete 
ex6cution  des  clauses  a^ronautiques.  notamment  un  6tat  num^rique  du  per- 
sonnel  appartenant  ä  tous  les  Services  aOronautiques  allemands.  ainsi  quo  du 
materiel  existant,  en  fabrication  ou  en  commande,  une  liste  complete  de  tuiis 
les  Etablissements  travaillant  pour  l'aeronautique,  de  leurs  emplacements  et 
de  tous  les  hangars  et  terrains  d'atterrissage. 
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Section  V. 

Gl  a  u  8  e  s  G  6  n  6  r  a  1  e  s. 

Article  211. 

A    l'expiration    d'un    dölai  de  trois  mois  k  dater  de  la  mise  en  vigueur 

du  präsent  Traitö,  la  ]6gislation  allemande  devra  avoir  6t6  modifi^e  et  devra 

6tre  maintenue  par  le  Gouvernement  allemand  en  conformit6  de  la  präsente 

Partie  du  prösent  Trait6. 

Dans  le  möme  d61ai.  toutes  les  mesures  administratives  ou  autres  rela- 
tives k  l'ex^cution  des  dispositions  de  la  präsente  Partie  devront  avoir  6te 
prises  par  le  Gouvernement  allemand. 

Article  212. 

Les  dispositions  suivantes  de  l'Armistice  du  11  novembre  1918.  savoir: 
l'article  VI,  les  paragraphes  un,  deux,  six  et  sept  de  l'article  VII,  l'ar- 
ticle  IX,  les  clauses  I,  II  et  V  de  l'Annexe  n^  2,  ainsi  que  le  Protocole  ea 
date  du  4  avril  1919  additionnel  ä,  l'Armistice  du  11  novembre  1918,  restent 
en  vigueur  en  tant  que  ces  dispositions  ne  sont  pas  contraires  aux  stipula- 
tioDS  qui  pr6c^dent. 

Article  213. 

Aussi  longtemps  que  le  präsent  Trait6  restera  en  vigueur,  l'AUemagne 
s'engage  ä  se  preter  ä  toute  investigation,  que  le  Conseil  de  la  Soci6t6  des 
Nations,  votant  ä  la  majorit^,  jugerait  n^cessaire. 

Partie  VI. 
Prisonniers  de  Guerre  et  Söpnltures. 

Section  I. 

Prisonniers  de   Guerre. 

Article  214. 

Le  rapatriement   des   prisonniers  de  guerre  et  internus  civils  aura  lieu 

aussitöt    que   possible   aprös   la   mise  en   vigueur   du  präsent  Trait6  et  sera 

eft"ectu6  avec  la  plus  grande  rapiditö. 

Article  215. 

La  rapatriement  des  prisonniers  de  guerre  et  internus  civils  allemands 
sera,  dans  les  conditions  lixöes  ä  l'article  214,  assur6  par  les  soins  d'une 
Commission  compos6e  de  Repr^sentants  des  Puissances  alli^es  et  associ6es 
d'une  part  et  du  Gouvernement  allemand  d'autre  part. 

Pour  chacune  des  Puissances  alliöes  et  associöes,  une  Sous-Commission 
compos6e  uniquement  de  Repr^sentants  de  la  Puissance  int6ress6e  et  de 
D616gu6s  du  Gouvernement  allemand  r^glera  les  dötails  d'exöcution  du  rapa- 
triement des  prisonniers  de  guerre. 

Article  216. 

D^s  leur  remise  aux  mains  des  autoritös  allemandes,  les  prisonniers  de 
guerre  et  internus  civils  devront,  par  les  soins  de  ces  dernieres,  etre  sans 
d61ai  renvoy^s  dans  leurs  foyers. 

Ceux  d'entre  eux,  dont  le  domicile  d'avant-guerre  se  trouve  sur  les 
territoires  occup6s  par  les  troupes  des  Puissances  alli^es  et  associöes,  devront 
^galement  y  etre  renvoy^s,  sous  röserve  de  l'agröment  et  du  controle  des 
autoritös  militaires  des  armöes  d'occupation  alli6es  et  associ^es. 

Article  217. 
Tous   les    frais    rösultant   de   ce    rapatriement,    ä   partir   de  la  mise  en 
route,   seront   ä   la   charge   du  Gouvernement   allemand,   lequel  sera  tenu  de 
fournir   les   tranports   par  terre  et  par  mer  ainsi  que  le  personnel  technique, 


Friedensvertrag  von  Versailles.  157 

qui   seront  consid6r6s   comme   n^cessaires   par   la  Commission  pr^vue  ä  l'ar- 
ticle  215. 

Article  218. 

Les  prisonniers  de  guerre  et  internus  civils,  soit  passibles,  soit  frapp6s 
de  peines  pour  fautes  contre  la  discipline.  seront  rapatriös,  sans  qu'il  soit 
tenu  compte  de  Tachävement  de  leur  peine  ou  de  la  proc6dure  engag6e 
contre  eux. 

Cette  disposition  ne  s'applique  pas  aux  prisonniers  de  guerre  et  internus 
civils  qui  seraient  punis  pour  des  faits  postörieurs  au  l*"'  mai  1919. 

Jusqu'ä  leur  rapatriement,  tous  les  prisonniers  de  guerre  et  internus 
civils  restent  soumis  aux  r^glements  en  vigueur  notamment  au  point  de  vue 
du  travail  et  de  la  discipline. 

Article  219. 

Les  prisonniers  de  guerre  et  internus  civils,  qui  sont  passibles  ou  frapp6s 
de  peines  pour  des  faits  autres  que  des  fautes  contre  la  discipline,  pourront 
ßtre  maintenus  en  d6tention. 

Article  220. 

Le  Gouvernement  allemand  s'engage  ä  recevoir  sur  son  territoire  tous 
les  individus  rapatriables  sans  distinctioo. 

Les  prisonniers  de  guerre  ou  les  nationaux  allemands  qui  d^sireraient 
ne  pas  etre  rapatriäs,  pourront  etre  exclus  da  rapatriement;  mais  les  Gou- 
vernements alliös  et  associ6s  se  röservent  le  droit,  soit  de  les  rapatrier,  soit 
de  les  conduire  dans  un  pays  neutre,  soit  de  les  autoriser  ä  r^sider  sur  leur 
territoire. 

Le  Gouvernement  allemand  s'engage  ä  ne  prendre,  contre  ces  individus 
ou  leurs  familles,  aucune  mesure  d'exceptiou,  ni  ä  exercer  ä  leur  encontre, 
pour  ce  motif,  aucune  röpression  ou  vexation  de  quelque  nature  qu'elle  soit. 

Article  221. 
Les  Gouvernements  alli6s  et  associ^s  se  r6servent  le  droit  de  subordonner 
le  rapatriement  des  prisonniers  de  guerre  et  des  ressortissants  allemands  qui 
sont  en  leur  pouvoir,  ä  la  d6claration  et  ä  la  mise  en  libert6  immädiate  par 
le  Gouvernement  allemand  de  tous  prisonniers  de  guerre  ressortissants  des 
Puissances  alli6es  ou  associäes,  qui  se  trouveraient  encore  en  AUemagne. 

Article  222. 

L'Allemagne  s'engage : 

l*'  A  donner  libre  accäs  aux  Commissions  de  recherche  des  disparus ; 
i  leur  fournir  tous  les  moyens  de  transport  utiles,  ä  les  laisser  pt5n6trer  dans 
les  camps,  prisons,  hopitaux  et  tous  autres  locaux;  ä  mettre  k  leur  disposition 
tous  documents  d'ordre  public  ou  priv6,  qui  peuvent  les  öclairer  dans  leurs 
recherches ; 

2'^  A  prendre  des  sanctions  contre  les  fonctionnaires  ou  particuliers  alle- 
mands qui  auraient  dissimule  la  pr^sence  d'un  ressortissant  d'une  Puissance 
alliöe  ou  associ6e  ou  qui  auraient  n6glig6  d'en  r6v6ler  la  prösence  apr^s  en 
avoir  eu   connaissance. 

Article  223. 

L'Allemagne  s'engage  ä  restituer  sans  dölai,  d6s  la  mise  en  vigueur  du 
pr6sent  Trait6,  tous  les  objets,  valeurs  ou  documents  ayant  appartenu  i  des 
ressortissants  des  Puissances  alliöes  ou  associöes  et  qui  auraient  ^t6  retenus 
par  des  autorit^s  allemandes. 

Article  224. 

Les  Hautes  Parties  Contractantes  döclarent  renoncer  au  remboursement 
röciproque  des  sommes  dues  pour  l'entretien  des  prisonniers  de  guerre  sur  leu  rs 
territoires  respectifs. 


158  II-  Friedensverträge  der  Alliierten  mit  den  Zentralmächten. 

Section  II. 

S6pultures. 

Article  22.'). 

Les  Gouvernements  alli^s  et  associös  et  le  Ciouvernement  allemand  feront 

respecter  et  entretenir  les  s6pultures  des  soldats  et  marins  inhum6s  sur  leurs 

territoires  respectifs 

Ils  s'engagent  k  reconnaitre  toute  Commission  charg6e  par  Tun  ou  par 
l'autre  des  Gouvernements  alliös  ou  associ6s,  d'identifier,  enregistrer,  entretenir 
ou  elever  des  monuments  convenables  sur  lesdites  s6pultures  et  ä  faciliter  ä 
cette  Commission  l'accomplissement  de  ses  devoirs. 

Ils  conviennent  en  outre  de  se  donner  r^ciproquement,  sous  r^serve  des 
prescriptions  de  leur  16gislation  nationale  et  des  n6cessit6s  de  l'hygi^ne 
publique,  toutes  facilit^s  pour  satisfaire  aux  demandes  de  rapatriement  des 
restes  de  leurs  soldats  et  de  leurs  marins. 

Article  226. 

Les  s6pultures  des  prisonniers  de  guerre  et  internus  civils,  ressortissants 
des  difförents  Etats  bellig^rants  d6c6d6s  en  captivit6  seront  convenablement 
entretenues  dans  les  conditions  prävues  ä  l'article  225  du  präsent  Trait6. 

Les  Gouvernements  alliös  et  associ^s  d'une  part  et  le  Gouvernement 
allemand  d'autre  part  s'engagent  en  outre  ä  se  fournir  röciproquement: 

1^  La  liste  complöte  des  d^c^dös  avec  tous  renseignements  utiles  ä  leur 
Identification ; 

2**  Toutes  indications  sur  le  nombre  et  l'emplacement  des  tombes  de  tous 
les  morts  enterr^s  sans  identification. 

Partie  VII. 
Sanctions. 

Article  227. 

Les  Puissances  alli^es  et  associ^es  mettent  en  accusation  publique  Guil- 
laume  II  de  Hohenzollern,  ex-empereur  d'AUemagne,  pour  offense  supreme 
contre  la  morale  internationale  et  l'autoritö  sacröe  des  traitös. 

Un  Tribunal  special  sera  constituö  pour  juger  l'accusö  en  lui  assurant  les 
garanties  essentielles  du  droit  de  defense.  II  sera  compos6_  de  cinq  juges,  nomm6s 
par  chacune  des  cinq  Puissances  suivantes,  savoir :  les  Etats-Ünis  d'Am^rique, 
la  Grande-Bretagne,  la  France,  l'Italie  et  le  Japon. 

Le  Tribunal  jugera  sur  motifs  inspir^s  des  principes  les  plus  6lev6s  de  la 
politique  entre  les  nations  avec  le  souci  d'assurer  le  respect  des  obligations 
solennelles  et  des  engagements  internationaux  ainsi  que  de  la  morale  inter- 
nationale. II  lui  appartiendra  de  döterminer  la  peine  qu'il  estimera  devoir 
etre  appliquöe. 

Les  Puissances  alliöes  et  associöes  adresseront  an  Gouvernement  des  Pays- 
Bas  une  requete  le  priant  de  livrer  l'ancien  empereur  entre  leurs  mains  pour 
qu'il  soit  jug6. 

Article  228. 

Le  Gouvernement  allemand  reconnait  aux  Puissances  alliöes  et  associ^es 
la  libert6  de  traduire  devant  leurs  tribunaux  militaires  les  personnes  accus6es 
d'avoir  commis  des  actes  contraires  aux  lois  et  coutumes  de  la  guerre.  Les 
peines  prävues  par  les  lois  seront  appliqu6es  aux  personnes  reconnues  coupables. 
Cette  disposition  s'appliquera  nonobstant  toutes  proc6dures  ou  poursuites  devant 
une  juridiction  de  l'Allemagne  ou  de  ses  alli^s. 

Le  Gouvernement  allemand  devra  livrer  aux  Puissances  alliöes  et  associ6es, 
ou  ä  Celle  d'entre  elles  qui  lui  en  adressera  la  requete,  toutes  personnes  qui, 
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6tant  accus^es  d'avoir  commis  un  acte  contraire  aux  lois  et  coutumes  de  la 
guerre,  lui  seraient  d^signöes  soit  nominativement.  soit  par  le  grade,  la  fonction 
ou  l'enaploi  auxquels  les  personnes  auraient  6t6  aSectöes  par  les  autoritös 
allemandes. 

Article  229. 

Les  auteurs  d'actes  contre  les  ressortissants  d'une  des  Puissances  alli6es 
et  associöes  seront  traduits  devant  les  tribunaux  militaires  de  cette  Puissance. 

Les  auteurs  d'actes  commis  contre  des  ressortissants  de  plusieurs  Puissances 
alli6es  et  associöes  seront  traduits  devant  des  tribunaux  militaires  compos6s 
de  membres  apparteuant  aux  tribunaux  militaires  des  Puissances  int6ress6es. 

Dans  tous  les  cas,  l'accusö  aura  droit  ä  d^signer  lui-meme  son  avocat. 

Article  230. 
Le  Gouvernement  allemand  s'engage  ä  fournier  tous  documents  et  renseig- 
nements,  de  quelque  nature  que  ce  soit,  dont  la  production  serait  jug6e  nöcessaire 
pour  la  connaissance  compl^te  des  faits  incriminös,  la  recherche  des  coupables 
et  l'appr^ciation  exacte  des  responsabilit^s. 

Partie  VIII. 
Böparations. 

Section  I. 

Dispositions  G6n6rales. 

Article  231. 

Les  Gouvernements  alli^s  et  associ6s  döclarent  et  l'Allemagne  reconnait 

que  l'Allemagne  et  ses  alliös  sont  responsables,  pour  les  avoir  caus^s,  de  toutes 

les  pertes  et  de  tous  les  dommages  subis  par  les  Gouvernements  alli6s  et  associ^s 

et  leurs  nationaux  en  cons^quence  de  la  guerre,  qui  leur  a  6t6  impos6e   par 

l'agression  de  l'Allemagne  et  de  ses  alliös. 

Article  232. 

Les  Gouvernements  alli6s  et  associ6s  reconnaissent  que  les  ressources  de 
l'Allemagne  ne  sont  pas  süffisantes  —  en  tenant  conipte  de  la  diminution 
permanente  de  ces  ressources  qui  rösulte  des  autres  dispositions  du  präsent 
Trait6,  —  pour  assurer  complöte  röparation  de  toutes  ces  pertes  et  de  tous 
ces  dommages. 

Les  Gouvernements  alli(5s  et  associ^s  exigent  toutefois,  et  l'Allemagne 
en  prend  l'engagement,  que  soient  r^parös  tous  les  dommages  caus6s  ä  la 
Population  civile  de  chacune  des  Puissances  alliöes  et  associ^es  et  ä  ses  biens. 
pendant  la  pöriode  oii  cette  Puissance  a  6t6  en  ötat  de  bellig^rance  avec  l'Alle- 
magne, par  ladite  agression  par  terre.  par  mer  et  par  les  airs.  et.  d'une  fai;on 
g^n^rale,  tous  les  dommages  tels  qu'ils  sont  dßfinis  ä  l'Annexe  I  ci-jointe. 

En  exöcution  des  engagements  pris  anterieurement  par  l'Allemagne  relative- 
ment  aux  restaurations  et  restitutions  int(!Jgrales  dues  ä  la  Belgique,  l'Alle- 
magne s'oblige,  en  sus  des  compensations  de  dommages  pr6vues  d'autre  part 
ä  la  präsente  Partie,  et  en  consäquence  de  la  violation  du  Traitö  de  1839, 
ä  effectuer  le  remboursement  de  toutes  les  sommes  que  la  Belgique  a  empruntäes 
aux  Gouvernements  alli6s  et  associäs  jusqu'au  11  novembre  1918,  y  compris 
l'intöret  ä  5*^/o  (cinq  pour  cent)  par  an  desdites  sommes.  Le  montant  de  ces 
sommes  sera  d6termin6  par  la  Commission  des  reparations,  et  le  Gouvernement 
allemand  s'engage  ä  faire  imm6diatement  une  Emission  correspondante  de 
bons  speciaux  au  porteur  payables  en  marks  or  le  l"'  mai  1926  ou,  au  choix 
du  Gouvernement  allemand,  le  1"  mai  de  toute  annöe  antörieure  ä  192(i.  8ous 
räserve  des  dispositions  ci-dessus,  la  forme  de  ces  bons  sera   dötermince  par 
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la  Commission  des  röparations.  Lesdits  bons  seront  remis  ä  la  Commission 
des  rC'parations,  qui  aura  pouvoir  de  les  recevoir  et  d'en  accuser  r6ceptioa  au 
nom  de  la  Belgique. 

Article  233. 

Le  montant  desdits  dommages,  pour  lesqaels  r6paratioii  est  due  par 
l'Allemagne,  sera  fix6  par  une  Commission  interalli^e,  qui  prendra  le  titre  de 
Commission  des  röparations  et  sera  constitu6e  dans  la  forme  et  avec  les 
pouvoirs  indiqu6s  ci-aprös  et  aux  Annexes  II  k  VII  ci-jointes. 

Cette  Commission  6tudiera  les  r6clamations  et  donnera  au  Gouvernement 
allemand  l'^quitable  facult6  de  se  faire  entendre. 

Les  conclusions  de  cette  Commission,  en  ce  qui  concerne  le  montant  des 
dommages  d6termin6s  ci-dessus,  seront  rödigöes  et  notifiöes  au  Gouvernement 
allemand  le  1"  mai  1921  au  plus  tard,  comme  repr6sentant  le  total  de  ses 
obligations. 

La  Commission  6tabliraconcurremment  un  6tat  de  payements  en  prövoyant 
les  6poques  et  les  modalitös  de  l'acquittement  par  l'Allemagne  de  rint6gralit6 
de  sa  dette  dans  une  p6riode  de  trente  ans,  ä  dater  du  1"  mai  1921.  Au  cas 
cependant  oü,  au  cours  de  ladite  pöriode,  l'Allemagne  manquerait  ä  l'acquitte- 
ment de  sa  dette,  le  r^glement  de  tout  solde  restant  impayö  pourra  6tra  report6 
aux  annöes  suivantes,  ä  la  volonte  de  la  Commission,  ou  pourra  faire  l'objet 
d'un  traitement  diöörent,  dans  telles  conditions  que  dötermineront  les  Gou- 
vernements alliös  et  associ^s,  agissant  suivant  la  procödure  pr6vue  ä  la  präsente 
Partie  du  prösent  Trait6. 

Article  234. 

La  Commission  des  röparations  devra,  apr^s  le  1"  mai  1921,  studier,  de 
temps  ä  autre,  les  ressources  et  les  capacit^s  de  l'Allemagne,  et,  apres  avoir 
donnö  aux  reprösentants  de  ce  pays  l'öquitable  facult6  de  se  faire  entendre, 
eile  aura  tous  pouvoirs  pour  ötendre  la  p6riode  et  modifier  les  modalitös  des 
payements  ä  prövoir  en  conformit6  de  l'article  233 ;  mais  eile  ne  pourra  faire 
remise  d'aucune  somme  sans  l'autorisation  speciale  des  divers  Gouvernements 
repr6sent6s  ä  la  Commission. 

Article  235. 

Afin  de  permettre  aux  Puissances  alliöes  et  associ^es  d'entreprendre  dfes 
maintenant  la  restauration  de  leur  vie  industrielle  et  öconomique,  en  attendant 
la  fixation  definitive  du  montant  de  leurs  r6ciamations,  TAUemagne  payera, 
pendant  les  annöes  1919  et  1920  et  les  quatre  premiers  mois  de  1921,  en  autant 
de  versements  et  suivant  telles  modalit^s  (en  or,  en  marchandises,  en  navires, 
en  valeurs  ou  autrement)  que  la  Commission  des  röparations  pourra  fixer, 
l'öquivalent  de  20,000.000,000  i^vingt  milliards)  marks  or  ä  valoir  sur  les  cröances 
ci-dessus;  sur  cette  somme  les  frais  de  l'arm^e  d'occupation  apres  1' Armistice 
du  11  novembre  1918  seront  d'abord  pay6s,  et  telles  quantitös  de  produits 
alimentaires  et  de  matiöres  premi^res,  qui  pourront  etre  jug6es,  par  les  Gouver- 
nements des  Principales  Puissances  alliöes  etassoci^es,  nöcessaires  pour  permettre 
ä  l'Allemagne  de  faire  face  ä  son  Obligation  de  r^parer,  pourront  aussi,  avec 
l'approbation  desdits  Gouvernements,  etre  pay6es  par  Imputation  sur  ladite 
somme.  Le  solde  viendra  en  döduction  des  sommes  dues  par  l'Allemagne  ä 
titre  de  röparations.  L'Allemagne  remettra  en  outre  les  bons  prescrits  au 
paragraphe  12  (c)  de  1' Annexe  II  ci-jointe. 

Article  236. 
L'Allemagne  accepte,  en  outre,  que  ses  ressources  6conomiques  soient 
directement  affect^es  aux  räparations,  comme  il  est  sp6cifi6  aux  Annexes  III, 
IV,  V  et  VI,  relatives  respectivement  ä  la  marine  marchande,  aux  restaurations 
materielles  au  charbon  et  ä  ses  dörivös,  aux  mati^res  colorantes  et  autres 
produits  chimiques:  6tant  toujours  entendu  que  la  valeur  des  biens  transf6r6s 
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et  de  l'utilisation  qui  en  sera  faite  conformöment  auxdites  Annexes  sera,  apr^s 
avoir  6t6  fixöe  de  la  manifere  qui  y  est  prescrite.  port6e  au  credit  de  l'Alle- 
magne  et  viendra  en  döduction  des  obligations  pr6vues  aux  articles  ci-dessus. 

Article  237. 

Les  versements  successifs,  y  compris  ceux  vis^s  aux  articles  pr6c6dents, 
effectu6s  par  FAllemagne  pour  satisfaire  aux  r6clamations  ci-dessus.  seront 
r6partis  par  les  Gouvernements  alliös  et  associ^s  suivant  les  proportions  d^ter- 
minöes  par  eux  ä  l'avance  et  fond6es  sur  l'^quitö  et  les  droits  de  chacun. 

En  vue  de  cette  r6partition,  la  valeur  des  biens  transf6r6s  et  des  Services 
rendus  conformöment  ä  Tarticle  243  et  aux  Annexes  III.  IV,  V,  VI  et  VII 
sera  calculöe  de  la  meme  fa^on  que  les  payements  effectuös  la  meme  ann6e. 

Article  238. 

En  sus  des  payements  ci-dessus  pr6vus,  TAUemagne  effectaera,  en  se 
conformant  ä  la  proc6dure  ötablie  par  la  Commission  des  röparations.  la  resti- 
tution  en  esp^ces  des  esp^ces  enlevöes,  saisies  ou  s6questr6es  ainsi  que  la 
restitution  des  animaux,  des  objets  de  toute  sorte  et  des  valeurs  enlevös,  saisis 
ou  s6questr6s,  dans  les  cas  oü  il  sera  possible  de  les  identifier  sur  le  territoire 
de  l'Allemagne  ou  sur  celui  de  ses  Alli6s. 

Jusqu'ä  l'^tablissement  de  cette  proc^dure,  les  restitutions  devront  con- 
tinuer  conformöment  aux  stipulations  de  1' Armistice  du  11  novembre  1918,  de 
ses  renouvellements  et  des  Protocoles  intervenus. 

Article  239. 

Le  Gouvernement  allemand  s'engage  ä  op6rer  imm6diatement  les  resti- 
tutions prövues  par  l'article  238  ci-dessus  et  ä  effectuer  les  payements  et  les 
livraisons  prövues  par  les  articles  233,  234,  235  et  236. 

Article  240. 

Le  Gouvernement  allemand  reconnait  la  Commission  pr6vue  par  rarticle233, 
teile  qu'elle  pourra  etre  constituöe  par  les  Gouvernements  alli6s  et  associäs 
conformöment  ä  l'Annexe  II ;  il  lui  reconnait  irrövocablement  la  possession  et 
l'exercice  des  droits  et  pouvoirs  que  lui  confere  le  präsent  Trait6. 

Le  Gouvernement  allemand  fournira  ä  la  Commission  tous  les  renseig- 
nements,  dont  eile  pourra  avoir  besoin  sur  la  Situation  et  les  Operations  finan- 
ci^res  et  sur  les  biens,  la  capacit6  de  production,  les  approvisionnements 
et  la  production  courante  des  mati^res  premiferes  et  objets  manufacturös  de 
l'Allemagne  et  de  ses  ressortissants ;  il  donnera  6galement  toutes  informations 
relatives  aux  Operations  militaires,  dont  la  connaissance  serait  jug6e  nöcessaire 
par  la  Commission  pour  fixer  les  obligations  de  l'Allemagne  telles  qu'elles  sont 
definies  ä  l'Annexe  I. 

Le  Gouvernement  allemand  accordera  aux  membres  de  la  Commission 
et  ä  ses  agents  autoris6s  tous  les  droits  et  immunitös  dont  jouissent  en  Alle- 
magne  les  agents  diplomatiques  düment  accröditös  des  Puissances  amies. 

L'Allemagne  accepte,  eo  outre,  de  supporter  les  6moluments  et  les  frais 
de  la  Commission  et  de  tel  personnel  qu'elle  pourra  employer. 

Article  241. 
L'Allemagne  s'engage  ä  faire  promultruer,  ä  maintenir  en  vigueur  et  ä 
publier  toute  l6gislation,  tous  röglements  et  döcrets  qui  pourraient  ötre  n^cessaires 
pour  assurer  la  compitte  ex6cution  des  präsentes  stipulations. 

Article  242. 
Les  dispositions  de  la  präsente  Partie  du  pr6sent  Traite  ne  s'appliquent 
pas  aux  propri6t6s,  droits  et  int^rets  visös  aux  Sections  III  et  IV  de  la  Partie  .\ 
(Clauses  6conomiques)  du  präsent  Trait6,  non  plus  qu'au  produit  de  leur  liqiii- 
dation,  sauf  en  ce  qui  concerne  le  solde  döfinitif  en  faveur  de  l'Allemagne, 
mentionnö  k  l'article  243  a). 
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Article  248. 

Seront  port6s  au  credit  de  TAllemagne,  au  titre  de  ses  obligations  de 
röparer,  les  6l6ments  suivants : 

a)  Tout  solde  döfinitif  en  faveur  de  rAllemagne  vis6  k  la  Section  V 
(Alsace-Lorraine)  de  la  Partie  III  (Clauses  poiitiques  europ^ennes)  et  aux 
Sections  III  et  IV  de  la  Partie  X  (Clauses  öconomiques)  du   präsent   Trait6 ; 

b)  Toutes  sommes  dues  ä  rAllemagne  du  chef  des  cessions  vis^es  ä  la 
Section  IV  (Bassin  de  la  8arre)  de  la  Partie  III  (Clauses  poiitiques  euro- 
p6ennes),  ä  la  Partie  IX  (Clauses  financiferes)  et  ä  la  Partie  XII  (Ports,  Voies 
d'eau  et  Voies  ferröes) ; 

c)  Toutes  sommes  que  la  Commission  jugerait  devoir  §tre  poriges  au 
credit  de  l'AlIemangne  ä  valoir  sur  tous  autres  transferts  de  propri6t6s,  droits, 
concessions  ou  autres  intöröts  pr6vus  par  le  präsent  Traitö. 

En  aucun  cas,  toutefois,  les  restitutions  effectu6es  en  vertu  de  l'article  238 
de  la  präsente  Partie  ne  pourront  6tre  port6es  au  cr6dit  de  l'Allemagne. 

Article  244. 

La  cession  des  cäbles  sous-marins  allemands,  qui  ne  sont  pas  l'objet 
d'une  disposition  particuli^re  du  präsent  Traitö,  est  r6gl6e  par  l'Annexe  VII 
ci-jointe. 

Annexe  I. 

Compensation  peut  etre  röclam^e  de  l'Allemagne,  conformöment  ä  l'article 
232  ci-dessus,  pour  la  totalit6  des  dommages  rentrant  dans  les  catögories 
ci  aprfes : 

1*^  Dommages  caus6s  aux  civils  atteints  dans  leur  personne  ou  dans  leur 
vie  et  aux  survivants  qui  6taient  ä  la  charge  de  ces  civils  par  tous  actes  de 
guerre,  y  compris  les  bombardements  ou  autres  attaques  par  terre,  par  mer 
ou  par  la  voie  des  airs,  et  toutes  leurs  consöquences  directes  ou  de  toutes 
Operations  de  guerre  des  deux  groupes  de  bellig6rants,  en  quelque  en  droit  que 
ce  soit. 

2^  Dommages  causäs  par  l'Allemagne  ou  ses  alli^s  aux  civils  victimes 
d'actes  de  cruaut^,  de  violence  ou  de  mauvais  traitements  (y  compris  les 
atteintes  ä  la  vie  ou  ä  la  sant6  par  suite  d'emprisonnement,  de  d6portation, 
d'internement  ou  d'6vacuation,  d'abandon  en  mer  ou  de  travail  {orc6t,  en 
quelque  endroit  que  ce  soit,  et  aux  survivants  qui  6taient  ä  la  Charge  de  ces 
victimes. 

S*'  Dommages  caus6s  par  l'Allemagne  ou  ses  alliös,  sur  leur  territoire  ou 
en  territoire  occupö  ou  envahi,  aux  civils  victimes  de  tous  actes  ayant  port^ 
atteinte  ä  la  sant6,  ä  la  capacitö  de  travail  ou  ä  l'honneur,  et  aux  survivants, 
qui  6taient  ä  la  charge  de  ces  victimes. 

40  Dommages  causös  par  toute  espöce  de  mauvais  traitements  aux  pri- 
sonniers  de  guerre 

50  En  tant  que  dommage  caus6  aux  peuples  des  Puissances  alliöes  et 
associ^es,  toutes  pensions  ou  compensations  de  meme  nature  aux  victimes 
militaires  de  la  guerre  (arm^es  de  terre,  de  mer  ou  forces  a^riennes),  mutil^s, 
bless6s,  malades  ou  invalides,  et  aux  personnes  dont  ces  victimes  6taient  le 
soutien ;  le  montant  des  sommes  dues  aux  Gouvernements  alli6s  et  associös 
sera  calcul6,  pour  chacun  desdits  Gouvernements,  ä  la  valeur  capitalis^e,  ä  la 
date  de  la  mise  en  vigueur  du  präsent  Trait6,  desdites  pensions  ou  compen- 
sations, sur  la  base  des  tarifs  en  vigueur  en  France,  ä  la  date  ci-dessus. 

6°  Frais  de  l'assistance  fournie  par  les  Gouvernements  des  Puissances 
alli^es  et  associöes  aux  prisonniers  de  guerre,  ä  leurs  familles  ou  aux  personnes 
dont  ils  6taient  le  soutien. 

1^  Allocations  donn6es  par  les  Gouvernements  de  Puissances  alli^es  et 
associ^es  aux  familles  et  aux  autres  personnes  ä  la  charge  des  mobilis^s  ou 


Friedensvertrag  von  Versailles.  163 

de  tous  ceux  qui  ont  servi  dans  Tarm^e;  le  montant  des  sommes  qui  leur  sont 
dues  pour  chacune  des  annöes  au  cours  desquelles  des  hostilit^s  se  sont  produites 
sera  calculö,  pour  chacun  desdits  Gouvernements,  sur  la  base  du  tarif  moyen 
appliquö  en  France,  pendant  ladite  unn^e,  aux  payements  de  cette  nature. 

8°  Dommages  caus^s  ä  des  civils  par  suite  de  l'obligation  qui  leur  a  6t6 
impos^e  par  l'Allemagne  ou  ses  alli6s  de  travailler  sans  une  juste  r^mun^ration. 

9*^  Dommages  relatifs  ä  toutes  propri6t6s.  en  quelque  Heu  qu'elles  soient 
situ6es,  appartenant  ä  l'une  des  Puissances  alli6es  et  associöes  ou  ä  leurs 
ressortissants  (exception  falte  des  ouvrages  et  du  matöriel  militaires  ou  navals) 
qui  ont  6t6  enlevöes,  saisies,  endommagöes  ou  d^truites  par  les  actes  de  l'AUe- 
magne  ou  ses  alliös  sur  terre,  sur  mer  ou  dans  les  airs,  ou  dommages  caus6s 
en  cons6quence  directe  des  hostilit^s  ou  de  toutes  Operations  de  guerre. 

W  Dommages  caus6s  sous  forme  de  pröl^vements,  amendes  ou  exactions 
similaires  de  rAllemagne  ou  de  ses  alli^s  au  d^triment  des  populations  civiles. 

Annexe  II. 

§  1". 

La  Commission  pr^vue  par  l'article  233  prendra  le  titre  de  „Commission 
des  R^parations"  eile  sera  d6sign6e  dans  les  articles  ci-apr^s  par  les  mots 
-la  Commission''. 

§  2. 

Des  D616gu6s  ä  la  Commission  seront  nomm^s  par  les  Etats-Unis  d  Amörique, 
la  Grande-Bretagne,  la  France,  l'Italia,  le  Japon,  la  Belgique  et  TEtat  Serbe- 
Croate-Slovfene.  Chacune  de  ces  Puissances  nommera  un  D6l6gu6,  eile  nommera 
6galement  un  D6l6gu6,  adjoint  qui  le  remplacera  en  cas  de  maladie  ou  d'absence 
forc^e,  mais  qui,  en  toute  autre  circonstance,  aura  seulement  le  droit  d'assister 
aux  d^bats  sans  y  prendre  aucune  part. 

En  aucun  cas,  les  D6l6gu6s  de  plus  de  cinq  des  Puissances  ci-dessus 
n'auront  le  droit  de  prendre  part  aux  d^bats  de  la  Commission  et  d'6mettre 
des  votes.  Les  D^l^gu^s  des  Etats-Ünis,  de  la  Grande-Bretagne,  de  la  France 
et  de  ritalie  auront  toujours  ce  droit.  Le  D6l6gu6  de  la  Belgique  aura  ce 
droit  dans  tous  les  cas  autres  que  ceux  vis6s  ci-apriljs.  Le  D6l6gu6  du  Japon 
aura  ce  droit  dans  les  cas  oü  seront  examinöes  des  questions  relatives  aux 
dommages  sur  mer,  ainsi  que  des  questions  pr6vues  par  l'article  260  de  la 
Partie  IX  (Clauses  financi^res)  dans  lesquelles  les  interets  du  Japon  sont  en 
jeu.  Le  Del(5gu6  de  l'Etat  Serbe-CioateSlov^ne  aura  ce  droit  lorsque  des 
questions  relatives  ä  l'Autriche,  ä  la  Hongrie  ou  ä  la  Bulgarie  seront  examin^es. 

Chacun  des  Gouvernements  repr6sent6s  ä  la  Commission  aura  le  droit 
de  s'en  retirer  aprös  un  pr^avis  de  douze  mois  notifi6  ä  la  Commission  et 
confirm6  au  cours  du  sixi^me  mois  apres  la  date  de  la  notilication  primitive. 

§  3. 

Teile  d'entre  les  autres  Puissances  alliöes  et  associ6es,  qui  pourra  6tre 
int^ress^e.  aura  le  droit  de  nommer  un  D6l6gu6  qui  ne  sera  präsent  et  n'agira. 
en  qualit6  d'assesseur,  que  lorsque  les  cr^ances  et  int«5rcts  de  ladite  Puissance 
seront  examiuös  ou  discut^s ;  ce  D6!6gu6  n'aura  pas  le  droit  de  vote. 

§  4. 
En  cas  de  mort,  d^mission  ou  rappel  de  tout  Dol^gue,  D^l^gu^  adjoint 
ou  assesseur,  un  successeur  devra  lui  f'tre  d^signö  aussitöt  que  possible. 

La  Commission  aura  son  principal  bureau  permanent  a  Paris  et  y 
tiendra  sa  premii^re  r^union  dans  le  plus  bref  d61ai  possible  aprös  la  mise 
en  vigueur  du  präsent  Trait6:  eile  se  r^unira  ensuite  en  tels  lienx  et  ;i  tolles 
6poques  qu'elle  estimera  convenables  et  qui  pourront  tHre  n^cessaires  en  vue 
de  raccomplissement  le  plus  rapide  de  ses  obligations. 
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§  6. 

Dei  sa  premiöre  röunion,  la  Commission  6lira,  parmi  lesdits  D6l6gu6s 
visös  ci-dessus,  un  President  et  un  Vice-Pr6sident,  qui  resteront  en  fonctions 
pendant  une  annöe  et  seront  r661igibles;  si  le  poste  de  Prösident  ou  de  Vice- 
Prösident  devient  vacant  au  cours  d'une  p6riode  annuelle,  la  Commission 
procödera  imm6diatement  ä,  une  nouvelle  6lection  pour  le  raste  de  ladite 
Periode. 

§  7. 

La  Commission  est  autoris6e  ä  nommer  tous  fonctionnaires,  agents  et 
employ6s,  qui  peuvent  6tre  nöcessaires  pour  l'exöcution  de  ses  fonctions,  et  ä 
fixer  leur  rcmun6ration,  ä  constituer  des  comit^s,  dont  les  membres  ne  seront 
pas  nöcessairement  ceux  de  la  Commission,  et  ä  prendre  toutes  mesures  d'ex6- 
cution  nöcessaires  pour  l'accomplissement  de  sa  täche,  ä  d6l6guer  autorit6  et 
pleins  pouvoirs  ä  ses  fonctionnaires,  agents  et  comit^s. 

§8. 
Toutes  les  dölib^ratious  de  la  Commission  seront  secrfetes.  ä  moins  que, 
pour  des   raisons    speciales,    la    Commission,  dans    des    cas    particuliers ,    n'en 
Jöcide  autrement. 

§  9. 

La  Commission  devra,  dans  les  d6lais  qu'elle  fixera  de  temps  ä  autre, 
et  si  le  Gouvernement  allemand  en  fait  la  demande,  entendre  tous  arguments 
ot  t^moignages  prösentös  par  l'Allemagne  sur  toutes  questions  se  rattachant 
ä  sa  capacit6  de  payement. 

ij  10. 

La  Commission  6tudiera  les  r6clamations  et  donnera  au  Gouvernement 
allemand  l'öquitable  facult6  de  se  faire  entendre,  sans  qu'il  puisse  prendre 
:iucune  part,  quelle  qu'elle  soit.  aux  d6cisions  de  la  Commission.  La  Com- 
mission donnera  la  meme  facultö  aux  alliös  de  l'Allemagne,  lorsqu'elle  jugera 
que  leurs  intörets  sont  en  Jeu. 

§  11- 

La  Commission  ne  sera  li6e  par  aucune  lögislation  ni  par  aucun  code 
particuliers,  ni  par  aucune  regle  speciale  concernant  l'instruction  ou  la  procö- 
liure;  eile  sera  guidöe  par  la  justice,  I'öquitö  et  la  bonne  foi.  Ses  döcisions 
devront  se  conformer  ä  des  principes  et  ä  des  r^gles  uniformes  dans  tous  les 
cas  oü  ces  principes  et  ces  r^gles  seront  applicables.  Elle  fixera  les  r^gles 
relatives  aux  modes  de  preuve  des  r^clamations.  Elle  pourra  employer  toute 
möthode  legitime  de  calcul. 

§  12. 

La  Commission  aura  tous  les  pouvoirs  et  exercera  toutes  les  attributions 
ä  eile  conför^s  par  la  präsent  Trait6. 

La  Commission  aura,  d'une  fagon  g6n6rale,  les  pouvoirs  de  controle  et 
d'ex6cution  les  plus  ötendus  en  ce  qui  concerne  le  probleme  des  r^parations 
tel  qu'il  est  traitö  dans  la  präsente  Partie  du  präsent  Trait^  et  aura  pouvoir 
d'en  interpr^ter  les  dispositions.  Sous  röserve  des  dispositions  du  prösent 
Traitö,  la  Commission  est  constituäe  par  l'ensemble  des  Gouvernements  alli6s 
et  associös  vis6s  aux  paragraphes  2  et  3  comme  leur  repr^sentant  exclusif, 
pour  leur  part  respective.  en  vue  de  recevoir,  vendre,  conserver  et  r6partir  le 
payement  des  röparations  ä  effectuer  par  l'Allemagne  aux  termes  de  la  präsente 
Partie  du  präsent  Traitö.  Elle  devra  se  conformer  aux  conditions  et  dispositions 
suivantes : 

a)  Toute  fraction  du  montant  total  des  cräances  v^rifi^es  qui  ne  sera 
pas  pay6e  en  or,  ou  en  navires.  valeurs  et  marchandises  ou  de  toute  autre 
fagon,  devra  etre  couverte  par  l'Allemagne  dans  des  conditions  que  la  Com- 
mission d^terminera  par  la  remise,  ä  titre  de  garantie,  d'un  montant  äquivalent 
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de  bons,  de  titres   d'obligations  ou   autres,   en   vue  de  constituer  une   recon- 
naissance  de  la  fraction  de  dette  dont  il  s'agit. 

b)  En  estimant  p6riodiquement  la  capacitö  de  payement  de  TAllemagne, 
la  Commission  exatninera  le  Systeme  fiscal  allemand:  1^  afin  que  tous  les  revenus 
de  rAllemagüe,  y  compris  les  revenus  destin^s  au  service  ou  ä  l'acquittement 
de  tout  emprunt  intörieur.  soient  affectös  par  privil^ge  au  payement  des  sommes 
dues  par  eile  ä  titre  de  röparations,  et  —  2"  de  fa^on  ä  acquerir  la  certi- 
tude  qu'en  g6n(5ral  le  Systeme  fiscal  allemand  est  tout  ä  fait  aussi  lourd, 
proportionnellement,  que  celui  d'une  quelconque  des  Puissances  reprösentöes 
ä  la  Commission. 

c)  Afin  de  faciliter  et  de  poursaivre  le  restauration  immödiate  de  la  vie 
^conomique  des  Pays  alli6s  et  associös,  la  Commission,  ainsi  qu'il  est  pr6vu 
ä  l'article  235,  recevra  de  l'Allemagne,  comme  garantie  et  reconnaissance  de 
sa  dette,  un  premier  versement  de  bons  au  porteur  en  or,  libres  de  taxe  ou 
impöts  de  toute  nature,  ötablis  ou  susceptibles  de  l'etre  par  les  Gouvernements 
de  ['Empire  ou  des  Etats  allemands  ou  par  toute  autorite  en  d6pendant ;  ces 
bons  seront  remis  en  acompte  et  en  trois  fractions,  comme  il  est  dit  ci-apr^s 
(le  mark  or  6tant  payable  conformöment  ä.  l'article  262  de  la  Partie  IX  [Clauses 
financi^res]  du  präsent  Traite): 

1''  Pour  etre  ^mis  immödiatement,  20  milliards  (vingt  milliards)  de  marks 
or  en  bons  au  porteur,  payables  jusqu'au  1er  mal  1921  au  plus  tard,  sans 
intörets;  on  appliquera  notamment  ä  l'amortissement  de  ces  bons  les  versements 
que  l'Allemagne  s'est  engagöe  ä  effectuer  conform6ment  ä  l'article  235,  d& 
duction  faite  des  sommes  affect(jes  au  remboursement  des  d6penses  d'entretien 
des  troupes  d'occupation  et  au  payement  des  döpenses  du  ravitaillement  en 
vivres  et  mati^res  premi^res ;  ceux  de  ces  bons  qui  n'auraient  pas  6t6  amortis 
ä  la  date  du  ler  mai  1921  seront  alors  6chang6s  contre  de  nouveaux  bons 
du  merae  type  que  ceux  prövas  ci-apr^s  (12,  c,  2^). 

2^^  Pour  etre  6mis  immödiatement,  40  milliards  (quarante  milliards)  de 
marks  or  en  bons  au  porteur,  portant  int^rets  ä  2  V2  ^/o  (deux  et  demi  pour 
Cent)  entre  1921  et  1926  et  ensuite  ä  5  '^/o  (cinq  pour  cent)  avec  1  ^/o  (un 
pour  cent)  en  Supplement  pour  l'amortissement,  ä  partir  de  1926  sur  le 
montant  total  de  l'ömission. 

30  Pour  etre  d6livr6  imm^diatement,  en  couverture,  un  engagement  6crit 
d'^mettre  ä  titre  de  nouveau  versement,  et  seulement  lorsque  la  Commission 
sera  convaincue  que  l'Allemagne  peut  assurer  le  service  des  intörets  et  du 
fonds  d'amortissement  desdits  bons,  40  milliards  (quarante  milliardsi  de  marks 
or  en  bons  au  porteur,  portant  int6rets  ä  5  ^/o  (cinq  pour  cent),  les  ^poques 
et  le  mode  de  payement  du  principal  et  des  int^rcts  devant  etre  d^tenninös 
par  la  Commission. 

Les  dates  auxquelies  les  intörets  sont  dus.  le  mode  d'emploi  du  fonds 
d'amortissement  et  toutes  questions  analogues  relatives  ä  T^mission,  ä  la 
gestion  et  ä  la  r^glementation  de  l'^mission  des  bons  seront  di5termines  de 
temps  ä  autre  par  la  Commission. 

De  nouvelles  Emissions,  ä  titre  de  reconnaissance  et  de  garantie,  peuvent 
etre  cxig6es  dans  les  conditions  que  la  Commission  döterminera  ultörieure- 
ment,  de  temps  ä.  autre. 

d)  Au  cas  oü  des  bons,  obligations  ou  autres  reconnaissances  de  dettes 
6mis  par  l'Allemagne,  comme  garantie  ou  reconnaissance  de  sa  dette  de 
röparation,  seraient  attribuös,  ä  titre  d^finitif  et  non  ä  titre  de  garantie,  ä 
des  personncs  autres  que  les  divers  Gouvernements  au  profit  desquels  a  ^tC 
fix6  k  l'origine  le  montant  de  la  dette  de  leparation  de  rAllcmagne.  ladite 
dette  sera  k  l'6gard  de  ces  derniers  consid6ree  cnmme  steinte,  pour  un  montant 
correspondant  ä  la  valeur  nominale  des  bons  qui    ont  6t6  ainsi  attribut^s  d^- 
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linitivement  et  l'obligation  de  TAllemagne  afffjrente  auxdits  bons  sera  limit^e 
ä  l'obligation  qui  y  est  cxprimöe. 

e)  Les  frais  n(jcessit6s  par  les  r6parations  et  reconstrüctions  des  pro- 
pri6t6s  situ6es  dans  les  r6gions  envahies  et  d6vast6es,  y  compris  la  r6in- 
stallation  des  mobiliers,  des  machines  et  de  tout  mat6riel,  seront  6vaiu6s  au  cüöt 
de  röparation  et  de  reconstruction  k  l'öpoque  oii  les  travaux  seront  ex6cut68. 

f)  Les  d6cisions  de  la  Commission  relatives  ä.  une  remise  totale  ou 
partielle,  en  capital  ou  en  int6r6ts,  de  toute  dette  v6rifi<;e  de  l'Allemagne 
devront  etre  motiv6es. 

§  13. 

En  ce  qui  concerne  les  votes,  la  Commission  se  conformera  aux  r^gles 
suivantes : 

Quand  la  Commission  prend  une  döcision,  les  votes  de  tous  les  D616gu6s 
ayant  le  droit  de  voter,  ou,  en  l'absence  de  certains  d'entre  eux,  de  leurs 
D616gu6s  adjoints,  seront  enregistr^s.  L'abstention  est  consid6r6e  comme  un 
vote  6mis  contre  la  proposition  eu  discussion.  Les  assesseurs  n'ont  pas  le 
droit  de  vote. 

Sur  les  questions  suivantes  I'unanimit^  est  n6cessaire: 

a)  Questions  interessant  la  souverainet6  des  Puissances  alliöes  et  associ6es 
ou  concernant  la  remise  de  tout  ou  partie  de  la  dette  ou  des  obligations  de 
l'Allemagne ; 

b)  Qaestions  relatives  au  montant  et  aux  conditions  des  bons  et  autres 
titres  d'obligations  ä  remettre  par  le  Gouvernement  allemand  et  ä  la  fixation 
de  r^poque  et  du  mode  de  leur  vente,  nögociation  ou  r6partition; 

c)  Tout  report  total  ou  partiel,  au  delä  de  Tannöe  1930,  des  payements 
venant  ä  6ch6ance  entre  le  l^r  mai  1921  et  la  fin  de  1926  incluse; 

d)  Tout  report  total  ou  partiel,  pour  une  dur6e  sup6rieure  ä  trois  ann6es, 
des  payements  venant  ä  6ch6ance  apres  1926; 

e)  Questions  relatives  ä  l'application,  dans  un  cas  particulier,  d'une 
möthode  d'^valuation  des  dommages  diff^rente  de  celle  qui  a  et6  pr6c6demment 
adopt^e  dans  un  cas  semblable; 

f)  Questions  d'interpr^tation  des  dispositions  de  la  präsente  Partie  du 
präsent  Trait6. 

Toutes  autres  questions  seront  r^sokies  par  un  vote  ä  la  majoritö. 

Au  cas  oü  surgirait  entre  les  D6l6gu6s  un  conflit  d'opinion  sur  la  question 
de  savoir  si  une  espece  d^termic^e  est  une  de  Celles  dont  la  d^cision  exige 
ou  non  un  vote  unanime  et  au  cas  oü  ce  conflit  ne  pourrait  etre  r6solu  par 
un  appel  ä  leurs  Gouvernements,  les  Gouvernements  alli»5s  et  associ6s  s'engagent 
ä  d6f6rer  immödiatement  ce  conflit  ä  l'arbitrage  d'une  personne  impartiale 
sur  la  d(5signation  de  laquelle  iis  se  mettront  d'accord  et  dont  ils  s'engagent 
ä  accepter  la  sentence. 

§  14. 

Les  d^cisions  prises  par  la  Commission  en  conformitö  des  pouvoirs  qui 
lui  sont  conf6r6s  seront  aussitOt  exöcutoires  et  pourront  recevoir  application 
imm^diate  sans  autre  formalitö. 

§  15. 

La  Commission  remettra  ä  chaque  Puissance  int6ressee,  en  teile  forme 
qu'elle  fixera: 

1°  ün  certificat  mentionnant  qu'elle  dätient  pour  le  compte  de  ladite 
Puissance  des  bons  des  Emissions  susmentionnöes,  ledit  certificat  pouvant,  sur 
la  demande  de  la  Puissance  dont  il  s'agit,  etre  divisö  en  un  iiombre  de 
coupures  n'exc6dant  pas  cinq ; 

2^  De  temps  ä  autre,  des  certificats  mentionnant  qu'elle  d6tient  pour 
le  compte  de  ladite  Puissance  tous  autres  biens  livr6s  par  l'Allemagne  en 
.icompte  sur  sa  detle  pour  r6parations. 
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Les  certificats  susvisös  seront  nominatifs  et  pourront,  aprfes  notification 
ä  la  Commission,  etre  transmis  par  voie  d'endossement. 

Lorsque  des  bons  sont  6mis  pour  etre  vendus  ou  n6güci6s  et  lorsque 
des  biens  sont  livr6s  par  la  Commission,  un  montant  correspondant  de  cer- 
tificats doit  etre  retir6. 

§  16. 

Le  Gouvernement  allemand  sera  d6bit6,  ä  partir  du  1er  mai  1921,  de 
l'int^rßt  sur  sa  dette  teile  qu'elle  aura  6t6  fix6e  par  la  Commission,  d6duction 
faite  de  tous  versements  effectuös  sous  forme  de  payements  en  esp^ces  ou 
leurs  Äquivalents  ou  en  bons  6mis  au  profit  de  la  Commission  et  de  tous 
payements  vis6s  ä  l'article  243.  Le  taux  de  cet  intöret  sera  fix6  ä  5'^/o,  ä 
moins  que  la  Commission  n'estime.  a  quelque  date  ult^rieure,  que  les  cir- 
constances  justifient  une  modification  de  ce  taux. 

La  Commission,  en  fixant  au  ler  mai  1921  le  montant  global  de  la 
dette  de  l'Allemagne,  pourra  tenir  compte  des  int6rets  dus  sur  les  sommes 
afferentes  ä  la  röparation  des  dommages  mat^riels  ä  partir  du  11  novembre 
1918  jusqu'au  ler  mai  1921. 

§  17. 

En  cas  de  manquement  par  l'Allemagne  ä  l'exöcution  qui  lui  incombe 
de  l'une  quelconque  des  obligations  vis6es  ä  la  präsente  Partie  du  präsent 
Traite,  la  Commission  signalera  immädiatement  cette  inex6cution  ä  chacune 
des  Puissances  intäressäes  en  y  joignant  toutes  propositions  qui  lui  paraitront 
opportunes   au   sujet    des   mesures   ä  prendre  en  raison  de  cette  inex6cution. 

§  18. 
Les  mesures  que  les  Puissances  alliöes  et  associöes  auront  le  droit  de 
prendre  en  cas  de  manquement  volontaire  par  l'Allemagne,  et  que  l'Allemagne 
s'engage  ä  ne  pas  considärer  comme  des  actes  d'hostilitä,  peuvent  comprendre 
des  actes  de  probibitions  et  de  repräsailles  6conomiques  et  financieres  et,  en 
g6n6ral,  telles  autres  mesures  que  les  Gouvernements  respectifs  pourront 
estimer  näcessitäes  par  les  circonstances. 

§  19. 
Les  payements,  qui  doivent  etre  effectuös  en  or  ou  ses  Äquivalents  en 
acompte  sur  les  räclamations  v6rifi6es  des  Puissances  alli6es  et  associäes 
peuvent  ä  tout  moment  etre  accept6s  par  la  Commission  sous  forme  de  biens 
mobiliers  et  immobiliers,  de  marchandises,  entreprises,  droits  et  concessions 
en  territoires  allemands  ou  en  dehors  de  ces  territoires,  de  navires,  obligations, 
actions  ou  valeurs  de  toute  nature  ou  monnaies  de  l'Allemagne  ou  d'autres 
Etats ;  leur  valeur  de  remplacement  par  rapport  ä  l'or  ätant  fixäe  ä.  un  taux 
juste  et  loyal  par  la  Commission  elle-meme. 

§  20. 

La  Commission,  en  fixant  ou  acceptant  les  payements  qui  s'effectueront 
par  remise  de  biens  ou  droits  däterminäs,  tiendra  compte  de  tous  droits  et 
intärgts  legitimes  des  Puissances  alliöes  et  associäes  ou  neutres  et  de  leurs 
ressortissants  dans  lesdits. 

§  21. 

Aucun  membre  de  la  Commission  ne  sera  responsable,  si  ce  n'est  vis-ä-vis 
du  Gouvernement  qui  l'a  d6sign6,  de  tout  acte  ou  ommission  därivant  de  ses 
fonctions.  Aucun  des  Gouvernements  alli6s  et  associäs  n'assume  de  respon- 
sabilitö  pour  le  comte  d'aucun  autre  Gouvernement. 

§  22. 
Sous    räserve    des   stipulations   du    präsent   Traitä,    la  präsente  Annexe 
pourra  6tre  amendäe  par  la  däcision  unanime  des  Gouvernements  repräsentäs 
k  la  Commission. 
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§  28. 
Quand   rAllemagne   et   ses  Alli6s  se  seront  acquitt^s  de  toutes  sommee 
dues  par  eux  en  ex^cution  du  präsent  Trait6  ou  des  d6cisions  de  la  Commission 
et   quand    toutes    les  sommes  regues  ou  leurs  Äquivalents  auront  6t6  r6partis 
entre  les  Puissances  int6ress6es,  la  Commission  sera  dissoute. 

Annexe  III. 

§  1". 

L'AUemagne  reconnait  le  droit  des  Puissances  alli6es  et  associ^es  au 
remplacement  tonneau  pour  tonneau  (jauge  brüte)  et  catägorie  pour  cat6gorie 
de  tous  les  navires  et  bateaux  de  commerce  et  de  pßche  perdus  ou  endom- 
mag6s  par  faits  de  guerre. 

Toutefois,  et  bien  que  les  navires  et  bateaux  allemands  existant  ä  ce 
jour  reprösentent  un  tonnage  tr^s  införieur  ä  celui  des  pertes  subies  par  les 
Puissances  alliöes  et  associöes,  en  cons6quence  de  l'agression  allemande,  le 
droit  reconnu  ci-dessus  sera  exercä  sur  ces  navires  et  bateaux  allemands  dans 
les  conditions  suivantes : 

Le  Gouvernement  allemand,  en  son  nom  et  de  faQon  ä  Her  tous  autres 
int6ress6s,  c^de  aux  Gouvernements  alli6s  et  associös  la  propri6t6  de  tous 
navires  marchands  de  1,600  tonnes  brutes  et  au-dessus  appartenant  ä  ses 
ressortissants,  ainsi  que  la  moitiö  en  tonnage  des  navires  dont  le  tonnage 
brut  est  compris  entre  1,000  et  1,600  tonnes  et  le  quart  en  tonnage  des 
chalutiers  ä  vapeur,  ainsi  que  le  quart  en  tonnage  des  autres  bateaux 
de  peche. 

§  2. 

Le  Gouvernement  allemand,  dans  un  d^lai  de  deux  mois  apres  la  mise 
en  vigueur  du  präsent  Trait6,  remettra  ä  la  Commission  des  röparations  tous 
les  navires  et  bateaux  vis6s  par  le  paragraphe  1*'. 

§  3. 
Les  navires  et  bateaux  vis6s  par  le  paragraphe  1""^  comprennent  tous 
les  navires  et  bateaux:  a)  battant  ou  ayant  le  droit  de  battre  le  pavillon 
marchand  allemand ;  ou  b)  appartenant  ä  un  ressortissant  allemand,  ä  une 
sociötö  ou  ä  une  compagnie  allemande  ou  ä  une  soci6t6  ou  compagnie  d'un 
pays  autre  que  les  Pays  alli6s  ou  associös  et  sous  le  controle  ou  la  direction 
de  ressortissants  allemands ;  ou  c)  actuellement  en  construction :  1°  en  Alle- 
magne ;  2^'  dans  des  pays  autres  que  les  Pays  alli^s  ou  associ^s  pour  le  compte 
d'un  ressortissant  allemand,  d'une  soci6t6  ou  d'une  compagnie  allemande. 

§  4. 
Afin   de  fournir   des  titres   de  propri6t6  pour  chacun  des  navires  remis 
comme  ci-dessus,  le  Gouvernement  allemand : 

a)  Remettra  pour  chaque  navire  ä  la  Commission  des  r^parations,  suivant 
sa  demande,  un  acte  de  vente  ou  tout  autre  titre  de  propri6t6  6tablissant 
le  transfert  ä  ladite  Commission  de  la  pleine  propri6t6  du  navire  libre  de 
tous  Privileges,  hypoth^ques  et  charges  quelconques ; 

b)  Prendra  toutes  mesures  qui  pourront  etre  indiqu^es  par  la  Commission 
des  r^parations  pour  assurer  la  mise  de  ces  navires  ä  la  disposition  de  ladite 
Commission. 

§  5. 

Comme  mode  suppl6mentaire  de  r^paration  partielle,  l'Allemagne  s'engage 
ä  faire  construire  des  navires  de  commerce,  sur  les  chantiers  allemands,  pour 
le  compte  des  Gouvernements  alli^s  et  associös,  de  la  fagon  suivante: 

a)  Dans  un  dölai  de  trois  mois  ä  dater  de  la  mise  en  vigueur  du  präsent 
Trait6,   la  Commission    des  r^parations   notifiera   au  Gouvernement  allemand 
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le  montant   du  tonnage  ä  mettre   en  chantier  dans  chacune  des  deux  ann^es 
qui  suivront  les  trois  mois  ci-dessus  mentionn^s. 

b)  Dans  le  d6lai  de  deux  ans  ä  dater  de  la  mise  en  vigueur  du  präsent 
Trait6,  la  Commission  des  r^parations  notifiera  au  Gouvernement  aliemand 
le  montant  du  tonnage  ä  mettre  en  chantier  dans  chacune  des  trois  ann^es 
qui  suivront  les  deux  ann^es  ci-dessus  mentionnöes. 

c)  Le  montant  du  tonnage  ä  mettre  en  chantier  pour  chaque  ann6e  ne 
döpassera  pas  200,000  tonneaux  de  jauge  brüte. 

d)  Les  spöcifications  des  navires  ä  construire,  les  conditions  dans  les- 
quelles  ils  devront  etre  construits  ou  livr^s,  le  prix  par  tonneau  pour  lequel 
ils  devront  etre  portös  en  compte  par  la  Commission  des  r6parations.  et  toutes 
autres  questions  relatives  ä  la  commande,  ä  la  construction  et  ä  la  livraison 
des  navires  ainsi  qu'ä  leur  entr^e  en  compte,  seront  d6termin6s  par  ladite 
Commission. 

§  6. 

L'Allemagne  s'engage  ä  restituer  en  nature  et  en  6tat  normal  d  entretien 
äux  Puissances  alli^es  et  associöes,  dans  un  d^lai  de  deux  mois  ä  dater  de 
la  mise  en  vigueur  du  präsent  Traitö.  conformöment  ä  une  proc6dure  qui  sera 
6tablie  par  la  Commission  des  röparations,  tous  les  bateaux  et  autres  engins 
mobiles  de  navigation  fluviale  qui,  depuis  le  l"  aoüt  1914,  ont  pass6.  ä  un 
titre  quelconque,  en  sa  possession  ou  eu  possession  de  Tun  de  ses  ressor- 
tissants,  et  qui  pourront  etre  identifies. 

En  vue  de  compenser  les  pertes  du  tonnage  fluvial,  dues  ä  n'importe 
quelle  cause,  subies  pendant  la  guerre  par  les  Puissances  alli^es  et  associees 
et  qui  ne  pourront  pas  etre  r6par6es  par  les  restitutions  prescrites  ci-dessus, 
TAUemagne  s'engage  ä  c6der  ä  la  Commission  des  röparations  une  partie  de 
sa  batellerie  fluviale  jusqu'ä  concurrence  du  montant  de  ces  pertes,  ladite 
cession  ne  pouvant  d^passer  20  p.  100  du  total  de  cette  batellerie  teile  qu'elle 
existait  ä  la  date  du  11  novembre  1918. 

Les  modalitös  de  cette  cession  seront  röglöes  par  les  arbitres  pr6vus  ä 
l'article  339  de  la  Partie  XII  (Ports,  Voies  d'eau  et  Voies  ferröes)  du  präsent 
Trait6,  qui  sunt  chargös  de  r^soudre  les  difficult^s  relatives  ä  la  r6partition 
du  tonnage  fluvial  et  resultant  du  nouveau  rt^gime  international  de  certains 
röseaux  fluviaux  ou  des  modifications  territoriales  affectant  ces  r^seaux. 

§  7. 
L'Allemagne  s  engage  ä  prendre  toutes  les  mesures  que  la  Commission 
des  r^parations  peut  lui  indiquer  en  vue  d'obtenir  le  plein  droit  de  propri6t6 
sur  tous  les  navires  qui  peuvent  avoir  6t6  transf6r6s  pendant  la  guerre  ou 
etre  en  voie  de  transfert  sous  pavillons  neutres,  Sans  le  consentement  des 
Gouvernements  alliös  et  associös. 

§  H 

L'Allemagne  renonce  ä  toute  revendication  de  quelque  nature  que  ce 
soit  contre  les  Gouvernements  alliös  et  associös  et  leurs  ressortissauts.  en  ce 
qui  concerne  la  d^tention  ou  Tutilisation  de  tous  navires  ou  bateaux  allemands 
et  toute  perte  ou  donimage  subis  par  lesdits  navires  ou  bateaux,  txception 
faite  des  payements  dus  par  suite  de  l'emploi  de  ces  bateaux  en  conforniitö 
du  Protocole    d'armistice   du  13  janvier  1919    et  des  Protocoles   subs^quents. 

La  livraison  de  la  flotte  commerciale  allemande  devra  contiuuer  ä  6tre 
effectu^e  sans  Interruption,  conformöment  auxdits  Protocoles. 

§  9. 

L'Allemagne  renonce  ä  toutes  revendications  sur  des  navires  ou  cargaisons 

coul6s  du  fait  ou  par  la  suite  d'une  action  navale  ennemie  et  sauv^s  ensuite. 

et  dans  lesquels  un  des  Gouvernements  allies  ou  associ^s  ou  leurs  resbortissants 

ont  des   int^rets,   comme  propriötaires,   aBrt'teurs.  assureurs  ou  ä.  tont  autre 
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titre,  nonobstant  tout  jugement  de  condamnation  qui  peut  avoir  (tt€  prononc6 
par  un  Tribunal  des  prises  de  rAlleinagne  ou  de  ses  Alli68. 

Annexe  IV. 

§  !"• 

Les  Puissances  alliöes  et  associöes  exigent,  et  l'Allemagne  accepte  qae 
l'Allemagne,  en  satisfaction  partielle  de  ses  obligations  d^finies  par  la  präsente 
Partie,  et  suivant  les  mudaiitös  ci-apr^s  d6finies,  appiique  ses  ressources 
6conomiques  directemont  ä  la  restauration  materielle  des  r6gions  envahies  des 
Puissances  alli6es  et  associ^es,  dans  la  mesure  oü  ces  Puissances  le  d6ier- 
mineront. 

§  2. 

Les  Gouvernements  des  Puissances  alli6es  et  associ6es  saisiront  la  Com- 
mission  des  r6parations  de  listes  donnant : 

a)  Les  animaux,  machines,  6quipements,  tours,  et  tous  articles  similaires 
d'un  caractere  commercial  qui  ont  6t6  saisis,  us6s  ou  d^truits  par  rAllemagne, 
ou  d6truits  en  cons^quence  dirocte  des  Operations  militaires,  et  que  ces 
Gouvernements  d6sirent,  pour  la  satisfaction  de  besoins  immödiats  et  urgents, 
voir  etre  remplacös  par  des  animaux  ou  articles  de  meme  nature,  existant 
sur  le  territoire  allemand  ä  la  date  de  la  mise  en  vigueur  du  präsent  Trait6 ; 

b)  Les  matöriaux  de  reconstruction  (pierre,  briques.  briques  röfractaires, 
tuiles,  bois  de  charpente,  verres  ä  vitres,  acier.  chaux,  ciment,  etc.),  machines, 
appareils  de  chauffage,  meubles  et  tous  articles  d'un  caractere  commercial 
que  lesdits  Gouvernements  d6sirent  voir  etre  produits  et  fabriquös  en  AUe- 
magne  et  livr^s  ä  eux  pour  la  restauration  des  r^gions  envahies. 

§  3. 

Les  listes  relatives  aux  articles  mentionn^s  dans  le  paragraphe  2  a)  ci- 
dessus  seront  fournies  dans  les  soixante  jours  qui  suivront  la  mise  en  vigueur 
du  präsent  Trait6. 

Les  listes  relatives  aux  articles  mentionn6s  dans  le  paragraphe  2  b)  ci- 
dessus  seront  fournies  le  31  d^cembre  1919,  dernier  d6lai. 

Les  listes  contiendront  tous  les  dötails  d'usage  dans  les  contrats  com- 
merciaux  relatifs  aux  articles  vis6s,  y  compris  sp6cification,  d^lai  de  livraison 
(ce  delai  ne  devant  pas  döpasser  quatre  ans)  et  lieu  de  livraison;  mais  elles 
ne  contiendront  ni  prix,  ni  estimation,  ces  prix  ou  estimation  devant  etre 
fix6s  par  la  Commission,  comme  il  est  dit  ci-apres. 

§  4. 

Dhs  r^ception  des  listes,  la  Commission  examinera  dans  quelle  mesure 
les  materiaux  et  animaux  mentionnös  dans  ces  listes  peuvent  etre  exigös  de 
l'Allemagne.  Pour  fixer  sa  döcision,  la  Commission  tiendra  compte  des 
nöcessitös  intörieures  de  l'Allemagne,  autant  que  cela  sera  n^cessaire  au 
maintien  de  sa  vie  sociale  et  6conomique;  eile  fera  etat  egalement  des  prix 
et  des  dates  auxquels  les  articles  semblables  peuvent  etre  obtenus  dans  les 
Pays  allies  et  associ^s  et  les  comparera  ä  ceux  applicables  aux  articles  alle- 
mands ;  eile  fera  etat,  enfin,  de  l'interet  general  qu'ont  les  Gouvernements 
allies  et  associes  ä  ce  que  la  vie  industrielle  de  l'Allemagne  ne  soit  pas 
desorganisee  au  point  de  compromettre  sa  capacite  d'accomplir  les  autres 
actes  de  reparation  exiges  d'elle. 

Toutefois,  il  ne  sera  demande  ä  l'Allemagne  des  machines,  des  equi- 
pements,  des  tours  et  tous  articles  similaires  d'un  caractere  commercial 
actuellement  en  service  dans  l'industrie,  que  si  aucun  stock  de  ces  articles 
n'est  disponible  et  ä  vendre;  d'autre  part,  les  demandes  de  cette  nature 
n'excederont  pas  30  p.  100  des  quantites  de  chaque  article  en  service  dans 
un  etablissement  allemand  ou  une  entreprise  allemande  quelconque. 
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La  Commission  donnera  aux  repr^sentants  du  Gouvernement  allemand 
la  facult6  de  se  faire  entendre,  dans  un  d^lai  d6termin6,  sur  sa  capacitö  de 
fournir  lesdits  matöriaux,  animaux  et  objets. 

La  döcision  de  la  Commission  sera  ensuite,  et  le  plus  rapidement  possible, 
notifi^e  au  Gouvernement  allemand  et  aux  diff^rents  Gouvernements  alliös  et 
associ6s  int6ress6s. 

Le  Gouvernement  allemand  s'engage  ä  livrer  les  matöriaux,  objets  et 
animaux,  pr6cis6s  dans  cette  notification,  et  les  Gouvernements  alliös  et 
associös  int6ress6s  s'engagent,  chacun  pour  ce  qui  le  concerne.  ä  accepter  ces 
memes  fournitures,  sous  röserve  qu'elles  seront  conformes  aux  sp6cifications 
donnöes  ou  ne  seront  pas.  de  l'avis  de  la  Commission,  impropres  ä  Temploi 
requis  pour  le  travail  de  röparation. 

§  5- 

La  Commission  döterminera  la  valeur  ä  attribuer  aux  mat6riaux,  objets 
et  animaux,  livr^s  comme  il  est  dit  ci-dessus,  et  les  Gouvernements  alli^s  et 
associ^s  qui  recevront  ces  fournitures  acceptent  d'etre  d6bit6s  de  leur  valeur 
et  reconnaissent  que  la  snmme  correspondante  devra  etre  traitöe  comme  un 
payement  fait  par  l'AUemagne,  ä  röpartir  conformöment  ä  l'article  237  de  la 
präsente  Partie  du  präsent  Traitö. 

Dans  le  cas  oü  le  droit  de  requ6rir  la  restauration  materielle  aux  con- 
ditions  ci-dessus  d^finies  sera  exerc6,  la  Commission  s'assurera  que  la  somme 
portöe  au  credit  de  TAllemagne  repr^sente  la  valeur  normale  du  travail  fait 
ou  des  mat6iiaux  fournis  par  eile  et  que  le  montant  de  la  röclamation  faite 
par  la  Puissance  int6ress6e  pour  le  dommage  ainsi  partiellement  r6par6  est 
diminu6   dans    la  proportion  de  la  contribution  ä  la  röparation  ainsi  fournie. 

§  6. 
A  titre  d'avance  imm^diate,  en  acompte  sur  les  animaux  vis6s  au  para- 
graphe   2  a)  ci-dessus,   TAUemagne   s'engage  ä  livrer   dans  les  trois  mois  qui 
suivront  la  mise  en  vigueur  du  präsent  Trait^,   ä  raison  d'un  tiers  par  mois 
et  par  espöce,  les  quantit^s  ci-dessous  de  b6tail  vivant : 
l*^    Au  Gouvernement  frangals. 
500  etalons  de  3  ä  7  ans; 
30,000  pouliches  et  juments  de  18  mois  ä  7  ans,  des  races  ardennaise, 
boulonnaise  ou  beige  ; 
2,000  taureaux  de  18  mois  ä  3  ans; 
90,000  vaches  laitiferes  de  2  ä  6  ans ; 

1.000  böliers; 
100,000  brebis; 
10,000  chevres. 

2'*   Au  Gouvernement  beige. 
200  6talons  de  3  ä  7  ans,  de  la  race  de  gros  trait  beige : 
5,000  juments  de  3  ä  7  ans.  de  la  race  de  gros  trait  beige; 
5,ü0ü  pouliches  de  18  mois  ä  3  ans,  de  la  race  de  gros  trait  beige: 
2,0U0  taureaux  de  18  mois  ä  3  ans ; 
5U,000  vaches  laiti^res  de  2  ä  6  ans ; 
40,000  gönisses; 

200  bäliers; 
20,000  brebis; 
15,000  truies. 

Les  animaux  livres  seront  de  sant6  et  de  condition  normale. 
Si  les  animaux  ainsi  livrös  ne  peuvent  pas  6tre  identifiös  comme  ayant 
6t6  enlev6s  ou    saisis,    leur    valeur   sera    port^e    au    credit  des  obligations  de 
r^parations  de   TAUemagne,   conform(5ment  aux  stipulations  du  paragraphe  ö 
de  la  präsente  Ajinexe. 
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§  7. 
Sans  attendre  que  les  d^cisions  de  la  Commission  pr6vue  au  paragraphe  4 
de    ia   prösente    Annexe    puissent   6tre  prises,    rAllemagne  devra  continuer  ä 
effectuer  ä  la  France  les  livraisons  de  mat(';riel  agricole,  pr^vues  h,  l'article  III 
du  renouvellement  d'armistice  en  date  du  Hi  janvier  1919. 

A  n  n  e  X  e  V. 

§  1". 
L'Allemagne  s'engage  ä  livrer,  sur  leur  demande  respective,   aux  Puis- 
sances  signataires  du  präsent  Trait6  ci-dessous  mentionn6es,  les  qaantit6s  de 
charbons  et  de  d^rivös  du  charbon  ci-apr6s  d^finies. 

§  2. 

L'Allemagne  livrera  ä  la  France  sept  miliions  de  tonnes  de  charbon 
par  an,  pendant  dix  ans.  En  outre,  FAUemagne  livrera  cbaque  ann6e  ä  la 
France  une  quantitö  de  charbon  6gale  ä  la  diff6rence  entre  la  production 
annuelle  avant  la  guerre  des  mines  du  Nord  et  du  Pas-de-Calais  d6truites 
du  fait  de  la  guerre  et  la  production  du  bassin  couvert  par  ces  mines  pendant 
rannte  envisagöe.  Cette  dernifere  fourniture  sera  effectuöe  pendant  dix  ans 
et  ne  döpassera  pas  vingt  miliions  de  tonnes  par  an  pendant  les  cinq  pre- 
miöres  ann^es  et  huit  miliions  de  tonnes  par  an  pendant  les  cinq  ann^es 
suivantes. 

II  est  entendu  que  toute  diligence  sera  falte  pour  la  remise  en  6tat  des 
mines  du  Nord  et  du  Pas-de-Calais. 

§  3. 
L'Allemagne  livrera  ä  la  Belgique  huit  miliions  de  tonnes  de  charbon 
par  an  pendant  dix  ans. 

§  4. 
L'Allemagne  livrera  ä  l'Italie  les  quantitös  maxima  de  charbon  ci-apr^s: 
Juillet  1919  ä  juin  1920:  4  miliions  V2  de  tonnes, 

—  1920      —       1921 :  6  miliions  de  tonnes, 

—  1921      —      1922:  7  miliions  V2  de  tonnes, 

—  1922      —      1923:  8  miliions  de  tonnes, 

—  1923      —      1924:  8  miliions  V2  de  tonnes 

et,  pendant  chacune  des  cinq  annöes  suivantes:  8  miliions  V2  de  tonnes. 

Les   deux  tiers  au  moins  des  livraisons  seront  faites  par  voie  de  terre. 

§  ö. 
L'Allemagne  livrera  au  Luxembourg,  si  eile  en  est  requise  par  la  Com- 
mission   des   röparations,   une  quantitö  annuelle  de  charbon  ögale  ä  la  quan- 
tit6  annuelle   de   charbon   allemand  consommöe  par  le  Luxembourg  avant  la 
guerre. 

§  6. 

Les  prix  ä  payer  pour  les  livraisons  de  charbon  effectu^es  en  vertu 
desdites  options  seront  les  suivants : 

a)  Fourniture  par  voie  de  fer  ou  par  eau.  —  Le  prix  sera  le  prix  alle- 
mand sur  carreau  de  la  mine  pay6  par  les  ressortissants  allemands,  plus  le 
fret  jusqu'aux  frontieres  frangaise,  beige,  italienne  ou  luxembourgeoise,  6tant 
entendu  que  le  prix  sur  le  carreau  de  la  mine  n'exc6dera  pas  le  prix,  sur  le 
carreau  de  la  mine,  du  charbon  anglais  pour  l'exportation.  Dans  le  cas  du 
charbon  de  soute  beige,  le  prix  ne  d^passera  pas  celui  du  charbon  de  soute 
hollandais. 

Les  tarifs  de  transport  par  voie  de  fer  ou  par  eau  ne  döpasseront  pas 
les  tarifs  les  plus  bas  appliqu6s  aux  transports  de  meme  nature  en  Alle- 
magne. 


Friedensvertrag  von  Versailles.  173 

b)  Fourniture  par  voie  de  mer.  —  Le  prix  sera  soit  le  prix  d'exporfa- 
tion  allemand  f.  o  b.  dans  les  ports  allemands,  soit  le  prix  d'exportation 
anglais  f.  o.  b.  dans  las  ports  anglais  et  dans  tous  les  cas  le  plus  bas 
des  deux. 

§  7. 

Les  Gouvernements  alliös  et  associ6s  int6ress6s  pourront  demander  la 
livraison  de  coke  m^tallurgique  en  remplacement  de  charbon,  ä  raison  de 
3  tonnes  de  coke  par  4  tonues  de  charbon. 

§  8. 
L'AUemagne   s'engage    ä   fournir   ä    la    France,    et   ä   transporter    ä    la 
fronti^re  fran(;.aise,  par  voie  de  fer  ou  par  cau,  les  produits  suivants,  pendant 
chacune  des  trois  annöes  qui  suivront  la  mise  en  vigueur  de  präsent  Traitö: 

Benzol 35,000  tonnes, 

Goudron  de  houille  .     .     .     50,000       — 
Sulfate  d'ammoniaque  .     .     30,000       — 
Tout  ou  partie  du  goudron  de  houille  pourra  etre  remplacö,  au  choix  du 
Gouvernement    frangais,    par    des    quantitös    äquivalentes    des    produits     de 
distillation,    tels   que   huiles   I6geres,    huiles   lourdes,    anthracene,    naphtaline 
ou  brai. 

§  9- 

Le  prix  pay6  pour  le  coke  et  les  autres  produits  vis6s  au  paragraphe  8 
sera  le  prix  pay6  par  les  ressortissants,  toutes  conditions  d'emballage  et  de 
port  jusqu'ä  la  fronti^re  frangaise  ou  jusqu'aux  ports  allemands  6tant  les 
plus  avantageuses  consenties  pour  les  memes  produits  aux  ressortissants 
allemands. 

§  10. 

Les  options  de  la  präsente  Annexe  seront  exerc6es  par  l'interm^diaire 
de  la  Commission  des  röparations.  Celle-ci  aura  pouvoir.  pour  l'exöcution  des 
dispositions  ci-dessus,  de  statuer  sur  toutes  questions  relatives  ä  la  proc6dure, 
aux  qualitäs  et  quantitös  des  fournitures,  ä  la  quantit^  de  coke  ä  fournir  en 
remplacement  de  charbon,  aux  d^iais  et  modes  de  livraison  et  de  payement. 
Les  demandes  accompagnöes  des  spöcifications  utiles  devront  etre  notifi^es  ä 
l'Allemagne  cent  vingt  jours  avant  la  date  fix6e  pour  le  commencement  de 
l'ex6cution,  en  ce  qui  concerne  les  livraisons  ä  faire  ä  partir  du  1"  janvier  1920, 
et  trente  jours  avant  cette  date  pour  les  livraisons  ä  faire  entre  la  date  de 
mise  en  vigueur  du  präsent  trait6  et  le  1"  janvier  1920.  En  attendant  que 
l'Allemagne  ait  regu  les  demandes  prövues  au  präsent  paragraphe,  les  stipu- 
lations  du  Protocole  du  25  d^cembre  1918  (ex^cution  de  l'article  VI  de  1' Armistice 
du  11  novembre  1918)  restent  en  vigueur.  Les  demandes  relatives  aux  substi- 
tutions  pr6vues  par  les  paragraphes  7  et  8  seront  notifi6es  au  Gouvernement 
allemand  avec  un  d6Iai  pröalable  jugö  süffisant  par  la  Commission.  Öi  la  Com- 
mission juge  que  la  satisfaction  complete  des  demandes  est  de  nature  ä  peser 
d'une  fagon  excessive  sur  les  besoins  industriels  allemands,  eile  pourra  les 
difförer  ou  les  annuler,  et  ainsi  fixer  tous  ordres  de  priorit6;  mais  le  charbon 
k  fournir  en  remplacement  du  charbon  des  mines  dötruites  sera  fourni  par 
priorit6  sur  toutes  livraisons. 

Annexe  VL 

§  1". 
L'Allemagne  donneä  la  Commission  des  reparations  une  option  de  livraison, 
ä  titre  de  r6paration  partielle,  des  quantitös  et  des  espcces  de  matit'res  colo- 
rantes  et  produits  chimiques  pharmaceutiques  qui  seront  d6signt5s  par  eile,  li 
concurrence  de  50  p.  100  du  stock  total  de  chaque  espöce  de  matit'res  colo- 
raptes  et  produits  chimiques  pharmaceutiques  existant  en   Allemagne   ou   se 
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trouvant  sous  le  contröle  allemand  ä  la  data  de  la  mise  en  vigueur  du  präsent 
Trait6. 

Cette  Option  sera  exerc6e  dans  les  soixante  jours  de  la  r6ception,  par  la 
Commission,  de  l'ötat  d(5taill6  des  Stocks,  fourni  dans  la  forme  demand6e  par  eile. 

§  2. 

L'AUemagne  donne  en  outre  ä  la  Commission  des  r6parations  une  option 
pour  la  livraisüD,  pendant  la  pöriode  qui  s'^coulera  entre  la  mise  en  vigueur 
du  präsent  Trait6  et  le  1"  juin  1920,  puis,  pendant  chaque  p6riode  ult^rieure 
de  six  mois,  jusqu'au  l'^'-janvier  192,ö,  de  toutes  matieres  colorantes  et  tous 
produits  chimiques  pharmaceutiques,  ä  concurrence  de  25  p.  100  de  la  production 
allemande  pendant  la  pöriode  des  six  mois  pr6c6dents,  ou,  si  la  production, 
pendant  cette  Periode  de  six  mois,  6tait,  de  l'avis  de  la  Commission,  inf^rieure 
ä  la  production  normale,  ä  concurrence  de  25  p.  100  de  cette  production 
normale. 

Cette  Option  sera  exerc6e  dans  les  quatre  semaines  qui  suivront  la  r^ception 
des  6tats  de  production  pendant  la  Periode  de  six  mois  pr6c6dente;  ces  6tats 
seront  produits  par  le  Gouvernement  allemand  ä  l'expiration  de  chaque  p6riode 
de  six  mois  et  dans  la  forme  jug^e  n^cessaire  par  la  Commission. 

§  3. 

Pour  les  matieres  colorantes  et  produits  chimiques  pharmaceutiques  fournis 
en  ex^cution  du  paragraphe  1",  le  prix  sera  fix6  par  la  Commission  en  fonction 
du  prix  net  d'exportation  d'avant-guerre  et  des  variations  du  prix  de  revient 
survenues. 

Pour  les  matieres  colorantes  et  produits  chimiques  pharmaceutiques  livrös 
en  ex6cution  du  paragraphe  2,  le  prix  sera  fix6  par  la  Commission  en  fonction 
du  prix  net  d'exportation  d'avant-guerre  et  des  variations  du  prix  de  revient 
survenues,  ou  en  fonction  du  prix  de  vente  le  plus  bas  des  memes  matieres 
ä  un  autre  acheteur  quelconque. 

§  4. 

Tous  les  dötails,  en  particulier  touchant  le  mode  et  les  dölais  d'exercice 
de  l'option  et  de  la  livraison,  ainsi  que  toutes  les  questions  soulevöes  pour 
l'exöcution  des  prescriptions  ci-dessus,  seront  rögl^s  par  la  Commission  des 
r6parations  ä  qui  le  Gouvernement  allemand  fournira  toutes  les  informations 
nöcessaires  et  toutes  autres  facilitös  qui  seront  requises  par  eile. 

§5. 
Les  matieres  colorantes  et  produits  chimiques  pharmaceutiques  vis^s  ä  la 
präsente  Annexe  comprennent  toutes  les  matieres  colorantes  et  tous  les  produits 
chimiques  pharmaceutiques  synth6tiques,  ainsi  que  tous  les  produits  inter- 
mödiaires  et  autres  employös  dans  les  industries  correspondantes  et  fabriquös 
pour  la  vente.  Les  dispositions  qui  pr6c6dent  s'appliquent  ögalement  ä  l'öcorce 
de  quinquina  et  aux  sels  de  quinine. 

Annexe  VIL 
L'AUemagne  renonce  en  son  nom  et  au  nom  de  ses  nationaux,  en  faveur 
des  Principales  Puissances  alliöes  et  associ6es,  ä  tous  droits,  titres  ou  Privileges 
de  toute  nature  qu'elle  poss^de  sur  les  cäbles  ou  portions  de  cäbles,  6num6r6s 
ci-apr6s : 

Emden-Vigo:  du  pas  de  Calais  au  large  de  Vigo; 

Emden-Brest:  du  large  de  Cherbourg  ä  Brest; 

Emden-T6n6riöe :  du  large  de  Dunkerque  au  large  de  T6n6riffe; 

Emden-Agores  (1):  du  pas  de  Calais  ä  Fayal; 

Emden-Agores  (2):  du  pas  de  Calais  ä  Fayal; 

Agores-New-York  (1) :  de  Fayal  ä  New- York ; 
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AQores-New-York  (2) :  de  Fayal  ä  la  longitude  d'Halifai ; 
T6n6riffe-MoDrovia :  du  large  de  Tönäriffe  au  large  de  Monrovia; 
Monrovia-Lome ; 

20  30'  N. ; 

7"  40'  0.  de  Greenwich ; 

20  20'  N. ; 

50  30'  0.  de  Greenwich ; 

30  48'  N. ; 


du  point  d6fini  par  <!  , 

au  point*  d6lini  par  j  ,     ' 

(  lat 

et  du  point  d^fini  par  j  ,     " 


00  00', 
jusqu'ä  Lome; 
Lome-Duala:  de  Lome  ä  Duala ; 

Monrovia-Pernambouc :  du  large  de  Monrovia  au  large  de  Pernambouc ; 

Constantinople-Constantza:  de  Consiantinople  ä  Oonstantza; 

Yap-Shanghai,  Yap-Guam  et  Yap-Menado  (iles  C^l^bes) :  de  l'ile  Yap  ä 

dhanghai  de  l'ile  Yap  ä  l'ile  Guam  et  de  l'ile  Yap  ä  Menado. 

La  valeur  des  cäbles  ou  des  portions  de  cäbles  ci-dessus  mentionn^s,  en 

tant  que  ceux-ci  constituent  des  propri6t6s  privöes,  ladite  valeur  calcul6e  sur 

la  base  du  prix  d'ötablissement  et  diminu6e  d'un  pourcentage  convenable  pour 

d6pr6ciation,  sera  port^e  au  credit  de  l'Allemagne,  au  chapitre  des  r6parations. 

Section  IL 

Dispositions   Particulieres. 

Article  245. 

Dans  les  six  mois  qui  suivront  la  mise  en  vigueur  du  präsent  Trait6,  le 
Gouvernement  allemand  devra  reslituer  au  Gouvernement  francais  les  trophöes, 
arcbives,  Souvenirs  historiques  ou  «uvres  d'art  enlev6s  de  France  par  lesautoritös 
allemandes  au  cours  de  la  guerre  de  1870  -  1871  et  de  la  derniüre  guerre,  suivant 
la  liste  qui  lui  en  sera  adress^e  par  le  Gouvernement  fran(?ais.  et  notamment 
les  drapeaux  fran^ais  pris  au  cours  de  la  guerre  de  1870 — 1871,  ainsi  que 
l'ensemble  des  papiers  politiques  pris  par  les  autorit^s  allemandes  le  10  octobre 
1870  au  chäteau  de  Cer^ay,  pr^s  Brunoy  (Seine-et-Oise),  appartenant  alors  ä 
M.  Rauher,  ancien  Ministre  d'Etat. 

Article  246. 

Dans  les  six  mois  qui  suivrout  la  mise  en  vigueur  du  präsent  Trait6. 
TAllemagne  devra  restituer  ä  Sa  Majestö  le  Roi  du  Hedjaz  le  Koran  original 
ayant  appartenu  au  Calife  Osman  et  enlev6  de  Mödine  par  les  autorit(5s 
turques  pour  etre  offert  ä  l'ex-Empereur  Guillaume  II. 

Le  cräne  du  Sultan  Makaoua  ayant  6t6  enlevö  du  protectorat  allemand 
de  l'Afrique  Orientale  et  transportö  en  AUeraagne  sera,  dans  le  möme  d61ai. 
remis  par  l'Allemagne  au  Gouvernement  de  Sa  Miijest^  Britannique. 

La  remise  de  ces  objets  sera  effectuöe  dans  tels  Heu  et  conditions  que 
fixeront  les  Gouvernements,  auxquels  ils  doivent  ctre  restitu6s. 

Article  247. 

L'Allemagne  s'engage  ä.  fournir  ä.  l'Universit^  de  Louvain  dans  les 
trois  mois  qui  suivront  la  demande  qui  lui  en  sera  faite  par  rinterni«5diaire 
de  la  Commission  des  röparations,  les  manuscrits,  incunables,  livres  imprim^s. 
cartes  et  objets  de  coUection  correspondant  en  nombie  et  en  valeur  aux 
objets  semblables  dötruits  dans  l'incendie  niis  par  l'Allemagne  ;i  la  Biblio- 
theque  de  Louvain.  Tous  les  d6tails  concernant  ce  remplacement  seront 
dötermin^s  par  la  Oomniission  des  rc^parations. 

L'Allemagne  s'engage  ä  remettre  ä  la  Belgique,  par  l'interm^diaire  de 
la  Commission    des   röparations,   dans   les   six    mois   qui  suivront  la  mise  en 
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vigueur  du  pr6sent  Trait6,  et  afin  de  lui  permettre  de  reconstituer  deux 
grandes  asuvres  d'art: 

1"  Les  volets  du  triptyque*  de  l'Agneau  paystique  peint  par  les  fröres 
Van  Eyck,  autrefois  dans  i'öglise  de  Saint-Bavon  ä  Gand  et  actuellement  au 
Mus6e  de  Berlin ; 

20  Les  volets  du  triptyque*  de  la  C^ne,  peint  par  Dierick  Bouts, 
autrefois  dans  l'öglise  de  Saint-Pierre  ä  Louvain,  et  dont  deux  sont  main- 
tenant  au  Mus6e  de  Berlin  et  deux  ä  l'ancienne  Pinacothöque  de  Munich. 

Partie  IX. 
Clanses  Financiöres. 

Articles  248. 

Sous  röserve  des  dörogations  qui  pourraient  etre  accordöes  par  la  Com- 
mission  des  r6parations,  un  priviifege  de  premier  rang  est  (itabli  sur  tous  les 
Mens  et  ressources  de  TEmpire  et  des  Etats  allemands,  pour  le  riglement 
des  röparations  et  autres  charges  r6sultant  du  prösent  Traitö,  ou  de  tous 
autres  traitös  et  Conventions  complömentaires,  ou  des  arrangements  conclus 
entre  l'Allemagne  et  les  Puissances  alli^es  et  associ6es  pendant  l'Armistice  et 
ses  prolongations. 

Jusqu'au  1"  mal  1921,  le  Gouvernement  allemand  ne  pourra  ni  exporter 
de  l'or  ou  en  disposer,  ni  autoriser  que  de  l'or  soit  exportö  ou  qu'il  en  soit 
dispos6  Sans  autorisation  pr^alable  des  Puissances  alli6es  et  associ^es  repr6- 
sent6es  par  la  Gommission  des  r6parations. 

Article  249. 

Le  coüt  total  d'entretien  de  toutes  les  arm^es  alli6es  et  associöes  dans 
les  territoires  allemands  occup^s  sera  ä  la  charge  de  l'Allemagne  ä  partir  de 
la  signature  de  l'Armistice  du  11  novembre  1918,  y  compris  la  subsistance 
des  hommes  et  animaux,  le  logement  et  le  cantonnement,  les  soldes  et  acces- 
soires,  les  traitements  et  salaires,  le  couchage,  le  chauffage,  l'^clairage, 
rhabillement,  l'öquipement,  le  harnachement,  l'armement  et  le  mat^riel 
roulant,  les  Services  de  l'a^ronautique,  le  traitement  des  malades  et  blessös, 
les  Services  v6t6rinaires  et  de  la  remonte,  les  Services  des  transports  de  toute 
nature  (tels  que  par  voie  ferr6e.  maritime  ou  fluviale,  camions  automobiles), 
les  Communications  et  correspondances,  et  en  gönöral  tous  les  Services  ad- 
ministratifs  et  techniques,  dont  le  fonctionnement  est  n^cessaire  ä  l'entraine- 
ment  des  troupes,  au  maintien  de  leurs  effectifs  et  de  leur  puissance  militaire. 

Le  remboursement  de  toutes  döpeuses  rentrant  dans  les  catögories  ci- 
dessus,  en  tant  qu'elles  correspondent  ä  des  achats  ou  röquisitions  effectu^s 
par  les  Gouvernements  alliös  et  associös  dans  les  territoires  occup6s,  sera 
pay6  en  marks  au  taux  de  change  courant  ou  accept6  par  le  Gouvernement 
allemand  aux  Gouvernements  alliös  et  associ6s.  Toutes  les  autres  d^penses 
ci-dessus  6num6r6es  seront  rembours6es  en  marks  or. 

Article  250. 

L'Allemagne  confirme  la  reddition  de  tout  le  matöriel  livr6  par  eile  aux 
Puissances  alli^es  et  associöes,  en  exöcution  de  l'armistice  du  11  novembre 
1918  et  de  toutes  Conventions  d'armistice  ult6rieures,  et  reconnait  le  droit 
des  Puissances  alliöes  et  associ^es  sur  ce  matöriel. 

Sera  port^e  au  credit  du  Gouvernement  allemand,  en  d(5duction  des 
sommes  dues  pour  r^parations  aux  Puissances  alliöes  et  associ^es,  la  valeur 
estim^e  par  la  Gommission  des  röparations,  pr6vue  ä  l'article  233  de  la 
Partie  VIII  (R^parations)  du  präsent  Trait6,  du  mat6riel  livrö  conform(5ment 
ä  l'article  VII   de   l'Armistice   da  11   novembre  1918,    ou   ä   l'article  III   de 
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l'Armistice  du  16  janvier  1919,  ainsi  que  tout  autre  mat6riel  livr6  en  ex6- 
cution  de  l'Armistice  du  11  novembre  1918  et  de  toutes  Conventions  d'ar- 
mistice  ultörieures,  et  dont  la  Commission  des  r^parations,  estimerait  qu'ä 
raison  de  son  caractere  non  militaire,  la  valeur  doit  Stre  port6e  au  credit  du 
Gouvernement  allemand. 

Ne  seront  pas  port6s  au  credit  du  Gouvernement  allemand  les  biens 
appartenant  aux  Gouvernements  alliös  et  associös  ou  ä  leurs  ressortissants 
rendus  ou  livr^s  ä  l'identique  en  ex6cution  des  Conventions  d'armistice. 

Article  251. 
Le  privilege  stabil  par  l'article  248  s'exercera  dans  l'ordre  suivant.  sous 
la  röserve  mentionn6e  au  dernier  paragraphe  du  präsent  article : 

a)  Le  coüt  des  arm6es  d'occupation,  tel  qu'il  est  d^fini  ä  l'article  249, 
pendant  l'Armistice  et  ses  prolongations ; 

b)  Le  coüt  de  toutes  armöes  d'occupation,  tel  qu'il  est  d^fini  ä  l'ar- 
ticle 249,  apr^s  la  mise  en  vigueur  du  präsent  Trait6; 

c)  Le  montant  des  röparations  rösultant  du  präsent  Traitö  ou  des  trait^s 
et  Conventions  compl^mentaires ; 

d)  Toutes  autres  charges  incombant  ä  l'Allemagne  en  vertu  des  Con- 
ventions d'Armistice,  du  präsent  Traitö  ou  des  traitös  et  Conventions  com- 
pl6mentaires. 

Le  payement  du  ravitaillement  de  l'Allemagne  en  denr^es  alimentaires 
et  en  matieres  premiöres  et  tous  autres  payements  ä  effectuer  par  TAllemagne, 
dans  la  mesure  oü  les  Gouvernements  alli6s  et  associ^s  les  auront  jug^s 
n^cessaires  pour  permettre  ä  l'Allemagne  de  faire  face  ä  son  Obligation  de 
röparer,  auront  prioritö  dans  la  mesure  et  dans  les  conditions  qui  ont  6t€  ou 
pourront  etre  stabiles  par  les  Gouvernements  alli^s  et  associös. 

Article  252. 

Les  dispositions  qui  pr^cödent  ne  portent  pas  atteinte  au  droit  de  chacune 
des  Puissances  alli^es  et  associöes  de  disposer  des  avoirs  et  propriötös  ennemis 
se  trouvant  sous  leur  juridiction  au  moment  de  la  mise  en  vigueur  du  präsent 
Traitö. 

Article  253. 

Ces  dispositions  ne  peuvent  affecter,  en  aucune  mani^re,  les  gages  ou 
hypothfeques  r6gulierement  constitu^s  au  profit  des  Puissances  alliöes  et 
associöes  ou  de  leurs  ressortissants  par  l'Empire  ou  les  Etats  allemands  ou 
par  des  ressortissants  allemands  sur  les  biens  et  revenus  leur  appartenant. 
dans  tous  les  cas  oü  la  Constitution  de  ces  gages  ou  hypotheques  serait 
antörieure  ä  l'existence  de  l'^tat  de  guerre  entre  le  Gouvernement  allemand 
et  chacun  des  Gouvernements  int6ress6s. 

Article  254. 

Les  Puissances  auxquelles  sont  cM^s  des  territoires  allemands  devront, 
sous  r6serve  des  dispositions  de  l'Article  255,  assumer  le  payement  de: 

1°  Une  part  de  la  Dette  de  l'Empire  allemand,  teile  qu'elle  6tait  con- 
stituöe  le  1"  aoüt  1914,  et  calcul6e  en  prenant  pour  base  la  moyenne  des 
trois  ann^es  financicres  1911,  1912  et  1913,  d'aprC;s  le  rapport  existant  entre 
teile  cat(5gorie  de  revenus  dans  le  territoire  c6d6  et  les  revenus  correspondants 
de  la  totalitö  de  l'Empire  allemand  qui  seront  designös  par  la  Commission 
des  röparations  comme  donnant  la  juste  mesure  des  facultas  respectives  de 
payement  des  territoires  c6d6s; 

20  Une  part  de  la  Dette,  teile  qu'elle  existait  au  1"  aoüt  1914,  de 
l'Etat  allemand  auquel  le  territoire  c6d<5  appartenait  et  calcul6e  d'apr^s  le 
principe  expose  ci-dessus. 

Ces  parts  seront  dötermin^es  par  la  Commission  des  röparations. 
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Le  mode  d'exöcution  de  l'obligation  ainsi  assuracje,  ä  la  fois  en  capital 
et  en  int6r6ts,  sera  fix6  par  la  Commissiün  des  r(5parations.  II  puurra  affecter, 
entre  autres,  la  forme  suivante:  le  Gouvernement  cessionnaire  assumera  les 
obligations  de  l'Allemagne  au  regard  de  la  Dette  allemande,  dont  ses  propres 
nationaux  sont  les  porteurs.  Mais,  au  cas  oii  la  m6thode  adopt6e  impliquerait 
des  payements  ä  effectuer  au  Gouvernement  allemand,  lesdits  j»ayements 
seraient  transf6r6s  ä  la  Commission  des  r6parations,  au  compte  des  sommes 
dues  pour  r6paration,  pendant  tout  le  temps  ofi  l'Allemagne  restera  d6bitrice 
de  ce  chef  d'un  solde  quelconque. 

Article  255. 

1^  En  considöration  de  d6rogation  aux  stipulations  qui  pr6c6dent  et 
de  ce  que  l'Allemagne  a  refus6  en  1871  de  prendre  ä  sa  Charge  aucune  por- 
tion  de  la  Dette  fran(^aise,  la  France  sera  exempt^e,  en  ce  qui  concerne 
l'Alsace-Lorraine,  de  tout  payement  rösultant  de  l'article  254. 

2'J  En  ce  qui  concerne  la  Pologne,  la  fraction  de  la  Dette  dont  la 
Commission  des  röparations  attribuera  l'origine  aux  mesures  prises  par  les 
Gouvernements  allemand  et  prussien  pour  la  colonisation  allemande  de  la 
Pologne,  sera  exclue  de  l'attribution  ä  faire  en  ex6cution  de   l'article  254. 

8"^  En  ce  qui  concerne  tous  les  territoires  c6d6s^  autres  que  l'Alsace- 
Lorraine,  la  fraction  de  la  Dette  de  l'Empire  ou  des  Etats  allemands  dont 
la  Commission  des  röparations  estimera  qu'elle  correspond  ä  des  döpenses  effec- 
tu6es  par  l'Empire  ou  les  Etats  allemands  ä  l'occasion  des  biens  et  propriötes 
vis^s  ä  l'article  256.  sera  exclue  de  l'attribution  ä  faire  en  exöcution  de 
l'article  254. 

Article  256, 

Les  Puissances  cessionnaires  de  territoires  allemands  acquerront  tous 
biens  et  propriötös  appartenant  ä  l'Empire  ou  aux  Etats  allemands  et  situ6s 
dans  ces  territoires.  La  valeur  de  ces  acquisitions  sera  fix6e  par  la  Com- 
mission des  r^parations  et  pay6e  par  l'Etat  cessionnaire  ä  la  Commission  des 
r^parations  pour  etre  port^e  au  credit  du  Gouvernement  allemand  ä  valoir 
sur  les  sommes  dues  au  titre  des  röparations. 

Au  sens  du  prösent  article,  les  biens  et  propriöt^s  de  l'Empire  et  des 
Etats  allemands  seront  consid6r6s  comme  comprenant  toutes  les  propri6t6s 
de  la  Couronne,  de  l'Empire,  des  Etats  allemands  et  les  biens  priv6s  de  l'ex- 
empereur   d'AUemagne  et  des  autres  personnes  royales. 

En  raison  des  conditions  dans  lesquelles  l'Alsace-Lorraine  a  €t€  c6d6e 
ä  l'Allemagne  en  1871,  la  France  sera  exempt6e,  en  ce  qui  concerne  l'Alsace- 
Lorraine,  de  tout  payement  ou  Imputation  au  credit  de  l'Allemagne  pour  la 
valeur  des  biens  et  propri^t^s  appartenant  ä  l'Empire  ou  aux  Etats  allemands 
et  situ6s  en  Alsace-Lorraine  et  vis^s  au  präsent  article. 

La  Belgique  sera  6galement  exempt^e  de  tout  payement  ou  Imputation 
au  credit  de  l'Allemagne,  pour  la  valeur  des  biens  et  propri^tes  appartenant 
ä  l'Empire  ou  aux  Etats  allemands  et  situös  sur  les  territoires  acquis  par  la 
Belgique  en  vertu  du  präsent  Trait^. 

Article  257. 

Dans  le  cas  des  anciens  territoires  allemands,  y  compris  les  colonies, 
protectorats  et  d^pendances,  administrös  par  mandataire  d'apr^s  Tarticle  22 
de  la  Partie  I  (Sociötö  des  Nations)  du  präsent  Trait^,  ni  le  territoire,  ni  la 
Puissance  mandataire  ne  supporteront  aucune  part  du  Service  de  la  Dette  de 
l'Empire  ou  des  Etats  allemands. 

Tous  les  biens  et  propri6t6s  appartenant  ä  l'Empire  ou  aux  Etats  alle- 
mands et  situ6s  sur  ces  territoires  seront  transf6r6s,  en  meme  temps  que  les 
territoires,  ä  la  Puissance  mandataire,  prise  en  cette  qualit^,  et  aucun 
payement  ne  sera  effectu^,  ni  aucune  somme  port6e  au  credit  de  ces  Gouver- 
nements du  fait  de  ce  transfert. 
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Au  sens  du  präsent  article,  les  biens  et  propri6t6s  de  TEmpire  ou  des 
Etats  allemands  seront  consid^rös  ^comme  comprenant  toutes  les  propri6tt5s 
de  la  Couronne,  de  l'Empire,  des  Etats  et  les  biens  priv6s  de  l'ex-empereur 
d'Ällemagne  et  des  autres  personnes  royales. 

Article  258. 

L'Allemagne  renonce  ä  toute  repr^sentation  ou  participation  qua  des 
trait^s,  Conventions  ou  accords  quelconques  assuraient  ä  elle-mSme  ou  ä  ses 
ressortissants  dans  l'administration  ou  le  contröle  des  commissions,  agences  et 
banques  d'Etat  et  dans  toutes  autres  organisations  financi^res  et  6conomiques 
internationales  de  contröle  ou  de  gestion  fonctionnant  dans  Tun  quelconque  des 
Etats  alliös  et  associös,  en  Autriche,  en  Hongrie,  en  Bulgarie  ou  en  Turquie, 
ou  dans  les  possessions  et  d^pendances  des  Etats  susdits,  ainsi  que  dans  l'ancien 
Empire  russe. 

Article  259. 

1*^  L'Allemagne  s'engage  ä  transförer  dans  le  dölai  d'un  mois  ä  compter 
de  la  mise  en  vigueur  du  präsent  Traitß  ä  telles  autorit^s  qui  pourraient  etre 
dösignöes  par  les  Principales  Puissances  alli6es  et  associ6es.  la  somme  en  or 
qui  devait  etre  d6pos6e  ä  la  Reichsbank  au  nom  du  Conseil  d'administration 
de  la  Dette  publice  ottomane  comme  garantie  de  la  premi^re  Emission  de  billets 
de  monnaie  du  Gouvernement  turc. 

2^  L'Allemagne  reconnait  son  engagement  d'effectuer  annuellement  pendant 
une  Periode  de  douze  ans  les  payements  en  or  qui  sont  stipul6s  sur  les  bons 
du  Tr6sor  allemand  d^posös  par  lui  ä  diverses  6poques  au  nom  du  Conseil 
d'administration  de  la  Dette  publique  ottomane  comme  garantie  de  la  seconde 
Emission  de  billets  de  monnaie  du  Gouvernement  turc  et  des  Emissions  sub- 
s6quentes. 

3°  L'Allemagne  s'engage  ä  transf^rer  dans  le  dölai  d'un  mois  ä  compter 
de  la  mise  en  vigueur  du  präsent  Traitö  ä  telles  autorites  qui  pourraient  etre 
däsignöes  par  les  Principales  Puissances  alliäes  et  associäes  le  d6pot  d'or  con- 
stitu6  ä  la  Reichsbank  ou  ailleurs  en  contre-partie  du  reliquat  de  l'avance  en 
or  consentie  le  5  mai  1915  par  le  Conseil  d'administration  de  la  Dette  publique 
ottomane  au  Gouvernement  imperial  ottoman. 

4*^  L'Allemagne  s'engage  ä  transförer  aux  Principales  Puissances  alliäes 
et  associäes  les  droits  qu'elle*  peut  avoir  sur  la  somme  en  or  et  argent  transmise 
par  lui  au  Minist^re  turc  des  finances  en  novembre  1918  comme  Provision  pour 
le  payement  6ch6ant  en  mai  1919  pour  le  service  de  l'emprunt  turc  Interieur. 

5^  L'Allemagne  s'engage  ä  transf6rer,  dans  le  dälai  d'un  mois  ä  compter 
de  la  mise  en  vigueur  du  präsent  Traitä,  aux  Principales  Puissances  alliäes 
et  associäes  toutes  sommes  en  or  transfäräes  h  TAllemagne  ou  ä  ses  ressor- 
tissants ä  titre  de  gage  ou  de  collatäral,  ä  l'occasion  des  präts  faits  par  l'AUe- 
magne  ou  ses  ressortissants  au  Gouvernement  austro-hongrois. 

6"  L'Allemagne  confirme  sa  renonciation,  prävue  par  l'article  XV  de 
r Armistice  du  11  novembre  1918,  au  bänäfice  de  toutes  les  stipulations  inst'rees 
dans  les  Traitäs  de  ßucarest  et  de  Brest-Litovsk  et  Traitäs  complementaires, 
Sans  qu'il  soit  port6  atteinte  ä,  l'article  292,  Partie  X  (Clauses  äconomiques) 
du  präsent  Traitä. 

Elle  s'engage  ä  transfärer  respectivement  soit  ä,  la  Roumanie,  soit  aux 
Principales  Puissances  alliäes  et  associäes  tous  instruments  monetaires  esp^ces, 
valeurs  et  instruments  nägociables  ou  produits,  qu'elle"''  a  re^^us  en  exäcution 
des  Traitäs  susdits. 

7^  Les  sommes  en  espöces  et  instruments  raonätaires,  valeurs  et  produits 
quelconques  qui  doivent  6tre  livräs,  payäs  ou  transfäräs  en  vertu  des  stipulations 
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du  präsent  articie,  seront  employ6s  par  les  Principales  Puissances  alliöes  ou 
as6oci<5es  suivant  des  modalit6s  ä  d6terminer  uit6rieurement  par  lesdites 
Puissances. 

Articie  260. 

Sans  qu'il  soit  port6  atteinte  k  la  renonciation,  par  l'Allemagne,  en  vertu 
du  präsent  Trait6,  k  des  droits  lui  appartenant  ou  appartenant  k  ses  nationaux, 
la  Commission  des  röparations  pourra,  dans  un  d61ai  d'un  an  ä  compter  de  la 
mise  en  vigueur  du  präsent  Trait6,  exiger  que  l'Allemagne  acquiere  tous  droits 
ou  int^rets  de  ressortissants  allemands  dans  toute  entreprise  d'utilitö  publique 
ou  dans  toute  concession  en  Russie,  en  Chine,  en  Autriche,  en  Ilongrie,  en 
Bulgarie,  en  Turquie,  dans  les  possessions  et  d6pendances  de  ces  Etats,  ou  sur 
un  territoire  qui,  ayant  appartenu  ä  l'Allemagne  ou  k  ses  alli6s,  doit  etre  c6d6 
ou  administr^  par  un  mandataire.en  vertu  du  präsent  Traitö :  le  Gouverne- 
ment allemand  devra,  d'autre  part.  dans  un  d6lai  de  six  mois  ä  compter  de 
la  date  de  la  demande,  transförer  k  la  Commission  des  r^parations  la  totalit6 
de  ces  droit  et  intörets  et  de  tous  les  droits  et  int6rets  que  l'Allemagne  peut 
elle-meme  poss6der. 

L'Allemagne  supportera  la  charge  d'indemniser  ses  ressortissants  ainsi 
d6poss6d6s  et  la  Commission  des  r6parations  portera  au  credit  de  l'Allemagne, 
ä  valoir  sur  les  sommes  dues  au  titre  des  r^parations,  les  sommes  correspondant 
ä  la  valeur  des  droits  et  int^rets  transf6r6s,  teile  qu'elle  sera  lixöe  par  la 
Commission  des  r^parations.  Le  Gouvernement  allemand,  dans  un  d61ai  de 
six  mois  ä  dater  de  la  mise  en  vigueur  du  präsent  Trait6,  devra  communiquer 
ä  la  Commission  des  röparations  la  liste  de  tous  les  droits  et  int6rets  en  question, 
qu'ils  soient  acquis,  6ventuels,  ou  non  encore  exerc^s,  et  renoncera  en  faveur 
des  Puissances  alli^es  et  associ^es,  en  son  nom  et  en  celui  de  ses  ressortissants, 
ä  tous  droits  et  int^rets  susvis^s  qui  n'auraient  pas  6t6  mentionnös  sur  la  liste 
ci-dessus. 

Articie  261. 

L'Allemagne  s'engage  ä  transf^rer  aux  Puissances  alli^es  et  associ^es 
toutes  ses  cr^ances  sur  TAutriche,  la  Hongrie,  la  Bulgarie  et  la  Turquie.  et 
notamment  celles  qui  r^sultent  ou  rösulteront  pour  eile  de  l'ex^cution  des 
engagements  qu'elle  a  pris  envers  ces  Puissances  pendant  la  guerre. 

Articie  262. 

Toute  Obligation  de  l'Allemagne  de  payer  en  espfeces,.  en  ex^cution  du 
präsent  Trait6,  et  exprimöe  en  marks  or,  sera  payable  au  choix  des  cröanciers 
en  livres  Sterling  payables  ä  Londres,  dollars  or  des  Etats-Ünis  payables  ä 
New- York,  francs  or  payables  k  Paris  et  lires  or  payables  ä  Rome. 

Aux  fins  du  präsent  articie,  les  monnaies  or  ci-dessus  sont  convenues 
etre  du  poids  et  du  titre  I6galement  6tablis  au  1"  janvier  1914  pour  chacune 
d'entre  elles. 

Articie  263. 

L'Allemagne  garantit  au  Gouvernement  br^silien  le  remboursement,  avec 
int^ret  au  taux  ou  aux  taux  qui  ont  6t6  convenus,  de  toutes  sommes  d^posöes 
k  la  banque  Bleichroeder  k  Berlin,  provenant  de  la  vente  de  cafös  appartenant 
ä  l'Etat  de  Sao-Paulo  dans  les  ports  de  Hambourg,  Brßme,  Anvers  et  Trieste. 
L'Allemagne  s'ötant  opposöe  au  transfert  en  temps  utile  desdites  sommes  ä 
rfitat  de  Sao-Paulo,  garantit  ögalement  que  le  remboursement  sera  effectu6 
au  taux  du  change  du  mark  au  jour  du  d6p6t. 
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Partie  X. 
Clanses  Economiqnes. 

Section  I. 
Relations  Commerciales. 

Chapitre  Premier. 
R^glemen tation,   Taxes  et  Restrictions  Douanieres. 

Article  264. 

L'Allemagne  s'engage  ä  ne  pas  soumettre  les  marchandises,  produits 
naturels  ou  fabriqu^s  de  Tun  quelconque  des  Etats  alliös  ou  associös,  importös 
sur  le  territoire  allemand,  quel  que  soit  l'endroit  d'oü  ils  arrivent,  ä  des 
droits  ou  charges,  y  compris  les  impöts  Interieurs,  autres  plus  6lev6s  que 
ceux  auxquels  sont  soumis  les  memes  raarchandises,  produits  naturels  ou 
fabriqu^s  d'un  autre  quelconque  desdits  Etats  ou  d'un  autre  pays  ^tranger 
quelconque. 

L'Allemagne  ne  maintiendra  ou  n'imposera  aucune  prohibition  ou  re- 
striction  ä  l'importation  sur  le  territoire  allemand  de  toutes  marchandises, 
produits  naturels  ou  fabriqu6s  des  territoires  de  Tun  quelconque  des  Etats 
alli6s  ou  associ^s  de  quelque  endroit  qu'ils  arrivent.  qui  ne  s'ötendra  pas 
6galement  ä  l'importation  des  memes  marchandises.  produits  naturels  ou 
fabriquös  d'un  autre  quelconque  desdits  Etats  ou  d'un  autre  pays  ötranger 
quelconque. 

Article  265. 

L'Allemagne  s'engage,  en  outre,  ä  ne  pas  6tablir,  en  ce  qui  concerne 
le  regime  des  importations,  de  difförence  au  d^triment  du  commerce  de  Tun 
quelconque  des  Etats  alli^s  ou  associ^s  par  rapport  ä  un  autre  quelconque 
desdits  Etats,  ou  par  rapport  ä  un  autre  pays  6tranger  quelconque.  meme 
par  des  moyens  indirects,  tels  que  ceux  r6sultant  de  la  r^glementation  ou  de 
la  proc6dure  douaniere,  oil  des  m6thodes  de  verification  ou  d'analyse,  ou  des 
conditions  de  payement  des  droits,  ou  des  m6thodes  de  Classification  ou 
d'interpr^tation  des  tarifs,  ou  encore  de  l'exercice  de  monopoles. 

Article  266. 

En  ce  qui  concerne  la  sortie,  l'AUemagne  s'engage  ä  ne  pas  soumettre 
Ips  marchandises,  produits  naturels  ou  fabriqu6s  export^s  du  territoire  alle- 
mand vers  les  territoires  de  Tun  quelconque  des  Etats  alli^s  ou  associ6s,  ä 
des  droits  ou  charges,  y  compris  les  impots  Interieurs,  autres  ou  plus  elev^s 
que  ceux  pay6s  pour  les  memes  marchandises  export^es  vers  un  autre  quel- 
conque desdits  Etats  ou  vers  un  pays  6tranger  quelconque. 

L'Allemagne  ne  maintiendra  ou  n'imposera  aucune  prohibition  ou  re- 
striction  ä  l'exportation  de  toutes  marchandises  expödiöes  du  territoire  alle- 
mand vers  Tun  quelconque  des  Etats  allies  ou  associös  qui  ne  s'6tendra  pas 
egalement  ä  l'exportation  des  memes  marchandises.^  produits  naturels  ou 
fabriqu^s  expödi^s  vers  un  autre  quelconque  desdits  Etats  ou  vers  un  autre 
pays  etranger  quelconque. 

Article  267. 

Toute  faveur,  immunitä  ou  privil^ge  concernant  l'importation,  l'expor- 
tatioD  ou  le  transit  de  marchandises,  qui  serait  concäde  par  l'AUemagne  ä 
l'un  quelconque  des  Etats  alliös  ou  associös  ou  k  un  autre  pays  6tranger 
quelconque,  sera  simultan^ment  et  inconditionneliement,  sans  qu'il  soit  besoin 
de  demande  ou  de   compensation,  etendu  ä  tous  les  Ktats  allies  ou  associ^s. 
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Article  268. 
Les    dispositions  des  articles    264    ä   267    du    pr6sent   chapitre    et    de 
l'article  828  de  la  Partie  XII  (Ports,  Voies  d'eau  et  Voies  ferr6es)  du  präsent 
Trait6  recevront  les  exceptions  suivantes : 

a)  Pendant  une  p6riode  de  cinq  ann6es,  ä  dater  de  la  mise  en  vigueur 
du  präsent  Traite,  les  produits  naturels  ou  fabriquös,  originaires  et  en 
provenance  des  territoires  alsaciens  et  lorrains  r6unis  ä  la  France,  seront 
regus  ä  leur  entr6e  sur  le  territoire  douanier  allemand  en  franchise  de  tous 
droits  de  douane. 

Le  Gouvernement  fran^ais  fixera  chaque  ann^e,  par  d6cret  notifi6  au 
Gouvernement  allemand,  la  nature  et  la  quotit6  de  produits  qui  b6n6ficieront 
de  cette  franchise. 

Les  quantites  de  chaque  produit  qui  pourront  ßtre  ainsi  envoyöes 
annuellement  en  Allemagne  ne  pourront  d6passer  la  moyenne  annuelle  des 
quantites  envoy^es  au  cours  des  annöes  1811  ä  1913. 

En  outre,  et  pendant  la  pöriode  ci-dessus  mentionn^e,  le  Gouvernement 
allemand  s'engage  ä  laisser  librement  sortir  d'Allemagne,  et  ä  laisser  r6im- 
porter  en  Allemagne  en  franchise  de  tous  droits  de  douane  et  autres  charges, 
y  compris  les  impöts  intörieurs,  les  fils,  tissus  et  autres  mati^res  ou  produits 
textiles  de  toute  nature  et  ä  tous  6tats,  venus  d'Allemagne  dans  les  territoires 
alsaciens  ou  lorrains  pour  y  subir  des  Operations  de  finissage  quelconques, 
telles  que:  blanchiment,  teinture,  impression,  mercerisage,  gazage,  retordage 
ou  appret. 

b)  Pendant  une  p6riode  de  trois  ann^es  ä  dater  de  la  mise  en  vigueur 
du  präsent  Trait6,  les  produits  naturels  ou  fabriquös,  originaires  et  en 
provenance  des  territoires  polonais  ayant  fait  avant  la  guerre  partie  de 
l'Allemagne,  seront  regus  ä  leur  entr^e  sur  le  territoire  douanier  allemand 
en  franchise  de  tous  droits  de  douane. 

Le  Gouvernement  polonaiu  fixera  chaque  ann^e,  par  d6cret  notifi6  au 
Gouvernement  allemand,  la  nature  et  la  quotit^  des  produits  qui  bönöficieront 
de  cette  franchise. 

Les  quantites  de  chaque  produit,  qui  pourront  etre  ainsi  envoy6es 
annuellement  en  Allemagne,  ne  pourront  döpasser  la  moyenne  annuelle  des 
quantites  envoy6es  au  cours  des  annöes  1911  ä  1913. 

c)  Les  Puissances  alli^es  et  associ^es  se  r^servent  la  facult6  d'imposer 
ä  l'Allemagne  l'obligation  de  recevoir  en  franchise  de  tous  droits  de  douane, 
ä  leur  entr^e  sur  le  territoire  douanier  allemand,  les  produits  naturels  ou 
fabriquös,  originaires  et  en  provenance  du  Grand-Duchö  de  Luxembourg, 
pendant  une  p6riode  de  cinq  annäes  ä  dater  de  la  mise  en  vigueur  du  präsent 
Trait6. 

La  nature  et  la  quotit^  des  produits  qui  bönäficieront  de  ce  regime 
seront  notifi^es  chaque  ann^e  au  Gouvernement  allemand. 

Les  quantites  de  chaque  produit  qui  pourront  etre  ainsi  envoyöes  annuelle- 
ment en  Allemagne  ne  pourront  d^passer  la  moyenne  annuelle  des  quantit6s 
envoy^es  au  cours  des  ann6es  1911  ä  1918. 

Article  269. 

Pendant  un  d6lai  de  six  mois  ä  dater  de  la  mise  en  vigueur  du  präsent 
Traite,  les  taxes  imposöes  par  l'Allemagne  aux  importations  des  Puissances 
alli6es  et  associöes  ne  pourront  etre  sup6rieures  aux  taxes  les  plus  favorables, 
qui  etaient  en  application  pour  les  importations  en  Allemagne  ä  la  date  du 
31  juillet  1914. 

Cette  disposition  continuera  ä  ötre  appliquöe  pendant  une  seconde  Periode 
de  trente  mois  aprfes  l'expiration  des  six  premiers  mois,  exclusivement  ä  l'^gard 
des   produits   qui,   etant   compris   dans  la  premi^re  catögorie,  section  A,    du 
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tarif  douanier  allemand  du  25  decembre  1902,  jouissaient  ä  la  date  du 
31  juillet  1914  de  droits  conventionnels  par  des  traitös  avec  les  Puissances 
alli^es  ou  associees,  avec  addition  de  toute  esp^ce  de  vins  et  d'huiles  v6g^- 
tales.  de  la  soie  artificielle  et  de  la  laine  lav6e  ou  d6graiss6e,  ayant  ou  non 
fait  Tobjet  de  Conventions  speciales  avant  le  31  juillet  1914. 

Article  270. 
Les  Puissances  alli6es  et  associöes,  dans  le  cas  oü  ces  mesures  leur 
paraitraient  n^cessaires  pour  sauvegarder  les  int6r§ts  6conomiques  de  la  popu- 
lation  des  territoires  allemands  occup^s  par  leurs  troupes,  se  r6servent  d'appli- 
quer  ä  ces  territoires  un  regime  douanier  special,  tant  en  ce  qui  touche  les 
importations  que  les  exportations. 

Chapitre  IL 
Traitement  de  la  Navigation. 

Article  271. 
En  ce  qui  concerne  la  peche.  le  cabotage  et  le  remorquage  maritimes, 
les  navires  et  bateaux  des  Puissances  alliöes  et  associöes  b6n6ficieront.   dans 
les  eaux  territoriales  allemandes,  du  traitement  qui  sera  accord6  aux  navires 
et  bateaux  de  la  natiun  la  plus  favorisöe. 

Article  272. 
L'Allemagne  accepte  que,  malgre  toute  stipulation  contraire  contenue 
dans  les  Conventions  relatives  aux  pecheries  et  au  trafic  des  liqueurs  dans 
la  mer  du  Nord,  tous  droits  d'inspection  et  de  police  seront,  lorsqu'il  s'agit 
de  bateaux  de  peche  des  Puissances  aliiöes,  exercös  uniquement  par  des  bäti- 
ments  appartenant  k  ces  Puissances. 

Article  273. 
Dans  le  cas  de  navires  des  Puissances  alli^es  ou  associ^es  toutes  espfeceß 
de  certificats  ou  de  documents  ayant  rapport  aux  navires  et  bateaux,  qui 
6taient  reconnus  comme  valables  par  TAllemagne  avant  la  guerre.  ou  qui 
pourront  ult6rieurement  etre  reconnus  comme  valables  par  les  principaux 
Etats  maritimes,  seront  reconnus  par  TAllemagne  comme  valables  et  comme 
Äquivalents  aux  certificats  correspondants  octroy6s  ä  des  navires  et  bateaux 
allemands. 

Seront  reconnus  de  la  meme  mani^re  les  certificats  et  documents  delivr^s 
ä  leurs  navires  et  bateaux  par  les  Gouvernements  des  nouveaux  Etats  qu'ils 
aient  ou  non  un  littoral  maritime,  ä  condition  que  ces  certificats  et  documents 
soient  d61ivr6s  en  conformitö  avec  les  usages  gön^ralement  pratiqu6s  dans 
les  principaux  Etats  maritimes. 

Les  Hautes  Parties  Contractantes  s'accordent  ä  reconnaitre  le  pavillon 
des  navires  de  toute  Puissance  alliöe  ou  associ^e  qui  n'a  pas  de  littoral 
maritime,  lorsqu'ils  sont  enregistr^s  en  un  lieu  unique  determin6,  situe  sur 
son   territoire;    ce   lieu   tiendia   lieu  ä  ces  navires  de  port  d'enregistrement. 

Chapitre  IIL 

Concurrence   D6loyale. 

Article  274. 

L'Allemagne    s'engage    ä    prendre   toutes   les    mesures    legislatives    ou 

administratives   n^cessaires   pour   garantir  les  produits  naturels  ou  fabriqu^s 

originaires  de  l'une  quelconque  des  Puissances  alli^es  ou  associ^es  contre  toute 

forme  de  concurrence  döloyale  dans  les  transactions  commerciales. 

L'Allemagne  s'oblige  ä  r^primer  et  ä  prohiber,  par  la  saisie  et  par  toutes 
autres  sanctions  appropri6es,  Timportation  et  l'exportation  ainsi  que  la  fabri- 
cation,   la   circulation.    la   vente   et   la   mise   en   vente  ä  Tint^rieur,    de  tous 
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produits  ou  marchandises  portant  surHeux-m6mes,  ou  sur  leur  conditionnement 
imm6diat,  ou  sur  leur  emballage  ext6rieur  des  marques,  noms,  inscriptions 
ou  signes  quelconques,  comportant,  directement  ou  indirectement,  de  fausses 
indications  sur  l'origine,  l'espöce,  la  nature  ou  les  qualit6s  sp^cifiques  de  ces 
produits  ou  marchandises. 

Article  275. 

L'Allemagne,  ä,  la  condition  qu'un  traitement  r6ciproque  lui  soit  accord6 
eh  cette  matiöre,  s'oblige  ä  se  conformer  aux  lois,  ainsi  qu'aux  d6cisions 
administratives  ou  judiciaires  prises  conformöment  ä  ces  lois,  en  vigueur  dans 
un  Pays  alliö  ou  associ6  et  r6guli6rement  notifi6es  ä  l'AUemagne  par  les 
autoritös  comp6tentes.  döterminant  ou  röglementant  le  droit  ä  une  appellation 
regionale,  pour  les  vins  ou  spiritueux  produits  dans  le  pays  auquel  appartient 
la  r6gion,  ou  les  conditions  dans  lesquelles  l'emploi  d'une  appellation  regionale 
peut  etre  autoris^ ;  et  l'importation,  Texportation,  ainsi  que  la  fabrication, 
la  circulation,  la  vente  ou  la  mise  en  vente  des  produits  ou  marchandises 
portant  des  appellations  regionales  contrairement  aux  lois  ou  d^cisions  pr6cit6es 
seront  interdites  par  l'Allemagne  et  r^primöes  par  les  mesures  prescrites  ä 
l'article  qui  pr^cöde. 

Chapitre  IV. 

Traitement  des  Ressortissants  des  Puissances 

Alli^es  et  Associ6es. 

Article  276. 
L'Allemagne  s'engage : 

a)  ä  n'imposer  aux  ressortissants  des  Puissances  alli6es  et  associöes  en 
ce  qui  concerne  l'exercice  des  m6tiers,  professions,  commerces  et  industries, 
aucune  exclusion  qui  ne  serait  pas  6galement  applicable  ä  tous  les  6trangers 
sans  exception  ; 

b)  ä  ne  soumettre  les  ressortissants  des  Puissances  alli^es  et  associ6es 
ä  aucun  röglement  ou  restrictions,  en  ce  qui  concerne  les  droits  vis^s  au 
paragraphe  a)  qui  pourraient  porter  directement  ou  indirectement  atteinte 
aux  stipulations  dudit  paragraphe,  ou  qui  seraient  autres  ou  plus  d^savanta- 
geux  que  ceux  qui  s'appliquent  aux  6trangers  ressortissants  de  la  nation  la 
plus  favoris6e ; 

c)  ä  ne  soumettre  les  ressortissants  des  Puissances  alliöes  et  associöes, 
leurs  biens,  droits  ou  intörets,  y  compris  les  sociötös  ou  associations  dans 
lesquelles  ils  sont  int6ress6s,  ä  aucune  charge,  taxe  ou  impots  directs  ou 
indirects,  autres  ou  plus  61ev6s  que  ceux  qui  sont  ou  pourront  etre  impos6s 
ä  ses  ressortissants  ou  ä  leurs  biens,  droits  ou  int^rets ; 

d)  A  ne  pas  imposer  aux  ressortissants  de  l'une  quelconque  des  Puissances 
alli^es  et  associ^es  une  restriction  quelconque  qui  n'^tait  pas  applicable  aux 
ressortissants  de  ces  Puissances  ä  la  date  du  1"  juillet  1914,  ä  moins  que  la 
mgme  restriction  ne  soit  ^galement  imposöe  ä  ses  propres  nationaux. 

Article  277. 
Les   ressortissants   des   Puissances   alliöes   et   associ^es  jouiront   sur  le 
territoire  allemand,  d'une  constante  protection,  pour  leur  personne,  leurs  biens, 
droits  et  intörets  et  auront  libre  accfes  devant  les  tribunaux. 

Article  278. 

L'Allemagne   s'engage   ä   reconnaitre  la  nouvelle  nationalit^  qui  aurait 

6t6   ou   serait   acquise   par   ses   ressortissants   d'aprfes  les  lois  des  Puissances 

alli^es   ou  associäes  et  conform^ment  aux  d^cisions  des  autoritös  comp6tentes 

de  ces  Puissances,  soit  par  voie  de  naturalisation,  soit  par  Teffet  d'une  clause 
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d'un  trait6  et  ä  dögager  ä  tous  les  points  de  vue  ces  ressortissants,  en  raison 
de  cette  acquisition  de  nouvelle  nationalit^,  de  toute  all6geance  vis-ä-vis  de 
leur  Etat  d'origine. 

Article  279. 
Les  Puissances  alli6es  et  associöes  pourront  nommer  des  consuls  g6n6raax, 
consuls,  vice-consuls  et  agents  consulaires  dans  les  villes  et  ports  d'AUemagne. 
L'Allemagne  s'engage  ä  approuver  la  dösignation  de  ces  consuls  gän^raux, 
consuls,  vice-consuls  et  agents  consulaires,  dont  les  noms  lui  seront  notifi6s. 
et  ä  les  admettre  ä  l'exercice  de  leurs  fonctions  conformöment  aux  r^gles  et 
nsages  habitnels. 

Chapitre  V. 
ClausesG6n6rales. 
Article  280. 
Les   obligations,   impos6es   ä  l'Allemagne  par   le  Chapitre  I   et  par  les 
articles  271  et  272  du  Chapitre  II  ci-dessus,  cesseront  d'etre  en  vigueur  cinq 
ans   apr^s   la  date  de  la  mise  en  vigueur  du  präsent  Traitä.    ä  moins  que  le 
contraire  räsulte  du  texte  ou  que  le  Conseil  de  la  Soci6t6  des  Nations  d6cide. 
douze  mois  au  moins  avant  l'expiration  de  cette  päriode,  que  ces  obligations 
seront  maintenues   pour   une  päriode  subsäquente  avec  ou  sans  amendement. 
L'article  276  du  Chapitre  IV  restera  en  vigueur  apr^s  cette  p6riode  de 
cinq  ans,    avec  ou  sans  amendement,    pour  teile  p6riode,    s'il  en  est  une.  que 
fixera   la   majorit6   du   Conseil   de   la  Soci6t6  des  Nations,    et  qui  ne  pourra 
d6p  asser  cinq  annöes. 

Article  281. 
Si   le   Gouvernement   allemand    se   livre   au  commerce  international,    il 
n'aura,  ä  ce  point  de  vue,  ni  ne  sera  considärä  avoir  aucun  des  droits,  Privi- 
leges et  immunitös  de  la  souverainet6. 

Section  II. 

Trait6s. 

Article  282. 

D6s  la  mise  en  vigueur  du  prösent  Traitä  et  sous  r6serve  des  dis- 
positions  qui  y  sont  contenues,  les  trait6s,  Conventions  et  accords  plurilatäraux. 
de  caract^re  äconomique  ou  teclinique,  6num6r6s  ci-apr6s  et  aux  articles 
suivants,  seront  seuls  appliquös  entre  TAllemagne  et  Celles  des  Puissances 
alliäes  et  associäes  qui  y  sont  parties: 

1**  Conventions  du  14  mars  1884,  du  1"  däcembre  1886  et  du  23  mars 
1887  et  Protocole  de  clöture  du  7  juillet  1887,  relatifs  ä  la  protection  des 
cäbles  sous-marins ; 

2^  Convention  du  11  octobre  1909,  relative  ä  la  circulation  internationale 
des  automobiles ; 

S**  Accord  du  15  mai  1886,  relatif  au  plombage  des  wagons  assujettis 
k  la  douane  et  Protocole  du  18  mai  1907 ; 

4°  Accord  du  15  mai  1886,  relatif  ä  l'unitt'  technique  des  chemins  de  fer; 

5"  Convention  du  5  juillet  1890,  relative  ä  la  publication  des  tarifs  de 
douane  et  k  l'organisation  d'une  Union  internationale  pour  la  publication  des 
tarifs  douaniers ; 

dp  Convention  du  81  däcembre  1913,  relative  ä  l'unification  des  statisti- 
ques  commerciales; 

7''  Convention  du  25  avril  1907,  relative  ä  r6l6vation  des  tarifs  douaniers 
Ottomans; 

8*^  Convention  du  14  mars  1857.  relative  au  rachat  des  droits  de  p6age 
du  Sund  et  des  Belts; 
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9*^  Convention  du  22  juin  1861,  relative  au  rachat  des  droits  de  p6age 
sur  l'Elbe; 

lO**  Convention  du  16  juillet  1863,  relative  au  rachat  des  droits  de  p6age 
sur  l'Escaut; 

11^  Convention  du  29  octobre  1888,  relative  k  Fötablissement  d'un 
r(5gime  d^finitif  destin6  ä  garantir  le  libre  usage  du  canal  de  Suez ; 

12*'  Conventions  du  28  septembre  1910,  relatives  ä  l'unification  de 
certaines  regles  en  matiere  d'abordage,  d'assistance  et  de  sauvetage  maritimes; 

13*^  Convention  du  21  döcembre  1904,  relative  ä  l'exemption  pour  les 
bätiments  hospitaliers  des  droits  et  taxes  dans  les  ports; 

H^  Convention  du  4  f^vrier  1898,  relative  au  jaugeage  des  bateaux  de 
navigation  intßrieure ; 

15*^  Convention  du  26  septembre  1906,  pour  la  suppression  du  travail 
de  nuit  pour  les  femmes ; 

16"  Convention  du  26  septembre  1906,  pour  la  suppression  de  Temploi 
du  phosphore  blanc  dans  la  fabrication  des  aliumettes; 

17"^  Conventions  des  18  mal  1904,  4  mai  1910,  relatives  ä  la  röpression 
de  la  traite  des  blanches; 

18*^  Convention  du  4  mai  1910,  relative  ä  la  suppression  des  publications 
pornographiques ; 

19°  Conventions  sanitaires  du  30  janvier  1892,  du  15  avril  1893,  du 
3  avril  1894,  du  19  mars  1897  et  du  3  döcembre  1903; 

200  Convention  du  20  mai  1875,  relative  ä  l'unification  et  au  perfecti- 
onnement  du  Systeme  m6trique ; 

2P  Convention  du  29  novembre  1906,  relative  ä  l'unification  de  la 
formule  des  m^dicaments  höro'iques ; 

220  Convention  du  16  et  19  novembre  1885,  relative  ä  la  construction 
d'un  diapason  normal ; 

23"  Convention  du  7  juin  1905,  relative  ä  la  cr^ation  d'un  Institut 
international  agricole  ä  Rome; 

240  Conventions  des  3  novembre  1881,  15  avril  1889,  relatives  aux 
mesures  ä  prendre  contre  le  phylloxöra; 

250  Convention  du  19  mars  1902,  relative  ä  la  protection  des  oiseaux 
utiles  ä  l'agriculture ; 

26"  Convention  du  12  juin  1902,  relative  ä  la  tuteile  des  mineurs. 

Article  283. 

D^s   la   mise   en   vigueur   du   präsent  Trait6,   les   Hautes  Parties  Con- 

tractantes  appliqueront  de  nouveau  les  Conventions  et  arrangements  ci-aprfes 

d6sign6s,    en    tant   qu'ils   les  concernent,    sous  condition  de  l'application,  par 

l'Allemagne,   des   stipulations   particuli^res  contenues  dans  le  präsent  article. 

Conventions  postales : 

Conventions  et  arrangements  de  l'Union  postale  universelle,  sign6s  ä 
Vienne,  le  4  juillet  1891  ; 

Conventions  et  arrangements  de  l'ünion  postale,  sign^s  ä  Washington, 
le  15  juin  1897; 

Conventions  et  arrangements  de  l'Union  postale,  signös  ä  Rome,  le 
26  mai  1906. 

Conventions  tölögraphiques : 

Conventions  t6l6graphiques  internationales,  sign^es  ä  Saint-P^tersbourg, 
le  10/22  juillet  1875 ; 

Reglement  et  tarifs  arret^s  par  la  Conference  t6l6graphique  internationale 
de  Lisbonne  le  11  juin  1908. 

L'Allemagne  s'engage  ä  ne  pas  refuser  son  consentement  ä  la  conclusion 
avec  les  nouveaux  Etats  des  arrangements  sp6ciaux  pr^vus  par  les  Conventions 
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et  arrangements  relatifs  ä  l'Union  postale  universelle  et  ä  Tünion  t616graphique 
internationale,  dont  lesdits  nouveaux  Etats  fönt  partie  ou  auxquels  ils 
adh6reront. 

Article  284. 

D^s  la  mise  en  vigueur  du  präsent  Trait^,  les  Hautes  Parties  Con- 
tractantes  appliqueront  de  nouveau.  en  tant  qu'elle  les  concerne.  la  Convention 
radio-t616graphique  internationale  du  5  juillet  1912.  sous  condition  de  l'appli- 
cation  par  l'Allemagne  des  r^gles  provisoires,  qui  lui  seront  indiqu6es  par 
les  Puissances  alli^es  et  associöes. 

Si.  dans  les  cinq  annöes  qui  suivront  la  mise  en  vigueur  du  präsent 
Trait6,  une  nouvelle  Convention  röglant  les  lelations  radio-t6l6graphiques 
internationales  vient  ä  6tre  conclue  en  remplacement  de  la  Convention  du 
5  juillet  1912,  cette  nouvelle  Convention  liera  TAUemagne,  meme  au  cas  oü 
celle-ci  aurait  refusö  soit  de  participer  ä  l'^laboration  de  la  Convention, 
soit  d'y  souscrire. 

Cette  nouvelle  Convention  remplacera  6galement  les  regles  provisoires 
en  vigueur. 

Article  28.Ö. 

D^s  la  mise  en  vigueur  du  präsent  Trait6,  les  Hautes  Parties  Con- 
tractantes  appliqueront,  en  tant  qu'elles  les  concernent.  et  sous  la  condition 
stipul6e  ä  l'article  272,  les  Conventions  ci-apr^s  d6sign6es : 

1^  Conventions  des  (j  mai  1882  et  1"  fövrier  1889  en  vue  de  r^glementer 
la  peche  dans  la  mer  du  Nord,  en  dehors  des  eaux  territoriales; 

2^  Les  Conventions  et  Protocoles  des  16  novembre  1887.  14  f6vrier  1893 
et  du  11  avril  1894,  relatifs  au  trafic  des  liqueurs  dans  la  mer  du  Nord. 

Article  286. 
La  Convention  internationale  de  Paris  du  20  mars  1883,  pour  la  pro- 
tection de  la  propri6t6  industrielle,  revis6e  ä  Washington  le  2  juin  1911  et 
la  Convention  internationale  de  Berne  du  9  septembre  1886  pour  la  protection 
des  ceuvres  littöraires  et  artistiques,  revisöe  ä  Berlin  le  13  novembre  1908 
et  compl^töe  par  le  Protocole  additionnel  sign6  ä  Berne  le  20  mars  1914, 
seront  remises  en  vigueur  et  reprendront  leur  effet  ä  partir  de  la  mise  en 
vigueur  du  präsent  Traitö,  dans  la  mesure  oü  ils  ne  seront  pas  aSect^s  et 
modifiös  par  les  exceptions  et  restrictions  rösultant  dudit  Trait6. 

Article  287. 
D^s  la  mise  en  vigueur  du  präsent  Trait6,  les  Hautes  Parties  Con- 
tractantes  appliqueront,  en  tant  qu'elle  les  concerne.  la  Convention  de  la 
Haye  du  17  juillet  1905  relative  ä  la  proc^dure  civile.  Toutefois.  cette  remise 
en  vigueur  demeure  et  demeurera  Sans  effet  vis-ä-vis  de  la  France,  du  Portu- 
gal et  de  la  Roumanie. 

Article  288. 
Les  droits  et  Privileges  sp6ciaux  accordös  ä  l'Allemagne  par  l'article  3 
de  la  Convention   du  2  d6cembre  1899  relative   aux   iles  Samoa,   seront  con- 
sid6r6s  comme  ayant  pris  fin  ä  la  date  du  4  aoüt  1914. 

Article  289. 

Chacune  des  Puissances  alliöes  ou  associees,  s'inspirant  des  principes 
g^n^raux  ou  des  stipulations  particuli^res  du  pröscnt  Trait6,  notifiera  ä  l'Alle- 
raagne  les  Conventions  bilaterales  ou  les  trait6s  bilatöraux,  dont  eile  exigera 
la  remise  en  vigueur  avec  eile. 

La  notification  pr^vue  au  präsent  article  sera  faite,  soit  directement. 
soit  par  l'entremise  d'une  autre  Puissance.  11  en  sera  accusö  r^ception  par 
ecrit  par  l'Allemagne;  la  date  de  la  remise  en  vigueur  sera  celle  de  la 
notification. 
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Les  Puissances  alli6es  ou  associ6es  s'engagent  entre  elles  ä  ne  remettre 
en  vigueur  avec  l'Allemagne  que  les  Conventions  ou  trait6s  qui  sont  conformes 
aux  stipulations  du  präsent  Trait6. 

La  notitication  mentionnera  6ventuellement  Celles  des  dispositioDS  de 
ces  Conventions  ou  trait6s  qui,  n'6tant  pas  conformes  aux  stipulations  du 
pr6sent  Trait6,  ne  seront  pas  consid6r6es  comme  remises  en  vigueur. 

En  cas  de  divergence  d'avis,  la  Soci6t6  des  Nations  sera  appel6e  ä  se 
prononcer. 

Un  d6lai  de  six  mois,  qui  courra  depuis  la  mise  en  vigueur  du  präsent 
Traitö,  est  imparti  aux  Puissances  alli6es  ou  associöes  pour  proc6der  ä.  la 
notilication. 

Les  Conventions  bilaterales  et  trait6s  bilat^raux,  qui  auront  fait  l'objet 
d'une  teile  notification,  seront  seuls  remis  en  vigueur  entre  les  Puissances 
alliöes  ou  associ^es  et  l'Allemagne;  tous  les  autres  sont  et  demeureront  abrogös. 

Les  riligles  ci-dessus  sont  applicables  ä  toutes  Conventions  bilaterales  ou 
traites  bilateraux  existant  entre  toutes  les  Puissances  alli6es  et  associ6es 
signataires  du  präsent  Traitö  et  TAllemagne,  mßme  si  lesdites  Puissances 
aliiees  et  associöes  n'ont  pas  6t6  en  6tat  de  guerre  avec  eile. 

Article  290. 

L'Allemagne  reconnait  comme  6tant  et  demeurant  abrogäs  par  le  präsent 
Traitä  tous  les  traitäs,  Conventions  ou  accords  qu'elle  a  conclus  avec  l'Autriche, 
la  Hongrie,  la  Bulgarie  ou  la  Turquie  depuis  le  1"  aoüt  1914  jusqu'ä  la  mise 
en  vigueur  du  präsent  Traitä. 

Article  291. 

L'Allemagne  s'engage  ä  assurer  de  plein  droit  aux  Puissances  alliäes  et 
associäes,  ainsi  qu'aux  fonctionnaires  et  ressortissants  desdites  Puissances,  le 
bänäfice  de  tous  les  droits  et  avantages  de  quelque  nature  que  ce  soit  qu'elle 
a  pu  concäder  ä  l'Autriche,  ä  la  Hongrie,  ä  la  Bulgarie,  ou  ä  la  Turquie,  ou 
concäder  aux  fonctionnaires  et  ressortissants  de  ces  Etats,  par  traitäs,  Conven- 
tions ou  accords,  conclus  avant  le  1"  aoüt  1914,  aussi  longtemps  que  ces 
traitäs,  Conventions  ou  accords  resteront  en  vigueur. 

Les  Puissances  alliäes  et  associäes  se  räservent  d'accepter  ou  non  le 
bänäfice  de  ces  droits  et  avantages. 

Article  292. 
L'Allemagne  reconnait  comme  ätant  et  demeurant  abrogäs  tous  les  traitäs, 
Conventions  ou  accords  qu'elle  a  conclus  avec  la  Russie  ou  avec  tout  Etat  ou 
Gouvernement  dont  le  territoire  constituait  antärieurement  une  partie  de  la 
Russie,  ainsi  qu'avec  la  Roumanie,  avant  le  1"  aout  1914  ou  depuis  cette  date, 
jusqu'ä  la  mise  en  vigueur  du  präsent  Traitä. 

Article  293. 

Au  cas  oü,  depuis  le  1°'  aoüt  1914,  une  Puissance  alliäe  ou  associäe.  la 
Russie,  ou  un  Etat  ou  Gouvernement  dont  le  territoire  constituait  antärieure- 
ment  une  partie  de  la  Russie,  aurait  ätä  contraint  ä  la  suite  d'une  occupation 
militaire,  par  tout  autre  moyen  ou  pour  toute  autre  cause,  d'accorder  ou  de 
laisser  accorder  par  un  acte  ämanant  d"une  autoritä  publique  quelconque,  des 
concessions,  priviläges  et  faveurs  de  quelque  nature  que  ce  soit  ä  l'Allemagne 
ou  ä  un  ressortissant  allemand,  ces  concessions,  priviläges  et  faveurs  sont 
annuläs  de  plein  droit  par  le  präsent  Traitä. 

Toutes  charges  ou  indemnitäs  pouvant  äventuellement  räsulter  de  cette 
annulation  ne  seront  en  aucun  cas  supportäes  par  les  Puissances  alliäes  et 
associäes,  ni  par  les  Puissances,  Etats,  Gouvernements  ou  autoritäs  publiques 
que  le  präsent  article  dälie  de  leurs  engagements. 
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Article  294. 

D5s  la  mise  en  vigueur  du  präsent  Traitä,  l'Allemagne  s'engage  ä  faire 
Wn^ficier  de  plein  droit  les  Puissances  alliöes  et  associöes,  ainsi  que  leurs 
ressortissauts,  des  droits  et  avantages  de  quelque  nature  que  ce  soit  qu'elle 
a  concöd^s  depuis  le  l"  aoüt  1914  jusqu'ä  la  mise  en  vigueur  du  präsent  Traitö, 
par  traitös,  Conventions  ou  accords,  ä  des  Etats  non  bellig6rants  ou  ressor- 
tissants  de  ces  Etats,  aussi  longtemps  que  ces  trait^s,  Conventions  ou  accords 
resteront  en  vigueur. 

Article  295. 

Celles  des  Hautes  Parties  Contractantes  qui  n'auraient  pas  encore  sign^ 
ou  qui,  apres  avoir  sign6,  n'auraient  pas  encore  ratifiö  la  Convention  sur 
l'opium,  sign^e  ä  la  Haye  le  28  janvier  1912,  sont  d'accord  pour  mettre  cette 
Convention  en  vigueur,  et,  ä  cette  fin,  pour  6dicter  la  l^gislation  n6cessaire 
aussitot  qu'il  sera  possible  et,  au  plus  tard,  dans  les  douze  mois  qui  suivront 
la  mise  en  vigueur  du  präsent  Traitö. 

Les  Hautes  Parties  Contractantes  conviennent.  en  outre,  pour  celles 
d'entre  elles  qui  n'ont  pas  encore  ratifi6  ladite  Convention,  que  la  ratification 
du  präsent  Trait6  öquivaudra,  ä  tous  ögards,  ä  cette  ratification  et  ä  la  signature 
du  Protocole  special  ouvert  ä  la  Haye  conformöment  aux  r^solutions  de  la 
troisiöme  Conference  sur  Topium,  tenue  en  1914  pour  la  mise  en  vigueur  de 
ladite  Convention. 

Le  Gouvernement  de  la  R^publique  francjaise  communiquera  au  Gouverne- 
ment des  Pays-Bas  une  copie  certifiöe  conforme  du  proc^s-verbal  de  deput  des 
ratifications  du  präsent  Traitö  et  invitera  le  Gouvernement  des  Pays-Bas  ä 
accepter  et  recevoir  ce  document  comme  d6p6t  des  ratifications  de  la  Convention 
du  23  janvier  1912  et  comme  signature  du  Protocole  additionnel  de  1914. 

Section  III. 

Dettes. 
Article  296. 

Seront  r6gl6es  par  Tinterm^diaire  d'Oflices  de  v^rification  et  de  compen- 
sation  qui  seront  constitu^s  par  chacune  des  Hautes  Parties  Contractantes 
dans  un  d61ai  de  trois  mois  ä  dater  de  la  notification  pr^vue  ä  Talin^a  e) 
ci-apres,  les  cat6gories  suivantes  d'obligations  p6cuniaires : 

1"  Les  dettes  exigibles  avant  la  guerre  et  dues  par  les  ressortissauts 
d'une  des  Puissances  Contractantes,  r6sidant  sur  le  territoire  de  cette  Puis- 
sance,  aux  ressortissants  d'une  Puissance  adverse  rtSsidant  sur  le  territoire 
de  cette  Puissance; 

2°  Les  dettes  devenues  exigibles  pendant  la  guerre.  et  dues  aux  ressor- 
tissants d'une  des  Puissances  Contractantes  r^sidant  sur  le  territoire  de  cette 
Puissance  et  r^sultant  de  transactions  ou  de  contrats,  pass6s  avec  les  ressor- 
tissants d'une  Puissance  adverse  residant  sur  le  territoire  de  cette  Puissance, 
dont  l'exöcution  totale  ou  partielle  a  6t6  suspendue  du  fait  de  la  d^claration 
de  guerre ; 

3"  Les  intörets  6chus  avant  et  pendant  la  guerre,  et  dus  ä  un  ressor- 
tissant  d'une  des  Puissances  Contractantes,  provenant  des  valeurs  6mises  par 
une  Puissance  adverse,  pourvu  que  le  payement  de  ces  intörfts  aux  ressor- 
tissants de  cette  Puissance  ou  aux  neutres  n'ait  pas  6ii  suspendu  pendant 
la  guerre ; 

4*^  Les  capitaux  remboursables  avant  et  pendant  la  guerre,  payables 
aux  ressortissants  d'une  des  Puissances  Contractantes,  repr6sentant  des  valeurs 
^mises  par  une  Puissance  adverse,  pourvu  quo  le  payement  de  ce  capital  aux 
ressortissants  de  cette  Puissance  ou  aux  neutres  n'ait  pas  «5t6  suspendu  pen- 
dant la  guerre. 
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Las  produits  des  liquidations  des  biens,  droits  et  intörßts  ennemis  vis6s 
dans  la  Section  IV  et  son  Annexe,  seront  pris  en  Charge  dans  la  monnaie  et 
au  change  pr^vus  ci-apris  k  ralin(*a  d),  par  les  Offices  de  v6rification  et  de 
compensation  et  affect6s  par  eux  dans  les  conditions  prevues  par  lesdites 
Section  et  Annexe. 

Les  Operations  vis6es  dans  le  pr6sent  article  seront  effectu6es  Selon  les 
principes  suivants  et  conformöment  ä  l'Annexe  de  la  präsente  section : 

a)  Chacune  des  Hautes  Parties  Contractantes  interdira.  d6s  la  mise  en 
vigueur  du  present  Trait6  tous  payements.  acceptations  de  pa\'ements  et 
g6n6ralement  toutes  Communications  entre  les  parties  int6ress6es,  relativement 
au  röglement  desdites  dettes,  autrement  que  par  Tintermödiaire  des  Offices  de 
v6rification  et  de  compensation  susvis(5s ; 

b)  Chacune  des  Hautes  Parties  Contractantes  sera  respectivement  respon- 
sable du  payement  desdites  dettes  de  ses  nationaux,  sauf  dans  le  cas  oü  le 
debiteur  6tait,  avant  la  guerre,  en  faillite,  en  döconfiture  ou  en  6tat  d'insol- 
vabilit6  d6clar6e  ou  si  la  dette  ^tait  due  par  une  soci6t6,  dont  les  affaires 
ont  6t6  liquidöes  pendant  la  guerre  conform6ment  ä  la  l^gislation  exception- 
nelle  de  guerre.  N6anmoins  les  dettes  des  habitants  des  territoires  envahis 
qu  occup6s  par  l'ennemi  avant  1' Armistice  ne  seront  pas  garanties  par  les 
Etats  dont  ces  territoires  fönt  partie ; 

c)  Les  sommes  dues  aux  ressortissants  d'une  des  Puissances  Contrac- 
tantes par  les  ressortissants  d'une  Puissance  adverse  seront  port6es  au  d6bit 
de  rOfüce  de  v6rification  et  de  compensation  du  pays  du  döbiteur  et  vers6e3 
au  cr6ancier  par  l'Office  du  pays  de  ce  dernier ; 

d)  Les  dettes  seront  pay6es  ou  cr6dit6es  dans  la  monnaie  de  celle  des 
Puissances  alli^es  et  associ^es  (y  compris  les  colonies  et  protectorats  des 
Puissances  alli^es,  les  Dominions  britanniques  et  l'Inde),  qui  sera  int6ress6e. 
Si  les  dettes  doivent  etre  r6gl6es  dans  toute  autre  monnaie,  elles  seront  pay^es 
ou  cr6dit6es  dans  la  monnaie  de  la  Puissance  alli6e  ou  associ^e  int6ress6e 
(colonie,  protectorat,  Dominion  britannique  ou  Inde).  La  conversion  se  fera 
au  taux  du  change  d'avant-guerre. 

Pour  l'application  de  cette  disposition,  on  considere  que  le  taux  du  change 
d'avant-guerre  est  6gal  ä  la  moyenne  des  taux  des  transferts  t6l6graphiques  de  la 
Puissance  alliöe  ou  associ^e  int6ress6e  pendant  le  mois  pr6c6dant  imm^diatement 
l'ouverture  des  hostilit^s  entre  ladite  Puissance  int6ress6e  et  l'Allemagne. 

Dans  le  cas  oü  un  contrat  stipulerait  express6ment  un  taux  fixe  de 
change  pour  la  conversion  de  la  monnaie,  dans  laquelle  l'obligation  est  ex- 
prim6e,  en  la  monnaie  de  la  Puissance  alliöe  ou  associöe  int6ress6e,  la  dis- 
position ci-dessus,  relative  au  taux  du  change  ne  sera  pas  applicable. 

En  ce  qui  concerne  les  Puissances  nouvellement  cr66es,  la  monnaie  de 
rfeglement  et  le  taux  du  change  applicables  aux  dettes  ä  payer  ou  ä  cröditer 
seront  fix6s  par  la  Commission  des  r^parations  pr(5vue*  dans  la  Partie  VIII 
(R6parationsj : 

e)  Les  prescriptions  du  präsent  article  et  de  l'Annexe  ci-jointe  ne  s'ap- 
pliqueront  pas  entre  l'Allemagne  d'une  part  et,  d'autre  part,  l'une  quelconque 
des  Puissances  alliäes  ou  associöes,  leurs  colonies  et  pays  de  protectorat,  ou 
I'un  quelconque  des  Dominions  britanniques,  ou  l'Inde,  ä  moins  que,  dans  un 
d6lai  d'un  mois,  ä  dater  du  döpöt  de  la  ratification  du  präsent  Traitä  par  la 
Puissance  en  qaestion  ou  de  la  ratification  pour  le  compte  de  ce  Dominion 
ou  de  rinde,  notification  ä  cet  effet  ne  soit  donnäe  ä  l'Allemagne  par  les 
Gouvernements  de  teile  Puissance  alliäe  ou  associäe,  de  tel  Dominion  bri- 
tannique, ou  de  rinde,  suivant  le  cas ; 

f)  Les  Puissances  alliäes  et  associäes  qui  ont  adhärä  au  präsent  article 
et  ä  l'Annexe  ci-jointe,  pourront  convenir  entre  elles  de  les  appliquer  ä  leurs 


*   Vorlage :  prevues. 
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ressortissants  respectifs  ötablis  sur  leur  territoire,  en  ce  qui  concerne  les 
rapports  entre  ces  ressortissants  et  les  ressortissants  allemands.  Dans  ce  cas, 
les  payements  effectu6s  par  application  de  la  präsente  disposition  feront  l'objet 
de  röglements  entre  les  Offices  de  v6rification  et  de  compensation  alli^s  et 
associ^s  int6ress6s. 

Annexe. 

§  1- 

Chacune  des  Hautes  Parties  Contractantes  cröera,  dans  un  dölai  de  trois 
mois,  ä  dater  de  la  notification  prövue  ä  l'article  296  e)  un  „Office  de  v6ri- 
fication  et  de  compensation"  pour  le^payement  et  le  recouvrement  des  dettes 
ennemies. 

II  pourra  etre  cr66  des  Offices  locaux  pour  une  partie  des  territoires 
des  Haates  Parties  Contractantes.  Ces  Offices  agiront  sur  ces  territoires 
comme.  les  Offices  centraux ;  mais  tous  les  rapports  avec  TOffice  6tabli  dans 
le  pays  adverse  auront  Heu  par  rintermödiaire  de  l'Office  central. 

§  2. 

Dans  la  präsente  Annexe,  on  d6signe  par  les  mots  „dettes  ennemies" 
les  obligations  pöcuniaires  vis^es  au  premier  paragraphe  de  l'article  296,  par 
„däbiteurs  ennemis"  les  personnes  qui  doivent  ces  sommes,  par  „cröanciers 
ennemis"  les  personnes  ä  qui  elles  sont  dues,  par  „Office  cröancier"  l'Office 
de  vörification  et  compensation  fonctionnant  dans  le  pays  du  cr6ancier  et  par 
„Office  d^biteur"  l'Office  de  vörification  et  compensation  fonctionnant  dans 
le  pays  du  d^biteur. 

§  3. 

Les  Hautes  Parties  Contractantes  sanctionneront  les  infractions  aux 
dispositions  du  paragraphe  a)  de  l'article  296  par  les  peines  prövues  actuelle- 
ment,  dans  leur  lögislation.  pour  le  commerce  avec  l'ennemi.  Elles  interdiront 
6galement  sur  leur  territoire  toute  action  en  justice  relative  au  payement 
des  dettes  ennemies,  en  dehors  des  cas  pr^vus  par  la  präsente  Annexe. 

§  4. 

La  garantie  gouvernementale  pr6vue  au  paragraphe  b)  de  l'article  296 
s'applique,  lorsque  le  recouvrement  ne  peut  etre  effectuö,  pour  quelque  cause  que 
ce  soit,  sauf  dans  le  cas  oü.  selon  la  lögislatibn  du  pays  du  d^biteur,  la  dette 
6tait  prescrite  au  moment  de  la  döclaration  de  guerre  ou  si,  ä  ce  moment, 
le  döbiteur  ötait  en  faillite,  en  döconfiture  ou  en  6tat  d'insolvabilit6  d6clar6e 
ou  si  la  dette  ätait  due  par  une  soci6t6  dont  les  affaires  ont  et6  liquidöes 
conform6ment  ä  la  l^gislation  exceptionnelle  de  guerre.  Dans  ce  cas,  la  pro- 
c6dure  pr6vue  par  la  präsente  Annexe  s'appliquera  au  payement  des  röpartitions. 

Les  termes  „en  faillite,  en  döconfiture"  visent  l'application  des  legis- 
lations  qui  prövoient  ces  situations  juridiques.  L'expression  „en  6tat  d'insol- 
vabilit6  döclaröe"  a  la  meme  signification  qu'en  droit  anglais. 

§  ö. 

Les  cr6anciers  notifieront,  ä  l'Office  cröancier,  dans  le  delai  de  six  mois, 
ä  dater  de  sa  cr6ation,  les  dettes  qui  leur  sont  dues  et  fourniront  ä  cet 
Office   tous   les   documents   et  renseignements  qui  leur  seront  demand^s. 

Les  Hautes  Parties  Contractantes  prendront  toutes  mesures  utiles  pour 
poursuivre  et  punir  les  collusions  qui  pourraient  se  produire  entre  creanciers 
et  döbiteurs  ennemis.  Les  Offices  se  communiqueront  toutes  les  indications 
et  renseignements  pouvant  aider  k  d^couvrir  et  ä  punir  de  semblables  collusions. 

Les  Hautes  Parties  Contractantes  faciliteront  autant  que  possible  la 
communication  postale  et  t616graphique,  aux  frais  des  parties  et  par  l'inter- 
mödiaire  des  Offices,  entre  döbiteurs  et  cr6anciers  d^sireux  d'arriver  ä  uu 
accord  sur  le  montant  de  leur  dette. 
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L'Office  cr6ancier  notifiera  ä  l'Üffice  d6biteur  toutes  les  dettes  qui  lui 
auront  6t6  döciar^es.  L'Office  dßbiteur  fera,  en  temps  utile,  connaitre  ä 
l'Üffice  cr6ancier  les  dettes  reconnues  et  les  dettes  contest^es.  Dans  ce  dernier 
cas,  rOffice  d^biteur  mentionnera  les  motifs  de  la  non-reconnaissance  de  la  dette. 

Lorsqu'une  dette  aura  6t6  reconnue,  en  tout  ou  partie,  TOffice  d6biteur 
cröditera  aussitOt  du  montant  reconnu  l'Office  cr6ancier  qui  sera,  en  mßme 
temps,  avisö  de  ce  credit. 

§  7- 
La  dette  sera  consid6r6e  comme  reconnue  pour  sa  totalit6  et  le  montant 
en  sera  immödiatement  port6  au  crödit  de  l'Office  cr6ancier,  ä  moins  que, 
dans  un  dölai  de  trois  mois  ä  partir  de  la  röception  de  la  notification  qui 
lui  aura  6t6  faite  (sauf  Prolongation  de  ce  d^lai  accept^e  par  l'Office  cr6ancier), 
l'Office  döbiteur  ne  fasse  connaitre  que  la  dette  n'est  pas  reconnue. 

§'8. 
Dans  le  cas  oü  la  dette  ne  serait  pas  reconnue,  en  tout  ou  partie,  les 
deux  Offices  examineront  l'affaire   d'un  commun  accord  et  tenteront  de  con- 
cilier  les  parties. 

§  9- 

L'Office  cröancier  payera  aux  particuliers  cröanciers  les  sommes  port^es 
ä  son  credit  en  utilisant  ä  cet  effet  les  fonds  mis  ä  sa  disposition  par  le 
Gouvernement  de  son  pays  et  dans  les  conditions  fixöes  par  ce  Gouvernement, 
en  opörant  notamment  toute  retenue  jugöe  nöcessaire  pour  risques,  frais  ou 
droits  de  commission. 

§  10. 

Toute  personne  qui  aura  r6clam6  le  payement  d'une  dette  ennemie  dont 
le  montant  n'aura  pas  öt6  reconnu  en  tout  ou  en  partie  devra  payer  ä  l'Office, 
ä  titre  d'amende,  un  int^ret  de  5  p.  100  sur  la  partie  non  reconnue  de  la  dette. 
De  meme,  toute  personne  qui  aura  indüment  refus6  de  reconnaitre  tout  ou 
partie  d'une  dette  ä  eile  röclamöe  devra  payer,  ä  titre  d'amende,  un  int6r6t 
de  5  p.  100  sur  le  montant  au  sujet  duquel  son  refus  n'aura  pas  6t6  reconnu 
justifi6. 

Cet  int^ret  sera  du  ä  partir  du  jour  de  l'expiration  du  dölai  pr^vu  au 
paragraphe  7  jusqu'au  jour  oü  la  r^clamation  aura  6t6  reconnue  injustifiöe 
ou  la  dette  pay^e. 

Les  Offices,  chacun  en  ce  qui  le  concerne,  poursuivront  le  recouvrement 
des  amendes  ci-dessus  vis6es  et  seront  responsables  dans  le  cas  oü  ces  amendes 
ne  pourront  pas  etre  recouvröes. 

Les  amendes  seront  port6es  au  credit  de  l'Office  adverse,  qui  les  conser- 
vera  ä  titre  de  contribution  aux  frais  d'exöcution  des  präsentes  dispositions. 

§  11- 

La  balance  des^  Operations  entre  les  Offices  sera  stabile  tous  les  mois  et 
le  solde  r6gl6  par  l'Etat  döbiteur  dans  un  d61ai  de  huitaine  et  par  versement 
effectif  de  num^raire. 

Toutefois,  les  soldes  pouvant  etre  dus  par  une  ou  plusieurs  Puissances 
alliöes  ou  associöes  seront  retenus  jusqu'au  payement  integral  des  sommes 
dues  aux  Puissances  alli^es  ou  associöes  ou  ä  leurs  ressortissants  du  chef  de 
la  guerre. 

§  12. 

En  vue  de  faciliter  la  discussion  entre  les  Offices,  chacun  d'eux  aura  un 
repr^sentant  dans  la  ville  oü  fonctionnera  l'autre. 

§  13. 
Sauf  exception  motiv6e,  les  affaires  seront  discutöes  autant  que  possible 
dans  les  bureaux  de  l'Office  döbiteur. 
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§  14. 

Par  application  de  l'article  296,  paragraphe  b),  les  Hautes  Parties  Contrac- 
tantes  sont  responsables  du  payement  de  dettes  ennemies  de  leurs  ressor- 
tissants  d6biteurs. 

L'Oftice  döbiteur  devra  donc  cr^diter  l'Office  cr6ancier  de  toutes  les  dettes 
reconnues,  alors  meme  que  le  recouvrement  sur  le  particulier  d^biteur  aurait 
6t6  impossible.  Les  Gouvernements  devront  n6anmoins  donner  ä  leur  Office 
tout  pouvoir  nöcessaire  pour  poursuivre  le  recouvrement  des  cröances  reconnues. 

Exceptionnellement,  les  dettes  reconnues  qui  sont  dues  par  des  personnes 
ayant  subi  des  dommages  de  guerre  ne  seront  inscrites  au  credit  de  l'Office 
cröancier  que  lorsque  l'indemnitö  qui  pourrait  leur  etre  due  pour  ces  dommages 
aura  6t6  payöe. 

§  lö. 

Chaque  Gouvernement  garantira  les  frais  de  l'Office  install6  sur  son  terri- 
toire,  y  compris  les  appointements  du  personnel. 

§  16. 

En  cas  de  dösaccord  eutre  deux  Offices  sur  la  r6alit6  de  la  dette  ou  en 
cas  de  conflit  entre  le  döbiteur  et  le  cr6ancier  ennemis  ou  entre  les  Offices, 
la  contestation  sera  ou  soumise  ä  un  arbitrage  (si  les  parties  y  consentent 
et  dans  les  conditions  fix6es  par  elles  d'un  commun  accord),  ou  port6e  devant 
le  Tribunal  arbitral  mixte  prövu  dans  la  Section  VI  ci-aprös. 

La  contestation  peut  toutefois,  ä  la  demande  de  l'Office  cröancier.  etre 
soumise  ä  la  juridiction  des  Tribunaux  de  droit  commun  du  domicile  du 
döbiteur. 

§  17. 

Les  sommes  allou^es  par  le  Tribunal  arbitral  mixte,  par  les  tribunaux 
de  droit  commun  ou  par  le  tribunal  d'arbitrage  seront  recouvräes  par  l'inter- 
m^diaire  des  Offices  comme  si  ces  sommes  avaient  6t6  reconnues  dues  par 
l'Office  däbiteur. 

§  18. 

Les  Gouvernements  int6ress6s  dösignent  un  agent  chargö  d  introduire  les 
instances  devant  le  Tribunal  arbitral  mixte  pour  le  compte  de  son  Office. 
Cet  agent  exerce  un  contrule  gönöral  sur  les  mandataires  ou  avocats  des 
ressortissants  de  son  pays. 

Le  Tribunal  juge  sur  piöces.  II  peut  toutefois  entendre  les  parties  com- 
paraissant  en  personne  ou  reprösentöes,  ä  leur  gr6,  soit  par  des  mandataires 
agr66s  par  les  deux  Gouvernements,  soit  par  l'agent  vise  ci-dessus,  qui  a  pouvoir 
d'intervenir  aux  cöt6s  de  la  partie  comme  de  reprendre  et  soutenir  la  demande 
abandonn6e  par  eile. 

§  19. 

Les  Offices  int6ress6s  fourniront  au  Tribunal  arbitral  mixte  tous  renseigne- 
mentsetdocuments  qu'ils  aurout  en  leur  possession,  afiii  de  permettre  au  Tribunal 
de  statuer  rapidement  sur  les  affaires  qui  lui  sont.  soumises. 

t?  20. 

Les  appels  de  l'une  des  parties  contre  la  döcision  conjointe  des  deux 
Offices  entrainent,  k  la  charge  de  l'appelant,  une  consignation  qui  n'est  restituee 
que  lorsque  la  premiöre  d^cision  est  röformee  en  faveur  de  l'appelant  et  dans 
la  mesure  du  succös  de  ce  dernier,  son  adversaire  devant,  en  ce  cas.  i-tre,  dans 
une  6gale  proportion,  condamnö  aux  dommages  et  döpens.  La  consignation 
peut  etre  remplacee  par  une  caution  accept6e  par  le  Tribunal. 

ün  droit  de  5  p.  100  sur  le  montant  de  la  somnie  en  litige  sera  prt'levt^ 
pour  toutes  les  affaires  soumises  au  Tribunal.  Sauf  dt^cision  contraire  du  Tribunal, 
le  droit  sera  supportö  par  la  partie  perdante.  Ce  droit  se  cumulera  avec  la  con- 
signation vis6e  ci-dessus.     II  est  ögalement  indüpendent  de  \x  caution. 
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Le  Tribunal  peut  allouer  ä  l'une  des  parties  des  dommages  et  int^rßts 
k  concurrence  des  frais  du  proces. 

Toute  somme  due  par  application  du  pr6sent  paragraphe  sera  port6e  au 
cr6dit  de  l'Office  de  la  partie  gagnante  et  fera  l'objet  d'un  compte  s6par6. 

§  21. 

En  vue  de  l'expödition  rapide  des  affaires,  il  sera  tenn  compte,  pour  la 
dösignation  du  personnel  des  Offices  et  du  Tribunal  arbitral  mixte,  de  la  con- 
naissance  de  la  langue  du  pays  adverse  int6ress6. 

Les  Offices  pourront  correspondre  librement  entre  eux  et  se  transmettre 
des  documents  dans  leur  langue. 

§  22. 

Sauf  accord  contraire  entre  les  Gouvernements  int6ress6s,  les  dettes  por- 
teront  intöret  dans  les  conditions  suivantes : 

Aucun  int^rßt  n'est  du  sur  les  sommes  dues  ä  titre  de  dividendes  int6r6ts 
ou  autres  pajements  p6riodiques  reprösentant  l'int^ret  du  capital. 

Le  taux  de  l'intöret  sera  de  5  o/o  par  an  sauf  si,  en  vertu  d'un  contrat, 
de  la  loi  ou  de  la  coutume  locale,  le  cr6ancier  devait  recevoir  un  intöret  d'un 
taux  diffärent.     Dans  ce  cas,  c'est  ce  taux  qui  sera  appliqu6. 

Les  int^rets  courront  du  jour  de  l'ouverture  des  hostilitös  ou  du  jour 
de  l'echäance  si  la  dette  ä  recouvrer  est  6chue  au  cours  de  la  guerre,  et  iusqu'au 
jour  oü  le  montant  de  la  dette  aura  6t6  port6  au  credit  de  l'Office  cr6ancier. 

Les  int^rets,  en  tant  qu'ils  sont  dus,  seront  consid6r6s  comme  des  dettes 
reconnues  par  les  Offices  et  port6s,  dans  les  memes  conditions,  au  cr6dits  de 
l'Office  cr6ancier. 

Si,  ä  la  suite  d'une  döcision  des  Oifices  ou  du  Tribunal  arbitral  mixte, 
une  röclamation  n'est  pas  considöröe  comme  rentrant  dans  les  cas  prövus 
dans  l'article  296,  le  cr6ancier  aura  la  facultö  de  poursuivre  le  recouvrement 
de  sa  creance  devant  les  tribunaux  de  droit  commun  ou  par  toute  autre  voie 
de  droit. 

La  demande  adress6e  ä  l'Office  est  interruptive  de  prescription. 

§  24. 

Les  Hautes  Parties  Contractantes  conviennent  de  considärer  les  döcisions 
du  Tribunal  arbitral  mixte  comme  definitives  et  de  les  rendre  obligatoires 
pour  leurs  ressortissants. 

§  25. 

Si  un  Office  cr^ancier  se  refuse  ä  notifier  ä  l'Ofiice  döbiteur  une  r6cla- 
mation  ou  ä  accomplir  un  acte  de  proc6dure  pr6vu  ä  la  präsente  Annexe 
pour  faire  valoir,  pour  tout  ou  partie,  une  demande  qui  lui  aura  6t6  düment 
notifiöe,  il  sera  tenu  de  d^livrer  au  cr^ancier  un  certificat  indiquant  la  somme 
r6clam6e  et  ledit  cr^ancier  aura  la  facultä  de  poursuivre  le  recouvrement  de 
la  creance  devant  les  tribunaux  de  droit  commun  ou  par  toute  autre  voie 
de  droit. 

Section  IV. 

Biens,  Droits  et  Intörets. 

Article  297. 

La  question  des  biens,  droits  et  int^rets  priv^s  en  pays  ennemi  recevra 

sa   Solution  conformöment   aux   principes   posäs  dans   la   präsente  Section  et 

aux  dispositions  de  l'Annexe  ci-jointe. 

a)  Les  mesures  exceptionnelles  de  guerre  et  les  mesures  de  disposition, 
telles  qu'elles  sont  döfinies  dans  l'Annexe  ci-jointe,  paragraphe  3,  prises  par 
l'Allemagne,  concernant  les  biens,  droits  et  int^rets  des  ressortissants  des 
Puissances   alli^es   ou   associ^es,   y   compris   les  soci6t6s  et  associations  dans 
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lesquelles  ces  ressortissants  6taient  int6ress63,  seront  immi5diatemeot  lev6es 
ou  arretöes  lorsque  la  liquidation  n"en  aura  pas  6t6  terminöe,  et  las  biens, 
droits  et  int6rets  dont  il  s'agit  seront  restitu6s  aux  ayants  droit,  qui  en 
auront  la  pleine  jouissance  dans  les  conditions  fix^es  par  l'article  298. 

b)  Sous  röserve  des  dispositions  contraires  qui  pourraient  r^sulter  du 
präsent  Trait»5,  les  Puissances  alliöes  ou  associ^es  se  r6servent  le  droit  de 
retenir  et  de  liquider  tous  les  biens,  droits  et  int^rets  appartenant,  ä  la  date 
de  la  mise  en  vigueur  du  präsent  Traitö,  ä  des  ressortissants  allemands  ou 
des  soci6t6s  contröl^es  par  eux  sur  leur  territoire,  dans  leurs  colonies, 
possessions  et  pays  de  protectorat,  y  compris  les  territoires  qui  leur  ont  6t6 
c6d6s  en  vertu  du  präsent  Trait^. 

La  liquidation  aura  lieu  conform6ment  aux  lois  de  TEtat  alli6  ou 
associö  int6ress6  et  le  propriötaire  allemand  ne  pourra  disposer  de  ces  biens, 
droits  et  int^rets,  ni  les  grever  d'aucune  Charge,  Sans  le  consentement  de 
cet  Etat. 

Ne  seront  pas  consid6r6s,  au  sens  du  präsent  paragraphe.  comme  ressor- 
tissants allemands,  les  ressortissants  allemands  qui  acquiferent  de  plein  droit 
la  nationalite  d'une  Puissance  alli6e  ou  associöe,  par  application  du  präsent 
Traitö. 

c)  Les  prix  ou  indemnit^s  r^sultant  de  l'exercice  du  droit  vis6  au  para- 
graphe b)  seront  fixös  d'apres  les  modes  d'^valuation  et  de  liquidation  d^ter- 
min6s  par  la  lögislation  du  pays,  dans  lequel  les  biens  ont  6t6  retenus  ou 
liquides. 

d)  Dans  les  rapports  entre  les  Puissances  alli^es  ou  associöes  ou  leurs 
ressortissants  d'une  part,  et  TAUemagne  ou  ses  ressortissants  d'autre  part, 
seront  consid6r6es  comme  definitives  et  opposables  ä  toute  personne,  sous  les 
röserves  pr6vues  au  präsent  Trait^,  toutes  mesures  exceptionnelles  de  guerre 
ou  de  disposition,  ou  actes  accomplis  ou  ä  accomplir  en  vertu  de  ces  mesures, 
telles  qu'elles  sont  d^finies  dans  les  paragraphes  1  et  3  de  l'Annexe  ci-jointe. 

e)  Les  ressortissants  des  Puissances  alliöes  ou  associöes  auront  droit  ä 
une  indemnile  pour  les  dommages  ou  pr6judices  caus^s  ä  leurs  biens,  droits 
ou  intörets,  y  compris  les  soci6t6s  ou  associations  dans  lesquelles  ils  6taient 
int6ress6s  sur  le  territoire  allemand,  tel  qu'il  existait  au  1"  aoüt  1914,  par 
Tapplication.  tant  des  mesures  exceptionnelles  de  guerre  que  des  mesures  de 
disposition  qui  fönt  l'objet  des  paragraphes  1  et  B  de  l'Annexe  ci-jointe.  Les 
r^clamations  l'ormul^es  ä.  ce  sujet  par  ces  ressortissants  seront  eiamin^es  et 
le  montant  des  indemnit6s  sera  fix6  par  le  Tribunal  arbitral  mixte  pr6vu  par 
la  Section  VI  ou  par  un  arbitre  d(5sign6  par  ledit  Tribunal ;  les  indemnitös 
seront  ä  la  charge  de  l'Allemagne  et  pourront  etre  pr6lev6es  sur  les  biens 
des  ressortissants^  allemands,  existant  sur  le  territoire  ou  se  trouvant  sous 
le  controle  de  l'Etat  du  r6clamant.  Ces  biens  pourront  etre  constitu<5s  en 
gage  des  obligations  ennemies,  dans  les  conditions  fix^es  par  le  paragraphe  4 
de  l'Annexe  ci-jointe.  Le  payement  de  ces  indemnit6s  pourra  ötre  effectue 
par  la  Puissance  alli6e  ou  associ(5e  et  le  montant  porte  au  döbit  de  l'Allemagne. 

f)  Toutes  les  fois  que  le  ressortissant  d'une  Puissance  alli^e  ou  associ^e, 
propri6taire  d'un  bien,  droit  ou  int6ret  qui  a  fait  l'objet  d'une  mesure  de 
disposition  sur  le  territoire  allemand  en  exprimera  le  desir,  il  sera  satisfait 
k  la  r^clamation  pr6vue  au  paragraphe  e),  lorsque  le  bien  eiiste  encore  en 
nature,  par  la  restitution  dudit  bien. 

Dans  ce  cas,  l'Allemagne  devra  prendre  toutes  les  mesures  nt^cessaires 
pour  remettre  le  propriötaire  (Svinc6  en  possession  de  son  bien,  libre  de  toutes 
charges  ou  servitudes  dont  il  aurait  6t6  grev(5  apres  la  liquidation.  et  indem- 
niser  tout  tiers  16se  par  la  restitution. 
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Si  la  restitution  vis6e  au  präsent  paraj^raphe  ne  peut  6tre  eRectu6,  des 
accords  particuliers,  n^ffocids  par  l'intermöJiaire  des  i'uissances  int6res6ees 
ou  des  Offices  de  v6rification  et  de  compensatlDn  vis(5s  ä  1' Annexe  jointe  ä 
la  Section  III,  pourront  intervenir  pour  assurer  que  le  ressortissant  d'une 
Puissance  al!i6e  ou  associ6e  soit  indemnis6  du  pr6judice  vis6  au  paragraphe  e> 
par  l'attribution  d'avantages  ou  d'6quivalents,  qu'il  consent  k  accepter  en 
repr(5sentation  du  bien,  des  droits  ou  des  iat6r6ts  dont  il  a  6t(5  6vinc6. 

En  raison  des  restitutions  effectu6es  conform6ment  au  präsent  article, 
les  prix  ou  indemnit6s  fixös  par  application  du  paragraphe  e)  seront  diminu6s 
de  la  valeur  actuelle  du  bien  restituö,  compte  tenu  des  indemnii6s  pour  pri- 
vation  de  jouissance  ou  dötörioration. 

g)  La  facultö  pr^vue  au  paragraphe  f)  est  r6serv6e  aux  propri6taires 
ressortissants  des  Puissances  alli6es  ou  associ6es  sur  le  territoire  desquels 
des  mesures  legislatives,  ordonnant  la  liquidation  g6n6rale  des  biens,  droits  ou 
intörets  ennemis,  n'etaient  pas  en  application  avant  la  signature  de  TArmistice. 

h)  Sauf  le  cas  oü,  par  application  du  paragraphe  f).  des  restitutions  en 
nature  ont  6t6  effectu^es,  le  produit  net  des  liquidations  de  biens,  droits  et 
int^rets  ennemis  oü  qu'ils  aient  6t6  situ6s,  faites  soit  en  vertu  de  la  I6gis- 
lation  exceptionnelle  de  guerre,  soit  par  application  du  präsent  article  et 
g6n6ralement  tous  les  avoirs  en  numöraire  des  ennemis  recevront  raffectation 
suivante: 

l'^  En  ce  qui  concerne  les  Puissances  adoptant  la  Section  III  et  l'Annexe 
jointe,  lesdits  produits  et  avoirs  seront  portäs  au  credit  de  la  Puissance  dont 
le  propriötaire  est  ressortissant,  par  l'intermödiaire  de  l'Office  de  vörification 
et  de  compensation  institu6  par  lesdites  Section  et  Annexe ;  tout  solde  cr6- 
diteur  en  r^sultant  en  faveur  de  TAUemagne  sera  traitö  conform^ment  ä 
Tarticle  243. 

2*^  En  ce  qui  concerne  les  Puissances  n'adoptant  pas  la  Section  III  et 
l'Annexe  jointe,  le  produit  des  biens,  droits  et  int^rets  et  des  avoirs*  en 
num6raire  des  ressortissants  des  Puissances  alli^es  ou  associ^es,  dötenus  par 
l'Allemagne  sera  immödiatement  pay6  ä  l'ayant  droit  ou  ä  son  Gouvernement. 
Chaque  Puissance  alli6e  ou  associ6e  pourra  disposer  du  produit  des  biens, 
droits  et'  intörets  et  des  avoirs  en  numöraire  des  ressortissants  allemands 
qu'elle  a  saisis  conformöment  ä  ses  lois  et  reglements  et  pourra  l'affecter  au 
payement  des  r^clamations  et  cr6ances  döfinies  par  le  präsent  article  ou  par 
le  paragraphe  4  de  l'Annexe  ci-jointe.  Tout  bien,  droit  ou  intöret  ou  produit 
de  la  liquidation  de  ce  bien  ou  tout  avoir  en  numöraire  dont  il  n'aura  pas 
6te  dispose  conformöment  ä  ce  qui  est  dit  ci-dessus,  peut  6tre  retenu  par 
ladite  Puissance  alliöe  ou  associöe,  et,  dans  ce  cas,  sa  valeur  en  numöraire 
sera  traitöe  conformöment  ä  l'article  243. 

Dans  le  cas  des  liquidations  effectu6es  soit  dans  les  nouveaux  Etats 
signataires  du  präsent  Traitö  comme  Puissances  alli^es  et  associ^es,  soit  dans 
les  Etats  qui  ne  participent  pas  aux  röparations  ä  payer  par  l'Allemagne,  le 
produit  des  liquidations  effectuöes  par  le  Gouvernement  desdits  Etats  devra 
etre  vers6  directement  aux  propriötaires  sous  röserve  des  droits  de  la  Com- 
mission  des  röparations  en  vertu  du  präsent  Trait^,  notamment  des  articles 
235  et  260.  Si  le  propri6taire  6tablit  devant  le  Tribunal  arbitral  mixte 
pr6vu  par  la  Section  VI  de  la  präsente  Partie,  ou  devant  un  arbitre  d6sign6 
par  ce  Tribunal,  que  les  conditions  de  la  vente  ou  que  des  mesures  prises 
par  le  Gouvernement  de  l'Etat  dont  il  s'agit  en  dehors  de  sa  lögislation 
gön^rale,  ont  6t6  injustement  pröjudiciables  au  prix,  le  Tribunal  ou  l'arbitre 
aura  la  facultö  d'accqrder  ä  l'ayant-droit  une  indemnit6  6quitable  qui  devra 
6tre  pay6e  par  ledit  Etat. 


*  Vorlage .    les  avoirs. 
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i)  L'Allemagne  s'engage  ä  indemniser  ses  ressortissants  en  raison  de  la 
liquidation  ou  de  la  r^tention  de  leurs  biens,  droits  ou  int^rets  en  Pays  alliäs 
DU  associ^s. 

j)  Le  montant  des  taxes  et  impots  sur  le  capital  qui  ont  6t6  lev^s  ou 
pourraient  etre  lev^s  par  rAllemagne  sur  les  biens,  droits  et  int^rets  des 
ressortissants  des  Puissances  alli6es  ou  associöes  depuis  le  11  novembre  1918 
jusqu'ä  rexpiration  de  trois  mois  apres  la  mise  en  vigueur  du  präsent  Traitö 
ou,  s'il  s'agit  de  biens.  droits  et  int^rets  qui  ont  €i€  soumis  ä  des  mesures 
exceptionnelles  de  guerre,  jusqu'ä  la  restitution  conforme  aux  dispositions  du 
präsent  Trait^,  sera  reversö  aux  ayants  droit, 

Article  298. 
L'Allemagne   s'engage,    en   ce  qui  concerne  les  biens,   droits  et  intörets 
restituös,   par   application    de   l'article  297,   paragraphe  a)  ou  f),  aux  ressor- 
tissants  des  Puissances   alliees   ou   associees.   y  compris  les  soci^t^s  et  asso- 
ciations  dans  lesquelles  ces  ressortissants  ätaient  int6ress6s : 

a)  ä  placer  et  maintenir,  sauf  les  exceptions  express^ment  pr^vues  dans 
le  prösent  Traitö,  les  biens,  droits  et  int^rSts  des  ressortissants  des  Puissances 
alli6es  ou  associees  dans  la  Situation  de  droit  oü  se  trouvaient,  du  fait  des 
lois  en  vigueur  avant  la  guerre,  les  biens,  droits  et  int6rets  des  ressortissants 
allemands ; 

b)  ä  ne  soumettre  les  biens,  droits  ou  intßrSts  des  ressortissants  des 
Etats  alli6s  ou  associes  ä  aucunes  mesures  portant  atteinte  ä  la  propri6t6, 
qui  ne  soient  pas  appliquöes  6galement  aux  biens,  droits  ou  ini^röts  de 
ressortissants  allemands  et  ä  payer  des  indemnit^s  convenables  dans  le  cas 
oü  ces  mesures  seraient  prises. 

Annexe. 

§  1. 
Aux  termes  de  l'article  297,  paragraphe  d),  est  confirmtJe  la  validit6  de 
toutes  mesures  attributives  de  propri6t6,  de  toutes  ordonnances  pour  la  liqui- 
dation d'entreprises  ou  de  soci6t6s  ou  de  toutes  autres  ordonnances.  regle- 
ments.  d^cisions  ou  Instructions  rendues  ou  donn^es  par  tout  tribunal  ou 
administration  d'une  des  Hautes  Parties  Contractantes  ou  röputöes  avoir  6t6 
rendues  ou  donn^es  par  application  de  la  lögislation  de  guerre  concernant  les 
biens,  droits  ou  intärets  ennemis.  Les  int6rets  de  toutes  personnes  devront 
etre  considör^s  comme  ayant  valablement  fait  l'objet  de  tous  röglements, 
ordonnances,  döcisions  ou  Instructions  concernant  les  biens  dans  lesquels  sont 
compris  les  intörets  dont  il  s'agit,  que  ces  int6rets  aient  6t6  ou  non  express6- 
ment  visäs  dans  lesdits  ordonnances.  r^glements,  d6cisions  ou  Instructions. 
II  ne  sera  soulevö  aucune  contestation  relativement  ;i  la  r^gularit6  d'un 
transfert  de  biens,  droits  ou  d'int6rets  effectu6  en  vertu  des  röglements, 
ordonnances,  döcisions  ou  Instructions  susvisös.  Est  ^galement  confirmee  la 
validit^  de  toutes  mesures  prises  ä  l'ögard  d'une  propri(5t6,  d'une  entreprise, 
ou  soci6t6,  qu'il  s'agisse  d'enqußte,  de  s(5questre.  d'administration  forcöe, 
d'utilisation,  de  requisition,  de  surveillance  ou  de  liquidation,  de  la  vente,  ou 
de  l'administration  des  biens,  droits  et  intiTÖts,  du  recouvrement  ou  du  paye- 
ment  des  dettes,  du  payement  des  frais,  charges,  d^penses  ou  de  toutes  autres 
mesures  quelconques  effectu^es  en  exöcution  d'ordonnances,  de  reglcments,  de 
d6cisions  ou  d'instructions  rendues.  donn^es  ou  ex6cut6es  par  tous  tribunaux 
ou  administration  d'une  des  Hautes  Parties  Contractantes  ou  rcpuiees  avoir 
6t6  rendues,  donnees  ou  ex6cutees  par  application  de  la  16gislation  excep- 
tionnelle  de  guerre  concernant  les  biens,  droits  ou  intt5r(^ts  ennemis,  ä  con- 
dition  que  les  dispositions  de  ce  paragraphe  ne  porteut  pas  prt'judice  aux 
droits   de   propriete   pr^ctidemment   acquis   de   bonne   foi   et  k  un  juste  prix, 
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conformöment   ä   la   loi   de   la  Situation  des  biens,    par  les  ressortissants  des 
Puissances  alli6es  et  associ(jes. 

Les  stipulations  du  prösent  paragraphe  ne  s'appliquent  pas  ä  celles  des 
mesures  6num6r6es  ci-dessus  qui  unt  6t6  prises  par  rAllcmagne  en  tcrritoires 
envahis  ou  occup6s,  non  plus  qu'a  Celles  des  mesures  ci-dessus  mentionnöes 
qui  ont  6t6  prises  par  TAllemagne  ou  les  autoritös  allemandes  depuis  le  11 
novembre  1918,  toutes  ces  mesures  restant  nulles. 

§  2. 
Aucune  röclamation  ni  action  de  TAllemagne  ou  de  ses  ressortissants, 
en  quelque  Heu  qu'ils  aient  leur  r6sidence,  n'est  recevable  contre  une  Puis- 
sance  alliee  et  associ6e  ou  contre  une  personne  quelconque  agissant  au  nom 
ou  sous  les  ordres  de  toute  juridiction  ou  adrainistration  de  ladite  Puissance 
alliöe  et  associöe,  relativement  ä  tout  acte  ou  toute  Omission  concernant  les 
biens,  droits  ou  intörets  des  ressortissants  allemands  et  effectu^s  pendant  la 
guerre  ou  en  vue  de  la  pröparation  de  la  guerre.  Est  6galement  irrecevable 
toute  röclamation  ou  action  contre  toute  personne  ä  l'ögard  de  tout  acte  ou 
Omission  resultant  des  mesures  exceptionnelles  de  guerre,  lois  et  reglements 
de  toute  Puissance  alli(5e  ou  associ^e. 

Dans  l'article  297  et  la  präsente  Annexe,  l'expression  ,  mesures  excep- 
tionnelles de  guerre"  comprend  les  mesures  de  toute  nature,  legislatives, 
administrativ'es,  judiciaires  ou  autres  prises  ou  qui  seront  prises  ult^rieure- 
ment  ä  l'^gard  de  biens  ennemis  et  qui  ont  eu  ou  auront  pour  effet,  sans 
affecter  la  propriötö,  d'enlever  aux  propriötaires  la  disposition  de  leurs  biens, 
notamment  les  mesures  de  surveillance,  d'administration  forcöe.  de  sequestre, 
ou  les  mesures  qui  ont  eu  ou  auront  pour  objet  de  saisir,  d'utiliser  ou  de 
bioquer  les  avoirs  ennemis,  et  cela  pour  quelque  motif,  sous  quelque  forme 
et  en  quelque  Heu  que  ce  soit.  Les  actes  accomplis  en  ex6cution  de  ces 
mesures  sont  tous  les  arret^s,  Instructions,  ordres  ou  ordonnances  des  ad- 
ministrations  ou  tribunaux  appliquant  ces  mesures  aux  biens  ennemis.  comme 
tous  les  actes  accomplis  par  toute  personne  commise  ä  l'administration  ou  ä 
la  surveillance  des  biens  ennemis  tels  que  payements  de  dettes,  encaissements 
de  cröauces,  paj'ement  de  frais,  charges  ou  d6penses,  encaissements  d'ho- 
noraires. 

Les  „mesures  de  disposition"  sont  celles  qui  ont  affect^  ou  affecteront 
la  propri6t6  des  biens  ennemis  en  en  transf^rant  tout  ou  partie  ä  une  autre 
personne  que  le  propriötaire  ennemi  et  sans  son  consentement,  notamment 
les  mesures  ordonnant  la  vente,  la  liquidation,  la  dövolution  de  propri6t6 
des  biens  ennemis,  l'annulation  des  titres  ou  valeurs  mobiliöres. 

§4. 
Les  biens,  droits  et  intörets  des  ressortissants  allemands  dans  les  terri- 
toires  d'une  Puissance  alli6e  ou  associ6e  ainsi  que  le  produit  net  de  leur 
vente,  liquidation  ou  autres  mesures  de  disposition,  pourront  etre  grev6s  par 
cette  Puissance  alli6e  ou  associöe :  en  premier  Heu,  du  payement  des  indem- 
nitös  dues  ä  l'occasion  des  r^clamations  des  ressortissants  de  cette  Puissance 
concernant  leurs  biens,  droits  et  intörets  y  compris  les  soci6t6s  ou  associa- 
tions  dans  lesquelles  ces  ressortissants  ^taient  int6ress6s  en  territoire  allemand 
ou  des  cräances  qu'ils  ont  sur  les  ressortissants  allemands  ainsi  que  du  paye- 
ment des  r6clamations  introduites  pour  des  actes  commis  par  le  Gouver- 
nement allemand  ou  par  toute  autoritö  allemande  post^rieurement  au  31  juillet 
1914  et  avant  que  cette  Puissance  alliee  ou  associ^e  ne  participät  ä  la  guerre. 
Le  montant  de  ces  sortes  de  r6clamations  pourra  etre  fix6  par  un  arbitre 
dösignö  par  M.  Gustave  Ador,  si  celui-ci  y  consent,  ou,  ä  döfaut,  par  le 
Tribunal  arbitral  mixte  prävu  ä  la  Section  VL     Ils  pourront  etre  grevös,  en 
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second  lieu,  du  payement  des  indemnit^s  dues  ä  I'occasion  des  r6clamations 
des  ressortissants  de  la  Puissance  alli^e  ou  associ6e  concernant  leurs  biens, 
droits  et  intärets  sur  le  territoire  des  autres  Paissances  ennemies,  en  tant 
que  ces  indemnitös  n'ont  pas  6t6  acquittöes  d'une  autre  maniere. 

§  5. 
Nonobstant  les  dispositions  de  l'article  297  lorsque,  immödiatement  avant 
le  d6but  de  la  guerre,  une  sociöt6  autorisöe  dans  un  Etat  alli6  ou  associ6 
avait,  en  commun  avec  une  sociötö  contrul6e  par  eile  et  autorisee  en  A.lle- 
magne,  des  droits  ä  l'utilisation  dans  d'autres  pays,  de  marques  de  fabrique 
ou  commerciales,  ou  lorsqu'elle  avait  la  jouissance  avec  cette  sociöte  de  pro- 
c6d6s  exclusifs  de  fabrication  de  marchandises  ou  d'articles  pour  la  vente 
dans  d'autre  pays,  la  premiere  soci6t6  aura  seule  le  droit  d'utiliser  ces  marques 
de  fabrique  dans  d'autres  pays,  ä  l'exclusion  de  la  sociötö  allemande;  et  les 
procödös  de  fabrication  communs  seront  remis  ä  la  premiöre  soci6t6  nonobstant 
toute  mesure  prise  en  application  de  la  l^gislation  de  guerre  allemande  ä 
r^gard  de  la  seconde  soci6t6  ou  de  ses  int^rets,  propri6t63  commerciales  ou 
actioDS.  Nöanmoins,  la  premiere  soci6t6,  si  demande  lui  en  est  faite,  remettra 
ä  la  seconde  soci6t6  des  modales  permettant  de  continuer  la  fabrication  de 
marchandises  qui  devront  etre  consomm^es  en  AUemagne. 

§  6. 
Jusqu'au  moment  oü  la  restitution  pourra  etre  effectu6  conformöment  ä 
l'article  297,  l'Allemagne  est  responsable  de  la  conservation  des  biens,  droits 
et  int^rets  des  ressortissants  des  Puissances  alliöes  ou  associöes  y  compris 
les  soci6t6s  et  associations  dans  lesquelles  ces  ressortissants  6taient  int6ress6s, 
qui  ont  6t6  soumis  par  eile  ä  une  mesure  exceptionnelle  de  guerre. 

§  ^- 
Les   Puissances   alli^es   ou   associöes   devront   faire   connaitre,    dans    le 

d6lai  d'un  an,  ä  la  date  de  la  mise  en  vigueur  du  präsent  Traitö,  les  biens, 
droits  et  int6rets  sur  lesquels  ils  comptent  exercer  le  droit  pr6vtt  ä  l'ar- 
ticle 297,  paragraphe  f). 

§  8. 
Les  restitutions  pr^vues  par  l'article  297  seront  effectu6es  sur  l'ordre 
du  Gouvernement  allemand  ou  des  autorit^s  qui  lui  auront  ^t6  Substitutes. 
Des  renseignements  d6taill6s  sur  la  gestion  des  administrateurs  seront  fournis 
aux  int6ress6s  par  les  autoritös  allemandes,  sur  demande  qui  peut  etre  adress<5e 
des  la  mise  en  vigueur  du  präsent  Trait6. 

§9. 

Les  biens,  droits  et  int^rets  des  ressortissants  allemands  continueront, 
jusqu'ä  l'achevement  de  la  liquidation  prövue  ä  l'article  297,  paragraphe  b\ 
ä  6tre  soumis  aux  mesures  exceptionnelles  de  guerre  prises  ou  ä  prendre  ä 
leur  6gard. 

§  10. 

L'Allemagne  remettra,  dans  un  d6lai  de  six  mois  ä  dater  de  la  mise 
en  vigueur  du  präsent  Trait6,  ä  chaque  Puissance  alliiJe  ou  associee,  tous 
les  contrats,  certificats,  actes  et  autres  titres  de  propriäte,  se  trouvant  entre 
les  mains  de  ses  ressortissants  et  se  rapportant  ä  des  biens,  droits  et  inti5r(}ts 
situös  sur  le  territoire  de  ladite  Puissance  alli6e  ou  associee.  y  compris  les 
actions,  obligations  ou  autres  valeurs  mobilicres  de  toutes  soci^t^s  autorisees 
par  la  16gislation  de  cette  Puissance. 

L'Allemagne  fournira  ä,  tous  moments,  sur  la  demande  de  la  Puissance 
alli6e  ou  associöe  int6ress6e,  tous  renseignements  concernant  les  biens,  droits 
et  int6rets  des  nationaux  allemands  dans  ladite  Puissance  alliöe  ou  associt5e 
ainsi  que  sur  les  transactions  qui  ont  pu  fitre  effectuöes,  depuis  le  1"  juillet 
1914  en  ce  qui  concerne  lesdits  biens,  droits  ou  intörßts. 
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§  11. 

Dans  le  terme  „avoir  en  numöraire",  il  faut  comprendre  tous  les  d^pöts 
ou  provisions  constitu6s  avant  ou  apr6s  la  d^claration  dn  guerre,  ainsi  que 
tous  les  avoirs  provenant  de  depots,  de  revenus  ou  de  b6n61ices  encaiss6s  par 
les  administrateurs,  söquestres  ou  autres  de  provisions  constitu6es  en  banque 
ou  de  toute  autre  source,  ä  l'exclusion  de  toute  somme  d'argent  appartenant 
aux  Puissances  alliöes  ou  associ^es,  ou  k  leurs  Etats  parliculiers,  provinceß 
ou  municipalit^s. 

§  12. 

Seront  annulös  les  placements  tffectu^s,  oü  que  ce  soit,  avec  les  avoirs 
en  num^raire  des  ressortissants  des  Hautes  Parties  Contractantes,  y  compris 
les  soci6t(5s  et  associations  dans  lesquelles  ces  ressortissants  6taient  int6ress68, 
par  les  personnes  responsables  de  l'administration  des  biens  ennemis  ou 
contrölant  cette  administration,  ou  par  l'ordre  de  ces  personnes  ou  d'une 
autorit6  quelconque;  le  reglement  de  ces  avoirs  se  fera  sans  tenir  compte  de 
ces  placements. 

§  13. 

L'Allemagne  remettra  respectivement  aux  Puissances  alli6es  ou  asso- 
ciöes,  dans  le  d6lai  d'un  mois  ä  dater  de  la  mise  en  vigueur  du  präsent  Trait6, 
ou  sur  demande,  ä  n'importe  quel  moment  par  la  suite,  tous  les  comptes  ou 
pi^ces  comptables,  archives,  documents  et  renseignements  de  toute  nature 
qui  peuvent  se  trouver  sur  son  territoire  et  qui  concernent  les  biens,  droits 
et  int^rets  des  ressortissants  de  ces  Puissances,  y  compris  les  sociöt^s  ou 
associations  dans  lesquelles  ces  ressortissants  6taient  int^ress^s,  qui  ont  fait 
l'objet  d'une  niesure  exceptionnelle  de  guerre  ou  d'une  mesure  de  disposition, 
soit  en  Allemagne,  soit  dans  les  territoires  qui  ont  6t6  occup^s  par  l'Alle- 
magne  ou  ses  alli^s. 

Les  contiuleurs,  surveillants,  g^rants,  administrateurs,  s6questres,  liqui- 
dateurs  et  curateurs  seront,  sous  la  garantie  du  Gouvernement  allemand, 
personnellement  responsables  de  la  remise  imm6diate  au  complet  et  de 
l'exactitude  de  ces  comptes  et  documents. 

§  14. 

Les  dispositions  de  l'article  297  et  de  la  präsente  Annexe,  relatives 
aux  biens,  droits  et  int6rets  en  pays  ennemis  et  au  produit  de  leur  liquida- 
tion,  s'appliqueront  aux  dettes,  crödits  et  comptes,  la  Section  III  ne  röglant 
que  les  m^thodes  de  payement. 

Pour  le  reglement  des  questions  vis^es  par  l'article  297  entre  l'Alle- 
magne  et  les  Puissances  alli^es  et  associ^es,  leurs  colonies  ou  protectorats 
ou  Tun  des  Dominions  britanniques  ou  l'Inde,  par  rapport  auxquels  la  d6- 
claration  n'aura  pas  6t6  faite  qu'elles  adoptent  la  Section  III  et  entre  leurs 
nationaux  respectifs,  les  dispositions  de  la  Section  III  relatives  ä  la  monnaie 
dans  laquelle  le  payement  doit  etre  fait  et  au  taux  du  change  et  des  intörets 
seront  applicables,  ä  moins  que  le  Gouvernement  de  la  Puissance  ailit^e  ou 
associöe  int6ress6e  ne  notifie  ä  l'Aliemagne,  dans  les  six  mois  ä  dater  de  la 
mise  en  vigueur  du  präsent  Trait^,  que  lesdites  clauses  ne  seront  pas 
applicables. 

§  15. 

Les  dispositions  de  l'article  297  et  de  la  präsente  Annexe  s'appliquent 
aux  droits  de  propri^t^  industrielle,  litt^raire  ou  artistique  qui  sont  ou  seront 
compris  dans  la  liquidation  de  biens,  droits,  intörßts,  soci6t6s  ou  entreprises, 
effectuöe  par  application  de  la  l6gislation  exceptionelle  de  guerre  par  les 
Puissances  alli(5es  ou  associöes  ou  par  application  des  stipulations  de  l'ar- 
ticle 297,  paragraphe  b). 
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Section  V. 

Contrats,  Prescriptions,  Jugements. 

Article  299. 

a)  Les  contrats  conclus  entre  ennemis  seront  consid6r6s  comme  ayant 
^t6  annulös  ä  partir  du  moment  oü  deux  quelconques  des  parties  sont  devenues 
ennemies,  sauf  en  ce  qui  concerne  les  dettes  et  autres  obligations  pöcuniaires 
rösultant  de  l'exßcution  d'un  acte  ou  payement  pr6vu  par  ces  contrats  et  sous 
röserve  des  exceptions  et  des  r^gles  speciales  ä  certains  contrats  ou  cat^gories 
de  contrats  prövues  ci-apr^s  ou  dans  l'Annexe  ci-jointe. 

b)  Seront  except6s  de  Tannulation,  aux  termes  du  präsent  article,  les 
contrats  dont,  dans  un  int^ret  g6n6ral,  les  Gouvernements  des  Puissances  alliöes 
ou  associöes,  dont  l'une  des  parties  est  un  ressortissant,  r6clameront  l'exöcution, 
dans  un  d61ai  de  six  mois  ä  dater  de  la  mise  en  vigueur  du  pr6sent  Trait6. 

Lorsque  l'ex^cution  des  contrats  ainsi  maintenus  entraine,  pour  une  des 
parties,  par  suite  du  cbangement  dans  les  conditions  du  commerce,  un  pr^judice 
consid^rable,  le  Tribunal  arbitral  mixte  prövu  par  la  Section  VI  pourra  attribuer 
ä  la  partie  16s6e  une  indemnitö  6quitable. 

c)  En  raison  des  dispositions  de  la  Constitution  et  du  droit  des  Etats- 
Unis  d'Amörique.  du  Brasil  et  du  Japon,  le  präsent  article  ainsi  que  l'article 
300  et  l'Annexe  ci-jointe  ne  s'appliquent  pas  aux  contrats  conclus  par  des 
ressortissants  de  ces  Etats  avec  des  ressortissants  allemands.  et  de  meme, 
l'article  305  ne  s'applique  pas  aux  Etats-Unis  d'Am^rique  ou  ä  leurs  ressor- 
tissants. 

d)  Le  präsent  article  ainsi  que  l'Annexe  ci-jointe  ne  s'appliquent  pas 
aux  contrats  dont  les  parties  sont  devenues  ennemies  du  fait  que  l'une  d'elles* 
^tait  un  habitant  d'un  territoire  qui  change  de  souverainet6,  en  tant  que  cette 
partie  aura  acquis,  par  application  du  präsent  Trait6,  la  nationalitö  d'une 
Puissance  alliöe  ou  associie,  ni  aux  contrats  conclus  entre  ressortissants 
des  Puissances  alliöes  ou  associ^es  entre  lesquelles  le  commerce  s'est  trouv6 
interdit  du  fait  que  l'une  des  parties  se  trouvait  dans  un  territoire  d'une 
Puissance  alli^e  ou  associ^e  occup6  par  l'ennemi. 

e)  Aucune  disposition  du  pr6sent  article  et  de  l'Annexe  ci-jointe  ne  peut 
etre  regardöe  comme  invalidant  une  Operation  qui  a  6t6  efftctuöe  lägalement 
en  vertu  d'un  contrat  pass6  entre  ennemis  avec  l'autorisation  dune  des  Puis- 
sances belligörantes. 

Article  300. 

a)  Sur  le  territoire  des  Hautes  Parties  Contractantes,  dans  les  rapports 
entre  ennemis,  tous  d61ais  quelconques  de  prescription,  Peremption  ou  forclusion 
de  proc6dure  seront  suspendus  pendant  la  dur^e  de  la  guerre,  qu'ils  aient  com- 
menc6  ä  courir  avant  le  dijbut  de  la  guerre  ou  apres :  ils  recommenceront  k 
courir  au  plus  tot  trois  mois  apies  la  mise  en  vigueur  du  präsent  Trait6. 
Cette  disposition  s'appliquera  aux  d6lais  de  Präsentation  de  coupons  d'int^rets 
ou  de  dividentles,  et  de  Präsentation,  en  vue  du  remboursement,  des  valeurs 
sorties  au  tirage  ou  remboursables  ä  tout  autre  titre. 

b)  Dans  le  cas  oü,  en  raison  du  non-accomplissement  d'un  acte  ou  d'une 
formalite  pendant  la  guerre,  des  mesures  d'ex^cution  ont  6t6  prises  sur  le 
territoire  allemand  portant  pr(5judice  ä  un  ressortissant  des  Puissances  alliees 
ou  associäes,  la  röclamation  formul6e  par  le  ressortissant  d'une  Puissance  alli6e 
ou  associöe  sera  port6e  devant  le  Tribunal  arbitral  mixte  prevu  par  la  Sec- 
tion VI,  k  moins  quo  l'affaire  ne  soit  de  la  comp^tence  d'un  Tribunal  d'une 
Puissance  alliäe  ou  associ^e. 

c)  Sur  la  dcmande  du  ressortissant  interessö  d'une  Puissance  alli^e  ou 
associ^e,  le  Tribunal  arbitral  mixte  prononcera  la  restauration  des  droits  l(5s6s 

*    Vorlage:  d'elle. 
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par  les  mesures  d'ex6cution  mentionnöes  au  para^raphe  b).  toutes  les  fois  qu'en 
raison  des  circonstances  spöciaies  de  l'affaire  cela  sera  (jquitahle  et  possible. 
Dans  le  cas  oü  cette  restauration  serait  injuste  ou  impossible,  le  Tribunal 
arbitral  mixte  pourra  accorder  ä  la  partie  16s6e  une  indemnitö  qui  sera  ä  la 
Charge  du  Gouvernement  allemand. 

d)  Lorsqu'un  contrat  entre  ennemis  a  6t6  invalid6,  soit  en  raison  du  fait 
qu'une  des  parties  n'en  a  pas  ex6cut6  une  clause,  soit  en  raison  de  l'exercice 
d'un  droit  stipulö  au  contrat,  la  partie  I6s6e  pourra  s'adresser  au  Tribunal 
arbitral  mixte  pour  obtenir  röparation.  Le  Tribunal  aura,  dans  ce  cas,  les 
pouvoirs  prevus  au  paragraphe  c). 

e)  Les  dispositions  des  paragraphes  pr6c6dents  du  pr6sent  article  s'appli- 
queront  aux  ressortissants  des  Puissances  Alliöes  ou  Associöes  qui  ont  subi 
un  pröjudice  en  raison  de  mesures  ci-dessus  pr6vues,  prises  par  l'Allemagne 
en  territoire  envahi  ou  occupö,  s'ils  n'en  ont  6t6  indemnis^s  autrement. 

f)  L'Allemagne  indemnisera  tout  tiers  16s6  par  les  restitutions  ou  restau- 
rations  de  droit  prononc6es  par  le  Tribunal  arbitral  mixte  conform6ment  aux 
dispositions  des  paragraphes  prucC'dents  du  präsent  article. 

g)  En  ce  qui  concerne  les  effets  de  commerce,  le  dölai  de  trois  mois, 
prevu  au  paragraphe  a),  partira  du  jour  oü  auront  pris  fin  döfiuitivement,  les 
mesures  exceptionnelles  appliquöes  dans  les  territoires  de  la  Puissance  int6- 
ressöe  relativement  aux  effets  de  commerce. 

Article  301. 

Dans  les  rapports  entre  ennemis,  aucun  effet  de  commerce  pass6  avant 
la  guerre  ne  sera  consid6r6  comme  invalide  par  le  seul  fait  de  n'avoir  pas  «5t6 
pr6sent6  pour  acceptation  ou  pour  payement  dans  les  d6lais  voulus.  ni  pour 
d^faut  d'avis  aux  tireurs  ou  aux  endosseurs  de  non-acceptation  ou  de  non- 
payement,  ni  en  raison  du  d<5faut  de  protet,  ni  pour  d6faut  d'accomplissement 
d'une  formalit^  quelconque  peadant  la  guerre. 

Si  la  Periode  pendant  laquelle  un  effet  de  commerce  aurait  du  etre 
prösentö  ä  l'acceptation  ou  au  payement  ou  pendant  laquelle  l'avis  de  non- 
acceptation  ou  de  non-payement  aurait  du  etre  donn6  au  tireur  ou  aux  en- 
dosseurs ou  pendant  laquelle  l'effet  aurait  du  etre  protest^,  est  öchue  pendant 
la  guerre,  et  si  la  partie  qui  aurait  du  präsenter  ou  protester  l'effet  oa 
donner  avis  de  la  non-acceptation  ou  du  non-payement  ne  l'a  pas  fait  pendant 
la  guerre,  il  lui  sera  accordö  au  moins  trois  mois  apres  la  mise  en  vigueur 
du  präsent  Traitö  pour  präsenter  l'effet,  donner  avis  de  non-acceptation  ou 
de  non-payement  ou  dres^er  protet. 

Article  .302. 

Les  jugements  rendus  par  les  tribunaux  d'une  Puissance  alli^e  ou  associöe, 
dans  le  cas  oü  ces  tribunaux  sont  compötents  d'aprfes  le  präsent  Traitö,  seront 
consid6r6s  en  Allemagne  comme  ayant  l'autoritö  de  la  chose  jugöe  et  y  seront 
ex^cutös  Sans  qu'il  soit  besoin  d'exequatur. 

Si  un  jugement,  en  quelque  mati^re  qu'il  soit  intervenu,  a  6t6  rendu, 
pendant  la  guerre,  par  un  tribunal  allemand,  contre  un  ressortissant  des 
Puissances  alli^es  ou  associöes,  dans  une  instance  oü  celui-ci  n'a  pas  pu  se 
d^fendre,  le  ressortissant  alliö  ou  associ^  qui  aura  subi,  de  ce  chef,  un  pr6- 
judice  pourra  obtenir  une  r^paration  qui  sera  döterminöe  par  le  Tribunal 
arbitral  mixte  pr6va  par  la  Section  VL 

Sur  la  demande  du  ressortissant  de  la  Puissance  alli^e  ou  associöe,  la 
r^paration  ci-dessus  pourra  etre,  sur  l'ordre  du  Tribunal  arbitral  mixte  et 
lorsque  cela  sera  possible,  effectuöe  en  replagant  les  parties  dans  la  Situation 
oü  elles  se  trouvaient  avant  le  jugement  rendu  par  le  tribunal  allemand. 

La  röparation  ci-dessus  pourra  etre  6galement  obtenue  devant  le  Tribunal 
mixte,  par  les  ressortissants  des  Puissances  alliöes  ou  associäes  qui  ont  subi 
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un  pr6judice  du  fait  des  mesures  judiciaires  prises  dans  les  territoires  envahis 
ou  occupäs,  s'ils  n'ont  pas  6t6  dödommagös  autrement. 

Article  303. 
Au  sens  des  Sections  III,  IV,  V  et  VII,  l'expression  „pendant  la  guerre" 
comprend,   pour   chaque   Puissance   alliöe   ou   associ^e,   la  p6riode  s'ötendant 
entre  le  moment  oü  Tötat  de  guerre  a  existö  entre  TAllemagne  et  cette  Puis- 
sance et  la  mise  en  vigueur  du  präsent  Traitö. 

Annexe. 
I.   Dispositions  gen^rales. 

§  1. 
Au  sens  des  articles  299,  300  et  301,  les  personnes  parties  ä  un  contrat 
sont  consid6r6es  comme  ennemies  lorsque  le  commerce  entre  elles  aura  6t6 
interdit  ou  sera  devenu  illegal  en  vertu  des  lois,  d^crets  ou  reglements  aux- 
quels  une  de  ces  parties  6tait  soumise,  et  ce  ä  dater,  soit  da  jour  oü  ce 
commerce  a  6t6  interdit,  soit  du  jour  oü  il  est  devenu  illegal  de  quelque 
manifere  que  ce  soit. 

§  2. 
Sont  except^es  de  l'annulation  pr6vue  ä  l'article  299,  et  restent  en 
vigueur,  sans  pröjudice  des  droits  pr6vus  ä  l'article  297,  paragraphe  b),  de 
la  section  IV,  et  sous  röserve  de  l'appUcation  des  lois,  döcrets  et  röglements 
internes  pris  pendant  la  guerre  par  les  Puissances  alliöes  ou  associ6es,  ainsi 
que  des  clauses  des  contrats: 

a)  Les  contrats  ayant  pour  but  le  transfert  de  propri6t6s,  de  biens  et 
effets  mobiliers  ou  immobiliers,  lorsque  la  propri6t6  aura  6t6  transföröe  ou 
l'objet  livr6  avant  que  les  parties  ne  soient  devenues  ennemies ; 

b)  Les  baux,  locations  et  promesses  de  location ; 

c^  Les  contrats  d'hypoth^que,   de  gage  et  de  nantissement ; 

d)  Les  concessions  concernant  les  mines,  minieres,  carriöres  ou  gisements ; 

e)  Les  contrats  passös  entre  des  particuliers  et  des  Etats,  provinces, 
municipalitös  ou  autres  personnes  juridiques  administratives  analogues  et  les 
concessions  donn6es  par  lesdits  Jiltats,  provinces,  municipalit^s  ou  autres  per- 
sonnes juridiques  administratives  analogues. 

§3. 
Si  les  dispositions  d'un  contrat  sont  en  partie  annul^es,  conform6ment 
k  l'article  299  et  si  la  disjonction  peut  etre  effectuöe,  les  autres  dispositions 
de  ce  contrat  subsisteront,  sous  röserve  de  l'application  des  lois,  d^crets  et 
r6glements  internes  pr6vus  au  paragraphe  2  ci-dessus.  Si  la  disjonction  ne 
peut  etre  effectu6e,  le  contrat  sera  consid6r6  comme  annul6  dans  sa  totalitt5. 

IL  Dispositions  particulieres  k  certaines  catögories  de  contrats. 
Positions  dans  les  Bourses  de  valeurs  et  de  commerce. 

§  4. 

a)  Les  röglements  faits  pendant  la  guerre  par  les  bourses  de  valeurs 
ou  de  commerce  reconnues,  stipulant  la  iiquidation  des  positions  de  bourse 
prises  avant  la  guene  par  un  particulier  ennemi,  sont  confirm^s  par  les 
Hautes  Parties  Contractantes,  ainsi  que  les  mesures  prises  en  application  de 
ces  reglements,  sous  röserve : 

l*^  Qu'il  ait  6t6  pr6vu  express6ment  que  l'opöration  serait  soumise  au 
reglement  desdites  bourses ; 

2^  Que  ces  reglements  aient  616  obligatoires  pour  tous; 

30  Que  les  conditions  de  la  Iiquidation  aient  tHu  justes  et  raisonnables. 


204  II.  Friedensverträge  der  Alliierten  mit  den  Zentralmächten. 

b)  Le  paragraphe  pr6c6dent  ne  s'applique  pas  aux  mesures  prises,  pendant 
l'occupation,  dans  les  bourses  des  r6gions  qui  ont  6t6  occupöes  par  l'ennemi. 

c)  La  liquidatidn  des  Operations  ä  terme  relatives  aux  cotons,  effectuöes 
ä  la  date  du  31  juillet  1914,  ä  la  suite  de  la  d^cision  de  1' Association  des 
cotons  de  Liverpool,  est  confirm6e. 

Gage. 

§  5. 

Sera  consid6r6e  comme  valable,  en  cas  de  non-payement,  la  vente  d'un 
gage  constitu6  pour  garantie  d'une  dette  due  par  un  ennemi,  alors  mcme  qu'avis 
n'a  pu  etre  donn6  au  propri(5taire,  si  le  cr6ancier  a  agi  de  bonne  foi  et  en 
prenant  les  soins  et  pr6cautions  raisonnables  et,  dans  ce  cas,  le  propri6taire 
ne  pourra  formuler  aucune  r^clamation  en  raison  de  la  vente  du  gage. 

Cette  disposition  ne  s'applique  pas  aux  ventes  de  gage  faites  par  Fennemi 
pendant  l'occupation  dans  les  r6gions  envahies  ou  occup6es  par  l'ennemi. 

Effets  de  commerce. 

§  6. 
En  ce  qui  concerne  les  Puissances  qui  ont  adh6r6  ä  la  section  III  et  ä 
l'Annexe  jointe,  les  obligations  p6cuniaires  existant  entre  ennemis  et  r6sultant 
de  l'^mission  d'effets  de  commerce,  seront  r6gl6es  conformement  ä  ladite  Annexe 
par  l'intermödiaire  des  Offices  de  vörification  et  de  compensation  qui  sont  subrog6s 
dans  les  droits  du  porteur  en  ce  qui  concerne  les  diff^rents  recours  que  possede 
ce  dernier. 

§  7. 
Si  une  personne   s'est  oblig^e,   soit  avant,   soit  pendant  la  guerre,    au 
payement  d'un  eöet  de  commerce,  ä  la  suite  d'un  engagement  pris  envers  eile 
par  une  autre  personne  devenue  ennemie,  celle-ci  reste  tenue,  maigr^  l'ouverture 
des  hostilit^s,  de  garantir  la  premifere  des  cons^quences  de  son  Obligation. 

III.  Gontrats  d'assur ances. 

§  8. 
Les  contrats  d'assurances  conclus  entre  une  personne  et  une  autre  devenue 
par  la  suite  ennemie  seront  r6gl6s  conformement  aux  articles  suivants. 

Assurances  contre  l'incendie. 

§  9 

Les  contrats  d'assurance  contre  l'incendie,  concernant  des  propriet6s, 
passös  entre  une  personne  ayant  des  int^rets  dans  cette  propri^te  et  une  per- 
sonne devenue  par  la  suite  ennemie,  ne  seront  pas  considörös  comme  annules 
par  l'ouverture  des  hostilit^s  ou  par  le  fait  que  la  personne  est  devenue  ennemie 
ou  parce  qu'une  des  parties  n'a  pas  accompli  une  clause  du  contrat  pendant 
la  guerre  ou  pendant  une  Periode  de  trois  mois  apr^s  la  guerre,  mais  seront 
annules  ä  partir  de  la  pi  emiöre  echeance  de  la  prime  annuelle  survenant  trois 
mois  apres  la  mise  en  vigueur  du  present  Traite. 

Un  reglement  sera  effectue  pour  les  primes  non  payees,  echues  pendant 
la  guerre,  ou  pour  les  redamations  pour  des  pertes  encourues  pendant  la  guerre. 

§  10. 
Si,  par  suite  d'un  acte  administratif  ou  legislatif,  une  assurance  contre 
l'incendie,  conclue  anterieurement  ä  la  guerre,  a  ete  pendant  la  guerre  trans- 
feree  de  l'assureur  primitif  ä  un  autre  assureur,  le  tiansfert  sera  reconnu  et 
la  responsabilite  de  l'assureur  primitif  sera  consideree  comme  ayant  cesse  ä 
partir  du  jour  du  transfert.   Cependant,  l'assureur  primitif  aura  le  droit  d'etre, 


Friedensvertrag  von  Versailles.  205 

sur  sa  demande,  pleinement  informö  des  conditions  du  transfert,  et  s'il  apparait 
que  ces  conditions  n'6taient  pas  6qaitables,  elles  seront  modifiöes  pour  autant 
que  cela  sera  n^cessaire  pour  les  rendre  öquitables. 

En  outre,  l'assurö  aura  droit,  daccord  avec  l'assureur  primitif,  de  retrans- 
f^rer  le  contrat  ä  l'assureur  primitif  ä  dater  du  jour  de  la  demande. 

Assurances  sur  la  vie. 

§  11- 

Les  contrats  d'assurances  sur  la  vie  passes  entre  un  assureur  et  une 
personne  devenue  par  la  suite  ennemie  ne  seront  pas  consid6r6s  comme  annul6s 
par  la  döclaration  de  guerre  ou  par  le  fait  que  la  personne  est  devenue  ennemie. 

Toute  somme  devenue  exigible  pendant  la  guerre,  aux  termes  d'un  contrat 
qui,  en  vertu  du  paragraphe  pr^cödent,  n'est  pas  considärö  comme  annul6,  sera 
recouvrable  aprös  la  guerre.  Cette  somme  sera  augment6e  des  int6r6ts  ä  5  p. 
100  l'an  depuis  la  date  de  son  exigibilitö  jusqu'au  jour  du  payement. 

Si  le  contrat  est  devenu  caduc  pendant  la  guerre  par  suite  de  non- 
payement  des  primes,  ou  s'il  est  devenu  sans  effet  par  suite  du  non-accomplisse- 
ment  des  clauses  du  contrat,  l'assurö  ou  ses  reprösentants  ou  ayants  droit 
auront  droit  ä  tout  moment,  pendant  douze  mois  ä  dater  du  jour  de  la  mise 
en  vigueur  du  präsent  Trait6,  de  röclamer  ä  l'assureur  la  valeur  de  la  police 
au  jour  de  sa  caducit6  ou  de  son  annulation. 

Lorsque  le  contrat  est  devenu  caduc  pendant  la  guerre,  par  suite  du 
non-payement  des  primes  par  application  des  mesures  de  guerre,  l'assurö  ou 
ses  repräsentants,  ou  ayants  droit,  ont  le  droit,  dans  les  trois  mois  qui  suivrunt 
la  mise  en  vigueur  du  präsent  Traitä,  de  remettre  le  contrat  en  vigueur  moyennant 
le  payement  des  primes  äventuellement  ächues,  augmentäes  des  intärets  de  5  p. 
100  l'an. 

§  12. 

Chaque  Puissance  alliäe  ou  associäe  aura ,  dans  les  trois  mois  qui 
suivront  la  mise  en  vigueur  du  präsent  Traitä,  la  facultä  de  räsilier  tous 
les  contrats  d'assurance  en  cours  entre  une  Compagoie  d'Assurance  allemande 
et  ses  ressortissants  dans  des  conditions  soustrayant  lesdits  ressortissants  ä 
tout  präjudice. 

A  cette  fin,  la  Compagnie  d'Assurance  allemande  transfärera  au  Gou- 
vernement de  la  Puissance  alliäe  ou  associäe  intäressee.  la  proportion  de  son 
actif  attribuable  aux  polices  ainsi  annuläes  et  sera  deliäe  de  toute  Obligation, 
par  rapport  ä  ces  polices.  L'actif  ä  transfärer  sera  fixä  par  un  actuaire 
däsignä  par  le  Tribunal  arbitral  mixte. 

Si  des  contrats  d'assurance  sur  la  vie  ont  ätä  conclus  par  une  succursale 
d'une  Compagnie  d'Assurances  ätablie  dans  un  pays  devenu,  par  la  suite, 
ennemie,  le  contrat  devra,  en  l'absence  de  toute  stipulation  contraire  contenue 
dans  le  contrat  lui-meme,  etre  rägi  par  la  loi  locale,  mais  l'assureur  aura 
le  droit  de  demander  ä  l'assurä  ou  ä  ses  repräsentants  le  remboursement  des 
sommes  payäes  sur  des  demandes  faites  ou  imposees,  par  application  de 
mesures  prises  pendant  la  guerre,  contrairement  aux  termes  du  contrat  lui- 
meme,  et  aux  lois  et  traitäs  existant  k  l'äpoque  oii  il  a  ätä  conclu. 

§  14. 
Dans  tous  les  cas  oii,  en  vertu  de  la  loi  applicable  au  contrat,  l'assureur 
reste  liä  par  le  contrat  nonobstant  le  non-payement  des  primes,  jusqu\\  ce 
que  l'on  ait  fait  part  ä  l'assurä  de  la  dächeance  du  contrat,  il  aura  le  droit 
lä  oü,  par  suite  de  la  guerre,  il  n'aurait  pu  donner  cet  avertissement,  de 
recouvrer  sur  l'assurä  les  primes  non  payäes,  augmentäes  des  intärOts  ä  5  p. 
ICX)  l'an. 
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§  15. 
Pour  l'application   des   paragraphes  11  k  14,   seront  consid6r6s  comme 
contrats  d'assurances   sur   la  vie   les  contrats  d'assurances  qui  se  basent  sur 
les    probabilit^s    de  la  vie  humaine,  comhinös  avec  le  taux  d'int6ret,  pour  le 
caicul  des  engagements  reciproques  des  deux  parties. 

Assurances  maritimes. 

§  16. 

Les  contrats  d'assurance  maritime,  y  compris  les  polices  ä  temps  et  les 
Polices  de  voyage  pass6es  entre  un  assureur  et  une  personne  devenue  par  la 
suite  ennemie,  seront  consid6r6s  comme  annul6s  au  moment  oü  cette  personne 
est  devenue  ennemie,  sauf  dans  le  cas  oii,  ant6rieurement  ä  ce  moment,  le 
risque  pr^vu  dans  le  contrat  avait  commenc6  ä  etre  couru. 

Dans  le  cas  oü  le  risque  n'a  pas  commenc6  ä  courir,  les  sommes  payöes 
au  moyen  de  primes  ou  autrement  seront  recouvrables  sur  l'assureur. 

Dans  le  cas  oü  le  risque  a  commencö  ä  courir,  le  contrat  sera  consid^r6 
comme  valable,  bien  que  la  partie  soit  devenue  ennemie,  et  les  payements 
des  sommes  dues  aux  termes  du  contrat,  soit  comme  primes.  soit  comme 
sinistres,  seront  exigibles  apres  la  mise  en  vigueur  du  präsent  Trait6 

Dans  le  cas  oü  une  Convention  sera  conclue  pour  le  payement  d'int^rets 
pour  des  sommes  dues  antörieurement  ä  la  guerre,  ä  ou  par  des  ressortissants 
des  Etats  bellig^rants,  et  recouvr^es  apr^s  la  guerre,  cet  intöret  devra,  dans 
le  cas  de  pertes  recouvrables  en  vertu  de  contrats*  d'assurance  maritime, 
courir  ä  partir  de  l'expiration  d'une  Periode  d'un  an  ä  compter  du  jour  de 
ces  pertes. 

§  17- 
Aucun  contrat  d'assurance  martime  avec  un  assur^  devenu  par  la  suite 
ennemi   ne   devra   etre   consid6r6   comme   couvrant  les   sinistres    caus6s   par 
des  actes  de  guerre  de  la  Puissance  dont  l'assureur  est  ressortissant,  ou  des 
alliös  ou  associös  de  cette  Puissance. 

§  18. 
S'il  est  d6montr6  qu'une  personne  qui,  avant  la  guerre,  avait  pass6  un 
contrat  d'assurance  maritime  avec  un  assureur  devenu  par  la  suite  ennemi, 
a  pass6  aprös  l'ouverture  des  hostilit^s  un  nouveau  contrat  couvrant  le  meme 
risque  avec  un  assureur  non  ennemi,  le  nouveau  contrat  sera  consid6r6 
comme  Substitut  au  contrat  primitif  ä  compter  du  jour  oü  il  aura  6t6  pass6, 
et  les  primes  ächues  seront  rögl^es  sur  le  principe  que  l'assureur  primitif 
n'aura  6t6  responsable  du  fait  du  contrat  que  jusqu'au  moment  oü  le  nouveau 
contrat  aura  6t6  pass6. 

Autres  assurances. 

§  19. 
Des  contrats  d'assurances  pass6s  avant  la  guerre  entre  un  assureur  et 
une  personne  devenue  par  la  suite  ennemie,  autres  que  les  contrats  dont  il 
est  question  dans  les  paragraphes  9  ä  18,  seront  traitös,  ä  tous  6gards,  de 
la  meme  mani^re  que  seraient  trait6s,  d'apr^s  lesdits  articles,  les  contrats 
d'assurances  contre  l'incendie  entre  les  memes  parties. 

Röassurances. 

§  20. 

Tous    les    traitös    de   r^assurance   pass6s    avec    une   personne    devenue 

ennemie  seront  consid6r6s   comme  abrogös  par  le  fait  que  cette  personne  est 

devenue   ennemie,   mais   sans  pr6judice,   dans  le  cas   de  risque  sur  la  vie  ou 

*  Vorlage:  contrat. 
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maritime,  qui  avait  commenc6  ä  etre  couru  antörieurement  ä  la  guerre,  du 
droit  de  recouvrer  aprfes  la  guerre  le  payement  des  sommes  dues  en  raison 
de  ces  risques. 

Toutefois,  si  la  partie  r^assuröe  a  6t6  mise,  par  suite  de  l'invasion, 
dans  Timpossibilitö  de  trouver  un  autre  röassureur,  le  traitö  subsiste  jusqu'ä 
l'expiration  d'une  p6riode  de  trois  mois  aprfes  la  mise  en  vigueur  du  präsent 
Trait6. 

Si  un  trait^  de  r^assurance  est  annul6  en  vertu  de  cet  article,  un  compte 
sera  stabil  entre  les  parties  en  ce  qui  concerne  ä  la  fois  les  primes  paj-^es 
et  payables  et  les  responsabilit^s  pour  pertes  subies,  au  sujet  des  risques 
sur  la  vie  ou  maritime  qui  auraient  commencö  ä  etre  courus  avant  la  guerre. 
Dans  le  cas  de  risques  autres  que  ceux  mentionn^s  aux  paragraphes  11  ä  18, 
le  reglement  des  comptes  sera  stabil  ä  la  date  ä  laquelle  les  parties  sont 
deveuues  ennemies,  sans  tenir  compte  des  r^clamations  pour  pertes  subies 
depuis  cette  date. 

§  21. 

Les  dispositions  du  paragraphe  pr6c6dent  s'ätendent  6galement  aux 
röassurances  existant  au  jour  oü  les  parties  sont  devenaes  ennemies,  des 
risques  particuliers  accept^s  par  l'assureur  dans  un  contrat  d'assurance,  autres 
que  les  risques  sur  la  vie  ou  maritimes. 

§  22. 

La  röassurance  d'un  contrat  d'assurance  sur  la  vie,  faite  par  contrat 
particulier  et  non  comprise  dans  un  traitä  g^nöral  de  r^assurance,  restera 
en  vigueur. 

Les  dispositions  du  paragraphe  12  s'appliquent  aux  traitäs  de  r6- 
assurance  des  polices  d'assurances  sur  la  vie  dans  lesquels  les  compagnies 
ennemies  sont  röassureurs. 

§  23. 

Dans  le  cas  d'une  r6assurance  effectu^e  avant  la  guerre,  d'un  contrat 
d'assurance  maritime,  la  cession  du  risque  c6d6  au  röassureur  restera  valable 
si  ce  risque  a  commencö  ä  etre  couru  avant  l'ouverture  des  hostilit^s,  et 
le  contrat  restera  valable  malgrö  l'ouverture  des  hostilit^s.  Les  sommes 
dues  en  vertu  du  contrat  de  rdassurance,  en  ce  qui  concerne  seit  des  primes, 
soit  des  pertes  subies,  seront  recouvrables  aprös  la  guerre. 

§  24. 

Les  dispositions  des  paragraphes  17  et  18  et  le  dernier  alin^a  du  para- 
graphe 16  s'appliqueront  aux  contrats  de  röassurances  de  risques  maritimes. 

Section  VL 
Tribunal  Arbitral  Mixte. 

Article  304. 

a)  Un  Tribunal  arbitral  mixte  sera  constitu6  entre  chacune  des  Puissances 
alliöes  ou  associ(jes  d'une  part  et  l'Allemagne  d'autre  part,  dans  un  d6lai  de 
trois  mois  ä  dater  de  la  mise  en  vigueur  du  prösent  Trait6.  Chacun  de  ces 
Tribunaux  sera  compos6  de  trois  membres.  Chacun  des  Gouvernements 
int6ress6s  dösignera  un  de  ces  membres.  Le  Präsident  sera  choisi  ä  la  suite 
d'un  accord  entre  les  deux  Gouvernements  int6ress6s. 

Au  cas  oü  cet  accord  ne  pourrait  intervenir,  le  Präsident  du  Tribunal 
et  deux  autres  personnes  susceptibles  l'une  et  l'autre,  en  cas  de  besoin,  de 
le  remplacer,  seront  choisies  par  le  Conseil  de  la  Sociätä  des  Nations  et, 
jusqu'au  moment  oü  il  sera  constituä.  par  M.  Gustave  Ador,  s'il  y  consent.  Ces 
personnes  appartiendront  ä  des  Puissances  qui  sont  restäes  neutres  au  cours 
de  la  guerre. 
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Si  un  Gouvernement  ne  pourvoit  pas,  dans  un  d6lai  d'un  mois,  ä  la 
d6signation  ci-dessus  pr6vue  dun  membre  du  tribunal,  on  cas  de  vacance, 
ce  membre  sera  choisi  par  le  Gouvernement  adverse  parmi  les  deux  personnes 
mentionnöes  ci-dessus,  autres  que  le  President. 

La  döcision  de  la  majorit6  des  membres  sera  celle  du  Tribunal. 

b)  Les  Tribunaux  arbitraux  mixtes  crc'6s  par  application  du  paragraphe 
a)  jugeront  les  diff6rends  qui  sont  de  leur  comp6tence,  aux  termes  des 
Sections  III,  IV,  V  et  VII. 

En  outre,  tous  les  diff6rends,  quels  qu'ils  soient,  relatifs  aux  contrats 
conclus,  avant  la  mise  en  vigueur  du  präsent  Trait6,  entre  les  ressortissants 
des  Puissances  alli^es  et  associöes  et  les  ressortissants  allemands,  seront 
r6gl6s  par  le  Tribunal  arbitral  mixte,  ä  l'exception  toutefois  des  diff^rends 
qui,  par  application  des  lois  des  Puissances  alli6es,  associ6es  ou  neutres,  sont 
de  la  comp6tence  des  tribunaux  nationaux  de  ces  dernieres  Puissances.  Dans 
ce  cas,  ces  diff^rends  seront  r6gl6s  par  ces  tribunaux  nationaux,  ä  Texclusion 
du  Tribunal  arbitral  mixte.  Le  ressortissant  int6ress6  d'une  Puissance  alli6e 
ou  associ^e  pourra  toutefois  porter  l'affaire  devant  le  Tribunal  arbitral 
mixte  ä  moins  que  sa  loi  nationale  ne  s'j'  oppnse. 

c)  Si  le  nombre  des  affaires  le  justifie,  d'autres  membres  devront  6tre 
d^sign^s  pour  que  chaque  Tribunal  arbitral  mixte  puisse  se  diviser  en  plusieurs 
sections.  Chacune  de  ces  sections  devra  etre  compos6e  ainsi  qu'il  est  dit 
ci-dessus. 

d)  Chaque  Tribunal  arbitral  mixte  6tablira  lui-meme  sa  procödure  en 
tant  qu'elle  ne  sera  pas  r6gl6e  par  les  dispositions  de  l'Annexe  au  prösent 
article.  II  aura  pouvoir  pour  fixer  les  d^pens  ä  payer  par  la  partie  perdante 
pour  frais  et  döbours  de  proc6dure. 

e)  Chaque  Gouvernement  payera  les  honoraires  du  membre  du  Tribunal 
arbitral  mixte  qu'il  nomme  et  de  tout  agent  qu'il  dösignera  pour  le  repr6- 
senter  devant  le  Tribunal.  Les  honoraires  du  President  seront  fix6s  par 
accord  special  entre  les  Gouvernements  intöress^s  et  ces  honoraires  ainsi  que 
les  döpenses  communes  de  chaque  Tribunal  seront  pay^es  par  moiti6  par  les 
deux  Gouvernements. 

f)  Les  Hautes  Parties  Contractantes  s'engagent  ä  ce  que  leurs  Tribu- 
naux et  autoritös  pr^tent  directement  aux  Tribunaux  arbitraux  mixtes  toute 
l'aide  qui  sera  en  leur  pouvoir,  spöcialement  en  ce  qui  concerne  la  trans- 
mission  des  notifications  et  la  r^union  des  preuves. 

g)  Les  Hautes  Parties  Contractantes  conviennent  de  considörer  les  d6- 
cisions  du  Tribunal  arbitral  mixte  comme  definitives,  et  de  les  rendre  obli- 
gatoires  pour  leurs  ressortissants. 

Annexe. 

§  1- 
En  cas  de  d6c^s  ou   de  d6mission   d'un  membre  du  Tribunal,    ou  si  un 
membre   du  Tribunal   se  trouve,   pour  une  raison   quelconque,    dans  l'impos- 
sibilit6  de  remplir  ses  fonctions,  la  proc6dure,  qui  a  6t6  suivie  pour  sa  nomi- 
nation,  sera  employ^e  pour  pourvoir  ä  son  remplacement. 

§  2. 
Le  Tribunal  adoptera  pour  sa  proc6dure  des  regles  conformes  ä  la  justice 
et  ä  r^quite.   II  döcidera  de  l'ordre  et  des  d61ais  dans  lesquels  chaque  partie 
devra  präsenter  ses  conclusions  et  reglera  les  formalitös  requises   pour  l'ad- 
ministration  des  preuves. 

§  3. 
Les  avocats  et   conseils   des  deux   parties   seront   autoris6s  ä  präsenter 
oralement  et  par  ^crit  au  Tribunal  leur  argumentation  pour  soutenir  ou  i€- 
fendre  leur  cause. 
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§  4. 
Le  Tribunal  conservera  les  archives  des  proc6s  et  causes  qui  lui  seront 
soumis  et  de  la  procödure  y  relative,  avec  mention  des  dates. 

§  5. 
Chacune  des  Puissances   int^ressöes  pourra  nommer  un  secrötaire.     Ces 
secr^taires  constitueront  le  Secrötariat  mixte  du.  Tribunal  et  seront  sous  ses 
ordres;    Le  Tribunal  peut  nommer  et  employer  un  ou  plusieurs  fonctionnaires 
qui  seront  nöcessaires  pour  l'assister  dans  raccomplissement  de  sa  täche. 

§  6. 
Le  Tribunal  d6cidera  de  toutes  questions  et  especes  qui  lui  seront  sou- 
mises,   d'apres  les  preuves,   tömoignages   et  informations   qui   pourront    etre 
produits  par  les  parties  int^ressöes. 

§  7. 
L'Allemagne   s'engage  ä  donner   au  Tribunal   toutes    facilit^s   et  infor- 
mations n6cessaires  pour  poursuivre  ses  enquetes. 

§8. 
La  langue.    dans  laquelle  la  proc^dure   sera  poursuivie,   sera,   ä  döfaut 
de  Convention  contraire,   l'anglais,   le  frangais,  l'italien.  ou  le  japonais,  selon 
ce  qui  sera  döcidö  par  la  Puissance  alli^e  ou  associöe  int^ressöe. 

§  9. 
Les  lieu  et  date  des  audiences  de  chaque  Tribunal  seront  d6termin6s  par 
le  President  du  Tribunal. 

Article  305. 
Si  un  tribunal  comp6tent  a  rendu  ou  rend  un  jugement  dans  une  affaire 
vis6e  par  les  Sections  III,  IV,  V  ou  VII  et  si  ce  jugement  n'est  pas  con- 
forme  aux  dispositions  desdites  Sections,  la  partie  qui  aura  subi,  de  ce  chef, 
un  pr^judice  aura  droit  ä  une  r6paration  qui  sera  döterminöe  par  le  Tribunal 
arbitral  mixte.  Sur  la  demande  du  ressortissant  d'une  Puissance  alli6e  ou 
associ^e,  la  röparation  ci-dessus  vis6e  pourra  §tre  effectu6e,  lorsque  cela  sera 
possible,  par  le  Tribunal  arbitral  mixte  en  replagant  les  parties  dans  la 
Situation  oü  elles  se  trouvaient  avant  le  jugement  rendu  par  le  tribunal 
allemand. 

Section  VII. 

Propri6t6   Industrielle. 

Article  306. 

Sous  röserve  des  stipulations  du  präsent  Trait^.  les  droits  de  propri^t6 
industrielle,  littöraire  ou  artistique,  teile  que  cette  propri6t6  est  d^tinie  par 
les  Conventions  internationales  de  Paris  et  de  Berne  vis^es  il  l'article  286. 
seront  rötablis  ou  restaurös,  ä  partir  de  la  mise  en  vigueur  du  präsent  TraittJ 
dans  les  territoires  des  Hautes  Parties  Contractantes.  en  faveur  des  personnes 
qui  en  6taient  b6n6ficiaires,  au  moment  oii  Tötat  de  guerre  a  commenco 
d'exister,  ou  de  leurs  ayants  droit.  De  meme  les  droits  qui,  si  la  guerre 
n'avait  pas  eu  lieu.  auraient  pu  etre  acquis  pendant  la  dur^e  de  la  guerre. 
ä  la  suite  d'une  demande  formte  pour  la  protection  de  la  propri^te  indu- 
strielle ou  de  la  publication  d'une  csuvre  littörairc  ou  artistique,  seront  re- 
connus  et  6tablis  en  faveur  des  personnes  qui  y  auraient  des  titres,  i\  partir 
de  la  mise  en  vigueur  du  präsent  Traitö. 

Toutefois,  les  actes  faits  en  vertu  des  mesares  speciales  qui  auront  6t6 
prises  pendant  la  guerre,  par  une  autoritö  legislative,  executive  ou  admini- 
strative d'une  Puissance  alliöe  ou  associee  a  l'^gard  des  droits  des  ressor- 
tissants  allemands,  en  matifere  de  propriiSto  industrielle,  litt6raire  ou  artistique 
demeureront  valables  et  continueront  ä  avoir  leurs  pleins  eSets. 
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II  n'y  aura  Heu  ä  aucune  revendication  ou  action  de  la  part  de  l'Alle- 
magne  ou  des  ressortissants  allemands  contre  l'utilisation  qui  aurait  6t6  faite 
pendant  la  dur6e  de  la  guerre,  par  le  Gouvernement  d'une  Puissance  alli6e 
ou  associ6e  ou  par  toute  personne,  pour  le  compte  de  ce  Gouvernement  ou 
avec  son  assentiment,  de  droits  de  propri6t6  industrielle,  litt6raire  ou  artistique, 
ni  contre  la  vente,  la  mise  en  vente  ou  l'emploi  de  produits,  appareils, 
articles  ou  objets  quelconques  auxquels  s'appliquaient  ces  droits. 

Si  la  lögislation  d'une  des  Puissances  alii6es  ou  associ6es,  en  vigueur 
au  moment  de  la  signature  du  present  Trait6,  n'en  a  pas  dispos6  autrement, 
les  sommes  dues  ou  payöes,  par  application  de  tout  acte  et  de  toute  Operation 
effectu6s  en  ex6cution  des  mesures  speciales  vis(ies  ä  l'alin^a  1  du  präsent 
article,  recevront  la  meme  affectation  que  les  autres  cröances  des  ressortis- 
sants allemands,  conform6ment  aux  dispositions  du  pr6sent  Trait6  et  les 
sommes  produites  par  des  mesures  speciales  prises  par  le  Gouvernement  alle- 
mand  en  ce  qui  concerne  les  droits  de  propriötö  industrielle,  littöraire  ou 
artistique  des  ressortissants  des  Puissances  alli6es  ou  associees,  seront  con- 
sid^r^es  et  traitöes  comme  toutes  les  autres  dettes  des  ressortissants  allemands. 

Chacune  des  Puissances  alliöes  ou  associees  se  r^serve  la  facult6  d'ap- 
porter  aux  droits  de  propri6t6  industrielle,  litt6raire  ou  artistique  (k  Texception 
des  marques  de  fabrique  öu  de  commerce)  acquis  avant  la  guerre,  ou  pendant 
sa  dur^e,  ou  qui  seraient  acquis  ultörieurement,  suivant  sa  l^gislation  par 
des  ressortissants  allemands,  soit  en  les  exploitant,  soit  en  accordant  des 
licences  pour  leur  exploitation,  soit  en  conservant  le  controle  de  cette  exploi- 
tation,  soit  autrement,  telles  limitations,  conditions  ou  restrictions  qui  pour- 
raient  etre  consid6r6es  comme  nöcessaires  pour  les  besoins  de  la  defense 
nationale,  ou  dans  l'int^ret  public,  ou  pour  assurer  un  traitement  ^quitable 
par  l'Allemagne  des  droits  de  propri6t6  industrielle,  littöraire  ou  artistique 
possöd^s  sur  le  territoire  allemand  par  ses  ressortissants,  ou  pour  garantir 
rentier  accomplissement  de  toutes  les  obligations  contract^es  par  TAUemagne 
en  vertu  du  präsent  Trait6.  Pour  les  droits  de  propriätö  industrielle,  litt6- 
raire  ou  artistique,  qui  seraient  acquis  apres  la  mise  en  vigueur  du  präsent 
Trait6,  la  facult6  ci-dessus  r6serv6e  aux  Puissances  alli^es  et  associöes,  ne 
pouirra  etre  exerc^e  que  dans  le  cas  oü  les  limitations,  conditions  ou  restric- 
tions pourraient  etre  consid6r6es  comme  n^cessaires  pour  les  besoins  de  la 
defense  nationale  ou  de  l'int^ret  public. 

Dans  le  cas  oü  il  serait  fait  application  par  les  Puissances  alli^es  et 
associees  des  dipositions  qui  pr^cedent,  il  sera  accordö  des  indemnit^s  ou  des 
redevances  raisonnables,  qui  recevront  la  meme  affectation  que  toutes  les 
autres  sommes  dues  ä  des  ressortissants  allemands,  conform^ment  aux  dis- 
positions du  präsent  Traitö. 

Chacune  des  Puissances  alliöes  ou  associäes  se  r^serve  la  facult^  de 
consid6rer  comme  nulle  et  de  nul  effet  toute  cession  totale  ou  partielle,  et 
toute  concession  de  droits  de  propri6t6  industrielle,  littöraire  ou  artistique, 
qui  auraient  et6  effectu^es  depuis  le  1"  aoüt  1914  ou  qui  le  seraient  ä  l'avenir 
et  qui  auraient  pour  räsultat  de  faire  obstacle  ä  l'application  des  dispositions 
du  präsent  article. 

Les  dispositions  du  präsent  article  ne  sont  pas  applicables  aux  droits 
de  propri6t6  industrielle,  litt^raire  ou  artistique  compris  dans  les  Socidtös  ou 
entreprises,  dont  la  liquidation  a  6t6  effectu6e,  par  les  Puissances  alliöes  ou 
associees,  conform^ment  ä  la  l6gislation  exceptionnelle  de  guerre,  ou  sera 
effectuäe  en  vertu  de  l'article  297,  paragraphe  b). 

Article  307. 

Un  dölai  minimum  d'une  ann6e,  ä  partir  de  la  mise  en  vigueur  du 
pr6sent  Trait6,  sans  surtaxe  ni  p^nalit^  d'aucune  sorte,  sera  accordö  aux 
ressortissants   de   chacune   des  Hautes  Parties  Contractantes   pour   accomplir 
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tout  acte,  remplir  toute  formalitö,  payer  toute  taxe  et  g^n^ralement  satis- 
faire  ä  toute  Obligation  prescrite  par  les  lois  et  reglements  de  chaque  Etat 
pour  conserver  ou  obtenir  les  droits  de  propri6t6  industrielle  d^jä  acquis  au 
1"  aoüt  1914  ou  qui,  si  la  guerre  n'avait  pas  eu  lieu,  auraient  pu  ßtre  acquis 
depuis  cette  date,  ä  la  suite  d'une  demande  faite,  avant  la  guerre  ou  pendant 
sa  dur^e,  ainsi  que  pour  y  former  Opposition.  Toutefois,  cet  article  ne  pourra 
conförer  aucun  droit  pour  obtenir  aux  Etats-Unis  d'Amörique  la  reprise  d'une 
proc^dure  d'interfärence  dans  laquelle  aurait  6t6  tenue  l'audience  finale. 

Les  droits  de  propri6t6  industrielle  qui  auraient  6t6  frapp^s  de  d^chöance 
par  suite  du  defaut  d'accomplissement  d'un  acte,  d'ex6cution  d'une  formalit6 
ou  de  payement  d'une  taxe  seront  remis  en  vigueur,  sous  la  röserve  toutefois 
en  ce  qui  concerne  les  brevets  et  dessins,  que  chaque  Puissance  alli6e  ou 
associöe  pourra  prendre  les  mesures  qu'elle  jugerait  ^quitablement  n^cessaires 
pour  la  sauvegarde  des  droits  des  tiers  qui  auraient  exploitö  ou  employö  des 
brevets  öu  des  dessins  pendant  le  temps  oü  ils  6taient  frappös  de  d6ch6ance. 
De  plus,  les  brevets  d'invention  ou  dessins  appartenant  ä  des  ressortissants 
allemands  et  qui  seront  ainsi  remis  en  vigueur,  demeureront  soumis,  en  ce 
qui  concerne  l'octroi  des  licences,  aux  prescriptions  qui  leur  auraient  6t6 
applicables  pendant  la  guerre,  ainsi  qu'ä  toutes  les  dispositions  du  präsent 
Traitä. 

La  Periode  comprise  entre  le  1"  aoüt  1914  et  la  date  de  la  mise  en 
vigueur  du  präsent  Traitö  n'entrera  pas  en  ligne  de  compte  dans  le  d^Iai 
pr^vu  pour  la  mise  en  exploitation  d'un  brevet  ou  pour  l'usage  de  marques 
de  fabrique  ou  de  commerce  ou  de  dessins  et  il  est  convenu  en  outre  qu'aucun 
brevet,  marque  de  fabrique  ou  de  commerce  ou  dessin  qui  6tait  encore  en 
vigueur  au  1"  aoüt  1914  ne  pourra  etre  frappö  de  döch^ance  ou  d'annulation 
du  seul  cbef  de  non-exploitation  ou  de  non-usage  avant  l'expiration  d'un  d^lai 
de  deux  ans  ä  partir  de  la  mise  en  vigueur  du  präsent  Traitä. 

Article  308. 

Les  dölais  de  prioritö,  pr6vus  par  l'article  4  de  la  Convention  inter- 
nationale de  Paris  du  20  mars  1883  revis6e  ä  Washington  en  1911  ou  par 
toute  autre  Convention  ou  loi  en  vigueur,  pour  le  döpot  ou  l'enregistrement 
des  demandes  de  brevets  d'invention  ou  modales  d'utilit6,  des  marques  de 
fabrique  ou  de  commerce,  des  dessins  et  modales,  qui  n'ötaient  pas  encore 
expir^s  le  P'  aoüt  1914  et  ceux  qui  auraient  pris  naissance  pendant  la  guerre 
ou  auraient  pu  prendre  naissance  si  la  guerre  n'avait  pas  eu  lieu  seront 
prolong6s  par  chacune  des  Hautes  Parties  Contractantes  en  faveur  de  tous 
les  ressortissants  des  autres  Hautes  Parties  Contractantes  jusqu'ä  l'expiration 
d'un  d61ai  de  six  mois  k  partir  de  la  mise  en  vigueur  du  präsent  Trait6. 

Toutefois  cette  Prolongation  de  d61ai  ne  portera  pas  atteinte  aux  droits 
de  toute  Haute  Partie  Contractante  ou  de  toute  personne  qui  seraient,  de 
bonne  foi,  en  possession,  au  moment  de  la  mise  en  vigueur  du  präsent  Trait6, 
de  droits  de  propri6t6  industrielle  en  Opposition  avec  ceux  demandes  en  reven- 
diquant  le  d61ai  de  prioritä  et  qui  conserveront  la  jouissance  de  leurs  droits, 
soit  personnellement,  soit  par  tous  agents  ou  titulaires  de  licence  auxquels 
ils  les  auraient  conc6d(5s  avant  la  mise  en  vigueur  du  präsent  Traite,  sans 
pouvoir  en  aucune  mani^re  etre  inqui6t6s  ni  poursuivis  comme  contrefacteurs. 

Article  309. 

Aucune  action  ne  pourra  6tre  intentee  ni  aucune  revendication  exerc^e, 

d'une   part,   par   des   ressortissants  allemands,  ou  par  des  personnes  r^sidant 

ou  exergant  leur  Industrie  en  Allemagne,  et  d'autre  part,  par  des  ressortissants* 

des  Puissances  alli6es  ou  associöes  ou  des  personnes  rösidant  ou  exeri^ant  leur 


*  Vorlage :  par  ressortissants. 
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Industrie  sur  le  territoire  de  ces  Puissances,  ni  par  les  tiers  auxqutls  ces 
personnes  auraient  c6de  leurs  droits  pendant  la  gutrre,  ä  raison  de  faits  qui 
se  seraient  produits  sur  le  territoire  de  l'autre  Partie,  entre  la  date  de  la 
declaration  de  guerre  et  celle  de  la  mise  en  vigueur  du  präsent  Trait6  et 
et  qui  auraient  pu  etre  consid^rös  comme  portant  atteinte  ä  des  droits  de 
propri6t6  industrielle  ou  de  propri6t6  littöraire  ou  artistique  ayant  exist6  ä 
un  moment  quelconque  pendant  la  guerre  ou  qui  seront  r6tablis  conform6ment 
aux  articles  807  et  808  qui  pröccdent. 

Aucune  action  ne  sera  6galement  recevable  de  la  part  des  mfimes  per- 
sonnes, pour  infraction  aux  droits  de  propriet^  industrielle  ou  artistique,  ä, 
aucun  moment,  ä  l'occasion  de  la  vente  ou  de  la  mise  en  vente,  pendant  un 
an  ä  dater  de  la  signature  du  pr6sent  Traitö  sur  les  territoires  des  Puissances 
alliöes  ou  associ(jes,  d'une  part,  ou  de  rAUeraagne,  d'autre  part,  de  produits 
ou  articles  fabriqu6s,  ou  d'oouvres  litt6raires  ou  artistiques  publi6es  durant 
la  Periode  comprise  entre  la  date  de  la  döclaration  de  guerre  et  celle  de  la 
signature  de  präsent  Trait6,  ni  ä  l'occasion  de  leur  acquisition  et  de  leur 
emploi  ou  usage,  6tant  entendu  toutefois  que  cette  disposition  ne  s'appliquera 
pas  lorsque  les  possesseurs  des  droits  avaient  leur  domicile  ou  des  6tablissements 
industriels  ou  commerciaux  situ6s  dans  les  rögions  occupöes  par  l'AUemagne 
au  cours  de  la  guerre. 

Cet  article  ne  sera  pas  applicable  aux  rapports  entre  les  Etats-ünis 
d'Amörique,  d'une  part,  et  l'AUemagne  d'autre  part. 

Article  310. 

Les  contrats  de  licences  d'exploitation  de  droits  de  propri^t6  industrielle 
ou  de  reproduction  d'oiuvres  littöraires  ou  artistiques  conclus  avant  la  de- 
claration de  guerre  entre  des  ressortissants  des  Puissances  alli6es  ou  associ6es 
ou  des  personnes  r^sidant  sur  leur  territoire  ou  y  exercant  leur  industrie 
d'une  part  et  des  ressortissants  allemands  d'autre  part,  seront  considörös 
comme  r6sili6s,  ä  dater  de  la  declaration  de  guerre,  entre  l'AUemagne  et  la 
Puissance  alliöe  ou  associ6e.  Mais,  dans  tous  les  cas,  le  bäneficiaire  primitif 
d'un  contrat  de  ce  genre  aura  le  droit,  dans  un  delai  de  six  mois  ä  dater 
de  ia  mise  en  vigueur  du  prösent  Trait6,  d'exiger  du  titulaire  des  droits  la 
concession  d'une  nouvelle  licence,  dont  les  conditions,  ä  d6faut  d'entente  entre 
les  parties,  seront  fix^es  par  le  tribunal  düment  qualifi(§  ä  cet  effet  dans  le 
pays  sous  la  lögislation  duquel  les  droits  ont  6t6  acquis,  sauf  dans  le  cas  de 
licences  obtenues  en  vertu  de  droits  acquis  sous  la  I^gislation  allemande; 
dans  ce  cas,  les  conditions  seraient  fix6es  par  le  Tribunal  arbrital  mixte 
pr^vu  par  la  Section  VI  de  la  präsente  Partie.  Le  Tribunal  pourra,  s'il  y  a 
lieu,  fixer  alors  le  montant  des  redevances  qui  lui  paraitraient  justifi^es,  en 
raison  de  l'utilisation  des  droits  pendant  la  dur^e  de  la  guerre. 

Les  licences  relatives  ä  des  droits  de  propri^t^  industrielle,  litt^raire  ou 
artistique  qui  auront  6t6  conc6d(5s  suivant  la  lögislation  speciale  de  guerre 
d'une  Puissance  alli^e  ou  associöe  ne  pourront  se  trouver  atteintes  par  la 
continuation  d'une  licence  existant  avant  la  guerre,  mais  elles  demeureront 
valables  et  continueront  ä  avoir  leurs  pleins  effets,  et  dans  le  cas  oü  une  de 
ces  licences  aurait  6t6  accord6e  au  bön^ficiaire  primitif  d'un  contrat  de  licence 
pass6  avant  la  guerre,  eile  sera  considör^e  comme  s'y  substituant. 

Lorsque  des  sommes  auront  6t6  pay^es  pendant  la  guerre,  en  vertu  de 
contrat  ou  licence  quelconques  intervenus  avant  la  guerre  pour  l'exploitation 
des  droits  de  propri6t6  industrielle  ou  pour  la  reproduction  ou  la  reprösentation 
d'ceuvres  littöraires,  dramatiques  ou  artistiques,  ces  sommes  recevront  la  mßme 
affectation  que  les  autres  dettes  ou  cröances  des  ressortissants  allemands, 
conformöment  au  präsent  Trait6. 

Cet  article  ne  sera  pas  applicable  aux  rapports  entre  les  iiitats-ünis 
d'Am^rique,  d'une  part,  et  l'AUemagne,  d'autre  part. 


Friedensvertrag  von  Versailles.  213 

Article  311. 

Las  habitants  des  territoires  s6par6s  de  l'Allemagne  en  vertu  du  präsent 
Trait6,  conserveront.  nonobstant  cette  Separation  et  le  changement  de  natio- 
nalite  qui  en  r^sultera,  la  pleine  et  enticre  jouissance  en  Allemagne  de  tous 
les  droits  de  propri6t6  industrielle  et  de  propri4t6  litt^raire  et  artistique, 
dont  ils  etaient  titulaires  suivant  la  l6gislation  allemande,  au  moment  de 
cette  Separation. 

Les  droits  de  propri^te  industrielle,  littöraire  et  artistique  en  vigueur 
sur  les  territoires  s6par6s  de  TAllemagne  conformement  au  präsent  Trait6, 
au  moment  de  la  Separation  de  ces  territoires  d'avec  l'Allemagne  ou  qui  seront 
retabiis  ou  restaurös  par  application  de  l'article  306  du  präsent  Traite,  seront 
reconnus  par  l'Etat  auquel  sera  transfäre  ledit  territoire  et  demeureront  en 
vigueur  sur  ce  territoire,  pour  la  dur6e  qui  leur  sera  accordee  suivant  la 
legislation  allemande. 

Section  VIII. 

Assurances  Sociales  et  Assurances  d'Etat  dans  les 

Territoires   Cedes. 

Article  312. 

Sans  prejudice  des  stipulations  contenues  dans  d'autres  clauses  du  präsent 
Traite,  le  Gouvernement  allemand  s'engage  ä  transferer  ä  la  Puissance  ä 
laquelle  des  territoires  allemands  sont  cedes  en  Europe,  ou  ä  la  Puissance 
administrant  d'anciens  territoires  allemands  en  tant  que  mandataire.  en  vertu 
de  l'article  22  de  la  Partie  I  (Societe  des  Nations),  teile  fraction  des  räserves 
accumulees  par  les  Gouvernements  de  l'Empire  ou  des  Etats  allemands.  ou 
par  des  organismes  publics  ou  prives  opärant  sous  leur  contröle,  destinees  ä 
faire  face  au  fonctionnement,  dans  ces  territoires,  de  toutes  assurances  sociales 
et  assurances  d'Etat. 

Les  Puissances  auxquelles  ces  fonds  seront  transferes  devront  necessaire- 
ment   les   affecter   ä   l'execution   des   obligations  resultant  de  ces  assurances. 

Les  conditions  de  ce  transfert  seront  rägläes  par  des  Conventions  speciales 
conclues   entre   le  Gouvernement   allemand   et   les  Gouvernements   Interesses. 

Dans  le  cas  oü  ces  Conventions  speciales  ne  seraient  pas  conclues  con- 
formäment  ä  l'alinea  precedent  dans  les  trois  mois  de  la  mise  en  vigueur  du 
präsent  Traite,  les  conditions  du  transfert  seront,  dans  chaque  cas,  soumises 
ä  une  Commission  de  cinq  membres,  dont  un  sera  nomme  par  le  Gouverne- 
ment allemand  et  un  par  l'autre  Gouvernement  interessä  et  trois  seront 
nommes  par  le  Conseil  d'Administration  du  Bureau  international  du  Travail 
parmi  les  ressortissants  des  autres  Etats.  Cette  Commission,  votant  ä  la 
majorite  des  voix,  devra  dans  les  trois  mois  de  sa  Constitution  adopter  des 
recommandations  ä  soumettre  au  Conseil  de  la  Sociäte  des  Nations :  les 
decisions  du  Conseil  devront  etre  immediatement  considerees  par  l'Allemagne 
et  par  l'autre  Etat  Interesse  comme  definitives. 

Partie  XL 
Navigation  Aörieuue. 

Article  313. 
Les   aeronefs   ressortissant   aux  Puissances   alliäes    et   associees  auront 
pleine  liberte  de  survol  et  d'atterrissage  sur  le  territoire  et  les  eaux  territo- 
riales  d'Allemagne   et  jouiront   des   nißmes   avantages  que  les  aeronefs  alle- 
mands. notamment  en  cas  de  dätresse  ä  terre  ou  en  mer. 

Article  314. 
Les  aäronefs  ressortissant  aux  Puissances  aliiäes  et  associäes,  en  transit 
pour  un  pays  etranger  quelconque,  jouiront  du  droit  de  survoler,  sans  atterrir, 


214  II.  Friedensverträge  der  Alliierten  mit  den  Zentralmächten. 

le  territoire  et  les  eaux  territoriales  de  l'Allemagne  sous  r6serve  des  rtgle- 
ments  que  l'Allemagne  pourra  6tablir  et  qui  seront  6galement  applicables 
aux  aöronefs  de  l'Allemagne  et  ä  ceux  des  pays  alli6s  et  associ^s. 

Article  315. 
Les  a6rodromes  (5tablis  en  Allemagne  et  ouverts  au  trafic  public  national 
seront  ouverts  aux  aöronefs  ressortissant  aux  Puissances  alli^es  et  associ6es, 
qui  y  seront  traitös  sur  un  pied  d'6galit6  avec  les  a6ronefs  allemands,  en  ce 
qui  concerne  les  taxes  de  toute  nature,  y  compris  les  taxes  d'atterrissage  et 
d'amönagement. 

Article  316. 
Sous  röserve  des  präsentes  dispositions,  le  droit  de  passage,  de  transit 
et  d'atterrissage  prövu  aux  articles  813,  314  et  315.  est  subordonn6  ä  l'ob- 
servation  des  reglements  que  TAUemagne  pourra  juger  n6cessaire  d'6dicter, 
ätant  entendu  que  ces  reglements  seront  appliqu6s  sans  distinetion  aux  aöronefs 
allemands  et  ä  ceux  des  pays  alliös  et  associös. 

Article  317. 
Les  certificats  de  nationalit^,  de  navigabilitö,  les  brevets  de  capacit6  et 
les  licences  dölivr^s  ou  reconnus  valables  par  l'une  quelconque  des  Puissances 
alliöes  et  associöes,  seront  admis  en  Allemagne  comme  valables  et  Äquivalents 
aux  certificats,  brevets  et  licences  d6livr6s  par  l'Allemagne. 

Article  318. 
Au  point  de  vue  du  trafic  commercial  a^rien  interne,  les  aöronefs  ressortis- 
sant aux  Puissances  alliöes  et  associ^es  jouiront  en  Allemagne  du  traitement 
de  la  nation  la  plus  favoris^e. 

Article  319. 
L'Allemagne  s'engage  ä  mettre  en  vigueur  des  mesures  propres  ä  assurer 
que  tout  aöronef  allemand,  survolant  son  territoire,  se  conformera  aux  r^gles 
sur  les  feux  et  signaux,  regles  de  l'air  et  r^gles  sur  le  trafic  aörien  sur  ou 
dans  le  voisinage  des  aörodromes,  telles  que  ces  rögles  sont  fixees  dans  la 
Convention  passöe  entre  les  Puissances  alliies  et  associ6es  relativement  ä  la 
navigation  aörienne. 

Article  320. 
Les  obligations  impos6es  par  les  dispositions  qui  pr^c^dent  resteront  en 
vigueur  jusqu'au  1"  janvier  1923,  ä  moins  qu'auparavant  l'Allemagne  ait 
6t6  admise  dans  la  Soci6t6  des  Nations  oa  ait  6t6  autoris^e,  du  consentement 
des  Puissances  alli6es  et  associöes,  ä  adh^rer  ä  la  Convention  pass^e  entre 
lesdites  Puissances,  relativement  ä  la  navigation  aörienne. 

Partie  XIL 

Ports,  Voies  d'Eau  et  Voies  Ferröes. 

Section  I. 

Dispositions  G6n6rales. 

Article  321. 
L'Allemagne  s'engage  ä  accorder  la  libert6  du  transit  ä  travers  son 
territoire  sur  les  voies  les  plus  appropri^es  au  transit  international,  par 
chemin  de  fer,  par  cours  d'eau  navigable  ou  par  canal,  aux  personnes,  mar- 
chandises,  navires,  bateaux,  wagons  et  Services  postaux  en  provenance  ou  ä 
destination  des  territoires  de  l'une  quelconque  des  Puissances  alli^es  et  asso- 
ci^es,  limitrophes  ou  non ;  ä  cet  effet,  la  travers^e  des  eaux  territoriales  sera 
permise.  Les  personnes,  marchandises,  navires,  bateaux,  voitures,  wagons  et 
Services  postaux  ne  seront  soumis  ä  aucun  droit  de  transit,  ni  ä  aucun  d61ai 


Friedensvertrag  von  Versailles.  215 

ou  restriction  inutiles,  et  ils  auront  droit,  en  AUemagne,  au  traitement  national, 
en  tout  ce  qui  concerne  les  taxes  et  les  facilit^s,  ainsi  qu'ä  tous  autres 
^gards. 

Les  marchandises  en  transit  seront  exemptes  de  tous  droits  de  douane 
ou  autres  droits  analogues. 

Toutes  taxes  ou  charges,  grevant  le  transport  en  transit,  devront  ötre 
raisonnables,  eu  6gard  aux  conditions  du  trafic.  Nulle  redevance,  facilit6  ou 
restriction  ne  devra  döpendre,  directement  ou  indirectement,  de  la  qualit^  du 
propri6taire  ou  de  la  nationalitö  du  navire  ou  autre  moyen  de  transport  qui 
aurait  6t6  ou  qui  devrait  etre  employ^  sur  une  partie  quelconque  du  par- 
cours  total. 

Article  322. 

L'AUemagne  s'engage  ä  n'imposer  ni  maintenir  un  controle  quelconque 
sur  les  entreprises  de  transport,  en  transit  aller  et  retour,  des  6migrants  ä 
travers  son  territoire,  en  dehors  des  mesures  n6cessaires  pour  constater  que 
les  voyägeurs  sont  r6ellement  en  transit;  eile  ne  permettra  ä  aucune  com- 
pägnie  de  navigation  ni  ä  aucune  autre  Organisation.  soci6t6  ou  personne 
priv6e  int6ress6e  au  trafic,  de  participer  d'une  fa^on  quelconque  ä  un  Service 
administratif  organis6  dans  ce  but,  ni  d'exercer  une  influence  directe  ou  indi- 
recte  ä  cet  ögard. 

Article  32.3. 

L'AUemagne  s'interdit  d'6tablir  une  distinction  ou  une  pr6f6rence  directe 
ou  indirecte,  en  ce  qui  concerne  les  droits,  taxes  et  prohibitions  relatifs  aux 
importations  dans  son  territoire  ou  aux  exportations  de  son  territoire  et, 
sous  r6serve  des  stipulations  particuli^res  contenues  dans  le  präsent  Traitö, 
en  ce  qui  concerne  les  conditions  et  le  prix  du  transport  des  marchandises 
ou  des  personnes  ä  destination  ou  en  provenance  de  son  territoire,  en  raison 
soit  de  la  frontiere  d'entröe  ou  de  sortie,  soit  de  la  nature,  de  la  propri6t6 
ou  du  pavillon  des  moyens  de  transports  employt^s  (y  compris  les  transports 
a^riens),  soit  du  point  de  döpart  primitif  ou  imm6diat  du  navire  ou  bateau, 
du  wagon,  de  l'a^ronef  ou  autre  moyen  de  transport,  de  sa  destination  finale 
ou  intermediaire.  de  l'itinöraire  suivi  ou  des  points  de  transbordement,  soit 
du  fait  que  le  port  par  l'intermödiaire  duquel  les  marchandises  sont  import6es 
ou  exportöes  est  un  port  allemand  ou  un  port  ötranger  quelconque,  soit  du 
fait  que  les  marchandises  sont  import^es  ou  exportöes  par  mer,  par  terre  ou 
par  voie  aörienne. 

L'AUemagne  s'interdit  notamment  d'6tablir,  au  pr^judice  des  ports, 
navires  ou  bateaux  de  l'une  quelconque  des  Puissances  alliees  et  associöes, 
aucune  surtaxe,  aucune  prime  directe  ou  indirecte  ä  l'exportation  ou  ä  l'im- 
portation  par  les  ports  ou  par  les  navires  ou  bateaux  allemands,  ou  par  ceux 
d'une  autre  Puissance,  en  particulier  sous  forme  de  tarifs  combin6s,  et  de 
soumettre  les  personnes  ou  les  marchandises.  passant  par  un  port  ou  utilisant 
un  navire  ou  bateau  d'une  quelconque  des  Puissances  alliees  et  associ^es,  ä 
des  formalitös  ou  ä  des  dölais  quelconques,  auxquels  ces  personnes  ou  ces 
marchandises  ne  seraient  pas  soumises,  si  elles  passaient  par  un  port  alle- 
mand ou  par  le  port  d'une  autre  Puissance,  ou  si  elles  utilisaient  un  navire 
ou  bateau  allemand  ou  un  bateau  d'une  autre  Puissance. 

Article  324. 
Toutes  les  dispositions  utiles  devront  Ctre  prises.  au  point  de  vue  ad- 
ministratif et  technique.  pour  abr^ger,  autant  que  possible,  la  pt^netration 
des  marchandises  par  les  frontieres  de  TAUemagne  et  pour  assurer.  ä  partir 
desdites  frontiöres,  l'expödition  et  le  transport  de  ces  marchandises  sans 
distinguer  Selon  qu'elles  sont  en  provenance  ou  ä  destination  des  territoires 
des  Puissances  alliöes  et  associees,   ou  en  transit  de  ou  pour  ces  territoires, 
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dans  des  conditions  materielles,  notamment  au  point  de  vne  de  la  rapidit^ 
et  des  soins  de  route,  identiques  k  celles  dont  b6n6ficieraient  les  marchan- 
dises  de  möme  nature,  voyageant  sur  le  territoire  allemand  dans  des  conditions 
semblables  de  transport. 

En  particulier,  le  transport  des  marcbandises  p6rissables  sera  effectu6 
avec  promptitude  et  r6gularit6  et  les  formalit6s  douani^res  auront  Heu  de 
faQon  k  permettre  la  continuation  directe  du  transport  des  marcbandises  par 
les  trains  en  correspondance. 

Article  325. 

Les  ports  maritimes  des  Puissances  alli^es  et  associ6es  b6n6ficieront  de 
toutes  les  faveurs  et  de  tous  les  tarifs  r6duits  accord6s,  sur  les  voies  ferr^es 
ou  les  voies  navigables  de  l'Allemagne,  au  profit  des  ports  allemands  ou  d'un 
port  quelconque  d'une  autre  Puissance. 

Article  326. 
L'Allemagne  ne  pourra  refuser  de  participer  aux  tarifs  ou  combinaisons 
de   tarifs,   qui   auraient   pour  objet  d'assurer  aux  ports  d'une  des  Puissances 
alli^es  et  associöes   des   avantages   analogues   ä  ceux  qu'elle  aurait  accord6s 
ä  ses  propres  ports  ou  ä  ceux  d'une  autre  Puissance. 

Section  II. 
Navigation. 

Cbapitre  Premier. 
Libertö   de   Navigation. 

Article  327. 

Les  ressortissants  des  Puissances  alliöes  et  associ6es,  ainsi  que  leurs 
biens,  navires  et  bateaux,  jouiront,  dans  tous  les  ports  et  sur  les  voies  de 
navigation  Interieure  de  l'Allemagne,  d'un  traitement  6gal,  ä  tous  ^gards,  ä 
celui  des  ressortissants,  des  biens  et  des  navires  et  bateaux  allemands. 

En  particulier,  les  navires  et  bateaux  de  l'une  quelconque  des  Puissances 
alli6es  et  associöes  seront  autorisös  ä  transporter  des  inarchandises  de  toute 
nature  et  des  passagers  ä  destination  ou  en  provenance  de  tous  ports  ou 
localit6s  situ6s  sur  le  territoire  de  l'Allemagne  auxquels  les  navires  et  bateaux 
allemands  peuvent  avoir  acc^s,  ä  des  conditions  qui  ne  seront  pas  plus 
on^reuses  que  celles  appliqu6es  dans  le  cas  de  navires  et  bateaux  nationaux ; 
ils  seront  trait^s  sur  le  pied  d'^galite  avec  les  navires  et  bateaux  nationaux, 
en  ce  qui  concerne  les  facilit6s  et  charges  de  ports  et  de  quai  de  toute  Sorte, 
y  compris  les  facilit^s  de  stationnement,  de  chargement  et  de  d^chargement, 
les  droits  et  charges  de  tonnage,  de  quai,  de  pilotage,  de  phare,  de  quaran- 
taine  et  tous  droits  et  charges  analogues,  de  quelque  nature  qu'ils  soient, 
per^us  au  nom  et  au  profit  du  Gouvernement,  de  fonctionnaires  publics,  de 
particuliers,  de  corporations  ou  d'etablissements  de  quelque  espece  que 
ce  soit. 

Au  cas  011  l'Allemagne  accorderait  ä  l'une  quelconque  des  Puissances 
alli^es  et  associöes  ou  ä  toute  autre  Puissance  etrangere,  un  traitement 
pröferentiel,  ce  regime  sera  6tendu  sans  dölai  et  sans  conditions  ä  toutes  les 
Puissances  alli6es  et  associ^es. 

II  ne  sera  apporte  ä  la  circulation  des  personnes  et  des  navires  et 
bateaux  d'autres  entraves  que  celles  rösultant  des  dispositions  relatives  aux 
douanes,  ä  la  police,  aux  prescriptions  sanitaires,  ä  l'^migration  ou  ä  l'immi- 
gration,  ainsi  qu'ä  l'importation  ou  ä  l'exportation  des  marcbandises  pro- 
hibees.  Ces  dispositions,  raisonnables  et  uniformes,  ne  devront  pas  entraver 
inutilement  le  trafic. 
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Chapitre  II. 

Zones   Franches   dans   les   Ports. 

Article  328. 

Les  zones  franches  qui  existaient  dans  les  ports  allemands  au  1"  acut 
1914  seront  maintenues.  Ces  zones  franches  et  Celles  qui,  en  vertu  du  präsent 
Trait6,  seraient  stabiles  sur  le  territoire  de  TAUemagne,  seront  soumises  aa 
regime  pr6vu  dans  les  articles  suivants. 

Les  marchandises  entrant  dans  la  zone  franche  ou  en  sortant  ne  seront 
soumises  ä  aucun  droit  d'importation  ou  d'exportation,  en  dehors  du  cas  pr^vu 
ä  Tarticle  330. 

Les  navires  et  marchandises  entrant  dans  la  zone  franche  pourront  etre 
soumis  aux  taxes  stabiles  en  vue  de  couvrir  les  d^penses  d'administration, 
d"entretien  et  d'amölinration  du  port,  ainsi  qu'aux  droits  6tablis  pour  l'usage 
des  diverses  installations,  pourvu  que  ces  taxes  et  droits  soient  raisonnables, 
eu  6gard  aux  döpenses  faites,  et  pergues  dans  les  conditions  d"6galit6  pr^vues 
ä  l'article  327. 

Les  marchandises  ne  pourront  etre  soumises  ä  aucun  autre  droit  ou 
taxe,  si  ce  n'est  ä  un  droit  de  statistique,  de  1  pour  1000  ad  valorem  au 
maximum,  lequel  sera  exclusivement  affect6  k  couvrir  les  frais  du  Service 
charg6  d'ötablir  le  relev6  des  mouvements  du  port. 

Article  329. 

Les  facilitös  accord6es  pour  l'^tablissement  de  magasins,  ainsi  que  pour 
Temballage  et  le  döballage  des  marchandises.  devront  röpondre  aux  nöcessit^s 
commerciales  du  moment.  Tout  produit  dont  la  consommation  aura  6t6 
autoris^e  dans  la  zone  franche  sera  exempt  de  droits  d'accise  ou  autres.  de 
quelque  nature  que  ce  soit,  en  dehors  du  droit  de  statistique  pr^vu  ä  l'ar- 
ticle  328  ci-dessus. 

Aucune  distinction  ne  sera  faite,  en  ce  qui  concerne  une  quelconqne  des 
prescriptions  du  präsent  article,  soit  entre  les  personnes  appartenant  ä  des 
nationalit^s   diSärentes,   soit   entre  les   produits   d'origine   ou   de  destination 

^^«^'•^°t^^-  Article  330. 

Des  droits  d'entr^e  pourront  etre  imposös  aux  produits  sortant  de  la 
zone  franche  pour  etre  livr^s  ä  la  consommation  du  pays  sur  le  territoire 
duquel  se  trouve  le  port.  Inversement,  des  droits  de  sortie  pourront  etre 
impos^s  aux  produits  en  provenance  de  ce  pays  ä  destination  de  la  zone 
franche.  Ces  droits  d'entröe  et  de  sortie  devront  ^tre  etablis  sur  les  memes 
bases  et  d'apres  les  memes  taux  que  les  droits  similaires  appliquös  aux 
autres  frontiures  douani^res  du  pays  int6ress6.  D'autre  part,  TAUemagne 
s'interdit  d'^tablir,  sous  une  dönominatian  quelconque,  aucun  droit  d'impor- 
tation, d'exportation  ou  de  transit,  sur  les  produits  transport^s  parvoie  de  terra 
ou  d'eau.  ä  travers  le  territoire  allemand,  ä  destination  ou  en  provenance  de 
la  Zone  franche,  et  en  provenance  ou  ä  destination  d'un  autre  Etat  quelconque. 

L'AUemagne  devra  6tablir  la  reglementation  ntScessaire  pour  assurer  et 
garantir  ce  libre  passage  sur  celle  des  voies  de  fer  et  d'eau  de  son  territoire 
qui  donne  normalement  acc^s  ä  la  zone  franche. 

Chapitre  III. 

Clauses    Relatives    ä    l'Elbe,     ä    l'Oder.     au    Niemen    (Ruß- 

strom-Memel-Niemen)   et   au   Danube. 

l'*  Dispositions  g^nerales. 

Article  331. 

Sont  d^clarös  internationaux : 

l'Elbe  (Labe)  depuis  le  conlluent  de  la  Vltava  (Moldau),  et  la  Vltava 
(Moldau)  depuis  Prague; 
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rOder  (Odra)  depuis  le  confluent  de  lOppa ; 

le  Niemen  iRußstrom-Memel-Niemen)  depuis  Grodno ; 

le  Danube  depuis  Ulm; 
et  tüute  partie  navifjable  de  ces  röseaux  fluviaux  servant  naturellement 
d'acc^s  k  la  mer  k  plus  d'un  Etat,  avec  ou  sans  transbordement  d'un  bateau 
ä  un  autre,  ainsi  que  les  canaux  latöraux  et  chenaux  qui  seraient  6tablis, 
soit  pour  doubler  ou  ameliorer  des  sections  naturellement  navigables  desdits 
röseaux  lluviaux,  soit  pour  röunir  deux  sections  naturellement  navigables  du 
meme  cours  d'eau. 

II  en  sera  de  möme  de  la  voie  navigable  Rhin-Danube  au  cas  oü  cette 
voie  serait  construite  dans  les  conditions  fix6es  ä  Tarticle  353. 

Article  332. 

Sur  les  voies  d6clar6es  internationales  ä  l'article  pr6c6dent,  les  ressortis- 
sants,  les  biens  et  les  pavillons  de  toutes  les  Puissances  seront  trait6s  sur 
le  pied  d'une  parfaite  6galit6,  de  teile  Sorte  qu'aucune  distinction  ne  soit 
faite,  au  dötriment  des  ressortissants,  des  biens  et  du  pavillon  d'une  quel- 
conque  de  ces^ Puissances,  entre  ceux-ci  et  les  jessortissants,  les  biens  et  le 
pavillon  de  l'Etat  riverain  lui-meme  ou  de  l'Etat  dont  les  ressortissants, 
les  biens  et  le  pavillon  jouissent  du  traitement  le  plus  favorable. 

Toutefois,  les  bateaux  allemands  ne  pourront  ex6cuter  le  transport.  par 
lignes  r6guli(jres  de  voyageurs  et  de  marchandises,  entre  les  ports  d'une 
Puissance  alliäe  ou  associ6e,  qu'avec  une  autorisation  speciale  de  celle-ci. 

Article  333. 
Des  taxes,  susceptibles  de  varier  avec  les  diff6rentes  sections  du  fleuve, 
pourront  etre  per^ues  sur  les  bateaux  empruntant  la  voie  navigable  ou  ses 
acces,  ä  moins  de  dispositions  contraires  d'une  Convention  existante.  EUes 
devront  etre  exclusivement  destinöes  ä  couvrir  d'une  [agon  6quitable  les  frais 
d'entretien  de  la  navigabilitö  ou  d'am^lioration  du  fleuve  et  de  ses  acces  ou 
ä  subvenir  ä  des  döpenses  faites  dans  l'intöret  de  la  navigation.  Le  tarif 
en  sera  calculö  d'aprös  ces  döpenses  et  affichö  dans  les  ports.  Ces  taxes 
seront  ötablis  de  maniöre  ä  ne  pas  rendre  nöcessaire  un  examen  d6taill6  de 
la  cargaison,  ä  moins  qu'il  y  ait  soupg.on  de  fraude  ou  de  contravention. 

Article  334. 

Le  transit  des  voyageurs,  bateaux  et  marchandises  s'effectuera  confor- 
m6ment  aux  conditions  g6n6rales  fix^es  k  la  Section  I. 

Lorsque  les  deux  rives  d'un  fleuve  international  fönt  partie  d'un  meme 
Etat,  les  marchandises  en  transit  pourront  etre  mises  sous  scell6s  ou  sous  la 
garde  des  agents  des  douanes.  Lorsque  le  fleuve  forme  fronti^re,  les  marchan- 
dises et  les  voyageurs  en  transit  seront  exempts  de  toute  formalitö  douani^re; 
le  chargement  et  le  döchargement  des  marchandises,  ainsi  que  l'embarquement 
et  le  döbarquement  des  voyageurs,  ne  pourront  s'effectuer  que  dans  les  ports 
d6sign6s  par  l'jiitat  riverain. 

Article  335. 

Sur  le  parcours  comme  ä  l'embouchure  des  fleuves  susmentionn^s.  il  ne 
pourra  etre  pergu  de  redevances  d'aucune  esp^ce,  autres  que  Celles  pr^vues 
ä  la  präsente  Partie. 

Cette  disposition  ne  fera  pas  obstacle  k  l'ötablissement,  par  les  Etats 
riverains,  de  droits  de  douane,  d'octroi  local  ou  de  consommation,  non  plus 
qu'ä  la  cr^ation  de  taxes  raisonnables  et  uniformes  pr6lev6es  dans  les 
ports,    d'apr^s   des  tarifs  publics,   pour   l'usage   des   grues,   6l6vateurs,  quais, 

magasins,  etc. 

Article  336. 
A  d^faut  d'une  Organisation  speciale  relative  k  Texöcution  des  travaux 
d'entretien  et  d'amölioration  de  la  partie  internationale  d'un  r6seau  navigable. 
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chaque  Etat  riverain  sera  tenu  de  prendre,  dans  la  mesure  convenable,  les 
dispositions  nöcessaires  ä  l'effet  d'6carter  tous  obstacles  ou  dangers  pour  la 
navigation  et  d'assurer  le  maintien  de  la  navigation  dans  de  bonnes  conditious. 
Si  un  Etat  nöglige  de  se  conformer  ä  cette  Obligation,  tout  Etat 
riverain  ou  repr6sent6  ä  la  Commission  internationale,  s'il  y  en  a  une,  pourra 
en  appeler  ä  la  juridiction  instituöe,  ä  cet  effet.   par  la  Soci(5t6  des  Nations. 

Article  337. 

II  sera  proc6d6,  de  la  meme  mani^re,  dans  le  cas  oü  un  Etat  riverain 
entreprendrait  des  travaux  de  nature  ä  porter  atteinte  ä  la  navigation  dans 
la  partie  internationale.  La  juridiction  visäe  ä  l'article  pr6c6dent  pourra 
prescrire  la  Suspension  ou  la  suppression  de  ces  travaux,  en  tenant  compte, 
dans  ses  d^cisions,  des  droits  relatifs  ä  l'irrigation.  ä  la  force  hydraulique, 
aux  pecheries  et  aux  autres  intörets  nationaux,  qui,  en  cas  d'accord  de  tous 
les  Etats  riverains  ou  de  tous  les  Etats  repr^sentös  ä  la  Commission  inter- 
nationale, s'il  en  existe  une,  auront  la  priorit6  sur  les  besoins  de  la  navi- 
gation. 

Le  recours  ä  la  juridiction  de  la  Soci6t6  des  Nations  ne  sera  pas 
suspensif. 

Article  338. 

Le  regime  formulö  dans  les  articles  332  ä  337  ci-dessus  sera  remplacä 
par  celui  qui  sera  instituö  dans  une  Convention  gönörale  ä  ötablir  par  les 
Puissances  alliöes  et  associöes  et  approuv6e  par  la  Sociötö  des  Nations, 
relativement  aux  voies  navigables  dont  ladite  Convention  reconnaitrait  le 
caract^re  international.  Cette  Convention  pourra  s'appliquer  notamment  ä 
tout  ou  partie  des  röseaux  fluviaux  de  l'Elbe  (Labe),  de  l'Oder  (Odra),  du 
Niemen  (Rußstrom-Memel-Niemen),  et  du  Danube  ci-dessus  mentionn6s,  ainsi 
qu'aux  autres  616ments  desdits  r^seaux  fluviaux  qui  pourraient  y  etre  compris 
dans  une  d^finition  g6n6rale. 

L'Allemagne  s'engage,  conform^ment  aux  dispositions  de  l'article  379. 
k  adhärer  ä  ladite  Convention  gön^rale,  ainsi  qu'ä  tous  projets  de  revision 
des  accords  internationaux  et  räglements  en  vigueur,  6tablis  comme  il  est 
dit  ä  l'article  343  ci-apr^s. 

Article  339. 

L'Allemagne  c6dera  aux  Puissances  alliöes  et  associ^es  intöressees,  dans 
le  dölai  maximum  de  trois  mois  apr^s  la  notification  qui  lui  en  sera  faite, 
une  partie  des  remorqueurs  et  des  bateaux  qui  resteront  immatricules  dans 
les  ports  des  röseaux  fluviaux  vis6s  ;i  l'article  331,  apres  les  pr^ltjvements  ä 
op6rer  ä  titre  de  restitution  ou  de  röparation.  L'Allemagne  c6dera  de  möme 
le  matöriel  de  toute  nature  n^cessaire  aux  Puissances  allit-es  et  associ^es 
int6ress6es  pour  l'utilisation  de  ces  röseaux. 

Le  nombre  des  remorqueurs  et  bateaux  et  l'importance  du  materiel 
c6d6s,  ainsi  que  leur  r^partition,  seront  d6termin6s  par  un  ou  plusieurs 
arbitres  d^sign^s  par  les  >]tats-ünis  d'Am6rique,  en  tenant  compte  des  besuins 
legitimes  des  parties  en  cause,  et  en  se  basant  notamment  sur  le  tratic  de 
la  navigation  dans  les  cinq  ann6es  qui  ont  pr6ced6  la  guerre. 

Tous  les  bätiments  c6des  devront  6tre  muuis  de  leurs  agrös  et  apparaux, 
6tre  en  bon  etat,  capables  de  transporter  des  marchandises,  et  cboisis  parmi 
les  plus  röcemment  construits. 

Les  cessions  pr6vues  au  prosent  article  donneront  lieu  k  une  indemnite, 
dont  le  montant  total,  fix6  forfaitairement  par  l'arbitre  ou  les  arbitres.  ne 
pourra,  en  aucun  cas,  d^passer  la  valeur  du  capital  de  preraier  titablissement 
du  matöriel  c6d6,  et  sera  imputable  sur  le  montant  des  sommes  dues  par 
l'Allemagne;  en  cons^quence,  il  appartiendra  ii,  l'AUemagne  d'indemniser  les 
propri6taires. 
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2'^  Dispositions  speciales  ä  l'Elbe,  ä  l'Oder  et  au  Niemen 
(Rußstrom-Memel-Niemen). 

Article  340. 
L'Elbe  (Labe)  sera  plac6e  sous  Tadministration  d'une  Commission  inter- 
nationale qui  comprendra: 

4  reprC'sentants  des  Etats  allemands  riverains  du  fleuve; 

2  —  de   ri']tat  tch6co-slovaque ; 
1            —            de  la  Grande-Bretagne; 

1  —  de  la  France; 

1  —  de  ritalie; 

1  —  de  la  Belgique. 

Quel  que  soit  le  nombre  des  membres  pr6sents,  chaque  D616gation  aura 
un  nombre  de  voix  6gal  au  nombre  de  repr(5sentants  qui  lui  est  accordö. 

Si  quelques-uns  de  ces  repr6sentants  ne  peuvent  etre  d6sign6s  au  moment 
de  la  mise  en  vigueur  du  pr6sent  Traitö,  les  d^cisions  de  la  Commission 
seront  n^anmoins  valables. 

Article  341. 
L'Oder  (Odra)  sera  plac6  sous  l'administration  d'une  Commission  inter- 
nationale qui  comprendra; 

1   reprösentant  de  la  Pologne ; 

3  —  de  la^  Prusse ; 

1  —  de  l'Etat  tchöco-slovaque; 

1  —  de  la  Grande-Bretagne; 

1  —  de  la  France ; 

1  —  du  Danemark; 

1  —  de  la  Su^de. 

Si  quelques-uns  de  ces  reprösentants  ne  peuvent  etre  d^sign^s  au  moment 
de  la  mise  en  vigueur  du  pr6sent  Trait6,  les  däcisions  de  la  Commission 
seront  n^anmoins  valables. 

Article  342. 
Sur  requete  adress6e  ä  la  Soci6t6  des  Nations  par  un  des  Etats  riverains, 
le  Niemen  (Rußstrom-Memel-Niemen)  sera  plac6  sous  l'administration  d'une 
Commission  internationale  qui  comprendra  un  repräsentant  de  chacun  des 
des  Etats  riverains  et  trois  reprösentants  d'autres  Etats  d6sign6s  par  la 
Sociötä  des  Nations. 

Article  343. 
Les  Commissions  internationales  pr6vues  aux  articles  340  et  341  se 
r^uniront  dans  un  d^lai  de  trois  mois  ä  dater  de  la  mise  en  vigueur  du 
präsent  Trait6.  La  Commission  internationale,  prövue  ä  l'article  342,  se 
röunira  dans  un  d6lai  de  trois  mois  ä  dater  de  la  requete  adress6e  par  un 
Etat  riverain.  Chacune  de  ces  Commissions  proc6dera  sans  dälai  ä  r(51abo- 
ration  d'un  projet  de  revision  des  accords  internationaux  et  r^glements  en 
vigueur.  Ce  projet  sera  r6dig6  en  conformitö  de  la  Convention  g6n6rale 
mentionnöe  ä  l'article  338,  si  cette  Convention  est  d6jä  intervenue ;  au  cas 
contraire,  le  projet  de  revision  sera  6tabli  en  conformit6  des  principes  pos6s 
dans  les  articles  3.32  ä  337  ci-dessus. 

Article  344. 
Les  projets  vis6s  ä  l'article  pr6c6dent  devront  notamment: 

a)  choisir  le  si^ge  de  la  Commission  internationale  et  fixer  le  mode  de 
d6signation  de  son  pr^sident; 

b)  d6terminer  T^tendue  de  ses  pouvoirs,  particuliferement  en  ce  qui 
concerne  l'ex^cution  des  travaux  d'entretien,  d'amönagement  et  d'amölioration 
du  r6seau  fluvial,  le  regime  financier,  l'^tablissement  et  la  perception  des 
taxes,  le  r^glement  de  la  navigation ; 
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c)  dölimiter  les  sections  du  fleuve  ou  de  ses  affluents,  auxquelles  devra 
s'appliquer  le  regime  international. 

Article  345. 

Les  accords  internationaux  et  les  röglements  qui  r6gissent  actuellement 
la  navigation  de  l'Elbe  (Labe),  de  l'Oder  (Odra)  et  du  Niemen  (Rußstrom- 
Memel-Niemen)  seront  maintenus  provisoirement  en  vigueur,  jusqu'ä  la  rati- 
fication  des  projets  de  revision  mentionnös  ci-dessus.  Toutefois,  dans  tous 
les  cas  oü  ces  accords  et  r&glements  seraient  en  Opposition  avec  les  dispositions 
des  articles  332  ä  337  ci-dessus.  ou  de  la  Convention  gönörale  ä  intervenir, 
ces  derniöres  dispositions  prövaudraient. 

3^  Dispositions  speciales  au  Danube. 

Article  346. 

La  Commission  europ6enne  du  Danube  exercera  de  nouveau  les  pouvoirs 

qu'elle  avait  avant  la  guerre.    Toutefois  et  provisoirement,  les  repr6sentants 

de  la  Grande-Bretagne,    de  la  France,    de  l'Italie   et  de   la  Roumanie  feront 

seuls  partie  de  cette  Commission. 

Article  347. 
A  partir  du  point  oü  cesse  la  compötence  de  la  Commission  europ6enne, 
le   räseau   du  Danube   vis6  ä   l'article   331    sera   plac6   sous   l'administration 
d'une  Commission  internationale  composöe  comme  suit: 
2  reprösentants  des  Etats  allemands  riverains ; 
1  reprösentant  de  chacun  des  autres  Etats  riverains ; 
1  repr^sentant  de    chacun    des    Etats    non-riverains    repr^sentäs    ä 
l'avenir  ä  la  Commission  europöene  du  Danube. 
Si    quelques -uns    de   ces    repröseutants    ne   peuvent   6tre    d6sign6s    au 
moment  de  la   mise   en  vigueur   du  präsent  Trait6,   les  d^cisions  de  la  Com- 
mission seront  n^anmoins  valables. 

Article  348. 
La  Commission  internationale  pr6vue  ä  l'article  pr6c6dent  se  r^unira 
aussitot  que  possible  aprfes  la  mise  en  vigueur  du  präsent  Traitö  et  assumera 
provisoirement  l'administration  du  fleuve  en  conformit^  des  dispositions  des 
articles  332  ä  337,  jusqu'ä  ce  qu'un  Statut  döfinitif  du  Danube  soit  6tabli  par 
les  Fuissances  d6sign6es  par  les  Puissances  alli^es  et  associ^es. 

Article  349. 

L'Allemagne  s'engage  ä  agröer  le  regime  qui  sera  ötabli  pour  le  Danube 
par  une  Conference  des  Puissances  d6sign6es  par  les  Puissances  alliues  et 
associ^es ;  cette  Conference,  ä  laquelle  des  reprösentants  de  l'Allemagne  pour- 
ront  etre  pr6sents,  se  r6unira  dans  le  d61ai  d'un  an  apr^s  la  mise  en  vigueur 
du  pr6sent  Trait6. 

Article  350. 

II  est  mis  fin  au  mandat  donn6  par  l'article  57  du  Traite  de  Berlin  du 
13  juillet  1878  k  l'Autriche-Hongrie.  et  c^de  par  celle-ci  ä  la  Hongrie,  pour 
rex6cution  des  travaux  aux  Portes-de-Fer.  La  Commission  charg6e  de  Tadmini- 
stration  de  cette  partie  du  fleuve  statuera  sur  le  reglement  des  coraptes.  sous 
röserve  des  dispositions  financi^res  du  präsent  Traite.  Les  taxes  qui  pourraient 
6tre  n^cessaires  ne  seront,  en  aucun  cas,  percjues  par  la  Hongrie. 

Article  351.^ 
Au  cas  oü  l'^tat  tcheco-slovaque,  l'Etat  Serbe-Croate-Sloviine  ou  la 
Roumanie  entreprendraient,  aprös  autorisation  ou  sur  mandat  de  la  Com- 
mission internationale,  des  travaux  d'amenagtment,  d'amelioration,  de  barrage 
ou  autres  sur  une  section  du  röseau  fluvial  furmant  froutiöre,  ces  Etats  jou- 
iraient  sur  la  rive  oppos^e,  ainsi  que  sur  la  partie  du  lit  situee  hors  de  leur 
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territoire,  de  toutes  les  facilit6s  n6cessaires  pour  proc6der  aux  6tudes,  ä  l'ex^- 
cution  et  ä  l'entretien  de  ces  travaux. 

Article  852. 

L'Allemagne  sera  tcnue,  vis-ä-vis  de  la  Commission  europ6enne  du  Danube, 
ä  toutes  restitutions,  r^parations  et  indemnit^s  pour  les  dommages  subis  pendant 
la  guerre  par  cette  Commission. 

Article  853. 

Dans  le  cas  de  la  construction  d'une  voie  navigable  ä  grande  section 
Rhin-Danube,  l'Allemagne  s'engage  ä  appliquer  ä  ladite  voie  navigable  le 
regime  pr6vu  aux  articles  332  ä  338. 

Chapitre  IV. 

Clauses  Relatives  au  Rhin  et  ä  la  Moselle. 

Article  354. 

Des  la  mise  en  vigueur  du  präsent  Trait6,  la  Convention  de  Mannheim 

du  17  octobre  1868,  y  compris  son  protocole  de  clOture,   continuera  ä  regier 

la  navignation  du  Rhin,  dans  les  conditions  fix6es  ci-apres. 

Au  cas  d'opposition  entre  certaines  des  dispositions  de  ladite  Convention 
et  les  dispositions  de  la  Convention  generale  vis6e  ä  l'article  338  ci-dessus, 
qui  s'appliquera  au  Rhin,  les  dispositions  de  la  Convention  g6n6rale  pr^vaudront. 
Dans  un  d6lai  maximum  de  six  mois  ä  dater  de  la  mise  en  vigueur  du 
präsent  Traitö,  la  Commission  centrale  vis6e  ä  l'article  355  se  r6unira  pour 
^tablir  un  projet  de  revision  de  la  Convention  de  Mannheim.  Ce  projet  devra 
etre  r6dig6  en  conformit^  des  dispositions  de  la  Convention  g6n6rale,  si  eile 
est  intervenue  ä  cette  date,  et  sera  soumis  aux  Puissances  repr^sent^es  ä  la 
Commission  centrale. 

L'Allemagne  d6clare  donner,  d^s  ä  präsent,  son  adh^sion  au  projet  qui 
sera  ötabli  de  la  maniere  indiqu6e  ci-dessus. 

En  outre,  les  raodifications  visöes  dans  les  articles  suivants  seront  imm^- 
diatement  apport6es  ä  la  Convention  de  Mannheim. 

Les  Puissances  alli^es  et  associöes  se  röservent  le  droit  de  s'entendre  ä 
cet  6gard  avec  les  Pays-Bas.  L'Allemagne  s'engage,  d6s  ä  präsent,  si  eile  en 
est  requise,  ä  donner  son  adh^sion  ä  tout  accord  de  cette  nature. 

Article  3.55. 
La  Commission  centrale,  pr6vue  par  la  Convention  de  Mannheim,  com- 
prendra  19  membres,  savoir: 

2  repr^sentants  des  Pays-Bas; 

2  reprösentants  de  la_  Suisse ; 

4  repr6sentants  des  Etats  allemands  riverains  du  fleuve; 

4  repr^sentants  de  la  France,  qui  nommera  en  plus  le  President  de 

la  Commission ; 
2  repr6sentants  de  la  Grande-Bretagne; 
2  repr^sentants  de  l'Italie ; 
2  repr^sentants  de  la  Belgique. 
Le  si^ge  de  la  Commission  centrale  sera  fix6  ä  Strasbourg. 
Quel  que  soit  le  nombre  des  membres  prösents,  chaque  D6l6gation  aura 
droit  ä  un  nombre  de  voix  6gal  au  nombre  des  repräsentants  qui  lui  est  accord6. 
Si  un  certain  nombre  de  ces  reprösentants  ne  peuvent  etre  d^sign^s  au 
moment  de  la  mise  en  vigueur  du  präsent  Trait^,  les  d^cisions  de  la  Com- 
mission seront  n^anmoins  valables. 

Article  356. 
Les  bateaux  de  toutes  les  nations  et  leurs  chargements  jouitont  de  tous 
les  droits  et  Privileges  accordös  aux  bateaux  appartenant  ä  la  navigation  du 
Rhin  et  a  leurs  chargements. 
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Aucune  des  dispositions  contenues  dans  les  articles  15  ä  20  et  26  de  la 
Convention  de  Mannheim  pr^cit^e,  dans  l'article  4  du  Protocole  de  cloture, 
ou  dans  les  Conventions  ultörieures,  ne  fera  obstacle  ä  la  libre  navigation  des 
bateaux  et  6quipages  de  toute  nationalitö  sur  le  Rhin  et  sur  les  voies  d'eau 
auxquelles  s'appliquent  lesdites  Conventions,  sous  röserve  de  l'observation  des 
r^glements  ^dictös  par  la  Commission  centrale,  en  ce  qui  concerne  le  pilotage, 
et  des  autres  mesures  de  police. 

Les  dispositions  de  l'article  22  de  la  Convention  de  Mannheim,  et  de 
l'article  5  du  Protocole  de  cloture,  seront  appliquöes  aux  seuls  bateaux  en- 
registr^s  sur  le  Rhin.  La  Commission  centrale  döterminera  les  mesures  ä 
prendre  pour  v6rifier  que  les  autres  bateaux  satisfont  aux  prescriptions  du 
r^glement  g6n6ral  applicable  ä  la  navigation  du  Rhin. 

Article  357. 

Dans  le  d^lai  maximum  de  trois  mois  ä  dater  de  la  notification  qui  lui 
en  sera  faite,  l'Allemagne  c6dera  ä  la  France  soit  des  remorqueurs  et  bateaux, 
prölevös  sur  ceux  qui  resteront  immatriculös  dans  les  ports  allemands  du  Rhin 
apres  les  pr^levements  ä  op6rer  ä  titre  des  restitution  ou  de  r^paration,  soit 
des  parts  d'intörets  dans  les  Sociöt^s  allemandes  de  navigation   sur  le  Rhin. 

En  cas  de  cession  de  bateaux  et  remorqueurs,  ceux-ci,  munis  de  leurs 
agr^s  et  apparaux,  devront  etre  en  bon  6tat,  capables  d'assurer  le  trafic  com- 
mercial  sur  le  Rhin  et  choisis  parmi  les  plus  r6cemment  construits. 

Les  memes  regles  seront  applicables  en  ce  qui  concerne  la  cession  par 
TAUemagne  ä  la  France: 

l'j  des  installations,  postes*  de  stationnement,  terre-pleins,  docks,  magasins, 
cutillages,  etc.,  que  les  nationaux  allemands  ou  les  soci6t6s  allemandes  poss6- 
daient  dans  le  port  de  Rotterdam  au  1"  aoüt  1914; 

2*^  des  participations  ou  intörets  que  l'Allemagne  ou  ses  nationaux  avaient, 
ä  la  meme  date,  dans  lesdites  installations. 

Le  montant  et  le  detail  de  ces  cessions  seront  d6termin6s.  eu  6gard  aux 
besoins  legitimes  des  parties  int^ressöes,  par  un  ou  plusieurs  arbitres  d6sign(5s 
par  les  ^tats-Unis  d'Amörique,  dans  le  dölai  d'un  an  aprös  la  mise  en  vigueur 
du  präsent  Traitö. 

Les  cessions  pr6vues  au  prösent  article  donneront  lieu  ä  une  indemnit6, 
dont  le  montant  global,  fix6  forfaitairement  par  l'arbitre  ou  les  arbitres,  ne 
pourra,  en  aucun  cas,  döpasser  la  valeur  du  capital  de  premier  Etablissement 
du  matöriel  et  des  installations  c6d63,  et  sera  imputable  sur  le  montant  des 
sommes  dues  par  l'Allemagne ;  il  appartiendra  ä  l'Allemagne  d'indemniser  les 
propri^taires. 

Article  358. 

Moyennant  l'obligation  de  se  conformer  aux  stipulations  de  la  Convention 
de  Mannheim,  ou  de  celle  qui  lui  sera  Substitute,  ainsi  qu'aux  stipulations  du 
präsent  Trait6,  la  France  aura,  sur  tout  le  cours  du  Rhin  compris  entre  les 
points  limites  des  ses  fronti^res : 

a)  le  droit  de  prölever  l'eau  sur  le  döbit  du  Rhin,  pour  Talimentation 
des  canaux  de  navigation  et  d'irrigation  construits  ou  ä  construire,  ou  pour 
tout  autre  but,  ainsi  que  d'ex6cuter  sur  la  rive  allemande  tous  les  travaux 
nöcessaires  pour  l'exercice  de  ce  droit ; 

b)  le  droit  exclusif  k  l'ünergie  produite  par  l'amenagement  du  fleuve, 
sous  röserve  du  paycment  ä  l'Allemagne  de  la  moitie  de  la  valeur  de  l'^nergie 
effectivement  produite;  ce  payement  sera  effectue,  soit  en  argent,  soit  en 
Energie,  et  le  montant  calculE,  en  tenant  compte  du  coüt  des  travaux  neces- 
saires  pour  la  production  de  l'energie,  en  sera  dEterminö,    ä  dEfaut  d'accord, 

*     Vorlaije :  poste  de  stationnement. 
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par  voie  d'arbitrage.  A  cet  effet,  la  France  aura  seule  le  droit  d'ex^cuter,  dans 
cette  Partie  du  fleuve,  tous  les  travaux  d'am6nagement.  de  barrages  ou  autres, 
qu'elle  jugera  utiles  pour  la  production  de  l'önergie.  Le  droit  de  pr6lever 
l'eau  sur  le  d6bit  du  Rhin  est  reconnu  de  meme  ä  la  Belgique  pour  l'alimen- 
tation  de  la  voie  navigable  Rhin-Meuse  pr(5vue  ci-dessous. 

L'exercice  des  droits  mentionn6s  sous  les  paragraphes  ai  et  b)  du  pr6sent 
article  ne  devra  ni  nuire  ä  la  navigabilit6,  ni  r6duire  les  facultas  de  la  navi- 
gation,  soit  dans  le  lit  du  Rhin,  seit  dans  les  derivations  qui  y  seraient  Sub- 
stitutes, ni  entrainer  une  augmentation  des  taxes  perrues  jusqu'alors  par 
application  de  la  Convention  en  vigueur.  Tous  les  projets  de  travaux  seront 
communiquös  ä  la  Commission  centrale,  pour  lui  permettre  de  s'assurer  qua 
ces  conditions  sont  remplies. 

Pour  assurer  la  bonne  et  loyale  ex6cution  des  dispositions  contenues 
dans  les  paragraphes  a)  et  b)  ci-dessus,  l'Allemagne : 

1°  s'interdit  d'entreprendre  ou  d'autoriser  la  construction  d'aucun  canal 
lateral,  ni  d'aucune  d6rivation  sur  la  rive  droite  du  fleuve  vis-ä-vis  des  fron- 
tieres  fran^;.aises ; 

2*^  reconnait  ä  la  France  le  droit  d'appui  et  de  passage  sur  tous  les 
terrains  situ6s  sur  la  rive  droite  qui  serout  n^cessaires  aux  6tudes,  ä  l'öta- 
blissement  et  ä  l'exploitation  des  barrages  que  la  France,  avec  l'adhösion  de 
la  Commission  centrale,  pourra  ultörieurement  döcider  de  construire.  En  con- 
formit6  de  cette  adh6sion.  la  France  aura  qualitö  pour  d6terminer  et  d^limiter 
les  emplacements  nöcessaires,  et  pourra  occuper  les  terrains  ä  l'expiration 
d'un  dölai  de  deux  mois  aprfes  simple  notification.  moyennant  le  payement 
par  eile  ä  TAllemagne  d'indemnitös  dont  le  montant  global  sera  fixe  par  la 
Commission  centrale.  II  appartiendra  ä  l'Allemagne  d'indemniser  les  pro- 
priötaires  des  fonds  grev^s  de  ces  servitudes  ou  döfinitivement  occup6s  par 
les  travaux. 

Si  la  Suisse  en  fait  la  demande  et  si  la  Commission  centrale  y  donne 
son  approbation,  les  mSmes  droits  lui^  seront  accordös  pour  la  partie  du  fleuve 
formant  sa  frontiöre  avec  les  autres  Etats  riverains ; 

3^  Remettra  au  Gouvernement  frangais,  dans  le  mois  qui  suivra  la  mise 
en  vigueur  du  präsent  Traitö,  tous  plans,  6tudes,  projets  de  concessions  et 
de  cahiers  de  charges,  concernant  l'am^nagement  du  Rhin  pour  quelque  usage 
que  ce  soit,  ötablis  ou  regus  par  le  Gouvernement  d'Alsace-Lorraine  ou  par 
celui  du  Grand-Duch6  de  Bade. 

Article  359. 

Dans  les  sections  du  Rhin  formant  fronti^re  entre  la  France  et  l'AUe- 
magne,  et  sous  röserve  des  stipulations  qui  pr^cfedent.  aucun  travail  dans 
le  lit  ou  sur  l'une  ou  l'autre  berge  du  fleuve  ne  pourra  etre  ex6cut6  sans 
l'approbation  pr^alable  de  la  Commission  centrale  ou  de  ses  d616gu6s. 

Article  360. 

La  France  se  r6serve  la  facult^  de  se  substituer  aux  droits  et  obli- 
gations  r6sultant  des  accords  intervenus  entre  le  Gouvernement  de  l'Alsace- 
Lorraine  et  le  Grand-Duch6  de  Bade  pour  les  travaux  ä  ex6cuter  sur  le  Rhin; 
eile  pourra  aussi  d^noncer  ces  accords  dans  un  dölai  de  cinq  ans  ä  dater  de 
la  mise  en  vigueur  du  prösent  Traitö. 

La  France  aura  ^galement  la  facult6  de  faire  ex6cuter  les  travaux,  qui 
seraient  reconnus  n^cessaires  par  la  Commission  centrale,  pour  le  maintien 
ou  l'amälioration  de  la  navigabilit^  du  Rhin,  en  amont  de  Mannheim. 

Article  36  L 
Au  cas  oü,    dans  un   delai  de  vingt-cinq  ann6es  ä  dater  de  la  mise  en 
vigueur  du  präsent  Trait6,  la  Belgique  d6ciderait  de  cr^er  une  voie  navigable 
ä  grande  section  Rhin-Meuse,   ä   la  hauteur   de  Ruhrort,   l'Allemagne  serait 


Friedensvertrag  von  Versailles.  225 

tenue  de  construire,  d'apres  les  plans  qui  lui  seraient  communiqu6s  par  le 
Gouvernement  beige  et  apr^s  approbation  par  la  Commission  centrale,  la 
portion  de  cette  voie  navigable  situ6e  sur  son  territoire. 

Le  Gouvernement  beige  aura,  en  pareil  cas,  le  droit  de  procöder  sur  le 
terrain  ä  toutes  les  6tudes  nöcessaires. 

Faute  par  l'Allemagne  d'exöcuter  tout  ou  partie  des  travaux,  la  Com- 
mission centrale  aura  qualitä  pour  les  faire  exäcuter  en  ses  Heu  et  place; 
ä  cet  effet,  eile  pourra  döterminer  et  d^limiter  les  emplacements  nöcessaires, 
et  occuper  les  terrains,  ä  l'expiration  d'un  d6lai  de  deux  mois  apres  simple 
notification,  moyennant  les  indemnit^s  qu'elle  fixera,  et  qui  seront  pay6es  par 
l'Allemagne. 

Cette  voie  navigable  sera  placke  sous  le  meme  regime  administratif  que 
le  Rhin  lui-meme,  et  la  röpartition  entre  les  Etats  travers6s  des  frais  de 
Premier  Etablissement,  y  compris  les  indemnitös  ci-dessus,  sera  faite  par  les 
soins  de  la  Commission  centrale. 

Article  362. 

L'Allemagne  s'engage  dhs  ä  präsent  ä  ue  faire  aucune  objection  ä  toutes 
propositions  de  la  Commission  centrale  du  Rhin  tendant  ä  ötendre  sa  juri- 
diction : 

1°  ä  la  Moselle,  depuis  la  frontiere  franco-luxembourgeoise  jusqu'au 
Rhin,  sous  r^serve  de  l'assentiment  du  Luxembourg; 

2°  au  Rhin,  en  amont  de  Bäle  jusqu'au  lac  de  Constance,  sous  r^serve 
de  l'assentiment  de  la  Suisse; 

30  aux  canaux  latöraux  et  chenaux  qui  seraient  Etablis,  seit  pour  doubler 
ou  am^liorer  des  sections  naturellement  navigables  du  Rhin  ou  de  la  Moselle, 
seit  pour  r^unir  deux  sections  naturellement  navigables  de  ces  cours  d'eau, 
ainsi  qu'ä  tous  autres  Elements  du  röseau  fluvial  rhönan,  qui  pourraient  etre 
compris  dans  la  Convention  g^n^rale  pr^vue  ä  l'article  338  ci-dessus. 

Chapitre  V. 

Clauses  Donnant  ä  l'Etat  Tch6co-Slovaque  l'Dsage 

de  Ports  du  Nord. 

Article  363. 

Dans  les  ports  de  Hambourg  et  de  Stettin,  l'Allemagne  donnera  ä  bail 

ä  l'Etat  tch6co-slovaque,  pour  une  p6riode  de  99  ans,  des  espaces  qui  seront 

plac6s   sous   le   regime   g6n6ral  des  zones  franches,   et  qui  seront  affect^s  au 

transit  direct  des  marchandises  en  provenance  ou  ä  destination  de  cet  Etat. 

Article  364. 
La  dölimitation  de  ces  espaces,  leur  am6nagement,  leur  mode  d'exploi- 
tation  et,  en  g6n6ral,  toutes  les  conditions  de  leur  utilisation,  y  compris  le 
prix  de  leur  location,  seront  fix6s  par  une  Commission  compos^e  de :  un  d616gu6 
de  l'Allemagne,  un  d6l6gu6  de  l'Etat  tch6co-slovaque  et  un  d6l6gu6  de  la 
Grande-Bretagne.  Ces  conditions  pourront  fitre  revis6es  tous  les  dix  ans  dans 
les  memes  formes. 

L'Allemagne   döclare   par  avance   agröer  les   d^cisions  qui  seront  ainsi 
prises. 

Section  IIL 

Chemins  de  Fer. 

Chapitre  Premier. 

Clauses  Relatives  aux  Transports  Internationaux. 

Article  365. 
Les  marchandises  en  provenance  des  territoires   des  Puissances   alli^es 
et   associöes   et  i\  destination  de  l'Allemagne,   ainsi  que  les  marchandises  en 
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transit  par  l'Allemaf^ne  et  en  provenance  ou  ä  destinatic^n  des  territoires  des 
Puissanees  alli(5es  et  associ6es,  b6n6ficieront  de  plein  droit  sur  les  chemins 
de  fer  allemands,  au  point  de  vue  des  taxes  ä  percevuir  (cornpte  tenu  de 
toutes  ristournes  et  primes),  des  facilitös  et  ä  tous  autres  6{<ards,  du  r6^irae 
le  plus  favorable  appliqu6  aux  marchandises  de  meine  nature  transport^es 
sur  une  quelconque  des  lignes  allemandes,  soit  en  trafic  int6rieur,  soit  ä 
l'exportation,  ä  Timportation  ou  en  transit,  dans  des  couditions  semblables 
de  transport,  notamment  au  point  de  vue  de  la  longueur  du  parcours.  La 
meme  r^gle  sera  appliqu6e,  sur  la  demande  d'une  ou  plusieurs  Puissanees 
alliöes  ou  associöes,  aux  marchandises  nomm6ment  d6sign6cs  par  ces  Puissanees, 
en  provenance  de  l'Allemagne  et  ä  destination  de  leurs  territoires. 

Des  tarifs  internalionaux,  6tablis  d'aprös  les  taux  pr6vus  ä  l'alin^a 
pr6c6dent  et  comportant  des  lettres  de  voiture  directes,  devront  etre  cr66s 
lorsqu'une  des  Puissanees  alli(3es  et  associ6es  le  requerra  de  l'Allemagne. 

Article  366. 

A  partir  de  la  mise  en  vigueur  du  präsent  Trait6,  les  Hautes  Parties 
Contractantesrenouvelleront,  en  ce  qui  les  concerne  et  sous  les  r6serves  indiqu6es 
au  second  paragraphe  du  präsent  article,  les  Conventions  et  arrangements  sign6s 
ä  Berne  le  14  octobre  1890.  le  20  septembre  1893.  le  16  juillet  1895,  le  16  juin 
1898  et  le  19  septembre  1906,  sur  le  transport  des  marchandises  par  voies 
ferröes. 

Si,  dans  un  d6lai  de  cinq  ans  apr^s  la  mise  en  vigueur  du  präsent  Trait6, 
une  nouvelle  Convention  pour  le  transport  par  chemin  de  fer  des  voyageurs, 
des  bagages  et  des  marchandises  est  conclue  pour  remplacer  la  Convention  de 
Berne  du  14  octobre  1890  et  les  additions  subs6quentes  visöes  ci-dessus,  cette 
nouvelle  Convention,  ainsi  que  les  conditions  complömentaires  r^gissant  le 
transport  international  par  voie  ferröe  qui  pourront  etre  bas6es  sur  eile,  lieront 
l'Allemagne  meme  si  cette  Puissance  refuse  de  prendre  part  ä  la  pr^paration 
de  la  Convention  ou  d'y  adh6rer.  Jusqu'ä  la  conclusion  d'une  nouvelle  Con- 
vention, l'Allemagne  se  conformera  aux  dispositions  de  la  Convention  de  Berne 
et  aux  additions  subs6quentes  vis6es  ci-dessus,  ainsi  qu'aux  conditions  com- 
plömentaires. 

Article  367. 

L'Allemagne  sera  tenue  de  coop^rer  ä  l'^tablissement  des  Services  avec 
billets  directs  pour  les  voyageurs  et  leurs  bagages,  qui  lui  seront  demandös 
par  une  ou  plusieurs  des  Puissanees  alliöes  et  associöes  pour  assurer,  par 
chemin  de  fer,  les  relations  de  ces  Puissanees  entre  elles  ou  avec  tous  autres 
pays,  en  transit  ä  travers  le  territoire  allemand  ;  l'Allemagne  devra  notamment 
recevoir,  ä  cet  effet,  les  trains  et  les  voitures  en  provenance  des  territoires 
des  Puissanees  alliöes  et  associöes  et  les  acheminer  avec  une  c6l6rit6  au  moins 
6gale  ä  celle  de  ses  meilleurs  trains  ä  long  parcours  sur  les  memes  lignes. 
En  aucun  cas,  les  prix  applicables  ä  ces  Services  directs  ne  seront  sup^rieurs 
aux  prix  per^us,  sur  le  meme  parcours,  pour  les  Services  Interieurs  allemands, 
effectu^s  dans  les  memes  conditions  de  vitesse  et  de  confort. 

Les  tarifs  applicables,  dans  les  memes  conditions  de  vitesse  et  de  confort, 
au  transport  des  6migrants  sur  les  chemins  de  fer  allemands  ä  destination  ou 
en  provenance  des  ports  des  Puissanees  alli6es  et  associöes,  ne  pourront  jamais 
ressortir  ä  une  taxe  kilom^trique  supörieure  ä  celle  des  tarifs  les  plus  favorables, 
compte  tenu  de  toutes  primes  ou  ristournes,  dont  bön^ficieraient,  sur  lesdits 
chemins  de  fer,  les  ämigrants  ä  destination  ou  en  provenance  d'autres  ports 
quelconques. 

Article  368. 

L'Allemagne  s'engage  ä  n'adopter  aucune  mesure  technique,  fiscale  ou 
administrative,  teile  que  la  visite  en  douane,  les  mesures  de  police  g6n6rale, 
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de  police  sanitaire  ou  de  controle,  qui  serait  speciale  aux  Services  directs 
pr6vus  ä  l'article  pr6c6dent  ou  aux  transports  d'6migrants,  ä  destination  ou 
en  provenance  des  ports  des  Puissances  alliöes  et  associ6es,  et  qui  aurait  pour 
effet  d'entraver  ou  de  retarder  ces  Services. 

Article  369. 
En  cas  de  transport,  partie  par  chemin  de  fer  et  partie  par  navigation 
Interieure,  avec  ou  Sans  lettre  de  voiture  directe,  les  stipulations  qui  pröc^dent 
seront  applicables  ä  la  partie  du  trajet  effectuöe  par  chemin  de  fer. 

Chapitre  IL 
Mat6riel  Roulant. 

Article  370. 

L'AUemagne  s'engage  ä  ce  que  les  wagons  allemands  soient  munis  de 
dispositifs  permettant : 

1"  de  les  introduire  dans  les  trains  de  marchandises  circulant  sur  les 
lignes  de  celles  des  Puissances  alli^es  et  associ6es  qui  sont  parties  ä  la  Con- 
vention de  Berne  du  15  mai  1886,  modifiöe  le  18  mai  1907,  sans  entraver  le 
fonctionnement  du  frein  continu  qui  pourrait.  dans  les  dix  ans  qui  suivront 
la  mise  en  vigueur  du  präsent  Trait6,  etre  adopt6  dans  ces  pays ; 

20  d'introduire  les  wagons  de  ces  Puissances  dans  tous  les  trains  de 
marchandises  circulant  sur  les  lignes  allemandes. 

Le  mat6riel  roulant  des  Puissances  alliöes  et  associ^es  jouira,  sur  les 
lignes  allemandes,  du  meme  traitement  que  le  mat^riel  allemand  en  ce  qui 
concerne  la  circulation,  l'entretien  et  les  r^parations. 

Chapitre  IIL 
Cession  de  Lignes  de  Chemins  de  Fer. 

Article  371. 

Sous  röserve  de  stipulations  particuliäres,  relatives  ä  la  cession  des  ports, 
voies  d'eau  et  voies  ferröes  situ^s  dans  les  territoires  sur  lesquels  l'Allemagne 
Code  sa  souverainet6,  ainsi  que  des  dispositions  financi^res  concernant  les  coa- 
cessionnaires  et  le  service  des  pensions  de  retraite  du  personnel,  la  cession  des 
voies  ferr^es  aura  lieu  dans  les  conditions  suivantes : 

1"  Les  ouvrages  et  installations  de  toutes  les  voies  ferr6es  seront  livr6s 
au  compiet  et  en  bon  6tat. 

2^  Lorsqu'un  r6seau  ayant  un  mat^riel  roulant  ä  lui  propre  sera  c6d6 
en  entier  par  l'Allemagne  k  une  des  Puissances  alli^es  et  associ6es.  ce  matcSriel 
sera  remis  au  compiet,  d'apr^s  le  dernier  inventaire  au  11  novembre  1918,  et 
en  6tat  normal  d'entretien. 

3'^  Pour  les  lignes  n'ayant  pas  un  matäriel  roulant  special,  la  fraction 
ä  livrer  du  matöriel  existant  sur  le  röseau,  auquel  ces  lignes  appartiennent, 
sera  d(5termin6e  par  des  Commissions  d'experts  d6sign6s  par  les  Puissances 
alli^es  et  associ6es,  et  dans  lesquelles  l'Allemagne  sera  representtie.  Ces  Com- 
missions devrons  prendre  en  consid(5ration  l'importance  du  mat^riel  immatri- 
cul6  sur  ces  lignes,  d'apr^s  le  dernier  inventaire  au  11  novembre  1918,  la  lou- 
gueur  des  voies,  y  compris  les  voies  de  service,  la  nature  et  l'importance  du 
trafic.  EUes  d^signeront  ögalement  les  locomotives,  voitures  et  wagons  ä  c6dcr 
dans  chaque  cas,  fixeront  les  conditions  de  leur  receptiou  et  v&jr\evoat  les  arran- 
gements  provisoires  n^cessaires  pour  assurer  leur  r6paration  dans  les  ateliers 
allemands. 

4"  Les  approvisionnements,  le  mobilier  et  routiliagc  seront  livr^s  dans 
les  memes  conditions  que  le  materiel  roulant. 
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Les  dispositions  des  paragraphes  3"  et  4"  ci-dessus  seront  appliqu^es  aux 
lignes  de  l'ancienne  Pologne  russe,  mises  par  TAllemagne  ä  la  largeur  de  la 
voie  allemande,  ces  lignes  6tant  assinail^es  ä  des  parties  d^tach^es  du  r^seau 
de  l'Etat  prussien. 

Chapitre  IV. 

Dispositions  Concernant  Certaines  Lignes 
de  Chemins  de  P'er. 

Article  .372. 
Sous  r^serve  des  stipulations  particuli^res  contenues  dans  le  präsent 
Trait6,  lorsque,  par  suite  du  tracö  des  nouvelles  frontieres,  une  ligne  reliant 
deux  parties  d'un  meme  pays  traversera  un  autre  pays,  ou  loursqu'une  ligne 
d'embranchement  partant  d'un  pays  se  terminera  dans  un  autre,  les  conditions 
d'exploitation  seront  r(5gl6es  par  un  arrangement  conclu  entre  les  Administrations 
des  chemins  de  fer  int6ress6es.  Au  cas  oü  ces  Administrations  ne  parviendraient 
pas  k  se  mettre  d'accord  sur  les  conditions  de  cet  arrangement,  les  conflits 
seraient  tranch^s  par  des  Commissions  d'experts  constitu^es  comme  il  est  dit  ä 
l'article  pr6c6dent. 

Article  373. 
Dans  le  d^lai  de  cinq  ans,  ä  compter  de  la.mise  en  vigueur  da  präsent 
Trait6,  l'Etat  tchöco-slovaque  pourra  demander  la  construction  d'une  voie  ferr^e 
reliant,  sur  le  territoire  allemand,  les  stations  de  Schlauney  et  de  Nachod. 
Les  frais  de  construction  seront  ä  la  charge  de  l'Etat  tch^co-slovaque. 

Article  374. 
L'Allemagne  s'engage  ä  accepter,  dans  le  d^lai  de  dix  ans  ä  dater  de 
de  la  mise  en  vigueur  du  präsent  Trait^,  et  sur  la  demande  qui  lui  en  serait 
faite  par  le  Gouvernement  helv6tique  apr^s  accord  avec  le  Gouvernement  Italien, 
la  dönonciation  de  la  Convention  internationale  du  13  octobre  1909.  relative 
au  chemin  de  fer  du  Saint-Gothard.  A  döfaut  d'accord  sur  les  conditions  de 
cette  d^nonciation,  TAllemagne  s'engage,  d^s  ä  präsent,  ä  accepter  la  d6cision 
d'un  arbitre  d^sign^  par  les  Etats-Ünis  d'Am6rique. 

Chapitre  V. 

Dispositions  Transitoir es. 

Article  375. 

L'Allemagne  ex6cutera  les  Instructions  qui  lui  seront  donn^es  en  matiere 

de  transport,  par  une  autorit6   agissant   au   nom   des   Puissances   alli^es   et 

associöes : 

10  Pour  les  transports  de  troupes  effectu^s  en  ex^cution  du  präsent 
Trait^,  ainsi  que  pour  le  transport  du  mat^riel,  de  munitions  et  d'approvi- 
sionnements  ä  l'usage  des  arm6es: 

2^  Et  provisoirement,  pour  le  transport  du  ravitaillement  de  certaines 
r^gions,  pour  le  r^tablissement  aussi  rapide  que  possible  des  conditions  normales 
des  transports  et  pour  l'organisation  des  Services  postaux  et  t6l6graphiques. 

Section  IV. 
Jugement  des  Litiges  et  Revision   des  Clauses   Permanentes. 

Article  376. 
Les  diff^rends  qui  pourront  s'dever  entre  les  Puissances  int6ress!6es  au 
sujet  de  l'interpr^tation  et  de  l'application  des  dispositions  qui  pr^c^dent,  seront 
r^gl^s  ainsi  qu'il  sera  prövu  par  la  Soci6t6  des  Nations. 

Article  377. 
A  tout  moment,  la  Soci^t^  des  Nations  pourra  proposer  la  revision  de 
ceux  des  articles  ci-dessus  qui  ont  trait  ä  un  regime  administratif  permanent. 
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Article  378. 

A  l'expiration  d'un  d6!ai  de  cinq  ans  ä  dater  de  la  mise  en  vigaeur  du 
präsent  Trait6,  les  dispositions  des  articles  321  ä  .330,  332,  365,  367  ä  369 
pourront,  ä  tout  moment,  §tre  revisöes  par  le  Conseil  de  la  Soci6t6  des  Nations. 

A  döfaut  de  revision,  le  b6n6fice  d'une  quelconque  des  stipulations  con- 
tenues  daos  les  articles  6num6r6s  ci-dessus  ne  pourra,  ä  l'expiration  du  d^lai 
pr6vu  au  paragraphe  pr6c6dent,  etre  röclamö  par  une  des  Puissances  alliöes 
et  assöci^es  en  faveur  d'une  portion  quelconque  de  ses  territoires  pour  laquelle 
la  r^ciprocit^  ne  serait  pas  accord^e.  Le  dölai  de  cinq  ans,  pendant  lequel  la 
r6ciprocit6  ne  pourra  pas  etre  exig^e,  pourra  etre  prolong6  par  le  Conseil  de 
la  Soci6t6  des  Nations. 

Section  V. 

Disposition  Par  ti  culier  e. 

Article  379. 

Sans  pröjudice  des  obligations  particuliferes  qui  lui  sont  impos6es  par  le 
präsent  Traitö  au  profit  des  Puissances  alliöes  et  associöes,  rAUemagne  s'engage 
ä  adh^rer  ä  toute  Convention  gönörale  concernant  le  regime  international  du 
transit,  des  voies  navigables,  des  ports  et  des  voies  ferr^es,  qui  pourrait  etre 
conclue  entre  les  Puissances  alliöes  et  associöes.  avec  l'approbation  de  la 
Soci6t6  des  Nations,  dans  un  dölai  de  cinq  annöes  ä  dater  de  la  mise  en  vigueur 
du  präsent  Traitö. 

Section  VI. 

Clauses   Relatives   au   Canal   de   Kiel. 

Article  380. 

Le  canal  de  Kiel  et  ses  acces  seront  toujours   libres   et  ouverts  sur  un 

pied  de  parfaite  6galit6  aux  navires  de  guerre  et  de  commerce  de  toutes  les 

nations  en  paix  avec  l'Allemagne. 

Article  38L 
Les  ressortissants,  les  biens  et  les  navires  et  bateaux  de  toutes  les 
Puissances  seront,  en  ce  qui  concerne  les  taxes,  les  facultas  de  Service  et 
sous  tous  les  autres  rapports,  traitös  sur  le  pied  d'une  parfaite  6galit6  pour 
l'usage  du  canal,  de  teile  sorte  qu'aucune  distinction  ne  soit  faite,  au  d6tri- 
ment  des  ressortissants,  des  biens  et  des  navires  et  bateaux  d'une  Puissance 
quelconque,  entre  ceux-ci  et  les  ressortissants,  les  biens  et  les  navires  et 
bateaux  de  l'Allemagne  ou  de  la  nation  la  plus  favoris6e. 

II  ne  sera  apport6  ä  la  circulation  des  personnes  et  des  navires  et  bate- 
aux d'autres  entraves  que  celles  rösultant  des  dispositions  relatives  ä  la  po- 
lice,  aux  douanes,  aux  prescriptions  sanitaires.  ä  l'^migration  ou  ä  l'immi- 
gration,  ainsi  que  Celles  concernant  l'iraportation  ou  l'exportation  des  marchan- 
dises  prohiböes.  Ces  dispositions  devront  etre  raisonnables  et  uniformes  et 
ne  devront  pas  entraver  inutilement  le  trafic. 

Article  382. 

II  ne  pourra  ötre  pergu  sur  les  navires  et  bateaux  empruntant  le  canal 
ou  ses  acc^s  que  des  taxes  destin6es  ä.  couvrir,  d'une  maniöre  ^quitable,  les 
frais  d'entretien  de  la  navigabilit6  ou  de  l'amölioration  du  canal  ou  de  ses 
accfes  ou  ä  subvenir  ä  des  döpeoses  faites  dans  l'interC't  de  la  navigation.  Le 
tarif  en  sera  calculö  d'aprös  ces  döpenses  et  affich6  dans  les  ports. 

Ces  taxes  seront  Stabiles  de  mani^re  ä.  ne  pas  rendre  n^cessaire  un 
examen  d6taill6  de  la  cargaison,  si  ce  n'est  lorsqu'il  y  aura  soupcon  de  fraude 
QU  de  contravention. 

Article  383. 

Les  marcbandises  en  transit  pourront  etre  mises  sous  scell^s  ou  sous 
la  garde  des  agents  des  douanes;  le  chargement  et  le  dtichargement  des  mar- 
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chandises,    ainsi  que  rembarquement   et  le  d6barquement   des    voyageurs,    ne 
pourront  s'effectuer  que  dans  les  ports  d6sign6s  par  l'Allemagne. 

Article  H84. 
Sur  le  parcours   comme   sur   les    acccs  du  canal  de  Kiel,    il    ne    pourra 
€tre  per^u  de  redevance  d'aucune  esp^ce  autre  que  Celles  pr6vues  dans  le  pr6- 
^^°*  Trait6.  ^^^j^,^  3g5 

L'Allemagne  sera  tenue  de  prendre  les  mesures  convenables  pour  l'en- 
l^vement  des  obstacles  ou  dangers  pour  la  navigation  et  d'assurer  le  main- 
tien  de  bonnes  conditions  de  navigation.  Elle  ne  devra  pas  entreprendre  de 
travaux  de  nature  ä  porter  atteinte  ä,  la  navigation  sur  le  canal  ou  sur  ses  acc^s. 

Article  386. 

Au  cas  de  violation  d'une  des  dispositions  des  articles  380  ä  386,  ou 
en  cas  de  d^saccord  sur  l'interprötation  de  ces  articles,  toute  Puissance  int6- 
ress6e  pourra  faire  appel  ä  la  juridiction  Institute  dans  ce  but  par  la  Soci6t6 
des  Nations. 

Afin  d'6viter  de  porter  devant  la  Soci6t6  des  Nations  des  questions  de 
peu  d'importance,  l'Allemagne  ^tablira  ä  Kiel  une  autoritö  locale  ayant  qualit^ 
pour  connaitre  des  difförends  en  premiöre  instance,  et  pour  donner  satisfaction, 
dans  la  mesure  du  possible,  aux  plaintes  qui  seraient  pr6sent6es  par  les 
agents  consulaires  des  Puissances  int^ressöes. 

Partie  XIII. 
Travail. 

Section  I. 
Organisation   du   Travail. 

Attendu  que  la  Soci6t6  des  Nations  a  pour  but  d'6tablir  la  paix  uni- 
verselle, et  qu'une  teile  paix  ne  peut  etre  fondöe  que  sur  la  base  de  la  justice 
sociale ; 

Attendu  qu'il  existe  des  conditions  de  travail  impliquant  pour  un  grand 
nombre  de  personnes  l'injustice,  la  mis^re  et  les  privations,  ce  qui  engendre 
un  tel  möcontentement  que  la  paix  et  l'harmonie  universelles  sont  mises  en 
danger,  et  attendu  qu'il  est  urgent  d'amöliorer  ces  conditions:  par  exemple, 
en  ce  qui  concerne  la  r^glementation  des  beures  de  travail,  la  fixation  d'une 
duröe  maxima  de  la  journ^e  et  de  la  semaine  de  travail,  le  recrutement  de 
la  main-d'oeuvre,  la  lutte  contre  le  chomage.  la  garantie  d'un  salaire  assurant 
des  conditions  d'existence  convenables,  la  protection  des  travailleurs  contre 
les  maladies  g6n6rales  ou  professionnelles  et  les  accidents  r^sultant  du  tra- 
vail, la  protection  des  enfants,  des  adolescents  et  des  femmes,  les  pensions 
de  vieillesse  et  d'invalidit^,  la  defense  des  intörets  des  travailleurs  occup6s  ä 
l'ötranger,  l'affirmation  du  principe  de  la  libertö  syndicale,  l'organisation  de 
l'enseignement  professionnel  et  technique  et  autres  mesures  analogues ; 

Attendu  que  la  non-adoption  par  une  nation  quelconque  d'un  regime 
de  travail  röellement  humain  fait  obstacle  aux  efforts  des  autres  nations 
d^sireuses  d'am^liorer  le  sort  des  travailleurs  dans  leurs  propres  pays; 

Les  Hautes  Parties  Contractantes,  mues  par  des  sentiments  de  justice 
et  d'humanitö  aussi  bien  que  par  le  d6sir  d'assurer  une  paix  mondiale  durable, 
ont  convenu  ce  qui  suit: 

Chapitre  Premier. 

Organisation. 

Article  387. 

II  est  fondö  une  Organisation  permanente  chargöe  de  travailler  ä  la 
r^alisation  du  Programme  expos6  dans  le  pröambule. 
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Les  Membres  originaires  de  la  Soci6t6  des  Nations  seront  Membres 
originaires  de  cette  Organisation,  et,  d^sormais,  la  qualit^  de  membre  de  la 
Soci6t6  des  Nations  entrainera  celle  de  membre  de  ladite  Organisation. 

Article  388. 

L'organisation  permanente  comprendra: 
1*^   üne  Conference  g^n^rale  des  repr^sentants  des  membres : 
2^   Un  Bureau   international    du    Travail    sous    la   direction   du   Conseil 
d'administration  pr^vu  ä  l'article  393. 

Article  389. 

La  Conference  generale  des  repr^sentants  des  Membres  tiendra  des 
sessions  chaque  fois  que  besoin  sera  et.  au  moins,  une  fois  par  an.  Elle  sera 
compos6e  de  quatre  repr^sentants  de  chacun  des  Membres  dont  deux  seront 
les  Deiegaös  du  Gouvernement  et  dont  les  deux  autres  repr^senteront  respec- 
tivement.  d'une  part,  les  employeurs,  d'autre  part,  les  travailleurs  ressortissant 
ä  chacun  des  Membres. 

Chaque  Del6gue  pourra  ^tre  accompagn^  par  des  conseillers  techniques 
dont  le  nombre  pourra  6tre  de  deux  au  plus  pour  chacune  des  matieres 
distinctes  inscrites  ä  l'ordre  du  jour  de  la  Session.  Quand  des  questions 
interessant  spöcialement  des  femmes  doivent  venir  en  discussion  ä  la  Con- 
ference, une  au  moins  parmi  les  personnes  designöes  comme  conseillers  tech- 
niques devra  etre  une  femme. 

Les  Membres  s'engagent  ä  designer  les  deiegu^s  et  conseillers  techniques 
Don  gouvernementaux  d'accord  avec  les  organisations  professionnelles  les  plus 
representatives  soit  des  emploj'eurs,  soit  des  travailleurs  du  pays  considere, 
sous  la  reserve  que  de  telles  organisations  existent. 

Les  conseillers  techniques  ne  seront  autorisös  ä  prendre  la  parole  que 
sur  la  demande  faite  par  le  deiegu6  auquel  ils  sont  adjoints  et  avec  Tautori- 
sation  speciale  du  President  de  la  Conference ;  ils  ne  pourront  prendre  part 
aux  votes. 

Un  deiegue  peut,  par  une  note  ecrite  adressee  au  President,  designer 
Tun  de  ses  conseillers  techniques  comme  son  suppleant,  et  ledit  suppleant, 
en  cette  qualite,  pourra  prendre  part  aux  deiiberations  et  aux  votes. 

Les  noms  des  deiegues  et  de  leurs  conseillers  techniques  seront  com- 
muniques  au  Bureau  international  du  Travail  par  le  Gouvernement  de  chacun 
des  Membres. 

Les  pouvoirs  des  deiegues  et  de  leurs  conseillers  techniques  seront 
soumis  ä  la  verification  de  la  Conference,  laquelle  pourra.  par  une  majorite 
des  deux-tiers  des  suffrages  exprimes  par  les  deiegues  presents,  refuser  d'ad- 
mettre  tout  deiegue  ou  tout  conseiller  technique  qu'elle  ne  jogera  pas  avoir 
^te  designe  conformement  aux  termes  du  present  article. 

Article  390. 

Chaque  deiegue  aura  le  droit  de  voter  individuellement  sur  toutes  les 
questions  soumises  aux  deiiberations  de  la  Conference. 

Dans  le  cas  oii  Tun  des  Membres  n'aurait  pas  designe  Tun  des  deiegues 
non  gouvernementaux  auquel  il  a  droit,  l'autre  deiegue  non  gouvernemental 
aura  le  droit  de  prendre  part  aux  discussions  de  la  Conference,  mais  naura 
pas  le  droit  de  voter. 

Au  cas  oii  la  Conference,  en  vertu  des  pouvoirs  que  lui  confere  lar- 
ticle  389,  refuserait  d'adraettre  Tun  des  deiegues  d'un  des  Membres,  les 
stipulations  du  present  article  seront  appliquees  comme  si  ledit  deiegue  n'avait 
pas  ete  designe. 

Article  391. 

Les  sessions  de  la  Conference  se  tiendront  au  si^ge  de  la  Societe  des 
Nations  ou  en  tout  autre  Heu  qui  aura  pu  etre  fixe  par  la  Conference,  dans 
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une   Session   ant6rieure,   k   la  majorit6   des  deux-tiers  des  suffrages  exprim6a 
par  les  d6l6gu63  prösents. 

Article  392. 
Le  Bureau    international    du  Travail  sera  stabil  au  siüge  de  la  Soci6t6 
des  Nations  et  fera  partie  de  l'ensemble  des  institutions  de  la  Soci6t6. 

Article  3i:»3. 

Le  Bureau  international  du  Travail  sera  plac6  sous  la  direction  d'un 
Conseil  d'administration  compos6  de  vingt-quatre  personnes,  lesquelles  seront 
d6sign6es  selon  les  dispositions  suivantes : 

Le  Conseil  d'administration  du  Bureau  international  du  Travail  sera 
compos6  comme  suit: 

Douze  personnes  reprösentant  les  Gouvernements; 

Six  personnes  6lues  par  les  d6l6gu6s  ä  la  Conference  reprösentant  les 
patrons ; 

Six  personnes  6lues  par  les  döl6gu6s  k  la  Conference  reprösentant  les 
employ^s  et  ouvriers. 

Sur  les  douze  personnes  reprösentant  les  Gouvernements,  huit  seront 
nommöes  par  les  Membres  dont  l'importance  industrielle  est  la  plus  consi- 
derable  et  quatre  seront  nomm^es  par  les  Membres  dösignös  ä  cet  effet  par 
les  d6l6gu6s  gouvernementaux  ä  la  Conference,  exclusion  faite  des  delöguös 
des  huit  Membres  susmentionn6s. 

Les  contestations  eventuelles  sur  la  question  de  savoir  quels  sont  les 
Membres  ayant  l'importance  industrielle  la  plus  considerable  seront  tranchees 
par  le  Conseil  de  la  Societe  des  Nations. 

La  duree  du  mandat  des  membres  du  Conseil  d'administration  sera  de 
trois  ans.  La  maniere  de  pourvoir  aux  sieges  vacants  et  les  autres  questions 
de  meme  nature  pourront  etre  reglees  par  le  Conseil  d'administration  sous 
reserve  de  l'approbation  de  la  Conference. 

Le  Conseil  d'administration  elira  Tun  de  ses  membres  comme  President 
et  etablira  son  röglement.  II  se  reunira  aux  epoques  qu'il  fixera  lui-meme. 
üne  Session  speciale  devra  etre  tenue  chaque  fois  que  dix  membres  au  moins 
du  Conseil  auront  formuie  une  demande  ecrite  ä  ce  sujet. 

Article  394. 

ün  Directeur  sera  place  ä  la  tete  du  Bureau  international  du  Travail; 
il  sera  designe  par  le  Conseil  d'administration  de  qui  il  recevra  ses  Instruc- 
tions et  visä-vis  de  qui  sera  responsable  de  la  bonne  marche  du  Bureau 
ainsi  que  de  l'execution  de  toutes  autres  täches  qui  auront  pu  lui  etre 
confiees. 

Le  Directeur  ou  son  suppleant  assisteront  ä  toutes  les  seances  du  Conseil 
d'administration. 

Article  395. 

Le  personnel  du  Bureau  international  du  Travail  sera  choisi  par  le 
directeur.  Le  choix  fait  devra  porter,  dans  toute  la  mesure  compatible 
avec  le  souci  d'obtenir  le  meilleur  rendement,  sur  des  personnes  de  diffe- 
rentes  nationalites.  Un  certain  nombre  de  ces  personnes  devront  etre  des 
femmes. 

Article  396. 

Les  fonctions  du  Bureau  international  du  Travail  comprendront  la 
centralisation  et  la  distribution  de  toutes  informations  concernant  la  regle- 
mentation  internationale  de  la  condition  des  travailleurs  et  du  regime  du 
travail  et,  en  particulier,  l'etude  des  questions  qu'il  est  propose  de  soumettre 
aux  discussions  de  la  Conference  en  vue  de  la  conclusion  des  Conventions 
internationales!  ainsi  que  l'execution  de  toutes  enquetes  speciales  prescrites 
par  la  Conference. 
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II  sera  charg6  de  pr6parer  l'ordre  du  jour  des  sessions  de  la  Conference. 

II  s'acquittera,  en  conformitö  des  stipulations  de  la  präsente  Partie  du 
präsent  Trait6,  des  devoirs  qui  lui  incombent  en  ce  qui  concerne  tous  difi6rends 
internationaux. 

II  rödigera  et  publiera  en  frangais,  en  anglais,  et  dans  teile  autre  langue 
que  le  Conseil  d'administration  jugera  convenable,  un  bulletin  p6riodique 
consacr6  ä  l'^tude  des  questions  concernant  l'industrie  et  le  travail  et  Prä- 
sentant un  int^ret  international. 

D'une  manifere  g^nörale  il  aura,  en  sus  des  fonctions  indiquöes  au  präsent 
article,  tous  autres  pouvoirs  et  fonctions  que  la  Conference  jugera  ä  propos 
de  lui  attribuer. 

Article  397. 

Les  minist^res  des  Membres  qui  s'occupent  des  questions  ouvri^res 
pourront  communiquer  directement  avec  le  Directeur  par  l'intermediaire  du 
reprösentant  de  leur  Gouvernement  au  Conseil  d'administration  du  Bureau 
international  du  Travail,  ou,  ä  döfaut  de  ce  repräsentant,  par  l'intermediaire 
de  tel  autre  fonctionnaire  düment  qualifiö  et  d6sign6  ä  cet  effet  par  le  Gou- 
vernement interess6. 

Article  398. 

Le  Bureau  international  du  Travail  pourra  demander  le  concours  du 
Secretaire  gen6ral  de  la  Society  des  Nations  pour  toutes  questions  ä  l'occasion 
desquelles  ce  concours  pourra  etre  donnö. 

Article  H99. 

Chacun  des  Membres  payera  les  frais  de  voyage  et  de  s6jour  de  ses 
deieguös  et  de  leurs  conseillers  techniques  ainsi  que  de  ses  reprösentants 
prenant  part  aux  sessions  de  la  Conference  et  du  Conseil  d'administration 
Selon  les  cas. 

Tous  autres  frais  du  Bureau  international  du  Travail,  des  sessions  de 
la  Conference  ou  de  Celles  du  Conseil  d'administration,  seront  rembourses  au 
Directeur  par  le  Secretaire  general  de  la  Societe  des  Nations  sur  le  budget 
general  de  la  Societe. 

Le  Directeur  sera  responsable,  vis-ä-vis  du  Secretaire  general  de  la 
Societe  des  Nations,  pour  l'emploi  de  tous  fonds  ä  lui  verses,  conformement 
aux  stipulations  du  present  article. 

Chapitre  II. 
Fonctionnement. 
Article  400. 
Le  Conseil   d'administration   etablira  l'ordre  du  jour  des  sessions  de  la 
Conference   apres    avoir   examine    toutes  propositions  faites  par  le  Gouverne- 
ment d'un  des  Membres  ou  par  toute  autre  Organisation  visee  ä  l'article  H89 
au  sujet  des  matiöres  ä  inscrire  h  cet  ordre  du  jour. 

Article  401. 
Le  Directeur  remplira  les  fonctions  de  Secretaire  de  la  Conference,  et 
devra  faire  parvenir  l'ordre  du  jour  de  chaque  Session,  quatre  mois  avant 
I'ouverture  de  cette  Session,  ;i  chacun  des  Membres,  et.  par  l'intermediaire  de 
ceux-ci,  aux  deiegues  non  gouvernementaux,  lorsque  ces  derniers  auront  ete 
designes. 

Article  402. 
Chacun  des  Gouvernements  des  Membres  aura  le  droit  de  contester 
l'inscription,  h,  l'ordre  du  jour  de  la  session,  de  Tun  ou  plusieurs  des  sujets 
prevus.  Les  motifs  justifiant  cette  Opposition  devrunt  etre  exposäs  dans  un 
memoire  explicatif  adresse  au  Directeur,  lequel  devra  le  communiquer  aux 
Membres  de  l'Organisation  permanente. 
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Les  sujets  auxquels  il  aura  6t6  fait  Opposition  resteront  n6anmoin8 
inclus  k  Tordre  du  jour  si  la  Conference  en  d(-cide  ainsi  k  la  majorit^  des 
deux-tiers  des  suffrages  exprim6s  par  les  d616gu6s  pr6sents. 

Toute  question  au  sujet  de  laquelle  la  Conference  d6cide,  k  la  m6me 
majorite  des  deux-tiers,  qu'elle  doit  etre  examin^e  fautrement  que  pr6vu  dans 
ralin6a  pr6c6dent),  sera  portöe  k  l'ordre  du  jour  de  la  session  suivante. 

Article  403. 

La  Conference  formulera  les  r^gles  de  son  fonctionnement ;  eile  elira 
son  President;  eile  pourra  nommer  des  commissions  chargees  de  presenter 
des  rapports  sur  toutes  questions  qu'elle  estimera  devoir  mettre  k  l'etude. 

La  simple  majorite  des  suffrages  exprim6s  par  les  membres  presents  de 
la  Conference  decidera  dans  tous  les  cas  oü  une  majorite  plus  forte  n'est 
pas  specialement  prevue  par  d'autres  articles  de  la  presente  Partie  du  pr6sent 
Traite. 

Aucun  vote  n'est  acquis  si  le  nombre  des  suffrages  exprimes  est  införieur 
ä  la  moitie  du  nombre  des  deiegues  presents  k  la  session. 

Article  404. 

La  Conference  pourra  adjoindre  aux  Commissions  qu'elle  constitue  des 
conseillers  techniques  qui  auront  voix  consultative,  mais  non  deliberative. 

Article  405. 

Si  la  Conference  se  prononce  pour  l'adoption  de  propositions  relatives 
ä  un  objet  k  l'ordre  du  jour,  eile  aura  ä  determiner  si  ces  propositions 
devront  prendre  la  forme:  a)  d'une  „recommandation"  ä  soumettre  ä  l'examen 
des  Membres,  en  vue  de  lui  faire  porter  effet  sous  forme  de  loi  nationale  ou 
autrement;  b)  ou  bien  d'un  projet  de  Convention  internationale  k  ratifier  par 
les  Membres. 

Dans  les  deux  cas,  pour  qu'une  recommandation  ou  qu'un  projet  de 
Convention  soient  adoptes  au  vote  final  par  la  Conference,  une  majorite  des 
deux-tiers  des  voix  des  deiegues  presents  est  requise. 

En  formant  une  recommandation  ou  un  projet  de  Convention  d'une 
application  generale,  la  Conference  devra  avoir  egard  aux  pays  dans  lesquels 
le  climat,  le  developpement  incomplet  de  l'organisation  industrielle  ou  d'autres 
circonstances  particulieres  rendent  les  conditions  de  l'industrie  essentiellement 
differentes,  et  eile  aura  k  suggerer  telles  modifications  qu'elle  considererait 
comme  pouvant  etre  necessaires  pour  repondre  aux  conditions  propres  k  ces  pays. 

ün  exemplaire  de  la  recommandation  ou  du  projet  de  Convention  sera 
signe  par  le  President  de  la  Conference  et  le  Directeur  et  sera  depose  entre 
les  mains  du  Secretaire  general  de  la  Societe  des  Nations.  Celui-ci  commu- 
niquera  une  copie  certifiee  conforme  de  la  recommandation  ou  du  projet  de 
Convention  k  chacun  des  Membres. 

Chacun  des  Membres  s'engage  k  soumettre  dans  le  delai  d'un  an  ä 
partir  de  la  cloture  de  la  session  de  la  Conference  (ou,  si  par  suite  de  circon- 
stances exceptionnelles,  il  est  impossible  de  proceder  dans  un  delai  d'un  an, 
des  qu'il  sera  possible,  mais  jamais  plus  de  dix-huit  mois  aprös  la  cloture  de 
la  Session  de  la  Conference),  la  recommandation  ou  le  projet  de  Convention  ä 
l'autorite  ou  aux  autorites  dans  la  competence  desquelles  rentre  la  matiere, 
en  vue  de  la  transformer  en  loi  ou  de  prendre  des  mesures  d'un  autre  ordre. 

S'il  s'agit  d'une  recommandation,  les  Membres  informeront  le  Secretaire 
general  des  mesures  prises. 

S'il  s'agit  d'un  projet  de  Convention,  le  Membre  qui  aura  obtenu  le 
consentement  de  l'autorite  ou  des  autorites  competentes,  communiquera  sa 
ratification  formelle  de  la  Convention  au  Secretaire  general  et  prendra  telles 
mesures  qui  seront  necessaires  pour  rendre  effectives  les  dispositions  de  ladite 
Convention. 
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Si  une  recommandation  n'est  pas  suivie  d'un  acte  l^gislatif  ou  d'autres 
mesures  de  nature  ä  rendre  eSective  cette  recommandation  ou  bien  si  un 
projet  de  Convention  ne  rencontre  pas  l'assentiment  de  l'autorit^  ou  des  auto- 
rit^s  dans  la  comp^tence  desquelles  rentre  la  matiöre,  le  Membre  ne  sera  soumis 
ä  aucune  autre  Obligation. 

Dans  le  cas  oü  il  s'agit  d'un  Etat  f6d6ratif  dont  le  pouvoir  d"adh6rer 
k  une  Convention  sur  des  objets  concernant  le  travail  est  soumis  ä  certaines 
limitations,  le  Gouvernement  aura  le  droit  de  considörer  un  projet  de  Con- 
vention auquel  s'appliquent  ces  limitations  comme  une  simple  recommandation 
et  les  dispositions  du  präsent  article  en  ce  qui  regarde  les  recommandations 
s'appliqueront  dans  ce  cas. 

L'article   ci-dessus    sera   interpr^tö    en    conformit6    du  principe  suivant: 

En  aucun  cas  il  ne  sera  demande  ä  aucun  des  Membres.  comme  cons6- 
quence  de  l'adoption  par  la  Conference  d'une  recommandation  ou  d'un  projet 
de  Convention,  de  diminuer  la  protection  d6jä  accord^e  par  sa  l^gislation  aux 
travailleurs  dont  il  s'agit. 

Article  406. 

Toute  Convention  ainsi  ratifi^e  sera  enregistr^e  par  le  Secrötaire 
gen^ral  de  la  Soci6t6  des  Nations,  mais  ne  Hera  que   les  Membres   qui   l'ont 

'■^^'^^^-  Article  407. 

Tout  projet  qui,  dans  le  scrutin  final  sur  l'ensemble.  ne  recueillera  pas 
la  majorite  des  deux-tiers  des  suffrages  exprim^s  par  les  membres  pr^sents 
peut  faire  l'objet  d'une  Convention  particuli^re  entre  ceux  des  Membres  de 
rOrganisation  permanente  qui  en  ont  le  d6sir. 

Toute  Convention  particuli^re  de  cette  nature  devra  gtre  communiqu^e 
par  les  Gouvernements  int^ress^s  au  Secr^taire  g6n6ral  de  la  Soci6t6  des 
Nations,  lequel  la  fera  enregistrer. 

Article  408. 

Chacun  des  Membres  s'engage  ä  präsenter  au  Bureau  internatit)nal  du 
Travail  un  rapport  annuel  sur  les  mesures  prises  par  lui  pour  mettre  ä  ex6- 
cution  les  Conventions  auxquelles  eile  a  adh^rä.  Ces  rapports  seront  r^dig^s 
sous  la  forme  indiqu6e  par  le  Conseil  d'administration  et  devront  contenir 
les  pröcisions  demand^es  par  ce  dernier.  Le  Directeur  pr^sentera  un  r^sum^ 
de  ces  rapports  ä  la  plus  prochaine  Session  de  la  Conference. 

Article  409. 
Toute  redamation  adress6e  au  Bureau  international  du  Travail  par 
une  Organisation  professionnelle  ouvriere  ou  patronale  et  aux  termes  de  laquelle 
Tun  quelconque  des  Membres  n'aurait  pas  assur6  d'une  mani^re  satisfaisante 
Texecution  d'une  Convention  ä  laquelle  ledit  Membre  a  adhör^,  pourra  etre 
transmise  par  le  Conseil  d'administration  au  Gouvernement  mis  en  cause  et 
ce  Gouvernement  pourra  etre  invite  ä  faire  sur  la  mutiere  teile  däclaration 
qu'il  jugera  convenable. 

Article  410. 
Si   aucune   d^claration  n'est  regue  du  Gouvernement  mis  en  cause  dans 
un   deiai   raisonnable,    ou   si   la   d6claration  regue  ne  parait  pas  satisfaisante 
au  Conseil   d'administration,   ce   dernier   aura  le  droit  de  rendre  publique  la 
r^clamation  re(,'ue  et,  le  cas  ech^ant,  la  röponse  faite. 

Article  411. 
Chacun  des  Membres  pourra  deposer  une  plainte  au  Bureau  international 
du  Travail    contre  un  autre  Membre  qui,    ä  son  avis,    nassurerait  pas  d'une 
mani^re  satisfaisante  Tex^cution  d'une  Convention  que  Tun  et  l'autre  auraient 
ratifiöe  en  vertu  des  articles  pr^cedents. 

Le  Conseil  d'administration  peut,  s'il  le  juge  i  propos,  et  avant  de  saisir 
une  Commission  d'enqu6te  selon  la  proc(5dure  indiqu^e  ci-apr6s,  se  mettre  en 
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rapports    avec    le    Gouvernement   mis    en    cause    de   la   mani^re   indiqu6e  k 
l'article  409. 

Si  le  Conseil  d'administration  ne  juge  pas  n6cessaire  de  communiquer 
la  plainte  au  Gouvernement  mis  en  cause,  ou,  si  cette  communication  ayant 
(5t6  faite,  aucune  r^ponse  ayant  satisfait  le  Conseil  d'administration  n'a  6t6 
reQue  dans  un  d6lai  raisonnable,  le  Conseil  pourra  provoquer  la  formation 
d'une  commission  d'enqußte  qui  aura  mission  d'^tudier  la  question  soulev<^'e 
et  de  d6poser  un  rapport  ä  ce  sujet. 

La  meme  procödure  pourra  etre  engagöe  par  le  Conseil,  soit  d'office, 
soit  sur  la  plainte  d'un  d616gu6  ä  la  Conference. 

Lorsqu'une  question  soulevöe  par  l'application  des  articles  410  ou  411 
viendra  devant  le  Conseil  d'administration,  le  Gouvernement  mis  en  cause, 
s'il  n'a  pas  d6jä  un  representant  au  sein  du  Conseil  d'administration.  aura 
le  droit  de  d^signer  un  d616gu6  pour  prendre  part  aux  dölib^rations  du  Con- 
seil relatives  ä  cette  affaire.  La  date  ä  laquelle  ces  discussions  doivent  avoir 
Heu  sera  notifiäe  en  temps  utile  au  Gouvernement  mis  en  cause. 

Article  412. 

La  Commission  d'enquete  sera  constitu6e  de  la  manifere  suivante : 

Chacun  des  Membres  s'engage  ä  designer,  dans  les  six  mois  qui  suivront 
la  date  de  mise  en  vigueur  du  präsent  Trait6,  trois  personnes  comp6tentes 
en  matiöres  industrielles,  la  premiere  representant  les  patrons,  la  deuxi^me 
representant  les  travailleurs  et  la  troisi^me  independante  des  uns  et  des  autres. 
L'ensemble  de  ces  personnes  formera  une  liste  sur  laquelle  seront  choisis  les 
membres  de  la  Commission  d'enquete. 

Le  Conseil  d'administration  aura  le  droit  de  v^rifier  les  titres  desdites 
personnes  et  de  refuser,  ä  la  majorite  des  deux-tiers  des  suffrages  exprimös 
par  les  repr^sentants  präsents,  la  nomination  de  Celles  dont  les  titres  ne 
satisferaient  pas  aux  prescriptions  du  präsent  article. 

Sur  la  demande  du  Conseil  d'administration,  le  Secrötaire  gen^ral  de  la 
Societe  des  Nations  designera  trois  personnes  respectivement  choisies  dans 
chacune  des  trois  categories  de  la  liste  pour  constituer  la  Commission  d'enquete 
et  designera,  en  outre,  l'une  de  ces  trois  personnes  pour  prösider  ladite  Com- 
mission. Aucune  des  trois  personnes  ainsi  designöes  ne  pourra  relever  d'un 
des  Membres  directement  interessös  ä  la  plainte. 

Article  413. 

Dans  le  cas  oü  une  plainte  serait  renvoyöe,  en  vertu  de  l'article  411, 
devant  une  Commission  d'enquete,  chacun  des  Membres,  qu'il  soit  ou  non 
directement  Interesse  ä  la  plainte,  s'engage  k  mettre  ä  la  disposition  de  la 
Commission  toute  Information  qui  se  trouverait  en  sa  possession  relativement 
k  l'objet  de  la  plainte. 

Article  414. 

La  Commission  d'enquete,  apr^s  un  examen  approfondi  de  la  plainte, 
redigera  un  rapport  dans  lequel  eile  consignera  ses  constatations  sur  tous  les 
points  de  fait  permettant  de  preciser  la  port6e  de  la  contestation,  ainsi  que 
les  recommandations  qu'elle  croira  devoir  formuler  quant  aux  mesures  ä  prendre 
pour  donner  satisfaction  au  Gouvernement  plaignant  et  quant  aux  delais 
dans  lesquels  ces  mesures  devraient  etre  prises. 

Ce  rapport  indiquera  egalement,  le  cas  echeant,  les  sanctions  d'ordre 
economique  contre  le  Gouvernement  mis  en  cause  que  la  Commission  jugerait 
convenables  et  dont  l'application  par  les  autres  Gouvernements  lui  paraitrait 

j^^tifi^^-  Article  415. 

Le  Secretaire  general  de  la  Societe  des  Nations  communiquera  le  rapport 
de  la  Commission  d'enquete  ä  chacun  des  Gouvernements  Interesses  dans  le 
differend  et  en  assurera  la  publication. 
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Chacun  des  Gouvernements  int6ress6s  devra  signifier  au  Secrötaire  g^n^ral 
de  la  Soci6t6  des  Nations,  dans  le  dölai  d'un  mois,  s'il  accepte  ou  non  les 
recommandations  contenues  dans  le  rapport  de  la  Commission,  et,  au  cas  oü 
il  ne  les  accepte  pas,  s'il  dösire  soumettre  le  difförend  ä  la  Cour  permanente 
de  justice  internationale  de  la  Soci6t6  des  Nations. 

Article  416. 

Dans  le  cas  oü  Tun  des  Membres  ne  prendrait  pas,  relativement  ä  une 
recommandation  ou  ä  un  projet  de  Convention,  les  mesures  prescrites  ä 
l'article  405,  tout  autre  Membre  aura  le  droit  d'en  r^förer  ä  la  Cour  perma- 
nente de  justice  internationale. 

Article  417. 

La  döcision  de  la  Cour  permanente  de  justice  internationale  concernant 
une  plainte  ou  une  question  qui  lui  aurait  6t6  soumise  conform^ment  aux 
articles  415  ou  416  ne  sera  pas  susceptible  d'appel. 

Article  418. 

Les  conclusions  ou  recommandations  Eventuelles  de  la  Commission  d'enqu^te 
pourront  etre  confirm^es,  amendöes  ou  annulEes  par  la  Cour  permanente  de 
justice  internationale,  laquelle  devra,  le  cas  6ch6ant,  indiquer  les  sanctions 
d'ordre  öconomique,  qu'elle  croirait  convenable  de  prendre  ä  l'encontre  d'un 
Gouvernement  en  faute,  et  dont  l'application  par  les  autres  Gouvernements 
lui  paraitrait  justifiöe. 

Article  419. 

Si  un  Membre  quelconque  ne  se  conforme  pas  dans  le  dölai  prescrit  aux 
recommandations  Eventuellement  contenues  soit  dans  le  rapport  de  la  Com- 
mission d'enquete,  soit  dans  la  däcision  de  la  Cour  permanente  de  Justice  inter- 
nationale, tout  autre  Membre  pourra  appliquer  audit  Membre  les  sanctions 
d'ordre  6conomique  que  le  rapport  de  la  Commission  ou  la  döcision  de  la 
Cour  auront  döclaröes  applicables  en  l'espEce. 

Article  420. 

Le  Gouvernement  en  faute  peut,  ä  tout  moment,  informer  le  Conseil 
d'administration  qu'il  a  pris  les  mesures  n^cessaires  pour  se  conformer  soit 
aux  recommandations  de  la  Commission  d'enqußte,  soit  ä  celles  contenues  dans 
la  d^cision  de  la  Cour  permanente  de  justice  internationale,  et  peut  demander 
au  Conseil  de  bien  vouloir  laire  constituer  par  le  Secr6taire  g(5n6ral  de  la 
Soci6t6  des  Nations  une  Commission  d'enquete  charg6e  de  v6ritier  ses  dires. 
Dans  ce  cas  les  stipulations  des  articles  412,  413,  414,  415,  417  et  418  s'appli- 
queront,  et  si  le  rapport  de  la  Commission  d'enquete  ou  la  döcision  de  la  Cour 
permanente  de  justice  internationale  sont  favorables  au  Gouvernement  en  faute, 
les  autres  Gouvernements  devront  aussitut  rappprter  les  mesures  d'ordre  6cono- 
mique  qu'ils  auront  prises  ä  l'encontre  dudit  Etat. 

Chapitre  IIL 
Prescriptions  G6n6rales. 
Article  421. 
Les  Membres  s'engagent  k  appliquer  les  Conventions  auxquelles  ils  auront 
adh6r6,  conform^ment  aux  stipulations  de  la  präsente  Partie  du  präsent  TraitE, 
ä  Celles  de  leurs  colonies  ou  possessions  et  ä  ceux  de  leurs  priitectorats  qui 
ne  se  gouvernent  pas  pleinement  eux-momes,  cela  sous  les  r6serves  suivantes : 
1*^  Que  la  Convention  ne  soit  pas  rendue  inapplicable  par  les  conditions 
locales ; 

2"  Que  les  modifications,  qui  seraient  nccessaires  pour  adapter  la  Conven- 
tion aux  conditions  locales,  puissent  ötre  introduites  dans  celle-ci. 

Chacun  des  Membres  devra  notifier  au  Bureau  international  du  Travail 
la  döcision  qu'il  se  propose  de  prendre  en  ce  qui  concerne  chacune  de  ses 
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colonies  ou  possessions  ou  chacun  de  ses  protectorats  ne  se  gouvernant  pas 
pleinement  eux-m6mes. 

Article  422. 
Les  amendements  ä  la  präsente  Partie  du  pr6sent  Trait6,  qui  soront  adoptös 
par  la  Conference  ä  la  majoritö  des  deux-tiers  des  suffrages  (jmis  par  les  d6l6gu6s 
pr6sents,  deviendront  ex6cutoires  lorsqu'ils  auront  6t6  ratifi6s  par  les  Etats 
dont  les  repr6sentants  forment  le  Conseil  de  la  Soci6t6  des  Nations  et  par  les 
trois-quarta  des  Membres. 

Article  423. 
Toutes  questions  ou  difficultös  relatives  ä  l'interpr^tation  de  la  präsente 
Partie  du  präsent  Trait6  et  des  Conventions  ult6rieurement  conclues  par  les 
Membres,  en  vertu  de  ladite  Partie,  seront  soumises  ä  l'appr^ciation  de  la  Cour 
permanente  de  justice  internationale. 

Chapitre  IV. 

Mesures  Transitoires. 

Article  424. 

La  premifere  session  de  la  Conference  aura  lieu  au  mois  d'octobre  1919. 
Le  lieu  et  l'ordre  du  jour  de  la  session  sont  arretös  dans  TAnnexe  ci-jointe. 

La  convocation  et  l'organisation  de  cette  premi^re  session  seront  assur6es 
par  le  Gouvernement  d6sign6  ä  cet  effet  dans  l'Annexe  susmentionn6e.  Le 
Gouvernement  sera  assistö,  en  ce  qui  concerne  la  pröparation  des  documents, 
par  une  Commission  internationale,  dont  les  membres  seront  designös  ä  la 
meme  Annexe. 

Les  frais  de  cette  premifere  session  et  de  toute  session  ultörieure  jusqu'au 
moment  oü  les  crödits  n6cessaires  auront  pu  etre  inscrits  au  budget  de  la 
Sociäte  des  Nations,  ä  l'exception  des  frais  de  d6placement  des  dei6gu6s  et 
des  conseillers  techniques,  seront  röpartis  entre  les  Membres  dans  les  propor- 
tions  etablies  pour  le  Bureau  international  de  l'ünion  postale  universelle. 

Article  425. 

Jusqu'ä  ce  que  la  Soci6t6  des  Nations  ait  et6  constituee,  toutes  Com- 
munications qui  devraient  etre  adress6es.  en  vertu  des  articles  pr6c(5dents.  au 
Secretaire  g6n6ral  de  la  Soci6t6  seront  conservöes  par  le  Directeur  du  Bureau 
international  du  travail,  lequel  en  donnera  connaissance  au  Secrötaire  g6n6ral. 

Article  426. 
Jusqu'ä  la  cr^ation  de  la  Cour  permanente  de  justice  internationale,  les 
difförends  qui  doivent  lui  etre  soumis  en  vertu  de  la  präsente  Partie  du  präsent 
Traite  seront  d6f6r6s  ä  un  tribunal  form6  de  trois  personnes  d6sign6es  par  le 
Conseil  de  la  Soci6t6  des  Nations. 

Annexe. 
Premiere  Session  de  la  Conference  du  Travail,  1919. 
Le  lieu  de  la  Conference  sera  Washington. 

Le  Gouvernement  des  Etats-Unis  d'Amörique  sera  prie  de  convoquer  la 
Conference. 

Le  Comite  international  d'organisation  sera  corapose  de  sept  personnes 
designees  respectivement  par  les  Gouvernements  des  Etats-Unis,  de  la  Grande- 
Bretagne,  de  la  France,  de  l'Italie,  du  Japon,  de  la  Belgique  et  de  la  Suisse. 
Le  Comite  pourra,  s'il  le  juge  necessaire,  inviter  d'autres  Membres  ä  se  faire 
representer  dans  son  sein. 

L'ordre  du  jour  sera  le  suivant : 
1°  Application  du  principe  de  la  journee  de  8  heures  ou  de  la  semaine  dfr 
48  heures. 
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20  Questions  relatives  aux  moyens  de  prövenir  le  chomage  et  de  rem^dier 
ä  ses  cons^quences. 

30  Emploi  des  femmes : 

a)  Avant  ou  apr^s  l'accouchement  (y  compris  la  question  de  Tindemnitö 
de  maternit6); 

b)  Pendant  la  nuit ; 

c)  Dans  les  travaux  insalubres. 

4"  Emploi  des  enfants : 

a)  Age  d'admission  au  travail ; 

b)  Travaux  de  nuit; 

c)  Travaux  insalubres. 

50  Extension  et  application  des  Conventions  internationales  adopt^es  ä  Berne 
en  1906  sur  l'interdiction  du  travail  de  nuit  des  femmes  employöes  dans 
l'industrie  et  l'interdiction  de  Temploi  du  phosphore  blanc  (jaunei  dans 
Vindustrie  des  allumettes. 

Section  II. 
Principes  G6n6raux. 

Article  427. 

Les  Hautes  Parties  Contractantes.  reconnaissant  que  le  bien-6tre  physique, 
moral  et  intellectuel  des  travailleurs  salari6s  est  d'une  importance  essentielle 
au  point  de  vue  international,  ont  6tabli  pour  parvenir  ä  ce  bat  6lev6,  l'orga- 
nisme  permanent  pr6vu  ä  la  Section  1  et  associö  ä  celui  de  la  Soci6t6  des 
Nations. 

Elles  reconnaissent  que  les  diff6rences  de  climat,  de  moeurs  et  d'usages, 
d'opportunit^  ^conomique  et  de  tradition  industrielle  rendent  difficile  ä  atteindre, 
d'une  maniere  immödiate,  l'uniformit^  absolue  dans  les  conditions  du  travail. 
Mais,  persuadöes  qu'elles  sont  que  le  travail  ne  doit  pas  etre  consid6re 
simplement  comme  un  article  de  commerce,  elles  pensent  qu'il  y  a  des  möthodes 
et  des  principes  pour  la  r^glementation  des  conditions  du  travail  que  toutes 
les  communautös  industrielles  devraient  s'eSorcer  d'appliquer,  autant  que  les 
circonstances  speciales  dans  lesquelles  elles  pourraient  se  trouver,  le  per- 
mettraient. 

Parmi  ces  m^thodes  et  principes,  les  suivants  paraissent  aux  Hautes 
Parties  Contractantes  etre  d'une  importance  particuliöre  et  urgente: 

1.  Le  principe  dirigeant  ci-dessus  6nonc6  *  que  le  travail  ne  doit  pas  6tre 
consid6r6  simplement  comme  une  marcliandise  ou  un  article  de  commerce. 

2.  Le  droit  d'association  en  vue  de  tous  objets  non  contraires  aux  lois, 
aussi  bien  pour  les  salari6s  que  pour  les  employeurs. 

3.  Le  payement  aux  travailleurs  d'un  salaire  leur  assurant  un  niveau 
de  vie  convenable  tel  qu'on  le  comprend  dans  leur  temps  et  dans  leur  pays. 

4.  L'adoption  de  la  journöe  de  huit  heures  ou  de  la  semaine  de  qiia- 
rante-huit  heures  comme  but  ä  atteindre  partout  oü  il  n'a  pas  encore  6t6 
obtenu. 

5.  L'adoption  d'un  repos  hebdomadaire  de  vingt-quatre  heures  au  minimum, 
qui  devrait  comprendre   le  dimanche  toutes  les  fois  que  ce  sera  possible. 

6.  La  suppression  du  travail  des  enfants  et  l'obligation  d'apporter  au 
travail  des  jeunes  gens  des  deux  sexes  les  limitations  n6cessaires  pour  leur 
permettre  de  continuer  leur  6ducation  et  d'assurer  leur  d^veluppement  physique. 

7.  Le  principe  du  salaire  6gal,  sans  distinction  de  sexe.  pour  un  travail 
de  valeur  6gale. 


*   Vorlage :  enonce. 
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8.  Les  r^gles  (5dict6es  dans  cbaque  pays  au  sujet  des  conditions  du 
travail  devront  assurer  un  traitement  6conomique  6quitable  ä  tous  les  tra- 
vailleurs  resident  16galement  dans  le  pays. 

9.  Chiique  Etat  devra  organiser  un  Service  d'inspection,  qui  comprendra 
des  femmes,  afin  d'assurer  l'application  des  lois  et  röglements  pour  la  pro- 
tection des  travailleurs. 

Sans  proclamer  que  ces  principes  et  ces  möthodes  sont  ou  complets,  ou 
d6finitifs,  les  Hautes  Parties  Contractantes  sont  d'avis  qu'ils  sont  propres  ä 
guider  la  politique  de  la  Soci6t6  des  Nations ;  et  que,  s'ils  sont  adopt6s  par 
les  communautös  industrielles  qui  sont  membres  de  la  Soci6t6  des  Nations, 
et  s'ils  sont  maintenus  intacts  dans  la  pratique  par  un  corps  appropri6 
d'inspecteurs,  ils  r6pandront  des  bienfaits  permanents  sur  les  salariös  du  monde. 

Partie  XIV. 
Garanties  d'Exöcntion. 

Section  I. 

Europe  Occidental e. 

Article  428. 

A  titre  de  garantie  d'ex6cution  par  l'Allemagne  du  präsent  Trait6,  les 
territoires  allemands  situ^s  ä  l'ouest  du  Rhin,  ensemble  les  tetes  de  pont, 
seront  occupös  par  les  troupes  des  Puissances  alliees  et  associöes  pendant 
une  Periode  de  quinze  annöes,  ä  compter  de  la  mise  en  vigueur  du  pr6sent 
Trait6. 

Article  429. 

Si  les  conditions  du  präsent  Trait6  sont  fid^lement  observ6es  par  l'Alle- 
magne, l'occupation  prövue  ä  l'article  428  sera  successivement  r^duite  ainsi 
qu'il  est  dit  ci-apr^s: 

1^  A  l'expiration  de  cinq  ann6es,  seront  6vacuds:  la  tete  de  pont  de 
Cologne  et  les  territoires  situ6s  au  Nord  d'une  ligne  suivant  le  cours  de  la 
Ruhr,  puis  la  voie  ferr^e  Jülich-Duren-Euskirchen-Rheinbach,  ensuite  la  route 
de  Rheinbach  ä  Sinzig,  et  gagnant  le  Rhin  au  confluent  de  l'Ahr  (les  routes, 
voies  ferr^es  et  localit^s  ci-dessus  mentionn^es  restant  en  dehors  de  ladite 
Zone  d'6vacuation). 

2^  A  l'expiration  de  dix  ann^es,  seront  övacu^s:  la  tete  de  pont  de 
Coblenz  et  les  territoires  situ6s  au  Nord  d'une  ligne  partant  de  l'intersection 
des  fronti^res  de  Belgique,  d'Allemagne  et  des  Pays-Bas,  suivant  ä  environ 
4  kilom^tres  au  Sud  d'Aix-la-Chapelle,  atteignant  et  suivant  ensuite  la  cr§te 
de  Forst  Gemünd,  puis  l'Est  de  la  voie  ferröe  de  la  vall6e  de  FUrft,  puis 
les  abords  de  Blankenheim,  Valdorf,  Dreis,  Ulmen  jusqu'ä  la  Moselle,  suivant 
ce  fleuve  depuis  Bremm  jusqu'ä  Nehren,  passant  aux  abords  de  Kappel  et 
de  Simmern,  suivant  ensuite  le  faite  des  hauteurs  entre  Simmern  et  le  Rhin, 
et  gagnant  ce  fleuve  ä  Bacharach  (toutes  les  localitäs,  vall^es,  routes  et  voies 
ferr6es  ci-dessus  mentionn6es  restant  en  dehors  de  la  zone  d'övacuation). 

3*^  A  l'expiration  de  quinze  ann^es,  seront  6vacu6s:  la  tete  de  pont  de 
Mayence,  la  t6te  de  pont  de  Kehl  et  le  restant  des  territoires  allemands 
occup6s. 

Si,  ä  ce  moment,  les  garanties  contre  une  agression,  non  provoqu6e, 
de  l'Allemagne  n'ötaient  pas  consid^r^es  comme  süffisantes  par  les  Gouverne- 
ments alli6s  et  associes,  l'övacuation  des  troupes  d'occupation  pourrait  etre 
retard6e  dans  la  mesure  jug^e  n6cessaire  ä  l'obtention  desdites  garanties. 

Article  430. 

Dans  le  cas  oü,  soit  pendant  l'occupation,  soit  apres  l'expiration  des 
quinze  annöes  ci-dessus  pr^vues,  la  Commission  des  R^parations  reconnaitrait 


Friedensvertrag  von  Versailles.  241 

que  l'AIlemagne  refuse  d'observer  tout  ou  partie  des  obligations  r^sultant 
pour  eile  du  präsent  Trait6  relativement  aux  röparations,  tout  ou  partie  des 
zones  sp6cific6es  ä  l'article  429  seraient  immödiatement  occupöes  de  nouveau 
par  las  forces  alli^es  et  associ6es. 

Article  431. 
Si,  avant  l'expiration  de  la  pöriode  de  quinze  ans,  TAllemagne  satisfait 
ä   tous   les   engagements   r6sultant   pour  eile  du  präsent  Traitö,    les   troupes 
d'occupation  seront  immödiatement  retir^es. 

Article  432. 

Les  questions  concernant  l'occupation  et  non  r^gl^es  par  le  präsent 
Trait6  seront  Pobjet  d'arrangements  ult6rieurs  que  FAllemagne  s'oblige  d6s 
maintenant  ä  observer. 

Section  II. 

Europe  Orientale. 

Article  433. 

Comme  garantie  de  l'exöcution  des  dispositions  du  präsent  Traitö  par 
lesquelles  l'AIlemagne  reconnait  däfinitivemeot  l'abrogation  du  Trait6  de  Brest- 
Litovsk,  et  de  tous  les  trait6s,  Conventions  et  arrangements  pass6s  par  eile 
avec  le  Gouvernement  maximaliste  en  Russie,  et  en  vue  d'assurer  le  r^ta- 
blissement  de  la  paix  et  d'un  bon  Gouvernement  dans  les  provinces  baltiques 
et  en  Lithuanie,  toutes  les  troupes  allemandes,  qui  se  trouvent  actuellement 
dans  lesdits  territoires,  retourneront  ä  l'intörieur  des  hontieres  de  l'AIlemagne 
aussiiot  que  les  Gouvernements  des  Principales  Puissances  alliöes  et  associöes 
jugeront  le  moment  propice  eu  6gard  ä  la  Situation  Interieure  de  ces  terri- 
toires. Ces  troapes  devront  s'abstenir  de  toute  r^quisition.  saisie  et  de  toutes 
autres  mesures  coerciiives  ayant  pour  objet  d'obtenir  des  fournitures  destin^es 
ä  l'AIlemagne,  et  elles  ne  devront  intervenir  en  aucune  maniöre  dans  telles 
mesures  de  defense  nationale  que  pourront  adopter  les  Gouvernements  provi- 
soires  d'Esthonie.  Latvie  et  Lithuanie. 

Aucune  autre  troupe  allemande  ne  sera  admise  dans  lesdits  territoires 
jusqu'ä  leur  6vacuation  ou  apres  leur  complete  6vacuation. 

Partie  XY. 
Clanses  Diverses. 

Article  434. 
L'AIlemagne  s'engage  ä  reconnaitre  la  pleine  valeur  des  Trait^s  de  Paix 
et  Conventions  additionnelles,  qui  seront  conclus  par  les  Puissances  alli^es 
et  associöes.  avec  les  Puissances  ayant  combattu  aux  cöt^s  de  l'AIlemagne, 
ä  agr6er  les  dispositions  qui  seront  prises  concernant  les  territoires  de  l'ancienne 
Monarchie  d'Autriche  Hongrie,  du  Royaume  de  Balgarie  et  de  lEmpire  Ottoman, 
et  ä  reconoaitre  les  nouveaux  EDats  dans  les  froaticTes  qui  leur  sont  ainsi 
fix6es. 

Article  435. 
Les  Hautes  Parties  Contractantes,  tout  en  reconnaissant  les  garanties 
stipul^es  en  faveur  de  la  Suisse  par  les  Traitös  de  1815  et  notamment  l'Acte 
du  20  novembre  1815,  garanties  qui  constituent  des  engagements  internatio- 
naux  pour  le  maintien  de  la  Paix,  constatent  cependant  que  les  stipulations 
de  ces  trait^s  et  Conventions,  deciarations  et  autres  actes  compl<5meataires 
relatifs  ä  la  zone  neutralisee  de  Savoie,  teile  qu'elle  est  d^terraiutJe  par 
Talinöa  1  de  l'article  92  de  l'Acte  final  du  Congres  de  Vienae  et  par  ralimJa  2 
de  l'article  3  du  Trait6  de  Paris  du  20  novembre  1815,  ne  correspondent  plus 
aux  circoDStances  actuelles.    En  cons^quence,  les  Hautes  Parties  Contractantes 
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prennent  acte  de  Taccord  intervenu  entre  le  Gouvernement  fran(;ais  et  le 
Gouvernement  suisse  pour  l'abrogation  des  stipulations  relatives  ä  cette  zone 
qui  sont  et  demeurent  abrog6es. 

Les  Hautes  Parties  Contractantes  reconnaissent  de  möme  que  les  stipu- 
lations des  Traitös  de  1815  et  des  autres  actes  compl^mentaires  relatifs  aux 
zones  franches  de  la  Haute-Savoie  et  du  pays  de  Gex  ne  correspondent  plus 
aux  circonstances  actuelles  et  qu'il  appariient  ä  la  France  et  ä  la  Suisse  de 
regier  entre  elles,  d'un  commun  accord,  le  regime  de  ces  territoires,  dans  les 
conditions  jug6es  opportunes  par  les  deux  pays. 

Annexe. 
I. 
Le  Gonseil  f^d^ral  suisse  a  fait  connaitre  au  Gouvernement  frangais  ä 
la  date  du  5  mai  1919  qu'aprös  avoir  examin^  la  disposition  de  larticle  435 
dans  un  meme  esprit  de  sinc^re  amitiö,  il  a  6t6  assez  heureux  pour  arriver 
ä  la  conclusion  qu'il  lui  6tait  possible  d'y  acquiescer  sous  les  consid6rations 
et  röserves  suivantes : 

1°  Zone  neutralis6e  de  la  Haute-Savoie: 

a)  II  sera  entendu  qu'aussi  longtemps  que  les  Cbambres  f^d^rales  n'auront 
pas  ratifi^  l'accord  intervenu  entre  les  deux  Gouvernements  concernant  l'abro- 
gation des  stipulations  relatives  ä  la  zone  de  neutralit6  de  Savoie,  il  n"y 
aura  rien  de  d^finitif  de  part  ni  d'autre  ä  ce  sujet. 

b)  L'assentiment  donn6  par  le  Gouvernement  suisse  ä  l'abrogation  des 
stipulations  susmentionuöes  pr^suppose,  conform6ment  au  texte  adoptö,  la 
reconnaissance  des  garanties  formul^es  en  faveur  de  la  Suisse  par  les  Trait^s 
de  1815  et  notamment  par  la  Döclaration  du  20  novembre  1815. 

c)  L'accord,  entre  les  Gouvernements  fran^ais  et  suisse  pour  l'abro- 
gation des  stipulations  susmenlionnöes,  ne  sera  consid^rö  comme  valable  que 
si  le  Trait6  de  Paix  contient  l'article  tel  qu'il  a  6t6  r6dig6.  En  outre,  les 
Parties  Contractantes  du  Traitö  de  Paix  devront  chercher  ä  obtenir  le  con- 
sentement  des  Puissances  signataires  des  Trait^s  de  1815  et  de  la  D^claration 
du  20  novembre  1815,  qui  ne  sont  pas  signataires  du  Traitö  de  Paix  actuel. 

2"  Zone  franche  de  la  Haute-Savoie  et  du  Pays  de  Gex: 
a)  Le  Gonseil  F6d6ral  d^clare  faiie  les  r^serves  les  plus  expresses  en 
ce  qui  concerne  l'interprötation  ä  donner  ä  la  döclaration  mentionn6e  au 
dernier  alinäa  de  l'artitle  ci-dessus  ä.  ins^rer  dans  le  Trait6  de  Paix,  oü  il 
est  dit  que  „les  stipulations  des  Traitös  de  1815  et  des  autres  actes  compl6- 
mentaires  relatifs  aux  zones  franches  de  la  Haute-Savoie  et  du  Pays  de  Gex 
ne  correspondent  plus  aux  circonstances  actuelles".  Le  Gonseil  Föderal  ne 
voudrait  pas  en  effet,  que  de  son  adhösion  ä  cette  rödaction  il  put  etre  conclu 
qu'il  se  rallierait  ä  la  suppression  d'une  Institution  ayant  pour  but  de  placer 
des  contröes  voisines  au  b6n6fice  d'un  regime  special  appropri^  ä  leur  Situation 
g6ographique  et  ^conomique  et  qui  a  fait  ses  preuves. 

Dans  la  pens6e  du  Gonseil  Föderal,  il  s'agirait  non  pas  de  modifier  la 
structure  douaniere  des  zones,  teile  qu'elle  a  ^t6  Institute  par  les  Traitös 
susmentionn^s,  mais  uniquement  de  regier  d'une  fagou  mieux  appropriöe  aux 
conditions  6conomiques  actuelles  les  modalit^s  des  Behanges  entre  les  rögiuus 
int6ress6es.  Les  observations  qui  pr6c^dent  ont  €te  inspir^es  au  Gonseil 
F^döral  par  la  lecture  du  Projet  de  Convention  relatif  ä  la  Constitution  future 
des  zones,  qui  se  trouvait  annexö  ä  la  note  du  Gouvernement  fran^ais  dat6 
du  26  avril.  Tout  en  faisant  les  r6serves  susmentioncöes,  le  Gonseil  F6d6ral 
se  d6clare  pret  ä  examiner  dans  l'esprit  le  plus  amical  toutes  les  propositions 
que  le  Gouvernement  fran^ais  jugera  ä  propos  de  lui  faire  ä  ce  sujet. 
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b)  II  est  admis  que  les  stipulations  des  Traitös  de  1815  et  autres  actes 
complömentaires  concernant  les  zones  franches  resteront  en  vigueur  jusqu'au 
moment  oü  un  nouvel  arrangement  sera  intervenu  entre  la  Suisse  et  la  France 
pour  regier  le  regime  de  ces  territoires. 

II. 

Le  Gouvernement  fran^ais  a  adress6  au  Gouvernement  suisse,  le  18  mai 
19 IJ^,  la  note  ci-apr^s  en  r^ponse  ä  la  communication  rapport6e  au  paragraphe 
pr6c6dent : 

Par  une  note  en  date  du  5  mai  dernier,  la  Lögation  de  Suisse  ä  Paris 
a  bien  voulu  faire  connaitre  au  Gouvernement  de  la  Röpublique  frangaise 
l'adb6sion  du  Gouvernement  föderal  au  projet  d'article  ä  ins6rer  dans  le  Trait6 
de  Paix  entre  les  Gouvernements  alli6s  et  associ^s,  d'une  part,  et  l'Allemagne 
d'autre  part. 

Le  Gouvernement  fran^ais  a  pris  tr^s  volontiers  acte  de  l'accord  ainsi 
intervenu,  et,  sur  sa  demande,  le  projet  d'article  en  question,  acceptö  par  les 
Gouvernements  alli^s  et  associös,  a  6t6  ins6r6  sous  !e  No.  435  dans  les  Condi- 
tions  de  Paix  pr6sent6es  aux  Plönipotentiaires  allemands. 

Le  Gouvernement  suisse  a  formulö,  dans  sa  note  du  5  mai  sur  cette 
question,  diverses  consid6rafions  et  röserves. 

En  ce  qui  concerne  celles  de  ces  observatious  qui  sont  relatives  aux  zones 
franches  de  la  Haute-Savoie  et  du  pays  de  Gex,  le  Gouvernement  frangais  a 
l'honneur  de  faire  remarquer  que  la  stipulation  qui  fait  l'objet  du  dernier 
alinöa  de  l'article  435  est  d'une  teile  clartö  qu'aucun  doute  ne  saurait  etre 
6mis  sur  sa  port^e,  sp6cialement  en  ce  qui  concerne  le  d^sint^ressement  qu'elle 
impiique  d6sormais  ä  l'ögard  de  cette  question  de  la  part  des  Puissances  autres 
que  la  France  et  la  Suisse. 

En  ce  qui  le  concerne,  le  Gouvernement  de  la  R6publique  soucieux  de 
veiller  sur  les  int^rets  des  territoires  fran^ais  dont  il  s'agit  et  s'inspirant  ä 
cet  ägard  de  leur  Situation  particuli^re,  ne  perd  pas  de  vue  Tutilitö  de  leur 
assurer  un  regime  douanier  appropri^,  et  de  regier  d'une  fa^on  röpondant  mieux 
aux  circonstances  actuelles  les  modalit^s  des  Behanges  entre  ces  territoires  et 
les  territoires  suisses  voisins,  en  tenant  compte  des  intörets  r^ciproques. 

11  va  de  soi  que  cela  ne  saurait  en  rien  porter  atteinte  au  droit  de  la 
France  d'(5tablir  dans  cette  r^ginn  sa  ligne  douaniöre  ä  sa  fronti^re  politique, 
ainsi  qu'il  est  fait  sur  les  autres  parties  de  ses  limites  territoriales  et  ainsi 
que  la  Suisse  l'a  fait  elle-mgme  depuis  longtemps  sur  ses  propres  limites  dans 
cette  rögion. 

Le  Gouvernement  de  la  R^publique  prend  tr^s  volontiers  acte  ä,  ce  propos 
des  dispositions  amicales  dans  lesquelles  le  Gouvernement  suisse  se  d^clare 
pret  ä  examiner  toutes  les  propositions  fran^aises  faites  en  vue  de  l'arrange- 
ment  ä  substituer  au  regime  actuel  desdites  zones  franches,  et  que  le  Gouverne- 
ment fran^ais  entend  formuler  dans  le  meme  esprit  amical. 

D'autre  part,  le  Gouvernement  de  la  R^publique  ne  doute  pas  que  le 
maintitn  provisoire  du  regime  de  1815.  relatif  aux  zones  franches.  vis<5  par 
cet  alinöa  de  la  note  de  la  L^gation  de  Suisse  du  5  mai,  et  qui  a  6videmment 
pour  motif  de  m^nager  le  passage  du  regime  actuel  au  regime  conventionnel 
ne  constituera  en  aucune  fagon  une  cause  de  retard  ä.  l'^tablissement  du  nouvel 
6t at  de  choses  reconnu  n^cessaire  par  les  deux  Gouvernements.  La  nifme  Obser- 
vation s'applique  ä  la  ratification  par  les  Chambres  f6d6rales  pr(5vue  il  l'alin^a 
a)  du  primo  de  la  note  suisse  du  5  mai,  sous  la  rubrique  „zone  neutralist?e 
de  la  Haute-Savoie". 

Article  43(5. 

Les  Hautes  Parties  Contractantes  reconnaissent  avoir  pris  connaissance 
et  donner  acte  du  Trait6  sign6  par  le  Gouvernement  de  la  Röpublique  fran(,aise 
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le  17  juillet  1918  avec  Son  Altesse  S6r6nissime  le  Prince  de  Monaco,   et  d6- 
finissant  les  rapports  de  la  France  et  de  la  Principautö. 

Article  437. 
Les  Hautes  Parties  Contractantes  conviennent  qu'en  l'absence  de  stipu- 
lations  ult6rieures  contraires,  le  President  de  toute  Commission  6tablie  par  le 
präsent  Trait6  aura  droit,  en  cas  de  partage  des  voix,  ä  6mettre  un  second  vote. 

Article  4B8. 

Les  Puissances  alliöes  et  associ^es  conviennent  que,  lorsque  des  missions 
religieuses  chrötiennes  6taient  entretenues  par  des  soci6t6s  ou  par  des  personnes 
allemandes  sur  des  territoires  leur  appartenant  ou  confi6s  ä  leur  Gouvernement 
en  conformite  du  präsent  Trait6,  les  propri6t6s  de  ces  missions  ou  soci6t6s  de 
missions,  y  compris  les  propri6t6s  des  soci6t6s  de  commerce  dont  les  profits 
sont  affectös  ä  l'entretien  des  missions,  devront  continuer  ä  recevoir  une  affec- 
tation  de  mission.  A  l'effet  d'assurer  la  bonne  ex6cution  de  cet  engagement, 
les  Gouvernements  alliös  et  associ^s  remettront  lesdites  propri6t6s  ä  des  conseils 
d'administration,  nomm^s  ou  approuv^s  par  les  Gouvernements  et  compos6s 
de  personnes  ayant  les  croyances  religieuses  de  la  Mission  dont  la  propri6t6 
est  en  question. 

Les  Gouvernements  alliös  et  associ^s,  en  continuant  d'exercer  un  plein 
controle  en  ce  qui  concerne  les  personnes  par  lesquelles  ces  missions  sont 
dirig^es,  sauvegarderont  les  int^rets  de  ces  missions. 

L'Allemagne,  donnant  acte  des  engagements  qui  pr6c6dent,  d6clare  agr^er 
tous  arrangements  pass6s  ou  ä  passer  par  les  Gouvernements  alli^s  et  associäs 
int^ressös  pour  l'accomplissement  de  l'oeuvre  desdites  missions  ou  soci6t6s  de 
commerce  et  se  d^siste  de  toutes  r6clamations  ä  leur  6gard. 

Article  439. 

Sous  r6serve  des  dispositions  du  präsent  Trait^,  l'Allemagne  s'engage  ä 
ne  präsenter,  directement  ou  indirectement,  contre  aucune  des  Puissances  alliöes 
et  associöes,  signataires  du  präsent  Trait6,  y  compris  Celles  qui,  sans  avoir 
d^clarö  la  guerre,  ont  rompu  leurs  relations  diplomatiques  avec  l'Empire  alle- 
mand,  aucune  röclamation  pöcuniaire,  pour  aucun  fait  antörieur  ä  la  mise  en 
vigueur  du  prösent  Trait6. 

La  präsente  stipulation  vaudra  d^sistement  complet  et  döfinitif  de  toutes 
röclamations  de  cette  nature,  d^sormais  6teintes,  quels  qu'en  soient  les  int6ress6s. 

Article  440. 

L'Allemagne  accepte  et  reconnait  comme  valables  et  obligatoires  toutes 
döcisions  et  tous  ordres  concernant  les  navires  allemands  et  les  marchandises 
allemandes,  ainsi  que  toutes  döcisions  et  ordres  relatifs  au  payement  des  frais 
et  rendus  par  l'une  quelconque  des  juridictions  de  prises  des  Puissances  alli^es 
et  associ^es  et  s'engage  ä  ne  präsenter  au  nom  de  ses  nationaux  aucune  r6cla- 
mation  relativement  ä  ces  d6cisions  ou  ordres. 

Les  Puissances  alliöes  et  associ6es  se  r^servent  le  droit  d'examiner,  dans 
telles  conditions  qu'elles  dötermineront,  les  döcisions  et  ordres  des  juridictions 
allemandes  en  matiöre  de  prises,  que  ces  d6cisions  et  ordres  affectent  les  droits 
de  propri6t6  des  ressortissants  desdites  Puissances  ou  ceux  des  ressortissants 
neutres.  L'Allemagne  s'engage  ä  fournier  des  copies  de  tous  les  documents 
constituant  le  dossier  des  affaires,  y  compris  les  d6cisions  et  ordres  rendus, 
ainsi  qu'ä  accepter  et  exöcuter  les  recommandations  presentees  apr^s  ledit 
examen  des  affaires. 

Le  Präsent  Trait^,  dont  les  textes  frangais  et  anglais  feront  foi,  sera 
ratifiö. 

Le  d6pöt  des  ratifications  sera  effectu6  ä  Paris,  le  plus  tot  qu'il  sera 
possible. 
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Les  Puissances,  dont  le  Gouvernement  a  son  si^ge  hors  d'Europe,  auront 
la  facultö  de  se  borner  ä  faire  connaitre  au  Gouvernement  de  la  R6publique 
frangaise,  par  leur  repr^sentant  diplomatique  ä  Paris,  que  leur  ratification 
a  6t6  donnöe  et,  dans  ce  cas,  elles  devront  en  transmettre  l'instrument  aussitot 
que  faire  se  pourra. 

ün  Premier  proc^s-verbal  de  d6p6t  des  ratifications  sera  dress6  d^s  que 
le  Traitö  aura  §t6  ratifiö  par  TAllemagne  d'une  part  et  par  trois  des  Princi- 
pales  Puissances  alli6es  et  associ^es  d'autre  part. 

D^s  la  date  de  ce  premier  procfes-verbal.  le  Trait6  entrera  en  vigueur 
entre  les  Hautes  Parties  Contractantes,  qui  l'auront  ainsi  ratifi6.  Pour  le 
calcul  de  tous  d^lais  pr^vus  par  le  präsent  Traitö  cette  date  sera  la  date  de 
mise  en  vigueur. 

A  tous  autres  6gards  le  Traitö  entrera  en  vigueur  pour  chaque  Puissance, 
ä  la  date  du  d^pöt  de  sa  ratification. 

Le  Gouvernement  fran^ais  remettra  ä  toutes  les  Puissances  signataires 
une   copie   certifiöe   conforme   des   proc^s-verbaux   de   d^pot  des  ratifications. 

En  foi  de  quoi,  les  Pl6nipotentiaires  susnomm^s  ont  signä  le 
präsent  Trait6. 

Fait  ä  Versailles,  le  vingt-huit  juin  mil  neuf  cent  dix-neuf- 
en  un  seul  exemplaire  qui  restera  d6pos6  dans  les  archives  du 
Gouvernement  de  la  R6publique  frangaise  et  dont  les  exp6di- 
tions  authentiques  seront  remises  ä  chacune  des  Puissances  sig- 
nataires. 

(Folget!  die  Unterschriften.) 

Protocole.  * 

En  vue  de  pr^ciser  les  conditions  dans  lesquelles  devront  §tre  ex6cut6es 
certaines  clauses  du  Traitö  signö  ä  la  date  de  ce  jour,  il  est  entendu  entre 
les  Hautes  Parties  Contractantes  que : 

1°  Une  Commission  sera  nommöe  par  les  Principales  Puissances  alli^es 
et  associöes  pour  surveiller  la  d^molition  des  fortifications  d'H^ligoland  en 
conformit6  du  Trait6.  Cette  Commission  aura  qualitö  pour  d^cider  quelle 
partie  des  ouvrages  protögeant  la  cöte  contre  les  6ro8ions  de  la  mer  doit 
6tre  conserv6e  et  quelle  partie  doit  6tre  d6molie; 

2"  Les  sommes  que  l'AUemagne  aurait  ä  rembourser  ä,  ses  ressortissants 
pour  les  indemniser  des  parts  d'intöret  qu'ils  se  trouveraient  avoir  dans  les 
chemins  de  fer  et  les  mines  vis6s  ä  l'alin^a  2  de  l'article  15(3,  seront  port^es 
au  credit  de  l'AUemagne  ä  valoir  sur  les  sommes  dues  au  titre  des  r^paratious  : 

8'^  La  liste  des  personnes  que,  conform^ment  ä  l'article  228.  alin^a  2, 
l'AUemagne  devra  livrer  aux  Puissances  alliöes  et  associ^es,  sera  adressöe 
au  Gouvernement  allemand  dans  le  mois  qui  suivra  la  mise  en  vigueur  du 
Traitd ; 

4P  La  Commission  des  r^parations  pr6vue  ä  l'article  240  et  aux  para- 
graphes  2,  3  et  4  de  1' Annexe  IV  ne  pouira  exiger  la  divulgation  de  secrets 
de  fabrication  ou  d'autres  renseignements  contidentiels ; 

5"  D(is  la  signature  du  Trait6  et  dans  les  quatre  mois  qui  suivruut, 
l'Allemagne  aura  la  possibilit6  de  pr(5senter  ä  lexamen  des  Puissances  alli^es 
et  associöes  des  documents  et  des  propositions  ä  l'effet  de  hfiter  le  travail 
relatif  aux  r^parations,    d'abr^ger  ainsi  TenquCtc  et  d'acc^l6rer  les  dccisiuns ; 


*  Reichsgesetzblatt  1919,  S.  1336—1349. 


246  II-  Friedensverträge  der  Alliierten  mit  den  Zentralmächten. 

6"  Des  poursuites  seront  exerc<5es  contre  les  personnes  qui  auraient 
cnmmis  des  actes  dölictueux  en  ce  qui  concerne  la  liquidation  des  biens 
allemands.  et  les  Puissances  alli^es  et  associ^es  recevrftnl  les  renseignements 
et  preuves  que  le  Gouvernement  allemand  pourra  fournir  ä  ce  sujet. 

Fait  ä  Versailles,  le  vingt-huit  juin   mil  neu!  cent  dix-neuf. 
(Folgen  die  Unterschriften.) 

Nr.  3059.  Vereinbarung  zwischen  den  Vereinigten  Staaten 
von  Amerika,  Belgien,  dem  BritiNciien  Reiche  und 
Frankreich   einerseits   und  Deutschland  andererseits.  * 

Arrangement  entre  les  Etats-Unis  d'Amerique,  la  Belgique, 
l'Empire  Britannique  et  la  France, 

d'une  part, 
et  l'Allemagne, 

d'autre  part, 
concernant  roccupation  militaire  des  territoires  rh^nans. 

Les  Soussign6s,  agissant  en  vertu  des  pouvoirs  qui  leur**  sont  conför^s 
par  leurs  Gouvernements  respectifs.  ainsi  qu'il  est  pr6vu  ä  l'article  432  du 
Traitö  de  Paix  sign6  ä  la  date  de  ce  jour,  sont  tombes  d'accord  sur  les 
dispositions  suivantes:  A  f  1     1 

Conform^ment  aux  articles  428  et  suivants  du  Trait6  sign6  en  date  de 
ce  jour,  les  forces  arm6es  des  Puissances  alliöes  et  associöes  continueront 
Toccupation  des  territoires  allemands  (teile  que  cette  occupation  a  6t6  d^finie 
par  l'article  5  de  la  Convention  d'armistice  du  11  novembre  1918  et  ^tendue 
par  l'article  7  de  la  Convention  additionnelle  du  16  janvier  1919),  comme 
garantie  de  l'exöcution  par  l'Allemagne  dudit  Trait6. 

Aucune  troupe  allemande,  ä  l'exception  des  prisonniers  de  guerre  en 
cours  de  rapatriement,  ne  sera  admise  dans  les  territoires  occup6s,  mßme  en 
transit ;  mais  de  forces  de  police,  dont  le  nombre  sera  d6termin6  par  les 
Puissances  alliöes  et  associöes,  pourront  etre  maintenues  dans  ces  territoires, 
en  vue  d'y  assurer  l'ordre.  .    ..  ,     « 

II  sera  constitu^  un  organisme  civil,  d6nomm6  Haute  Oommission  inter- 
alli^e  des  territoires  rhönans  et  d6sign6***  ci-apr^s  sous  le  nom  de  Haute 
Commission,  qui,  ä  moins  de  dispositions  contraires  du  Traitö,  sera  le  re- 
prösentant  supreme  des  Puissances  alliöes  et  associöes  dans  les  territoires 
occup6s.  II  comprendra  quatre  membres  repr^sentant  la  Belgique,  la  France, 
la  Grande-Bretagne  et  les  Etats- Unis. 

Article  3. 

aj  La  Haute  Commission  aura  le  pouvoir  d'6dicter  des  ordonnances 
dans  la  mesure  qui  sera  nöcessaire  pour  assurer  l'entretien,  la  söcuritö  et  les 
besoins  des  forces  militaires  des  Puissances  alli^es  et  associöes.  Ces  ordonnances 
seront  publikes  par  ses  soins ;  les  copies  en  seront  envoy^es  ä  chacun  des 
Gouvernements  alli^s  et  associös  ainsi  qu'au  Gouvernement  allemand. 

Ces  ordonnances  auront  force  de  loi  et,  d^s  leur  publication,  seront 
reconnues  comme  telles  par  les  autoritös  militaires  alli^es  et  associ^es  et  par 
les  autoritös  civiles  allemandes. 

b)  Les  membres  de  la  Haute  Commission  jouiront  des  Privileges  et 
immunitös  diplomatiques. 

*  Reichsgesetzblatt  1919,  S.  1332—1335. 
**   Vorlage :   leurs. 
***  Vorlage:  designes. 
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c)  Les  tribunaux  allemands  continueront  ä  exercer  leur  juridiction  civile 
et  criminelle,  sauf  en  ce  qui  concerne  les  exceptions  contenues  dans  les  para- 
grrtphes  d)  et  e)  ci-dessous. 

d)  Les  forces  armöes  des  Puissances  alli^es  et  associ6es  et  les  personnes 
ä  elles  attachöes  ä  qui  les  g^n^raux  commandant  les  armöes  d'occupation 
auront  d6livr6  un  laissez-passer  r6vocable.  et  toutes  les  personnes  employöes 
par  ces  troupes  ou  ä  leur  Service,  seront  exclusivement  justiciables  de  la  loi 
militaire  et  de  la  juridiction  militaire  de  ces  troupes. 

e)  Toutes  personnes  qui  commettront  un  crime  ou  un  d6lit  contre  la 
personne  ou  les  biens  des  forces  arm6es  des  Puissances  alii6es  et  associ^es 
pourront  etre  traduites  devant  la  juridiction  militaire  desdites  troupes. 

Article  4. 

Les  autorit6s  allemandes.  soit  en  territoire  occup6.  soit  en  territoire 
non  occup6,  doivent,  sur  la  demande  de  tout  officier  des  forces  d'occupation 
düment  autorisö,  arreter  et  remettre  entre  les  mains  du  commandant  des 
.  armöes  alli6es  et  associöes  le  plus  proche  toute  personne  accus6e  d'un  crime 
ou  d^lit  et  qui,  par  application  des  alinöas  d)  et  e)  de  l'article  3,  est  justi- 
ciable  de  la  juridiction  militaire  des  forces  alli6es  et  associ^es. 

Article  5. 

L'administration  civile  des  provinces  (Provinzen),  des  gouvernements 
(Regierungsbezirke),  cercles  urbains  (Stadtkreise),  cercles  ruraux  (Landkreise), 
et  communes  (Gemeinden)  restera  entre  les  mains  des  autorit^s  allemandes  et 
l'administration  civile  de  ces  zones  continuera  conformöment  aux  lois  alle- 
mandes et  sous  l'autoritö  du  Gouvernement  central  allemand,  ä  l'exception 
de  la  röglementation  par  ordonnances  6manant  de  la  Haute  Commission  et 
dans  la  mesure  oü  celle-ci  le  jugera  nöcessaire,  conformöment  ä  l'article  3, 
pour  adapter  cette  administration  aux  besoins  et  aux  circonstances  de  l'occu- 
pation  militaire.  II  est  enteudu  que  les  autorit^s  allemandes  sont  obligöes, 
sous  peine  de  rövocation,  de  se  conformer  ä  toutes  les  ordonnances  rendues 
en  vertu  de  l'article  3  ci-dessus. 

Article  6. 

Le  droit  de  röquisition  en  nature  et  en  Services,  tel  qu'il  est  r^glementö 
par  la  Convention  de  La  Haye  de  1907,  sera  exerce  par  les  arm6es  alli^es  et 
associ^es  d'occupation. 

Les  charges  caus6es  par  les  r^quisitions  effectuöes  dans  la  zone  de  chaque 
arm6e  alliäe  ou  associ^e.  et  l'estimation  des  dommages  caus(5s  par  les  troupes 
d'occupation,  seront  d^terminöes  par  des  Commissions  locales  composees,  par 
^gale  reprösentation,  ä  la  fois  de  civils  allemands  nomm6s  par  les  autorit^s 
civiles  allemandes  et  d'officiers  alli^s  ou  associ^s,  et  pr6sid6es  par  une  personne 
nomm6e  par  la  Haute  Commission. 

Le  Gouvernement  allemand  continuera  ä  supporter  les  frais  d'entretien 
des  armöes  d'occupation  aux  conditions  fixöes  par  le  Trait^.  Le  Gouvernement 
allemand  supportera  ögalement  les  d^penses  rösultant  du  fonctionnement  de  la 
Commission  et  de  son  logement.  Des  locaux  convenables  pour  le  logement  de 
la  Haute  Commission  seront  choisis  apr^s  avoir  consulti  le  Gouvernement 
allemand. 

Article  7. 

Les  troupes  alliöes  et  associöes  continueront  ä  occuper  sans  obstacle 
les  locaux  qu'elles  occupent  h  präsent  en  se  conformant  aux  stipulations  de 
l'article  8  b)  ci-apr6s. 

Article  8. 

a)  Le  Gouvernement  allemand  s'engage  k  mettre  k  la  disposition  des 
troupes  alli^es  et  associ^es  et  k  maintenir  en  bon  6tat  tous  les  Etablissements 
militaires  n^cessaires  auxdites  troupes,  ainsi  que  les  ameublements.  le  chauffage 
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et  r^clairage,  en  conformit6  avec  les  r^glements  concernant  ces  mati^res  et 
actuellement  en  vigueur  dans  les  difförentes  arm^es  susvis6es.  Ces  dispositions 
impliquent  le  logement  pour  les  officiers  et  les  hommes,  les  corps  de  garde, 
les  bureaux,  les  administrations,  les  ßtats-majors  de  r^giment  et  quartiers 
g6n6raux,  les  ateliers,  les  magasins,  les  hOpitaux,  les  blanchisseries,  les  6coles 
r^gimentaires,  les  man^ges,  les  6curies,  les  terrains  d'instruction,  les  champs 
de  tir  d'infanterie  et  d'artillerie,  les  terrains  d'aviation,  les  päturages,  les 
magasins  de  ravitaillement  et  les  terrains  de  manoeuvres,  ainsi  que  des  im- 
meubles  pour  les  th^ätres  et  cin^mas  et  des  terrains  en  quantit6  raisonnable 
pour  le  sport  et  la  r6cr6ation  des  troupes. 

b)  Les  soldats  et  sous-officiers  seront  casern^s  et  ne  seront  pas  log6s 
chez  l'habitant,  sauf  en  cas  d'exceptionnelle  urgence. 

Dans  le  cas  oü  les  Etablissements  militaires  actuels  seraient  trouv6s 
insuffisants  ou  ne  conviendraient  pas,  les  troupes  alli6es  et  associöes  pourront 
prendre  possession  de  tout  Etablissement  public  ou  priv6  avec  son  personnel, 
s'il  leur  parait  convenir  dans  ce  but,  ou,  en  cas  d'insuüisance,  exiger  la  con- 
struction  de  nouveaux  casernements. 

Les  fonctionnaires  civils,  les  officiers  et  leurs  familles  pourront  etre 
logEs  chez  l'habitant,  en  suivant  les  rEglements  concernant  les  cantonnements, 
actuellement  en  vigueur  dans  chaque  armEe. 

Article  9. 

Les  troupes  alliEes  et  associEes  ou  leur  personnel  ainsi  que  la  Haute 
Commission  et  son  personnel  ne  payeront  aucun  impot  ni  taxe  directs  alle- 
mands. 

Les  denrEes  de  ravitaillement,  les  armes,  l'habillement,  l'Equipement,  les 
approvisionnements  de  toute  nature  destinEs  ä  6tre  utilisEs  par  les  armEes  alliEes 
et  assüciEes  ou  adressEs  aux  autoritEs  militaires  ou  ä  la  Haute  Commission 
ainsi  qu'aux  cantines  et  aux  mess  d'olficiers,  devront  etre  regus  en  franchise 
de  port  et  droits  d'entrEe  de  toute  espece. 

Article  10. 

Le  personnel  employE  dans  les  voies  de  communication  (chemins  de  fer 
ä  voie  normale  ou  autres,  tramways  de  toutes  sortes,  fleuves  et  canaux,  y 
compris  le  Rhin,  routes  et  riviEres)  devra  obEir  aux  ordres  qui  lui  seront 
donnEs  par  le  Commandant  en  chef  des  armEes  alliEes  et  assoclEes,  ou  en  son 
nom,  pour  des  buts  militaires. 

Tout  le  matEriel  et  tout  le  personnel  civil  nEcessaires  ä  l'entretien  et 
ä  l'exploitation  de  toutes  les  voies  de  communication  doivent  §tre  maintenus 
au  complet  sur  ces  voies  dans  les  territoires  occupEs. 

Les  transports  de  troupes  ou  d'isolEs  et  d'officiers,  munis  d'un  ordre  de 
transport  sur  les  chemins  de  fer,  seront  effectuEs  gratuitement. 

Article  11. 

Les  armEes  d'occupation  pourront  continuer,  dans  des  buts  militaires, 
ä  SB  servir  de  toutes  les  installations  tElEgraphiques  et  tElEphoniques  exi- 
stantes. 

Les  armEes  d'occupation  continueront  Egalement  ä  exercer  le  droit  d'in- 
staller  des  lignes  militaires  tElEgraphiques  et  tElEphoniques,  des  stations  de 
tElEgraphie  sans  fil  et  de  tous  autres  moyens  analogues  de  communication 
qui  leur  paraitront  nEcessaires.  Dans  ce  but,  elles  pourront,  sous  rEserve  de 
l'approbation  de  la  Haute  Commission,  entrer  dans  n'importe  quel  lieu  public 
en  priv6  et  l'occuper. 

Le  personnel  des  tElEgraphes  et  tElEphones  publics  continuera  ä  obEir 
aux  ordres  donnEs,  pour  des  buts  militaires,  par  le  Commandant  en  chef  des 
armEes  alliöes  et  associEes. 


Friedensvertrag  von  Versailles.  249 

Les  töl^grammes  et  messages  de  ou  pour  les  autorit6s  alliöes  ou  asso- 
ci^es  ou  la  Haute  Commission  et  d'un  caractfere  officiel  auront  la  priorit6 
sur  toutes  les  autres  Communications  et  seront  exp6di6s  gratuitement.  Les 
autorit6s  militaires  alliöes  et  associ^es  auront  le  droit  de  contröler  l'ordre  dans 
lequel  les  Communications  seront  transmises. 

Aucune  installation  de  t^I^graphie  sans  fil  ne  pourra  6tre  stabile  par 
les  autoritäs  ou  les  habitants  des  territoires  occup6s  sans  une  autorisation 
pr6älable  des  autorit6s  militaires  alliöes  et  associ6es. 

Article  12. 

Le  personnel  du  Service  des  Postes  oböira  ä  tous  ordres  donn^s  par  le 
Commandant  en  chef  des  arm6es  alli^es  et  associ^es  ou  son  repräsentant,  dans 
des  buts  militaires.  Le  Service  postal  public  continuera  sous  la  direction 
des  autoritös  allemandes,  6tant  entendu  qu'aucune  atteinte  ne  sera  apport6e 
aux  Services  postaux  militaires  organis^s  par  les  arm6es  d'occupation,  qui 
auront  le  droit  de  se  servir,  pour  les  besoins  militaires,  de  toutes  les  routes 
postales  existantes. 

Lesdites  arm6es  auront  le  droit  de  faire  circuler  des  wagons-poste 
avec  tout  le  personnel  n^cessaire  sur  toutes  les  lignes  postales  existantes. 

Le  Gouvernement  allemand  transportera,  gratuitement  et  sans  les  exa- 
miner,  les  lettres  et  les  colis  qui  pourraient  etre  remis  ä  ses  bureaux  de  poste 
par  ou  pour  les  arm^es  d'occupation  ou  la  Haute  Commission  et  sera  respon- 
sable de  la  valeur  de  toute  lettre  ou  colis  perdu  ou  vol6  par  la  poste. 

Article  13. 

La  Haute  Commission  aura  le  pouvoir,  toutes  les  fois  qu'elle  le  jugera 
n6cessaire,  de  döclarer  l'^tat  de  si^ge  dans  une  partie  quelconque  ou  dans 
la  totalit6  du  territoire.  Par  suite  de  cette  d^claration,  les  autoritös  mäli- 
taires  auront  les  pouvoirs  prövus  par  la  loi  allemande  d'Empire  du  30  mai  1892. 

En  cas  d'urgence,  lorsque  l'ordre  public  est  troubl^  ou  menac6  dans  un 
district,  les  autorit^s  militaires  locales  pourront  prendre  toutes  mesures 
temporaires  nöcessaires  pour  r6tablir  l'ordre.  Dans  ce  cas,  les  autorit^s 
militaires  rendront  compte  de  ces  faits  ä  la  Haute  Commission. 

Fait  ä  Versailles,  le  vingt-huit  juin  mil  neuf  cent  dix-neuf. 

(Folgen  die  Unterschriften.) 
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Les  Etats-Ünis  d'Am6rique,  TEmpire  Britannique,  la 
France,  l'Italie  et  le  Japon, 

Puissances  d6sign6es  dans  le  präsent  Traitö  comme  les  Principales 
Puissances  alliöes  et  associ^es ; 

La  Belgique,  la  Chine,  Cuba,  la  Gr^ce,  le  Nicara^gua, 
le  Panama,  la  Pologne,  le  Portugal,  la  Roumanie,  l'Etat 
Serbe-Croate-Sloväne,    leSiam,   etlaTchöco-Slovaquie, 

Constituant,  avec  les  Principales  Puissances  ci-dessus,  les  Puissances 
alli^es  et  associ6es, 

d'une  part; 

Et  l'Autriche, 

d'autre  part; 

Consid6rant  qu'ä  la  demande  de  l'ancien  Gouvernement  imperial  et  royal 
d'Autriche-Hongrie,  un  armistice  a  6t6  accord^  ä  rAutriche-Hongrie  le  3  no- 
vembre  1918  par  les  Principales  Puissances  alli^es  et  associ6es  afin  qu'un 
Trait6  de  Paix  puisse  6tre  conclu; 

Que  les  Puissances  alli^es  et  associöes  sont  6galement  d6sireuses  que 
la  guerre,  dans  laquelle  certaines  d'entre  elles  ont  €t6  successivement  entrai- 
n^es  directement  ou  indirectement  contre  l'Autriche -Hongrie.  et  qui  a  son 
origine  dans  la  d^claration  de  guerre  adressöe  le  28  juillet  1914  par  l'ancien 
Gouvernement  Imperial  et  Royal  d'Autriche  Hongrie  ä  la  Serbie,  et  dans  les 
hostilitös  conduites  par  l'Allemagne,  alli^e  de  l'Autriche-Hongrie,  fasse  place 
ä  une  paix  solide,  juste  et  durable; 

Gonsid^rant  que  l'ancienne  Monarchie  austro  -  hongroise  a  aujourd'hui 
cess6  d'exister  et  a  fait  place,  en  Autriche,  ä  un  Gouvernement  röpublicain ; 

Que  les  Principales  Puissances  alliöes  et  associöes  ont  reconnu  que  l'Etat 
tch6co-slovaque,  dans  le  territoire  duquel^est  incorporöe  une  partie  des  terri- 
toires  de  ladite  monarchie,  constitue  un  Etat  libre,  ind^pendant  et  alli6  ; 

Que  lesdites  Puissances  ont  ögalement  reconnu  l'union  de  certaines  par- 
ties  du  territoire  de  ladite  monarchie  avec  le  territoire  du  Royaume  de  Serbie, 
comme  Etat  libre,  indöpendant  et  alli6,  sous  le  nom  d'Etat  serbe-croate-slovene; 

Considörant  qu'il  est  n6cessaire  en  rötablissant  la  paix,  de  regier  la 
Situation  issue  de  la  dissolution  de  ladite  monarchie  et  l'ötablissement  desdits 
iltats,  et  de  donner  au  Gouvernement  de  ces  pays  des  fondements  durables, 
conformes  ä  la  justice  et  ä  l'öquit^; 

A  cet  effet,  les  Hautes  Parties  Contractantes  repr6sent6es 
comme  il  suit: 

(folgen  die  Namen). 

Lesquels,  apr^s  avoir  6chang6  leurs  pleins  pouvoirs  reconnus  en  bonne  et 
due  fornre,  ont  convenu  des  dispositions  suivantes: 

A  dater  de  la  mise  en  vigueur  du  präsent  Trait6,  l'Etat  de  guerre 
prendra  fin. 

D6s  ce  moment  et  sous  röserve  des  dispositions  du  präsent  Trait^,  il  y 
aura  relations  officielles  des  Puissances  alli6es  et  associöes  avec  la  R6publique 
d'Autriche. 

Partie  I. 

Paete  de  la  Sociötö  des  Natlous. 

Les  Hautes  Parties  Contractantes, 

Considörant  que,  pour  dövelopper  la  Cooperation  entre  les  nations  et 
pour  leur  garantir  la  paix  et  la  sflret6,  il  Importe 

d'accepter  certaines  obligations  de  ne  pas  recourir  i  la  guerre, 
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d'entretenir  au  grand  jour  des  relations  internationales  fond^es  sur  la 
justice  et  l'honnenr, 

d'observer  rigoureusement  les  prescriptions  du  droit  international,  recon- 
nues  d^sormais  comme  rögle  de  conduite  effective  des  Gouvernements, 

de  faire  r^gner  la  justice  et  de  respecter  scrupuleusement  toutes  les 
obligations  des  Trait6s  dans  les  rapports  mutuels  des  peuples  organis6s, 

adoptent  le  präsent  Pacte  qui   institue   la  Soci6t6  des  Nations. 

Article  1. 

Sont  Membres  originaires  de  la  Soci6t6  des  Nations,  ceux  des  Signa- 
taires  dont  les  noms  figurent  dans  l'annexe  au  präsent  Pacte,  ainsi  que  les 
Etats,  6galement  nommös  dans  l'annexe,  qui  auront  acc6d6  au  präsent  Pacte 
sans  aucune  röserve  par  une  d6claration  d6pos6e  au  Secr6tariat  düns  les  deux 
mois  de  l'entröe  en  vigueur  du  Pacte  et  dont  notification  sera  faite  aux 
autres  Membres  de  la  Soci6t6. 

Tout  Etat,  Dominion  ou  Colonie  qui  se  gouverne  librement  et  qui  n'est 
pas  d6sign6  dans  l'annexe,  peut  devenir  Membre  de  la  Soci6t6  si  son  ad- 
mission  est  prononc6e  par  les  deux  tiers  de  l'Assembl^e,  pourvu  qu'il  donne 
des  garanties  effectives  de  son  Intention  sinc^re  d'observer  ses  engagements 
internationaux  et  qu'il  accepte  le  r^glement  6tabli  par  la  Soci6t6  en  ce  qui 
concerne  ses  forces  et  ses  armements  militaires,  navals  et  a^riens. 

Tout  Membre  de  la  Soci6t6  peut,  apr^s  un  pr6avis  de  deux  ans,  se 
retirer  de  la  Soci6t6,  ä  la  condition  d'avoir  rempli  ä  ce  moment  toutes  ses 
obligations  internationales  y  compris  celles  du  präsent  Pacte. 

Article  2. 

L'action  de  la  Soci6t6,  teile  qu'elle  est  döfinie  dans  le  präsent  Pacte, 
s'exerce  par  une  Assembl^e  et  par  un  Conseil  assist^s  d'un  Secr^tariat  per- 
manent. 

Article  3. 

L'Assembl^e   se   compose   de  Reprösentants  des  Membres  de  la  Soci6t6. 

Elle  se  r6unit  ä  des  öpoques  fixöes  et  ä  tout  autre  moment,  si  les  cir- 
constances  le  demandent,  au  siege  de  la  Soci6t6  ou  en  tel  autre  lieu  qui 
pourra  etre  d6sign6. 

L'Assembl6e  connait  de  toute  question  qui  rentre  dans  la  Sphäre  d'ac- 
tivit6  de  la  Soci6t6  ou  qui  affecte  la  paix  du  monde. 

Chaque  Membre  de  la  Soci6t6  ne  peut  compter  plus  de  trois  Repr6sen- 
tants  dans  l'Assembl^e  et  ne  dispose  que  d'une  voix. 

Article  4. 

Le  Conseil  se  compose  de  Reprösentants  des  Principales  Puissances 
alli^es  et  associ^es,  ainsi  que  des  Reprösentants  de  quatre  autres  Membres 
de  la  Soci6t6.  Ces  quatre  Membres  de  la  Soci6t6  sont  d6sign6s  librement  par 
l'Assemblöe  et  aux  6poques  qu'il  lui  plait  de  choisir.  Jusqu'ä  la  premi^re 
d6signation  par  l'Assemblöe,  les  Repr^sentants  de  la  Belgique,  du  Brösii,  de 
l'Espajine  et  de  la  Grece  sont  Membres  du  Conseil. 

Avec  l'approbation  de  la  majoritö  de  l'Assembl^e,  le  Conseil  peut  d& 
signer  d'autres  Membres  de  la  Soci6t6  dont  la  reprösentation  sera  d6sormais 
permanente  au  Conseil.  II  peut,  avec  )a  meme  approbation,  augmenter  le 
nombre  des  Membres  de  la  Soci6t6  qui  seront  choisis  par  l'Assembl^e  pour 
etre  repr6sent6s  au  Conseil. 

Le  Conseil  se  r6unit  quand  les  circonstances  le  demandent.  et  au  moins 
une  fois  par  an,  au  siöge  de  la  Soci6t6  ou  en  tel  autre  lieu  qui  pourra  etre 
dösign^. 

Le  Conseil  connait  de  toute  question  rentrant  dans  la  sphfere  d'activit6 
de  la  Soci6t6  ou  affectant  la  paix  du  monde. 
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Tout  Membre  de  la  Soci6t6  qui  n'est  pas  repr6sent6  au  Conseil  est 
invit6  ä  y  envoyer  siöger  un  Repräsentant  lorsqu'une  question  qui  l'intöresse 
particuli^rement  est  port6e  devant  le  Conseil. 

Chaque  Membre  de  la  Soci6t6  repr6sent6  au  Conseil  ne  dispose  que  d'une 
voix  et  n'a  qu'un  Repräsentant. 

Article  5 

Sauf  disposition  express^ment  contraire  du  präsent  Pacte  ou  des  clauses 
du  präsent  Trait6,  les  döcisions  de  l'Assemblöe  ou  du  Conseil  sont  prises  ä 
l'unanimitö  des  Membres  de  la  Societö  repr6sent6s  ä  la  riJunion. 

Toutes  questions  de  procedura  qui  se  posent  aux  r^unions  de  l'Assemblöe 
ou  du  Conseil,  y  compris  la  dösignation  des  Commissions  charg^es  d'enqueter 
sur  des  points  particuliers,  sont  r^glöes  par  l'Assemblöe  ou  par  le  Conseil  et 
d^cidöes  ä  la   majorit6    des  Membres   de  la  Soci6t6    repr6sent6s  ä  la  röunion. 

La  premiere  röunion  de  l'Assemblöe  et  la  prämiere  röunion  du  Conseil 
auront  lieu  sur  la  convocation  du  President  des  Etats-ünis  d'Amörique. 

Article  6. 

Le  Secr6tariat  permanent  est  6tabli  au  Si^ge  de  la  Soci6t6.  II  comprend 
un  Secr^taire   g6n6ral,   ainsi   que   les  secrötaires   et   le  personnel  näcessaires. 

Le  Premier  Secr6taire  g6n6ral  est  d6sign6  dans  l'annexe.  Par  la  suite, 
le  Secrötaire  g^nöral  sera  nomm^  par  le  Conseil  avec  l'approbation  de  la 
majoritö  de  TAssemblöe. 

Les  secrötaires  et  le  personnel  du  Secrötariat  sont]^nomm6s  par  le  Secr6- 
taire  g6n6ral  avec  l'approbation  du  Conseil. 

Le  Secr^taire  g6n6ral  de  la  Soci6t6  est  de'^droit  Secr^taire  g^n^ral  de 
l'Assembl^e  et  du  Conseil. 

Les  döpenses  du  Secrötariat  sont  support^es  par  les  Membres  de  la 
Soci6t6  dans  la  proportiou  stabile  pour  le  Bureau  international  de  l'Union 
postale  universelle. 

Article  7. 

Le  si^ge  de  la  Soci6t6  est  6tabli  ä  Gen^ve. 

Le  Conseil  peut  ä  tout  moment  d6cider  de  l'^tablir  en  tout  autre  lieu. 

Toutes  les  fonctions  de  la  Soci6t6  ou  des  Services  qui  s'y  rattachent,  y 
compris  le  Secr^tariat,  sont  6galement  accessibles  aux  hommes  et  aux  femmes. 

Les  Repr^sentants  des  Membres  de  la  Soci6t6  et  ses  agents  jouissent 
dans  l'exercice   de  leurs  fonctions  des  Privileges  et  immunit^s  diplomatiques. 

Les  bätiments  et  terrains  occup^s  par  la  Soci6t6,  par  ses  Services  ou 
ses  r6unions,  sont  inviolables. 

Article  8. 

Les  Membres  de  la  Soci6t6  reconnaissent  que  le  maintien  de  la  paix 
exige  la  r^duction  des  armements  nationaux  au  minimum  compatible  avec 
la  s6curit6  nationale  et  avec  l'exöcution  des  obligations  internationales  im- 
pos6es  par  une  action  commune. 

Le  Conseil,  tenant  compte  de  la  Situation  g^ographique  et  des  conditions 
speciales  de  chaque  Etat,  präpare  les  plans  de  cette  r^duction,  en  vue  de 
l'examen  et  de  la  döcision  des  divers  Gouvernements. 

Ces  plans  doivent  faire  l'objet  d'un  nouvel  examen  et,  s'il  y  a  lieu, 
d'une  revision  tous  les  dix  ans  au  moins. 

Aprös  leur  adoption  par  les  divers  Gouvernements,  la  limite  des  arme- 
ments ainsi  fixöe  ne  peut  ßtre  d6pass6e  Sans  le  consentement  du  Conseil. 

Consid6rant  que  la  fabricatiou  priv^e  des  munitions  et  du  mat^riel  de 
guerre  soulove  de  graves  objections,  les  Membres  de  la  Soci6t6  chargent  le 
Conseil  d'aviscr  aux  mesures  proprts  a  en  (Sviter  les  facheux  effets  en  ttnant 
compte  des  btsoins  des  Membres  de  la  Society  qui  ne  peuvent  pas  fabriquer 
les  munitions  et  le  mat^riel  de  guerre  n^cessaires  a  leur  süret^. 
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Les  Membres  de  la  Soci6t6  s'engagent  k  6changer.  de  la  manitre  la 
plus  franche  et  la  plus  compl^te,  tous  renseignements  relatifs  ä  l'^chelle  de 
leurs  armements,  ä  leurs  programmes  miiitaires,  navals  et  a^riens  et  ä  la 
condition  de  Celles  de  leurs  industries  susceptibles  d'ötre  utilis^es  pour  la  guerre. 

Article  9. 

Une  Coramission  permanente  sera  formte  pour  donner  au  Conseil  son 
avis  sur  l'ex^cution  des  dispositions  des  articles  1  et  8  et,  d'une  fa^on  g6n6rale, 
sur  les  questions  miiitaires,  navales  et  aöriennes. 

Article  10. 

Les  Membres  de  la  Soci6t6  s'engagent  ä  respecter  et  ä  maintenir  contre 
toute  agression  ext^rieure  l'intägrit^  territoriale  et  l'indöpendance  politique 
präsente  de  tous  les  Membres  de  la  Soci6t6.  En  cas  d'agression,  de  menace 
ou  de  danger  d'agression,  le  Conseil  avise  aux  moyens  d'assurer  l'ex^cution 
de  cette  Obligation. 

Article  11. 

II  est  expressöment  d6clar6  que  toute  guerre  ou  menace  de  guerre.  qu'elle 
affecte  directement  ou  non  Tun  des  Membres  de  la  Soci6t6,  Interesse  la  Soci6t6 
tout  enti^re  et  que  celle-ci  doit  prendre  les  mesures  propres  ä  sauvegarder 
efficacement  la  paix  des  Nations.  En  pareil  cas,  le  Secr6taire  g6n6ral  con- 
voque  imm^diatement  le  Conseil.  ä  la  demande  de  tout  Membre  de  la  Soci6t6. 

II  est,  en  outre,  d6clar6  que  tout  Membre  de  la  Soci6t6,  a  le  droit,  ä 
titre  amical,  d'appeler  l'attention  de  l'Assemblöe  ou  du  Conseil  sur  toute 
circonstance  de  nature  ä  affecter  les  relations  internationales  et  qui  menace 
par  suite  de  troubler  la  paix  ou  la  bonne  entente  entre  nations,  dont  la  paix 
dopend. 

Article  12. 

Tous  le  Membres  de  la  Soci6t6  conviennent  que,  s'il  s'^l^ve  entre  eux 
un  diSörend,  susceptible  d'entraioer  une  rupture,  ils  le  soumettront  soit  ä  la 
proc^dure  de  l'arbitrage,  soit  ä  l'examen  du  Conseil.  Ils  conviennent  encore 
qu'en  aucun  cas  ils  ne  doivent  recourir  ä  la  guerre  avant  l'expiration  d'un 
d6lai  de  trois  mois  apr6s  la  sentence  des  arbitres  ou  le  rapport  du   Conseil. 

Dans  tous  les  cas  pr^vus  par  cet  article,  la  sentence  des  arbitres  doit 
gtre  rendue  dans  un  dälai  raisonnable  et  le  rapport  du  Conseil  doit  etre  6tabli 
dans  les  six  mois  ä  dater  du  jour  oü  il  aura  6t6  saisi  du  diff^rend. 

Article  13. 

Les  Membres  de  la  Soci6t6  conviennent  que  s'il  s'^leve  entre  eux  un 
diff6rend  susceptible,  ä  leur  avis,  d'une  Solution  arbitrale  et  si  ce  diS6rend 
ne  peut  se  regier  de  fagon  satisfaisante  par  la  voie  diplomatique,  la  question 
sera  soumise  intögralement  ä  l'arbitrage. 

Parmi  ceux  qui  sont  gönöralement  susceptibles  de  Solution  arbitrale,  on 
d^clare  tels  les  difförends  relatifs  ä  l'interpr^tation  d'un  Trait6,  ä  tout  point 
de  droit  international,  ä  la  r6alit6  de  tout  fait  qui,  s'il  6tait  6tabli,  constituerait 
la  rupture  d'un  engagement  international,  ou  ä  l'ötendue  ou  ä  la  nature  de 
la  r6paration  due  pour  une  teile  rupture. 

La  Cour  d'arbitrage  ä  laquelle  la  cause  est  soumise  est  la  Cour  d6sign6e 
par  les  Parties  ou  prövues  dans  leurs  Conventions  antörieures. 

Les  Membres  dela  Soci^tö  s'engagent  ä  exöcuter  de  bonne  foi  les  sentences 
rendues  et  ä  ne  pas  recourir  ä  la  guerre  contre  tout  Membre  de  la  Soci6t6 
qui  s'y  conformera.  Faute  d'ex6cution  de  la  sentence,  le  Conseil  propose  les 
mesures  qui  doivent  en  assurer  l'effet. 

Article  14. 

Le  Conseil  est  charg^  de  pr6parer  un  projet  de  Cour  permanente  de  justice 
internationale  et  de  le  soumettre  aux  Membres  de  la  Soci6t6.  Cette  Cour  con- 
naitra  de  tous  diff^rends  d'un  caract^re  international  que  les  Parties  lui  sou~ 
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mettront.    Elle  donnera  aussi  des  avis  consultatifs  sur  tout  difförend  ou  tout 
point,  dont  la  saisira  le  Conseil  ou  l'Assembl^e. 

Article  15. 

S'il  s'^l^ve  entre  les  Membres  de  la  Soci6t6  un  diffärend  susceptible 
d'entrainer  une  rupture  et  si  ce  difförend  n'est  pas  soumis  ä  l'arbitrage  prävu 
ä  l'article  13,  les  Membres  de  la  Sociötö  conviennent  de  le  porter  devant  le 
Conseil.  A  cet  effet,  il  suffit  que  Tun  d'eux  avise  de  ce  diff6rend  le  Secr^taire 
g^nöral,  qui  prend  toutes  dispositionsen  vue  d'une  enquete  et  d'un  examen  complets. 

Dans  le  plus  bref  d61ai,  les  Parties  doivent  lui  communiquer  l'exposö  de 
leur  cause  avec  tous  faits  pertinents  et  pi^ces  justificatives.  Le  Conseil  peut 
en  ordonner  la  publication  imm^diate. 

Le  Conseil  s'efforce  d'assurer  le  r^glement  du  difförend.  S'il  y  röussit. 
il  publie,  dans  la  mesure  qu'il  juge  utile,  un  expos6  relatant  les  faits  les 
explications  qu'ils  comportent  et  les  termes  de  ce  r^glement. 

Si  le  difförend  n'a  pu  se  regier,  le  Conseil  rödige  et  publie  un  rapport, 
votä  soit  ä  l'unanimit^,  soit  ä  la  majorit^  des  voix,  pour  faire  connaitre  les 
circonstances  du  diff6rend  et  les  Solutions  qu'il  recommande  comme  les  plus 
^quitabies  et  les  mieux  appropriöes  ä  l'espfece. 

Tout  Membre  de  la  Sociötö  repr6sent6  au  Conseil  peut  6galement  publier 
un  expos6  des  faits  du  difförend  et  ses  propres  conclusions. 

Si  le  rapport  du  Conseil  est  accept6  ä  l'unanimitä,  le  vote  des  Repr6- 
sentants  des  Parties  ne  comptant  pas  dans  le  calcul  de  cette  unanimit6,  les 
Membres  de  la  Soci6t6  s'engagent  ä  ne  recourir  ä  la  guerre  contre  aucune 
Partie  qui  se  conforme  aux  conclusions  du  rapport. 

Dans  le  cas  oü  le  Conseil  ne  röussit  pas  ä  faire  accepter  son  rapport 
par  tous  ses  membres  autres  que  les  Repr6sentants  de  toute  Partie  au  diff^rend, 
les  Membres  de  la  Soci6t6  se  r^servent  le  droit  d'agir  comme  ils  le  jugeront 
n6cessaire  pour  le  maintien  du  droit  et  de  la  justice. 

Si  l'une  des  Parties  pretend  et  si  le  Conseil  reconnait  que  le  diff^rend 
porte  sur  une  question  que  le  droit  international  laisse  ä  la  compötence  ex- 
clusive  de  cette  Partie,  le  Conseil  le  constatera  dans  un  rapport,  mais  sans  re- 
commander  aucune  Solution. 

Le  Conseil  peut,  dans  tous  les  cas  pr^vus  au  präsent  article.  porter  le 
difförend  devant  l'Assembl^e.  L'Assemblöe  devra  de  meme  etre  saisie  du 
difförend  ä  la  requete  de  l'une  des  Parties ;  cette  requete  devra  etre  prösent^e 
dans  les  quatorze  jours  ä 'dater  du  moment  oii  le  difförend  est  port6  devant 
le  Conseil. 

Dans  toute  affaire  soumise  ä  l'Assembl^e,  les  dispositions  du  präsent 
article  et  de  l'article  12  relatives  ä  l'action  et  aux  pouvoirs  du  Conseil, 
s'appliquent  6galement  ä  l'action  et  aux  pouvoirs  de  l'Assemblee.  II  est 
entendu  qu'un  rapport  fait  par  l'Assemblee  avec  l'approbation  des  Reprt5sen- 
tants  des  Membres  de  la  Soci6t6  reprösent^s  au  Conseil  et  dune  majorit^  des 
autres  Membres  de  la  Soci6t6,  ä  l'exclusion,  dans  chaque  cas,  des  Repr^sen- 
tants  des  Parties,  a  le  meme  effet  qu'un  rapport  du  Conseil  adopt6  ä  l'una- 
nimit6  des  ses  membres  autres  que  les  Repr6sentants  des  Parties. 

Article  16. 
Si  un  Membre  de  la  Soci6t(5  recourt  ä  la  guerre,  contrairement  aux 
engagements  pris  aux  articles  12,  13  ou  lö.  il  est  ipso  facto  considore  comme 
ayant  commis  un  acte  de  guerre  contre  tous  les  autres  Membres  de  la  Soci^t^. 
Ceux-ci  s'engagent  ä  rompre  imm6diatement  avec  lui  toutes  relations  c^mraer- 
ciales  ou  linauci(  res,  ä  interdire  tous  rapports  entre  leurs  nationaux  et  ceux 
de  l'J^jtat  en  rupture  de  pacte  et  ä  faire  cesser  toutes  Communications  tiiianciCres, 
commerciales  ou  personnelles  entre  les  nationaux  de  cet  Etat  et  ceux  de  tout 
autre  >]tat,  Membre  ou  non  de  la  Sociötc-. 
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En  ce  cas,  le  Conseil  a  le  devoir  de  recommander  aux  divers  Gouverne- 
ments int6ress6s  les  effectifs  militaires,  navals  et  a6riens  par  lesquels  les 
Membres  de  la  Soci6t6  contribueront  respectivement  aux  forces  arm6es  deslinöes 
ä  faire  respecter  les  engagements  de  la  Soci6t6. 

Les  Membres  de  la  Soci6t6  cnnviennent,  en  outre,  de  se  preter  Tun  k 
l'autre  un  mutuel  appui  dans  l'application  des  mesures  C'conomiques  et  finan- 
ci^res  ä  prendre  en  vertu  du  präsent  article  pour  r6duire  au  minimum  les 
pertes  et  les  inconvönients  qui  peuvent  en  rösulter.  Ils  se  prßtent  6galeraent 
un  mutuel  appui  puur  r^sister  ä  toute  mesure  speciale  dirig6e  contre  Tun  d'eux 
par  l'Etat  en  rupture  du  pacte.  Ils  prennent  les  dispositions  n6cessaires  pour 
faciliter  le  passage  k  travers  leur  territoire  des  forces  de  tout  Membre  de  la 
Soci6t6  qui  participe  k  une  action  commune  pour  faire  respecter  les  engage- 
ments  de  la  Sociötö. 

Peut  6tre  exclu  de  la  Soci6t6  tout  Membre  qui  s'est  rendu  coupable  de 
la  violation  d'un  des  engagements  r^sultant  du  Pacte.  L'exclusion  est  prononcöe 
par  le  vote  de  tous  les  autres  Membres  de  la  Soci6t6  repr6sent6s  au  Conseil. 

Artide  17. 

En  cas  de  diffärend  entre  deux  Etats,  dont  un  seulement  est  Membre  de 
la  Soci6t6  DU  dont  aucun  n'en  fait  partie,.  l'Etat  ou  les  Etats  6trangers  ä  la 
Soci6t6  sont  invitßs  k  se  soumettre  aux  obligations  qui  s'imposent  k  ses  Membres 
aux  fins  de  reglement  du  difförend,  au  conditions  estimi^es  justes  par  le  Conseil. 
Si  cette  invitation  est  accept^e,  les  dispositions  des  articles  12  et  16  s'appli- 
quent  sous  röserve  des  modifications  jugöes  nöcessaires  par  le  Conseil. 

Dös  l'envoi  de  cette  invitation,  le  Conseil  ouvre  une  enquete  sur  les 
circonstances  du  diff6rend  et  propose  teile  mesure  qui  lui  parait  la  meilleure 
et  la  plus  efficace  dans  le  cas  particulier. 

Si  TEiat  invitö,  refusant  d'accepter  les  obligations  de  Membre  de  la 
Soci6t6  aux  fins  de  reglement  du  diff6rend,  recourt  k  la  guerre  contre  un 
Membre  de  la  Soci6t6,  les  dispositions  de  Farticle  16  lui  sont  applicables. 

Si  les  deux  Parties  invitöes  refusent  d'accepter  les  obligations  de  Membres 
de  la  Soci6t6  aux  fins  de  reglement  du  difförend,  le  Conseil  peut  prendre  toutes 
mesures  et  faire  toutes  propositions  de  nature  k  prövenir  les  hostilit^s  et  ä 
amener  la  Solution  du  conflit. 

Article  18. 

Tout  traitö  ou  engagement  international  conclu  ä  l'avenir  par  un  Membre 
de  la  Sociötö  devra  etre  immödiatement  enregistr^  par  le  Secr6tariat  et  publik 
par  lui  aussitOt  que  possible.  Aucun  de  ces  traitös  ou  engagements  inter- 
nationaux  ne  sera  obligatoire  avant  d'avoir  €U  enregiströ. 

Article  19. 

L'Assembl^e  peut,  de  temps  k  autre,  inviter  les  Membres  de  la  Soci6t6 
k  proceder,  k  un  nouvel  examen  des  trait6s  devenues  inapplicables  ain&i  qu& 
des  situations  internationales,  dont  le  maintien  pourrait  mettre  en  p6ril  la  paix 
du  monde. 

Article  20. 

Les  Membres  de  la  Soci6t6  reconnaissent,  chacun  en  ce  qui  le  concerne, 
que  le  präsent  Pacte  abroge  toutes  obligations  ou  ententes  inter  se  incompa- 
tibles  avec  ses  termes  et  s'engagent  solennellement  k  n'en  pas  contracter  ä 
l'avenir  de  semblables. 

Si  avant  son  entr^e  dans  la  Soci^t^,  un  Membre  a  assumö  des  obligations 
incompatibles  avec  les  termes  du  Pacte,  il  doit  prendre  des  mesures  imm^diates 
pour  se  d6gager  de  ces  obligations. 

Article  21. 

Les  engagements  internationaux,  tels  que  les  traitös  d'arbitrage,  et  les 
ententes  regionales,   comme  la  doctrine  de  Monroe,   qui  assurent  le  maintien 
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de  la  paix,  ne  sont  consid6r6s  comme  incompatibles  avec  aucune  des  dispositions 
du  präsent  Pacte. 

Article  22. 
Les  principes  suivants  s'appliquent  aux  colonies  et  territoi/es  qui.  ä  la 
suite  de  la  guerre,  ont  cess6  d'etre  sous  la  souverainet^  des  Etats  qui  les 
gouvernaient  pr6c6demment  et  qui  sont  habit^s  par  des  peuples  non  encore 
cap.ables  de  se  diriger  eux-memes  dans  les  conditions  particuli^rement  difficiles 
du  monde  moderne.  Le  bien-etre  et  le  döveloppement  de  ces  peuples  forment 
une  mission  sacr6e  de  civilisation,  et  il  convient  d'incorporer  dans  le  präsent 
Pacte  des  garanties  pour  raccomplissement  de  cette  mission. 

La  meilleure  möthode  de  r6aliser  pratiquement  ce  principe  est  de  confier 
la  tutelle  de  ces  peuples  aux  nations  döveloppöes  qui,  en  raison  de  leurs 
ressources,  de  leur  expörience  ou  de  leur  position  g6ographique,  sont  le 
mieux  ä  meme  d'assumer  cette  responsabilit6  et  qui  consenteut  ä  l'accepter : 
elles  exerceraient  cette  tutelle  en  qualit6  de  mandataires  et  au  nom  de  la 
Soci6t6. 

Le  caractfere  du  mandat  doit  diff6rer  suivant  le  degr6  de  döveloppe- 
ment  du  peuple,  la  Situation  göographique  du  territoire,  ses  conditions  6co- 
nomiques  et  toutes  autres  circonstances  analogues. 

Certaines  communautös,  qui  appartenaient  autrefois  ä  l'Empire  ottoman, 
ont  atteint  un  degr6  de  döveloppement  tel  que  leur  existence  comme  nations 
indöpendantes  peut  etre  reconnue  provisoirement.  ä  la  condition  que  les  eonseils 
et  l'aide  d'un  Mandataire  guident  leur  administration  jusqu'au  momtnt  oü  elles 
seront  capables  de  se  conduiie  seules.  Les  voeux  de  ces  communautös  doivent 
etre  pris  d'abord  en  consid^ration  pour  le  choix  du  Mandataire. 

Le  degr6  de  döveloppement  oü  se  trquvent  d'autres  peuples,  spöcialement 
ceux  de  l'Afrique  centrale,  exige  que  le  Mandataire  y  assume  l'administration 
du  territoire  ä  des  conditions  qui,  avec  la  prohibition  d'abus,  tels  que  la  traite 
des  esclaves,  le  trafic  des  armes  et  celui  de  Talcool,  garantiront  la  libertö  de 
conscience  et  de  religion,  sans  autres  limitations  que  ceiles  que  peut  imposer 
le  maintien  de  l'ordre  public  et  des  bonnes  moeurs,  et  l'interdiction  d'tStablir 
des  fortifications  ou  des  bases  militaires  ou  navales  et  de  donner  aux  indigenes 
une  Instruction  militaire,  si  ce  n'est  pour  la  police  ou  la  defense  du  territoire 
et  qui  assureront  ^galement  aux  autres  Membres  de  la  Soci6l6  des  conditions 
d'^galitö  pour  les  6changes  et  le  commerce. 

Enfin  il  y  a  des  ttrritoires,  tels  que  le  Sud-Ouest  africain  et  certaines 
lies  du  Pacifique  austral,  qui,  par  suite  de  la  faible  density  de  leur  population, 
de  leur  superficie  restreinte,  de  leur  61oignement  des  centres  de  civilisation, 
de  leur  contiguit^  göographique  au  territoire  du  Mandataire.  ou  d'autres  circon- 
stances, ne  sauraient  etre  mieux  administr^s  que  sous  les  lois  du  Mandataire, 
comme  une  partie  intögrante  de  son  territoire,  sous  r6serve  des  garanties  pr6vues 
plus  haut  dans  l'inl^ict  de  la  population  indig^ne. 

Dans  tous  les  cas  le  Mandataire  doit  envoyer  au  Conseil  un  rapport 
annuel  conceri  ant  les  territoires  dont  il  a  la  charge. 

Si  le  degr6  d'autoritö.  de  controle  ou  d'administration  ä  exercer  par  le 
Mandataire  n'a  pas  fait  l'objet  d'une  Convention  ant^rieure  entre  les  Membres 
de  la  Social  6,  il  sera  expresb6ment  Statut  sur  ces  points  par  le  Conseil. 

Une  Commission  permanente  sera  charg^e  de  recevoir  et  d'examiner  les 
rapports  annuels  des  Mandataires  et  de  donner  au  Conseil  son  avis  sur  toutes 
questions  relatives  ä  l'ex^cution  des  mandats. 

Article  23. 
Sous  la  r^serve,  et  en  conformit^  des  dispositions  des  Conventions  inter- 
nationales actuellement  existantes  ou   qui  seront  ultc^rieurement  conclues,  les 
Membres  de  la  Soci6l(5 : 

17* 
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a)  s'efforceront  d'assurer  et  de  maintenir  des  conditions  de  travail  ^qui- 
tables  et  humaines  pour  l'homme,  la  femme  et  l'enfant  sur  leurs  propres 
territoires,  ainsi  que  dans  tous  pays  auxquels  s'6tendent  leurs  relations  de 
commerce  et  d'industrie,  et,  dans  ce  but,  d'dtablir  et  d'entretenir  les  organi- 
sations  internationales  n^cessaires ; 

b)  s'engagent  ä  assiirer  le  traitement  (^quitable  des  populations  indigünes 
dans  les  territoires  soumis  ä  leur  administration ; 

c)  chargent  la  Soci6t6  du  controle  g6neral  des  accords  relatifs  ä  la  traite 
des  femmes  et  des  enfants,  du  trafic  de  l'opium  et  autres  drogues  nuisibles ; 

d)  chargent  la  Soci6t6  du  controle  g6n6ral  du  commerce  des  armes  et 
des  munitions  avec  les  pays  oü  le  controle  de  ce  commerce  est  indispensable 
ä  rint6ret  commun ; 

e)  prendront  les  dispositions  nßcessaires  pour  assurer  la  garantie  et  le 
maintien  de  la  libert^  des  Communications  et  du  transit,  ainsi  qu'un  6quitable 
traitement  du  commerce  de  tous  les  Membres  de  la  Soci6t6,  ötant  entendu 
que  les  nöcessites  speciales  des  rögions  d(5vast6es  pendant  la  guerre  1914/18 
devront  etre  prises  en  consid6ration ; 

f)  s'efforceront  de  prendre  des  mesures  d'ordre  international  pour  pr6- 
venir  et  combattre  les  maladies. 

Article  24. 

Tous  les  bureaux  internationaux  ant6rieurement  ötablis  par  trait^s 
collectifs  seront,  sous  r6serve  de  l'assentiment  des  parties,  plac^s  sous  l'autorit^ 
de  la  Soci6t6.  Tous  autres  bureaux  internationaux  et  toutes  Commissions 
pour  le  ri^glement  des  affaires  d'int^ret  international  qui  seront  cr66s  ult^ri- 
eurement  seront  plac6s  sous  l'autoritä  de  la  Soci6t6. 

Pour  toutes  questions  d'int6ret  international  r(5gl6es  par  des  Conventions 
g^nörales,  mais  non  soumises  au  contrule  de  Commissions  ou  de  bureaux 
internationaux,  le  Secrötariat  de  la  Sociötä  devra,  si  les  Parties  le  deman- 
dent  et  si  le  Conseil  y  consent,  r6unir  et  distribuer  toutes  informations  utiles 
et  preter  toute  l'assistance  nöcessaire  ou  d6sirable. 

Le  Conseil  peut  döcider  de  faire  rentrer  dans  les  döpenses  du  Secrötariat 
Celles  de  tout  bureau  ou  Commission  plac6  sous  l'autoritö  de  la  Soci6t6. 

Article  25. 

Les  Membres  de  la  Soci6t6  s'engagent  ä  encourager  et  favoriser  l'ötab- 
lissement  et  la  Cooperation  des  organisations  volontaires  nationales  de  la 
Croix-Rouge,  düment  autoris6es,  qui  ont  pour  objet  l'am^lioration  de  la  sante, 
la  defense  präventive  contre  la  maladie  et  l'adoucissement  de  la  souffrance 
dans  le  monde. 

Article  26. 

Les  amendements  au  präsent  Pacte  entreront  en  vigueur  des  leur  rati- 
fication  par  les  Membres  de  la  Soci6t6,  dont  les  Repr^sentants  composent  le 
Conseil,  et  par  la  majorit6  de  ceux,  dont  les  Representants  forment  TAssemblöe. 

Tout  Membre  de  la  Soci6t6  est  libre  de  ne  pas  accepter  les  amendements 
apport6s  au  Pacte,  auquel  cas  il  cesse  de  faire  Partie  de  la  Soci6t6. 

Annexe. 
1.  Membres  originaires  de  la  Soci6t6  des  Nations. 
Etats-Ünis  d'Am^rique.  Afrique  du  Sud. 

Belgique.  Nouvelle-Z61ande. 

Bolivie.  Inde. 

Brasil.  Chine. 

Empire  Britannique.  Cuba 

Canada.  Equateur. 

Australie.  France. 
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Hedjaz. 

P6rou. 

Honduras. 

Pologne. 

Italie. 

Portugal. 

Japon. 

Roumanie. 

Liberia. 

Etat  Serbe-Croate-Slovfene. 

Nicaragua. 

Siam. 

Panama. 

Tchöco-Slovaquie. 

Grece. 

Uruguay. 

Guatemala. 

Haiti. 

Etats 

invitös  ä 

acc6der  au  Pacte. 

Argentine. 

Pays-Bas. 

Chili. 

Perse. 

Colombie. 

Salvador. 

Danemark. 

Sufede. 

Espagne. 

Suisse. 

Norv^ge. 

V6n6zu6la. 

Paraguay. 

II.  Premier  Secr^taire 

G6n6ral  de  la  Soci^tö  des  Nations. 

L'Honorable  S 

ir  James 

Eric 

Drummond,  K.  C.  M.  G.,  C.  B, 

Partie  II. 
Froiitieres  d'Autriche. 

Article  27. 

Les  frontiöres  de  l'Autriche  seront  fix^es  comme  il  suit  (voir  la  carte 
annex6e)  : 

10  Avec  la  Suisse  et  avec  Liechtenstein: 

la  frontifere  actuelle. 

2»  Avec  1' Italie: 

De  la  cote  2645  (Gruben  J.)  vers  l'Est  et  jusqu'ä  la  cote  2915  (Klopaier 
Spitze) : 

une  ligne  ä  döterminer  sur  le  terrain  passant  par  la  cote  1483  sur  la 
route  de  Reschen  ä  Nauders; 

de  lä.  vers  l'Est  et  jusqu'au  sommet  du  Dreiherrnspitze  (cote  3505): 

la  ligne  de  partage  des  eaux  entre  les  bassins  de  l'Inn  au  Nord  et  de 
l'Adige  au  Sud; 

de  lä,  d'une  maniere  g^n^rale,  vers  le  Sud-Sud-Est  et  jusqu'ä  la  cote 
2545  (Marchkinkele) : 

la  ligne  de  partage  des  eaux  entre  les  bassins  de  la  Drave  ä  l'Est  et 
de  l'Adige  ä  l'Ouest; 

de  lä,  vers  le  Sud-Est  et  jusqu'ä  la  cote  2483  (Helmspitze): 

une  ligne  ä  d^terminer  sur  le  terrain  traversant  la  Drave  entre  les 
localit6s  de  Winnbach  et  Arnbach; 

de  lä,  vers  l'Est-Sud-Est  et  jusqu'ä  la  cote  2050  (Osternig),  ä  9  kilo- 
mötres  environ  au  Nord-Ouest  de  Tarvis: 

la  ligne  de  partage  des  eaux  entre:  d'une  part,  le  bassin  de  la  Drave 
au  Nord,  et,  d'autre  part,  successivement,  les  bassins  du  Sextenbach,  de  la 
Piave  et  du  Tagliamento ; 

de  lä,  vers  l'Est-Sud-Est  et  jusqu'ä  la  cote  1492  (2  kilom^tres  environ 
Ouest  de  Thörl): 

la  ligne  de  partage  des  eaux  entre  la  riviäre  Gail  au  Nord  et  la  rivi^re 
Gailitz  au  Sud; 

de  lä,  vers  l'Est  et  jusqu'ä  la  cote  1509  (Pec): 
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une  ligne  k  d^terminer  sur  le  terrain  coupant  la  Gailitz  au  Sud  de  la 
ville  et  de  la  gare  de  Tbürl  et  passant  par  la  cote  1270  (Cabin  Berg); 

3<^  Au  Sud.  puls  avec  la  r6gion  de  Klagenfurt,  sous  r6serve  des  dis- 
positions   de  la  Section  II  de  la  Partie  III  (Clauses  politiques   europöennes) : 

du  Pec  vers  l'Est  jusqu'ä  la  cote  1.S17  (Malestiger;: 

la  ligne  de  crete  de  Karawanken : 

de  la  cote  1817  (Malestiger)  et  vers  le  Nord-Est  jusqu'ä  la  Drave  en 
un  point  situ6  ä  un  kilometre  environ  au  Sud-Est  du  pont  du  chemin  de  fer 
sur  la  branche  Est  de  la  boucle  que  forme  cette  riviere  ä  six  kilometres 
environ  k  lEst  de  Villach; 

une  ligne  k  döterminer  sur  le  terrain  coupant  le  chemin  de  fer  entre 
Malestig  et  Faak  et  passant  par  la  cote  666  (Polana); 

de  lä,  vers  le  Sud-Est  et  jusqu'ä  un  point  ä  environ  deux  kilometres 
en  amont  de  St.  Martin: 

le  cours  de  la  Drave; 

de  lä,  vers  le  Nord  jusqu'ä  la  cote  871,  ä  environ  dix  kilometres  Est- 
Nord-Est  de  Villach: 

une  ligne  de  direction  approximative  Sud-Nord  ä  döterminer  sur  le 
terrain ; 

de  lä,  vers  l'Est-Nord-Est,  jusqu'ä  un  point  de  la  limite  administrative 
entre  les  districts  de  St.  Veit  et  de  Klagenfurt  ä  choisir  pr^s  de  la  cote  725, 
ä  10  kilometres  environ  au  Nord-Ouest  de  Klagenfurt: 

une  ligne  ä  d^terminer  sur  le  terrain  passant  par  les  cotes  1069  (Tauben- 
bühel), 1045  (Gallinberg),  815  (Freudenberg); 

de  lä,  vers  l'Est  jusqu'ä  un  point  ä  choisir  sur  le  terrain  ä  l'Ouest  de 
la  cote  1075  (Steinbruchkogel) : 

la  limite  administrative  entre  les  districts  de  St.  Veit  et  de  Klagenfurt; 

de  lä,  vers  le  Nord-Est  et  jusqu'ä  la  Gurk  au  point  oü  la  limite  admini- 
strative du  district  de  Völkermarkt  s'^carte  de  cette  riviere: 

une  ligne  ä  döterminer  sur  le  terrain  passant  par  la  cote  1076; 

de  lä,  vers  le  Nord-Est  et  jusqu'ä  la  cote  1899  (Speikkogel) : 

la  limite  administrative  entre  les  districts  de  St.  Veit  et  de  Völkermarkt; 

de  lä,  vers  le  Sud-Est  et  jusqu'ä  la  cote  842  (1  kilometre  Ouest  de 
Kasparstein) : 

la  limite  administrative  Nord-Est  du  district  de  Völkermarkt; 

de  lä,  vers  l'Est  et  jusqu'ä  la  cote  1522  (Hiihnerkogel) : 

une  ligne  ä  döterminer   sur  le  terrain  passant   au  Nord   de  Lavamünd. 

40  Avec  l'Etat  serbe-croate-slovene,  sous  röserve  des  dispositions  de  la 
Section  II  de  la  Partie  III  (Clauses  politiques  europ6ennes) : 

de  la  cote  1522  (Hiihnerkogel)  et  vers  l'Est  jusqu'ä  la  cote  917 
(St.  Lorenzen): 

une  ligne  ä  d^terminer  sur  le  terrain  passant  par  la  cote  1330; 

de  lä,  vers  l'Est  et  jusqu'ä  son  point  de  rencontre  avec  la  limite  admini- 
strative entre  les  districts  de  Marburg  et  de  Leibnitz: 

la  ligne  de  partage  des  eaux  entre  les  bassins  de  la  Drave  au  Sud  et 
de  la  Saggau  au  Nord ; 

de  lä,  vers  le  Nord-Est  et  jusqu'au  point  oü  la  limite  administrative 
entre  les  districts  de  Marburg  et  de  Leibnitz  rencontre  la  Mur: 

cette  limite  administrative; 

de  lä,  jusqu'ä  son  point  de  rencontre  avec  l'ancienne  frontiere  de  1867, 
entre  l'Autriche  et  la  Hongrie,  ä  5  kilometres  environ  au  Sud-Est  de  Radkers- 
burg: 

le  cours  principal  de  la  Mur,  vers  l'aval; 

de  lä,  vers  le  Nord  et  jusqu'ä  un  point  ä  determiner  ä  l'Est  de  la 
cote  400  situ6e  ä  environ  16  kilometres  au  Nord  de  Radkersburg: 
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l'ancienne  frontifere  de  1867  entre  1' Antriebe  et  la  Hongrie; 

de  lä,  vers  le  Nord-Est  et  jusqu'ä  un  point  ä  döterminer  sur  la  ligne 
^e  partage  des  eaux  entre  les  bassins  de  la  Raab  et  de  la  Mur  ä  environ 
2  kilometres  ä  l'Est  de  Toka,  ce  point  6tant^  le  point  commun  aux  trois 
frontitires  de  l'Autriche,  de  la  Hongrie  et  de  l'Etat  serbe-croate-slovene: 

une   ligne   k   d(5terminer   sur   le   terrain,   passant   entre  les  villages   de 
Sonisfalva  et  de  Gedöudvär. 
•  .0"  Avec  la  Hongrie: 

du  point  ci-dessus  d^fini  vers  le  Nord-Est  et  jusqu'ä  la  cote  353  ä 
-environ  6  kilomfetres  au  Nord-Nord-Est  de  Szentgotthürd: 

une  ligne  ä  determiner  sur  le  terrain  passant  par  la  cote  353  (Jankeberg), 
puis  ä  rOuest  de  la  route  Radkersburg-Szentgotthärd  et  ä  l'Est  des  villages 
de  Nagyfalva,  N6metlak  et  de  Räbakeresztur ; 

de  lä,  dans  une  direction  gön^rale  Nord-Est  et  jusqu'ä  la  cote  234  ä 
environ  7  kilomfetres  au  Nord-Nord-Est  de  Pinkamindszent : 

iine  ligne  ä  determiner  sur  le  terrain  passant  par  la  cote  322  (Hoch- 
kogel),  puis  au  Sud  des  villages  de  Zsamand,  Nömetbükkös,  Karäcsfa  et  entre 
Nagysdroslak  et  Pinkamindszent; 

de  lä,  vers  le  Nord  et  jusqu'ä  la  cote  883  (Irott  Kö)  ä  environ  9  kilo- 
metres au  Sud-Quest  de  Köszeg: 

une  ligne  ä  dßterminer  sur  le  terrain  passant  par  les  cotes  241,  260, 
^73,  puis  ä  l'Est  de  Nagynarda  et  de  Rohoncz  et  ä  l'Ouest  de  Dozmat  et 
de  Butsching ; 

de  lä,  vers  le  Nord-Est  et  jusqu'ä  la  cote  265  (Kamenje)  ä  environ 
2  kilometres  au  Sud-Est  de  Nikitsch: 

une  ligne  ä  determiner  sur  le  terrain  passant  au  Sud-Est  de  Liebing, 
Olraod  et  de  Locsmänd  et  au  Nord-Ouest  de  Köszeg  et  de  la  route  allant 
de  cette  derniöre  localite  ä  Salamonfa; 

de  lä,  vers  le  Nord  et  jusqu'ä  un  point  ä  choisir  sur  la  rive  meridionale 
de  Neusiedler  See  entre  Holling  et  Hidegsög: 

une  ligne  ä  determiner  sur  le  terrain  passant  ä  l'Est  de  Nikitsch  et  de 
Zinkendorf  et  ä  l'Ouest  de  Küvesd  et  de  Nemetpereszteg ; 

de  lä,  vers  l'Est  et  jusqu'ä  la  cote  115  situöe  ä  environ  8  kilometres 
au  Sud-Ouest  de  Saint- Johann : 

une  ligne  ä  determiner  sur  le  terrain  traversant  le  Neusiedler  See,  passant 
au  Sud  de  l'ile  sur  laquelle  se  trouve  la  cote  117,  laissant  en  Hongrie  la 
ligne  de  chemin  de  fer  secondaire  allant  vers  le  Nord-Ouest  en  partant  de 
la  Station  de  Mexiko  ainsi  qua  tout  le  canal  d'Eiuser,  et  passant  au  Sud  de 
Pamhagen  ; 

de  lä,  vers  le  Nord  et  jusqu'ä  un  point  ä  choisir  ä  environ  1  kilomi^tre 
^  l'Ouest  de  Antonienhof  (Est  de  Kittsee),  ,ce  point  etant  commun  aux  trois 
frontiercs  d'Autricbe,    de   Hongrie  et  de  l'Etat  Tcheco-Slovaque : 

une  ligne  ä  determiner  sur  le  terrain  laissant  enticrement  en  territoire 
hongrois  la  ligne  de  chemin  de  fer  Csorna-Karlburg  et  passant  ä  l'Ouest  de 
Wüst-Sommerein  et  de  Kr.  Jahrndorf  et  ä  l'Est  de  Andau,  Nickelsdorf,  D. 
Jahrndorf  et  Kittsee. 

6*^  Avec  r l'Etat  Tcheco-Slovaque: 

du  point  ci-dessus  defini  et  jusqu'au  coude  de  l'ancienne  frontiöre  de 
1867  entre  l'Autriche  et  la  Hongrie  ä  environ  2  kilometres  500  au  Nord-Est 
-de  Berg : 

une  ligne  ä  determiner  sur  le  terrain  coupant  la  route  de  Kittsee  ä 
Presbourg  (Preßburg)  ä  environ  2  kilometres  au  Nord  de  Kittsee; 

de  lä,  vers  le  Nord  et  jusqu'ä  un  point  ä  choisir  sur  le  chonal  de  navi- 
gation  principal  du  Danube  ä  4  kilomötres  500  environ  en  amont  du  pont 
de  Presbourg ; 
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une  ligne  ä  d6terminer  sur  le  terrain  suivant  autant  que  possible 
l'ancienne  frontifere  de  1867  entre  l'Autriche  et  la  Hongrie; 

de  lä,  vers  l'Ouest  et  jusqu'au  confluent  de  la  Morava  (March)  avec  le 
Danube : 

le  chenal  de  navigation  principal  du  Danube; 

de  lä,  vers  l'amont  le  cours  de  la  Morava  puis  celui  de  la  Thaya  jusqu'en 
un  point  ä  choisir  ä  environ  2  kilomötres  au  Sud-Est  du  point  oü  la  route 
de  Rabensburg  ä  Themenau  traverse  la  voie  ferr6e  Rabensburg-Lundenburg ; 

de  lä,  vers  l'Ouest-Nord-Ouest  et  jusqu'en  un  point  de  l'ancienne  limite 
administrative  entre  la  Basse-Autriche  et  la  Moravie  situe  ä  environ  400  m^tres 
au  Sud  du  point  oü  eile  coupe  la  voie  terrae  Nikolsburg-Feldsberg : 

une  ligne  ä  d^terminer  sur  le  terrain  passant  par  les  cotes  187  (Dlou- 
hyvrh),  221  (Rosenbergen),  223  (Wolfsberg),  291  (Raistenberg),  249  et  279 
(Kallerhaide); 

de  lä,  vers  l'Ouest-Nord-Ouest  cette  limite  administrative ; 

puis  vers  l'Ouest  et  jusqu'en  un  point  ä  choisir  ä  environ  3  kilom^tres 
ä  l'Est  de  la  localit6  de  Franzensthal : 

l'ancienne  limite  entre  la  Basse-Autriche  et  la  Boheme ; 

de  lä,  vers  le  Sud  et  jusqu'ä  la  cote  498  (Gelsenberg)  ä  5  kilom^tres 
environ  au  Nord-Nord-Ouest  de  Gmünd : 

une  ligne  ä  döterminer  sur  le  terrain  passant  ä  l'Est  de  la  route  de 
Rottenschachen  ä  Zuggers,  et  par  dans  les  cotes  537  et  522  (G.  Nagel  B.); 

de  lä,  vers  le  Sud  puis  vers  lOuest-Nord-Ouest  et  jusqu'ä  l'ancienne 
limite  administrative  entre  la  Basse-Autriche  et  la  Boheme  en  un  point  situ6 
ä  200  m^tres  environ  au  Nord-Est  du  point  oü  eile  coupe  la  route  de  Gratzen 
ä  Weitra : 

une  ligne  ä  döterminer  sur  le  terrain  passant  entre  Zuggers  et  Breiten- 
see, puis  par  le  point  extreme  Sud-Est  du  pont  du  chemin  de  fer  sur  la 
Lainsitz,  laissant  ä  l'Autriche  la  ville  de  Gmünd  et  ä  l'Etat  tch^co-slovaque 
la  gare  et  les  ateliers  du  chemin  de  fer  de  Gmünd  (Wolfshof)  et  la  bifurcation 
des  voies  ferr^es  Gmünd-Budweis  et  Gmünd-Wittingau,  puis  passant  par  les 
cotes  524  (Grundbühel),  577  (Nord  d'Hohenberg)  et  681  (Lagerberg); 

de  lä,  vers  le  Sud-Ouest,  cette  limite  administrative ; 

puis,  vers  le  Nord-Ouest,  l'ancienne  limite  administrative  entre  la  Bo- 
heme et  la  Haute-Autriche  jusqu'ä  sa  rencontre  avec  la  fronti^re  d'AUemagne. 

7*^  Avec  l'Allemagne: 

la  fronti^re  au  3  aont  1914. 

Article  28. 

Les  fronti^res  döcrites  par  le  präsent  Trait6  sont  tracöes,  pour  leurs 
parties  d6finies,  sur  une  carte  1/1,000,000"  annex^e  au  präsent  Trait6.  En  cas 
de  divergences  entre  le  texte  et  la  carte,  c'est  le  texte  qui  fera  foi. 

Article  29. 

Des  Commissions  de  d^limitation,  dont  la  composition  est  fixöe  par  le 
präsent  Trait6  ou  sera  fixöe  par  un  Trait^  entre  les'  Principales  Puissances 
alliäes  et  associöes  et  les  ou  Tun  quelconque  des  Etats  int6ress6s,  auront  £t 
tracer  ces  frontiöres  sur  le  terrain. 

EUes  auront  tout  pouvoir,  non  seulement  pour  la  dötermination  des- 
fractions  d6finies  sous  le  nom  de  „ligne  ä  d6terminer  sur  le  terrain",  mais 
encore  si  un  des  Etats  intöressäs  en  fait  la  demande,  et  si  la  Commission  en 
approuve  l'opportunit^  pour  la  revision  des  fractions  d^finies  par  des  limites 
administratives  (sauf  pour  les  frontieres  internationales  existant  en  aoüt  1914,. 
oü  le  röle  des  Commissions  se  bornera  au  r6colement  des  poteaux  ou  des 
bornes).  Elles  s'efforceront,  dans  ces  deux  cas,  de  suivre  au  plus  pres  les 
d6finitions  donnöes  dans  les  Trait^s,  en  tenant  compte  autant  que  possible 
des  limites  administratives  et  des  int^rets  ^conomiques  locaux. 
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Les  d^cisions  des  Commissions  seront  prises  ä  la  majorit^  des  voix  et 
seront  obligatoires  pour  les  parties  int6ress6es. 

Les  döpenses  des  Commissions  de  d^limitation  seront  supportöes  par 
parties  Egales  par  les  deux  Etats  int6ress6s. 

Article  30. 

En  ce  qui  concerne  les  frontieres  d^finies  par  un  cours  d'eau.  les  termes 
^cours"  ou  jChenal"  employ^s  dans  les  descriptions  du  pr6sent  Trait6  signifient: 
d'une  part,  pour  les  fleuves  non  navigables,  la  ligne  mediane  du  cours  d'eau 
ou  de  son  bras  principal,  et  d'autre  part,  pour  les  fleuves  navigables,  la 
ligne  mediane  du  chenal  de  navigation  principal.  Toutefois,  il  appartiendra 
aux  Commissions  de  dölimitation,  prövues  par  le  präsent  Trait^,  de  sp^cifier 
si  la  ligne  frontiere  suivra,  dans  ses  d^placements  öventuels,  le  cours  ou  le 
chenal  ainsi  döfini,  ou  si  eile  sera  d6termin6e  d'une  maniere  definitive  par  la 
Position  du  cours  ou  du  chenal,  au  moment  de  la  mise  en  vigueur  du  präsent 
T-^aite.  ^^^j^j^  31 

Les  divers  Etats  intäressös  s'engagent  ä  fournir  aux  Commissions  tous 
documents  n^cessaires  ä  leurs  travaux.  notamment  des  copies  authentiques 
des  procös-verbaux  de  d6limitation  des  frontieres  actuelles  ou  anciennes.  toutes 
les  cartes  ä  grande  Schelle  existantes,  les  donn^es  g<§od6siques,  les  lev6s 
ex^cut^s  et  non  publi^s,  les  renseignements  sur  les  divagations  des  cours 
d'eau  frontieres. 

Ils  s'engagent,  en  outre.  ä  prescrire  aux  autorit^s  locales  de  communi- 
quer  aux  Commissions  tous  documents,  notamment  les  plans,  cadastres  et 
livres  fonciers,  et  de  leur  fournir  sur  leur  demande  tous  renseignements  sur 
la  propri6t6,    les  courants  äconomiques  et  autres  informations  n^cessaires. 

Article  32. 

Les  divers  Etats  intöress^s  s'engagent  ä  preter  assistance  aux  Com- 
missions de  deiimitation.  soit  directement,  soit  par  l'entremise  des  autorit^s 
locales,  pour  tout  ce  qui  concerne  le  transport,  le  logement.  la  main-d'cpuvre, 
les  mat^riaux  (poteaux,  bornes)  nöcessaires  ä  l'accomplissement  de  la  mission. 

Article  33. 

Les  divers  Etats  int6ress6s  s'engagent  ä  faire  respecter  les  repöres 
trigonomötriques,  signaux,  poteaux  ou  bornes  frontieres  plac6s  par  la  Com- 
mission. 

Article  34. 

Les  bornes  seront  plac^es  ä  distance  de  vue  l'une  de  l'autre;  elles  seront 
num6rot6es  et  leur  emplacement  et  leur  num^ro  seront  port^s  sur  un  document 
cartographiquö. 

Article  3.t. 

Les  proc^s-verbaux  d^finitifs  de  dölimitation,  les  cartes  et  documents 
annex6s  seront  6tablis  en  triple  original  dont  deux  seront  transmis  aux  Gou- 
vernements des  Etats  limitrophes,  et  le  troisieme  sera  transmis  au  Gouverne- 
ment de  la  R6publique  fran^aise,  qui  en  delivrera  des  expöditions  authentiques 
aux  Puissances  signataires  du  präsent  Traite. 

Partie  IIL 
Clanses  Politiques  Europöeimos. 

Section  I. 

Italie. 

Article  36. 

L'Autriche  renonce,  en  ce  qui  la  concerne.   en  faveur  de  l'Italie  i  tous 

droits   et  titres  sur  les  territoires  de  l'ancienne  Monarchie  austro-hongroise. 
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situ6s  au  delä  des  frontieres  de  l'Autriche  telles  qu'elles  sont  fixees  i  Tarticle 
27-2"  de  la  Partie  II  (Frontieres  de  rAutriche)  et  compris  entre  ces  frontieres, 
l'ancienae  frontitre  austro-honf,'roise  avec  Tltalie.  la  mer  Adriatique  et  la 
frontiere  Orientale  de  l'ltalie  teile  qu'elle  sera  ult6rieurement  üx6e. 

L'Autriche  renonce  6galement,  en  ce  qui  la  concerne,  en  faveur  de 
ritalie,  ä  tous  droits  et  titres  sur  les  autres  territoires  de  l'ancienne  Mon- 
archie austro-hont^roise  reconnus  comme  faisant  partie  de  l'ltalie  par  tous 
Trait6s  conclus  en  vue  de  rögler  les  affaires  actuelles. 

üne  commission  compos6e  de  cinq  membres,  dont  un  sera  nommö  par 
l'ltalie,  trois  par  les  autres  Principales  Puissances  alli(5es  et  associ6es  et  un 
par  l'Autriche,  sera  constitu6e  dans  les  quinze  Jours  qui  suivrout  la  mise  en 
vigaeur  du  präsent  Traite,  pour  fixer  sur  place  la  ligne  frontiere  entre  l'ltalie 
et  l'Autriche. 

Les  decisions  de  la  Commission  seront  prises  k  la  majorit6  des  voix  et 
seront  obligatoires  pour  les  parties  int6ress(5es. 

Article  37. 

Par  dörogation  ä  l'article  269  de  la  Partie  X  iClauses  ^conomiques), 
les  personnes  ayant  leur  r6sidence  habituelle  dans  les  territoires  de  l'ancienne 
Monarchie  austro-hongroise  transförös  ä  l'ltalie,  et  qui  pendaht  la  guerre  se 
sont  trouvees  hors  des  territoires  de  l'ancienne  Monarchie  austro-hongroise 
ou  bien  avaient  6t6  emprisonn^es,  internöes  ou  6vacu6es,  jouiront  integrale- 
ment  des  dispositions  prcSvues  aux  articles  252  et  253,  Partie  X  (Clauses 
^conomiques). 

Article  38. 

Une  Convention  speciale  fixera  les  conditions  du  remboursement,  en 
monnaie  autrichienne,  des  döpenses  exceptionnelles  de  guerre  avanc^es  au 
cours  de  la  guerre  par  les  territoires  de  l'ancienne  Monarchie  austro-hongroise 
trausf6r6s  ä  l'ltalie  ou  par  les  collectivit6s  publiques  desdits  territoires  pour 
le  compte  de  ladite  Monarchie  en  vertu  de  sa  lögislation,  telles  que :  allocations 
aux  familles  des  mobilisös,  röquisitions,  logement  de  troupes,  secours  aux 
6vacu6s. 

II  sera  tenu  compte  ä  l'Autriche,  dans  la  fixation  de  ces  sommes,  de 
la  part  pour  laquelle  lesdits  territoires  auraient,  vis-ä-vis  de  l'Autriche-Hongrie, 
contribuö,  d'apres  la  proportion  dans  laquelle  les  revenus  de  ces  territoires 
en  1913  contribuaient  aux  revenus  de  l'ancienne  Monarchie  austro-hongroise. 

Article  39. 
L'Etat  Italien   percevra  pour   son   propre  compte  les  impots,    droits  et 
taxes  de  toute  nature,  exigibles  sur  les  territoires  transf6r6s  ä  l'ltalie  et  non 
recouvr6s  ä  la  date  du  3  novembre  1918. 

Article  40. 

Aucune  somme  ne  sera  due  par  l'ltalie  du  chef  de  son  entr^e  en  possession 
du  „Palazzo  Venezia"  ä  Rome. 

Article  41. 

Sous  röserve  des  dispositions  de  l'article  208  de  la  Partie  IX  (Clauses 
iinancieres)  relatives  ä  l'acquisition  et  au  payement  des  biens  et  propri^ötäs 
d'Etat,  le  Gouvernement  italien  est  subrogö  dans  tous  les  droits  que  l'Etat 
autrichien  avait  sur  toutes  les  lignes  des  chemins  de  fer  g6r6es  par  ladmi- 
nistration  des  chemins  de  fer  dudit  Etat,  et  actuellement  en  exploitation  ou 
en  construction,   existant  sur  les  territoires  transförös  ä  l'ltalie. 

II  en  sera  de  meme  en  ce  qui  concerne  les  droits  de  l'ancienne  Monar- 
chie austro-hongroise  sur  les  concessions  de  chemins  de  fer  et  de  tramways 
situ^s  sur  les  territoires  susdits. 

Les  gares  frontiöres  seront  fixöes  par  un  accord  ult^rieur. 
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Article  42. 
L'Autriche   restituera  ä  l'Italie,    dans   un   dölai  de  trois  mois,    tous  les 
wagons  appartenant   aux   chemins  de   fer  italiens  qui,   avant  le  d6but   de  la 
guerre,  6taient  pass6s  en  Autriche  et  qui  ne  sont  pas  rentr6s  en  Italie. 

Article  43. 
En  ce  qui  concerne  les  territoires  transf6r6s  ä  l'Italie,  l'Autriche  renonce 
pour  eile  et  pour  ses  ressortissants  ä  se  pr^valoir,  ä  dater  du  3  novembre 
1918,  de  toutes  ententes,  dispositions  ou  lois  portant  institution  de  trusts, 
cartels  et  autres  organisations  semblables,  pouvant  exister  ä  son  profit  rela- 
tivement  aux  produits  desdits  territoires. 

Article  44. 

Pendant  une  Periode  de  dix  ann^es,  ä  compter  de  la  mise  en  vigueur 
du  präsent  Trait^,  les  usines  centrales  d'önergie  ^lectrique  situees  en  terri- 
toire  autrichien  et  fournissant  antörieurement  de  Tönergie  6lectrique  aux 
territoires  transf6r6s  äl'Italie  ou  ä  tous  Etablissements  dont  l'exploitation 
passe  ä  l'Italie.  seront  tenues  de  continuer  cette  fourniture  jusqu'ä  concur- 
rence  du  montant  de  la  consommation  correspondant  aux  marches  et  contrats 
en  cours  au  3  novembre  1918. 

L'Autriche  reconnait,  en  outre,  le  droit  de  l'Italie  de  faire  libre  nsage 
des  eaux  du  lac  Raibl  et  de  son  6missaire,  ainsi  que  de  d^vier  lesdites  eaux 
vers  le  bassin  de  la  Korinitza. 

Article  45. 

l*'  Les  jugements  rendus  en  matiöre  civile  et  commerciale  depuis  le 
4  aoiit  1914  par  les  tribunaux  des  territoires  transf^rös  ä  l'Italie,  entre  les 
habitants  desdits  territoires  et  d'autres  ressortissants  de  l'anclen  empire 
d'Autriche,  ou  entre  les  habitants  susdits  et  des  sujets  des  Puissances  alli^es 
de  la  Monarchie  austro  -  hongroise,  ne  seront  executoires  qu'apres  exequatur 
prononc6   par  le  nouveau   tribunal  correspondant   des  territoires  en  question. 

2'J  Tous  jugements  rendus  depuis  le  4  acut  1914  par  les  autoritös  judici- 
aires  de  l'ancienne  Monarchie  austro-hongroise  contre  les  ressortissants  italiens, 
y  compris  ceux  auxquels  la  nationalitö  italienne  sera  acquise  en  vertu  du 
present  Traite,  pour  crimes  ou  d^lits  politiques,  seront  r^putc^s  nuls. 

3*^  Pour  tout  ce  qui  a  trait  aux  procedures  introduites  avant  la  mise 
en  vigueur  du  pr(5sent  Trait(5  devant  les  autorites  comp6tentes  des  territoires 
transf6r6s  ä  lltalie,  et  jusqu'ä  la  mise  en  vigueur  d'une  Convention  speciale 
sur  ce  sujet,  les  autorites  italiennes  et  autrichiennes  seront  r^ciproquement 
habilitöes  pour  correspondre  directement  entre  elles,  et  il  sera  donn6  suite 
aux  requetes  ainsi  pr6sent6es  sous  reserve,  toutefois,  des  lois  d'ordre  public 
du  pays  aux  autorit6s  duquel  la  requete  est  adress6e. 

4^^  Seront  suspendus  tous  pourvois  form^s  devant  les  autorites  judici- 
aires  et  administratives  sup^rieures  autrichiennes  ayant  leur  si^ge  hors  des 
territoires  transför^s  ä  l'Italie  contre  les  d^cisions  des  autorites  judiciaires 
ou  administratives  desdits  territoires.  Les  dossiers  seront  renvoyes  aux 
autoritös  contre  la  döcision  desquelles  le  pourvoi  avait  Et6  formE ;  celles-ci 
devront  les  transmettre  sans  retard  ä  FautoritE  italienne  conipetente. 

ö'^  Toutes  autres  questions  de  comp6tence,  de  procEdure  ou  d'admini- 
stration  de  la  justice  seront  rägl^es  par  une  Convention  speciale  entre  l'Italie 
et  l'Autriche. 

Section  II. 

10 1  a  t  S  e  r  b  e  -  C'  r  0  a  t  e  -  S 1 0  V  e  n  e. 

Article  4(5. 

L'Autriche  reconnait,  comme  l'ont  d^jä  fait  les  Puissances  alliees  et 
associöes,  l'entiöre  indöpendance  de  l'Etat  serbe-croate-slov^De. 
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Article  47. 
L'Autriche  renonce  an  ce  qui  la  concerne,  en  faveur  de  l'Etat  serbe- 
croate-slov^ne,  ä  tous  droits  et  titres  sur  les  territoires  de  l'ancienne  monar- 
chie  austro-hongroise  situ6s  au  delä,  des  frontieres  de  l'Autriche,  telles  qu'elles 
sont  d6crites  ä  l'article  27  de  la  Partie  II  (Frontieres  de  l'Autriche)  et  reconnus 
par  le  präsent  Trait6,  ou  par  tous  autres  Trait6s  conclus  en  vue  de  regier 
les  affaires  actuelles,  comme  faisant  partie  de  l'Etat  serbe-croate-slovöne. 

Article  48. 

üne  Commission  compos^e  de  sept  membres,  dont  cinq  seront  nomm^s 
par  les  Principales  Puissances  alli^es  et  associ6es,  un  par  l'Etat  serbe-croate- 
slovene  et  un  par  l'Autriche,  sera  constitu6e  dans  les  quinze  jours  qui  suiv- 
ront  la  mise  en  vigueur  du  prösent  Traite,  pour  fixer  sur  place  le  trac6  de 
la  ligne  fronti^re  d6crite  ä  l'article  27 — 4'^  de  la  Partie  II  (Frontieres  de 
l'Autriche). 

Les  döcisions  de  la  Commission  seront  prises  ä  la  majorit6  des  voix  et 
seront  obligatoires  pour  les  Parties  int6ress6es. 

Article  49. 

Les  habitants  de  la  rögion  de  Klagenfurt  seront  appelös,  dans  la  mesure 
indiqu6e  ci-apres,  ä  d^signer,  par  voie  de  suffrage,  l'Etat  auquel  ils  dösirent 
voir  rattacher  ce  territoire. 

Les  limites  de  la  r6gion  de  Klagenfurt  sont  les  suivantes: 

de  lä  cote  871,  ä  10  kilomfetres  environ  Est-Nord-Est  de  Villach.  vers 
le  Sud  et  jusqu'ä  un  point  du  cours  de  la  Drave  ä  environ  2  kilometres  en 
amont  de  Saint- Martin: 

une  ligne  de  direction  approximative  Nord-Sud  ä  döterminer  sur  le  terrain ; 

de  lä,  vers  le  Nord-Ouest  et  jusqu'ä*  un  point  situ6  ä  environ  1  kilo- 
mfetre  au  Sud-Est  du  pont  du  chemin  de  fer  sur  la  brauche  Est  de  la  boucle 
que  forme  la  Drave  ä  6  kilometres  environ  ä  l'Est  de  Villach : 

le  cours  de  la  Drave; 

de  lä,  vers  le  Sud-Ouest  et  jusqu'ä  la  cote  1817  (Malastiger) : 

une  ligne  ä  döterminer  sur  le  terrain,  passant  par  la  cote  666  (Polana) 
et  coupant  le  chemin  de  fer  entre  Mallestig  et  Faak; 

de  lä,  vers  l'Est -Sud -Est,  puis  vers  le  Nord-Est  jusqu'ä  la  cote  1929 
(Guschowa) : 

la  ligne  de  partage  des  eaux  entre  .les  bassins  de  la  Drave  au  Nord 
et  de  la  Save  au  Sud ; 

de  lä,  vers  le  Nord-Est  et  jusqu'ä  la  cote  1054  (Strojna) : 

une  ligne  ä  d6terminer  sur  le  terrain,  suivant  d'une  mani^re  g^n^rale 
la  limite  Ouest  du  bassin  de  la  Miess,  en  passant  par  les  cotes  1558,  2124, 1185; 

de  lä,  vers  le  Nord-Est  jusqu'ä  la  cote  1522  (Hühnerkogel): 

une  ligne  ä  döterminer  sur  le  terrain  coupant  la  Drave  au  Sud  de 
de  Lavamünd ; 

de  lä,  vers  l'Ouest  et  jusqu'ä  la  cote  842  ä  un  kilometre  Ouest  de 
Kasparstein ; 

une  ligne  ä  d^terminer  sur  le  terrain  passant  au  Nord   de  Lavamünd; 

de  lä,  et  jusqu'ä  la  cote  1899  (Speikkogel) : 

la  limite  administrative  Nord-Est  du  district  de  Völkermarkt; 

de  lä,  vers  le  Sud-Ouest  es  jusqu'ä  la  rivi^re  Gurk: 

la  limite  administrative  Nord-Ouest  du  district  de  Völkermarkt; 

de  lä,  vers  le  Sud-Ouest  et  jusqu'ä  un  point  de  la  limite  administra- 
tive ä  l'Ouest  de  la  cote  1075  (Steinbruchkogel) : 

une  ligne  ä  d^terminer  sur  le  terrain,  passant  par  la  cote  1076; 
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de  lä,  vers  l'Ouest  et  jusqu'ä  un  point  ä  choisir  pr^s  de  la  cote  725  ä 
dix  kilom^tres  environ  au  Nord-Ouest  de  Klagenfurt: 

la  limite  administrative  entre  les  districts  de  Saint- Veit  et  de  Klagenfurt; 

de  lä,  jusqu'ä  la  cote  871  qui  a  servi  de  point  de  d^part  ä  cette  de- 
scription : 

une  ligne  ä  determiner  sur  le  terrain,  passant  par  les  cotes  815  (Freuden- 
berg),. 1045  (Gallinberg)  et  1069  (Taubenbühel). 

Article  50. 

En  vue  de  Forganisation  d'un  pl^biscite,  la  r^gion  de  Klagenfurt  sera 
divis6e  en  deux  zones :  une  prämiere  zone  au  Sud  et  une  seconde  zone  au 
Nord  d'une  ligne  transversale  dont  la  description  suit: 

du  point  oii  la  limite  occidentale  de  la  r6gion  se  d^tache  de  la  Drave 
vers  le  Nord  et  jusqu'ä  un  point  ä  environ  1  kilometre  ä  lEst  de  Eosegg 
(Saint-Michael)  : 

le  cours  de  la  Drave  vers  l'aval; 

de  lä,  vers  le  Nord-Est  et  jusqu'ä  l'extrömit^  Ouest  du  lac  de  Wörth 
au  Sud  de  Velden: 

une  ligne  ä  determiner  sur  le  terrain ; 

de  lä,  vers  l'Est  et  jusqu'au  point  oü  la  riviere  Glanfurt  sort  du  lac 
de  Wörth: 

la  ligne  mediane  de  ce  lac; 

de  lä,  vers  l'Est  jusqu'ä  son  confluent  avec  la  riviere  Glan : 

le  cours  de  la  Glanfurt  vers  l'aval ; 

puis  vers  l'Est  jusqu'ä  son  confluent  avec  la  Gurk: 

le  cours  de  la  Glan  vers  l'aval ; 

de  lä,  vers  le  Nord-Est  jusqu'au  point  oü  la  limite  Nord  de  la  rägion 
de  Klagenfurt  coupe  la  riviere  Gurk : 

le  cours  de  la  Gurk. 

La  rögion  de  Klagenfurt  sera  soumise  au  controle  d'une  Commission 
charg6e  d'y  pr^parer  le  pl6biscite  et  d'en  assurer  l'adrainistration  impartiale. 
Cette  Commission^  sera  compos6e  comme  suit :  quatre  membres  nommes  respec- 
tivement  par  les  Etats-Unis,  la  Grande-Bretagne,  la  France  et  l'Italie.  un  par 
l'Autriche,  un  par  l'Etat  serbe-croate-slovfene ;  le  membre  autrichien  ne  parti- 
cipera  aux  d6lib6rations  de  la  Commission  que  quand  ces  d61ib6rations  con- 
cerneront  Ja  seconde  zone,  le  membre  serbe-croate-slovfene  n'y  participera  que 
quand  elles  concerneront  la  premiere  zone.  Les  döcisions  de  la  Commission 
seront  prises  ä  la  majoritö  des  voix. 

La  seconde  zone  sera  occup6e  par  les  troupes  autrichiennes  et  admini- 
str6e  suivant  les  r^gles  gön^rales  de  la  legislation  autrichienne. 

La  premiere  zone  sera  occup6e  par  les  troupes  de  l'Etat  serbe  -  croate- 
slovfene  et  administr^e  suivant  les  rögles  gön^rales  de  la  l^gislation  de  cet  Etat. 

Dans  les  deux  zones,  les  troupes,  tant  autrichiennes  que  serbes-croates- 
slovenes,  devront  6tre  reduites  ä  l'effectif  que  la  Commission  jugera  n6ces- 
saire  pour  la  pr6servation  de  l'ordre,  et  elles  assureront  l'exäcution  de  leur 
mission  sous  le  controle  de  ladite  Commission.  Ces  troupes  devront  6tre  rem- 
plac6es  aussi  rapidement  que  possible  par  une  force  de  police  recrut^e  sur 
les  lieux. 

La  Commission  sera  chargöe  (Vorganiser  le  vote  et  de  prendre  toutes 
les  mesures  qu'elle  jugera  n6cessaires  pour  en  assurer  la  libertö,  la  sincorit6 
et  le  secret. 

Dans  la  premiere  zone  le  pl6biscite  aura  Heu  dans  les  trois  mois  qui 
suivront  la  mise  en  vigueur  du  präsent  Trait(5  et  ä  une  date  tix^e  par  la 
Commission. 

Si  le  vote  est  en  faveur  de  l'Etat  serbt' - croate - slovene,  un  pU'l)iscite 
aura  lieu  dans  la  seconde   zone  dans  les  trois  semaines  qui  suivront  la  pro- 
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mulgation  des  rösultats  du  plöbiscite  de  la  prämiere  zone  et  k  une  date  fix6e 
par  la  Commission. 

Si,  au  contraire  le  vote  dans  la  premiöre  zone  est  en  faveur  de  l'Au- 
triche,  il  ne  sera  proc6d6  k  aucun  pl<ibiscite  dans  la  seconde  zone  et  l'en- 
semble  de  la  rögion  restera  d(:;finitivement  sous  la  souverainet6  autrichienne. 

Le  droit  de  suffrage  sera  accord6  k  toute  personne,  sans  distinction  de 
sexe,  satisfaisant  aux  conditions  suivantes: 

a)  Avoir  20  ans  rövolus  ä  la  date  du  1*^' janvier  1919; 

b)  Avoir  au  1"'  janvier  1919  sa  rösidence  habituelle  dans  la  zone  sou- 
mise    au    pl(5biscite; 

c)  Etre  n6  dans  ladite  zone,  ou  y  avoir,  depuis  une  date  antörieure  au 
1"  janvier  1912,  sa  rösidence  habituelle  ou  l'indigönat  (pertinenza). 

Le  rösultat  du  vote  sera  döterminö  d'aprfes  la  majorit6  des  voix  dans 
l'ensemle  de  chaque  zone. 

A  la  clöture  de  chaque  vote,  le  r^sultat  en  sera  cnmmuniquö  par  la 
Commission  aux  Princip'^les  Puissances  alli(5es  et  associ^es,  en  meme  temps 
qu'un  rapport  d6taill6  sur  les  Operations  du  vote  et  sera  proclam6. 

Si  le  vote  est  en  faveur  de  l'incorporation  soit  de  la  premi^re  zone, 
soit  des  deux  zones,  k  l'Etat  serbe-croate-slovtne,  l'Autrirhe  d^clare,  en  ce 
qui  la  concerne,  dös  ä  present  renoncer  en  faveur  de  TEtat  Serbe  -  croate- 
slovöne  et  dans  la  mesure  correspondante  au  r^sultat  du  vote  tous  droits  et 
titres  sur  ces  territoires.  Aprös  entente  avec  la  Commission,  le  Gouverne- 
ment serbe-croate-slovöne  aura  la  facult6  d'6tablir  son  autoritä  ä  titre  döfinitif 
sur  lesdits  territoires. 

Si  le  vote  est  en  faveur  de  l'Autriche  dans  la  premifere  ou  dans  la  se- 
conde zone,  le  Gouvernement  autrichien,  apres  entente  avec  la  Commission, 
aura  la  facult6  de  r^tablir  son  autoritä,  k  titre  döfinitif,  sur  tout  le  terri- 
toire  de  la  r6gion  de  Klagenfurt  ou  dans  la  seconde  zone,  suivant  le  cas. 

D6s  que  1' Administration  du  pays  aura  6t6  ainsi  assuräe,  soit  par  TEtat 
serbe-croate-slovöne,  soit  par  l'Autriche,  Selon  le  cas,  les  pouvoirs  de  la  Com- 
mission prendront  fin. 

Les  döpenses  de  la  Commission  seront  support6es  moiti6  par  l'Autriche 
et  moitiä  par  l'Etat  serbe-croate-slovene. 

Article  51. 

L'Etat  serbe-croate-slovene  accepte,  en  en  agr^ant  l'insertion  dans  un 
Trait6  avec  les  Principales  Puissances  alli^es  et  associ^es.^  les  dispositions 
que  ces  Puissances  jugeront  nöcessaires  pour  prot^ger  dans  l'Etat  serbe-croate- 
slovene  les  intörets  des  habitants  qui  different  de  la  majorit6  de  la  population 
par  la  race,  la  langue  ou  la  religion. 

L'Etat  serbo-croate-slov^ne  agröe  ^galement  l'insertion  dans  un  Trait6 
avec  les  Principales  Puissances  alli^es  et  associ^es  des  dispositions  que  ces 
Puissances  jugeront  n^cessaires  pour  prot^ger  la  libert6  du  transit  et  un 
regime  6quitable  pour  le  commerce  des  autres  nations. 

Article  52. 

La  Proportion  et  la  nature  des  charges  financi^res  de  l'ancien  empire 
d' Antriebe  que  l'Etat  serbe-croate-slovtoe  aura  k  supporter  en  raison  du 
territoire  plac6  sous  sa  souverainetö,  seront  fix^es  conform^ment  k  l'article  203 
de  la  Partie  IX  (Clauses  financiöres)  du  präsent  Trait6. 

Des  Conventions  ult6rieures  rögleront  toutes  questions  qui  ne  seraient 
pas  r6gl6es  par  le  präsent  Trait6  et  que  pourrait  faire  naitre  la  cession  dudit 
territoire. 
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Section  III. 

Etat   Tchöco-Slovaque. 

Article  53. 
L' Antriebe   reconnait,   comme   l'ont   d(5jä   fait   les  Puissances   alli^es  et 
associ^es,   rentiere   indöpendance   de   l'Etat   tchöco-slovaque,   qui  comprendra 
le  territoire  autonome  des  Ruth^nes  an  Sud  des  Carpathes. 

Article  54. 

L'Autriche  renonce,  en  ce  qui  la  concerne,  en  faveur  de  l'Etat  tchöco- 
slovaque,  ä  tous  droits  et  titres  sur  les  territoires  de  l'ancienne  Monarchie 
austro-hongroise,  situes  au-delä  des  frontiöres  de  l'Autriche,  telles  qu'elles 
sont  fix6es  ä  l'article  27  de  la  Partie  II  (Fronti^res  de  l'Autriche)  et  reconnus 
en  conformitö  du  präsent  Trait6  comme  faisant  partie  de  l'fitat  tch^co- 
slovaque. 

Article  55. 

Une  Commission  composöe  de  sept  membres,  dont  cinq  sernnt  nommes 
par  les  Principales  Puissances  alliöes  et  associ6es,  un  par  l'Etat  tchöco- 
slovaque  et  un  par  l'Autriche,  sera  constituöe  dans  les  quinze  jours  qui 
suivront  la  mise  en  vigueur  du  präsent  Trait6  pour  fixer  sur  place  le  trac6 
de  la  ligne  frontiere  döcrite  ä  l'article  27—6'^  de  la  Partie  II  (Frontieres  de 
l'Autriche)  du  präsent  Trait6. 

Les  döcisions  de  la  Commission  seront  prises  ä  la  majorit6  des  voix  et 
seront  obligatoires  pour  les  parties  int6ress6es. 

Article  56. 

L'Etat  tchöco-slovaque  s'engage  ä  n'^lever  aucun  ouvrage  militaire  sur 
la  partie  de  son  territoire  qui  est  situ^e  sur  la  rive  droite  du  Danube  au 
sud  de  Bratislava  (Presbourg). 

Article  57. 

L'Etat  tch6co-slovaque  accepte,  en  agröant  l'insertion  dans  un  Trait6 
avec  les  Principales  Puissances  alli6es  et  associöes  les  dispositions  que  ces 
Puissances  jugeront  nöcessaires  pour  prot^ger  en  Tchöco-Slovaquie  les  intörets 
des  habitants  qui  diff^rent  de  la  majoritö  de  la  population  par  la  race,  la 
langue  ou  la  religion. 

L'Etat  tchöco-slovaque  agr^e  ögalement  l'insertion  dans  un  Traitö  avec 
les  Principales  Puissances  alliöes  et  associöes  des  dispositions  que  ces  Puis- 
sances jugeront  n6cessaires  pour  protöger  la  libertö  du  transit  et  un  regime 
^quitable  pour  le  commerce  des  autres  nations. 

Article  58. 

La  Proportion  et  la  nature  des  charges  financi^res  de  l'ancien  empire 
d' Antriebe,  que  l'Etat  tchöco-slovaque  aura  ä  supporter  en  raison  du  territoire 
plac6  sous  sa  souverainetö,  seront  fixöes  eonform^ment  ä  l'article  203  de  la 
Partie  IX  (Clauses  financi^res)  du  präsent  Traitö. 

Des  Conventions  ult6rieures  rcjgleront  toutes  questions.  qui  ne  seraient 
pas  röglöes  par  le  pr6sent  Trait6  et  que  pourrait  faire  naitre  la  cession  dudit 
territoire. 

Section  IV. 

Roumanie. 

Article  59. 
L'Autriche   renonce   en   ce  qui  la  concerne,   en  faveur  de  la  Roumanie, 
k  tous  droits  et  titres  sur  la  partie  de  l'ancien  duch6  de  Bukovine  comprise 
en-dec^ä   des   frontiöres   de  la  Roumanie,    telles  qu'elles  seront  ult^rieurement 
fixöes  par  les  Principales  Puissances  alli^es  et  associöes. 
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Article  60. 

La  Roumanie  adhöre  ä  l'insertion  dans  un  Trait6  avec  les  Principales 
Puissances  alliöes  et  associöes  des  dispositions  que  ces  Puissances  jui^eront 
n6cessaires  pdur  prot6ger  en  Roumanie  les  interets  des  habitants  qui  difförent 
de  la  majorit6  de  la  population  par  la  raoe,  la  langue  ou  la  reiigion. 

La  Roumanie  adh6re  6galement  ä  l'insertion  dans  un  Trait6  avec  les 
Principales  Puissances  alliöes  et  associöes  des  dispositions  que  ces  Puissances 
jugeront  n6cessaires  pour  prot6ger  la  liberte  du  transit  et  un  regime  ^quitable 
pour  le  commerce  des  autres  nations. 

Article  (iL 

La  Proportion  et  la  nature  des  charges  financiöres  de  l'ancien  empire 
d'Autriche  que  la  Roumanie  aura  ä  supporter  en  raison  du  territoire  plac6 
sous  sa  souverainet6,  seront  fix6es  conform^ment  ä  l'article  208  de  la  Partie  IX 
(Clauses  financiöres)  du  pr6sent  Traitö. 

Des  Conventions  ultörieures  rögleront  toutes  questions  qui  ne  seraient 
pas  r^glöes  par  le  präsent  Traitö  et  que  pourrait  faire  naitre  la  cession  dudit 
territoire. 

Section  V. 

Protection   des   Minorit^s. 

Article  62. 

L'Autriche  s'engage  ä  ce  que  les  stipulations  contenues  dans  la  präsente 
Section  soient  reconnues  comme  lois  fondamentales,  ä  ce  qu'aucune  loi,  aucun 
r^glement  ni  aucune  action  officielle  ne  soient  en  contradiction  ou  en  Oppo- 
sition avec  ces  stipulations  et  ä  ce  qu'aucune  loi,  aucun  reglement  ni  aucune 
action  officielle  ne  prövalent  contre  elles. 

Article  63. 

L'Autriche  s'engage  ä  accorder  ä  tous  les  habitants  de  l'Autriche  pleine 
et  entiere  protection  de  leur  vie  et  de  leur  liberte  sans  distinction  de  nais- 
sance,  de  nationalit^,  de  langage,  de  race  ou  de  reiigion. 

Tous  les  habitants  de  l'Autriche  auront  droit  au  libre  exercice,  tant 
public  que  priv6,  de  toute  foi,  reiigion  ou  croyance,  dont  la  pratique  ne  sera 
pas  incompatible  avec  l'ordre  public  et  les  bonnes  moeurs. 

Article  64. 

L'Autriche  reconnait  comme  ressortissants  autrichiens,  de  plein  droit  et 
sans  aucune  formalite,  toutes  les  personnes  ayant  l'indig^nat  (periiuenza)  sur 
le  territoire  autrichien  ä  la  date  de  la  mise  en  vigueur  du  präsent  Trait6  et 
qui  ne  sont  pas  ressortissants  d'un  autre  Etat. 

Article  65. 

La  nationalit^  autrichienne  sera  acquise  de  plein  droit,  par  le  seul  fait 
de  la  naissance  sur  le  territoire  autrichien,  ä  toute  personne  ne  pouvant  se 
prövaloir,  par  sa  naissance,  d'une  autre  nationalit6. 

Article  66. 

Tous  les  ressortissants  autrichiens  seront  6gaux  devant  la  loi  et  jouiront 
des  memes  droits  civils  et  politiques  sans  distinction  de  race,  de  langage  ou 
de  reiigion. 

La  diff^rence  de  reiigion,  de  croyance  ou  de  confession  ne  devra  nuire 
ä  aucun  ressortissant  autrichien  en  ce  qui  concerne  la  jouissance  des  droits 
civils  et  politiques,  notamment  pour  l'admission  aux  emplois  publics,  fonctions 
et  honneurs  ou  l'exercice  des  diff6rentes  professions  et  industries. 

11  ne  sera  6dict6  aucune  restriction  contre  le  libre  usage  pour  tout 
ressortissant  autrichien  d'une  langue  quelconque  soit  dans  les  relations  priv6es 
ou  de  commerce,  soit  en  mati^re  de  reiigion,  de  presse,  ou  de  publications  de 
toate  nature,  soit  dans  les  r^unions  publiques. 
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Nonobstant  l'^tablissement  par  le  Gouvernement  autrichien  d'une  langue 
officielle,  des  facilitös  appropriöes  seront  donn^es  aux  ressortissants  autrichiens 
de  langue  autre  que  Tallemand,  pour  l'usage  de  leur  langue,  soit  oralement, 
seit  par  6crit  devant  les  tribunaux. 

Article  67. 
Les  ressortissants  autrichiens,  appartenant  ä  des  minoritös  ethniques, 
de  religion  ou  de  langue,  jouiront  du  meme  traitement  et  des  memes  garanties 
en  droit  et  en  fait  que  les  autres  ressortissants  autrichiens.  Ils  auront 
notamment  un  droit  6gal  ä  ci6er,  diriger  et  contröler  ä  leurs  frais  des  insti- 
tutions  charitables,  religieuses  ou  sociales,  des  6coles  et  autres  Etablissements 
d'6ducation,  avec  le  droit  d'y  faire  librement  usage  de  leur  propre  langue  et 
d'y  exercer  librement  leur  religion. 

Article  68. 

En  matiere  d'enseignement  public,  le  Gouvernement  autrichien  accordera 
dans  les  villes  et  districts  oü  r^side  une  proportion  consid6rable  de  ressortis- 
sants autrichiens  de  langue  autre  que  la  langue  allemande,  des  facilit^s 
appropri^es  pour  assurer  que  dans  les  öcoles  primaires,  Pinstruction  sera 
donnöe,  dans  leur  propre  langue,  aux  enfants  de  ces  ressortissants  autrichiens. 
Cette  stipulation  n'empechera  pas  le  Gouvernement  autrichien  de  rendre  obli- 
gatoire  l'enseignement  de  la  langue  allemande  dans  lesdites  äcoles. 

Dans  les  villes  et  districts,  oü  r^side  une  proportion  considärable  de 
ressortissants  autrichiens  appartenant  ä  des  minoritös  ethniques,  de  religion 
ou  de  langue,  ces  minoritös  se  verront  assurer  une  part  6quitable  dans  le 
bänöfice  et  l'affectation  des  sommes,  qui  pourraient  etre  attribu^es  sur  les 
fonds  public  par  le  budget  de  l'Etat,  les  budgets  municipaux  ou  autres,  dans 
un  but  d'6ducation,  de  religion  ou  de  charitö. 

Article  69. 

L'Autriche  agr^e  que,  dans  la  mesure  oü  les  stipulations  des  articles 
pr6c6dents  de  la  präsente  Section  affectent  des  personnes  appartenant  ä  des 
minoritäs  de  race,  de  religion  ou  de  langue,  ces  stipulations  constituent  des 
obligations  d'int^ret  international  et  seront  placöes  sous  la  garantie  de  la 
Soci6t6  des  Nations.  EUes  ne  pourront  etre  modifiöes  sans  l'assentiment  de 
la  majorit6  du  Conseil  de  la  Soci6t6  des  Nations.  Les  Puissances  alliöes  et 
associ6es  repr^sent^es  dans  le  Conseil  s'engagent  respectivement  ä  ne  pas 
refuser  leur  assentiment  ä  toute  modificatiou  desdits  articles,  qui  serait 
consentie  en  due  forme  par  une  majorit6  du  Conseil  de  la  Society  des  Nations. 

L'Autriche  agr^e  que  tout  Membre  du  Conseil  de  la  Sociötö  des  Nations 
aura  le  droit  de  signaler  ä  l'attention  du  Conseil  toute  infraction  ou  danger 
d'infraction  ä  l'une  quelconque  de  ces  obligations,  et  que  ie  Conseil  pourra 
proc6der  de  teile  fa^on  et  donner  telles  Instructions  qui  paraiiront  approprit^es 
et  efficaces  dans  la  circonstance. 

L'Autriche  agröe  en  outre  qu'en  cas  de  divergence  d'opinion,  sur  des 
questions  de  droit  ou  de  fait  concernant  ces  articles,  entre  le  Gouvernement 
autrichien  et  l'une  quelconque  des  Principales  Puissances  alli^es  et  associt5es 
ou  toute  autre  Puissance  Membre  du  Conseil  de  la  Soci(5iE  des  Nations.  cette 
divergence  sera  considör^e  comme  un  difförend  ayant  un  caract^re  inter- 
national Selon  les  termes  de  l'article  14  du  Pacte  de  la  Soci6t6  des  Nations. 
Le  Gouvernement  autrichien  agr6e  que  tout  difförend  de  ce  genre  sera,  si 
l'autre  pariie  le  demande,  d6f6i6  ä,  la  Cour  permanente  de  Justice  inter- 
nationale. La  d6cision  de  la  Cour  permanente  sera  sans  appel  et  aura  la 
meme  force  et  valeur  qu'une  decision  rendue  en  vertu  de  l'article  lit 
du  Pacte. 

Jahrbuch  des  Völkerrechts.    VUI.  lt> 


274  II'  Friedensverträge  der  Alliierten  mit  den  Zentralmächten. 

Section  VI. 
Clauses   Concernant   la   Nationalit6. 

Articie  70. 

Toute  personne  ayant  l'indig^nat  (pertinenza)  sur  un  territoire  faisant 
ant6rieurement  partie  des  territoires  de  l'ancienne  Monarchie  austro-hongroise 
acquerra  de  plein  droit  et  ä  l'exclusion  de  la  nationalit6  autrichienne,  la 
nationalit6  de  l'Etat  exer^ant  la  souverainet6  sur  ledit  territoire. 

Articie  71. 

Nonobstant  la  disposition  de  I'article  70,  la  nationalit6  italienne,  dans 
le  cas  des  territoires  transf6r6s  ä  l'Italie,  ne  sera  pas  acquise  de  plein  droit: 

1*^  Par  les  personnes  ayant  l'indig^nat  dans  ces  territoires,  mais  n'y 
6tant  pas  n^es ; 

20  Par  les  personnes  ayant  aequis  l'indig^nat  dans  lesdits  territoires 
posttoeurement  au  24  mal  1915  ou  l'ayant  aequis  seulement  en  raison  de 
leur  Position  officielle. 

Articie  72. 

Les  personnes  vis6es  ä  I'article  71,  ainsi  que  Celles: 

a)  qui  ont  eu  antärieurement  l'indigönat  dans  les  territoires  transf^r^s 
ä  l'Italie,  ou  dont  le  p^re,  ou  la  m^re  si  le  päre  est  inconnu,  avait  l'indig^nat 
dans  lesdits  territoires; 

b)  ou  qui  ont  servi  dans  l'armäe  italienne  pendant  la  präsente  guerre, 
ainsi  que  leurs  descendants, 

pourront,  dans  les  conditions  prövues  par  I'article  78  pour  le  droit 
d'option,  räclamer  la  nationalit6  italienne. 

Articie  7.3. 

La  räclamatien  de  la  nationalitä  italienne  par  les  personnes  visöes  ä 
I'article  72  pourra  faire  l'objet  d'une  däcision  individuelle  de  refus  de  l'autoritä 
italienne  comp6tente. 

Articie  74. 

Si  la  räclamation  de  nationalitä  italienne  en  vertu  de  I'article  72  n'est 
pas  präsentäe  ou  si  eile  est  rejetäe,  les  intäressös  acquerront  de  plein  droit 
la  nationalitö  de  l'^tat  exercant  la  souverainetö  sur  le  territoire,  dans  lequel 
ils  avaient  l'indigönat  avant  de  l'acquärir  dans  le  territoire  transfärö  ä  l'Italie. 

Articie  7.5. 

Seront  räput6es  italiennes,  les  personnes  morales  existant  sur  les  terri- 
toires transföräs  ä  l'Italie  et  auxquelles  cette  qualitä  aura  6t6  reconnue  soit 
par  les  autoritäs  administratives  italiennes,  soit  par  une  däcision  judiciaire 
italienne. 

Articie  76. 

Nonobstant  la  disposition  de  I'article  70,  les  personnes  qui  ont  aequis 
l'indigänat  postörieurement  au  1"  janvier  1910  dans  un  territoire  transfärä 
ä  l'Etat  serbe-croate-slov^ne  ou  ä  l'Etat  tch6co-slovaque  en  vertu  du  präsent 
Traitä,  n'acquerront  la  nationalitä  serbe-croate-sloväne  ou  tchäco-slovaque 
qu'ä  ja  condition  d'en  obtenir  l'autorisation  de  l'Etat  serbe-croate-slovene  ou 
de  l'Etat  tchäco-slovaque,  selon  les  cas. 

Articie  77. 

Si  rautorisation  visäe  ä  I'article  76  n'est  pas  demandäe  ou  est  refusäe, 
les  intäressäs  acquerront  de  plein  droit  la  nationalitä  de  l'Etat  exercant  la 
souverainetä  sur  le  territoire,  dans  lequel  ils  avaient  präcädemment  leur 
indigänat. 

Articie  78. 

Les  personnes  ägäes  de  plus  de  18  ans,  perdant  leur  nationalitä  autri- 
chienne   et   acquärant    de   plein   droit   une   nouvelle   nationalitä   en  vertu  de 
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i'article  70,  auront  la  facultö,  pendant  une  Periode  d'un  an  ä  dater  de  la 
mise  en  vigueur  du  präsent  Trait6.  d'opter  pour  la  nationalit6  de  l'Etat  dans 
lequel  elles  avaient  leur  indigänat  avant  d'acqu^rir  leur  indigänat  dans  le 
territoire  transförö. 

L'option  du  mari  entraioera  celle  de  la  femme  et  l'option  des  parents 
entrainera  celle  de  leurs  enfants  ägös  de  moins  de  18  ans. 

Les  personnes  ayant  exercö  le  droit  d'option  ci-dessus  pr6vu  devront, 
4ans  les  douze  mois  qui  suivront,  transporter  leur  domicile  dans  l'Etat  en 
faveur  duquel  elles  auront  opt6. 

Elles  seront  libres  de  couserver  les  biens  immobiliers  qu'elles  possedent 
suB  le  territoire  de  l'autre  Etat  oü  elles  auraient  eu  lear  domicile  anterieure- 
ment  ä  leur  option. 

Elles  pourront  empörter  leurs  biens  meubles  de  toute  nature.  II  ne 
leur  sera  impos6,  de  ce  fait,  aucun  droit  ou  taxe  soit  de  sortie,  soit  d'entr^e. 

Article  79. 

Les  habitants  appel6s  ä  voter  dans  un  plöbiscite  pr^vu  par  le  prösent 
Trait6  auront  la  facultö,  pendant  une  p^riode  de  six  mois  apres  Tattribution 
definitive  de  la  r^gion  oü  le  plöbiscite  a  eu  lieu,  d'opter  pour  la  nationalit6 
de  l'Etat  auquel  cette  r6gion  n'est  pas  attribu^e.  Les  dispositions  de  lar- 
ticle  78,  concernant  le  droit  d'option,  seront  applicables  ä  l'exercice  du  droit 
reconnu  par  le  präsent  article. 

Article  80. 

Les  personnes  qui  ont  l'indigönat  dans  un  territoire  faisant  partie  de 
l'ancienne  Monarchie  austro-hongroise,  et  qui  y  different,  par  la  race  et  la 
langue,  de  la  majorit^  de  la  population,  pourront,  dans  le  d^lai  de  six  mois 
Ä  dater  de  la  mise  en  vigueur  da  präsent  Trait6,  opter  pour^  1' Antriebe, 
ritalie,  la  Pologne,  la  Roumanie,  l'Etat  serbe-croate-slovfene  ou  l'Etat  tch^co- 
slovaque,  Selon  que  la  majorit^  de  la  population  y  sera  composöe  de  per- 
sonnes parlant  la  meme  langue  et  ayant  la  meme  race  qu'elles.  Les  dispo- 
sitions de  I'article  78,  concernant  l'exercice  du  droit  d'option,  seront  applicables 
ä  l'exercice  du  droit  reconnu  par  le  präsent  article. 

Article  81. 

Les  Hautes  Parties  Contractantes  s'engagent  ä  n'apporter  aucune  entrave 
ä  l'exercice  du  droit  d'option  pr6vu  par  le  präsent  Trait6  ou  par  les  Trait^s 
conclus  entre  les  Puissances  alliöes  et  associ^es  et  l'AUemagne,  la  Hongrie 
ou  la  Russie,  ou  entre  lesdites  Puissances  alli6es  et  associöes  elles-mCmes, 
et  permettant  aux  int6ress6s  d'acqa^rir  toute  autre  nationalit6  qui  leur  serait 
ouverte. 

Article  82. 

Les  femmes  marines  suivront  la  condition  de  leurs  maris  et  les  enfants 
äg6s  de  moins  de  18  ans  suivront  la  condition  de  leurs  parents  pour  tout  ce 
qm  concerne  l'application  des  dispositions  de  la  präsente  Section. 

Section  VII. 
Olauses   Politiques   Concernant  Certains   Etats   d'Europe. 

1.  Belgique. 
Article  83. 
L'Autriche,  reconnaissant  que  les  Trait^s  du  19  avril  1839,  qui  iHa- 
blissaient  avant  la  guerre  le  regime  de  la  Belgique,  ne  correspondent  plus 
aux  circonstances  actuelles,  consent,  en  ce  qui  la  concerne,  ä  l'abrogution  de 
ces  Trait6s  et  s'engage  des  ä  präsent  ii  reconnaitre  et  ä  observer  toutes 
Conventions,  quelles  qu'elles  soient,  que  pourront  passer  les  Principales  Puis- 
sances alli^es  et  associ6es,  ou  certaines  d'entre  elles,  avec  les  Gouvernements 

18* 
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de  Belgique  ou  des  Pays-Bas,  ä  l'effet  de  remplacer  lesdits  Trait6s  de  1839^, 
Si  son  adhösion  formelle  ä  ces  Conventions  ou  ä  quelques-unes  de  leurs  dis- 
positions  ('tait  requise,  l'Autriche  s'engage  dos  maintenant  h  la  donner. 

2.   Luxembourg. 

Article  84. 

L'Autriche  döclare  agr6er,  en  ce  qui  la  concerne,  l'abrogation  du  regime 

de  neutralit6   du   Grand- Duchö   de  Luxembourg   et   accepte  par  avance  tous 

arrangements   internationaux   conclus   par   les  Puissances  alli6es  et  associ6es 

relativement  au  Grand-Duch6. 

3.   Sleswig. 

Article  85. 

L'Autriche  d^clare  reconnaitre,  en  ce  qui  la  concerne,  toutes  dispositions 

conclues   par   les  Puissances  alliöes  et  associöes  avec  l'Allemagne  concernant 

les  territoires,  dont  le  Trait^  du  30  octobre  1864  avait  impos6  l'abandon  aa 

Danemark. 

4.   Turquie  et  Bulgarie. 

Article  86. 
L'Autriche  s'engage  ä  reconnaitre  et  ä  agräer,  en  ce  qui  la  concerne, 
tous  arrangements  que  les  Puissances  alli^es  et  associöes  passeront  avec  la 
Turquie  et  la  Bulgarie  relativement  aux  droits,  int6rets  et  Privileges  quel- 
conques,  auxquels  l'Autriche  ou  les  ressortissants  autrichiens  pourraient 
prötendre  en  Turquie  ou  en  Bulgarie  et  qui  ne  sont  pas  l'objet  de  dispositions 
du  präsent  Trait6. 

5.   Russie  et  Etats  Russes. 
Article  87. 

1.  L'Autriche  reconnait  et  s'engage  ä  respecter,  comme  permanente 
et  inali^nable,  l'indöpendance  de  tous  les  territoires  qui  faisaient  partie  de 
l'ancien  Empire  de  Russie  au  1''  aoüt  1914. 

Conform^ment  aux  dispositions  ins6r6es  ä  l'article  210  de  la  Partie  IX 
(Clauses  financiferes)  et  ä  l'article  244  de  la  Partie  X  (Clauses  6conomiques) 
du  präsent  Trait6.  l'Autriche  reconnait  d^finitivement,  en  ce  qui  la  concerne, 
l'annulation  des  Traitös  de  Brest-Litovsk,  ainsi  que  de  tous  autres  trait^s^ 
accords  ou  Conventions  pass6s  par  l'ancien  Gouvernement  austro-hongrois  avec 
le  Gouvernement  maximaliste  en  Russie. 

Les  Puissances  alli6es  et  associäes  röservent  express6ment  les  droits  de 
la  Russie  ä  obtenir  de  l'Autriche  toutes  restitutions  et  r^parations  bas6es 
sur  les  principes  du  präsent  Traitö. 

2.  L'Autriche  s'engage  ä  reconnaitre  la  pleine  valeur  de  tous  les 
Trait^s  on  Arrangements  que  les  Puissances  alli6es  et  associöes  passeraient 
avec  les  Etats  qui  se  sont  constitu6s  ou  se  constitueront  sur  tout  ou  partie 
des  territoires  de  l'ancien  Empire  de  Russ;e,  tel  qu'il  existait  au  1"  aoüt 
1914,  et  ä  reconnaitre  les  fronti^res  de  ces  Etats,  telles  qu'elles  seront  ainsi 
fix6es. 

Section  VIIL 

Dispositions  G6närales. 

Article  88. 
L'ind^pendance  de  l'Autriche  est  inaliönable,  si  ce  n'est  du  consentement 
du  Conseil  de  la  Soci6t6  des  Nations.  En  cons^quence,  l'Autriche  s'engage 
ä  s'abstenir,  sauf  le  consentement  dudit  Conseil,  de  tout  acte  de  natuie  ä 
compromettre  son  indäpendance,  directement  ou  indirectement  et  par  quelque 
voie  que  ce  soit,  notamment  et  jusqu'ä  son  admission  comme  Membre  de  la 
Soci6t6  des  Nations,  par  voie  de  participation  aux  affaires  d'une  autre  Puissance. 
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Article  89. 

L'Autriche  d^clare  dös  ä  präsent  reconnaitre  et  agr^er  les  frontieres  de 
la^  Bulgarie,  de  la  Gröce,  de  la  Hongrie.  de  la  Pologne,  de  la  Roumanie.  de 
l'Etat  serbo-croate-slovöne  et  de  l'Etat  tchöco-slovaque,  telles  que  ces  frontieres 
auront  6t6  fix^es  par  les  Principales  Puissances  alliöes  et  associ^es. 

Article  90. 

L'Autriche  s'engage  ä.  reconnaitre  la  pleine  valeur  des  Traitßs  de  paix 
et  Convention  additionnelles  qui  sont  ou  seront  conclus  par  les  Puissances 
alli6es  et  associöes,  avec  les  Puissances  ayant  combattu  aux  cot^s  de  l'ancienne 
Monarchie  austro-hongroise,  ä  agr^er  les  dispositions  qui  ont  6t6  ou  seront 
prises  concernant  les  territoires  de  l'ancien  Empire  allemand.  de  la  Hongrie, 
du  R.oyaume  de  Bulgarie  et  de  l'Empire  Ottoman,  et  ä  reconnaitre  les  nouvel- 
les  Etats  dans  les  frontieres  qui  leur   sont   ainsi  fix6es. 

Article  91. 

L'Autriche  renonce,  en  ce  qui  la  concerne,  en  faveur  des  Principales 
Puissances  alliöes  et  associ6es  ä  tous  ses  droits  et  titres  sur  les  territoires 
qui  appartenaieut  ant^rieurement  ä  l'ancienne  Monarchie  austro-hongroise  et 
qui,  situ6s  au  delä  des  nouvelles  frontieres  de  l'Autriche,  telles  qu'elles  sont 
d^crites  ä  Tarticle  27  de  la  Partie  II  (Frontieres  de  l'Autriche),  ne  sont 
actuellement  l'objet  d'aucune  autre  attribution. 

L'Autriche  s'engage  ä  reconnaitre  les  dispositions  que  les  Principales 
Puissances  alliöes  et  associ6es  prendront  relativement  ä  ces  territoires,  notam- 
ment  en  ce  qui  concerne  la  nationalit6  des  habitants. 

Article  92. 

Aucun  des  habitants  des  territoires  de  l'ancienne  Monarchie  austro- 
hongroise  ne  pourra  ftre  inquiötö  ou  molestö,  soit  en  raison  de  son  attitude 
politique  depuis  le  28  juillet  1914  jusqu'ä  la  reconnaissance  definitive  de  la 
souverainete  sur  ces  territoires,  soit  en  raison  du  röglement  de  sa  nationalitö 
en  vertu  du  präsent  Trait6. 

Article  93. 

L'Autriche  remettra  sans  d^lai  aux  Gouvernements  alli^s  ou  associ^s 
int6ress6s  les  archives,  registres,  plans,  titres  et  documents  de  toute  nature 
appartenant  aux  administrations  civile,  militaire,  financiere,  judiciaire  ou 
autres  des  territoires  c6d6s.  Si  quelques-uns  de  ces  documents,  archives, 
registres,  titres  ou  plans  avaient  6t6  d6plac6s,  ils  seront  restitu^s  par  l'Autriche 
sur  la  demande  des  Gouvernements  alliös  ou  associös  int6ress6s. 

Dans  le  cas  oii  les  archives,  registres,  plans,  titres  ou  documents  vis6s 
ä  l'alinöa  1"  et  n'ayant  pas  un  caractere  militaire  concerneraient  ögalement 
les  administrations  autrichiennes  et  oh,  en  cons^quence,  leur  remise  ne  pourrait 
avoir  Heu  sans  pröjudice  pour  ces  dernieres,  l'Autriche  s'engage,  sous  con- 
dition  de  röciprocit^,  ä  en  donner  communication  aux  Gouvernements  alli^s 
et  associ^s  intöress^s.  A  f  1     qj. 

II  sera  pourvu,  par  Conventions  s6parees  entre  l'Autriche  et  chacun  des 
Etats  auxqueis  un  territoire  de  l'ancien  Empire  d'Autriche  a  6t6  transf6r6 
ou  qui  sont  n6s  du  d^membrement  de  l'ancienne  Monarchie  austro-hongroise. 
au  röglement  des  int^rets  des  habitants,  notamment  en  ce  qui  concerne  lours 
droits  civils,  leur  commerce  et  l'exercice  de  leur  profession. 

Partie  IV. 

Intörets  Autrichieus  liors  d'Europe. 

Article  95. 
Hors   de   ses  limites,    telles   qu'elles   sont  fi.\ces  par   le   present  TraitiS 
l'Autriche  renonce  en  ce  qui  la  concerne,  ä  tous  droits,  titres  ou  privilt;ges 
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quelconques  sur  ou  concernant  tous  territoires  hors  d'Europe  ayant  pu  appartenir 
ä  l'ancienne  Monarchie  austro-hongroise  ou  ä  ses  alli^s,  ainsi  qu'ä  tous  droits, 
titres  ou  priviltges  ajant  pu,  k  quelque  titre  que  ce  soit,  lui  appartenir  vis- 
ä-vis  des  Puissances  alli6es  et  associ6es. 

L'Autriche  s'engage  d6s  ä,  präsent  reconnaitre  et  ä  agr6er  les  mesure& 
qui  sont  ou  seront  prises  par  les  Principales  Puissances  alli6es  et  associ^es^ 
d'accord  s'il  y  a  lieu  avec  les  tierces  Puissances,  en  vue  de  r6gler  les  cons6- 
quences  de  la  disposition  qui  pr^code. 

Section  I. 

Maroc. 

Article  96. 

L'Autriche,  en  ce  qui  la  concerne,  renonce  ä  tous  droits,  titres  o» 
Privileges  r6sultant  ä  son  profit  de  l'Acte  g6n6ral  d'Alg6siras  du  7  avril  1906, 
des  accords  franco-allemands  du  9  f(ivrier  1909  et  du  4  novembre  1911.  Tous 
les  traitös,  accords,  arrangements  ou  contrats  passes  par  le  Gouvernement 
de  l'ancienne  Monarchie  austro-hongroise  avec  l'Empire  ch6rifien  sont  tenus 
pour  abrog6s  depuis  le  12  aoüt  1914. 

En  aucun  cas,  l'Autriche  ne  pourra  se  prävalcir  de  ces  actes  et  eile 
s'engage  ä  n'intervenir  en  aucune  fa^on  dans  les  n^gociations  qui  pourront 
avoir  lieu   entre  la  France   et  les   autres  Puissances   relativement  au  Maroc. 

Article  97. 

L'Autriche  döclare  accepter  toutes  les  cons^quences  de  l'^tablissement, 
reconnu  par  le  Gouvernement  de  l'ancienne  Monarchie  austro-hongroise,  du 
protectorat  de  la  France  au  Maroc  et  renoncer  au  regime  des  capitulations 
au  Maroc,  en  ce  qui  la  concerne. 

Cette  renonciation  prendra  date  du  12  aoüt  1914. 
Article  98. 

Le  Gouvernement  chörifien  aura  une  enti^re  libert6  d'action  pour  regier 
le  Statut  et  les  conditions  de  l'ötahlissement  des  ressortissants  autrichiens 
au  Maroc. 

Les  protög^s  autrichiens,  les  censaux  et  les  associ^s  agricoles  autrichiens 
seront  consid^r^s  comme  ayant  cessä,  ä  partir  du  12  aoüt  1914,  de  jouir  des 
Privileges  attach6s  ä  ces  qualitös  pour  etre  soumis  au  droit  commun. 

Article  99. 

Tous  droits  mobiliers  et  immobiliers  de  l'ancienne  Monarchie  austro- 
hongroise  dans  l'Empire  chöriiien  passent  de  plein  droit  au  Maghzen  sans 
aucune  indemnit6. 

A  cet  6gard,  les  biens  et  propriät^s  de  l'ancienne  Monarchie  austro- 
hongroise  seront  consid6r6s  comme  comprenant  toutes  les  propri6t6s  de  la 
Couronne,  ainsi  que  les  biens  priv6s  de  l'ancienne  famille  souveraine  d'Autriche- 
Hongrie. 

Tous  les  droits  mobiliers  et  immobiliers  appartenant  dans  l'Empire 
ch6rifien  ä  des  ressortissants  autrichiens  seront  trait6s  conform^ment  aux 
Sections  III  et  IV  de  la  Partie  X  (Clauses   6conomiques)  du   präsent  Trait6. 

Les  droits  miniers  qui  seraient  reconnus  ä  des  ressortissants  autrichiens 
par  le  Tribunal  arbitral  Institut  en  vertu  du  r^glement  minier  marocain 
suivront  le  sort  des  biens  appartenant  au  Maroc  ä  des  ressortissants  autrichiens. 

Article  100. 

Le  Gouvernement  autrichien  assurera  le  transfert,  ä  la  personne  qui 
sera  d^sign^e  par  le  Gouvernement  frangais,  des  actiqns  qui  repr^sentent  la 
part  de  l'Autriche  dans  le  capital  de  la  Banque  d'Etat  du  Maroc.  Cette 
personne  remboursera  aux  ayants  droit  la  valeur  de  ces  actions,  indiquöe 
par  la  Banque  d'Etat. 
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Ce  transfert  aura  lieu  sans  pr^judiee  du  remboursement  des  dettesque 
les  ressortissants  autrichiens  auraient  contract^es  envers  la  Banque  d'Etat 
du  Maroc. 

Article  101. 

Les  marchandises  marocaines  bön^ficieront  ä  l'entröe  en  Autriche  du 
regime  appliqu6  aux  marchandises  francaises. 

Section  II. 
Egypte. 

Article  102. 

L' Autriche  d^clare  reconnaitre  le  protectorat  d6clar6  sur  l'Egypte  par 
la  Grande-Bretagne  le  18  döcembre  1914  et  renoncer,  en  ce  qui  la  concerne, 
au  regime  des  capitulations  en  Egvpte.  Cette  renonciation  prendra  date  du 
12  aoüt  1914. 

Article  103. 

Tous  les  traitös,  accords,  arrangements  ou  contrats  pass6s  par  le  Gou- 
vernement de  l'aneienne  Monarchie  austro-hongroise  avec  TEgypte  sont  tenus 
pour  abrogös  depuis  le  12  aoüt  1914. 

En  aucun  cas,  1' Autriche  ne  pourra  se  prövaloir  de  ces  actes  et  eile 
s'engage  ä  n'intervenir  en  aucune  facon  dans  les  nögociations  qui  pourront 
avoir  lieu  entre  la  Grande-Bretagne  et  les  autres  Puissances  relativeraent  ä 
l'Egypte. 

Article  104. 

Jusqu'ä  la  mise  en  vigueur  d'une  l(5gislation  ^gyptienne  d'organisation 
judiciaire  constituant  des  cours  de  complöte  juridiction,  il  sera  pourvu,  par 
voie  de  döcrets  par  Sa  Hautesse  le  Sultan,  ä  l'exercice  de  la  juridiction  sur 
les  ressortissants  autrichiens  et  sur  leurs  propri6t6s  par  les  tribunaux  consu- 
laires  britanniques. 

Article  105. 

Le  Gouvernement  ^gyptien  aura  une  entiere  libert^  d'action  pour  regier 
le  Statut  et  les  conditions  de  l'ötablissement  des  ressortissants  autrichiens  en 
Egypte. 

Article  106. 

L'Autriche  donne,  en  ce  qui  la  concerne,  son  agr^ment  ä  l'abrogation 
ou  aux  modifications,  jug6es  disirables  par  le  Gouvernement  6gyptien,  du 
d6cret  rendu  par  Son  Altesse  le  Kh6dive  le  28  novembre  1904  relativement 
ä  la  Commission  de  la  Dette  Publique  6gyptienne. 

Article  107. 

L'Autriche  consent,  en  ce  qui  la  concerne,  au  transfert  au  Gouverne- 
ment de  Sa  Majest6  britannique  des  pouvoirs  conf6r(5s  ä  Sa  Ma]est(5  imperiale 
le  Sultan  par  la  Convention  sign^e  ä  Constantinople  le  29  octobre  1888 
relativement  ä  la  libre  navigation  du  Canal  de  Suez. 

Elle  renonce  ä  toute  participation  au  Conseil  sanitaire,  maritime  et 
quarantenaire  de  l'Egypte  et  consent,  en  ce  qui  la  concerne,  au  transfert 
aux  autorit^s  <5gyptiennes  des  pouvoirs  de  ce  Conseil. 

Article  108. 

Tous  les  biens  et  propri6t6s  de  l'ancienDe  Monarchie  austro-hongroise 
en  Egypte  passent  de  plein  droit  au  Gouvernement  ^gyptien,  sans  aucune 
indemnitä. 

A  cet  egard,  les  biens  et  propri6t6s  de  l'aneienne  Monarchie  austro- 
hongroise  seront  considörös  comme  comprenant  toutes  les  propriötes  de  la 
Couronne,  ainsi  qui  les  biens  priväs  de  l'aneienne  famiile  souveraine  d'Au- 
triche-Hongrie. 
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Tous  les  biens  meubles  et  immeubles  appartenant,  en  6gypte,  ä  des 
ressortissants  autrichiens  seront  traitös  conformöment  aux  Sections  III  et  IV 
de  la  Partie  X  (Glauses  6conomiques)  du  präsent  Traitö. 

Articie  109. 

Les  marchandises  (jgyptiennes  b6n6ticier<)Dt  ä  l'entr^e  en  Antriebe  du 
regime  appliqu6  aux  marchandises  britanniques. 

Section  III. 
Siam. 

Articie  110. 

L'Autriche  reconnait  comme  caducs,  en  ce  qui  la  concerne,  depuis  le 
22  juillet  1917,  tous  traitös,  Conventions  ou  accords  pass6s  par  Tancienne 
Monarchie  austro-hongroise  avec  le  Siam,  ensemble  les  droits,  titres  ou  Privi- 
leges pouvant  en  r6sulter,  ainsi  qu'ä  tout  droit  de  juridiction  consulaire 
au  Siam. 

Articie  111. 

L'Autriche  cede,  en  ce  qui  la  concerne,  au  Siam  tous  ses  droits  sur  les 
biens  et  propri6t6s  qui  appartenaient  ä  l'ancienne  Monarchie  austro-hongroise 
au  Siam,  ä  l'exception  des  bätiments  employös  comme  r6sidences  ou  bureaux 
diplomatiques  ou  consulaires  ainsi  que  les  effets  et  le  mobilier,  qu'ils  renfer- 
ment.  Ces  biens  et  propri6t6s  seront  acquis  de  plein  droit  au  Gouvernement 
siamois,  sans  indemnit6. 

Les  biens,  propri6t6s  et  droits  priv^s  des  ressortissants  autrichiens  au 
Siam  seront  trait^s  conform^ment  aux  stipulations  de  la  Partie  X  (Glauses 
äconomiques)  du  präsent  Traitö. 

Articie  112. 

L'Autriche  renonce  ä  toute  röclamation,  pour  eile  ou  ses  nationaux, 
contre  le  Gouvernement  siamois  relativement  ä  la  liquidation  des  biens  autri- 
chiens ou  ä  l'internement  des  ressortissants  autrichiens  au  Siam.  Cette  dis- 
position  ne  doit  pas  affecter  les  droits  des  parties  int6ress6es  dans  le  produit 
d'aucune  de  ces  liquidations,  ces  droits  6tant  r6gl6s  par  les  dispositions  de 
la  Partie  X  (Glauses  6conomiques)  du  präsent  Trait6. 

Section  IV. 
G  h  i  n  e. 

Articie  113. 

L'Autriche  renonce,  en  ce  qui  la  concerne,  en  faveur  de  la  Ghine,  ä 
tous  Privileges  et  avantages  räsultant  des  dispositions  du  Protocole  final 
sign6  ä  P6kin  le  7  septembre  1901,  ensemble  tous  annexes,  notes  et  docu- 
ments  complömentaires.  Elle  renonce  ögalement,  en  faveur  de  la  Chine,  ä 
toute  r^clamation  d'indemnit^  en  vertu  dudit  Protocole  post6rieurement  au 
14  aoftt  1917. 

Articie  114. 

Des  la  mise  en  vigueur  du  präsent  Traitö,  les  Hautes  Parties  Gontrac- 
tantes  appliqueront  chacune  en  ce  qui  la  concerne: 

1*^  l'arrangement  du  29  aoüt  1902  relatif  aux  nouveaux  tarifs  douaniers 
chinois ; 

2"  l'arrangement  du  27  septembre  1905  relatif  ä  Whang-Poo  et  l'arrange- 
ment provisoire  compl^mentaire  du  4  avril  1912. 

Toutefois,  la  Ghine  ne  sera  pas  tenue  d'accorder  ä  l'Autriche  les  avan- 
tages ou  Privileges  qu'elle  avait  consentis  ä  l'ancienne  Monarchie  austro- 
hongroise  dans  ces  arrangements. 
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Article  ilo. 

L'Autriche  c^de,  en  ce  qui  la  concerne  ä  la  Chine  tous  ses  droits  sur 
les  bätiments,  quais  et  appontements,  casernes,  forts,  armes  et  munitions  de 
guerre,  navires  de  toutes  sortes,  installations  de  t^lögraphie  sans  fil  et  autres 
propri6t6s  publiques,  qui  appartenaient  ä  l'ancienne  Monarchie  austro-hongroise, 
et  qui  sont  situ6s  ou  qui  peuvent  se  trouver  dans  la  concession  austro- 
bongroise  ä  Tien-Tsin  ou  dans  les  autres  parties  du  territoire  chinois. 

II  est  entendu,  toutefois,  que  les  bätiments  employös  comme  rösidences 
ou  bureaux  diplomatiques  ou  consulaires  ainsi  que  les  effets  et  le  mobilier 
qu'ils  renferment,  ne  sont  pas  compris  dans  la  cession  ci-dessus ;  en  outre. 
aucune  mesure  ne  sera  prise  par  le  Gouvernement  chinois  pour  disposer  de 
propriöt^s  publiques  ou  priv6es  de  l'ancienne  Monarchie  austro-hongroise 
situ6es  ä  P6kin  dans  le  quartier  dit  des  Lögations,  sans  le  consentement  des 
Repr6sentants  diplomatiques  des  Puissances  qui,  ä  la  mise  en  vigueur  du 
präsent  Traitö,  restent  parties  au  Protocole  final  du  7  septembre  1901. 

Article  116. 

L'Autriche  accepte,  en  ce  qui  la  concerne,  l'abrogation  des  contrats 
obtenus  du  Gouvernement  chinois,  en  vertu  desquels  la  concession  austro- 
hongroise  ä  Tien-Tsin  est  actuellement  tenue. 

La  Chine,  remise  en  possession  du  plein  exercice  de  ses  droits  souverains 
sur  lesdits  terrains,  döclare  son  Intention  de  les  ouvrir  ä  l'usage  de  rösidence 
internationale  et  du  commerce.  Elle  döclare  que  l'abrogation  des  contrats, 
en  vertu  desquels  ladite  concession  est  actuellement  tenue,  ne  doit  pas  affecter 
les  droits  de  propri6t6  des  ressortissants  des  Puissances  alli^es  et  associ^es 
dötenteurs  de  lots  dans  cette  concession, 

Article  117. 
L'Autriche  renonce  ä  toute  röclamation  contre  le  Gouvernement  chinois 
ou  contre  tout  Gouvernement  allie  ou  associö  en  raison  de  l'internement  en 
Chine  de  ressortissants  autrichiens  et  de  leur  rapatriement.  Elle  renonce 
6galement,  en  ce  qui  la  concerne,  ä  toute  r6clamation  en  raison  de  la  saisie 
des  navires  austro-hongrois  en  Chine,  de  la  liquidation,  de  la  mise  sous 
söquestre,  la  disposition  ou  la  main-mise  sur  les  propri6t6s,  droits  et  interets 
autrichiens  dans  ce  pays  depuis  le  14  aoüt  1917.  Cette  disposition  toutefois 
ne  doit  pas  affecter  les  droits  des  parties  int^ress^es  dans  les  produits  d'aucune 
de  ces  liquidations,  ces  droits  6tant  r6gles  par  les  dispositions  de  la  Partie  X 
(Clauses  (5conomiques)  du  präsent  Trait6. 

Partie  V. 

Clauses  Milltaires,  >avales  et  Aeriennes. 

En  vue  de  rendre  possible  la  pr^paration  d'une  limitation  gänörale  des 
armements  de  toutes  les  Nations,  l'Autriche  s'engage  ä  observer  strictement 
les  clauses  militaires,  navales  et  aeriennes  ci-apräs  stipul^es. 

Section  I. 
Clauses  Militaires. 

Chapitre  Premier. 
Clauses  ( i  6  n  6  r  a  1  e  s. 

Article  118. 
Dans  les  trois  mois  qui  suivront  la  mise  en  vigueur  du  present  Tmitö, 
les  forces   militaires  de  l'Autriche   devront   rtre  demobilisoes  dans  la  mesure 
prescrite  ci-apr6s. 
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Article  119. 
Le    Service    militaire    obligatoire    pour    tous    sera    aboli    en    Autriche. 
L'armöe  autrichienne  ne  sera,  ä  l'avenir,  constitu6e  et  recrut^e  que  par  engage- 
ment  volontaires. 

Chapitre  II. 
Effectifs  et  Encadrement  de  l'Arm^e  Autrichienne. 

Article  120. 

Le  nombre  total  de  forces  militaires  dans  l'armöe  autrichienne  ne  devra 
par  döpasser  30.000  horames,  y  compris  las  officiers  et  les  troupes  des  d^pots. 

Les  formations  composant  l'arm^e  autrichienne  seront  fix6es  au  gr6  de 
l'Autriche,  mais  sous  les  röserves  suivantes : 

1"  Que  les  effectifs  des  unit^s  form6es  seront  obligatoirement  compris 
entre  le  chiffre  maximum  et  le  chiffre  minimum  port^s  au  Tableau  IV  annex6 
ä  la  präsente  Section ; 

2"  Que  la  proportion  des  officiers,  y  compris  le  personnel  des  Etats-Majors 
et  des  Services  sp6ciaux,  ne  d6passera  pas  un  vingtieme  de  l'effectif  total  en 
Service  et  celle  des  sous-officiers  un  quinzi^me  de  l'effectif  total  en  Service ; 

.3°  Que  le  nombre  de  mitrailleuses,  canons  et  obusiers  ne  d(5passera  pas 
ceux  fixös,  pour  mille  hommes  de  l'effectif  total  en  Service,  au  Tableau  V 
annex6  ä  la  präsente  Section. 

L'armee  autrichienne  devra  etre  exclusivement  employäe  au  maintien 
de  l'ordre  dans  l'ötendue  du  territoire  de  l'Autriche  et  ä  la  police  de  ses  fronti^res. 

Article  121. 

Les  forces  maxima  des  Etats-Majors  et  de  toutes  les  formations  suscep- 
tibles  detre  constituöes  par  l'Autriche,  sont  donnöes  dans  les  Tableaux  annex6s 
ä  la  präsente  Section.  Ces  chiffres  pourront  ne  pas  etre  suivis  exactement, 
mais  ils  ne  devront  pas  etre  d6pass6s. 

Toute  autre  Organisation  interessant  le  commandement  de  la  troupe,  ou 
la  pröparation  ä  la  guerre,  est  interdite. 

Article  122. 

Toutes  mesures  de  mobilisation  ou  ayant  trait  ä  la  mobilisation  sont 
interdites. 

Les  formations,  les  Services  administratifs  et  les  Etats-Majors  ne  devront, 
en  aucun  cas,  comprendre  des  cadres  suppl6mentaires. 

II  est  interdit  d'ex^cuter  des  mesures  pröparatoires  en  vue  de  la  r^qui- 
sition  d'animaux  ou  d'autres  moyens  de  transports  militaires. 

Article  123. 

Le  nombre  de  gendarmes,  douaniers,  gardes-forestiers,  agents  de  la  police 
locale  ou  municipale,  ou  autres  fonctionnaires  analogues,  ne  devra  pas  exc6der 
le  nombre  d'hommes  qui  exer^aient  une  fonction  semblable  en  1913  et  qui 
servent  actuellement  dans  les  limites  territoriales  de  l'Autriche,  telles  qu'elles 
sont  fixöes  par  le  präsent  Trait6. 

Le  nombre  de  ces  fonctionnaires  ne  pourra,  ä  l'avenir,  etre  augment^ 
que  dans  une  proportion  correspondant  ä  celle  des  augmentations  de  la  popu- 
lation  dans  les  localit6s  ou  municipalit^s  qui  les  emploient. 

Ces  employös  et  fonctionnaires,  ainsi  que  ceux  du  Service  des  chemins 
de  fer,  ne  pourront  pas  etre  r6unis  pour  participer  ä  un  exercice  militaire 
quelconque. 
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Article  124. 
Toute  formation  de  troupe,  non  prövue  dans  les  Tableaux  annex^s  ä  la 
präsente  Section,  est  interdite.    Celles  qui  existeraient  en  plus  de  l'effectif  de 
30.000  hommes  autoris6,  seront  supprim6es  dans  le  d^lai  pr^vu  ä  l'article  118. 

Chapitre  III. 

Recrutement  et  Instruction  Militaire. 

Article  125. 

Tous  les  officiers  devront  etre  des  officiers  de  carri^re.  Les  officiers 
actuellement  en  Service,  qui  sont  retenus  dans  l'arm^e,  devront  s'engager  ä 
servir  au  moins  jusqu'ä  l'äge  de  40  ans.  Les  officiers  actuellement  en  service, 
qui  ne  s'engageront  pas  dans  la  nouvelle  arm^e,  seront  lib^r^s  de  toute  Obli- 
gation militaire ;  ils  ne  devront  pas  prendre  part  ä  un  exercice  militaire  quel- 
conque,  thöorique  ou  pratique. 

Les  officiers  nouvellement  nommös  devront  s'engager  ä  servir  effective- 
ment  pendant  au  moins  vingt  ans  consecutifs. 

La  Proportion  des  officiers  quittant  le  Service  pour  quelque  cause  que  ce 
soit,  avant  Te-xpiration  du  terme  de  leur  engagement,  ne  devra  pas  döpasser 
chaque  annöe,  un  vingtiöme  de  l'effectif  total  des  officiers  prövu  par  l'article  120. 
Si  cette  proportion  est  d^pass^e  pour  cause  de  force  majeure,  le  deficit  qui 
en  rösuitera  dans  les  cadres  ne  pourra  pas  etre  combl6  par  des  nominations 
nouvelles. 

Article  126. 

La  dur^e  totale  de  l'engagement  des  sous-oificiers  et  hommes  de  troupe 
ne  devra  pas  etre  införieure  ä  douze  annöes  cons^cutives  comprenant  au 
moins  six  annöes  de  service  sous  les  drapeaux. 

La  Proportion  des  hommes  renvoyös  avant  l'expiration  de  la  dur^e  de 
leur  engagement,  pour  des  raisons  de  sante  ou  par  mesure  disciplinaire  ou 
pour  toute  autre  raison  quelconque,  ne  devra  pas  d^passer  un  vingtieme  par 
an  de  l'effectif  total  fix6  par  l'article  120.  Si  cette  proportion  est  d6pass6e 
pour  cause  de  force  majeure,  le  deficit,  qui  en  rösultera,  ne  devra  pas  etre 
combl6  par  de  nouveaux  engagements. 

Chapitre  IV. 
Ecoles,  Etablissements  dEnseignement,  Soci^t^s 
et  Associations  Militaire s. 
Article  127. 
Le  nombre  des  6l6ves  admis  k  suivre  les  cours  des  Ecoles  militaires  sera 
strictement  proportionn6  aux  vacances  ä  pourvoir  dans  les  cadres  des  officiers. 
Les  Kleves  et  les  cadres  compteront  dans  les  effectifs  fix^s  dans  l'article  120. 
En  cons^quence,  toutes  öcoles  militaires  ne  röpondant  pas  ä  ces  besoins 
seront  supprim^es. 

Article  128. 
Les  Etablissements  d'enseignement,  autres  que  ceux  vis6s  par  l'article  127, 
de  meme  que  toutes  sociötös  sportives  ou  autres  ne  devront  s'occuper  d'aucune 
question  militaire. 

Chapitre  V. 

Armement,  Munitions,  Mat6riel  et  Forti  f  ications. 

Article  129. 

A  l'expiration  des  trois  mois  qui  suivront  la  mise  en  vigueur  du  present 

Trait6,  l'armement  de  Tarmöe  autrichienne  ne  devra  pas  döpasser  les  chiffres 

fixös   pour   1.000  hommes   dans   le  Tableau  V   annexE   ä  la  präsente  Section. 
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Les  exc6dents  par  rapport  aux  effectifs  serviront  uniquement  aux  rem- 
pläcements  qui  pourraient  6ventuellement  etre  nöcessaires. 

Article  130. 

Les  approvisionnements  de  munitions  k  la  disposition  de  l'armöe 
autrichienne  ne  devront  pas  d<5passer  ceux  fix6s  dans  le  Tableau  V  annex6 
ä  la  präsente  Section. 

Dans  les  trois  mois  qui  suivront  la  mise  en  vigueur  du  pr6sent  Trait6, 
le  Gouvernement  autrichien  d^posera  le  surplus  de  l'armement  et  des  munitions, 
existant  actuellement,  dans  les  lieux  qui  lui  seront  notifi6s  par  les  Princi- 
pales  Puissances  alliees  et  associ^es. 

Aucun  autre  approvisionnement,  d6pot  ou  r^serve  de  munitions  ne  sera 
constitu6. 

Article  131. 

Le  nombre  et  le  calibre  des  pieces  d'artillerie,  constituant  l'armement 
fixe  normal  des  places  fortes  existant  actuellement  en  Autriche,  seront  imm6- 
diatement  port6s  ä  la  connaissance  des  Principales  Puissances  alli6es  et 
associ^es  et  constitueront  des  maxima  qui  ne  devront  pas  Ctre  d^pass^s. 

Dans  les  trois  mois  apr^s  la  mise  en  vigueur  du  pr6sent  Trait6.  l'appro- 
visionnement  maximum  de  munitions  pour  ces  pieces  sera  r6duit  et  maintenu 
au  taux  uniforme  suivant : 

1.500  coups  par  piöce  pour  celles  dont  le  calibre  est  6gal  ou  införieur 
ä  105  millim^tres ; 

500  coups  par  piöce  pour  Celles  dont  le  calibre  est  sup6rieur  ä  105 
millimötres. 

Article  132. 

La  fabrication  d'armes,  de  munitions  et  de  mat^riel  de  guerre  n'aura 
lieu  que  dans  une  seule  usine.  Celle-ci  sera  g6r6e  par  l'Etat.  qui  en  aura  la 
propriöt^,  et  sa  production  sera  strictement  limitöe  aux  fabrications  qui 
seraient  nöcessaires  aux  effectifs  militaires  et  aux  armements  vis6s  dans  les 
articles  120,  123,  129,  130  et  131. 

La  fabrication  des  armes  de  chasse  ne  sera  pas  interdite,  sous  la  röserve 
qu'aucune  arme  de  chasse,  fabriquöe  en  Autriche  et  utilisant  des  munitions 
ä  balle,  ne  sera  du  meme  calibre  que  celui  des  armes  de  guerre  employöes 
dans  chacune  des  armöes  europ^ennes. 

Dans  les  trois  mois  apr^s  la  mise  en  vigueur  du  präsent  Traite,  tous 
autres  Etablissements  ayant  pour  objet  la  fabrication,  la  pr6paration,  l'emma- 
gasinage  ou  l'^tude  des  armes,  des  munitions  ou  de  tout  autre  mat^riel  de 
guerre,  seront  supprim^s  ou  transform^s  pour  un  usage  purement  commercial. 

Dans  cette  meme  p6riode,  tous  les  arsenaux  seront  6galement  supprim^s. 
ä  l'exception  de  ceux  qui  serviront  de  döpOts  pour  les  Stocks  de  munitions 
autoris6s  et  leur  personnel  sera  licenciE. 

L'outillage  des  Etablissements  ou  arsenaux  dEpassant  les  besoins  de  la 
fabrication  autorisEe,  devra  etre  mis  hors  d'usage  ou  transformE  pour  un 
usage  purement  commercial  conformEment  aux  dEcisions  de  la  Commission 
militaire  interalliEe  de  Contröle  prEvu  ä  l'article  153. 

Article  133. 
Dans  les  trois  mois  qui  suivront  la  mise  en  vigueur  du  prEsent  TraitE, 
toutes  les  armes,  toutes  les  munitions  et  tout  le  matEriei  de  guerre,  y  compris 
le  matEriel  quel  qu'il  soit  de  defense  contre-avions,  qui  existent,  de  toutes 
origines,  en  Autriche  et  qui  sont  en  excEdent  de  la  quantitE  autorisEe,  seront 
livrEs  aux  Principales  Puissances  alliEes  et  associEes. 
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Cette  livraison  sera  effectuöe  sur  tels  points  du  territoire  autrichien  qui 
seront  döterminös  par  lesdites  Puissances,  lesquelles  döcideront  6galement 
de  la  destination  ä  donner  ä  ce  matöriel. 

Article  134. 

L'importation  en  Autriche  d'armes,  de  munitions  et  de  mat^riel  de 
guerre  de  toutes  sortes  est  formellement  interdite. 

II  en  sera  de  meme  de  la  fabrication  d'armes,  de  munitions  et  de  matöriel 
de  guerre  de  toutes  sortes  ä  destination  de  l'^tranger  et  de  leur  exportation. 

Article  135. 

L'emploi  de  lance-flammes  et  celui  de  gaz  asphyxiants,  toxiques  ou 
similaires,  ainsi  que  de  tous  liquides,  mati^res  ou  proc6d6s  analogues  6tant 
prohibö,  la  fabrication  et  l'importation  en  sont  rigoureusement  interdites  en 
Autriebe. 

II  en  est  de  meme  du  matöriel  spöcialement  destinä  ä  la  fabrication, 
ä  la  conservation  ou  ä  l'usage  desdits  produits  ou  proc6d6s. 

Sont  6galement  prohibäes  la  fabrication  et  l'importation  en  Autriche 
des  chars  blindes,  tanks,  ou  de  tout  autre  engin  similaire  pouvant  servir  ä 
des  buts  de  guerre. 

Tableau  I. 
Composition  et  effectifs  maxima  d'une  division  d'infanterie. 


ünit^s 


ESectif  maximum 
de  chaque  unit6 


Officiers  l  Hommes 


Etat-Major  de  la  division  d'infanterie 

Etat-Major  de  l'infanterie  divisionnaire 

Etat-Major  de  l'artillerie  divisionnaire 

3  R6giments  d'infanterie^)   (ä  l'effectif  de  65  officiers 

et  2000  hommes) 

1  Escadron 

1  Bataillon  d'artillerie  de  tranchöe  (3  compagnies) 

Bataillon  de  pionniers^) 

Regiment  d'artillerie  de  campagne'') 

Bataillon  cycliste  ä  3  compagnies 

Dölachement  de  liaison  *) 


1 

1 

1 

1 

Service  de  Santo  divisionnaire 

Parcs  et  convois 


Total  pour  une  division  d'infanterie 


414 


25 

70 

5 

50 

4 

30 

195 

6.000 

6 

160 

14 

500 

14 

500 

80 

1.200 

18 

450 

11 

330 

28 

550 

14 

940 

10.780 


')  Chaque  roginipnt  comprend  3  hataillons  d'infanterie.  Chaque  bataillon  coin- 
prend  3  compagnies  (l'infanteiie  et  1  conipagnie  de  miti'alleuses. 

2)  Chaque  bataillon  comprend  \  Etat-Major,  2  compagnies  de  pionnier.s,  1  section 
de  pontonniera  et  l  section  de  projecteurs 

■')  Caque  regiiiient  comprend  1  Kiat-Major,  3  groupes  d'artillerie  de  campagne 
ou  de  montagne,  i'ompreuanl  enseniVile  8  batteriea  ayant  chaeune  4  eanons  ou 
obusiers  de  campagne  ou  de  montagne. 

♦)  Ce  dctachement  comprend  1  detachement  de  tclephonistes  et  telegraphiste.». 
1  section  d'ecoute  et  i  seotion  de  colombiers. 
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Tableau  II. 
Composition  et  effectifs  maxima  d'une  division  de  cavalerie. 


Unit6s 


Nombre 
maximum 

de  ces 

unitea 
dans  une 

meme 
division. 


Effectif  maximum 
de  cbaque  UDit6 


Officiers 


Hommes 


Etat-major  d'une  division  de  cavalerie    .     . 

Regiment  de  cavalerie  ^) 

Groupe  d'artillerie  de  campagne  (3  batteries) 
Croupe     d'autos  -  mitrailleuses     et    d'autos- 

canons-) 

Services  divers  


15 
30 
30 

4 
30 


Total  pour  la  division  de  cavalerie  ä 
6  rögiments 


259 


."jO 
720 
430 

80 
500 


5.380 


')  Chaque  regiment  comprend  4  escadrons. 


-)  Chaque  groupe  comprend  9  voitures  de  combat  pertant  chacune  1  canon, 
1  mitrailleusd  et  1  mitrailleuse  de  rechange,  4  voitures  de  liai.son,  2  camionnettes 
de  ravitaiUement,  7  camions  dont  1  camion-atelier,  4  motos. 

Nota.  —  Les  grandes  unitea  de  cavalerie  peuvent  comprendre  un  nombre 
variable  de  regiments  et  meme  etre  constituees  en  brigades  independantes  dans  la 
limite  des  effectifs  ci-dessus. 


Tableau  III. 
Composition  et  effectifs  maxima  d'une  brigade  mixte. 


Unit^s 


Effectif  maximum 
de  chaque  unit6 


Officiers     Hommes 


Etat-major  de  la  brigade  .  .  .  . 
2  Regiments  d'infanterie  i)    .     .     .     . 

1  Bataillon  cycliste 

1  Escadron  de  cavalerie 

1  Groupe  d'artillerie  de  campagne  . 
1  Compagnie  d'artillerie  de  tranch^e 
Service  divers      

Total  pour  une  brigade  mixte  .    .    . 


10 

50 

130 

4.000 

18 

450 

5 

100 

20 

400 

5 

150 

10 

200 

198 


5.350 


')  Chaque    regiment    comprend    3   bataillons    d'infanterie.      Chaque   bataillon 
comprend  3  compagnies  d'infanterie  et  1  compagnie  de  mitrailleuses. 
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Tableau  IV. 

Effectif  minimum  des  unitös  quelle  que  soit  l'organisation 

adopt^e  dans  Farm^e. 

(Divisions,  brigades  mixtes,  etc.) 
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Unitös 


Effectif 

maximum 

Effectif 

(pour 

minimum 

memoire) 

Ol 

;h 
'S 

o 

CO 

a 
s 

o 

CO 

'3 

o 

CO 

a 

o 

414 

10.780 

300 

8.000 

259 

5.380 

180 

3.6.50 

198 

5.350 

140 

4.250 

65 

2.000 

52 

1.600 

16 

650 

12 

500 

8 

160 

2 

120 

18 

450 

12 

300 

30 

720 

20 

450 

6 

160 

3 

100 

80 

1.200 

60 

1.000 

4 

150 

2 

120 

3 

150 

2 

100 

14 

500 

8 

300 

5 

320 

3 

200 

Division  d'infanterie 

Division  de  cavalerie 

Brigade  mixte 

Regiment  d'infanterie 

Bataillon  d'infanterie 

Compagnie  d'infanterie  ou  de  mitrailleuses 

Groupe  cycliste 

Regiment  de  cavalerie 

Escadron  de  cavalerie 

Regiment  d'artillerie 

Batterie  d'artillerie  de  campagne  .     .     .     . 
Compagnie  d'artillerie  de  tranchee     .     .     . 

Bataillon  de  pionniers 

Batterie  d'artillerie  de  montagne  .     .     .     . 


Tableau  V. 
Maximum  d'armement  et  d'approvisionnement  en  munitions  autorisöes. 


Mat^riels 


Quantit6 

pour  lOOO 

hommes 


Quantit^ 

de  munitions 

par  arme 

(fusils, 
Canons,  etc.) 


Fusil  ou  carabine^) 

Mitrailleuses  lourdes  ou  I6g6res 

Mortiers  de  tranchee  I6gers 

Mortiers  de  tranchee  moyens 

Canons  ou  obusiers  de  campagne  ou  de  montagne 


1.150 
15 


3 


500  coups 

10.000     . 

1 .000     , 

500     , 

1.000      _ 


')  Lee  fusils    ou   carabinea   autoinati(iues  sont  coinpti'S   comme  iiütrailleuses 
legeres. 

Aucun  canon  lourd,  c'eat-a-dire  d'un  calibre  supi'rieiir  a  105  mm  n'est  autoiise 
en  dehors  de  ceiix  constituant  Tarmement  normal  des  places  fortes. 
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Section  II. 

Clauses  Na vales. 

Article  liWi. 

A  dater  de  la  mise  en  vigueur  du  präsent  Trait6,  tous  les  bätiments  de 

guerre  austro-hongrois,  y  compris  les  sous-marins,  sont  d6clar6s  d^finitivement 

livr^s  aux  Principales  Puissances  alliöes  et  associ^es. 

Tous  les  moniteurs,  torpiileurs  et  bätiments  arm6s  des  flotilles  du  Danube 
seront  livr6s  aux  Principales  Puissances  alli^es  et  associöes. 

Toutefois,  l'Autriche  aura  le  droit  de  maintenir  sur  le  Danube,  pour  la 
police  du  fleuve,  trois  chaloupes  6claireurs,  ä  la  condition  que  le  choix  en  sera 
fait  par  la  Commission  pr6vue  ä  l'article  154  du  präsent  Trait6. 

Article  137. 

Les  croiseurs  auxiliaires  et  bätiments  auxiliaires  austro-hongrois,  ci-apr^s 
6num6r6s,  seront  d6sarm6s  et  trait6s  comme  navires  de  commerce: 

Bosnia,  Gablonz,  Carolina.  Africa,  Tirol,  Argentina,  Lussin,  Teodo,  Nixe, 
Gigante,  Dalmat,  Persia,  Prince  Hohenlohe,  Gastein,  Helouan,  Graf  Wurmbrand, 
Pelikan,  Herkules,  Pola,  Najade,  Pluto.  President  Wilson,  (ancien  Kaiser  Franz 
Joseph),  Trieste,  Baron  Brück,  Elizabet,  Metcovich,  Baron  Call,  Gaea,  Cyclop, 
Vesta,  Nymphe,  Bufiel. 

Article  138. 

Tous  les  bätiments  de  guerre,  y  compris  les  sous-marins,  actuellement 
en  construction  dans  les  ports  qui  apparliennent  ä  l'Autriche  ou  qui  apparte- 
naient  pr6c6demment  ä  la  Monarchie  austro-hongroise  seront  d6molis. 

Le  travail  de  dömolition  de  ces  navires  devra  commencer  aussitot  que 
possible  aprös  la  mise  en  vigueur  du  präsent  Traitö. 

Article  139. 

Tous  objets,  machines  et  matöriaux  quelconques  provenant  de  la  d^molition 
des  bätiments  de  guerre  austro-hongrois  quels  qu'ils  soient,  bätiments  de  surface 
ou  sous-marins,  ne  pourront  6tre  utilis6s  que  dans  un  but  purement  industriel 
ou  commercial. 

Ils  ne  pourront  etre  ni  vendus  ni  cöd^s  ä  l'^tranger. 

Article  140. 
La   construction  ou   l'acquisition  de  tous  bätiments  sous-marins,  meme 
de  commerce,  seront  interdites  en  Autriche. 

Article  141. 
Toutes  les  armes,  toutes  les  munitions  et  toute  le  matärial  naval  de 
guerre,  y  compris  les  mines  et  les  torpilles,   qui  appartenaient  ä  l'Autriche- 
Hongrie  lors  de  la  signature  de  l'armistice  du  3  novembre  1918,  sont  döclarös 
d^finitivement  livr6s  aux  Principales  Puissances  alli6es  et  associöes. 

Article  142. 

L'Autriche  n'est  tenue  responsable  pour  la  livraison  (articles  136  et  141), 
le  dösarmement  (article  137),  la  demolition  (article  138),  ainsi  que  pour  la 
mani^re  de  traiter  (article  137),  ou  d'utiliser  (article  139)  les  objets  vis6s  aux 
articles  pr6c6dents  qu'en  ci  qui  concerne  les  objets  qui  se  trouvent  sur  son 
propre  territoire. 

Article  143. 

Pendant  les  trois  mois  qui  suivront  la  mise  en  vigueur  du  präsent  Traitä, 
la  Station  autrichienne  de  t6l6graphie  Sans  fil  ä  grande  puissance  de  Vienne 
ne  devra  pas  etre  employ^e,  sans  l'autorisation  des  Principales  Puissances 
alli^es  et  associ^es,  pour  transmettre  des  messages  relatifs  aux  questions  d'ordre 
naval,  militaire  ou  politique,  interessant  TAutriche  ou  tout  autre  Etat  ayant 
6t6  alli6  de  l'Autriche-Hongrie  pendant  la  guerre.    Cette  Station  pourra  trans- 
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mettre  des  t6l6grammes  commerciaux,  mais  seulement  sous  le  controle  desdites 
Puissances,  qui  fixeront  les  longueurs  d'onde  ä  employer. 

Pendant  le  meme  d6lai,  l'Autriche  ne  devra  pas  construire  des  stations 
de  t6l6graphie  sans  fil  ä  grande  puissance,  tant  sur  son  propre  territoire,  que 
sur  celui  de  la  Hongrie,  de  l'Allemagne,  de  la  Bulgarie  ou  de  la  Turquie. 

Section  III. 
Clauses  Concernant  1' A6ronautique  Militaire  et  Navale. 

Article  144. 

Les  forces  militaires  de  l'Autriche  ne  devront  comporter  aucune  aviation 
militaire  ni  navale. 

Aucun  ballon  dirigeable  ne  sera  conserv6. 
Article  145. 

Dans  le  d6lai  de  deux  mois  ä  dater  de  la  mise  en  vigiieur  du  präsent 
Trait6,  le  personnel  de  l'aöronautique,  figurant  actuellement  sur  les  contröles 
des  armöes  autrichiennes  de  terre  et  de  mer  sera  d6mobilis6. 

Article  146. 

Jusqu'ä  la  complete  ävacuation  du  territoire  autrichien  par  les  troupes 
alli6es  et  associöes,  les  appareils  d'a^ronautique  des  Puissances  alliöes  et  associöes 
auront  en  Autriche  liuertö  de  passage  ä  travers  les  airs,  libert6  de  transit  et 
d'atterrissage. 

Article  147. 

Pendant  les  six  mois  qui  suivront  la  mise  en  vigueur  du  präsent  Traitä, 
la  fabrication,  l'importation  et  l'exportation  des  a^ronefs,  pifeces  d'a6ronefs, 
ainsi  que  des  moteurs  d'aöronefs  et  pi^ces  de  moteurs  d'aöronefs,  seront  inter- 
dites  dans  tout  le  territoire  de  l'Autriche. 

Article  148. 

Des  la  mise  en  vigueur  du  präsent  Trait6,  tout  le  mat^rial  de  l'a^ro- 
nautique  militaire  et  navale  devra  etre  livr6  par  l'Autriche  et  ä  ses  frais  aux 
Principales  Puissances  alliöes  et  associ6es. 

Cette  livraison  devra  etre  eSectu6e  dans  tels  lieux  que  d^signeront  les 
Gouvernements  desdites  Puissances ;  eile  devra  etre  achev6e  dans  un  d61ai  de 
trois  mois. 

Dans  ce  matörial  sera  compris,  en  particulier,  le  matärial  qui  est  ou  a 
6t6  employö  ou  destin6  ä  des  buts  de  guerre,  notamment : 

Les  avions  et  hj'dravions  complets,  ainsi  que  ceux  en  cours  de  fabrication, 
en  r6paration  ou  en  montage. 

Les  ballons  dirigeables  en  6tat  de  vol,  en  cours  de  fabrication,  en  r^paration 
ou  en  montage. 

Les  appareils  pour  la  fabrication  de  l'hydrog^ne. 

Les  hangars  des  ballons  dirigeables  et  abris  de  toutes  sortes  pour  aöronefs. 

Jusqu'ä  leur  livraison,  les  ballons  dirigeables  seront,  aux  frais  de  l'Autriche 
maintenus  gonfl^s  d'hydrogene,  et  les  appareils  pour  la  fabrication  de  Ihydrogiljne 
ainsi  que  les  abris  pour  les  ballons  dirigeables  peuvent,  ä  hi  discr^tion  desdites 
Puissances,  etre  laissöes  ä  l'Autriche  jusqu'au  moment  de  la  livraison  des  ballons 
dirigeables. 

Les  moteurs  d'a6ronefs. 

Les  cellules. 

L'armement  (canons,  mitrailleuses ,  fusils-mitrailleurs.  lance-bombes, 
lance-torpilles,  appareils  de  Synchronisation,  appareils  de  vis6e). 

Les  munitions  (cartouches,  obus,  bombes  chargt5es,  corps  de  bombes, 
Stocks  d'explosifs  ou  mati^res  destin6es  ä  leur  fabrication). 

Les  Instruments  de  bord. 
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Les  appareils  de  t6i6yraphie  Sans  fil  et  les  appareils  photographiques  ou 
cinömatographiques,  utilis^s  par  ra6rünautique. 

Les  pi^iccs  d6tach6es  se  rapportant  k  chacune  des  catögories  qui  pr^c^dent. 

Le  matöriel  ci-dessus  vis6  ne  devra  pas  6tre  d6plac6  sans  une  autorisation 
speciale  desdits  Gouvernements. 

Section  IV. 
Commission  Interalli6es  de  Controle. 

Article  149. 

Toutes  les  clauses  militaires,  navales  et  a^ronautiques  qui  sont  contenues 
dans  le  präsent  Trait6  et  pour  l'ex^cution  desquelles  une  limite  de  temps  a  6t6 
fixöe,  seront  ex6cut6es  par  l'Autriche  sous  le  controle  des  Commissions  inter- 
alli6es  spöcialement  nomm6es  ä  cet  effet  par  les  Principales  Puissances  alliöes 
et  associöes. 

Les  Commissions  susmentionnöes  repi6senteront  aupr^s  du  Gouvernement 
autrichien  les  Principales  Puissances  alli6es  et  associ6es,  pour  tout  ce  qui  est 
relatif  ä  l'exöcution  des  clauses  militaires,  navales  ou  a6ronautiques.  El  les 
feront  connaitre  aux  autoritös  de  l'Autriche  les  döcisions  que  les  Principales 
Puissances  alliöes  et  associöes  se  sont  r6serv6  de  prendre  ou  que  l'ex^cution 
desdites  clauses  pourrait  nöcessiter. 

Article  150. 

Les  Commissions  interalli^es  de  controle  pourront  installer  leurs  Services 
ä  Vienne  et  auront  la  facultö  aussi  souvent  qu'elles  le  jugeront  utile,  de  se 
rendre  sur  un  point  quelconque  du  territoire  autrichien,  ou  d'y  envoyer  des 
Sous-Commissions,  ou  de  charger  un  ou  plusieurs  de  leurs  membres  de  s'y 
transporter. 

Article  151. 

Le  Gouvernement  autrichien  devra  donner  aux  Commissions  interalliöes 
de  controle  tous  les  renseignements  et  documents  qu'elles  jugeront  nöcessaires 
pour  l'accomplissement  de  leur  mission,  et  tous  les  moyens,  tant  en  personnel 
qu'en  mat^riel,  dont  les  susdites  Commissions  pourraient  avoir  besoin  pour 
assurer  la  complöte  exöcution  des  clauses  militaires,  navales  ou  aöronautiques. 

Le  Gouvernement  autrichien  devra  assigner  un  repr^sentant  qualifi6  aupr^s 
de  chaque  Commission  interalliöe  de  controle,  avec  mission  de  recevoir  de  celle-ci 
les  Communications  qu'elle  aurait  ä  adresser  au  Gouvernement  autrichien  et 
de  lui  fournier  ou  procurer  tous  renseignements  ou  documents  demand^s. 

Article  152. 

L'entretien  et  les  frais  des  Commissions  de  controle  et  les  döpenses  occa- 
sionn^es  par  leur  fonctionnement  seront  supportös  par  l'Autriche. 

Article  153. 

La  Commission  militaire  interalli^e  de  controle  aura  sp^cialement  pour 
mission  de  recevoir  du  Gouvernement  autrichien  les  notifications  relatives  ä 
l'emplacement  des  Stocks  et  d^pots  de  munitions,  ä  l'armement  des  ouvrages 
fortifi6s,  forteresses  et  places  fortes,  ä  l'emplacement  des  usines  ou  fabriques 
d'armes,  de  munitions  et  de  mat^rial  de  guerre  et  ä  leur  fonctionnement. 

Elle  recevra  livraison  des  armes,  munitions,  matöriel  du  guerre,  outillage 
destin6  aux  fabrications  de  guerre,  fixera  les  lieux  oü  cette  livraison  devra 
etre  effectu6e,  surveillera  les  destructions,  mises  hors  d'usage  ou  transformations, 
prövues  par  le  präsent  Trait6. 

Article  154. 

La  Commission  navale  interalli^e  de  controle  aura  spöcialement  pour 
mission  de  se  rendre  sur  les  chantiers  de  construction  et  de  controler  la 
d^molition  des  bätiments  qui  s'y  trouvent  en  chantier,   de  recevoir  livraison 
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des  armes,  munitions  et  matöriel  nuval  de  guerre  et  de  controler  les  destruc- 
tions  ou  dömolitions  prövues. 

Le  Gouvernement  autrichien  devra  fournir  ä  !a  Commission  navale  inter- 
alliöe  de  contrule  tous  les  renseignements  et  documents  qu'elle  jugera  n6ces- 
saires  pour  s'assurer  de  la  complöte  ex6cution  des  clauses  navales.  notamment 
les  plans  des  navires  de  guerre,  la  composition  de  leur  armemenl,  les  carac- 
t^ristiques  et  les  modeles  de  canons,  munitions,  torpilles,  mines,  explosifs, 
appareils  de  t6l6graphie  Sans  fil  et  en  g6n6ral  de  tout  ce  qui  concerne  le 
mat^riel  naval  de  guerre,  ainsi  que  tous  documents  l^gislatifs  administratifs 
ou  röglementaires. 

Article  155. 

La  Commission  aöronautique  interalliöe  de  controle  aura  späcialement 
pour  mission  de  recenser  le  mat6riel  aöronautique  qui  se  trouve  actuellement 
entre  les  mains  du  Gouvernement  autrichien  et  d'inspecter  les  usines  d'avions, 
de  ballons  et  de  moteurs  d'a6ronefs.  les  fabriques  d'armes,  munitions  et  explosifs 
pouvant  etre  employ6s  par  les  aöronefs,  de  visittr  tous  aörodromes,  hangars, 
terrains  d'atterrissage,  parcs  et  d6p6ts  se  trouvant  sur  le  territoire  autrichien 
et  d'exercer,  s'il  y  a  lieu,  le  döplacement  du  mat^riel  pr^vu  et  d'en  prendre 
livraison. 

Le  Gouvernement  autrichien  devra  fournir  ä  la  Commission  aöronautique 
interalli6e  de  controle  tous  les  renseignements  et  documents  lögislatifs,  admini- 
stratifs ou  autres,  qu'elle  jugera  nöcessaires  pour  s'assurer  de  la  compl^te  ex6- 
cution  des  clauses  aöronautiques,  notamment  un  6tat  numärique  du  personnel 
appartenant  ä  tous  les  Services  a6ronautiques  de  l'Autriche,  ainsi  que  du  mat^riel 
existant  en  fabrication  ou  en  commande,  une  liste  complete  des  tous  le  Eta- 
blissements travaillant  pour  l'a^ronautique,  de  leurs  emplacements,  et  de  tous 
les  hangars  et  terrains  d'atterrissage. 

Section  V. 

Clauses  G6n6rales. 

Article  156. 

A  Texpiration  d'un  d6lai  de  trois  mois  ä  dater  de  la  mise  en  vigueur 
du  present  Trait6,  la  lögislation  autrichienne  devra  avoir  6t6  modifiee  et  devra 
etre  maintenue  par  le  Gouvernement  autrichien  en  conformitö  de  la  präsente 
Partie  du  präsent  Traitö. 

Dans  le  meme  dölai,  toutes  les  mesures  administratives  ou  autres  relatives 
ä  Texäcution  des  dispositions  de  la  präsente  Partie,  devront  avoir  €t€  prises 
par  le  Gouvernement  autrichien. 

Article  157. 

Les  dispositions  suivantes  de  l'armistice  du  3  novembre  1918,  savoir:  les 
paragraphes  2  et  3  du  Chapitre  I  (Clauses  militaires),  les  paragraphes  2,  3 
et  6  du  Chapitre  I  du  Protocole  annexe  (Clauses  militaires),  restent  en  vigueur 
en  tant  qu'ils  ne  sont  pas  contraires  aux  stipulations  qui  pr^cödent. 

Article  158. 

L'Autriche  s'engage,  ä  partir  de  la  mise  en  vigueur  du  präsent  Traitä, 
ä  n'accräditer  en  aucun  pays  6tranger  aucune  mission  militaire.  navale  ou 
a6ronautique,  et  i\  n'en  envoyer  et  laisser  partir  aucune;  eile  s'engage.  en 
outre,  ä  prendre  les  mesures  appropriäes  pour  empßcher  les  ressortissants 
autrichiens  de  quitter  son  territoire  pour  s'enuMer  dans  Tarmäe,  la  Hotte  ou 
le  Service  aäronautique  d'aucune  puissance  ätrangtire,  ou  pour  lui  i'tre  attachä 
en  vue  d'aider  ä  son  entrainement  ou,  en  gänöral,  de  donner  un  concours  ä 
l'instruction  militaire.  navale  ou  aöronautique  dans  un  pays  Etranger. 

Les  Puissances  alliäes  et  associöes  conviennent,  en  ce  qui  les  concerne, 
qu'ä   pactir   de   la   mise   en  vigueur  du  präsent  Traitä,   elles  ne  devront  pas 
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enröler  dans  leurs  armöes,  leurs  flottes  ou  leurs  forces  a6ronaatiques,  ni  y 
attacher  aucun  ressortissant  autrichien  en  vue  d'aider  k  rentrainement  mili- 
taire,  ou,  en  g6n6ral,  d'employer  un  ressortissant  autrichien  comme  instructeur 
militaire,  naval  ou  a6ronautique. 

Toutefois,  la  pr6sente  disposition  ne  porte  aucune  atteinte  au  droit  de 
la  France  de  recruter  la  L6gion  6trangcre  conform6ment  aux  lois  et  r^glements 
militaires  frangais. 

Article  1.Ö9. 

Aussi  longtemps  que  le  present  Traitö  restera  en  vigueur,  l'Autriche 
s'engage  ä  se  preter  ä  toute  investigation  que  le  Conseil  de  la  Soci6t6  des 
Nations,  votant  ä  la  majorit6,  jugerait  n6cessaire. 

Partie   VI. 
Prisonniors  de  Gnerre  et  S^pultures. 

Section  I. 
Prisonniers   de   Guerre. 

Article  160. 

Le  rapatriement  des  prisonniers  de  guerre  et  internus  civils  autrichiens 
aura  lieu  aussitot  que  possible  aprös  la  mise  en  vigueur  du  pr6sent  Trait6 
et  Sera  ef!ectu6  avec  la  plus  grande  rapidit6. 

Article  161. 

Le  rapatriement  des  prisonniers  de  guerre  et  internus  civils  autrichiens 
sera,  dans  les  conditions  fixöes  ä  l'article  160  assur^  par  les  soins  d'une 
commission  compos^e  de  reprösentants  des  Puissances  alliöes  et  associöes  d'une 
part  et  du  Gouvernement  autrichien  d'autre  part. 

Pour  chacune  des  Puissances  alliöes  et  associ6es,  une  sous-commission 
composöe  uniquement  de  reprösentants  de  la  Puissance  int6ress6e  et  de  d6l6gu6s 
du  Gouvernement  autrichien  röglera  les  details  d'exöcution  du  rapatriement 
des  prisonniers  de  guerre. 

Article  162. 

Des  leur  remise  aux  mains  des  autoritös  autrichiennes,  les  prisonniers 
de  guerre  et  internus  civils  devront,  par  les  soins  de  ces  dernieres,  etre  sans 
d6lai  renvoy^s  dans  leurs  foyers. 

Ceux  d'entre  eux,  dont  le  domicile  d'avant-guerre  se  trouve  sur  les  terri- 
töires  occupös  par  les  troupes  des  Puissances  alli^es  et  associ^es,  devront 
6galement  y  etre  renvoyös,  sous  röserve  de  l'agr^ment  et  du  controle  des 
autoritös  militaires  des  arm^es  d'occupation  alliöes  et  associ^es. 

Article  163. 

Tous  les  frais  r^sultant  de  ce  rapatriement,  ä  partir  de  la  mise  en 
route,  seront  ä  la  Charge  du  Gouvernement  autrichien,  lequel  sera  tenu  de 
fournir  les  moyens  de  transport,  ainsi  que  le  personnel  technique,  qui  seront 
consid6r6s  comme  nöcessaires  par  la  Commission  pr6vue  ä  l'article  161. 

Article  164. 

Les  prisonniers  de  guerre  et  internus  civils,  soit  passibles,  soit  frapp^s 
de  peines  pour  fautes  contre  la  discipline,  seront  rapatri^s,  sans  qu'il  soit 
tenu  compte  de  l'ach^vement  de  leur  peine  ou  de  la  proc6dure  engagöe 
contre  eux. 

Cette  disposition  ne  s'applique  pas  aux  prisonniers  de  guerre  et  internus 
civils  qui  seraient  punis  pour  des  faits  postörieurs  au  1"  juin  1919. 

Jusqu'ä  leur  rapatriement,  tous  les  prisonniers  de  guerre  et  internus 
civils  restent  soumis  aux  r^glements  en  vigueur,  notamment  au  point  de  vue 
du  travail  et  de  la  discipline. 
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Article  165. 

Les  prisonniers  de  guerre  et  internus  civils  qui  sont  passibles  ou  frapp6s 
de  peines  pour  des  faits  autres  que  des  fautes  contre  la  discipline  pourront 
ßtre  maintenus  en  dötention. 

Article  166. 

Le  Gouvernement  autrichien  s'engage  ä  recevoir  sur  son  territoire  tous 
les  tndividus  rapatriables  sans  distinction. 

Les  prisonniers  de  guerre  ou  ressortissants  autrichiens,  qui  d^sireraient 
ne  pas  etre  rapatriös,  pourront  etre  exclus  du  rapatriement ;  mais  les  Gou- 
vernements alli^s  et  associ^s  se  röservent  le  droit,  soit  de  les  rapatrier,  soit 
de  les  conduire  dans  un  pays  neutre,  soit  de  les  autoriser  ä  r^sider  sur  leur 
territoire. 

Le  Gouvernement  autrichien  s'engage  ä  ne  prendre  contre  ces  individus 
ou  leurs  familles  aucune  mesure  d'exception,  ni  ä  exercer  ä  leur  encontre, 
pour  ce  motif,  aucune  röpression  ou  vexation,  de  quelque  nature  qu'elle  soit. 

Article  167. 

Les  Gouvernements  alliös  et  associ^s  se  r^servent  le  droit  de  subordonner 
le  rapatriement  des  prisonniers  de  guerre  et  ressortissants  autrichiens  qui 
sont  en  leur  pouvoir,  ä  la  d^claration  et  ä  la  mise  en  libertö  immödiates  par 
le  Gouvernement  autrichien  de  tous  les  prisonniers  de  guerre  et  autres  ressortis- 
sants des  Puissances  alliöes  et  associ^es,  qui  se  trouveraient  encore  retenus 
contre  leur  grä  en  Antriebe. 

Article  168. 

Le  Gouvernement  autrichien  s'engage : 

1^  A  donner  libre  acc^s  aux  Commissions  de  recherche  des  disparus, 
ä  leur  fournir  tous  les  moyens  de  transport  utiles,  ä  les  laisser  penötrer  dans 
les  camps,  prisons,  hopitaux  et  tous  autres  locaux,  ä  mettre  ä  leur  disposition 
tous  documents  d'ordre  public  ou  priv6,  qui  peuvent  les  ^clairer  dans  leurs 
recherches ; 

2*^  A  prendre  les  sanctions  contre  les  fonctionnaires  ou  particuliers 
autrichiens,  qui  auraient  dissimulö  la  pr6sence  d'un  ressortissant  d'une  Puis- 
sance  alli6e  ou  associöe,  ou  qui  auraient  n^glig^  d'en  r6v6ler  la  pr^sence  apr^s 
en  avoir  eu  connaissance. 

Article  169. 

Le  Gouvernement  autrichien  s'engage  ä  restituer  sans  d6lai,  d^s  la 
mise  en  vigueur  du  präsent  Trait6,  tous  les  objets,  valeurs  ou  documents 
ayant  appartenu  ä  des  ressortissants  des  Puissances  alli6es  ou  associ^es  et 
qui  auraient  6t6  retenus  par  les  autorit^s  autrichiennes. 

Article  170. 

Les  Hautes  Parties  Contractantes  döclarent  renoncer  au  remboursement 
röciproque  des  sommes  dues  pour  l'entretien  des  prisonniers  de  guerre  sur 
leurs  territoires  respectifs. 

Section  IL 

S6pultures. 
Article  171. 

Les  Gouvernements  alli6s  et  associ^s  et  le  Gouvernement  autrichien 
feront  respecter  et  entretenir  les  s6pultures  des  soldats  et  marins  inhum^s 
sur  leurs  territoires  respectifs. 

Ils  s'engagent  ä  reconnaitre  toute  Commission  charg6e  par  Tun  ou  par 
l'autre  des  Gouvernements  d'identifier,  enregistrer,  entretenir  ou  Clever  des 
monuments  convenables  sur  lesdites  s6pultures  et  k  faciliter  ä  cette  Com- 
mission raccomplissement  de  ses  devoirs. 

Ils  conviennent  en  outre  de  se  donner  röciproqueuient,  sous  rtserve  des 
prescriptions  de  leur  legislatiim  nationale  et  des  n6cessit6s  de  ThygicMie  publique, 
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toutes    facilitös   pour   satisfaire    aux  demandes  de  rapatriement  des  restes  de 
leurs  süldats  et  de  leurs  marins. 

Articie  172. 

Les  s6pultures  des  prisonniers  de  guerre  et  internus  civils,  ressortissants 
des  difförents  Etats  bellit<6rants,  d6c6d(5s  en  captivitö,  seront  convenablement 
entretenues,  dans  les  conditions  pr6vues  k  l'article  171  du  pr6sent  Traiie. 

Les  Gouvernements  alU6s  et  associös  d'une  part  et  le  Gouverneiiiunt 
autrichien  d'autre  part  s'engagent  en  outre  k  se  fournir  röciproquement : 

1"  La  liste  complöte  des  d6c6d6s  avec  tous  renseignements  utiles  ä 
leur  identification ; 

2"  Toutes  indications  sur  le  nombre  et  l'emplacement  des  tombes  de 
tous  les  morts  enterrös  sans  identification. 

Partie    VII. 
Sanctions. 

Articie  173. 

Le  Gouvernement  autrichien  reconnait  aux  Puissances  alliöes  et  associ^es 
la  libert6  de  traduire  devant  leurs  Tribunaux  militaires,  les  personnes  accus6es 
d'avoir  commis  des  actes  contraires  aux  lois  et  coutumes  de  la  guerre.  Les 
peines  pr^vues  par  les  lois  seront  appliqu6es  aux  personnes  reconnues  cou- 
pables.  Cette  disposition  s'appliquera  nonobstant  toutes  proc^dures  ou  pour- 
suites  devant  une  juridiction  de  rAutriche  ou  de  ses  alliös. 

Le  Gouvernement  autrichien  devra  livrer  aux  Puissances  alli^es  et 
associöes,  ou  ä  celle  d'entre  elles  qui  lui  en  adressera  la  requete,  toutes  per- 
sonnes qui,  6tant  accusöes  d'avoir  commis  un  acte  contraire  aux  lois  et  cou- 
tumes de  la  guerre,  lui  seraient  d6sign6es  soit  nominativement,  soit  par  le 
grade,  la  fonction  ou  l'emploi  auxquels  les  personnes  auraient  6t6  affect^es 
par  les  autoritös  autrichiennes. 

Articie  174. 

Les  auteurs  d'actes  contre  les  ressortissants  d'une  des  Puissances  alliöes 
et  associ^es  seront  traduits  devant  les  Tribunaux  militaires  de  cette  Puissance. 

Les  auteurs  d'actes  commis  contre  des  ressortissants  de  plusieurs  Puis- 
sances alli^es  et  associöes,  seront  traduits  devant  des  Tribunaux  militaires 
compos6s  de  membres  appartenant  aux  Tribunaux  militaires  des  Puissances 
int6ress6es. 

Dans  tous  les  cas,  l'accusö  aura  droit  k  dösigner  lui-meme   son  avocat. 

Articie  175. 
Le  Gouvernement  autrichien  s'engage  ä  fournir  tous  documents  et  ren- 
seignements,    de  quelque  nature  que  ce  soit,    dont  la  production  serait  jugöe 
nöcessaire   pour   la   connaissance   complfete  des  faits  incriminös,    la  recherche 
des  coupables  et  l'appröciation  exacte  des  responsabilitös. 

Articie  176. 

Les  dispositions  des  articles  173  k  175  s'appliquent  ögalement  aux 
Gouvernements  des  Etats  auxquels  ont  6t6  attribuös  des  territoires  apparte- 
nant k  i'ancienne  Monarchie  austro-hongroise,  pour  ce  qui  concerne  les  per- 
sonnes accus^es  d'avoir  commis  des  actes  contraires  aux  lois  et  coutumes  de 
la  guerre  et  qui  se  trouvent  dans  le  territoire  ou  k  la  disposition  desdits  Etats. 

Si  les  personnes  dont  il  s'agit  ont  acquis  la  nationalitö  d'un  desdits 
Etats,  le  Gouvernement  de  cet  Etat  s'engage  k  preudre  toutes  les  mesures 
nöcessaires  afin  d'assurer  leur  poursuite  et  leur  punition,  sur  la  requete  de 
la  Puissance  intöress^e  et  d'accord  avec  eile. 
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Partie   VIII. 
Köparations. 

Section  I. 
Dispositions   G^n^rales. 

Article  177. 
Las  Gouvernements  alliös  et  associös  d^clarent  et  l'Autriche  reconnait 
qua  l'Autriche  et  ses  alliös  sont  responsables.  pour  les  avoir  caus6s,  des 
pertes  et  des  dommages  subis  par  les  Gouvernements  alli^s  et  associös  et 
leurs  nationaux  en  consöquence  de  la  guerre,  qui  leur  a  6t6  impos^e  par 
l'agression  de  l'Autriche-Hüngrie  et  de  ses  alliös. 

Article  178. 

Les  Gouvernements  alli^s  et  associ^s  reconnaissent  que  les  ressources 
de  l'Autriche  ne  sont  pas  süffisantes  —  en  teuant  compte  de  la  diminution 
permanente  de  ces  ressources  qui  rösulte  des  autres  dispositions  du  präsent 
Trait6  —  pour  assurer  compl^te  röparation  de  ces  pertes  et  de  ces  dommages. 

Les  Gouvernements  alli6s  et  associös  exigent  toutefois,  et  l'Autriche  en 
prend  l'engagement,  que  soient  räparös,  dans  les  conditions  döterminöes  ci- 
aprfes,  les  dommages  causös.  pendant  la  p6riode  au  cours  de  laquelle  chacune 
des  Puissances  alli^es  ou  associ6es  a  €16  en  guerre  avec  l'Autriche,  ä  la 
population  civile  des  Puissances  alliöes  et  associöes  et  ä  ses  biens  pir  ladite 
agression  par  terre,  par  mer  et  par  les  airs,  et,  d'une  faQon  generale,  les 
dommages  d6finis  ä  l'Annexe  I  ci-jointe. 

Article  179. 

Le  montant  desdits  dommages,  pour  lesquels  r^paration  est  due  par 
l'Autriche,  sera  fix6  par  une  Commission  interalli6e,  qui  prendra  le  titre  de 
Commission  des  röparations  et  sera  constitu6e  dans  la  forme  et  avec  les 
pouvoirs  indiqu6s  ci-aprös  et  aux  Annexes  II  ä  V  ci  Jointes.  La  Commission 
prövue  ä  l'article  233  du  Trait6  avec  TAUemagne  est  la  meme  que  la  prä- 
sente Commission.  sous  röserve  des  modifications  rösultant  du  präsent  Traitö: 
eile  constituera  une  Section  pour  les  questions  speciales  soulev6es  par  l'appli- 
cation  du  präsent  Traitä ;  cette  Section  n'aura  qu'un  pouvoir  consultatif,  sauf 
dans  les  cas  oii  la  Commission  des  räparations  lui  däiäguera  tels  pouvoirs 
qu'elle  jugera  opportuns. 

La  Commission  des  räparations  ätudiera  les  räclamations  et  donnera  au 
Gouvernement  autrichien  l'äquitable  facultä  de  se  faire  entendre. 

La  Commission  ätablira  concurrement  un  ätat  de  payements.  en  pr6- 
voyant  les  äpoques  et  les  modalitös  de  l'acquittement  par  l'Autriche,  dans 
une  Periode  de  trente  ans  ä  dater  du  1"  mai  1921,  de  la  part  de  dette  qui 
lui  aura  ätä  assignäe  aprös  que  la  Commission  aura  estimä  si  l'AUemagne 
est  en  Situation  de  payer  le  solde  du  montant  total  des  räclamations  präsen- 
t6es  contre  l'AUemagne  et  ses  alliäs  et  värifiäes  par  la  Commission.  Au  cas 
cependant  oü,  au  cours  de  ladite  pöriode,  l'Autriche  manquerait  ä  l'acquitte- 
ment de  sa  dette,  le  röglement  de  tout  solde  restant  impayä  pourra  etre  re- 
portä  aux  annöes  suivantes,  ä  la  volonte  de  la  Commission,  ou  pourra  faire 
l'objet  d'un  traitemenfc  difförent,  dans  telles  conditions  que  dätermineront  les 
Gouvernements  alliäs  et  associäs,  agissant  suivant  la  procädure  prtJvue  ä  la 
präsente  Partie  du  präsent  Traitä. 

Article  180. 

La  Commission  des  räparations  devra.  apr^s  le  1"  mai  1921,  ätudier, 
de  temps  ä  autre,  les  ressources  et  les  capacitäs  de  l'Autriche  et,  apräs  avoir 
donnä  aux  repräsentants  de  ce  pays  l'äquitable  facultä  de  se  faire  entendre, 
eile  aura  tous  pouvoirs  pour  ätendre  la  periode  et  modifier  les  modalitäs  des 
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payements  ä  pr6voir  en  conformitö  de  l'article  179;  mais  eile  ne  pourra  faire 
remise  d'aucune  somme  sans  l'autorisation  speciale  des  divers  Gouvernements 
repr6sent6s  k  la  Commission. 

Article  181. 
L'Autriche  payera,  pendant  les  ann^es  1919  et  1920  et  pendant  les 
quatre  premiers  mois  de  1921,  en  autant  de  versements  et  suivant  telles 
modalit6s  (en  or.  en  marchandises,  en  navires,  en  valeurs  ou  autrement)  que 
la  Commission  des  r6parations  pourra  fixer,  une  somme  raisonnable  que  la 
Commission  d^terminera,  h  valoir  sur  les  cr^ances  ci-dessus ;  sur  cette  somme 
les  frais  de  l'arm^e  d'occupation  apr^s  l'armistice  du  3  novembre  1918  seront 
d'abord  pay^s,  et  telles  quantit6s  de  produits  alimentaires  et  de  matiferes 
premi^res,  qui  pourront  etre  jug6es,  par  les  Gouvernements  des  Principales 
Puissances  alliöes  et  associöes,  nöcessaires  pour  permettre  ä  l'Autriche  de 
faire  face  ä  son  Obligation  de  r^parer,  pourront  aussi,  avec  l'approbation 
desdits  Gouvernements,  etre  pay^es  par  Imputation  sur  ladite  somme,  Le 
solde  viendra  en  d^duction  des  sommes  dues  par  l'Autriche  ä  titre  de  r^para- 
tioDS.  L'Autriche  remettra  en  outre  les  bons  prescrits  au  paragraphe  12,  c, 
de  l'Annexe  II  ci-jointe. 

Article  182. 

L'Autriche  accepte,  en  outre,  que  ses  ressources  6conomiques  soient 
directement  affect^es  aux  röparations,  comme  il  est  sp6cifi6  aux  Annexes  III, 
IV  et  V  relatives  respectivement  ä  la  marine  marchande,  aux  restaurations 
materielles  et  au  mati^res  premi^res;  6tant  toujours  entendu  que  la  valeur 
des  biens  transf6r6s  et  de  l'utilisation  qui  en  sera  faite  conformöment  aux- 
dites  Annexes  sera,  aprfes  avoir  616  fix6e  de  la  mani^re  qui  y  est  prescrite, 
port6e  au  credit  de  l'Autriche  et  viendra  en  d^duction  des  obligations  pr^vues 
aux  articles  ci-dessus. 

Article  183. 

Les  versements  successifs,  y  compris  ceux  vis6s  aux  articles  pr6c6dents, 
effectu6s  par  l'Autriche  pour  satisfaire  aux  r^clamations  ci-dessus.  seront  r6- 
partis  par  les  Gouvernements  alliös  et  associös  suivant  les  proportions  d6ter- 
min^es  par  eux  ä  l'avance   et   fond6es   sur   l'^quit^  et   les   droits  de  chacun. 

En  vue  de  cette  r^partition,  la  valeur  des  crödits  vis6s  ä  l'article  189 
et  aux  Annexes  III,  IV  et  V  sera  calcul^e  de  la  meme  fagon  que  les  paye- 
ments effectuäs  la  meme  annöe. 

Article  184. 

En  sus  des  payements  ci-dessus  pr6vus,  l'Autriche  eSectuera,  en  se 
conformant  ä  la  proc^dure  6tablie  par  la  Commission  des  r^parations,  lä 
restitution  en  especes  des  esp^ces  enlev^es,  saisies  ou  s6questr6es  ainsi  que 
la  restitution  des  animaux,  des  objets  de  toute  sorte  et  des  valeurs  enlev6s, 
saisis  ou  86questr6s,  dans  les  cas  oü  il  sera  possible  de  les  identifier  soit  sur 
les  territoires  appartenant  ä  l'Autriche  ou  ä  ses  alli^s,  soit  sur  les  territoires 
rest^s  en  possession  de  l'Autriche  ou  de  ses  alli^s  jusqu'ä  la  compl^te  ex6- 
cution  du  präsent  Trait6. 

Article  185. 

Le  Gouvernement  autrichien  s'engage  ä  op6rer  immödiatement  les  resti- 
tutions  prövues  par  l'article  184  ci-dessus  et  ä  effectuer  les  payements  et  les 
livraisons  pr^vus  par  les  l'articles  179,  180,  181  et  182. 

Article  186. 
Le  Gouvernement  autrichien  reconnait  la  Commission  pr6vue  par  l'ar- 
ticle 179,  teile  qu'elle  pourra  etre  constilu6e  par  les  Gouvernements  alli6s  et 
associ6s  conform^ment  ä  l'Annexe  II;  il  lui  reconnait  irrövocablement  la  pos- 
session et  l'exercice  des  droits  et  pouvoirs  que  lui  conf^re  le  präsent  Trait6. 
Le  Gouvernement  autrichien  fournira  ä  la  Commission  tous  les  renseignements 
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dont  eile  pourra  avoir  besoin  sur  la  Situation  et  les  Operations  financiferes 
et  sur  les  biens,  la  capacit6  de  production,  les  approvisionnements  et  la  pro- 
duction  courante  des  mati^res  premi^res  et  objets  manufactur^s  de  1' Antriebe 
et  de  ses  ressortissants ;  il  donnera  ^galement  toutes  informations  relatives 
aux  Operations  militaires  de  la  guerre  1914 — 1919  dont  la  connaissance  sera 
jugäe  n6cessaire  par  la  Commission.  Le  Gouvernement  autrichien  accordera 
aux  Membres  de  la  Commission  et  ä  ses  Agents  autoris^s  tous  les  droits  et 
immunites  dont  jouissent  en  Antriebe  les  Agents  diplomatiques  düment  accrä- 
dites  des  Puissances  amies. 

L' Antriebe  accepte,  en  outre,  de  supporter  les  ömoluments  et  les  frais 
de  la  Commission  et  de  tel  personnel  qu'elle  pourra  employer. 

Article  187. 
L'Autriche   s'engage  k  faire   promulguer,   ä   maintenir  en  vigueur  et  ä 
publier  toute  l6gislation,  tous  r^glements  et  döcrets  qui  pourraient  etre  n6ces- 
saires  pour  assurer  la  complfete  exöcution  des  präsentes  stipulations. 

Article  188. 
Les  dispositions  de   la   präsente  Partie   du   präsent  Traitä  n'affecteront 
en  rien  les  dispositions  des  Sections  III  et  IV  de  la  Partie  X  (Clauses  6cono- 
miques)  du  präsent  Traitö. 

Article  189. 
Seront  port6s   au   credit   de  l'Autriche,    au   titre    de    ses  obligations  de 
röparer,  les  Clements  suivants : 

a)  Tont  solde  definitif  en  faveur  de  l'Autriche  vis6  aux  sections  III  et 
IV' de  la  Partie  X  (Clauses  öconomiques)  du  präsent  Trait^; 

b)  Toutes  sommes  dues  ä  rAutriche  du  cbef  des  cessions  vis^es  ä  la 
Partie  IX  (Clauses  financiöres)  et  ä  la  Partie  XII  (Ports,  voies  d'eau  et 
voies  ferröes) ; 

c)  Toutes  sommes  que  la  Commission  des  röparations  jugerait  devoir 
€tre  portees  au  credit  de  l'Autriche  ä  valoir  sur  tous  autres  transferts  de 
proprietes,  droits,  concessions  ou  autres  intärets  pr6vus  par  le  präsent  Traite. 

En  aucun  cas,  toutefois,  les  restitutions  effectu^es  en  vertu  de  Tarticle  184 
du  präsent  Traite  ne  pourront  etre  port6es  au  credit  de  TAutricbe. 

Article  190. 
La  cession  des  cäbles  sous-marins  autrichiens,  ä  defaut  d'une  disposition 
particuliere  du  präsent  Traitä,  est  rögl^e  par  l'Annexe  VI  ci-jointe. 

Annexe  I. 

Compensation  peut  etre  r^clamöe  de  l'Autriche,  conformement  ä  l'article  178 
ci-dessus,  pour  la  totalite  des  dommages  rentrant  dans  les  cat6gories  ci-apros: 

1*^  Dommages  causös  aux  civils  atteints  dans  leur  personne  ou  dans 
leur  vie  et  aux  survivants  qui  etaient  k  la  charge  de  ces  civils  pour  tous 
actes  de  guerre,  y  compris  les  bombardements  ou  autres  attaques  par  terre, 
par  mer  ou  par  la  voie  des  airs,  et  toutes  leurs  cons^quences  directes  ou  de 
toutes  Operations  de  guerre  des  deux  groupes  de  belligerants,  en  quelque 
endroit  que  ce  soit; 

2^  Dommages  caus^s  par  l'Autriche  ou  ses  alli6s  aux  civils  victimes 
d'actes  de  cruaute,  de  violence  ou  de  mauvais  traitements  (y  compris  les 
atteintes  k  la  vie  ou  a  la  sanie  par  suite  d'emprisonnement,  de  di'portation. 
d'internement  ou  d'6vacuation,  d'abandon  en  mer  ou  de  travail  forc^).  en 
quelque  endroit  que  ce  soit,  et  aux  survivants  qui  etaient  ä  la  charge  de  ces 
victimes ; 

3"  Dommages  caus^s  par  l'Autriche  ou  ses  allies,  sur  leur  territoire  ou 
en  territoire  occupe  ou  envahi,  aux  civils  victimes  de  tous  actes  ayaut  porte 
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atteinte  k  la  sant6,  ä  la  capacit6  de  travail  ou  ä  l'honneur,  et  aux  survivants 
qui  6taient  ä  la  charf^e  de  ces  victimes; 

4*^  Dommages  caus6s  par  toute  esp^ce  de  mauvais  traitements  aux  pri- 
sonniers  de  guerre ; 

5"  En  tant  que  dommage  caus6  aux  peuplcs  des  Puissances  alliöes  et 
associöes,  toutes  pensions  ou  compensations  de  möme  nature  aux  victimes 
militaires  de  la  guerre  (arm^es  de  terre.  de  mer  ou  forces  a6riennes).  mutil6s. 
blessös,  malades  ou  invalides,  et  aux  personnes  dont  ces  victimes  6taient  le 
soutien;  le  montant  des  sommes  dues  aux  Gouvernements  alli6s  et  associ6s 
sera  calcul6  pour  chacun  dcsdits  Gouvernements,  ä,  la  valeur  capitalis6e,  k 
la  date  de  la  mise  en  vigueur  du  präsent  Trait6.  drsdites  pensions  ou  com- 
pensations, sur  la  base  des  tarifs  en  vigueur  en  France  au  1"  mai  1919; 

6'^  Frais  de  l'assistance  fournie  par  les  Gouvernements  des  Puissances 
alliöes  et  associ6es  aux  prisonniers  de  guerre,  ä  leurs  familles  ou  aux  per- 
sonnes dont  ils  ötaient  le  soutien : 

70  Allocations  donnöes  par  les  Gouvernements  des  Puissances  alli^es  et 
associ^es  aux  familles  et  aux  autres  personnes  ä.  la  charge  des  mobilis6s  ou 
de  tous  ceux  qui  ont  servi  dans  l'armöe:  le  montant  des  sommes  qui  leur 
sont  dues  pour  chacune  des  ann^es  au  cours  desquelles  des  hostilit^s  se  sont 
produites  sera  calcul6,  pour  chacun  desdits  Gouvernements,  sur  la  base  du 
tarif  moyen  appliqu6  en  France,  pendant  ladite  ann6e,  aux  payements  de 
cette  nature ; 

80  Dommages  causös  ä  des  civils  par  suite  de  l'obligation  qui  leur  a 
€t€  impos6e  par  l'Autriche  ou  ses  alliös  de  travailler  sans  une  juste  r6- 
munäration ; 

9*^  Dommages  relatifs  ä  toutes  propri6t6s,  en  quelque  lieu  qu'elles  soient 
situäes,  appartenant  ä  l'une  des  Puissances  ailiöes  ou  associöes  ou  ä  leurs 
ressortissants  (exception  faite  des  ouvrages  et  du  mat^riel  militaires  ou  na- 
vals)  qui  ont  6t6  enlev^es,  saisies,  endommag^es  ou  dötruites  par  les  actes 
de  l'Autriche  ou  ses  alliös  sur  terre,  sur  mer  ou  dans  les  airs;  ou  dommages 
caus6s  en  cons^quence  directe  des  hostilitös  ou  de  toutes  Operations  de  guerre ; 

10*^  Dommages  caus6s  sous  formes  de  pr6l^vements,  amendes  ou  exactions 
similaires  de  l'Autriche  ou  de  ses  allies  au  d^triment  des  populations  civiles. 

Annexe  IL 

§  1- 

La  Commission  pr^vue  par  l'article  179  prendra  le  titre  de  „Com- 
mission  des  r^parations",  eile  sera  däsign^e  dans  les  articles  ci-apres  par  les 
mots  ,1a  Commission". 

§  2. 

Les  Del6gu6s  ä  la  Commission  seront  nommös  par  les  Etats-Unis  d'Amöri- 
que,  la  Grande-Bretagne,  la  France,  l'Italie,  le  Japon,  la  Belgique,  la  Gröce, 
la  Pologne,  la  Roumanie,  TEtat  Serbe-Croate-Slov^ne  et  la  Tchöco-Slovaquie. 
Les  Etats  Onis  d'Am^rique.  la  Grande-Bretagne,  la  France.  l'Italie.  le  Japon 
et  la  Belgique  nommeront  respectivement  un  D6l6gu6.  Les  cinq  autres  Puis- 
sances nommeront  uu  D6l6gu6  commun  dans  les  conditions  pr^vues  au  troi- 
sieme  alin6a  du  paragraphe  3  ci-apres.  Eu  meme  temps  que  chaque  D616gu6. 
sera  nomm6  un  D6l6gu6  adjoint  qui  le  remplacera  en  cas  de  maladie  ou  d"ab- 
sence  forc6e,  mais  qui,  en  toute  autre  circonstance,  aura  seulement  le  droit 
d'assister  aux  döbats  sans  y  prendre  aucune  part. 

En  aucun  cas,  plus  de  cinq  des  D6l6gu6s  ci-dessus  n'auront  le  droit  de 
prendre  part  aux  d^bats  de  la  Commission  et  d'6mettre  des  votes.  Les 
D6l6gu6s  des  Etats-Unis,  de  la  Grande-Bretagne,  de  la  France  et  de  l'Italie 
auront  toujours  ce  droit.    Le  D6l6gu6  de  la  Belgique  aura  ce  droit  dans  tous 
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les  cas  autres  que  ceux  vis6s  ci-apr^s.  Le  D6l6gu6  da  Japon  aura  ce  droit 
d^ns  le  cas  oü  seront  examinöes  des  questions  relatives  aux  dommages  sur 
mer.  Le  D6I6gu6  commun  des  cinq  autres  Puissances  mentionn6s  ci-dessus 
aura  ce  droit  lursque  des  questions  relatives  ä  TÄutriche,  ä  la  Hongrie  oa 
ä  la  Bulgarie  seront  examin6fs. 

Chacun  des  Gouvernements  repr6sent6s  ä  la  Commission  aura  le  droit 
de  s'en  retirer  apres  un  pröavis  de  douze  mois  notifiö  ä  la  Commission  et 
confiim6  au  cours  du  sixi^me  mois  apr^s  la  date  de  la  notification  primitive. 

§  3. 

Celle  d'entre  les  Puissances  alli6es  et  associöes,  qui  pourrait  etre  int^r- 
ess^e,  aura  le  droit  de  nommer  un  Del6gu6  qui  ne  sera  präsent  et  n'agira. 
en  qualit^  d'assesseur.  que  lorsque  les  ci  Dances  et  int^rßts  de  ladite  Puissance 
seront  examinös  ou  discutös;  ce  D616gu6  n'aura  pas  le  droit  de  vote. 

La  Section  que  la  Commission  constituera  en  exöcution  de  l'article  179 
de  la  präsente  Partie  comprendra  des  repr^sentants  des  Puissances  ci-aprfes: 
Etats-Unis  d'Am^rique,  Grande-Bretagne.  France,  Italie,  Gr^ce,  Pologne,  Rou- 
manie,  Etat  Serbe- CroateSlov^ne,  Tchöco-Slovaquie,  sans  que  cette  compo- 
sition  pr^juge  en  rien  l'admissibilitö  des  r^clamations.  Lorsque  la  Section 
6meitra  des  votes,  les  reprösentants  des  Etats-Ünis  d'Am^rique,  de  la  Grande- 
Bretagne,  de  la  France  et  de  l'Italie  auront  chacun  deux  voix. 

Les  Repr6sentants  des  cinq  autres  Puissances  memionnöes  ci-dessus 
norameront  un  D616gu6  commun  qui  siögera  ä  la  Commission  des  r^parations 
dans  les  condi  ions  indiqu^es  au  paragraphe  2  de  la  präsente  Annexe.  Ce 
D6l6gu6,  qui  sera  nommö  pour  un  an,  sera  successivement  choisi  parmi  les 
ressortissants  de  chacune  des  cinq  Puissances  susvisöes. 

§  4. 
En  cas  de  mort,  d^mission  ou  rappel  de  tout  D6l6gu6,   D6l6gu6  adjoint 
ou  assesseur,  un  successeur  devra  lui  etre  d6sign6  aussitot  que  possible. 

§  5. 
La  Commission  aura  son  principal  bureau  permanent  ä  Paris  et  y 
tiendra  sa  premiöre  röuiiion  dans  le  plus  bref  dölai  possible  aprös  la  mise  en 
vigueur  du  pr6sent  Traitö;  eile  se  röunira  ensuite  en  tels  lieux  et  ä  telles 
^poques  qu'elle  estimera  convenables  et  qui  pourront  etre  n6cessaires  en  vue 
de  l'accomplissement  le  plus  rapide  de  ses  obligations. 

§  6. 
D6s  sa  premi^re  röunion,  la  Commission  6lira.  p'irmi  les  D616gu6s  vises 
ci-dessus,  un  President  et  un  Vice-Pr6sident,  qui  resteront  en  fonctions  peii- 
dant  une  ann6e  et  seront  r^öligibles;  si  le  poste  de  President  ou  de  Vice- 
Pr6si(ient  devient  vacant  au  cours  d'une  Periode  annuelle,  la  Commission 
proc^Jera  immödiatement  ä  une  nouvelle  ^lection  pour  le  reste  de  ladite 
Periode. 

§7. 
La  Commission  est  autorisöe  ä  nommer  tous  fonctionnaires,  agents  et 
employös,  qui  peuvent  etre  nöcessaires  pour  l'ex^cution  de  ces  fonctions,  et 
ä  fixer  leur  römuneration,  ä  constituer  des  Sections  ou  Comitös  dont  les 
membres  ne  seront  pas  nöcessairement  ceux  de  la  Commission  et  ä  prendre 
toutes  mesures  d'ex^cution  n^cessaires  pour  raccomplissement  de  sa  t;uhe, 
ä,  d6l6guer  autorit6  et  pleins  pouvoirs  -i  ses  fonctionnaires,  agents,  Sections 
et  Comitös. 

§  8- 
Toutes  les  d6lib6rations  de  la  Commission  seront  secr^tes,  ä  moins  que, 
pour   des    raisons    speciales,   la   Commission,   dans   des   cas  particuliers,  n'en 
d^cide  autrement. 
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§  9. 

La  Commission  devra,  dans  les  d^lais  qu'elle  fixera  de  temps  ä  aatre, 
et  si  le  Gouvernement  autrichien  en  fait  la  demande,  entendre  tous  argumenta 
et  tömoignages  pr6sent6s  par  l'Autriche  sur  toutes  questions  se  rattachant  ä 
sa  capacit6  de  payement. 

§  10. 

La  Commission  ötudiera  les  röclamations  et  donnera  au  Gouvernement 
autrichien  l'^quitable  facult6  de  se  faire  entendre,  sans  qu'il  puisse  prendre 
aucune  part,  quelle  qu'elle  soit,  aux  d^cisions  de  la  Commission.  La  Com- 
mission donnera  la  meme  facultö  aux  alli6s  de  l'Autriche  lorsqu'elle  jugera 
que  leurs  int^rets  sont  en  jeu. 

§  11. 

La  Commission  ne  sera  li6e  par  aucune  l^gislation  ni  par  aucun  code 
particuliers,  ni  par  aucune  regle  speciale  concernant  Tinstruction  ou  la  pro- 
c6dure;  eile  sera  guidöe  par  la  justice,  l'^quit^  et  la  bonne  foi.  Ses  döcisions 
devront  se  conformer  ä  des  principes  et  k  des  regles  uniformes  dans  tous  les 
cas  oü  ces  principes  et  ces  regles  seront  applicables.  Elle  fixera  les  regles 
relatives  aux  modes  de  preuve  des  r^clamations.  Elle  pourra  employer  toute 
möthode  legitime  de  calcul. 

§  12. 

La  Commission  aura  tous  les  pouvoirs  et  exercera  toutes  les  attributions 
a  eile  conf6r6es  par  le  präsent  Traitö. 

La  Commission  aura,  d'une  faron  g6n6rale,  les  pouvoirs  de  controle  et 
d'ex6cution  les  plus  ätendus  en  ce  qui  concerne  le  probleme  des  röparations 
tel  qu'il  est  traitö  dans  la  präsente  Partie,  dont  eile  aura  pouvoir  d'inter- 
pr6ter  les  dispositions.  Sous  r^serve  des  dispositions  du  präsent  Trait6,  la 
Commission  est  constituöe  par  l'ensemble  des  Gouvernements  alli6s  et  associ^s 
vis6s  aux  paragraphes  2  et  3  comme  leur  reprösentant  exclusif,  pour  leur 
part  respective,  en  vue  de  recevoir,  vendre,  conserver  et  röpartir  le  payement 
des  r^parations  ä  effectuer,  aux  termes  de  la  präsente  Partie  du  Trait6,  par 
l'Autriche.     Elle  devra  se  conformer  aux  conditions  et  dispositions  suivantes: 

a)  Toute  fraction  du  montant  total  des  cröances  v6rifi6es  qui  ne  sera 
pas  pay6e  en  or,  ou  en  navires,  valeurs  et  marchandises  ou  de  toute  autre 
fa^on,  devra  etre  couverte  par  l'Autriche,  dans  des  conditions  que  la  Com- 
mission döterminera,  par  la  remise,  ä  titre  de  garantie,  d'un  montant  äqui- 
valent de  bons,  de  titres  d'obligations  ou  autres,  en  vue  de  constituer  une 
reconnaissance  de  la  fraction  de  dette  dont  il  s'agit. 

b)  En  estimant  pöriodiquement  la  capacitö  de  payement  de  l'Autriche, 
la  Commission  examinera  le  Systeme  fiscal  autrichien :  1 "  afin  que  tous  les 
revenus  de  l'Autriche,  y  compris  les  revenus  destinös  au  Service  ou  ä  l'acquitte- 
ment  de  tout  emprunt  Interieur,  soient  affectös  par  priviifege  au  payement 
des  sommes  dues  par  eile  ä  titre  de  räparations.  et.  2^^  de  fagon  ä  acqu^rir 
la  certitude  qu'en  g^n^ral  le  Systeme  fiscal  autrichien  est  tout  ä  fait  aussi 
lourd,  proportionnellement,  que  celui  d'une  quelconque  des  Puissances  reprö- 
sentöes  ä  la  Commission. 

La  Commission  des  r^parations  recevra  des  Instructions  lui  prescrivant 
de  tenir  compte  notamment:  1^  de  la  Situation  ^conomique  et  financiöre 
reelle  du  territoire  autrichien  tel  qu'il  est  d61imit6  par  le  prösent  Trait^ ;  et 
2"  de  la  diminution  de  ses  ressources  et  de  sa  capacitö  de  payement  rösultant 
des  clauses  du  präsent  Traitö.  —  Tant  que  la  Situation  de  l'Autriche  ne 
sera  pas  modifi^e,  la  Commission  devra  prendre  ces  6l6ments  en  consid6ration 
lorsqu'elle  fixera  le  montant  d^finitif  des  obligations  de  l'Autriche.  les  ver- 
sements  par  lesquels  ce  pays  devra  s'acquitter,  et  les  reports  de  tous  paye- 
ments  d'int^rets  qui  pourront  etre  sollicit^s  par  lui. 
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c)  La  Commission,  ainsi  qu'il  est  prävu  ä  l'article  181,  se  fera  dölivrer 
par  l'Autriche,  comme  garantie  et  reconnaissance  de  sa  dette,  des  bons  au 
porteur  en  or,  libres  de  taxes  ou  impots  de  toute  nature.  6tablis  ou  suscep- 
tibles  de  l'etre  par  le  Gouvernement  autrichien  ou  par  toute  autre  autorit^ 
en  d^pendant;  ces  bons  seront  remis  ä  tout  moment  jug6  opportun  par  la 
Commission  et  en  trois  fractions  dont  les  montants  respectifs  seront  6galement 
fixös  par  la  Commission  (la  couronne  or  6tant  payable  conformöment  ä 
l'article  213  de  la  Partie  IX  (Clauses  financi^res)  du  präsent  Trait^j ; 

1°  Une  premiöre  Emission  en  bons  au  porteur,  payables  jusqu'au  1"  mal 
1921  au  plus  tard,  sans  intörets ;  on  appliquera  notamment  ä  l'amortissement 
de  ces  bons  les  versements  que  l'Autriche  s'est  engagöe  ä  effectuer  confor- 
m^ment  ä  Tarlicle  181  de  la  präsente  Partie,  däduction  faite  des  sommes 
affectäes  au  remboursement  des  däpenses  d'entretien  des  troupes  d'occupation 
et  au  payement  des  däpenses  du  ravitaillement  en  vivres  et  mati^res  premi- 
6res;  ceux  de  ces  bons  qui  n'auraient  pas  616  amortis  ä  la  date  du  1"  mai 
1921  seront  alors  ächangös  contre  de  nouveaux  bons  du  meme  type  que  ceux 
prävus  ci-apr^s  (§  12  c,  2^). 

2°  IJne  deuxieme  Emission  en  bons  au  porteur,  portant  intäret  ä  2V2  p.  o/a 
(deux  et  demi  pour  cent)  entre  1921  et  1926  et  ensuite  ä  5  p.  ^/o  (cinq  pour 
Cent)  avec  1  p.  "^/o  (un  pour  cent)  en  Supplement  pour  l'amortissement,  ä. 
partir  de  1926,  sur  le  montant  total  de  l'ämission. 

3^  ün  engagement  äcrit  d'6mettre  ä  titre  de  nouveau  versement.  et 
seulement  lorsque  la  Commission  sera  convaincue  que  l'Autriche  peut  assurer 
le  Service  des  intörets  et  du  fonds  d'amortissement,  des  bons  au  porteur, 
portant  intärets  ä  5  p.  "/o  (cinq  pour  cent),  les  äpoques  et  le  mode  de  paye- 
ment du  principal  et  des  intörßts  devant  etre  d6termin6s  par  la  Commission. 

Les  dates  auxquelles  les  intärets  sont  dus  le  mode  d'emploi  du  fonds 
d'amortissement  et  toutes  questions  analogues  relatives  ä  l'^mission,  ä  la 
gestion  et  ä  la  räglementation  de  l'ämission  des  bons  seront  d6termin6s  de 
temps  ä  autre  par  la  Commission. 

De  nouvelles  Emissions,  ä  titre  de  reconnaissance  et  de  garantie,  peuvent 
etre  exigäes  dans  les  conditions  que  la  Commission  däterminera  ult6rieurement 
de  temps  ä  autre. 

Dans  le  cas  oii  la  Commission  des  r^parations  proc6derait  ä  la  fixation 
definitive,  et  non  plus  seulement  provisoire,  du  montant  de  la  part  de  charges 
communes  incombant  ä  l'Autriche,  du  fait  des  räclamations  des  Puissances 
alliöes  et  associ6es,  la  Commission  annulera  imm6diatement  tous  bons  qui 
auraient  pu  etre  6mis  au  delä  dudit  montant. 

d)  Au  cas  oü  des  bons,  obligations  ou  autres  reconnaissances  de  dettes 
6mis  par  l'Autriche,  comme  garantie  ou  reconnaissance  de  sa  dette  de  röparation, 
Beraient  attribues,  ;i  titre  definitif  et  non  ä  titre  de  garantie,  ä  des  personnes 
autres  que  les  divers  Gouvernements  au  profit  desquels  a  6t6  fixe  ä  l'origine 
le  montant  de  la  dette  de  räparation  de  l'Autriche,  ladite  dette  sera,  ä  l'^gard 
de  ces  derniers,  consideröe  comme  steinte,  pour  un  montant  correspoudant  ä 
la  valeur  nominale  des  bons  ainsi  attribues  definitivement  et  l'obligation  de 
l'Autriche  afferente  auxdits  bons  sera  limitee  ä  l'obligation  qui  y  est 
exprimee. 

e)  Les  frais  necessites  par  les  räparations  et  reconstructions  des  propri6t6s 
situees  dans  les  rögions  envahies  et  dävastees.  y  compris  la  reinstallation 
des  mobiliers,  des  machines  et  de  tout  materiel.  seront  evaluös  au  coöt  de 
räparation   et  de   reconstruction  ä  l'epoque   oii  les   travaux   seront   executös. 

f)  Les  decisions  de  la  Commission  relatives  k  une  reniise  totale  ou 
partielle,  en  capital  ou  en  interOts,  de  toute  dette  verifiöe  de  l'Autriche 
devront  Ctre  motiväes. 
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§  13. 

En  ce  qiii  concerne  les  votes,  la  Commission  se  conformera  aux  r^gles 
suivantes: 

Quand  la  Commission  prendra  une  d6cision,  les  votes  de  tous  les  D616gu6s 
ayant  le  droit  de  voter,  ou,  en  l'absence  de  certains  d'entie  eux,  de  It  urs 
D616gu6s  adjoints,  seront  enregistr^s.  L'abstention  sera  corisiii(jr6e  comme 
un  vote  6mis  contre  la  proposition  en  discussion.  Les  Assesseurs  n'auront 
pas  le  droit  de  vote. 

Sur  les  questions  suivantes  l'unanimitö  sera  nöcessaire: 

a)  Questions  interessant  la  souverainet6  des  Puissances  alli6es  et  associ6es 
ou  concernant  la  remise  de  tout  ou  partie  de  la  dette  ou  des  obligations  de 
l'Autriche; 

b)  Question  relatives  au  montant  et  aux  conditions  des  bons  et  autres 
titres  ä  remettre  par  le  Gouvernement  autrichien  et  ä  la  fixation  de  l'^poqae 
et  du  mode  de  leur  vente,  nögociation  ou  r6partition; 

c)  Tout  report  total  ou  partiel,  au  delä  de  l'ann^e  1930,  des  payements 
venant  ä  6ch6ance  entre  le  1"  mai  1921  et  la  fin  de  1926  incluse; 

d)  Tout  report  total  ou  partiel,  pour  iine  dur^e  supörieure  k  trois  ann6es, 
des  payements  venant  ä  6ch6ance  aprfes  1926; 

e)  Questions  relatives  ä  l'application,  dans  un  cas  particulier.  d'une 
möthode  d'övaluation  des  dommages  diff^rente  de  Celle  qui  aura  6t6  pr6c6demment 
adoptöe  dans  un  cas  sembiable; 

f)  Questions  d'interpr^tation  des  dispositions  de  la  präsente  Partie  du 
präsent  Trait6. 

Toutes  autres  questions  seront  r6solues  par  un  vote  ä  la  majorit^. 

Au  cas  oü  surgirait  entre  les  D616gu6s  un  conflit  d'opinion  sur  la 
question  de  savoir  si  une  esp^ce  d6termin6e  est  une  de  celles  dont  la  d6cision 
exige  ou  non  un  vote  unanime  et  au  cas  oü  ce  conflit  ne  pourrait  etre  rösolu 
par  un  appel  ä  leurs  Gouvernements,  les  Gouvernements  alli6s  et  associös 
s'engagent  ä  d6f6rer  immödiatement  ce  conflit  ä  l'arbitrage  d'une  persoune 
impartiale  sur  la  d^signation  de  laquelle  ils  se  mettront  d'accord  et  dont  ils 
s'engagent  ä  accepter  la  sentence. 

§  u. 

Les  d^cisions  prises  par  la  Commission  en  conformitö  des  pouvoirs  qui 
lui  sont  conf6r6s,  seront  aussitot  exöcutoires  et  pourront  recevoir  application 
immödiate  sans  autre  formalitö. 

§  15. 

La  Commission  remettra  ä  chaque  Puissance  int6ress6e,  en  teile  forme 
qu'elle  fixera: 

10  ün  certificat  mentionnant  qu'elle  dötient,  pour  le  compte  de  ladite 
Puissance,  des  bons  des  Emissions  susmentionn6es,  ledit  certificat  pouvant,  sur 
la  demande  de  la  Puissance  dont  11  s'agit,  etre  divis6  en  un  nombre  de 
coupures  n'ex6dant  pas  cinq; 

2"  De  temps  ä  autre,  des  certiflcats  mentionnant  qn'elle  dötient,  pour 
le  compte  de  ladite  Puissance,  tous  autres  biens  livrös  par  l'Autriche  en 
acompte  sur  sa  dette  pour  röparations. 

Les  certiflcats  susvis6s  seront  nominatifs  et  pourront,  aprfes  notification 
ä  la  Commission,  ßtre  transmis  par  voie  d'endossement. 

Lorsque  des  bons  seront  6mis  pour  etre  vendus  ou  n^gociäs  et  lorsque 
des  biens  seront  livrös  par  la  Commission,  un  montant  correspondant  de 
certiflcats  devra  etre  retirö. 

§  16. 

Le  Gouvernement  autrichien  sera  d6bit6,  ä  partir  du  1"  mai  1921,  de 
l'intärgt  sur  sa  dette  teile  qu'elle  aura  et6  flx6e  par  la  Commission,  d^duction 
faite  de   tous  versements   effectu6s   sous  forme   de  payements   en   esp^ces  ou 
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leurs  Äquivalents  ou  en  bons  6mis  au  profit  de  la  Commission  et  de  tous 
payements  vis^s  ä  l'article  189. 

Le  taux  de  cet  intöret  sera  fix6  ä  5  p.  *^/o,  ä  moins  que  la  Commission 
n'estime,  ä  quelque  date  ult6rieure,  que  les  circonstances  justifient  une  modi- 
■fication  de  ce  taux. 

La  Commission,  en  fixant  au  1"  mai  1921  le  montant  global  de  la 
dette  de  l'Autriche,  pourra  tenir  compte  des  intdrets  dus  sur  les  sommes 
afferentes  ä  la  r^paration  des  dommages  mat^riels  ä  partir  du  11  novembre 
jusqu'au  l"'  mai  1921. 

§  l'?- 
En  cas  de  manquement  par  l'Autriche  ä  l'exöcution  qui  lui  incombe  de 
l'une  quelconque  des  obligations  vis^es  ä  la  präsente  Partie  du  präsent  Trait6, 
la  Commission  signalera  imm^diatement  cette  inex6cution  ä  chacune  des 
Puissances  int6ress6es  en  y  joignant  toutes  propositions  qui  lui  paraitront 
opportunes   au   sujet   des  mesures  ä  prendre   en  raison   de  cette  inexöcution. 

§  18. 
Les  mesures  que  les  Puissances  alli^es  et  associ^es  auront  le  droit  de 
prendre  en  cas  de  manquemtnt  volontaire  par  l'Autriche,  et  que  l'Autriche 
s'engage  ä  ne  pas  consid^rer  comme  des  actes  dhostilit6,  peuvent  comprendre 
des  actes  de  prohibitions  et  de  repr^sailles  ^conomiques  et  financieres  et,  en 
g6n6ral,  telles  autres  mesures  que  les  Gouvernements  respectifs  pourront 
estimer  n6cessit6es  par  les  ciconstauces. 

§  19. 
Les  payements,  qui  doivent  etre  effectu^s  en  or  ou  ses  Äquivalents  en 
acompte  sur  les  r^clamations  v^rifi^es  des  Puissances  alliöes  et  associ^es. 
peuvent  ä  tout  moment  etre  accept6s  par  la  Commission  sous  forme  de  biens 
mobiliers  et  immobiliers,  de  marchandises,  entreprises,  droits  et  concessions 
en  territoires  autrichiens  ou  en  dehors  de  ces  territoires,  de  navires,  obli- 
gations, actions  ou  valeurs  de  toute  nature  ou  monnaies  de  l'Autriche  ou 
d'autres  Etats;  leur  valeur  de  remplacement  par  rapport  ä  l'or  6tant  fix^e  ä 
un  taux  juste  et  loyal  par  la  Commission  elle-meme. 

§  20. 

La  Commission,  en  fixant  ou  acceptant  les  payements  qui  s'effectueront 
par  remise  de  biens  ou  droits  d6termin6s,  tiendra  compte  de  tous  droits  et 
int^rets  legitimes  des  Puissances  alli^es  et  associöes  ou  neutres  et  de  leurs 
ressortissants  dans  lesdits. 

§  21. 

Aucun  membre  de  la  Commission  ne  sera  responsable,  si  ce  n'est  vis- 
ä-vis  du  Gouvernement  qui  l'a  d(5sign6,  de  tout  acte  ou  mission  d^rivant  de 
ses  fonctions.  Aucun  des  Gouvernements  alliös  et  associ^s  n'assume  de 
responsabilite  pour  le  compte  d'aucun  autre  Gouvernement. 

§  22. 
Sous   r^serve   des   stipulations   du  präsent  Traitö,   la  presente   Annexe 
pourra  etre  amend6e  par  la  decision  unanime  des  Gouvernements  reprt^sent^s 
ä  la  Commission. 

§  23. 
Quand  l'Autriche   et   ses   alli6s   se   seront   acquitf^s  de   toutes  sommes 
dues  par  eux  en  ex^cution  du  pr6sent  Trait(5  ou  des  dticisions  de  la  Commission, 
et  quand  toutes  les    sommes  rec^ues    ou  leurs  Äquivalents  auront   et6  r^partis 
entre  les  Puissances  iut(5ress6es,  la  Commission  sera  dissoute. 
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Annexe  III. 

§  1". 

L'Autriche  reconnait  le  droit  des  Puissances  alliöes  et  associöes  au 
remplacement  tonneau  pour  tonneau  (jauge  brüte)  et  cat6gorie  pour  cat6- 
gorie  de  tous  les  navires  et  bateaux  de  commerce  et  de  pßche  perdus  ou  en- 
dommagös  par  faits  de  guerre. 

Toutefois,  et  bien  que  les  navires  et  bateaux  autrichiens  existant  ä  ce 
jour  repr6sentent  un  tonnage  tr6s  inf6rieur  k  celui  des  pertes  subies  par  les 
Puissances  alli6es  et  associ^es,  en  cons6quence  de  l'agression  de  l'Autriche 
et  de  ses  alli6s,  le  droit  reconnu  ci-dessas  sera  exerc6  sur  ces  navires  et 
bateaux  autrichiens  dans  les  conditions  suivantes: 

Le  Gouvernement  autrichien,  en  son  nom  et  de  fa^on  k  Her  tous  autres 
int6ress6s,  c^de  aux  Gouvernements  alli6s  et  associ^s  la  propri6t6  de  tous 
navires  et  bateaux  de  commerce  et  de  p6che  appartenant  aux  ressortissants 
de  l'ancien  Empire  d'Autriche. 

§  2. 

Le  Gouvernement  autrichien,  dans  un  dölai  de  deux  mois  apr^s  la  mise 
en  vigueur  du  prösett  Trait6,  remettra  ä  la  Commission  des  röparations  tous 
les  navires  et  bateaux  vis6s  par  le  paragraphe  1". 

§  3. 
Les  navires  et  bateaux  vis6s  par  le  paragraphe  1"  comprennent  tous 
les  navires  et  bateaux;  a)  battant  ou  ayant  le  droit  de  battre  pavillon 
marchand  austro-hongrois,  inscrits  dans  un  port  de  l'ancien  Empire  d'Autriche, 
ou  b)  appartenant  ä  une  personne,  ä  une  soci6t6  ou  ä  une  compagnie.  ressortissant 
de  l'ancien  Empire  d'Autriche  ou  k  une  sociötö  ou  compagnie  d'un  pa5^s  autre 
que  les  Pays  alliös  ou  associ^s  et  sous  le  controle  ou  la  direction  de  ressortissants 
de  l'ancien  Empire  d'Autriche.  ou  c)  actuellement  en  construction:  1^  dans 
l'ancien  Empire  d'Autriche ;  2°  dans  des  pays  autres  que  les  Pays  alliös  ou 
associ^s  pour  le  compte  d'une  personne,  d'une  soci6t6  ou  d'une  compagnie^ 
ressortissants  de  l'ancien  Empire  d'Autriche. 

§  4. 
Afin  de  fournir  des  titres  de  propri6t6  pour   chacun  des   navires   remis 
comme  ci-dessus,  le  Gouvernement  autrichien: 

a)  Remettra  pour  chaque  navire  ä  la  Commission  des  röparations, 
suivant  sa  demande,  un  acte  de  vente  ou  tout  autre  titre  de  propri6t6  6tablissant 
le  transfert  ä  ladite  Commission  de  la  pleine  propri6t6  du  navire  libre  de 
tous  Privileges,  hypoth^ques  et  charges  quelconques; 

b)  Prendra  toutes  mesures  qui  pourront  etre  indiqu^es  par  la  Commission 
des  r^parations  pour  assurer  la  mise  de  ces  navires  ä  la  disposition  de  ladite 
Commission. 

§  5- 

L'Autriche  s'engage  ä  restituer  en  nature  et  en  6tat  normal  d'entretien 
aux  Puissances  alliöes  et  associöes,  dans  un  d6lai  de  deux  mois  k  dater  de 
la  mise  en  vigueur  du  präsent  Traitä,  conformöment  k  une  procädure  qui 
sera  ötablie  par  la  Commission  des  räparations,  tous  les  bateaux  et  autres 
engins  mobiles  de  navigation  fluviale  qui,  depuis  le  28  juillet  1914.  ont  passö. 
ä  un  titre  quelconque  en  sa  possession  ou  en  possession  de  l'un  de  ses 
ressortissants,  et  qui  pourront  etre  identifiös. 

En  vue  de  compenser  les  pertes  du  tonnage  fluvial,  dues  ä  n'importe 
quelle  cause,  subies  pendant  la  guerre  par  les  Puissances  alliöes  et  associöes 
et  qui  ne  pourront  pas  etre  r6par6es  par  les  restitutions  prescrites  ci-dessus, 
l'Autriche  s'engage  ä  c6der  ä  la  Commission  des  röparations  une  partie  de  sa 
battellerie  fluviale  jusqu'ä  concurrence  du  montant  de  ces  pertes,  ladite  cession 
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ne   pouvant   d^passer   20   p.  100   du   total   de   cette   battellerie   teile   qu'elle 
existait  ä  la  date  du  8  novembre  1918. 

Les  modalit^s  de  cette  cession  seront  röglees  par  les  arbitres  pr6vus 
ä  l'article  300  de  la  Partie  XII  (Ports,  voies  d'eau  et  voies  ferr^es)  du 
präsent  Traitä,  qui  sont  charg6s  de  rösoudre  les  difficultös  relatives  ä  la 
r^partition  du  tonnage  fluvial  et  r^sultant  du  nouveau  regime  international 
de  certains  röseaux  fluviaux  ou  des  modifications  territoriales  aSectant  ces 
r^seaux. 

§  5. 

L'Autriche  s'engage  ä  prendre  toutes  les  mesures  que  la  Commission 
des  r^paratioDS  peut  lui  indiquer  en  vue  d'obtenir  le  plein  droit  de  propri6t6 
sur  tous  les  navires  qui  peuvent  avoir  6t6  transför^s  pendant  la  guerre  ou 
etre  en  voie  de  transfert  sous  pavülons  neutres,  sans  le  consentement  des 
Gouvernements  alli6s  et  associös. 

§  7- 
L'Autriche  renonce  ä  toute  revendication  de  quelque  nature  que  ce  soit 
contre  les  Gouvernements  alli6s  et  assoei^s  et  leurs  ressortissants,  en  ce  qui 
concerne  la  dötention  ou  l'utilisation  de  tous  navires  ou  bateaux  autrichiens 
et  toute  perte  ou  dommage  subis  par  lesdits  navires  ou  bateaux. 

§8. 
L'Autriche  renonce  ä  toutes  revendications  sur  ses  navires  ou  cargaisons 
coul6s  du  fait  ou  par  suite  d'une  action  navale  et  sauv6s  ensuite,  et  dans 
lesquels  un  des  Gouvernements  alli6s  ou  associ^s  ou  leurs  ressortissants  ont 
des  int^rets.  comme  propri^taires,  affröteurs,  assureurs  ou  ä  tout  autre  titre, 
nonobstant  tout  jugement  de  condamnation  qui  peut  avoir  6t6  prononcö  par 
un  tribunal  des  prises  de  l'ancienne  Monarchie  austro-hongroise  ou  de  ses  alli^s. 

Annexe  IV. 

§  1". 

Les  Puissances  alliöes  et  associöes  exigent  et  1' Antriebe  accepte  que 
l'Autriche,  en  satisfaction  partielle  de  ses  obligations  definies  par  la  präsente 
Partie,  et  suivant  les  modalit^s  ci  apr^s  definies,  applique  ses  ressources 
6conomiques  directement  ä  la  restauration  materielle  des  rägions  envahies 
des  Puissances  alli6es  et  associ6es,  dans  la  mesure  oii  ces  Puissances  le 
d^termineront. 

§  2. 

Les  Gouvernements  des  Puissances  alliöes  et  associ6es  saisiront  la 
Commission  des  röparations  de  listes  donnant: 

a)  Les  animaux,  machines,  6quipements,  tours  et  tous  articles  similaires, 
d'un  caractöre  commercial,  qui  ont  öt6  saisis.  us6s  ou  d^truits  par  l'Autriche, 
ou  detruits  en  cons^quence  directe  des  Operations  militaires,  et  que  ces 
Gouvernements  dösirent,  pour  la  satisfaction  de  besoins  imm6diats  et  urgents. 
voir  etre  remplac6s  par  des  animaux  ou  articles  de  meme  nature.  existant 
sur  le  territoire  autrichien  ä  la  date  de  la  mise  en  vigueur  du  pr6sent  Tratte  ; 

b)  Les  materiaux  de  reconstruction  (pierre,  briques,  briques  refractaires, 
tuiles,  bois  de  charpente,  verres  ä.  vitre.  acier,  chaux,  ciment,  etc.),  machines, 
appareils  de  chauffage,  meubles  et  tous  articles  d'un  caracti^re  commercial 
que  lesdits  Gouvernements  dösirent  voir  6tre  produits  et  fabriquös  en  Antriebe 
et  livrös  ä,  eux  pour  la  restauration  des  r^gions  envahies. 

§  3. 
Les  listes  relatives  aux  articles  mentionn6s  dans  le  paragrapbe  2  a)  ci- 
dessus  seront  fournies  dans  les  soixante  jours  qui  suivront  la  mise  en  vigueur 
du  präsent  Traite. 

Jahrbuch  des  Völkerrechts.    VIII.  20 


306  II-  Friedensverträge  der  Alliierten  mit  den  Zentralmächten. 

Les  listes  relatives  anx  articles  mentionn^s  dans  le  paragraphe  2  b)  ci- 
dessus  seront  fournies  le  31  d6ct  mbre  1919,  dernier  d61ai. 

Les  liytes  contieiidront  tous  les  d6tails  d'usage  dans  les  contrats  com- 
merciaux  relatifs  aux  articles  vis6s,  y  compris  sp6cification.  d6lai  de  livraison, 
(ce  d6lai  ne  devant  pas  d(5passer  quatre  ans)  et  Heu  de  livraison ;  mais  elles 
ne  contiendront  ni  prix,  ni  estimfition,  ces  prix  ou  estimation  devant  6tre 
fix6s  par  la  Commission,  comme  il  est  dit  ci-aprös. 

§  4. 

D^s  r6ception  des  listes,  la  Commission  examinera  dans  quelle  mesure 
les  mat^riaux  et  animaux  mentionn6s  dans  ces  listes  peuvent  6tre  exig6s  de 
l'Autriche.  Pour  fixer  sa  d^cision  la  Commission  tiendra  compte  des  n6cessit6s 
intörieures  de  l'Autriche,  autant  que  cela  sera  n6cessaire  au  maintien  de  sa 
vie  sociale  et  6conomique;  eile  fera  6tat  6galement  des  prix  et  des  dates 
auxquels  les  articles  semblables  peuvent  etre  obtenus  dans  les  Pays  alli^s  et 
associ^s  et  les  comparera  ä  ceux  applicables  aux  articles  autrichiens ;  eile 
fera  6tat  enfin,  de  l'iiitöret  g^nöral  qu'ont  les  Gouvernements  alliös  et  associ6s 
ä  ce  que  la  vie  industrielle  de  l'Autriche  ne  soit  pas  d^sorganisöe  au  point 
de  compromettre  sa  capacit6  d'accomplir  les  autres  actes  de  r^paration 
exigös  d'elle. 

Toutefois,  il  ne  sera  demandö  ä  l'Autriche  des  machines,  des  6quipements, 
des  tours  et  tous  articles  similaires  d'un  caracl^re  commercial  actueilement 
en  Service  dans  l'industrie,  que  si  aucun  stock  de  ces  articles  n'est  disponible 
et  ä  vendre ;  d'autre  part,  les  demandes  de  cette  nature  n'excöderont  pas  30 
pro  lOOr,  des  quantit^s  de  chaque  article  en  Service  dans  un  Etablissement 
autrichien  ou  uue  entreprise  autrichienne  quelconque. 

La  Commission  donnera  aux  reprösentants  du  Gouvernement  autrichien 
la  facultö  de  se  faire  entendre,  dans  un  d61ai  d6termin6,  sur  sa  capacit6  de 
fournir  lesdits  matöriaux,  animaux  et  objets. 

La  d^cision  de  la  Commission  sera  ensuite,  et  le  plus  rapidement  possible, 
notifiöe  au  Gouvernement  autrichien  et  aux  difförents  Gouvernements  alli^s 
associ^s  intöressös. 

Le  Gouvernement  autrichien  s'engage  ä  livrer  les  mat^riaux,  objets  et 
animaux,  pröcisös  dans  cette  notification,  et  les  Gouvernements  alliös  et 
associ6s  int6ress6s  s'engagent,  chacun  pour  ce  qui  le  concerne.  ä  accepter  ces 
mömes  fournitures,  sous  r^serve  qu'elles  seront  conformes  aux  sp6cifications 
donnöes  ou  ne  seront  pas,  de  l'avis  de  la  Commission,  impropres  ä  l'emplol 
requis  pour  le  travail  de  r^paration. 

§  5. 

La  Commission  d6terminera  la  valeur  ä  attribuer  aux  matöriaux,  objets 
et  animaux  livrös  comme  il  est  dit  ci-dessus,  et  les  Gouvernements  alli^s  et 
associös  qui  recevront  ces  fournitures  acceptent  d'etre  döbitös  de  leur  valeur 
et  reconnaissent  que  la  somme  correspondante  devra  etre  trait6e  comme  un 
payement  fait  par  l'Autriche,  ä  r^partir  conform6ment  ä  l'article  183  du 
präsent  Trait6. 

Dans  le  cas  oü  le  droit  de  requ^rir  la  restauration  materielle  aux 
conditions  ci-dessus  döfinies  sera  exercE,  la  Commission  s'assurera  que  la 
somme  port6e  au  credit  de  l'Autriche  reprösente  la  valeur  normale  du  travail 
fait  ou  des  matöriaux  fournis  par  eile  et  que  le  montant  de  la  röclamation 
faite  par  la  Puissance  int6ress6e  pour  le  dommage  ainsi  partiellement  r6par6 
est  diminu6  dans  la  proportion  de  la  contribution  ä  la  röparation  ainsi  fournie. 

§  6. 
A   titre    d'avance   imm^diate,   en    acompte    sur   les   animaux   visEs    au 
paragraphe  2   ci-dessus,   l'Autriche   s'engage  ä  livrer  dans  les  trois  mois  qui 
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suivront  la  mise  en  vigueur  du  präsent  Trait6.  ä  raison  d'un  tiers  par  mois 
et  par  esp^ces,  les  quantit^s  ci-dessous  de  bötail  vivant: 

1*^  Au  Gouvernement  italien, 
4.000  vaches  laiti^res  de  3  ä  5  ans; 
1.000  g^nisses; 

50  taureaux  de  18  mois  ä  3  ans; 
1.000  veaux; 
I.OdO  boeufs  de  trait ; 
2  OUO  truies. 

20  Au  Gouvernement  serbe-croate-slovene. 
1.000  vaches  laitieres  de  3  ä  5  ans ; 
500  g^nisses ; 
2.5  taureaux  de  18  mois  ä  3  ans; 
1.000  veaux; 

5U0  boeufs  de  fcrait; 
1  000  chevaux  de  trait ; 
1.000  moutons. 

3"  Au  Gouvernement  roumain. 
1.000  vaches  laitieres  de  3  ä  5  ans; 
500  g6nisses ; 
25  taureaux  de  18  mois  ä  3  ans; 
1.000  veaux; 

500  boeufs  de  trait ; 
l.OüO  chevaux  de  trait; 
1.000  moutons. 

Les  animaux  livrös  seront  de  sant6  et  de  conditions  normales. 
Si  les  animaux  ainsi  livr^s  ne  peuvent  pas  etre  identifi^s  comme  ayant 
6t6   enlev^s   ou   saisis,    leur   valeur   sera  port6e  au  credit  des  obligations  de 
r^parations   de   l'Autriche,   conform6ment   aux   stipulations   du  paragraphe  5 
de  la  präsente  Annexe. 

§  7- 
A  titre  d  avance  immödiate  et  en  acompte  sur  les  articles  vis6s  au 
paragraphe  2  ci-dessus .  l'Autriche  s'engage  ä  livrer  dans  les  six  mois  qui 
suivront  la  mise  en  vigueur  du  prt5sent  Trait^,  ä  raison  d'un  sixiöme  par 
mois,  les  quantitös  de  meubles  en  bois  dur  et  en  bois  tendre  destin^s  ä  la 
vente,  en  Autriche,  que  les  Puissances  alli^es  et  associ^es  demanderont,  mois 
par  mois.  par  l'intermödiaire  de  la  Commission  des  r^parations  et  que  celle-ci 
jugera,  d'une  part,  justifi^es  par  les  enlövements  et  destructions  op6r6s  au 
cours  de  la  guerre  sur  le  territoire  desdites  Puissances  et,  d'autre  part,  pro- 
portionnöes  aux  disponibilit^s  de  l'Autriche.  Le  prix  des  articles  ainsi  fournis 
sera  port6  au  credit  de  l'Autriche  dans  les  conditions  pr^vues  au  paragraphe  5 
de  la  präsente  Annexe. 

Annexe  V. 

§  1- 
L'Autriche  donne  ä  chacun  des  Gouvernelnents  alli^s  et  associ6s.  ä  titre 
de  r^paration  partielle,  une  option  pour  la  livraison  annuelle,  pendant  les 
cinq  ann6es  qui  suivront  la  mise  en  vigueur  du  präsent  Traitö,  des  mati^res 
preniiferes  ci-aprds  6num6r6es  ä  concurrence  de  quantit^s  qui  seront,  avec  leurs 
importations  annuelks  davant-guerre  venant  d' Autriche- Hongrie,  dans  un 
meme  rapport  que  les  ressources  de  l'Autriche,  envisag^e  avec  ses  frontieres 
telles  qu'elles  sont  d^finies  par  le  präsent  Trait(5,  seront  avec  les  ressources 
d'avant-guerre  de  l'ancienne  Monarchie  austro-hongroise: 

Bois  de  construction  et  produits  du  bois; 

Fer  et  alliages  ferreux ; 

Magnesite. 

20* 
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Le  prix  pay6  pour  les  produits  vis6s  au  paragraphe  pr6c6dent  sera  le 
prix  pay6  par  les  ressortissants  autrichiens,  toutes  conditions  d'emballage  et 
de  port  jusqu'ä  la  frontifere  autrichienne  6tant  les  plus  avantageuses  consen- 
ties  pour  la  livraisun  des  memes  produits  aux  ressortissants  autrichiens. 

§3. 
Les  opticus  de  la  präsente  Annexe  seront  exerc6es  par  l'interm6diaire  de 
la  Commission  des  r6parations.  Celle-ci  aura  pouvoir,  pour  l'ex^cution  des 
dispositions  ci-dessus,  de  statuer  sur  toutes  questions  relatives  ä  la  proc6dure, 
aux  qualit6s  et  quantit6s  des  fournitures,  aux  d6lais  et  modes  de  livraison  et 
de  payement.  Les  demandes,  accompagnöes  des  sp6cifications  utiles,  devront 
etre  notifi6es  ä  l'Autriche  cent  vingt  jours  avant  la  date  fix6e  pour  le  commen- 
cement  de  l'ex^cution,  en  ce  qui  concerne  les  livraisons  ä  faire  ä  partir  du 
1"  janvier  1920,  et  trente  jours  avant  cette  date  pour  les  livraisons  ä  faire 
entre  la  date  de  mise  en  vigueur  du  präsent  Trait6  et  le  1 "  janvier  1920. 
Si  la  Commission  juge  que  la  satisfaction  complete  des  demandes  est  de 
nature  ä  peser  d'une  fa^on  excessive  sur  les  besoins  industriels  autrichiens, 
eile  pourra  les  difförer   ou  les  annuler,  et  ainsi  fixer  tous  ordres  de  priorit6. 

Annexe  VI. 

L'Autriche  renonce,  en  son  nom  et  au  nom  de  ses  ressortissants,  en 
faveur  de  l'Italie,  ä  tous  droits,  titres  ou  Privileges  de  toute  nature  sur  les 
cäbles  ou  portions  de  cables  reliant  des  territoires  Italiens,  y  compris  les 
territoires  qui  sont  attribuös  ä  l'Italie  par  le  präsent  Trait6. 

L'Autriche  renonce  ägalement,  en  son  nom  et  au  nom  de  ses  ressortissants, 
en  faveur  des  Principales  Puissances  alliöes  et  associ^es,  ä  tous  droits,  titres 
ou  Privileges  de  toute  nature  sur  les  cäbles  ou  portions  de  cäbles  reliant  entre 
eux  des  territoires  cödös  par  l'Autriche,  aux  termes  du  präsent  Traitö,  aux 
difförentes ^Puissances  alli^es  et  associ^es. 

Les  Etats  intöress^s  devront  maintenir  l'atterrissage  et  le  fonctionnement 
desdits  cäbles. 

En  ce  qui  concerne  le  cäble  Trieste-Corfou,  le  Gouvernement  Italien 
jouira,  dans  ses  rapports  avec  la  Soci6t6  propriötaire  du  cäble,  de  la  mSme 
Situation  que  celle  dont  jouissait  le  Gouvernement  austro-hongrois. 

La  valeur  des  cäbles  ou  portions  de  cäbles  mentionnös  aux  deux  premiers 
paragraphes  de  la  präsente  Annexe,  calcul6e  sur  la  base  du  prix  d'6tablissement 
et  diminuäe  d'un  pourcentage  convenable  pour  d6pr6ciation,  sera  portäe  au 
credit  de  l'Autriche,  au  titre  des  räparations. 

Section  II. 
Dispositions  Particulieres. 

Article  191. 
Par  application  des  dispositions  de  l'article  184  l'Autriche  s'engage  ä 
rendre  respectivement  ä  chacune  des  Puissances  alliöes  et  associöes  tous  les 
actes,  documents,  objets  d'antiquitä  et  d'art,  et  tout  matäriel  scientifique  et 
bibliographique  enlevös  des  territoires  envahis,  qu'ils  appartiennent  ä  l'Etat 
ou  aux  administrations  provinciales,  communales,  hospitaliferes  ou  eccl6siastiques 
ou  ä  d'autres  institutions  publiques  ou  priväes. 

Article  192. 
L'Autriche   restituera   ägalement  les  choses  de   meme  nature  que  celles 
vis6es  ä  l'article  pr6c6dent,  qui  auront  6t6  enleväes.    depuis  le  1"  juin  1914, 
des  territoires   c6d6s,  exception  faite   des  choses    achet6es  ä  des  propriätaires 
priväs. 
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La  commission  des  r6parations  appliquera,  s'il  y  a  lieu,  ä  ces  choses 
les  dispositions  de  Tarticle  208  de  la  Partie  IX  (Clauses  financieresj  du 
präsent  Traitä. 

Article  193. 

L'Autriche  rendra  respectivement  ä  chacun  des  Gouvernements  alliäs 
ou  associös  int6ress6s  tous  les  actes,  documents  et  m^moires  historiques 
poss6d6s  par  ses  Etablissements  publics,  qui  ont  un  rapport  direct  avec 
i'histoire  des  territoires  c6d6s  et  qui  en  ont  6t6  61oign6s  pendant  les  dix 
derniferes  annäes.  Cette  derni^re  Periode,  en  ce  qui  concerne  l'ltalie,  remontera 
ä  la  date  de  la  proclamation  du  Royaume  (1861). 

Les  nouveaux  Etats  n6s  de  l'ancienne  Monarchie  austro-hongroise  et 
les  Etats  qui  regcivent  une  partie  du  territoire  de  cette  monarchie,  s'engagent, 
de  leur  c6t6,  ä  rendre  ä  l'Autriche  les  actes,  documents  et  mömoires  ne 
remontant  pas  ä  plus  de  vingt  annöes ,  qui  ont  un  rapport  direct  avec 
rhistoire  ou  l'administration  du  territoire  autrichien  et  qui  6ventuellement  se 
trouveront  dans  les  territoires  transfäräs. 

Article  194. 
L'Autriche  reconnait  qu'elle  reste  tenue  vis-ä-vis  de  l'ltalie  ä  ex(5cuter  les 
obligations  prEvues  par  l'article  XV  du  Trait6  de  Zürich  du  10  novembre 
1859,  par  l'article  XVIII  du  Traitö  de  Vienne  du  3  octobre  1866  et  par  la 
Convention  de  Florence  du  14  juillet  1868,  conclus  entre  l'ltalie  et  l'Autriche- 
Hongrie.  en  tant  que  les  articles  ainsi  vis6s  n'auraient  pas  encore,  en  fait, 
rcQU  exEcution  integrale  et  en  tant  que  les  documents  et  objets  auxquels  ils 
se  räfferent  se  trouvent  sur  le  territoire  de  l'Autriche  ou  de  ses  alli6s. 

Article  195. 

Dans  le  d6lai  de  douze  mois  ä  dater  de  la  mise  en  vigueur  du  präsent 
Trait6,  un  Comitö  de  trois  juristes,  nomniE  par  la  Commission  des  räparations, 
examinera  les  conditions  dans  lesquelles  ont  6t6  empörtes,  par  la  Maison  de 
Habsbourg  et  par  les  autres  Maisons  ajant  r6gne  en  Italic,  les  objets  ou 
manuscrits   en   possession    de  l'Autriche    et    6num6r6s    ä  l'Annexe  I  ci-jointe. 

Dans  le  cas  oü  lesdits  objets  ou  manuscrits  auront  €t€  empörtes  en 
violation  du  droit  des  provinces  italiennes,  la  Commission  des  r6parations. 
sur  le  rapport  du  Comitö  susvis6,  ordonnera  leur  restitution.  L'ltalie  et 
l'Autriche  s'engagent  ä  reconnaitre  les  döcisions  de  la  Commission. 

La  Belgique,  la  Pologne  et  la  Tchäco-Slovaquie  seront  ägalement 
admises  ä  präsenter  des  demandes  de  restitution,  qui  seront  examin^es  par  le 
mßme  Comit6  de  trois  juristes,  en  ce  qui  concerne  les  objets  et  documents 
6num6r6s  respectivement  aux  Annexes,  II,  III  et  IV  ci-jointes.  La  Belgique, 
la  Pologne,  la  Tcheco-Slovaquie  et  l'Autriche  s'engagent  ä  reconnaitre  les 
d6cisions  qui  seront  prises,  sur  le  rapport  dudit  Comit6,  par  la  Commission 
des  röparations. 

Article  196. 

En  ce  qui  concerne  tous  objets  ayant  un  caract^re  artistique,  archeo- 
logique,  scientifique  ou  histnrique  et  faisant  partie  de  collections  qui  appar- 
tenaient  anciennement  au  Gduvernement  de  la  Monarchie  austro-hongroise 
ou  ä  la  Couronne,  lorsqu'ils  ne  fönt  pas  l'objet  d'autres  dispositions  du  present 
Trait6.  l'Autriche  s'engage: 

a)  ä  n6gocier  avec  les  Etats  intäressäs,  lorsqu'elle  en  sera  requise,  un 
arrangement  amiable  en  vertu  duquel  toutes  parties  desdites  Cdllectiuns  ou 
tous  ceux  des  objets  ci-dessus  visßs,  qui  devraient  appartenir  au  patrimoine 
intellectuel  des  districts  c6d6s,  pourront  itre,  ä  titre  de  r6ciprocit6,  repatriäs 
dans  leurs  districts  d'origine,  —  et 

b)  ä  ne  rien  ali6ner  ou  disperser  desdites  collections  et  ;'i  ne  disposer 
d'aucun    desdits    objets    pendant    vingt    aunöes,    ;\    moiiis  qu'un  arrangement 
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special  ne  soit  intervenu  avant  l'expiration  de  ce  d61ai,  mais  ä  assurer  leur 
s6curit6  et  leur  bonne  conservation  et  ä  les  tenir,  ainsi  que  les  inventaires, 
catalo^ues  et  documents  administratifs  relatifs  auxdites  coilections,  k  la  dis- 
position  des  ttudiants  ressortissants  de  chacune  des  Puissances  alli6es  et 
associ6es. 

Ann  exe   I. 

T  0  s  c  a  n  e. 

Les  bijoux  de  la  Couronne  (la  partie_  qui  en  est  rest^e  apr^s  leur  dis- 
persion),  les  bijoux  priväs  de  la  Princesse  Electrice  de  M6dicis,  les  m6dailles 
faisant  partie  de  Thöritage  des  M^dicis  et  d'autres  objets  pröcieux  —  tous 
de  propri^tö  domaniale  selon  des  arrangements  contractuels  et  dispositions 
testamentaires  —  transport^es  ä  Vienne  pendant  le  XVIIP  si6cle. 

Mobllier  et  vaisselle  d'argent  des  Mödicis  et  la  gemme  d'Aspasios  en 
payement   de  dettes  de  la  Maison  d'Autriche  envers  la  couronne  de  Toscane. 

Les  anciens  Instruments  d'astronomie  et  de  physique  de  rAcad6mie  del 
Cimento  enlev^s  par  la  Maison  de  Lorraine  et  envoj'6s  comme  cadeau  aux 
Cousins  de  la  Maison  Imperiale  ä  Vienne. 

M  0  d  6  n  e. 

Une  „Vierge"  par  Andrea  del  Sarto  et  quatre  dessins  par  le  Corr^ge 
appartenant  ä  la  Pinacothöque  de  Mod^ne,  empörtes  en  1859  par  le  duc 
Franc ois  V. 

Les  trois  manuscrits  de  la  Biblioth^que  de  Mod^ne:  Biblia  Vulgata 
(cod.  lat.  422 — 23),  Breviarium  romanum  (cod.  lat.  424)  et  l'Officiura  Bealae 
Virginis  (cod.  lat.  262),  empörtes  par  le  duc  FratiQois  V  en  18.59. 

Les  bronzes  empörtes  dans  les  memes  conditions  en  1859. 

Quelques  objets.  parmi  lesquels  deux  tableaux  par  Salvator  Rosa  et  un 
Portrait  par  Dosso  Dossi,  revendiqu^s  par  le  duc  de  Mndene  en  1868  comme 
condition  d'exöcution  de  la  Convention  du  20  juin  1868,  et  d'autres  objets 
livrös  en  1872  dans  les  memes  circonstances. 

Pal  erme. 
Les   objets   exöcutös   au  XII*  si^cle  ä  Palerme  par  les  Piois  Normands, 
et   qui   6taient  employ^s  au  couronnement  des  Empereurs;  lesdits  objets  em- 
pörtes de  Palerme  et  se  trouvant  maintenant  a  Vienne. 

Naples. 

98  manuscrits  enlev^s  de  la  bibliothöque  de  S.  Giovanni  ä  Carbonara 
et  d'autres  bibliotheques  de  Naples,  en  1718,  par  ordre  de  1' Antriebe,  et 
transport^s  ä  Vienne. 

Divers  documents  empörtes  ä  differentes  ^poques  des  Archives  d'Etat 
de  Milan,  Mantoue,  Venise,  Modöne  et  Florence. 

Annexe  II. 

I.  Le  triptyque  de  Saint-Ildephonse,  par  Rubens,  provenant  de  l'Äbbaye 
de  Saint  Jacques-sur-Coudenberg,  ä  Bruxelles,  achetö  en  1777  et  transport6 
ä  Vienne. 

II.  Objets  et  documents  enlev6s  de  Belgique  et  transport^s  en  Antriebe, 
pour  y  etre  mis  en  süret6,  en  1794  : 

a)  Les  armes,  armures  et  autres  objets  provenant  de  l'ancien  Arsenal 
de  Bruxelles; 

b)  Le  Trösor  de  la  Toison  d'Or,  jadis  conserv6  ä  la  Chapelle  de  la  Cour 
de  Bruxelles ; 
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c)  Las  coins  des  monnaies,  m^dailles  et  jetons  ex^cut^s  par  Theodore 
Van  Berckel,  qui  faisaient  partie  int^grante  des  archives  de  la  Chambre  des 
comptes  stabile  ä  Bruxelles; 

d)  Les  exemplaires  manuscrits  originaux  de  la  „Carte  chorographique" 
des  Pays-Bas  autrichiens,  dress^e  de  1770  ä  1777  par  le  Lieuteaant-g6n6ral 
Comte  Jas  de  Ferraru  et  les  documents  relatifs  ä  ladite  carte. 

Annexe  III. 

Objet  enlev6  des  territoires  faisant  partie  de  la  Pologne,  depuis  le 
Premier  d6membrement  de  1772: 

La  coupe  en  or  du  roi  Ladislas  IV,  n^  1.114  du  Musöe  de  la  Cour  ä 
Vienne. 

AnnexelV. 

1°  Documents,  mömoires  historiques,  manuscrits,  cartes,  etc ,  revendi- 
qu6es  par  l'Etat  tchöco-slovaque  et  qui,  par  ordre  de  Marie-Th^rese,  ont  6t6 
empörtes  par  Thaulow  de  Rosenthal. 

2"  Les  documents  provenant  de  la  Chancellerie  royale  aalique  et  de 
la  Chambre  des  Comptes  aulique  de  Boheme,  et  objets  d'art  qui,  faisant  partie 
de  l'installation  du  chäteau  royal  de  Prague  et  autres  chäteaux  royaux  de 
Boheme,  ont  6t6  enlev6s  par  les  empereurs  Mathias,  Ferdinand  II,  Charles  VI 
(vers  1718,  172S  et  1737)  et  Frangois-Joseph  I",  et  qui  se  trouvent  actuelle- 
ment  dans  les  archives,  chäteaux  impäriaux,  mus^es  et  autres  Etablissements 
publics  centraux  ä  Vienne. 

Partie  IX. 
Clauses  Financieres. 

Article  197. 

Sous  räserve  des  d^rogations  qui  pourront  etre  accordöes  par  la  Com- 
mission  des  räparations,  un  privilöge  de  premier  rang  est  stabil  sur  tous 
les  biens  et  ressources  de  l'Autriche  pour  le  r^glement  des  r6parations  et 
autres  charges  r6sultant  du  präsent  Traitö  ou  de  traitös  et  Conventions 
complömentaires,  ou  des  arrangements  conclus  entre  l'Autriche  et  les  Puis- 
sances  alliöes  et  associ^es  pendant  l'armistice,  signE  le  3  novembre  1918. 

Jusqu'au  l"  mai  1921,  le  Gouvernement  autrichien  ne  pourra  ni  exporter 
de  l'or  ou  en  disposer,  ni  autoriser  que  de  l'or  soit  export6  ou  qu'il  en  soit 
disposE,  Sans  autorisation  pröalable  des  Puissances  alli^es  et  associ^es  repr6- 
sent^es  par  la  Commission  des  röparations. 

Article  198. 

Le  coüt  total  d'entretien  de  toutes  les  arm^es  alli6es  et  associöes  dans 
les  territoires  occupös  de  l'Autriche,  teile  que  les  limites  en  sont  d^finies  au 
präsent  Traitö,  sera  ä  la  Charge  de  l'Autriche,  ä  partir  de  la  signature  de 
l'armistice  du  3  novembre  1918.  L'entretien  des  arm^es  comprend  la  sub- 
sistance  des  hommes  et  animaux,  le  logement  et  le  cantonnement,  les  soldes 
et  accessoires,  les  traitements  et  salaires.  le  couchage,  le  chauffage.  l'^clairage, 
rhabillenient,  l'equipement,  le  harnachement,  l'armement  et  le  mat^riel  roulant, 
les  Services  de  l'aöronautique,  le  traitement  des  malades  et  blessEs.  les  Services 
v6t6rinaires  et  de  la  remonte,  les  Services  des  transports  de  toute  nature  (tels 
que  par  voie  ferröe,  maritime  ou  fluviale.  camions  automobiles),  les  cummuni- 
cations  et  correspondances,  et  en  g^nöral  tous  les  Services  administratifs  et 
techniques,  dont  le  fonctionnement  est  nöcessaire  ä  l'entrainement  des  troupes, 
au  maintien  de  leurs  effectifs  et  de  leur  puissaiice  militaire. 

Le  remboursement  de  toutes  döpenses  rentrant  dans  les  categories  ci- 
dessus,  en  tant  qu'elles  correspondent  ä  des  achats   ou   r^quisitions   effectuös 
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par  les  Gouvernements  alliös  et  associ^s  dans  les  territoires  occup6s,  sera  pay6 
par  le  Gouvernement  autrichien  aux  Gouvernements  alliös  et  associ^s  en  cou- 
ronnes  ou  en  toute  autre  monnaie  ayant  cours  lögal  et  rempla(;ant  la  couronne 
en  Autriche,  au  taux  de  change  courant  ou  accept6. 

Toutes  les  autres  d^penses  ci-dessus  6num6r6es  seront  remboursöes  dans 
la  monnaie  du  pays  cr^ancier. 

Article  199. 

L'Autriche  confirme  la  reddition  de  tout  le  mat^riel  livr6  ou  k  livrer 
par  eile  aux  Puissances  alli^es  et  associöes,  en  exöcution  de  l'Armistice  du 
3  novembre  1918  et  de  toutes  Conventions  d'armistice  ulf6rieures,  et  reconnait 
le  droit  des  Puissances  alliöes  et  associ6es  sur  ce  mat^riel. 

Sera  port^e  au  credit  de  rAutriche,  en  d6duction  des  sommes  dues  pour 
r^parations  aux  Puissances  alliöes  et  associ^es,  la  valeur,  estim6e  par  la  Com- 
mission  des  röparatiocs,  du  mat^riel  d6sign6  cidessus,  dont  la  Commission  des 
röparations  estimerait  qu'ä  raison  de  son  caract^re  non  miiitaire,  la  valeur 
doit  etre  port6e  au  credit  de  l'Autriche. 

Ne  seront  pas  port6s  au  credit  de  l'Autriche  les  biens  appartenant  aux 
Gouvernements  alli^s  et  associ^s  ou  k  leurs  ressortissants  rendus  ou  livr^s  ä 
l'identique  en  ex6cution  des  Conventions  d'armistice. 

Article  200. 
Le  privil^ge  ätabli  par  l'article  197  s'exercera  dans  l'ordre  suivant,  sous 
la  röserve  mentionnöe  au  dernier  paragiaphe  du  präsent  article: 

a)  Le  coüt  des  arm^es  d'occupation,  tel  qu'il  est  d^fini  k  l'article  198, 
pendant  l'armistice ; 

b)  Le  coüt  de  toutes  armöes  d'occupation,  tel  qu'il  est  d^fini  k  l'article 
198,  aprfes  la  mise  en  vigueur  du  präsent  Trait6; 

c)  Le  montant  des  r^parations  r^sultant  du  präsent  Traitö  ou  des  traitäs 
€t  Conventions  compl^mentaires ; 

d)  Toutes  autres  charges  incombant  k  l'Autriche  en  vertu  des  Conventions 
d'armistice.  du  präsent  Trait6  ou  de  trait^s  et  Conventions  compl^mentaires. 

Le  paytment  du  ravitaillement  de  l'Autiiche  en  denr^es  alimentaires  et 
en  materiöres  premiferes  et  tous  autres  payements  ä  effectuer  par  l'Autriche, 
dans  la  mesure  oü  les  principaux  Gouvernements  alliös  et  associ^s  les  auront 
jugös  nöcessaires  pour  permettre  ä  l'Autriche  de  faire  face  k  son  Obligation 
de  r^parer,  auront  priorit6  dans  la  mesure  et  dans  les  conditions  qui  ont  6t6 
ou  pourront  6tre  stabiles  par  lesdits  Gouvernements. 

Article  201. 

Les  dispositions  qui  pr^c^dent  ne  portent  pas  atteinte  au  droit  de  chacune 
des  Puissances  alli^es  et  associ^es  de  disposer  des  actifs  et  propri6t6s  ennemis 
se  trouvant  sous  leur  Juridiction  au  moment  de  la  mise  en  vigueur  du  präsent 
Trait6. 

Article  202. 

Les  dispositions  qui  prßcedent  ne  peuvent  affecter  en  aucune  mani^re  les 
gages  ou  bypothfeques  röguli^rement  constitu^s  au  pnifit  des  Puissances  alliöes 
et  associ^es  ou  de  leurs  ressortissants  par  l'ancien  Gouvernement  autrichien 
ou  par  les  ressortissants  de  l'ancien  Empire  d'Autriche  sur  les  biens  et  revenus 
leur  appaitenant,  dans  tous  les  cas  oü  la  Constitution  de  ces  gages  et  hypo- 
th^ques  serait  ant^rieure  ä  l'existence  de  l'ötat  de  guerre  entre  l'Autriche- 
HoDgrie  et  chacune  des  puistances  inl6ress6es,  sauf  dans  la  limite  oü  les  modi- 
ficaiions  de  ces  gages  ou  hypoth^ques  sont  express6ment  pr6vues  aux  termes 
du  präsent  Tiait6  ou  des  traitös  et  Conventions  compl^mentairts. 

Article  203. 
1.  Chacun  des  Etats  auxquels  un  territoire  de  l'ancienne  Monarchie  austro- 
hongroise  est  transf^iö  et  chacun  des  Etats  n6s  du  dömembrement  de  cette 
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monarchie,  y  compris  l'Autriche,  devront  assumer  la  respoDsabilit6  d'une  part 
de  la  dette  de  l'ancien  Gouvernement  autrichien  sp^cialement  gagöe  sur  des 
chemins  de  fer,  des  mines  de  sei,  ou  d'autres  biens,  teile  qu'elle  6tait  constitu^e 
le  28  juillet  1914.  La  part  ä  assumer  par  chaque  Etat  sera  celle  qui,  de  l'avis 
de  la  Commission  des  i6parations,  reprösente  la  part  de  dette  gag6e  afferente 
aux  chemins  de  fer.  mines  de  sei,  et  autres  biens  transförös  audit  Etat  aux 
termes  du  presönt  Traitä  ou  des  traitös  et  Conventions  compl6mentaires. 

Le  montant  de^  l'obligation  encourue  concernant  la  dette  gag6e  prise  en 
Charge  par  chaque  Etat,  l'Autriche  exceptöe,  sera  6valu6  par  la  Commission 
des  röparations  d'apres  tels  principes  que  celle- ci  jugera  öquitables.  La  valeur 
ainsi  fix6e  sera  d6duite  de  la  somme  due  ä  l'Autriche  par  TEtat  envisagö,  du 
chef  des  biens  et  propri6t6s  du  Gouvernement  autrichien  ancien  ou  actuel,  qui 
sont  acquis  par  cet  Etat  avec  le  territoire  transf6r6.  Chaque  Etat  sera  seule- 
inent  responsable  de  la  part  de  la  dette  gag6e,  dont  il  prend  la  Charge  aux 
termes  du  präsent  article,  et  les  porteurs  de  la  part  de  dette  gagöe  assum6e 
par  un  Etat  cessionnaire  n'auront  de  recours  contre  aucun  autre  Etat. 

Les  biens  sp^cialement  affect^s  ä  la  garantie  des  dettes  vis^es  au  präsent 
article  demeureront  spöcialement  affectäs  ä  la  garantie  des  nouvelles  dettes. 
Mais,  au  cas  oü  le  präsent  Traitä  aurait  pour  consäquence  de  räpartir  ces  biens 
entre  plusieurs  Etats,  la  fraction  situäe  sur  le  territoire  de  Tun  d'eux  garantira 
la  part  de  la  dette  assumäe  par  ledit  Etat,  ä  l'exclusion  de  toute  autre  part 
de  la  dette. 

En  vue  de  l'application  du  präsent  article,  seront  considäräes  comme  dettes 
gagäes  les  engagements  de  payer  pris  par  l'ancien  Gouvernement  autrichien, 
et  relatifs  ä  l'achat  des  lignes  de  chemins  de  fer,  ou  des  propriätäs  de  meme 
nature.  La  räpartition  des  charges  qui  räsultent  de  ces  engagements  sera  däter- 
minäe  par  la  Commission  des  läparations  de  la  meme  maniäre  que  pour  les 
dettes  gagäes. 

Les  dettes  dont  la  Charge  est  transfäräe,  aux  termes  du  präsent  article, 
seront  libelläes  dans  la  monnaie  de  l'Etat  qoi  en  assume  la  charge,  au  cas 
oü  la  dette  primitive  ätait  libelläe  en  monnaie  de  papier  austro-hongroise. 
Le  taux  adoptä  pour  cette  conversion  sera  le  taux  auquel  l'Etat,  qui  assume 
la  dette,  aura  fait  le  premier  ächange  des  couronnes  papier  austro-hongroises 
contre  sa  propre  monnaie.  La  base  de  la  conversion  de  la  couronne  papier 
austro-hongroise  en  la  monnaie  dans  laquelle  les  titres  seront  libelläs,  sera 
soumise  ä  l'approbalion  de  la  Commission  des  räparations  qui  pourra,  si  eile 
le  juge  opportun,  exiger  que  l'Etat,  qui  effectue  cette  conversion,  en  modifie 
les  conditions.  üne  teile  modification  ne  sera  requise  que  si  la  Commission 
est  d'avis  que  la  valeur,  d'aprös  le  change  sur  l'ätranger.  de  la  monnaie  ou 
des  monnaies  substituäes  ä  la  monnaie  dans  laquelle  les  titres  anciens  ätaient 
libelläs,  est  sensiblement  infärieure,  lors  de  la  conversion,  ä  la  valeur,  d'apräs 
le  change  sur  l'ätranger,   de  la  monnaie  primitive. 

öi  la  dette  autrichienne  primitive  a  ätä  libelläe  en  nne  ou  plusieurs 
monnaies  ätrangäres,  la  nouvelle  dette  sera  libelläe  dans  la  ou  les  mämes 
monnaies. 

Si  la  dette  autrichienne  primitive  a  ätä  libelläe  en  monnaies  d'or  austro- 
hongroises,  la  nouvelle  dette  sera  libelläe  en  livres  Sterling  et  en  doUars  des 
Etats-Unis  d'Amärique,  par  des  montants  äquivalents,  d'apräs  les  poids  et 
titres  rtspectifs  des  trois  monnaies  aux  termes  des  lägisiations  en  vigueur 
le  1"  janvier  1914. 

Au  cas  oü  les  anciens  titres  stipulaient,  explicitement  ou  iinplicitement, 
le  choix  d'un  taux  fixe  de  change  sur  l'ätranger  ou  toute  autre  option  de 
change,  les  nouveaux  titres  devront  comporter  los  mC'mes  avantages. 

2.  Chacun  des  Etats  auxquels  un  territoire  de  l'ancienne  Monarchie  austro- 
hongroise  est  iransfärä  et  chacun  des  Etats  näs   du   däniembrement   de    cette 
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monarchie,  y  compris  l'Autriche  devront  assumer  la  responsabilit6  d'une  part 
de  la  dette  de  l'ancien  (Jouvernement  autrichien,  non  i^af^6e  et  repr6sent6e  par 
des  titres,  teile  qu'elle  6tait  constituöe  le  2H  juillet  1914,  et  calcul6e,  en  prenant 
pour  base  la  moyenne  des  trois  ann^es  finanoieres  1911.  1912  et  1918,  d'apr^s 
le  rapport  existant  entre  teile  cat6gorie  de  revenus  dans  le  ferritoire  r6parti 
et  les  revenus  correspondants  de  la  totalitö  des  anciens  territoires  autrichiens, 
qui,  de  l'avis  de  la  Comraission  des  r6parations,  seront  les  plus  aptes  ä  donner 
la  juste  mesure  des  facultas  contributives  respectives  de  ces  territoires.  Les 
revenus  de  la  Bosnie  et  de  THerzögovine  n'entreront  pas  en  compte  dans  ce 
calcul. 

L'obligation  stipul^e  au  prösent  article  concernant  la  dette  repr6sent6e 
par  des  titres,  sera  ex6cut6e  dans  les  conditions  fix6es  par  l'Annexe  ci-apr6s. 

Le  Gouvernement  autrichien  sera  seul  responsable  de  tous  les  engage- 
ments  contractös  ant^rieurement  au  28  juillet  1914  par  l'ancien  Gouvernement 
autrichien,  autres  que  les  engagements  repr6sent6s  par  des  titres  de  rente, 
bons,  obligations,  valeurs  et  billets  express6ment  vis6s  au  präsent  Traif6. 

Aucune  des  dispositions  du  präsent  article  ni  de  l'Annexe  ci-apr^s  ne 
s'appliquera  aux  titres  de  l'ancien  Gouvernement  autrichien  d6pos6s  ä  la  banque 
d'Autriche-Hongrie  en  couverture  des  billets  6mis  par  cette  banque. 

Annexe. 

La  dette  ä  röpartir  comme  il  est  indiqu6  ä  l'article  203  est  l'ancienne 
dette  publique  autrichienne  non  gag6e,  reprösent^e  par  des  titres,  teile  qu'elle 
6tait  constiiu6e  le  28  juillet  1914.  Toutefois,  il  faut  en  döduire  la  part  de 
dette  dont  la  Charge  incombait  au  Gouvernement  de  l'ancien  royaume  de  Hongrie 
en  ex^cution  de  la  Convention  additionnelle  approuv6e  par  la  loi  austro-hongroise 
du  30  d^cembre  1907  B.  L.  L,  No.  278,  et  qui  reprösente  la  contribution  k 
la  dette  g^nörale  de  TAutriche-Hongrie  des  territoires  döpendant  de  la  Sainte 
Couronne  de  Hongrie. 

Dans  un  dölai  de  trois  mois  ä  compter  de  la  mise  en  vigueur  du  präsent 
Traitö,  les  Etats  prenant  ä  leur  Charge  l'ancienne  dette  publique  autrichienne 
non  gagöe,  estampilleront  s'ils  ne  l'ont  d6jä  fait,  avec  un  timbre  special  ä 
chacun  d'eux,  tous  les  titres  de  cette  dette  existant  sur  leurs  territoires  respectifs. 
11  sera  pris  note  des  numöros  des  titres  ainsi  estampill6s  et  ces  num^ros  seront 
envoyös  ä  la  Commission  des  röparations  avec  les  autres  documents  relatifs 
ä  cette  Operation  d'estampillage. 

Les  porteurs  des  titres  d6tenus  sur  le  territoire  d'un  Etat  qui  doit  les 
estampiller,  aux  termes  de  la  präsente  Annexe,  devifndront,  du  jour  de  la 
mise  en  vigueur  du  präsent  Traitö,  cröanciers  dudit  Etat  pour  la  valeur  de 
ces  titres,  et  ils  ne  pourront  exercer  de  recours  contre  aucun  autre  Etat. 

Lorsque  l'estampillage  aura  montr6  que  le  montant  des  titres  provenant 
d'une  Omission  donn^e  de  l'ancienne  dette  publique  autrichienne  non  gag^e, 
dötenus  sur  le  territoire  d'un  Etat  est  införieur  ä  la  part  de  ladite  Emission 
mise  ä  sa  charge  par  la  Commission  des  r^parations,  ledit  Etat  devra  remettre 
ä  cette  Commission  de  nouveaux  titres  d'un  montant  6gal  ä  la  difförence 
constat6e.  La  Commission  des  röparations  fixera  la  forme  de  ces  nouveaux 
titres  et  le  montant  des  coupures.  Ces  nouveaux  titres  conf^reront,  en  ce  qui 
concerne  l'intöret  et  l'amortissement,  les  memes  droits  que  les  anciens  titres 
qu'ils  remplacent.  Toutes  leurs  autres  caract6ristiques  seront  döterminöes  avec 
l'approbation  de  la  Commission  des  r^parations. 

Si  le  titre  primitif  ötait  libell6  en  monnaie  de  papier  austro-hongroise, 
le  nouveau  titre  par  lequel  il  sera  remplac6  sera  libellö  en  monnaie  de  l'Etat 
6metteur.  Le  taux  adoptö  pour  cette  conversion  sera  le  taux,  auquel  l'Etat 
6metteur  aura  fait  le  premier  behänge  des  couronnes-papier  austro-hongroises 
contre  sa  propre  monnaie.     La  base  de  la  conversion  de  la  courronne-papier 
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austro-hongroise  en  la  monnaie,  dans  laquelle  les  titres  seront  libell6s,  sera 
soumise  ä  l'approbation  de  la  Commission  des  r^parations  qui  pnurra.  si  eile 
le  juge  opportun,  exiger  que  l'Etat  qui  effectue  cette  conversion  en  modifie 
les  conditions.  üne  teile  modification  ne  sera  rtquise  que  si  la  Commission 
est  d'avis  que  la  valeur,  d'apres  le  change  sur  rötran^er,  de  la  monnaie  ou 
des  monnaies  Substitutes  ä  la  monnaie  dans  laquelle  les  titres  anciens  6taient 
libell^s,.  est  sensiblement  införieure,  lors  de  la  conversion,  ä  la  valeur,  d'apres 
le  cbange  sur  l'^tranger.  de  la  monnaie  primitive. 

Si  le  titre  primitif  6tait  libell6  en  une  ou  plusieurs  monnaies  6trang6res, 
le  nouveau  titre  sera  libell6  dans  la  ou  les  memes  monnaies.  Si  le  titre  primitif 
6tait  libell6e  en  monnaies  d'or  austro-hongroises,  le  nouveau  titre  sera  libell6 
en  livres  Sterling  et  en  dollars  or  des  fitats-ünis  poiir  des  montants  Äqui- 
valents, les  öquivalences  6tant  d6termin6es  d'apres  les  poids  et  les  titres 
respectifs  des  trois  monnaies,  aux  termes  des  l^gislations  en  vigueur  le 
l"  janvier  1914. 

Au  cas  oü  les  anciens  titres  stipulaient,  explicitement  ou  implicitement, 
le  choix  d'un  taux  fixe  de  change  sur  l'^tranger,  ou  toute  autre  option  de 
change,  les  nouveaux  titres  devront  comporter  les  memes  avantages. 

Lorsque  l'estampillage  aura  montrö  que  le  montant  de  titres  provenant 
d'une  Omission  donn^e  de  rancienne  dette  publique  autrichienne  non  gajj^e, 
et  dätenus  sur  le  territoire  d'un  Etat,  est  supörieur  ä  la  part  de  ladite  Emission 
mise  ä  sa  charge  par  la  Commission  des  r^parations.  ledit  Etat  devra  recevoir 
de  cette  Commission  une  part  düment  proportionnelle  de  charune  des  nouvelles 
Emissions  des  titres,  faites  conform^inent  aux  dispositions  de  la  presente  Annexe. 

Les  porteurs  des  titres  de  l'ancienne  dette  publique  autrichienne  non 
gag6e,  d^tenus  en  dehors  des  Etats  auxquels  un  territoire  de  l'ancienne 
"Monarchie  austro-hongroise  ä  6t6  transförö  ou  qui  sont  n6s  du  dömembrement 
de  cette  monarchie  y  compris  la  R6publique  d'Autriche,  remettront  par  l'inter- 
mödiaire  de  leurs  Gouvernements  respectifs  ä  la  Commission  des  r6parations 
les  titres  dont  ils  sont  porteurs.  En  retour,  cette  Commission  leur  d^livrera 
des  certificats  leur  donnant  droit  ä  une  part  düment  proportionnelle  de  chacune 
des  nouvelles  Emissions  de  titres,  faites  pour  behänge  des  titres  correspondants 
remis  conformöment  aux  dispositions  de  la  präsente  Annexe. 

Les  Etats  ou  porteurs  qui  auront  droit  ä  une  part  de  chacune  des  nouvelles 
Emissions  de  titres.  faites  conformöment  aux  dispositions  de  la  präsente  Annexe, 
recevront  une  part  du  montant  total  des  titres  de  chacune  de  ces  Emissions, 
calcul6e  d'aprös  le  rapport  existant  entre  le  montant  des  titres  de  Tancienne 
Omission  qu'ils  dötenaient  et  le  montant  total  de  l'ancienne  Emission  pr^stnt^e 
pour  öchange  ä  la  Commission  des  r6parations  en  exöcution  de  ia  präsente 
Annexe.  Les  Etats  ou  porteurs  int6res86s  recevront  aussi  une  part.  diliaent 
d6termin6e,  des  titres  6mis  dans  les  conditions  fixöes  par  le  Trait6  avec  la 
Hoiigrie,  en  6change  de  la  part  de  la  dette  publique  autrichienne  non  gagöe, 
dont  cette  Puissance  ä  accept6  la  charge  par  la  Convention  additionnelle 
de  1907. 

La  Commission  des  r^parations  pourra,  si  eile  le  juge  opportun,  conclure 
des  arrangements  avec  les  porteurs  de  nouveaux  titres  emis  en  ext5cution  de 
la  präsente  Annexe,  en  vue  de  l'^missicm  d'emprunts  d'unification  par  chacun 
des  Etats  d^biteurs.  Les  titres  de  ces  emprunts  seront  Substitutes  aux  titres 
6mis  en  ex^cution  de  la  prösente  Annexe  k  des  conditions  fix^es  apres  entente 
entre  la  Commission  et  les  porteurs. 

L'Etat  assumant  la  responsabilitö  d'un  titre  de  l'ancien  Gouvernement 
autrichien  prendra  ögalement  la  charge  des  coupons  ou  de  l'annuitö  d'anior- 
tissement  de  ce  titre,  qui,  depuis  la  mise  en  vigueur  du  prtisent  Traitö,  seraient 
devenus  exigibles  et  n'auraient  pas  6t6  payös. 
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Article  204. 

1.  Au  cas  oü  les  nouvelles  fronti^res,  telles  qu'elles  sont  fix6es  par  le 
präsent  Traitö,  viendraient  k  fractionner  une  circonscription  administrative 
qui  avait  en  propre  la  Charge  d'une  dette  publique  r6guii^rcment  constitu6e, 
chacune  des  parties  nouvelles  de  ladite  circonscription  prendra  une  part  de 
cette  dette,  ä  d6terminer  par  la  Commission  des  i^parations  d'apr^s  les  principes 
^tablis  par  TArticle  203  pour  la  röpartition  des  dettes  d'Etat.  La  Commission 
d^s  röparations  r^glera  les  modes  d'ex6cution 

2.  La  dette  publique  de  Bosnie  et  d'Herz6govine  sera  consid6r6e  comme 
dette  de  circonscription  administrative  et  non  comme  dette  publique  de  l'ancienDe 
Monarchie  austro-hongroise. 

Article  20.5. 

Dans  un  d6lai^  de  deux  mois  ä  compter  de  la  mise  en  vigueur  du  präsent 
Trait6,  chacun  des  Etats  auxquels  un  territoire  de  l'ancienne  Monarchie  austro- 
hongroise  a  6t6  transf6r6  ou  qui  sont  n6s  du  d6membrement  de  cette  monarchie, 
y  compris  l'Autriche,  estampilleront.  s'ils  ne  Tont  d6jä.  fait,  avec  un  timbre 
special  ä  chacun  d'eux,  les  difförents  titres  correspondant  ä  la  part  de  la  dette  de 
guerre  de  l'ancien  Gouvernement  autrichien  repr6sent6e  par  des  titres,  d6tenue 
sur  leurs  territoires  respectifs  et  l^galement  6mise  avant  le  31  octobre  1918. 

Les  valeurs  ainsi  estampillöes  seront  6chang6es  contre  des  certificats  et 
retiröes  de  la  circulation ;  il  sera  pris  note  de  leurs  num^ros  et  elles  seront 
envoy^es  ä  la  Commission  des  r^parations  avec  tous  les  documents  se  rapportant 
ä  cette  Operation  d'6change. 

Le  fait  pour  un  Etat  d'avoir  estampill6  et  remplac6  des  titres  par  des 
certificats  dans  les  conditions  pr^vues  au  präsent  article,  n'impliquera  pas 
pour  cet  Etat  l'obligation  d'assumer  ou  de  reconnaitre  de  ce  fait  une  Charge 
quelconque,  ä  moins  qu'il  n'ait  donnö  lui-meme  cette  signification  pr6cise  aux 
Operations   d'estampillage  et  de  remplacement. 

Les  Etats  ci-dessus  mentionn^s.  ä  Texception  de  l'Autriche.  ne  seront 
tenus  d'aucune  Obligation  ä  raison  de  la  dette  de  guerre  de  l'ancien  Gouver- 
nement autrichien,  en  quelque  Heu  qiie  se  trouvent  les  titres  de  cette  dette, 
mais,  ni  les  Gouvernements  de  ces  Etats  ni  leurs  ressortissants  ne  pourront, 
en  aucun  cas,  exercer  de  recours  contre  d'autres  Etats,  y  compris  l'Autriche, 
pour  les  titres  de  dette  de  guerre,  dont  eux  memes  ou  leurs  ressortissants  sont 
propri6taires. 

La  Charge  de  la  part  de  dette  de  guerre  de  l'ancien  Gouvernement 
autrichien,  qui,  ant^rieurement  ä  la  signature  du  pr^sent^  Trait^.  6tait  la 
propriöte  des  ressortissants  ou  des  Gouvernements  des  Etats  autres  que 
les  Etats  auxquels  un  territoire  de  l'ancienne  Monarchie  austro-hongroise  se 
trouve  attribu^,  sera  exclusivement  support^e  par  le  Gouvernement  autrichien, 
et  les  autres  Etats  ci-dessus  mentionnäs  ne  seront  en  aucune  mesure  respon- 
sables  de  cette  part  de  la  dette  de  guerre. 

Les  dispositions  du  präsent  article  ne  s'appliqueront  pas  aux  titres  de 
l'ancien  Gouvernement  autrichien  qui  ont  6t6  d6püs6s  par  lui  ä  la  banque 
d'Autriche-Hongrie  en  couverture  des  billets  6mis  par  cette  banque. 

Le  Gouvernement  autrichien  actuel  sera  seul  responsable  de  tous  les 
engagements  contract6s  durant  la  guerre  par  l'ancien  Gouvernement  autrichien 
autres  que  les  engagements  repr^sent^s  par  des  titres  de  rente,  bons,  obligations, 
valeurs  et  billets  express^ment  vis6s  au  präsent  Trait^. 

Article  206. 
1.  Dans  un  d6Iai  de  deux   mnis   ä  compter    de   la   mise  en    vigueur  du 
präsent  Trait6,  les  Etats  auxquels  un  territoire  de  l'ancienne  Monarchie  austro- 
hongroise  a  etätransf^rä  ou  qui  sont  n6s  du  d6membrement  de  ladite  monarchie, 
y  compris  l'Autriche  et  la  Uongrie  actuelle,  dcvront,  s'ils  ne   Tont  d6jä  fait, 
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estampiller  avec  un  timbre  special   ä  chacun   deux   les  billets   de  la  banque 
d'Autriche-Hongrie  dötenus  sur  leurs  territoires  respectifs. 

2.  Dans  un  d^lai  de  douze  mois  ä  compter  de  la  mise  en  vigueur  da 
präsent  Trait6,  les  Etats  auxquels  un  territoire  de  l'aDcienne  Monarchie  austro- 
hongroise  ä  6t6  transförö  ou  qui  sont  n6s  du  dömembrement  de  ladite  monarchie. 
y  compris  l'Autriche  et  la  Hongrie  actuelle,  devront  remplacer  par  leur  propre 
monnaie  ou  par  une  monnaie  nouvelle  ä  des  conditions  qu'il  leur  appartiendra 
de  döterminer.  les  billets  estampUlös  comme  il  a  6t6  dit  ci-dessus. 

3.  Les  Gouvernements  des  Etats  qui  auraient  d^jä  effectu6  la  conversion 
des  billets  de  la  banque  d'Autriche-Hoogrie,  soit  en  les  estampillant,  soit  en 
mettant  en  circulation  leur  propre  monnaie  ou  une  monnaie  nouvelle.  et  qui, 
au  cours  de  cette  Operation,  auraient  retir6  de  la  circulation.  sans  les  estam- 
piller, tout  OU  partie  de  ces  billets.  devront,  soit  estampiller  les  billets  ainsi 
retir^s,  soit  les  tenir  ä  la  disposition  de  la  Commission  des  röparations. 

4.  Dans  un  dölai  de  quatorze  mois  ä  compter  de  la  mise  en  vigueur  du 
prösent  Trait^,  les  Gouvernements  qui  ont  6chang6,  conform6ment  aux  dispo- 
sitions  du  präsent  article,  les  billets  de  la  banque  d'Autriche-Hongrie  contre 
leur  propre  monnaie  ou  contre  une  monnaie  nouvelle,  devront  remettre  ä  la 
Commissions  des  r^parations  tous  les  billets  de  la  banque  d'Autriche-Hongrie 
estampill^s  ou  non,  qui  ont  6t6  retirös  de  la  circulation  au  cours  de  cet  behänge. 

5.  La  Commission  des  r6parations  disposera,  dans  les  conditions  pr6vues 
ä  l'Annexe  ci-aprös,  de  tous  les  billets  qui  lui  auront  6t6  remis  en  exäcution 
du  präsent  article. 

6  Les  Operations  de  liquidation  de  la  banque  d'Autriche-Hongrie  pren- 
dront  date  du  lendemain  de  Ja  signature  du  präsent  Trait6. 

7.  La  liquidation  sera  effectu6e  par  des  commissaires  nomm^s  ä  cet  effet 
par  la  Commission  des  r^parations.  Dans  cette  liquidation.  les  commissaires 
devront  observer  les  rögles  statutaires  et,  d'une  fagon  g6n6rale,  les  r^glements 
en  vigueur  relatifs  au  fonctionnement  de  la  banque ;  sans  qu'il  soit  port6  atteinte 
aux  dispositions  pr6vues  au  präsent  article.  Au  cas  oü  des  doutes  surgiraient 
au  sujet  de  l'interpr^tation  des  rögles  concernant  la  liquidation  de  la  banque. 
telles  qu'elles  sont  fix6es,  soit  par  les  prösents  articles  et  annexes.  soit  par 
les  Statuts  de  la  banque,  le  diff^rend  sera  soumis  ä  la  Commission  des  r^parations 
ou  ä  un  arbitre  nomm6  par  eile.     La  döcision  sera  sans  appel. 

8.  Les  billets  6mis  par  la  banque  post6rieurement  au  27  octobre  1918, 
auront  pour  unique  garantie  les  titres  6mis  par  les  Gouvernements  autrichien 
et  hongrois  anciens  ou  actuels  et  d6pos6s  ä  la  banque  en  couverture  de  l'ömis- 
sion  de  ces  billets.  Par  contre,  les  porteurs  de  ces  billets  n'auront  aucun  droit 
sur  les  autres  616ments  de  l'actif  de  la  banque. 

9.  Les  porteurs  des  billets  6mis  par  la  banque  jusqu'au  27  octobre  1918 
inclus,  en  tant  qu'aux  termes  du  präsent  article  ces  billets  rempliront  les 
conditions  n^cessaires  pour  etre  admis  ä  la  liquidation,  auront  des  droits 
6gaax  sur  tout  l'actif  de  la  banque ;  les  titres  6mis  par  les  Gouvernements 
autrichien  et  hongrois  anciens  ou  actuels  et  d6pos6s  ä  la  banque  en  couver- 
ture des  diverses  Emissions  de  billets,  ne  sont  pas  consideres  comme  faisant 
partie  de  cet  actif. 

10.  Seront  annulös  les  titres  d6pos6s  par  les  Gouvernements  autrichien 
et  hongrois  anciens  ou  actuels  ä,  la  banque  en  couverture  des  billets  ^mis 
jusqu'au  27  octobre  1918  inclus,  en  tant  qu'ils  correspondent  ä  des  billets 
convertis  sur  les  territoires  de  l'ancienne  Monarchie  austro-hongroise,  teile 
qu'elle  6tait  constitu6e  au  28  juillet  1914.  par  des  Etats  auxquels  ces  terri- 
toires ont  6t6  transf6r6s  ou  qui  sont  n6s  du  d^membrement  de  cette  monarchie, 
y  compris  l'Autriche  et  la  Hongrie  actuelle. 

11.  Les  titres  qui  ont  et6  d^posös  par  les  Gouvernements  autrichien  et 
hongrois  anciens  ou  actuels  en  couverture  des  billets  (imis  jusqu'au  27  octobre 
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1918  inclus  et  qiii  n'auraient  pas  6t6  annu1(5s  par  applicafion  du  paragraphe  10 
du  präsent  arti(:le,  coniinueront  k  yarantir.  jusqu'ä  due  concurrence,  les  billets 
des  m6mes  Emissions  qui,  le  l.ö  juin  1919,  se  trouvaient  dötenus  en  dehors 
de  l'ancienne  Monarchie  austro-hongroise.  Ges  billets  comprennent,  k  l'exclusion 
de  tüus  autres:  1"  les  billets  recueillis  pur  les  Etats  cessionnaires  sur  la 
Partie  de  ieurs  territoires  respectifs  situöe  en  dehors  de  Tancienne  Monarchie 
et  qui  seront  remis  ä  la  Cürnmission  des  r6paritions  aux  termes  du  para- 
graphe 4;  2*^  les  billets  recueillis  p<r  tous  autres  Etats  et  qui  seront  pr6sent6s, 
confoim6ment  aux  dispositions  de  1' Annexe  ci  apr^s,  aux  commissaires  charg^s 
de  la  liquidation   de  la  baiique 

12.  Les  porteurs  de  tout  autres  billets  6mis  jusqu'au  27  octobre  1918 
inclus,  n'auront  aucun  droit  sur  les  titres  d6pos6s  par  les  Gouvernements 
autrichien  et  hongrois  anciens  ou  actuels  en  couverture  des  Emissions  de 
billets,  ni  en  g6n6ial  sur  Taciif  de  la  banque.  Les  titres,  qui  n'auraient  pas 
^t6  d6truits  ou  affect6s  dans  les  conditions  pr6vues  aux  paragraphes  lü  et  11, 
seront  annul6s. 

13.  Les  Gouvernements  de  l'Autriche  et  de  la  Hongrie  actuelle  assume- 
ront  seuls,  pour  Ieurs  parts  respeclives  et  ä  l'exclusion  de  tous  autres  Etats, 
la  Charge  de  tous  les  titres  qui  ont  6' 6  d6pos6s  ä  la  banque  par  les  Gou- 
vernements autrichien  et  hongrois  anciens  ou  actuels  en  couverture  des 
Emissions  de  billets  et  qui  n'auront  pas  6t 6  annul6s. 

14.  Les  porteurs  de  billets  de  la  banque  d'Autriche-Hongrie  n'auront 
aucun  recours  contre  les  Gouvernements  de  l'Autriche  et  de  la  Hongrie  actuelle, 
ni  contre  aucun  autre  Gouvernement,  ä  raison  des  pertes  que  pourrait  leur 
faire  subir  la  liquidation  de  la  banque. 

Annexe. 

§  1- 

Les  Gouvernements  respectifs,  en  transmettant  ä  la  Commission  des 
r^parations  tous  les  billets  de  la  banque  d'Autriche-Hongrie  retir6s  de  la 
circulation  en  ex6cution  de  l'article  206  remettront  ögalement  ä  la  Commission 
tous  les  documents  6tablissant  la  nature  et  le  montant  des  conversions  qu'ils 
ont  eSectu6es. 

§  2. 

La  Commission  des  röparations.  apr^s  avoir  examin6  ces  documents, 
dölivrera  auxdits  Gouvernements  des  certificats  ^tablissant  d'une  mani^re 
distincte  le  montant  total  des  billets  de  banque  qu'ils  ont  convertis: 

a)  Dans  les  limites  de  l'ancienne  Monarchie  austro  -  honyroise,  teile 
qu'elle  6tait  constitu^e  le  28  juillet  1914; 

b)  En   tous  autres  lieux. 

Ces  certificats  permettront  ä  Ieurs  porteurs  de  faire  valoir  devant  les 
comniissaires  charg6s  de  la  liquidation  de  la  banque  les  droits  que  les  billets 
ainsi^6chang6s  repr^sentent  dans  la  r^partition  de  l'actif  de  la  banque. 

§  3- 
D^s   que   la   liquidation  de  la  banque  aura  pris  fin,  la  Commission  des 
r^parations  d6truira  les  billets  ainsi  retirös. 

§  4. 
Les  billets  6mis  jusqu'au  27  octobre  1918  inclus  ne  donneront  de  droits 
sur  l'actif  de  la  banque  qu'autant  qu'ils  seront  pr6sent6s  par  le  Gouvernement 
du  pays  ou  ils  6taient  dötenus. 

Article  207. 
Chacun  des  Etats  auxquels  un  territoire  de  l'ancienne  Monarchie  austro- 
hongroise  a  6t6  transförö  ou  qui  sont  n6s  du  d^membrement  de  cette  monarchie, 
j   compris   l'Autriche,   auront   pleine   libert6   d'action   en   ce  qui  concerne  la 
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monnaie   divisionnaire   de  l'ancienne  Monarchie  austro-hongroise  existant  sur 
leurs  territoires  respectifs. 

Ces  Etats  ne  pourront,  en  aucun  cas,  soit  pour  leur  compte,  seit  pour 
celui  de  leurs  ressortissants,  exercer  de  recours  contre  d'autres  Etats  ä  raison 
de  la  monnaie  divisionnaire  qu'iis  d^tiennent. 

Article  208. 

Les  Etats  auxquels  un  territoire  de  l'ancienne  Monarchie  austro-hon- 
groise a  6t6  transföri  ou  qui  sont  n6s  du  dömembrement  de  cette  monarchie, 
acquerront  tous  biens  et  propriöt^s  appartenant  au  Gouvernement  autrichien, 
ancien  ou  actuel,  et  situös  sur  leurs  territoires  respectifs. 

Au  sens  du  präsent  article,  les  biens  et  propriötäs  du  Gouvernement 
autrichien,  ancien  ou  actuel,  seront  consid^rös  comme  comprenant  les  biens 
appartenant  ä  Tancien  Empire  d'Autriche  et  les  int^rets  de  cet  Empire  dans 
les  biens  qui  appartenaient  en  commun  ä  la  Monarchie  austro-hongroise  ainsi 
que  toutes  les  propri^tös  de  la  Couronne,  et  que  les  biens  priv6s  de  l'ancienne 
famille  souveraine  d'Autriche-Hongrie. 

Ces  Etats  ne  pourront  toutefois  6lever  aucune  Prätention  sur  les  biens 
et  propri6t6s  du  Gouvernement,  ancien  ou  actuel,  de  l'Autriche,  situös  en 
dehors  de  leurs  territoires  respectifs. 

La  valeur  des  biens  et  propri6täs  acquis  par  les  diff^rents  Etats,  l'Au- 
triche except^e,  sera  fixöe  par  la  Commission  des  r^parations  pour  etre  port^e 
au  döbit  de  l'Etat  acquöreur  et  au  cr6dit  de  l'Autriche,  ä  valoir  sur  les 
sommes  dues  au  titre  des  r^parations.  La  Commission  des  r^parations  devra 
^galement  d^duire  de  la  valeur  des  propri6t6s  publiques  ainsi  acquises  une 
somme  proportionn^e  ä  la  contribution  en  espöces,  en  terre  ou  en  matöriel, 
fournie  directement  ä  l'occasion  de  ces  propri6t6s  par  des  provinces,  communes, 
ou  autres  autorit^s  locales  autonomes. 

Dans  le  cas  d'un  Etat  acqu6reur  conform^ment  au  präsent  article  et 
Sans  qu'il  soit  portö  atteinte  aux  dispositions  de  l'article  203  concernant  la 
dette  gag^e,  il  sera  döduit  de  la  valeur  portöe  au  credit  de  l'Autriche  et  au 
d6bit  dudit  Etat  d'apr^s  l'alin^a  pr6c6dent.  la  part  de  la  dette  non  gagöe  de 
l'ancien  Gouvernement  autrichien  mise  ä  la  Charge  dudit  Etat  acqu6reur  en 
vertu  dudit  article  203  et  correspondant,  dans  l'opinion  de  la  Commission 
des  r^parations,  ä  des  döpenses  faites  sur  les  biens  et  propri6t6s  acquises. 
La  valeur  ä  d6duire  sera  fix^e  par  la  Commission  des  röparatione  d'apres 
tels  principes  qu'elle  jugera  6quitables. 

Parmi  les  biens  et  propri6t6s  du  Gouvernement  autrichien,  ancien  ou 
actuel,  il  faut  comprendre  une  part  des  biens  immobiliers  de  toute  nature 
en  Bosnie-Herz^govine,  pour  lesquels  le  Gouvernement  de  l'ancienne  Monarchie 
austro-hongroise  a,  en  vertu  de  l'article  5  de  la  Convention  du  26  fövrier 
1909,  pay6  2  500000  livres  turques  au  Gouvernement  ottoman.  Cette  part 
sera  proportionn6e  ä  la  contribution  support^e  par  l'ancien  Empire  d'Autriche 
dans  ledit  payement  et  la  valeur,  estim^e  par  la  Commission  des  r^parations, 
en  sera  port^e  au  credit  de  l'Autriche  au  titre  de  röparations. 

Par  exception  aux  dispositions  ci-dessus,  seront  transf^r^s  sans  payement: 

1*^  Les  biens  et  propri6t6s  des  provinces.  communes  et  autres  institütions 
locales  autonomes  de  l'ancienne  Monarchie  austro-hongroise.  ainsi  que  les 
biens  et  propriet^s  en  Bosnie-Herz^govine  qui  n'appartenaient  pas  ä  l'ancienne 
Monarchie  austro-hongroise ; 

2''  Les  6coles  et  les  hopitaux,  propri6t6s  de  l'ancienne  Monarchie  austro- 
hongroise  ; 

3"  Les  forots  qui  appartenaient  ä  l'ancien  royaume  de  Pologne. 

En  outre  et  aprtis  autorisation  de  la  Commission  des  r^parations.  les 
Etats  vis6s   ä  l'alinöa  premier   et  auxquels  des  territoires  ont  ete  transf^rt^s 
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pourront  acqu6rir  sans  payement,  tous  les  immeubles  ou  autres  biens  situ6s 
sur  les  territoires  respectits  et  ayant  pr6c6demment  appartenu  aux  Royaumes 
de  Boheme,  de  Pologne  ou  de  Groatie- Slavonie- Dalmatie  ou  ä  la  Bosnie- 
Herzögoviiie  ou  aux  R6publiques  de  Raguse.  de  Venise  ou  aux  Principaut^s 
6pi8copales  de  Trente  et  de  Bressanone  et  dont  la  principale  valeur  consiste 
dans  les  Souvenirs  historiques  qui  s'y  rattachent. 

Article  209. 
L'Autriche  renonce  en  ce  qui  la  concerne  ä  toute  repr6sentation  ou 
participation  que  des  traitös,  Conventions  ou  accords  quelconques  assuraient 
k  elle-meme  ou  ä  ses  ressortissants  ,dans  Tadministration  ou  le  controle  des 
commissions,  agences  et  banques  d'Etat  et  dans  toutes  autres  organisations 
financi^res  et  6conomiques  de  caractfere  international  de  controle  ou  de  gestion 
fonctionnant  dans  Tun  quelconque  des  Etats  alliös  et  associ6s,  en  Allemagne, 
en  Hongrie,  en  Bulgarie  ou  en  Turquie,  dans  les  possessions  et  d^pendances 
des  Etats  susdits,  ainsi  que  dans  l'ancien  Empire  russe. 

Article  210. 

1.  L'Autriche  s'engage  ä  transförer,  dans  le  d^lai  d'un  mois  ä  compter 
de  la  mise  en  vigueur  du  präsent  Trait6,  ä  telles  autoritös  qui  pourraient 
6tre  d6sign6es  par  les  Principales  Puissances  aliiöes  et  associ6es,  ia  somme 
en  or  d6pos6e  ä  la  banque  d'Autriche- Hongrie  au  nom  du  Conseil  d'admini- 
stration  de  la  dette  publique  Ottomane  en  couverture  de  la  premi^re  Emission 
de  billets  de  monnaie  du  Gouvernement  Türe. 

2.  L'Autriche  renonce  en  ce  qui  la  concerne  au  bön^fice  de  toutes  leg 
stipulations  insör^es  dans  les  Trait6s  de  Bucarest  et  de  Brest- Litowsk  et 
traitös  compl6mentaires,  sans  qu'il  soit  portö  atteinte  ä  l'article  244,  Partie  X 
(Clauses  ^conomiques)  du  präsent  Trait6. 

Elle  s'engage  ä  transf6rer  respectivement  soit  ä  la  Roumanie,  soit  aux 
Principales  Puissances  alli^es  et  associöes,  tous  Instruments  monötaires,  especes, 
valeurs  et  instruments  n6gociables  ou  produits,  qu'elle  a  re^us  en  ex6cution 
des  Trait6s  susdits. 

3.  Les  sommes  en  especes  qui  doivent  §tre  pay6es  et  les  instruments 
mon^taires,  valeurs  et  produits  quelconques  qui  doivent  etre  livrös  ou  trans- 
f6r6s  en  vertu  des  stipulations  du  pr6seat  article  seront  employ^s  par  les 
Principales  Puissances  alliöes  et  associöes  suivant  des  modalitös  ä  döterminer 
ultörieurement  par  lesdites  Puissances. 

4.  L'Autriche  s'engage  ä  reconnaitre  les  transferts  d'or  pr6vus  ä  l'ar- 
ticle  259  alin6a  5  du  Traite  de  paix  conclu  ä  Versailles,  le  28  juin  1919  par 
les  Puissances  alliöes  et  associöes  et  1' Allemagne  ainsi  que  les  transferts  de 
cröances  vis6s  ä  l'article  261  du  meme  Traitö. 

Article  211. 
Sans  qu'il  soit  portö  atteinte  ä  la  renonciation  par  l'Autriche,  en  vertu 
d'autres  dispositions  du  präsent  Trait6,  ä  des  droits  lui  appartenant  ou  ap- 
partenant  ä  ses  ressortissants,  la  Commission  des  röparations,  pourra,  dans 
un  dölai  d'un  an  ä  compter  de  la  mise  en  vigueur  du  präsent  Trait6,  exiger 
que  l'Autriche  acquiöre  tous  droits  ou  intörets  de  ses  ressortissants,  dans 
toute  entreprise  d'utilit6  publique  ou  dans  toute  concession  en  Russie,  en 
Turquie,  en  Allemagne,  en  Hongrie  ou  en  Bulgarie  ou  dans  les  possessions 
et  döpendances  des  liltats  susdits,  ou  sur  un  territoire  qui,  ayant  appartenu 
ä  l'Autriche  ou  ä  ses  alli^s,  doit  etre  transf6r6  par  l'Autriche  ou  ses  alli^s, 
ou  administrä  par  un  mandataire  en  vertu  d'un  Traitö  conclu  avec  les  Puis- 
sances alliöes  et  associöes.  L'Autriche  devra,  d'autre  part,  dans  un  d6lai  de 
de  six  mois  ä  compter  de  la  date  de  la  demande,  transförer  ä  la  Commission 
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des  r^parations  la  totalit^  de  ces  droits  et  int^rets  et  de  tous  les  droits  et 
intörets  similaires  que  le  Gouvernement  autrichien,  ancien  ou  actuel,  peut 
lui-meme  poss^der. 

L'Autriche  supportera  la  Charge  d'indemniser  ses  ressortissants  ainsi 
d6poss6d6s  et  la  Commission  des  r6parations  portera  au  credit  de  l'Autriche 
ä  valoir  sur  les  sommes  dues  au  titre  des  r6parations.  les  sommes  correspon- 
dant  ä  la  valeur  des  droits  et  intörets  transför^s,  teile  qu'elle  sera  fixöe  par 
la  Commission  des  r^parations.  L'Autriche,  dans  un  dölai  de  six  mois  ä 
dater  de  la  mise  en  vigueur  du  pröseot  Trait6.  devra  communiquer  ä  la 
Commission  des  r^parations  la  liste  de  tous  les  droits  et  intörets  en  question, 
qu'ils  soient  acquis.  öventuels,  ou  non  encore  exercös,  et  renoncera  en  faveur 
des  Puissances  alli^es  ou  associöes  en  son  nom  et  en  celui  de  ses  ressortis- 
sants, ä  tous  droits  et  int6rets  susvis^s  qui  n'auraient  pas  6t6  mentionnös 
sar  la  liste  ci-dessas. 

Article  212. 

L'Autriche  s'engage  ä  ne  mettre  aucun  obstacle  ä  l'acquisition  par  les 
Gouvernements  allemand.  hongrois,  bulgare  ou  turc,  de  tous  droits  et  intärets 
des  ressortissants  allemands.  hongrois,  bulgares  ou  turcs  dans  toute  entre- 
prise  d'utilitö  publique  ou  dans  toute  concession  en  Autriche.  qui  pourront 
etre  r^clamös  par  la  Commission  des  röparations  aux  termes  des  Trait6s  de 
Paix.  Traitös  ou  Conventions  compl6mentaires  respectivement  passes  entre 
les  Puissances  alli6es  et  associöes,  et  les  Gouvernements  allemand,  hongrois, 
bulgare  ou  turc. 

Article  21.3. 

L'Autriche  s'engage  ä  transförer  aux  Puissances  alli^es  et  associ^es 
tüutes  les  cr6ances  ou  droits  ä  r6parations  au  profit  du  Gouvernement  autri- 
chien, ancien  ou  actuel,  sur  l'AUemagne,  la  Hongrie,  la  Bulgarie  ou  la  Tur- 
quie,  et  notamment  toutes  les  cr6ances  ou  droits  ä  röparations  qui  rösultent 
ou  rösulteront  de  l'exöcution  des  engagements  pris  depuis  le  28  juillet  1914 
jusqu'ä  la  mise  en  vigueur  du  prös^nt  Trait6. 

La  valeur  de  ces  cr^ances  ou  droits  ä  röparation  sera  stabile  par  la 
Commission  des  röparations.  et  port6e  par  eile  au  credit  de  l'Autriche  ä  valoir 
sur  les  sommes  dues  au  titre  des  r6parations. 

Article  214. 

A  moins  de  stipulations  contraires  ins6r6es  dans  le  präsent  Trait^  ou 
les  trait^s  et  Conventions  compl6mentaires,  toute  Obligation  de  payer  en 
esp^ces,  en  exöcution  du  präsent  Trait6,  et  libell^e  en  couronnes  or  austro- 
hongroises  sera  payable,  au  choix  des  cr6anciers.  en  livres  Sterling  payables 
ä  Londres,  dollars  or  des  Etats-Ünis  d'Amörique  payables  ä  New  York,  francs 
or  payables  ä  Paris  ou  lires  or  payables  ä  Rome. 

Aux  fins  du  präsent  article,  les  monnaies  or  ci-dessus  sont  convenues  ^tre 
du  poids  et  du  titre  I6galement  6tablis  au  1"  Janvier  1914  pour  chacune  dentre 
elles. 

Article  215. 

Seront  fix6s  par  une  entente  entre  les  divers  Gouvernements  int^ress^s 
de  mani^re  ä  assurer  le  meilleur  et  le  plus  6quitable  traitement  ü  toutes  les 
parties,  tous  les  ajustements  financiers,  qui  sont  rendus  n6cessaires  par  le  d^mem- 
brement  de  l'ancienne  Monarchie  austro-hongroise  et  par  la  röorganisation  des 
dettes  publiques  et  Systeme  mon(5taire,  dans  les  conditions  prövues  aux  articles 
pr6c6dents.  Ces  ajustements  concernent,  entre  autre,  les  banques,  conipagnies 
d'assurances,  caisses  d'6pargne,  caisses  d'^pargne  postales.  Etablissements  de  credit 
foncier,  soci^tös  hypoth6caires  et  toutes  autres  institutinns  similaires  op^rant 
sur  le  territoire  de  l'ancienne  Monarchie  austro-hongroise.  Dans  le  cas  tui  lesdits 
Gouvernements  ne  pourraient  pas  arriver  k  une  entente  sur  ces  probl^mes  finan- 
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ciers,  ou  dans  le  cas  oü  un  Gouvernement  jugerait  que  ses  ressortissants  ne 
re(;oivent  pas  un  traitement  6quitabie,  la  Commission  des  r6parations,  sur  la 
demande  de  Tun  des  Gouvernements  int6resfa(5s,  nommera  un  arbitre  ou  des 
arbitres,  dont  la  d6cision  sera  Sans  appel. 

Article  216. 
Les  b6n6ficiaire8  des  pensiuns  civih;s  ou  militaires  de   l'ancien   Empire 
d'Autriche  reconnus  ou  devenus,  en  vertu  du  präsent  Trait6,  ressortissants  d'un 
;6tat  autre  que  l'Autriche  ne  pourront  exercer,  du  chef  de  leur  pension,  aucun 
recours  contre  le  Gouvernement  autrichien. 

Partie  X. 
Clauses  Economiqnes. 

Section  I. 

Relations   Commerciales. 

Chapitre  Premier. 

Räglementation,  Taxes  et  Restrictions  Douaniferes. 

Article  217. 

L'Autriche  s'engage  ä  ne  pas  soumettre  les  marchandises,  produits  naturels 
ou  fabriqu^s  de  Tun  quelconque  des  Etats  alliös  ou  associ^s,  import^s  sur  le 
territoire  autrichien,  quel  que  soit  l'endroit  d'oü  ils  arrivent,  ä  des  droits  ou 
charges,  y  compris  les  impöts  inl6rieurs,  autres  ou  plus  6lev6s  que  ceux  aux- 
quels  sont  soumis  les  mömes  marchandises,  produits  naturels  ou  fabriqu6s  d'un 
autre  quelconque  desdits  Etats  ou  d'un  autre  pays  6tranger  quelconque. 

L'Autriche  ne  maintiendra  ou  n'imposera  aucune  prohibition  ou  restriction 
ä  l'importation  sur  le  territoire  autrichien  de  t  out  es  marchandises,  produits 
naturels  ou  fabriqu6s  des  territoires  de  Tun  quelconque  des  Etats  alli6s  ou 
associös  de  quelque  endroit  qu'ils  arrivent,  qui  ne  s'6ttndra  pas  ögalement  ä 
l'importation  des  memes  marchandises,  produits  naturels  ou  {abriqu6s  d'un  autre 
quelconque  desdits  Etats  ou  d'un  autre  pays  6tranger  quelconque. 

Article  218. 

L'Autriche  s'engage,  en  outre,  ä  ne  pas  6tablir,  en  ce  qui  concerne  le 
regime  des  importations,  de  difförence  au  d^triment  du  commerce  de  Tun  quel- 
conque des  Etats  alliös  ou  associös  par  rapport  ä  un  autre  quelconque  desdits 
Etats,  ou  par  rapport  ä  un  autre  pays  6tranger  quelconque,  meme  par  des 
moyens  indirects,  tels  que  ceux  r^suliant  de  la  r(5^1ementation  ou  de  la  proc6- 
dure  douani^re,  ou  des  möthodes  de  v6nfication  ou  d'analyse,  ou  des  conditions 
de  payement  des  droits,  ou  des  m^thodes  de  Classification  ou  d'interpr^tation 
des  tarifs,  ou  encore  de  l'exercice  de  monopoles. 

Article  219. 

En  ce  qui  concerne  la  sortie,  l'Autriche  s'engage  ä  ne  pas  soumettre  les 
marchandises  produits  naturels  ou  fabriquös  exportös  du  territoire  autrichien 
vers  les  territoires  de  Tun  quelconque  des  Etats  alli6s  ou  associ6s,  ä  des  droits 
ou  charges,  y  compris  les  impöts  Interieurs,  autres  ou  plus  dev6s  que  ceux 
pay6s  pour  les  memes  marchandises  exportöes  vers  un  autre  quelconque  desdits 
6tats  ou  vers  un  pays  ^tranger  quelconque. 

L'Autriche  ne  maintiendra  ou  n'imposera  aucune  prohibition  ou  restriction 
ä  l'exportation  de  toutes  marchandises  exp6di6es  du  territoire  autrichien  vers 
Tun  quelconque  des  lEtats  alli^s  ou  associ^s  qui  ne  s'6tendra  pas  ^galement 
ä  l'exportation  des  memes  marchandises,  produits  naturels  ou  fabriqu^s  exp6di6s 
vers  un  autre  quelconque  desdits  Etats  ou  vers  un  autre  pays  ötranger  quel- 
conque. 
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Article  220. 
Toute  faveur,  immunitö  ou  privilege  concernant  l'importation,  l'exportation 
ou  le  transit  de  marchandises,  qui  serait  conc6d6  par  l'Autriche  ä  Tun  quel- 
conque  des  Etats  alli6s  ou  associös  ou  ä  un  autre  pays  6tranger  quelconque, 
sera  simultanöment  et  inconditionnellement,  sans  qu'il  soit  besoin  de  demande 
ou  de  compensation,  6tendu  ä  tous  les  Etats  alli^s  ou  associös. 

Article  221. 
Par  d6rogation  aux  dispositions  de  l'article  286  de  la  partie  XII  (ports, 
voies  d'eau  et  voies  ferröes)  du  prösent  Trait6,  et  pendant  une  pöriode  de  trois 
annöes  ä  dater  de  la  mise  en  vigueur  du  präsent  Trait^,  les  produits  en  transit 
par  les  ports  qui,  avant  la  guerre,  se  trouvaient  dans  les  lerritoires  de  l'an- 
cienne  Monarchie  austro-hongroise,  b6n6ficieront  ä  leur  importation  en  Autriche 
de  röductioDS  de  droits  proportionnellement  correspondantes  ä  Celles  qui  6taient 
appliqu^es  aux  memes  produits  Selon  le  tarif  douanier  austro-hongrois  du  13  f6vrier 
1906,  lorsque  leur  importation  avait  lieu  par  lesdits  ports. 

Article  222. 

Nonobstant  les  dispositions  des  articles  217  ä  220  les  Puissances  alliöes 
et  associöes  acceptent  de  ne  pas  invoquer  ces  dispositions  pour  s'assurer  l'avan- 
tage  de  tout  arrangement  special  qui  pourrait  6tre  conclu  par  le  Gouvernement 
autrichien  avec  les  Gouvernements  de  la  Hongrie  ou  de  l'Etat  tchöco  slovaque 
pour  6tablir  un  regime  douanier  special  en  faveur  de  certains  produits  naturels 
ou  manufactur^s  originaires  et  en  provenance  de  ces  pays,  qui  seront  sp6cifi6s 
dans  les  arrangements  en  question,  pourvu  que  la  duröe  de  cet  arrangement 
ne  döpasse  pas  une  p6riode  de  cinq  ann6es  ä  dater  de  la  mise  en  vigueur  du 
präsent  Traitö. 

Article  223. 

Pendant  un  d6Iai  de  six  mois  ä  dater  de  la  mise  en  vigueur  du  präsent 
Traitö,  les  taxes  impos6es  par  l'Autriche  aux  importations  des  Puissances  alli^es 
et  associ6es  ne  pourront  etre  sup6rieures  aux  taxes  les  plus  favorables  qui  ätaient 
en  application  pour  les  importations  dans  l'ancienne  Monarchie  austro-hongroise 
&  la  date  du  28  juillet  1914. 

Gette  disposition  continuera  ä  etre  appliqu^e  pendant  une  seconde  p6riode 
de  trente  mois  apr^s  l'expiration  des  six  premiers  mois  exclusivement  ä  l'6gard 
des  importations  de  Iruits  frais*  et  secs,  de  lögumes  frais,  de  l'huile  d'olive,  des 
ceufs,  des  porcs  et  des  produits  de  charcuterie  et  de  la  volaille  vivante  dans 
la  mesure  oü  ces  produits  jouissaient  ä  la  date  mentionn^e  ci-dessus  (28  juillet 
1914)  des  tarifs  conventionnels  fix6s  par  des  trait^s  avec  les  Puissances  alli^es 
ou  associ^es. 

Article  224. 

1.  L'Etat  tch6co-slovaque  et  la  Pologne  s'engagent  ä  ne  pas  imposer, 
pendant  une  Periode  de  quinze  ann6es  ä  dater  de  la  mise  en  vigueur  du  präsent 
Trait6,  ä  l'exportation  vers  l'Autriche  des  produits  des  mines  de  charbon  situ(?es 
sur  leur  territoire,  aucun  droit  d'exportation  ou  autre  charge  ou  restriction  ä 
l'exportation  de  quelque  nature  que  ce  soit,  autres  ou  plus  on^reux  que  ceux 
qui  seront  imposes  ä  la  meme  exportation  vers  tout  autre  pays. 

2.  Des  arrangements  spöciaux  seront  conclus  entre  l'Etat  tch^co-slovaque 
et  la  Pologne  et  l'Autriche  pour  la  fourniture  r^ciproque  de  charbon  et  de  matit^res 
brutes. 

3.  En  attendant  la  conclusion  de  ces  arrangements,  mais  en  aucun  cas 
pendant  plus  de  trois  ans  aprös  la  mise  en  vigueur  du  pr(5sent  Traiti^  l'Etat 
tch6co-slovaque  et  la  Pologne  s'engagent  ä  n'imposor  aucun  droit  ä  l'exporlation 
ni  aucune  restriction,  de  quelque  nature  que  ce  soit,  ;\  l'exportation  vers  l'Autriche, 
de  charbon  ou  de  lignite  jusqu'i  concurrence  d'une  quantitö  qui  sera  tixee,  h, 

21* 
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d6faut  d'accord  entre  les  6tats  intöressös,  par  la  Commission  des  r^parations. 
Pour  la  d6termination  de  cette  quantit6,  la  Commission  des  r6parations  tiendra 
compte  de  tous  les  616ments,  y  compris  les  quantit6s  de  charbon  comme  de 
lignite  fournies  avant  la  guerre  aux  territoires  de  TAutriche  actuelle  par  la 
Haute-Sil6sie  et  les  territoires  de  l'ancien  Empire  d'Autriche  transf6r6s  k  l'Etat 
tch^co-slovaque  et  ä  la  Pologne,  en  conformit6  avec  le  präsent  Trait6  ainsi 
que  des  quantit6s  actuellement  disponibles  pour  l'exportation  dans  ces  pays. 
A  titre  de  röciprocitö,  l'Autriche  devra  fournir  ä  l'Etat  tch6co-slovaque  et 
ä  la  Pologne  les  quantit6s  de  matieres  brutes  vis6es  au  paragraphe  2,  con- 
formöment  ä  ce  qui  sera  d(5cid6  par  la  Commission  des  r^parations. 

4.  L'Etat  tch6co-slovaque  et  la  Pologne  s'engagent  en  outre,  pendant  la 
meme  p6riode,  ä  prendre  toutes  les  mesures  nöcessaires  pour  assurer  que  tous 
ces  produits  pourront  etre  acquis  par  les  acheteurs  habitant  l'Autriche  ä  des 
conditions  aussi  favorables  que  celles  qui  sont  faites  pour  la  vente  des  produits 
de^  meme  nature  placös  dans  une  Situation  analogue,  aux  acheteurs  habitant 
l'Etat  tch6co-slovaque  ou  la  Pologne  dans  leurs  pays  respectifs  ou  dans  tout 
autre  pays. 

5.  En  cas  de  diff^rend  relatif  ä  rexöcution  ou  ä  l'interprötation  de  l'une 
des  dispositions  ci-dessus,  la  Commission  des  röparations  d6cidera. 

Chapitre  II. 

Traitement  de  la  Navigation. 

Article  225. 

Les  Hautes  Parties  Contractantes  s'accordent  ä  reconnaitre  le  pavillon 

des   navires   de   toute  Partie   contractante   qui    n'a  pas  de  littoral  maritime, 

lorsqu'ils  sont  enregiströs  en  un  lieu  unique  d6termin6,  situ6  sur  son  territoire; 

ce  lieu  constituera  pour  ces  navires  de  port  d'enregistrement. 

Chapitre  III. 

ConcurrenceD6loyale. 

Article  226. 

L'Autriche  s'engage  ä  prendre  toutes  les  mesures  legislatives  ou 
administratives  n^cessaires  pour  garantir  les  produits  naturels  ou  fabriqu^s 
originaires  de  l'une  quelconque  des  Puissances  alli^es  ou  associ^es  contre  toute 
forme  de  concurrence  d61oyale  dans  les  transactions  commerciales. 

L'Autriche  s'oblige  ä  r6primer  et  ä,  prohiber,  par  la  saisie  et  par  toutes 
autres  sanctions  appropri6es,  l'importation  et  l'exportation  ainsi  que  la  fabri- 
cation,  la  circulation,  la  vente  et  la  mise  en  vente  ä  l'intörieur,  de  tous 
produits  ou  marchandises  portant  sur  eux-memes,  ou  sur  leur  conditionnement 
immödiat,  ou  sur  leur  emballage  ext^rieur  des  marques,  noms,  inscriptions 
ou  signes  quelconques,  comportant,  directement  ou  indirectement,  de  fausses 
indications  sur  l'origine,  l'espöce,  la  nature  ou  les  qualit^s  sp^cifiques  de  ces 
produits  ou  marchandises. 

Article  227. 

L'Autriche,  ä  la  condition  qu'un  traitement  r^ciproque  lui  soit  accord6 
en  cette  matifere,  s'oblige  ä  se  conformer  aux  lois,  ainsi  qu'aux  d^cisions 
administratives  ou  judiciaires  prises  conform^ment  ä  ces  lois,  en  vigueur  dans 
un  Pays  alli6  ou  associ6  et  r^guliörement  notifi^es  ä  l'Autriche  par  les  autorit6s 
compötentes,  d^terminant  ou  röglementant  le  droit  ä  une  appellation  regionale 
pour  les  vins  ou  spiritueux  produits  dans  le  pays  auquel  appartient  la  r6gion, 
ou  les  conditions  dans  lesquelles  l'emploi  d'une  appellation  regionale  peut 
etre  autoris6;  et  l'importation,  l'exportation,  ainsi  que  la  fabrication.  la 
circulation,   la  vente  ou  la  mise  en  vente  des  produits  ou  marchandises  por- 
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tant  des  appellations  regionales  contrairement  aux  lois  ou  d^cisions  pr^cit^es 
seront  interdites  par  l'Autriche  et  röprim^es  par  les  mesures  prescrites  ä 
l'article  qui  pr6c6de. 

Chapitre  IV. 

Traitement  des  Ressortissants  des  Puissances 

Alli^es  et  Associ6es. 

Article  228. 

L'Autriche  s'engage : 

a)  ä  n'imposer  aux  ressortissants  des  Puissances  alli^es  et  associ^es  en 
ce  qui  concerne  l'exercice  des  mötiers,  professions,  conamerces  et  industries, 
aucune  exclusion  qui  ne  serait  pas  6galement  applicable  ä  tous  les  ötrangers 
Sans  exception ; 

b)  ä  ne  soumettre  les  ressortissants  des  Puissances  alli6es  et  associ6es 
ä,  aucun  r^glement  ou  restrictions,  en  ce  qui  concerne  les  droits  vis^s  au 
paragraphe  a)  qui  pourraient  porter  directement  ou  indirectement  atteinte 
aux  stipulations  dudit  paragraphe,  ou  qui  seraient  autres  ou  plus  d^savanta- 
geux  que  ceux  qui  s'appliquent  aux  ätrangers  ressortissants  de  la  nation  la 
plus  favoris^e : 

c)  ä  ne  soumettre  les  ressortissants  des  Puissances  alli^es  et  associ^es, 
leurs  biens.  droits  ou  int^rets,  y  compris  les  soci6t6s  ou  associations  dans 
lesquelles  ils  sont  interessös,  ä  aucune  Charge,  taxe  ou  impöts  directs  ou 
indirects,  autres  ou  plus  6lev6s  que  ceux  qui  sont  ou  pourront  etre  impos^s 
ä.  ses  ressortissants  ou  ä  leurs  biens,  droits  ou  intörets ; 

d)  ä  ne  pas  imposer  aux  ressortissants  de  l'une  quelconque  des  Puissances 
alli^es  et  associ^es  une  restriclion  quelconque  qui  n'ötait  pas  applicable  aux 
ressortissants  de  ces  Puissances  ä  la  date  du  28  juillet  1914.  ä  moins  que 
la  meme  restriction  ne  soit  6galement  impos6e  ä  ses  propres  nationaux. 

Article  229. 

Les  ressortissants  des  Puissances  alli^es  et  associöes  jouiront  sur  le 
territoire  autrichien.  d'une  constante  protection,  pour  leur  personne,  leurs 
biens,  droits  et  int^rets  et  auront  libre  acct;s  devant  les  tribunaux. 

Article  230. 

L'Autriche  s'engage  ä  reconnaitre  la  nouvelle  nationalit^  qui  aurait  6t6 
ou  serait  acquise  par  ses  ressortissants  d'aprös  les  lois  des  Puissances  alliöes 
ou  associ6es  et  conform^ment  aux  d^cisions  des  autorit(5s  comp6tentes  de  ces 
Puissances,  soit  par  voie  de  naturalisation,  soit  par  l'effet  d'une  clause  d'un 
traitö  et  ä  dögager  ä  tous  les  points  de  vue  ces  ressortissants.  en  raison  de 
o>-tte  acquisition  de  nouvelle  nationalittS,  de  toute  all^geance  vis-ä-vis  de  leur 
Etat  d'origine. 

Article  231. 

Les  Puissances  alli^es  et  associöes  pourront  nommer  des  consuls  g^n^raux, 
consuls,  vice-consuls  et  agents  consulaires  dans  les  villes  et  ports  d'Autriche. 
L'Autriche  s'engage  ä  approuver  la  d^signation  de  ces  consuls  g6n6raux, 
consuls,  vice-consuls  et  agents  consulaires,  dont  les  noms  lui  seront  notifi^s, 
et  ä,  les  admettre  ä  l'exercice  de  leurs  fonctions  conformöment  aux  ri^gles  et 
osages  habituels. 

Chapitre  V. 

Clauses  G6n6rales. 

Article  232. 

Les  obligations  impos^es  ä  l'Autriche  par  le  Chapitre  I  ci-dessus.  cesse- 

ront    d'etre    en    vigueur    cinq    ans    aprtis    la   date    de    la  mise  en  vigueur  du 

präsent  Trait6,   k  moins  que   le  coutraire  r6sulte  du  texte  ou  que  le  Conseil 
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de  la  Soci^tö  des  Nations  d6cide,  douze  mois  au  moins  avant  l'expiration  de 
cette  Periode,  que  ces  obligations  seront  maintenues  pour  une  p6riode  subs6- 
quente  avec  ou  sans  amendement. 

II  est  toutefois  entendu  qu'ä  moins  de  d^cision  diff6rente  de  la  Soci6t6 
des  Nations,  l'obligation  impos6e  ä  1' Antriebe  par  les  articles  217,  218,  219 
ou  220  ne  sera  pas  invoquöe  aprös  l'expiration  d'un  d6lai  de  trois  ans  ä 
dater  de  la  mise  en  vigueur  du  präsent  Trait6,  par  une  Puissance  alli6e  ou 
associöe  qui  n'accorderait  pa.s  ä  l'Autriche  un  traitement  corrölatif. 

L'article  228  restera  en  vigueur  apres  cette  Periode  de  cinq  ans,  avec 
ou  sans  amendement,  pour  teile  p6riode,  s'il  en  est  une,  que  fixera  la  majoritö 
du  Conseil  de  la  Soci6t6  des  Nations,  et  qui  ne  pourra  döpasser  cinq  ann6es. 

Article  233. 

Si  le  Gouvernement  autrichien  se  livre  au  commerce  international,  il 
n'aura,  ä  ce  point  de  vue,  ni  ne  sera  consid6r6  avoir  aucun  des  droits,  Privi- 
leges et  immunitös  de  la  souverainetö. 

Section  IL 

Traitös. 

Article  234. 

D6s  la  mise  en  vigueur  du  präsent  Traitö  et  sous  r^serve  des  dis- 
positions  qui  y  sont  contenues,  les  traitös,  Conventions  et  accords  plurilat6raux, 
de  caract^re  6conomique  ou  technique,  pass6s  par  l'ancienne  Monarchie  austro- 
hongroise  et  6numör6s,  ci-apr6s  et  aux  articles  suivants,  seront  seuls  appli- 
qu6s  entre  l'Autriche  et  Celles  des  Puissances  alliöes  et  associöes  qui  y  sont 
Parties : 

1^  Convention  du  14  mars  1884,  du  1"  d^cembre  1886  et  du  23  mars 
1887  et  Protocole  de  cloture  du  7  juillet  1887,  relatifs  ä  la  protection  des 
cäbles  sous-marins ; 

2°  Convention  du  11  octobre  1909,  relative  ä  la  circulation  internationale 
des  automobiles ; 

8*^  Accord  du  15  mai  1886,  relatif  au  plombage  des  wagons  assujettis 
ä  la  douane  et  Protocole  du  18  mai  1907 ; 

4*^  Accord  du  15  mai  1886.  relatif  ä  l'unitö  technique  des  chemins  de  fer; 

50  Convention  du  5  juillet  1890,  relative  ä  la  publication  des  tarifs  de 
douane  et  ä  l'organisation  d'une  Union  internationale  pour  la  publication  des 
tarifs  douaniers ; 

6*^  Convention  du  25  avril  1907,  relative  ä  l'ölövation  des  tarifs  douaniers 
Ottomans ; 

70  Convention  du  14  mars  1857,  relative  au  rachat  des  droits  de  p6age 
du  Sund  et  des  Belts ; 

8*^  Convention  du  22  juin  1861,  relative  au  rachat  des  droits  de  p6age 
sur  l'Elbe; 

9*^  Convention  du  16  juillet  1863,  relative  au  rachat  des  droits  de  pöage 
sur  l'Escaut; 

10'^  Convention  du  29  octobre  1888,  relative  ä  l'^tablissement  d'un  regime 
d^finitif  destin^  ä  garantir  le  libre  usage  du  canal  de  Suez; 

11°  Conventions  du  23  septembre  1910,  relatives  ä  l'unification  de  cer- 
taines  r^gles  en  matiöre  d'abordage,   d'assistance  et  de  sauvetage  maritimes ; 

12*^  Convention  du  21  d^cembre  1904,  relative  ä  l'exemption  pour  les 
bätiments  hospitaliers  des  droits  et  laxes  dans  les  ports ; 

130  Convention  du  26  septembre  1906,  pour  la  suppression  du  travail 
de  nuit  pour  les  femmes ; 

14^  Conventions  des  18  mai  1904,  4  mai  1910,  relatives  ä  la  Impression 
de  la  traite  des  blanches ; 
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15°  Convention  du  4  mai  1910,  relative  ä  la  suppression  des  publi- 
cations  pornographiques ; 

16*^  Convention  sanitaire  du  3  d6cembre  1903.  ainsi  que  les  pr6c6dentes 
signäes  le  30  janvier  1892,  le  15  avril  1893,  le  3  avril  1894  et  le  19  mars  1897; 

17^  Convention  da  20  mai  1875,  relative  ä  l'unification  et  au  perfecti- 
onnement  du  Systeme  m^trique; 

18"  Convention  du  29  novembre  1906,  relative  ä  l'unification  de  la 
formule  des  m6dicaments  h6roiques; 

19*^  Convention  des  16  et  19  novembre  1885,  relative  ä  la  construction 
d'un  diapason  normal ; 

'20^'  Convention  du  7  juin  1905,  relative  ä  la  cröation  d'un  Institut 
international  agricole  ä  Rome; 

21°  Conventions  des  3  novembre  1881,  15  avril  1889,  relatives  aux 
mesures  ä  prendre  contre  le  phylloxera; 

22*^  Convention  du  19  mars  1902,  relative  ä  la  protection  des  oiseaux 
utiles  ä  l'agriculture ; 

230  Convention  du  12  juin  1902  relative  ä  la  tuteile  des  mineurs. 

Article  235. 

D6s  la  mise  en  vigueur  du  präsent  Traitö.  les  Hautes  Parties  Con- 
tractantes  appliqueront  les  Conventions  et  arrangements  ci-apres  design^s, 
en  tant  qu'ils  les  concernent,  l'Autriche  s'engageant  ä  observer  les  stipulations 
particuliöres  contenues  dans  le  präsent  article. 

Conventions  postales : 

Conventions  et  arrangements  de  l'ünion  postale  universelle,  signäs  a 
Vienne,  le  4  juillet  1891; 

Conventions  et  arrangements  de  l'ünion  postale,  signäs  ä  Washington, 
le  15  juin  1897  ; 

Conventions  et  arrangements  de  l'ünion  postale,  sign6s  ä  Rome.  le 
26  mai  1906. 

Conventions  t^l^graphiques: 

Conventions  t616graphiques  internationales,  sign6es  ä  Saint-P6tersbourg, 
le  10/22  juillet  1875; 

Reglements  et  tarifs  arr6t6s  par  la  Conference  t6l6graphique  internationale 
de  Lisbonne,  le  11  juin  1908. 

L'Autriche  s'engage  ä  ne  pas  refuser  son  consentement  ä  la  conclusion 
avec  les  nouveaux  Etats  des  arrangements  sp6ciaux  pr6vus  par  les  Conventions 
et  arrangements  relatifs  ä  l'ünion  postale  universelle  et  ä  l'ünion  t6l6gra- 
phique  internationale,  dont  lesdits  nouveaux  Etats  fönt  partie  ou  auxquels 
ils  adh^rent. 

Article  236. 

Dös  la  mise  en  vigueur  du  präsent  Trait6,  les  Hautes  Parties  Con- 
tractantes  appliqueront,  en  tant  qu'elle  les  concerne,  la  Convention  radio- 
t6l6graphique  internationale  du  5  juillet  1912,  l'Autriche  s'engageant  ä  observer 
les  rögles  provisoires  qui  lui  seront  indiqu6es  par  les  Puissances  alliöes  et 
as8oci6es. 

Si,  dans  les  cinq  ann6es  qui  suivront  la  mise  en  vigueur  du  präsent 
Traitä  une  nouvello  Convention  räglant  les  relations  radio-tel6graphiques  inter- 
nationales vient  ä  6tre  conclue  en  remplacement  de  la  Convention  du  5  iuillet 
1912,  cette  nouvelle  Convention  liera  l'Autriche,  mCMue  au  cas  oü  celle-ci 
aurait  refusä  soit  de  participer  k  l'älaboration  de  la  Convention,  soit  d'y 
souscrire. 

Cette  nouvelle  Convention  remplacera  ägalement  les  rögles  provisoires 
en  vigueur. 
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Article  237. 
La  Convention  internationale  de  Paris  du  20  mars  1883.  pour  la  pro- 
tection de  la  propri6t6  industrielle,  revis6e  ä  Washington  le  2  juin  1911  et 
l'arrangement  du  14  avril  1891  concernant  l'enregistrement  international  des 
marques  de  fabrique  et  de  commerce,  seront  appliquös  ä  partir  de  la  mise 
en  vigueur  du  präsent  Trait6,  dans  la  mesure  oü  ils  ne  seront  pas  affect^s 
et  modifi6s  par  les  exceptions  et  restrictions  r6sultant  dudit  Trait^. 

Article  238. 

Dös  la  mise  en  vigueur  du  präsent  Trait6,  les  Hautes  Parties  Con- 
tractantes  appliqueront,  en  tant  qu'elle  les  concerne,  la  Convention  de  la 
Haye  du  17  juillet  1905  relative  ä  la  proc6dure  civile,  toutefois,  cette  dis- 
position  demeure  et  demeurera  sans  effet  vis-ä-vis  de  la  France,  du  Portugal 
et  de  la  Roumanie. 

Article  239. 

L'Autriche  s'engage  ä  adh^rer  dans  les  formes  prescrites  et  avant 
l'expiration  d'un  d61ai  de  douze  mois  ä  partir  de  la  mise  en  vigueur  du 
präsent  Trait6,  ä  la  Convention  internationale  de  Berne  du  9  septembre  1886 
pour  la  protection  des  oeuvres  litt^raires  et  artistiques  revis6e  ä  Berlin  le 
13  novembre  1908,  et  compl6t6e  par  le  Protocole  additionnel,  signö  ä  Berne 
le  20  mars  1914. 

Jusqu'ä  ce  qu'elle  ait  adhörä  ä  la  Convention  sus-vis6e,  l'Autriche 
s'engage  ä  reconnaitre  et  ä  prot^ger  les  oeuvres  litt^raires  et  artistiques  des 
ressortissants  des  Puissances  alliöes  ou  associ^es  par  des  dispositions  effectives 
prises  en  conformitö  des  principes  de  ladite  Convention  internationale. 

En  outre  et  indöpendamment  de  l'adhösion  sus-vis6e,  l'Autriche  s'engage 
ä  continuer  d'assurer  la  reconnaissance  et  la  protection  de  toutes  les  oeuvres 
litt^raires  et  artistiques  des  ressortissants  de  chacun  des  Puissances  alliöes 
ou  associöes  d'une  maniöre  au  moins  aussi  ätendue  qu  ä  la  data  du  28  juillet 
1914  et  dans  les  memes  conditions. 

Article  240. 

L'Autriche  s'engage  ä  adh6rer  aux  Conventions  suivantes : 

l''  Convention  du  26  septembre  1906  relative  ä  la  suppression  de  l'emploi 
du  phosphore  blanc  dans  la  fabrication  des  allumettes; 

2^  Convention  du  31  d6cembre  1913,  relative  ä  l'unification  des  statistiques 
commerciales. 

Article  241. 

Chacune  des  Puissances  alli^es  ou  associ^es,  s'inspirant  des  principes 
g6n6raux  ou  des  stipulations  particuliöres  du  präsent  Trait6,  notifiera  ä 
l'Autriche  les  Conventions  bilaterales  de  toute  nature,  pass6es  avec  l'ancienne 
Monarchie  austro-hongroise,  dont  eile  exigera  l'observation. 

La  notification  pr^vue  au  präsent  article  sera  faite,  soit  directement, 
soit  par  l'entremise  d'une  autre  Puissance.  II  en  sera  accusä  r^ception  par 
^crit  par  l'Autriche ;  la  date  de  la  mise  en  vigueur  sera  celle  de  la  notification. 

Les  Puissances  alli^es  ou  associöes  s'engagent  entre  elles  ä  n'appliquer 
vis-ä-vis  de  l'Autriche  qua  les  Conventions  qui  sont  conformes  aux  stipulations 
du  präsent  Trait6. 

La  notification  mentionnera  ^vantuellement  Celles  des  dispositions  de 
ces  Conventions  qui,  n'6tant  pas  conformes  aux  stipulations  du  präsent  Trait6, 
ne  seront  pas  consid6r6es  comme  applicables. 

En  cas  de  divergenca  d'avis,  la  Soci6t6  des  Nations  sera  appel6e  ä  se 
prononcer. 

ün  d61ai  de  six  mois,  qui  courra  depuis  la  mise  en  vigueur  du  präsent 
Traitä,  est  imparti  aux  Puissances  alliöes  ou  associ^es  pour  proc6der  ä  la 
notification. 
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Les  Conventions  bilaterales,  qui  auront  fait  l'objet  d'une  teile  notification, 
seront  seules  mises  en  vigueur  entre  les  Puissances  alli^es  ou  associ6es  et 
l'Autriche. 

Les  r^gles  ci-dessus  sont  applicables  ä  toutes  Conventions  bilaterales 
existant  entre  toutes  les  Puissances  alli^es  et  associöes  signataires  du  pr6sent 
Traite  et  l'Autriche,  meme  si  lesdites  Puissances  alli^es  et  associ^es  n'ont 
pas  ete  en  etat  de  guerre  avec  eile. 

Article  242. 
L'Autriche  döclare  reconnaitre  comme  etant  sans  effet  tous  les  traites, 
Conventions   ou   accords  conclus  par  eile  ou  par  l'ancienne  Monarchie  austro- 
hongroise  avec  l'Allemagne,   la  Hongrie,  la  Bulgarie  ou  la  Turquie  depuis  le 
1"  aoüt  1914  jusqu'ä  la  mise  en  vigueur  du  präsent  Traite. 

Article  243. 

L'Autriche  s'engage  ä  assurer  de  plein  droit  aux  Puissances  alliees  et 
associees  ainsi  qu'aux  fonctionnaires  et  ressortissants  desdites  Puissances,  le 
benefice  de  tous  les  droits  et  avantages  de  quelque  nature  que  ce  soit  qu'elle- 
meme,  ou  l'ancienne  Monarchie  austro-hongroise,  a  pu  concäder  ä  TAllemagne, 
ä  la  Hongrie,  ä  la  Bulgarie,  ou  ä  la  Turquie,  ou  concäder  aux  fonctionnaires 
et  ressortissants  de  ces  Etats,  par  traites,  Conventions  ou  accords,  conclus 
avant  le  1"'  aoüt  1914,  aussi  longtemps  que  ces  traites,  Conventions  ou  accords 
seront  en  vigueur. 

Les  Puissances  alliöes  et  associäes  se  räservent  le  droit  d'accepter  ou 
non  le  bänefice  de  ces  droits  et  avantages. 

Article  244. 

L'Autriche  döclare  reconnaitre  comme  etant  sans  effet  tous  les  traites, 
Conventions  ou  accords  conclus,  par  eile  ou  par  l'ancienne  Monarchie  austro- 
hongroise,  avec  la  Russie  ou  avec  tout  Etat  ou  Gouvernement  dont  le  terri- 
toire  constituait  anterieurement  une  partie  de  la  Russie,  ainsi  qu'avec  la 
Roumanie,  avant  le  28  juillet  1914  ou  depuis  cette  date,  jusqu'ä  la  mise  en 
vigueur  du  präsent  Traite. 

Article  245. 

Au  cas  oü,  depuis  le  28  juillet  1914,  une  Puissance  alliee  ou  associäe, 
la  Russie  ou  un  Etat  ou  Gouvernement  dont  le  territoire  constituait  ante- 
rieurement  une  partie  de  la  Russie,  aurait  ete  contraint  k  la  suite  d'une  occu- 
pation  militaire,  par  tout  autre  moyen  ou  pour  toute  autre  cause,  d'accorder 
ou  de  laisser  accorder  par  un  acte  ämanant  d'une  autoritä  publique  quelconque 
des  concessions,  Privileges  et  faveurs  de  quelque  nature  que  ce  soit  ä  i'Autriche, 
k  l'ancienne  Monarchie  austro-hongroise  ou  ä  un  ressortissant  autrichien,  ces 
concessions,  Privileges  et  faveurs  sont  annuläs  de  plein  droit  par  le  präsent 
Traite. 

Toutes  charges  ou  indemnitäs  pouvant  äventuellement  räsulter  de  cette 
annulation  ne  seront  en  aucun  cas  supportöes  par  les  Puissances  alliäes  et 
associees,  ni  par  les  Puissances,  Etats,  Gouvernements  ou  autoritäs  publiques 
que  le  präsent  article  dälie  de  leurs  engagements. 

Article  24(i. 
Des  la  mise  en  vigueur  du  präsent  Traitä.  l'Autriche  s'engage,  en  ce 
qui  la  concerne,  ä  faire  bänäficit  r  de  plein  droit  les  Puissances  alliäes  et  asso- 
ciäes,  ainsi  que  leurs  ressortissants,  des  droits  et  avantages  de  quelque  nature 
que  ce  soit  concädäs,  par  eile  ou  par  l'anciinne  Monarchie  austro-hongroise, 
depuis  le  28  juillet  1914  jusqu'ä  la  mise  en  vigueur  du  präsent  Traitä.  par 
traitäs.  Conventions  ou  accords,  ä  des  Etats  nun  belligärants  ou  ressortissants 
de  ces  l^^tats,  aussi  longtemps  que  ces  traitäs,  Conventions  ou  accords  seront 
en  vigueur  pour  l'Autriche. 
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Article  247. 

Celles  des  Hautes  Parties  Contractantes  qui  n'auraient  pas  encore  sign6 
ou  qui,  apr^s  avoir  sign6,  n'auraient  pas  eiicore  ratifi6  la  Convention  sur  l'Opium. 
sign6e  ä  la  Haye  le  23  janvier  1912,  sont  d'accord  pour  mettre  cette  Convention 
en  vigueur,  et,  ä  cette  fin,  pour  ödicter  la  lögislation  n^cessaire  aussitöt  qu'il 
sera  possible  et,  au  plus  tard,  dans  les  douze  mois  qui  suivront  la  mise  en 
vigueur  du  pr6sent  Trait6. 

Les  Ilautes  Parties  Contractantes  conviennent,  en  outre.  pour  Celles  d'entre 
elles  qui  n'ont  pas  encore  ratifiö  ladite  Convention,  que  la  ratification  du  prösent 
Trait^,  6quivaudra,  ä  tous  6t;ards.  ä  cette  ratification  et  ä  la  signature  du 
Protocole  special  ouvert  k  la  Haye  conformöment  aux  rösolutions  de  la  troisi^me 
Conference  sur  l'Opiunj,  tenue  en  1914  pour  la  mise  en  vigueur  de  ladite 
Convention. 

Le  Gouvernement  de  la  R6publique  frangaise  communiquera  au  Gouver- 
nement des  Pays-Bas  une  copie  certifi^e  conforme  du  procfes-verbal  de  d6p6t 
des  ratifications  du  präsent  Trait^  et  invitera  le  Gouvernement  des  Pays-Bas 
ä  accepter  et  recevoir  ce  document  comme  d6pot  des  ratifications  de  la  Con- 
vention du  23  janvier  1912  et  comme  signature  du  Protocole  additionnel  de  1914. 

Section  III. 
Dettes. 

Article  248. 

Seront  r^gl^e  par  l'intermödiaire  d'Offices  de  v6rification  et  de  compen- 
sation  qui  seront  constitu6s  par  chacune  des  Hautes  Parties  Contractantes  dans 
un  d61ai  de  trois  mois  ä  dater  de  la  notification  pr6vue  ä  l'alinea  e)  ci-apres, 
les  cat^gories  suivantes  d'obligations  p6cuniaires: 

1*^  Les  dettes  exigibles  avant  la  guerre  et  dues  par  les  ressortissants 
d'une  des  Puissances  Contractantes,  rösidant  sur  le  territoire  de  cette  Puissance, 
aux  ressortissants  d'une  Puissance  adverse  r^sidant  sur  le  territoire  de  cette 
Puissance  ; 

2°  Les  dettes  devenues  exigibles  pendant  la  guerre,  et  dues  aux  ressor- 
tissants d'une  des  Puissances  Contractantes  räsidant  sur  le  territoire  de  cette 
Puissance  et  r6sultant  des  transactions  ou  de  contrats,  pass6s  avec  les  ressor- 
tissants d'une  Puissance  adverse  r^sidant  sur  le  territoire  de  cette  Puissance, 
dont  l'ex^cution  totale  ou  partielle  a  6t6  suspendue  du  fait  de  l'ötat  de  guerre ; 

3*^  Les  int6rets  6chus  avant  et  pendant  la  guerre,  et  dus  ä  un  ressor- 
tissant  d'une  des  Puissances  Contractantes,  provenant  des  valeurs  6mises  ou 
reprises  par  une  Puissance  adverse,  pourvu  que  le  payement  de  ces  int^rets 
aux  ressortissants  de  cette  Puissance  ou  aux  neutres  n'ait  pas  6t6  suspenda 
pendant  la  guerre. 

4*J  Les  capitaux  remboursables  avant  et  pendant  la  guerre,  payables  aux 
ressortissants  d'une  des  Puissances  Contractantes,  repr^sentant  des  valeurs  ömises 
par  une  Puissance  adverse,  pourvu  que  le  payement  de  ce  capital  aux  ressor- 
tissants de  cette  Puissance  ou  aux  neutres  n'ait  pas  6t6  suspendu  pendant  la 
guerre. 

Dans  le  cas  d'int^rets  ou  de  capitaux  payables  pour  des  titres  6mis  ou 
repris  par  le  Gouvernement  de  l'ancienne  Monarchie  austro-hongroise.  le  montant 
qui  sera  cr6dit6  et  pay6  par  l'Autriche  ne  sera  que  celui  des  intörets  et  ca- 
pitaux correspondant  ä  la  dette  incombant  ä  l'Autriche,  en  conformit6  des  dis- 
posilions  de  la  Partie  IX  (Clauses  financi^res)  du  präsent  Trait6  et  des  principes 
6tablis  par  la  Commission  des  röparations. 

Les  produits  des  liquidations  des  biens,  droits  et  int^rgts  ennemis  vis^s 
dans  la  Section  IV  et  son  Annexe,  seront  pris  en  Charge  dans  la  monnaie  et 
au  change  pr6vus  ci-apr6s  ä  l'alinea  d),  par  les  Offices  de  v6rification  et  de  com- 
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pensation  et  affect^s  par  eux  dans  les  conditions  pr6vues  par  lesdites  Section 
et  Annexe. 

Les  Operations  vis6es  dans  le  präsent  article  seront  ef!ectu6es  selon  les 
principes  suivants  et  conform^ment  ä  l'Annexe  de  la  präsente  Section  : 

a)  Chacune  des  Hautes  Parties  Contractantes  interdira,  d^s  la  mise  en 
vigueur  du  präsent  Trait6,  tous  payements.  acceptations  de  payements  et 
g6n6ralement  toutes  Communications  entre  les  parties  int6ress6es,  relativement 
au  rfeglement  desdites  dettes,  autrement  que  par  rinterm6diaire  des  Offices  de 
v6rification  et  de  competjsation  susvis6s ; 

b)  Chacune  des  Hautes  Parties  Contractantes  sera  respectivement  res- 
ponsable du  payement  desdites  dettes  de  ses  nationaux,  sauf  dans  le  cas  oii 
le  döbiteur  6tait,  avant  la  guerre,  en  faillite,  en  d6confiture  ou  en  etat  d'insol- 
vabilite  dedar^e  ou  si  la  dette  6tait  due  par  une  soci^'ä,  dont  les  affaires  ont 
6t6  liquid^es  pendant  la  guerre  conformöment  ä  la  lögislation  exceptionnelle 
de  guerre. 

c)  Les  sommes  dues  aux  ressortissants  d'une  des  Puissances  Contractantes 
par  les  ressortissants  d'une  Puissance  adverse  seront  port^es  au  d6bit  de  l'Office 
de  v^rification  et  de  compensation  du  pays  du  d6biteur  et  vers^es  au  cr^ancier 
par  l'Office  du  pays  de  ce  dernier. 

d)  Les  dettes  seront  pay6es  ou  cr6dit6es  dans  la  monnaie  de  celle  des 
Puissances  alliöes  et  associöes  (y  compris  les  colonies  et  protectorats  des 
Puissances  alli6es,  les  Dominions  britanniques  et  l'Inde),  qui  sera  interessöe. 
Si  les  dettes  doivent  etre  r6gl6es  dans  toute  autre  monnaie,  elles  seront  pay^es 
ou  cröditees  dans  la  monnaie  de  la  Puissance  alliöe  ou  associöe  int6ress6e 
(colonie,  protectorat,  Dominion  britannique  ou  Inde).  La  conversion  se  fera 
au  taux  du  change  d'avant-guerre. 

Pour  l'application  de  cette  disposition.  on  considöre  que  le  taux  du  change 
d'avant-guerre  est  ^gal  ä  la  moyenne  des  taux  des  transferts  teltgraphiques  de 
la  Puissance  alliöe  ou  associöe  interess6e  pendant  le  mois  prec6dant  imm6- 
diatement  l'ouverture  des  hostilitös  entre  ladite  Puissance  int6ress6e  et  l'Autriche- 
Hongrie. 

Dans  le  cas  oü  un  contrat  stipulerait  express6ment  un  taux  fixe  de  change 
pour  la  conversion  de  la  monnaie,  dans  laquelle  lobligation  est  exprim^e,  en 
la  monnaie  de  la  Puissance  alliöe  ou  associ^e  ini6ress6e,  la  disposition  ci-dessus, 
relative  aux  taux  du  change  ne  sera  pas  applicable. 

En  ce  qui  concerne  laPologne  et  lEtat  tchöco-slo  vaque.  Puissances  nouvelle- 
ment  cräöes,  la  monnaie  de  röglement  et  le  taux  du  change  applicables  aux  dettes 
ä  payer  ou  ä  cröditer  seront  fix6s  par  la  Commission  des  röparations  pr6vues 
par  la  Partie  VIIL  ä  moins  que  les  Etats  Interesses  ne  soient  au  pröalable 
parvenus  ä  un  accord  röglant  les  questions  en  suspens. 

e)  Les  prescriptions  du  präsent  article  et  de  l'Annexe  ci-jointe  ne  s'appli- 
queront  pas  entre  l'Autriche  d'une  part  et,  d'autre  part.  l'une  quelconque  des 
Puissances  ailiöes  ou  associees,  leurs  colonies  et  pays  de  protectorat,  ou  Tun 
quelconque  des  Dominions  britanniques,  ou  Finde,  ä  moins  que,  dans  un  delai 
d'un  mois,  ä  dater  du  depot  de  la  ralification  du  present  Traite.  par  les  Puis- 
sances en  question  ou  de  la  ratiticalion  pour  le  cttmpie  de  ce  Dominion  ou  de 
rinde,  notilication  k  cet  effet  ne  soit  donn^e  ä  l'Autriche  par  les  Gouvernements 
de  teile  Puissance  alliöe  ou  associöe.  de  tel  Dominion  britannique,  ou  de  linde, 
suivant  le  cas. 

f)  Les  Puissances  alli6es  et  associd-is  qui  ont  adhc-rt!'  au  präsent  article 
et  k  l'Annexe  ci-jointe,  pourront  convenir  entre  elles  de  les  appliquer  ä  leurs 
ressortissants  respectifs  etablis  sur  leur  territoiie,  en  ce  qiii  concerne  les 
rapports  entre  ces  ressortissants   et    les    ressortissants  autrichiens.     Dans  ce 


332  II-  Friedensverträge  der  Alliierten  mit  den  Zentralmächten. 

cas,  les  payements  effectu6s  par  application  de  la  präsente  disposition  feront 
l'objet  de  rfegiement  entre  les  Offices  de  v6rification  et  de  compensation  alliös 
et  associ^s  int(5ress63. 

Annexe. 

§  1- 

Chacune  des  Hautes  Parties  Contractantes  cr6era,  dans  un  d6lai  de 
trois  mois,  ä  dater  de  la  notification  pr6vue  ä  l'article  248,  paragraphe  e), 
un  „Office  de  vörification  et  de  compensation"  pour  le  payement  et  le  recouvre- 
ment  des  dettes  ennemies. 

II  pourra  etre  cr66  des  Offices  locaux  pour  une  partie  des  territoires 
des  Hautes  Parties  Contractantes.  Ces  Offices  agiront  sur  ces  territoires 
comme  les  Offices  centraux ;  mais  tous  les  rapports  avec  l'Office  6tabli  dans 
le  pays  adverse  auront   Heu  par  l'intermödiaire  de  l'Office  central. 

§  2. 

Dans  la  präsente  Annexe,  on  d6signe  par  les  mots  , dettes  ennemies" 
les  obligations  p6cuniaires  vis6es  au  premier  paragraphe  de  l'article  248  par 
„d6biteurs  ennemis"  les  personnes  qui  doivent  ces  sommes,  par  „cröanciers 
ennemis"  les  personnes  ä  qui  elles  sont  dues,  par  „Office  cröancier"  l'Office 
de  v6rification  et  compensation  fonctionnant  dans  le  pays  du  cr6ancier  et  par 
„Office  döbiteur"  l'Office  de  v6rification  et  de  compensation  fonctionnant  dans 
le  pays  du  d^biteur. 

§  3. 

Les  Hautes  Parties  Contractantes  sanctionneront  les  fractions  aux  dis- 
positions  du  paragraphe  a)  de  l'article  248  par  les  peines  pr^vues  actuelle- 
ment,  dans  leur  lögislation,  pour  le  commerce  avec  l'ennemi.  Elles  interdiront 
^galement  sur  leur  territoire  toute  action  en  justice  relative  au  payement 
des  dettes  ennemies,  en  dehors  des  cas  pr6vus  par  la  präsente  Annexe. 

§  4. 

La  garantie  gouvernementale  pr^vue  au  paragraphe  b)  de  l'article  248 
s'applique,  lorsque  le  recouvrement  ne  peut  etre  effectuö,  pour  quelque  cause 
que  ce  soit,  sauf  dans  le  cas  oü,  selon  la  lögislation  du  pays  d^biteur,  la 
dette  6tait  prescrite  au  moment  de  la  döclaration  de  guerre  ou  si,  ä  ce  mo- 
ment,  le  d^biteur  6tait  en  faillite,  en  d^confiture  ou  en  6tat  d'insolvabilit^ 
declaröe  ou  si  la  dette  6tait  due  par  une  soci6t6  dont  les  affaires  ont  6t6 
liquid^es  conform^ment  ä  la  lögislation  exceptionnelle  de  guerre.  Dans  ce 
cas,  la  proc6dure  pr6vue  par  la  präsente  Annexe  s'appliquera  au  payement 
des  röpartitions. 

Les  termes  „en  faillite,  en  döconfiture"  visent  l'application  des  I6gis- 
lations  qui  pr^voient  ces  situations  juridiques.  L'expression  „en  6tat  d'insol- 
vabilit^  d^clar^e"  a  la  meme  signification  qu'en  droit  anglais. 

§  5. 

Les  cr6anciers  notifieront,  ä  l'Office  cr6ancier,  dans  le  d6lai  de  six  mois, 
ä  dater  de  sa  cr^ation,  les  dettes  qui  leur  sont  dues  et  fourniront  ä  cet 
Office  tous  les  documents  et  renseignements  qui  leur  seront  demand^s. 

Les  Hautes  Parties  Contractantes  prendront  toutes  mesures  utiles  pour 
poursuivre  et  punir  les  collusions  qui  pourraient  se  produire  entre  cr^anciers 
et  d6biteurs  ennemis.  Les  Offices  se  communiqueront  toutes  les  indications 
et  renseignements  pouvant  aider  ä  d6couvrir  et  ä  punir  de  semblables  collusions. 

Les  Hautes  Parties  Contractantes  faciliteront  autant  que  possible  la 
communication  postale  et  t^l^graphique,  aux  frais  des  parties  et  par  l'inter- 
m^diaire  des  Offices  entre  d^biteurs  et  cröanciers  d^sireux  d'arriver  ä  un 
accord  sur  le  montant  de  leur  dette. 
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L'Office  cr6ancier  notifiera  ä  l'Office  d6biteur  toutes  las  dettes  qui  lai 
auront  6t6  d6clar6es.  L'Office  döbiteur  fera,  en  temps  utile,  connaitre  ä 
l'Office  cr^ancier  les  dettes  reconnues  et  les  dettes  contest^es.  Dans  ce  dernier 
cas,  l'Office  d^biteur  mentionnera  les  motifs  de  la  non-reconnaissance  de  la  dette. 

§  6. 
Lorsqu'une  dette  aura  6t6  reconnue,  en  tout  ou  partie,  l'Office  döbiteur 
cr6ditera   aussitöt   du  montant   reconnu  l'Office  cröancier  qui  sera,    en  mßme 
temps,  avis6  de  ce  credit. 

§  7- 
La  dette  sera  consid6r6e  comme  reconnue  pour  sa  totalitö  et  le  montant 
en  sera  imm6diatement   port6   au  credit   de  l'Office   cräancier,    a   moins   que. 
dans  un    d^lai  de    trois  mois  ä  partir  de  la  röception    de    la  notification  qui 
lui  aura  6t6  faite   (sauf  Prolongation   de  ce  d61ai  acceptöe  par  l'Office  cr6an-  , 
cier),  l'Office  döbiteur  ne  fasse  connaitre  que  la  dette  n'est  pas  reconnue. 

§  8. 
Dans  le  cas  oü  la  dette  ne  serait  pas  reconnue,   en  tout  ou  partie,  les 
deux  Offices  examineront   l'affaire  d'un  commun  accord  et   tenteront   de  con- 
cilier  les  parties. 

§  9. 

L'Office  cr^ancier  payera  aux  particuliers  cr6anciers  les  sommes  port^es 
ä,  son  credit  en  utilisant  ä  cet  effet  les  fonds  mis  ä  sa  disposition  par  le 
Gouvernement  de  son  pays  et  dans  les  conditions  fix^es  par  ce  Gouverne- 
ment, en  opörant  notamment  toute  retenue  jugöe  n^cessaire  pour  risques, 
frais  ou  droits  de  commission. 

§  10. 

Toute  personne  qui  aura  r6clam6  le  payement  d'une  dette  ennemie  dont 
le  montant  n'aura  pas  6t6  reconnu  en  tout  ou  en  partie  devra  payer  ä  l'Office, 
ä  titre  d'amende,  un  int^ret  de  5  p.  100  sur  la  partie  non  reconnue  de  la 
dette.  De  meme,  toute  personne  qui  aura  indüment  refusä  de  reconnaitre 
tout  ou  partie  d'une  dette  ä  eile  r6clam6e  devra  payer,  ä  titre  d'amende.  un 
intöret  de  5  p.  100  sur  le  montant  au  sujet  duquel  son  refus  n'aura  pas  6t6 
reconnu  justifiö. 

Cet  intöret  sera  du  ä  partir  du  jour  de  l'expiration  du  d6!ai  pr6vu  au 
paragraphe  7  jusqu'au  jour  oü  la  röclamation  aura  6t6  reconnue  injustifl^e 
ou  la  dette  pay^e. 

Les  Offices,  chacun  en  ce  qui  le  concerne,  poursuivront  le  recouvrement 
des  amendes  ci-dessus  visöes  et  seront  responsables  dans  le  cas  oü  ces 
amendes  ne  pourront  pas  etre  recouvr^es. 

Les  amendes  seront  port^es  au  credit  de  l'Office  adverse,  qui  les  con- 
servera  ä  titre  de  contribution  aux  frais  d'exöcution  des  präsentes  dispositions. 

§  11- 

La  balance  des  Operations  entre  les  Offices  sera  stabile  tous  les  mois 
et  le  solde  r6gl6  par  l'Etat  d^biteur  dans  un  d6lai  de  huitaine  et  par  verse- 
ment  effectif  de  num6raire. 

Toutefois,  les  soldes  pouvant  fitre  dus  par  une  ou  plusieurs  Puissances 
alli^es  ou  associ^es  seront  retenus  jusqu'au  payement  integral  des  sommes 
dues  aux  Puissances  alli^es  ou  associ^es  ou  ä  leurs  ressortissants  du  cbef  de 
la  guerre. 

§  12. 

En  vue  de  faciliter  la  discussion  entre  les  Offices,  chacun  d'eu.v  aura 
un  Repräsentant  dans  la  ville  oü  fonctionnera  l'autre. 

§  13. 
Sauf  exception  motiv^e,  les  affaires  seront  discut^es  autant  que  possible 
dans  les  bureaux  de  l'Office  d6biteur. 
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§  14. 

Par  application  de  l'article  248.  parayraphe  b)  les  Hautes  Parties  Con- 
tractantes  sont  responsables  du  payement  des  dettes  ennemies  de  leurs  ressor- 
tissants  d($biteurs. 

L'Office  döbiteur  devra  donc  cr6diter  l'Office  cröancier  de  toutes  les 
dettes  reconnues,  alors  meme  que  le  recouvrement  sur  le  particulier  d6biteur 
aurait  6t6  impossible.  Les  Gouvernements  devront  nöanmoins  donner  ä  leur 
Office  tout  pouvoir  ii6cessaire  pour  poursuivre  le  recouvrement  des  cr6ances 
reconnues. 

§  lö. 

Chaque  Gouvernement  garantira  les  frais  de  l'Office  install^  sur  son 
territoire,  y  compris  les  appointements  du  personnel. 

§   16. 

En  cas  de  d6saccord  entre  deux  Offices  sur  la  r^alit^  de  la  dette  ou  en 
cas  de  conflit  entre  le  döbiteur  et  le  cr^ancier  ennemis  outre  les  Offices,  la 
contestation  sera  ou  soumise  ä  un  arbiträre  (si  les  parties  y  consentent  et 
dans  les  conditions  fix6es  par  elles  d'un  commun  accord),  ou  port6e  devant 
le  Tribunal  arbitral  mixte  pr^vu  dans  la  Section  VI  ci-apr6s. 

La  contestation  peut  toutefois,  ä  la  demande  de  l'Office  cröancier,  etre 
soumise  ä  la  juridiction  des  Tribunaux  de  droit  commun  du  domicile  du 
d6biteur. 

§  17. 
Les  sommes  allou6es  par  le  Tribunal  arbitral  mixte,  par  les  tribunaux 
de   droit  coiumun  ou  par  le  tribunal  d'arbitrage  seront  recouvr^es  par  i'inter- 
mödiaire   des   offices   comme   si   ces   sommes   avaient  6t6  reconnues  dues  par 
l'Office  döbiteur. 

§  18. 
Les  Gouvernements  int6ress6s  dösigneront  un  agent  cbarge  d'introduire 
les  instances  devant  le  Tribunal  arbitral  mixte  pour  le  compte  de  son  office. 
Cet    agent   exercera   un    controle  g6n6ral  sur  les  mandatairts  ou  avocats  des 
ressortissants  de  son  pays. 

Le  Tribunal  juge  sur  pi^ces.  II  peut  toutefois  entendre  les  parties 
comparaissant  en  personne  ou  repr^sentöes,  ä  leur  gr6,  soit  par  des  manda- 
taires  agr66s  par  les  deux  Gouvernements,  soit  par  l'agent  vis6  ci-dessus,  qui 
a  pouvoir  d'intervenir  aux  cötös  de  la  partie  comme  de  reprendre  et  soutenir 
la  demande  abandonn^e  par  eile. 

§  19. 
Les  Offices  int6ress6s  fourniront  au  Tribunal  arbitral  mixte  tous  renseigne- 
ments   et   documents   qu'ils   auront   en  leur  possession,   afin  de  permettre  au 
Tribunal  de  statuer  rapidement  sur  les  affaires  qui  lui  sont  soumises. 

§  20. 

Les  appels  de  l'une  des  parties  contre  la  döcision  conjointe  des  deux 
Offices  entrainent,  ä  la  charge  de  l'appelant,  une  consignation  qui  n'est  resti- 
tu6e  que  lorsque  la  premi^re  d^cision  est  r^form^e  en  faveur  de  l'appelant 
et  dans  la  mesure  du  succ^s  de  ce  dernier,  son  adversaire  devant,  en  ce  cas, 
€tre,  dans  une  6gale  proportion,  condamnö  aux  dommages  et  döpens.  La 
consignation   peut   6tre   remplac^e  par  une  caution  accept^e  par  le  Tribunal. 

ün  droit  de  5  p.  100  sur  le  montant  de  la  somme  en  litige  sera  pr6lev6 
pour  toutes  les  affaires  soumises  au  Tribunal.  Sauf  döcision  contraire  du 
Tribunal,  le  droit  sera  Supporte  par  la  partie  perdante.  Ce  droit  se  cumulera 
avec  la  consignation  vis^e  ci-dessus.  II  est  ^galement  indöpendant  de  la 
caution. 

Le  Tribunal  peut  allouer  ä  l'une  des  Parties  des  dommages  et  intörets 
ä  concurrence  des  frais  du  proc^s. 
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Toute  somme  due  par  application  du  prösent  paragraphe  sera  port6e 
au  credit  de  l'Office  de  la  partie  gagnante  et  fera  l'oblet  d'un  compte  s6par6. 

§  '^1- 

En  vue  de  l'expödition  rapide  des  affaires,  il  sera  tenu  compte.  pour  la 
d6signation  du  personnel  des  Offices  et  du  Tribunal  arbitral  mixte,  de  la 
connaissance  de  la  langue  du  pays  adverse  int6ress6. 

Les  Offices  pourront  correspondre  librement  entre  eux  et  se  transmettre 
des  documents  dans  leur  langue. 

§  22. 

Sauf  accord  contraire  entre  les  Gouvernements  int6ress6s,  les  dettes 
porteront  intöret  dans  les  conditions  suivantes. 

Aucun  intöret  n'est  du  sur  les  sommes  dues  ä  titre  de  dividendes, 
intörets  ou  autres  payements  p^riodiques  repr6sentant  l'int^ret  du  capital. 

Le  taux  de  l'int^ret  sera  de  5  p.  lüO  par  an  sauf  si.  en  vertu  d'un 
contrat,  de  la  loi  ou  de  la  coutume  locale,  le  cröancier  devait  recevoir  un 
int^ret  d'un  taux  difförent.     Dans  ce  cas,  c'est  ce  taux  qui  sera  appliqu6. 

Les  int6rßts  courront  du  jour  de  l'ouverture  des  hostilit^s  ou  du  jour 
de  r^chöance  si  la  dette  a  recouvrer  est  öchue  au  cours  de  la  guerre.  et 
jusqu'au  jour  oü  le  montant  de  la  dette  aura  6tä  portö  au  credit  de  l'Office 
cröancier. 

Les  intörets,  en  tant  qu'ils  sont  dus,  seront  consid6r6s  comme  des  dettes 
reconnues  par  les  Offices  et  port6s,  dans  les  memes  conditions,  au  credit  de 
l'Office  cröancier. 

§  23. 

Si,  ä  la  suite  d'une  döcision  des  Offices  ou  du  Tribunal  arbitral  mixte, 
une  r^clamation  n'est  pas  consid6r6e  comme  rentrant  dans  les  cas  pr6vus 
dans  l'article  248,  le  cr6ancier  aura  la  facultö  de  poursuivre  le  recouvrement 
de  sa  creance  devant  les  tribunaux  de  droit  commun  ou  par  toute  autre  voie 
de  droit. 

La  demande  adressöe  ä  l'Office  est  interruptive  de  prescription. 

§  24. 

Les  Hautes  Parties  Contractantes  conviennent  de  consid6rer  les  d6cisions 
du  Tribunal  arbitral  mixte  comme  definitives  et  de  les  rendre  obligatoires 
pour  leurs  ressortissants. 

§  25. 

Si  un  Office  cr6ancier  se  refuse  ä  notifier  k  l'Office  d^biteur  une  r^cla- 
mation  ou  ä  accomplir  un  acte  de  proc6dure  pr6vu  k  la  präsente  Annexe  pnur 
faire  valoir,  pour  tout  ou  partie,  une  demande  qui  lui  aura  6t6  düment  noti- 
fi6e,  il  sera  tenu  de  d61ivrer  au  cr^ancier  un  certificat  indiquant  la  somme 
r6clani6e  et  ledit  cr6ancier  aura  la  facult6  de  poursuivre  le  recouvrement  de 
la  creance  devant  les  tribunaux  de  droit  commun  ou  par  toute  autre  voie 
de  droit. 

Section  IV. 
Biens,   Droits   et   Interßts. 

Article  249. 

La  question  des  biens,  droits  et  int(5r6ts  priv(js  en  pays  ennemis  recevra 
sa  Solution  conformöment  aux  principes  püS(iS  dans  la  pr6sente  Section  et  aux 
dispositiüDS  de  l'Annexe  ci-jointe. 

a)  Les  mesures  exceptionnelles  de  guerre  et  les  mesures  de  disposition, 
telles  qu'elles  sont  dolinies  dans  l'Annexe  ci-jointe  paragraphe  H,  prises  dans 
le  territdire  de  raiicien  Empire  d'Autriche,  concernant  les  biens,  droits  et 
int6r6ts  des  ressortissants  des  Puissances  alli(Jes  ou  associt5es,  y  compris  les 
fioci^t^s   et    associations  dans   lesquelles    ccs  ressortissants   ^taient  int^ress(^s. 
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seront  imm^diatement  lev6es  ou  arrßt^es  lorsque  la  liquidation  n'en  aura  pas 
6t6  termin6e.  et  les  biens,  droits  et  int6r6ts  dont  il  s'agit  seront  restitu6a 
aux  ayants  droit. 

b)  Sous  r^serve  des  dispositions  contraires  qui  pourraient  r6sulter  du 
präsent  Traitä,  les  Puissances  alliöes  ou  associ6es  se  r6servent  le  droit  de 
retenir  et  de  liquider  tous  les  biens,  droits  et  intörets  qui  appartiennent,  ä 
la  date  de  la  mise  en  vigueur  du  präsent  Trait6,  ä  des  ressortissants  de 
l'ancien  Empire  d' Antriebe  ou  k  des  soci6t63  controlöes  par  eux  et  qui  se 
trouvent  sur  leur  territoire,  dans  leurs  colonies,  possessions  et  pays  de  pro- 
tectorat,  y  compris  les  territoires  qui  leur  ont  6t6  c6d6s  en  vertu  du  präsent 
Trait6,  ou  qui  sont  sous  le  contrOle  desdites  Puissances. 

La  liquidation  aura  lieu  conformöment  aux  lois  de  l'Etat  alli6  ou  associ6 
int6ress6  et  le  propriötaire  ne  pourra  disposer  de  ces  biens,  ^droits  et  int6rets, 
ni  les  grever  d'aucune  Charge,  sans  le  consentement  de  cet  Etat. 

Ne  seront  pas  consid6r6s,  au  sens  du  präsent  paragraphe,  comme  ressor- 
tissants  autrichiens,  les  personnes  qui,  dans  les  six  mois  de  la  mise  en  vigueur 
du  präsent  Traitö,  6tabliront  qu'elles  ont  acquis  de  plein  droit,  conformöment 
aux  dispositions  du  präsent  Traitö,  la  nationalitö  d'une  Puissance  alli^e  ou 
associ^e,  y  compris  Celles  qui,  en  vertu  des  articles  72  ou  76  obtiennent  cette 
nationalit^  avec  le  consentement  des  autorit^s  comp^tentes,  ou  qui,  en  vertu 
des  articles  74  ou  77,  acquiörent  cette  nationalit6  en  raison  d'un  indig^nat 
(pertinenza)  ant6rieur. 

c)  Les  prix  ou  indemnit6s  r^sultant  de  l'exercice  du  droit  vis6  au  para- 
graphe b)  seront  fix6s  d'aprös  les  modes  d'övaluation  et  de  liquidation  döter- 
min^s  par  la  lögislation  du  pays  dans  lequel  les  biens  ont  6t6  retenus  ou 
liquides. 

d)  Dans  les  rapports  entre  les  Puissances  alli^es  ou  associ6es  ou  leurs- 
ressortissants  d'une  part,  et  les  ressortissants  de  l'ancien  Empire  d' Antriebe 
d'autre  part,  ainsi  qu'entre  l'Autriche  d'une  part  et  les  Puissances  alliöes  et 
associ^es  et  leurs  ressortissants  d'autre  part,  seront  consid6r6es  comme  defi- 
nitives et  opposables  ä  toute  personne,  sous  les  r^serves  pr^vues  au  präsent 
Trait6,  toutes  mesures  exceptionnelles  de  guerre  ou  de  disposition,  ou  actes 
accomplis  ou  ä  accomplir  en  vertu  de  ces  mesures,  telles  qu'elles  sont  d^finies 
dans  les  paragraphes  1  et  3  de  1' Annexe  ci-jointe. 

e)  Les  ressortissants  des  Puissances  alli6es  ou  associ^es  auront  droit  ä 
une  indemnite  pour  les  dommages  ou  pr^judices  caus6s  ä  leurs  biens,  droits 
ou  int^rets  y  compris  les  soci^t^s  ou  associations  dans  lesquelles  ils  6taient 
int6ress6s,  sur  le  territoire  de  l'ancien  Empire  d'Autriche  par  l'application 
tant  des  mesures  exceptionnelles  de  guerre  que  des  mesures  de  disposition 
qui  fönt  l'objet  des  paragraphes  1  et  3  de  1' Annexe  ci-jointe.  Les  r^clama- 
tions  formul6es  ä  ce  sujet  par  ces  ressortissants  seront  examin^es  et  le 
montant  des  indemnitös  sera  fix6  par  le  Tribunal  arbitral  mixte  prövu  par 
la  Section  VI  ou  par  un  arbitre  d6sign6  par  ledit  Tribunal;  les  indemnitös 
seront  ä  la  Charge  de  l'Autriche  et  pourront  etre  pr6lev6es  sur  les  biens  des 
ressortissants  de  l'ancien  Empire  d'Autriche  ou  des  soci6t6s  controlöes  par 
eux,  comme  il  est  döfini  au  paragraphe  b),  existant  sur  le  territoire  ou  se 
trouvant  sous  le  controle  de  l'Etat  du  r6clamant.  Ces  biens  pourront  etre 
constitu6s  en  gage  des  obligations  ennemies,  dans  les  conditions  fix6es  par  le 
paragraphe  4  de  l'Annexe  ci-jointe.  Le  payement  de  ces  indemnitös  pourra 
etre  effectu6  par  la  Puissance  alli6e  ou  associ^e  et  le  montant  port6  au  d6bit 
de  l'Autriche. 

f)  Toutes  les  fois  que  le  ressortissant  d'une  Puissance  alli^e  ou  associ6e^ 
propri^taire  d'un  bien,  droit  ou  int6ret  qui  a  fait  l'objet  d'une  mesure  de 
disposition   sur  le   territoire   de   l'ancien  Empire  d'Autriche   en  exprimera  le. 
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d6sir,  il  sera  satisfait  ä  la  röclamation  pr6vae  au  paragraphe  e),  lorsque  le 
bien  existe  encore  en  nature,  par  la  restitution  dudit  bien. 

Dans  ce  cas,  l'Autriche  devra  prendre  toutes  les  mesures  näcessaires 
pour  remettre  le  propriötaire  6vinc6  en  possession  de  son  bien,  libre  de  toutes 
charges  ou  servitudes  dont  il  aurait  6t6  grevö  apres  la  liquidation,  et  indem- 
niser  tout  tiers  I6s6  par  la  restitution. 

Si  la  restitution  vis6e  au  präsent  paragraphe  ne  peut  etre  eSectu6e, 
des  accbrds  particuliers,  nögociös  par  l'intermödiaire  des  Puissances  int6ress6es 
oa  des  Offices  de  v^rification  et  de  compensation  vis6s  ä  l'Annexe  jointe  ä  la 
Section  III,  pourront  intervenir  pour  assurer  que  le  ressortissant  d'une  Puis- 
sance  alli^e  ou  associ^e  soit  indemnisö  du  pr^judice  vis6  au  paragraphe  e) 
par  l'attribution  d'avantages  ou  d'öquivalents,  qu'il  consent  ä  accepter  en 
repr6sentation  du  bien,  des  droits  ou  des  intörets  dont  il  a  6t6  6vincl. 

En  raison  des  restitutions  effectu^es  conformöment  au  präsent  article, 
les  prix  pu  indemnitös  fix6s  par  application  du  paragraphe  e)  seront  diminuös 
de  la  valeur  actuelle  du  bien  restituö,  compte  tenu  des  indemnitös  pour  pri- 
vation  de  jouissance  ou  d6t6rioration. 

g)  La  facultä  prövue  au  paragraphe  f)  est  räserväe  aux  propriötaires 
ressortissants  des  Puissances  alliöes  ou  associöes  sur  le  territoire  desquels  des 
mesures  legislatives,  ordonnant  la  liquidation  gänärale  des  biens,  droits  ou 
int6r§ts  ennemis,  n'ötaient  pas  eu  application  avant  la  signature  de  l'ar- 
mistice. 

h)  Sauf  le  cas  oü,  par  application  du  paragraphe  f),  des  restitutions  en 
nature  ont  ätä  effectuöes,  le  prodait  net  des  liqaidations  de  biens,  droits  et 
intärets  ennemis,  oü  qu'ils  aient  6t6  situ6s,  faites  soit  en  vertu  de  la  lägis- 
latioa  exceptionnelle  de  guerre,  soit  par  application  du  präsent  article  et 
gänäralement  tous  les  avoirs  en  numäraire  des  ennemis,  autres  que  le  produit 
des  liquidations  des  biens  ou  les  avoirs  en  numäraire  appartenant,  dans  les 
pays  alliäs  ou  associäs,  aux  personnes  visäes  dans  le  dernier  alinäa  du  para- 
graphe b)  recevront  l'affectation  suivante : 

10  En  ce  qui  concerne  les  Puissances  adoptant  la  Section  III  et 
l'Annexe  jointe,  lesdits  produits  et  avoirs  seront  portäs  au  credit  de  la  Puis- 
sance  dont  le  propriätaire  est  ressortissant,  par  l'intermädiaire  de  l'Office  de 
värification  et  de  compensation  instituä  par  lesdites  Section  et  Annexe  ;  tout 
solde  cräditeur  en  räsultant  en  faveur  de  l'Autriche  sera  traitä  conformement 
ä  l'article  189  de  la  Partie  VIII  (Räparations)  du  präsent  Traitä. 

2"  En  ce  qui  concerne  les  Puissances  n'adoptant  pas  la  Section  III  et 
l'Annexe  jointe,  le  produit  des  biens,  droits  et  intärets  et  les  avoirs  en 
numäraire  des  ressortissants  des  Puissances  alliäes  ou  associäes,  dätenus  par 
l'Autriche,  seront  immädiatement  payäs  ä  l'ayant  droit  ou  ä  son  Gouverne- 
ment. Chaque  Puissance  alliäe  ou  associäe  pourra  disposer.  conformäment  a 
ses  lois  et  reglements,  du  produit  des  biens,  droits  et  inter^ts  et  des  avoirs 
en  numäraire,  qui  appartenaient  ;i  des  ressortissants  de  l'ancien  Empire 
d'Autriche  ou  ä  des  sociätäs  contrüläes  par  eux,  ainsi  qu'il  est  dit  au  para- 
graphe b)  et  qu'elle  a  saisis  et  pourra  les  affecter  au  payement  des  räclama- 
tions  et  cräances  däfinies  par  le  präsent  article  nu  par  le  paragraphe  4  de 
l'Annexe  ci-jointe.  Tout  bien,  droit  ou  intärot  ou  produit  de  la  liquidation 
de  ce  bien  ou  tout  avoir  en  numäraire,  dont  il  n'aura  pas  ätä  disposä  cnn- 
formäment  ä  ce  qui  est  dit  ci-dessus,  peut  ("tre  retenu  par  ladite  Puissance 
alliäe  ou  associäe  et,  dans  ce  cas,  sa  valeur  en  numäraire  sera  traitäe  con- 
formäment  a  l'article  189  de  la  Partie  VIII  (Räp.iratious)  du  präsent  Traitä. 

i)  Sous  räserve  des  dispositions  de  l'article  2(>7.  dans  le  cas  des  liqui- 
dations effectuäes  soit  dans  les  nouveaux  r^tats,  signataires  du  präsent  Traitä 
comme  Puissance  alliäes  et  associäes,  soit  dans  les  Etits  qui  ne  participent 
pas  aux  räparations  h  payer  par  l'Autriche,  le  produit  des  liquidations  eSec- 
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tu^es  par  lesdits  Etats  devra  6tre  vers6  directemtnt  aux  propri6taires,  sous 
röserve  des  droits  de  la  Commission  des  r6parations  en  vertu  du  pr6sent 
Trait6,  notamDoent  de  l'article  181  de  la  Partie  VIII  (R^parations)  et  de 
l'article  211  de  la  Partie  IX  (Clauses  financieresj.  Si  le  propri6taire  6tablit 
devant  le  Tribunal  arbitral  mixte  prövu  par  la  Section  VI  de  la  präsente 
Partie,  ou  devant  un  arbitre  d6sign6  par  ce  Tribunal,  que  les  conditions  de 
la  vente  ou  que  des  niesures  prises  par  le  (iouvernement  de  l'Etat,  dont  il 
s'agit,  en  dehors  de  sa  l6gislation  g6n6rale,  ont  6t6  injustement  pr6judiciables 
au  prix,  le  Tribunal  ou  l'arbitre  auront  la  facultö  d'accorder  ä  l'ayant  droit 
une  indemnitö  6quitable  qui  devra  6tre  pay6e  par  ledit  Etat. 

j)  L'Autriche  s'engage  ä  indemniser  ses  ressortissants  en  raison  de  la 
iiquidation  ou  de  la  r6tention  de  leurs  biens,  droits  ou  int^rßts  en  pays  alliös 
ou  associ^s. 

k)  Le  montant  des  taxes  et  impöts  sur  le  capital,  qui  ont  6t6  ou 
devraient  etre  levös  par  l'Autriche  sur  les  biens,  droits  et  int^rßts  des  ressor- 
tissants des  Puissances  alliöes  ou  associöes,  depuis  le  3  rovembre  1918  jusqu'ä 
l'expiration  de  trois  mois  aprfes  la  mise  en  vigueur  du  präsent  Trait^,  ou, 
s'il  s'agit  de  biens,  droits  ou  int^rets  qui  ont  6t6  soumis  ä  des  mesures 
exceptionnelles  de  guerre,  jusqu'ä  la  restitution  conforme  aux  dispositions  du 
präsent  Trait6,  sera  revers6  aux  ayants  droit. 

Article  250. 

L'Autriche  s'engage,  en  ce  qui  concerne  les  biens,  droits  et  int^röts 
restitu^s,  par  application  de  l'article  249,  paragraphe  a)  ou  f),  aux  ressor- 
tissants des  Puissances  alliäes  ou  associ^es,  y  compris  les  soci6t6s  et  asso- 
ciations  dans  lesquelles  ces  ressortissants  ötaient  int^ress^s, 

a)  ä  placer  et  niaintenir,  sauf  les  exceptions  express^ment  prövues  dans 
le  präsent  Trait^,  les  biens,  droits  et  int6rets  des  ressortissants  des  Puis- 
sances alliöes  ou  associöes  dans  la  Situation  de  droit  oü  se  trouvaient.  du 
fait  des  lois  en  vigueur  avant  la  guerre  les  biens,  droits  et  int^rets  des  ressor- 
tissants de  l'ancien  Empire  d'Autriche; 

b)  ä  ne  soumettre  les  biens,  droits  ou  int^rßts  des  ressortissants  des 
Etats  alliös  ou  associ^s  ä  aucunes  mesures  portant  atteinte  ä  la  propriät^, 
qui  ne  soient  pas  appliqu^es  6galement  aux  biens,  droits  ou  int^rSts  de 
ressortissants  autrichiens  et  ä  payer  des  indemnitös  conyenables  dans  le  cas 
oü  ces  mesures  seraient  prises. 

Annexe. 

§  1- 
Aux  termes  de  l'article  249  paragraphe  d),  est  confirm^e  la  validit6  de 
toutes  mesures  attributives  de  propri6t6,  de  toutes  ordonnances  pour  la  Iiqui- 
dation d'entreprises  ou  de  soci6t6s  ou  de  toutes  autres  ordonnances,  rfeglements, 
d6cisions  ou  Instructions  rendues  ou  donnöes  par  tout  tribunal  ou  administra- 
tion  d'une  des  Hautes  Parties  Contractantes  ou  röputöes  avoir  €t€  rendues 
ou  donnöes  par  application  de  la  lögislation  de  guerre  concernant  les  biens, 
droits  ou  intörfits  ennemis.  Les  intörets  de  toutes  personnes  devront  6tre 
consid6r6s  comme  ayant  valablement  fait  l'objet  de  tous  r^glements,  ordon- 
nances, döcisions  ou  Instructions  concernant  les  biens  dans  lesquels  sont 
compris  les  int6rets  dont  il  s'agit,  que  ces  intärets  aient  6t6  ou  non  express^- 
ment  visös  dans  lesdits  ordonnances,  r^glements,  döcisions  ou  Instructions. 
II  ne  sera  soulev6  aucune  contestation  relativement  ä  la  rögularitö  d'un 
transfert  de  biens,  droits  ou  d'intörets  effectuö  en  vertu  des  r^glements, 
ordonnances,  decisions  ou  Instructions  susvis^s.  Est  ögalement  confirm^e  la 
validitä  de  toutes  mesures  prises  ä  l'^gard  d'une  propri6t6,  d'une  entreprise, 
ou  soci6t6,  qu'il  s'agisse  d'enquete,  de  s^questre,  d'administration  forcäe, 
d'utilisation,   de   röquisition,   de   surveillance   ou   de  Iiquidation,  de  la  vente, 
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ou  de  l'administration  des  biens,  droits  et  intörets,  du  recouvrement  et  du 
payement  des  dertes,  du  payement  des  frais,  charges.  döpenses  ou  de  toutes 
autres  mesures  quelconques  effectu6es  en  exöcution  d'ordonnances,  de  rfegle- 
ments,  de  d^cisions  ou  d'instiuctions  rendues,  donnöes  ou  ex6cut6es  par  tous 
tribunaux  ou  administrations  d'une  des  Hautes  Parties  Contractantes  ou 
r6pul6es  avoir  6t6  rendues,  donn6es  ou  ex6cut6es  par  application  de  la  I6gis- 
lation  «xceptionnelle  de  guerre  concernant  les  biens,  droits  ou  int^rets  ennemis, 
ä,  condition  que  les  dispositions  de  ce  paragraphe  ne  portent  pas  pr6judice 
aux  droits  de  propri6t6  pr6c6demment  aquis  de  bonne  foi  et  ä  un  juste  prix, 
conformönaent  ä  la  loi  de  la  Situation  des  biens,  par  les  ressortissants  des 
Puissances  alliöes  et  associ^es. 

Les  stipulations  du  präsent  paragraphe  ne  s'appliquent  pas  ä  Celles  des 
mesures  6num6r6es  ci-dessus  qui  ont  6t6  prises  par  l'ancien  gouvernement 
austro-hongrois  en  territoires  envahis  ou  occupös,  ni  aux  mesures  6num6r^es 
ci-dessus  qui  ont  &t€  prises  depuis  le  3  novembre  1918;  toutes  ces  mesures 
seront  nuUes. 

§2. 

Aucune  r^clamation,  ni  action  de  l'Autriche  ou  de  ses  ressortissants 
soit  des  ressortissants  de  l'ancien  Empire  d'Autriche  ou  en  leur  nom,  en 
quelque  lieu  qu'ils  aient  leur  r^sidence,  n'est  recevable  contre  une  Puissance 
alli^e  et  associ^e  ou  contre  une  personne  quelconque  agissant  au  nom  ou 
sous  les  ordres  de  toute  juridiction  ou  administration  de  ladite  Puissance 
alliöe  et  associ^e,  relativement  ä  tout  acte  ou  toute  Omission  concernant  les 
biens,  droits  ou  intörets  des  ressortissants  autrichiens  et  effectu6s  pendant  la 
guerre  ou  en  vue  de  la  pr^paration  de  la  guerre.  Est  6galement  irrecevable 
toute  r(5clamation  ou  action  contre  toute  personne  ä  l'ögard  de  tout  acte  ou 
Omission  rösultant  des  mesures  exceptionnelles  de  guerre,  lois  et  rfeglements 
de  toute  Puissance  alliöe  ou  associöe. 

§3. 

Dans  l'article  249  et  la  präsente  Annexe,  l'expression  , mesures  excep- 
tionnelles de  guerre"  comprend  les  mesures  de  toute  nature,  legislatives, 
administratives,  judiciaires  ou  autres  prises  ou  qui  seront  prises  ult6rieure- 
ment  ä  l'^gard  de  biens  ennemis  et  qui  ont  eu  ou  auront  pour  effet,  sans 
affecter  la  propri6t6,  d'enlever  aux  propriötaires  la  disposition  de  leurs  biens, 
notamment  les  mesures  de  surveillance,  d'administration  forcöe,  de  s6questre. 
ou  les  mesures  qui  ont  eu  ou  auront  pour  objet  de  saisir,  d'utiliser  ou  de 
bioquer  les  avoirs  ennemis,  et  cela  pour  quelque  motif,  sous  quelque  forme 
et  en  quelque  lieu  que  ce  soit.  Les  actes  accomplis  en  exöcution  de  ces 
mesures  sont  tous  les  arretös,  instructions,  ordres  ou  ordonnances  des  ad- 
ministrations ou  tribunaux  appliquant  ces  mesures  aux  biens  ennemis,  comme 
tous  les  actes  accomplis  par  toute  personne  commise  k  l'administration  ou 
ä  la  surveillance  des  biens  ennemis  tels  que  payements  de  dettes,  encaisse- 
ments  de  cröances,  payement  de  frais,  charges  ou  d6penses.  encaissements 
d'honoraires. 

Les  „mesures  de  disposition"  sont  Celles  qui  ont  affectö  ou  affecteront 
la  propri6t6  des  biens  ennemis  en  en  transf^rant  tout  ou  partie  ä  une  autre 
personne  que  le  propriötaire  ennemi  et  sans  son  consentement,  notamment 
les  mesures  ordonnant  la  vente,  la  liquidatiDn,  la  diSvolution  de  propri^tii  des 
biens  ennemis,  l'annulation  des  titres  ou  valeurs  mobilitires. 

§  -i. 

Les  biens,  droits  et  int^rGts  des  ressortissants  de  l'ancien  Empire  d'Autriche 

dans  les  territoires  d'une  Puissance  alli6e  ou  associue  ainsi  que  le  produit  net 

de  leur  vente,  liquidation  ou  autres  mesures  de  disposition,  pourront  ötre  grevi^s 

par  cette  Puissance  alli6e  ou  associ6e :  en  premier  liou,  du  payement  des  indem- 
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nit^g  dues  ä,  l'occasion  des  röclamations  des  ressortissants  de  cette  Puissance 
concernant  leurs  biens,  droits  et  int6r6ts  y  compris  les  soci6t6s  ou  associations 
dans  lesquelles  ces  ressortissants  6taient  iDt6ress6s  dans  le  territoire  de  l'ancien 
Empire  d'Autriche  ou  des  cr6ances  qu'ils  ont  sur  les  ressortissants  autrichiens 
ainsi  que  du  paj'ement  des  r^clamations  introduites  pour  des  actes  commis  par 
l'ancien  gouvernement  austro-hongrois  ou  par  toute  autorit6  autrichiennepostöri- 
eurement  au  28  juillet  1914  et  avant  que  cette  Puissance  alli6e  ou  associ6e  ne 
participat  ä  la  guerre.  Le  montant  de  ces  sortes  de  r6clamations  pourra  6tre 
fix6  par  un  arbitre  d6sign6  par  Monsieur  Gustave  Ador,  si  celui-ci  y  consent, 
QU  ä  d6faut,  par  le  tribunal  mixte  pr6vu  ä  la  Section  VI.  Ils  pourront  etre 
grev6s,  en  second  lieu,  du  payement  des  indemnitös  dues  ä  l'occassion  des 
r^clamations  des  ressortissants  de  la  Puissance  alli6e  ou  associ6e  concernant 
leurs  biens,  droits  et  int^r^ts  sur  le  territoire  des  autres  Puissances  ennemies, 
en  tant  que  ces  indemnitös  ou  cr6ances  n'ont  pas  6t6  acquitt6es  d'une  autre 
manifere.  o  ^ 

Nonobstant  les  dispositions  de  l'article  249  lorsque,  imm^diatement  avant 
le  d6but  de  la  guerre,  une  soci6t(5  autoris^e  dans  un  Etat  alli6  ou  associö  avait, 
en  commun  avec  une  soci^tö  contrölöe  par  eile  et  autoris^e  en  Antriebe,  des 
droits  ä  l'utiiisation  dans  d'autres  pays,  de  marques  de  fabrique  ou  commer- 
ciales,  ou  lorsqu'elle  avait  la  jouissance  avec  cette  sociötö  de  proc6d6s  exclusifs 
de  fabrication  de  marchandises  ou  d'articles  pour  la  vente  dans  d'autres  pays. 
la  premi^re  soci6t6  aura  seule  le  droit  d'utiliser  ces  marques  de  fabrique  dans 
d'autres  pays,  ä  l'exclusion  de  la  soci6t6  autrichienne ;  et  les  proc6d6s  de  fabrication 
communs  seront  remis  ä  la  premi^re  soci6t6  nonobstant  toute  mesure  prise  en 
application  de  la  l6gislation  de  guerre  en  vigueur  dans  la  Monarchie  austro- 
hongroise  ä  l'^gard  de  la  seconde  soci6t6  ou  de  ses  int^rets,  propri6t6s 
commerciales  ou  actions.  Nöaumoins,  la  premi^re  sociötä,  si  demande  lui  en 
est  faite,  remettra  ä  la  seconde  soci6t6  des  modales  permettant  de  continuer 
la  fabrication  de  marchandises  qui  devront  etre  consomm^es  en  Autriche. 

§  6. 

Jusqu'au  moment  oü  la  restitution  pourra  6tre  effectu^e  conform6ment  ä 
l'article  249.  1' Autriche  est  responsable  de  la  conservation  des  biens,  droits  et 
intörets  des  ressortissants  des  Puissances  alli6es  ou  associ6es  y  compris  les 
soci6t6s  et  associations  dans  lesquelles  ces  ressortissants  6taient  int6ress6s,  qui 
ont  6t6  soumis  par  eile  ä  une  mesure  exceptionnelle  de  guerre. 

§  7. 
Les  Puissances  alliöes  ou  associöes  devront  faire  connaltre,  dans  le  dälai 
d'un  an,  ä  la  date  de  la  mise  en  vigueur  du  präsent  Traitö,  les  biens,  droits 
et  int^rets  sur  lesquels  ils   comptent  exercer  le   droit  prövu  ä  l'article  249, 
paragraphe  f).  ^  g 

Les  restitutions  prövues  par  l'article  249  seront  effectu6es  sur  l'ordre  du 
Gouvernement  autrichien  ou  des  autoritös  qui  lui  auront  6t6  Substitutes.  Des 
renseignements  d6taill6s  sur  la  gestion  des  administrateurs  seront  fournis  aux 
int6ress6s  par  les  autoritös  autrichiennes,  sur  demande  qui  peut  fetre  adress^e 
des  la  mise  en  vigueur  du  präsent  Trait6. 

§  9. 

Les  biens,  droits  et  int^rets  des  ressortissants  autrichiens  continueront, 
jusqu'ä  l'ach^vement  de  la  liquidation  pr6yue  ä  l'article  249.  paragraphe  b) 
ä  etre  soumis  aux  mesures  exceptionnelles  de  guerre  prises  ou  ä  prendre  ä 
leur  6gard.  g  ^q 

L'Autriche  remettra,  dans  un  dölai  de  six  mois  ä  dater  de  la  mise  en 
vigueur  du  präsent  Trait6,  ä  chaque  Puissance  alliöe  ou  associee,  tous  les 
contrats,  certificats,  actes  et  autres  titres  de  propri^t^,  se  trouvant  entre  les 
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mains  de  ses  ressortissants  et  se  rapportant  ä.  des  biens,  droits  et  intörets 
situös  sur  le  territoire  de  ladite  Puissance  alli^e  ou  associöe,  y  compris  les 
actions,  obligations  ou  autres  valeurs  mobili^res  de  toutes  soci6t6s  autoris^es 
par  la  lögislation  de  cette  Puissance. 

L'Autriche  fournira  ä  tous  moments,  sur  la  demande  de  la  Puissance 
alliöe  ou  associöe  int^ressöe,  tous  renseignements  concernant  les  biens,  droits 
et  int^rets  des  uationaux  autrichiens  dans  ladite  Puissance  alli6e  ou  associ^e 
ainsi  que  sur  les  transactions  qui  onf  pu  etre  effectu6es,  depuis  le  1"  juillet 
1914  en  ce  qui  concerne  lesdits  biens,  droits  ou  int^rets. 

§  11. 

Dans  le  terme  „avoir  en  num^raire",  il  faut  comprendre  tous  les  d^pots 
ou  provisions  constitu^s  avant  ou  apr^s  l'^tat  de  guerre,  ainsi  que  tous  les 
avoirs  provenant  de  döpots,  de  revenus  ou  de  b6n6fices  encaiss^s  par  les 
administrateurs,  s^questres  ou  autres  provisions  constitu^es  en  banque  ou  de 
toute  autre  source,  ä  Texclusion  de  toute  sornme  d'argent  appartenant  aux 
Puissances  alli^es  ou  associöes,  ou  ä  leurs  Etats  particuliers,  provinces  ou 
municipalit^s. 

§  12. 

Seront  annul6s  les  placements  effectu6s,  oü  que  ce  soit,  avec  les  avoirs 
en  num^raire  des  ressortissants  des  Hautes  Parties  Contractantes,  y  compris 
les  soci6t6s  et  associations  dans  lesquelles  ces  ressortissants  6taient  int6ress68, 
par  les  personnes  responsables  de  l'administration  des  biens  ennemis  ou  con- 
trolant  cette  administration.  ou  par  l'ordre  de  ces  personnes  ou  d'une  autorit6 
quelconque ;  le  r^glement  de  ces  avoirs  se  fera  sans  tenir  compte  de  ces 
placements.  si  m 

L'Autriche  remettra  respectivement  aux  Puissances  alli^es  ou  associ^es, 
dans  le  d61ai  d'un  mois  ä  dater  de  la  mise  en  vigueur  du  präsent  Trait6, 
ou  sur  demande,  ä  n'importe  quel  moment  par  la  suite,  tous  les  comptes  ou 
pi^ces  comptables,  archives,  documents  et  renseignements  de  toute  nature 
qui  peuvent  se  trouver  sur  son  territoire  et  qui  concernent  les  biens.  droits 
et  intörets  des  ressortissants  de  ces  Puissances.  y  compris  les  soci6t6s  ou 
associations  dans  lesquelles  ces  ressortissants  6taient  intöress^s,  qui  ont  fait 
l'objet  d'une  mesure  exceptionnelle  de  guerre  ou  d'une  mesure  de  disposition, 
soit  sur  le  territoire  de  l'aacien  Empire  d'Autriche,  soit  dans  les  territoires 
qui  ont  6t6  occupös  par  lui  ou  ses  alli^s. 

Les  controleurs,  surveillants,  g^rants,  administrateurs,  •s6questres,  liqui- 
dateurs  et  curateurs  seront,  sous  la  fjarantie  du  Gouvernement  autrichien, 
personnellement  responsables  de  la  remise  imm^diate  au  complet  et  de 
l'exactitude  de  ces  comptes  et  documents. 

§  u. 

Les  dispositions  de  l'article  249  de  la  präsente  Annexe,  relatives  aux 
biens,  droits  et  intörets  en  pays  ennemis  et  au  produit  de  leur  liquidation, 
s'appliqueront  aux  dettes,  cr^dits  et  comptes,  la  Section  III  ne  r^glant  que 
les  m^thodes  de  payement. 

Pour  le  r^glement  des  questions  vis(?es  par  l'article  249  entre  l'Autriche 
et  les  Puissances  alliöes  et  associöes,  leurs  colonies  ou  protectorats  ou  Tun 
des  Dominions  britanniques  ou  l'Inde,  par  rapport  auxquels  la  d^claration 
n'aura  pas  6t6  faite  qu'elles  adoptent  la  Section  111  et  entre  leurs  nationaux 
respectifs.  les  dispositions  de  la  Section  III  relatives  k  la  monnaie  dans 
laquelle  le  payement  doit  6tre  fait  et  au  taux  du  change  et  des  int^rfts 
seront  applicables,  ä  moins  que  le  Gouvernement  de  la  Puissance  alli^e  ou 
associöe  int6ress(!;e  ne  notifie  i\  l'Autriche,  dans  ks  six  mois  ä  dater  de  la 
mise  en  vigueur  du  präsent  Traite,  qu'uue  ou  plusiers  desdites  clauses  ne 
seront  pas  applicables. 
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§  15. 
Les  dispositions  de  l'article  249  et  de  la  präsente  Annexe  s'appliquent 
aux  droits  de  propri6t6  industrielle,  litt6raire  ou  artistique  qui  sunt  ou  seront 
compris  dans  la  liquidation  de  biens,  droits,  int^rßts.  S0(;i<5t6s  ou  entreprises, 
effectu^e  par  application  de  la  lögislation  exceptionnelle  de  guerre  par  les 
Puissances  aliiöes  ou  associ6es  ou  par  application  des  stipulations  de  l'ar- 
ticle 249,  paragraphe  b). 

Section  V. 
Contrats,  Prescriptions,  Jugements. 

Article  251. 

a)  Les  contrats  conclus  entre  ennemis  seront  consid6r6s  comme  ayant 
616  annul6s  ä  partir  du  moment  oü  deux  quelconques  des  parties  sont  devenues 
ennemies,  sauf  en  ce  qui  concerne  les  dettes  et  autres  obligations  pöcuniaires 
resultant  de  l'exöcution  d'un  acte  ou  payement  pr6vu  par  ces  contrats  et 
sous  r6serve  des  exceptions  et  des  rfegles  speciales  ä  certains  contrats  ou 
cat^gories  de  contrats  prövues  ci-apr^s  ou  dans  l'Annexe  ci-jointe. 

b)  Seront  except^s  de  l'annulation,  aux  termes  du  präsent  article,  les 
contrats  dont,  dans  un  intöröt  gönöral,  les  Gouvernements  des  Puissances 
alii^es  ou  associ^es,  dont  l'une  des  parties  est  un  ressortissant,  r^clameront 
rex6cution,  dans  un  d6lai  de  six  mois  ä  dater  de  la  mise  en  vigueur  du 
präsent  Trait6. 

Lorsque  l'exöcution  des  contrats  ainsi  maintenus  entraine,  pour  une 
des  parties,  par  suite  du  changement  dans  les  conditions  du  commerce,  un 
pr6judice  consid^rable,  le  Tribunal  arbitral  mixte  pr6vu  par  la  Section  VI 
pourra  attribuer  ä  la  partie  I6s6e  une  indemnit^  6quitable. 

c)  En  raison  des  dispositions  de  la  Constitution  et  du  droit  des  Etats- 
ünis  d'Amörique,  du  Brasil  et  du  Japon,  le  präsent  article  ainsi  que  l'ar- 
ticle 252  et  l'Annexe  ci-jointe  ne  s'appliquent  pas  aux  contrats  conclus  par  des 
ressortissants  de  ces  Etats  avec  des  ressortissant s  de  l'ancien  Empire 
d' Antriebe  et  de  mßme,  l'article  257  ne  s'applique  pas  aux  Etats- Unis 
d'Am^rique  ou  ä  leurs  ressortissants. 

d)  Le  präsent  article  ainsi  que  l'Annexe  ci-jointe  ne  s'appliquent  pas 
aux  contrats  dont  les  parties  sont  devenues  ennemies  du  fait  que  l'une  d'elle 
6tait  un  habitant  d'un  territoire  qui  change  de  souverainet6,  en  tant  que 
cette  partie  aura  acquis,  par  application  du  präsent  Trait6,  la  nationalit6 
d'une  Puissance  alli6e  ou  associöe,  ni  aux  contrats  conclus  entre  ressortissants 
des  Puissances  alli^es  ou  associ^es  entre  lesquelles  le  commerce  s'est  trouv6 
interdit  du  fait  que  l'une  des  parties  se  trouvait  dans  un  territoire  d'une 
Puissance  alli6e  ou  associöe  occupö  par  l'ennemi. 

e)  Aucune  disposition  du  präsent  article  et  de  l'Annexe  ci-jointe  ne  peut 
etre  regardöe  comme  invalidant  une  Operation  qui  a  6t6  effectuöe  lögalement 
en  vertu  d'un  contrat  pass6  entre  ennemis  avec  l'autorisation  d'une  des 
Puissances  belligörantes. 

Article  252. 
a)  Sur  le  territoire  des  Hautes  Parties  Contractantes,  dans  les  rapports 
entre  ennemis,  tous  d61ais  quelconques  de  prescriptions,  Peremption  ou  for- 
clusion  de  procödure  seront  suspendus  pendant  la  dur6e  de  la  guerre,  qu'ils 
aient  commenc6  ä  courir  avant  le  d6but  de  la  guerre  ou  apres ;  ils  recom- 
menceront  ä  courir  au  plus  tot  trois  mois  apr^s  la  mise  en  vigueur  du  präsent 
Trait6.  Cette  disposition  s'appliquera  aux  d^lais  de  Präsentation  de  coupons 
d'intörßts  ou  de  dividendes,  et  de  Präsentation,  en  vue  du  remboursement,  des 
valeurs  sorties  au  tirage  ou  remboursables  ä  tout  autre  titre. 
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b)  Dans  le  cas  oü,  en  raison  du  non-accomplissement  d'un  acte  ou  d'une 
formalit6  pendant  la  ^uerre,  des  mesures  d'exöcution  ont  6t6  prises  sar  le 
territoire  de  l'ancien  Empire  d'Autriche  portant  pr6judice  ä  un  ressortissant 
des  Puissances  alliöes  ou  associöes,  la  r^clamation  formul6e  par  le  ressortissant 
d'une  Puissance  alli^e  ou  associ6e  sera  portöe  devant  le  Tribunal  arbitral 
mixte  pr^vu  par  la  Section  VI,  ä  raoins  que  l'affaire  ne  soit  de  la  compötence 
d'un  Tribunal  d'une  Puissance  alli6e  ou  associöe. 

c)  Sur  la  demande  du  ressortissant  int6ress6  d'une  Puissance  alliäe  ou 
associ^e,  le  Tribunal  arbitral  mixte  prononcera  la  restauration  des  droits 
16s6s  par  les  mesures  d'ex^cution  mentionnöes  au  paragraphe  b),  toutes  les 
fois  qu'en  raison  des  circonstances  speciales  de  l'affaire  cela  sera  ^quitable 
et  possible. 

Dans  le  cas  oü  cette  restauration  serait  injuste  ou  impossible,  le  Tri- 
bunal arbitral  mixte  pourra  accorder  ä  la  partie  I6s6e  une  indemnit6  qui  sera 
ä  la  Charge  da  Gouvernement  autrichien. 

d)  Lorsqu'un  contrat  entre  ennemis  a  6t6  invalide,  soit  en  raison  du 
fait  qu'une  des  parties  n'en  a  pas  ex6cut6  une  clause,  soit  en  raison  de 
l'exercice  d'un  droit  stipul6  au  contrat,  la  partie  16s6e  pourra  s'adresser  au 
Tribunal  arbitral  mixte  pour  obtenir  r^paration.  Le  Tribunal  aura,  dans  ce 
cas,   les  pouvoirs  pr6vus  au  paragraphe  c). 

e)  Les  dispositions  des  paragraphes  pr6c6dents  du  präsent  article  s'appli- 
queront  aux  ressortissants  des  Puissances  alliöes  et  associöes  qui  ont  subi 
un  pr6judice  en  raison  de  mesures  ci-dessus  prövues,  prises  par  les  autorit6s 
de  l'ancien  Gouvernement  autrichien  en  territoire  envahi  ou  occup6,  s'ils  n'en 
ont  6t6  indemnis^s  autrement. 

f)  L' Antriebe  indemnisera  tout  tiers  I6s6,  par  les  restitutions  ou  restau- 
rations  de  droit  prononc6es  par  le  Tribunal  mixte  conformöment  aux  dis- 
positions des  paragraphes  pr6c6dents  du  präsent  article. 

g)  En  ce  qui  concerne  les  effets  de  commerce,  le  dälai  de  trois  mois, 
pr6vu  au  paragraphe  a),  partira  du  jour  oü  auront  pris  fin  däfinitivement 
les  mesures  exceptionnelles  appliqu6es  dans  les  territoires  de  la  Puissance 
int6ress6e  relativement  aux  effets  de  commerce. 

Article  253. 

Dans  les  rapports  entre  ennemis,  aucun  effet  de  commerce  pass6  avant 
la  guerre  ne  sera  consid6r6  comme  invalide  par  le  seul  fait  de  n'avoir  pas 
6t6  pr6sent6  pour  acceptation  ou  pour  payement  dans  les  dälais  voulus,  ni 
pour  döfaut  d'avis  aux  tireurs  ou  aux  endosseurs  de  non-acceptation  ou  de 
non-payement,  ni  en  raison  du  däfaut  de  protet,  ni  pour  d6faut  d'accomplisse- 
ment  d'une  formalitö  quelconque  pendant  la  guerre. 

Si  la  Periode  pendant  laquelle  un  effet  de  commerce  aurait  du  6tre 
pr6sent(5  ä  l'acception  ou  au  payement  ou  pendant  laquelle  l'avis  de  non- 
acceptation  ou  de  non-payement  aurait  du  etre  donn»^  au  tireur  ou  aux 
endosseurs  ou  pendant  laquelle  l'effet  aurait  du  6tre  protestä.  est  dchue  pen- 
dant la  guerre,  et  si  la  partie  qui  aurait  du  präsenter  ou  protester  l'effet 
ou  donner  avis  de  la  non-acceptation  ou  du  non-payement  ne  l'a  pas  fait 
pendant  la  guerre,  il  lui  sera  accordä  au  moins  trois  mois  aprC^s  la  mise  en 
vigueur  du  präsent  Traitä  pour  präsenter  l'effet,  donner  avis  de  non-accep- 
tation ou  de  non-payement  ou  dresser  protät. 

Article  254. 
Les  jugements  rendus  par  les  tribunaux  d'une  Puissance  alliäe  ou  associäe, 
dans  le  cas  oü  ces  tribunaux  sont  compätents  d'aprO-s  le  präsent  Traitä,  serout 
considäräs  en  Autriche  comme  ayant  l'autoritä  de  la  chose  jugäe  et  y  seront 
exäcutäs  Sans  qu'il  soit  besoin  d'exäquatur. 
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Si,  en  quelque  matifere  qu'ils  soient  intervenus,  un  jugement  a  €t€  rendu 
oa  une  mesure  d'ex^cution  a  6t6  ordonn6e  pendant  la  guerre  par  une  autorit6 
judiciaire  de  l'ancien  Empire  d'Autriche  contra  un  ressortissant  des  Puissances 
alli^es  ou  associ6es  ou  une  soci6t6  ou  association  dans  laquelle  un  de  ces  res- 
sortissants  6tait  int6ress6  dans  une  instance  oü  soit  le  ressortissant  seit  la 
soci6t6  n'ont  pas  pu  se  d6fendre,  le  ressortissant  alli6  ou  associ6  qui  aura  subi, 
de  ce  chef,  un  pröjudice  pourra  obtenir  une  röparation  qui  sera  d6termin6e  par 
le  Tribunal  arbitral  mixte  pr6vu  par  la  Section  VI. 

Sur  la  demande  du  ressortissant  de  la  Puissance  alli^e  ou  associ6e,  la 
r^paration  ci-dessus  pourra  6tre,  sur  l'ordre  du  Tribunal  arbitral  mixte  et 
lorsque  cela  sera  possible,  effectu^e  en  repla^ant  les  parties  dans  la  Situation 
oü  elles   se  trouvaient   avant   le  jugement  rendu  par  le  Tribunal  autrichien. 

La  röparation  ci-dessus  pourra  6tre  6galement  obtenue  devant  le  Tribunal 
arbitral  mixte,  par  les  ressortissants  des  Puissances  alli^es  et  associ6es  qui  ont 
subi  un  pr6judice  du  fait  des  mesures  judiciaires  prises  dans  les  territoires 
envahis  ou  occup^s,  s'il  n'ont  pas  6t6  d^dommag^s  autrement. 

Article  255. 
Au  sens  des  Sections  III,  IV,  V  et  VII,  l'expression  „pendant  la  guerre" 
comprend,  pour  chaque  Puissance  alliöe  ou  associ^e,  la  p6riode  s'6tendant  entre 
le  moment  oü  l'^tat  de  guerre  a  exist6  entre  l'ancienne  Monarchie  austrc-hongroise 
et  cette  Puissance  et  la  mise  en  vigueur  du  präsent  Traitö. 

Annexe. 
I.  Dispositions  g^n^rales. 

§  1. 

Au  sens  des  arlicles  251,  252  et  253.  les  personces  parties  ä  un  contrat 
sont  consid^röes  comme  ennemies  lorsque  le  commerce  entre  elles  aura  6t6 
interdit  ou  seia  devenu  illegal  en  vertu  des  lois.  d^crets  ou  r^glements  aux- 
quels  une  de  ces  parties  6tait  soumise,  et  ce  ä  dater,  soit  du  jour  oü  ce  com- 
merce a  6t6  interdit,  soit  du  jour  oü  il  est  devenu  illegal  de  quelque  mani^re 
que  ce  soit. 

§  2. 

Sont  except^s  de  l'annulation  prövue  ä  l'article  251,  et  restent  en  vigueur, 
Sans  pröjudice  des  droits  pr^vus  ä  l'article  249,  paragraphe  b),  de  la  section  IV, 
et  sous  r^serve  de  Tapplication  des  lois,  d^crets  et  r^glements  internes  pris  pendant 
la  guerre  par  les  Puissances  alliöes  ou  associ^es  ainsique  des  clauses  descontrats: 

a)  Les  contrats  ayant  pour  but  le  transfert  de  propri^t^s,  de  biens  et 
effets  mobiliers  ou  immobiliers,  lorsque  la  propri6t6  aura  6t6  transf6r6e  ou  l'objet 
livr6  avant  que  les  parties  ne  soient  devenues  ennemies; 

b)  Les  baux,  locations,  et  promesses  de  location ; 

c)  Les  contrats  d'hypotb^que,  de  gage  et  de  nantissement ; 

d)  Les  concessions  concernant  les  mines,  minieres,  carri^res  ou  gisements ; 

e)  Les  contrats  passes  entre  des  paiticuliers  et  des  Etats,  provinces, 
municipalit^s  ou  autres  persornes  juridiques  administratives  analogues  et  les 
concessions  donn^es  par  lesdits  Etats,  provinces,  municipalit^s  ou  autres  personnes 
juridiques  administratives  analogues. 

§  3. 
Si  les  dispositions  d'un  contrat  sont  en  partie  annul^es,  conform^ment  ä 
l'article  251  et  si  la  disjonction  peut  etre  effectu^e.  les  autres  dispositions  de 
ce  contrat  subsisteront,  sous  r^serve  de  Tapplication  des  lois.  d^crels  et  regle- 
ments  internes  pr6vus  au  paragraphe  2  ci-dessus.  Si  la  disjonction  ne  peut 
ßtre  tffectu^e,  le  contrat  sera  consid^rö  comme  annul6  dans  sa  totalit6. 
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II.  Dispositions  particuliferes  ä  certaines  cat6gories  de  contrats. 
Positions  dans  les  Bourses  de  valeurs  et  de  commerce. 

§  4. 

a)  Les  rfeglements  faits  pendant  la  guerre  par  les  bourses  de  valeurs  ou 
de  commerce  reconnues,  stipulant  la  liquidation  des  positions  de  bourse  prises 
avant  la  guerre  par  un  particulier  ennemi,  sont  confirm^s  par  les  Hautes  Parties 
Contractantes,  ainsi  que  les  mesures  prises  en  application  de  ces  rfeglements, 
sous  r^serve: 

1°  Qu'il  ait  6t6  pr^vu  express6ment  que  l'op^ration  serait  soumise  au  rfegle- 

ment  desdites  bourses; 
2"  Que  ces  röglements  aient  6t6  obligatoires  pour  tous ; 
3°  Que  les  conditions  de  la  liquidation  aient  6t6  justes  et  raisonnables. 

b)  Le  paragraphe  pr6c6dent  ne  s'applique  pas  aux  mesures  prises,  pendant 
l'occupation,  dans  les  bourses  des  r^gions  qui  ont  6t6  occup^es  par  Teonemi. 

c)  La  liquidation  des  Operations  ä  terme  relatives  aux  cotons,  eSectu^es 
ä  la  date  du  31  juillet  1914,  ä  la  suite  de  la  döcision  de  l'Association  des 
cotons  de  Liverpool,  est  confirm^e. 

Gage. 

§5. 

Sera  consid6r6e  comme  valable,  en  cas  de  non-payement,  la  vente  d'un 
gage  constitu6  pour  garantie  d'une  dette  due  par  un  ennemi,  alors  meme  qu'avis 
n'a  pu  etre  donn6  au  propri6taire,  si  le  cr6ancier  a  agi  de  bonne  foi  et  en 
prenant  les  soins  et  pr6cautions  raisonnables  et,  dans  ce  cas,  le  propri^taire 
ne  pourra  formuler  aucune  r^clamation  en  raison  de  la  vente  du  gage. 

Cette  disposition  ne  s'applique  pas  aux  ventes  de  gage  faites  par  l'ennemi 
pendant  l'occupation  dans  les  r^gions  envahies  ou  occup^es  par  lennemi. 

Effets  de  commerce. 

§  6. 
En  ce  qui  concerne  les  Puissances  qui  ont  adh6r6  ä  la  Section  III  et  ä 
1' Annexe  jointe,  les  obligations  p^cuniaires  existant  entre  ennemis  et  r^sultant 
de  l'^mission  d'effets  de  commerce,  seront  r^gl^es  conform^ment  ä.  ladite  Annexe 
par  l'interm^diaire  des  Offices  de  v6rification  et  de  compensation  qui  sont  subrog6s 
dans  les  droits  du  porteur  en  ce  qui  concerne  les  difförents  recours  que  poss^de 
ce  dernier. 

§  7- 
Si  une  personne  s'est  obligöe,  soit  avant,  soit  pendant  la  guerre,  au  paye- 
ment  d'un  effet  de  commerce,  ä  la  suite  d'un  engagement  pris  tnvers  eile  par 
une  autre  persocne  devenue  enntmie,   celle-ci  resle  tenue,   malgrd  Touvt-rture 
des  hostilit6s,  de  garantir  la  premifere  des  consöquences  de  son  Obligation. 

III.  Contrats  d'assurances. 

§8. 
Les  contrats  d'assurances  conclus  entre  une  personne  et  une  autre  devenue 
par  la  suite  tnnemie  seront  reglos  confoim^ments  aux  paragraphes  suivants. 

Assurances  contre  l'incendie. 

§  9. 
Les  contrats  d'assurance  contre  l'incendie,  concernant  des  propriöt^s, 
pas&^s  tntre  une  personne  ayant  des  int^rf'ts  dans  cette  propri6t»5  et  une  per- 
sonne devenue  par  la  suite  enneniie,  ne  seront  pas  considt'ri^s  comme  annul6s 
par  l'ouverture  des  hostilit(5s  ou  par  le  fait  que  la  personne  est  devenue  ennemie 
ou   parce  qu'une  des  parties  n'a  pas  accompli  une  clause  du  contrat  pendant 
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la  guerre  ou  pendant  une  p6riode  de  trois  mois  apr^s  la  guerre,  mais  seront 
antiul6s  ä  partir  de  la  premi^;re  6ch6atice  de  la  pnme  annuelle  survcnant  trois 
mois  apres  la  raise  en  vigueur  du  pr6sent  Trait6. 

Un  r{;glement  sera  effectu6  pour  les  primes  non  pay6es,  6chues  pendant 
la  guerre,  ou  pour  les  röclamations  pour  des  pertes  encourues  pendant  la  guerre. 

§  10. 

Si,  par  suite  d'un  acte  administratif  ou  lögislatif,  une  assurance  contre 
l'incendie,  conclue  ant6rieurement  ä  l;i  guerre,  a  6t6  pendant  la  guerre  trans- 
f6r6e  de  l'assureur  primitif  ä  un  autre  assureur,  le  transfert  sera  reconnu  et 
la  responsabilit6  de  l'assureur  primitif  sera  coiisid6r6e  comme  ayant  cess6  ä 
partir  du  jour  du  transfert.  Cependant,  l'assureur  primitif  aura  le  droit  d'etre, 
sur  sa  demande,  pleinement  inform6  des  conditions  du  transfert,  et  s'il  apparait 
que  ces  conditions  n'ötaient  pas  ^quitables,  elles  seront  modifi^es  pour  autant 
que  cela  sera  n6cessaire  pour  les  rendre  (5quitables. 

En  outre,  l'assurö  aura  droit,  d'accord  avec  l'assureur  primitif,  de  retrans- 
f^rer  le  contrat  ä  l'assureur  primitif  ä  dater  du  jour  de  la  demande. 

Assurances  sur  la  vie. 

§  11- 

Les  contrats  d'assurances  sur  la  vie  passes  entre  un  assureur  et  une  per- 
sonne devenue  par  la  suite  ennemie  ne  seront  pas  consid6r6s  comme  annul^s 
par  la  d6claration  de  guerre  ou  par  le  fait  que  la  personne  est  devenue  ennemie. 

Toute  somme  devenue  exigible  pendant  la  guerre,  aux  termes  d'un  contrat 
qui,  en  vertu  du  paragraphe  pr6c6dent,  n'est  pas  consid^re  comme  annulö,  sera 
recouvrable  apr^s  la  guerre.  Cette  somme  sera  augmentöe  des  int6rets  ä  5'Vo 
l'an  depuis  la  date  de  son  exigibilitö  jusqu'au  jour  du  payement. 

Si  le  contrat  est  devenu  caduc  pendant  la  guerre  par  suite  du  non- 
payement  des  primes,  ou  s'il  est  devenu  sans  effet  par  suite  du  non-accom- 
plissement  des  clauses  du  contrat,  l'assurö  ou  ses  repr^sentants  ou  ayants  droit 
auront  droit  ä  tout  moment,  pendant  douze  mois  ä  dater  du  jour  de  la  mise 
en  vigueur  du  präsent  Trait6.  de  röclamer  ä  l'assureur  la  valeur  de  la  police 
au  jour  de  sa  caducite  ou  de  son  annulation. 

Lorsque  le  contrat  est  devenu  caduc  pendant  la  guerre,  par  suite  du 
non-payement  des  primes  par  application  des  mesures  de  guerre,  l'assurö  ou 
ses  repr^sentants,  ou  ayants  droit,  ont  le  droit,  dans  les  trois  mois  qui  suivront 
la  mise  en  vigueur  du  präsent  Trait6,  de  remettre  le  contrat  en  vigueur  moyennant 
le  payement  des  primes  6ventuellement  6chues,  augmentöes  des  intörets  de  5*^/0  l'an. 

§  12. 
Si  des  contrats  d'assurance  sur  la  vie  ont  6t6  conclus  par  une  succursale 
d'une  Compagnie  d'Assurance  6tablie  dans  un  pays  devenu,  par  la  suite,  ennemi, 
le  contrat  devra,  en  l'absence  de  toute  stipulation  contraire  contenue  dans  le 
contrat  lui-meme,  etre  r6gi  par  la  loi  locale,  mais  l'assureur  aura  le  droit  de 
demander  ä  l'assur^  ou  ä.  ses  repr6sentants  le  remboursement  des  sommes  pay^es 
sur  des  demandes  faites  ou  impos6es,  par  application  de  mesures  prises  pendant 
la  guerre,  contrairement  aux  termes  du  contrat  lui-meme,  et  aux  lois  et  traitös 
existant  ä  l'^poque  oü  il  a  ^t€  conclu. 

§  13. 
Dans  tous  les  cas  oü,  en  vertu  de  la  loi  applicable  au  contrat,  l'assureur 
reste  116  par  le  contrat  nonobstant  le  non-payement  des  primes,  jusqu'ä  ce  que 
Ton  ait  fait  part  ä  l'assur^  de  la  d6ch6ance  du  contrat,  il  aura  le  droit  lä  oü, 
par  suite  de  la  guerre,  il  n'aurait  pu  donner  cet  avertissement,  de  recouvrer 
sur  l'assurö  les  primes  non  pay^es,  augmentöes  des  int^rets  ä  ö^/o  l'an. 
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§  14. 
Pour  l'application   des  paragraphes  11  ä  13,    seront   consid^r^s    comme 
contrats   d'assurances   sur  la  vie  les  contrats  d'assurances  qui  se  basent  sur 
les  probabilit^s  de  la  vie  humaine,   combinös  avec  le  taux  d'int6ret,  pour  le 
calcul  des  engagements  r6ciproques  des  deux  parties. 

Assurances  maritimes. 

§  lö. 

Les  contrats  d'assurance  maritime,  y  compris  les  polices  ä  temps  et  les 
Polices  de  vojage  pass6es  entre  un  assureur  et  une  personne  devenue  par  la 
suite  ennemie,  seront  consid6r6s  comme  annul6s  au  moment  oü  cette  personne 
est  devenue  ennemie,  sauf  dans  le  cas  oü,  ant^rieurement  ä  ce  moment,  le 
risque  pr^vu  dans  le  contrat  avait  commencö  ä  etre  couru. 

Dans  le  cas  oü  le  risque  n'a  pas  commenc6  ä  courir,  les  sommes  pay6es 
au  moyen  de  primes  ou  autrement  seront  recouvrables  sur  Tassureur. 

Dans  les  cas  oü  le  risque  ä  commenc6  ä  courir,  le  contrat  sera  consid6r6 
comme  valable,  bien  que  la  partie  soit  devenue  ennemie,  et  les  payements  des 
sommes  dues  aux  termes  du  contrat,  soit  comme  prises,  soit  comme  sinistres, 
seront  exigibles  aprös  la  mise  en  vigueur  du  präsent  Trait6. 

Dans  le  cas  oü  une  Convention  sera  conclue  pour  le  payement  d'intörets 
pour^des  sommes  dues  ant^rieurement  ä  la  guerre,  ou  par  des  ressortissants 
des  Etats  bellig^rants,  et  recouvr6es  apr^s  la  guerre,  cet  int6ret  devra.  dans 
le  cas  de  pertes  recouvrables  en  vertu  de  contrat  d'assurance  maritime,  courir 
ä  partir  de  l'expiration  d'une  p6riode  d'un  an  ä  compter  du  jour  de  ces  pertes. 

§  16. 

Aucun  contrat  d'assurance  maritime  avec  un  assur6  devenue  par  la  suite 
ennemi  ne  devra  etre  consid6r6  comme  couvrant  les  sinistres  caus^s  par  des 
actes  de  guerre  de  la  Puissance  dont  l'assureur  est  ressortissant,  ou  des  alli6s 
ou  associ6s  de  cette  Puissance. 

§  17. 

S'il  est  d6montr6  qu'une  personne  qui,  avant  la  guerre,  avait  pass6  un 
contrat  d'assurance  maritime  avec  un  assureur  devenu  par  la  suite  ennemi,  a 
pass6  apr^s  l'ouverture  des  hostilitöj  un  nouveau  contrat  couvrant  le  möme 
risque  avec  un  assureur  non  ennemi,  le  nouveau  contrat  sera  consid6r6  comme 
Substitut  au  contrat  primitif  ä  compter  du  jour  oü  il  aura  6t6  pass6,  et  les 
primes  6chues  seront  regl6es  sur  le  principe  que  l'assureur  primitif  n'aura  ^t6 
responsable  du  fait  du  contrat  que  jusqu'au  moment  oü  le  nouveau  contrat 
aura  ^t6  pass6. 

Autres  assurances. 
§  18. 

Des  contrats  d'assurances  pass6s  avant  la  guerre  entre  an  assureur  et 
une  personne  devenue  par  la  suite  ennemie,  autres  que  les  contrats  dont  il 
est  question  dans  les  paragraphes  9  ä  17,  seront  traitös,  ä  tous  6gards,  de  la 
mcme  maniere  que  seraient  traitös,  d'apr^s  lesdits  paragraphes,  les  contrats 
d'assurances  contre  l'incendie  entre  les  memes  parties. 

R^assurances. 

§  19. 

Tous  les  trait^s  de  r^assurance  passes  avec  une  personne  devenue  ennemie 
seront  consid6r6s  comme  abrogös  par  le  fait  que  cette  personne  est  devinue 
ennemie,  mais  sans  pr^judice,  dans  le  cas  de  risque  sur  la  vie  ou  maritime, 
qui  avait  commence  k  etre  couru  antörieurement  ä  la  guerre,  du  droit  de  recouvrer 
apr^s  la  guerre  le  payement  des  somnus  dues  en  raison  de  ces  risques. 

Toutefois,  si  la  partie  r(;assur6e  a  (5t6  niise,  par  suite  de  l'invasion, 
dans  l'impossibilit^  de  trouver  un  autre  r6assureur,  le  traitö  subsiste  jusqu'ii 
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l'expiration   d'une   p6riode   de   trois   mois   apr^s  mise  en  vigueur  du  präsent 
Trait6. 

Si  un  trait6  de  r^assurance  est  annul6  en  vertu  de  cet  article,  un  compte 
sera  6tabli  entre  les  parties  en  ce  qui  concerne  ä  la  fois  les  primes  pay6es  et 
payables  et  les  responsabilitös  pour  pertes  subies,  au  sujet  des  risques  sur  la 
vie  ou  maritimes  qui  auraient  commenc6  k  otre  courus  avant  la  guerre.  Dans 
le  cas  de  risques  autres  que  ceux  mentionn6s  paragraphes  11  ä  17,  le  r^gle- 
ment  des  comptes  sera  Stabil  ä  la  date  ä  laquelle  les  parties  sont  devenues 
ennemies,  sans  tenir  compte  des  r6clamalions  pour  pertes  subies  depuis  cette 
date. 

§  20. 

Les  dispositions  du  paragraphe  pr6c6dent  s'6tendent  6galement  aux  r6as- 
surances  existant  au  jour  oü  les  parties  sont  devenues  ennemies,  des  risques 
particuliers  acceptäs  par  l'assureur  dans  un  contrat  d'assurance,  autres  que 
les  risques  sur  la  vie  ou  maritimes. 

§  21. 
La  röassurance  d  un   contrat  d'assurance  sur  la  vie,  faite  par  contrat 
particulier  et  non  comprise  dans  un  traitö  g6n6ral  de  röassurance,  restera  en 
vigueur. 

§  22. 
Dans  le  cas  d'une  r6assurance  eSectu^e  avant  la  guerre  d'un  contrat 
d'assurance  maritime  la  cession  du  risque  c6d6  au  r^assureur  restera  valable 
si  ce  risque  a  commenc6  ä  ßtre  couru  avant  l'ouverture  des  hostilit^s,  et  le 
contrat  restera  valable  malgr^  l'ouverture  des  hostilit^s.  Les  sommes  dues 
en  vertu  du  contrat  de  r^assurance,  en  ce  qui  concerne  soit  des  primes,  soit 
des  pertes  subies,  seront  recouvrables  apr^s  la  guerre. 

§  2.3. 
Les  dispositions  des  paragraphes  16  et  17  et  le  dernier  alinöa  du  para- 
graphe 15  s'appliqueront  aux  contrats  de  r^assurances  de  risques  maritimes. 

Section  VL 
Tribunal  Arbitral  Mixte. 

Article  256. 

a)  Un  Tribunal  arbitral  mixte  sera  constituö  entre  chacune  des  Puis- 
sances  alli^es  ou  associöes  d'une  part  et  l'Autriche  d'autre  part,  dans  un  d^lai 
de  trois  mois  ä  dater  de  la  mise  en  vigueur  du  präsent  Trait6.  Chacun  de 
ces  Tribunaux  sera  compos6  de  trois  membres.  Chacun  des  Gouvernements 
int6ress6s  d^signera  un  de  ces  membres.  Le  Präsident  sera  choisi  ä  la  suite 
d'un  accord  entre  les  deux  gouvernements  intäressäs. 

Au  cas  oü  cet  accord  ne  pourrait  intervenir,  le  Präsident  du  Tribunal 
et  deux  autres  personnes  susceptibles  l'une  et  l'autre,  en  cas  de  besoin,  de  le 
remplacer,  seront  choisies  par  le  Conseil  de  la  Sociätä  des  Nations  et,  jusqu'au 
moment  oü  il  sera  constituä.  par  M.  Gustave  Ador,  s'il  y  consent.  Ces  per- 
sonnes appartiendront  ä  des  Puissances  qui  sont  restäes  neutres  au  cours  de 
la  guerre. 

Si  un  Gouvernement  ne  pourvoit  pas,  dans  un  dälai  d'un  mois,  ä  la 
däsignation  ci-dessus  piävue  d'un  membre  du  Tribunal,  en  cas  de  vacance,  ce 
membre  sera  choisi  par  le  Gouvernement  adverse  parmi  les  deux  personnes 
mentionnäes  ci-dessus,  autres  que  le  Präsident. 

La  däcision  de  la  majoritä  des  membres  sera  celle  du  Tribunal. 

b)  Les  Tribunaux  arbitraux  mixtes  crääs  par  application  du  paragraphe  a) 
jugeront  les  diffärends  qui  sont  de  leur  compätence,  aux  termes  des  Sections 
III,  IV,  V  et  VII. 
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En  outre,  tous  les  diff^rends,  quels  qu'ils  soient,  relatifs  aux  contrats 
coDclus,  avant  la  mise  en  vigueur  du  prösent  Trait6,  entre  les  ressortissants 
des  Puissances  alli^es  et  associ6es  et  les  ressortissants  autrichiens.  seront 
r6gl6s  par  un  Tribunal  arbitral  mi-xte,  ä  l'exception  toutefois  des  difförends 
qui,  par  application  des  lois  des  Paissances  alliöes.  associöes  ou  neutres.  sont 
de  la  comp6tence  des  tribunaux  nationaux  de  ces  derni^res  Paissances.  Dans 
ce  cas,  ces  difförends  seront  r6gI6s  par  ces  tribunaux  nationaux,  ä  l'exclusion 
du  Tribunal  arbitral  mixte.  Le  ressortissant  intöress^  d'une  Puissance  alliöe 
ou  associ^e  pourra  toutefois  porter  l'affaire  devant  le  Tribunal  arbitral  mixte 
ä  moins  que  sa  loi  nationale  ne  s'y  oppose. 

c)  Si  le  nombre  des  affaires  le  justifie,  d'autres  membres  devront  etre 
d^signös  pour  que  chaque  Tribunal  arbitral  mixle  puisse  se  diviser  en  plu- 
sieurs  sections.  Chacune  de  ces  sections  devra  etre  composö  ainsi  qu'il  est  dit 
ci-dessus. 

d)  Ghaque  Tribunal  arbitral  mixte  6tablira  lui-meme  sa  procödure  en 
tant  qu'elle  ne  sera  pas  r6gl6e  par  les  dispositions  de  l'aunexe  au  prösent 
article.  II  aura  pouvoir  pour  fixer  les  d6pens  ä  payer  par  la  partie  perdante 
pour  frais  et  d6bours  de  proc^dure. 

e)  Chaque  Gouvernement  payera  les  honoraires  du  membre  du  Tribunal 
arbitral  mixte  qu'il  nomme  et  de  tout  agent  qu'il  dösignera  pour  le  reprä- 
senter devant  le  Tribunal.  Les  honoraires  du  Präsident  seront  fixäs  par 
accord  special  entre  les  Gouvernements  intäressäs  et  ces  honoraires  ainsi  que 
les  däpenses  communes  de  chaque  Tribunal  seront  payäs  par  moitiä  par  les 
deux  Gouvernements. 

f)  Les  Hautes  Parties  Contractantes  s'engagent  ä  ce  que  leurs  tribunaux 
et  autoritäs  prStent  directement  aux  Tribunaux  arbitraux  mixtes  toute  l'aide 
qui  sera  en  leur  pouvoir,  specialement  en  ce  qui  concerne  la  transmission 
des  notifications  et  la  räunion  des  preuves. 

g)  Les  Hautes  Parties  Contractantes  conviennent  de  considärer  les 
däcisions  du  Tribunal  arbitral  mixte  comme  definitives,  et  de  les  rendre  obli- 
gatoires  pour  leurs  ressortissants. 

Annexe. 

§  1. 
En   cas   de   däcäs  ou  de  dämission  d'un  membre  du  Tribunal,   ou  si  un 
membre  du  Tribunal  se  trouve,  pour  une  raison  quelconque,  dans  l'impossibilitä 
de  remplir  ses  fonctions,   la  procädure,   qui  a  6t6  suivie  pour  sa  nominatiou, 
sera  employäe  pour  pourvoir  ä  son  remplacement. 

§  2. 
Le  Tribunal    adoptera   pour    sa   procädure   des   rägles   conformes   ä    la 
justice  et  k  l'öquitä.    II  däcidera  de  l'ordre  et  des  dälais  dans  lesquels  chaque 
partie  devra  präsenter  ses  conclusions  et  räglera  les  formalitäs  requises  pour 
l'administration  des  preuves. 

§  3. 
Les   avocats   et   conseils   des   deux  parties  seront  autorisäs  ä  präsenter 
oralement   et    par   äcrit   au  Tribunal   leur   argumentation   pour   soutenir   ou 
däfendre  leur  cause. 

§  4. 
Le  Tribunal  conservera  les  archives  des  procäs  et  causes  qui  lui  seront 
soumis  et  de  la  procädure  y  relative,  avec  mention  des  dates. 

§  ö. 
Chacune   des  Puissances   intäressäes   pourra  nommer  un  secrätaire.    Ces 
secrätaires  constitueront   le  Secrätariat  mixte  du  Tribunal  et  seront  sous  ses 
ordres.    Le  Tribunal  peut  nommer  et  employer  un  ou  plusieurs  fonctionnaires 
qui  seront  näcessaires  pour  l'assister  dans  l'accomplissement  de  sa  tüche. 
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§  6. 
Le  Tribunal    d^cidera    de    toutes   questions   et   espfeces    qui    lui   seront 
soumises,   d'apres  les  preuves,   tömoignages  et  informations  qui  pourront  6tre 
produits  par  les  parties  int6ress6e8. 

§  7- 
Les  Hautes  Parties   Contractantes    s'engagent    ä    donner    au    Tribunal 

toutes  facilitös  et  informations  nöcessaires  pour  suivre  ses  enqußtes. 

§«• 
La   langue,    dans   laquelle    la  procedura  sera  poursuivie,   sera,   ä  d6faut 
de  Convention  contraire,    l'anglais,    le  fran^ais,    l'italien  ou  le  japonais,  selon 
ce  qui  sera  d6cid6  par  la  Puissance  alli6e  ou  associöe  int6ress6e. 

§  9. 

Les  lieu  et  date  des  audiences  de  chaque  Tribunal  seront  d^termin^s 
par  le  pr^sident  du  Tribunal. 

Article  257. 

Si  un  Tribunal  compötent  a  rendu  ou  rend  un  jugement  dans  une  affaire 
vis6e  par  les  Sections  III,  IV,  V  ou  VII  et  si  ce  jugement  n'est  pas  conforme 
aux  dispositions  desdites  Sections,  la  partie  qui  aura  subi,  de  se  chef,  un 
pr6judice  aura  droit  a  une  röparation  qui  sera  d^terminöe  par  le  Tribunal 
arbitral  mixte.  Sur  la  demande  du  ressortissant  d'une  Puissance  alli6e  ou 
associöe,  la  r^paration  ci-dessus  vis6e  pourra  ßtre  effectu6e,  lorsque  cela  sera 
possible,  par  le  Tribunal  arbitral  mixte  en  replagant  les  parties  dans  la 
Situation  oü  elles  se  trouvaient  avant  le  jugement  rendu  par  le  Tribunal  de 
l'ancien  Empire  d' Antriebe. 

Section  VII. 
Propri6t6  Industrielle. 

Article  258. 

Sous  r^serve  des  stipulations  du  präsent  Trait^,  les  droits  de  propri6t6 
industrielle,  litt^raire  ou  artistique,  teile  que  cette  propriet6  est  döfinie  par 
les  Conventions  internationales  de  Paris  et  de  Berne  vis^es  aux  articles  237 
et  239,  seront  r^tablis  ou  restaurös,  ä  partir  de  la  mise  en  vigueur  du  präsent 
Trait6  dans  les  territoires  des  Hautes  Parties  Contractantes,  en  faveur  des 
personnes  qui  en  6taient  b6n6ficiaires,  au  moment  oü  l'^tat  de  guerre  a  com- 
menc6  d'exister,  ou  de  leurs  ayants  droit.  De  meme  les  droits  qui,  si  la 
guerre  n'avait  pas  eu  lieu,  auraient  pu  etre  acquis  pendant  la  dur6e  de  la 
guerre,  ä  la  suite  d'une  demande  formte  pour  la  protection  de  la  propri6t6 
industrielle  ou  de  la  publication  d'une  ceuvre  litt^raire  ou  artistique,  seront 
reconnus  et  6tablis  en  faveur  des  personnes  qui  auraient  des  titres,  ä,  partir 
de  la  mise  en  vigueur  du  präsent  Traitä. 

Toutefois,  les  actes  faits  en  vertu  des  mesures  speciales  qui  auront  €t€ 
prises  pendant  la  guerre,  par  une  autoritä  legislative,  exäcutive  ou  admini- 
strative d'une  Puissance  alli6e  ou  associäe  ä  l'ägard  des  droits  des  ressor- 
tissants  de  l'ancien  Empire  d' Antriebe,  en  mati^re  de  propriötä  industrielle, 
littäraire  ou  artistique  demeureront  valables  et  continueront  ä  avoir  leurs 
pleins  effets. 

II  n'y  aura  lieu  ä  aucune  revendication  ou  action  soit  de  la  part  de 
l'Autriche  ou  de  ses  ressortissants,  soit  des  ressortissants  de  l'ancien  Empire 
d'Autriche  ou  en  leur  nom,  contre  l'utilisation  qui  aura  6t6  faite  pendant  la 
dur6e  de  la  guerre,  par  le  Gouvernement  d'une  Puissance  alliäe  ou  associöe 
ou  par  toute  personne,  pour  le  compte  de  ce  Gouvernement  ou  avec  son 
assentiment,  de  droits  de  propri6t6  industrielle,  littäraire  ou  artistique,  ni 
contre  la  vente,  la  mise  en  vente  ou  l'emploi  de  produits,  appareils,  articles 
ou  objets  quelconques  auxquels  s'appliquaient  ces  droits. 
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Si  la  lögislation  d'une  des  Puissances  alliöes  ou  associ^es  en  vigueur 
au  moment  de  la  signature  du  präsent  Traitö  n'en  a  pas  dispos^  autrement. 
las  sommes  dues  ou  pay6es,  relativiment.  ä  la  propriötö  de  personnes  vis^es 
ä  rarticle  24y  b),  par  application  de  tout  arte  et  de  toute  Operation  effectu6s 
en  exöcutiüD  des  mesures  speciales  vis6es  ä  l'alinöa  deux  du  präsent  article, 
recevront  la  meme  affectation  que  les  autres  cr6ances  desdites  personnes, 
confurmöment  aux  dispositions  du  präsent  Trait6  et  les  sommes  produites  par 
des  mesures  speciales  prises  par  le  Gouvernement  de  l'ancien  Empire  d'Autriche 
en  ce  qui  conceine  les  droits  de  propri6t6  industrielle,  littöraire  ou  artistique 
des  ressortissants  des  Puissances  alli6es  ou  associöes,  seront  consid6r6es  et 
trait6es  comme  toutes  les  autres  dettes  des  ressortissants  autrichiens. 

Chacune  des  Puissances  alli6es  ou  associ6es  se  r^serve  la  facult6  d'apporter 
aux  droits  de  propri6t6  industrielle,  littöraire  ou  artistique  (a  l'exception  des 
marques  de  fabrique  ou  de  commerce)  acquis  avant  la  guerre,  ou  pendant  sa 
dur^e,  ou  qui  seraient  acquis  ultörieurement,  suivant  sa  l^gislation  par  des 
ressortissants  autrichiens,  soit  en  les  exploitant,  soit  en  accordant  des  licences 
pour  leur  exploitation,  soit  en  conservant  le  controle  de  cette  exploitation, 
soit  autrement,  telles  limitations,  conditions  ou  restrictions  qui  pourraient 
€tre  consid^röes  comme  n^cessaires  pour  les  besoins  de  la  defense  nationale, 
ou  dans  l'intöret  public,  ou  pour  assurer  un  traitement  ^quitable  par 
l'Autriche  des  droits  de  propri6t6  industrielle,  littöraire  ou  artistique 
poss6d6s  sur  le  territore  autrichien  par  ses  ressortissants,  ou  pour  garantir 
rentier  accomplissement  de  toutes  les  obligations  contract^es  par  l'Autriche 
en  vertu  du  präsent  Trait6.  Pour  les  droits  de  propri6t6  industrielle, 
littöraire  ou  artistique,  qui  seraient  acquis  aprfes  la  mise  en  vigueur  du 
präsent  Traitö,  la  facultö,  ci-dessus  r6serv6e  aux  Puissances  alli6es  et  asso- 
ci^es,  ne  pourra  6tre  exerc^e  que  dans  le  cas  oü  les  limitations,  conditions 
ou  restrictions  pourraient  etre  consid6r6es  comme  n6cessaires  pour  les  besoins 
de  la  defense  nationale  ou  de  l'intöret  public. 

Dans  le  cas  oü  il  serait  fait  application  par  les  Puissances  alliöes  et 
associöes  des  dispositions  qui  pr6cedent,  il  sera  accord^  des  indemnitös  ou 
des  redevances  raisonnables,  qui  recevront  la  meme  affectation  que  toutes  les 
autres  sommes  dues  ä  des  ressortissants  autrichiens,  conform6ment  aux  dis- 
positions du  präsent  Trait6. 

Chacune  des  Puissances  allißes  ou  associ6es  se  r6serve  la  facultö  de 
consid6rer  comme  nulle  et  de  nul  effet  toute  cession  totale  ou  partielle,  et 
toute  concession  de  droits  de  propri6t6  industrielle,  litt^raire  ou  artistique. 
qui  auraient  6t6  effectu^es  depuis  le  28  juillet  1914  ou  qui  le  seraient  ä 
l'avenir  et  qui  auraient  pour  rösultat  de  faire  obstacle  ä  l'application  des 
dispositions  du  pr6sent  article. 

Les  dispositions  du  präsent  article  ne  sont  pas  applicables  aux  droits 
de  propri6t6  industrielle,  litt6raire  ou  artistique  compris  dans  les  Soci6t6s  ou 
entreprises,  dont  la  liquidation  a  ^t6  effectu6e  par  les  Puissances  alliäes  ou 
associ6es,  conform^ment  ä  la  16gislation  exceptionnelle  de  guerre,  ou  sera 
effectuöe  en  vertu  de  l'article  249.  paragraphe  b). 

Article  259. 

Un  d6lai  minimum  d'une  annc^e.  k  partir  de  la  mise  en  vigueur  du 
pr6sent  Traite,  sans  surtaxe  ni  p6nalit6  d'aucune  sorfe,  sera  accord^  aux 
ressortissants  de  chacune  des  Hautes  Parties  Contractantes  pour  accomplir 
tout  acte,  remplir  toute  formalit6,  payer  toute  taxe  et  gt^n^ralement  satis- 
faire  ä,  toute  Obligation  prescrite  par  les  lois  et  röglements  de  chaque  Etat 
pour  conscrver  ou  obtenir  les  droits  de  propri^tö  industrielle  dejä  acquis  au 
28  juillet  1914  ou  qui,  si  la  guerre  n'avait  pas  eu  Heu,  auraient  pu  ötre 
acquis  depuis  cette  date,  a  la  suite  d'une  demande  faite,  avant  la  guerre  ou 
pendant  sa  dur^-e,  ainsi  que  pour  y  former  Opposition.     Toutefois,  cet  article 
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ne  pourra  conf6rer  aucun  droit  pour  obtenir  aux  Etats-Unis  d'Am6rique  la 
reprise  d'une  procedura  d'interf6rence  dans  laquelle  aurait  6t6  tenue  l'audience 
finale. 

Les  droits  de  propri6t6  industrielle  qui  auraient  6t6  frapp6s  de  d6ch6ance 
par  suite  du  d6faut  d'accomplissement  d'un  acte,  d'ex6cution  d'une  formalit6 
ou  de  payement  d'une  taxe  seront  remis  en  vigueur,  sous  la  röserve  toutefois 
en  ce  qui  concerne  les  brevets  et  dessins,  que  chaque  Puissance  alliöe  ou 
associöe  pourra  prendre  les  mesures  qu'elle  jugerait  6quitablement  n6cessaires 
pour  la  sauvegarde  des  droits  des  tiers  qui  auraient  exploit6  ou  employ6  des 
brevets  ou  des  dessins  penJant  le  temps  oii  ils  6taient  frapp6s  de  dichöance. 
De  plus,  les  brevets  d'invention  ou  dessins  appartenant  ä  des  ressortissants 
autrichiens  et  qui  seront  ainsi  remis  en  vigueur,  demeureront  soumis  en  ce 
qui  concerne  l'octroi  des  licences,  aux  prescriptions  qui  leur  auraient  6t6 
applicables  pendant  la  guerre,  ainsi  qu'ä  toutes  les  dispositions  du  präsent 
Trait6. 

La  Periode  comprise  entre  le  28  juillet  1914  et  la  date  de  la  mise  en 
vigueur  du  präsent  Traitö  n'entrera  pas  en  ligne  de  compte  dans  le  dölai 
pr6vu  pour  la  mise  en  exploitation  d'un  brevet  ou  pour  l'usage  de  marques 
de  fabrique  ou  de  commerce  ou  de  dessins  et  il  est  convenu  en  outre  qu'aucun 
brevet,  marque  de  fabrique  ou  de  commerce  ou  du  dessin  qui  6tait  encore  en 
vigueur  au  28  juillet  1914  ne  pourra  etre  frapp6  de  döchöance  ou  d'annula- 
tion  du  seul  chef  de  non-exploitation  ou  de  non-usage  avant  l'expiration 
d'un  dölai  de  deux  ans  ä  partir  de  la  mise  en  vigueur  du  präsent  Traitö. 

Article  260. 

Les  d^lais  de  prioritö,  prövus  par  l'article  4  de  la  Convention  inter- 
nationale de  Paris  du  20  mars  1883  revis6e  ä  Washington  en  1911  ou  par 
toute  autre  Convention  ou  loi  en  vigueur,  pour  le  d6p6t  ou  l'enregistrement 
des  demandes  de  brevets  d'invention  ou  modales  d'utilitö,  des  marques  de 
fabrique  ou  de  commerce,  des  dessins  et  modales,  qui  n'6taient  pas  encore 
expirös  le  28  juillet  1914  et  ceux  qui  auraient  pris  naissance  pendant  la 
guerre  ou  auraient  pu  prendre  naissance  si  la  guerre  n'avait  pas  eu  lieu 
seront  prolong^s  par  chacune  des  Hautes  Parties  Contractantes  en  faveur 
de  tous  les  ressortissants  des  autres  Hautes  Puissances  Contractantes  jusqu'ä 
l'expiration  d'un  dälai  de  six  mois  ä  partir  de  la  mise  en  vigueur  du  präsent 
Trait6. 

Toutefois  cette  Prolongation  de  d6lai  ne  portera  pas  atteinte  aux  droits 
de  toute  Haute  Puissance  Contractante  ou  de  toute  personne  qui  seraieiit, 
de  bonne  foi,  en  possession,  au  moment  de  la  mise  en  vigueur  du  pr6sent 
Traitö,  de  droits  de  propri6t6  industrielle  en  Opposition  avec  ceux  demandös 
en  revendiquant  le  d6lai  de  priorit6  et  qui  conserveront  la  jouissance  de 
leurs  droits,  soit  personnellement,  soit  par  tous  agents  ou  titulaires  de  licence 
auxquels  ils  les  auraient  conc6d6s  avant  la  mise  en  vigueur  du  präsent  Trait6, 
Sans  pouvoir  en  aucune  mani^re  etre  inqui6t6s  ni  poursuivis  comme  contre- 
facteurs. 

Article  261. 

Aucune  action  ne  pourra  etre  intent^e  ni  aucune  revendication  exerc^e, 
d'une  part,  par  des  ressortissants  de  l'ancien  Empire  d'Autriche  ou  par  des 
personnes  r6sidant  öu  exergant  leur  Industrie  dans  les  territoires  de  l'ancien 
Empire  d'Autriche,  et  d'autre  part,  par  des  ressortissants  des  Puissances 
alli^es  ou  associ6es  ou  des  personnes  rösidant  ou  exer^ant  leur  Industrie  sur 
le  territoire  de  ces  Puissances  ni  par  les  tiers  auxquels  ces  personnes  auraient 
c6d6  leurs  droits  pendant  la  guerre,  ä  raison  de  faits  qui  se  seraient  produits 
sur  le  territoire  de  l'autre  Partie,  entre  la  date  de  l'ötat  de  guerre  et  celle 
de   la   mise  en  vigueur  du  präsent  Trait6  et  qui  auraient  pu  etre  consid6r6s 
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comme  portant  atteinte  ä  des  droits  de  propri6t6  industrielle  ou  de  pro- 
pri6t6  littöraire  ou  artistique  ayant  exist^  ä  un  moment  quelconque  pendant 
la  guerre  ou  qui  seront  r6tablis  conformöment  aux  articles  259  et  260  qui 
pr6c6dent. 

Aucune  action  ne  sera  6galement  recevable  de  la  part  des  memes  per- 
sonnes,  pour  infraction  aux  droits  de  propri6t6  industrielle  ou  artistique,  ä 
aucun  moment,  ä  l'occasion  de  la  vente  ou  de  la  mise  en  vente,  pendant  un 
an  ä  dater  de  la  sigoature  du  präsent  Trait6  sur  les  territoires  des  Puis- 
sances  alli^es  ou  associ6es.  d'une  part,  ou  de  TAutriche,  d'autre  part,  de 
produits  oo.  articles  fabriqu^s,  ou  d'oeuvres  litt^raires  ou  artistiques  publikes 
durant  la  pöriode  comprise  eatre  la  date  de  l'ötat  de  guerre  et  celle  de  la 
signature  du  präsent  Trait6,  ni  ä  l'occasion  de  leur  acquisition  et  de  leur 
emploi  ou  usage,  6tant  entendu  toutefois  que  cette  disposition  ne  s'appli- 
quera  pas  lorsque  les  possesseurs  des  droits  avaient  leur  domicile  ou  des 
Etablissements  industriels  ou  commerciaux  situös  dans  les  r^gions  occupöes  par 
les  arm6es  austro-hongroises  au  cours  de  la  guerre. 

Cet  article  ne  sera  pas  applicable  aux  rapports  entre  les  Etats-Unis 
d'Amörique,  d'une  part,  et  TAutnche  d'autre  part. 

Article  262. 

Les  contrats  de  licences  d'exploitation  de  droits  de  propri6t6  industrielle 
ou  de  reproduction  d'oeuvres  littöraires  ou  artistiques,  conclus  avant  T^tat 
de  guerre  entre  des  ressortissants  des  Puissances  alliöes  ou  associöes  ou  des 
personnes  rösidant  sur  leur  territoire  ou  y  exergant  leur  industrie  d'une  part 
et  des  ressortissants  de  l'ancien  Empire  d'Autriche  d'autre  part,  seront  con- 
sid6r6s  comme  rösiliös,  ä  dater  de  l'ötat  de  guerre,  entre  l'ancienne  Monarchie 
austro-hongroise  et  la  Puissance  alli6e  ou  associ^e.  Mais,  dans  tous  les  cas, 
le  b6n6ficiaire  primitif  d'un  contrat  de  ce  genre  aura  le  droit,  dans  un  d6lai 
de  six  mois  ä  dater  de  la  mise  en  vigueur  du  präsent  TraitE,  d'exiger  du 
titulaire  des  droits  la  concession  d'une  nouvelle  licence,  dont  les  conditions, 
ä  döfaut  d'entente  entre  les  parties.  seront  fixi5es  p;ir  le  Tribunal  dilment 
qualifiö  ä  cet  eSet  dans  le  pays  sous  la  l^gislation  duquel  les  droits  ont  6t6 
acquis,  sauf  dans  le  cas  de  licences  obtenues  en  vertu  de  droits  acquis  sous 
la  16gislation  de  l'ancien  Empire  d'Autriche;  dans  ce  cas,  les  conditions 
seraient  fix6es  par  le  Tribunal  arbitral  mixte  pr6vu  par  la  Section  VI  de  la 
präsente  Partie.  Le  Tribunal  pourra,  s'il  y  a  lieu,  fi.xer  alors  le  montant 
des  redevances  qui  lui  piraitriient  jastitiees,  en  raison  de  l'utilisation  des 
droits  pendant  la  guerre. 

Les  licences  relatives  ä  des  droits  de  propri<5t6  industrielle,  litt^raire 
ou  artistique  qui  auront  6t6  conc6d6s  suivant  la  lögislation  speciale  de  guerre 
d'une  Puissance  alliöe  ou  associ^e  ne  pourront  se  trouver  atteintes  par  la 
continuation  d'une  licence  existiut  avant  la  guerre,  mais  elles  demeureront 
valables  et  continueront  ä,  avoir  leurs  pleins  effets,  et  dans  le  cas  oü  une  de 
ces  licences  aurait  6t6  accnrdöe  au  b6n6fiMaire  primitif  d'un  contrat  de  licence 
pass6  avant  la  guerre,  eile  sera  consid^röe  comme  s'y  substituant. 

Lorsque  des  sommes  auront  (5t6  payöes  pendant  la  guerre,  relativement 
ä  la  propriötö  des  personnes  visöes  ä  l'article  24i)  b),  en  vertu  de  conir.it  ou 
licence  quelconques  intervenus  avant  la  guerre  pour  l'exploitation  des  droits 
de  propri6t6  industrielle  ou  pour  la  reproduction  ou  la  repriSsentation  d"«.ivres 
litt6raires,  dramatiques  ou  artistiques,  ces  soinines  recevront  la  mt^me  affec- 
tation  que  les  autres  dettes  ou  cröances  desJites  personnes  conformöuaent  au 
präsent  Trait6. 

Cet  article  ne  sera  pas  applicable  aux  rapports  entre  les  6tat8-ünis 
d'Amörique,  d'une  part,  et  l'Autriche  d'autre  part. 

Jahrbuch  des  Völkerrechts.     VIII.  23 
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Section  VIII. 
Dispositions   Speciales   aux   Territoires   Transf6r6s. 

Article  263. 

Parmi  les  personnes  physiques  et  morales,  pr6c6demment  ressortissantes 
de  l'ancien  Empire  d'Autriche,  y  compris  les  ressortissants  de  la  Bosnie- 
Herz^govine,  Celles  qui  acqui^rent  de  plein  droit,  par  application  du  pr6sent 
Trait6,  la  nationalitö  d'une  Puissance  alli6e  ou  associ^e,  sont  d6sign6es  dans 
les  stipulations  qui  vont  suivre  par  l'expression  „ressortissants  de  l'ancien 
Empire  d'Autriche";  les  autres  sont  d6sign6es  par  l'expression  „ressortissants 
autrichiens". 

Article  264. 

Les  habitants  des  territoires  transf6r6s  en  vertu  du  pr6sent  Trait^,  con- 
serveront,  nonobstant  ce  transfert  et  le  changement  de  nationalitö  qui  en 
rösultera,  la  pleine  et  enti^re  jouissance  en  Autriche,  de  tous  les  droits  de 
propri6t6  industrielle  et  de  propri6t6  littöraire  et  artistique,  dont  ils  ^taient 
titulaires  suivant  la  l^gislation  en  vigueur  au  moment  dudit  transfert. 

Article  265, 

Les  questions  concernant  les  ressortissants  de  l'ancien  Empire  d'Au- 
triche ainsi  que  les  ressortissants  autrichiens  leurs  droits,  Privileges  et  biens, 
qui  ne  seraient  pas  visös,  ni  dans  le  präsent  Traitö,  ni  dans  le  Trait6  qui 
doit  regier  certains  rapports  immödiats  entre  les  Etats  auxquels  un  territoire 
de  l'ancienne  Monarchie  austro-hongroise  a  €t6  transf6r6  ou  qui  sont  n6s  du 
d^membrement  de  cette  monarchie,  feront  l'objet  de  Conventions  speciales 
entre  les  Etats  int^ress6s,  y  compris  l'Autriche,  ötant  entendu  que  ces  Con- 
ventions ne  pourront  en  aucune  manifere  etre  en  contradiction  avec  les  dis- 
positions du  präsent  Trait^. 

A  cet  effet,  il  est  convenu  que  dans  les  trois  mois  ä  compter  de  la 
mise  en  vigueur  du  präsent  Trait6,  une  Conference  aura  lieu  entre  les  D6\€- 
gu^s  des  Puissances  interessöes. 

Article  266. 

Le  Gouvernement  autrichien  remettra  sans  delai  les  ressortissants  de 
l'ancien  Empire  d'Autriche  en  possession  de  leurs  biens,  droits  et  intörets 
situ^s  sur  le  territoire  autrichien. 

Le  montant  des  taxes  et  impots  sur  le  capital  qui  ont  6t6  levös  ou 
augmentes  sur  les  biens,  droits  et  intörSts  des  ressortissants  de  l'ancien  Em- 
pire d'Autriche  depuis  le  3  novembre  1918,  ou  qui  pourraient  etre  lev^s  ou 
augmentös  jusqu'ä  la  restitution  conforme  aux  dispositions  du  präsent  Trait6 
ou,  s'il  s'agit  de  biens.  droits  et  intörets  qui  n'ont  pas  6t6  soumis  ä  des  me- 
sures  exceptionnelleS  de  guerre,  jusqu'ä  l'expiration  de  trois  mois  apr^s  la 
mise  en  vigueur  du  präsent  Trait^,  sera  revers6  aux  ayants  droit. 

Les  biens,  droits  et  int^rßts  restituös  ne  seront  soumis  ä  aucune  taxe 
imposöe  ä  l'^gard  de  tout  autre  bien  ou  de  toute  autre  entreprise  appartenant 
ä  la  meme  personne,  d^s  l'instant  que  ces  biens  auront  6t6  retir^s  d'Autriche, 
ou  que  ces  entreprises  auront  cess6  d'y  etre  exploitöes. 

Si  des  taxes  de  toute  nature  ont  6t6  pay(5es  par  anticipation  pour  les 
biens,  droits  et  intörßts  retir^s  d'Autriche,  la  proportion  de  ces  taxes  pay6e 
pour  toute  pöriode  post6rieure  au  retrait  de  ces  biens,  droits  et  int6rets,  sera 
revers^e  aux  ayants  droit. 

Les  dispositions  des  articles  248  d)  et  272  du  präsent  Traitö  relatives  ä 
la  monnaie  dans  laquelle  le  payement  doit  etre  fait  et  au  taux  du  change. 
seront  applicables  dans  les  cas  qu'elles  visent  respectivement  au  rembourse- 
ment  des  avoirs  dont  il  est  question  au  paragraphe  1"  du  präsent  article. 
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Les  legs,  donations,  bourses,  fondations  de  toutes  sortes  fond6s  ou  cr66s 
dans  l'ancienne  Monarchie  austro-hongroise  et  destin^s  aux  ressortissants  de 
l'ancien  Empire  d'Autriche  seront  mis  par  TAutriche,  en  tant  que  ces  fon- 
dations se  trouvent  sur  son  territoire,  ä  la  disposition  de  la  Puissance  alliöe 
ou  associ^e,  dont  lesdites  personnes  sont  actuellement  ressortissants,  dans 
l'ötat  oü  ces  fondations  se  trouvaient  ä  la  date  du  28  juiliet  1914,  compte 
tenu  des  payements  röguli^rement  effectuös  pour  l'objet  de  la  fondation. 

Article  267. 

Nonobstant  les  dispositions  de  l'article  249  et  de  l'Annexe  de  la  Section  IV, 
les  biens,  droits  et  intörets  des  ressortissants  autrichiens  ou  des  soci6t6s  con- 
tr6l6es  par  eux,  situ6s  sur  les  territoires  de  l'ancienne  Monarchie  austro- 
hongroise  ne  seront  pas  sujets  ä  saisie  ou  liquidation  en  conformit6  de  ces 
dispositions. 

Ces  biens,  droits  et  int^rßts  seront  restituös  aux  ayants  droit,  lib^rös 
de  toute  mesure  de  ce  genre  ou  de  toute  autre  mesure  de  disposition,  d'ad- 
ministration  forcöe  ou  de  s^questre  prises  depuis  le  3  novembre  1918  jusqu'ä 
la  mise  en  vigueur  du  präsent  Traitö.  Ils  seront  restitu6s  dans  l'^tat  oü 
ils  se  trouvaient  avant  l'application  des  mesures  en  question. 

Les  biens,  droits  et  int^rets  vis6s  par  le  präsent  article  ne  comprennent 
pas  les  biens  soumis  ä  l'article  208  de  la  Partie  IX  (Clauses  financi^res). 

Rien  dans  le  präsent  article  ne  portera  atteinte  aux  dispositions  de 
l'Annexe  III  k  la  Section  I  de  la  Partie  VIII  (R^parations)  relativement  ä 
la  propri6t6  des  ressortissants  autrichiens  sur  les  navires  et  bateaux. 

Article  268. 
Tous  contrats  pour  la  vente  de  marchandises  ä  livrer  par  mer  conclus 
avant  le  l""'  janvier  1917  entre  ressortissants  de  l'ancien  Empire  d'Autriche, 
d'une  part,  et  les  administrations  de  l'ancienne  Monarchie  austro  -  hongroise, 
de  l'Autriche,  de  la  Bosnie-Herzögovine  ou  des  ressortissants  autrichiens 
d'autre  part,  seront  annulös,  sauf  en  ce  qui  concerne  les  dettes  et  autres 
obligations  pöcuniaires,  r(5sultant  de  toute  Operation  ou  payements  prövus  ä 
ce  contrat.  Tous  les  autres  contrats  entre  les  memes  parties  conclus  avant 
le  1"  novembre  1918  et  en  vigueur  k  cette  date  seront  maintenus. 

Article  269. 
Seront  applicables  dans  les  territoires  transf6r6s,  en  mati^re  de  pre- 
scription,  forclusion  et  döchöance  les  dispositions  prövues  aux  articles  252 
et  253,  6tant  entendu  que  l'expression  „döbut  de  la  guerre"  doit  6tre  rem- 
placöe  par  l'expression  „date,  qui  sera  fixöe  administrativement  par  chaque 
Puissance  alliöe  et  associöe,  k  laquelle  les  rapports  entre  les  Parties  sont 
devenus  impossibles  en  fait  ou  en  droit",  et  que  l'expression  „dur^e  de  la 
guerre"  doit  6tre  remplac(5e  par  Celle  „pöriode  entre  la  date  ci-dessus  vis6e 
et  Celle  de  la  mise  en  vigueur  du  präsent  Trait6". 

Article  270. 
L'Autriche  s'engage  ä  n'empecher  en  aucune  fac^'on  que  les  biens,  droits 
et  intörets  appartenant  a  une  soci6t(5  constituee  en  conformitä  avec  les  lois 
de  l'ancienne  Monarchie  austro-hongroise  et  dans  laquelle  des  ressortissants 
alliäs  ou  associ6s  sont  Interesses,  soient  transfeiös  ä  une  compagnie  constituöe 
en  conformit6  avec  les  lois  de  toute  autre  Puissance,  ä  faciliter  toutes  me- 
sures necessaires  ;'i  l'exäcution  de  ce  transfert  et  i\  preter  tout  concours  qui 
pourrait  lui  ötre  demand6  pour  effectuer  la  restitution  aux  ressortissants 
alliös  ou  associ(5s  ou  aux  compagnits  dans  lesquelles  ceux-ci  sont  interess»5s. 
de  leurs  biens,  droits  et  intörOts  situös  soit  en  Antriebe,  soit  dans  les  terri- 
toires transferßs. 

23* 
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Article  271. 

La  Section  III,  sauf  l'article  248  d).  ne  s'appliquera  pas  aux  dettes  con- 
tractöes  entre  des  ressortissants  autrichiens  et  des  ressortissants  de  l'ancien 
Empire  d'Autriche. 

Sous  r6serve  des  dispositions  speciales  pr6vues  ä  l'article  248  d)  pour 
les  Etats  nouvellement  cr66es,  les  dettes  dont  il  est  question  ä  l'alinöa  1" 
du  präsent  article^  seront  pay^es  dans  la  monnaie  ayant  cours  16^al,  lors  du 
payement  dans  l'Etat  dont  le  ressortissant  de  l'ancien  Empire  d'Autriche  est 
devenu  ressortissant.  Le  taux  du  change  applicable  audit  r^glement  sera  le 
taux  moyen  cot6  ä  la  Bourse  de  Genöve  durant  les  deux  mois  qui  ont  pr6- 
c6d6  le  1"  novembre  1918. 

Article  272. 

Les  Compagnies  d'assurance  qui  avaient  leur  si^ge  commercial  principal 
dans  les  territoires  faisant  pr6c6demment  partie  de  l'ancienne  Monarchie 
austro-hongroise,  auront  le  droit  d'exercer  leur  Industrie  dans  le  territoire 
autrichien  pendant  une  p6riode  de  dix  ans  aprös  la  mise  en  vigueur  du  prä- 
sent Trait^,  sans  que  leur  changement  de  nationalitö  puisse  affecter  en  rien 
la  Situation  juridique  dont  elles  jouissaient  pr6c6demment. 

Pendant  la  p6riode  ci-dessus  indiquöe,  les  Operations  desdites  Compagnies 
ne  pourront  etre  soumises  par  l'Autriche  ä  aucune  taxe  ou  Charge  sup6rieures 
ä  Celles  dont  seront  grev6es  les  Operations  des  Compagnies  nationales.  Au- 
cune mesure  ne  pourra  porter  atteinte  ä  leur  propri6te  qui  ne  soit  pas  appli- 
qu^e  egalement  aux  biens,  droits  ou  intörets  des  Compagnies  d'assurances 
nationales,  des  indemnitös  convenables  seront  payöes  dans  le  cas  oü  de  sem- 
blables  mesures  seraient  prises. 

Les  präsentes  dispositions  ne  seront  applicables  qu'autant  que  les  Com- 
pagnies autrichiennes  d'assurance,  qui  exergaient  pröcödemment  leurs  aSaires 
dans  les  territoires  transf6r6s,  seront  reciproquement  admises  ä  jouir  du  meme 
droit  d'exercer  leur  Industrie  dans  lesdits  territoires,  meme  si  leur  siäge 
principal  etait  hors  de  ces  territoires. 

Aprfes  le  delai  de  dix  ans  indiqu6  ci-dessus,  les  Compagnies  d'assurance 
susvisöes,  ressortissant  aux  Puissances  alliöes  et  associäes,  jouiront  du  regime 
prövu  ä  l'article  228  de  la  präsente  Partie  du  präsent  Trait6. 

Article  273. 
Des    Conventions    particuliöres    rögleront    la    röpartition    des   biens  qui 
appartiennent  ä  des  coUectivitös  ou  ä  des  personnes  morales  publiques  exer- 
Qant  leur  activitö  sur  des  territoires  divisös  par  suite  du  präsent  Trait6. 

Article  274. 

Les  Etats  auxquels  un  territoire  de  l'ancienne  Monarchie  austro-hon- 
groise a  6t6  transf6r6  ou  qui  sont  n6s  du  d^membrement  de  cette  Monarchie 
reconnaitront  les  droits  de  propri6t6  industrielle,  littöraire  et  artistique  en 
vigueur  sur  ces  territoires  au  moment  oü  ceux-ci  auront  pass6  sous  leur 
souverainet6  ou  qui  seront  rötablis  ou  restaurös  par  application  de  l'article  258 
du  präsent  Traitä.  Ces  droits  resteront  en  vigueur  pendant  la  dur6e  qui  leur 
sera  accord6e  suivant  la  lögislation  de  l'ancienne  Monarchie  austro-hongroise. 

üne  Convention  speciale  röglera  toutes  questions  concernant  les  archives, 
registres  et  plans  relatifs  au  Service  de  la  propriötö  industrielle,  litt^raire 
et  artistique  ainsi  que  leur  traifsmission  ou  communication  Eventuelles  par 
les  Offices  de  l'ancienne  Monarchie  austro-hongroise  aux  Offices  des  Etats 
cessionnaires  des  territoires  de  ladite  Monarchie  ou  aux  Offices  des  Etats 
nouvellement  formös. 

Article  275. 

Sans  pr^judice  des  autres  stipulations  du  präsent  Trait6,  le  Gouverne- 
ment  autrichien  s'engage,   en  ce  qui  le  concerne,    ä  remettre  ä  la  Puissance 


Friedensvertrag  von  St.  Germain.  357 

a  laquelle  des  territoires  de  l'ancienne  Monarchie  austro-hongroise  sont  trans- 
förös  ou  qui  est  n^e  du  d6membrement  de  cette  Monarchie,  teile  fraction  des 
r^serves,  accumul^es  par  les  Gouvernements  ou  les  administrations  de  l'an- 
cienne Monarchie  austro  -  hongroise  ou  par  des  organismes  publics  ou  priv6s 
opörant  sous  leur  contröle,  destinöe  ä  faire  face  au  fonctionnement,  dans  ces 
territoires,  de  toutes  assurances  sociales  et  assurances  d'Etat. 

Les  Puissances  auxquelles  ces  fonds  seront  remis  devront  n6cessairement 
les  affecter  ä  l'exöcution  des  obligations  rösultant  de  ces  assurances. 

Les  conditions  de  cette  remise  seront  röglöes  par  des  Conventions  spe- 
ciales, conclues  entre  le  Gouvernement  autrichien  et  les  Gouvernements 
int6ress6s. 

Dans  le  cas  oü  ces  Conventions  speciales  ne  seraient  pas  conclues  con- 
form^ment  ä  l'alin^a  pr6c6dent  dans  les  trois  mois  de  la  mise  en  vigueur  du 
präsent  Trait6,  les  conditions  du  transfert  seront.  dans  chaque  cas,  soumises 
ä  une  Commission  de  cinq  membres.  dont  un  sera  nomm6  par  le  Gouverne- 
ment autrichien  et  un  par  l'autre  Gouvernement  int6ress6  et  trois  seront 
nommös  par  le  Conseil  d'Administration  du  Bureau  international  du  Travail 
parmi  les  ressortissants  des  autres  Etats.  Cette  Commission,  votant  ä  la 
majorite  des  voix,  devra  dans  les  trois  mois  de  sa  Constitution  adopter  des 
recommandations  ä  soumettre  au  Conseil  de  la  Soci6t6  des  Nations ;  les  d6- 
cisions  du  Conseil  devront  etre  imm6diatement  consid6r6es  par  l'Autriche  et 
par  l'autre  Etat  int6ress6  comme  definitives. 

Partie  XL 
Navig'ation  A6rienne. 

Article  276. 

Les  aöronefs  ressortissant  aux  Puissances  alli6es  ou  associ^es  auront 
pleine  liberte  de  survol  et  d'atterrissage  sur  le  territoire  de  l'Autriche  et 
jouiront  des  memes  avantages  que  les  a^ronefs  autrichiens  notamment  en 
cas  de  detresse. 

Article  277. 

Les  a6ronefs  ressortissant  aux  Puissances  alli^es  ou  associöes.  en  transit 
pour  un  pays  6tranger  quelconque,  jouiront  du  droit  de  survoler,  sans  atterrir, 
le  territoire  de  l'Autriche,  toujours  sous  röserve  des  r^glements  que  l'Autriche 
pourra  6tablir  et  seront  qui  6galement  applicables  aux  a^ronefs  de  l'Autriche 
et  ä  ceux  des  pays  alli^s  et  associ^s. 

Article  278. 

Les  aörodromes  6tablis  en  Antriebe  et  ouverts  au  trafic  public  national 
seront  ouverts  aux  aöronefs  ressortissant  aux  Puissances  alli6es  et  associ<5es, 
qui  y  seront  trait6s  sur  un  pied  d'^galito  avec  les  a«5ronefs  autrichiens,  en 
ce  qui  concerne  les  taxes  de  toutes  natures  y  compris  les  taxes  d'atterrissage 
et  d'amönagement. 

Article  279. 

Sous  r6serve  des  präsentes  dispositions,  le  droit  de  passage,  de  transit 
et  d'atterrissage,  pr6vu  aux  articles  27fi,  277  et  278,  est  subordonnt^  ä 
l'observation  des  rliglements  que  l'Autriche  pourra  juger  n6cessaire  d'6dicter. 
etant  entendu  que  ces  röglements  seront  appliqu^s  sans  distinctinn  aux 
aöronefs  autrichiens  et  k  ceux  des  Pays  alli»!'s  et  associös. 

Article  280. 

Les  certificats  de  nationalitö,  de  navigabilitti,  les  brevets  de  capacit^ 
et  licences,  ddlivrös  ou  reconnus  valablcs  par  l'une  quelconque  des  Puissances 
alli(5es  ou  associ6cB,  seront  aduiis  en  Autricho  comnu'  valablcs  et  tViuivalents 
aux  certificats,  brevets  et  licences  dtMivr6s  par  l'Autriche. 
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Article  281. 

Au  point  de  vue  du  trafic  commercial  a^rien  interne,  les  a^ronefs  ressor- 
tissant  aux  Puissances  alliöes  et  associ^es  jouiront  en  Antriebe  du  traitement 
de  la  nation  la  plus  favorisöe. 

Article  282. 

L' Antriebe  s'engage  ä  mettre  en  vigueur  des  mesures  propres  ä  assurer 
que  tout  a6ronef  autrichien  survolant  son  lerritoire  se  conformera  aux  r^gles 
sur  les  feux  et  signaux,  r^gles  de  l'air  et  regles  sur  le  trafic  a^rien  sur  ou 
dans  le  voisinage  des  aörodromes,  telles  que  ces  regles  sont  fix6es  dans  la 
Convention  passöe  entre  les  Puissances  alliöes  et  associ^es  relativement  ä.  la 
navigation  aörienne. 

Article  283. 

Les  obligations  imposöes  par  les  dispositions  qui  pr6c6dent  resteront  en 
vigueur  jusqu'au  1"  janvier  192.3,  ä  moins  qu'auparavant  l'Autriche  ait  6t6 
admise  dans  la  Soci6t6  des  Nations  ou  ait  6t6  autoris^e,  du  consentement  des 
Puissances  alli^es  et  associöes,  ä  adhörer  ä  la  Convention  pass^e  entre  lesdites 
Puissances,  relativement  ä  la  navigation  a6rienne. 

Partie  XII. 

Ports,  Voies  d'Eau  et  Voies  Ferrees. 

Section  I. 

Dispositions   G6n6rales. 

Article  284. 

L'Autricbe  s'engage  ä  accorder  la  libert6  du  transit  ä  travers  son  terri- 
toire  sur  les  voies  les  plus  appropriöes  au  transit  international,  par  cbemin 
de  fer,  par  cours  d'eau  navigable  ou  par  canal,  aux  personnes.  marcbandises, 
navires,  bateaux,  wagons  et  Services  postaux  en  provenance  ou  ä  destination 
des  territoires  de  l'une  quelconque  des  Puissances  alli6es  et  associ6es  limi- 
trophes  ou  non. 

Les  personnes,  marcbandises,  navires,  bateaux,  wagons  et  Services 
postaux  ne  seront  soumis  ä  aucun  droit  de  transit,  ni  ä  aucun  d6lai  ou 
restriction  inutiles,  et  ils  auront  droit,  en  Antriebe,  au  traitement  national, 
en  tout  ce  qui  concerne  les  taxes  et  les  faeilitös,  ainsi  qu'ä  tous  autres  ägards. 

Les  marcbandises  en  transit  seront  exemptes  de  tous  droits  de  douane 
ou  autres  droits  analogues. 

Toutes  taxes  ou  charges,  grevant  le  transport  en  transit,  devront  ßtre 
raisonnables,  eu  6gard  aux  conditions  du  trafic.  Nulle  redevance,  faeilit^  ou 
restriction  ne  devra  döpendre,  directement  ou  indirectement,  de  la  qualitö  du 
propriötaire  ou  de  la  nationalitö  du  navire  ou  autre  moyen  de  transport  qui 
aurait  6t6  ou  qui  devrait  etre  employ^  sur  une  partie  quelconque  du  par- 
cours  total. 

Article  285. 

L'Autriche  s'engage  ä  n'imposer  ni  maintenir  un  contröle  quelconque 
sur  les  entreprises  de  transport,  eu  transit  aller  et  retour,  des  ämigrants  ä 
travers  son  territoire,  en  dehors  des  mesures  näcessaires  pour  constater  que 
les  voyageurs  sont  röellement  en  transit ;  eile  ne  permettra  ä  aucune  com- 
pagnie  de  navigation  ni  ä  aucune  autre  Organisation,  sociötö  ou  personne 
priv^e  int6ress6e  au  trafic,  de  participer  d'une  facon  quelconque  ä  un  Service 
administratif  organisö  dans  ce  but,  ni  d'exercer  une  influence  directe  ou 
indirecte  ä  cet  6gard. 
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Article  286. 

L'Autriche  s'interdit  d'^tablir  une  distinction  ou  une  pr6f6rence  directe 
ou  indirecte,  en  ce  qui  concerne  les  droits,  taxes  et  prohibitions  relatifs  aux 
importations  dans  son  territoire  ou  aux  exportations  de  son  territoire  et, 
sous  röserve  des  stipulations  particuli^res  contenues  dans  le  präsent  Trait6, 
en  ce  qui  concerne  les  couditions  et  le  prix  du  transport  des  marchandises 
ou  des  personnes  ä  destination  ou  en  provenance  de  son  territoire,  en  raison 
soit  de  la  frontifere  d'entröe  ou  de  sortie,  soit  de  la  nature.  de  la  propri6t6 
ou  du  pavillon  des  moyens  de  transport  employös  (y  compris  les  transports 
a6riens),  soit  du  point  de  döpart  primitif  ou  imm^diat  du  navire  ou  bateau, 
du  wagon,  de  l'aöronef  ou  autre  moyen  de  transport,  de  sa  destination  finale 
ou  interm^diaire,  de  l'itin^raire  sutvi  ou  des  points  de  transbordements,  soit 
du  fait  que  les  marchandises  sont  importöes  ou  export^es  directement  par  un 
port  autrichieo  ou  indirectement  par  un  port  6tranger,  soit  du  fait  que  les 
marchandises  sont  import^es  ou  export6es  par  terre  ou  par  voie  aörienne. 

L'Autriche  s'interdit  notamment  d'6tablir,  au  pr6judice  des  ports,  navires 
ou  bateaux  de  l'une  quelconque  des  Puissances  alli6es  et  associ6es.  aucune 
surtaxe,  aucune  prime  directe  ou  indirecte  ä  l'exportation  ou  l'importation 
par  les  ports  ou  par  les  navires  ou  bateaux  autrichiens,  ou  par  ceux  d'une 
autre  Puissance,  en  particulier  sous  forme  de  tarifs  conabin^s,  et  de  soumettre 
les  personnes  ou  les  marchandises,  passant  par  un  port  ou  utilisant  un  navire 
ou  bateau  d'une  quelconque  des  Puissances  alliöes  et  associ6es,  ä  des  forma- 
litös  ou  ä  des  dölais  quelconqaes,  auxquels  ces  personnes  oa  ces  marchandises 
ne  seraient  pas  soumises,  si  elles  passaient  par  un  port  autrichien  ou  par  le 
port  d'une  autre  Puissance,  ou  si  elles  utilisaient  un  navire  ou  bateau  autrichien 
ou  un  navire  ou  bateau  d'une  autre  Puissance. 

Article  287. 

Toutes  les  dispositions  utiles  devront  etre  prises,  au  point  de  vue  ad- 
ministratif  et  technique,  pour  abräger,  autant  que  possible,  la  p6n6tration  des 
marchandises  par  les  fronti^res  de  l'Autriche  et  pour  assurer,  ä  partir  desdites 
frontiöres,  l'expödition  et  le  transport  de  ces  marchandises  sans  distinguer 
Selon  qu'elles  sont  en  provenance  ou  ä  destination  des  territoires  des  Puis-  • 
sances  alliöes  ou  associöes,  ou  en  transit  de  ou  pour  ces  territoires,  dans  des 
conditions  materielles,  notamment  au  point  de  vue  de  la  rapidit6  et  des  soins 
de  route,  identiques  ä  Celles  dont  b6n6ficieraient  les  marchandises  de  mßme 
nature,  voyageant  sur  le  territoire  autrichien  dans  des  conditions  semblables 
de  transport. 

En  particulier,  le  transport  des  marchandises  p6rissables  sera  effectu6 
avec  promptitude  et  r^gularit^  et  les  formalit(53  douaniüres  auront  lieu  de 
fa^on  ä  permettre  la  continuation  directe  du  transport  des  marchandises  par 
les  trains  en  correspondance. 

Article  288. 
Les  ports  maritimes  des  Puissances  alli^es  et  associ^es  b^n^ficieront  de 
toutes  les  faveurs  et  de  tous  les  tarifs  r6daits  a-^cordös.  sur  les  voies  ferröes 
ou   les   voies   navigables   de  l'Autriche,   au  profit  d'un  port  quelconque  d'une 
autre  Puissance. 

Article  289. 
L'Autriche  ne  pourra  refuser  de  participer  aux  tarifs  ou  combinaisons 
de   tarifs,    qui    auraient   pour  objet  d'assurer  aux  ports  d'une  des  Puissances 
alli6es  et  associöes  des  avantages  analogues  ä  ceux  qu'elle  aurait  accord^s  i'i 
ceux  d'une  autre  Puissance. 
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Section  II. 
Navigation. 

Chapitre  Premier. 

Libert6   de   Navigation. 

Article  290. 

Les  ressortissants  des  Puissances  alliöes  et  associ6es,  ainsi  que  leurs 
biens,  navires  et  bateaux,  jouiront,  dans  tous  les  ports  et  sur  les  voies  de 
navigation  int^rieure  de  l'Autriche,  d'un  traitement  6gal,  ä  tous  6gards,  ä 
celui  des  ressortissants,  des  biens  et  des  navires  et  bateaux  autrichiens. 

En  particulier,  les  navires  et  bateaux  de  l'une  quelconque  des  Puissances 
alliöes  et  associ^es  seront  autorisös  ä  transporter  des  marchandises  de  toute 
nature  et  des  passagers  ä  destination  ou  en  provenance  de  tous  ports  ou 
localit6s  situ^s  sur  le  territoire  de  rAutriche  auxquels  les  navires  et  bateaux 
autrichiens  peuvent  avoir  accäs,  ä  des  conditions  que  ni  seront  pas  plus  on6- 
reuses  que  celles  appliqu^es  dans  le  cas  de  navires  et  bateaux  nationaux ; 
ils  seront  trait^s  sur  le  pied  d'6galit6  avec  les  navires  et  bateaux  nationaux, 
en  ce  qui  concerne  les  facilitös  et  charges  de  ports  et  de  quai  de  toute  sorte, 
y  compris  les  facilit^s  de  stationnement,  de  chargement  et  de  döchargement, 
les  droits  et  charges  de  tonnage,  de  quai,  de  pilotage,  de  phare,  de  quaran- 
taine  et  tous  droits  et  charges  analogues,  de  quelque  nature  qu'ils  soient, 
pergus  au  nom  et  au  profit  du  Gouvernement,  de  fonctionnaires  publics,  de 
particuliers,  de  corporations  ou  d'ötablissements  de  quelque  esp^ce  que  ce  soit. 

Au  cas  ou  l'Autriche  accorderait  ä  l'une  quelconque  des  Puissances 
alliöes  et  associ^es  ou  ä  toute  autre  Puissance  6trang6re,  un  traitement  pr6- 
f6rentiel,  ce  regime  sera  6tendu  sans  d61ai  et  sans  conditions  ä  toutes  les 
Puissances  alliöes  et  associ^es. 

II  ne  sera  apport^  ä  la  circulation  des  personnes  et  des  navires  et 
bateaux  d'autres  entraves  que  celles  rösultant  des  dispositions  relatives  aux 
douanes,  ä  la  police,  aux  prescriptions  sanitaires,  ä  l'ämigration  ou  ä  l'immi- 
gration,  ainsi  qu'ä  l'importation  ou  ä  l'exportation  des  marchandises  prohib6es. 
Ces  dispositions,  raisonnables  et  uniformes,  ne  devront  pas  entraver  inutile- 
ment  le  trafic. 

Chapitre  II. 

Clauses  Relatives  au  Danube. 

1*^  Dispositions  communes  aux  röseaux  fluviaux  d6clar(5s  internationaux. 

Article  291. 
Est  döclar^  international :  le  Danube  depuis  Ulm,  ensemble  toute  partie 
navigable  de  ce  r6seau  fluvial  servant  naturellement  d'acc^s  ä  la  mer  ä  plus 
d'un  Etat,  avec  ou  sans  transbordement,  d'un  bateau  ä  un  autre,  ainsi  que 
la  partie  du  cours  de  la  Morava  et  de  la  Thaya  qui  constitue  la  fronti^re 
entre  la  Tch^co-Slovaquie  et  l'Äutricbe,  et  les  canaux  latäraux  et  chenaux 
qui  seraient  6tablis,  soit  pour  doubler  ou  am61iorer  des  sections  naturellement 
navigables  dudit  r^seau  fluvial,  soit  pour  röunir  deux  sections  naturellement 
navigables  du  meme  cours  d'eau. 

II  en  sera  de  meme  de  la  voie  navigable  Rhin-Danube  au  cas  oü  cette 
voie  serait  construite  dans  les  conditions  fix^es  ä  l'article  308. 

A  la  suite  d'un  accord  conclu  par  les  Etats  riverains,  le  regime  inter- 
national pourra  etre  6tendu  ä  toute  partie  du  r6seau  fluvial  susnomm^,  qui 
ne  sera  pas  comprise  dans  la  döfinition  g6n6rale. 

Article  292. 
Sur  les  voies  d6clar6es  internationales  ä  l'article  pr6c6dent,  les  ressortis- 
sants, les  biens  et  les  pavillons  de  toutes  les  Puissances  seront  trait^s  sur  le 
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pied  d'une  parfaite  6galit6,  de  teile  sorte  qu'aucune  distinction  ne  soit  faite, 
au  d^triment  des  ressortissants,  des  biens  et  du  pavillon  d'une  quelconque  de 
ces  Puissances,  entre  ceux-ci  et  Ips  ressortissants,  les  biens  et  le  pavillon  de 
l'Etat  riverain  lui-meme  ou  de  l'fitat  dont  les  ressortissants,  les  biens  et  le 
pavillon  jouissent  du  traitement  le  plus  favorable. 

Article  293. 
Les   bateaux   autrichiens   ne  pourront  ex^cuter  le  transport,   par  lignes 
rßguli^res  de  voyageurs  et  de  marchandises,   entre  les  ports  d'une  Puissance 
alli6e  et  associ^e,  qu'avec  une  autorisation  speciale  de  celle-ci. 

Article  294. 
Des  taxes,  susceptibles  de  varier  avec  les  diff^rentes  sections  du  fleuve, 
pourront  etre  pergues  sur  les  bateaux  empruntant  la  voie  navigable  ou  ses 
accös,  ä  moins  de  dispositions  contraires  d'une  Convention  existante.  Elles 
devront  etre  exclusivement  destinöes  ä  couvrir  d'une  fa^on  ^quitable  les  frais 
d'entretien  de  la  navigabilitö  ou  d'am^lioration  du  fleuve  et  de  ses  acc^s  ou 
ä  subvenir  ä  des  d^penses  faites  dans  l'intöret  de  la  navigation.  Le  tarif  en 
sera  calculö  d'aprös  ces  döpenses  et  affichö  dans  les  ports.  Ces  taxes  seront 
stabiles  de  manifere  ä  ne  pas  rendre  nöcessaire  un  examen  d6taill6  d6s  la 
cargaison,  ä  moins  qu'il  n'y  ait  sonp^on  de  fraude  ou  de  contravention. 

Article  295. 

Le  transit  des  voyageurs,  bateaux  et  marchandises  s'effectuera  confor- 
m6ment  aux  conditions  g^nörales  fix^es  ä  la  Section  L 

Lorsque  les  deux  rives  d'un  fleuve  international  fönt  partie  d'un  mßme 
Etat,  les  marchandises  en  transit  pourront  etre  mises  sous  scell6s  ou  sous  la 
garde  des  agents  des  douanes.  Lorsque  le  fleuve  forme  frontiöre.  les  marchan- 
dises et  les  voyageurs  en  transit  seront  exempts  de  toute  formalit6  douaniöre; 
le  chargement  et  le  d^chargement  des  marchandises,  ainsi  que  l'embarquement 
et  le  döbarquement  des  voyageurs.  ne  pourront  s'eSectuer  que  dans  les  ports 
d6sign68  par  l'Etat  riverain. 

Article  296. 

Sur  le  parcours  comme  ä  l'embouchure  des  voies  navigables  susmentionn6es, 
il  ne  pourra  etre  per^u  de  redevances  daucune  esp^ce,  autres  que  celles 
pr^vues  ä  la  präsente  Partie. 

Cette  disposition   ne  fera  pas   obstacle  ä  l'^tablissement,   par  les  Etats 

.  riverains,    de  droits  de  douane,    d'octroi  local   ou  de  consommation,  non  plus 

qu'ä  la  cröation  de  taxes  raisonnables  et  uniformes  pr61ev6es  dans  les  ports, 

d'apr^s  des  tarifs  publics,  pour  l'usage  des  grues,  6l6vateurs,  quais.  magasius 

et  autres  installations  semblables. 

Article  297. 

A  d^faut  d'nne  Organisation  speciale  relative  ä  l'ex^cution  des  travaux 
d'entretien  et  d'ani^lioration  de  la  partie  internationale  d'un  r^seau  navigable, 
chaque  Etat  riverain  sera  tenu  de  prendre,  dans  la  mesure  convenable,  les 
dispositions  nöcessaires  ä  l'effet  d'6carter  tous  obstacles  ou  dangers  pour  la 
navigation  et  d'assurer  le  maintien  de  la  navigation  dans  de  bonnes  conditions. 

öi  un  Etat  n^glige  de  se  conformer  ä  cette  Obligation,  tout  Etat  riverain 
ou  repr6sent6  ä  la  Couimission  internationale,  pourra  en  appeler  ä  la  juri- 
diction  instituöe  ä  cet  tffet  par  la  Soci^tö  des  Nations. 

Article  298. 
II  sera  proc6d^",  de  la  menie  maniire,  dans  le  cas  oü  un  Ktat  riverain 
entreprendrait  des  travaux  de  nature  ä  porter  atteinte  k  la  navigation  dans 
la  partie  internationale.  La  juridiction  vis(?e  ä  l'article  pr^ct^dent  pourra 
prescrire  la  Suspension  ou  la  suppression  de  ces  travaux,  en  tenant  compte, 
dans  ses  decisions,    des  droits    relatifs  k  l'irrigation,    ;\  la  force   hydrauliqiu-. 


362  II-  Friedensverträge  der  Alliierten  mit  den  Zentralmächten. 

aux  p6cheries  et  aux  autres  int^rßts  nationaux.  qui.  en  cas  d'accord  de  tous 
les  ßtats  riverains  ou  de  tous  les  JCtats  repr6sent63  ä  la  Commission  inter- 
nationale, auront  la  prioritö  sur  les  besoins  de  la  navitfation. 

Le  recours  ä  la  juridiction  de  la  Soci6t6  des  Nations  ne  sera  pas  suspensif. 

Article  299. 

Le  regime  formiil^  par  les  articles  292  et  294  k  298  ci-dessus  sera 
remplac^  par  celui  qui  serait  institu6  dans  une  Convention  g6n6rale  6tablie 
par  les  Puissances  alliöes  et  associöes  et  approuvöes  par  la  Soci6t6  des  Nations, 
relativement  aux  voies  navigables  dont  ladite  Convention  reconnaitrait  le 
caract^re  international.  Cett«  Convention  pourra  s'appliquer  notamment  k  tout 
ou  partie  du  röseau  fluvial  du  Danube  ci-dessus  mentionnö,  ainsi  qu'aux 
autres  616ments  de  ce  r^seau  fluvial,  qui  pourraient  y  etre  compris  dans  une 
d^fiüition  g6n6rale. 

L' Antriebe  s'engage,  conform6ment  aux  dispositions  de  l'article  331,  k 
adhßrer  k  ladite  Convention  g6n<5rale. 

Article  300. 

L' Antriebe  c6dera  aux  Puissances  alliöes  et  associ6es  interess^es,  dans 
le  dölai  maximum  de  trois  mois  apr^s  la  notification  qui  leur  en  sera  faite, 
une  partie  des  remorqueurs  et  des  bateaux  qui  resteront  immatriculös  dans 
les  ports  du  r^seau  fluvial  vis6s  ä  l'article  291,  aprös  les  pr616vements  k 
op6rer  k  titre  de  restitution  ou  de  röparatioa.  L'Autriche  c6dera  de  meme 
le  mat6riel  de  toute  nature  n^cessaire  aux  Puissances  alli^es  et  associöes 
iut6ress6es  pour  l'utilisation  de  ces  r6seaux. 

Le  nombre  des  remorqueurs  et  bateaux  et  l'importance  du  mat^riel 
c6d6s,  ainsi  que  leur  r6partition.  seront  d6termin6s  par  un  ou  plusieurs  arbitres 
dösign^s  par  les  Etats-Ünis  d'Amörique,  en  tenant  compte  des  besoins  legitimes 
des  parties  en  cause,  et  en  se  basant  notamment  sur  le  trafic  de  la  navi- 
gation  dans  les  cinq  ann6es  qui  ont  pr6c6d6  la  guerre. 

Tous  les  bätiments  c6d6s  devront  etre  munis  de  leurs  agrfes  et  apparaux, 
etre  en  bon  6tat  capables  de  transporter  des  marchandises,  et  choisis  parmi 
les  plus  röcemment  construits. 

Loruque  les  cessions  pr6vues  au  präsent  article  n^cessiteront  des  transferts 
de  propri6t6,  l'arbitre  ou  les  arbitres  fixeront  les  droits  des  anciens  propri6- 
taires  d^terminös  au  15  octobre  1918  et  le  montant  de  l'indemnitö  ä  leur 
paj^er,  ainsi  que,  dans  chaque  cas  particulier,  le  mode  de  reglement  de  cette 
indemnit6.  Si  l'arbitre  ou  les  arbitres  reconnaissent  que  tout  ou  partie  de 
cette  indemnitä  doit  revenir  directement  ou  indirectement  k  des  Etats  tenus 
ä  des  r^parations,  ils  d6termineront  la  somme  k  porter  de  ce  chef  au  credit 
desdits    Etats. 

En  ce  qui  concerne  le  Danube,  sont  ^galement  soumises  ä  l'arbitrage 
de  l'arbitre  ou  des  arbitres  susmentionn^s,  toutes  questions  ayant  trait  ä  la 
röpartition  permanente  des  iiavires  dont  la  propri6t6  ou  la  nationalit^  donneraient 
lieu  k  un  difförend  entre  Etats,  et  aux  conditions  de  ladite  r6partition. 

üne  Commission  formte  des  Repr6sentants  des  Etats-Ünis  d'Amerique, 
de  l'Empire  britannique,  de  la  France  et  de  Tltalie  est  investie,  jusqu'ä  la 
r^partition  definitive,  du  controie  de  ces  navires.  Cette  Commission  fera 
provisoirement  le  n^cessaire  pour  assurer  l'exploitation  de  ces  navires  dans 
Tintöret  g6a6ral  par  un  organisme  local  quelconque  ou,  sinon,  eile  l'entre- 
prendra  elle-meme  sans  cependant,  porter  atteinte  ä.  la  röpartition  definitive. 

Cette  exploitation  provisoire  sera  dans  la  mesure  du  possible  ötablie 
sur  des  bases  commerciales  et  les  recettes  nettes  pergues  par  ladite  Commission 
pour  la  location  des  navires  seront  employöes  k  la  mani^re  qui  sera  indiqu6e 
par  la  Commission  des  r^parations. 
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2^  Dispositions  speciales  au  Danube. 

Article  301. 
La  Commission  europ6enne  du  Danube  exercera  de  nouveau  les  pouvoirs 
qu'elle  avait  avant  la  guerre.    Toutefois  et  provisnirement,  ies  Repr6sentants 
de  la  Grande-Bretagne,    de  la  France,  de  l'Italie    et    de   la  Roumanie    feront 
seuls  partie  de  cette  Commission. 

Article  302. 

A  partir  du  point  oü  cesse  la  compötence  de  la  Commission  europ^enne, 
le  rßseau  du  Danube  vis6  ä  l'article  286  sera  plac6  sous  Tadministration 
d'une  Commission  internationale  composöe  comme  suit: 

2  reprösentants  des  Etats  allemands  riverains; 

1  reprösentant  de  chacun  des  nutres  Etats  riverains; 

I  reprösentant  de  chacun  des  Etats  non  riverains  repr6sent6s  &  l'avenir 
ä  la  Commission  europ^enne  du  Danube. 

Si  quelques-uns  de  ces  reprösentants  ne  peuvent  §tre  d6sign6s  au  moment 
de  la  mise  en  vigueur  du  präsent  Trait6,  les  d^cisions  de  la  Commission 
seront  n6anmoins  valables. 

Article  303. 

La  Commission  internationale  prövue  ä  l'article  pr6c6dent  se  r6unira 
aussitöt  que  possible  aprfes  la  mise  en  vigueur  du  präsent  Trait6  et  assumera 
provisoirement  l'administration  du  fleuve  en  conformit6  des  dispositions  des 
articles  292  et  294  ä  298,  jusqu'ä  ce  qu'un  Statut  döfinitif  du  Danube  soit 
stabil  par  les  Puissances  d6sign6es  par  les  Puissances  alliöes  et  associöes. 

Les  d^cisions  de  cette  Commission  internationale  seront  prises  ä  la 
majoritö  des  voix.  Les  appointements  des  commissaires  seront  fix6s  et  pay6s 
par  leurs  pays  respectifs. 

Provisoirement  tout  deficit  qui  se  produirait  dans  les  d6penses  d'admi- 
nistration  de  la  Commission  internationale  sera  Support^  ä  parts  6gales  par 
les  Etats  repr6sent6s  ä  la  Commission. 

La  Commission  sera  chargöe  notamment  de  r6glementer  l'attribntion 
des  licences  des  pilotes,  les  frais  de  pilotages  et  de  surveiller  les  Services 
des  pilotes. 

Article  304. 

L'Autriche  s'engage  ä  agr6er  le  regime  qui  sera  stabil  pour  le  Danube 
par  une  Conference  des  Puissances  d6sign6es  par  les  Puissances  alliöes  et 
associ^es;  cette  Conference  ä  laquelle  des  repr6sentants  de  1' Antriebe  pourront 
6tre  prösents  se  röunira  dans  le  d61ai  d'un  an  apriis  la  mise  en  vigueur  du 
präsent  Trait6. 

Article  305. 

II  est  mis  fin  au  mandat  donn6  par  l'article  57  du  Trait6  de  Berlin  du 
13  juillet  1878  ä  l'Autriche-Hongrie  et  c^de  par  celle-ci  ä  la  Hongrie,  pour 
l'exdcution  des  travaux  aux  Portes-de-Fer.  La  Commission  charg^e  de  Fadmi- 
nistration  de  cette  partie  du  fleuve  statuera  sur  le  rüglement  des  comptes, 
sous  r^serve  des  dispositions  financi^res  du  präsent  Traitö.  Les  taxes  qui 
pourraient  6tre  nöcessaires  ne  seront,   en  aucun  cas,  per^ues  par  la  Hongrie. 

Article  306., 
Au  cas  oü  rilltat  Tch^co-Slovaque,  l'Etat  Serbe-Croate-Slov^ne  ou  la 
Roumanie  entreprendraient,  apri^s  autorisation  ou  sur  mandat  de  la  Com- 
mission internationale,  des  travaux  d'amönagement.  damölioration,  de  barrage 
ou  autres  sur  une  section  du  roseau  tluvial  formant  frontii^re,  ces  Etats 
jouiraient  sur  la  rive  oppos6e,  ainsi  qui  sur  la  partie  du  lit  situ^e  hors  de 
leur  territoire,  de  toutes  les  facilit6s  necessaires  pour  proct'der  aux  6tudes, 
ä.  l'exäcution  et  k  l'entretien  de  ces  travaux. 
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Article  307. 
L'Autriche  sera  tenue,  vis-ä-vis  de  la  Commission  europ6enne  du  Danube, 
ä,    toutes   restitutions,    r^parations   et   indemnit^s   pour   les   dommages   subis 
pendant  la  guerre  par  cette  Commission. 

Article  308. 
Dans   le   cas   de  la  construction  d'une  voie  navigable  ä,  grande  section 
Ehin-Danube,  l'Autriche  s'engage  dös  ä  präsent  ä  agr6er  l'application  ä  ladite 
voie   navigable   du   meme   regime  que  celui  pr6vu  aux  articles  292  et  294  ä. 
299  du  präsent  Trait6. 

Chapitre  III. 
Regime  des  Eaux. 

Article  309. 

A  moins  de  dispositions  contraires,  lorsque,  par  suite  du  trac6  d'une 
nouvelle  frontiöre,  le  regime  des  eaux  (canalisation,  inondations,  irrigations, 
drainage  ou  affaires  analogues)  dans  un  Etat  dopend  de  travaux  ex6cut6s  sur 
le  territoire  d'un  autre  Etat,  ou  lorsqu'il  est  fait  emploi  sur  le  territoire  d'un 
Etat  en  vertu  d'usages  ant6rieurs  ä  la  guerre,  des  eaux  ou  de  l'önergie 
hydraulique  n^es  sur  le  territoire  d'un  autre  Etat,  il  doit  etre  6tabli  une 
entente  entre  les  Etats  int6ress6s  de  nature  ä  sauvegarder  les  int^rßts  et  les 
droits  acquis  par  chacun  d'eux. 

A  döfaut  d'accord,  il  sera  statuö  par  un  arbitre  dösign^  par  le  Conseil 
de  la  Soci6t6  des  Nations. 

Article  310. 

A  moins  de  dispositions  contraires,  lorsqu'il  est  fait  usage  dans  un  Etat, 
pour  des  besoins  municipaux  ou  domestiques,  d'6lectricit6  ou  d'eau  dont,  par 
suite  du  trac6  d'une  nouvelle  frontiöre,  la  source  se  trouve  situ6e  sur  le 
territoire  d'un  autre  Etat,  il  doit  etre  6tabli  une  entente  entre  les  Etats 
int6ress6s  de  nature  ä  sauvegarder  les  int6rets  et  les  droits  acquis  par 
chacun  d'eux. 

En  attendant  cet  accord,  les  stations  centrales  6lectriques  et  les 
installatioES  destin^es  ä  fournir  l'eau  seront  tenues  de  continuer  la  fourniture 
sur  des  bases  correspondantes  aux  conditions  et  contrats  en  vigueur,  le 
3  novembre  1918. 

A  d^faut  d'accord,  il  sera  statuö  par  un  arbitre  d6sign6  par  le  Conseil 
de  la  Soci6t6  des  Nations. 

Section  III. 
Chemins  de  Fer. 
Chapitre  Premier. 
Liberty  de  Transit  pour  l'Autriche  vers  l'Adr iatique. 

Article  311. 
Le  libre  accös  ä  la  mer  Adriatique  est  accord^  ä  l'Autriche  et,  ä  cette 
fin,  la  libert6  de  transit  lui  est  reconnue  sur  les  territoires  et  dans  les  ports 
d6tach6s  de  l'ancienne  Monarchie  austro-hongroise. 

La  libertö  de  transit  est  celle  qui  est  döfinie  ä  l'article  284  jusqu'au 
moment  oü  une  Convention  g^nörale  sera  conclue  ä  ce  sujet  entre  les  Puis- 
sances  alli^es  et  associ^es  aprfes  quoi  les  dispositions  de  la  nouvelle  Convention 
y  seront  Substitutes. 

Des  Conventions  particuliferes  entre  les  Etats  ou  les  Administrations 
int6ress6s  d6termineront  les  conditions  de  l'exercice  de  la  facult6  accord6e 
ci-dessus  et  r^gleront  notamment  le  mode  d'utilisation  des  ports  et  des  zones 
franches  y  existant,  ainsi  que  des  voies  feir6es  y  donnant  normalement  accfes, 
r^tablissement  de  Services  et  tarifs  internationaux  (communs)  comportant  des 
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billets  et  des  lettres  de  voiture  directes  et  le  maintien  des  dispositions  de  la 
Convention  de  Berne  du  14  octobre  1890  et  des  conditions  compl^mentaires 
jusqu'ä  son  remplacement  par  une  nouvelle  Convention. 

La  libertö  de  transit  s'ötendra  aux  Services  postaux  t616graphiqaes  et 
t616phoniques. 

Chapitre  II. 

Clauses  Relatives  aux  Transports  Internationaux. 

Article  312. 

Les  marchandises  en  provenance  des  territoires  des  Paissances  alli^es 
et  associöes  et  ä  destination  de  TAutriche,  ainsi  que  les  marchandises  en 
transit  par  l'Autriche  et  en  provenance  ou  ä  destination  des  territoires  des 
Puissances  alliöes  ou  associ6es,  b6n6ficieront  de  plein  droit  sur  les  chemins 
de  fer  autrichiens,  au  point  de  vue  des  taxes  ä  percevoir  (compte  tenu  de 
toutes  ristournes  et  primes),  des  facilitös  et  ä  tous  autres  6gards,  du  regime 
le  plus  favorable  appliquö  aux  marchandises  de  meme  nature  transport^es 
sur  une  quelconque  des  lignes  autrichiennes,  soit  en  trafic  intörieur,  soit  ä 
l'exportation,  ä  l'importation  ou  en  transit,  dans  des  conditions  semblables 
de  transport,  notamment  au  point  de  vue  de  la  longueur  du  parcours.  La 
meme  regle  sera  appliqu^e,  sur  la  demande  dune  ou  plusieurs  Puissances 
alli^es  ou  associöes,  aux  marchandises  nomm6meut  dösign^es  par  ces  Puissances, 
en  provenance  de  l'Autriche  et  ä  destination  de  leurs  territoires. 

Des  tarifs  internationaux,  6tablis  d'apräs  les  taux  pr^vus  ä  Talinöa 
pr6c6dent  et  comportant  des  lettres  de  voiture  directes,  devront  etre  cr66s 
Jorsqu'une  des  Puissances  alli6es  et  associöes  le  requerra  de  l'Autriche. 

Toutefois,  Sans  pröjadice  des  dispositions  des  articles  288  et  289, 
l'Autriche  s'engage  ä  maintenir  sur  ses  propres  lignes  le  regime  des  tarifs 
existants  avant  la  guerre  pour  le  trafic  des  ports  de  l'Adriatique  et  de  la 
mer  Noire,  au  point  de  vue  de  leur  concurrence  avec  les  ports  allemands 
du  Nord. 

Article  313. 

A  partir  de  la  mise  en  vigueur  du  präsent  Traitä,  les  Hautes  Parties 
Contractantes  renouvelleront,  en  ce  qui  les  concerne  et  sous  les  r6serves  indi- 
quäes  au  second  paragraphe  du  präsent  article,  les  Conventions  et  arrangements 
signäs  ä  Berne  le  14  octobre  1890,  le  20  septembre  1893.  le  16  juillet  1895, 
le  16  juin  1898  et  le  19  septembre  1906,  sur  le  transport  des  marchandises 
par  voies  ferräes. 

Si,  dans  un  d6lai  de  cinq  ans  apräs  la  mise  en  vigueur  du  präsent 
Traitä,  une  nouvelle  Convention  pour  le  transport  par  chemin  de  fer  des 
voyageurs,  des  bagages  et  des  marchandises  est  conclue  pour  remplacer  la 
Convention  de  Berne  du  14  octobre  1890  et  les  additions  subsäquentes  visäes 
ci-dessus,  cette  nouvelle  Convention,  ainsi  que  les  conditions  complämentaires 
rägissant  le  transport  international  par  voie  ferräe  qui  pourront  otre  basäes 
sur  eile,  lieront  l'Autriche,  mäme  si  cette  Puissance  refuse  de  prendre  part 
ä  la  präparation  de  la  Convention  ou  d'y  adhärer.  Jusqu'ä  la  conclusion  d'tine 
nouvelle  Convention,  l'Autriche  se  conformera  aux  dispositions  de  la  Con- 
vention de  Berne  et  aux  additions  subsäquentes  visäes  ci-dessus,  ainsi  qu'aux 
conditions  complämentaires. 

Article  314. 

L'Autriche  sera  tenue  de  coopärer  k  l'ätablissement  des  Services  avec 
billets  directs  pour  les  voyageurs  et  leurs  bagages,  qui  lui  seront  demandäs 
par  une  ou  plusieurs  Puissances  alliäes  et  associäes  pour  assurer,  par  chemin 
de  fer,  les  relations  de  ces  Puissances  entre  elles  ou  avec  tous  autres  Pays, 
en  transit  ä  travers  le  territoire  autrichien ;  l'Autriche  devra  notamment 
recevoir,   ä  cet  effet,   les  trains  et  les  voitures  en  provenance  des  territoires 
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des  Puissances  alli^es  et  associees  et  les  acheminer  avec  une  c6l6rit6  au  moins 
^gale  ä  Celle  de  ses  meilleurs  trains  ä  long  parcours  sur  les  m^mes  lignes. 
En  aucun  cas,  les  prix  applicables  ä  ces  Services  directs  ne  seront  sup6rieurs 
aux  prix  perQUS,  sur  le  metne  parcours,  pour  les  Services  Interieurs  autrichiens 
«ffectu^s  dans  les  memes  conditions  de  vitesse  et  de  confort. 

Les  tarifs  applicables,  dans  les  memes  conditions  de  vitesse  et  de  confort, 
au  transport  des  6migrants  sur  les  chemins  de  fer  autrichiens  ä  destination 
QU  en  provenance  des  ports  des  Puissances  alli6es  et  associees,  ne  pourront 
Jamals  ressortir  ä  une  taxe  kilomötrique  sup^rieure  ä  celle  des  tarifs  les  plus 
favorables,  compte  lenu  de  toutes  primes  ou  ristournes,  dont  bön^ficieraient, 
sur  lesdits  chemins  de  fer,  les  6migrants  ä  destination  ou  en  provenance 
d'autres  ports  quelconques. 

Article  315. 

L'Autriche  s'engage  ä  n'adopter  aucune  mesure  technique,  fiscale  ou 
administrative,  teile  que  la  visite  en  douane,  les  mesures  de  police  g6n6rale, 
de  police  sanitaire  ou  de  controle,  qui  serait  speciale  aux  Services  directs 
prävus  ä  l'article  pr6c6dent  ou  aux  transports  d'6migrants,  ä  destination  ou 
en  provenance  de  ports  des  Puissances  alliöes  et  associees,  et  qui  aurait  pour 
«ffet  d'entraver  ou  de  retarder  ces  Services. 

Article  316. 

En  cas  de  transport,  partie  par  chemin  de  fer  et  partie  par  navigation 
Interieure,  avec  ou  sans  lettre  de  voiture  directe,  les  stipulations  qui  prec6- 
dent  seront  applicables  ä  la  partie  du  trajet  ef!ectu6e  par  chemin  de  fer. 

Chapitre  III. 

Mat6riel  Roulant. 

Article  317. 

L'Autriche  s'engage  ä  ce  que  les  wagons  autrichiens  soient  munis  de 
dispositifs  permettant: 

1*^  de  les  introduire  dans  les  trains  de  marchandises  circulant  sur  les 
lignes  de  Celles  des  Puissannces  alliöes  et  associees,  qui  sont  parties  ä  la 
€onvention  de  Berne  du  15  mai  1886,  modifi6e  le  18  mai  1907,  sans  entraver 
le  fonctionnement  du  frein  continu  qui  pourrait,  dans  les  dix  ans  qui  suivront 
la  mise  en  vigueur  du  präsent  Trait6,  etre  adoptö  dans  ces  pays ; 

2"  d'introduire  les  wagons  de  ces  Puissances  dans  tous  les  trains  de 
marchandises  circulant  sur  les  lignes  autrichiennes. 

Le  materiel  roulant  des  Puissances  alliöes  et  associees  jouira,  sur  les 
lignes  autrichiennes,  du  meme  traitement  que  le  matöriel  autrichieu  en  ce 
qui  concerne  la  circulation,  l'entretien  et  les  r^parations. 

Chapitre  IV. 

Transfert  de  Lignes   de   Chemins    de   Fer. 

Article  318. 

Sous    röserve    de    stipulations   particuli^res,   relatives   au   transfert   des 

ports,   voies   d'eau   et   voies   ferr^es   situ6s   dans   les  territoires  transför^s  en 

vertu  du  pr6sent  Traite,  ainsi  que  des  dispositions  financiöres  concernant  les 

concessionaires  et  le  Service  des  pensions  de  retraite  du  personnel,  le  transfert 

des  voies  ferröes  aura  lieu  dans  les  conditions  suivantes : 

1"  Les  ouvrages  et  installations  de  toutes  les  voies  ferr^es  seront  livr^s 
au  complet  et  en  bon  etat; 

2°  Lorsqu'un  röseau  ayant  un  matöriel  roulant  ä  lui  propre  sera  trans- 
fert en  entier  par  l'Autriche  ä  une  des  Puissances  alliees  et  associees,  ce 
materiel  sera  remis  au  complet,  d'aprös  le  dernier  inventaire  au  3  novembre 
1918,  et  en  etat  normal  d'entretien; 
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3°  Pour  les  lignes  n'ayant  pas  un  mat^riel  roulant  special,  la  repartition 
du  mat^riel  existant  sur  le  röseau,  auquel  ces  lij^nes  appartiennent,  sera  faite 
par  des  Commissions  d'experts  dösignös  par  les  Puissances  alli^es  et  associ^es 
et  dans  lesquelles  TAutriche  sera  reprösent^e.  Ces  Commissions  devront 
prendre  en  consid6ration  limportance  du  matöriel  immatriculö  sur  ces  lignes, 
d'apres  le  dernier  inventaire  au  3  novembre  1918,  la  longuear  des  voies,  y 
compris  les  voies  de  service,  la  nature  et  l'importance  du  trafic.  EUes 
d^signeront  6galement  les  locomotives.  vuitures  et  wagons  ä  transförer  dans 
chaque  cas.  fixeront  les  conditions  de  leur  r^ception  et  r^gleront  les  arrange- 
menis  provisoires  nöcessaires  pour  assurer  leur  röparation  dans  les  ateliers 
autrichiens ; 

4*^  Les  approvisionnements,  le  mobilier  et  l'outillage  seront  livrös  dans 
les  memes  conditions  que  le  mat^riel  roulant. 

Les  dispositions  des  paragraphes  3°  et  4°  ci-dessus  seront  appliqu^es 
aux  lignes  de  l'ancienne  Pologne  russe.  mises  par  les  autorit6s  austro-hongroises 
ä  la  largeur  de  la  voie  normale,  ces  lignes  6tat  assimil6es  ä  des  parties 
d6tach6es  du  r^seau  d'^tat  autrichien  et  hongrois. 

Chapitre  V. 

Dispositions   Concernant   Certaines    Lignes 

de   Chemins   de   Fer. 

Article  319. 

Sous  r^serve  des  stipulations  particulieres  contenues  dans  le  präsent 
Trait6,  lorsque,  par  suite  du  tracö  des  nouvelles  fronti^res.  une  ligne  reliant 
deux  parties  d'un  meme  pars  traversera  un  autre  pays,  ou  lorsqu'une  ligne 
d'embranchement  partant  d'un  pays  se  terminera  dans  un  autre,  les  conditions 
d'exploitation  seront  r^gl^es  par  un  arrangement  cunclu  entre  les  Administra- 
tions  des  chemins  de  fer  int6ress6es.  Au  cas  ou  ces  Administrations  ne  par- 
viendraient  pas  ä  se  mettre  d'accord  sur  les  conditions  de  cet  arrangement, 
les  conflits  seraient  tranch^s  par  des  Commissions  d'experts  constitu6es  comme 
il  est  dit  ä  l'article  pr6c6dent. 

L'ötablissement  de  toutes  les  nouvelles  gares  fronti^res  entre  l'Autriche 
et  les  Etats  alliöes  et  associöes  limitrophes,  ainsi  que  l'exploitation  des  lignes 
entre  ces  gares,  seront  r6gl6s  par  des  arrangements  conclus  dans  les  mSmes 
conditions. 

Article  320. 

En  vue  d'assurer  la  r6gularit6  de  l'exploitation  des  r^seaux  ferr^s  de 
l'ancienne  Monarchie  austro-hongroise,  conc6d6s  ä  des  compagnies  privöes,  et 
qui,  en  ex6cution  des  stipulations  du  präsent  Trait^,  seraient  situ^s  sur  le 
territoire  de  plusieurs  Etats,  la  r^organisation  administrative  et  technique 
desdits  r^seaux  sera  r6gl6e,  pour  chaque  röseau.  par  un  accord  pass6  entre 
la  compagnie  concessionnaire  et  les  Etats  territorialement  int^ress^s. 

Les  diff^rends  sur  lesquels  ne  pourrait  pas  se  faire  l'accord  y  compris 
toutes  questions  relatives  ä  l'interpr^tation  des  contrats  concernant  le  rachat 
des  lignes,  seront  soumis  ä  des  arbitres  d6sign6s  par  le  Conseil  de  la  Soci6t6 
des  Nations. 

P<iur  la  Compagnie  du  chemin  de  fer  du  Sud  de  l'Autriche,  cet  arbitrage 
pourra  etre  demande,  soit  par  le  Conseil  d'administration  de  la  Compagnie, 
soit  par  le  Comit6  repr6sentant  les  porteurs  d'obligations. 

Article  321. 

l"^  Dans  le  dölai  de  cinq  ans,  ä  compter  de  la  mise  en  vigueur  du  präsent 

Trait6,    l'Italie    pourra   demauder    la    construction    ou    rann;iioration,    sur    le 

territoire   autrichien,    des    nouvelles  lignes  transalpines  du  col  de  Reschen  et 

du    Pas    de    Predil.     A    moins    que    l'Autriche    enteude    payer    elle-möme    les 
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travaux,  les  frais  de  construction  ou  d'am^lioration  seront  d6bours6s  par  l'Italie. 
II  appartiendra  ä  un  arbitre  d6sif?n6  par  le  Conseil  de  la  Soci6t6  des  Nations 
et  ä,  l'expiration  de  tel  d61ai  qui  sera  fix6  par  ce  Conseii  d'estimer  la  part 
des  frais  de  construction  ou  d'araölioration  devant  6tre  rembours^s  par 
l'Autriche  ä  l'Italie,  en  raison  de  l'augmentation  de  recettes.  qu'aura  accus6e 
l'exploitation  du  r6seau  autrichien  et  qui  r6sultera  desdits  travaux. 

2'^  L'Autriche  devra  c6der  gratuitement  ä  l'Italie  les  projets  et  annexes 
pour  la  construction  des  chemins  de  fer  suivants: 

Chemin  de  fer  de  Tarvis  par  Raible,  Plezzo,  Caporetto,  Canale,  Gorizia 
ä  Trieste; 

Chemin  de  fer  local  di  S.  Lucia  de  Tolmino  ä  Caporetto ; 

Chemin  de  fer  (nouvelle  ötudej  Tarvis-Plezzo; 

Chemin  de  fer  de  Reschen  (jonction  Landeck- Mals). 
Article  322. 

En  raison  de  l'importance  que  präsente  pour  l'Etat  tchöco-slovaque  la 
libre  communication  avec  l'Adriatique.  l'Autriche  reconnait  ä  l'Etat  tch6co- 
slovaque  le  droit  de  faire  passer  ses  trains  sur  les  sections  comprises  sur  le 
territoire  autrichien,  des  lignes  ci-apr6s: 

1^  De  Bratislava  (Presbourg)  vers  Fiume,  par  Sopron  Szombathely  et 
Mura-Keresztur  et  embranchement  de  Mura-Keresztur  ä  Pragerhof; 

2*^  De  Budejovic  (Budweiß)  vers  Trieste,  par  Linz,  Saint-Michael,  Klagen- 
furt et  Aßling  et  embranchement  de  Klagenfurt  vers  Tarvis: 

A  la  demande  de  l'une  ou  de  l'autre  des  Parties,  les  lignes  sur  lesquelles 
s'exercera  le  droit  de  passage  pourront  etre  modifiöes  temporairement  ou 
däfinitivement  par  un  accord  entre  l'adcninistration  des  chemins  de  fer  tchöco- 
slovaques  et  celle  des  chemins  de  fer  sur  lesquels  s'exercerait  le  droit  de 
passage. 

Article  323. 

Les  trains  pour  lesquels  il  sera  fait  usage  du  droit  de  passage  ne 
pourront  desservir  le  trafic  local  qu'en  vertu  d'un  accord  entre  l'Etat  travers6 
et  l'Etat  tchöco-slovaque. 

Ce  droit  de  passage  comprendra  notamment  le  droit  d'ötablir  des  döpöts 
de  machines  et  des  ateliers  de  petit  entretien  pour  le  matöriel  roulant  et 
celui  de  d^signer  des  reprösentants  pour  surveiller  le  Service  des  trains 
tchöco-slovaques. 

Article  324. 

Les  conditions  tecbniques,  administratives  et  financi^res  dans  lesquelles 
le  droit  de  passage  sera  exercö  par  l'Etat  tch6co-slovaque  seront  d6termin6es 
par  une  Convention  entre  l'administration  des  chemins  de  fer  de  cet  Etat  et 
Celle  des  voies  emprunt^es  en  Antriebe.  Si  ces  administrations  ne  peuvent 
se  mettre  d'accord  sur  les  termes  de  cette  Convention,  il  sera  statuö  sur 
les  Points  faisant  l'objet  du  dösaccord  par  un  arbitre  nommö  par  le  Gou- 
vernement britannique ;  les  d^cisions  de  cet  arbitre  seront  obligatoires  pour 
les  deux  Parties. 

En  cas  de  d^saccord  sur  l'interpr^tation  de  la  Convention  ou  de  diffi- 
cult6s  qui  n'auraient  pas  6t6  pr^vues  par  cette  Convention,  il  sera  statu6  par 
un  arbitrage  dans  les  memes  formes,  tant  que  la  Soci6t6  des  Nations  n'aura 
pas  Institut  une  autre  proc6dure. 

Chapitre  VI. 
Dispositions   Transitoir es. 
Article  325. 
L'Autriche  ex6cutera  les  Instructions  qui  lui  seront  donnöes  en  matiäre 
de   transport,   par   une   autorit^   agissant   au   nom   des  Puissances   alli^es  et 
associ^es : 
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1^  Pour  les  transports  de  troupes  effectuös  en  ex6cution  du  präsent 
Trait^,  ainsi  que  pour  le  transport  du  matöriel,  de  munitions  et  d'approvisi- 
onnements  ä  Fusage  des  armöes; 

2^  Et  provisoirement,  pour  le  transport  du  ravitaillement  de  certaines 
rögions,  pour  le  r^tablissement  aussi  rapide  que  possible  des  conditions  nor- 
males des  transports  et  pour  l'organisation  des  Services  postaux  et  t6l6- 
graphiques. 

Chapitre  VII. 

T6l6graphes   etT6l6phones. 

Article  326. 

Nonobstant  toute  stipulation  contraire  des  Conventions  existantes. 
l'Autriche  s'engage  ä  accorder  sur  les  lignes  les  plus  appropri^es  au  transit 
international  et  conformöment  aux  tarifs  en  vigueur,  la  libert^  du  transit 
aux  correspondances  tälögraphiques  et  Communications  t6lt5phoniques  en  pro- 
venance  ou  ä  destination  de  l'une  quelconque  des  Puissances  alliees  et  asso- 
ci6es,  limitrophe  ou  non.  Ces  correspondances  et  Communications  ne  seront 
soumises  ä  aucuu  d^lai  ni  restriction  inutiles;  elles  jouiront  en  Antriebe  du 
traitement  national  en  tout  ce  qui  concerne  les  facilitös  et  notamment  la 
c6l6rit6  des  transmissions.  Nulle  redevance,  facilitö  ou  restriction  ne  devra 
döpendre  directement  ou  indirectement  de  la  nationalit^  de  l'exp^diteur  ou  du 
destinataire. 

Article  327. 

En  cons^quence  de  la  position  g^ographique  de  l'Etat  tch^cho-slovaque, 
l'Autriche  accepte  les  modifications  suivantes  de  la  Convention  internationale 
sur  les  T6l6graphes  et  T616pbones,  vis6e  k  l'article  235  de  la  Partie  X  i^Clauses 
^conomiques)  du  präsent  Trait6 :  ^ 

1"  Sur  la  demande  de  l'Etat  tchöco-slovaque,  l'Autriche  6tablira  et 
maintiendra  des  lignes  t6l6graphiques  directes  ä  travers  le  territoire  autrichien. 

2^  La  redevance  annuelle  ä  payer  par  l'Etat  tchöco-slovaque  pour 
chacune  desdites  lignes,  sera  calcul6e  en  conformit6  des  dispositions  des 
Conventions  susmentionn^es,  et,  ä  moins  de  Convention  contraire.  ne  sera  pas 
införieure  ä  la  somme  qui  serait  payable  en  vertu  desdites  Conventions  pour 
le  nombre  de  messages  prävu  dans  ces  Conventions  comme  impliquant  le  droit 
de  deniander  l'6tablissement  d'une  nouvelle  ligne  directe,  en  prenant  pour 
base  le  tarif  röduit  prövu  ä  l'article  23,  §  5  de  la  Convention  t6l6graphique 
internationale  (revision  de  Lisbonne). 

3"  Tant  que  l'Etat  tcböco-slovaque  payera  la  redevance  minima  annuelle 
ci-dessus  prövue  pour  une  ligne  directe: 

a)  La  ligne  sera  exclusivement  r6serv6e  au  trafic  ä  destination  et  en 
provenance  de  lEtat  tchöco-slovaque ; 

b)  La  facult6  acquise  ä  l'Autriche  par  l'article  8  de  la  Convention 
t6l6graphique  internationale  du  22  juillet  1875.  de  suspendre  les  Services 
t6l6graphiques  internationaux,  ne  sera  pas  applicable  ä  cette  ligne. 

4"  Des  dispositions  semblables  s'appliqueront  ä  l'^tablissement  et  au 
maintien  de  circuits  t^-l^phoniques  directs.  et  la  redevance  payable  par  l'f^tat 
tcb^co-slovaque  pour  un  circuit  t6!6phonique  direct  sera,  k  niüins  de  Conven- 
tion Contraire,  le  double  de  la  redevance  payable  pour  une  ligne  töl^graphique 
directe. 

5*^  Les  lignes  particuli^res  ä  etablir,  ensemble  les  conditions  admini- 
stratives, techuiqnes  et  financiferes  n6cessaires  non  pr^vues  dans  les  Conven- 
tions internationales  existantes  ou  dans  Je  prt^sent  article,  seront  dtHermiu^es 
par  une  Convention  ult(5rieure  entro  les  Etats  intere8S(5s.  A  defuut  d'entente, 
elles  seront  d^terminiies  par  un  arbitre  d^signt^  par  le  Consoil  de  la  Socit5t6 
des  Nations. 
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6"  Les  stipulations  du  präsent  article  pourront  6tre  modifi6es  ä  toute 
6poque  par  accord  pass6  entre  l'Autriche  et  l'Etat  tchöco-slovaque.  A  l'expi- 
ration  d'un  dölai  de  dix  ann6es,  ä  dater  de  la  mise  en  vigueur  du  pr6sent 
Trait6,  les  conditions  dans  lesquelles  l'ßtat  tch6co-slovaque  jouira  des  droits 
conf6r6s  par  le  pr6sent  article  pourront,  ä  d6faut  d'entente  entre  les  parties, 
etre  modifiöes  ä  la  requete  de  l'une  ou  de  l'autre  d'entre  elles  par  an  arbitre 
d6sign6  par  le  Conseil  de  la  Soci6t6  des  Nations. 

7^  Si  un  difförend  venait  ä  s'6lever  entre  les  parties  relativement  ä 
l'interpr^tation  soit  du  präsent  article,  seit  de  la  Convention  vis6e  au  para- 
graphe  5,  ce  diSärend  sera  soumis  ä  la  d6cision  de  la  Cour  permanente  de 
Justice  internationale  ä  instituer  par  la  Soci6t6  des  Nations. 

Section  IV. 
Jugement   des   Litiges  et   Revision   des   Clauses 
Permanentes. 

Article  328. 
Les  diffärends  qui  pourront  s'6lever  entre  les  puissances  intäressäes  au 
sujet   de   l'interprätation   et   de   l'application   des   dispositions  de  la  präsente 
Partie  du  präsent  Traitä,   seront  rägläs  ainsi  qu'il  sera  prävu  par  la  Sociätä 
des  Nations. 

Article  329. 
A  tout  moment.   la  Sociätä  des  Nations  pourra  proposer  la  rävision  de 
ceux  des  articles  ci-dessus  qui  ont  trait  ä  un  rägime  administratif  permanent. 

Article  330. 

A  Fexpiration  d'un  dälai  de  trois  ans  ä  dater  de  la  mise  en  vigueur  du 
präsent  Traitä,  les  dispositions  des  articles  284  ä  290,  293,  312,  314  ä  316 
et  326  pourront,  ä  tout  moment,  etre  revisäes  par  le  Conseil  de  la  Sociätä 
des  Nations. 

A  däfaut  de  rävision,  le  bänäfice  d'une  quelconque  des  stipulations  con- 
tenues  dans  les  articles  änumäräs  ci-dessus  ne  pourra,  ä  l'expiration  du  dälai 
prävu  au  paragraphe  präcädent,  etre  räclamä  par  une  des  Puissances  alliäes 
et  associäes  en  faveur  d'une  portion  quelconque  de  ses  territoires  pour  laquelle 
la  räciprocitä  ne  serait  pas  accordäe.  Le  dälai  de  trois  ans,  pendant  lequel 
la  räciprocitä  ne  pourra  pas  etre  exigäe,  pourra  etre  prolongä  par  le  Conseil 
de  la  Sociätä  des  Nations. 

Le^bänäfice  d'aucune  des  stipulations  susvisäes  ne  pourra  etre  invoquä 
par  les  Etats,  auxquels  un  territoire  de  l'ancienne  Monarchie  austro-hongroise 
a  ätä  transfärä  ou  qui  sont  näs  du  dämembrement  de  cette  Monarchie,  qu'ä 
Charge  pour  eux  d'assurer,  sur  le  territoire  passä  sous  leur  souverainetä,  en 
vertu  du  präsent  Traitä,  un  traitement  räciproque  ä  l'Autriche. 

Section  V. 

Disposition  Particuliere. 

Article  331. 
Sans  präjudice  des  obligations  particuliäres  qui  lui  sont  imposäes  par 
le  präsent  Traitä  au  profit  des  Puissances  alliäes  et  associäes,  l'Autriche 
s'engage  ä  adhärer  ä  toute  Convention  gänärale  concernant  le  rägime  inter- 
national du  transit,  des  voies  navigables,  des  ports  et  des  voies  ferräes,  qui 
pourrait  etre  conclue  entre  les  Puissances  alliäes  et  associäes,  avec  Tappro- 
bation  de  la  Sociätä  des  Nations,  dans  un  dälai  de  cinq  annäes  ä  dater  de  la 
mise  en  vigueur  du  präsent  Traitä. 
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Partie   XIII. 
Travail. 

Section  I. 
Organisation   du   Travail. 

Attendu  que  la  Sociötö  des  Nations  a  pour  but  d'ötablir  la  paix  uni- 
verselle et  qu'une  teile  paix  ne  peut  etre  fond6e  que  sur  la  base  de  la  justice 
sociale; 

Attendu  qu'il  existe  des  conditions  de  travail  impliquant  pour  un  grand 
nombre  de  personnes  l'injustice,  la  mis^re  et  les  privations,  ce  qui  engendre 
un  tel  möcontentement  que  la  paix  et  Tharmonie  universelles  sont  mises  en 
danger,  et  attendu  qu'il  est  urgent  d'amöliorer  ces  conditions:  par  exemple, 
en  ce  qui  concerne  la  r^glementation  des  heures  de  travail,  la  fixation  d'une 
duröe  maxima  de  la  journ6e  et  de  la  semaine  de  travail.  le  recrutement  de 
la  main-d'ceuvre,  la  lutte  contre  le  chomage,  la  garantie  d'un  salaire  assurant 
des  conditions  d'existence  conveuables,  la  protection  des  travailleurs  contre 
les  maladies  gönörales  ou  professionelles  et  les  accidents  rösultant  du  travail, 
la  protection  des  enfants,  des  adolescents  et  des  femmes,  les  pensions  de 
vieillesse  et  d'invalidit^.  la  defense  des  int6rets  des  travailleurs  occupäs  ä 
r^tranger,  l'affirmation  du  principe  de  la  libertö  syndicale,  l'organisation 
de  l'enseignement  professionnel  et  tecbnique  et  autres  mesures  analogues ; 

Attendu  que  la  non-adoption  par  une  Nation  quelconque  d'un  regime 
de  travail  röellement  humain  fait  obstacle  aux  eSorts  des  autres  nations 
d^sireuses  d'am^liorer  le  sort  des  travailleurs  dans  leurs  propres  pays; 

Les  Hautes  Parties  Contractantes,  mues  par  des  sentiments  de  justice 
et  d'humanit6  aussi  bien  que  par  le  d6sir  d'assurer  une  paix  mondiale  durable, 
ont  convenu  ce  qui  suit : 

Chapitre  Premier. 

Organisation, 

Article  332. 

11  est  fond6  une  Organisation  permanente  charg^e  de  travailler  ä  la 
röalisation  du  programme  expos6  dans  le  präambule. 

Les  Membres  originaires  de  la  Soci6t6  des  Nations  seront  Membres 
originaires  de  cette  Organisation,  et,  dösormais.  la  qualit^  de  Membre  de  la 
Soci6t6  des  Nations  entrainera  celle  de  Membre  de  ladite  Organisation. 

Article  383. 

L'organisation  permanente  comprendra: 

P  üne  Conference  g6n6rale  des  repr6sentants  des  Membres; 

2^*  ün  Bureau  international  du  Travail  sous  la  direction  du  Conseil 
d'administration  pr6vu  ä  l'article  338. 

Article  334. 

La  Conference  g6n6rale  des  repr^sentants  des  Membres  tiendra  des 
sessions  chaque  fois  que  besoin  sera  et,  au  moins,  une  fois  par  an.  Elle  sera 
compos^e  de  quatre  repr^sentants  de  chacun  des  Mtinbres  dont  deux  seront 
les  Deiöguös  du  Gouvernement  et  dont  les  deux  autres  representeront  respec- 
tivement,  dune  part,  les  employeurs,  d'autre  part,  les  travailleurs  ressortissant 
k  chacun  des  Membres. 

Chaque  D6i6gu6  pourra  etre  accompagne  par  des  conseillers  techniques 
dont  le  nombre  pourra  etre  de  deux  au  plus  pour  chacune  des  matiires 
distinctes  inscrites  ä  l'ordre  du  jour  de  la  Session.  Quand  des  questions 
interessant  sp^cialement  des  femmes  doivent  venir  en  discussion  i  la  Confe- 
rence, une  au  moins  parmi  les  personues  designees  comme  conseillers  tech- 
niques devra  etre  une  femme. 
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Les  Membres  s'engagent  k  d6sij<ner  les  D6l6gu6s  et  conseillers  tech- 
niques  non  gouvernementaux  d'accord  avec  les  organisations  professionnelles 
les  plus  repräsentatives  soit  des  employeurs,  soit  des  travailleurs  du  pays 
consid6r6,  sous  la  r6serve  que  de  telles  organisations  existent. 

Les  conseillers  techniques  ne  seront  autoris6s  ä  prendre  la  parole  que 
sur  la  demande  faite  par  le  D616gu6  auquel  ils  sont  adjoints  et  avec  l'auto- 
risation  speciale  du  President  de  la  Conf6rence ;  ils  ne  pourront  prendre  part 
aux  votes, 

ün  D616gu6  peut,  par  une  note  6crite  adress^e  au  President,  d^signer 
Tun  de  ses  conseillers  techniques  comme  son  suppl^ant,  et  ledit  suppl6ant, 
en  cette  qualitö,  pourra  prendre  part  aux  d6Iib6ratiüns  et  aux  voteS. 

Les  noms  des  D616gu6s  et  de  leurs  conseillers  techniques  seront  commu- 
niqu^s  au  Bureau  international  du  Travail  par  le  Gouvernement  de  chacun 
des  Membres. 

Les  pouvoirs  des  D616gu6s  et  de  leurs  conseillers  techniques  seront 
soumis  ä  la  v6rification  de  la  Conference,  Uquelle  pourra,  par  une  majoritö 
des  deux  tiers  des  suffrages  exprim^s  par  les  D6l6gu6s  prösents,  refuser 
d'admettre  tout  Ü616gu6  ou  tout  conseilier  technique  qu'elle  ne  jugera  pas 
avoir  et6  d6sign6  conform^ment  aux  termes  du  präsent  article. 

Article  335. 

Chaque  D6l6gu6  aura  le  droit  de  voter  individuellement  sur  toutes  les 
questions  soumises  aux  d61ib6rations  de  la  Conference. 

Dans  le  cas  oü  Tun  des  Membres  n'aurait  pas  dösignö  Tun  des  Deiegu^s 
non  gouverementaux  auquel  il  a  droit,  l'autre  D6l6gu6  non  gouvernemental 
aura  le  droit  de  prendre  part  aux  discussions  de  la  Conference,  mais  n'aura 
pas  le  droit  de  voter. 

Au  cas  oü  la  Conference,  en  vertu  des  pouvoirs  que  lui  confere  l'ar- 
ticle  334,  refuserait  d'admettre  Tun  des  Deiegues  d'un  des  Membres,  les 
stipulations  du  present  article  seront  appliquees  comme  si  ledit  deligue  n'avait 
pas  ete  designe. 

Article  336. 

Les  sessions  de  la  Conference  se  tiendront  au  siege  de  la  Societe  des 
Nations  ou  en  tout  autre  lieu  qui  aura  pu  etre  fixe  par  la  Conference,  dans 
une  Session  anterieure,  ä  la  majorite  des  deux  tiers  des  suffrages  exprimes 
par  les  Deiegues  presents. 

Article  337. 

Le  Bureau  international  du  Travail  sera  etabli  au  siege  de  la  Societe 
des  Nations  et  fera  partie  de  l'ensemble  des  institutions  de  la  Societe. 

Article  338. 

Le  Bureau  international  du  Travail  sera  place  sous  la  direction  d'un 
Conseil  d'administration  compose  de  vingt-quatre  personnes,  lesquelles  seront 
designees  selon  les  dispositions  suivantes : 

Le  Conseil  d'administration  du  Bureau  international  du  Travail  sera 
compose  comme  suit: 

Douze  personnes  representant  les  Gouvernements; 

Six  personnes  eines  par  les  deiegues  ä  la  Conference  representant  les 
patrons ; 

Six  personnes  eiues  par  les  deiegues  ä  la  Conference  representant  les 
employes  et  ouvriers. 

Sur  les  douze  personnes  representant  les  Gouvernements,  huit  seront 
nommees  par  It  s  Membres  dont  l'importance  industrielle  est  la  plus  consi- 
derable  et,  qiiaiie  beront  nommees  par  les  Membres  designes  ä  cet  effet  par 
les  Delegnöb  gouvernementaux  ä  la  Conference,  exclusion  faite  des  Deiegues 
des  huit  Membres  susmentionnes. 
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Les  contestations  Eventuelles  sur  la  question  de  savoir  quels  sont  les 
Membres  ayant  rimportance  industrielle  la  plus  considörable  seront  tranchöes 
par  le  Conseil  de  la  Soci6t6  des  Nations. 

La  dur6e  du  mandat  des  Membres  du  Conseil  d'administration  sera  de 
trois  ans.  La  mani^re  de  pourvoir  aux  si6t<es  vacants  et  les  autres  questions 
de  meme  nature  pourront  etre  r6gl6es  par  le  Conseil  d'administration  sous  r6serve 
de  Tapprobation  de  la  Conference. 

Le  Conseil  d'administration  6lira  Tun  de  ses  membres  comme  President 
et  6tablira  son  reglement.  II  se  r^unira  aux  6poques  qn'il  fixera  lui-mecne. 
Une  Session  speciale  devra  etre  tenue  chaque  fois  que  dix  membres  au  moins 
du  Conseil  auront  formul6  une  demande  6crite  ä  ce  sujet. 

Article  339. 

Un  Directeur  sera  plac6  ä  la  tete  du  Bureau  interuational  du  Travail  ; 
il  sera  d6signö  par  le  Conseil  d'administration  de  qui  il  recevra  ses  instruc- 
tions  et  vis-ä-vis  de  qui  sera  responsable  de  la  bonne  marche  du  Bureau  ainsi 
que  de  l'exöcution  de  toutes  autres  täches  qui  auront  pu  lui  etre  confiöes. 

Le  Directeur  ou  son  supplEant  assisteront  ä  toutes  les  s6ances  du  Conseil 
d'administration. 

Article  340. 

Le  personnel  du  Bureau  international  du  Travail  sera  choisi  par  le 
Directeur.  Le  choix  fait  devra  porter,  dans  toute  la  mesure  compatible  avec 
le  souci  d'obtenir  le  meilleur  rendement,  sur  des  personnes  de  diff6rentes  natio- 
nalit6s.    ün  certain  nombre    de    ces  personnes  devront  etre  de  femmes. 

Article  341. 

Les  fonctions  du  Bureau  international  du  Travail  comprendront  la  centrali- 
sation  et  la  distribution  de  toutes  informations  concernant  la  r6glementation 
internationale  de  la  condition  des  travailleurs  et  du  regime  du  travail  et,  en 
particulier,  l'Etude  des  questions  qu'il  est  propos6  de  soumettre  aux  discussions 
de  la  Conference  en  vue  de  la  conclusion  des  Conventions  internationales,  ainsi 
que  l'execution  de  toutes  enquötes  speciales  prescrites  par  la  Coikf6rence. 

II  sera  charg6  de  pröparer  l'ordre  du  jour  des  sessions  de  la  Conference. 

II  s'acquittera,  en  conformit6  des  stipulations  de  la  präsente  Partie  du 
präsent  Trait6,  des  devoirs  qui  lui  incombent  en  ce  qui  concerne  tous  diff^rends 
internationanx. 

II  rödigera  et  publiera  en  fran^ais,  en  anglais,  et  dans  teile  autre  langue 
que  le  Conseil  d'administration  jugera  convenable,  un  buUetin  pöriudique  cun- 
sacre  ä  l'etude  des  questions  concernant  l'industrie  et  le  travail  et  prösentant 
un  int^ret  international. 

D'une  maniere  g6n6rale  il  aura,  en  sus  des  fonctions  indiqu6es  au  präsent 
article,  tous  autres  pouvoirs  et  fonctions  que  la  Conference  jugera  ä  propos 
de  lui  attribuer. 

Article  342. 

Les  ministeres  des  Membres  qui  s'occupent  des  questions  ouvri^res  pourront 
communiquer  directement  avec  le  Directeur  par  l'inturmediaire  du  representant 
de  leur  Gouvernement  au  Conseil  d'administration  du  Bureau  international  du 
Travail,  ou,  k  döfaut  de  ce  repr6sentant,  par  l'iutermediaire  de  tuut  autre  fonc- 
tionnaire  dftment  qualifie  et  dösigne  k  cet  effet  par  le  Gouvernement  Interesse. 

Article  343. 

Le  Bureau  international  du  Travail  pourra  demander  les  concours  du 
Secretariat  general  de  la  Societe  des  Nations  pour  toutes  questions  il  l'occa- 
sion  desquelies  ce  concours  pourra  ("'Ire  donne. 

Article  344. 

Chacun  des  Membres  payera  les  frais  de  voyage  et  de  sejour  de  ses 
Deiegu6s   et   de   leurs   conseillers   techniques    ainsi  que  de  ses  Representants 
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prenant  part  aux  sessions  de  la  Conference  et  du  Conseil  d'administration 
Selon  les  cas. 

Tous  autres  frais  du  Bureau  international  du  Travail.  des  sessions  de 
la  Conference  ou  de  Celles  du  Conseil  d'administration,  seront  rembours6s  au 
Directeur  par  le  Secrötaire  g^nöral  de  la  öoci6t6  des  Nations  sur  le  budget 
g6n6ral  de  la  Soci6t6. 

Le  Directeur  sera  responsable,  vis-ä-vis  du  Secr6taire  g6n6ral  de  la 
Soci6t6  des  Nations,  pour  l'emploi  de  tous  fonds  ä  lui  versus,  conform6ment 
aux  stipulations  du  präsent  article. 

Chapitre  II. 

Fonctionnement. 

Article  345. 
Le  Conseil  d'administration   6tablira   l'ordre   du  jour  des  sessions  de  la 
Conference   apr^s   avoir   examinö   toutes  propositions  faites  par  le  Gouverne- 
ment d'un  des  Membres  ou  par  toute  autre  Organisation  vis6e  ä  l'article  334 
au  sujet  des  mati^res  ä  inscrire  ä  cet  ordre  du  jour. 

Article  346. 

Le  Directeur   remplira  les  fonctions  de  Secrötaire  de  la  Conference,   et 

devra   faire   parvenir   l'ordre   du  jour   de  chaque  Session,   quatre  mois  avant 

l'ouverture   de   cette   Session,    ä  chacun  des  Membres,   et,  par  l'intermediaire 

de   ceux-ci,   aux  Deieguös  non  gouvernementaux,  lorsque  ces  derniers  auront 

^te  designes. 

Article  347. 

Chacun  des  Gouvernements  des  Membres  aura  le  droit  de  contester 
l'inscription  ä  l'ordre  du  jour  de  la  Session,  de  Tun  ou  plusieurs  des  sujets 
prevus.  Les  motifs  justifiant  cette  Opposition  devront  etre  expos^s  dans  un 
memoire  explicatif  adresse  au  Directeur,  lequel  devra  le  communiquer  aux 
Membres  d^  l'Organisation  permanente. 

Les  sujets  auxquels  il  aura  ete  fait  Opposition  resteront  neanmoins 
inclus  ä  l'ordre  du  jour  si  la  Conference  en  decide  ainsi  ä  la  majorite  des 
deux  tiers  des  suffrages  exprimes  par  les  Deiegues  presents. 

Toute  question  au  sujet  de  laquelle  la  Conference  decide,  ä  la  meme 
majorite  des  deux  tiers,  qu'elle  doit  etre  examinee  (autrement  que  prevu 
dans  l'alinea  precedent),  sera  portee  ä  l'ordre  du  jour  de  la  Session  suivante. 

Article  348. 

La  Conference  formulera  les  r^gles  de  son  fonctionnement ;  eile  elira 
son  President ;  eile  pourra  nommer  des  commissions  chargees  de  presenter 
des  rapports  sur  toutes  questions  qu'elle  estimera  devoir  mettre  ä  l'etude. 

La  simple  majorite  des  suffrages  exprimes  par  les  Membres  presents  de 
la  Conference  decidera  dans  tous  les  cas  oü  une  majorite  plus  forte  n'est 
pas  specialement  prevue  par  d'autres  articles  de  la  presente  Partie  du  present 
Traite. 

Aucun  vote  n'est  acquis  si  le  nombre  des  suffrages  exprimes  est  inferieur 
ä  la  moitie  du  nombre  des  Deiegues  presents  ä  la  Session. 

Article  349. 
La  Conference  pourra  adjoindre  aux  Commissions  qu'elle  constitue  des 
conseillers  techniques  qui  auront  voix  consultative  mais  non  deliberative. 

Article  3öO. 
Si   la  Conference   se   prononce  pour  l'adoption  de  propositions  relatives 
ä  un  objet  ä  l'ordre  du  jour,  eile  aura  ä  determiner  si  ces  propositions  devront 
prendre  la  forme : 
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a)  d'une  „recommandation"  ä  soumettre  ä  l'examen  des  Membres,  en 
vue  de  lui  faire  porter  effet  sous  forme  de  loi  nationale  ou  autrement ; 

b)  ou  bien  d'un  projet  de  Convention  internationale  ä  ratifier  par  les 
Membres. 

Dans  les  deux  cas,  pour  qu'une  recommandation  ou  qu'un  projet  de 
Convention  soient  adoptös  au  vote  final  par  la  Conference,  une  majorit^  des 
deux  tiers  des  voix  des  D6l6gu6s  pr^sents  est  requise. 

En  formant  une  recommandation  ou  un  projet  de  Convention  d'une 
application  g6n6rale,  la  Conference  devra  avoir  regard  aux  pays  dans  les- 
quels  le  climat,  le  d^veloppement  incomplet  de  l'organisation  industrielle  ou 
d'autres  circonstances  particuli^res  rendent  les  conditions  de  l'industrie  essen- 
tiellement  diff^rentes,  et  eile  aura  ä  sugg^rer  telles  modifications  qu'elle 
consid6rerait  comme  pouvant  etre  n^cessaires  pour  r^pondre  aux  conditions 
propres  ä  ces  pays. 

Un  exemplaire  de  la  recommandation  ou  du  projet  de  Convention  sera 
signe  par  le  President  de  la  Conference  et  le  Directeur  et  sera  depose  entre 
les  mains  du  Secretaire  g^neral  de  la  Societe  des  Nations.  Celui-ci  commu- 
niquera  une  copie  certifi^e  conforme  de  la  recommandation  ou  du  projet  de 
Convention  ä  chacun  des  Membres. 

Chacun  des  Membres  s'engage  ä  soumettre  dans  un  deiai  d'un  an  ä 
partir  de  la  cloture  de  la  Session  de  la  Conference  (ou,  si  par  suite  de  cir- 
constances exceptionnelles,  il  est  impossible  de  proceder  dans  un  deiai  d'un 
an,  des  qu'il  sera  possible,  mais  jamais  plus  de  dix-huit  mois  apres  la  cloture 
de  la  Session  de  la  Conference),  la  recommandation  ou  le  projet  de  Convention 
ä  l'autorite  ou  aux  autorites  dans  la  competence  desquels  rentre  la  matiere, 
en  vue  de  la  transformer  en  loi  ou  de  prendre  des  mesures  d'un  autre  ordre. 

S'il  s'agit  d'une  recommandation,  les  Membres  informeront  le  Secretaire 
general  des  mesures  prises. 

S'il  s'agit  d'un  projet  de  Convention,  le  Membre  qui  aura  obtenu  le 
conseotement  de  l'autorite  ou  des  autorites  competentes,  communiquera  sa 
ratification  formelle  de  la  Convention  au  Secretaire  general  et  prendra  telles 
mesures  qui  seront  necessaires  pour  rendre  effectives  les  dispositions  de  ladite 
Convention. 

Si  une  recommandation  n'est  pas  suivie  d'un  acte  legislatif  ou  d'autres 
mesures  de  nature  ä  rendre  effective  cette  recommandation  ou  bien  si  un 
projet  de  Convention  ne  rencontre  pas  l'assentiment  de  l'autorite  ou  des 
autorites  dans  la  competence  desquelles  rentre  la  matiöre,  le  Membre  ne  sera 
soumis  ä  aucune  autre  Obligation. 

Dans  le  cas  oii  il  s'agit  d'un  Etat  federatif  dont  le  pouvoir  d'adherer 
ä  une  Convention  sur  des  objets  concernant  le  travail  est  soumis  i  certaines 
limitations.  le  Gouvernement  aura  le  droit  de  considerer  un  projet  de  Con- 
vention auquel  s'appliquent  ces  limitations  comme  une  simple  recommandation 
et  les  dispositions  du  present  article  en  ce  qui  regarde  les  recommandations 
s'appliqueront  dans  ce  cas. 

L'article  ci-dessus  sera  interprete  en  conformite  du  principe  suivant: 

En  aucun  cas  il  ne  sera  demande  ä  aucun  des  Membres.  comme  cun- 
sequence  de  l'adoption  par  la  Conference  d'une  recommandation  ou  d'un  projet 
de  Convention,  de  diminuer  la  protection  dejä  accordee  par  sa  legislation  aux 
travailleurs  dont  il  s'agit. 

Article  851. 
Toute  Convention  ainsi   ratifiee  sera  enregistree  par  le  Secretaire  gene- 
ral de  la  Societe  des  Nations,  mais  ne  Hera  que  les  Membres  qui  l'dut  ratifiee. 
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Article  3ö2. 

Tout  projet  qui,  dans  le  scrutin  final  sur  l'ensemble,  ne  recueillera  pas 
la  uiajorit6  des  deux  tiers  des  suffra^es  exprim^s  par  les  Membres  pr6sents 
peilt  faire  l'objet  d'une  Convention  particiiiiere  entre  ceux  des  Membres  de 
i'Organisation  permanente  qui  en  ont  le  d6sir. 

Toute  Convention  particuliöre  de  cette  nature  devra  Stre  communiqu6e 
par  les  Gouvernements  int6ress6s  au  Secrötaire  gänöral  de  la  Soci6t6  des 
Nations,  lequel  la  fera  enregistrer. 

Article  358. 
Chacun  des  Membres  s'engage  ä  präsenter  au  Bureau  international  du 
Travail  un  rapport  annuel  sur  les  mesures  prises  par  lui  pour  mettre  ä  ex6- 
cution  les  Conventions  auxquelles  il  a  adh6r6.  Ces  rapports  seront  rödigös 
sous  la  forme  indiqu(5e  par  le  Gonseil  d'administration  et  devront  contenir 
les  pr6cisions  demandöes  par  ce  dernier.  Le  Directeur  prösentera  un  r6sum6 
de  ces  rapports  ä  la  plus  prochaine  Session  de  la  Conference. 

Article  354. 
Toute  r^clamation  adress^e  au  Bureau  international  du  Travail  par  une 
Organisation  professionnelle  ouvri^re  ou  patronale  et  aux  termes  de  laquelle 
Tun  quelconque  des  Membres  n'aurait  pis  assurö  d'une  maniöre  satisfaisante 
Tex^cution  d'une  Convention  ä  laquelle  ledit  Membre  a  adh6r6e,  pourra  etre 
transmise  par  le  Couseil  d'administration  au  Gouvernement  mis  en  cause  et 
ce  Gouvernement  pourra  etre  invit6  ä  faire  sur  la  matifere  teile  d^claratioa 
qu'il  jugera  convenable. 

Article  355. 
Si  aucune  d^claration  n'est  re§ue  du  Gouvernement  mis  en  cause  dans 
un  döiai   raisonnable,    ou  si  la   döclaration  reqne  ne   parait   pas  satisfaisante 
au  Gonseil  d'administration,    ce   dernier   aura   le    droit  de  rendre  publique  la 
r^clamation  reQue  et,  le  cas  6ch6ant,  la  röponse  faite. 

Article  356. 

Chacun  des  Membres  pourra  d6poser  une  plainte  au  Bureau  internatio- 
nal du  Travail  contre  un  autre  Membre  qui,  ä  son  avis,  n'assurerait  pas 
d'une  maniere  satisfaisante  l'ex^cution  d'une  Convention  que  Tun  et  l'autre 
auraient  ratifi6e  en  vertu  des  articles  pr6c6dents. 

Le  Conseil  d'administration  peut,  s'il  le  juge  ä  propos,  et  avant  de 
saisir  une  Commission  d'enquete  selon  la  proc6Jure  indiqu6e  ci-apr^s,  se 
mettre  en  rapports  avec  le  Gouvernement  mis  en  cause  de  la  maniöre  indi- 
qu6e  ä  l'article  354. 

Si  le  Conseil  d'administration  ne  juge  pas  näcessaire  de  communiquer 
la  plainte  au  Gouvernement  mis  en  cause,  ou  si,  cette  communication  ayant 
6t6  faite,  aucune  röponse  ayant  satisfait  le  Conseil  d'administration  n'a  6t6 
regue  dans  un  d61ai  raisonnable,  le  Conseil  pourra  provoquer  la  formation 
d'une  Commission  d'enquete  qui  aura  mission  d'^ludier  la  question  souleväe 
et  de  döposer  un  rapport  ä  ce  sujet. 

La  mgme  proc^dure  pourra  etre  engag^e  par  le  Conseil,  soit  d'olfice, 
soit  sur  la  plainte  d'un  D6l6gu6  ä  la  Conference. 

Lorsqu'une  question  soulevöe  par  l'application  des  articles  .355  ou  356 
viendra  devant  le  Conseil  d'administration,  le  Gouvernement  mis  en  cause, 
s'il  n'a  pas  d^jä  un  Repräsentant  au  sein  du  Conseil  d'administration,  aura 
le  droit  de  d6signer  un  D616gu6  pour  prendre  part  aux  d61ib6rations  du 
Conseil  relatives  ä  cette  affaire.  La  date  ä  laquelle  ces  discussions  doivent 
avoir  lieu  sera  notiflöe  en  temps  utile  au  Gouvernement  mis  en  cause. 
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Article  357. 

La  Commission  d'enquSte  sera  constitu6e  de  la  mani^re  suivante: 

Chacun  des  Membres  s'engage  ä  d6si<iner,  dans  les  six  mois  qui  sui- 
vront  la  date  de  mise  en  vigueur  du  präsent  Trait6.  trois  personnes  comp6- 
tentes  en  matiöres  industrielles,  la  premiöre  repr6sentant  les  patrons,  la 
deuxi^me  reprösentant  les  travailleurs  et  la  troisi^me  ind6pendante  des  uns 
et  des  autres.  L'ensetnble  de  ces  persounes  formera  une  liste  sur  laquelle 
seront  choisis  les  membres  de  la  Commissioa  d'enquete. 

Le  Conseil  d'administration  aura  le  droit  de  v6rifier  les  titres  desdites 
personnes  et  de  refuser.  ä  la  majoritö  des  deux  tiers  des  suffrages  exprim6s 
par  les  Reprösentants  prösents,  la  nomination  de  Celles  dont  les  titres  ne 
satisferaient  pas  aux  prescriptions  du  präsent  ariicle. 

Sur  la  demande  du  Conseil  d'administration.  le  Secr6taire  g6n6ral  de 
la  Soci6t6  des  Nations  dösignera  trois  personnes  respectivement  choisies  dans 
chacune  des  trois  calögories  de  la  liste  pour  constltuer  la  Commission  d'en- 
quete et  d^signera,  en  outre,  l'une  de  ces  trois  personnes  pour  prösider  ladite 
Commission.  Aucune  des  trois  personnes  ainsi  dösign^es  ne  pourra  relever 
d'un  des  Membres  directement  int6ress6s  ä  la  plainte. 

Article  358. 

Dans  le  cas  oü  une  plainte  serait  renvoj'^e,  en  vertu  de  Tarticle  356,  devant 
une  Commission  d'enquete,  chacun  des  Membres,  qu'il  soit  ou  non  directement 
int6ress6  ä  la  plainte,  s'engage  ä  mettre  ä  la  disposition  de  la  Commission 
tonte  Information  qui  se  trouverait  en  sa  possession  relativement  ä  l'objet 
de  la  plainte. 

Article  359. 

La  Commission  d'enquete,  apr^s  un  examen  approfondi  de  la  plainte, 
r6digera  un  rapport  dans  lequel  eile  consignera  ses  constatations  sur  tous 
les  points  de  fait  permettant  de  pröciser  la  port6e  de  la  contestation,  ainsi 
que  les  recommandations  qu'elle  croira  devoir  formuler  quant  aux  mesures 
ä  prendre  pour  donner  satisfaction  au  Gouvernement  plaignant  et  quant  aux 
d61ais  dans  lesquels  ces  mesures  devraient  etre  prises. 

Ce  rapport  indiquera  6galement,  le  cas  6ch6ant,  les  sanctions  d'ordre 
6conomique  contre  le  Gouvernement  mis  en  cause  que  la  Commission  jugerait 
convenables  et  dont  l'application  par  les  autres  Gouvernements  lui  paraiirait 
justifiöe. 

Article  360. 

Le  Secr^taire  g6n6ral  de  la  Soci6t6  des  Nations  communiqiiera  le  rapport 
de  la  Commission  d'enquete  ä  chacun  des  Gouvernements  initSress^s  dans  le 
diff6rend  et  en  assurera  la  publicaiion. 

Chacun  des  Gouvernements  int6ress6s  devra  signifier  au  Secr^taire 
gön^ral  de  la  Soci6t6  des  Nations,  dans  le  d^lai  d'un  mois.  s'il  accepte  uu 
non  les  recommandations  contenues  dans  le  rapport  de  la  Commission.  et. 
au  cas  oü  il  ne  les  accepte  pas,  *s'il  dösire  soumettre  le  difft-rend  ä  la  Cour 
permanente  de  justice  internationale  de  la  Soci^te  des  Naticms. 

Article  361. 
Dans  le  cas  oü  Tun  des  Membres  ne  prendrait  pas,  relativement  ä  une 
recommandation    ou    ä    un    projet    de    Convention,    les    mesures   prescrites    ä 
l'article  350,    tont   autre  Membre   aura   le    droit   d'en  röf^rer  i  la  Cour  per- 
manente de  justice  internationale. 

Article  362. 
La  d6cision  de  la  Cour  permanente  de  justice  internationale  concornant 
nne  plainte   ou   une   question   qui   lui  aurait  6t6  soumise  conform6ment  aux 
articles  360  ou  361  ne  sera  pas  susceptible  d'appel. 
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Article  363. 

Les  conclusions  ou  recommandations  Eventuelles  de  la  Commission 
d'enquete  pourront  etre  confirmöes,  amend^es  ou  annul6es  par  la  Cour  per- 
manente de  justice  internationale,  laquelle  devra,  le  cas  6ch6ant,  indiquer  les 
sanctions  d'ordre  ßconomique  qu'elle  croirait  convenable  de  prendre  ä  Tencontre 
d'un  Gouvernement  en  faute,  et  dont  l'application  par  les  autres  Gouverne- 
ments en  faute,  et  dont  l'application  par  les  autres  Gouvernements  lui  paraitrait 
justifiöe. 

Article  364. 

Si  un  Membre  quelconque  ne  se  conforme  pas  dans  le  d6lai  prescrit  aux 
recommandations  6ventuellement  contenues  soit  dans  le  rapport  de  la  Com- 
mission d'enqufite,  soit  dans  la  döcision  de  la  Cour  permanente  de  justice 
internationale,  tout  autre  Membre  pourra  appliquer  audit  Membre  les  sanctions 
d'ordre  6conomique  que  le  rapport  de  la  Commission  ou  la  d6cision  de  la 
Cour  auront  däclaröes  applicables  en  l'esp^ce. 

Article  365. 
Le  Gouvernement  en  faute  peut,  ä  tout  moment,  informer  le  Conseil 
d'administration  qu'il  a  pris  les  mesures  nöcessaires  pour  se  conformer  soit 
aux  recommandations  de  la  Commission  d'enquete,  soit  ä  Celles  contenues 
dans  la  d^cision  de  la  Cour  permanente  de  justice  internationale,  et  peut 
demander  au  Conseil  de  bien  vouloir  faire  constituer  par  le  Secrötaire  g6n6ral 
de  la  Soci6t6  des  Nations  une  Commission  d'enquete  charg6e  de  v6rifier  ses 
dires.  Dans  ce  cas  les  stipulations  des  articles  357,  358,  359,  360,  362  et 
363  s'appliqueront,  et  si  le  rapport  de  la  Commission  d'enquete  ou  la  döcision 
de  la  Cour  permanente  de  Justice  internationale  sont  favorables  au  Gouverne- 
ment en  faute,  les  autres  Gouvernements  devront  aussitot  rapporter  les  me- 
sures d'ordre  Economique  qu'ils  auront  prises  ä  l'encontre  dudit  Etat. 

Chapitre  III. 
Prescriptions   G6n6rales. 

Article  366. 

Les  Membres  s'engagent  ä  appliquer  les  Conventions  auxquelles  ils 
auront  adhörö,  conform^ment  aux  stipulations  de  la  präsente  Partie  du  prä- 
sent TraitE,  ä  Celles  de  leurs  colonies  ou  possessions  et  ä  ceux  de  leurs  pro- 
tectorats  qui  ne  se  gouvernent  pas  pleinement  eux-memes,  cela  sous  les 
reserves  suivantes : 

1*^  Que  la  Convention  ne  soit  pas  rendue  inapplicable  par  les  conditions 
locales ; 

2*^  Que  les  modifications  qui  seraient  n^cessaires  pour  adapter  la  Con- 
vention aux  conditions  locales  puissent  etre  introduites  dans  celle-ci. 

Chacun  des  Membres  devra  notifier  au  Bureau  international  du  Travail 
la  döcision  qu'il  se  propose  de  prendre  en  ce  qui  concerne  chacune  de  ses 
colonies  ou  possessions  ou  chacun  de  ses  protectorats  ne  se  gouvernant  pas 
pleinement  eux-memes. 

Article  367. 

Les  amendements  ä  la  präsente  Partie  du  präsent  TraitE,  qui  seront 
adoptös  par  la  Conference  ä  la  majoritö  des  deux  tiers  des  suHrages  Emis  par 
les  D6l6gu6s  prösents,  deviendront  ex6cutoires  lorsqu'ils  auront  6t6  ratifiös 
par  les  lltats  dont  les  repräsentants  forment  le  Conseil  de  la  Soci6t6  des 
Nations  et  par  les  trois  quarts  des  Membres. 

Article  368. 
Toutes  questions  ou  diflficultös  relatives  ä  l'interprEtation  de  la  präsente 
Partie  du  präsent  Trait6   et  des  Conventions  ult^rieurement  conclues  par  les 
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Membres,   en   vertu   de  ladite  Partie,   seront  soumises  ä  Tappröciation   de  la 
Cour  permanente  de  justice  internationale. 

Chapitre  IV. 
Mesures  Transitoires. 
Article  369. 
La  premi^re  Session  de  la  Conference  aura  lieu  au  mois  d'octobre  1919. 
Le  lieu  et  l'ordre  du  jour  de  la  Session  sont  arret^s  dans  l'Annexe  ci-jointe. 
La  convocation  et  l'organisation  de  cette  premi^re  session  seront  assuröes 
par  le  Gouvernement  d^signö  ä  cet  eSet  dans  ladite  Annexe.  Le  Gouvernement 
sera  assist6,  en  ce  qui  concerne  la  pr^paration  des  documents,  par  une  Com- 
mission  internationale  dont  les  Membres  seront  d6sign6s  ä  la  meme  Annexe. 
Les  frais  de  cette  premiöre  session  et  de  toute  Session  ult^rieure  jusqu'au 
moment  oii  les  cr6dits  nöcessaires  auront  pu  etre  inscrits   au   budget  de   la 
Society  des  Nations,  ä  l'exception  des  frais  de  döplacement  des  d616gu6s  et  des 
conseillers  techniques,  seront  r^partis  entre  les  Membres  dans  les  proportions 
etablies  pour  le  Bureau  international  de  l'ünion  postale  universelle. 

Article  370. 
Jusqu'ä  ce  que  la  Soci^te  des  Nations  ait  6t6  constitu^e,  toutes  Communi- 
cations  qui   devraient   etre   adressöes,    en   vertu   des   articles  pr^cedents,    au 
Secrötaire  gönöral  de  la  Soci^te  seront  conserv6es  par  le  Directeur  du  Bureau 
international  du  Travail,  lequel  en  donnera  connaissance  au  Secr^taire  g6n6ral. 

Article  371. 
Jusqu'ä   la   cröation   de   la   Cour  permanente  de  justice  internationale, 
les  differends    qui    doivent  lui  etre  soumis  en  vertu  de  la  präsente  Partie  du 
präsent  Traite  seront  deför^s  ä  un  tribunal  form6  de  trois  personnes  d^sign^es 
par  le  Conseil  de  la  Soci6t6  des  Nations. 

Annexe. 
Premiere  Session  de  la  Conference  du  Travail,  1919. 

Le  lieu  de  la  Conference  sera  Washington. 

Le  Gouvernement  des  Etats-Unis  d'Amerique  sera  pri6  de  convoquer  la 
Conference. 

Le  Comite  international  d'organisation  sera  compose  de  sept  personnes 
designees  respectivement  par  les  Gouvernements  des  Etats-Unis,  de  la  Grande- 
Bretagne,  de  la  France,  d'Italie,  du  Japon,  de  la  Belgique  et  de  la  Suisse. 
Le  Comite  pourra,  s'il  le  juge  necessaire,  inviter  d'autres  Membres  ä  se  faire 
representer  dans  son  sein. 

L'ordre  du  jour  sera  le  suivant : 

1*^  Application  du  principe  de  la  journee  de  huit  heures  ou  de  la  semaine 
de  quarante-huit  heures ; 

2"  Questions  relatives  aux  moyens  de  prevenir  le  chömage  et  de  remedier 
ä  ses  consequences; 

3"  Emploi  des  femmes : 

a)  Avant  ou  apr^s  Taccouchement  (y  compris  la  question  de  Tindemnite  de 
maternite), 

b)  Pendant  la  nuit, 

c)  Dans  les  travaux  insalubres; 
4''  Emploi  des  enfants: 

a)  Age  d'admission  du  travail, 

b)  Travaux  de  nuit, 

c)  Travaux  insalubres; 

5*^  Extension  et  application  des  Conventions  internationales  adoptöes  i 
Berne  en  190(5   sur   l'interdiction    du   travail   de   nuit  des  femmes  empioyees 
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dans  l'industrie  et  l'interdiction  de  l'emploi  du  phosphore  blanc  (jaune)  dans 
l'industrie  des  allumettes. 

Sectiou  II. 

Principes  G6n6raux. 

Article  372. 

Les  Hautes  Parties  Contractantes  reconnaissant  que  le  bien-otre  pbysique, 
moral  et  intellectuel  des  travailleurs  salariös  est  d'uue  importance  essentielle 
au  point  de  vue  international,  ont  ötabli,  pour  parvenir  k  ce  but  61ev6, 
rorjianisme  permanent  pr6vu  ä  la  Seciion  I  et  associöe  ä  celui  de  la  Soci6t6 
des  Kations. 

EUes  reconnaissent  que  les  diffärences  de  climat,  de  moeurs  et  d'usages 
d'opportunit^  öconomique  et  de  tradition  industrielle  rendent  difficile  ä 
atteindre,  d'une  maniöre  immödiate,  l'uniformitö  absolue  dans  les  conditions 
du  travail.  Mais,  persuad^es  qu'elles  sont  que  le  travail  nc  doit  pas  etre 
consid6r6e  simplement  couime  un  article  de  commerce,  elles  pensent  qu'il  y 
a  des  m6thodes  et  des  principes  pour  la  r^^lementation  des  conditions  de 
travail  que  toutes  les  comrauuautös  industrielles  devraient  s'efforcer  d'appli- 
quer,  autant  que  les  circonstances  speciales  dans  lesquelles  elles  pourraient 
se  trouver,  le  permettraient. 

Parmi  ces  m^thodes  et  principes,  les  suivants  paraissent  aux  Hautes 
Parties  Contractantes  etre  d'une  importance  particuli6re  et  urgente: 

l*'  Le  principe  dirigeant  ci-dessus  6nonce  que  le  travail  ne  doit  pas  etre 
consid6r6    simplement   comme   une    marchandise   ou    un    article  de  commerce. 

2*^  Le  droit  d'association  en  vue  de  tous  objets  non  contraires  aux  lois, 
aussi  bien  pour  les  salariös  que  pour  les  employeurs. 

3^  Le  payement  aux  travailleurs  d'un  salaire  leur  assurant  un  niveau 
de  vie  convenable  tel  qu'on  le  comprend    dans  leur  temps  et  dans  leur  pays. 

40  L'adoption  de  la  journ6e  de  huit  heures  ou  de  la  semaine  de  quarante- 
huit  heures    comme  but  ä  atteindre  partout  oü  il  n'a  pas  encore  6t6  obtenu. 

5*^  L'adoption  d'un  repos  hebdomadaire  de  vingt-quatre  heures  au  mini- 
mum,  qui  devrait  comprendre  le  dimanche  toutes  les  fois  que  ce  sera  possible. 

6*^  La  suppression  du  travail  des  enfants  et  l'obligation  d'apporter  au 
travail  des  jeunes  gens  des  deux  sexes  les  limitations  nöcessaires  pour  leur 
permettre  de  continuer  leur  öducation  et  d'assurer  leur  d^veloppement  physique. 

70  Le  principe  du  salaire  6gal,  sans  distinction  de  sexe,  pour  un  travail 
de  valeur  ögale. 

8*^  Les  r^gles  6dict6es  dans  chaque  pays  au  sujet  des  conditions  du 
travail  devront  assurer  un  traitement  6conomique  öquitable  ä  tous  les  travail- 
leurs rösidant  lögfilement  dans  le  pays 

9*^  Chaque  Etat  devra  organiser  un  Service  d'inspection,  qui  comprendra 
des  femmes,  afin  d'assurer  i'application  des  lois  et  r^glements  pour  la  protection 
des  travailleurs. 

Sans  proclamer  que  ces  principes  et  ces  möthodes  sont  ou  complets,  ou 
döfinitifs,  les  Hautes  Parties  Contractantes  sont  d'avis  qu'ils  sont  propres  ä 
guider  la  politique  de  la  Soci6t6  des  Nations;  et  que,  s'ils  sont  adoptös  par 
les  communaut6s  industrielles  qui  sont  Metnbres  de  la  Soci^tö  des  Nations, 
et  s'ils  sont  maintenus  intacts  dans  la  pratique  par  un  corps  appropri6 
d'inspecteurs,  ils  r6pandront  des  bienfaits  permanents  sur  les  salariös  du  monde. 

Partie  XIV. 

Clauses  Diverses. 

Article  373. 
L' Antriebe  s'engage  ä  reconnaitre  et  agr6er  les  Conventions  pass6es  ou 
ä  passer  par  les  Puissances  alli6es  et  assocl^es  ou  certaines  d'entre  elles  avec 
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toute  autre  Puissance,  relativement  au  commerce  des  armes  et  des  spiritueux 
ainsi  qu'aux  autres  matiöres  traitöes  dans  les  Actes  g6n6raux  de  Berlin  du 
26  fövrier  1885  et  de  Bruxelles  du  2  juillet  1890,  et  les  Conventions  qui  les 
ont  compl6t6es  ou  modifi^es. 

Article  374. 

Les  Hautes  Parties  Contractantes  reconnaissent  avoir  pris  connaissance 
et  dönner  acte  du  Trait6  signö  par  le  Gouvernement  de  la  R6publique  frangaise 
le  17  juillet  1918  avec  son  Altesse  S6r6nissime  le  Prince  de  Monaco,  et  d6- 
finissant  les  rapports  de  la  France  et  de  la  Principaut^. 

Article  375. 

Les  Hautes  Parties  Contractantes,  tout  en  reconnaissant  les  garanties 
stipulöes  en  faveur  de  la  Suisse  par  les  trait^s  de  1815  et  notamment  l'Acte 
du  20  novembre  1815,  garanties  qui  constituent  des  engagements  internationaux 
pour  le  maintien  de  la  paix,  constatent  cependant  que  les  stipulations  de  ces 
iraitäs  et  Conventions,  d^clarations  et  autres  actes  compl^mentaires  relatifs 
ä  la  zone  neutralisöe  de  Savoie,  teile  qu'elle  est  dötermin^e  par  l'alin^a  1  de 
l'article  92  de  l'Acte  final  du  Congräs  de  Vienne  et  par  l'alin^a  2  de  l'article  3 
du  Traitö  de  Paris  du  20  novembre  1815,  ne  correspondent  plus  aux  circon- 
stances  actuelles.  En  cons6quence,  les  Hautes  Parties  contractantes  prennent 
acte  de  l'accord  intervenu  entre  le  Gouvernement  fran^ais  et  le  Gouvernement 
suisse  pour  l'abrogation  des  stipulations  relatives  ä  cette  zone  qui  sont  et 
demeurent  abrogöes. 

Les  Hautes  Parties  Contractantes  reconnaissant  de  mßme  que  les  stipu- 
lations des  traitös  de  1815  et  des  autres  actes  compl^mentaires  relatifs  aux 
zones  franches  de  la  Haute-Savoie  et  du  pays  de  Gex  correspondent  plus  aux 
circonstances  actuelles  et  qu'il  appartient  ä  la  France  et  ä  la  Suisse  de  regier 
entre  elles,  dun  comniun  accord,  le  regime  de  ces  territoires,  dans  les  con- 
ditions  jug6es  opportunes  par  les  deux  pays. 

Annexe. 
I. 
Le  Conseil  föderal  suisse  a  fait  connaitre  au  Gouvernement  frangais  en 
date  du  5  mai  1919,  qu'apr^s  avoir  examin6  dans  un  mßme  esprit  de  sinc^re 
amiti6,  la  disposition  de  l'article  435  des  Conditions  de  paix  pr6sent6es  ä,  l'Alle- 
magne  par  les  Puissances  alli^es  et  associöes,  il  a  6t6  assez  heureux  pour  arriver 
k  la  conclusion  qu'il  lui  6tait  possible  d'y  acquiescer  sous  les  consid^rations 
et  r6serves  suivantes : 

1*^  Zone  neutralis6e  de  la  Haute-Savoie: 

a)  H  sera  entendu  qu'aussi  longtemps  que  les  Chambres  f^dt^rales  n'auront 
pas  ratifiö  l'accord  intervenu  entre  les  deux  Gouvernements  concernant  l'abro- 
gation des  stipulations  relatives  ä  la  zone  neutralis6e  de  Savoie,  il  n'y  aura 
rien  de  d^finitif  de  part  ni  d'autre  k  se  sujet. 

b)  L'assentiment  donnö  par  le  Gouvernement  suisse  k  l'abrogation  des 
stipulations  susmentionnöes  prösuppose,  conformtJment  au  texte  adoptiS,  la 
reconnaissance  des  garanties  forniulöes  en  faveur  de  la  Suisse  par  les  trait^s 
de  1815  et  notamment  par  la  döclaration  du  20  novembre  1815. 

c)  L'accord  entre  les  Gouvernements  franrais  et  suisse  pour  l'abrogation 
des  stipulations  susmentionnßes  ne  sera  consid^rö  comme  valable  que  si  le 
Traitö  de  Paix  contient  l'article  tel  qu'il  a  »516  r^digö.  En  outre,  les  Parties 
contractantes  du  Trait6  de  Paix  devront  chorcher  t\  obtenir  le  consentement 
des  Puissances  signataires  des  traitös  de  1815  et  de  la  Dt5claration  du 
20  novembre   1815,  qui  ne  sont  pas  signataires  du  Trait6  de  Paix  actuel. 

2"  Zone  franclie  de  la  Haute-Savoie  et  du  pays  de  Gtx : 
a)  Le  Cüns(  il  f(5d(f'ral  döclare  faire  les  leserves  Ks  plus  exprtsses  en  ce  qui  con- 
cerne  l'interprötation  ä  donner  i\  la  declaration  mcntiouuöe  au  deruier  aljn^a 
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de  l'article  ci-dessus  k  ins^rer  dans  le  Trait6  de  Paix,  oü  il  est  dit  que  „les 
stipulations  des  traitös  de  1815  et  des  autres  actes  compl^mentaires  relatifs 
aux  zones  franches  de  la  Haute-Savoie  et  du  Pays  de  Gex  ne  correspondent 
plus  aux  circonstances  actuelles".  Le  Gonseil  f6d6ral  ne  voudrait  pas,  en  effet, 
que  de  son  adhösion  ä  cette  r6daction  il  pöt  etre  conclu  qu'il  se  rallierait  k 
la  suppression  d'une  Institution  ayant  pour  but  de  placer  des  contr6es  yoisines 
au  b^Döfice  d'un  regime  special  appropri6  ä  leur  Situation  g6ographique  et 
6conomique  et  qui  a  fait  ses  preuves.  Dans  la  pens6e  du  Conseil  föderal,  il 
s'agirait  non  pas  de  modifier  la  structure  douaniöre  des  zones,  teile  qu'elle  a 
6t6  Institute  par  les  traitös  susmentionn6es  mais  uniquement  de  regier  d'une 
faCj^on  mieux  appropri^e  aux  conditions  6conomiques  actuelles  les  modalitös  des 
Behanges  entre  les  rögions  int^ress^s.  Les  observations  qui  pr6c6dent  ont  6t6 
inspir^es  au  Conseil  föderal  par  la  lecture  du  projet  de  Convention  relatif  ä  la 
Constitution  future  des  zones,  qui  se  trouvait  annex6  ä  la  note  du  Gouverne- 
ment frangais  dat6e  du  26  avril.  Tout  en  faisant  les  r6serves  susmentionn6es, 
le  Conseil  föderal  se  döclare  pret  ä  examiner  dans  l'esprit  le  plus  amical  toutes 
les  propositions  qu  le  Gouvernement  frangais  jugera  k  propos  de  lui  faire  a 
ce  sujet. 

b)  II  est  admis  que  les  stipulations  des  trait6s  de  1815  et  autres  actes 
complömentaires  concernant  des  zones  franches  resteront  en  vigueur  jusqu'au 
moment  oü  un  nouvel  arrangement  sera  intervenu  entre  la  Suisse  et  la  France 
pour  regier  le  regime  de  ces  territoires. 

IL 

Le  Gouvernement  frangais  a  adress6  au  Gouvernement  suisse,  le  18  mai 
1919,  la  note  ci-apr^s  en  r^ponse  ä  la  Communication  rapportöe  au  paragraphe 
pröcädent : 

Par  une  note  en  date  du  5  mai  dernier,  la  Lögation  de  Suisse  ä  Paris 
a  bien  voulu  faire  connaitre  au  Gouvernement  de  la  R6publique  frangaise  l'ad- 
h6sion  du  Gouvernement  föderal  au  projet  d'article  ä  insärer  dans  le  Trait6 
de  Paix  entre  les  Gouvernements  alli6s  et  associ6s,  d'une  part,  et  l'AUemagne 
d'autre  part. 

Le  Gouvernement  frangais  a  pris  trfes  volontiers  acte  de  Taccord  ainsi 
intervenu,  et,  sur  sa  demande,  le  projet  d'article  en  question,  acceptö  par  les 
Gouvernements  alliös  et  associös,  a  6t6  ins6r6  sous  le  Nr.  435  dans  les  con- 
ditions de  paix  pr6sent6es  aux  Plönipotentiaires  allemands. 

Le  Gouvernement  suisse  a  formulö,  dans  sa  note  du  5  mai  sur  cette 
question,  diverses  considörations  et  r^serves. 

En  ce  qui  concerne  Celles  de  ces  observations  qui  sont  relatives  aux 
zones  franches  de  la  Haute-Savoie  et  du  Pays  de  Gex,  le  Gouvernement 
frangais  a  l'honneur  de  faire  remarquer  que  la  stipulation  qui  fait  l'objet  du 
dernier  alinöa  de  l'article  435,  est  d'une  teile  clartö  qu'aucun  doute  ne  saurait 
gtre  6mis  sur  sa  portöe,  spöcialement  en  ce  qui  concerne  le  d6sint6ressement 
qu'elle  implique  dösormais  ä  l'^gard  de  cette  question  de  la  part  des  Puissances 
autres  que  la  France  et  la  Suisse. 

En  ce  qui  la  concerne,  le  Gouvernement  de  la  Röpublique  soucieux  de 
veiller  sur  les  intörets  des  territoires  frangais  dont  il  s'agit  et  s'inspirant 
k  cet  6gard  de  leur  Situation  particuliere,  ne  perd  pas  de  vue  l'utilit^  de 
leur  assurer  un  regime  douanier  appropri6,  et  de  regier  d'une  fa^on  röpondant 
mieux  aux  circonstances  actuelles  les  modalitös  des  Behanges  entre  ces 
territoires  et  les  territoires  suisses  voisins,  en  tenant  compte  des  intärets 
röciproques. 

II  va  de  soi  que  cela  ne  saurait  en  rien  porter  atteinte  au  droit  de  la 
France  d'6tablir  dans  cette  rögion  sa  ligne  douaniöre  ä  sa  frontiere  politique 
ainsi  qu'il  est  fait  sur  les  autres  parties  de  ses  limites  territoriales  et  ainsi 
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que   la  Suisse  l'a   fait   elle-m§me   depuis   longtemps   sur  ses   propres  limites 
dans  cette  r6gion. 

Le  Gouvernement  de  la  Röpubliqae  prend  tr^s  volontiers  acte  propos 
des  dispositions  amicales  dans  lesquelles  le  Gouvernement  suisse  se  d^clare 
pret  ä  examiner  toutes  les  propositions  fran^aises,  faites  en  vue  de  l'arrange- 
ment  ä  substituer  au  regime  actuel  desdites  zones  franches,  et  que  le 
Gouvernement  fran^ais  entend  formuler  dans  le  meme  esprit  amical. 

D'autre  part,  le  Gouvernement  de  la  Röpublique  ne  doute  pas  que  le 
maintien  provisoire  du  regime  de  1815,  relatif  aux  zones  franches,  vis6  par 
cet  alinöa  de  la  note  de  la  L6gation  de  Suisse  du  5  mal,  et  qui  a  ävidemment 
pour  motif  de  mönager  le  passage  du  regime  actuel  au  regime  conventionnel 
ne  constituera  en  aucune  fa^on  une  cause  de  retard  ä  l'ötablissement  du  nouvel 
6tat  de  choses  reconnu  nöcessaire  par  les  deux  Gouvernements  La  meme 
Observation  s'applique  ä  la  ratification  par  les  Chambres  f6d6rales  pr6vue  ä 
l'alinöa  A  du  primo  de  la  note  suisse  du  5  mai,  sous  la  rubrique  ,zone  neu- 
tralisöe  de  la  Haute-Savoie". 

Article  376. 

Les  Puissances  alli^es  et  associäes  conviennent  que,  lorsque  des  missions 
religieuses  chr6tiennes  6taient  entretenues  par  des  soci6t6s  ou  par  des  personnes 
autrichiennes  sur  des  territoires  leur  appartenant  ou  confiös  ä  leur  Gouvernement 
en  conformitö  du  präsent  Traitö,  les  propriöt^s  de  ces  missions  ou  soci6t6s 
de  missions,  y  compris  les  propri6t6s  des  soci6t6s  de  commerce  dont  les  profits 
sont  affect6s  ä  l'entretien  des  missions,  devront  continuer  ä  recevoir  une 
affectation  de  mission.  A  l'effet  d'assurer  la  bonne  ex6cution  de  cet  engage- 
ment,  les  Gouvernements  alli^s  et  associös  remettront  lesdites  propri6t6s  ä 
des  Conseils  d'administration,  nommös  ou  approuv6s  par  les  Gouvernements 
et  composös  de  personnes  ayant  les  croyances  religieuses  de  la  mission,  dont 
la  propri6t6  est  en  question. 

Les  Gouvernements  alli^s  et  associ6s,  en  continuant  d'exercer  un  plein 
controle  en  ce  qui  concerne  les  personnes  par  lesquelles  ces  missions  sont 
dirigäes.  sauvegarderont  les  int^rets  de  ces  missions. 

L'Autriche,  donnant  acte  des  engagements  qui  pr6cödent,  d^clare  agröer 
tous  arrangements  pass6s  ou  ä  passer  par  les  Gouvernements  alli6s  et  associ6s 
int6ress6s  pour  l'accomplissement  de  l'oeuvre  desdites  missions  ou  soci6t6s  de 
commerce  et  se  dösiste  de  toutes  röclamations  ä  leur  ägard. 

Article  377. 

Sous  r^serve  des  dispositions  du  präsent  Trait6,  1' Antriebe  s'engage  ä 
ne  prc^senter,  directement  ou  indirectement,  contre  aucune  des  Puissances 
alli6es  et  associöes,  signataires  du  präsent  Trait6,  aucune  r^clamation  pt5cu- 
niaire.  pour  aucun  fait  ant6rieur  ä  la  mise  en  vigueur  du  präsent  Trait^. 

La  präsente  stipulation  vaudra  dösistement  complet  et  d<§tinitif  de  toutes 
r^clamations  de  cette  nature,  d^sormais  6teintes,  quels  qu'en  suient  les  int^r- 
ess^s. 

Article  378. 

L'Autriche  accepte  et  recounait  comme  vaiables  et  obligatoires  toutes 
d^cisions  et  tous  ordres  concernant  les  navires  austro-hongrois  et  les  mar- 
chandises  autrichiennes  ainsi  que  toutes  d6cisions  et  ordres  relatifs  au  paye- 
ment  des  frais  et  rendus  par  l'une  quelconque  des  juridictions  de  prises  des 
Puissances  alliöes  et  associ^es  et  s'engage  ä  ne  präsenter  au  nom  de  ses 
nationaux  aucune  röclamation  relativemeut  k  ces  d^cisions  ou  ordres. 

Les  Puissances  alli6es  et  associ^es  se  r^servent  le  droit  d'examiner, 
dans  telles  conditions  qu'elles  döterraineront,  les  dt^cisions  et  ordres  des  juri- 
dictions austro-hongroises  en  matiCsre  de  prises,  que  ces  d^cisions  et  ordres 
aSectent  les  droits  de  propri^t6  des  ressortissants  desdites  Puissances  ou  coux 
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des  ressortissants  neutres.  L'Autriche  s'entfa«e  ä  fournir  de  copies  de  tous 
les  documents  constituant  le  dossier  des  affaires,  y  compris  les  döcisions  et 
ordres  rendus,  ainsi  qu'ä.  accepter  et  ex6cuter  les  recommandations  pr6sent6e8 
aprfes  ledit  examen  des  affaires. 

Article  379. 

Les  Haates  Parties  Contractantes  conviennent  qn'en  l'absence  de  stipu- 
lations  ult^rieures  contraires,  le  President  de  tonte  Commission  6tablie  par 
ie  präsent  Trait6  aura  droit,  en  cas  de  partage  des  voix,  ä  6mettre  an 
second  vote. 

Article  380. 

Sauf  disposition  contraire  du  präsent  Traitö,  dans  tous  les  cas  oü  ledit 
Trait6  pr^voit  le  r^glement  d'une  question  particuliöre  ä  certains  Etats  au 
moyen  d'une  Convention  speciale  ä  conclure  entre  les  Etats  int6ress6s,  il  est 
et  demeure  entendu  entre  les  Hautes  Parties  Contractantes  que  les  difficultös, 
qui  viendraient  ä  surgir  ä  cet  6gard,  seraient  r6gl6es  par  les  Principaies 
Puissances  alliöes  et  associöes,  jusqu'ä  ce  que  l'Autriche  soit  admise  comme 
Membre  de  la  Soci^tö  des  Nations. 

Article  381. 

L'expression  du  präsent  Trait6  „ancien  Empire  d'Autriche"  comprend 
la  Bosnie  et  THerzögovine,  ä  moins  que  le  texte  indique  le  contraire.  Cette 
stipulation  ne  porte  pas  atteinte  aux  droits  et  obligations  de  la  Hongrie 
relativement  ä  ces  deux  territoires. 

Le  präsent  Traitö,  r6dig6  en  frangais,  en  anglais  et  en  Italien  sera 
ratifiö.  En  cas  de  divergence,  le  texte  frangais  fera  foi,  exceptö  dans  la 
Partie  I  (Pacte  de  la  Soci6t6  des  Nations)  et  la  Partie  XIII  (Travail)  dans 
lesquelles  les  textes  frangais  et  anglais  auront  meme  valeur. 

Le  d6p6t  des  ratifications  sera  effectuö  ä  Paris,  le  plus  tot  qu'il  sera 
possible. 

Les  Puissances,  dont  le  Gouvernement  a  son  si^ge  hors  d'Europe,  auront 
la  facult^  de  se  borner  ä  faire  connaitre  au  Gouvernement  de  la  Eöpublique 
frangaise,  par  leur  repr^sentant  diplomatique  ä  Paris,  que  leur  ratification 
a  6t6  donnöe  et,  dans  ce  cas,  elles  devront  en  transmeltre  l'instrument  aussitöt 
que  faire  se  pourra, 

ün  Premier  proc^s-verbal  de  däpot  des  ratifications  sera  dress6  d^s  que 
le  Trait6  aura  6t6  ratifiö  par  la  Röpublique  d'Autriche  d'une  part  et  par 
trois  des  Principaies  Puissances  alliöes  et  associöes  d'autre  part. 

D^s  la  date  de  ce  premier  proc^s-verbal.  le  Traitö  entrera  en  vigueur 
entre  les  Hautes  Parties  Contractantes,  qui  l'auront  ainsi  ratifiö. 

Pour  le  calcul  de  tous  d^lais  pr^vus  par  le  p'^sent  Traitö  cette  date 
sera  la  date  de  mise  en  vigueur. 

A  tous  autre  6gard  le  Trait6  entrera  en  vigueur  pour  chaque  Puis- 
sance,  ä  la  date  du  döpot  de  sa  ratification. 

Le  Gouvernement  frangais  remettra  ä  toutes  les  Puissances  signataires 
une  copie  certifiöe  conforme  des  proc^s-verbaux  de  döpot  des  ratifications. 

En  foi  de  quoi,  les  Pl6nipotentiaires  susnommös  ant  sign6  le  präsent 
Trait6. 

Fait  ä  Saint- Germain,  le  dix  Septem bre  mil  neuf  cent  dix-neuf  en  un 
seul  exemplaire  qui  lesttra  d6pos6  dans  les  archives  du  Gouvernement  de  la 
R6publique  frai  ^aise  et  dont  les  exp6ditions  authentiques  seront  remises  ä 
chacune  des.  Puibsauces  signataires. 

(Folgen  die  Unterschriften.) 
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Protocole. 

En  vue  de  pr6ciser  les  conditions  dans  lesquelles  devront  6tre  ex6cut6es 
certaines  clauses  du  Traitö  sign6  h  la  date  de  ce  jour,  il  est  entendu  entre 
les  Hautes  Parties  Contractantes  que : 

1^  La  liste  des  personnes  que,  conform6ment  ä  l'article  173,  alin6a  2, 
TAutriche  devra  livrer  aux  Puissances  alliöes  et  associöes,  sera  adress6e  au 
Gouvernement  autrichien  dans  le  mois  qui  suivra  la  mise  en  vigueur  du  Trait6  ; 

'2^  La  Commission  des  r^parations  pr6vue  ä  l'article  186  et  aux  para- 
graphes  2,  3  et  4  de  l'Annexe  IV,  ainsi  que  la  Section  speciale  qui  est  prövue 
ä  l'article  179,  ne  pourront  exiger  la  divulgation  de  secrets  de  fabrication  ou 
d'autres  renseignements  confidentiels ; 

30  Dhs  la  signature  du  Traitö  et  dans  les  quatre  mois  qui  suivront, 
l'Autriche  aura  la  possibilit6  de  präsenter  ä  Texamen  des  Puissances  alliöes 
et  associäes  des  documents  et  des  propositions  ä  l'efiet  de  häter  le  travail 
relatif  aux  räparations,  d'abräger  ainsi  l'enquete  et  d'accölärer  les  döcisions; 

4"  Des  poursuites  seront  exercöes  contre  les  personnes  qui  auraient 
commis  des  actes  d6lictueux  en  ce  qui  concerne  la  liquidation  des  biens  au- 
trichiens,  et  les  Puissances  alliäes  et  associäes  recevront  les  renseignements  et 
preuves  que  le  Gouvernement  autrichien  pourra  fournir  ä  ce  sujet. 

Fait  en  frangais,  en  anglais  et  en  Italien,  le  texte  frangais  faisant  foi 
en  cas  de  divergence  ä  Saint-Germain-en-Laye  le  dix  septembre  mil  neu!  cent 
dix-neuf.  (Folgen  die  Unterschriften.) 

D^claration. 

Afin  de  röduire  au  minimum  les  pertes  räsultant  du  coulage  de  navires 
et  de  cargaisons  au  cours  de  la  guerre,  et  afin  de  faciliter  la  r6cup6ration  des 
navires  et  des  cargaisons  qui  peuvent  etre  sauväs  ainsi  que  le  r^glement  des  r6- 
clamations  priväes  s'y  rapportant,  le  Gouvernement  autrichien  s'engage  ä 
fournir  tous  les  renseignements  en  sa  possession  qui  pourraient  etre  utiles 
aux  Gouvernements  des  Puissances  alliäes  et  associäes  ou  ä  leurs  ressortis- 
sants  en  ce  qui  concerne  les  navires  couläs  ou  endommagäs  par  les  forces 
navales  autrichiennes  pendant  la  pöriode  des  hostilitös. 

La  präsente  däclaration  faite  en  fran^ais,  en  anglais  et  en  italien,  le 
texte  frangais  faisant  foi  en  cas  de  divergence  et  signäe  ä  Saint-Germain-en- 
Laye  le  dix  septembre  mil  neuf  cent  dix-neuf. 

(Folgen  die  Unterschriften.) 

D^claraliou  Particnliere. 

Le  Gouvernement  autrichien  s'engage  pour  le  cas  oü  il  en  serait  requis 
par  les  Gouvernements  des  Etats-Unis,  de  l'Empire  britannique,  de  la  France 
et  de  ritalie,  ä  interdire  efficacement  l'importation,  l'exportation  et  le  transit 
de  tous  articles  entre  l'Autriche  et  la  Hongrie  et  ä  maintenir  cette  inter- 
diction  jusqu'au  moment  de  l'acceptation  formelle  par  le  Gouvernement  de 
la  Hongrie  des  conditions  de  paix  präsentees  par  les  Gouvernements  alliäs 
et  associäs. 

La  präsente  däclaration  faite  en  fran^ais,  en  anglais  et  en  italien,  le 
texte  fran^ais  faisant  foi  en  cas  de  divergence,  et  signäe  ä  Saint  Germain - 
en-Laye  le  dix  septembre  mil  neuf  cent  dix-neuf. 

(Folgen  die  Unterschriften.) 

Protocole  de  !$i{;iiature. 

Les  Traitäs,  Conventions,  Arrangements,  Protocols  et  Däclarations  en 
date  de  ce  Jour  pourront  etre  signäs  jusqu'au  13  septembre  U)19  ä  midi. 

Fait  ä  Saint-Germain-en-Laye,  le  dix  septembre  mil  neuf  cent 
dix-neuf.  (Folgen  die  Unterschriften.) 
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Les  Etats-Unis  d'Am6rique,  l'Empire  Britannique,  la 
France,  l'Italie  et  le  Japon, 

Puissances  d^sign^es  dans  le  präsent  Traitö  comme  les  Principales 
Puissances  alliöes  et  associöes ; 

La  Belgique,  la  Chine,  Cuba,  la  Gr^ce,  le  Hedjaz,  la 
Pologne,  le  Portugal,  la  Roumanie,  I'E  t  a  t  Serbe-Cr  o  ate- 
Slov^ne,    leSiam   etlaTchöco-Slovaquie. 

Constituant,  avec  les  Principales  Puissances  ci-dessus,  les  Puissances 
alliöes  et  associöes,  ^,^^^  p^^^. 

EtlaBulgarie,  d'autrepart; 

Considörant  qu'ä  la  demande  du  Gouvernement  Royal  de  Bulgarie,  un 
armistice  a  6t6  accord^  ä  la  Bulgarie  le  29  septembre  1918  par  les  Princi- 
pales Puissances  alliöes  et  associöes  afin  qu'un  Traitö  de  Paix  puisse  6tre  conclu; 

Que  les  Puissances  alliöes  et  associöes  sont  6galement  dösireuses  que 
la  guerre,  dans  laquelle  certaines  d'entre  elles  ont  6t6  successivement  entrai- 
nees  directement  ou  indirectement  contre  la  Bulgarie,  et  qui  a  son  origine 
dans  la  d^claration  de  guerre  adress^e  le  28  juillet  1914  par  TAutriche-Hongrie 
ä  la  Serbie  et  dans  les  hostilitös  ouvertes  par  la  Bulgarie  contre  la  Serbie 
le  11  octobre  1915  et  conduites  par  TAllemagne,  alli^e  de  TAutriche-Hongrie. 
de  la  Turquie  et  de  la  Bulgarie,  fasse  place  ä  une  paix  solide,  juste  et  durable ; 

A  cet  effet,  les  Hautes  Puissances  Contractantes  ont  d4sign6 
pour  leurs  plänipotentiaires,  savoir : 

(folgen  die  Namen). 
Lesquels,  apr^s  avoir  ^changä  leurs  pleins  pouvoirs  reconnus  en  bonne  et 
due  forme,  ont  convenu  des  dispositions  suivantes: 

A  dater  de  la  mise  en  vigueur  du  präsent  Traitö,  lötat  de  guerre 
prendra  fin.  D^s  ce  moment  et  sous  röserve  des  dispositions  du  präsent  Trait6, 
11  y  aura  relations  officielles  des  Puissances  alli^es  et  associäes  avec  la  Bulgarie. 

Partie  I. 
Pacte  de  la  Societe  des  Natioüs  *. 


Partie   II. 
Frontieres  de  la  Balgaric. 

Article  27. 

Les  fronti^res  de  la  Bulgarie  seront  fix6es  comme  il  suit  (voir  la  carte 
annexäe) : 

l''  Avec  l'Etat  serbe-croate-slov^ne : 

Du  confiuent  du  Timok  et  du  Danube,  point  commun  aux  trois  fron- 
tit^res  de  la  Bulgarie,  de  la  Roumanie  et  de  l'Etat  serbe-croate-slovene,  vers 
le  Sud  et  jusqu'ä  un  point  k  choisir  sur  le  cours  de  la  rivi^re  Timok.  situ6 
pr^s  de  la  cote  88  k  l'Ouest  de  Bregovo : 


*  Es  folgt  hier  der  oben  S.  Ul  ....  „Les  Hautes  Parties  Con- 
tractantes" bis  S.  99  . .  .,  „Sir  James  Eric  Drummond,  K.  C.  M.  G., 
C.  B."  als  Bestandteil  des   Versailler   Vertrages  abgedruckte  Text. 
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le  cours  de  la  Timok  vers  l'amont ; 

de  lä,  vers  le  Sud-Ouest  et  jusqu'au  point  k  l'Est  de  Vk.  Izvor,  ou 
l'ancienne  fronticre  entre  la  Serbie  et  la  Bulgarie  rencontre  la  rivi6re  Bezdanica  : 

une  ligne  k  d6terminer  sur  le  terrain  passant  par  les  cotes  274  et  867, 
suivant  d'une  fa^on  g6n6rale  la  ligne  de  partage  des  eaux  entre  les  bassins 
de  la  Timok  au  Nord-Ouest  et  de  la  Dele,ina  et  de  la  Topolovitsa  au  Sud- 
Est,  tout  en  laissant  k  l'Etat  serbe-croate-slovene  les  localitös  de  Kojilovo, 
Sipikovo  et  Halovo  (ainsi  que  la  route  r6unissant  ces  deux  localit6s)  et  k  la 
Bulgarie  les  localit^s  de  Bregovo,  Rakitnica  et  Kosovo ; 

de  lä,  vers  le  Sud  et  jusqu'ä  la  cote  1720  k  12  kilom^tres  environ  k 
rOuest-Sud-Ouest  de  Berkovitsa: 

l'ancienne  fronticre  entre  la  Bulgarie  et  la  Serbie ; 

de  lä,  vers  le  Sud  -  Est  pour  une  distance  d'environ  1  kilom.  500  et 
jusqu'ä  la  cote  1929  (Srebrena  gl.) : 

une  ligne  ä  d^terminer  sur  la  crete  du  Kom  Balkan ; 

de  lä,  vers  le  Sud-Sud-Ouest  et  jusqu'ä  la  cote  1109  (sur  le  Vidlic 
Gora  au  Sud  de  Vlkovija) : 

une  ligne  ä  d6terminer  sur  le  terrain  passant  par  les  cotes  1602  et 
1344  et  ä  l'Est  de  Gm.  Krivodol  et  coupant  la  rivi^re  Komstica  ä  1  kilo- 
mätre  500  environ  en  amont  de  Dl.  Krivodol ; 

de  lä,  et  jusqu'ä  un  point  de  la  route  Tsaribrod — Sofiya  immödiatement 
ä  rOuest  de  la  bifurcation  de  la  route  de  Kalotina: 

une  ligne  ä  döterminer  sur  le  terrain  passant  ä  l'Est  de  Mözgos,  ä 
rOuest  de  Staninci,  ä  l'Est  de  Brebevnica  et  par  la  cote  738  au  Nord-Est 
de  Lipinci; 

de  lä,  vers  l'Ouest-Sud-Ouest  et  jusqu'ä  un  point  ä  choisir  sur  le  cours 
de  la  rivi^re  Lukavica  ä  1  kilom.  100  environ  au  Nord-Est  de  Slivnica: 

une  ligne  ä  d^terminer  sur  le  terrain ; 

de  lä,  vers  le  Sud  et  jusqu'au  conüuent  ä  l'Ouest  de  Visan  de  la  Lu- 
kavica avec  la  rivifere  sur  laquelle  est  situ6  le  village  de  Dl.  Nevlja : 

le  cours  de  la  Lukavica  vers  Tamont; 

de  lä,  vers  le  Sud-Ouest  et  jusqu'au  confluent  d'un  ruisseau  avec  la 
rivi^re  Jablanica,  ä  l'Ouest  de  Vrabca: 

une  ligne  ä  d^terminer  sur  le  terrain  passant  par  la  cote  879  et  coupant 
la  route  de  Trn  ä  Tsaribrod  imm^diatement  au  Sud  de  la  bifurcation  de  cette 
route  avec  la  route  directe  de  Trn  ä  Pirot; 

de  lä,  vers  le  Nord  et  jusqu'au  confluent  de  la  Jablanica  et  de  la  rivi^re 
Jerma  (Trnska) : 

le  cours  de  la  Jablanica; 

de  lä,  vers  l'Ouest  et  jusqu'ä  un  point  ä  choisir  sur  l'ancienne  irontiere 
au  saillant  prös  de  Descani  Kladenac: 

une  ligne  ä  d^terminer  sur  le  terrain  suivant  la  crete  de  Ruj  Planina 
et  passant  par  les  cotes  1199,  1466  et  1706; 

de  lä,  vers  le  Sud-Ouest  et  jusqu'ä  la  cote  1516  (Golema  Rudina),  ä 
17  kilom^tres  environ  ä  l'Ouest  de  Trn: 

l'ancienne  fronticre  bulgaro-serbe ; 

de  lä,  vers  le  Sud  et  jusqu'ä  un  point  ä  choisir  sur  la  ri viere  Jerma 
(Trnska)  ä  l'Est  de  Strezimirovci : 

une  ligne  ä  döterminer  sur  le  terrain ; 

de  lä,  vers  le  Sud  et  jusqu'ä  la  rivi^re  Dragovishtitsa  immädiatement 
en  aval  du  confluent  de  rivi^res  prös  de  la  cote  672 : 

une  ligne  ä  d6terminer  sur  le  terrain  passant  ä  l'Ouest  de  Dzincovci, 
par  les  cotes  1112  et  1329,  suivant  la  crete  du  partage  des  eaux  entre  les 
bassins  des  riviferes  Bozicka  et  Meljanska  et  passant  par  les  cotes  1731, 
1671,    1730  et  1058; 
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de  lä,  vers  le  Sud-Ouest  et  jusqu'ä  l'ancienne  fronti^re  bulgaro-serbe 
ä  la  cote  1333,  ä  10  kilom^tres  environ  au  Nord-Ouest  du  point  oü  la  route 
de  Kriva  (Egri)  -  Palanka  ä  Kyustendil  coupe  cette  frontifere : 

une  iigne  ä  döterminer  sur  le  terrain  suivant  la  ligne  de  partage  des 
eaux  entre  la  Dragovishtitsa  au  Nord-Ouest,  la  Lomnica  et  la  Sovolstica  au 
Sud-Est ; 

de  lä,  vers  le  Sud-Est  et  jusqu'ä  la  cote  14-15  sur  le  Males  Planina  au 
Sud-Ouest  de  Dobrilaka : 

l'ancienne  fronti^re  bulgaro-serbe; 

de  lä,  vers  le  Sud-Sud-Ouest,  jusqu'au  mont  Tumba  (cote  1253)  sur  la 
Belashitza  Planina,  point  de  jonction  des  trois  fronti^res  de  la  Gr^ce,  de  la 
Bulgarie  et  de  l'Etat  serbe-croate-slovöne : 

une  ligne  ä  d6terminer  sur  le  terrain  passant  par  la  cote  1600  sur  la 
Ograjden  Planina,  passant  ä  l'Est  de  Stinek  et  Badilen,  ä  l'Ouest  de  Bajkovo, 
coupant  la  Strumitsa  ä  3  kilom^tres  environ  ä  l'Est  de  la  cote  177  et  passant 
ä  l'Est  de  Gabrinovo. 

2^  Avec  la  Gr^ce: 

Du  point  ci-dessus  d6fini  et  jusqu'au  point  oü  la  fronti^re  de  1913  quitte 
la  ligne  de  partage  des  eaux  entre  les  bassins  de  la  Mesta-Karasu  au  Sud 
et  de  la  Maritsa  (Marica)  au  Nord,    aux  environs  de  la  cote  1587  (Dibikli) : 

la  frontifere  de  1913  entre  la  Bulgarie  et  la  Grfece. 

3*^  Au  Sud,  avec  des  territoires  qui  seront  attribuös  ult^rieurement  par 
les  Principales  Puissances  alliöes  et  associöes : 

de  lä,  vers  l'Est  jusqu'ä  la  cote  1295  situöe  ä  18  kilom^tres  environ  ä 
l'Ouest  de  Kuchuk-Derbend : 

une  ligne  ä  dßterminer  sur  le  terrain  suivant  la  ligne  de  partage  des 
eaux  entre  le  bassin  de  la  Maritsa  au  Nord,  et  au  Sud  les  bassins  de  la 
Mesta  Karasu,  puis  des  rivi^res  se  jetant  directement  dans  la  mer  6g6e; 

de  lä,  vers  l'Est  jusqu'en  un  point  ä  choisir  de  l'ancienne  fronti^re  de 
1913  entre  la  Bulgarie  et  la  Turquie  ä  environ  4  kilom^tres  au  Nord  de 
Kuchuk-Derbend : 

une  ligne  ä  döterminer  sur  le  terrain  suivant  autant  que  possible  la 
ligne  de  cretes  qui  limite  au  Sud  le  bassin  de  l'Akcehisar  (Dzuma)  Suju; 

de  lä,  vers  le  Nord  jusqu'au  point  oü  eile  rencontre  la  rivi^re  Maritsa: 

la  frontiere  de  1913; 

de  lä,  jusqu'en  un  point  ä  choisir  ä  3  kilom^tres  environ  en  aval  de 
la  gare  de  Hadi-K.  (Kadikoj) : 

le  cours  principal  de  la  Maritsa  vers  l'aval ; 

de  lä,  vers  le  Nord  et  jusqu'en  un  point  ä  choisir  sur  le  sommet  du 
saillant  que  forme  la  frontiere  du  Trait6  de  Sofia  1915  ä  environ  10  kilo- 
metres  ä  l'Est-Sud-Est  de  Jisr  Mustafa  Pasha: 

une  ligne  ä  döterminer  sur  le  terrain ; 

de  lä,  vers  l'Est  et  jusqu'ä  la  Mer  Noire : 

la  frontiere  du  Trait6  de  Sofia  de  1915,  puis'la  frontifere  de  1913. 

40    La  mer  Noire. 

5"    Avec  la  Roumanie  : 

de  la  mer  Noire  jusqu'au  Danube : 

la  fronti(ire  teile  qu'elle  existait  au  1"  aoftt  1914; 

de  lä  jusqu'au  contluent  du  Timok  et  du  Danube: 

le  chenal  principal  de  navigation  du  Danube  vers  l'amont. 

Article  2h!. 
Les   frontiiires   d6crites   par   le  prcsent  Traitc  sont  tracees,    pour  leurs 
parties   döfinies,   sur   une   carte   au  1/1,000,000°  annexee   au  prösent   Trait6. 
En  cas  de  divergences  entre  le  texte  et  la  carte,  c'est  le  texte  qui  fera  foi. 
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Article  29. 

Des  Commissions  de  dölimitation,  dont  la  composition  est  ou  sera  fix6e 
par  le  präsent  Trait6  ou  par  tout  autre  Trait6  entre  les  Principales  Puis- 
sances  alli^es  et  associöes  et  les  ou  l'une  quelconque  des  Paissances  int^ress^es, 
auront  ä  tracer  ces  fronti^res  sur  le  terrain. 

EUes  auront  tout  pouvoir,  non  seulement  pour  la  d^termination  des 
fractions  döfinies  sous  le  nom  de  „ligne  ä  d^terminer  sur  le  terrain*.  mais 
encore  si  une  des  Puissances  interess6es  en  fait  la  demande  et  si  la  Com- 
mission  en  approuve  l'opportunit6,  pour  la  revision  des  fractions  döfinies  par 
des  limites  administratives  (sauf  pour  les  fronti^res  internationales  existant 
en  acut  1914,  oü  le  role  des  Commissions  se  bornera  au  r^colement  des  poteaux 
ou  des  bornes).  Elles  s'efforceront,  dans  ces  deux  cas,  de  suivre  au  plus  prfcs 
les  d^finitions  donn6es  dans  les  Trait6s,  en  tenant  compte  autant  que  possible 
des  limites  administratives  et  des  int6r6ts  6conomiques  locaux. 

Les  d^cisions  des  Commissions  seront  prises  ä  la  majoritö  des  voix  et 
seront  obligatoires  pour  les  parties  intöress^es. 

Les  döpenses  des  Commissions  de  dölimitation  seront  support6es,  par 
parties  6gales,  par  les  deux  Etats  int6ress6s. 

Article  30. 

En  ce  qui  concerne  les  fronti^res  d6finies  par  un  cours  d'eau,  les  termes 
„cours"  ou  „chenal"  emplo3'6s  dans  les  descriptions  du  präsent  Trait6  signi- 
fient ;  d'une  part,  pour  les  fleuves  non  navigables,  la  ligne  mediane  du  cours 
d'eau  ou  de  son  bras  principal,  et  d'autre  part,  pour  les  fleuves  navigables, 
la  ligne  mediane  du  chenal  de  navigation  principal.  Toutefois,  il  appartiendra 
aux  Commissions  de  d^limitation,  pr^vues  par  le  prösent  Trait6,  de  sp^cifier 
si  la  ligne  fronti^re  suivra,  dans  ses  döplacements  öventuels,  le  cours  ou  le 
chenal  ainsi  döfini,  ou  si  eile  sera  d6termin6e  d'une  mani^re  definitive  par 
la  Position  du  cours  ou  du  chenal  au  moment  de  la  mise  en  vigueur  du 
präsent  Trait6. 

Article  31. 

Les  diverses  Puissances  int6ress6es  s'engagent  ä  fournir  aux  Commissions 
tous  documents  nöcessaires  ä  leurs  travaux,  notamment  des  copies  authen- 
tiques  des  proces-verbaux  de  dälimitation  de  frontiöres  actuelles  ou  anciennes, 
toutes  les  cartes  ä  grande  Schelle  existantes,  les  donn6es  g6od6siques,  les 
leväs  ex^cutös  et  non  publi^s,  les  renseignements  sur  les  divagations  des  cours 
d'eau  fronti^res. 

Ils  s'engagent,  en  outre,  ä  prescrire  aux  autoritös  locales  de  commu- 
niquer  aux  Commissions  tous  documents,  notamment  les  plans,  cadastres  et 
livres  fonciers,  et  de  leur  fournir  sur  leur  demande  tous  renseignements  sur 
la  propri^te,  les  courants  6conomiques  et  autres  informations  n^cessaires. 

Article  32. 

Les   diverses  Puissances   int6ress6es  s'engagent  ä  preter  assistance  aux 

Commissions  de  d^limitation,  soit  directement,  soit  par  l'entremise  des  autorit6s 

locales,  pour  tout  ce  qui  concerne  le  transport,  le  logement,  la  main-d'ceuvre, 

les  mat^riaux  (poteaux,  bornes)  n^cessaires  ä  l'accomplissement  de  leur  mission. 

Article  33. 
Les   diverses   Puissances   int^ressöes    s'engagent    ä    faire    respecter   les 
reperes  trigonomötriques,  signaux,  poteaux  ou  bornes  frontieres  plac6s  par  les 
Commissions. 

Article  34. 
Les  bornes  seront  plac6es  ä  distance  de  vue  l'une  de  l'autre ;  elles  seront 
num6rot6es  et  leur  emplacement  et  leur  numöro  seront  port^s  sur  un  document 
cartographique. 
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Ärticle  35. 
Les  proces-verbaux  d^finitifs  de  d61imitation,  les  cartes  et  documents 
annex^s  seront  ^tablis  en  triple  original,  dont  deux  seront  transmis  au  Gou- 
vernement des  Etats  limitrophes,  et  le  troisieme  sera  transmis  au  Gouver- 
nement de  la  R^publique  frangaise,  qui  en  dölivrera  des  exp6ditions  authentiques 
aux  Puissances  signataires  du  präsent  Trait^. 

Partie   III. 
Clauses  Politiques. 

Section  I. 
Etat   Serbe-Groate- Slo  vene. 

Article  36. 
La  Bujgarie   reconnait,   comme   Font  d^jä  fait  les  Puissances  alli^es  et 
associ^es,  l'Etat  serbe-croate-slovöne. 

Article  37.  ^ 
La  Bulgarie  renonce,  en  faveur  de  l'Etat  serbe-croate-slovene.  ä  tous 
droits  et  titres  sur  les  territoires  de  la  monarchie  bulgare  situ^s  au  delä  des 
fronti^res  de  la  Bulgarie,  telles  qu'elles  sont  döcrites  ä  l'article  27,  Partie  II 
(Frontiöres  de  la  Bulgarie)  et  reconnus  par  le  präsent  Trait6.  ou  par  tous 
autres  Trait6s  conclus  en  vue  de  regier  les  affaires  actuelles,  comme  faisant 
partie  de  l'Etat  serbe-croate-slovene. 

Article  38. 

üne  Commission  compos^e  de  sept  membres.  dont  cinq  seront  nomm^s 
par  les  Principales  Puissances  alliöes  et  associ6es,  un  par  l'Etat  serbe-croate- 
slovene  et  un  par  la  Bulgarie,  sera  constitu6e  dans  les  quinze  jours  qui 
suivront  la  mise  en  vigueur  du  präsent  Trait6,  pour  fixer  sur  place  le  trac6 
de  la  ligne  fronti^re  d6crite  ä  l'article  27,  l^,  Partie  II  (Fronti^res  de  la 
Bulgarie). 

Article  39. 

La  nationalitö  serbe-croate-slovene  sera  acquise  de  plein  droit,  ä  l'ex- 
clusion  de  la  nationalitö^ bulgare,  aux  ressortissants  bulgares  ^tablis  sur  les 
territoires  attribuös  ä  l'Etat  serbe-croate-slovene. 

Toutefois,  les  ressortissants  bulgares  qui  se  seraient  ^tablis  sur  ces  terri- 
toires post6rieurement  au  1"  janvier  1913,  ne  pourront  acqu6rir  la  nationalitä 
serbe-croate-slovene  qu'avec   une  autorisation   de  l'Etat  serbe-croate-slovene. 

Article  40. 

Dans  le  d6lai  de  deux  ans  ä  dater  de  la  mise  en  vigueur  du  pr^ßent 
Traite,  les  ressortissants  bulgares  ;Xg6s  de  plus  de  18  ans  et  ötablis  dans  les 
territoires  attribuös  a  l'Etat  serbe-croate-slovene  en  vertu  du  präsent  Traite, 
auront  la  facultö  d'opter  pour  leur  ancienne  nationalite.  Les  Serbes-Croates- 
Slovenes.  ressortissants  bulgares  äg^s  de  plus  de  18  ans  et  etablis  en  Bulgarie, 
auront  de  mßme  la  faculte   d'opter  pour  la  nationalite    serbe-croate-sluvöne. 

L'option  du  mari  entrainera  celle  de  la  femme  et  l'option  des  parents 
entrainera  celle  de  leurs  enfants  äg^s  de  moins  de  18  ans. 

Les  personnes  ayant  exerc6  le  droit  d'option  ci-dessus  pr^vu  devront, 
dans  les  douze  mois  qui  suivront,  transporter  leur  domicile  dans  l'Etat  en 
faveur  duquel  elles  auront  opte. 

Elles  seront  libres  de  conserver  les  biens  immobiliers  qu'elles  possedent 
sur  le  territoire  de  l'autre  Etat  oii  elles  auraient  en  leur  domicile  antt?rieure- 
ment  ä  leur  Option.  Elles  pourront  empörter  leurs  biens  meubles  detoute  nature. 
II  ne  leur  sera  impos6,  de  ce  fait,  aucun  droit  soit  de  sortie,  soit  d'entrtie. 
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Dans  le  meme  d6lai,  les  Serbes-Croates-Hlov^nes  ressortissants  bulgares 
se  trouvant  en  pays  6tranger  auront,  k  moins  de  dispositions  contraires  de  la 
loi  ötrang^re,  et  s'ils  n'ont  pas  acquis  la  nationalit6  6trang^re  le  droit  d'ac- 
qu6rir  la  nationalit6  serbe-croate-slov^ne,  k  l'exclusiou  de  la  nationalit^  bul- 
gare,  en  se  conformant  aux  prescriptions  qui  seront  6dict6es  par  l'Etat  serbe- 
croate-slovöne. 

Article  41. 

La  Proportion  et  la  nature  des  charges  financi^res  de  la  Bulgarie  que 
I'Eltat  serbe-croate-slov^ne  aura  k  supporter  en  raison  du  territoire  plac6  sous 
sa  souverainet6,  seront  fix^es  conform6ment  ä  l'article  141,  Partie  VIII  (Clauses 
financi^res),  du  präsent  Trait6. 

Des  Conventions  ultörieures  r6gleront  toutes  questions  qui  ne  seraient 
pas  r6gl6es  par  le  präsent  Trait6  et  que  pourrait  faire  naitre  la  cession  dudit 
territoire. 

Section  II. 

G  r  6  c  e. 

Article  42. 

La  Bulgarie  renonce,  en  faveur  de  la  Gr^ce,  ä  tous  droits  et  titres  sur 
les  territoires  de  la  monarchie  bulgare  situ^s  au  delä  des  frontieres  de  la 
Bulgarie,  telles  qu'elles  sont  d^crites  ä  l'article  27,  Partie  II  (Frontieres  de  la 
Bulgarie)  et  reconnus  par  le  präsent  Trait6  ou  par  tous  autres  Trait6s  conclus 
en  vue  de  regier  les  affaires  actuelles,  comme  faisant  partie  de  la  Grfece. 

Article  43. 

üne  Commission  composöe  de  sept  membres,  dont  cinq  seront  nomm^s 
par  les  Principales  Puissances  alliöes  et  associöes,  un  par  la  Gröce  et  un  par 
la  Bulgarie,  sera  constituöe  dans  les  quinze  jours  qui  suivront  la  mise  en 
vigueur  du  präsent  Trait^,  pour  fixer  sur  place  le  trac6  de  la  ligne  frontiere 
d6crite  ä  l'article  27  — 2^,  Partie  II  (Frontieres  de  la  Bulgarie). 

Article  44. 

La  nationalit^  hell6aique  sera  acquise  de  plein  droit,  ä  Texclusion  de  la 
nationalite  bulgare,  aux  ressortissants  bulgares  6tablis  sur  les  territoires  attri- 
bu6s  ä  la  Grece. 

Toutefois,  les  ressortissants  bulgares  qui  se  seraient  ötablis  sur  ces  terri- 
toires post^rieurement  au  1"  janvier  1913  ne  pourront  acqu6rir  la  nationalit6 
hell6nique  qu'avec  Tautorisation  de  la  Gröce. 

Article  4.5. 

Dans  le  dölai  de  deux  ans  k  dater  de  la  mise  en  vigueur  du  präsent 
Traite,  les  ressortissants  bulgares  äg6s  de  plus  de  18  ans  et  6tablis  dans  les 
territoires  attribu^s  ä  la  Gröce,  conform6ment  au  präsent  Trait6,  auront  la 
faculte  d'opter  pour  la  nationalite  bulgare. 

L'option  du  mari  entrainera  celle  de  la  femme  et  l'option  des  parents 
entrainera  celle  de  leurs  enfants  äg6s  de  moins  de  18  ans. 

Les  personnes  ayant  exerc6  le  droit  d'option  ci-dessus  pr6vu  devront, 
dans  les  douze  mois  qui  suivront,  transporter  leur  domicile  dans  l'Etat  en 
faveur  duquel  elles  auront  opte. 

Elles  seront  libres  de  conserver  les  biens  immobiliers  qu'elles  possedent 
sur  le  territoire  de  l'autre  Etat  oü  elles  auraient  eu  leur  domicile  antörieure- 
ment  ä  leur  option.  Elles  pourront  empörter  leurs  biens  meubles  de  toute 
nature.  II  ne  leur  sera  impos6,  de  ce  fait,  aucun  droit  soit  de  sortie,  soit 
d'entr^e. 

Article  46. 

La  Gr^ce  accepte,  en  en  agr6ant  l'insertion  dans  un  Traitä  avec  les 
Principales  Puissances  alli^es  et  associ^es,  les  dispositions  que  ces  Puissances 
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jugeront  nöcessaires  pour  prot6ger  en   Gräce  les  int^rSts  des  habitants   qui 
difförent  de  la  majoritö  de  la  popuIation  par  la  race,  la  langue  ou  la  religion. 

La  Gr^ce  agr^e  6galement  l'insertion  dans  un  Traitö  avec  les  Principales 
Puissances  alliöes  et  associöes  des  dispositions  que  ces  Puissances  jugeront  n^ces- 
saires  pour  protöger  la  libertö  de  transit  et  un  regime  6quitable  pour  le  com- 
merce des  autres  Nations. 

Article  47. 

La  Proportion  et  la  nature  des  charges  financi^res  de  la  Bulgarie  que 
l'Etat  grec  aura  ä  supporter  en  raison  du  territoire  plac6  sous  sa  souverainet^, 
seront  fix6es  conformöment  ä  l'article  141,  Partie  VIII  (Clauses  financieres)  du 
präsent  Traitö. 

Des  Conventions  ultärieures  r6gleront  toutes  questions  qui  ne  seraient 
pas  r6gl6es  par  le  präsent  Traitä  et  que  pourrait  faire  naitre  la  cession  dudit 
territoire. 

Section  III. 

Thr  ace. 

Article  48. 

La  Bulgarie  renonce  en  faveur  des  Principales  Puissances  alliäes  et 
associäes  ä  tous  ses  droits  et  titres  sur  les  territoires  de  la  Thrace  qui 
appartenaient  ä  la  Monarchie  Bulgare  et  qui,  situös  au-delä  des  nouvelles 
frontieres  de  la  Bulgarie  telles  qu'elles  sont  däcrites  ä  l'Article  27  —  3", 
Partie  II  (Fronti^res  de  la  Bulgarie),  ne  sont  actuellement  l'objet  d'aucune 
attribution. 

La  Balgarie  s'engage  ä  reconnaitre  les  dispositions  que  les  Principales 
Puissances  alliäes  et  associäes  prendront  relativement  ä  ces  territoires, 
notamment  en  ce  qui  concerne  la  nationalitä  des  habitants. 

Les  Principales  Puissances  alliäes  et  associöes  s'engagent  ä  ce  que  la 
libertä  des  däboucbäs  äconomiques  de  la  Bulgarie  sur  la  mer  Egäe  seit 
garantie. 

Les  conditions  de  cette  garantie  seront  fixäes  ultärleurement. 

Section  IV. 

Protection  des  Minoritäs. 

Article  49. 
La  Bulgarie  s'engage  ä  ce  que  les  stipulations  contenues  dans  la 
präsente  Section  soient  reconnues  comme  lois  fondamentales,  ä  ce  qu'aucune 
loi,  aucun  r^glement  ni  aucune  action  oiiticielle  ne  soient  en  contradiction  ou 
en  Opposition  avec  ces  stipulations  et  ä  ce  qu'aucune  loi,  aucun  räglement 
ni  aucune  action  officielle  ne  prävalent  contre  elles. 

Article  50. 

La  Bulgarie  s'engage  ä  accorder  ä  tous  les  habitants  de  la  Bulgarie 
pleine  et  entiöre  protection  de  leur  vie  et  de  leur  libertä  sans  distinction  de 
naissance,  de  nationalitä,  de  langage,  de  race  ou  de  religion. 

Tous  les  habitants  de  la  Bulgarie  auront  droit  au  libre  exercice,  tant 
public  que  privä,  de  toute  foi,  religit)n  ou  croyance,  dont  la  pratique  ne  sera 
pas  incompatible  avec  l'ordre  public  ou  les  bunnes  nupurs. 

Article  51. 
La  Bulgarie  reconnait  comme  ressortissants  bulgares,  de  plein  droit  et 
Sans  aucune  formalitä,  toutes  les  personnes  domiciliäes  sur  le  territoire  bulgare 
h  la  date  de  la  mise^  en  vigueur  du  präsent  Traito  et  qui  ne  sont  pas  ressor- 
tissants d'un  autre  Etat. 
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Article  ö2. 

La  nationalit6  bulgare  sera  acquise  de  plein  droit,  par  le  seul  fait  de 
la  naissance  sur  le  territoire  bulgare,  k  toute  personne  ne  pouvant  se  pr6valoir 
d'une  autre  nationalit^  de  naissance. 

Article  53. 

Tous  les  ressortissants  bulgares  seront  6gaux  devant  la  loi  et  jouiront 
des  memes  droits  civils  et  politiques  sans  distinction  de  race.  de  langage  ou 
de  religion. 

La  diff^rence  de  religion,  de  croyance  ou  de  confession  ne  devra  nuire 
ä  aucun  ressortissant  bulgare  en  ce  qui  concerne  la  jouissance  des  droits 
civils  et  politiques,  notamment  pour  l'admission  aux  emplois  publics,  fonc- 
tions  et  honneurs  ou  l'exercice  des  difförentes  professions  et  Industries. 

II  ne  sera  6dict6  aucune  restriction  contre  le  libre  usage  pour  tout 
ressortissant  bulgare  d'une  langue  quelconque  soit  dans  les  relations  privöes 
ou  de  commerce,  soit  en  mati^re  de  religion,  de  presse,  ou  de  publications  de 
toute  nature,  soit  dans  les  r6unions  pubiiques. 

Nonobstant  l'ötablissement  par  le  Gouvernement  bulgare  d'une  langue 
officielle,  des  facilit^s  appropriöes  seront  donn^es  aux  ressortissants  bulgares 
de  langue  autre  que  le  bulgare,  pour  l'usage  de  leur  langue,  soit  oralement, 
soit  par  6crit  devant  les  tribunaux. 

Article  54. 

Des  ressortissants  bulgares,  appartenant  ä  des  minorit6s  ethniques,  de 
religion  ou  de  langue,  jouiront  du  meme  traitement  et  des  memes  garanties 
en  droit  et  en  fait  que  les  autres  ressortissants  bulgares.  Ils  auront  notam- 
ment un  droit  6gal  ä  cröer,  diriger  et  contröler  ä  leurs  frais  des  institutions 
charitables,  religieuses  ou  sociales,  des  6coles  et  autres  Etablissements  d'ädu- 
cation,  avec  le  droit  d'y  faire  librement  usage  de  leur  propre  langue  et  d'y 
exercer  librement  leur  religion. 

Article  55. 

En  mati^re  d'enseignement  public,  le  Gouvernement  bulgare  accordera 
dans  les  villes  et  districts  oü  r^side  une  proportion  considörable  de  ressortis- 
sants bulgares  de  langue  autre  que  la  langue  bulgare,  des  facilitös  appro- 
pri^es  pour  assurer  que  dans  les  6coles  primaires,  l'instruction  sera  donn6e, 
dans  leur  propre  langue,  aux  enfants  de  ces  ressortissants  bulgares.  Cette 
stipulation  n'empechera  pas  le  gouvernement  bulgare  de  rendre  obligatoire 
l'enseignement  de  la  langue  bulgare  dans  lesdites  Ecoles. 

Dans  les  villes  et  districts,  oü  röside  une  proportion  considi^rable  de 
ressortissants  bulgares  appartenant  ä  des  minorit^s  ethniques,  de  religion  ou 
de  langue,  ces  minorit6s  se  verront  assurer  une  part  Equitable  dans  le  b6n6- 
iice  et  l'affectation  des  sommes  qui  pourraient  fitre  attribu6es  sur  les  fonds 
publics  par  le  budget  de  l'Etat,  les  budgets  municipaux  ou  autres,  dans  un 
but  d'6ducation,  de  religion,  ou  de  charitE. 

Article  56. 

La  Bulgarie  s'engage  ä  n'apporter  aucune  entrave  ä  l'exercice  du  droit 
d'option,  pr^vu  par  le  präsent  Traitö  ou  par  les  TraitEs  conclus  par  les 
Puissances  alliöes  et  associöes  avec  l'Allemagne,  l'Autriche,  la  Hongrie,  la 
Russie  ou  la  Turquie  ou  entre  lesdites  Puissances  elles-memes  et  permettant 
aux  int6ress6s  de  recouvrer  ou  non  la  nationalitö  bulgare. 

La  Bulgarie  s'engage  ä  reconnaitre  les  dispositions  que  les  Principales 
Puissances  alli^es  et  associöes  jugeront  opportunes  relativement  ä  l'Emigration 
r^ciproque  el  volontaire  des  minorit^s  ethniques. 

Article  57. 

La  Bulgarie  agröe  que,  dans  la  mesure  oü  les  stipulations  des  articles 
pr6c6dents  de  la  präsente  Section  affectent   des  personnes   appartenant  ä  des 
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minorit^s  de  race.  de  religion  ou  de  langue,  ces  stipulations  constituent  des 
obligations  d'intöret  international  et  seront  placöes  sous  la  garantie  de  la 
Soci6t6  des  Nations.  Elles  ne  pourront  etre  modifi^es  sans  l'assentiment  de 
la  majoritö  du  Conseil  de  la  Soci6t6  des  Nations.  Les  Puissainces  alliöes  et 
associöes  reprösentöes  dans  le  Conseil  s'engagent  respectivement  ä  ne  pas 
refuser  leur  assentiment  ä  toute  modification  desdits  articles,  qui  serait  con- 
sentie  en  due  forme   par  une  majoritö  du  Conseil  de  la  Soci6t6  des  Nations. 

La  Bulgarie  agr^e  que  tout  Membre  du  Conseil  de  la  Soci6t6  des  Nations 
aura  le  droit  de  signaler  ä  l'attention  du  Conseil  toute  infraction  ou  danger 
d'infraction  ä  l'une  quelconque  de  ces  obligations,  et  que  le  Conseil  pourra 
proc^der  de  teile  fagon  et  donner  telles  Instructions  qui  paraitront  appropri^es 
et  efficaces  dans  la  circonstance. 

La  Bulgarie  agr^e  en  outre  qu'en  cas  de  divergence  d'opinion,  sur  des 
questions  de  droit  ou  de  fait  concernant  ces  articles,  entre  le  Gouvernement 
bulgare  et  l'une  quelconque  des  Principales  Puissances  alliöes  et  associ^es  ou 
toute  autre  Puissance  Membre  du  Conseil  de  la  Soci6t6  des  Nations,  cette 
divergence  sera  considör^e  comme  un  difförend  ayant  un  caractöre  international 
Selon  les  termes  de  l'article  14  du  Pacte  de  la  Soci6t6  des  Nations.  Le 
Gouvernement  bulgare  agröe  que  tout  diff6rend  de  ce  genre  sera.  si  l'autre 
partie  le  demande.  d6f4r6  ä  la  Cour  permanente  de  Justice  internationale. 
La  d^cision  de  la  Cour  permanente  sera  sans  appel  et  aura  la  meme  force 
et  valeur  qu'une  d6cision  rendue  en  vertu  de  l'article  13  du  Pacte. 

Section  V. 

Dispositions  G6n6rales. 

Articie  58. 

La  Bulgarie  s'engage  ä  reconnaitre  la  pleine  valeur  de  tous  les  Trait^s 
qu  arrangements  que  les  Puissances  alli^es  et  associ^es  passeraient  avec  les 
Etats  qui  se  sont  constituös  ou  se  constitueront  sur  tout  ou  partie  des  terri- 
toires  de  l'ancien  Empire  de  Russie,  tel  qu'il  existait  au  1"  aoüt  1914,  et  ä 
reconnaitre  les  frontieres  de  ces  Etats,  telles  qu'elles  seront  ainsi  fix6es. 

La  Bulgarie  reconnait  et  s'engage  ä  respecter.  comme  permanente  et 
inaliönable,  l'indöpendance  desdits  Etats. 

Conformöment  aux  dispositions  ins6r6es  ä  l'article  143,  Partie  VIII 
(Clauses  financi^res)  et  ä  l'article  171,  Partie  IX  (Clauses  6conomiques),  du 
präsent  Traitö,  la  Bulgarie  reconnait  d^finitivement  l'annulation  des  Trait6s 
de  Brest -Litovsk,  ainsi  que  de  tous  autres  trait6s,  accords  ou  Conventions 
passes  par  eile  avec  le  Gouvernement  maximaliste  en  Russie. 

Les  Puissances  alliöes  et  associäes  r6servent  expressäment  les  droits  de 
la  Russie  ä  obtenir  de  la  Bulgarie  toutes  restitutions  et  r^parations  basöes 
sur  les  principes  du  präsent  Trait6. 

Articie  59. 

La  Bulgarie  d^clare  dös  ä  präsent  reconnaitre  et  agr6er  les  frontiöres 
de  l'Autriche,  de  la  Grcce,  de  la  Ilongrie,  de  la  Pologne,  de  la  Roumanie, 
de  l'Etat  Serbe  -  croate  -  slovene  et  de  l'Etat  tch6co  -  slovaque,  telles  que  ces 
frontiöres  auront  6t6  fix6es  par  les  Principales  Puissances  alliees  et  associ^es. 

Articie  60. 
La  Bulgarie  s'engage  ä  reconnaitre  la  pleine  valeur  des  Trait^s  de  paix 
et  Conventions  additionnelles  qui  sont  ou  seront  conclus  par  les  Puissances 
alliees  et  associ^es,  avec  les  Puissances  ayant  combattu  aux  cotös  de  la  Bul- 
garie, ä  agrC-er  les  dispositions  qui  ont  (5te  ou  seront  prises  concernant  les 
territoires  de  l'ancien  Empire  allemand,  de  TAutriche,  de  la  Hongrie  et  de 
l'Empire  ottoman,  et  i\  reconnaitre  les  nouveaux  Etats  dans  les  frontieres 
qui  leur  sont  ainsi  fix6es. 
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Article  61. 

Aucun  des  habitants  des  territoires  c6d6s  par  la  Bulgarie  en  conformit6 
du  pr6sent  Trait^  ne  pourra  6tre  inqui6t6  ou  molest6,  en  raison  de  son  atti- 
tude  politique  depuis  le  28  juillet  1914  ou  en  raison  du  reglement  de  sa 
nationalit6  en  vertu  du  pr6sent  Trait6. 

Article  62. 

La  Bulgarie  d^clare  reconnaitre  le  protectorat  de  la  France  sur  le 
Maroc  et  s'engage  ä  ne  r6clamer  pour  eile  ni  pour  ses  nationaux  le  b6n6fice 
d'aucun  avantage  ou  immunit6  d^rivant  du  regime  des  capitulations  au  Maroc. 
Tous  traitös,  Conventions,  arrangements  ou  contrats  conclus  par  la  Bulgarie 
avec  le  Maroc  sont  consid6r6s  comme  caducs  ä  dater  du  11  octobre  1915. 

Les  marchandises  marocaines  jouiront  ä  l'entr^e  en  Bulgarie  du  regime 
appliqu6  aux  marchandises  fran(;aises. 

Article  63. 

La  Bulgarie  d^clare  reconnaitre  le  protectorat  d^clarö  sur  l'Egypte  par 
la  Grande -Bretagne  le  18  d^cembre  1914  et  s'engage  ä  ne  r^clamer  pour 
eile  ni  pour  ses  nationaux  le  b6n6fice  d'aucun  avantage  ou  immunit6  dMvant 
du  regime  des  capitulations  en  Egypte.  Tous  trait6s,  Conventions,  arrange- 
ments ou  contrats  conclus  par  la  Bulgarie  avec  l'Egypte  sont  r6put6s  abrog^s 
ä  dater  du  11  octobre  1915. 

Les  marchandises  6gyptiennes  jouiront  ä  l'entr^e  en  Bulgarie  du  regime 
appliquö  aux  marchandises  britanniques. 

Partie   IV. 

Clauses  Militaires,  Navales  et  Aöriennes. 

En  vue  de  rendre  possible  la  pr^paration  d'une  limitation  g^nörale  des 
armements  de  toutes  les  Nations,  la  Bulgarie  s'engage  ä  observer  strictement 
les  clauses  militaires,  navales  et  a^riennes  ci-apr^s  stipul^es. 

Section  I. 

Clauses  Militaires, 

Chapitre  I. 

Clauses  G6n6rales. 

Article  64. 

Dans  les  trois  mois  qui  suivront  la  mise  en  vigueur  du  präsent  Traitö, 

les  forces  militaires  de  la  Bulgarie  devront  etre  d6mobilis6es  dans  la  mesure 

prescrite  ci-apr^s. 

Article  65. 
Le  Service  militaire  obligatoire  pour  tous  sera  aboli  en  Bulgarie.   L'arm6e 
bulgare  ne  sera,  ä  l'avenir,  constituöe  et  recrut^e  que  par  engagements  volontaires. 

Chapitre  II. 
Effectifs  et  Cadres  de  l'Armöe  Bulgare. 
Article  66. 
Le  nombre  total  des  forces  militaires  dans  l'armöe  bulgare  ne  devra  pas 
d^passer  20  000  hommes,  y  compris  les  officiers  et  les  troupes  des  d6p6ts. 

Les  formations  composant  l'armöe  bulgare  seront  d6termin6es,  au  gr6 
de  la  Bulgarie,  mais  sous  les  röserves  suivantes: 

1^  Que  les  effectifs  des  unit6s  form^es  seront  obligatoirement  compris 
entre  le  chiffre  maximum  et  le  chiffre  minimum  port^s  au  tableau  IV  annex6 
4  la  präsente  Section ; 
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2"  Que  la  proportion  des  officiers,  y  compris  le  personnel  des  Etats- 
Majors  et  des  Services,  ne  d^passera  pas  V2u'  de  l'eSectif  total  en  Service, 
et  Celle  des  sous-officiers  ^/i5'  ögalement  de  l'eSectif  total  en  service; 

3*^  Que  le  nombre  des  mitrailleuses,  r anons  et  obusiers  ne  d^passera  pas 
ceux  fix6s  pour  mille  hommes  de  l'effectif  total  en  service,  au  tableau  V 
annexö  ä  la  präsente  Section. 

L'arm^e  bulgare  devra  6tre  exclusivement  employ^e  au  maintien  de 
l'ordre  dans  l'ötendue  du  territoire  de  la  Bulgarie  et  ä  la  police  des  frontieres. 

Article  67. 

En  aucun  cas,  il  ne  sera  form^  de  grandes  unit^s  sup6rieures  ä  la 
Division,  teile  qu'elle  est  pr^vue  dans  les  tableaux  I,  II  et  IV  annex6s  ä  la 
präsente  Section.  Les  forces  maxima  des  Etats-Majors  et  de  toutes  les  forma- 
tions  sont  donn^es  dans  les  tableaux  annex6s  ä  la  präsente  Section :  ces 
chiffres  pourront  ne  pas  etre  suivis  exactement,  mais,  en  tous  cas,  ils  ne 
devront  pas  etre  d6pass6s. 

Le  maintien  ou  la  formation  de  tout  autre  groupe  de  forces  de  meme 
que  toute  autre  Organisation  interessant  le  commandement  de  la  troupe,  ou 
la  pröparation  ä  la  guerre,  sont  interdits. 

Chacune  des  unit^s  suivantes  pourra  avoir  un  döpöt: 

Regiment  d'infanterie, 

Regiment  de  cavalerie, 

Regiment  d'artillerie  de  campagne, 

Bataillon  de  pionniers. 

Article  68. 

Toutes  mesures  de  mobilisation  ou  ayant  trait  ä  la  mobilisation  sont 
interdites. 

Les  formations.  les  Services  administratifs  et  les  Etats-Majors  ne  devront, 
en  aucun  cas,  comprendre  des  cadres  suppl6mentaires. 

II  est  interdit  d'ex^cuter  des  mesures  pr6paratoires  en  vue  de  la  r^qui- 
sition  d'animaux  ou  d'autres  moyens  de  transports  militaires. 

Article  69. 

Le  nombre  de  gendarmes,  douaniers,  gardes  forestiers,  agents  de  la 
police  locale  ou  municipale  ou  autres  fonctionnaires  analogues,  sera  (5tabli 
par  la  Comraission  militaire  interalli^e  de  contröle  pr6vue  ä  l'article  98  et 
ne  devra  pas  d^passer  le  nombre  d'hommes  exer^ant  une  fonction  semblable 
en  1911,  dans  les  limites  territoriales  de  la  Bulgarie  fix^es  en  conformit6  du 
präsent  Trait6.  Le  nombre  de  ceux  de  ces  fonctionnaires,  qui  seront  arm6s 
du  fusil,  ne  devra,  en  aucun  cas,  dt^passer  le  chiffre  de  lÜOUU. 

Le  nombre  de  ces  fonctionnaires  ne  pourra,  ä  l'avenir,  ^tre  augment^ 
que  dans  une  proportion  correspondant  ä  celle  des  augmentations  de  la  popu- 
lation  dans  les  localit^s  ou  municipalit^s  qui  les  emploient. 

Ces  employös  et  fonctionnaires,  y  compris  ceux  du  service  des  chemins 
de  fer,  ne  pourront  pas  6tre  r^unis  pour  participer  ä  un  exercice  militaire 
quelconque. 

En  outre,  la  Bulgarie  pourra  constituer  un  corps  de  garde  -  frontii'res, 
qui  devra  6tre  recrutö  par  engagements  vdlontaires  et  ne  pas  d^passer  3()0(,) 
hommes  de  fa^on  que  le  nombre  total  des  fusils  en  service  en  Bulgarie  n'ei- 
cede  pas  33000. 

Article  70. 

Toute  formation  de  troupe  non  pro  vue  par  les  Articles  ci-dessus  est 
interdite.  Celles  qui  existeraient  en  plus  de  l'effectif  lix6  seront  supprimees 
dans  le  d61ai  pr6vu  ä  l'article  64. 
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Chapitre  III. 

Recrutement   et  Instruction   Militaire. 

Article  71. 

Tous  les  officiers,  y  compris  les  officiers  de  gendarmerie,  du  Service  des 
douanes,  des  forets  ou  autres  Services,  devront  etre  des  officiers  de  carriere. 
Les  officiers  actuellement  en  Service,  qui  sont  retenus  dans  Tarm^e,  dans  la 
gendarmerie  ou  les  Services  sus-indiqu6s,  devront  s'engager  ä  servir  au  moins 
jusqu'ä  Tage  de  40  ans.  Les  officiers  actuellement  en  Service  qui  ne  s'engage- 
ront  pas  dans  la  nouvelle  arm6e,  la  gendarmerie  ou  les  Services  sus-indiqu6s, 
seront  Iib6r6s  de  toute  Obligation  militaire ;  ils  ne  devront  pas  prendre  part 
ä  un  exercice  militaire  quelconque,  th6orique  ou  pratique. 

Les  officiers  nouvellement  nomm6s  devront  s'engager  ä  servir  dans 
l'armöe,  dans  la  gendarmerie  ou  les  Services  sus-indiqu6s  pendant  au  moins 
vingt  ans  conc6cutifs. 

La  Proportion  des  officiers  quittant  le  Service  pour  quelque  cause  qua 
ce  soit,  avant  l'expiration  du  terme  de  leur  engagement,  ne  devra  pas  d6passer, 
chaque  ann6e,  V20*  de  l'effectif  total  des  officiers  prövu  par  l'article  66.  Si 
cette  Proportion  est  d6pass6e  pour  cause  de  force  majeure,  le  deficit  qui  en 
rösultera   dans   les   cadres   ne   pourra   pas   6tre   combl6  par  des  nominations 

^«'^^^'^«^-  Article  72. 

La  dur6e  totale  de  l'engagement  des  sous-officiers  et  hommes  de  troupe 
ne  devra  pas  etre  införieure  ä  douze  ann^es  cons6cutives  de  Service  sous  les 
drapeaux. 

La  Proportion  des  hommes  renvoyös  avant  l'expiration  de  la  dur^e  de 
leur  engagement,  pour  des  raisons  de  santö  ou  par  mesure  disciplinaire  ou 
pour  toute  autre  raison  quelconque,  ne  devra  pas  döpasser  V20^  par  an  de 
l'effectif  total  fix6  par  l'article  66.  Si  cette  proportion  est  d6pass6e  pour 
cause  de  force  majeure,  le  deficit  qui  en  r^sultera  ne  devra  pas  etre  comb  16 
par  de  nouveaux  engagements. 

Chapitre  IV. 

Ecoles,  Etablissements  d'Enseignement,  Soci6t6s  et 

Associations  Militaires. 

Article  73. 

A  l'expiration  du  d^lai  de  trois  mois  ä  dater  de  la  mise  en  vigueur  du 

pr6sent  Trait6,    il  ne  subsistera  en  Bulgarie   qu'une  6cole   militaire  au   plus, 

strictement  destin^e  au  recrutement  des  officiers  des  unitös  autorisöes. 

Le  nombre  des  öl^ves  admis  ä  suivre  les  cours  de  ladite  6cole  sera 
strictement  proportionn6  aux  vacances  ä  pourvoir  dans  les  cadres  des  officiers. 
Les  Kleves  et  les  cadres  compteront  dans  les  effectifs  fix6s  dans  l'article  66. 
En  consöquence,  et  dans  le  dölai  ci-dessus  fix6,  toutes  acad6mies  de 
guerre  ou  institutions  similaires  en  Bulgarie,  ainsi  que  les  difförentes  Ecoles 
d'officiers,  616ves  officiers,  cadets,  sous-officiers  ou  ölöves  sous-officiers,  autres 
que  l'6cole  ci-dessus  prävue,  seront  supprimöes. 

Article  74. 
Les  Etablissements  d'enseignement,  autres  que  ceux  vis6s  par  l'article  7S 
ci-dessus,  les  universitäs,  les  soci6t6s  de  soldats  d6mobilis6s,  les  cercles  de 
tourisme,  les  soci6t6s  de  boys-scouts  et  les  associations  ou  cercles  de  toutes 
sortes,  ne  devront  pas  s'occuper  d'affaires  militaires.  Ils  ne  seront,  sous 
aucun  pr^texte,  autorisEs  ä  instruire  ou  ä  exercer  leurs  öläves  ou  membres 
dans  le  maniement  des  armes. 

Ces  Etablissements  d'enseignement,  ces  sociEtEs,  cercles,  ou  autres  asso- 
ciations n'auront  aucune  relation  avec  le  MinistEre  de  la  Guerre  ou  toute 
autre  autoritE  militaire. 
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Article  75. 
Dans  les  6coles  et  Etablissements  d'enseignement  de  toutes  sortes,  placEs 
sous  le  controle  de  l'Etat  ou  sous  une   direction  particuli^re.   Tenseignement 
de  la  gymnastique  ne  devra  comprendre  aucun  enseignement,  aucune  pratique 
dans  le  maniement  des  armes  et  dans  la  pr6paration  de  la  guerre. 

Chapitre  V. 

Armement,    Munitions.    Mat^riel   etFortifications. 
Article  76. 

A  l'expiration  des  trois  mois  qui  suivront  la  mise  en  vigueur  du  prä- 
sent Trait6,  l'armement  de  l'armEe  bulgare  ne  devra  pas  d^passer  les  chiffres 
fix6s  pour  1000  hommes  dans  le  tableau  V  annexö  ä  la  präsente  Section. 

Les  excödents,  par  rapport  aux  effectifs,  serviront  uniquement  aux  rem- 
placements  qui  pourraient  Eventuellement  etre  n^cessaires. 

Article  77. 

Les  approvisionnements  de  munitions  ä  la  disposition  de  l'armöe  bulgare 
ne  devront  pas  d^passer  ceux  iixös  dans  le  tableau  V  annex6  ä  la  prösente  Section. 

Dans  les  trois  mois  qui  suivront  la  mise  en  vigueur  du  präsent  Trait6, 
le  Gouvernement  bulgare  d^posera  le  surplus  de  l'armement  et  des  munitions 
existant  actuellement,  dans  les  lieux  qui  lui  seront  notifiös  par  les  Principales 
Puissances  alli6es  et  associ^es. 

Aucun  autre  approvisionnement,  d6p6t  ou  räserve  de  munitions  ne  sera 
constitu6. 

Article  78. 

Le  nombre  et  le  calibre  des  piöces  d'artillerie,  constituant  l'armement 
fixe  normal  des  places  fortes  existant  actuellement  en  Bulgarie,  seront  imm6- 
diatement  portös  ä  la  connaissance  des  Principales  Puissances  alliöes  et 
associ^es  et  constitueront  des  maxima  qui  ne  devront  pas  etre  döpasses. 

Dans  les  trois  mois  apres  la  mise  en  vigueur  du  präsent  Traite,  l'ap- 
provisionnement  maximum  de  munitions  pour  ces  pieces  sera  r6duit  et  main- 
tenu  au  taux  uniforme  de: 

1500  coups  par  piece  pour  Celles  dont  le  calibre  est  Egal  ou  infErieur 
ä  105  millimetres ; 

500  coups  par  piece  pour  Celles  dont  le  calibre  est  supErieur  ä  105 
millimetres. 

Aucune  place  forte  ou  fortification  nouvelle  ne  pourront  etre  construites 
en  Bulgarie. 

Article  79. 

La  fabrication  d'armes,  de  munitions  et  de  tout  le  matEriel  de  guerre 
n'aura  lieu  que  dans  une  seule  usine  au  plus.  Celle-ci  sera  geree  par  l'Ktat. 
qui  en  aura  la  propri6t6  et  sa  production  sera  strictement  limitee  aux  fabri- 
cations,  qui  seraient  necessaires  aux  effcQtifs  militaires  et  aux  armements 
vis6s  dans  les  articles  66,  69,  77  et  78. 

Dans  les  trois  mois  apr^s  la  mise  en  vigueur  du  präsent  TraitE.  tous 
autres  Etablissements  ayant  pour  objet  la  fabrication,  la  prEparation.  l'emma- 
gasinage  ou  l'Etude  des  armes,  des  munitions  ou  de  tout  autre  matEriel  de 
guerre  seront  supprimEs  ou  transformes  pour  un  usage  purement  commorcial. 

Dans  cette  mc-me  pEriode.  tous  les  arsenaux  seront  Egalement  supprimEs, 
ä  l'exception  de  ceux  qui  serviront  de  dEpüts  pour  les  Stocks  de  munitions 
autorisEs,  et  leur  personnel  sera  licenciE. 

L'outillage  des  Etablissements  ou  arsenaux.  dEpassant  les  besoins  de  la 
fabrication  autorisEe,  devra  otre  mis  hors  d'usage  ou  transforniE  pour  usage 
purement  commercial,  conformEment  aux  dEcisions  de  la  Commission  militaire 
interalliEe  de  controle  prEvue  ä,  l'article  98. 

Jahrbucli  dea  VülUerreclits.    VIII.  2n 
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Article  80. 

Dans  les  trois  mois  qui  suivront  la  mise  en  vigueur  du  präsent  Trait6, 
toutes  les  armes,  toutes  les  munitions  et  tout  le  mat6riel  de  guerre,  y  compris 
le  mat6riel  quel  qu'il  soit  de  defense  contre  avions,  qui  existent,  de  toutes 
origines,  en  Bulgarie,  et  qui  sont  en  exc6dent  de  la  quantit6  autoris6e,  seront 
livrös  aux  Principales  Puissances  alliöes  et  associ^es. 

Cette  livraison  sera  effectuce  sur  tels  points  du  territoire  bulgare  qui 
seront  d6termin6s  par  lesdites  Puissances,  lesquelles  d6cideront  6galement  de 
la  destination  ä  donner  ä  ce  mat^riel. 

Article  81. 

L'importation  en  Bulgarie  d'armes,  de  munitions  et  de  mat6riel  de 
guerre  de  toute  sorte  est  formellement  interdite. 

II  en  sera  de  meme  de  la  fabrication  d'armes,  de  munitions  et  de  mat6riel 
de  guerre  de  toutes  sortes  ä  destination  de  l'^tranger  et  de  leur  exportation. 

Article  82. 

L'emploi  des  lance-flammes  et  celui  des  gaz  asphyxiants,  toxiques  ou 
similaires,  ainsi  que  de  tous  liquides,  matieres  ou  proc6d6s  analogues  6tant 
prohibö,  la  fabrication  et  l'importation  en  sont  rigoureusement  interdites  en 
Bulgarie. 

II  en  est  de  meme  du  mat^riel  sp6cialement  destin^  ä  la  fabrication, 
ä  la  conservation  ou  ä  l'usage  desdits  produits  ou  proc6d6s. 

Sont  6galement  prohib6es  la  fabrication  et  l'importation  en  Bulgarie 
des  chars  blindes,  tanks,  ou  de  tout  autre  engin  similaire  pouvant  servir  ä 
des  buts  de  guerre. 

Tableau  I. 
Composition  et  effectifs  maxima  d'une  division  d'infanterie. 


Unit6s 


Effectif  maximum 
de  chaque  unit6 


Officiers 

Hommes 

25 

70 

5 

50 

4 

30 

195 

6.000 

6 

160 

14 

500 

14 

500 

80 

1.200 

18 

450 

11 

330 

28 

550 

14 

940 

Etat-Major  de  la  division  d'infanterie 

Etat-Major  de  l'infanterie  divisionnaire 

Etat-Major  de  l'aftillerie  divisionnaire 

3  Regiments  d'infanterie-)   (ä  l'effectif  de  65  officiers 

et  2000  hommes) 

1  Escadron      

1  Bataillon  d'artillerie  de  tranch6e  (3  compagnies) 

1  Bataillon  de  pionniers^) 

1  Regiment  d'artillerie  de  campagne^) 

1  Bataillon  cycliste  ä  3  compagnies 

1  Dötachement  de  liaison  ^) 

Service  de  Sant6  divisionnaire 

Parcs  et  convois 

Total  pour  une  division  d'infanterie 414        10.780 

1)  Chaque  regiment  comprend  3  bataillons  d'infanterie.  Chaque  bataillon  com- 
prend  3  compagnies  d'infanterie  et  1  .compagnie  de  mitrailleuses. 

-)  Chaque  bataillon  comprend  1  Etat-Major,  2  compagnies  de  pionniers,  1  section 
de  pontonniers  et  1  section  de  projecteurs. 

•■')  Caque  regiment  comprend  1  Etat-Major,  3  groupes  d'artillerie  de  campagne 
ou  de  montagne,  comprenant  ensemble  6  batteries  ayant  chacune  4  canons  ou 
obusiers  de  campagne  ou  de  montagne.  ■ 

■*)  Ce  detachement  comprend  i  detachement  de  telephonistes  et  telegraphistes, 
1  section  d'ecoute  et  1  section  de  colombiers. 
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Tableau  II. 
Composition  et  effectifs  maxima  d'une  division  de  cavalerie. 


ünit^s 


Nombre 
maximum 

de  ces 

unites 
dans  une 

meme 
division. 


Effectif  maximum 
de  chaque  unit6 


Officiers     Hommes 


Etat-major  d'une  division  de  cavalerie    .     . 

Regiment  de  cavalerie  i) 

Groupe  d'artillerie  de  campagne  (3  batteries) 
Groupe     d'autos  -  mitrailleuses     et     d'autos- 

canons-) 

Services  divers 


15 
30 
30 

4 
30 


50 
720 
430 

80 
500 


Total  pour  la  division  de  cavalerie  ä 
6  rögiments 


259 


5.380 


')  Chaque  regiment  comprend  4  escadrons. 


-)  Chaque  groupe  comprend  9  voitures  de  combat  portant  chacune  1  canon, 
1  mitrailleusö  et  1  mitrailleuse  de  rechange,  4  voitures  de  liaison,  2  camionnettes 
de  ravitaillement,  7  camions  dont  1  camion-atelier,  4  motos. 

Nota.  —  Les  grandes  unites  de  cavalerie  peuvent  comprendre  un  nombre 
variable  de  regiments  et  meme  etre  constituees  en  brigades  independantes  dans  la 
limite  des  effectifs  ci-dessus. 


Tableau  III. 
Composition  et  effectifs  maxima  d'une  brigade  mixte. 


Unites 

Effectif  maximum 
de  chaque  unit^ 

- 

Officiers 

Hommes 

Etat-major  de  la  brigade     .     .         .     .              ... 

lU 

130 

18 

5 

20 

5 

10 

50 

2  Regiments  d'infanterie  i) 

1  Bataillon  cycliste  a  3  compagnies 

1  Escadron  de  cavalerie -     - 

4.01K) 
450 
100 

1  Groupe   d'artillerie   de   campagne   ou   de 

ä  3  batteries 

1  Compagnie  d'artillerie  de  tranchoe     .     . 
Service  (dötachements  de  liaison  compris) . 

montagne 

400 
150 
200 

Total  pour  une  brigade  mixte 

198 

5.350 

')  Chaque    regiment    c'omjjrend    3   bataiIU)ns    d"infn,nterie.      Chai|ue    bataillon 
comprend  3  compajjnie.s  d'infanlerie  et  i  compagnie  de  mitrailleuses. 

26* 
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Tableau  IV. 

Effectif  minimum  des  unites  quelle  que  soit  l'organisation  adopt6e. 

(Divisions,  brigades  mixtes,  etc.) 


Ünit6s 


Effectif 
maximum 

(pour 
m6moire) 


se 


Effectif 
minimum 


Division  d'infanterie 

Division  de  cavalerie 

Brigade  mixte 

Regiment  d'infanterie    . 

Bataillon  d'infanterie 

Compagnie  d'infanterie  ou  de  mitrailleuses 

Groupe  cycliste 

Regiment  de  cavalerie 

Escadron  de  cavalerie 

Regiment  dartillerie 

Batterie  d"artillerie  de  campagne  .     .     .     . 
Compagnie  d'artillerie  de  tranchee     .     .     . 

Bataillon  de  pionniers 

Batterie  d'artillerie  de  montagne  .     .     .     . 


414 

259 

198 

65 

16 

3 

1« 

30 

6 

8U 

4 

3 

14 
5 


10.780 

5.380 

5.350 

2.000 

650 

160 

450 

720 

160 

1.200 

1.50 

150 

500 

320 


300 

180 

140 

52 

12 

2 

12 

20 

3 

60 
2 
2 


8.000 

3.650 

4.250 

1.600 

500 

120 

300 

450 

10(J 

1.000 

120 

100 

300 

200 


Tableau  V. 
Maximum  d'armement  et  d'approvisionnement  en  munitions  autoris^s. 


Mat6riel 


Quantit6 

pour  lOOO 

hommes 


Quantitä 

de  munitions 

pour  arme 

(fusils, 
Canons,  etc.) 


Fusil  ou  carabine^) 

Mitrailleuse  lourde  ou  lagere 

Mortiers  de  tranchee  I6gers 

Mortiers  de  tranchee  moyens 

Canons  ou  obusiers  de  campagne  ou  de  montagne 


1.150 
15 

2 

3 


500  coups 
10.000     . 
1.000     „ 

500     „ 
1.000     .. 


')  Les  fusils    ou   carabines   automati(iues   sont   comptes  comma  mitrailleuses 
legeres. 

Nota.  — Aucun  canon  lourd,  c'est-ä-dire  d'un  calibre  superieur  ä  105  milimetres, 
n'est  autorise,  en  dehors  de  ceux  constituant  rarmement  normal  des  places  fortes. 
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Section  II. 

Clauses  Navales. 

Article  83. 

A  dater  de  la  mise  en  vigueur  du  präsent  Trait6,  tous  les  bätiments 
de  guerre  bulgares,  y  compris  les  sousmarins,  sont  d6clares  d6finitivement 
livr^s  aux  Principales  Puissances  alli6es  et  associ^es. 

Toutefois,  la  Bulgarie  aura  le  droit  de  maintenir  sur  le  Danube  et  le 
long  de  ses  cOtes,  pour  la  police  et  la  surveillance  de  la  peche.  quatre  tor- 
pilleurs  et  six  canots  automobiles  au  maximum ;  toutes  ces  unit^s  seront 
d^munies  de  torpilles  et  d'appareils  lance-torpilles.  Ces  unit6s  seront  choisies 
par  la  Commission  vis6e  ä  l'article  99. 

Les  ^quipages  de  ces  unitös  devront  etre  constitu^es  sur  des  bases 
absolument  civiles. 

Les  bateaux  que  la  Bulgarie  est  autoris6e  ä  conserver  ne  doivent  etre 
remplacös  que  par  des  patrouilleurs  l^g^rement  arm6s,  ne  d6pla?ant  pas  plus 
de  Cent  tonnes  et  de  caractfere  non  militaire. 

Article  84. 

Tous  les  bätiments  de  guerre,  y  compris  les  sousmarins.  actuellement 
en  construction  en  Bulgarie,  seront  d^molis.  Le  travail  de  d^molition  de  ces 
navires  devra  commencer  aussitot  que  possible  apres  la  mise  en  vigueur  du 
präsent  Trait6.  ^^^.^1^  ^-^ 

Tous  objets,  machines  et  matöriaux  provenant  de  la  d^molition  des 
bätiments  de  guerre  bulgares,  quels  qu'ils  soient,  bätiments  de  surface  ou 
sous-marins.  ne  pourront  etre  utilis^s  que  dans  un  but  purement  industriel 
ou  commercial. 

II  ne  pourront  etre  ni  vendus,  ni  c6d6s  ä  l'ätranger. 
Article  86. 

La  construction  et  l'acquisition  de  tous  bätiments  sous-marins.  meme 
de  commerce,  sont  interdites  en  Bulgarie. 

Article  87. 

Toutes  les  armes,  toutes  les  munitions  et  tout  le  mat^riel  naval  de 
guerre,  y  compris  les  mines  et  les  torpilles.  qui  appartenaient  ä  la  Bulgarie 
lors  de  la  signature  de  l'Armistice  du  29  septembre  1918,  sont  declarös  defi- 
nitivement  livrös  aux  Principales  Puissances  alli6es  et  associöes. 

Article  88. 

Pendant  les  trois  mois  qui  suivront  la  mise  en  vigueur  du  präsent 
Trait6,  la  Station  de  t(5l6graphie  sans  fil  ä  grande  puissance  de  Sofia  ne  devra 
pas  etre  empIoy6e  sans  lautorisation  des  Principales  Puissances  alliees  et 
associöes,  pour  transmettre  des  messages  relatifs  aux  quostions  d'ordre  naval. 
militaire  ou  politique,  interessant  la  Bulgarie  ou  un  Etat  quelconque  allit^  ä 
la  Bulgarie  pendant  la  guerre.  Cette  Station  pourra  transmettre  des  tel6- 
grammes  commerciaux,  mais  seulement  sous  le  controle  desdites  Puissances, 
qui  fixeront  les  longueurs  d'onde  ä  employer. 

Pendant  le  meme  delai,  la  Bulgarie  ne  devra  pas  construire  de  Station 
de  t6l6graphie  sans  fil  ä  grande  puissance,  tant  sur  son  propre  territiüre  que 
sur  celui  de  l'Allemagne,  de  1' Antriebe,  de  la  llongrie  ou  de  la  Turquie. 

Section  III. 
Clauses  Concernant  l'Aeronautique  Militaire  et  Navale. 

Article  89. 
Les  forces  militaires  de  la  Bulgarie  ne  devront  comporter  aucune  aviation 
militaire  ni  navale. 

Aucun  ballon  dirigeable  ne  sera  conserv^. 
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Article  90. 

Dans  le  d^lai  de  deux  mois  ä  dater  de  la  mise  en  vigueur  du  pr6sent 
Traitö,  le  personnel  de  l'Aöronautique,  figurant  actuellement  sur  les  contröles 
des  armöes  bulgares  de  terre  et  de  mer  sera  d6mobilis(5. 

Article  91. 

Jusqu'ä  la  compl^te  ^vacuation  du  territoire  bulgare  par  les  troupes 
alli6es  et  associöes,  les  appareils  d'a6ronautique  des  Puissances  alliöes  et 
associöes  auront  en  Bulgarie  libert6  de  passage  ä  travers  les  airs,  libertö  de 
transit  et  d'atterrissage. 

Article  92. 

Pendant  les  six  mois  qui  suivront  la  mise  en  vigueur  du  präsent  Trait6, 
la  fabrication,  l'importation  et  l'exportation  des  a6ronefs,  pieces  d'a^ronefs, 
ainsi  qui  des  moteurs  d'aöronefs  et  piöces  de  moteurs  d'a6ronefs,  seront  inter- 
dites  dans  tout  le  territoire  de  la  Bulgarie. 

Article  93. 

Des  la  mise  en  vigueur  du  präsent  Trait6,  tout  le  mat^riel  de  l'A^ro- 
nautique  militaire  et  navale  devra  etre  livr6  par  la  Bulgarie,  et  ä  ses  frais, 
aux  Principales  Puissances  alliöes  et  associ6es. 

Cette  livraison  devra  etre  effectu^e  dans  tels  lieux  que  dösigneront  les 
Gouvernements  desdites  Puissances ;  eile  devra  etre  achev6e  dans  un  d61ai 
de  trois  mois. 

Dans  ce  mat^riel  sera  compris,  en  particulier,  le  matöriel  qui  est  ou  a 
6t6  employö  ou  destin6  ä  des  buts  de  guerre,  notamment : 

Les  avions  et  hydravions  complets,  ainsi  que  ceux  en  cours  de  fabri- 
cation, en  r^paration  ou  en  montage ; 

Les  ballons  dirigeables  en  6tat  de  vol,  en  cours  de  fabrication,  en  r6pa- 
tation  ou  en  montage ; 

Les  appareils  pour  la  fabrication  d'hydrogene ; 

Les  hangars  des  ballons  dirigeables  et  abris  de  toute  sorte  pour  aöronefs ; 

Jusqu'ä  leur  livraison,  les  ballons  dirigeables  seront,  aux  frais  de  la 
Bulgarie,  maintenus  gonfl6s  d'hydrogene ;  les  appareils  pour  la  fabrication  de 
l'hydrogene  ainsi  que  les  abris  pour  les  ballons  dirigeables  pourront,  ä  la 
discr^tion  desdites  Puissances,  etre  laiss6s  ä  la  Bulgarie  jusqu'ä  la  livraison 
des  ballons  dirigeables; 

Les  moteurs  d'aöronefs; 

Les  cellules; 

L'armement  (canons,  mitrailleuses,  fusils-mitrailleurs,  lance-bombes, 
lance-torpilles,  appareils  de  Synchronisation,  appareils  de  vis6e) ; 

Les  munitions  (cartouches,  obus,  bombes  chargöes,  corps  de  bombes, 
Stocks  d'explosifs  ou  matieres  destin^es  ä  leur  fabrication); 

Les  Instruments  de  bord; 

Les  appareils  de  t6l6graphie  sans  fil  et  les  appareils  photographiques 
ou  cin^matngraphiques  utilisös  par  l'A^ronautique ; 

Les  piöces  d6tach6es  se  rapportant  ä  chacune  des  cat^gories  qui  pr^cfedent. 

Le  matöriel  ci-dessus  vis6  ne  devra  pas  etre  d6plac6  sans  une  autori- 
sation  speciale  desdits  Gouvernements. 

Section  IV. 

Commissions   Interalliäes   de   Controle. 

Article  94. 

Toutes  les  clauses  militaires,  navales  et  a^ronautiques,  qui  sont  conte- 

nues  dans  le  präsent  Trait6  et  pour  l'ex^cution  desquelles  une  limite  de  temps 

a  6t6  fix^e,  seront  ex6cut6es  par  la  Bulgarie  sous  le  controle  des  Commissions 

interalliöes   nomm^es   ä   cet   effet   par   les   Principales   Puissances   alli6es   et 

associ^es. 
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Les  Commissions  sus  mentionnäes  repr^senteront  auprfes  du  Gouverne- 
ment bulgare  les  Principales  Puissances  alliöes  et  associöes,  pour  tout  ce  qui 
est  relatif  ä  l'exöcution  des  clauses  militaires,  navales  ou  a^ronautiques.  Elles 
feront  connaitre  aux  autorit6es  de  la  Bulgarie  les  döcisions  que  les  Principales 
Puissances  alliöes  et  associ^es  se  sont  r^serv^  de  prendre  ou  que  l'exöcution 
desdites  clauses  pourrait  nöcessiter. 

Article  95. 

Les  Commissions  interalli^es  de  controle  pourront  installer  leurs  Services 
ä  Sofia  et  auront  la  facultä,  aussi  souvent  qu'elles  le  jugeront  utile,  de  se 
rendre  sur  un  point  quelconque  du  territoire  bulgare,  ou  d'y  envoyer  des 
sous-commissions  ou  de  charger  un  ou  plusieurs  membres  de  s'y  transporter. 

Article  96. 

Le  Gouvernement  bulgare  devra  donner  aux  Commissions  interalli^es 
de  controle  tous  les  renseignements  et  documents  qu'elles  jugeront  näcessaires 
pour  l'accomplissement  de  leur  mission,  et  tous  les  moyens,  tant  en  personnel 
qu'en  mat^riel,  dont  les  susdites  Commissions  pourraient  avoir  besoin  pour 
assurer  la  complöte  ex6cution  des  clauses  militaires,  navales  ou  aäronautiques. 

Le  Gouvernement  bulgare  devra  assigner  un  repr^sentant  qualifi6  aupres 
de  chaque  Commission  interalli^e  de  controle,  avec  mission  de  recevoir  de 
celle-ci  les  Communications  qu'elle  aurait  ä  adre&ser  au  Gouvernement  bulgare 
et  de  lui  fournir  ou   procurer   tous  renseignements  ou   documents  demand^s. 

Article  97. 

L'entretien  et  les  frais  des  Commissions  de  controle  et  les  d^penses 
occassionn^es  par  leur  fonctionnement  seront  Supportes  par  la  Bulgarie. 

Article  98. 

La  Commission  militaire  interalliöe  de  controle  aura  notamment  pour 
mission  : 

1*^  De  fixer  le  nombre  des  gendarmes,  douaniers,  gardes  forestiers.  agents 
de  la  police  locale  et  municipale  et  autres  fonctionnaires  analogues.  que  la 
Bulgarie  sera  autoris^e  ä  conserver  conform^ment  ä  rarticle69; 

2'^  De  recevoir  du  Gouvernement  bulgare  les  notifications  relatives  ä 
l'emplacement  des  Stocks  et  depöts  de  munitions,  ä  l'armement  des  ouvrages 
fortifiös,  forteresses  et  places  fortes,  ä  l'emplacement  des  usines  ou  fabriques 
d'armes,  de  munitions  et  de  mat^riel  de  guerre  et  leur  fonctionnement. 

Elle  recevra  livraison  des  armes,  munitions,  mat6riel  de  guerre,  outillage 
destin6  aux  fabrications  de  guerre,  fixera  les  lieux  oü  cette  livraison  devra 
etre  effectu6e,  surveillera  les  destructions,  mises  hors  d'usage  ou  transformations 
pr6vues  par  le  pr(5sent  Trait6. 

Article  99. 

La  Commission  navale  interalli6e  de  controle  aura  notamment  pour  mission 
de  recevoir  livraison  des  armes,  munitions  et  mat<^riel  naval  de  guerre  et  de 
contröler  les  destructions  ou  d^molitions  pr^vues  k  Farticle  84. 

■  Le  Gouvernement  bulgare  devra  fournir  ;i  la  Commission  navale  interalli^e 
de  controle  tous  les  renseignements  et  documents  qu'elle  jugera  n^cessaires 
pour  s'assurer  de  la  complüte  exöcution  des  clauses  navales,  notamment  les 
plans  des  navires  de  guerre,  la  composition  de  leurs  armements.  les  caracteristi- 
ques  et  les  modi;les  des  canons,  munitions,  torpilles,  mines,  explosifs,  appareils 
de  t6l6graphie  Sans  fil,  et,  en  g6n6ral,  tout  ce  qui  concerne  le  matt'riel  naval 
de  guerre  ainsi  que  tous  les  documents  l^gislatifs,  administratifs  ou  rugle- 
mentaires. 

Article  100. 

La  Commission  a^ronautique  interalliee  de  controle  aura  notamment 
pour  mission  de  recenser  le  matöriel  aeronautique,  qui  se  trouve  actuellement 
entre  les  mains  du  Gouvernement  bulgare.  et  d'inspecter  les  usines  davions. 
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de  ballons  et  de  moteurs  d'a^ronefs,  les  fabriques  d'armes,  munitions  et  ex- 
plosifs  pouvant  etre  employ^s  par  les  a^ronefs,  de  visiter  tous  a6rodromes, 
hangars,  terrains  d'atterrissage,  parcs  et  d6pots  se  trouvant  sur  le  territoire 
bulgare  et  d'exercer,  s'il  y  a  Heu,  le  d6placement  du  mat6riel  prövu  et  d'en 
prendre  livraison. 

Le  Gouvernement  bulgare  devra  fournir  ä  la  Commission  a^ronautique 
interalliöe  de  controle  tous  les  renseignements  et  documents  I6gislatifs.  admini- 
stratifs  ou  autres,  qu'elle  jugera  n^cessaires  pour  s'assurer  de  la  complete 
ex6cution  des  clauses  a6ronautiques.  notamment  un  6tat  num6rique  du  per- 
sonnel  appartenant  ä  tous  les  Services  a6ronautiques  de  la  Bulgarie,  ainsi 
que  du  mat^riel  existant,  en  fabrication  ou  eu  commande,  une  liste  complete 
de  tous  les  Etablissements  travaillant  pour  l'a^ronautique,  de  leurs  emplace- 
ments  et  de  tous  les  hangars  et  terrains  d'atterrissage. 


Section  V. 
Glauses   G6n6rales. 

Article  lül. 

A  l'expiration  d'un  ddai  de  trois  mois  ä  dater  de  la  mise  en  vigueur 
du  präsent  Trait6,  la  lögislation  bulgare  devra  avoir  ät6  modifiöe  et  devra 
etre  maintenue  par  le  Gouvernement  bulgare  en  conformit6  de  la  präsente 
Partie  du  present  TraitE. 

Dans  le  meme  d^lai,  toutes  les  mesures  administratives  ou  autres  rela- 
tives ä  l'exöcution  des  dispositions  de  la  präsente  Partie  du  präsent  Trait6 
devront  avoir  €t€  prises  par  le  Gouvernement  bulgare. 

Article  102. 
Les  dispositions  suivantes  de  l'armistice  du  29  septembre  1918,  savoir : 
les   paragraphes  1,  2,  3,  6   restent   en  vigueur,   en   tant   qu'ils  ne   sont  pas 
contraires  aux  stipulations  du  präsent  TraitE. 

Article  103. 

La  Bulgarie  s'engage,  ä  partir  de  la  mise  en  vigueur  du  präsent  Trait6, 
ä  n'accr6diter  en  aucun  pays  ötranger  aucune  mission  militaire,  navale  ou 
a^ronautique,  et  ä  n'en  envoyer  et  laisser  partir  aucune ;  eile  s'engage,  en 
outre,  ä  prendre  les  mesures  appropriöes  pour  empecher  les  ressortissants 
bulgares  de  quitter  son  territoire  pour  s'enrOler  dans  Tarm^e,  la  flotte  ou  le 
Service  a^ronautique  d'aucune  Puissance  6trangere,  ou  pour  lui  etre  attachE 
en  vue  d'aider  ä  son  entrain^ent  ou,  en  g6n6ral,  de  donner  un  concours  ä 
l'instruction  militaire,  navale  ou  aöronautique  dans  un  pays  6tranger. 

Les  Puissances  alli^es  et  associ^es  conviennent,  en  ce  qui  les  concerne, 
qu'ä  partir  de  la  mise  en  vigueur  du  präsent  Trait6,  elles  ne  devront  pas 
enroler  dans  leurs  arm6es,  leur  flotte  ou  leurs  forces  a^ronautiques,  ni  y 
attacher  aucun  ressortissant  bulgare  en  vue  d'aider  ä  l'entrainement  militaire, 
ou,  en  g^nöral,  d'employer  un  ressortissant  bulgare  comme  instructeur  mili- 
taire, naval  ou  a^ronautique. 

Toutefois,  la  presente  disposition  ne  porte  aucune  atteinte  au  droit  de 
la  France  de  recruter  la  Lögion  6trangere  conform6ment  aus  lois  et  regle- 
ments  militaires  fran^ais. 

Article  104. 

Aussi  longtemps  que  le  präsent  Trait6  restera  en  vigueur,  la  Bulgarie 
s'engage  ä  se  preter  ä  toute  investigation  que  le  Conseil  de  la  Soci6t6  des 
Nations,  votant  ä  la  majoritö,  jugerait  nöcessaire. 
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Partie  V. 

Prisonniers  de  Guerre  et  Sepnltnres. 

Section  I. 

Prisonniers   de  Guerre. 

Article  105. 
Le  rapatriement   des   prisonniers  de  guerre  et  internus  civils  ressortis- 
sants   de   l'Etat   bulgare   aura   lieu   aussitot   que   possible   apr^s   la  mise  en 
en  vigueur  du   präsent  Trait6  et   sera  effectu6  avec  la  plus   grande  rapiditö. 

Article  106. 

Le  rapatriement  des  prisonniers  de  guerre  et  internus  civils  bulgares  sera, 
dans  les  conditions  fix^es  ä  TArticle  105,  assur^  par  les  soins  d'une  commission 
compos6e  de  reprösentants  des  Puissances  alliäes  et  associ6es  d'une  part  et  du 
Gouvernement  bulgare  d'autre  part. 

Pour  chacune  des  Puissances  alliöes  et  associ^es,  une  sous-commission 
composöe  uniquement  de  repr^sentants  de  la  Puissance  int6ress6e  et  de  d^legues 
du  Gouvernement  bulgare  reglera  les  dötaiis  d'ex6cution  du  rapatriement  des 
prisonniers  de  guerre. 

Article  107. 

Des  leur  remise  aux  mains  des  autoritös  bulgares,  les  prisonniers  de 
guerre  et  internus  civils  devront,  par  les  soins  de  ces  derni^res,  etre  sans 
dölai  renvoyös  dans  leurs  foyers. 

Ceux  d'entre  eux,  dont  le  domicile  d'avant-guerre  se  trouve  sur  les 
territoires  occup6s  par  les  troupes  des  Puissances  alliöes  et  associees,  devront 
^galement  y  etre  renvoyös,  sous  r^serve  de  l'agr^ment  et  du  contröle  des 
Autorit^s  militaires  des  arm6es  d'occupation  alliöes  et  associees. 

Article  108. 
Tous  les  frais  r6sultant  de  ce  rapatriement.  ä  partir  de  la  mise  en  route, 
seront  ä  la  charge  du  Gouvernement  bulgare,  lequel  sera  tenu  de  fournir  les 
moyens   de  transport,  ainsi  que  le  personnel  technique,  qui  seront  consid6r6s 
comme  nöcessaires  par  la  Commission  pr6vue  ä  l'aricle  106. 

Article  109. 

Les  prisonniers  de  guerre  et  internus  civils,  soit  passibles,  soit  frapp^s 
de  peines  pour  fautes  contre  la  discipline,  seront  rapatries,  sans  qu'il  soit  tenu 
compte  de  l'achtivement  de  leur  peine  ou  de  la  procedure  engagöe  contre  eux. 

Cette  disposition  ne  s'applique  pas  aux  prisonniers  de  guerre  et  internus 
civils  qui  seraient  punis  pour  faits  posterieurs  au  15  octobre  191!). 

Jusqu'ä  leur  rapatriement,  tous  les  prisonniers  de  guerre  et  internus 
civils  restent  soumis  aux  r^glements  en  vigueur,  notamment  au  point  de  vue 
du  travail  et  de  la  discipline. 

Article  110. 

Les  prisonniers  de  guerre  et  internös  civils.  qui  sont  passibles  ou  frappiis 
de  peines  pour  des  faits  autres  que  des  fautes  contre  la  discipline,  pnurront 
etre  maintenus  en  d6tention. 

Article  111. 

Le  Gouvernement  bulgare  s'engage  ä  recevoir  sur  son  territoire  tous 
les  individus  rapatriables  sans  distinction. 

Les  prisonniers  de  guerre  ou  les  nationaux  bulgares.  qui  dösireraient 
ne  pas  ötre  rapatries,  pourront  Otre  exclus  du  rapatriement:  mais  les  Gouverne- 
ments allies  et  associös  se  reservent  le  droit,  soit  de  les  rapatrier,  soit  de 
les  conduire  dans  un  pays  neutre,  soit  de  les  autoriser  ä  risidor  sur  leur 
territoire. 
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Le  Gouvernement  bulgare  s'engage  ä  ne  prendre  contre  ces  individus 
ou  leurs  familles  aucune  mesure  d'exception,  ni  ä  exercer  ä  leur  encontre, 
pour  ce  motif,  aucune  r^presslon  ou  vexation,  de  quelque  nature  qu'elle  soit. 

Article  112. 

Les  Gouvernements  alliös  et  associ6s  se  r6servent  le  droit  de  subordonner 
le  rapatrjement  des  prisonniers  de  guerre  et  des  ressortissants  bulgares  qui 
sont  en  leur  pouvoir,  ä  la  d6claration  et  a  la  mise  en  libert6  imm6diate  par 
le  Gouvernement  bulgare  de  tous  les  prisonniers  de  guerre  et  autres  ressor- 
tissants des  Puissances  alliöes  et  associ6es  qui  se  trouveraient  encore  retenus 
contre  leur  gr6  en  Bulgarie. 

Article  11.S. 

Une  Commission  interalli^e  d'enquete  et  de  contröle  sera  institu6e  pour 
proc6der : 

1"  ä  la  recherche  des  nationaux  alli6s  et  associös  non  rapatri^s; 

20  ä  l'identification  de  ceux  qui  ont  manifeste  le  d6sir  de  rester  en 
territoire  bulgare; 

3"  ä  la  constatation  des  actes  criminels  passibles  des  sanctions  pr^vues 
ä  la  Partie  VI  (Sanctions)  du  präsent  Trait6,  commis  par  des  Bulgares  sur 
la  personne  de  prisonniers  de  guerre  ou  de  ressortissants  alli^s  et  associös 
durant  leur  captivit6. 

Cette  Commission  comprendra  un  Repräsentant  de  chacune  des  Puis- 
sances suivantes :  Empire  britannique,  France,  Italic,  Grece,  Roumanie,  Etat 
serbe-croate-slovfene. 

Le  r^sultat  de  ses  enquetes  sera  transmis  ä  chacun  des  Gouvernements 
int6ress6s. 

Le  Gouvernement  bulgare  s'engage: 

1°  A  donner  libre  acces  ä  la  Commission  interalliöe,  ä  lui  fournir  tous 
les  moyens  de  transport  utiles,  ä  la  laisser  pön^trer  dans  les  camps,  prisons, 
hopitaux,  et  tous  autres  locaux,  ä  mettre  ä  sa  disposition  tous  documents 
d'ordre  public  ou  priv6,  qui  peuvent  l'^clairer  dans  ses  recherches ; 

2°  A  prendre  des  sanctions  contre  les  fonctionnaires  ou  particuliers 
bulgares  qui  auraient  dissimul^  la  prösence  d'un  ressortissant  d'une  Puissance 
alli^e  ou  associöe,  ou  qui  auraient  n6glig6  d'en  r6v6ler  la  prösence  apres  en 
avoir  eu  connaissance. 

Article  11 4. 

Le  Gouvernement  bulgare  s'engage  ä  restituer  sans  dälai,  d^s  la  mise 
en  vigueur  du  präsent  Trait6,  tous  les  objets,  valeurs  ou  documents  ayant 
appartenu  ä  des  ressortissants  des  Puissances  alliöes  ou  associ^es  et  qui 
auraient  6t6  retenus  par  les  autoritös  bulgares. 

Article  115. 
Les  Hautes  Parties  Contractantes  döclarent  renoncer  au  remboursement 
r^ciproque   des   sommes   dues   pour   l'entretien   des  prisonniers  de  guerre  sur 
leurs  territoires  respectifs. 

Section  IL 

S6pultures. 

Article  116. 

Les  Gouvernements  alli^s  et  associ^s  et  le  Gouvernement  bulgare  feront 

respecter  et  entretenir  les  s^pultures  des  soldats  et  marins  inhum6s  sur  leurs 

territoires  respectifs. 

Ils  s'engagent  ä  reconnaitre  toute  Commission  chargde  par  Tun  ou  par 
l'autre  des  Gouvernements  d'identifier,  enregistrer,  entretenir  ou  clever  des 
monuments  convenables  sur  lesdites  s^pultures  et  ä  faciliter  ä  cette  Com- 
mission l'accomplissement  de  ses  devoirs. 
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Ils  conviennent  en  outre  de  se  donner  röciproquement,  sous  r6serve  des 
prescriptions  de  leur  l6gislation  nationale  et  des  nöcessit^s  de  Thygienapublique, 
toutes  facilit6s  pour  satisfaire  aux  demandes  de  rapatriement  des  restes  de 
leurs  soldats  et  de  leurs  marins. 

Article  117. 

Les  s6pultures  des  prisonniers  de  guerre  et  internus  civils  ressortissants 
des  diff^rents  Etats  belligörants,  d6c6d6s  en  captivitö,  seront  convenablement 
entretenues  dans  les  conditions  pr^vues  ä  l'article  116  du  präsent  Trait6. 

Les  Gouvernements  alli^s  et  associös  d'une  part  et  le  Gouvernement 
bulgare  d'autre  part  s'engagent  en  outre  ä  se  fournir  r^ciproquement: 

1  '^  La  liste  compl^te  des  d^c6d6s  avec  tous  renseignements  utiles  ä  leur 
identification  ; 

2"  Toutes  indications  sur  le  nombre  et  l'emplacement  des  tombes  de 
tous  les  morts  enterrös  sans  identification. 


Partie  VL 
Sanctions. 

Article  118. 

Le  Gouvernement  bulgare  reconnait  aux  Puissances  alli^es  et  associees 
la  libertö  de  traduire  devant  leurs  tribunaux  militaires  les  personnes  accusöes 
d'avoir  commis  des  actes  contraires  aux  lois  et  coutumes  de  la  guerre.  Les 
peines  prövues  par  les  lois  seront  appliquöes  aux  personnes  reconnues  coupables. 
Cette  disposition  s'appliquera  nonobstant  toutes  procödures  ou  poursuites 
devant  une  juridiction  de  la  Bulgarie  ou  de  ses  alliäs. 

Le  Gouvernement  bulgare  devra  livrer  aux  Puissances  alli^es  et  associees, 
ou  ä  Celle  d'entre  elles  qui  lui  en  adressera  la  requete,  toutes  personnes  qui, 
6tant  accus^es  d'avoir  commis  un  acte  contraire  aux  lois  et  coutumes  de  la 
guerre,  lui  seraient  d6sign6es  soit  nominativement,  soit  par  le  grade,  la  fonction 
ou  l'emploi  auxquels  ces  personnes  auraient  6tä  affectöes  par  les  autorit^s 
bulgares. 

Article  119. 

Les  auteurs  d'actes  contre  les  ressortissants  des  Puissances  alliöes  et 
associees   seront  traduits  devant  les  tribunaux  militaires   de  cette  Puissance. 

Les  auteurs  d'actes  commis  contre  des  ressortissants  de  plusieurs  Puissances 
alli6es  et  associees  seront  traduits  devant  des  tribunaux  militaires  compos6s 
de  membres  appartenant  aux  tribunaux  militaires  des  Puissances  inttJressees. 

Dans  tous  les  cas,   l'accus^  aura  droit  ä  dösigner  lui-m6me  son  avocat. 

Article  120. 
Le  Gouvernement  bulgare  s'engage  ä  fournir  tous  documents  en  renseigne- 
ments, de  quelque  nature  que  ce  soit,  dont  la  production  serait  jugee  nt5cessaire 
pour  la  connaissance  complete  des  faits  incrimin^s.  la  recherche  des  coupables 
et  Tappröciation  exacte  des  responsabilit6s. 

Partie  VIL 

Heparations. 

Article  121. 
La   Bulgarie   reconnait   qu'en   s'associant   k   la   guerre   d'agression   que 
l'Allemagne   et   l'Autriche-Hongrio   ont   engag^e  contre  les  Puissances  alli^es 
et  associ(5es  eile  a  cause  ä  ces  dernieres  des  pertes  et  des  sacritices  de  toutes 
sortes  dont  eile  devrait  assurcr  la  complete  rt?paration. 
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D'autre  part,  les  Puissances  alli6es  et  associ6es  reconnaissent  que  les 
ressources  de  la  Bulgarie  sont  insuffisantes  pour  lui  permettre  d'effectuer 
cette  complljte  röparation. 

En  cons^quence,  la  Bulgarie  s'engage  ä  payer  et  les  Puissances  alliöes 
et  associ^es  s'engagent  ä  accepter  la  somme  de  deux  milliards  deux  cent 
cinquante  millions  (2,250,000,000)  de  francs  or  comme  repr^sentant  la  r6pa- 
ration  dont  la  Bulgarie  est  capable  d'assumer  la  Charge. 

Le  rfeglement  de  cette  somme  s'effectuera,  sous  r6serve  des  dispositions 
ci-apr^s,  au  moyen  de  payements  semestriels  venant  ä  6ch6ance  le  l^r  j  an  vier 
et  le  löi'  juillet  de  chaque  annöe.  La  premiere  6ch6ance  aura  lieu  le 
ler  juillet  1920. 

Les  payements  effectu6s  les  ler  juillet  1920  et  ler  janvier  1921  com- 
prendront  un  intöret  annuel  de  2'^/o  (deux  pour  cent)  calcul6  ä  dater  du 
ler  janvier  1920  sur  le  montant  global  de  la  somme  due  par  la  Bulgarie. 
Chacun  des  payements  semestriels  ult6rieurs  comprendra,  outre  le  versement 
des  int^rets  au  taux  de  5  o/o  l'an  (cinq  pour  cent),  ainsi  que  le  payement  de 
la  dotation  n^cessaire  pour  assurer  l'amortissement  en  .37  ann6es,  ä  dater  du 
ler  janvier  1921,  de  la  somme  globale  due  par  la  Bulgarie. 

Ces  sommes  seront  versöes,  par  l'intermödiaire  de  la  Commission  inter- 
alli^e  prövue  ä  l'article  130,  ä  la  Commission  des  r^parations  cr^e  par  le 
Trait6  avec  l'Allemagne  du  28  juin  1919,  teile  qu'elle  est  composöe  d'apres 
le  Trait6  avec  l'Autriche  du  10  septembre  1919,  Partie  VIIL  Annexe  II, 
§  2 ;  cette  Commission  est  d^sign^e  dans  les  articles  ci-apres  sous  le  nom  de 
Commission  des  r^parations.  Cette  derniere  en  assurera  l'affectation  con- 
form^ment  aux  r^gles  pr6c6demment  stabiles. 

Les  payements  qui  doivent  etre  effectu^s  en  esp^ces  en  vertu  des  dis- 
positions ci-dessus  pourront  ä  tout  moment  etre  acceptees  par  la  Commission 
des  röparations  sur  la  proposition  de  la  Commission  interalliöe,  sous  forme 
de  biens  mobiliers  et  immobiliers,  de  marchandises,  droits  et  concessions  en 
territoire  bulgare  ou  en  dehors  de  ce  territoire,  de  navires,  obligations,  actlons 
ou  valeurs,  de  toute  nature  ou  monnaie  de  la  Bulgarie  ou  d'autres  Etats; 
leur  valeur  de  remplacement  par  rapport  ä  l'or  6tant  fix6e  ä  un  taux  juste 
et  loyal  par  la  Commission  des  r^parations  elle-meme. 

La  Commission  des  r^parations  aura  le  droit  ä  tout  moment  de  mettre 
€n  vente  ou  d'eraployer  de  toute  autre  maniöre  des  bons-or  gagös  sur  les 
payements  ä  effectuer  par  la  Bulgarie.  En  fixant  le  montant  nominal  de  ces 
bons,  eile  tiendra  compte  des  dispositions  des  articles  122,  123  et  129  de  la 
präsente  Partie,  prendra  l'avis  de  la  Commission  interalliöe  et  ne  pourra  en 
aucun  cas  döpasser  le  montant  des  sommes  en  capital  encore  dues  par  la 
Bulgarie. 

La  Bulgarie  s'engage  en  pareil  cas  ä  remettre  ä  la  Commission  des 
r^parations  par  l'intermödiaire  de  la  Commission  interalliöe,  les  quantitös  de 
bons  nßcessaires  dans  telles  conditions  de  forme,  de  nombre,  de  montant  et 
de  modes  de  payement  que  fixera  la  Commission  des  r^parations. 

Ces  bons  constitueront  une  Obligation  directe  de  la  part  du  Gouverne- 
ment bulgare;  mais  toutes  les  dispositions  relatives  ä  leur  Service  seront 
fix^es  par  la  Commission  interalliöe.  Cette  derniere  pr6l6vera  sur  les  verse- 
ments  semestriels  dus  par  la  Bulgarie  en  ex^cution  du  präsent  article  les 
sommes  n^cessaires  au  payement  des  int^rets  et  de  l'amortissement  des  bons 
et  de  toutes  autres  charges  les  concernant.  Le  solde  ^ventuel  continuera 
d'etre  vers6  au  compte  de  la  Commission  des  r^parations. 

Ces  bons  seront  libres  de  toutes  taxes  et  charges  de  toute  nature  stabiles 
ou  pouvant  etre  stabiles  en  Bulgarie. 
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Article  122. 

La  Commission  interalli^e  devra,  de  temps  ä  autre,  proc6der  ä  l'examen 
des  ressources  et  capacitös  de  la  Bulgarie,  et.  apres  avuir  donii6  ä  ses  repr6- 
sentants  l'^quitable  facultö  de  se  faire  entendre,  eile  aura  tous  pouvoirs  pour 
proposer  ä  la  Commission  des  r^parations  seit  une  röduction  d'un  des  paye- 
ments  ä  effectuer  par  la  Bulgarie,  soit  le  report  de  ce  payement,  seit  la 
r6duction  de  la  somme  globale  due  par  la  Bulgarie. 

La  Commission  des  r6parations  aura  le  droit,  par  un  vote  ä  la  majoritö, 
et  dans  la  limite  des  propositions  de  la  Commission  interalli^e,  de  proc^der 
ä  toute  röduction  ou  ä  tout  report  de  dette. 

Article  123. 

La  Bulgarie  aura  la  facult^,  ä  toute  6poque,  d'effectuer  en  plus  de  ses 
versements  semestriels,  des  payements  qui  viendront  en  d(iduction  du  montant 
global  de  sa  dette  en  capital. 

Article  124. 

La  Bulgarie  reconnait  la  validit^  du  transfert  aux  Puissances  alli6es  et 
associöes  de  toutes  cr6ances  de  lAllemagne,  de  l'Autriche,  de  la  Hongrie  et 
de  la  Turquie  sur  la  Bulgarie  tel  qu'il  a  6t6  pr^vu  ä  l'article  261  du  Traite 
de  Paix  avec  l'Allemagne  et  aux  articles  correspondants  des  Trait6s  avec 
l'Autriche.  la  Hongrie  et  la  Turquie. 

Toutefois,  les  Puissances  alli^es  et  associ6es  ayant  tenu  compte  de  ces 
cr^ances  pour  fixer  le  montant  des  sommes  ä  payer  par  la  Bulgarie  en  ex6- 
cution  de  l'article  121,  s'engagent  ä  ne  plus  formuler  de  ce  chef  aucune 
r6clamation  ä  son  encontre. 

Article  125. 

En  sus  des  payements  pr6vus  ä  l'article  121,  la  Bulgarie  s'engage  ä 
restituer,  dans  les  conditions  6tablies  par  la  Commission  interalliäe,  les  objets 
de  toute  Sorte  et  les  valeurs  enlev6s,  saisis  ou  s6questr6s  dans  les  territoires 
envabis  de  la  Gr^ce,  de  la  Roumanie  ou  de  la  Serbie,  lorsqu'il  sera  possible 
de  les  identifier  sur  le  territoire  de  la  Bulgarie,  except6  pour  le  detail  au 
regard  duquel  il  sera  proc6d6  conformöment  ä  l'article  127. 

A  cet  effet,  les  Gouvernements  de  la  Grece,  de  la  Roumanie  et  de  lEtat 
serbe-croate-slovene  feront  connaitre  ä  la  Commission  interalli^e.  dans  le 
d61ai  de  quatre  mois,  ä  dater  de  la  mise  en  vigueur  du  präsent  Traite,  la 
liste  des  objets  et  valeurs  identifiables,  au  sujet  desquels  ils  pourront  justifier 
qu'ils  ont  (5t6  enlevös  des  territoires  envahis  et  qu'ils  peuvent  rtre  retrouves 
sur  le  territoire  bulgare ;  ils  communiqueront  en  mOme  temps  tous  renseigne- 
mentß  de  nature  ä  en  permettre  la  d^couverte  et  l'identification. 

Le  Gouvernement  bulgare  s'engage  ä  faciliter,  par  tous  moyens  en  son 
pouvoir,  la  recherche  des  dits  objets  et  valeurs,  et  ä  promulguer  dans  les 
trois  mois,  ä,  dater  de  la  mise  en  vigueur  du  präsent  Traite,  une  loi  obligeant, 
sous  les  peines  prövues  pour  le  recel,  les  ressortissants  bulgares  ä  faire  la 
döclaration  de  tous  objets  et  valeurs  de  cette  provenance  se  trouvant  en  leur 
possession. 

Article  12(i. 
La  Bulgarie  s'engage  ä  rechercher  et  ä  restituer  saus  d6lai  et  respec- 
tivement  ä  la  Grece.  ä  la  Roumanie  et  ä  l'Etat  serbe-croate-slovi^ne,  tous 
documents  ou  archives  et  tous  objets  pr6sentant  un  inten't  archeulogique, 
historique  ou  artistique  qui  ont  6t6  enlev6s  des  territoires  de  ces  pays.  au 
cours  de  la  guerre. 

Tous  contlits  n6s  entre  les  Puissances  ci-dessus  vis(5es  et  la  Bulgarie 
au  sujet  de  la  propri6tc;  de  ces  divers  biens,  seront  def^-r^s  ä  un  arbitre, 
qui  sera  dCsigne  par  la  Commission  interalli(5e  et  dont  la  dt'cision  sera 
definitive. 
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Article  127. 
^La  Bulgarie  s'engage,   en  outre,  ä  livrer  ä  la  Gr^ce,  ä  la  Roumanie  et 
ä   l'Etat   serbe-croate-siovöne    dans    les    six    mois    qui   suivront   la   mise   en 
vigueur  du  präsent  Trait6,  les  catögories  et  les  quantit6s  de  b6tail  6num6r6e8 
ci-aprös : 

Etat 
serbe-croate- 
Orece.        Roumanie.       slovene. 

Taureaux  (18  mois  ä  3  ans) 15  60  50 

Vaches  laiti^res  (2  ä  6  ans) 1,500  6,000  6,000 

Chevaux  et  juments  (.8  ä  7  ans) 2,250  5,250  5,000 

Mulets 450  1,050  1,000 

Ba'ufs  de  trait 1,800  3,400  4.0(i0 

Moutons 6,000  15,000  12,000 

La  livraison  de  ces  animaux  s'effectuera  en  tels  lieux  que  les  Gouver- 
nements respectifs  auront  d6sign6s.  Ils  seront  soumis,  pr6alablement  ä  leur 
remise,  ä  une  inspection  par  des  agents  dösign^s  par  la  Commission  inter- 
alli^e,  lesquels  dsvront  s'assurer  que  les  animaux  sont  de  sant6  et  de  condi- 
tion  normales. 

Aucune  somme  ne  sera  cr6dit6e  ä  la  Bulgarie  de  ce  chef.  Les  animaux 
seront  considör^s  comme  remis  en  restitution  des  animaux  enleväs  par  la 
Bulgarie,   au   cours  de  la  guerre,   des  territoires  des  pays  ci-dessus  d6sign6s. 

En  sus  des  livraisons  ci-dessus  pr^vues,  la  Commission  interalli^e  aura 
la  facult6,  si  eile  ^  en  reconnait  la  possibilit^,  d'accorder  ä  la  Gr^ce,  ä  la 
Roumanie  et  ä  l'Etat  serbe-croate-slov^ne,  dans  les  deux  ans  qui  suivront 
la  mise  en  vigueur  du  pr6sent  Traitö,  telles  quantitös  de  b^tail  qui  lui 
paraitront  justifi^es ;  la  valeur  de  ces  livraisons  sera  port^e  au  credit  de  la 
Bulgarie. 

Article  128. 

A  titre  de  compensation  speciale  pour  les  destructions  op6r6es  dans  les 
mines  de  charbon  situöes  en  territoire  Serbe  occup6  par  les  armöes  bulgares, 
la  Bulgarie  s'engage,  sous  r^serve  de  la  disposition  finale  du  präsent  article, 
ä  livrer  ä  l'Etat  serbe-croate-slov^ne,  pendant  cinq  ans,  ä  dater  de  la  mise 
en  vigueur  du  präsent  Traitö,  50.000  tonnes  de  charbon  par  an,  prelev6es 
sur  la  production  des  mines  de  l'Etat  bulgare  ä  Pernik.  Ces  livraisons  seront 
effectuöes  franco  sur  wagen  ä  la  fronti^re  serbe-croate-slov^ne  sur  la  ligne 
Pirot— Sofia. 

La  valeur  de  ces  livraisons  ne  sera  pas  portöe  au  credit  de  la  Bulgarie 
et  ne  sera  pas  imputöe  sur  la  dette  prövue  h  l'article  121. 

Toutefois,  ces  livraisons  ne  seront  effectuöes  qu'apr^s  approbation  de 
la  Commission  interalliöe,  qui  appr^ciera  souverainement  si,  et  dans  quelle 
mesure,  elles  seraient  de  nature  ä  entraver  ä  l'exc^s  la  vie  ^conomique  de 
la  Bulgarie. 

Article  129. 

Sont  port^es  au  credit  de  la  Bulgarie,  au  titre  de  ses  obligations  de 
r^parer : 

toutes  sommes  dues,  que  la  Commission  des  R6parations  jugerait  devoir 
etre  portöes  au  credit  de  la  Bulgarie  aux  termes  de  la  Partie  VIII  (Clauses 
financiferes),  de  la  Partie  IX  (Clauses  6conomiques),  de  la  Partie  XI  (Ports, 
voies  d'eau  et  voies  ferräes)  du  präsent  Trait^. 

Article  130. 

Afin  de  faciliter  l'ex^cution  par  la  Bulgarie  des  obligations  qu'elle 
assume  en  ex^cution  du  präsent  Trait6,  une  Commission  interalliöe  sera 
constitu6e  ä  Sofia  dans  le  plus  bref  d6lai  apres  la  mise  en  vigueur  du 
präsent  Trait6. 


Friedensvertrag  von  Neuilly-sur-Seine.  415 

La  Commission  sera  compos6e  de  trois  membres  nomm^s  respectivement 
par  les  Gouvernements  de  l'Empire  britannique,  de  la  France  et  de  l'Italie. 
Chacune  des  Puissances  repr6sent6es  ä  la  Commission  aura  le  droit  de  s'en 
retirer  apr^s  un  pr^avis  de  six  mois  notifi^e  a  la  Commission. 

La  Bulgarie  sera  reprösent^e  auprös  d'elle  par  un  commissaire  qui  sera 
convoquö  aux  söances  de  la  Commission.  toutes  les  fois  que  celle-ci  le  jugera 
näcessaire,  mais  qui  n'aura  pas  le  droit  de  vote. 

Cette  Commission  sera  constitu^e  en  la  forme  et  possedera  les  pouvoirs 
stipulös  par  le  präsent  Trait6,  y  compris  l'Annexe  ä  la  präsente  Partie. 

La  Commission  subsistera  tant  que  n'auront  pas  6t6  acquittöes  toutes 
les  sommes  dues  par  la  Bulgarie  en  exöcution  de  la  präsente  Partie  du  präsent 
Trait6. 

Les  membres  de  la  Commission  jouiront  des  memes  droits  et  immunit^s 
diplomatiques,  dont  jouissent  en  Bulgarie  les  agents  diplomatiques  düment 
accr6ditf5s  des  Puissances  amies. 

Le  Gouvernement  bulgare  s'engage  ä  promulguer,  dans  les  six  mois  qui 
suivront  la  mise  en  vigueur  du  präsent  Trait6.  une  loi  prövoyant  tous  pouvoirs 
nöcessaires  au  fonctionnement  de  cette  Commission.  Le  texte  de  cette  loi 
devra  etre  pröalablement  approuv6  par  les  Puissances  reprösent^es  ä  la  Com- 
mission. II  devra  etre  r6dig6  en  conformit6  avec  les  principes  et  les  regles 
formul^es  dans  l'Annexe  ä  la  präsente  Partie  ainsi  qu'avec  toutes  autres 
dispositions,  y  ayant  trait,  ins6r6es  au  präsent  Traitä. 

Article  131. 

La  Bulgarie  s'engage  ä  adopter,  ä  faire  promulguer  et  ä  maintenir  en 
vigueur  toute  lägislation,  tous  rfiglements  et  däcrets  qui  pourraient  etre 
näcessaires  pour  assurer  la  complete  exäcution  des  stipulations  de  la  präsente 
Partie. 

Annexe. 

l'J  La  Commission  älira  chaque  annäe  un  Präsident  choisi  parmi  ses 
membres;  eile  fixera  elle-meme   ses   mäthodes  de  travail  et  sa  procädure. 

Chacun  de  ses  membres  aura  le  droit  de  däsigner  un  suppläaut  chargä 
de  le  remplacer  en  son  absence. 

Les  däcisions  seront  prises  ä  la  majoritä  sauf  au  cas  oü  le  präsent  Traitä 
prävoirait  expressäment  un  vote  unanime.  L'abstention  est  considäräe  comme 
un  vote  ämis  contre  la  proposition  en  discussion. 

La  Commission  nommera  tels  agents  et  employäs  qu'elle  estimera  näces- 
saires  ä  l'exäcution  de  sa  tache. 

Les  frais  et  däpenses  de  la  Commission  seront  acquittäs  par  la  Bulgarie; 
ils  seront  präleväs  en  premiäre  ligne  sur  les  sommes  qui  doivent  etre  versäes 
k  la  Commission.  Les  traitements  des  membres  de  la  Commission  seront 
ätablis  sur  des  bases  raisonnables  par  des  ententes  ä  intervenir  de  temps  ;i 
autre  entre  les  Gouvernements  repräsentäs  ä  la  Commission. 

2^  La  Bulgarie  s'engage  ä  donner  aux  membres.  repräsentants  et  agents 
de  la  Commission,  tous  pouvoirs  näcessaires  pour  visiter  et  inspecter,  toutes 
les  fois  qu'il  sera  utile,  tous  lieux,  tous  travaux  et  entreprises  publics  situes 
en  Bulgarie,  et  ä  fournir  ä  ladite  Commission  tous  documents  et  renseigne- 
ments  qu'elle  pourrait  demander. 

3o  Le  Gouvernement  bulgare  s'engage  ägalement  a  mettre  ä  la  dis- 
position  de  la  Commission,  lors  de  chaque  versement  semestriel,  dos  sommes 
süffisantes  en  frances  or,  ou  toute  autre  monnaie  que  la  Commission  deter- 
minera,  pour  lui  permettre  d'effectuer  en  temps  utile  les  payements  näcessaires 
pour  faire  face  i  son  Obligation  de  räparcr  ainsi  qu'au.x  autres  obligations 
encourues  par  la  Bulgarie  en  vertu  du  präsent  Traitä. 
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La  loi  relative  au  fonctionnement  de  la  Gommission  contiendra  la  liste 
des  impöts,  revenus  (existant  ou  k  cr6er)  estim6s  suffisants  en  vue  de  fournir 
les  sommes  ci-dessus  mentionn6es.  Cette  liste  comprendra  tous  revenus  ou 
recettes  ä  provenir  de  concessions  qui  ont  6te  ou  seraient  accord6es  sur  le 
territoire  bulgare  en  vue  de  l'exploitation  de  mines,  minieres  ou  carri^res, 
de  rex6cution  de  travaux  publics  ou  de  tous  monopoles  de  fabrication  ou  de 
vente  de  tous  articles  en  Bulgarie.  Elle  pourra  etre  modifi6e  de  temps  ä 
autre  avec  le  consentement  unanime  de  la  Gommission. 

Si,  ä  une  6poque  quelconque,  les  revenus  ainsi  affect^s  ä  la  Gommission 
apparaissent  insuffisants,  le  Gouvernement  bulgare  s'engage  ä  lui  affecter 
d'autres  revenus.  Si,  dans  un  d^lai  de  trois  mois  apres  la  demande  qui  lui 
sera  adressöe  ä  cet  effet  par  la  Gommission,  le  Gouvernement  bulgare  ne  lui 
affecte  pas  des  revenus  suffisants,  la  Gommission  aura  le  droit  d'inscrire,  sur 
cette  liste,  des  revenus  suppl^mentaires  existant  ou  ä  cräer,  et  le  Gouverne- 
ment bulgare  s'engage  ä  promulguer  toutes  lois  n^cessaires  ä  cet  effet. 

Au  cas  de  manquement  par  la  Bulgarie  ä  l'exöcution  des  obligations 
pr6vues  par  les  articles  121  et  130  et  par  la  präsente  Annexe,  la  Gommission 
aura  le  droit  d'assurer,  dans  la  mesure  et  pour  la  duröe  qu'elle  fixera,  le 
controle,  la  gestion  et  la  perception  de  ces  impOts  et  revenus,  d'en  d^tenir 
et  d'en  acquitter  le  produit  et,  d6duction  faite  des  frais  d'administration  et 
de  perception,  d'en  verser  le  produit  net  au  credit  du  compte  des  r6parations 
de  la  Bulgarie,  sous  r6serve  de  tous  droits  de  priorit6  stipul^s  au  present 
Traitö. 

La  Bulgarie  s'engage  dans  l'^ventualitö  de  cette  Intervention  de  la 
Gommission,  ä  reconnaitre  les  droits  et  pouvoirs  de  celle-ci,  ä  se  conformer 
ä  ses  döcisions  et  ä  suivre  ses  instructions. 

40  La  Gommission  aura  le  droit  d'assumer,  d'accord  avec  le  Gouverne- 
ment bulgare  et  indäpendamment  de  tout  manquement  par  ce  dernier  ä 
l'ex^cution  de  ses  obligations.  le  controle,  l'administration  et  la  perception 
de  tous  impöts. 

50  La  Gommission  assurera  ägalement  l'exöcution  de  toutes  autres  täches 
qui  pourraient  lui  etre  assignöes  par  le  pr6sent  Traitö. 

60  Aucun  membre  de  la  Gommission  ne  sera  responsable,  si  ce  n'est 
vis-ä-vis  du  Gouvernement  qui  l'a  d6sign6,  de  tout  acte  ou  Omission  d^rivant 
de  sa  fonction.  Aucun  des  Gouvernements  alli6s  ou  associ^s  n'assume  de 
responsabilit^  pour  le  compte  d'aucun  autre  Gouvernement. 

Partie  VIII. 
C'lauses  Fiuaucieres. 

Article  132. 

Sans  qu'il  soit  portö  atteinte  aux  dispositions  de  l'article  138  et  sous 
r^serve  des  d^rogations  qui  pourront  etre  accord^es  ä  la  suite  d'une  d6cision 
prise  ä  l'unanimit^  par  la  Gommission  interalli^e  pr6vue  ä  l'article  130, 
Partie  VII  (Röparations)  du  präsent  Trait6,  un  privilöge  de  premier  rang 
est  stabil  sur  tous  les  biens  et  ressources  de  la  Bulgarie,  pour  le  röglement 
des  röparations  et  autres  charges  r6sultant  du  präsent  Traitö  ou  de  traitös 
et  Conventions  compl^mentaires  ou  des  arrangements  conclus  entre  la  Bulgarie 
et  les  Puissances  alli^es  et  associäes  pendant  l'Armistice  sign6  le  29  sep- 
tembre  1918. 

Jusqu'au  1er  mai  1921,  le  Gouvernement  bulgare  ne  pourra  exporter  de 
l'or  ou  en  disposer,  et  il  interdira  que  de  l'or  soit  export^  ou  qu'il  en  soit 
dispos6  en  soit  dispos6  sans  autorisation  pröalable  de  la  Gommission  inter- 
alliäe. 
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Article  133. 
Le  coüt  total  d'entretien  de  toutes  les  arm^es  alli^es  et  associöes  dans 
les  territoires  occup6s  de  la  Bulgarie.  telles  que  le.s  limites  en  sont  d^finies 
au  präsent  Traite.  sera  ä  la  charge  de  la  Bulgarie  ä  partir  de  la  Signatur^ 
de  TArmistice  du  29  septembre  1918  et  jusqu'ä  la  mise  en  vigueur  du  präsent 
Trait6.  L'entretien  des  arm^es  comprend  la  subsistance  des  hommes  et  animaux, 
le  logement  et  le  cantonnement,  les  soldes  et  accessoires,  les  traitements  et 
salaires,  le  couchage,  le  chauSage,  l'^clairage,  rhabillement,  l'^quipement,  le 
harnachement,  l'armement  et  le  mat6riel  roulant,  les  Services  de  l'a^ronautique, 
le  traitement  des  malades  et  blessös,  les  Services  v6terinaires  et  de  la  remonte, 
les  Services  des  transports  de  toute  nature  (tels  que  par  voie  ferr6e,  maritime 
ou  fluviale.  camions  automobiles),  les  Communications  et  correspondances,  et 
en  g6n6ral  tous  les  Services  administratifs  et  techniques,  dont  le  fonctionnement 
est  n^cessaire  ä  l'entrainement  des  troupes,  au  maintien  de  leurs  effectifs  et 
de  leur  puissance  militaire. 

Le  remboursement  de  toutes  d6penses  rentrant  dans  les  cat^goris  ci- 
dessus,  en  tant  qu'elles  correspondent  ä  des  achats  ou  r^quisitions  effectu6s 
par  les  Gouvernements  alliös  et  associ^s  dans  les  territoires  occup^s,  sera  pay6 
par  le  Gouvernement  bulgare  aux  Gouvernements  alli^s  et  associ^s  en  toute 
monnaie  ayant  cours  I6gal  en  Bulgarie.  Dans  tous  les  cas  oii  un  Gouvernement 
alli6  ou  associö  aura  acquittö  ces  achats  ou  ces  r6quisitions  en  territoire 
occup6  dans  une  monnaie  autre  que  la  monnaie  bulgare,  ces  d6penses  lui 
seront  rembours^es  en  monnaie  bulgare  au  taux  du  change  g^n^ralement 
admis  ä  la  date  de  ce  remboursement  ou  ä  un  taux  convenu. 

Toutes  les  autres  d^penses  ci-dessus  6num6r6es  seront  remboursöes  dans 
la  monnaie  du  pays  cr6ancier. 

Article  134. 
En  raison  de  l'acquisition  de  territoires  ottomans,  c6d6s  en  vertu  du 
Trait6  de  Constantinople  1913,  ou  de  territoires  dont  la  cession  est  confirm6e 
par  le  präsent  Trait6,  la  Bulgarie  s'engage  ä  prendre  en  charge  une  part  de 
la  Dette  publique  ottomane  extörieure  d'avant-guerre  et  eile  s'engage  ä  payer, 
ä  valoir  sur  les  sommes  n^cessaires  pour  assurer  le  Service  de  cette  part  de 
la  Dette  ottomane,  et  pour  le  temps  oü  les  territoires  c6d6s  ont  et6  ou 
demeurent  placös  sous  sa  souverainet6,  telles  sommes  que  pourra  fixer  ult6- 
rieuremcnt  une  Commission  qui  sera  nomm^e  pour  d^terminer  dans  quelle 
mesure  la  cession  de  territoires  ottomans  entrainera  Obligation  de  contribuer 
ä  cette  dette. 

Article  135. 
L'ordre   de   priorit6   dans   lequel   la  Bulgarie   fera  face  aux  obligations 
financi^res  qui  r6sultent  pour  eile  des  articles  132,  133  et  134  de  la  presente 
Partie  est  fix6  comme  suit : 

1^  Le  coüt  des  arm6es  d'occupation  tel  qu'il  est  d^fini  ä  Tarticle  133 
de  la  präsente  Partie; 

2"^  Le  Service  de  la  part  de  la  Dette  publique  nttomane  exttrieure 
d'avant-guerre  qui  pourra  etre  attribu6e  ä  la  Bulgarie  par  le  präsent  Tiaite 
ou  par  des  trait6s  et  Conventions  compl6mentaires  du  fait  des  cessions  ä  la 
Bulgarie  de  territoires  ayant  appartenu  ä  l'Empire  Ottoman; 

3"  Le  montant  des  reparations  r6sultant  du  präsent  Traite  ou  de  trait^s 
et  Conventions  compl6mentaires. 

Article  136. 
La  Bulgarie  confirme  la  reddition  de  tont  le  matcriel  livrö  ou  ;i  livrer 
par   eile   aux  Puissances   alli^es  et   associ6es   en  e.\6cution  de  l'Armistice  du 
29   septembre   191H   et   reconnait   le  droit  des  Puissances  alli^es  et  associees 
Bur  ce  mat^riel. 
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Sera  port6e  au  credit  de  la  Bulgarie,  en  d6duction  des  sommes  dues 
pour  röparations  aux  Puissances  alliöes  et  associ^es,  la  valeur,  appr6ci6e  par 
la  Commission  des  r6parations,  pr6vue  k  l'article  121,  Partie  VII  (R6para- 
tions)  du  präsent  Trait6,  agissant  par  l'interm^diaire  de  la  Commission  inter- 
alli6e,  du  mat6riel  d6sign6  ci-dessus,  dont  la  Commission  des  röparations 
estimerait  qu'ä  raison  de  son  caractäre  non  militaire,  la  valeur  doit  etre 
portöe  au  credit  de  la  Bulgarie. 

Ne  seront  pas  port6s  au  credit  de  la  Bulgarie  les  biens  appartenant 
aux  Gouvernements  alli6s  et  associ6s  ou  ä  leurs  ressortissants  rendus  ou 
livr6s  ä  l'identique  en  exöcution  de  la  Convention  d'Armistice. 

Article  137. 
Les    dispositions    qui    pr^c^dent    ne   portent   pas   atteinte   au   droit   de 
chacune  des  Puissances  alliäes  et  associöes  de  disposer  des  actifs,  et  propri6t6s 
ennemis  se  trouvant  sous  leur  juridiction  au  moment   de  la  mise  en  vigueur 
du  präsent  Traitö. 

Article  138. 
Les  droits  et  affectations  speciales  Instituts  pour  les  emprunts  contractäs 
par  l'Etat  bulgare  ou  garantis  par  lui  antärieurement  au  1"  aoüt  1914  sont 
maintenus  sans  aucune  modification. 

Article  139. 

Quant  ä  l'emprunt  contractu  par  la  Bulgarie  en  AUemagne  en  juillet 
1914,  la  Commission  des  räparations  pourra  se  faire  cäder,  conformäment  aux 
articles  235  et  260  du  Trait6  de  paix  avec  l'Allemagne,  sign6  le  28  juin  1919, 
et  aux  articles  correspondants  des  Traitäs  avec  l'Autriche  et  la  Hongrie,  tous 
les  droits,  intärets  et  titres  de  toute  nature  concädös  ä  des  ressortissants 
allemands,  autrichiens  et  hongrois  par  les  contrats  et  Conventions  relatifs  ä 
cet  emprunt.  Le  Gouvernement  bulgare  s'engage  ä  emploj'er  tous  moyens 
en  son  pouvoir  pour  faciliter  cette  cession.  II  s'engage,  en  outre,  ä  transf6rer 
ä  la  Commission  des  räparations,  dans  un  dälai  de  six  mois  apres  la  mise 
en  vigueur  du  präsent  Traitä,  tous  les  droits,  intärets  et  titres  de  toute  nature 
dätenus  par  des  ressortissants  bulgares,  en  vertu  des  memes  contrats  et  Con- 
ventions d'emprunt.  La  valeur  de  tous  les  droits,  intärets  et  titres  dätenus 
par  des  ressortissants  bulgares  sera  fixäe  par  la  Commission  des  räparations 
et  portäe  par  eile  au  credit  de  la  Bulgarie,  ä  valoir  sur  les  sommes  dues  au 
titre  des  r6parations.  La  Bulgarie  prendra  la  Charge  d'indemniser  ses  ressor- 
tissants d6poss6d6s  en  ex6cution  du  präsent  article. 

Au  cas  oü  aurait  lieu  le  transfert  des  droits,  intörets  et  titres,  dont  il 
est  fait  mention  ci-dessus,  et  nonobstant  les  dispositions  de  l'article  pr6c6dent, 
la  Commission  des  röparations  aura  tout  pouvoir  de  modifier  les  termes  des 
contrats  et  Conventions  relatifs  ä  l'emprunt  et  de  conclure  toutes  Conventions 
complömentaires  qui  lui  paraitraient  nöcessaires,  ä  condition,  toutefois,  qu'il 
ne  sera  portö  aucun  pröjudice :  1°  ä  ceux  des  droits  qui  ont  6t6  accord^s  par 
les  contrats  et  Conventions  d'emprunt  ä  toutes  personnes  autres  que  des 
ressortissants  allemands,  autrichiens,  hongrois  ou  bulgares;  2^  ä  tous  les 
droits  des  porteurs  de  bons  du  Tresor  bulgare  6mis  en  France,  en  1912  et 
1913  et  remboursables  sur  le  produit  de  la  premiäre  Operation  financifere  ä 
effectuer  par  la  Bulgarie.  Aprös  accord  entre  les  parties,  les  divers  Interesses 
pourront  etre  rembours6s  soit  en  espfeces,  soit  au  moyen  de  titres  de  l'emprunt. 

Aucun  arrangement  touchant  ä  l'emprunt  et  aux  contrats  et  Conventions 
compl^mentaires  y  relatifs  ne  pourra  etre  conclu  sans  que  la  Commission 
interalli6e  ait  6t6  consult6e.  La  Commission  interalli^e  agira  comme  reprösen- 
tant  de  la  Commission  des  röparations  pour  tout  ce  qui  concerne  l'emprunt, 
chaque  fois  que  cette  derni^re  en  aura  ainsi  d6cid6. 
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Article  140. 
Les  dispositions  ins6r6es  dans  la  präsente  Partie  ne  peuvent  aSecter  en 
aucune  mani^re  les  gages  ou  hypotheques  r^gulierement  constitu^s  au  profit 
des  Puissances  alli6es  et  associees  ou  de  leurs  ressortissants  par  le  Gouverne- 
ment bulgare  ou  par  ses  ressortissants  sur  les  biens  et  revenus  leur  apparte- 
nant,  dans  tous  les  cas  oü  la  Constitution  de  ces  gages  et  hypotheques  serait 
ant^rieure  ä  l'existence  de  l'etat  de  guerre  entre  la  Bulgarie  et  chacune  des 
Puissances  int6ress6es,  sauf  dans  la  limite  oü  les  modifications  de  ces  gages 
et  hypotheques  sont  express6ment  pr^vues  aux  termes  du  pr6sent  Trait6  ou 
des  trait^s  et  Conventions  compl6mentaires. 

Article  141. 

Les  Puissances  cessionnaires  de  territoires  bulgares  en  conformit6  du 
präsent  Trait^.  s'engagent  ä  assumer  la  charge  d'une  part  de  la  Dette  publi- 
que bulgare  teile  qu'elle  existait  au  11  octobre  1915,  y  compris  la  portion 
de  la  Dette  publique  ottomane  extörieure  d'avant-guerre  prise  en  charge  par 
la  Bulgarie  dans  les  conditions  fixöes  ä  l'Article  134. 

La  Commission  des  röparations  agissant  par  Tintermödiaire  de  la  Com- 
mission  interalli^e  d6terminera  le  montant  de  la  Dette  publique  bulgare  au 
11  octobre  1915  en  tenant  compte  pour  la  dette  contraci^e  apr^s  le  1"'  acut 
1914,  de  la  seule  fraction  de  cette  dette  qui  n'aurait  pas  et6  employöe  par 
la  Bulgarie  ä  pröparer  la  guerre  d'agression.  La  part  de  la  dette  publique 
bulgare  dont  la  charge  est  ä  assumer  par  chaque  Puissance  cessionnaire  sera 
Celle  que  les  Principales  Puissances  alliöes  et  associees,  agissant  par  l'inter- 
mödiaire  de  la  Commission  interalliöe,  jugeront  (5quitable,  en  tenant  compte 
du  rapport  qui  existe  entre  les  revenus  des  territoires  c6d^s  et  la  totalit^ 
des  revenus  de  la  Bulgarie  pour  la  moyenne  des  trois  ann6es  tinancieres  com- 
pletes  pröc^dant  immödiatement  la  guerre  des  Balkans  (1912). 

Article  142. 

Les  Puissances  cessionnaires  de  territoires  bulgares  en  conformit6  du 
präsent  Traitö,  acquerront  tous  biens  et  propri6t6s  appartenant  au  Gouverne- 
ment bulgare  et  situäs  dans  lesdits  territoires.  La  valeur  des  biens  et  pro- 
pri6t6s  acquis  sera  fix6e  par  la  Commission  des  räparations.  et  portee  par  eile 
au  credit  de  la  Bulgarie,  ou  de  la  Turquie  s'il  s'agit  de  biens  et  proprit^tes 
c6d6s  ä  la  Bulgarie  par  le  Traitö  de  Constantinople  de  1913,  et  au  debit  de 
la  Puissance  qui  acquiert. 

Au  sens  du  present  article,  les  biens  et  propriätäs  du  Gouvernement 
bulgare  seront  consid6r6s  comme  comprenant  toutes  les  propri6t6s  de  la 
Couronne. 

Article  143. 

La  Bulgarie  renonce  ä  tout  bänäfice  r6sultant  pour  eile  des  stipulations 
ins6r6es  dans  les  Traitäs  de  Bucarest  et  de  Brest-Litowsk  de  1918  et  dans 
les  traitös  et  Conventions  complämentairee.  Elle  s'engage,  en  outre,  ä  trans- 
f6rer  respectivement,  soit  ä  la  Roumanie,  soit  aux  Principales  Puissances 
alliöes  et  associees  suivant  le  cas,  tous  Instruments  monetaires,  esp^ces,  valeurs 
et  instruments  n6gociables  ou  marchandises,  qu'elle  peut  avoir  re(,us  en  exä- 
cution  desdits  Trait6s. 

Les  sommes  en  esp^ces  qui  doivent  otre  pay^es  et  les  instrumtnts  mon6- 
taires,  valeurs  et  marchandises  quelconques  qui  doivent  ötre  livres  ou  transfär^s 
en  vertu  des  stipulations  du  präsent  article,  seront  employäs  par  les  Principales 
Puissances  alli6es  et  associees  suivant  les  modalitös  ä  d(5terminer  ultt^rieurement 
par  les  dites  Puissances. 

Article  144. 

Le  Gouvernement  bulgare  s'engage  a  ne  mettre  aucun  obstacle  ä  lacqui- 
sition  par  les  Gouvernements  allemand.  autrichien,  hongrois  ou  turc,  de  tons 
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droits  et  int6rets  des  ressortissants  allemands,  autrichiens,  hongrois  ou  turcs 
dans  toute  entreprise  d'utilit6  publique  ou  dans  toute  concession  en  Bulgarie, 
pui  pourront  etre  r6clam6s  par  la  Commission  des  r6parations  aux  termes  des 
Trait^s  de  paix.  pass6s  entre  les  Gouvernements  allemand,  autrichien,  hongrois 
ou  turc  et  les  Puissauces  alli^es  et  associ6es. 

Article  145. 

La  Bulgarie  s'engage  k  transförer  ä  la  Commission  des  r6parations  toutes 
les  cröances  ou  droits  k  r^paration  de  la  Bulgarie,  ou  de  ses  ressortissants 
ayant  agi  pour  son  compte,  sur  rAUemagne,  l'Autriche,  la  Hongrie  ou  la 
Turquie,  ou  leurs  ressortissants  et  notamment  toutes  les  cr6ances  ou  droits  k 
röparation,  qui  rösultent  ou  r6sulteront  pour  eile  de  l'ex^cution  des  engagements 
qui  ont  6t6  pris  entre  eile  et  ces  Puissances  pendant  la  guerre. 

Toute  somme  que  la  Commission  des  r6parations  pourra  recouvrer  au 
titre  de  ces  cröances  ou  droits  ä  r^parations,  sera  port6e  au  credit  de  la 
Bulgarie  ä  valoir  sur  les  sommes  dues  au  titre  des  röparations. 

Article  146. 

Toute  Obligation  de  payer  en  esp^ces,  en  exöcution  du  präsent  Trait6, 
sera  consid6r6e  comme  6tant  libell^e  en  or  et,  ä  moins  de  stipulations  contraires 
ins6r(5es  dans  le  präsent  Trait6  ou  les  traitös  et  Conventions  complömentaires, 
eile  sera  payable  au  choix  des  cr^anciers,  en  livres  Sterling  payables  ä  Londres, 
doUars  or  des  Etats-Unis  d'Amerique  payables  k  New-York,  francs  or  payables 
k  Paris  ou  lires  or  payables  ä  Rome. 

Aux  fins  du  präsent  article,  les  monnaies  or  ci-dessus  sont  convenues 
etre  du  poids  et  du  titre  I6galement  ätablis  au  1er  janvier  1914  pour  chacune 
e'entre  elles. 

PartieIX. 
Clauses  Ecoiiomiques. 

Section  I. 

Relations  Commerciales. 

Chapitre  I. 

R6glementation,   Taxes   et   Restrictions   Douani^res. 

Article  147. 
La  Bulgarie  s'engage  k  ne  pas  soumettre  les  marchandises,  produits 
naturels  ou  fabriquäs  de  Tun  quelconque  des  Etats  alliös  ou  associ6s,  Importes 
snr  le  territoire  bulgare,  quel  que  soit  l'endroit  d'oü  ils  arrivent,  k  des  droits 
ou  charges  y  compris  les  impöts  Interieurs,  autres  ou  plus  ölevös  que  ceux 
auxquels  sont  soumis  les  memes  marchandises,  produits  naturels  ou  fabriquäs 
d'un  autre  quelconque  desdits  Etats  ou  d'un  autre  pays  ätranger  quelconque. 
La  Bulgarie  ne  maintiendra  ou  n'imposera  aucune  prohibition  ou  restric- 
tion  ä  l'importation  sur  le  territoire  bulgare  de  toutes  marchandises,  produits 
naturels  ou  fabriquös  des  territoires  de  Tun  quelconque  des  Etats  alli6s  ou 
associäs  de  quelque  endroit  qu'ils  arrivent,  qui  ne  s'6tendra  pas  6galement  k 
l'importation  des  memes  ^marchandises,  produits  naturels  ou  fabriqu6s  d'un 
autre  quelconque  desdits  Etats  ou  d'un  autre  pays  ätranger  quelconque. 

Article  148. 
La  Bulgarie  s'engage,  en  outre,  ä  ne  pas  6tablir,  en  ce  qui  concerne 
le  regime  des  importations,  de  diffärence  au  dätriment  du  commerce  de  l'un 
quelconque  des  Etats  alliäs  ou  associös  par  rapport  ä  un  autre  quelconque 
desdits  Etats,  ou  par  rapport  ä  un  autre  pays  ätranger  quelconque,  meme 
par  des  moyens  indirects,   tels  que  ceux   r6sultant   de   la  räglementation  ou 
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de  la  procedura  douaniere,  ou  des  möthodes  de  v^rification  ou  d'analyse,  oa 
des  conditions  de  payement  des  droits,  ou  des  m^thodes  de  Classification  ou 
d'interpr6tation  des  tarifs,   ou  encore  de  l'exercice  de  monopole. 

Article  149. 

En  ce  qui  concerne  la  sortie.  la  Bulgarie  s'engage  ä  ne  pas  soumettre 
les  marchandises,  produits  naturels  ou  fabriqu6s  exportös  du  territoire  bulgare 
vers  les  territoires  de  Tun  quelconque  des  Etats  alliös  ou  associös,  ä  des  droits 
ou  charges,  y  compris  les  impöts  Interieurs,  autres  ou  plus  6lev6s  que  ceux 
pay6s^  pour  les  memes  marchandises  exportäes  vers  un  autre  quelconque  des- 
dits  Etats  ou  vers  un  pays  ^tranger  quelconque. 

La  Bulgarie  ne  maintiendra  ou  n'imposera  aucune  prohibition  ou 
restriction  ä  l'exportation  de  tontes  marchandises  exp^di^es  du  territoire  bul- 
gare vers  Tun  quelconque  des  Erats  alli6s  ou  associös  qui  ne  s'^tendra  pas 
6galement  ä  l'exportation  des  memes  marchandises,  produits  naturels  ou  fabri- 
qu6s  exp6di6s  vers  un  autre  quelconque  des  dits  Etats  ou  vers  un  autre  pays 
^tranger  quelconque. 

Article  150. 

Toute  faveur,  immunitö  ou  privilege  concernant  limportation,  lexpor- 
tation  ou  le  transit  de  marchandises,  qui  serait  conc^d^  par  la  Bulgarie  ä 
Tun  quelconque  des  Etats  alliös  ou  associ6s  ou  ä  un  autre  pays  6tranger 
quelconque.  sera  simultan6ment  et  inconditionnellement,  sans  qu'il  soit  besoin 
de  demande  ou  de  compensation,    ätendu  ä  tous  les  Etats  alli^s  ou  associös. 

Article  151. 

Pendant  un  d61ai  d'un  an  ä  dater  de  la  mise  en  vigueur  du  prt^sent 
Traite,  les  taxes  imposöes  par  la  Bulgarie  aux  importations  des  Puissances 
alli6es  et  associ^es  ne  pourront  etre  sup^rieures  aux  taxes  les  plus  favorables 
qui  etaient  en  application  pour  leurs  importations  en  Bulgarie  ä  la  date  du 
28  juillet  1914. 

Le  payement  au  taux  de  l'or  des  taxes  douaniöres  pourra  etre  applique 
ä  leurs  importations,  sous  r^serve  de  l'article  150,  dans  tous  les  cas  oü.  en 
vertu  de  la  loi  bulgare,  ce  payement  en  or  ^tait  exigible  ä  la  date  du  28  juillet 
1914,  ä  la  condition  que  le  taux  de  conversion  des  billets  or  soit  pöriodique- 
ment  fix6  par  la  Commission  des  r^parations. 

Chapitre  IL 

Traitement   de   la   Navigation. 

Article  152. 

En  ce  qui  concerne  la^  peche,  le  cabotage  et  le  remorquage  maritimes, 
les  navires  et  bateaux  des  Etats  alli^s  et  associt^s  b^n^ficieront  en  Bulgarie. 
meme  dans  les  eaux  territoriales  bulgares,  du  traitement  qui  sera  accordiJ 
aux  navires  et  bateaux  de  la  natiou  la  plus  favoris6e. 

Article  158. 

Dans  le  cas  de  navires  et  bateaux  appartenant  h  des  Etats  alli^s  et 
associ6s.  toutes  espöces  de  certificats  ou  de  documents  ayant  rapport  aux 
navires  et  bateaux,  qui  etaient  reconnus  comme  valables  par  la  Bulgarie 
avant  la  guerre,  ou  qui  pourront  ulterieurement  6tre  reconnus  comme  valables 
par  les  principaux  Etats  maritimes,  seront  reconnus  par  la  Bulgarie  comme 
valables  et  comme  Äquivalents  aux  certificats  correspondants  octroy^s  ä  des 
navires  et  bateaux  bulgares. 

Seront  reconnus  de  la  mönie  maniöie  les  certificats  et  documents  delivres 
ä,  leurs  navires  et  bateaux  par  les  Gouvernements  des  nouveaux  Etats  qu'ils 
aient  ou  non  un  littoral  maritime,  ä  condition  que  ces  certificats  et  documents 
soient  d61ivr(5s  ^en  conformit»5  avec  les  usages  gönt^ralement  pratiqu^s  dans 
les  principaux  Etats  maritimes. 
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Les  Hautes  Parties  Contractantes  s'accordent  k  reconnaitre  le  pavillon 
des  navires  de  toute  Puissance  alli6e  ou  associöe  qui  n'a  pas  de  littoral 
maritime,  lorsqu'ils  sont  enregiströs  en  un  lieu  unique  d6termin6  situ6  sur 
son  territoire ;  ce  lieu  constituera  pour  ces  navires  leur  port  d'enregistrement. 

Ghapitre  III. 

ConcurrenceD^loyale. 

Article  154. 

La  Bulgarie  s'engage  ä  prendre  toutes  les  mesures  legislatives  ou  admi- 
nistratives n6cessaires  pour  garantir  les  produis  naturels  ou  fabriqu6s  origi- 
naires  de  l'une  quelconque  des  Puissances  alli6es  on  associ6es  contre  toute 
forme  de  concurrence  d^loyale  dans  les  transactions  commerciales. 

La  Bulgarie  s'oblige  ä  r^primer  et  ä  prohiber,  par  la  saisie  et  par 
toutes  autres  sanctions  appropriöes,  l'importation  et  l'exportation  ainsi  que 
la  fabrication,  la  circulation,  la  vente  et  la  mise  en  vente  ä  l'intörieur,  de 
tous  produits  ou  marchandises  portant  sur  eux-memes,  ou  sur  leur  conditionne- 
ment  imm6diat,  ou  sur  leur  emballage  extörieur,  des  marques,  noms,  inscrip- 
tions  ou  signes  quelconques,  comportant,  directement  ou  indirectement,  de 
fausses  indications  sur  l'origine,  l'espece,  la  nature  ou  les  qualit6s  späcifiques 
de  ces  produits  ou  marchandises. 

Article  155. 

La  Bulgarie,  ä  la  condition  qu'un  traitement  röciproque  lui  soit  accordö 
en  cette  mati^re,  s'oblige  ä  se  conformer  aux  lois,  ainsi  qu'aux  d^cisions 
administratives  ou  judiciaires  prises  conformöment  ä  ces  lois,  en  vigueur  dans 
un  Pays  alli6  ou  associ^  et  r6gulierement  notifi^es  ä  la  Bulgarie  par  les 
autoritös  comp^tentes,  döterminant  ou  röglementant  le  droit  ä  une  appellation 
regionale  pour  les  vins  ou  spiritueux  produits  dans  le  pays  auquel  appartient 
la  r^gion,  ou  les  conditions  dans  lesquelles  l'emploi  d'une  appellation  regio- 
nale peut  etre  autoris6;  et  l'importation,  l'exportation,  ainsi  que  la  fabri- 
cation, la  circulation,  la  vente  ou  la  mise  en  vente  des  produits  ou  marchan- 
dises portant  des  appellations  regionales  contraircment  aux  lois  ou  döcisions 
precitees,  seront  interdites  par  la  Bulgarie  et  röprimees  par  les  mesures 
prescrites  ä  l'article  qui  pr^cede. 

Ghapitre  IV. 
Traitement  des   Ressortissan ts    des    Puissances    Alliäes    et 

Associees. 
Article  156. 
La  Bulgarie  s'engage : 

a)  ä  n'imposer  aux  ressortissants  des  Puissances  alliees  et  associ6es  en 
ce  qui  concerne  l'exercice  des  mätiers,  professions,  commerces  et  industries, 
aucune  exclusion  qui  ne  serait  pas  egalement  applicable  ä  tous  les  etrangers 
Sans  exception. 

b)  ä  ne  soumettre  les  ressortissants  des  Puissances  alli^es  et  associees 
ä  aucun  r^glement  ou  restrictions,  en  ce  qui  concerne  les  droits  visös  au 
paragraphe  a)  qui  pourraient  porter  directement  ou  indirectement  atteinte  aux 
stipulations  dudit  paragraphe,  ou  qui  seraient  autres  ou  plus  desavantageux 
que  ceux  qui  s'appliquent  aux  etrangers  ressortissants  de  la  nation  la  plus 
favorisäe ; 

c)  ä  ne  soumettre  les  ressortissants  des  Puissances  alliees  et  associöes, 
leurs  biens,  droits  ou  interets,  y  compris  les  societes  ou  associations  dans 
lesquelles  ils  sont  Interesses,  ä  aucune  charge,  taxe  ou  impots  directs  ou 
indirects,  autres  ou  plus  eieves  que  ceux  qui  sont  ou  pourront  etre  imposes 
ä  ses  ressortissants  ou  ä  leurs  biens,  droits  ou  interSts,  ou  aux  nationaux  de 
toute  Puissance  plus  favorisee,  ou  ä  leurs  biens,  droits  ou  interßts. 
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d)  ä  ne  pas  imposer  aux  ressortissants  de  l'ane  quelconque  des  Puissances 
alli^es  et  associöes  une  restriction  quelconque  qui  n'^tait  pas  applicable  aux 
ressortissants  de  ces  Puissances  ä  la  date  du  l^r  juillet  1914,  ä  moins  que 
la  meme  restriction  ne  soit  6galement  imposäe  ä  ses  propres  nationaux. 

Article  157. 
Les   ressortissants   des   Puissances   alliöes   et   associ^es   jouiront   sur  le 
territo-ire  bulgare,  d'une  constante  protection,  pour  leur  personne,  leurs  biens, 
droits  et  int6rets  et  auront  libre  accäs  devant  les  tribunaux. 

Article  158. 

La  Bulgarie  s'engage  ä  reconnaitre  la  nouvelle  nationalit6  qui  aurait 
6t6  ou  serait  acquise  par  des  ressortissants  d'apr^s  les  lois  des  Puissances 
alli6es  ou  associ^es  et  con!orm6ment  aux  döcisions  des  autorit(5s  comp6tentes 
de  ces  Puissances,  soit  par  voie  de  naturalisation,  soit  par  l'effet  d'une  clause 
d'un  traitö  et  ä  dögager  ä  tous  les  points  de  vue  ces  ressortissants,  en  raison 
de  cette  acquisition  de  nouvelle  nationalit6,  de  toute  all6geance  vis-ä-vis  de 
leur  Etat  d'origine. 

Article  159. 

Les  Puissances  alli^es  et  associ^es  pourrant  nommer  des  consuls  g6n6raux, 
consuls,  vice-consuls  et  agents  consulaires  dans  les  villes  et  ports  de  Bulgarie. 
La  Bulgarie  s'engage  ä  approuver  la  dösignation  de  ces  consuls  gön^raux, 
consuls,  vice-consuls  et  agents  consulaires,  dont  les  noms  lui  seront  notifi^s, 
et  ä  les  admettre  ä  l'exercice  de  leurs  fonctions  conform^ment  aux  r^gles  et 
usages  habituels. 

Chapitre  V. 

Clauses  G6n6rales. 

Article  160. 

Les  obligations  impos^es  ä  la  Bulgarie  par  le  Chapitre  I,  et  par  Tarticle  152 

du  Chapitre  II  ci-dessus,  cesseront   d'etre  en  vigueur  cinq  ans  apr^s  la  date 

de  la  mise  en  vigueur  du  präsent  Traitö,  ä  moins  que  le  contraire  r6sulte  du 

texte  ou  que  le  Conseil  de  la  Soci6t6  des  Nations  döcide.  douze  mois  au  moins 

avant   l'expiration   de   cette  Periode,   que  ces   obligations  seront  maintenues 

pour  une  päriode  subs6quente  avec  ou  sans  amendement. 

L'article  156  du  Chapitre  IV  restera  en  vigueur  apres  cette  Periode  de 
cinq  ans,  avec  ou  sans  amendement,  pour  teile  Periode,  s'il  en  est  une,  que 
fixera  la  majoritö  du  Conseil  de  la  Soci6t6  des  Nations,  et  qui  ne  pourra 
döpasser  cinq  annöes. 

Article  161. 
Si  le  Gouvernement  bulgare  se  livre  au  commerce  international,  il  n'aura 
ä  ce  point  de  vue,  ni  ne  sera  consid6r6  avoir  aucun  des  droits,  Privileges  et 
immunit6s  de  la  souverainetö. 

Section  II. 

Trait6s. 

Article  162. 

D^s  la  mise  en  vigueur  du  pr6sent  Trait6  et  sous  röserve  des  dispositions 

qui  y  sont   contenues,   les   traitös,   Conventions   et  accords  plurilat(?raux,    de 

caractere  ^conomique  ou  technique,  6num6r(js  ci-apres  et  aux  articles  suivants, 

seront   seuls   appliques   entre   la  Bulgarie   et   Celles  des  Puissances  alli^es  et 

associöes  qui  y  sont  Parties : 

l*'  Convention  du  11  octobre  1909,  relative  ä  la  circulation  internationale 
des  automobiles ; 

2^'  Accord  du  15  mai  1886,  relatif  au  plombage  des  vagons  assujettis 
k  la  douane  et  Protocole  du  18  mai  1907; 
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3"  Accord  du  15  mai  1886,  relatif  ä  l'unit^  technique  des  chemins 
de  fer; 

4.  Convention  du  ö  juillet  1890,  relative  ä  la  publication  des  tarifs  de 
douane  et  k  l'organisation  d'une  Union  internationale  pour  la  publication  des 
tarifs  douaniers; 

5.  Convention  du  20  mai  1875,  relative  ä  l'unification  et  au  per- 
fectionnement  du  Systeme  mötrique ; 

6.  Convention  du  29  novembre  1906,  relative  ä  runification  de  la  forraule 
des  mödicaments  höroiques ; 

7.  Convention  du  7  juin  1905,  relative  ä  la  cr6ation  d'un  Institut 
international  agricole  ä  Rome; 

8.  Arrangement  du  9  döcembre  1907  pour  la  cröation  de  rOffice  inter- 
national d'hygiöne  publique  ä  Paris. 

Article  163. 

Des  la  mise  en  vigueur  du  präsent  Trait6,  les  Hautes  Parties  Contrac- 
tantes  appliqueront  de  nouveau  les  Conventions  et  arrangements  ci-apres 
d6sign6s,  en  tant  qu'ils  les  concernent,  sous  condition  de  l'application,  par 
la  Bulgarie   des   stipulations   particulieres  contenues  dans  le  präsent  article: 

Conventions  postales : 

Conventions  et  arrangements  de  l'ünion  postale  universelle,  signäs  ä 
Vienne,  le  4  juillet  1891; 

Conventions  et  arrangements  de  l'ünion  postale,  signäs  ä  Washington, 
le  15  juin  1897 ; 

Conventions  et  avrangements  de  l'ünion  postale,  signäs  ä  Rome,  le 
26  mai  1906. 

Conventions  t616graphiques : 

Conventions  tölögraphiques  internationales,  signäes  ä  Saint-Pätersbourg, 
le  10/22  juillet  1875; 

Reglements  et  tarifs  arretäs  par  la  Conference  t616graphique  inter- 
nationale de  Lisbonne,  le  11  juin  1908. 

La  Bulgarie  s'engage  ä  ne  pas  refuser  son  consentement  ä  la  conclusion 
avec  les  nouveaux  Etats  des  arrangements  späciaux  prävus  par  les  Conventions 
et  arrangements  relatifs  ä  l'ünion  postale  universelle  et  ä  l'ünion  t6l6- 
graphique  internationale,  dont  lesdits  nouveaux  Etats  fönt  partie  ou  auxquels 
ils  adh^rent. 

Article  164. 

D^s  la  mise  en  vigueur  du  präsent  Traitä,  les  Hautes  Parties  Contrac- 
tantes  appliqueront  de  nouveau,  en  tant  qu'elle  les  concerne,  la  Convention 
radio-tälägraphique  internationale  du  5  juillet  1912,  sous  condition  de  l'appli- 
cation par  la  Bulgarie  des  r^gles  provisoires,  qui  lui  seront  indiquäes  par 
les  Puissances  alliäes  et  associäes. 

Si,  dans  les  cinq  annäes  qui  suivront  la  mise  en  vigueur  du  präsent 
Traitä,  une  nouvelle  Convention  räglant  les  relations  radio  -  tälägraphiques 
internationales  vient  ä  etre  conclue  en  remplacement  de  la  Convention  du 
5  juillet  1912,  cette  nouvelle  Convention  Hera  la  Bulgarie,  meme  au  cas  oü 
celle-ci  aurait  refusä  soit  de  participer  ä  l'älaboration  de  la  Convention,  soit 
d'y  souscrire. 

Cette  nouvelle  Convention  remplacera  ägalement  les  rögles  provisoires 
en  vigueur. 

Article  165. 

Jusqu'ä  ia  conclusion  d'une  nouvelle  Convention  relative  ä  la  peche  dans 
les  eaux  du  Danube  et  destinäe  ä  remplacer  la  Convention  du  29  novembre 
1901,  le  rägime  transitoire  ä  instituer  sera  fixä  par  un  arbitre  däsignä  par 
la  Commission  europäenne  du  Danube. 
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Article  166. 

La  Bulgarie  s'engage,  avant  l'expiration  d'un  d^Iai  de  douze  mois  ä 
partir  de  la  mise  en  vigueur  du  präsent  Traitö : 

1°  ä  adhörer,  dans  les  formes  prescrites,  ä  la  Convention  internationale 
de  Paris  du  20  mars  1883  pour  la  protection  de  la  propri^tä  industrielle, 
revisöe  ä  Washington  le  2  juin  1911  ainsi  qu'ä  la  Convention  internationale 
de  Berne  du  9  septembre  1886  pour  la  protection  des  oeuvres  litt^raires  et 
artistiques,  revis^e  ä  Berlin  le  13  novembre  1908  et  au  Protocole  additionnel 
de  Berne  du  20  mars  1914; 

2*^  ä  reconnaitre  et  ä,  prot^ger  la  propri6t6  industrielle,  littöraire  et 
artistique  des  ressortissants  des  Pays  alliös  et  associ^s  par  des  dispositions 
legislatives  effectives  prises  en  conformitö  des  principes  desdites  Conventions. 

De  plus  et  indäpendamment  des  obligations  susvisöes,  la  Bulgarie  s'engage 
ä  continuer  d'assurer  la  reconnaissance  et  la  protection  de  toute  propri6t6 
industrielle,  litt^raire  ou  artistique  des  ressortissants  de  chacun  des  Pays 
alli^s  ou  associ6s  d'une  mani^re  au  moins  aussi  6tendue  qu'ä  la  date  du  28 
juillet  1914  et  dans  les  m&mes  conditions. 

Article  167. 

La  Bulgarie  s'engage  ä  adh^rer  aux  Conventions  ou  accords  6nuin6r68 
ci-apr^s  ou  ä  les  ratifier: 

10  Conventions  du  14  mars  1884,  du  1er  d^cembre  1886  et  du  23  mars 
1887  et  Protocole  de  cloture  du  7  juillet  1887,  relatifs  ä  la  protection  des 
cäbles  sousmarins ; 

20  Convention  du  31  d^cemhre  1913,  relative  ä  l'unification  des  statistiques 
commerciales ; 

30  Conventions  du  23  septembre  1910,  relative  ä  l'unification  de  certaines 
r^gles  en  mati^re  d'abordage,  d'assistance  et  de  sauvetage  maritimes; 

40  Convention  du  21  döcembre  1904,  relative  ä  Texemption  pour  les 
bätiments  hospitaliers  des  droits  et  taxes  dans  les  ports ; 

50  Convention  du  26  septembre  1906  pour  la  suppression  du  travail  de 
nuit  pour  les  femmes; 

6°  Convention  du  26  septembre  1906  pour  la  suppression  de  l'emploi 
du  phosphore  blanc  dans  la  fabrication  des  allumettes ; 

70  Conventions  des  18  mai  1904  et  4  mal  1910,  relatives  ä  la  r^pression 
de  traite  des  blanches ; 

8"  Convention  du  4  mai  1910.  ralative  ä  la  suppression  des  publications 
pornographiques  : 

90  Conventions  sanitaires  du  30  janvier  1892,  du  15  avril  1893,  da 
3  avril  1894,  du  19  mars  1897  et  du  3  d^cembre  1903; 

10"  Conventions  des  3  novembre  1881  et  15  avril  1889,  relatives  aux 
mesures  ä  prendre  contre  le  phylloxera; 

HO  Convention  du  19  mars  1902  relative  ä  la  protection  des  oiseaux 
utiles  ä  l'agriculture. 

Article  168. 

Chacune  des  Puissances  alli^es  ou  associ^es,  s'inspirant  des  principes 
göneraux  ou  des  stipulations  particuli^res  du  präsent  Traite,  notitiera  ä  la 
Bulgarie  les  Conventions  bilaterales  de  toute  uature,  dont  eile  exigera  la  re- 
mise  en  vigueur  avec  eile. 

La  notification  pr»5vue  au  präsent  article  sera  faite  soit  directement  soit 
par  l'entreniise  d'une  autre  Puissance.  II  en  sera  accusti  receptiun  par  ^crit 
par  la  Bulgarie ;  la  date  de  la  remise  en  vigueur  sera  cclle  de  la  notification. 

Les  Puissances  alii^es  ou  associ^es  s'engagent  entre  elles,  ;\  ne  remettre 
en  vigueur  avec  la  Bulgarie  que  les  Conventions  ou  traittSs  qui  sont  confor- 
mes  aux  stipulations  du  präsent  Traite. 
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La  notification  mentionnera  6ventuellement  Celles  des  dispositions  de 
ces  Conventions  ou  trait^s  qui,  n'6tant  pas  conformes  aux  stipulations  du 
präsent  Trait6,  ne  seront  pas  consid6rees  comme  remises  en  vigueur. 

En  cas  de  divergence  d'avis,  la  Soci6t6  des  Nations  sera  appel6e  ä  se 
pronoDcer. 

ün  d^lai  de  six  mois,  qui  courra  depuis  la  mise  en  vigueur  du  pr6sent 
Trait6,  est  imparti  aux  Puissances  alli6es  ou  associ6es  pour  proc^der  ä  la 
notification. 

Les  Conventions  bilaterales  et  Trait6s  bilat(5raux,  qui  auront  fait  l'objet 
d'une  teile  notification,  seront  seuls  remis  en  vigueur  entre  les  Puissances 
alli^es  ou  associöes  et  la  Bulgarie ;  tous  les  autres  sont  et  demeureront  abrog^s. 

Les  r^gles  ci-dessus  sont  applicables  ä  toutes  Conventions  bilaterales  ou 
traites  bilateraux  existant  entre  toutes  Puissances  alli6es  et  associ^es  et  la 
Bulgarie,  meme  si  lesdites  Puissances  alli6es  et  associ^es  n'ont  pas  et6  en 
etat  de  guerre  avec  eile. 

Article  169. 

La  Bulgarie  reconnait  comme  etant  et  demeurant  abrogäs  par  le  präsent 
Traite  tous  les  traites,  Conventions  ou  accords  qu'elle  a  conclus  avec  l'Alle- 
magne,  l'Autriche,  la  Hongrie  ou  la  Turquie  depuis  le  1"  aoüt  1914  jusqu'ä 
la  mise  en  vigueur  du  präsent  Traite. 

Article  170. 

La  Bulgarie  s'engage  ä  assurer  de  plein  droit  aux  Puissances  alUees  et 
associees  qu'aux  fonctionnaires  et  ressortissants  desdites  Puissances,  le  ben^- 
fice  de  tous  les  droits  et  avantages  de  quelque  nature  que  ce  soit  qu'elle  a 
pu  conceder  ä  l'Allemagne,  ä  l'Autriche,  ä  la  Hongrie  ou  ä  la  Turquie,  ou 
conceder  aux  fonctionnaires  et  ressortissants  de  ces  Etats,  par  traites,  Con- 
ventions ou  accords,  conclus  avant  le  ler  aoüt  1914,  aussi  longtemps  que  ces 
traites,  Conventions  ou  accords  resteront  en  vigueur. 

Les  Puissances  alli^es  et  associees  se  r^servent  le  droit  d'accepter  ou 
non  le  benefice  de  ces  droits  et  avantages. 

Article  171. 

La  Bulgarie  reconnait  comme  etant  et  demeurant  abrogös  tous  les 
traites,  Conventions  ou  accords  qu'elle  a  conclus,  avant  le  l^r  aoüt  1914  ou 
depuis  cette  date  jusqu'a  la  mise  en  vigueur  du  präsent  Traite,  avec  la  Russie 
ou  avec  tout  Etat  ou  Gouvernement  dont  le  territoire  constituait  anterieure- 
ment  une  partie  de  la  Russie  aiosi  qu'avec  la  Roumanie,  aprös  le  15  aoüt  1916, 
jusqu'ä  la  mise  en  vigueur  du  präsent  Traite. 

Article  172. 

Au  cas  oü,^  depuis  le  ler  aoüt  1914,  une  Puissance  allide  ou  associäe, 
la  Russie  ou  un  Etat  ou  Gouvernement  dont  le  territoire  constituait  anterieure- 
ment  une  partie  de  la  Russie,  aurait  6te  contraint  ä  la  suite  d'une  occu- 
pation  militaire,  par  tout  autre  moyen  ou  pour  toute  autre  cause,  d'accorder 
ou  de  laisser  accorder  par  un  acte  emanant  d'une  autorite  publique  quelcon- 
que  des  concessions,  Privileges  et  faveurs  de  quelque  nature  que  ce  soit  ä  la 
Bulgarie  ou  ä  un  ressortissant  bulgare,  ces  concessions,  Privileges  et  faveurs 
sont  annules  de  plein  droit  par  le  präsent  Traite. 

Toutes  charges  ou  indemnites  pouvant  eventuellement  rösulter  de  cette 
annulation  ne  seront  en  aucun  ^cas  supportees  par  les  Puissances  alliees  et 
associees  ni  par  les  Puissances,  Etats,  Gouvernements  ou  autorites  publiques 
aue  le  präsent  article  d6lie  de  leurs  engagements. 

Article  173. 

D^s  la  mise  en  vigueur  du  präsent  Traite,  la  Bulgarie  s'engage  ä  faire 
b6n6ficer  de  plein  droit  les  Puissances  alliees  et  associ^es,  ainsi  que  leurs 
ressortissants,   des  droits  et  avantages  de  quelque  nature  que  ce  soit  qu'elle 
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a  conc6d6s  depuis  le  1er  aoüt  1914  jusqu'ä  la  mise  en  vigaeur  da  präsent 
Trait6,  par  traites,  Conventions  ou  accords,  ä  des  Etats  non  belligörants  ou 
ressortissants  de  ces  Etats,  aussi  longtemps  que  ces  traitös,  Conventions  ou 
accords  resteront  en  vigueur. 

Article  174. 

Celles  des  Hautes  Parties  Contractantes  qui  n'auraient  pas  encore  sign6^ 
ou  qui,  apr^s  avoir  signö,  n'auraient  pas  encore  ratifiö  la  Convention  sur 
l'opium,  sign6e  ä  la  Haye  le  23  janvier  1912,  sont  d'accord  pour  mettre  cette 
Convention  en  vigueur,  et,  ä  cette  fin,  pour  6dicter  la  l^gislation  n6cessaire 
aussitot  qu'il  sera  possible  et,  au  plus  tard,  dans  les  douze  mois  qui  suivront 
la  mise  en  vigueur  du  präsent  Trait6. 

Les  Hautes  Parties  Contractantes  conviennent,  en  outre,  pour  Celles 
d'entre  elles  qui  n'ont  pas  encore  ratifiö  ladite  Convention,  que  la  ratification 
du  präsent  Traitä  6quivaudra,  ä  tous  6gards,  ä  cette  ratification  et  ä  la  sig- 
nature  du  Protocole  special  ouvert  ä  la  Haye  conform6ment  aux  rösolutions 
de  la  troisi^me  Conference  sur  l'opium,  tenue  en  1914  pour  la  mise  en  vigueur 
de  ladite  Convention. 

Le  Gouvernement  de  la  R^publique  francaise  communiquera  aa  Gou- 
vernement des  Pays-Bas  une  copie  certifi6e  conforme  du  proces-verbal  de 
d6p6t  des  ratifications  du  präsent  Trait6  et  invitera  le  gouvernement  des 
Pays-Bas  ä  accepter  et  recevoir  ce  document  comme  d6p6t  des  ratifications 
de  la  Convention  du  28  janvier  1912  et  comme  signature  du  Protocole 
additionnel  de  1914. 

Article  175. 

Les  immunites  et  Privileges  des  sujets  etrangers  ainsi  que  les  droits 
de  juridiction  et  de  protection  consulaires  attribu6s  en  Bulgarie  aux  Puis- 
sances  alli^es  et  associöes,  en  vertu  des  capitulations  et  usages  ainsi  que  des 
traitös,  poürront  faire  l'objet  de  Conventions  speciales  entre  chacune  des 
Puissances  alliöes  et  associ^es  int^ressäes  et  la  Bulgarie. 

En  ce  qui  concerne  les  avantages  mentionn^s  cidessus,  les  Principales 
Puissances  alli^es  ou  associäes  b6n6ficieront  du  traitement  de  la  nation  la 
plus  favorisäe,  en  Bulgarie. 

Les  Puissances  alli^es  et  associöes  interessöes  s'engagent  entre  elles  ä 
ne  conclure  que  des  Conventions  conformes  aux  stipulations  du  präsent  Traite. 
En  cas  de  divergence  d'avis  entre  elles,  la  Society  des  Nations  sera  appel^e 
ä  se  prononcer. 

Section  III. 
Dettes. 

Article  176. 

Seront  rägl^es  par  l'intermediaire  d'Offices  de  v^rification  et  de  com- 
pensation  qui  seront  constitu^s  par  chacune  des  Hautes  Parties  Contractantes 
dans  un  delai  de  trois  mois  ä  dater  de  la  notification  pr^vue  ä  l'alinea  e 
ci-apres,  les  catögories  suivantes  d'obligations  p6cuniaires : 

1<^  Les  dettes  exigibles  avant  la  guerre  et  dues  par  les  ressortissants 
d'une  des  Puissances  Contractantes,  r^sidant  sur  le  territoire  de  cette  Puis- 
sance,  aux  ressortissants  d'une  Puissance  adverse  r6sidant  sur  le  territoire 
de  cette  Puissance ; 

2*^  Les  dettes  devenues  exigibles  pendant  la  guerre,  et  dues  aux  ressor- 
tissants d'une  des  Puissances  Contractantes  rosidant  sur  le  territoire  de  cette 
Puissance  et  rösultant  des  transactions  ou  des  contrats.  passes  avec  les 
ressortissants  d'une  Puissance  adverse  rösidant  sur  le  territoire  de  cette  Puis- 
sance, dont  l'execution  totale  ou  partielle  a  6tc  suspendue  du  fait  de  la  d^cla- 
ration  de  guerre ; 
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3*^  Les  int^rets  6chus  avant  et  pendant  la  guerre,  et  dus  ä  un  ressor- 
tissant  d'une  des  Puissances  Contractantes,  provenant  des  valeurs  6mises  ou 
reprises  par  une  Puissance  adverse,  pourvu  que  le  payement  de  ces  intörets 
aux  ressortissants  de  cette  Puissance  ou  aux  neutres  n'ait  pas  6t6  suspendu 
pendant  la  guerre; 

4*^  Les  capitaux  remboursables  avant  et  pendant  la  guerre,  payables 
aux  ressortissants  d'une  des  Puissances  Contractantes,  repr6sentant  des  valeurs 
6mises  par  une  Puissance  adverse,  pourvu  que  le  payement  de  ce  capital  aux 
ressortissants  de  cette  Puissance  ou  aux  neutres  n'ait  pas  6t6  suspendu  pen- 
dant la  guerre. 

Les  produits  des  liquidations  des  biens,  droits  et  int^röts  ennemis  vis6s 
dans  la  Section  IV  et  son  Annexe,  seront  pris  en  cbarge  dans  la  monnaie 
et  au  change  pr6vus  ci-apr6s  ä  Talinöa  d),  par  les  Offices  de  v^rification  et 
de  compensation  et  affectös  par  eux  dans  les  conditions  pr6vues  par  lesdites 
Section  et  Annexe. 

Les  Operations  vis6es  dans  le  präsent  article  seront  effectuäes  selon  les 
principes  suivants  et  conformäment  ä  l'Annexe  de  la  präsente  section : 

a)  Chacune  des  Hautes  Parties  Contractantes  interdira,  das  la  mise  en 
vigueur  du  präsent  Traitä  tous  payements,  acceptations  de  payements  et 
gäaäralement  toutes  Communications  entre  les  parties  intäressäes.  relativement 
au  räglement  desdites  dettes,  autrement  que  par  l'intermädiaire  des  Offices 
de  värification  et  de  compensation  susvisäs; 

b)  Chacune  des  Hautes  Parties  Contractantes  sera  respectivement  respon- 
sable du  payement  desdites  dettes  de  ses  nationaux,  sauf  dans  le  cas  oü  le 
däbiteur  ätait,  avant  la  guerre,  en  faillite,  en  däconfiture  ou  en  ätat  d'insol- 
vabilitä  däclaräe  ou  si  la  dette  ätait  due  par  une  sociätä,  dont  les  affaires 
ont  etä  liquidäes  pendant  la  guerre  conformäment  ä  la  lägislation  exceptionnelle 
de  guerre.  Näanmoins  les  dettes  des  habitants  des  territoires  envahis  ou 
occupäs  par  l'ennemi  avant  1' Armistice  ne  seront  pas  garanties  par  les  Etats 
dont  ces  territoires  fönt  partie ; 

c)  Les  sommes  dues  aux  ressortissants  d'une  des  Puissances  Contractantes 
par  les  ressortissants  d'une  Puissance  adverse  seront  portäes  au  däbit  de 
rOffice  de  värification  et  de  compensation  du  pays  du  däbiteur  et  versäes  au 
cräancier  par  l'Office  du  pays  de  ce  dernier; 

d)  Les  dettes  seront  payäes  ou  cräditäes  dans  la  monnaie  de  Celle  des 
Puissances  alliäes  et  associäes  (y  compris  les  coionies  et  protectorats  des  Puis- 
sances alliäes,  les  Dominions  brittanniques  et  Finde),  qui  sera  intäressäe.  Si 
les  dettes  doivent  etre  rägläes  dans  toute  autre  monnaie,  elles  seront  payäes 
ou  cräditäes  dans  la  mannaie  de  la  Puissance  alliäe  ou  associäe  intäressäe 
{colonie,  protectorat,  Dominion  britannique  ou  Inde).  La  conversion  se  fera 
au  taux  du  change  d'avant-guerre. 

Pour  rapplication  de  cette  disposition,  on  considere  que  le  taux  du 
change  d'avant-guerre  est  ägal  ä  la  moyenne  des  taux  des  transferts  tälä- 
graphiques  de  la  Puissance  alliäe  ou  associäe  intäressäe  pendant  le  mois  prä- 
cädant  immädiatement  l'ouverture  des  hostilitäs  entre  ladite  Puissance  intär- 
essäe  et  la  Bulgarie. 

Dans  le  cas  oii  un  contrat  stipulerait  expressäment  un  taux  fixe  de  change 
pour  la  conversion  de  la  monnaie,  dans  laquelle  l'obligation  est  exprimäe,  en 
la  monnaie  de  la  Puissance  alliäe  ou  associäe  intäressäe,  la  disposition  ci- 
dessus,  ralative  aux  taux  du  change,  ne  sera  pas  applicable. 

En  ce  qui  concerne  les  nouveaux  Etats  de  Pologne  et  de  Tchäco- 
Slovaquie,  la  monnaie  de  reglement  et  le  taux  du  change  applicables  aux 
dettes  ä  payer  ou  ä  cräditer  seront  fixäs  par  la  Commission  des  räparation 
prävue  par  la  Partie  VII  (Räparations)  ä  moins  que  les  Etats  intäressäs  ne 
soient  au  präalable   parvenus   ä  un  accord  räglant   les  questions  en  suspens. 
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e)  Les  prescriptions  du  präsent  article  et  de  ['Annexe  ci-jointe  ne 
s'appliqueront  pas  entre  la  Bulgarie  d'une  part  et,  dautre  part,  l'une  quel- 
conque  des  Puissances  alliöes  ou  associöes,  leurs  colonies  et  pays  de  protectorat, 
ou  Tun  quelconque  des  Dominions  britanniques,  ou  l'Inde,  ä  moins  que.  dans 
un  d6lai  d'un  mois,  ä  dater  du  d6p6t  de  la  ratification  du  präsent  Trait6, 
notification  ä  cet  effet  ne  soit  donnöe  ä  la  Bulgarie  par  les  GouvernemeRts 
de  teile  Puissance  alliöe  ou  associ6e,  de  tel  Dominion  britannique,  ou  de 
rinde,  suivant  le  cas. 

f)  Les  Puissances  alli^es  et  associöes  qui  ont  adh6r6  au  präsent  article 
et  ä  l'Annexe  ci-jointe,  pourront  convenier  entre  elles  de  les  appliquer  ä 
leurs  ressortissants  respectifs  6tablis  sut  leur  territoire,  en  ce  qui  concerne 
les  rapports  entre  ces  ressortissants  et  les  ressortissants  bulgares.  Dans  ce 
cas,  les  payements  effectuös  par  application  de  la  presente  dispostion  feront 
l'objet  de  r^glement  entre  les  Offices  de  v6rification  et  de  compensation  alli6es 
et  associös  interess6s. 

Annexe. 

§  1- 

Chacune  des  Hautes  Parties  Contractantes  cröera,  dans  un  d^lai  de 
trois  mois,  ä  dater  de  la  notification  prövue  ä  l'article  176,  >?  e,  un  „Office 
de  v^rification  et  de  compensation''  pour  le  payement  et  le  recouvrement  des 
dettes  ennemies. 

II  pourra  etre  cr^e  des  Offices  locaux  pour  une  partie  des  territoires 
des  Hautes  Parties  Contractantes.  Ces  Offices  agiront  sur  ces  territoires 
comme  les  offices  centraux ;  mais  tous  les  rapports  avec  l'Offlce  Stabil  dans 
le  pays  adverse  auront  lieu  par  l'intermödiaire  de  l'Office  central. 

§  2. 

Dans  la  präsente  Annexe,  on  dösigne  par  les  mots  „dettes  ennemies"' 
les  obligations  p^cuniaires  vis6es  au  premier  paragraphe  de  l'article  176, 
par  „debiteurs  ennemis"  les  personnes  qui  doivent  ces  sommes,  par  „cröanciers 
ennemis"  les  personnes  ä  qui  elles  sont  dues,  par  „Office  eröancier"  l'Office 
de  vörification  et  compensation  fonctionnant  dans  le  pays  du  cr^ancier  et  par 
„Office  d^biteur"  l'Office  de  vörification  et  compensation  fonctionnant  dans 
le  pays  du  d6biteur. 

§  3. 

Les  Hautes  Parties  Contractantes  sanctionneront  les  infractions  aux 
dispositions  du  paragraphe  a)  de  l'article  176  par  les  peines  pr6vues  actuelle- 
ment,  dans  leur  lögislation  pour  le  commerce  avec  l'ennemi.  Elles  interdiront 
6galement  sur  leur  territoire  toute  action  en  justice  relative  au  payement 
des   dettes   ennemies,    en   dehors   des   cas  prövus   par  le   präsent   röglement. 

§  4. 

La  garantie  gouvernementale  pr^vue  au  paragraphe  b)  de  l'article  17& 
s'applique,  lorsque  le  recouvrement  ne  peut  ötre  effectu^,  pour  quelque  cause 
que  ce  soit,  sauf  dans  le  cas  oü,  selon  la  lt5gislation  du  pays  dcbiteur,  la 
dette  6tait  prescrite  au  moment  de  la  döclaration  de  guerre  ou  si,  ä  ce 
moment,  le  döbiteur  6tait  en  failite.  en  d(5confiture  ou  en  etat  d'insolvabilitö 
d6clar6e  ou  si  la  dette  6tait  due  par  une  sociöte  dont  les  affaires  ont  »516 
liquidöes  conform^ment  ;i  la  l^gislation  exceptionnelle  de  guerre.  Dans  ce 
cas,  la  proc6dure  prövue  par  la  präsente  Annexe  s'appliquera  au  payement 
des  r6partitions. 

Les  termes  „en  failite,  en  döcontiture"'  visent  l'application  des  logislations 
qui  pr^voient  ces  situations  juridiques.  L'expression  „en  titat  d'insolvabilit^ 
d^clar^e"  a  la  mßme  signification  qu'en  droit  anglais. 
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§  'y- 

Les  cröanciers  notifieront,  ä  l'Office  cr6ancier,  dans  le  d61ai  de  six  mois, 
k  dater  de  sa  cröation,  les  dettes  qui  leur  sont  dues  et  foiirniront  ä  cet  Office 
tous  les  documents  et  ren«eignements  qui  leur  seront  demand^s. 

Les  Hautes  Parties  Contractantes  prendront  toutes  mesures  pour  poursuivre 
et  punir  les  collusions  qui  pourraient  se  produire  entre  cr^anciers  et  d6biteurs 
ennemis.  Les  Offices  se  communiqueront  toutes  les  indications  et  renseignements 
pouvant  aider  ä  döcouvrir  et  ä  punir  de  semblables  collusions. 

Les  Hautes  Parties  Contractantes  faciliteront  autant  que  possible  la 
communication  postale  et  t6l6graphique,  aux  frais  des  parties  et  par  l'inter- 
m^diaire  des  Offices  entre  debiteurs  et  cr6anciers  dösireux  d'arriver  ä  un  accord 
sur  le  montant  de  leur  dette. 

L'Office  cröancier  notifiera  ä  l'Office  döbiteur  toutes  les  dettes  qui  lui 
auront  6t6  döclaröes.  L'Office  döbiteur  fera,  en  temps  utile,  connaitre  ä  l'Office 
cr6ancier  les  dettes  reconnues  et  les  dettes  contest^es.  Dans  ce  dernier  cas, 
l'Office  d^biteur  mentionnera  les  motifs  de  la  nonreconnaissance  de  la  dette. 

§  6. 
Lorsqu'une  dette  aura  6t6  reconnue,  en  tout  ou  partie,  l'Office  d^biteur 
cr^ditera  aussitot   du   montant  reconnu  l'Office   cr^ancier  qui  sera.    en  meme 
temps,  avis6  de  ce  credit. 

§  7. 
La  dette  sera  consid6r6e  comme  reconnue  pour  sa  totalit6  et  le  montant 
en  sera  immödiatement  port6  au  credit  de  l'Office  cr^ancier,  ä  moins  que, 
dans  un  dölai  de  trois  mois  ä  partir  de  la  r^ception  de  la  notification  qui 
lui  aura  6t6  laite  (sauf  Prolongation  de  ce  dölai  acceptöe  par  l'Office  cr^ancier), 
l'Office  d6biteur  ne  fasse  connaitre  que  la  dette  n'est  pas  reconnue. 

§  8. 
Dans  le  cas  oü  la  dette  ne  serait  pas  reconnue,  en  tout  ou  partie,   les 
deux  Offices  examineront  l'affaire  d'un  commun  accord  et  tenteront  de  concilier 
les  parties. 

§  9. 
L'Office  cr^ancier  paj-era  aux  particuliers  cr6anciers  les  sommes  port^es 
a  son  credit  en  utilisant  ä  cet  effet  les  fonds  mis  ä  sa  disposition  par  le 
Oouvernement  de  son  pays  et  dans  les  conditions  fixöes  par  ce  Gouvernement, 
en  op6rant  notamment  toute  retenue  jug6e  näcessaire  pour  risques,  frais  ou 
droits  de  commission. 

§  10. 

Toute  personne  qui  aura  r6clam6  le  payement  d'une  dette  ennemie  dont 
le  montant  n'aura  pas  6t6  reconnu  en  tout  ou  en  partie  devra  payer  ä  l'Office, 
ä  titre  d'amende,  un  int^ret  de  5  p.  100  sur  la  partie  non  reconnue  de  la 
dette.  De  meme,  toute  personne  qui  aura  indüment  refus6  de  reconnaitre 
tout  ou  partie  d'une  dette  ä  eile  r6clam6e  devra  payer,  ä  titre  d'amende,  un 
int^rßt  de  5  p.  100  sur  le  montant  au  sujet  duquel  son  refus  n'aura  pas  6t6 
reconnu  justifi^. 

Cet  int^ret  sera  du  ä  partir  du  jour  de  l'expiration  du  dölai  pr6vu  au 
paragraphe  7  jusqu'au  jour  oü  la  röclamation  aura  6t6  reconnue  injustifiöe 
ou  la  dette  pay^e. 

Les  Offices,  chacun  en  ce  qui  le  concerne,  poursuivront  le  recouvrement 
des  amendes  ci-dessus  vis6s  et  seront  responsables  dans  le  cas  oü  ces  amendes 
ne  pourront  pas  etre  recouvr^es. 

Les  amendes  seront  portöes  au  credit  de  l'Office  adverse,  qui  les  conservera 
4  titre  de  contribution  aux  frais  d'ex^cution  des  präsentes  dispositions. 
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§  11- 

La  balance  des  Operations  entre  les  Offices  sera  stabile  tous  les  trois 
mois  et  le  solde  r^gl^  par  l'Etat  döbiteur  dans  un  d6lai  d'un  mois  et  par 
versement  effectif  de  numöraire. 

Toutefois,  les  soldes  pouvant  etre  dus  par  une  ou  plusieurs  Puissances 
alli^es  ou  associ^es  seront  retenus  jusqu'au  payement  integral  des  sommes 
dues  aux  Puissances  alli6es  ou  associ^es  ou  ä  leurs  ressortissants  du  chef  de 
la  guerre. 

§  12. 

En  vue  de  faciliter  la  discussion  entre  les  Offices,  chacun  d'eux  aura 
un  Repräsentant  dans  la  ville  oü  fonctionnera  l'autre. 

§  13. 

Sauf  exception  motivöe,  les  affaires  seront  discut^es  autant  que  possible 
dans  les  bureaux  de  l'Office  d6biteur. 

§  14. 

Par  application  de  l'article  176,  paragraphe  b),  les  Hautes  Parties 
Contractantes  sont  responsables  du  payement  des  dettes  ennemies  de  leurs 
ressortissants  döbiteurs. 

L'Offices  döbiteur  devra  donc  cräditer  l'Office  cr6ancier  de  toutes  les 
dettes  reconnues,  alors  meme  que  le  recouvrement  sur  le  particulier  döbiteur 
aurait  6t6  impossible.  Les  Gouvernements  devront  n^anmoins  donner  ä  leur 
Office  tout  pouvoir  n^cessaire  pour  poursuivre  le  recouvrement  des  cr6ances 
reconnues. 

Exceptionnellement,  les  dettes  reconnues  qui  sont  dues  par  des  personnes 
ayant  subi  des  dommages  de  guerre  ne  seront  inscrites  au  credit  de  l'Office 
cröancier  que  lorsque  l'indemnite  qui  pourrait  leur  etre  due  pour  ces  dommages 
aura  6t6  pay^e. 

§  15. 

Chaque  Gouvernement  garantira  les  frais  de  l'Office  installä  sur  son 
territoire,  y  compris  les  appointements  du  personnel. 

§  16. 

En  cas  de  d^saccord  entre  deux  Offices  sur  la  r^alitö  de  la  dette  ou  en 
cas  de  conflit  entre  le  d^biteur  et  le  cröancier  ennemis  ou  entre  les  Offices, 
la  contestation  sera  ou  soumise  ä  un  arbitrage  (si  les  parties  y  consentent 
et  dans  les  conditions  fix6es  par  elles  d'un  commun  accord).  ou  port6e  devant 
le  Tribunal  arbitral  mixte  pr6vu  dans  la  Section  VI  ci-apres. 

La  contestation  peut  toutefois,  ä  la  demande  de  TOffice  creancier,  ötre 
soumise  ä  la  juridiction  des  Tribunaux  de  droit  commun  du  domicile  du  d^biteur. 

>?  17. 
Les  sommes  allouöes  par  le  Tribunal  arbitral  mixte,  par  lex  Tribunaux 
de  droit  commun  ou  par  le  Tribunal  d'arbitrage  seront  recouvr^es  par  l'inter- 
m^diaire   des  Offices   comme   si   ces   sommes   avaient  6t6  reconnues  dues  par 
l'Office  d(5biteur. 

§  ly- 

Les  Gouvernements  int^ress^s  d^signerant  un  agent  charg6  d'introduire 
les  instances  devant  le  Tribunal  arbitral  mixte  pour  le  compte  de  son  office. 
Cet  agent  exercera  un  conti  öle  general  sur  les  mandataires  ou  avocats  des 
ressortissants  de  son  pays. 

Le  Tribunal  juge  sur  piJices.  II  peut  toutefois  entendre  les  parties 
comparaissant  en  personne  ou  reprösent^es,  ä  leur  gr6,  soit  par  des  manda- 
taires agröos  par  les  deux  Gouvernements,  soit  par  l'agent  vis6  ci-dessus,  qui 
a  pouvoir  d'intervenir  aux  cöt6s  de  la  partie  comme  de  reprendre  et  soutenir 
la  demande  abandonnäe  par  eile. 
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§  19. 
Les  Offices   int6ress6s   fourniront   au  Tribunal   arbitral  mixte  tous  ren- 
seignements  et  documents  qu'ils  auront  en  leur  possession,  afin  de  permettre 
au  Tribunal  de  statuer  rapidement  sur  les  affaires  qui  lui  sont  soumises. 

§  20. 

Les  appels  de  l'une  des  parties  contre  la  d^cision  conjointe  de  deux 
Offices  entrainent  ä  la  charge  de  l'appelant,  une  consignation  qui  n'est  restitu6e 
que  lorsque  la  prämiere  döcision  est  röformöe  en  faveur  de  l'appelant  et  dans 
la  mesure  du  succös  de  ce  dernier,  son  adversaire  devant,  en  ce  cas,  ctre, 
dans  une  6gale  proportion,  condamn6  aux  dommages  et  döpens.  La  consignation 
peut  etre  remplac6e  par  une  cation  accept^e  par  le  Tribunal. 

Un  droit  de  5  p.  100  sur  le  montant  de  la  somme  en  litige  sera  pr6- 
lev6  pour  toutes  les  affaires  soumises  au  Tribunal.  Sauf  döcision  contraire 
du  Tribunal,  le  droit  sera  support6  par  la  partie  perdante.  Ce  droit  se  cu- 
mulera  avec  la  consignation  vis6e  ci-dessuss.  II  est  6galement  ind^pendant 
de  la  caution. 

Le  Tribunal  peut  allouer  ä  l'une  des  Parties  des  dommages  et  int^rets 
ä  concurrence  des  frais  du  procös. 

Toute  somme  due  par  appiication  du  pr6sent  paragraphe  sera  port^e 
au  credit  de  l'Office  de  la  partie  gagnante  et  fera  l'objet  d'un  compte  s6par6. 

§  21. 

En  vue  de  l'exp^dition  rapide  des  affaires,  il  sera  tenu  compte,  pour  la 
dösignation  du  personnel  des  Offices  et  du  Tribunal  arbitral  mixte,  de  la 
connaissaace  de  la  langue  du  pays  adverse  intöressö. 

Les  Offices  pourront  correspondre  librement  entre  eux  et  se  transmettre 
des  documents  dans  leur  langue. 

§  22. 

Sauf  accord  contraire  entre  les  Gouvernements  int6ress6s,  les  dettes 
porterant  int^ret  dans  les  conditions  suivantes : 

Aucun  int6ret  n'est  du  sur  les  sommes  dues  ä  titre  de  dividendes,  int^rfits 
ou  autres  payements  pöriodiques  reprösentant  l'int^ret  du  capital. 

Le  taux  de  l'int^ret  sera  5%  par  an  sauf  si,  en  vertu  d'un  contrat,  de 
la  loi  ou  de  la  coutume  locale,  le  cröancier  devait  recevoir  un  intäret  d'un 
taux  diffärent.     Dans  ce  cas,  c'est  ce  taux  qui  sera  applique. 

Les  int^rets  courront  du  jour  de  l'ouverture  des  hostilit^s  ou  du  jour 
de  r6ch6ance  si  la  dette  ä  recouvrer  est  6chue  au  cours  de  la  guerre,  et  jus- 
qu'au  jour  oü  le  montant  de  la  dette  aura  6t6  portö  au  credit  de  l'Office 
cröancier. 

Les  int^rets,  en  tant  qu'ils  sont  dus.  seront  consid6r6s  comme  des  dettes 
reconnues  par  les  Offices  et  portds,  dans  les  memes  conditions,  au  credit  de 
l'Office  cr6ancier. 

§  23. 

Si,  ä  la  suite  d'une  döcision  des  Offices  ou  du  Tribunal  arbitral  mixte, 
une  r^clamation  n'est  pas  consid6r6e,  comme  rentrant  dans  les  cas  pr^vus 
dans  l'article  176,  le  cröancier  aura  la  facultö  de  poursuivre  le  recouvrement 
de  sa  creance  devant  les  tribunaux  de  droit  commun  ou  par  toute  autre  voie 
de  droit. 

La  demande  adressöe  ä  l'Office  est  interruptive  de  prescription. 

§  24. 
Les  Hautes  Parties  Contractantes   conviennent   de   consid^rer   les   döci- 
sions   du  Tribunal   arbitral  mixte  comme  definitives  et  de  les  rendre  obliga- 
toires  pour  leurs  ressortissants. 


Friedensvertrag  von  NeuüIy-sur-Seine.  433 

§  25. 
Si  un  Office  cröancier  se  refuse  ä  notifier  ä  l'Office  döbiteur  une  r^cla- 
mation  ou  ä  accomplir  un  acte  de  procödure  pr6vu  ä  la  präsente  Annexe  pour 
faire  valoir,  pour  tout  ou  partie,  une  demande  qui  lui  aura  6t6  düment  notifi^e, 
il  sera  tenu  de  dölivrer  au  cröancier  un  certificat  indiquant  la  somme  r6clam6e 
et  ledit  cröancier  aura  la  facultö  de  poursuivre  le  recouvrement  de  la  creance 
devant  les  tribunaux  de  droit  commun  ou  par  toute  autre  voie  de  droit. 

Section  IV. 

Biens,  Droits  et  Int^rets. 

Article  177. 

La  question  des  biens,  droits  et  int^rets  priv6s  en  pays  ennemis  recevra 

sa  Solution  conform^ment  aux  principes  pos6s  dans  la  präsente  Section  et  aux 

dispositions  de  1' Annexe  ci-jointe: 

a)  Les  mesures  exceptionnelles  de  guerre  et  les  mesures  de  disposition, 
telles  qu'elles  sont  döfinies  dans  l'Annexe  ci-jointe,  paragraphe  .3,  prises  par 
la  Balgarie,  concernant  les  biens,  droits  et  intörets  des  ressortissants  des 
Puissances  alliöes  ou  associ^es,  y  compris  les  soci6t6s  et  associations  dans 
lesquelles  ces  ressortissants  6taient  intöressös,  seront  imm^diatement  lev4es 
ou  arretöes  lorsque  la  liquidation  n'en  aura  pas  6t6  termin6e,  et  les  biens, 
droits  et  intörets,  dont  il  s'agit,,  seront  restitu6s  aux  ayants  droit,  qui  en 
auront  la  pleine  jouissance  dans  les  conditions  fix6es  par  l'article  178.  Le 
Gouvernement  bulgare  rapportera  toutes  les  dispositions  legislatives  ou  r^gle- 
mentaires  qu'il  aurait  prises  pendant  la  guerre  pour  interdire  aux  soci6t6s 
de  nationalite  ou  associ^e,  ou  dans  lesquelles  des  ressortissants  alli6s  ou 
associ6s  sont  alli^e  int6ress6s,  de  b6n6ficier  de  concessions  ou  de  contrats  en 
Bulgarie. 

b)  Sous  r^serve  des  dispositions  contraires  qui  pourraient  r^sulter  du 
präsent  Traitö,  les  Puissances  alli6es  ou  associ^es  se  räservent  le  droit  de 
retenir  et  de  liquider  tous  les  biens,  droits  et  intörOts  des  ressortissants 
bulgares  ou  des  soci6t6s  contr6l6es  par  eux  sur  leur  territoire,  dans  leurs 
colonies,  possessions  et  pays  de  protectorat,  y  compris  les  territoires  qui 
leur  ont  6t6  c6d6s  en  vertu  du  präsent  Trait6. 

La  liquidation  aura  lieu  conform6ment  aux  lois  de  l'Etat  alli6  ou 
associe  int6ress6  et  le  propri6taire  bulgare  ne  pourra  disposer  de  ces  biens, 
droits  et  int^rets,  ni  les  grever  d'aucune  charge,  sans  le  consentement  de 
cet  Etat. 

Ne  seront  pas  consid^rds,  au  sens  du  präsent  paragraphe,  comme 
ressortissants  bulgares,  les  ressortissants  bulgares  qui  acqui^rent  de  plein 
droit  la  nationalit6  d'une  Puissance  alli^e  ou  associöe,  par  application  du 
präsent  Traitö. 

c)  Les  prix  ou  indemnitös  räsultant  de  l'exercice  du  droit  vis6  au  para- 
graphe b)  seront  fix6s  d'apres  les  modes  d'övaluation  et  de  liquidation  dt-ter- 
minös  par  la  l^gislation  du  pays,  dans  lequel  les  biens  ont  t5t6  retcnus  ou 
liquides. 

d)  Dans  les  rapports  entre  les  Puissances  allities  ou  associ6es  ou  leurs 
ressortissants  d'une  part,  et  la  Bulgarie  ou  ses  ressortissants  d'autre  part, 
seront  consid6r6es  comme  definitives  et  opposables  ä  toute  personne,  sous  les 
räserves  prövues  au  präsent  Traitö,  toutes  mesures  exceptionnelles  de  guerre 
ou  de  disposition  mises  en  application  par  les  Puissances  alli^es  et  associt'es. 
ou  actes  accomplis  ou  ä  accomplir  en  vertu  de  ces  mesures,  tellos  qu'elles 
sont  definies  dans  les  paragraphes  1  et  3  de  l'Annexe  ci-jointe.  N^anmoins, 
si  dans  les  Etats  vises  au  paragraphe  i)  du  prösent  article,  des  mesures 
portant  pr6judice  aux  biens,  droits  et  interf'ts  des  ressortissants  bulgares  et 
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non  conformes  ä.  la  l^gislation  locale,  ont  616  prises,  l'ayant-drüit  bulgare 
aura  droit  ä  une  indemnit6  pour  le  pr6judice  qui  lui  a  6t6  caus6.  Cette 
indemnitö  sera  fix6e  par  le  Tribunal  arbitral  mixte  pr6vu  ä  la  Section  VI. 
Les  mCmes  mesures  et  toutes  autres  affectant  les  biens.  droits  et  int6rets 
des  ressortissants  des  Puissances  alli6es  associöes,  notamment  les  actes  de 
r^quisition  ou  de  saisie  effectu6s  ou  bien  par  les  autorites  civiles  ou  militaires, 
des  populations  ou  les  troupes  bulgares  en  quelque  lieu  que  ce  seit,  ou  bien 
en  Bulgarie  par  les  autoritös  civiles  ou  militaires  ou  les  troupes  des  Puissances 
alliöe»  de  la  Bulgarie,  seropt  reconnues  nuUes  et  le  Gouvernement  bulgare 
prendra  toutes  les  mesures  n6cessaires  en  vue  de  la  restitution  de  ces  biens, 
droits  et  int6rets. 

e)  Les  ressortissants  des  Puissances  alli6es  ou  associöes  auront  droit 
ä  une  indemnit6  pour  les  dommages  ou  prejudices  causös  ä  leurs  biens,  droits 
ou  int6rets,  y  compris  les  soci6t6s  ou  associations  dans  lesquelles  ils  6taient 
int6ress6s  sur  le  territoire  bulgare,  tel  qu'il  existait  au  2ü  septembre  1915, 
par  l'application,  tant  des  mesures  exceptionnelles  de  guerre  que  des  mesures 
de  disposition  qui  fönt  l'objet  des  paragraphes  1  et  3  de  1' Annexe  ci-jointe. 
Les  r6clamations  formul6es  ä  ce  sujet  par  ces  ressortissants  seront  examin6es 
et  le  montant  des  indemnit6s  sera  fix6  par  le  Tribunal  arbitral  mixte  pr6vu 
par  la  Section  VI  ou  par  un  arbitre  d6sign6  par  ledit  Tribunal;  les  indem- 
nit6s  seront  ä  la  charge  de  la  Bulgarie  et  pourront  etre  pr61ev68S  sur  les 
biens  des  ressortissants  bulgares,  existant  sur  le  territoire  ou  se  trouvant 
sous  le  contröle  de  l'Etat  du  röclamant.  Ces  biens  pourront  etre  constitu6s 
en  gage  des  obligations  ennemies,  dans  les  conditions  fix6es  par  le  paragraphe 
4  de  l'Annexe  ci-jointe.  Le  payement  de  ces  indemnit6s  pourra  etre  effectu6 
par  la  Puissance  alli6e  ou  associ6e  et  le  montant  port6  au  d6bit  de  la 
Bulgarie. 

f)  Toutes  les  fois  que  le  ressortissant  d'une  Puissance  alli6e  ou  associöe, 
propriötaire  d'un  bien,  droit  ou  intöret  qui  a  fait  Fobjet  d'une  mesure  de 
disposition  sur  le  territoire  bulgare  en  exprimera  le  d6sir,  il  sera  satisfait 
ä  la  röclamation  pr6vue  au  paragraphe  e),  lorsque  le  bien  existe  encore  en 
nature,  par  la  restitution  dudit  bien. 

Dans  ce  cas,  la  Bulgarie  devra  prendre  toutes  les  mesures  nöcessaires 
pour  remettre  le  propriötaire  6vinc6  en  possession  de  son  bien,  libre  de  toutes 
charges  ou  servitudes  dont  il  aurait  6t6  grev6  aprfes  la  liquidation,  et  indemniser 
tout  tiers  16s6  par  la  restitution. 

Si  la  restitution  vis6e  au  präsent  paragraphe  ne  peut  6tre  effectu6e, 
des  accords  particuliers,  n6goci6s  par  l'intermädiaire  des  Puissances  int6ress6es 
ou  des  Offices  de  v6rification  et  de  compensation  vis6s  ä  l'Annexe  jointe  ä  la 
Section  III,  pourront  intervenir  pour  assurer  que  le  ressortissant  d'une 
Puissance  alli6e  ou  associ6e  soit  indemnis6  du  prt5]udice  vis6  au  paragraphe  e) 
par  l'attribution  d'avantages  ou  d'6quivalents,  qu'il  consent  ä  accepter  en 
reprösentation  du  bien,  des  droits  ou  des  intärets  dont  il  a  6t6  6vinc6. 

En  raison  des  restitutions  effectu6es  conformöment  au  präsent  article, 
les  prix  ou  indemnitäs  fixäs  par  application  du  paragraphe  e)  seront  diminu6s 
de  la  valeur  actuelle  du  bien  restitu6,  compte  tenu  des  indemnitäs  pour  pri- 
vation  de  jouissance  ou  dätärioration. 

g)  La  facultä  prävue  au  paragraphe  f)  est  räserväe  aux  propriätaires 
ressortissants  des  Puissances  alliöes  ou  associäes  sur  le  territoire  desquels 
des  mesures  legislatives,  ordonnant  la  liquidation  gänörale  des  biens,  droits 
ou  intärets  ennemis,  n'ätaient  pas  en  application  avant  la  signature  de 
l'Armistice. 

h)  Sauf  le  cas  oü,  par  application  du  paragraphe  f),  des  restitutions  en 
nature  ont  6t6  effectuäes,  le  produit  net  des  liquidations  de  biens,  droits  et 
intärßts  ennemis  oü  qu'ils  aient  6t6  situäs,  faites  soient  en  vertu  de  la  lägis- 
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lation  exceptionnelle  de  guerre,  soit  par  application  du  präsent  article  et 
g6n6ralement  tous  les  avoirs  en  num6raire  des  ennemis  recevront  l'affectation 
suivante : 

V>  Eo  ce  qui  concerne  les  Puissances  adoptant  la  Section  III  et  l'Annexe 
jointe,  lesdits  produits  et  avoirs  seront  port6s  au.  credit  de  la  Puissance  dont 
le  propri^taire  est  ressort\^saut,  par  Tinterm^diaire  de  l'Office  de  v6rification 
et  de  compensation  institu6  par  lesdites  Section  et  Annexe ;  tout  solde  credi- 
teur  en  rösultant  en  faveur  de  la  Bulgarie  sera  trait6  conformäment  ä  l'ar- 
ticle  129,  Partie  VII  iR6parations)  du  präsent  Trait6. 

2"  En  ce  qui  concerne  les  Puissances  n'adoptant  pas  la  Section  III  et 
l'Annexe  jointe.  le  produit  des  biens.  droits  et  int6rets  et  les  avoirs  en  numö- 
raires  des  ressortissants  des  Puissances  alliees  ou  associ6es,  d6tenus  par  la 
Bulgarie  sera  immödiatement  payö  ä  l'ayant  droit  ou  ä  son  Gouvernement. 
Chaque  Puissance  alli^e  ou  associ6e  pourra  disposer  du  produit  des  biens, 
droits  et  intörets  et  des  avoirs  en  numöraire  des  ressortissants  bulgares 
qu'elle  a  saisis  conformöment  ä  ses  lois  et  r^glements  et  pourra  l'affecter  au 
payement  des  r^clamations  et  cröances  döfinies  par  le  präsent  article  ou  par 
le  paragraphe  4  de  l'Annexe  ci-jointe.  Tout  bien,  droit  ou  int6ret  ou  produit 
de  la  liquidation  de  ce  bien  ou  tout  avoir  en  num^raire.  dont  il  n'aura  pas 
6t(5  dispos6  conformöment  ä  ce  qui  est  dit  ci-dessus,  peut  etre  retenu  par 
ladite  Puissance  alli6e  ou  associ<5e,  et,  dans  ce  cas,  sa  valeur  en  num^raire 
sera  trait^e  conform^ment  ä  l'article  129  Partie  VII  (Röparations)  du 
präsent  Trait6. 

i)  Dans  le  cas  des  liquidations  effectu^es  soit  dans  les  nouveaux  Etats 
signataires  du  present  Traitö  comme  Puissances  alli6es  et  associ^es,  soit  dans 
les  Etats  auxquels  une  partie  du  territoire  bulgare  est  transf6r6  par  le 
präsent  Traitö,  soit  dans  les  Etats  qui  ne  participent  pas  aux  röparations 
ä  payer  par  la  Bulgarie,  le  produit  des  liquidations  effectuöes  par  le  Gouver- 
nement desdits  Etats  devra  etre  vers(5  directement  aux  propri6taires  sous 
röserve  des  droits  de  la  Commission  des  r^parations  en  vertu  du  präsent 
Trait6.  notamment  de  Tarticle  121,  Partie  VII  (R^parations).  Si  le  pro- 
pri6taire  ötablit  devant  le  Tribunal  arbitral  mixte  prövu  par  la  Section  VI 
de  la  präsente  Partie,  ou  devant  un  arbitre  d6sign6  par  ce  Tribunal,  que 
les  conditions  de  la  vente  ou  que  des  mesures  prises  par  le  gouvernement 
de  l'Etat.  dont  il  s'agit.  en  dehors  de  sa  legislatirn  generale,  ont  6t6  injuste- 
meut  pröjudlciables  au  prix,  le  Tribunal  ou  l'arbitre  aura  la  facult6  d'accorder 
ä  l'ayant  droit  une  indemnitö  6quitable  qui  devra  etre  payöe  par  ledit  Etat. 

i)  La  Bulgarie  s'engage  ä  indemniser  ses  ressortissants  en  raison  de  la 
liquidation  ou  de  la  r^tention  de  leurs  biens.  droits  ou  int^rets  en  Pays 
alliäs  ou  associ^s. 

k)  Le  montant  des  taxes  et  impots  sur  le  capital  qui  ont  ete  lev6s  ou 
pourraient  etre  lev6s  par  la  Bulgarie  sur  les  biens,  droits  et  int^rC'ts  des 
ressortissants  des  Puissances  alliöes  ou  associ^es  depuis  le  29  septembre  1918 
jusqu'ä  l'expiration  de  trois  niois  aprös  la  mise  en  vigueur  du  präsent  Trait6 
ou  s'il  s'agit  des  biens,  droits  et  interets  qui  ont  6te  soumis  ä  des  mesures 
exceptionnelles  de  guerre,  jusqu'ä  la  restitution  conforme  aux  dispositions  du 
pr6sent  Traitii,  sera  revers6  aux  ayants  droit. 

Article  178. 
La  Bulgarie   s'engage,   en   ce  qui  concerne  les  biens,   droits  et  intt^r^ts 
restituös,    par   application    de  l'article  177,    aux  ressortissants  des  Puissances 
alli6es  ou  associ6es,  y  compris  les  soci6t6s  et  associations  dans  lesquelles  ces 
ressortissants  etaient  int6ress6s : 

a)  ä  placer  et  maintenir,  sauf  les  exceptions  express^ment  pr^vues  dans 
le  präsent  Trait6,  les  biers,  droits  et  intörCts  des  ressortissants  des  Puissances 
alliees   ou   associ^es  dans  la  Situation  de  droit  oii  se  trouvaient,    du  fait  des 
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lois  en  vigueur  avant  la  guerre,  les  biens,  droits  et  int6r§ts  des  ressortissants 
bulgares ; 

b)  ä  ne  soumettre  les  biens,  droits  ou  intörfits  des  ressortissants  des 
Etats  alli6s  ou  associ6s  ä  aucune  mesure  portant  atteinte  ä  la  propri6t6,  qui  ne 
soient  pas  appliqu6es  ^galement  aux  biens,  droits  ou  int6rets  de  ressortissants 
bulgares  et  ä  payer  des  indemnit6s  convenables  d»ns  le  cas  oü  ces  mesares 
seraient  prises. 

Article  179. 

Les  räclamations  diplomatiques  ou  consulaires  formul6es  par  les  repr6- 
sentants  ou  agents  des  Puissances  alli6es  ou  associöes  et  concernant  les 
biens,  droits  et  int^rets  priv^s  des  ressortissants  de  ces  Puissances,  seront, 
ä  la  demande  de  ces  Puissances,  soumises  au  Tribunal  arbitral  mixte,  pr6vu 
par  la  Section  VI. 

Annexe. 

§  1- 

Aux  termes  de  l'article  177  paragraphe  d),  est  confirmöe  la  validitä  de 
toutes  mesures  attributives  de  propri6t6,  de  toutes  ordonnances  pour  la  liqui- 
dation  d'entreprises  ou  de  soci6t6s  ou  de  toutes  autres  ordonnances,  r^gle- 
ments,  döcisions  ou  Instructions  rendues  ou  donnöes  par  tout  tribunal  ou 
administration  d'une  des  Puissances  alli^es  ou  associ6es  ou  r6put6es  avoir 
6t6  rendues  ou  donnöes  par  application  de  la  l6gislation  de  guerre  concernant 
les  biens,  droits  ou  int^rets  ennemis.  Les  int^rets  de  toutes  personnes  devront 
etre  consid6r6s  comme  ayant  valablement  fait  l'objet  de  tous  r^glements, 
ordonnances,  döcisions  ou  Instructions  concernant  les  biens  dans  lesquels  sont 
compris  les  intörets  dont  il  s'agit,  que  ces  int6rets  aient  €16  ou  non  express6- 
ment  vis6s  dans  lesdits  ordonnances,  reglements.  däcisions  ou  Instructions. 
II  ne  sera  souIev6  aucune  contestation  relativement  ä  la  r6gularit6 
d'un  transfert  de  biens,  droits  ou  d'intörets  effectu6  en  vertu  des 
reglements,  ordonnances,  döcisions  ou  Instructions  susvises.  Est  6galement 
confirm^e  la  validit6  de  toutes  mesures  prises  ä  l'ögard  d'une  propri6t6,  d'une 
entreprise,  ou  soci6t6,  qu'il  s'agisse  d'enquete,  d'administration  forc6e,  d'utili- 
sation,  de  r6quisition,  de  surveillance  ou  de  liquidation,  de  la  vente,  ou  de 
l'administration  des  biens,  droits  et  intörets,  du  recouvrement  et  du  payement 
des  dettes,  du  payement  des  frais,  charges,  d6penses  ou  de  toutes  autres 
mesures  quelconques  effectu6es  en  ex^cutiou  d'ordonnances,  de  reglements,  de 
d^cisions  ou  d'instructions  rendues,  donn6es  ou  ex^cutöes  par  tous  tribunaux 
ou  administration  d'une  des  Puissances  alliöes  et  associ^es  ou  r6put6es  avoir 
6t6  rendues,  donn^es  ou  exöcut^es  par  application  de  la  l6gislation  exceptionnelle 
de  guerre  concernant  les  biens,  droits  ou  int6rßts  ennemis,  ä  condition  que 
les  dispositions  de  ce  paragraphe  ne  portent  pas  pr^judice  aux  droits  de 
propri6t6  pr6c6demment  acquis  de  bonne  foi  et  ä  un  juste  prix,  conform6ment 
ä  la  loi  de  la  Situation  des  biens,  par  les  ressortissants  des  Puissances  alli6es 
et  associ^es. 

§  2. 

Aucune  röclamation  ni  action  de  la  Bulgarie  ou  de  ses  ressortissants, 
en  quelque  lieu  qu'ils  aient  leur  rösidence,  n'est  recevable  contre  une  Puissance 
alliie  et  associöe  ou  contre  une  personne  quelconque  agissant  au  nom  ou  sous 
les  ordres  de  toute  juridiction  ou  administration  de  ladite  Puissance  alli^e  et 
associöe,  relativement  ä  tout  acte  ou  toute  Omission  concernant  les  biens, 
droits  ou  int^rets  des  ressortissants  bulgares  et  effectu6s  pendant  la  guerre 
ou  en  vue  de  la  pröparation  de  la  guerre.  Est  ^galement  irrecevable  toute 
r^clamation  ou  action  contre  toute  personne  ä  l'ögard  de  tout  acte  ou  Omission 
r^sultant  des  mesures  exceptionnelles  de  guerre,  lois  et  reglements  de  toute 
Puissance  alli6e  ou  associäe. 
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§3. 

Dans  l'article  177  et  la  präsente  Annexe,  l'expression  ^mesures  exception- 
nelles  de  guerre"  comprend  las  mesures  de  toute  nature.  legislatives,  admini- 
stratives, judiciaires  ou  autres  prises  ou  qui  seront  prises  ult^rieurement  ä 
l'ögard  de  biens  ennemis  et  qui  ont  eu  ou  auront  pour  effet,  sans  affecter  la 
propri6t6,  d'eolever  aux  propri6taires  la  disposition  de  leurs  biens.  notamment 
les  mesures  de  surveillance,  d'adminisiration  forcäe.  de  s^questre,  ou  les 
mesures  qui  ont  eu  ou  auront  pour  objet  de  saisir,  dutiliser  ou  de  bioquer 
les  avoirs  ennemis,  et  cela  pour  quelque  motif,  sous  quelque  forme  et  en 
quelque  lieu  que  ce  soit.  Les  actes  accomplis  en  ex^cution  de  ces  mesures 
sont  tous  les  arret6s,  instructions,  ordres  ou  ordonnances  des  administrations 
ou  tribunaux  appliquant  ces  mesures  aux  biens  ennemis,  comme  tous  les  actes 
accomplis  par  toute  personne  commise  ä  l'administration  ou  ä  la  surveillance 
des  biens  ennemis  tels  que  payements  de  dettes,  encaisements  de  cr^ances. 
payements  de  frais,  charges  ou  depenses,  encaissements  dhonoraires. 

Les  „mesures  de  disposition"  sont  Celles  qui  ont  affectö  ou  affecteront 
la  propri6t6  des  biens  ennemis  en  en  transf^rant  tout  ou  partie  ä  une  autre 
personne  que  le  propri6taire  ennemi  et  sans  son  consentement,  notamment 
les  mesures  ordonnant  la  vente,  la  liquidation,  la  d^volution  de  propri^te 
des  biens  ennemis,  l'annulation  titres  ou  valeurs  mobili^res. 

§  4. 

Les  biens,  droits  et  int^rSts  des  ressortissants  bulgares  dans  les  territoires 
d'une  Puissance  alli6e  ou  associ6e,  ainsi  que  le  produit  net  de  leur  vente, 
liquidation  ou  autres  mesures  de  disposition,  pourront  etre  greves  par  cette 
Puissance  alli6e  ou  associöe :  en  premier  lieu,  du  payement  des  indemnit^s 
dues  ä  l'occasion  des  röclamations  des  ressortissants  de  cette  Puissance  concernant 
leurs  biens,  droits  et  int^rets  y  compris  les  societ6s  ou  associations  dans 
lesquelles  ces  ressortissants  6taient  int6ress6s  en  territoire  bulgare  ou  des 
cr^ances  qu'ils  ont  sur  les  ressortissants  bulgares  ainsi  que  du  payement  des 
r6clamations  introduites  pour  des  actes  commis  par  le  Gouvernement  bulgare 
ou  par  toute  autoritö  bulgare  post^rieurement  au  11  uctobre  1915  et  avant 
que  cette  Puissance  alli6e  ou  associ^e  ne  participät  ä  la  guerre. 

Le  montant  de  ces  sortes  de  röclamations  pourra  etre  fixe  par  un  arbitre 
d6sigD6  par  M.  Gustave  Ador,  si  celui-ci  y  consent,  ou,  ä  d^faut.  par  le 
Tribunal  arbitral  mixte  pr6vu  ä  la  Section  VI.  Ils  pourront  6tre  grev6s  en 
second  lieu,  du  payement  des  indemnit^s  dues  ä  Toccasion  des  reclamations 
des  ressortissants  de  la  Puissance  alli^e  ou  associ^e  concernant  leurs  biens, 
droits  et  int^rets  sur  le  territoire  des  autres  Puissances  ennemies.  en  tant 
que  ces  indemnitäs  n'ont  pas  6t6  acquitt^es  d'une  autre  mani^re. 

§5. 
Nonobstant  les  dispositions  de  l'article  177  lorsque.  imm^diatement  avant 
le  d^but  de  la  guerre,  une  soci(3t6  autorisee  dans  un  Etat  alli6  ou  associö 
avait,  en  commun  avec  une  soci6t6  contröl^e  par  eile  et  autorisee  en  Bulgarie, 
des  droits  k  l'utilisation  dans  d  autres  pays,  de  marques  de  fabrique  ou 
commerciales,  ou  lorsqu'elle  avait  la  jouissance  avec  cette  societ6  de  proC(5d6s 
exclusifs  de  fabrication  de  marchandises  ou  d'articles  pour  la  vente  dans 
d'autres  pays,  la  premiere  sociale  aura  seule  le  droit  d'utiliser  ces  marques 
de  fabrique  dans  d'autres  pays,  ä  l'exclusion  de  la  socitt6  bulgare ;  et  les 
proc6d6s  de  fabrication  communs  seront  remis  k  la  premiO-re  soci^t^.  nonob- 
stant toute  mesure  prise  en  application  de  la  lögislation  de  guerre  bulgare 
ä  r^gard  de  la  seconde  soci6t6  ou  de  ses  inti'rr'ts,  propriötus  commerciales  ou 
actions.  N(5anmoins,  la  premi^re  societe,  si  demande  lui  en  est  faite,  remettra 
il  la  seconde  soci^tö  des  raodeles  permetlant  de  continuer  la  fabrication  de 
marchandises  ((ui  devront  etre  consommties  en  Bulgarie. 
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§  6. 
Jusqu'au  moment  oü  la  restitution  pourra  6tre  effectu6e  conform6ment 
ä.  l'article  177,  la  Bul^arie  est  responsable  de  la  conservation  des  biens,  droits 
et  intöret.s  des  ressortissants  des  Puissances  alliöes  ou  associöes,  y  compris 
les  soci6t6s  et  associations  dans  lesqueles  ces  ressortissants  6taient  int6re3s6s, 
qui  ont  6t6  soumis  par  eile  ä  une  mesure  exceptionnelle  de  guerre, 

§  7. 

Les  Puissances  alliöes  ou  associöes  devront  faire  connaitre,  dans  le  d6lai 
d'un  an.  ä  la  date  de  la  mise  en  vigueur  du  präsent  Trait6,  les  biens,  droits 
et  intöröts,  sur  lesquels  ils  comptent  exercer  le  droit  pr6vu  k  l'article  177, 
paragraphe  f. 

§  8. 

Les  restitutions  prövues  par  l'article  177  serant  effectu6es  sur  l'ordre 
du  Gouvernement  bulgare  ou  des  autorit(5s  qui  lui  auront  6t6  Substitutes.  Des 
renseignements  d6taill6s  sur  la  gestion  des  administrateurs  seront  fouruis  aux 
int6ress6s  par  les  autoritös  bulgares,  sur  demande  qui  peut  etre  adress6e  des 
la  mise  en  vigueur  du  präsent  Traitö. 

§9. 

Les  biens,  droits  et  intör^ts  des  ressortissants  bulgares  continueront, 
jusqu'ä  rachfeveraent  de  la  liquidation  pr^vue  ä  l'article  177,  paragraphe  b), 
ä  etre  soumis  aux  mesures  exceptionnelles  de  guerre  prises  ou  ä  prendre  ä 
leur  6gard. 

§  10. 

La  Bulgarie  remettra,  dans  und  dälai  de  six  mois  ä  dater  de  la  mise 
en  vigueur  du  pr6sent  Traitö,  ä  chaque  Puissance  alliöe  ou  associtSe,  tous  les 
contrats,  certificats  actes  et  autres  titres  de  propri6t6,  se  trouvant  entre  les 
mains  de  ses  ressortissants  et  se  rapportant  ä  des  biens,  droits  et  intörets 
situ6s  sur  le  territoire  de  ladite  Puissance  alli^e  ou  associöe,  y  compris  les 
actions,  obligations  ou  autres  valeurs  mobili^res  de  toutes  soci6t6s  autoris6es 
par  la  lögislation  de  cette  Puissance. 

La  Bulgarie  fournira  ä  tous  moments,  sur  la  demande  de  la  Puissance 
alli^e  ou  associöe  int6ress6e,  tous  renseignements  concernant  les  biens,  droits 
et  intörets  des  nationaux  bulgares  dans  ladite  Puissance  alliöe  ou  associöe, 
ainsi  que  sur  les  transactions  qui  ont  pu  etre  effectu^es  depuis  le  1er  septembre 
1915  en  ce  qui  concerne  lesdits  biens,  droits  ou  intörets. 

§  11. 

Dans  le  terme  „avoir  en  numöraire",  il  faut  comprendre  tous  les  d^pots 
ou  provisions  constitu^s  avant  ou  apr^s  la  döclaration  de  guerre,  ainsi  que 
tous  les  avoirs  provenant  de  döpöts,  de  revenus  ou  de  b^n^fices  encaiss6s  par 
les  administrateurs,  s^questres  ou  autres,  de  provisions  constitu6es  en  banque 
ou  de  toute  autre  source,  ä  Texclusion  de  toute  somme  d'argent  appartenant 
aux  Puissances  alliöes,  associ^es  ou  ä  leurs  Etats  particuliers,  provinces  ou 
municipalit6s. 

§  12. 

Seront  annulös  les  placements  effectu^s,  oü  que  ce  soit,  avec  les  avoirs 
en  numöraire  des  ressortissants  des  Hautes  Parties  Contractantes,  y  compris 
les  soci6t6s  et  associations  das  lesquelles  ces  ressortissants  6taient  int^ress^s, 
par  les  personnes  responsables  de  l'administration  des  biens  ennemis  ou  con- 
trijlant  cette  administration,  ou  par  l'ordre  de  ces  personnes  ou  d'une  autoritö 
quelconque;  le  röglement  de  ces  avoirs  se  fera  sans  tenit  compte  de  ces  placements. 

§  13. 
La  Bulgarie  remettra  respectivement  aux  Puissances  alli6es  ou  associ6es, 
dans  le  d6lai  d'un  mois  ä  dater  de  la  mise  en  vigueur  du  präsent  Trait6,    ou 
sur  demande,  ä  n'importe  quel  moment  par  la  suite,  tous  les  comptes  ou  pi6ces 
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comptables,  archives,  documents  et  renseignements  de  toute  natare  qui  peuvent 
se  trouver  sur  son  territoire  et  qui  concernent  les  biens,  droits  et  int^rets 
des  ressortissants  de  ces  Puissances,  y  compris  les  soci6t6s  ou  associations 
dans  lesquelles  ces  ressortissants  ^taient  int6ress6s,  qui  ont  fait  l'objet  d'une 
mesure  exceptionelle  de  guerre  ou  d'une  mesure  de  disposition  soit  en  Bulgarie, 
soit  dans  les  territoires  qui  ont  6t6  occup^s  par  la  Bulgarie,  ou  ses  älli^s. 

Les  contruleurs,  surveillants,  görants.  administrateurs,  s^questres,  liqui- 
dateurs  et  curateurs  seront,  sous  la  garantie  du  Gouvernement  bulgare,  per- 
sonnellement  responsables  de  la  remise  imm^diate  au  complet  et  de  l'exactitude 
de  ces  comptes  et  documents. 

§  14. 

Les  dispositions  de  l'article  177  et  de  la  präsente  Annexe,  relatives  aux 
biens,  droits  et  int6rets  en  pays  ennemis  et  au  produit  de  leur  liquidation, 
s'appliqueront  aux  dettes,  crödits  et  comptes,  la  Section  III  ne  r^glant  que 
les  m6thodes  de  payement. 

Pour  le  reglement  des  questions  vis6es  par  l'article  177  entre  la  Bulgarie 
et  les  Puissances  alliöes  et  associ^es,  leurs  colonies  ou  protectorats  ou  Tun 
des  Dominions  britanniques  ou  Finde,  par  rapport  au  quels  la  d^claration 
n'aura  pas  6t6  faite  qu'elles  adoptent  la  Section  III  et  entre  leurs  nationaux 
respectifs,  les  dispositions  de  la  Section  III  relatives  ä  la  monnaie  dans  la- 
quelle  le  poyement  doit  etre  fait  et  au  taux  de  change  et  aux  intörßts  seront 
applicables,  ä  moins  que  le  Gouvernement  de  la  Puissance  alli^e  ou  associ^e 
int^ressöe  ne  notifie  ä  la  Bulgarie.  dans  les  six  mois  ä  dater  de  la  mise  en 
vigueur  du  präsent  Traitö,  qu'uneaou  plusieurs  desdites  clauses  ne  seront  pas 
applicables. 

§  15. 

Les  disgositions  de  l'article  177  et  de  la  presente  Annexe  s'appliquent 
aux  droits  de  propri6t6  industrielle,  litt^raire  ou  artistique  qui  sont  ou  seront 
compris  dans  la  liquidation  de  biens,  droits,  intöröts,  soci6t6s  ou  entreprises, 
effectu^e  par  application  de  la  lögislation  exceptionelle  de  guerre  par  les  Puis- 
sances alli^es  ou  associöes  ou  par  application  des  stipulations  de  l'article  177, 
paragrahe  b. 

Section  V. 

Contrats,   Prescriptions,   Jugements. 

Article  180. 

a)  Les  contrats  conclus  entre  ennemis  seront  consid^r^s  comme  ayant 
61(5  annul6s  ä  partir  du  moment  oü  deux  quelconques  des  parties  sont  devenues 
ennemies,  sauf  en  ce  qui  concerne  les  dettes  et  autres  obligations  pecuniaires 
r(5sultant  de  l'ex^cution  d'un  acte  ou  payement  prövu  par  ces  contrats  et 
sous  r^serve  des  exceptions  et  des  regles  speciales  ä  ctrtains  contrats  ou 
cat^gories  de  contrats  prövues  ci-apr6s  ou  dans  l'Annexe  ci-jointe. 

b)  Seront  exceptös  de  l'annulation,  aux  termes  du  präsent  article,  les 
contrats  dont,  dans  un  int^n't  göncSral,  les  Gouvernements  des  Puissances 
alliees  ou  associC-es,  dont  l'une  des  parties  est  un  ressortissant,  reclameront 
Texöcution,  dans  un  d6lai  de  six  mois  ä  dater  de  la  mise  en  vigueur  du 
pr6sent  Trait<5. 

Lorsque  l'exöcution  des  contrats  ainsi  maintenus  entraine,  pour  une  des 
parties,  par  suite  du  changement  dans  les  conditions  du  commerce,  un  pr6- 
judice  consid6rable,  le  Tribunal  arbitral  mixte  prcH'u  par  la  Section  VI  pourra 
attribuer  ä  la  partie  I6s6e  une  indemnite  oquitable. 

c)  En  raison  des  dispositions  de  la  Constitution  et  du  droit  dos  Etats- 
Unis  d'Amörique,  du  Bresil  et  du  Japon,  le  present  article  ainsi  que  l'article 
183  et  l'Annexe  ci-jointe  ne  s'appliquent  pas  aux  contrats  conclus  par  des 
ressortissants    de    ces   Etats   avec   des   ressortissants   bulgares,   et  de  mCme, 
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l'article  189  ne  s'applique  pas  aux  ^fitats-Unis  d'Am6rique  ou  ä  leurs  ressor- 
tissants. 

d)  Le  präsent  article  ainsi  que  l'Annexe  ci-jointe  ne  s'appliquent  pas 
aux  contrats  dont  les  parties  sont  devenues  ennemies  du  fait  que  l'une  d'elle 
6tait  un  habitant  d'un  territoire  qui  change  de  souverainet6,  en  tant  que 
cette  partie  aura  acquis,  par  application  du  pr6sent  Trait6,  la  nationalit6 
d'une  Puissance  alliöe  ou  associöe,  ni  aux  contrats  conclus  entre  ressortissants 
des  Puissances  alliöes  ou  associ6es  entre  lesquelles  le  commerce  s'est  trouv6 
interdit  du  fait  que  l'une  des  parties  se  trouvait  dans  un  territoire  d'une 
Puissance  alli6e  ou  associ6e  occupö  par  l'ennemi. 

e)  Aucune  disposition  du  präsent  article  et  de  l'Annexe  ci-jointe  ne  peut 
ßtre  regardöe  comme  invalidant  une  Operation,  qui  a  6t6  effectu6e  I6galement 
en  vertu  d'un  contrat  pass6  entre  ennemis  avec  l'autorisation  d'une  des 
Puissances  bellig6rantes. 

Article  181. 

Les  transferts  de  territoires  effectu6s  en  ex6cution  du  pr6sent  Traitä 
ne  porteront  aucune  atteinte  aux  droits  priv6s  vis6s  dans  les  Traitös  de  Con- 
stantinople  de  1913,  d'Ath^nes  de  1913  et  de  Stamboul  de  1914. 

Tous  transferts  de  territoires  effectu6s  par  ou  ä  la  Bulgarie  en  ex6cution 
du  präsent  Trait6  comporteront  6galement  et  aux  memes  conditions  le  respect 
de  ces  droits  priv^s. 

En  cas  de  d^saccord  relatif  ä  l'application  du  präsent  article,  le  diff6- 
rend  sera  soumis  ä  un  arbitre  nomm6  par  le  Conseil  de  la  Soci6t6  des  Nations. 

Article  182. 

En  cas  d'exploitation  anormale  ou  de  d^possession  rösultant  de  faits  ou 
de  mesures  de  guerre,  les  concessions  sur  le  territoire  bulgare  tel  qu'il  r^sulte 
du  präsent  Trait6  et  les  garanties  de  recettes  et  formules  d'exploitation  con- 
cernant  des  ressortissants  des  Puissances  alliäes  ou  associäes  ou  des  sociätäs 
ou  associations  contröläes  par  ces  ressortissants  pourront,  sur  la  demande  de 
rint6ress6,  laquelle  devra  etre  präsentäe  dans  un  dälai  de  trois  mois  apres  la 
mise  en  vigueur  du  präsent  Traitä,  etre  prolongäes,  pour  une  duräe  däter- 
minäe  par  le  Tribunal  arbitral  mixte  qui  tiendra  compte  de  la  päriode  de 
däpossession  ou  d'exploitation  anormale. 

Les  diverses  Conventions  approuväes  ou  les  accords  intervenus  antäri- 
eurement  ä  l'enträe  en  guerre  de  la  Bulgarie,  entre  les  autoritäs  bulgares 
et  les  sociätäs  au  associations  controläes  par  des  groupes  financiers  alliäs, 
sont  confirmäs ;  toutefois  les  dälais,  prix  et  conditions  seront  revisäs  en  tenant 
compte  des  nouvelles  circonstances  äconomiques.  En  cas  de  däsaccord,  le 
Tribunal  arbitral  mixte  statuera. 

Article  183. 

a)  Sur  le  territoire  des  Hautes  Parties  Contractantes,  dans  les  rapports 
entre  ennemis,  tous  dälais  quelconques  de  prescriptions,  Peremption  ou  for- 
clusion  de  procädure  seront  suspendus  pendant  la  duräe  de  la  guerre,  qu'ils 
aient  commencä  ä  courir  avant  le  däbut  de  la  guerre  ou  apres;  ils  recom- 
menceront  ä  courir  au  plus  tot  trois  mois  apres  la  mise  en  vigueur  du  präsent 
Traitä.  Cette  disposition  s'appliquera  aux  dälais  de  Präsentation  de  coupons 
d'intärets  ou  de  dividendes,  et  de  Präsentation,  en  vue  du  remboursement, 
des  valeurs  sorties  au  tirage  ou  remboursables  ä  tout  autre  titre. 

b)  Dans  le  cas  oü,  en  raison  du  non-accomplissement  d'un  acte  ou  d'une 
formalitä  pendant  la  guerre,  des  mesures  d'exäcution  ont  ätä  prises  sur  le 
territoire  bulgare,  portant  präjudice  ä  un  ressortissant  des  Puissances  alliäes 
ou  associäes,  la  räclamation  formuläe  par  le  ressortissant  d'une  Puissance 
alliäe  ou  associäe,  sera  portäe  devant  le  Tribunal  arbitral  mixte  prävu  par 
la  Section  VI,  ä  moins  que  l'affaire  ne  soit  de  la  compätence  d'un  Tribunal 
d'une  Puissance  alliäe  ou  associäe. 
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c)  Sur  la  demande  du  ressortissant  int6ress6  d'une  Puissance  alli^e  ou 
associöe,  le  Tribunal  arbitral  mixte  prononcera  la  restauration  des  droits 
16s6s  par  las  mesures  d'exöcution  mentionnöes  au  paragraphe  b),  toutes  les 
fois  qu'en  raison  des  circonstances  speciales  d'affaire,  cela  sera  6quitable  et 
possible. 

Dans  le  cas  oü  cette  restauration  serait  injuste  ou  impossible,  le  tribunal 
arbitral  mixte  pourra  accorder  ä  la  partie  I6s6e  une  indemnitö,  qui  sera  ä  la 
Charge  du  Gouvernement  bulgare. 

d)  Lorsqu'un  contrat  entre  ennemis  a  6t6  invalide,  soit  en  raison  du 
fait  qu'une  des  parties  n'en  a  pas  ex6cut6  une  clause,  soit  en  raison  de 
l'exercice  d'un  droit  stipulä  au  contrat,  la  partie  Us6e  pourra  s'adresser  au 
Tribunal  arbitral  mixte  pour  obtenir  r^paration.  Le  Tribunal  aura,  dans  ce 
cas,  les  pouvoirs  pr^vus  au  paragraphe  c. 

e)  Les  dispositions  des  paragraphes  pröcödents  du  präsent  article  s'appli- 
queront  aux  ressortissants  des  Puissances  alli^es  et  associöes.  qui  ont  subi 
un  pröjudice  en  raison  de  mesures  ci-dessus  prövues,  prises  par  la  Bulgarie 
en  territoire  envahi  ou  occup6.  s'ils  n'en  ont  6t6  indemnis6s  autrement. 

f)  La  Bulgarie  indemnisera  tout  tiers  \€s€,  par  les  restitutions  ou 
restaurations  de  droit  prononcöes  par  le  Tribunal  arbitral  mixte,  conform^ment 
aux  dispositions  des  paragraphes  pr^c^dents  du  präsent  article. 

g)  En  ce  qui  concerne  les  effets  de  commerce,  le  ddai  de  trois  mois, 
pr6vu  au  paragraphe  a),  partira  du  jour  oü  auront  pris  fin  d6finitivement 
les  mesures  exceptionnelles  appliqu6es  dans  les  territoires  de  la  Puissance 
int6ress6e  relativement  aux  effets  de  commerce. 

Article  184. 

Dans  les  rapports  entre  ennemis,  aucun  effet  de  commerce  passä  avant 
la  guerre  ne  sera  consid6r6  comme  invalid^  par  le  seül  fait  de  n'avoir  pas 
^t6  pr^sent^  pour  acceptation  ou  pour  payement  dans  les  dölais  voulus,  ni 
pour  defaut  d'avis  aux  tireuis  ou  aux  endosseurs  de  non-acceptation  ou  de 
non-payement,  ni  cn  raison  du  d6faut  de  protet,  ni  pour  defaut  d'accom- 
plissement  d'une  formalit^  quelconque  pendant  la  guerre. 

Si  la  Periode  pendant  laquelle  un  effet  de  commerce  aurait  du  6tre 
pr6sent6  ä  l'acceptation  ou  au  payement,  ou  pendant  laquelle  l'avis  de  non- 
acceptation  ou  de  non-payement  aurait  dil  etre  donn6  au  tireur  ou  aux 
endosseurs  ou  pendant  laquelle  l'effet  aurait  du  rtre  protest^,  est  6chue 
pendant  la  guerre,  et  si  la  partie  qui  aurait  dil  präsenter  ou  protester  l'effet 
ou  donner  avis  de  la  non-acceptation  ou  du  non-payement  ne  l'a  pas  fait 
pendant  la  guerre,  il  lui  sera  accordö,  au  moins  trois  mois  aprös  la  mise  en 
vigueur  du  pr(5sent  Traitö,  pour  präsenter  l'effet,  donner  avis  de  non-accep- 
tation ou  de  non-payement  ou  dresser  protßt. 

Article  185. 

Les  jugements  rendus  par  les  tribunaux  d'une  Puissance  alli^e  ou 
associ6e,  dans  le  ciis  oü  ces  tribunaux  sont  compötents  d'apres  le  präsent 
Trait6,  seront  considöres  en  Bulgarie  comme  ayant  l'autorit^  de  la  chose 
jugöe  et  y  seront  ex6cut6s  Sans  qu'il  soit  besoin  d'exequatur. 

Si  en  quelque  matiere  qu'ils  soient  intervenus,  un  jugement  a  et^ 
rendu  ou  une  mesure  d'exöcution  a  6t6  ordonnee  pendant  la  guerre,  par  un 
tribunal  bulgare  contre  un  ressortissant  des  Puissances  alli^es  ou  associt^es 
ou  une  societ6  ou  association,  dans  laquelle  un  de  ces  ressortissants  etait 
int6ress6,  dans  une  instance  oü  soit  le  ressortissant,  soit  la  socit5t(.'  n'out  pas 
pu  se  d^fendre,  le  ressortissant  alli6  ou  associ(5  qui  aura  subi,  de  ce  chef,  un 
prejudice,  pourra  obtenir  une  reparation  qui  sera  determin6e  par  le  Tribunal 
arbitral  mixte  pr^vu  par  la  Section  VL 
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Sur  la  demande  du  ressortissant  de  la  Puissance  alli6e  ou  assüciee,  la 
röparation  ci-dessus  pourra  6tre,  sur  l'ordre  du  Tribunal  arbitral  mixte  et 
lorsque  cela  sera  possible,  effectu6e  en  replarant  ies  parties  dans  la  Situation 
oü    elles   se  trouvaient   avant    le   juf^ement   rendu    par    le   tribunal    bulgare. 

La  röparation  ci-dessus  pourra  ('Ire  6galement  obtcnue  devant  le  'i'ribunal 
mixte,  par  Ies  ressortissants  des  Puissances  alliöes  et  associ6es,  qui  ont  subi 
un  pröjudice  du  fait  des  mesures  judiciaires  prises  dans  Ies  territoires  envahis 
ou  occupös,  s'ils  n'ont  pas  6t6  dädommagös  autrement. 

Article  186. 

Toute  Soci6t6,  constitu6e  conform6ment  ä.  toute  loi,  autre  que  la  loi 
bulgare  et  poss6dant  des  biens,  droits  ou  intörets  en  Bulgarie,  qui  est  ou 
sera  contröl^e  par  des  ressortissants  des  Puissances  alliöes  et  associöes,  aura, 
pendant  cinq  ans  ä  dater  de  la  mise  en  vigueur  du  pr6sent  Trait6,  le  droit 
de  transförer  ses  biens,  droits  et  intörets  ä  toute  autre  Soci^tö  constitu6e 
en  conformitö  de  la  loi  bulgare  ou  de  la  loi  de  Tun  des  Etats  alli6s  ou 
associös,  dont  Ies  ressortissants  la  controlent,  et  la  Soci6te,  ä  qui  Ies  biens 
sont  transf^rös,  continuera  ä  jouir  des  memes  droits  et  Privileges,  dont 
jouissait  la  Soci6t6  pr6c6dente  sous  la  loi  bulgare  et  aux  termes  du  prösent 
Traitö.  Cette  Soci6t6  ne  sera  soumise  k  aucune  taxe  speciale  du  fait  de 
ce  transfert. 

Article  187. 

Au  sens  des  Sections  III,  IV,  V  et  VII,  l'expression  „pendant  la  guerre" 
comprend,  pour  chaque  Puissance  alli6e  ou  associ6e,  la  pöriode  s'ätendant 
entre  le  moment  oü  l'^tat  de  guerre  a  existö  entre  la  Bulgarie  et  cette 
Puissance  et  la  mise  en  vigueur  du  präsent  Traitö. 

Annexe. 
I.    Dispositions   gönörales. 

Au  s6ns  des  articles  180,  183  et  184,  Ies  personnes  parties  ä  un  contrat 
sont  consid6r6es  comme  ennemies  lorsque  le  commerce  entre  elles  aura  6t6 
interdit  ou  sera  devenu  illögal  en  vertu  des  lois,  d6crets  ou  reglements, 
auxquels  une  de  ces  parties  6taient  soumise,  et  ce  ä  dater,  soit  du  jour  oü 
ce  commerce  a  6t6  interdit,  soit  du  jour  oü  il  est  devenu  ill(5gal  de  quelque 
mani^re  que  ce  soit. 

§  2. 

Sont  except^es  de  l'annulation  pr^vu  ä  l'article  180,  et  restent  en 
vigueur,  sans  pröjudice  des  droits  prövus  ä  l'article  177,  paragraphe  bj  de 
la  Section  IV,  et  sous  r^serve  de  l'application  des  lois,  d^crets  et  rfeglements 
internes  pris  pendant  la  guerre  par  Ies  Puissances  alliöes  ou  associöes,  ainsi 
que  Ies  clauses  des  contrats: 

a)  Les  contrats  ayant  pour  but  le  transfert  de  propriötös,  de  biens  et 
effets  mobiliers  ou  immobiliers,  lorsque  la  propri6t6  aura  6tä  transf6r6e  ou 
l'objet  livrö  avant  que  les  parties  ne  soient  devenues  ennemies ; 

b)  Les  baux,  locations,  et  promesses  de  location ; 

c)  Les  contrats  d'hypoth^que,  de  gage  et  de  nantissement; 

d)  Les  concessions  concernant  les  mines,  minieres,  carriferes  ou  gisements; 

e)  Les  contrats  passös  entre  des  particuliers  et  des  Etats,  provinces, 
municipalitös  et  autres  personnes  juridiques  administratives  analogues  et  les 
concessions  donn^es  par  lesdits  Etats,  provinces,  municipalitös  ou  autres 
personnes  juridiques  administratives  analogues  y  compris  les  contrats  et 
concessions  conclus  ou  accord^s  par  le  Gouvernement  turc,  dans  les  territoires 
c6d6s  ä  la  Bulgarie  par  l'Empire  ottoman,  avant  l'entröe  en  vigueur  du 
präsent  Trait6. 
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§3. 
Si  les  dispositions  d'un  contrat  sont  en  partie  annul6es,  conform6ment 
ä  l'article  180  et  si  la  disjonction  peut  etre  effectuöe,  les  autres  dispositions 
de  ce  contrat  subsisteront,  sous  röserve  de  l'application  des  lois.  d^crets  et 
räglements  internes  prövus  au  paragraphe  2  ci-dessus.  Si  la  disjonction  ne 
peut  etre  effectu6e,   le  contrat  sera  consid6r6  comme  annulö  dans  sa  totalit^. 

II.  Dispositions  particuli^res  ä  certaines  cat6gories  de  contrats. 
Positions  dans  les  Bourses  de  valeurs  et  de  commerce. 

§  4. 

a)  Les  reglements  faits  pendant  la  guerre  par  les  bourses  de  valeur  ou 
de  commerce  reconnues,  stipulant  la  liquidation  des  positions  de  bourse  prises 
avant  la  guerre  par  un  particulier  ennemi,  sont  confirm6s  par  les  Hautes 
Parties  Contractantes,  ainsi  que  les  mesures  prises  en  application  de  ces 
reglements,  sous  röserve : 

1°  Qu'il  ait  €t6  pr6vu  express^ment  que  TopöratioD  serait  soumise  au 
r^glement  desdites  bourses; 

20   Que  ces  rfeglements  aient  ^16  obligatoires  pour  tous. 

3^   Que  les  conditions  de  la  liquidation  aient  6t6  justes  et  raisonnables. 

b)  Le  paragraphe  pröcödent  ne  s'applique  pas  aux  mesures  prises, 
pendant  l'occupation,  dans  les  bourses  des  rögions  qui  ont  6t6  occup6es  par 
i'ennemi. 

Gage. 

§5- 

Sera  consid6r6e  comme  valable,  en  cas  de  non-payement,  la  vente  d'un 
gage  constitu6  pour  garantie  d'une  dette  due  par  un  ennemi,  alors  meme 
qu'avis  n'a  pu  etre  donn6  au  propriötaire,  si  le  cr^ancier  a  agi  de  bonne  foi 
et  en  prenant  les  soins  et  pröcautions  raisonnables  et,  dans  ce  cas,  le 
propri^taire  ne  pourra  formuler  aucune  rßclamation  en  raison  de  la  vente 
du  gage. 

Cette  disposition  ne  s'applique  pas  aux  ventes  de  gage  faites  par 
I'ennemi  pendant  l'occupation,  dans  les  rögions  envahies  ou  occupöes  par 
I'ennemi. 

Effets  de  commerce. 

§  <5. 
En  ce  qui  concerne  les  Puissances  qui  ont  adh6r6  ä  la  Section  JII  et 
ä  l'Annexe  jointe,  les  obligations  pßcuniaires  existant  entre  ennemis  et 
r6sultant  de  l'ömission  d'effets  de  commerce,  seront  r(5gl(5es  conform^ment  ä. 
ladite  Annexe  par  l'intermödiaire  des  Offices  de  v^rification  et  de  compen- 
sation  qui  sont  subrogös  dans  les  droits  du  porteur  en  ce  qui  concerne  les 
difförents  recours  que  possede  ce  dernier. 

§  7. 
Si  une  personne  s'est  oblig6e,  soit  avant,  soit  pendant  la  guerre,  au 
payement  d'un  effet  de  commerce,  ä  la  suite  d'un  engagement  pris  envers 
eile  par  une  autre  personne  devenue  ennemie,  celle-ci  reste  tenue,  malgr6 
l'ouverture  des  hostilitös,  de  garantir  la  premiöre  des  cons^quences  de  son 
Obligation. 

III.    Contrats   d'assurances. 

§  8. 
Les    contrats    d'assurances    conclus    entre    une    personne   et   une  autre 
devenue    par    la    suite    ennemie    seront    r(5gl^s    conform6ment    aux    articles 
suivants. 
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Assurances  contra  l'incendie. 

§  9. 

Les  contrats  d'assurance  contre  l'incendie,  concernant  des  propri6t6s, 
pass6s  entre  une  personne  aj'ant  des  int6rCts  dans  cette  propri6t6  et  une 
personne  devenue  par  la  suite  ennemie,  ne  seront  pas  consid6r6s  comme 
annul6e  par  Touverture  des  hostilit6s,  ou  par  le  fait  qui  la  personne  est 
devenue  ennemie  ou  parce  qu'une  des  parties  n'a  pas  accompli  une  clause  du 
contrat  pendant  la  guerre,  ou  pendant  une  p6riode  de  trois  mois  apr^s  la 
guerre,  mais  seront  annul6s  ä  partir  de  la  premi^re  6ch6ance  de  la  prime 
annuelle,    survenant   trois   mois  apr^s  la  mise  en  vigueur  du  präsent  Trait6. 

ün  r^glement  sera  effectu6  pour  les  primes  non  pay^es.  6chues  pendant 
la  guerre,  ou  pour  les  röcJamations  pour  les  pertes  encourues  pendant 
la  guerre. 

§  10. 

Si,  par  suite  d'un  acte  administratif  ou  lägislatif,  une  assurance  contre 
l'incendie,  conclue  ant6rieurement  k  la  guerre,  a  6t6  pendant  la  guerre  trans- 
f6r6e  de  l'assureur  primitif  ä  un  autre  assureur,  le  transfert  sera  reconnu  et 
la  responsabilitö  de  l'assureur  primitif  sera  consid6r6e  comme  ayant  cess6  ä 
partir  du  jour  du  transfert.  Cependant,  l'assureur  primitif  aura  le  droit 
d'etre,  sur  sa  demande,  pleinement  inform6  des  conditions  du  transfert,  et 
s'il  apparait  que  ces  conditions  n'ötaient  pas  öquitables,  elles  seront  modifiöes 
pour  autant  que  cela  sera  n^cessaire  pour  les  rendre  ^quitables. 

En  outre,  l'assur^  aura  droit,  d'accord  avec  l'assureur  primitif,  de 
retransförer  le  contrat   ä  l'assureur  primitif  ä  dater  du  jour  de  la  demande. 

Assurances  sur  la  vie. 

§  11. 

Les  contrats  d'assurances  sur  la  vie  pass6s  entre  un  assureur  et  une 
personne  devenue  par  la  suite  ennemie,  ne  seront  pas  consid6r6s  comme 
annul^s  par  la  döclaration  de  guerre  ou  par  le  fait  qu  la  personne  est  de- 
venue ennemie. 

§  12. 

Toute  somme  devenue  exigible  pendant  la  guerre,  aux  termes  d'un 
contrat  qui,  en  vertu  du  paragrapbe  11,  n'est  pas  considörö  comme  annul6, 
sera  recouvrable  apr^s  la  guerre.  Cette  somme  sera  augment^e  des  intörSts 
ä  5  ^/o  l'an  depuis  la  date  de  son  exigibilit6  jusqu'au  jour  du  payement. 

Si  le  contrat  est  devenu  caduc  pendant  la  guerre,  par  suite  du  non- 
payement  des  primes,  ou  s'il  est  devenu  sans  effet  par  suite  du  non-accom- 
plissement  des  clauses  du  contrat,  l'assur^  ou  ses  repr^sentants  ou  ayants 
droit  auront  droit  ä  tout  moment,  pendant  douze  mois  ä  dater  du  jour  de  la 
mise  en  vigueur  du  präsent  Traitö,  de  r^clamer  ä  Fassureur  la  valeur  de  la 
police  au  jour  de  sa  caducit^  ou  de  son  annulation. 

Lorsque  le  contrat  est  devenu  caduc  pendant  la  guerre,  par  suite  du 
non-payement  des  primes  par  application  des  mesures  de  guerre,  l'assur^  ou 
ses  repr^sentants,  ou  ayants  droit,  ont  le  droit,  dans  les  tois  mois  qui  suivront 
la  mise  en  vigueur  du  präsent  Traitö,  de  remettre  le  contrat  en  vigueur, 
moyennant  le  payement  des  primes  6ventuellement  6chues,  augment6es  des 
intörßts  de  5  %  l'an. 

§  13. 

Si  de  contrats  d'assurance  sur  la  vie  ont  6t6  conclus  par  une  succursale 
d'une  Compagnie  d'assurances,  6tablie  dans  un  pays  devenu,  par  la  suite, 
ennemi,  le  contrat  devra,  en  l'absence  de  toute  stipulation  contraire  contenue 
dans  le  contrat  lui-meme.  etre  r6gi  par  la  loi  locale,  mais  l'assureur  aura  le 
droit  de  demander  ä  l'assur^  ou  ä  ses  reprösentants  le  remboursement  des 
sommes  pay6es  sur  des  demandes  faites  ou  impos6es,  par  application  de  mesures 
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prises  pendant  la  guerre,   contrairement  aux  termes  du  contrat  lui-menie,   et 
aux  lois  et  trait6s  existant  ä  l'^poque  oü  il  a  6t6  conclu. 

§  u. 

Dans  tous  les  cas  oü,  en  vertu  de  la  loi  applicable  au  contrat,  l'assureur 
reste  li6  par  le  contrat  nonobstant  le  non-payement  de  primes,  jusqu'ä  ce  que 
l'on  ait  fait  part  ä  l'assurö  de  la  d6ch6ance  du  contrat,  il  aura  le  droit  lä 
oü,  par  suite  de  la  guerre,  il  n'aurait  pu  donner  cet  avertissement,  de  recouvrer 
sur   l'assurö   les   primes  non  payöes,  augmentöes  des  int^rets  ä  5  p.  '^/o  l'an. 

§  15. 
Pour   l'application   des   paragraphes  11  ä  14,   seront   consid6r6s  comme 
contrats   d'assurances   sur   la  vie  les  contrats  d'assurances  qui  se  basent  sur 
les  probabilitös  de  la  vie  humaine,   combin6s   avec  le  taux  d'int6ret,   pour  le 
calcul  des  engagements  röciproques  des  deux  parties. 

Assurances  maritimes. 

§  16. 

Les  contrats  d'assurance  maritime,  y  compris  les  polices  ä  temps  et  les 
Polices  de  voyage  pass6s  entre  un  assureur  et  une  personne  devenue  par  la 
suite  ennemie,  seront  considör^s  comme  annulös  au  moment  oü  cette  personne 
est  devenue  ennemie,  sauf  dans  le  cas  oü,  antörieurement  ä  ce  moment,  le 
risque  pr6vu  dans  le  contrat  avait  commencö  ä  etre  couru. 

Dans  le  cas  oü  le  risque  n'a  pas  commencö  ä  courir  les  sommes  pay^es 
au  moyen  de  primes  ou  antrement  seront  recouvrables  sur  l'assureur. 

Dans  le  cas  oü  le  risque  a  commence  ä  courir,  le  contrat  sera  consid6r6 
comme  valable  bien  que  la  partie  soit  devenue  ennemie,  et  les  payements 
des  sommes  dues  aux  termes  du  contrat,  soit  comme  primes,  soit  comme 
primes,  soit  comme  sinistres,  seront  exigibles  apres  la  mise  en  vigueur  du 
präsent  Trait6. 

Dans  le  cas  oü  une  Convention  sera  conclue  pour  le  payement  d'intärets 
pour^des  sommes  dues  antörieurement  ä  la  guerre,  ou  par  des  ressortissants 
des  Etats  belligörants,  et  recouvräes  apres  la  guerre,  cet  intäret  devra,  dans 
le  cas  de  pertes  recouvrables  en  vertu  de  contrat  d'assurance  maritime,  courir 
ä  partir  de  l'expiration  d'une  Periode  d'un  an  ä  compter  du  jour  de  ces  pertes. 

§  17. 

Aucun  contrat  d'assurance  maritime  avec  un  assur6  devenu  par  le  suite 
ennemi  ne  devra  6tre  consid6r6  comme  couvrant  les  sinistres  causes  par  des 
actes  de  guerre  de  la  Puissance  dont  l'assureur  est  ressortissant,  ou  des  alliös 
ou  associäs  de  cette  Puissance. 

S  18. 

S'il  est  d6montr6  qu'une  personne  qui,  avant  la  guerre,  avait  passti  un 
contrat  d'assurance  maritime  avec  un  assureur  devenu  par  la  suite  ennemi, 
a  pass6  apr^s  l'ouverture  des  hostilitiis  un  nouveau  contrat  couvrant  le  mCme 
risque  avec  un  assureur  non  ennemi,  le  nouveau  contrat  sera  considärö  comme 
Substitut  au  contrat  primitif  ä  compter  du  jour  oü  il  aura  6t6  passt5,  et  les 
primes  6chues  seront  r6gl6es  sur  le  principe  que  l'assureur  primitif  n'aura 
6t6  responsable  du  fait  du  contrat  que  jusqu'au  moment  oü  le  nouveau  contrat 
aura  6t6  pass6. 

Aatres  assurances. 

§  19. 
Des  contrats  d'assurances  pass6s  avant  la  guerre  entre  un  assureur  et 
une  personne  devenue  par  la  suite  ennemie,  autres  que  les  contrats  dont  il 
est  question  dans  les  paragraphes  9  k  IS,  seront  trait6s,  ä  tous  ägards,  de  la 
meme  maniöre  que  seraient  trait6s,  d'apres  lesdits  articles,  les  contrats. 
d'assurances  contre  l'incendie,  entre  les  mCmes  parties. 
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R^assurances. 

§  20. 

Tous  les  trait^s  de  röassurance  pass6s  aveo  une  personne  devenue  enneraie 
seront  consid6r6s  comme  abrogös  par  le  fait  que  cette  personne  est  devenue 
ennemie,  mais  sans  pröjudice,  dans  le  cas  de  risque  sur  la  vie  ou  maritime, 
qui  avait  commencö  ä  ßtre  couru  ant6rieureraent  a  la  guerre,  du  droit  de 
recouvrer  apriljs  la  guerre  le  payement  des  sommes  dues  en  raison  de  ces 
risques. 

Toutefois.  si  la  partie  r6assur6e  a  616  mise,  par  suite  de  rinvasion, 
dans  rimprossibilitö  de  trouver  un  autre  r6assureur,  le  trait6  subsiste  jus- 
qu'ä  l'expiration  d'une  p6riode  de  trois  mois  apr^s  la  mise  en  vigueur  du 
präsent  Trait6. 

Si  un  traitö  de  r6assurance  est  annul6  en  vertu  de  cet  article,  un  compte 
sera  stabil  entre  les  parties  en  ce  qui  concerne  ä  la  fois  les  primes  pay6es 
et  payables  et  les  responsabilitös  pour  pertes  subies,  au  sujet  des  risques 
sur  la  vie  ou  maritimes  qui  auraient  commenc6  ä,  etre  courus  avant  la  guerre. 
Dans  le  cas  de  risques  autres  que  ceux  mentionnös  aux  paragraphes  1 1  ä  18, 
le  r^glement  des  comptes  sera  ötabli  ä  la  date  ä  laquelle  les  parties  sont 
devenues  ennemies,  sans  tenir  compte  des  röclamations  pour  pertes  subies 
depuis  cette  date. 

§  21. 

Les  dispositions  du  paragraphe  pr(5c6dent  s'ötendent  ^galement  aux 
r^assurances  existant  au  jour  oii  les  parties  sont  devenues  ennemies,  des 
risques  particuliers  acceptös  par  l'assureur  dans  un  contrat  d'assurance,  autres 
que  les  risques  sur  la  vie  ou  maritimes. 

§  22. 

La  röassurance  d'un  contrat  d'assurance  sur  la  vie,  faite  par  contrat 
particulier  et  non  comprise  dans  un  traitö  gön^ral  de  r^assurance,  restera 
en  vigueur. 

§  23. 

Dans  le  cas  d'une  röassurance  effectu^e  avant  la  guerre,  d'un  contrat 
d'assurance  maritime,  la  cession  du  risque  c6d6  au  röassureur  restera  valable 
si  ce  risque  a  commenc^  ä  etre  couru  avant  l'ouverture  des  hostilit^s,  et  le 
contrat  de  r^assurance,  en  ce  qui  concerne  soit  des  primes,  soit  des  pertes 
subies,  seront  recouvrables  aprös  la  guerre. 

§  24. 
Les  dispositions  des  paragraphes  17  et  18  et  le  dernier  alin^a  du  para- 
graphe 16  s'appliqueront  aux  contrats  de  röassurances   de  risques  maritimes. 

SectionVI. 
Tribunal  Arbitral  Mixte. 

Article  188. 

a)  Un  Tribunal  arbitral  mixte  sera  constitu6  entre  chacune  des  Puissances 
alli^es  ou  associöes  d'une  part  et  la  Bulgarie  d'autre  part,  dans  un  d61ai  de 
trois  mois  ä  dater  de  la  mise  en  vigueur  du  präsent  Trait6.  Chacun  de  ces 
Tribunaux  sera  compos6  de  trois  membres.  Chacun  des  Gouvernements 
int6ress6s  d^signera  un  de  ces  membres.  Le  President  sera  choisi  ä  la  suite 
d'un  accord  entre  les  deux  Gouvernements  int6ress6s. 

Au  cas  oii  cet  accord  ne  pourrait  intervenir,  le  President  du  Tribunal 
€t  deux  autres  personnes  susceptibles  l'une  et  l'autre,  en  cas  de  besoin,  de  le 
remplacer,  seront  choisies  par  le  Conseil  de  la  Soci6t6  des  Nations  et,  jusqu'au 
moment   oü   il  sera   constituö,   par   M.   Gustave  Ador,   s'il   y   consent.     Ces 
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personnes  appartiendront  ä  des  Puissances  qui  sont  rest^es  neutres  au  cours 
de  la  guerre. 

Si,  en  cas  de  vacance,  uu  Gouvernement  ne  pourvoit  pas,  dans  un  d^lai 
d'un  mois,  ä  la  dösignation  ci-dessus  pr(5vue  d'un  membre  du  Tribunal,  ce 
membre  sera  choisi  par  le  Gouvernement  adverse  parmi  les  deux  personnes 
mentionnös  ci-dessus.  autres  que  le  President. 

La  döcision  de  la  majoritö  des  membres  sera  celle  du  Tribunal. 

b)  Les  Tribunaux  arbitraux  mixtes  cr66s  par  application  du  paragraphe 
a)  jugeront  les  difförends  qui  sont  de  leur  compötence,  aux  termes  des 
Sections  III,  IV,  V,  VII  et  VIII. 

En  outre,  tous  les  difförends,  quels  qu'ils  soient,  relatifs  aux  contrats 
onclus  avant  la  mise  en  vigueur  du  präsent  Traitö,  entre  les  ressortissants 
des  Puissances  alli^es  et  associöes  et  les  ressortissants  bulgares,  seront  rögl^s 
par  le  Tribunal  arbitral  mixte,  ä  l'exception  toutefois  des  diff^rends  qui,  par 
application  des  lois  des  Puissances  alliöes,  associ^es  ou  neutres,  sont  de  la 
compötence  des  tribunaux  nationaux  de  ces  dernieres  Puissances.  Dans  ce 
cas,  ces  diffärends  seront  reglos  par  ces  tribunaux  nationaux,  ä  l'exclusion 
du  Tribunal  arbitral  mixte.  Le  ressortissant  int6ress6  d'une  Puissance  alli6e 
ou  associ6e  pourra  toutefois  porter  l'affaire  devant  le  Tribunal  arbitral  mixte 
ä  moins  que  sa  loi  nationale  ne  s'y  oppose. 

c)  Si  le  nombre  des  affaires  le  justifie,  d'autres  membres  devront  etre 
dösignäs  pour  que  chaque  Tribunal  arbitral  mixte  puisse  se  diviser  en  plusieurs 
sections.  Chacune  de  ces  sections  devra  etre  compos^e  ainsi  qu'il  est  dit 
ci-dessus. 

d)  Chaque  tribunal  arbitral  mixte  6tablira  lui-meme  sa  procödure  en 
tant  qu'elle  ne  sera  pas  röglöe  par  les  dispositions  de  1' Annexe  au  präsent 
article.  II  aura  pouvoir  pour  fixer  les  d6pens  ä  payer  par  la  partie  perdante 
pour  frais  et  debours  de  proc^dure. 

e)  Chaque  Gouvernement  payera  les  honoraires  du  membre  du  Tribunal 
arbitral  mixte  qu'il  nomme  et  de  tout  agent  qu'il  dösignera  pour  le  repr^senter 
devant  le  Tribunal.  Les  honoraires  du  President  seront  fix6s  par  accord 
special  entre  les  Gouvernements  int6ress6s  et  ces  honoraires  ainsi  que  les 
d^penses  communes  de  chaque  Tribunal  seront  pay^s  par  moitiä  par  les  deux 
Gouvernements. 

f)  Les  Hautes  Parties  Contractantes  s'engagent  k  ce  que  leurs  tribunaux 
et  autoritöa  pretent  directement  aux  Tribunaux  arbitraux  mixtes  toute  l'aide 
qui  sera  en  leur  pouvoir,  spöcialement  en  ce  qui  concerne  la  trausmission 
des  notifications  et  la  r6union  des  preuves. 

g)  Les  Ilautes  Parties  Contractantes  conviennent  de  consid6rer  les 
decisions  du  Tribunal  arbitral  mixte  comme  definitives,  et  de  les  rendre 
obligatoires  pour  leurs  ressortissants. 

Annexe. 

§  1. 
En  cas  de  d6ces  ou  de  d^mission  d'un  membre   du  Tribunal,    ou   si   un 
membre  du  Tribunal  se  trouve,  pour  une  raison  quelconque,  dans  rimpussibilitö 
de  remplir  ses  fonctions,    la  proc(5dure,    qui  a  ^te  suivie  pour  sa  nomiuation, 
sera  employ6e  pour  pourvoir  k  son  remplacement. 

§  2. 
Le  Tribunal  adoptera  pour  sa  procödure  des  riigles  conformes  ä  la  justice 
et  k  r6quit6.    II  dcicidera  de  l'ordre  et  des  dtilais  dans  lesquels  chaque  partie 
devra  präsenter  ses  conclusions  et  r^glera  les  formalit^s  requises  pour  l'admi- 
nistration  des  preuves. 
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§3. 
Les   avocats   et   conseils   des   deux  parties  seront  autoris^s  ä  präsenter 
oralement   et   par  6crit   au   Tribunal   leur   argumentation   pour   soutenir   ou 
d^fendre  leur  cause. 

§  4. 
Le   Tribunal   conservera    les    archives    des    proc6s    et    causes    qui   lui 
seront  soumis  et  de  la  procödure  y  relative  avec  mention  des  dates. 

Chacune  des  Puissances  int6ress6es  pourra  nommer  un  secr6taire.  Ces 
secrötaires  constitueront  le  Secrötariat  mixte  du  Tribunal  et  seront  sous  ses 
ordres.  Le  Tribunal  peut  nommer  et  employer  un  ou  plusieurs  fonctionnaires, 
qui  seront  nöcessaires  pour  l'assister  dans  raccomplissement  de  sa  tache. 

§  6. 
Le  Tribunal  d^cidera  de  toutes  questions  et  esp^ces  qui  lui  seront  soumises, 
d'apr^s   les   preuves,   t^moignages  et  informations  qui  pourront  6tre  produits 
par  les  parties  int6ress6es. 

§  ^- 
La  Bulgarie   s'engage   ä   donner   au  Tribunal   toutes   facilitös  et  infor- 
mations n6cessaires  pour  poursuivre  ses  enquetes. 

§  8. 
La  langue  dans  laquelle  la  proc6dure  sera  poursuivie  sera,  ä  d^faut  de 
Convention  contraire,  l'anglais,  le  frangais  ou  l'italien,  selon  ce  qui  sera  d6cid6 
par  la  Puissance  alli6e  ou  associ^e  int6ress6e. 

§  9- 
Les  lieu  et  date  des  audiences  de  chaque  Tribunal  seront  d6termin6s  par 

le  President  du  Tribunal. 

Article  189. 
Si  un  tribunal  comp6tent  a  rendu  ou  rend  un  jugement  dans  une  affaire 
vis6e  par  les  Sections  III,  IV,  V,  VII  ou  VIII  et  si  ce  jugement  n'est  pas 
conforme  aux  dispositions  desdites  Sections,  la  partie  qui  aura  subi,  de  ce 
chef,  un  pröjudice  aura  droit  ä  une  r6paration  qui  sera  d6termin6e  par  le 
Tribunal  arbitral  mixte.  Sur  la  demande  du  ressortissant  d'une  Puissance 
alliee  ou  associöe,  la  r^paration  ci-dessus  vis6e  pourra  etre  effectu6e,  lorsque 
cela  sera  possible,  par  le  Tribunal  arbitral  mixte  en  replagant  les  parties 
dans  la  Situation  oü  elles  se  trouvaient  avant  le  jugement  rendu  par  le 
tribunal  bulgare. 

Section  VII. 
Propri6t6  Industrielle. 
Article  190. 
Sous  röserve  des  stipulations  du  pr6sent  Traitö,   les  droits  de  propri6t6 
industrielle,  litt^raire  ou  artistique,   teile   que   cette  propri6t6  est  d^finie  par 
les  Conventions   internationales   de  Paris   et   de  Berne  vis6es  ä  l'article  166, 
seront  r6tablis  ou  restaur^s,  ä  partir  de  la  mise  en  vigueur  du  präsent  Trait6, 
dans  les  territoires  des  Hautes  Parties  Contractantes,  en  faveur  des  personnes 
qui   en    6taient   b6n6ficiaires,    au  moment   oü   l'ötat   de   guerre   a  commenc6 
d'exister,   ou   de   leurs   ayants   droit.     De   meme   les  droits  qui,   si  la  guerre 
n'avait  pas   eu   lieu,  auraient  pu  etre  acquis  pendant  la  duröe  de  la  guerre, 
ä   la  suite   d'une   demande   formte   pour  la  protection  de  la  propri6t6  indus- 
trielle   ou    de    la    publication    d'une    oevre    littöraire    ou    artistique,    seront 
reconnus   et   6tablis  en    faveur    des   personnes    qui   y   auraient  des  titres,   ä 
partir  de  la  mise  en  vigueur  du  präsent  Trait6. 

Toutefois,  les  actes  faits  en  vertu  des  mesures  speciales  qui  auront  ^t6 
prises  pendant  la  guerre,  par  une  autoritö  legislative,  exäcutive  ou  administrative 
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d'une  Puissance  alliöe  ou  associ^e  ä  l'^gard  des  droits  des  ressortissants  bul- 
gares,  en  matiere  de  propri6t6  industrielle,  littöraire  ou  artistique,  demeure- 
ront  valables  et  continueront  ä  avoir  leurs  pleins  effets. 

II  n'y  aura  lieu  ä  aucune  revendication  ou  action  de  la  part  de  la 
Bulgarie  ou  des  ressortissants  bulgares  contre  l'utillisation  qui  aura  6t6  faite 
pendant  la  duröe  de  la  guerre,  par  le  Gouvernement  d'une  Puissance  alli^e 
ou  associ^e  ou  par  toute  persone,  pour  le  compte  de  ce  Gouvernement  ou 
avec  son  assentim^t,  de  droits  de  propri6t6  industrielle,  littöraire  ou  artistique. 
ni  contre  la  vente,  la  mise  en  vente  ou  Femploi  de  produits.  appareils, 
articles  ou  objets  quelconques  auxquels  s'appliquaient  ces  droits. 

Si  la  l^gislation  d'une  des  Puissances  alli^es  ou  associ^es  n'en  a  pas 
disposö  autrement,  les  sommes  dues  ou  paj'öes,  par  application  de  tout  acte 
et  de  toute  Operation  effectu6s  en  ex^cution  des  mesures  speciales  vis6es  ä 
l'alin^a  2  du  präsent  article,  recevront  la  meme  affectation  que  les  autres 
cr^ances  des  ressortissants  bulgares,  conformöment  aux  dispositions  du  präsent 
Trait6  et  les  sommes  produites  par  des  mesures  speciales  prises  par  le  Gou- 
vernement bulgare,  en  ce  qui  concerne  les  droits  de  propri6t6  industrielle, 
litt6raire  ou  artistique  des  ressortissants  des  Puissances  alli^es  ou  associ^es, 
seront  consid6r6es  et  traitees  comme  toutes  les  autres  dettes  des  ressor- 
tissants bulgares. 

Ghacune  des  Puissances  alli^es  ou  associ6es  se  r^serve  la  facult6 
d'apporter  aux  droits  de  propri^tö  industrielle,  littöraire  ou  artistique  (ä 
l'exception  des  marques  de  fabrique  ou  de  commerce)  acquis  avant  la  guerre, 
ou  pendant  sa  dur^e,  ou  qui  seraient  acquis  ult^rieurement  suivant  sa  lögis- 
lation  par  des  ressortissants  bulgares,  soit  en  les  exploitant,  soit  en  accor- 
dant  des  licences  pour  leur  exploitation,  soit  en  conservant  le  controle  de 
cette  exploitation,  soit  autrement,  telles  limitations,  conditions  ou  restrictions 
qui  pourraient  etre  consid^r^es  comme  n^cessaires  pour  les  besoins  de  la 
defense  nationale,  ou  dans  l'int^ret  public,  ou  pour  assurer  un  traitement 
6quitable  par  la  Bulgarie  des  droits  de  propri6t6  industrielle,  litt^raire  ou 
artistique  possädös  sur  le  territoire  bulgare  par  ses  ressortissants.  ou  par 
garantir  l'entier  accomplissement  de  toutes  les  obligations  contract^es  par  la 
Bulgarie  en  vertu  du  präsent  Trait6.  Pour  les  droits  de  propri6t6  industrielle, 
littöraire  ou  artistique,  qui  seraient  acquis  aprös  la  mise  en  vigueur  du 
du  präsent  Traitö,  la  facult6  ci-dessus  r^serv^e  aux  Puissances  alli^es  ou 
associees,  ne  pourra  etre  exerc^e  que  dans  le  cas  oii  les  limitations,  con- 
ditions ou  restrictions  pourraient  etre  consid6r6es  comme  n^cessaires  pour  les 
besoins  de  la  defense  nationale  ou  de  lint^ret  public. 

Dans  le  cas  oü  il  serait  fait  application  par  les  Puissances  alli6es  oa 
associees  des  dispositions  qui  pr6c6dent,  il  sera  accord^  des  indemnit^s  ou  des 
redevances  raisonnables,  qui  recevront  la  m^me  affectation  que  toutes  les 
autres  sommes  dues  ä  des  ressortissants  bulgares,  conform^ment  aux  dispo- 
sitions du  präsent  Trait6. 

Chacune  des  Puissances  alli^es  ou  associees  se  r^serve  la  facult^  de 
consid6rer  comme  nulles  et  de  nul  effet  toute  cession  totale  ou  partielle,  et 
toute  concession  de  droits  de  propri6t6  industrielle,  littöraire  ou  artistique, 
qui  auraient  et6  effectu^es  depuis  le  l«»"  aoilt  1914,  ou  qui  le  seraient  k 
l'avenir  et  qui  auraient  pour  rösultat  de  faire  obstacle  ä  l'application  des 
dispositions  du  präsent  article. 

Les  dispositions  du  präsent  article  ne  sont  pas  applicables  aux  droits 
de  propri6t6  industrielle,  litt^raire  ou  artistique  compris  dans  les  Soci^t^s  ou 
entreprises,  dont  la  liquidation  a  6t6  effectuee  par  les  Puissances  alliees  ou 
associees,  conform^ment  ä  la  l^gislation  exceptionnelle  de  guerre.  ou  sera 
effectuöe  en  vertu  de  Tarticle  177,  paragraphe  b). 
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Article  191. 

ün  d6lai  minimum  d'une  annöe,  ä  partir  de  la  mise  en  vigueur  du 
präsent  Traitä,  sans  surtaxe  ni  pönalitö  d'aucune  Sorte,  sera  accordö  aux 
ressortissants  de  chacune  des  Hautes  Parties  Contractantes  pour  accomplir 
tout  acte,  remplir  toute  formalit6,  payer  toute  taxe  et  g6n6ralement  satisfaire 
ä  toute  Obligation  prescrite  par  les  lois  et  röglements  de  chaque  Ktat  pour 
conserver  ou  obtenir  les  droits  de  propri6t6  industrielle  d6jä  acquis  au  l^r 
acut  1914  ou  qui,  si  la  guerre  n'avait  pas  eu  Heu,  auraient  pu  etre  acquis 
depuis  cette  date,  ä.  la  suite  d'une  demande  faite  avant  la  guerre  ou  pendant 
sa  duröe,  ainsi  que  pour  y  former  Opposition.  Toutefois,  cet  article  ne  pourra 
conförer  aucun  droit  pour  obtenir  aux  Etats-Unis  d'Amärique  la  reprise 
d'une  procödure  d'interförence  dans  laquelle  aurait  6t6  tenue  l'audience  finale. 

Les  droits  de  propri6t6  industrielle  qui  auraient  6t6  frapp6s  de  d6ch6ance 
par  suite  du  döfaut  d'accomplissement  d'un  acte,  d'ex6cution  d'une  formalit6 
ou  de  payement  d'une  taxe  seront  remis  en  vigueur,  sous  la  r6serve  toutefois 
en  ce  qui  concerne  les  brevets  et  dessins,  que  chaque  Puissance  alli6e  ou 
associäe  pourra  prendre  les  mesures  qu'elle  jugerait  äquitablement  n6cessaires 
pour  la  sauvegarde  des  droits  des  tiers  qui  auraient  exploitö  ou  employ6  des 
brevets  ou  des  dessins  pendant  le  temps  oü  ils  ätaient  frappäs  de  d6ch6ance. 
De  plus,  les  brevets  d'invention  ou  dessins  appartenant  ä  des  ressortissants 
bulgares  et  qui  seront  ainsi  remis  en  vigueur,  demeureront  soumis  aux 
prescriptions  qui  leur  auraient  6t6  applicables  pendant  la  guerre  ainsi  qu'ä 
toutes  les  dispositions  du  präsent  Traitä. 

La  Periode  comprise  entre  le  l^r  aoüt  1914  et  la  date  de  la  mise  en 
vigueur  du  präsent  Traitä  n'entrera  pas  en  ligne  de  compte  dans  le  dälai 
prävu  pour  la  mise  en  exploitation  d'un  brevet  ou  pour  l'usage  de  marques 
de  fabrique  ou  de  commerce  ou  de  dessins  et  il  est  convenu  en  outre  qu'aucun 
brevet,  marque  de  fabrique  ou  de  commerce  ou  dessin  qui  ätait  encore  en 
vigueur  au  l^r  aoüt  1914,  ne  pourra  etre  frappä  de  dächäance  ou  d'annulation 
du  seul  chef  de  non-exploitation  ou  de  non-usage  avant  I'expiration  d'un 
dälai  de  deux  ans  ä  partir  de  la  mise  en  vigueur  du  präsent  Traitä. 

Article  192. 

Aucune  action  ne  pourra  etre  intentäe  ni  aucune  revendication  exercäe, 
d'une  part,  par  des  ressortissants  bulgares,  ou  par  des  personnes  räsidant  ou 
exergant  leur  Industrie  en  Bulgarie,  et  d'autre  part,  par  des  ressortissants 
des  Puissances  alliäes  ou  associäes  ou  des  personnes  räsidant  ou  exergant 
leur  Industrie  sur  le  territoire  de  ces  Puissances,  ni  par  les  tiers  auxquels 
ces  personnes  auraient  cädä  leurs  droits  pendant  la  guerre,  ä  raison  de  faits 
qui  se  seraient  produits  sur  le  territoire  de  l'autre  Partie,  entre  la  date  de 
l'ätat  de  guerre  et  celle  de  la  mise  en  vigueur  du  präsent  Traitä  et  qui 
auraient  pu  etre  considäräs  comme  portant  atteinte  ä  des  droits  de  propriätä 
industrielle  ou  de  propriätä  littäraire  ou  artistique  ayant  existä  ä  un  moment 
quelconque  pendant  la  guerre  ou  qui  seront  rätablis  conformäment  ä  l'article  191. 

Aucune  action  ne  sera  ägalement  recevable  de  la  part  des  memes  per- 
sonnes, pour  infraction  aux  droits  de  propriätä  industrielle  ou  artistique,  ä 
aucun  moment,  ä  l'occasion  de  la  vente  ou  de  la  mise  en  vente,  pendant  un 
an  ä  dater  de  la  signature  du  präsent  Traitä  sur  les  territoires  des  Puis- 
sances alliäes  ou  associäes,  d'une  part,  ou  de  la  Bulgarie,  d'autre  part,  de 
produits  ou  articles  fabriquäs,  ou  d'oeuvres  littäraires  ou  artistiques  publiäes 
durant  la  päriode  comprise  entre  la  date  de  l'ätat  de  guerre  et  celle  de  la 
signature  du  präsent  Traitä,  ni  ä  l'occasion  de  leur  acquisition  et  de  leur 
emploi  ou  usage,  ätant  entendu  toutefois  que  cette  disposition  ne  s'appli- 
quera  pas  lorsque  les  possesseurs  des  droits  avaient  leur  domicile  ou  des 
ätablissements  industriels  ou  commerciaux  situäs  dans  les  rägions  occupäes  par 
la  Bulgarie  au  cours  de  la  guerre. 
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Cet  articie  ne  sera  pas  applicable  aux  rapports  entre  las  Etats-Ünis 
d'Am6rique,  d'une  part,  et  la  Buigarie  d'autre  part. 

Articie  19:3. 

Les  contrats  de  licence  d'exploitation  de  droits  de  propri6t6  industrielle 
QU  de  reproduction  d'oeuvres  littöraires  ou  artistiques,  conclas  avant  l'^tat 
de  guerre  entre  des  ressortissants  des  Puissances  alliöes  ou  associ^es  ou  des 
personnes  r^sidant  sur  leur  territoire,  ou  y  exergant  leur  Industrie  d'une  part 
et  des  ressortissants  bulgares  d'autre  part,  seront  consid^r^s  comme  r6sili6s, 
ä  dater  de  l'ötat  de  guerre,  entre  la  Buigarie  et  la  Puissance  alliöe  ou  associöe. 
Mais,  dans  tous  les  cas,  le  bönöficiaire  primitif  d'un  contrat  de  ce  genre  aura 
le  droit,  dans  un  d6lai  de  six  mois  ä  dater  de  la  mise  en  vigueur  du  pr6sent 
Trait6,  d'exiger  du  titulaire  des  droits  la  concession  d'une  nouvelle  licence, 
dont  les  conditions,  ä  d6faut  d'entente  entre  les  parties.  seront  fix^es  par  le 
tribunal  düment  qualifiö  ä  cet  effet,  dans  le  pays  sous  la  l^gislation  duquel 
les  droits  ont  6t6  acquis,  sauf  dans  le  cas  de  licences  obtenues  en  vertu  de 
droits  acquis  sous  la  l(5gislation  bulgare ;  dans  ce  cas,  les  conditions  seraient 
fixäes  par  le  Tribunal  arbitral  mixte  prävu  par  la  Section  VI  de  la  präsente 
Partie.  Le  Tribunal  pourra,  s'il  y  a  lieu,  fixer  alors  le  montant  des  redevances 
qui  lui  paraitraient  justifi6es,  en  raison  de  l'utilisation  des  droits  pendant 
la  duröe  de  la  guerre. 

Les  licences  relatives  ä  des  droits  de  propriet6  industrielle,  litt^raire 
ou  artistique  qui  auront  6t6  oonc6d6s,  suivant  la  l^gislation  speciale  de  guerre 
d'une  Puissance  alliöe  ou  associ^e  ne  pourront  se  trouver  atteintes  par  la 
continuation  d'une  licence  existant  avant  la  guerre,  mais  alles  demeureront 
valables  et  continueront  ä  avoir  leurs  pleins  effets,  et  dans  le  cas  oü  une  de 
ces  licences  aurait  6t6  accordöe  au  b6n6ficiaire  primitif  d'un  contrat  de  licence 
pass6  avant  la  guerre,  eile  sera  consid6r6e  comme  s'y  substituant. 

Lorsque  des  sommes  auront  6t6  pay^es  pendant  la  guerre,  en  vertu  de 
contrat  ou  licence  quelconques  intervenus  avant  la  guerre,  pour  l'exploitation 
des  droits  de  propri6t6  industrielle  ou  pour  la  reproduction  ou  la  repr^sentation 
d'oeuvres  littlraires,  dramatiques  ou  artistiques.  ces  sommes  recevront  la 
mßme  affectation  que  les  autres  dettes  ou  cröances  des  ressortissants  bulgares. 
conformöment  au  präsent  Trait6. 

Cet  articie  ne  sera  pas  applicable  aux  rapports  entre  les  Etats-Unis 
d'Amörique,  d'une  part,  et  la  Buigarie  d'autre  part. 

Articie  194. 
Les  habitants  des  territoires  s6par6s  de  la  Buigarie  en  vertu  du  present 
Trait^,  conserveront,  nonobstant  cette  Separation  et  le  changement  de  nationalit6 
qui  en  r6sultera,  la  pleine  et  entitire  jouissance  en  Buigarie,  de  tous  les 
droits  de  propri6t6  industrielle  et  de  propri6t6  litt6raire  et  artistique,  dont 
ils  6taient  titulaires  suivant  la  l6gislation  bulgare,  au  moment  de  cette 
Separation. 

Les  droits  de  propriete  industrielle,  litt^raire  et  artistique  en  vigueur 
sur  les  territoires  s6pan5s  de  la  Buigarie,  conform^ment  au  präsent  Traiti', 
au  moment  de  la  Separation  de  ces  territoires  d'avec  la  Buigarie  ou  qui 
seront  retablis  ou  restaur^s  par  application  de  l'article  190,  seront  reconnus 
par  l'Etat  auquel  sera  transferö  ledit  territoire  et  demeureront  en  vigueur 
sur  ce  territoire,  pour  la  duröe  qui  leur  sera  accordee  suivant  la  legislation 
bulgare. 

Articie  195. 
Une  Convention  speciale  röglera  toutes  questions  concernant  les  archives, 
registres  et  plans  relatifs  au  service  de  la  propriete  industrielle,  litt^raire  et 
artistique  ainsi  que  leur  transmission  ou  communication  eventuelles,  par  les 
Offices  de  la  Buigarie,  aux  Offices  des  Etats  cessionnaires  des  territoires  de 
la  Buigarie. 
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Section  VIII. 
Dispositions   Speciales   aux   Territoires   Transf6r6s. 

Article  196. 
Parmi  las  personnes  physiques  et  morales,  pr6c6demment  ressortissantes 
de  la  Bulgarie,  lelles  qui  acquierent  de  plein  droit,  par  application  du  pr6sent 
Trait6,  la  nationalit6  d'une  Puissance  alliöe  ou  associ^e,  sont  d6sign6es,  dans 
les  stipulations  qui  vont  suivre  par  l'expression  „anciens  ressortissants 
bulgares".  L'expression  „ressortissants  bulgares"  d6signe  les  memes  personnes 
qui  conservent  la  nationalit6  bulgare. 

Article  197. 

La  Bulgarie  remettra  sans  d^lai  les  anciens  ressortissants  bulgares  en 
possession  de  leurs  biens,  droits  et  int6r6ts  situ6s  sur  le  territoire  bulgare. 
Ces  biens,  droits  et  intörets  seront  restituös  libres  de  toute  Charge  ou  taxe 
cr66es  ou  augmentöes  depuis  le  29  septembre  1918. 

Le  montant  des  taxes  et  impöts  sur  le  capital  qui  ont  (.'16  lev6s  ou 
augment^s  sur  les  biens,  droits  et  intörßts  des  anciens  ressortissants  bulgares 
depuis  le  29  septembre  1918,  ou  qui  pourraient  etre  lev6s  ou  augment6s 
jusqu'ä  la  restitution  conforme  aux  dispositions  du  präsent  Trait6  ou,  s'il 
s'agit  de  biens.  droits  et  intörets  qui  n'ont  pas  €t6  soumis  ä  des  mesures 
exceptionnelles  de  guerre,  jusqu'ä  l'expiration  de  trois  mois  apres  la  mise 
en  vigueur  du  präsent  Traitö,  sera  revers6  aux  ayants-droit. 

Les  biens,  droits  et  int6r6ts  restitu6s  ne  seront  soumis  ä  aucune  taxe 
imposöe  ä  l'ögard  de  tout  autre  bien.  ou  de  toute  autre  entreprise  appartenant 
ä  la  meme  personne,  d6s  l'instant  que  ces  biens  auront  6t6  retir6s  de  Bulgarie, 
ou  que  ces  entreprises  auront  cess6  d'y  etre  exploitöes. 

Si  des  taxes  de  toute  nature  ont  6t6  payöes  par  anticipation  pour  les 
biens,  droits  et  intörßts  retirös  de  Bulgarie,  la  proportion  de  ces  taxes  pay6es 
pour  toute  p6riode  post6rieure  au  retrait  de  ces  biens,  droits  et  int^rets,  sera. 
reversee  aux  ayants  droit. 

Les  legs,  donations,  bourses,  fondations  de  toutes  sortes  fond^s  ou  cr66s 
en  Bulgarie  et  destinös  aux  anciens  ressortissants  bulgares,  seront  mis  par 
la  Bulgarie,  en  tant  que  ces  fondations  se  trouvent  sur  son  territoire,  ä  la 
disposition  de  la  Puissance  alliöe  ou  associöe,  dont  lesdits  anciens  ressortissants 
bulgares  sont  actuellement  ressortissants,  dans  l'^tat  oü  cas  fondations  se 
trouvaient  ä  la  date  du  20  septembre  1915,  compte  tenu  du  payement 
r^guliörement  effectuö  pour  l'objet  de  la  fondation. 

Article  198. 

Sont  maintenus  tous  contrats  conclus  avant  le  29  septembre  1918  et 
qui  6taient  en  vigueur  ä  cette  date  entre  anciens  ressorsissants  bulgares^ 
d'une  part,  en  le  Gouvernement  ou  les  ressortissants   bulgares,   d'autre  part. 

Toutefois  seront  annul6s  les  contrats  ci-dessus  vis6s  dont,  dans  un 
int6ret  g6n6ral,  le  Gouvernement  de  la  Puissance  alli^e  ou  associäe  dont 
l'ancien  ressortissant  bulgare  a  acquis  la  nationalit^,  aurait  notifiö  la 
r^siliation  ä  la  Bulgarie  dans  un  d6lai  de  six  mois  ä  dater  de  la  mise  en 
vigueur  du  präsent  Trait6,  sauf  en  ce  qui  concerne  les  dettes  et  autres  obli- 
gations  p6cuniaires  räsultant  de  l'ex^cution  d'un  acte  ou  payement  pr6vu  ä 
ces  contrats. 

L'annulation  ci-dessus  vis6e  ne  pourra  etre  prononc^e,  lorsque  le  ressor- 
tissant bulgare  aura  6t6  autorisö  ä  r6sider  sur  le  territoire  c6d6  ä  la  Puissance 
alli6e  ou  associ^e  int6ress6e. 

Article  199. 

Si  l'annulation  prövue  ä  l'article  198  entraine  pour  une  des  Parties  un 
pr^judice   considörable,   le  Tribunal   arbitral   mixte   pr6vu  par  la  Section  VI 
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de  la  präsente  Partie  pourra  accorder  ä  la  partie  I6s6e  une  indemnit^  calcul^e 
uniquement  sur  le  capital  engag6  et  sans  tenir  compte  du  manque  ä  gagner. 

Article  200. 

En  matiöre  de  prescription,  forclusion  et  d^ch^ance,  dans  les  territoires 
dötachös  de  la  Bulgarie,  seront  applicables  les  dispositions  pr^vues  aux 
articles  183  et  184  de  la  präsente  Partie,  6tant  entendu  que  l'expression 
„d6but  de  la  guerre"  doit  etre  remplac^e  par  l'expression  „date,  qui  sera 
flx6e  administrativement  par  chaque  Puissance  alli6e  et  associ^e.  ä  laquelle 
les  rapports  entre  les  Parties  sont  devenus  impossibles  en  fait  ou  en  droit", 
et  que  Texpression  „duröe  de  la  guerre",  doit  etre  remplac^e,  par  celle 
-Periode  entre  la  date  ci-dessus  vis6e  et  celle  de  la  mise  eu  vigueur  du 
präsent  Trait^". 

Article  201. 

La  Bulgarie  s'engage  ä  reconnaitre,  en  tant  qu'ils  peuvent  la  concerner. 
tous  accords  ou  Conventions  conclus  ou  ä  conclure  entre  les  Puissances  alli^es 
ou  associöes  dans  le  but  de  sauvegarder  les  droits  et  int6rets  des  ressortissants 
de  ces  Puissances,  engagös  dans  des  Soci6tös  ou  associations  constitu6es 
d'aprös  les  lois  bulgares  et  döployant  une  activit^  quelconque  dans  les 
territoires  dötachös  de  la  Bulgarie.  Elle  s'engage  ä  faciliter  tous  transferts, 
ä  restituer  tous  documents  ou  valeurs,  ä  fournir  tous  renseignements  et 
g6n6ralement  ä  accomplir  tous  actes  ou  formalit^s  afförant  auxdits  accords 
ou  Conventions. 

Article  202. 

Le  r^glement  des  questions  concernant  les  dettes  contract^es  avant  le 
29  septembre  1918,  entre  la  Bulgarie  ou  les  ressortissants  bulgares  r^sidant 
en  Bulgarie,  d'une  part,  et  les  anciens  ressortissants  bulgares,  d'autre  part, 
sera  eflfectu6  conform^ment  aux  dispositions  de  l'article  176  et  de  son  annexe, 
^tant  entendu  que  l'expression  „avant  la  guerre"  doit  etre  remplac^e  par 
l'expression  „avant  la  date,  qui  sera  fix6e  administrativement  par  chaque 
Puissance  alliöe  et  associ^e,  ä  laquelle  les  rapports  entre  Parties  sont  devenus 
impossibles  en  fait  ou  en  droit". 

Si  les  dettes  ^taient  exprim^es  en  monnaie  bulgare  elles  seront  pay(5es 
dans  cette  monnaie ;  si  la  dette  6tait  exprimöe  en  toute  autre  monnaie  que 
la  monnaie  bulgare  eile  sera  regime  dans  la  monnaie  stipul6e. 

Article  203. 

Sans  pr^judice  des  autres  stipulations  du  präsent  Trait^,  le  Gouver- 
nement bulgare  s'engage  ä  remettre  ä  la  Puissance,  ä  laquelle  des  territoires 
bulgares  sont  transför^s,  teile  fraction  des  röserves  accumul6es  par  le  Gou- 
vernement ou  les  administrations  de  la  Bulgarie,  ou  par  des  organismes 
publics  ou  priv6s  op^rant  sous  leur  controle,  destint5e  ä  faire  face  au  fi^ncti- 
onnement,  dans  ces  territoires,  de  toutes  assurances  sociales  et  assurances  d'Etat. 

Les  Puissances,  auxquelles  ces  fonds  seront  remis,  devront  n^cessairement 
les  affecter  ä  l'exßcution  des  obligations  rösultant  de  ces  assurances. 

Les  conditions  de  cette  remise,  seront  r6gl6es  par  des  Conventions  speci- 
ales, conclues  entre  le  Gouvernement  bulgare  et  les  Gouvernements  int^ress^s. 

Dans  le  cas  oii  ces  Conventions  speciales  ne  seraient  pas  conclues  con- 
formöment  ä  Talin^a  pr6c6dent,  dans  les  trois  mois  de  la  mise  en  vigueur  du 
präsent  Trait6,  les  conditions  du  transfert  seront,  dans  chaque  cas,  soumises 
ä  une  Commission  de  cinq  membres,  dont  un  sera  nommö  par  le  Gouver- 
nement bulgare  et  un  par  l'autre  Gouvernement  interessti  et  trois  seront 
nomm^s  par  le  Conseil  d'Administration  du  Bureau  international  du  Travail 
parmi  les  ressortissants  des  autres  Etats,  l'ette  Commission  votant  ii  la 
majoritö  des  voix,  devra  dans  les  trois  mois  de  sa  Constitution  adopter  des 
recommandations    ä    soumettre    au    Conseil    de    la   Sociötö    des   Nations ;    les 
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d^cisions  du  Conseil  devront  ßtre  immödiatement  consid6r6es  par  la  Bulgarie 
et  par  l'autre  Etat  int6ress6  comme  definitives. 

Partie  X. 
Navigation  A6rioniio. 

Article  204. 
Les   aöronefs   ressortissant   aux  Puissances   alli6es   ou   associ6es  auront 
pleine   libertö   de  survol  et  d'atterrissage  sur  le  territoire  et  les  eaux  terri- 
toriales de  la  Balgarie  et   jouiront   des   memes   avantages   que   les   aöronefs 
bulgares,  notamment  en  cas  de  dötresse  ä  terre  ou  en  mer. 

Article  205. 
Les  a^ronefs  ressortissant  aux  Puissances  alli^es  ou  associ^es.  en  transit 
pour  un  pays  6tranger  quelconque,  jouiront  da  droit  de  survoler,  sans  atterrir, 
le  territoire  et  les  eaux  territoriales  de  la  Bulgarie,  sous  r^serve  des  rfeglements 
que  la  Bulgarie  pourra  6tablir,  qui  seront  6galement  applicables  aux  aöronefs 
de  la  Bulgarie  et  ä  ceux  des  Pays  alli^s  et  associös. 

Article  206. 

Les  aörodromes  6tablis  en  Bulgarie  et  ouverts  au  trafic  public  national 
seront  ouverts  aux  a^ronefs  ressortissant  aux  Puissances  alli^es  et  associ6es 
qui  seront  trait6s  sur  un  pied  d'6galit6  avec  les  aöronefs  bulgares,  en 
ce  qui  concerne  les  taxes  de  toute  nature,  y  compris  les  taxes  d'atterrissage 
et  d'amönagement. 

Article  207. 

Sous  r^serve  des  präsentes  dispositions,   le  droit  de  passage,   de  transit 
et   d'atterrissage,    pr6vu    aux    articles    204,    205    et   206,   est   suboidonn6   ä  « 
l'observation  des  r^glements  que  la  Bulgarie  pourra  juger  n6cessaire  d'6dicter, 
6tant    entendu    que    ces    röglements    seront    appliqu6s    sans    distinction    aux 
aäronefs  bulgares  et  ä  ceux  des  Pays  alliös  et  associös. 

Article  208. 
Les   certificats   de   nationalitö,   de  navigabilitö,   les  brevets  de  capacitä 
et  les  licences  dölivräs   ou  reconnus  valables   par  l'une  quelconque  des, Puis- 
sances alliöes  et  associäes,  seront  admis  en  Bulgarie  comme  valables  et  Äqui- 
valents aux  certificats,  brevets  et  licences  d^livräs  par  la  Bulgarie. 

Article  209. 
Au  point  de  vue  du  trafic  commercial  aärien  interne,  les  aäronefs  ressor- 
tissant aux  Puissances  alliäes  et  associ6es  jouiront  en  Bulgarie  du  traitement 
de  la  nation  la  plus  favoris6e. 

Article  210. 
La  Bulgarie  s'engage  ä  mettre  en  vigueur  des  mesures  propres  ä  assurer 
que  tout  aäronef  bulgare  survolant  son  territoire  se  conformera  aux  regles 
sur  les  feux  et  signaux,  regles  de  l'air  et  regles  sur  le  trafic  aörien  sur  ou 
dans  le  voisinage  des  aärodromes,  telles  que  ces  regles  sont  fix6es  par  la 
Convention  pass6e  entre  les  Puissances  alliäes  et  associöes  relativement  ä  la 
navigation  aörienne. 

Article  211. 
Les  obligations  impos6es  par  les  dispositions  de  la  präsente  Partie  reste- 
ront  en  vigueur  jusqu'au  1"  janvier  1923,  ä  moins  qu'auparavant  la  Bulgare 
ait  ätä  admise  dans  la  Sociätä  des  Nations  ou  ait  6tä  autorisäe,  du  consente- 
ment  des  Puissances  alliäes  et  associäes,  ä  adhärer  ä  la  Convention  passäe 
entre  lesdites  Puissances,  relativement  ä  la  navigation  aärienne. 
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Partie  XI. 
Ports,  Voies  d'Eau  et  Voies  Ferrees. 

Section  I. 
Dispositions   G^nörales. 

Article  212. 

La  Bulgarie  s'engage  ä  accorder  la  libert6  du  transit  ä  travers  son  terri- 
toire  sur  les  voies  les  plus  appropri^es  au  transit  international,  par  chemin 
de  fer,  par  cours  d'eau  navigable  ou  par  canal.  aux  personnes.  marchandises, 
navires,  bateaux,  wagons  et  Services  postaus  en  provenance  ou  ä  destination 
des  territoires  de  l'une  quelconque  des  Puissances  alli^es  et  associßes  limi- 
trophes  ou  non ;  et,  ä  cet  eSet,  la  traversöe  des  eaux  territoriales  sera  permise. 

Les  personnes,  marchandises,  navires,  bateaux,  wagons  et  Services 
postaux  ne  seront  soumis  ä  aucun  droit  de  transit,  ni  k  aucun  d^lai  ou 
restriction  inutiles,  et  ils  auront  droit,  en  Bulgarie.  au  traitement  national, 
en  tout  ce  qui  concerne  les  taxes  et  les  facilitäs,  ainsi  qu'ä  tous  autres  6gards. 

Les  marchandises  en  transit  seront  exemptes  de  tous  droits  de  douane 
ou  autres  droits  analogues. 

Toutes  taxes  ou  charges,  grevant  le  transport  en  transit,  devront  etre 
raisonnables,  eu  6gard  aux  conditions  du  trafic.  Xulle  redevance,  facilitö  ou 
restriction  ne  devra  d^pendre,  directement  ou  indirectement,  de  la  qualit^  du 
propriötaire  ou  de  la  nationalitö  du  navire  ou  autre  moyen  de  transport  qui 
aurait  6t6  ou  qui  devrait  etre  employö  sur  une  partie  quelconque  du  par- 
cours  total. 

Article  213. 

La  Bulgarie  s'engage  ä  n'imposer  ni  maintenir  un  contröle  quelconque, 
sur  les  entreprises  de  transport,  en  transit  aller  et  retour,  des  ^migrants  ä 
travers  son  territoire,  en  dehors  des  mesures  n^cessaires  pour  constater  que 
les  voyageurs  sont  röellement  en  transit :  eile  ne  permettra  ä  aucune  com- 
pagnie  de  navigation  ni  ä  aucune  autre  Organisation,  soci6t6  ou  personne 
priv6e  intöressöe  au  trafic,  de  participer  d'une  facon  quelconque  ä  un  service 
administratif  organis6  dans  ce  but,  ni  d'exercer  une  influence  directe  ou 
indireete  ä  cet  6gard. 

Article  214. 

La  Bulgarie  s'interdit  detablir  une  distinction  ou  une  prcSförence  directe 
ou  indireete,  en  ce  qui  concerne  les  droits,  taxes  et  prohibitions  relatifs  aux 
importations  dans  son  territoire  ou  aux  exportations  de  son  territoire  et, 
sous  r^serve  des  stipulations  particuli^res  contenues  dans  le  präsent  Trait6, 
en  ce  qui  concerne  les  conditions  et  le  prix  du  transport  des  marchandises 
ou  des  personnes  a  destination  ou  en  provenance  de  son  territoire,  en  raison, 
soit  de  la  frontiöre  d'entr^e  ou  de  sortie,  soit  de  la  nature,  de  la  propri^t6 
ou  du  pavillon  des  moyens  de  transports  employt'S  (y  compris  les  transports 
a^riens),  soit  du  point  de  döpart  primitif  ou  immödiat  du  navire  ou  bateau, 
du  wagon,  de  l'a(5ronef  ou  autre  moyen  de  transport,  de  sa  destination  finale 
ou  interm6diaire,  de  l'itin^raire  suivi  ou  des  points  de  transbordement,  soit 
du  fait  que  les  marchandises  sont  import6es  ou  export^es  directement  par  un 
port  bulgare,  ou  indirectement  par  un  port  ^tranger,  soit  du  fait  que  les 
marchandises  sont  import6es  ou  export^es  par  mer,  par  terre  ou  par  vuie  a^rienne. 

La  Bulgarie  s'interdit  notamment  d"6tablir,  au  pr^judice  des  ports,  navires 
ou  bateaux  de  l'une  quelconque  des  Puissances  alli(5es  et  associees,  aucune 
surtaxe,  aucune  prime  directe  ou  indireete  ä  l'exportation  ou  limportatiun 
par  les  ports  ou  par  les  navires  ou  bateaux  bulgares,  ou  par  ceux  d'une 
autre  Puissance,  en  particulier  sous  forme  de  tarifs  combinös,  et  de  soumettre 
les  personnes  ou  les  marchandises,  passant  par  un  port  ou  utilisant  un  navire 
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ou  bateau  d'une  quelconque  des  Puissances  alli^es  ou  associfies,  ä  des  forma- 
litös  ou  ä  des  d6lais  quelconques,  auxquels  ces  personnes  ou  ces  marchandises 
ne  seraient  pas  soumises,  si  elles  passaient  par  un  port  bulgare  ou  par  le 
port  d'une  autre  Puissance,  ou  si  elles  utilisaient  un  navire  ou  bateau  bulgare 
ou  un  navire  ou  bateau  d'une  autre  Puissance. 

Article  215. 

Toutes  les  dispositions  utiles  devront  6tre  prises,  au  point  de  vue  ad- 
ministratif  et  technique,  pour  abreger,  autant  que  possible,  la  p6n6tration  des 
marchandises  par  les  frontiöres  de  la  Bulgarie  et  pour  assurer,  ä  partir  desdites 
frontiöres,  l'expödition  et  le  transport  de  ces  marchandises  sans  distinguer 
seien  qu'elles  sont  en  provenance  ou  ä  destination  des  territoires  des  Puis- 
sances alliöes  ou  associ^es,  ou  en  transit  de  ou  pour  ces  territoires,  dans  des 
conditions  materielles,  notamment  au  point  de  vue  de  la  rapiditö  et  des  soins 
de  route,  identiques  ä  celles  dont  b6n6ficieraient  les  marchandises  de  meme 
nature,  voyageant  sur  le  territoire  bulgare  dans  des  conditions  semblables 
de  transport. 

En  particulier,  le  transport  des  marchandises  p6rissables  sera  effectu6 
avec  promptitude  et  rögularitä  et  les  formalit^s  douani^res  auront  lieu  de 
faQon  ä  permettre  la  continuation  directe  du  transport  des  marchandises,  par 
les  trains  en  correspondance. 

Article  216. 

Les  ports  maritimes  des  Puissances  alli^es  et  associ^es  b6n6ficieront  de 
toutes  les  faveurs  et  de  tous  les  tarifs  r^duits,  accordös,  sur  les  voies  ferr6es 
ou  les  voies  navigables  de  la  Bulgarie,  au  profit  des  ports  bulgares  ou  d'un 
port  quelconque  d'une  autre  Puissance. 

La  Bulgarie  ne  pourra  refuser  de  participer  aux  tarifs  ou  combinaisons 
de  tarifs,  qui  auraient  pour  objet  d'assurer  aux  ports  d'une  des  Puissances 
alliöes  et  associöes  des  avantages  analogues  ä  ceux  qu'elle  aurait  accord6s  ä 
ses  propres  ports  ou  ä  ceux  d'une  autre  Puissance. 

Article  217. 
Nonobstant  toute  stipulation  contraire  des  Conventions  existantes,  la 
Bulgarie  s'engage  ä  accorder  sur  les  lignes  les  plus  appropri^es  au  transit 
international  et  conform^ment  aux  tarifs  en  vigueur,  la  libertä  du  transit 
aux  correspondances  t616graphiques  et  Communications  t616phoniques,  eu  prove- 
nance ou  ä  destination  de  l'une  quelconque,  des  Puissances  alli^es  et  associ^es, 
limitrophe  ou  non.  Ces  correspondances  et  Communications  ne  seront  sou- 
mises ä  aucuns  dölai  ni  restriction  inutiles;  elles  jouiront  en  Bulgarie  du 
traitement  national  en  tout  ce  qui  concerne  les  facilit^s  et  notamment  la 
c6l6rit6  des  transmissions.  Nulle  redevance,  facilit6  ou  restriction  ne  devra 
d^pendre  directement  ou  indirectement  de  la  nationalit^  de  l'expäditeur  ou 
du  destinataire. 

Section  IL 

Navigation. 

Chapitre  Premier. 

Liberty   de  Navigation. 

Article  218. 

Les   ressortissants   des  Puissances   alli^es   et   associöes,    ainsi  que  leurs 

biens,   navires   et   bateaux,  jouiront,    dans  tous  les  ports  et  sur  les  voies  de 

navigation   Interieure  de  la  Bulgarie  d'un   traitement  egal,   ä  tous  egards,  ä 

celui  des  ressortissants,  des  biens  et  des  navires  et  bateaux  bulgares. 

En  particulier,  les  navires  et  bateaux  de  l'une  quelconque  des  Puissances 
alliees  et  associ6es  seront  autoris6s  ä  transporter   des  marchandises  de  toute 
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nature  et  des  passagers  ä  destination  ou  en  provenance  de  tous  ports  ou 
localitös  situös  sur  le  territoire  de  la  Bulgarie  auxquels  les  navires  et  bateaux 
bulgares  peuvent  avoir  acc^s,  ä  des  conditions,  qui  ne  seront  pas  plus  on6- 
reuses  que  Celles  appliquöes  dans  le  cas  de  navires  et  bateaux  nationaux; 
ils  seront  traitös  sur  le  pied  d'^galit^  avec  les  navires  et  bateaux  nationaux, 
en  ce  qui  concerne  les  facilit^s  et  charges  de  ports  et  de  quai  de  toute  sorte, 
y  compris  les  facultas  de  stationnement,  de  cbargement  et  de  d^chargement, 
les  droits  et  charges  de  tonnage,  de  quai,  de  pilotage,  de  phare,  de  quaran- 
taine  et  tous  droits  et  charges  analogues,  de  quelque  nature  qu'ils  soient, 
percus  au  nom  et  au  profit  du  Gouvernement,  de  fonctionnaires  publics,  de 
particuliers,  de  corporations  ou  d'6tablissements  de  quelque  esp^ce  que  ce  seit. 

Au  cas  oü  la  Bulgarie  accorderait  ä  l'une  quelconque  des  Puissances 
alliöes  et  associ^es  ou  ä  toute  autre  Puissance  ötrangere.  un  traitement  pr6- 
f^rentiel,  ce  regime  sera  ötendu  sans  dölai  et  sans  conditions  ä  toutes  les 
Puissances  alliöes  et  associöes. 

II  ne  sera  apportö  ä  la  circulation  des  personnes  et  des  navires  et 
bateaux  d'autres  entraves  que  Celles  r^sultant  des  dispositions  relatives  aux 
douanes,  ä  la  police,  aux  prescriptions  sanitaires,  ä  l'^migration  ou  ä  Timmi- 
gration,  ainsi  qu'ä  l'importation  ou  ä  l'exportation  des  marchandises  prohib^es. 
Ces  dispositions,  raisonnables  et  uniformes,  ne  devront  pas  entraver  inutile- 
ment  le  trafic. 

Chapitre  IL 

Clauses  Relatives  au  Danube. 

1"  Dispositions  communes  aux  röseaux  fluviaux  d6clar6s  internationaux. 

Article  219. 
Est  d6clar6  international :  le  Danube  depuis  Ulm,  ensemble  toute  partie 
navigable  de  ce  röseau  fluvial  servant  naturellement  d'acc^s  ä  la  mer  ä  plus 
d'un  Etat,  avec  ou  sans  transbordement,  d'un  bateau  ä  un  autre,  ainsi  que 
les  canaux  lat6raux  et  chenaux  qui  seraient  ötablis,  soit  pour  doubler  ou 
am6liorer  des  sections  naturellement  navigables  dudit  r^seau  fluvial,  soit  pour 
r^unir  deux  sections  naturellement  navigables  du  meme  cours  d'eau. 

Un  accord  conclu  entre  les  Etats  riverains  pourra  6tendre  le  regime 
international  ä  toute  partie  de  r^seau  fluvial  susnomm^,  qui  ne  sera  pas 
comprise  dans  la  döfinition  gönörale. 

Article  220. 
Sur  les  voies  döclaröes  internationales  ä  l'article  pröcödent,  les  ressortis- 
sants,  les  biens  et  les  pavillons  de  toutes  les  Puissances  seront  trait^s  sur  le 
pied  d'une  parfaite  6galit6,  de  teile  sorte  qu'aucune  distinction  ne  soit  faite, 
au  dötriment  des  ressortissants,  des  biens  et  du  pavillon  d'une  quelconque  de 
ces  Puissances,  entre  ceux-ci  et  Ips  ressortissants,  les  biens  et  le  pavillon  de 
l'Etat  riverain  lui-meme  ou  de  l'fitat  dont  les  ressortissants,  les  biens  et  le 
pavillon  jouissent  du  traitement  le  plus  favorable. 

Article  221. 
Les    bateaux   bulgares   ne   pourront   ex^cuter   le   transport,    par   lignes 
rögulitjres  de  voyageurs  et  de  marchandises,   entre  les  ports  d'une  Puissance 
alli^e  et  associ^e,  qu'avec  une  autorisation  speciale  de  celle-ci. 

La  Bulgarie  s'engage  k  maintenir  en  faveur  des  Puissances  alliees  et 
associ6es  et  de  leurs  ressortissants,  toutes  les  facilit^s  dont  ceux-ci  b6nt5fici- 
aient  avant  la  guerre  dans  les  ports  bulgares. 

Article  222. 
Des  taxes,  susceptibles  de  varier  avec  les  diff»?rentes  sections  du  fleuve, 
pourront   6tre   per^ues   sur  les  bateaux  empruntant  la  voie  navigable  ou  ses 
accös,    ä   moins   de   dispositions  contraires  d'une  Convention  existante.     EUes 


458  II-  Friedensverträge  der  Alliierten  mit  den  Zentralmächten. 

devront  ötre  exclusivement  destin6es  ä  couvrir  d'une  fa^on  6qaitable  les  frais 
d'entretien  de  la  navigabilitö  ou  d'am^lioration  du  üeuve  et  de  ses  acc^s  ou 
ä  subvenir  ä  des  d6penses  faites  dans  rintöret  de  la  navigation.  Le  tarif  en 
sera  calcul6  d'aprös  ces  d6penses  et  affich6  dans  les  ports.  Ces  taxes  seront 
stabiles  de  mani^re  ä  ne  pas  rendre  n6cessaire  un  examen  d6taili6  de  la 
cargaison,  ä  moins  qu'il  n'y  ait  soupt^on  de  fraude  ou  de  contravention. 

Article  223. 

Le  transit  des  voyageurs,  bateaux  et  marchandises  s'effectuera  confor- 
m6ment  aux  conditions  g6n6rales  fix6es  ä  la  Section  I. 

Lorsque  les  deux  rives  d'un  fleuve  international  fönt  partie  d'un  m6me 
Etat,  les  marchandises  en  transit  pourront  etre  mises  sous  scell6s  ou  sous  la 
garde  des  agents  des  douanes.  Lorsque  le  fleuve  forme  fronti^re,  les  marchan- 
dises et  les  voyageurs  en  transit  seront  exempts  de  toute  formalitö  douanifere; 
le  chargement  et  le  d^chargement  des  marchandises,  ainsi  que  l'embarquement 
et  le  d^barquement  des  voyageurs,  ne  pourront  s'effectuer  que  dans  les  ports 
d6sign6s  par  l'Etat  riverain. 

Article  224. 

Sur  le  parcours  comme  ä  l'embouchure  des  voies  navigables  susmentionn^es, 
il  ne  pourra  etre  pergu  de  redevances  d'aucune  espöce,  autres  que  Celles 
prövues  ä  la  präsente  Partie. 

Cette  disposition  ne  fera  pas  obstacle  ä  l'ötablissement,  par  les  Etats 
riverains,  de  droits  de  douane,  d'octroi  local  ou  de  consommation,  non  plus 
qu'ä  la  cröation  de  taxes  raisonnables  et  uniformes  pr61ev6es  dans  les  ports, 
d'apräs  des  tarifs  publics,  pour  l'usage  des  grues,  6l6vateurs,  quais,  magasins 
et  autres  installations  analogues. 

Article  225. 

A  d^faut  d'une  Organisation  speciale  relative  ä  l'exäcution  des  travaux 
d'entretien  et  d'amölioration  de  la  partie  internationale  d'un  r6seau  navigable, 
chaque  Etat  riverain  sera  tenu  de  prendre,  dans  la  mesure  convenable,  les 
dispositions  nöcessaires  ä  l'effet  d'^carter  tous  obstacles  ou  dangers  pour  la 
navigation  et  d'assurer  le  maintien  de  la  navigation  dans  de  bonnes  conditions. 

Si  un  Etat  n6gliger  de  se  conformer  ä  cette  Obligation,  tout  Etat  riverain 
ou  repr6sent6  ä  la  Commission  internationale,  pourra  en  appeler  ä  la  juri- 
diction  Institute  ä  cet  effet  par  la  Soci6t6  des  Nations. 

Article  226. 

II  sera  proc6d6,  de  la  meme  maniere,  dans  !e  cas  oü  un  Etat  riverain 
entreprendrait  des  travaux  de  nature  ä  porter  atteinte  ä  la  navigation  dans 
la  partie  internationale.  La  juridiction  vis6e  ä  l'article  pr6c6dent  pourra 
prescrire  la  Suspension  ou  la  suppression  de  ces  travaux,  en  tenant  compte, 
dans  ses  döcisions,  des  droits  relatifs  ä  l'irrigation,  ä  la  force  hydraulique, 
aux  pecheries  et  aux  autres  intörets  nationaux,  qui,  en  cas  d'accord  de  tous 
les  Etats  riverains  ou  de  tous  les  Etats  reprösentös  ä  la  Commission  inter- 
nationale, auront  la  prioritö  sur  les  besoins  de  la  navigation. 

Le  recours  ä  la  juridiction  de  la  Soci6t6  des  Nations  ne  sera  pas  suspensif. 

Article  227. 
Le  regime  formul6  par  les  articles  220  et  222  ä  226  ci-dessus  sera 
remplacö  par  celui  qui  serait  Institut  dans  une  Convention  gön^rale  stabile 
par  les  Puissances  alli^es  et  associöes  et  approuv^e  par  la  Soci6t6  des  Nations, 
relativement  aux  voies  navigables  dont  ladite  Convention  reconnaitrait  le 
caractöre  international.  Cette  Convention  pourra  s'appliquer  notamment  ä  tout 
ou  partie  du  r^seau  fluvial  du  Danube  ci-dessus  mentionn6,  ainsi  qu'aux 
autres  616ments  de  ce  r^seau  fluvial,  qui  pourraient  y  ßtre  compris  dans  une 
d^finition  g6n6rale. 
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La  Balgarie  s'engage,  conform^ment  aux  dispositions  de  l'article  248,  ä 
adhörer  ä  ladite  Convention  g6n6rale. 

Article  228. 

La  Bulgarie  cödera  aux  Puissances  alli6es  et  associöes  interess^es,  dans 
le  d^lai  maximum  de  trois  mois  apr^s  la  notification  qui  lui  en  sera  falte, 
une  partie  des  remorqueurs  et  des  bateaux  qui  resteront  immatriculäs  dans 
les  ports  des  röseaux  fluviaux  vis^s  ä  l'article  219,  apr^s  les  pr^levements  ä 
op^rer  ä  titre  de  restitution  ou  de  r^paration.  La  Bulgarie  c6dera  de  meme 
le  mat6riel  de  toute  nature  nöcessaire  aux  Puissances  alliäes  et  associ^es 
int6ress6es  pour  rutilisation  de  ces  röseaux. 

Le  nombre  des  remorqueurs  et  bateaux  et  l'importance  du  mat^riel 
c6d6s,  ainsi  que  leur  röpartition,  seront  d6termin6s  par  un  ou  plusieurs  arbitres 
d^sign^s  par  les  Etats-Ünis  d'Am6rique,  en  tenant  compte  des  besoins  legitimes 
des  parties  en  cause,  et  en  se  basant  notamment  sur  le  trafic  de  la  navi- 
gation  dans  les  cinq  ann^es  qui  ont  pr6c6d6  la  guerre. 

Tous  les  bätiments  c6d6s  devront  etre  munis  de  leurs  agrös  et  apparaux, 
etre  en  bon  6tat  capables  de  transporter  des  marchandises,  et  choisis  parmi 
les  plus  röcemment  construits. 

Loriique  les  cessions  prövues  au  präsent  article  n^cessiteront  l'acquisition 
de  la  propri6t6  qui,  au  15  octobre  1918  ou  depuis  cette  date.  appartenait  ä 
une  personne  privöe,  l'arbitre  ou  les  arbitres  fixeront  les  droits  des  anciens 
propri^taires,  ainsi  que  le  montant  de  l'indemnit^  ä  payer  aux  dits  propri6- 
taires,  et,  dans  chaque  cas  particulier,  le  mode  de  reglement  de  cette 
indemnitö.  Si  l'arbitre  ou  les  arbitres  reconnaissent  que  tout  ou  partie  de 
cette  indemnitö  doit  revenir  directement  ou  indirectement  ä  des  Puissances 
tenues  ä  des  r^parations,  ils  dötermineront  la  somme  k  porter  de  ce  chef  au 
credit  desdites  Puissances. 

En  ce  qui  concerne  le  Danube,  sont  ögalement  soumises  ä  la  döcision 
de  l'arbitre  ou  des  arbitres  susmentionn^s,  toutes  questions  ayant  trait  ä  la 
r^partition  permanente  des  navires,  dont  la  propriöt^  ou  la  nationalitö  donneraient 
lieu  ä  un  difförend  entre  Etats,  et  aux  conditions  de  la  dite  r^partition. 

Une  Gommission  formte  des  Repr6sentants  des  Etats-Unis  d'Amerique, 
de  l'Empire  britannique,  de  la  France  et  de  l'ltalie  sera  investie,  jusqu'ä  la 
r6partition  definitive,  du  controle  de  ces  navires.  Cette  Commission  fera 
provisoirement  lo  n^cessaire  pour  assurer  l'exploitation  de  ces  navires  dans 
Tint^röt  g6n6ral  par  un  organisme  local  quelconque  ou,  sinon,  eile  l'entre- 
prendra  elle-mfme  sans  cependant,  porter  atteinte  ä  la  röpartition  definitive. 

Cette  exploitation  provisoire  sera,  dans  la  mesure  du  possible,  stabile 
sur  des  bases  commerciales,  et  les  recettes  nettes  per^ues  par  la  dite  Commission 
pour  la  location  des  navires,  seront  employ^es  de  la  mani^re  qui  sera  indiqu^e 
par  la  Commission  des  r^parations. 

2'J  Dispositions  speciales  au  Danube. 

Article  229. 

La  Commission  europ6enne  da  Danube  exercera  de  nouveau  les  pouvoirs 

qu'elle  avait  avant  la  guerre.    Toutefois  et  provisoirement,  les  Representants 

de  la  Grande-Bretagne,    de  la  P'rance,  de  l'ltalie   et   de   la  Roumanie    feront 

seuls  partie  de  cette  Commission. 

Article  280. 

A  partir  du  point  oü  cesse  la  compötence  de  la  Commission  europt^enne, 
le  r^seau  du  Danube  vis6  ä  l'article  219  sera  place  sous  l'administration 
d'une  Commission  internationale  composöe  comme  suit: 

2  representants  des  Etats  allemands  riverains; 

1  representant  de  chacun  des  autres  Etats  riverains; 
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I  repr^sentant  de  chacun  des  Etats  non  riveraina  repr6sent6s  ä  l'avenir 
a  la  Commission  europ6enne  du  Danube. 

Si  quelques-uns  de  ces  repr<5sentants  ne  peuvent  6tre  d6sign6s  au  moment 
de  la  mise  en  vigueur  du  präsent  Traitö,  les  d6cisions  de  la  Commission 
seront  neanmoins  valables. 

Article  231. 

La  Commission  internationale  pr6vue  ä  l'article  pr6c6dent  se  r^unira 
aussitöt  que  possible  apr^s  la  mise  en  vigueur  du  präsent  Trait6  et  assumera 
provisoirement  l'administration  du  fleuve  en  conformit6  des  dispositions  des 
articles  220  et  222  ä  226,  jusqu'ä  ce  qu'un  Statut  d6finitif  du  Danube  soit 
stabil  par  les  Puissances  dösigu^es  par  les  Puissances  alliöes  et  associ6es. 

Les  d^cisions  de  cette  Commission  internationale,  seront  prises  ä  la 
majoritö  des  voix.  Les  appointements  des  commissaires  seront  fix6s  et  pay68 
par  leurs  pays  respectifs. 

Provisoirement,  tout  deficit  qui  se  produirait  dans  les  döpenses  d'admi- 
nistration  de  la  Commission  internationale,  sera  support6  ä  parts  6gales  par 
les  Etats  repr6sent6s  ä  la  Commission. 

La  Commission  sera  charg^e  notamment  de  röglementer  l'attribution 
des  licences  des  pilotes,  les  frais  de  pilotage  et  de  surveiller  les  Services 
des  pilotes. 

Article  232. 

La  Bulgarie  s'engage  ä  agröer  le  regime  qui  sera  stabil  pour  le  Danube 
par  une  Conference  des  Puissances  d6sign6es  par  les  Puissances  alli6es  et 
associöes ;  cette  Conference  ä  laquelle  des  repr6sentants  de  la  Bulgarie  pourront 
«tre  pr6sents,  se  räunira  dans  le  delai  d'un  an,  apr^s  la  mise  en  vigueur  du 
präsent  Traitö. 

Article  233. 

II  est  mis  fin  au  mandat  donnä  par  l'article  57  du  Traite  de  Berlin  du 
13  juillet  1878  ä  l'Autriche-Hongrie  et  cäde  par  celle-ci  ä  la  Hongrie,  pour 
l'execution  des  travaux  aux  Portes-de-Fer.  La  Commission  chargäe  de  Tadmi- 
nistration  de  cette  partie  du  fieuve  statuera  sur  le  r^glement  des  comptes, 
sous  räserve  des  dispositions  financiöres  du  präsent  Traite.  Les  taxes  qui 
pourraient  etre  näcessaires  ne  seront,   en  aucun  cas,  pergues  par  la  Hongrie. 

Article  234. 
Au  cas  oü  l'Etat  tchäco-slovaque,  l'Etat  serbe-croate-slovene  ou  la 
Tloumanie  entreprendraient,  aprfes  autorisation  ou  sur  mandat  de  la  Com- 
mission internationale,  des  travaux  d'amänagement,  d'amälioration,  de  barrage 
ou  autre,  sur  une  section  du  r6seau  fluvial  formant  fronti^re,  ces  Etats 
jouiraient  sur  la  rive  oppos6e,  ainsi  qui  sur  la  partie  du  lit  situ6e  hors  de 
leur  territoire,  de  toutes  les  facilitäs  näcessaires  pour  procöder  aux  etudes, 
ä  l'exäcution  et  ä  l'entretien  de  ces  travaux. 

Article  235. 
La  Bulgarie  sera  tenue,  vis-ä,-vis  de  la  Commission  europ6enne  du  Danube, 
ä   toutes   restitutions,    räparations   et  indemnit(5s   pour   les   dommages    subis 
pendant  la  guerre  par  cette  Commission. 

Section  IIL 
Chemins  de  Fer. 
Chapitre  L 
Clauses  Relatives  aux  Transports  Internationaux. 

Article  236. 
Les  marchandises   en   provenance   des  territoires  des  Puissances  alliäes 
et   associäes   et   ä   destination  de  la  Bulgarie,  ainsi  que  les  marchandises  en 
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transit  par  la  Bulgarie  et  en  provenance  ou  ä  destination  des  territoires  des 
Puissances  alliöes  ou  associ^es,  b^n^ficieront  de  plein  droit  sur  les  chemins 
de  fer  bulgares.  au  point  de  vue  des  taxes  ä  percevoir  (compte  tenu  de 
toutes  ristournes  et  primes),  des  facilitös  et  ä  tous  autres  6gards,  du  regime 
le  plus  favorable  appliquö  aux  marchandises  de  meme  nature  transport6es 
sur  une  quelconque  des  lignes  bulgares,  soit  en  trafic  int^rieur,  soit  a 
l'exportation,  ä  l'importation  ou  en  transit,  dans  des  conditions  semblables 
de  transport,  notamment  au  point  de  vue  de  la  longueur  du  parcours.  La 
meme  regle  sera  appliqu^e,  sur  la  demande  d'une  ou  plusieurs  Puissances. 
alliöes  ou  associöes,  aux  marchandises  nommöment  dösign^es  par  ces  Puissances, 
en  provenance  de  la  Bulgarie  et  ä  destination  de  leurs  territoires. 

Des  tarifs  internationaux,  ötablis  d'apres  les  taux  prövus  ä  l'alin^a 
pr^cödent  et  comportant  des  lettres  de  voiture  directes,  devront  6tre  crö^es 
lorsqu'une  des  Puissances  alliöes  et  associöes  le  requerra  de  la  Bulgarie. 

Article  237. 

A  partir  de  la  mise  en  vigueur  du  präsent  Trait^,  les  Hautes  Parties 
Contractantes  renouvelleront,  en  ce  qui  les  concerne  et  sous  les  r^serves  indi- 
qu^es  au  second  paragraphe  du  präsent  article.  les  Conventions  et  arrangements 
signös  ä  Berne  le  14  octobre  1890.  le  20  septembre  1893,  le  16  juillet  1895. 
le  16  juin  1898  et  le  19  septembre  1906,  sur  le  transport  des  marchandises 
par  voies  ferr6es. 

Si,  dans  un  d^lai  de  cinq  ans  apres  la  mise  en  vigueur  du  präsent 
Traitö,  une  nouvelle  Convention  pour  le  transport  par  chemin  de  fer  des 
voyageurs,  des  bagages  et  des  marchandises  est  conclue  pour  remplacer  la 
Convention  de  Berne  du  14  octobre  1890  et  les  additions  subs^quentes  vis6es 
ci-dessus,  cette  nouvelle  Convention,  ainsi  que  les  conditions  compl^mentaires 
r^gissant  le  transport  international  par  voie  ferröe  qui  pourront  etre  bas^es 
sur  eile,  lieront  la  Bulgarie,  meme  si  cette  Puissance  refuse  de  prendre  part 
ä  la  pr^paration  de  la  Convention  ou  d'y  adh^rer.  Jusqu'ä  la  conclusion  d'une 
nouvelle  Convention,  la  Bulgarie  se  conformera  aux  dispositions  de  la  Con- 
vention de  Berne  et  aux  additions  subs^quentes  vis6es  ci-dessus,  ainsi  qu'aux 
conditions  compl6mentaires. 

Article  238. 

La  Bulgarie  sera  tenue  de  coopörer  ä  l'^tablissement  des  Services  avec 
billets  directs  pour  les  voyageurs  et  leurs  bagages,  qui  lui  seront  demand^s 
par  une  ou  plusieurs  Puissances  alli6es  et  associöes  pour  assurer.  par  chemin 
de  fer,  les  relations  de  ces  Puissances  entre  elles  ou  avec  tous  autres  Pays, 
en  transit  ä  travers  le  territoire  bulgare ;  la  Bulgarie  devra  notamment 
recevoir,  ä  cet  effet,  les  trains  et  les  voitures  en  provenance  des  Puissances 
alliöes  et  associees  et  les  acheminer  avec  une  c6l6rit6  au  moins  6gale  ä  celle 
de  ses  meilleurs  trains  k  long  parcours  sur  les  mßmes  lignes.  En  aucun  cas. 
les  prix  applicables  ä  ces  Services  directs  ne  seront  superieurs  au  prix  pergus. 
sur  le  meme  parcours,  pour  les  Services  int6rieurs  bulgares  effectu6s  dans  les 
memes  conditions  de  vitesse  et  de  confort. 

Les  tarifs  applicables,  dans  les  memes  conditions  de  vitesse  et  de  confort. 
au  transport  des  6migrants  sur  les  chemins  de  fer  bulgares  ä  destination 
ou  en  provenance  des  ports  des  Puissances  alli^es  et  associees.  ne  pourront 
Jamals  ressortir  ä  une  taxe  kilom6trique  sup^rieure  ä  celle  des  tarifs  les  plus 
favorables,  compte  tenu  de  toutes  primes  ou  ristournes,  dont  b(5n6ticieraient. 
sur  lesdits  chemins  de  fer,  les  ^migrants  ä  destination  ou  en  provenance 
d'autres  ports  quelconques. 

Article  239. 

La  Bulgarie  s'engage  ä  n'adopter  aucune  mesure  technique,  fiscale  ou 
administrative,  teile  que  la  visite  en  douane,  les  mesures  de  police  gunt^rale» 
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de  police  sanitaire  ou  de  contrOle,  qui  serait  speciale  aux  Services  directs 
pr6vu8  ä  l'article  pr6c6dent  ou  aux  transports  d'6migrants,  ä  destination  ou 
en  provenance  de  ports  des  Puissances  alli6es  et  associöes,  et  qui  aurait  poar 
effet  d'entraver  ou  de  retarder  ces  Services. 

Article  240. 
En  cas  de  transport,  partie  par  chemin  de  fer  et  partie  par  navigation 
int6rieure,   avec  ou  sans  lettre  de  voiture  directe,   les  stipulations  qui  pr6c6- 
dent  seront  applicables  ä  la  partie  du  trajet  effectuiie  par  chemin  de  fer. 

Chapitre  II. 

MatärielRoulant. 

Article  241. 

La  Bulgarie  s'engage  ä  ce  que  les  wagons  bulgares  soient  munis  de 
dispositifs  permettant: 

1'^  de  les  introduire  dans  les  trains  de  marchandises  circulant  sur  les 
lignes  de  celles  des  Puissannces  alli^es  et  associöes,  qui  sont  parties  ä  la 
Convention  de  Berne  du  15  mai  1886,  modifi^e  le  18  mai  1907,  sans  entraver 
le  fonctionnement  du  frein  continu  qui  pourrait,  dans  les  dix  ans  qui  suivront 
la  mise  en  vigueur  du  präsent  Trait6,  etre  adopt^e  dans  ces  pays; 

2  0  d'introduire  les  wagons  de  ces  Puissances  dans  tous  les  trains  de 
marchandises  circulant  sur  les  lignes  bulgares. 

Le  mat^riel  roulant  des  Puissances  alliöes  et  associ^es  jouira,  sur  les 
lignes  bulgares,  du  meme  traitement  que  le  mat^riel  bulgare  en  ce  qui 
concerne  la  circulation,  l'entretien  et  les  r^parations. 

Chapitre  III. 

Transfert  de  Lignes   de   Chemins    de   Fer. 

Article  242. 

Sous  r6serve  de  stipulations  particuli^res,  relatives  au  transfert  des 
ports,  voies  d'eau  et  voies  ferr^es  situ6s  dans  les  territoires  transf6r6s  en 
vertu  du  präsent  Trait^,  ainsi  que  des  dispositions  financi^res  concernant  les 
concessionaires  et  le  Service  des  pensions  de  retraite  du  personnel,  le  transfert 
des  voies  ferröes  aura  lieu  dans  les  conditions  suivantes : 

l'j  Les  ouvrages  et  installations  de  toutes  les  voies  ferr^es  seront  livr^s 
au  complet  et  en  bon  6tat; 

2°  La  fraction  ä  livrer  du  mat6riel  existant  sur  le  r^seau  sera  d^ter- 
min^e  par  les  Commissions  d'experts  d6sign6s  par  les  Puissances  alli^es  et 
associöes,  dans  lesquelles  la  Bulgarie  sera  repr6sent6e.  Ces  Commissions 
devront  prendre  en  considöration  Timportance  du  matöriel  immatricul6  sur 
ces  lignes  d'apres  le  dernier  inventaire  avant  le  29  septembre  1918,  la  longueur 
des  voies,  y  compris  les  voies  de  Service,  la  nature  et  l'importance  du  trafic; 
elles  dösigneront  6galement  les  locomotives,  voitures  et  wagons  ä  transförer 
dans  chaque  cas,  fixeront  les  conditions  de  röception  et  r^gleront  les  arrange- 
ments  provisoires  n6cessaires  pour  assurer  leur  röparation  dans  les  ateliers 
bulgares ; 

30  Les  approvisionnements,  le  mobilier  et  l'outillage  seront  livrßs  dans 
les  mßmes  conditions  que  le  mat^riel  roulant. 

Article  243. 
L'6tablissement  de  toutes  les  nouvelles  gares-fonti^re  entre  la  Bulgare 
€t  les  Etats  alli^s  ou  associäs  limitrophes,  ainsi  que  l'exploitation  des  lignes 
entre  ces  gares,  seront  r6gl6s  par  un  arrangement  conclu  entre  les  admi- 
nistrations  de  chemins  de  fer  int6ress6es.  Au  cas  oü  ces  administrations  ne 
parviendraient  pas  ä  se  mettre  d'accord  sur  les  conditions  de  cet  arrangement. 
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les  conflits  seraient  tranch^s  par  des  Commissions  d'experts  constitu6es  comme 
il  est  dit  ci-dessus. 

Chapitre  IV. 
Dispositions   Tr ansitoires. 

Article  244. 

La  Bulgarie  exöcutera  les  Instructions  qui  lui  seront  donn^es  en  mati^re 
de  transport,  par  une  autorit6  agissant  au  nom  des  Puissances  alli^es  et 
associ^es : 

1^  Pour  les  transports  de  troupes  eSecfcuös  en  exöcution  du  präsent 
Trait6,  ainsi  que  pour  le  transport  du  matßriel,  de  munitions  et  d'approvisi- 
onnements  ä  l'usage  des  arm6es ; 

2"  Et  provisoirement,  pour  le  transport  du  ravitaillement  de  certaines 
r^gions,  pour  le  rötablissement  aussi  rapide  que  possible  des  conditions  nor- 
males des  transports  et  pour  l'organisation  des  Services  postaux  et  t616- 
graphiques. 

Section  IV. 

Jugement   des   Litiges   et   Revision   des   Clauses 

Permanentes. 

Article  245. 
Les   diff^rends   qui  pourront  s'^lever  entre  les  Puissances  int6ress6es  au 
sujet   de   l'interpr^tation   et   de   l'application   des  dispositions  de  la  präsente 
partie   du  präsent  Trait6.   seront  r6gl6s   ainsi  qu'il  sera  pr^vu  par  la  Soci6t6 
des  Nations. 

Article  246. 
A  tout  moment,   la  Sociötö  des  Nations  pourra  proposer  la  revision  de 
ceux  des  articles  ci-dessus,  qui  ont  trait  ä  an  regime  administratif  permanent. 

Article  247. 

A  l'expiration  d'un  d^lai  de  trois  ans  ä  dater  de  la  mise  en  vigueur  du 
präsent  Trait^,  les  dispositions  des  articles  212  ä  218,  221,  236,  238  ä  240 
pourront,  ä  tout  moment,  Stre  revis^es  par  le  Conseil  de  la  Soci6t6  des  Nations. 

A  döfaut  de  r6vision,  le  b6n6fice  d'une  quelconque  des  stipulations  con- 
tenues  dans  les  articles  6num6r6s  ci-dessus  ne  pourra,  ä  l'expiration  du  d^lai 
pr6vu  au  paragraphe  pr6c6dent,  etre  röclamö  par  une  des  Puissances  alli^es 
et  associöes  en  faveur  d'une  portion  quelconque  de  ses  territoires  pour  laquelle 
la  r^ciprocitö  ne  serait  pas  accord^e.  Le  dölai  de  trois  ans,  pendant  lequel 
la  r6ciprocit6  ne  pourra  etre  exig^e,  pourra  etre  prolong6  par  le  Conseil  de 
la  Soci6t6  des  Nations. 

Section  V. 

Disposition  Particuliöre. 

Article  24S. 
Sans  pr^judice  des  obligations  particulitires  qui  lui  sont  impos^es  par 
le  präsent  Traitö  au  profit  des  Puissances  alliöes  et  associ^es,  la  Bulgarie 
s'engage  ä  adherer  ;i  toute  Convention  generale  concernant  le  regime  inter- 
national du  transit,  des  voies  navigables.  des  ports  et  des  voies  ferrees,  qui 
pourrait  rtre  conclue  entre  les  Puissances  alliees  et  assuciees,  avec  Tappro- 
bation  de  la  Soci6t(5  des  Nations,  dans  un  delai  de  cinq  annt5es  ii  dater  de  la 
mise  en  vigueur  du  präsent  Traitö. 
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Partie   XII. 
Travail. 

Section  I. 
Organisation   du   Travail*. 


Partie  XIII. 
Claiisos  Diverses. 

Article  290. 

La  Bulgarie  s'engage  ä  reconnaitre  et  agröer  les  Conventions  pass^es  ou 
ä  passer  par  les  Puissances  alli^es  ou  associöes  ou  certaines  d'e^tre  elles  avec 
toute  autre  Puissance,  relativement  au  commerce  des  armes  et  des  spiritueux 
ainsi  qu'aux  autres  matiüres  traitöes  dans  les  Actes  g6n6raux  de  Berlin  du 
26  f6vrier  1885  et  de  Bruxelles  du  2  juillet  1890,  et  les  Conventions  qui  les 
ont  compl6t6es  ou  modifi^es. 

Article  291. 

Les  Hautes  Parties  Contractantes,  tout  en  reconnaissent  les  garanties 
stipulöes  en  faveur  de  la  Suisse  par  les  Trait6s  de  1815  et  notamment 
l'Acte  du  20  novembre  1815,  garanties  qui  constituent  des  engagements 
internationaux  pour  le  maintien  de  la  paix,  constatent  cependant  que  les 
stipulations  de  ces  trait^s  et  Conventions,  döclarations  et  autres  actes 
complömentaires  relatifs  ä  la  zone  neutralisöe  de  Savoie,  teile  qu'elle  est 
d6termin6e  par  l'alin^a  1  de  l'article  92  de  l'Acte  final  du  Congr^s  de  Vienne 
et  par  l'alin^a  2  de  l'article  3  du  Traitö  de  Paris  du  20  novembre  1815,  ne 
correspondent  plus  aux  circonstances  actuelles.  En  cons^quence,  les  Hautes 
Parties  Contractantes  prennent  acte  de  l'accord  intervenu  entre  le  Gouver- 
nement fran^ais  et  le  Gouvernement  suisse  pour  l'abrogation  des  stipulations 
relatives  ä  cette  zone  qui  sont  et  demeurent  abrog^es. 

Les  Hautes  Parties  Contractantes  reconnaissant  de  mgme  que  les  stipu- 
lations des  traitös  de  1815  et  des  autres  actes  compl6mentaires  relatifs  aux 
zones  franches  de  la  Haute-Savoie  et  du  pays  de  Gex  correspondent  plus  aux 
circonstances  actuelles  et  qu'il  appartient  ä  la  France  et  ä  la  Suisse  de  regier 
entre  elles,  d'un  commun  accord,  le  regime  de  ces  territoires,  dans  les  con- 
ditions  jug6es  opportunes  par  les  deux  pays. 

*  Es  folgt  hier  der  oben  S.  230  .  .  .  „Attendu  que  la  Soci6t6 
des  Nations"  bis  S.  240  .  .  .  „des  bienfaits  permanents  sur 
les  salariös  du  monde"  als  Bestandteil  des  Versailler  Vertrages 
abgedruckte  Text.  Der  vorliegende  Text  des  Vertrages  von  Neuilly 
gibt  jedoch  folgende  Abweichungen  vom  Text  des  Versailler  Vertrages  : 

1.  .  .  .  „de  tout  autre  fonctionnaire"  im  Art.  259  an  Stelle 
von  .  .  .  „de  tel  autre  fonctionnaire"  im  Art.  397  des  Versailler 
Vertrages. 

2.  .  .  .  „du  Secrötariat  gönöral"  im  Art.  260  an  Stelle  von  ..  . 
„du  Secr6taire  gän^ral"  im  Art.  398  des  Versailler  Vertrages. 

3.  .  .  .  „dans  ladite  Annexe"  im  Art.  286  an  Stelle  von  .  .  . 
„dans  l'Annexe  susmensionöe"  im  Art.  424  des  Versailler  Ver- 
trages. 

4.  .  .  .  „des  bienfaits  incalcnlal)les"  em  Art.  289  an  Stelle 
von  .  .  .  „des  bienfaits  permanents"  im,  Art.  427  des  Versailler 
Vertrages. 
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Annexes. 
I. 
Le  Conseil  föderal  suisse  a  fait  connaitre  au  Gouvernement  fran^ais  en 
date  du  5  mai  1919,  qu'apr^s  avoir  examinö  dans  un  meme  esprit  de  sincere 
amiti6,  la  disposition  de  l'article  43ö  des  Conditions  de  paix  pr6sent6es  ä  l'Alle- 
magne  par  les  Puissances  alliöes  et  associöes,  il  a  ^t6  assez  heureux  pour  arriver 
ä  la  eonclusion  qu'il  lui  6tait  possible  d'y  acquiescer  sous  les  consid6rations 
et  r6serves  suivantes : 

1^  Zone  neutralis6e  de  la  Haute-Savoie : 

a)  II  sera  entendu  qu'aussi  longtemps  que  les  Chambres  f6d6rales  n'auront 
pas  ratifiö  Taccord  intervenu  entre  les  deux  Gouvernements  concernant  l'abro- 
gation  des  stipulations  relatives  ä  la  zone  neutralis6e  de  Savoie,  il  n'j-  aura 
rien  de  d^finitif  de  part  ni  d'autre  ä  se  sujet. 

b)  L'assentiment  donn6  par  le  Gouvernement  suisse  ä  l'abrogation  des 
stipulations  susmentionnöes  prösuppose,  cooformöment  au  texte  adopt6,  la 
reconnaissance  de  garanties  formuI6es  en  faveur  de  la  Suisse  par  les  Traitös 
de  1815  et  notamment  par  la  D^claration  du  20  novembre  1815. 

c)  L'accord  entre  les  Gouvernements  francais  et  suisse  pour  Tabrogation 
des  stipulations  susmentionnöes  ne  sera  consid6r6  comme  valable  que  si  le 
Traitö  de  Paix  contient  l'article  tel  qu'il  a  6t6  r6dig6.  En  outre,  les  Parties 
contractantes  du  Trait6  de  Paix  devront  chercher  ä  obtenir  le  consentement 
des  Puissances  signataires  des  Trait^s  de  1815  et  de  la  Döclaration  du 
20  novembre  1815,  qui  ne  sont  pas  signataires  du  Traitö  de  Paix  actuel. 

2^  Zone  franche  de  la  Haute-Savoie  et  du  pays  de  Gex : 

a)  Le  Conseil  f6d6ral  döclare  faire  les  r^serves  les  plus  expresses  en  ce  pui  con- 
cerne  l'interpr^tation  ä  donner  ä  la  döclaration  mentionn^e  au  dernier  alin^a 
de  l'article  ci-dessus  ä  ins6rer  dans  le  Traitö  de  Paix,  oü  il  est  dit  que  „les 
stipulations  des  Trait6s  de  1815  et  des  autres  actes  complömentaires  relatifs 
aux  zones  franches  de  la  Haute-Savoie  et  du  Pays  de  Gex  ne  correspondent 
plus  aux  circonstances  actuelles".  Le  Conseil  f^d^ral  ne  voudrait  pas,  en  effet, 
que  de  son  adh^sion  ä  cette  r^daction  il  püt  etre  conclu  qu'il  se  rallierait  k 
la  suppression  d'une  institution  ayant  pour  but  de  placer  des  contr^es  voisines 
au  bönöfice  d'un  regime  special  appropri6  ä  leur  Situation  göographique  et 
^conomique  et  qui  a  fait  ses  preuves.  Dans  la  pens6e  du  Conseil  födC'ral.  il 
s'agirait  non  pas  de  modifier  la  structure  douaniere  des  zones,  teile  qu'elle  a 
6t6  institu^e  par  les  trait6s  susmentionn6es,  mais  uniquement  de  regier  d'une 
fa(;on  mieux  appropri^e  aux  conditions  öconomiques  actuelles  les  modalitös  des 
Behanges  entre  les  rögions  int6ress6s.  Les  observations  qui  pröc^dent  ont  6t6 
inspiröes  au  Conseil  f^d(5ral  par  la  lecture  du  projet  de  Convention  relatif  ä  la 
Constitution  future  des  zones,  qui  se  trouvait  annex6  ä  la  note  du  Gouverne- 
ment frangais  dat6e  du  26  avril.  Tout  en  faisant  les  r^serves  susmentionn^es, 
le  Conseil  föderal  se  döclare  pret  ä,  examiner  dans  l'esprit  le  plus  amical  toutes 
les  propositions  que  le  Gouvernement  frangais  jugera  ä  propos  de  lui  faire  ä 
ce  sujet. 

b)  n  est  admis  que  les  stipulations  des  Trait6s  de  1815  et  autres  actes 
complömentaires  concernant  des  zones  franches  resteront  en  vigueur  jusqu'au 
moment  oii  un  nouvel  arrangement  sera  intervenu  entre  la  Suisse  et  la  France 
pour  regier  le  regime  de  ces  territoires. 

IL 

Le  Gouvernement  francais  a  adress6  au  Gouvernement  suisse,  le  18  mai 
1919,  la  note  ci-aprüs  en  röponse  ;\  la  communication  rapport^e  au  paragraphe 
pr6c6dent : 

Par  une  note  en  date  du  5  mai  dernier,  la  L^gation  de  Suisse  h  Paris 
a  bien  voulu  faire  connaitre  au  Gouvernement  de  la  Kt5publique  frani;aise  l'ad- 
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hösion  du  Gouvernement  f6d6ral  au  projet  d'article  k  ins6rer  dans  le  Trait6- 
de  Paix  entre  les  Gouvernements  alli6s  et  associ6s,  d'une  part,  et  l'Allemagne 
d'autre  part. 

Le  Gouvernement  frangais  a  pris  trte  volontiers  acte  de  l'accord  ainsi 
intervenu,  et,  sur  sa  demande,  le  projet  d'article  en  question.  accept6  par  les 
Gouvernements  alli6s  et  associ6s,  a  6t6  iDs6r6  sous  le  No.  435  dans  les  Con- 
ditions  de  Paix  pr6sent6es  aux  P16nipotentaires  allemands. 

Le  Gouvernement  suisse  a  formule,  dans  sa  note  du  5  mai  sur  cette 
question,  diverses  consid6rations  et  röserves. 

En  ce  qui  concerne  Celles  de  ces  observations  qui  sont  relatives  aux 
zones  franches  de  la  Haute-Savoie  et  du  Pays  de  Gex,  le  Gouvernement 
fran^ais  a  l'honneur  de  faire  remarquer  que  la  stipulatioo  qui  fait  l'objet  du 
dernier  alin^a  de  l'article  435,  est  d'une  teile  clart6  qu'aucun  deute  ne  saurait 
etre  6mis  sur  sa  port^e,  spöcialement  en  ce  qui  concerne  le  d6sint6ressement 
qu'elle  implique  d6sormais  ä  l'^gard  de  cette  question  de  la  part  des  Puissances 
autres  que  la  France  et  la  Suisse. 

En  ce  qui  le  concerne,  le  Gouvernement  de  la  R^publique,  soucieux  de 
veiller  sur  les  intörets  des  territoires  fran(;ais  dont  il  s'agit  et  s'inspirant 
ä  cet  6gard  de  leur  Situation  particuliere,  ne  perd  pas  de  vue  l'utilitö  de 
leur  assurer  un  regime  douanier  appropri(5,  et  de  regier  d'une  fagon  röpondant 
mieux  aux  circonstances  actuelles  les  modalitös  des  Behanges  entre  ces 
territoires  et  les  territoires  suisses  voisins,  en  tenant  compte  des  intörets 
räciproques. 

II  va  de  soi  que  cela  ne  saurait  en  rien  porter  atteinte  au  droit  de  la 
France  d'6tablir  dans  cette  r6gion  sa  ligne  douaniere  ä  sa  frontifere  politique, 
ainsi  qu'il  est  fait  sur  les  autres  parties  de  ses  limites  territoriales  et  ainsi 
que  la  Suisse  l'a  fait  elle-meme  depuis  longtemps  sur  ses  propres  limites 
dans  cette  r6gion. 

Le  Gouvernement  de  la  R6publique  prend  tres  volontiers  acte  ä  ce  propos 
des  dispositions  amicales  dans  lesquelles  le  Gouvernement  Suisse  se  döclare 
pr§t  ä  examiner  toutes  les  propositions  fran^aises,  faites  en  vue  de  l'arrange- 
ment  ä  substituer  au  regime  actuel  des  dites  zones  franches,  et  que  le 
Gouvernement  frangais  entend  formuler  dans  le  meme  esprit  amical. 

D'autre  part,  le  Gouvernement  de  la  Röpublique  ne  doute  pas  que  le 
maintien  provisoire  du  regime  de  1815,  relatif  aux  zones  franches,  vis6  par 
cet  alinöa  de  la  note  de  la  L6gation  de  Suisse  du  5  mai,  et  qui  a  övidemment 
pour  motif  de  mönager  le  passage  du  regime  actuel  au  regime  conventionnel 
ne  constituera  en  aucune  fagon  une  cause  de  retard  ä  l'^tablissement  du  nouvel 
6tat  de  choses  reconnu  nöcessaire  par  les  deux  Gouvernements.  La  meme 
Observation  s'applique  ä  la  ratification  par  les  Chambres  f^d^rales  prövue  ä 
l'alin^a  a)  du  primo  de  la  note  suisse  du  5  mai,  sous  la  rubrique  „zone  neu- 
tralisöe  de  la  Haute-Savoie". 

Article  292. 

Les  Hautes  Parties  Contractantes  reconnaissent  avoir  pris  connaissance 
et  donner  acte  du  Trait6  sign6  par  le  Gouvernement  de  la  Röpublique  fran- 
Qaise  le  17  juillet  1918  avec  Son  Altesse  S6r6nissime  le  Prince  de  Monaco  et 
döfinissant  les  rapports  de  la  France  et  de  la  Principautö. 

Article  293. 

Les  Hautes  Parties  Contractantes  conviennent  qu'en  l'absence  de  stipu- 
lations  ult6rieures  contraires,  le  President  de  toute  Commission  stabile  par 
le  präsent  Traitö  aura  droit,  en  cas  de  partage  des  voix,  ä  6mettre  un 
second  vote. 

Article  294. 

Les  Puissances  alli^es  et  associ^es  conviennent  que,  lorsque  des  missions 
religieuses  chr^tiennes  ötaient  entretenues  par  des  soci6t6s  ou  par  des  personnes 
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bulgares  sur  des  territoires  leur  appartenant  ou  confi^s  ä  leur  Gouvernement 
en  conformit6  du  präsent  Traitö,  les  propri6t6s  de  ces  missions  ou  soci6t6s 
de  missions,  y  compris  les  propri^tös  des  soci6t6s  de  commerce  dont  les  profits 
sont  affect6s  ä  l'entretien  des  missions,  devront  continuer  ä  recevoir  une 
aSectation  de  mission.  A  l'effet  d'assurer  la  bonne  ex^cution  de  cet  engage- 
ment,  les  Gouvernements  alli^s  et  associ6s  remettront  lesdites  propri6t6s  ä 
des  C.onseils  d'administration,  nommös  ou  approuv6s  par  les  Gouvernements 
et  compos6s  de  personnes  ayant  les  croyances  religieuses  de  la  mission,  dont 
la  propri6t6  est  en  question. 

Les  Gouvernements  alliös  et  associ^s,  en  continuant  d'exercer  un  plein 
controle  en  ce  qui  concerne  les  personnes  par  lesquelles  ces  missions  sont 
dirig^es,  sauvegarderont  les  int^rets  de  ces  missions. 

La  Bulgarie,  donnant  acte  des  engagements  qui  pr^cedent,  d^clare  agr^er 
tous  arrangements  pass6s  ou  ä  passer  par  les  Gouvernements  alli^s  et  associ6s 
int6ress6s  pour  l'accomplissement  de  l'oeuvre  desites  missions  ou  soci6t6s  de 
commerce  et  se  d^siste  de  toute  röclamations  ä  leur  6gard. 

Article  295. 

Sous  röserves  des  dispositions  du  präsent  Traitö,  la  Bulgarie  s'engage  ä 
ne  präsenter,  directement  ou  indirectement,  contre  aucune  des  Puissances 
alliöes  et  associ^es,  signataires  du  präsent  Trait6,  aucune  röclamation  päcu- 
niaire,  pour  aucun  fait  ant^rieur  ä  la  mise  en  vigueur  du  präsent  Trait6. 

La  präsente  stipulation  vaudra  d^sistement  complet  et  d^finitif  de  toutes 
r^clamations  de  cette  nature,  d^sormais  6teintes,  quels  qu'en  soient  les  int6- 
ress6s. 

Article  296. 

La  Bulgarie  accepte  et  reconnait  comme  valables  et  obligatoires  toutes 
däcisions  et  tous  ordres  concernant  les  navires  bulgares  et  les  marchandises 
bulgares  ainsi  que  toutes  döcisions  et  ordres  relatifs  au  payement  des  frais 
et  rendus  par  l'une  quelconque  des  juridictions  de  prises  des  Puissances  alli^es 
et  associöes  et  s'engage  ä  ne  präsenter  au  nom  de  ses  nationaux  aucune 
r^clamation  relativemeut  ä  ces  döcisions  ou  ordres. 

Les  Puissances  alliöes  et  associ^es  se  r6servent  le  droit  d'examiner, 
dans  telles  conditions  qu'elles  d^termineront,  les  döcisions  et  ordres  des  juri- 
dictions bulgares  en  mati^re  de  prises,  que  ces  d^cisions  et  ordres  affectent 
les  droits  de  propri6t6  des  ressortissants  desdites  Puissances  ou  ceux  des 
ressortissants  neutres.  La  Bulgarie  s'engage  ä  fouroir  des  copies  de  tous 
les  documents  constituant  le  dossier  des  affaires,  y  compris  les  decisions  et 
ordres  rendus,  ainsi  qu'ä  accepter  et  ä  ex6cuter  les  recommandations  prdsent^es 
aprös  ledit  examen  des  affaires. 

Afin  de  r6duire  au  minimum  les  pertes  r^sultant  du  coulage  de  navires 
et  de  cargaisons  au  cours  de  la  guerre  et  afin  de  faciliter  la  räcupt^ration 
des  navires  et  des  cargaisons  qui  peuvent  6tre  sauves  ainsi  que  le  rt^glement 
des  r6clamations  priv6es  s'y  rapportant,  le  Gouvernement  bulgare  s'engage 
ä  fournir  tous  les  renseignements  en  sa  possession  qui  pourraient  ftre  utiles 
aux  Gouvernements  des  Puissances  alliöes  et  associöes  ou  ä  leurs  ressortis- 
sants en  ce  qui  concerne  les  navires  coul6s  ou  endommag^s  par  les  forces 
navales  bulgares  pendant  la  p6riode  des  hostilit^s. 

Le  präsent  Traite,  r6dig»5  en  fran^ais,  en  anglais  et  en  italien  sera 
ratifi6.  En  cas  de  divergence,  le  texte  franc^^ais  fera  foi,  except6  dans  la 
Partie  I  (Pacte  de  la  Soci6t6  des  Nations)  et  la  Partie  XII  (Travail).  dans 
lesquelles  les  textes  fran^'ais  et  anglais  auront  mcme  valeur. 

Le  d6pöt  des  ratifications  sera  effectuö  k  Paris,  le  plus  tut  qu'il  sera 
possible, 

Les  Puissances,  dont  le  Gouvernement  a  son  siege  hors  d'Europe.  auront 
la  facultä  de  se  borner  ä  faire  connaitre  au  Gouvernement  de  la  Kepublique 
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Iran^aise,  par  leur  repr^sentant  diplomatique  ä  Paris,  que  leur  ratification 
u,  6t6  donn6e  et,  dans  ce  cas,  elles  devront  en  transmettre  l'instrument  aussitftt 
que  faire  se  pourra. 

ün  prämier  proces-verbal  de  d6put  des  ratifications  sera  dress6  des  que 
le  Trait6  aura  6t6  ratifiö  par  la  Bulgarie  d'une  part  et  par  trois  des  Prin- 
cipales  Puissances  alliöes  et  associ^es  d'autre  part. 

D(is  la  date  de  ce  premier  proces-verbal,  le  Trait6  entrera  en  vigueur 
entre  les  Hautes  Parties  Contractantes,  qui  Tauront  ratifi6. 

Pour  le  calcul  de  tous  dölais  pr6vus  par  le  präsent  Trait6  cette  date 
sera  la  date  de  mise  en  vigueur. 

A  tous  autres  6gards  le  Tratte  entrera  en  vigueur  pour  chaque  Puis- 
sance,  ä  la  date  du  d6p6t  de  sa  ratification, 

Le  Gouvernement  fran^ais  remettra  ä  toutes  les  Puissances  signataires 
une  copie  certifiöe  conforme  des  proc^s-verbaux  de  d6p6t  des  ratifications. 

En  foi  de  quoi,  les  Plönipotentiaires  susnommäs  ont  sign6  le  present  Trait(i. 

Fait  ä  Neuilly-sur-Seine,  le  vingt-sept  novembre  mil  neuf  cent  dix-neuf 
en  un  seul  exemplaire  qui  restera  d6posä  dans  les  Archives  du  Gouvernement 
de  la  R6publique  frangaise  et  dont  les  exp6ditions  authentiques  devront  etre 
remiaes  ä  chacune  des  Puissances  signataires. 

(Folgen  die  Unterschriften.) 

Protocole. 

En  vue  de  pr6ciser  les  conditions  dans  lesquelles  devront  etre  ex6cut6es 
certaines  clauses  du  Traitö  sign6  ä  la  date  de  ce  jour,  11  est  entendu  entre 
les  hautes  parties  contractante  que: 

1°  La  liste  des  personnes  que,  conformöment  ä  l'article  118,  alinea  2, 
la  Bulgarie  devra  livrer  aux  Puissances  alliees  et  associöes,  sera  adressöe  au 
Gouvernement  bulgare  dans  le  mois  qui  suivra  la  mise  en  vigueur  du  Traitä. 

2^  Des  poursuites  seront  exerc6es  contre  les  personnes  qui  auraient 
commis  des  actes  dölictueux  en  ce  qui  concerne  la  liquidation  des  biens  bul- 
gares,  et  les  Puissances  alliöes  et  associ6es  recevront  les  renseignements  et 
preuves  que  le  Gouvernement  bulgare  pourra  fournir  ä  ce  sujet. 

Fait  en  frangais,  en  anglais  et  en  italien,  le  texte  francais  faisant  foi 
en  cas  de  divergence,  ä  Neuilly-sur-Seine,  le  vingt-sept  Novembre  mil  neuf 
«ent  dix-neuf.  (Folgen  die  Unterschriften.) 

Protocole  concernant  la  signature. 

Les  Traitö  et  Protocole  en  date  de  ce  jour  pourront  etre  sign^s  jusqu'au 
5  D^cembre  1919,  ä  midi,  par  les  Puissances  ayant  d^jä  appos6  leur  signature 
ou  acc6d6  aux  Traitö  de  paix,  Arrangements,  Protocole  et  Döclaration,  conclus 
ä  Saint-Germain-en-Laye,  le  10  Septembre  1919. 

Fait  ä  Neuilly-sur-Seine,  le  vingt-sept  Novembre  mil  neuf  cent  dix-neuf. 

(Folgen  die  Unterschriften.) 

Nr.    ä063.     Miuoritätenabkominen    zwischen    Bulgarien    und 

Griechenland. 

Ainsi  qu'il  est  pr^vu  ä  l'article  56,  alinea  2  du  Trait^  de  paix  avec  la 
Bulgarie  conclu  le  27  novembre  1919  et  conformöment  ä  la  d^cision  des 
Principales  Puissances  alli6es  et  associöes  en  date  du  27  novembre  1919  et 
ainsi  con^ue : 

„Vu  l'article  56,  alinea  2  du  Trait6  de  paix  avec  la  Bulgarie,  les  Prin- 
cipales Puissances  alliees  et  associöes  jugent  opportun  que  l'ömigration  r6ci- 
proque   et   volontaire   des   minorit^s   ethniques,   de  religion   ou  de  langue  en 
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Grece  et  en  Bulgarie,  soit  r6gl6e  par  une  Convention  conclue  entre  ces  deux 
Puissances  dans  les  termes  arret6s  ä  la  data  de  ce  jour''. 

Les  Pl6nipotentiaires  soussign^s  de  la  Grece,  d'une  part, 

Et  de  la  Bulgarie  d'autre  part. 

Apres  behänge  de  leurs  pleins  pouvoirs  respectivement  reconnus  en  bonne 
et  due  forme,  sont  convenus  des  dispositions  suivantes : 

Article  premier.  —  Les  Hautes  Parties  Gontractantes,  reconnaissent  ä 
leurs  ressortissants  appartenant  ä  des  minorit6s  ethniques,  de  religion  ou  de 
langue,  le  droit  d'ömigrer  librement  dans  leurs  territoires  respectifs. 

Article  2.  —  Les  Hautes  Parties  Gontractantes  s'engagent  ä  faciliter, 
par  tous  les  moyens  dont  elles  disposent,  rexercice  du  droit  pr^vu  ä,  l'article 
1er,  et  n'apporter  directement  ou  indirectement  aucune  eutrave  ä  la  libert6 
d'^migration,  nonobstant  les  lois  ou  r^glements  contraires,  qui,  ä  cet  6gard, 
seront  r6put6s  sans  effet. 

En  particulier,  l'exercice  du  droit  d'^migration  ne  portera  pas  atteinte 
aux  droits  pecuniaires  des  6migrants,  tels  que  ces  droits  se  trouvent  constitu^s 
au  moment  de  l'^migration. 

Article  3.  —  11  ne  pourra  etre  apportö  aucun  obstacle  au  döpart  d'un 
Emigrant  volontaire  pour  quelque  cause  que  ce  soit,  sauf  en  cas  de  condam- 
nation  definitive  ä  une  peine  afflictive  pour  infraction  de  droit  commun.  En 
cas  de  condamnation  non  encore  definitive  ou  de  poursuite  pönale  de  droit 
commun  contre  un  Emigrant,  ce  dernier  sera  livr6  aux  autoritös  du  pays  oü 
il  se  rend,  par  les  autoritös  du  pays  poursuivant,  afin  qu'il  soit  jugö. 

Article  4.  —  Le  droit  d'6migration  volontaire  appartient  ä  toute  per- 
sonne ägöe  de  plus  de  18  ans.  II  pourra  etre  exercö  dans  un  delai  de  deux 
ans  ä  partir  de  la  Constitution  de  la  Gommission  mixte  pr6vue  ä  l'article  8, 
au  moyen  d"une  d6claration  devant  ladite  Gommission  ou  devant  ses  Reprösen- 
tants.  La  döclaration  d'6migration  du  mari  impliquera  Celle  de  la  femme;  la 
döclaration  d'ömigration  des  parents  ou  des  tuteurs  impliquera  celle  de  leurs 
enfants  ou  pupilles  äges  de  moins  de  18  ans. 

Article  5.  —  Les  6migrants  perdront  la  nationalit6  du  pays  qu'ils  aban- 
donnent,  des  l'instant  oü  ils  Tauront  quitt6  et  ils  acquerront  celle  du  pays 
de  destination,  d6s  leur  arrivöe  sur  le  territoire  de  ce  pays. 

Article  6.  —  Les  personnes  qui,  en  execution  des  dispositions  precödentes, 
exerceront  le  droit  d'emigration,  seront  libres  d'emporter  avec  elles  ou  de  faire 
transporter  leurs  biens  meubles  de  toute  nature,  sans  qu'il  leur  soit  impos6 
de  ce  chef  aucun  droit,  soit  de  sortic,  soit  d'entröe. 

De  meme.  au  cas  oü  le  droit  d'emigration  serait  exercö  par  des  membres 
de  Gommunautes  (y  compris  les  6glises,  couvents,  ecoles,  hOpitaux  ou  fon- 
dations  de  quelque  nature  que  ce  soit),  qui,  de  ce  chef,  devront  etre  dissoutes. 
la  Gommission  mixte  pr6vue  ä  l'article  8  determinera  si,  et  dans  quelles  con- 
ditions  ces  membres  auront  la  facult6  d'emporter  librement  ou  de  faire  trans- 
porter les  biens  meubles  qui  appartiennent  ä  ces  Gommunautös. 

Article  7.  —  Les  biens  immobiliers,  ruraux  ou  urbains  appartenant  au 
6migrants  volontaires  ou  aux  Gommunautös  vis6es  ;i  l'article  ll,  seront  liquides 
conform6ment  aux  dispositions  ci-apriis,  par  la  commission  mixte  prövue  i 
l'article  9. 

Article  8.  —  Dans  un  d6lai  de  trois  mois,  ä  partir  de  la  mise  en  vigueur 
de  la  präsente  Convention,  il  sera  cr6e  une  Gommission  mixte,  composee  dun 
membre  nommö  par  chacun  des  Etats  contractants  inturessös  et  dun  nombre 
6gal  de  membres  d'une  autre  nationalite,  parmi  lesquols  le  president  sera  choisi 
et  qui  seront  nomm6s  par  le  Gonseil  de  la  Societe  des  Nations. 

Article  !».  —  La  Gommission  mixte  aura  pour  attributions  de  surveiller 
et  faciliter  l'emigration  volontaire  pr6vue  par  la  presente  Convention  et  de 
liquider  les  immeubles  des  ömigrants. 
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Elle  fixera  les  modalitös  de  l'^migration  et  de  la  liquidation  des  biens 
immobiliers. 

D'une  facon  g6n6rale,  la  Commission  mixte  aura  tout  pouvoir  de  prendre 
les  mesures  que  nöcessitera  l'exöcution  de  la  präsente  Convention  et  de  d^cider 
toutes  les  questions,  auxquelles  cette  Convention  pourrait  donner  Heu. 

Les  döcisions  de  la  Commission  mixte  seront  prises  ä  la  ma]orit6  des 
voix,  la  voix  du  Pr6sident  6tant  pröponderante,  en  cas  de  partage. 

Article  10.  —  La  Commission  mixte  aura  tout  pouvoir  pour  faire  pro- 
c6der  ä  l'estimation  des  biens  immobiliers,  les  int6ress6s  etant  entendus  ou 
ayant  6t6  düment  convoquös  pour  etre  entendus. 

Le  Gouvernement  du  pays  oü  la  liquidation  aura  eu  lieu,  devra  verser 
ä  la  Commission  mixte,  dans  les  conditions  ä  fixer  par  celle-ci  et  pour  etre 
remis  aux  ayants  droit,  le  montant  de  la  valeur  des  biens  immobiliers  liquides, 
qui  resteront  la  propri^tö  dudit  Gouvernement. 

Article  IL  —  Des  fonds  seront  avanc6s  ä  la  Commission  mixte  par  les 
Etats  int6ress6s,  en  vue  de  faciliter  l'ömigration  et  dans  les  conditions  fix^es 
par  ladite  Commission.  Celle-ci  avancera  aux  6migrants.  dans  la  mesure  des 
fonds  disponibles,  la  valeur  de  leurs  biens  immobiliers. 

Article  12.  —  Les  personnes  qui,  avant  la  mise  en  vigueur  de  la  prä- 
sente Convention,  auraient  quittö  le  territoire  d'un  des  Etats  contractants 
et  se  seraient  dejä  stabiles  sur  le  territoire  de  l'Etat,  dont  elles  relövent  au 
point  de  vue  ethnique,  de  la  religion  ou  de  la  langue,  auront  droit  ä  la 
valeur  des  biens  laiss6s  par  elles  dans  le  pays  qu'elles  ont  quitt6,  teile  que 
cette  valeur  räsultera  de  la  liquidation  qui  en  sera  faite  par  la  Commission 
mixte. 

Article  13.  —  Les  frais  d'entretien  et  de  fonctionnement  de  la  Com- 
mission mixte  et  de  ses  organes  seront  supportös  par  les  Gouvernements 
intöressös  dans  des  proportions  ä  d6terminer  par  la  Commission. 

Article  14.  —  La  präsente  Convention  ne  porte  pas  atteinte  aux  droits 
qui  seraient  reconnus  aux  int6ress6s  par  les  dispositions  des  Trait^s  ou 
Conventions   conclus   ou   ä  conclure  pour  le  r^glement  des  aSaires  actuelles. 

Article  15.  —  Les  Hautes  Parties  Contractantes  s'engagent  ä  apporter 
ä  leur  l^gislation  respective  les  modifications  qui  seraient  n6cessaires  pour 
assurer  l'ex^cution  de  la  präsente  Convention. 

Article  16.  —  Dans  le  d61ai  d'un  an  ä  dater  de  sa  mise  en  vigueur,  la 
präsente  Convention  sera  ouverte  ä  l'adh^sion  des  Etats  ayant  une  fronti^re 
commune  avec  Tun  des  Etats  signataires. 

Cette  adh^sion  sera  signifi6e,  par  la  voie  diplomatique,  au  Gouverne- 
ment de  la  Röpublique  frangaise  et  par  celui-ci  aux  Etats  signataires  ou 
adhärents  ainsi  qu'ä  la  Commission  mixte.  Elle  portera  effet  quinze  jours 
apr^s  la  signification  au  Gouvernement  fran^ais. 

La  präsente  Convention  sera  ratifi^e  et  les  ratifications  seront  respec- 
tivement  döposöes  ä  Paris  par  les  Puissances  signataires  en  meme  temps  que 
leurs  ratifications  du  Traitö  de  paix  sign6  ä  Neuilly-sur-Seine,  le  27  novembre 
1919.  Elle  entrera  en  vigueur  en  meme  temps  que  ledit  Trait^  de  paix 
entrera  en  vigueur  entre  la  Grece  et  la  Bulgarie. 

Pait  ä  Neuilly-sur-Seine,  le  vingt-sept  novembre  mil  neuf  cent  dix-neuf, 
en  un  seul  exemplaire  qui  restera  d^posö  dans  les  Archives  du  Gouvernement 
de  la  R6publique  frangaise  et  dont  les  exp6ditions  authentiques  seront  remises 
a  chacune  des  Puissances  signataires. 

(Folgen  die  Unterschriften.) 
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Les  Etats-Unis  d'Amörique,  l'Empire  Britannique,  la 
France,  l'Italie  et  le  Japon, 

Puissances  d^sign^es  dans  le  pr(5sent  Trait6  comme  les  Principales 
Puissances  alli^es  et  associöes; 

La  Belgique,  la  Chine,  Cuba,  la  Gr^ce,  le  Nicaragua, 
le  Panama,  la  Pologne,  le  Portugal,  la  Roumanie,  l'Etat 
Serbe-Croate-Slov(Jne,    le  Siam  et  la  Tch6co-Slovaquie. 

Constituant.  avec  les  Principales  Puissances  ci-dessus,  les  Puissances 
alli^es  et  associöes,  ^,„^^  ^^^^. 

EtlaHongrie,  d'autre  part; 

Consid^rant  qu'ä  la  demande  de  l'ancien  Gouvernement  Imperial  et  Roj'al 
d'Autriche-Hongrie,  un  armistice  a  6t6  accord^  ä  rAutriche-Hongrie  le  3  no- 
vembre  1918  par  les  Principales  Puissances  alliöes  et  associöes  et  compl6t6 
«n  ce  qui  concerne  la  Hongrie  par  la  Convention  militaire  du  18  novembre 
1918,  afin  qu'un  Traitö  de  Paix  puisse  6tre  conclu; 

Considörant  que  les  Puissances  alliöes  et  associöes  sont  egalement  d6si- 
reuses  que  la  guerre,  dans  laquelle  certaines  d'entre  elles  ont  6t6  successive- 
ment  entrain^es,  directement  ou  indirectement  contre  l'Autriche  -  Hongrie,  et 
qui  a  son  origine  dans  la  döclaration  de  guerre  adress6e  le  28  juillet  1914  par 
l'ancien  Gouvernement  imperial  et  royal  d'Autriche-Hongrie  ä  la  Serbie  et 
dans  les  hostilit^s  conduites  par  l'Allemagne,  alli^e  de  l'Autriche -Hongrie, 
fasse  place  ä  une  Paix  solide,  juste  et  durable. 

Considörant  que  l'ancienne  monarchie  austro-hongroise  a  aujourd'hui 
cess6  d'exister  et  a  fait  place ,  en  Hongrie,  ä  un  Gouvernement  national 
hongrois ; 

A  cet  effet,  les  Hautes  Puissances  Contractantes  ont  d6sign6 
pour  leurs  plönipotentiaires,  savoir : 

(folgen  die  Namen). 

L  e  s  q  u  e  1  s ,  apr^s  avoir  öchangö  leurs  pleins  pouvoirs  reconnus  en  bonne 
et  due  forme,  ont  convenu  des  dispositions  suivantes: 

A  dater  de  la  mise  en  vigueur  du  präsent  Trait6,  l'^tat  de  guerre  prendra 
iin.  D^s  ce  moment  et  sous  r^serve  des  dispositions  du  präsent  Trait6,  il  y 
aura  relations  officielles  des  Puissances  alliöes  et  associ^es  avec  la  Hongrie. 

Partie  I. 
Pacte  do  Ja  Societö  des  Nations*. 


Partie  II. 
Frontieres  de  la  Hongrie. 

Article  27. 

Les  frontiöres  de  la  Hongrie  seront  fix^es  comme  il  suit  —  (voir  la 
carte  annex^e):  — 

1°  Avec  l'Autriche; 

D'un  point  ä  choisir  ä  environ  un  kilometre  ä  l'Ouest  de  Antonienhof 
{Est  de  Kittsee),  point  commun  aux  trois  fronti^res  de  Hongrie,  d' Antriebe, 
de  Tchöco-Slovaquie,  vers  le  Sud  et  jusqu'ä  la  cote  115  situ6e  ä  environ 
8  kilomfetres  au  Sud-Ouest  de  Saint- Johann : 


*  Es  folgt  hier  der  oben  S.  91    ....   „Les  Hautes  Parties  Con- 
tractantes" bis  S.  99  . ..,  „Sir  James  Eric  Drummond,  K.  C.  M.  G., 
C.  B."  als  Bestandteil  des  Versailler  Vertrages  abgedruckte  Text. 
\ 
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une  ligne  ä  d^terminer  sur  le  terrain  laissant  entierement  en  territoire 
hongrois  la  ligne  de  chemin  de  fer  Karlburg-Csorna  et  passant  ä  l'Ouest  de 
Kr.  Jahrndorf  et  de  Wüst- Sommerein  et  ä  l'Est  de  Kittsee,  D.  Jahrndorf, 
Nickelsdorf  et  de  Ändau ; 

de  lä,  vers  l'Ouest  et  jusqu'ä  un  point  ä  choisir  sur  la  rive  m^ridionale 
de  Neusiedler  See  entre  Holling  et  Hidegseg: 

une  ligne  ä  d^terminer  sur  le  terrain  passant  au  Sud  de  Pamhagen, 
laissant  en  Hongrie  tout  le  canal  d'Einser  ainsi  que  la  ligne  de  chemin  de 
fer  secondaire  allant  vers  le  Nord-Ouest  en  partant  de  la  Station  de  Mexiko, 
traversant  le  Neusiedler  See  et  passant  au  Sud  de  l'ile  sur  laquelle  se  trouve 
la  cote  117; 

de  lä  vers  le  Sud  et  jusqu'ä  la  cote  265  (Kamenje)  ä  environ  deux  kilo- 
mötres  au  Sud-Est  de  Nikitsch : 

une  ligne  ä  d^terminer  sur  le  terrain  passant  ä  l'Est  de  Zinkendorf  et 
de  Nikitsch  et  ä  l'Ouest  de  Nemet  Pereszteg  et  de  Kövesd ; 

de  lä  vers  le  Sud-Ouest  et  jusqu'ä  la  cote  883  (Trott  Kö)  ä  environ 
9  kilom^tres  au  Sud-Ouest  de  Köszeg: 

une  ligne  ä  döterminer  sur  le  terrain  passant  au  Sud-Est  de  Locsmand, 
Olmod  et  de  Liebing  et  au  Nord-Ouest  de  Köszeg  et  de  la  route  allant  de 
cette  dernifere  localit^  ä  Salamonfa ; 

de  lä  vers  le  Sud  et  jusqu'ä  la  cote  234  ä  environ  7  kilomötres  au 
Nord-Nord-Est  de  Pinkamindszent : 

une  ligne  ä  döterminer  sur  le  terrain  passant  ä  l'Est  de  Rohoncz  et  de 
Nagynarda  et  ä  l'Ouest  de  Butsching  et  de  Dozmat,  puis  par  les  cotes  273, 
260  et  241; 

de  lä  dans  une  direction  g6n6rale  Sud-Ouest  et  jusqu'ä  la  cote  853  ä 
environ  6  kilom^tres  au  Nord-Nord-Est  de  Szt.-Gotthard: 

une  ligne  ä  däterminer  sur  le  terrain  passant  entre  Nagysaroslak  et 
Pinkamindszent,  au  Sud  des  villages  de  Karacsfa,  Nemetbiikkös  et  Zsamand. 
puis  par  la  cote  323  (Hochkogel); 

de  lä  vers  le  Sud-Ouest  et  jusqu'ä  un  point  ä  d6terminer  sur  la  ligne 
de  partage  des  eaux  entre  les  bassins  de  la  Raba  (Raab)  et  de  la  Mur  ä 
environ  2  kilom^tres  ä  l'Est  de  Toka,  point  commun  aux  trois  frontiferes  de 
l'Autriche,  de  la  Hongrie  et  de  l'Etat  serbe-croate-slovöne : 

une  ligne  ä  döterminer  sur  le  terrain  passant  ä  l'Est  des  villages  de 
Rabakeresztur,  Nemetlak  et  de  Nagyfalva  et  ä  l'Ouest  de  la  route  Radkers- 
burg-Szt.-Gotthard  et  par  la  cote  353  (Janke  B.). 

2^*  Avec  l'Etat  serbe-croate-slov^ne. 

Du  point  ci-dessus  döfini,  vers  l'Est  jusqu'ä  la  cote  313  ä  10  kilo- 
m^tres  environ  au  Sud  de  Szt.-Gotthard: 

une  ligne  ä  d^terminer  sur  le  terrain  suivant  d'une  mani^re  g6n6rale 
la  ligne  söparant  les  bassins  de  la  Raba  au  Nord  et  de  la  Mur  au  Sud ; 

de  lä  vers  le  Sud  jusqu'ä  la  cote  295  (ä  16  kilom^tres  environ  an  Nord- 
Est  de  Muraszombat): 

une  ligne  ä  d^terminer  sur  le  terrain  passant  ä  l'Est  des  localit^s  de 
Nagydolany,  Orihodos  avec  sa  Station  de  chemin  de  fer,  Kopornak,  Domon- 
kosfa  et  Kisszerdahely,  et  ä  l'Ouest  de  Kotormany  et  de  Szomorocz,  et  par 
les  cotes  319  et  291; 

de  lä  vers  le  Sud-Est  jusqu'ä  la  cote  209  ä  3  kilomötres  environ  ä 
l'Ouest  de  Nemesnep: 

une  ligne  ä  d6terminer  sur  le  terrain  suivant,  d'une  nianiiTe  g€n6- 
rale,  la  ligne  söparant  les  bassins  de  la  Nemesnepi  au  Nord  et  de  la  Kebele 
au  Sud; 

de  lä  vers  le  Sud-Sud-Est  jusqu'ä  un  point  ä  choisir  sur  la  Lendva  au 
Sud  de  la  cote  265: 
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une  ligne  k  d6terminer  sur  le  terrain  passant  ä  l'Est  des  localit6s  de 
Kebeleszentmarton,  Zsitkocz,  Gönterhaza,  Hidveg,  Csente,  Pincze,  et  k  l'Ouest 
de  Lendvajakabfa,  Bödehaza,  Gaborjanhaza,  Dedes,  Lendva-Üjfalu; 

de  lä  vers  le  8ud-Est: 

le  cours  de  la  Lendva  vers  l'aval; 

puls  le  cours  de  la  Mur  vers  l'aval ; 

puis  jusqu'ä  sa  rencontre  avec  l'ancienne  limite  entre  la  Hongrie  et  la 
Croatie-Slavonie,  k  1  kilom.  500  environ  en  amont  du  pont  du  chemin  de 
fer  de  Gyekenyes  ä  Koproncza: 

le  cours  de  la  Drau  (Drave)  vers  l'aval; 

de  lä  vers  le  Sud-Est  et  jusqu'ä  un  point  ä  choisir  ä  9  kilom^tres 
environ  ä  l'Est  de  Miholjacdoinji: 

l'ancienne  limite  administrative  entre  la  Hongrie  et  la  Croatie-Slavonie. 
rectifi6e  de  manitre  ä  laisser  enti^rement  en  territoire  hongrois  la  voie  ferr6e 
de  Gyekenyes  ä  Bares,  y  compris  la  Station  de  Gola; 

de  lä  vers  l'Est  jusqu'ä  la  cote  93  ä  3  kilomMres  environ  au  Sud-Ouest 
de  Baranyavar: 

une  ligne  ä  döterminer  sur  le  terrain  passant  au  Nord  des  localitös  de 
Torjancz,  Lucs  et  Benge  et  au  Sud  de  Kassad,  Beremend  avec  sa  Station  de 
chemin  de  fer  et  Illocska ; 

de  lä  vers  le  Nord-Est  jusqu'ä  un  point  du  cours  du  Danube  ä  choisir 
sur   le   terrain   ä  8  kilomötres  environ  au  Nord  de  la  cote  169  (Kisköszeg): 

une  ligne  ä  d6terminer  sur  le  terrain  passant  ä  l'Ouest  de  Baranyavar, 
Föherczeglak  (laissant  ä  l'Etat  serbe-croate-slov6ne  le  chemin  de  fer  röunis- 
sant  ces  deux  localitös  ä  la  bifurcation  immödiate  au  Nord  de  Baranyavar) 
et  de  Dalyok,  et  ä  l'Est  de  Ivan-Darda,  Sarok,  Udvar  et  Izabellaföld  (avec 
son  chemin  de  fer); 

de  lä  vers  l'Est-Nord-Est  jusqu'ä  un  point  du  cours  de  la  Kigyos  ä 
3  kilom^tres  environ  ä  l'Est-Sud-Est  de  la  Station  de  Bacsmadaras: 

une  ligne  ä  döterminer  sur  le  terrain  passant  entre  les  localitös  de 
Herczegszäntö  et  Bereg,  puis  suivant,  d'une  maniöre  gänörale,  le  cours  de 
la  Kigyos,  mais  s'incurvant  au  Nord  de  Rigyicza ; 

de  lä  vers  l'Est-Nord-Est  et  jusqu'ä  un  point  ä  choisir  sur  le  bras  mort 
de  la  Tisza  (Theiß)  ä  5V2  kilometres  environ  ä  l'Est-Nord-Est  de  la  Station 
de  Horgos : 

une  ligne  ä  döterminer  sur  le  terrain,  passant  au  Sud  de  Kun-Baja, 
coupant  le  chemin  de  fer  de  Szabadka  ä  Bacsalmas  ä  1  kilometre  500  environ 
ä  l'Est  de  la  Station  de  Csikeria,  coupant  le  chemin  de  fer  Szabadka  ä 
Kiskunhalas  ä  3  kilometres  environ  au  Sud  de  la  Station  de  Kelebia  et 
passant  au  Nord  de  Horgos  et  de  sa  Station  et  au  Sud  de  Röszke-Szent- 
mihalytelek ; 

de  lä  vers  le  Sud-Est  jusqu'ä  la  Tisza: 

la  ligne  mediane  du  bras  mort; 

de  lä  vers  l'amont  sur  une  distance  de  5  kilometres  environ  jusqu'ä  un 
point  ä  choisir  sur  le  terrain : 

le  cours  de  la  Tisza ; 

de  lä  d'une  mani^re  g6n6rale  vers  l'Est  jusqu'ä  un  point  ä  choisir  sur 
le  terrain  ä  4  kilometres  environ  au  Sud-Ouest  de  la  Station  de  Kiszombor, 
approximativement  ä  l'Est-Sud-Est  de  la  cote  84  et  au  Sud-Sud-Ouest  de  la 
cote  83,  ce  point  6tant  le  point  commun  aux  trois  frontiäres  de  la  Roumanie, 
de  la  Hongrie  et  de  l'Etat  serbe-croate-slovene: 

une  ligne  ä  döterminer  sur  le  terrain  passant  entre  les  localit6s  de 
Gyala  et  de  Oszentivan  et  entre  Obed  et  Kübekhaza. 

3*^  Avec  la  Roumanie: 
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Du  point  ci-dessus  döfini  vers  l'Est-i^ordEst  et  jusqu'ä  un  point  ä 
choisir  sur  la  Maros  ä  3  kilom^tres  500  environ  en  amont  da  pont  de  la  voie 
ferr6e  de  Mako  ä  Szeged : 

une  ligne  ä  d^terminer  sur  le  terrain  : 

de  lä.  vers  le  Sud-Est.  puis,  vers  le  Nord-Est.  et  jusquä  un  point  ä 
choisir  ä  1  kilometre  environ  au  Sud  de  la  Station  de  Nagylak: 

le  cours  de  la  riviere  Maros  vers  ramont: 

de  lä.  vers  le  Nord-Est  et  jusqu'au  saillant  de  la  limite  administrative 
entre  les  comitats  de  Csanad  et  d'Arad  au  Nord-Nord-Ouest  de  Nemetpereg: 

une  ligne  ä  d6terminer  sur  le  terrain  passant  entre  Nagylak  et  la 
Station  de  chemin  de  fer ; 

de  lä,  vers  TEst-Nord-Est  jusqu'ä  un  point  ä  choisir  sur  le  terrain 
entre  les  localit^s  Battonya  et  de  Tornya : 

cette  limite  administrative  en  passant  au  Nord  de  Nemetpereg  et  de 
Kispereg : 

de  lä,  et  jusqu'ä  la  cote  123  (1  kilometre  200  environ  ä  l'Est  de  Magos- 
liget),  point  commun  aux  trois  frontieres  de  la  Hongrie,  de  la  Roumanie  et 
de  la  Tchöco-Slovaquie  territoire  ruthene: 

une  ligne  ä  d6terminer  sur  le  terrain  passant  ä  l'Ouest  de  Nagyvarjas, 
Kisvarjas  et  Nagyiratos,  ä  l'Est  de  Dombegyhaz.  Kevermes  et  d'Elek,  ä 
l'Ouest  d'Ottlaka.  Nagy-Pel,  Gyula-Varsand,  Ant  et  d'Illye,  ä  l'Est  de  Gyula, 
Gyula-Vari  et  Kötegyan.  coupant  la  voie  ferr6e  de  Nagyszalonta  ä  Gyula  ä 
environ  12  kilometres  de  Nagyszalonta  et  entre  les  deux  bifurcations  que 
forme  le  croisement  de  cette  voie  ferr6e  avec  la  voie  ferr^e  de  Szeghalom  ä 
Erdögyarak ;  passant  ä  l'Est  de  Mehkerek,  ä  l'Ouest  de  Nagyszalonta  et  de 
Marczihaza,  ä  l'Est  de  Geszt,  ä  lOuest  d'Atyas,  Olah-Szt-Miklos  et  de  Rojt, 
ä  l'Est  d'ügra  et  d'Harsany,  ä  TOuest  de  Körösszeg  et  de  Körös-Tarjan,  ä 
l'Est  de  Szakal  et  de  Berek-Böszürmeny,  ä  l'Ouest  de  Bors,  ä  l'Est  d'Artand, 
ä  l'Ouest  de  Nagy-Szanto,  ä  l'Est  de  Nagy-Kereki.  ä  l'Ouest  de  Pelbarthida 
et  de  Bihardioszeg,  ä  l'Est  de  Kis-Marja,  ä  l'Ouest  de  Csokaly.  ä  l'Est  de 
Nagyleta  et  d'Almosd,  ä  l'Ouest  d'Er-Selind,  ä  l'Est  de  Bagamer,  ä  l'Ouest 
d'Er-Kenez  et  d'Ermihalyfalva,  ä  l'Est  de  Szt-György-Abrany  et  de  Peneszlek, 
ä  l'Ouest  de  Szaniszlo,  Bere-Csomaköz,  Feny,  Csanalos,  Börvely  et  de  Doma- 
hida,  ä  l'Est  de  Vallaj,  ä  l'Ouest  de  Csenger-Bagos  et  d'Ovari.  ä  l'Est  de 
Csenger-Üjfalu,  ä  lOuest  de  Dara,  ä  l'Est  de  Csenger  et  de  Komlod-Totfalu. 
ä  rOuest  de  Pete,  ä  l'Est  de  Nagy-Gecz,  ä  l'Ouest  de  Szaraz-Berek,  ä  l'Est 
de  Mehteiek,  Garbolcz  et  de  Nagy-Hodos,  ä  l'Ouest  de  Fertös-Almas.  ä  l'Est 
de  Kis-Hodos,  ä  l'Ouest  de  Nagy-Palad.  ä  l'Est  de  Kis-Palad,  et  de  Magosliget. 

4"  Avec  la  Tch^co-Slovaquie : 

De  la  cote  123  ci-dessus  d(5crite  vers  le  Nord-Ouest  et  jusqu'ä  un  point 
ä  choisir  sur  le  cours  de  la  Batar  ä  1  kilometre  environ  ä  l'Est  de  Magosliget: 

une  ligne  ä  döterminer  sur  le  terrain ; 

de  lä,  le  cours  de  la  Batar  vers  l'avai ; 

de  lä  et  jusqu'ä  un  point  ä  choisir  en  aval  de  Badalo  et  prcs  de  ce 
village : 

le  cours  de  la  Tisza  vers  l'avai ; 

de  lä  vers  Is  Nurd-Nord-Ouest  et  jusqu'ä  un  point  ä  choisir  sur  le 
terrain  au  Nord-Est  de  Darocz : 

une  ligne  ä  d6terminer  sur  le  terrain,  laissant  dans  le  territoire  ruthene 
de  l'Etat  tchßco-slovaque  les  localitos  de  Badalo.  Csoma.  Macsola,  Asztely  et 
Deda.  et  en  territoire  hongrois  les  localites  de  Bereg-Surany  et  Darocz  : 

de  lä  vers  le  Nord-Ouest  jusqu  au  cuntluent  de  la  Fekete  Viz  avec  la 
Csaronda : 

une  ligne  ä  döterminer  sur  le  terrain  passant  par  la  cote  17;».  laissant 
en  territoire   ruthene   les  localit<;s  de  Mczü-Kaszony.    Lonyay  Tn.,  Degenfeld 
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Tn.,  Hetyen,  Horvathi  Tn..  Komjathy  Tn.,  et  en  territoire  hongrois  les 
localit6s  de  Kerek  Gorond  Tn.,  Berki  Tn.  et  Barabas; 

de  lä,  jusqu'ä  un  point  ä  choisir  sur  le  terrain  en  amont  de  la  limite 
administrative  entre  les  comitats  de  Szabolcs  et  Bereg : 

le  cours  de  la  Csaronda  en  aval : 

de  lä  vers  l'Ouest  et  jusqu'au  point  oü  la  limite  ci-dessus  mentionn6e 
venant  de  la  rive  droite  coupe  le  cours  de  la  Tisza : 

une  ligne  ä  d6terminer  sur  le  terrain ; 

de  lä  vers  l'aval  jusqu'au  point  ä  choisir  sur  le  terrain  ä  l'Est-Sud- 
Est  de  Tarkany: 

le  cours  de  la  Tisza ; 

de  lä  d'une  mani6re  g^nörale  vers  l'Ouest  jusqu'ä  un  point  du  cours  de 
la  Ronyva  ä  3  kilom^tres  700  environ  au  Nord  du  pont  entre  la  ville  et  la 
gare  de  Satoralja-Ujhely : 

une  ligne  ä  d6terminer  sur  le  terrain  laissant  ä  la  Tch6co-Slovaquie  les 
localitös  de  Tarkany,  Perbenyik,  Orös,  Kis  Kövesd,  Bodrog-Szerdahely, 
Bodrog-Szog  et  Borsi,  et  ä  la  Hongrie  les  localit6s  de  Damoc,  Laca,  Roz- 
vagy,  Pacin,  Karos,  Felsö-Berecki,  traversant  la  Bodrog  et  coupant  le  triangle 
de  voies  ferr^es  au  Sud-Est  de  Satoralja-üjhely,  en  passant  ä  l'Est  de  cette 
ville  de  teile  fagon  qu'elle  laisse  en  territoire  tchöco-slovaque  toute  la  voie 
ferr^e  Kassa— Csap; 

de  lä  vers  l'amont  et  jusqu'ä  un  point  situ6  pr6s  de  la  cote  125  ä 
1  kilomrtre  500  environ  au  Sud  d'Alsomihalyi : 

le  cours  de  la  Ronyva ; 

de  lä  vers  le  Nord-Ouest  jusqu'ä  un  point  du  cours  de  le  Hernad  ä 
hauteur  de  la  cote  167  situöe  sur  la  rive  droite  au  Sud-Ouest  d'Abaujnadasd : 

une  ligne  ä  döterminer  sur  le  terrain,  suivant  d'une  manifere  g^n^rale 
la  ligne  de  partage  des  eaux  entre  les  bassins  de  la  Ronyva  ä  l'Est  et  de 
la  Bozsva  ä  l'Ouest,  mais  passant  ä  2  kilometres  environ  ä  l'Est  de  Puszta- 
falu,  tournant  ä  la  cote  896  vers  le  Sud-Ouest,  coupant  ä  la  cote  424  la 
reute  Kassa— Satoralja,  et  passant  au  Sud  d'Abaujnadasd; 

de  lä  vers  l'aval  et  jusqu'ä  un  point  ä  choisir  sur  le  terrain  ä  1  kilo- 
mfetre  500  environ  au  Sud-Ouest  d'Abaujvar: 

le  cours  de  la  Hernad ; 

de  lä,  vers  l'Ouest  et  jusqu'ä  la  cote  330  ä  1  kilometre  500  environ 
au  Sud-Sud-Ouest  de  Pereny: 

une  ligne  ä  d^terminer  sur  le  terrain  laissant  ä  la  Tch^co-Slovaquie 
les   localitös   de   Miglecznemeti   et   Pereny,   et  ä  la  Hongrie,  Tornyosnemeti; 

de  lä,  vers  l'Ouest  et  jusqu'ä  la  cote  291  ä  3  kilometres  500  environ 
au  Sud-Est  de  Janok : 

la  ligne  de  partage  des  eaux  entre  les  bassins  de  la  Bodva  au  Nord  et 
la  Rakacza  au  Sud,  tout  en  laissant  en  territoire  hongrois  la  route  sur  la 
crete  au  Sud-Est  de  Buzita ; 

de  lä,  vers  l'Ouest-Nord-Ouest  et  jusqu'ä  la  cote  431  ä  3  kilometres 
environ  au  Sud-Ouest  de  Torna : 

une  ligne  ä  döterminer  sur  le  terrain  laissant  ä  la  Tch6co-Slovaquie 
les  localitös  de  Janok,  Tornahorvati  et  Bodvavendegi,  et  ä  la  Hongrie  les 
localit^s  de  Tornaszentjakab  et  Hidvegardo ; 

de  lä  vers  le  Sud-Ouest  jusqu'ä  la  cote  365  ä  12  kilometres  environ 
au  Sud-Sud-Est  de  Pelsöcz : 

une  ligne  ä  döterminer  sur  le  terrain  passant  par  les  cotes  601,  381 
(sur  la  route  Rozsnyo-Edeleny),  557,  et  502 ; 

de  lä  vers  le  Sud-Sud-Ouest,  jusqu'ä  la  cote  305  ä  7  kilometres  environ 
au  Nord-Ouest  de  Putnok: 
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la  ligne  de  partage  des  eaux  entre  les  bassins  de  la  Sajo  ä  l'Ouest  et 
des  Szuha  et  Kelemeri  ä  l'Est ; 

de  la  vers  le  Sud-Sud-Ouest  jusqu'ä  la  cote  278  au  Sud  da  confluent 
de  la  Sajo  et  de  la  Rima: 

une  ligne  ä  döterminer  sur  le  terrain,  trac^e  de  teile  fagon  qu'elle  laisse 
la  gare  de  Banreve  ä  la  Hongrie  tout  en  permettant.  le  cas  6ch6ant,  la  con- 
struction  en  territoire  tch^co-slovaque  d'un  raccordement  entre  les  deux  voies 
ferr^es  de  Pelsöcz  et  de  Losoncz ; 

de  lä  vers  le  Sud-Ouest  jusqu'ä  la  cote  485  ä  10  kilom^tres  environ 
ä  l'Est-Nord-Est  de  Salgo  tarjan: 

une  ligne  ä  d^terminer  sur  le  terrain  suivant  d'une  mani^re  g^närale 
la  ligne  de  partage  des  eaux  entre  les  bassins  de  la  Rima  au  Nord  et  des 
Hangony  et  Tarna  au  Sud ; 

de  lä  vers  l'Ouest-Nord-Ouest  jusqu'ä  la  cote  727 : 

une  ligne  ä  döterminer  sur  le  terrain,  laissant  ä  la  Hongrie  des  localitäs 
et  les  mines  de  Zagyva-Rona  et  de  Salgo  et  passant  au  Sud  de  la  Station 
de  Somos-Üjfalu; 

de  lä  vers  le  Nord-Ouest  et  jusqu'ä  la  cote  391  ä  7  kilom^tres  environ 
ä  l'Est  de  Litke: 

une  ligne  suivant  d'une  mani^re  gön^rale  la  crete  limitant  au  Nord-Est 
le  bassin  de  la  Dobroda  et  passant  par  la  cote  446; 

de  lä  vers  le  Nord-Ouest  et  jusqu'ä  un  point  ä  choisir  sur  le  cours  de 
l'Eipel  (Ipoly)  ä  1  kilom^tre  500  environ  au  Nord-Est  de  Tarnocz: 

une  ligne  ä  döterminer  sur  le  terrain  passant  par  la  cote  312  et  entre 
Tarnocz  et  Kalonda ; 

de  lä  vers  le  Sud-Ouest  et  jusqu'ä  un  point  ä  choisir  sur  la  boucle  de 
l'Eipel  ä  1  kilometre  environ  au  Sud  de  Tesmag : 

le  cours  de  l'Eipel  vers  l'aval ; 

de  lä  vers  l'Ouest  et  jusqu'ä  un  point  ä  choisir  sur  le  cours  de  l'Eipel 
ä  1  kilometre  environ  ä  l'Ouest  de  Tesa: 

uae  ligne  ä  döterminer  sur  le  terrain  de  teile  fa^on  qu'elle  passe  au 
Sud  de  la  Station  d'Ipolysag  et  qu'elle  laisse  entierement  en  territoire  tch^co- 
slovaque  la  voie  ferr6e  d'Ipolysag  ä  Csata  ainsi  que  l'embranchement  vers 
Korpna  (Karpfen),  tout  en  laissant  ä  la  Hongrie  les  localitös  de  Bernecze 
et  Tesa; 

de  lä  vers  le  Sud,  et  jusqu'ä  son  confluent  avec  le  Danube : 

le  cours  de  l'Eipel  vers  l'aval ; 

de  lä  vers  l'amont  et  jusqu'ä  un  point  ä  fixer  ä  2  kilomötres  environ 
ä  l'Est  de  Antonienhof  (Est  de  Kittsee) : 

le  cours  principal  de  navigation  du  Danube ; 

de  lä,  vers  l'Ouest  et  jusqu'ä  un  point  ä  choisir  sur  le  terrain  ä  environ 
1  kilometre  ä  l'Ouest  de  Antonienhof  (Est  de  Kittsee),  point  commun  aux 
trois  fronti^res  de  l'Autriche,  de  la  Hongrie  et  de  la  Tch6co-Slovaquie : 

une  ligne  ä  döterminer  sur  le  terrain. 

Article  28. 
Les   frontiferes   d^crites   par   le   present  Trait6   sont   trac^es  pour  leurs 
parties  d^finies.   sur   des   cartes  au  1/1.000,000    annex^es  au  präsent  Trait^. 
En  cas  de  divergences  entre  le  texte  et  les  cartes,  c'est  le  texte  qui  fera  foi. 

Article  29. 
Des  Commissions  de  dt^limitatjon.   dont  la  composition  est  fix^e  par  le 
präsent  Trait6    ou   sera   fix(3e  par  un  Traiti'^  entre  les  Principales  Puissances 
alliöes  et  associees   et   les  ou  l'un  quelconque  des  Htats  intöressös,  auront  ä 
tracer  ces  fronti^res  sur  le  terrain. 
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Elles  auront  tout  pouvoir,  non  seulement  pour  la  d6termination  des 
fractions  döfinies^sous  le  nom  de  „ligne  ä  d6terminer  sur  le  terrain",  mais 
encore  si  un  des  Etats  int(5ress6s  en  fait  la  demande,  et  si  la  Commission  en 
approuve  l'opportunit^  pour  la  revision  des  fractiims  d(jfinies  par  des  limites 
administratives  (sauf  pour  les  fronti^res  internationales  existant  en  aoüt  1914, 
oü  le  role  des  Commissions  se  bornera  au  r6colemeot  des  poteaux  ou  des 
bornes).  Elles  s'efforceront,  dans  ces  deux  cas,  de  suivre  au  plus  pres  les 
döfinitions  donn^es  dans  les  Trait6s,  en  tenant  compte  autant  que  possible 
des  limites  administratives  et  des  int^rets  6conomiques  locaux. 

Les  döcisions  des  Commissions  seront  prises  k  la  majorit(5  des  voix  et 
seront  obligatoires  pour  les  parties  int6ress6es. 

Les  d^penses  de  Commissions  de  dölimitation  seront  support6es.  par 
parties  Egales,  par  les  deux  Etats  int6ress6s. 

Article  30. 

En  ce  qui  concerne  les  fronti^res  d^finies  par  un  cours  d'eau,  les  termes 
„cours"  ou  ,chenal"  employös  dans  les  descriptions  du  präsent  Traitö  signifient 
d'une  part,  pour  les  fleuves  non  navigables,  la  ligne  mediane  du  cours  d'eau 
ou  de  son  bras  principal,  et  d'autre  part,  pour  les  fleuves  navigables,  la 
ligne  mediane  du  chenal  de  navigation  principal.  Toutefois,  il  appartiendra 
aux  Commissions  de  d6limitation,  pr^vues  par  le  präsent  Trait6,  de  sp6cifier 
si  la  ligne  fronti&re  suivra,  dans  ses  döplacements  6ventuels,  le  cours  ou  le 
chenal  ainsi  d^fini,  ou  si  eile  sera  dötermin^e  d'une  maniüre  definitive  par  la 
Position  du  cours  ou  du  chenal,  au  moment  de  la  mise  en  vigueur  du 
präsent  Traitä. 

Article  31. 

Les  divers  Etats  int6ress6s  s'engagent  ä  fournir  aux  Commissions  tous 
documents  näcessaires  ä  leurs  travaux,  notamment  des  copies  authentiques 
des  proces-verbaux  de  dölimitation  de  fronti^res  actuelles  ou  anciennes,  toutes 
les  cartes  ä  grande  Schelle  existantes,  les  donnäes  gäod^siques,  les  lev6s  ex6- 
cutäs  et  non  publiäs,  les  renseignements  sur  les  divagations  des  cours  d'eau 
frontiferes. 

Ils  s'engagent,  en  outre,  k  prescrire  aux  autoritös  locales  de  communiquer 
aux  Commissions  tous  documents,  notament  les  plans,  cadastres  et  livres 
fonciers,  et  de  leur  fournier  sur  leur  demande  tous  renseignements  sur  la 
propriäte,  les  courants  äconomiques  et  autres  informations  näcessaires. 

Article  32. 
Les  divers  Etats  int6ress6s  s'engagent  ä  preter  assistance  aux  Commissions 
de  dälimitation,   soit  directement,    soit   par  l'entremise   des  autoritös  locales, 
pour  tout  ce  qui  concerne  le  transport,  logement,  la  main-doeuvre,  les  mat6riaux 
(poteaux,  bornes)  näcessaires  ä  l'accomplissement  de  la  mission. 

Article  33. 
Les   divers   Etats   intäressäs   s'engagent   k   faire    respecter    les   rep^res 
trigonomätriques    signaux,     poteaux     ou     bornes     frontieres     places     par    la 
Commission. 

Article  34. 
Les   bornes   seront   plac6es   ä   distance   de   vue   l'une   de  l'autre;    elles 
seront  numerot6es  et  leur  emplacement  et  leur  numero  seront  portäs  sur  un 
document  cartographique. 

Article  35. 
Les  proces-verbaux  däfinitifs  de  dälimitation,  les  cartes  et  documents 
annexäs  seront  6tablis  en  triple  original  dont  deux  seront  transmis  aux 
Gouvernements  des  Etats  limitrophes,  et  le  troisieme  sera  transmis  au 
Gouvernement  de  la  R6publique  fran^aise,  qui  en  dälivrera  des  exp6ditions 
authentiques  aux  Puissances  signataires  du  präsent  Traitä. 
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Partie  III. 
Clanses  Politiques. 

Section  I. 
Italie. 

Article  36. 
La  Hongrie  renonce  en  ce  qui  la  concerne,  en  faveur  de  l'Italie,  ä  tous 
droits  et  titres  auxquels  eile  pourrait  prötendre  sur  les  territoires  de  l'anci- 
enne  Monarchie  austro-hongroise  reconnus  comme  faisant  partie  de  l'Italie, 
conform^ment  ä  l'Article  36,  alin6a  1",  du  Trait6  de  paix  conclu  le 
10  septembre   1919   entre   les   Paissances   alliöes   et  associ^es,   et  l'Autriche. 

Article  37. 
Aucune    somme   ne    sera    due    par    l'Italie    du   chef   de   son   entr6e   en 
possession  du  Palazzo-Venezia,  ä  Rome. 

Article  38. 
Le  Hongrie    restituera    ä    l'Italie,   dans   un   d6lai   de   trois  mois ;    tous 
wagons  appartenant   aux   chemins   de   fer  italiens  qui,   avant  le  d6but  de  la 
guerre,  6taient  pass6s  en  Autriche,   et   se  trouvent  actuellement  en  Hongrie. 

Article  39. 
Par  d^rogation  ä  l'Article  252,  Partie  X  (Clauses  ^conomiques),  les 
personnes  ayant  leur  rösidence  habituelle  dans  les  territoires  de  l'ancienne 
Monarchie  austro-hongroise  transf^rös  ä  l'Italie,  conform6ment  ä  l'Article  36, 
alin6a  1",  du  Trait6  de  paix  avec  l'Autriche  et  qui,  pendant  la  guerre  se 
sont  trouv6s  hors  des  territoires  de  l'ancienne  monarchie  austro-hongroise, 
ou  bien  avaient  6t6  emprisonn^es,  Internöes  ou  6vacu6es,  jouiront  intägralement 
des  dispositions  pr^vues  aux  articles  235  et  236,  Partie  X  (Clauses  6cono- 
miques)  du  präsent  Traitö. 

Article  40. 
Les  jugements  rendus  en  matiere  civile  et  commerciale  depuis  le  4 
aoüt  1914  par  les  tribunaux  des  territoires  transf6r6s  ä  l'Italie  coniorm^ment 
ä  l'article  36,  alinöa  1",  du  Trait6  de  paix  avec  l'Autriche,  entre  des  habitants 
desdits  territoires  et  des  ressortissants  de  l'ancien  Royaume  de  Hongrie  ne 
seront  exöcutoires  qu'apres  exequatur  prononc^  par  le  nouveau  Tribunal 
correspondant  des  territoires  en  question. 

Tous  jugements  rendus  depuis  le  4  aoüt  1914  par  les  autoritös  judi- 
ciaires  de  l'ancienne  monarchie  austro-hongroise  contre  des  ressortissants 
italiens  ou  contre  ceux  auxquels  la  nationalit6  italienne  sera  acquise  con- 
form6ment  au  Trait6  de  paix  avec  l'Autriche,  pour  crimes  ou  d6lits  politiques, 
seront  r6put6s  nuls. 

Section  II. 
Ötat  Serbe-Croate-Slovene. 

Article  41. 
La  Hongrie   reconnait,   comme   l'ont  dejä  fait  les  Puissances  alliöes,  et 
associ6es,  rentiere  ind6pendance  de  l'Etat  serbe-croate-slovene. 

Article  42. 
La  Hongrie  renonce,  en  ce  qui  la  concerne,  en  favear  de  l'Etat  serbe- 
croate-slov^nc,  ä  tous  droits  et  titres  sur  les  territoires  de  l'ancienne  monarchie 
austro-hongroise  situ6s  au-delä  des  frontieres  de  la  Hongrie,  telles  qu'elles 
sont  d6crites  ä,  l'article  27,  Partie  II  (Frontieres  de  la  Hongrie)  et  reconnus 
par  le  präsent  Trait6,  ou  par  tous  autres  Trait^s  conclus  en  vue  de  rt^gler 
les   affaires  actuelles,   comme   faisant   partie   de  ri^]tat   serbo-croate  slovöne. 
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Article  43. 

üne  Commission  compos6e  de  sept  membres,  dont  cinq  seront  nomm^s 
par  les  Principales  Puissances  alli^es  et  associ6es,  un  par  l'Etat  serbe-croate- 
slovene  et  un  par  la  Hongrie,  sera  constitu6e  dans  les  quinze  jours  qui 
soivront  la  mise  en  vigucurs  du  präsent  Trait6,  pour  fixer  sur  place  le  trac6 
de  la  ligne  frontifere  döcrite  ä  l'artice  27-2",  Partie  II  (Fronti^res  de  la 
Hongrie^. 

Article  44. 

L'Etat  serbe-croate-slov^ne  reconnait  et  confirme,  vis-a-vis  de  la  Hongrie, 
son  engagement  d'agr6er  l'insertion  dans  un  Trait6  conclu  avec  les  Princi- 
pales Puissances  alliöes  et  assosi^es,^  des  dispositions  jugöes  n6cessaires  par 
ces  Puissances  pour  protöger  dans  l'Etat  serbe-croate-slov^ne  les  int^rfts  des 
habitants  qui  different  de  la  majorit6  de  la  population  par  la  race,  la  langue 
QU  la  religion  ainsi  que  pour  prot6ger  la  libert6  du  transit  et  un  regime 
^quitable  pour  le  commerce  des  autres  Nations. 

La  Proportion  et  la  nature  des  charges  financieres  de  la  Hongrie,  que 
l'Etat  serbe-croate-slov^ne  aura  ä  supporter  en  raison  du  territoire  plac6 
sous  sa  souverainet6,  seront  fix^es  conlormöment  ä  l'article  186,  Partie  IX 
(Clauses  financieres)  du  präsent  Trait6. 

Des  Conventions  ultörieures  regleront  toutes  questions,  qui  ne  seraient 
pas  r6gl6es  par  le  präsent  Trait6  et  que  pourrait  faire  naitre  la  cessicn  dudit 
territoire. 

Section  III. 

Roumanie. 

Article  45. 
La  Hongrie  renonce,  en  ce  qui  la  concerne,  en  faveur  de  la  Roumanie, 
ä  tous  droits  et  titres  sur  les  territoires  de  l'ancienne  monarcbie  austro- 
hongroise,  situ6s  au  delä  des  frontieres  de  la  Hongrie,  telles  qu'elles  sont 
fix6es  ä  l'article  27,  Partie  II  (Frontieres  de  la  Hongrie)  et  reconnus  par  le 
präsent  Traitö  ou  par  tous  autres  Trait^s  conclus  en  vue  de  regier  les  affaires 
actuelles,  comme  faisant  partie  de  la  Roumanie. 

Article  46. 
üne  Commission  compos^e  de  sept  membres,  dont  cinq  seront  nomm^s 
par  les  Principales  Puissances  alliöes  et  associöes,  un  par  la  Roumanie  et  un 
par  la  Hongrie;  sera  constitu^e  dans  les  quinze  jours  qui  suivront  la  mise 
en  vigueur  du  präsent  Trait6,  pour  fixer  sur  place  le  trac^  de  la  ligne 
frontiere  prövue  ä  l'article  27-3°,  Partie  II  (Frontieres  de  la  Hongrie). 

Article  47. 

La  Roumanie  reconnait  et  confirme,  vis-ä-vis  de  la  Hongrie,  son 
engagement  d'agr6er  l'insertion  dans  un  Traite  conclu  avec  les  Principales 
Puissances  alliöes  et  associ6es  des  dispositions  jug6es  nöcessaires  par  ces 
Puissances  pour  protöger  en  Roumanie  les  int6rets  des  habitans  qui  different 
de  la  majorite  de  la  population  par  la  race,  la  langue  ou  la  religion,  ainsi 
que  pour  proteger  la  liberte  du  transit  et  un  regime  equitable  pour  le 
commerce  des  autres  Nations. 

La  Proportion  et  la  nature  des  charges  financieres  de  la  Hongrie,  que 
la  Roumanie  aura  ä  supporter  en  raison  du  territoire  place  sous  sa  souve- 
rainete,  seront  fixees  conformement  ä  l'article  186,  Partie  IX  (Clauses 
financieres)  du  prösent  Traite. 

Des  Conventions  ulterieures  regleront  toutes  questions,  qui  ne  seraient 
pas  reglees  par  le  present  Traite  et  que  pourrait  faire  naitre  la  cession  dudit 
territoire. 
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Section  IV. 
Etat  Tchäco-Slovaque. 

Article  48. 
La  Hongrie  reconnait,   comme   l'^ont  döjä   fait  les  Puissances  alli^es  et 
associöes,  rentiere  indöpendance  de  l'Etat   tchöco-slovaque,  qui  comprenda  le 
territoire  autonome  des  Ruthenes  au  Sud  des  Carpathes. 

Article  49. 
La  Hongrie  renonce,  en  ce  qui  la  concerne,  en  faveur  de  TEtat  tch^co- 
slovaque,  ä  tous  droits  et  titres  sur  les  territoires  de  l'ancienne  monarchie 
austro-hongroise,  situ6s  au-delä  des  fronti^res  de  la  Hongrie,  telles  qu'elles 
sont  fix^es  ä  l'article  27,  Partie  II  (Frontieres  de  la  Hongrie)  et  reconnus 
par  le  präsent  Traite  ou  par  tous  autres  trait^s  conclus  en  vue  de  regier 
les  affaires  actuelles,  comme  faisant  partie  de  l'Etat  tchdco-slovaque. 

Article  50. 
üne  Commission  composöe  de  sept  membres,  dont  cinq  seront  nomm6s 
par  les  Principales  Puissances  alli^es  et  associöes,  un  par  l'Etat  tch6co- 
slovaque  et  un  par  la  Hongrie;  sera  constituöe  dans  Its  quinze  jours  qui 
suivront  la  mise  en  vigueur  du  präsent  Trait6,  pour  fixer  sur  place  le  trac6 
de  la  ligne  frontiere  pr6vue  ä  l'article  27-4^,  Partie  II  (Fronti^res  de  la 
Hongrie). 

Article  51. 
L'Etat  tch^co-slovaque   s'engage  ä  n'^lever  aucun  ouvrage  militaire   sur 
la  partie  de  son  territoire  qui  est  situ6  sur  la  rive  droite  du  Danube  au  sud 
de  Bratislava  (Presbourg). 

Article  52. 
La  Proportion  et  la  nature   des   charges-financi^res  de  la  Hongrie,  que 
l'Etat  tchöco-slovaque  aura  ä  supporter  en  raison  du  territoire  plac6  sous  sa 
souverainetö,    seront   fixöes   conformöment  ä  l'article  186,  Partie  IX  (Clauses 
financi^res)  du  präsent  Trait6. 

Des  Conventions  ult^rieures  regleront  toutes  questions,  qui  ne  seraient 
pas  r^glöes  par  le  präsent  Trait6  et  que  pourrait  faire  naitre  la  cession 
dudit  territoire. 

Section  V. 
Fiume. 

Article  53. 

La  Hongrie  renonce  ä  tous  droits  et  titres  sur  Fiume  et  les  territoires 
adjacents,  appartenant  ä  l'ancien  royaume  de  Hongrie  et  compris  dans  les 
limites  qui  seront  ult^rieurement  fix^es. 

La  Hongrie  s'engage  ä  reconnaitre  les  stipulations  qui  interviendront 
relativement  ä  ces  territoires,  notamment  en  ce  qui  concerne  la  nationalit^ 
des  habitants,  dans  les  Trait^s  destin^s  ä  regier  les  affaires  actuelles. 

Section  VI. 
Protection  des  Minoritös. 

Article  54. 
La  Hongrie  s'engage  ä  ce  que  les  stipulations  contenues  dans  la  präsente 
Section  soient  reconnues  comme  lois  fondamentales,  i  ce  qu'aucune  loi,  aucun 
r^glement  ni  aucune  action  officielle  ne  soient  en  contradiction  ou  en  Opposition 
avec  ces  stipulations  et  ä  ce  qu'aucune  loi,  aucun  röglcment  ni  aucune  action 
officielle  ne  pr6valent  contre  elles. 

31* 
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Article  55. 

La  Hongrie  s'engage  ä  accorder  k  tous  les  habitants  de  Ifongrie  pleine 
et  entiöre  protection  de  leur  via  et  de  leur  libertö  sans  distinction  de 
naissance,  de  nationalit6,  de  langage,  de  race  ou  de  religion. 

Tous  les  habitants  de  la  Hongrie  auront  droit  au  libre  exercice,  tant 
public  que  priv6,  de  toute  foi,  religion  ou  croyance,  dont  la  pratique  ne  sera 
pas  incompatible  avec  l'ordre  public  et  les  bonnes  moeurs. 

Article  56. 
La  Hongrie  roconnait  comme   ressortissants  hongrois,  de  plein  droit  et 
sans  aucune  formalit6,   toutes   les   personnes  ayant  l'indigönat  (pertinenza) 
sur  le  territoire  hongrois  ä  la  date  de  la  misp  en  vigueur  du  präsent  Trait6 
et  qui  ne  sont  pas  ressortissants  d'un  autre  Etat. 

Article  57. 
La  nationalit6  hongroise  sera  acquise   de   plein   droit,   par   le  seul  fait 
de   la  naissance   sur   le   territoire   hongrois,  ä  toute  personne  ne  pouvant  se 
pr^valoir,  par  sa  naissance,  d'une  autre  nationalitö. 

Article  58. 

Tous  les  ressortissants  hongrois  seront  6gaux  devant  la  loi  et  jouiront 
des  mSmes  droits  civils  et  politiques  sans  distinction  de  race,  de  langage  ou 
de  religion. 

La  diff^rence  de  religion,  de  croyance  ou  de  confession  ne  devra  nuire 
ä  aucun  ressortissant  hongrois  en  ce  qui  concerne  la  jouissance  des  droits 
civils  et  politiques,  notamment  pour  l'admission  aux  emplois  publics,  fonctions 
et  honneur  ou  l'exercice  des  difförentes  professions  et  industries. 

H  ne  sera  ädictö  aucune  restriction  contre  le  libre  usage  pour  tout 
ressortissant  hongrois  d'une  langue  quelconque  soit  dans  les  relations  priv6es 
ou  de  commerce,  soit  en  matiere  de  religion,  de  presse,  ou  de  publications 
de  toute  nature,  soit  dans  les  räunions  publiques. 

Nonobstant  l'^tablissement  par  le  Gouvernement  hongrois  d'une  langue 
officielle,  des  facilit^s  appropriöes  seront  donnöes  aux  ressortissants  hongrois 
de  langue  autre  que  le  hongrois,  pour  l'usage  de  leur  langue,  soit  oralement, 
soit  par  6crit  devant  les  tribunaux. 

Les  ressortissants  hongrois,  appartenant  ä  des  minoritös  ethniques,  de 
religion  ou  de  la  langue,  jouiront  du  meme  traitement  et  des  memes  garan- 
ties  en  droit  et  en  fait  que  les  autres  ressortissants  hongrois.  Ils  auront 
notamment  un  droit  6gal  ä  cr6er,  diriger  et  controier  ä  leurs  frais  des  in- 
stitutions  charitables,  religieuses  ou  sociales,  des  6coles  et  autres  Etablisse- 
ments d'6ducation,  avec  le  droit  d'y  faire  librement  usage  de  leur  propre 
langue  et  d'y  exercer  librement  leur  religion. 

Article  59. 

En  matiere  d'enseignement  public,  le  Gouvernement  hongrois  accordera 
dans  les  villes  et  districts  oü  r6side  une  proportion  consid^rable  de  ressor- 
tissants hongrois  de  langue  autre  que  la  langue  hongroise,  des  facilit6s 
appropri^es  pour  assurer  que  dans  les  6coles  primaires,  l'instruction  sera 
donn6e,  dans  leur  propre  langue,  aux  enfants  de  ces  ressortissants  hongrois. 
Cette  stipulation  n'empechera  pas  le  Gouvernement  hongrois  de  rendre  obli- 
gatoire  l'enseignement  de  la  langue  hongroise  dans  lesdites  6coles. 

Dans  les  villes  et  districts,  oü  r^side  une  proportion  considärable  de 
ressortissants  hongrois  appartenant  ä  des  minoritös  ethniques,  de  religion  ou 
de  langue,  ces  minoritös  se  verront  assurer  une  part  öquitable  dans  le 
bönöfice  et  l'affectation  des  sommes,  qui  pourraient  6tre  attribu6es  sur  les 
fonds  public  par  le  budget  de  l'Etat,  les  budgets  municipaux  ou  autres,  dans 
un  but  d'Education,  de  religion  ou  de  charitE. 
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Articie  60. 

La  Hongrie  agr6e  qua,  dans  la  mesure  oü  las  stipulations  des  articles 
pr^cödants  de  la  pr6sente  Section  affectent  des  personnes  appartenant  ä  das 
minoritös  de  race,  de  religion  ou  de  langue,  ces  stipulations  constituent  des 
obligations  d'int^ret  international  et  seront  placöes  sous  la  garantie  de  la 
Soci6t6  des  Nations.  Ellas  ne  pourront  gtre  modifiöes  sans  l'assentiment  de 
la  majoritö  du  Conseil  de  la  §oci6t6  des  Nations.  Las  Puissances  alli^as  et 
associös  raprösantöas  dans  le  Conseil  s'engagant  respectivament  ä  ne  pas 
refuser  laur  assentiment  ä  toute  modification  desdits  articles,  qui  serait  con- 
sentie  en  due  forma   par   une  majoritö  du  Conseil  de  la  Soci6t6  des  Nations. 

La  Hongrie  agr6e  que  tout  Membre  du  Conseil  de  la  Soci6t6  des 
Nations  aura  le  droit  de  signaler  ä  l'attention  du  Conseil  toute  infraction 
ou  danger  d'infraction  ä  l'une  quelconque  de  ces  obligations,  et  qua  le 
Conseil  pourra  proc^dar  de  teile  facon  et  donner  telles  Instructions  qui 
paraitront  appropri6es  et  efficaces  dans  la  circonstance. 

La  Hongrie  agr^e  en  outre  qu'en  cas  de  divergance  d'opinion,  sur  des 
questions  de  droit  ou  de  fait  concernant  ces  articles,  antra  le  Gouvernement 
hongrois  et  l'une  quelconque  des  Puissances  alliöes  et  associäes,  ou  toute 
autre  Puissance,  Membre  du  Conseil  de  la  Sociötö  des  Nations,  cette  diver- 
gence  sera  considör6e  comme  un  diSörand  ayant  un  caractöre  international 
Selon  les  termes  de  l'article  14  du  Pacte  de  la  Soci^tö  des  Nations.  Le 
Gouvernement  hongrois  agr^e  que  tout  difförend  de  ce  ganre  sera,  si  l'autre 
partie  le  demande,  i6i€r€  ä  la  Cour  permanente  de  justice  internationale. 
La  d^cision  de  la  Cour  permanente  sera  sans  appel  et  aura  la  mßme  force 
€t  valeur  qu'une  döcision  rendue  en  vertu  de  l'article  13  du  Pacte. 

Section  VIL 

Clausas  Concernant  la  Nationalit^. 

Articie  61. 

Toute  parsonne  ayant  l'indigönat  (partinenza)  sur   un   territoire  faisant 

antörieurament  partie  des  territoires  da  l'ancienne  monarchie  austro-hongroise 

acquerra    de   piain    droit    et    ä    l'exclusion .  de    la    nationalitö    hongroise.    la 

nationalitö  de  l'Etat  exer^ant  la  souverainet^  sur  ledit  territoire. 

Articie  62. 
Nonobstant  la  disposition  de  l'article  61,  les  personnes  qui  ont  obtenu 
l'indigönat  postörieuremant  au  1er  janvier  1910  dans  un  territoire  transft-^r6 
ä  l'Etat  sarbe-croate-slovene  ou  ä  l'i^tat  tchöco-slovaque  en  vertu  du  pr6sent 
Trait6,  n'acquerront  la  nationalitö  serbe-croate  slov^ne  ou  tch^co-slovaque 
qu'ä  ja  condition  d'en  obtenir  l'autorisation  de  l'Etat  serbe-croate-slov6ne  ou 
de  l'Etat  tch6co-slovaque,  selon  les  cas. 

Si  l'autorisation  vis^e  ä  l'alin^a  pr6c6dent  n'est  pas  demand^e  ou  est 
refus^e,  les  int6ress6s  acquerront  de  plein  droit  la  nationalitö  de  l'Etat  exergant 
la   souverainetö   sur  le  territoire,   dans  lequel  ils   avaient  prtScedemment  leur 

^^^^S6^^^-  Articie  (>3. 

Les  personnes  ;1g(5as  de  plus  de  18  ans,  perdant  leur  nationalitö  hongroise 
et  acquörant  de  plein  droit  une  nouvelle  nationalite  en  vertu  de  l'article  61, 
auront  la  facultö,  pendant  une  pöriode  d'un  an  ä  dater  de  la  mise  en  vigueur 
du  präsent  Traitö,  d'opter  pour  la  nationalittS  de  l'Etat  dans  lequel  elles 
avaient  leur  indigönat  avant  d'acquerir  leur  indig^nat  dans  le  territoire  tr;insft?rt\ 

L'option  du  mari  entrainera  celle  de  la  femme  et  l'option  des  parents 
entrainera  celle  de  leurs  anfants  Agös  de  moins  de  liS  ans. 

Les  personnes  ayant  exerc(5  le  droit  d'uption  ci-dessus  pr^vu  devront, 
dans  les  douze  mois  qui  suivront,  transporter  leur  domicile  dans  l'Etat  en 
faveur  duquel  elles  auront  optd. 


486  II-  Friedensverträge  der  Ä.lliierten  mit  den  Zentralmächten. 

Elles  seront  libres  de  conserver  les  biens  immobiliers  qu'elles  poss^dent 
sur  le  territoire  de  l'autre  lÖtat  oii  elles  auraient  eu  leur  domicile  ant^rieu- 
rement  k  leur  option. 

Elles  pourront  empörter  leurs  biens  meubles  de  toute  nature.  II  ne 
leur  sera  impos6,  de  ce  fait,  aucun  droit  ou  taxe  soit  de  sortie,  soit  d'entr6e. 

Article  ()4. 

Les  personnes  qui  ont  l'indig^nat  dans  un  territoire  faisant  partie  de 
l'ancienne  monarchie  austro-hongroise,  et  qui  y  d^ff^rent,  par  la  race  et  la  langue, 
de  la  majoritö  de  la  population,  pourront,  dans  le  d61ai  de  six  mois  ä  dater  de 
la  mise  en  vigueur  du  präsent  Trait6,  opter  pour  l'Autriche,  U  Hongrie, 
ritalie,  la  Pologne,  la  Roumanie,  l'Ktat  serbe-croate-slov^ne  ou  TEtat  tch^co- 
slovaque,  selon  que  la  majorit6  de  la  population  y  sera  composee  de  personnes 
parlant  la  meme  langue  et  ayant  la  meme  race  qu'elles.  Les  dispositions 
de  l'article  63,  concernant  l'exercice  du  droit  d'option,  seront  applicables  ä 
rexercice  du  droit  reconnu  par  le  präsent  article. 

Article  65. 

Les  Hautes  Parties  Contractantes  s'engagent  ä  n'apporter  aucune  entrave 
ä  l'exercice  du  droit  d'option  pr6vu  par  le  prösent  Trait6  ou  par  les  Trait6s 
conclus  entre  les  Puissances  alli6es  et  associöes  et  l'Allemagne,  l'Autriche  ou 
ou  la  Ptoussie,  ou  entre  lesdites  Puissances  alliöes  et  associ^es  ellesmemes, 
et  permettant  aux  int6ress6s  d'acqu^rir  toute  autre  nationalitö  qui  leur  serait 
ouverte. 

Article  66. 

Les  femmes  marines  suivront  la  condition  de  leurs  maris  et  les  enfants 
äg6s  de  moins  de  18  ans  suivront  la  condition  de  leurs  parents  pour  tout  ce 
qui  concerne  l'application  des  dispositions  de  la  präsente  Section. 

Section  VIII. 
Clauses  Politiques  Concernant  Certains  Etats  d'Europe. 

1.  Belgique. 
'Article  67. 
La  Hongrie,  reconnaissant  que  les  Trait^s  du  19  avril  1839,  qui  6ta- 
blissaient  avant  la  guerre  le  regime  de  la  Belgique,  ne  correspondent  plus 
aux  circonstantes  actuelles,  consent,  en  ce  qui  la  concerne,  ä  l'abrogation  de 
ces  Traitös  et  s'engage  ähs  ä  präsent  ä  reconnaitre  et  ä  observer  toutes  Con- 
ventions, quelles  qu'elles  soient,  que  pourront  passer  les  Principales  Puis- 
sances alliöes  et  associöes,  ou  certaines  d'entre  elles,  avec  les  Gouvernements 
de  Belgique  ou  des  Pays-Bas,  ä  l'effet  de  remplacer  lesdits  Trait^s  de  1839. 
Si  son  adh^sion  formelle  ä  ces  Conventions  ou  ä  quelques-unes  de  leurs  dis- 
positions 6tait  requise,  la  Hongrie  s'engage  dfes  maintenant  ä  la  donner. 

2.  Luxembourg. 

Article  68. 

La  Hongrie  däclare  agr6er,  en  ce  qui  la  concerne,  l'abrogation  du  regime 

de  neutralit6  Grand  Duch6  de  Luxembourg  et  accepte  par  avance  tous  arran- 

gements  internationaux  conclus  par  les  Puissance  alli6es  et  associ^es  relative- 

ment  au  Grand  Duch6. 

3.  Sleswig. 

Article  69. 

La  Hongrie  döclare  reconnaitre,  en  ce  qui  la  concerne  toutes  dispositions 

conclues  par  les  Puissances   alli^es  et  associees  avec  l'Allemagne   concernant 

les  territoires,  dont  le  Trait6  du  30  octobre  1864  avait  impos6  l'abandon  au 

Danemark. 
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4.  Turquie  et  Bulgarie. 
Article  70. 
La  Hongrie  s'engage  ä  reconnaitre  et  ä  agr6er,  en  ce  qui  la  concerne, 
tous  arrangements  que  les  Puissances  alli^es  et  associ^es  passeront  ou  ont 
pass6  avec  la  Turquie  et  la  Bulgarie  relativement  aux  droits,  int6rets  et 
Privileges  quelconques  auxquels  la  Hongrie  ou  les  ressortissants  hongrois 
pourraient  pr^tendre  en  Turquie  ou  en  Bulgarie  et  qui  ne  sont  pas  l'objet 
de  dispositions  du  präsent  Trait6. 

5.  Autriche. 

Article  71. 

La  Hongrie  renonce  en  faveur  de  l'Autriche  ä  tous  droits  et  titres  sur 

les   territoires  de  l'ancien   royaume  de  Hongrie,  situ6s  au  delä  des  frontieres 

'de  la  Hongrie,  telles  qu'elles  sont  fixäes  ä  l'article  27-10,  Partie  II  (Frontieres 

de  la  Hongrie). 

üne  Commission  compos6e  de  sept  membres,  dont  cinq  seront  nomm6s 
par  les  Principales  Puissances  alli^es  et  associ^es,  un  par  la  Hongrie  et  un 
par  l'Autriche,  sera  constitu6e  dans  les  quinze  jours  qui  suivront  la  mise  en 
vigueur  du  präsent  Trait6,  pour  fixer  sur  place  le  trac6  de  la  ligne  frontiere 
ci-dessus  pr6vue. 

La  nationalite  des  babitants  des  territoires  vis6s  au  präsent  article  sera 
r6gl6e  conform^ment  aux  dispositions  des  articles  61,  63  ä  66. 

6.  Russie  et  Etats  Russe s. 
Article  72. 

1.  —  La  Hongrie  reconnait  et  s'engage  ä  respecter,  comme  permanente 
et  inali^nable,  l'indöpendance  de  tous  les  territoires  qui  faisaient  partie  de 
l'ancien  Empire  de  Russie  au  1er  aoüt  1914. 

Conform6ment  aux  dispositions  ins6r6es  ä  l'article  193,  Partie  IX 
(Ciauses  financi^res)  et  ä  l'article  227,  Partie  X  (Clauses  ^conomiques)  du 
präsent  Traitö,  la  Hongrie  reconnait  döfinitivement  en  ce  qui  la  concerne 
l'annulation  des  Trait^s  de  Brest-Litovsk,  ainsi  que  de  tous  autres  trait^s 
accords  ou  Conventions  pass6s  par  l'ancien  Gouvernement  austro-hongrois 
avec  le  Gouvernement  maximaliste  en  Russie. 

Les  Puissances  alli^es  et  associ6es  r6servent  express6ment  les  droits  de 
la  Russie  ä  obtenir  de  la  Hongrie  toutes  restitutions  et  r^parations  bas6es 
sur  les  principes  du  präsent  Trait6. 

2.  —  La  Hongrie  s'engage  ä  reconnaitre  la  pleine  valeur  de  tous  les 
Traitös  ou  arrangements  que  les  Puissances  alliees  et  associöes  passeraient 
avec  les  Etats  qui  se  sont  constitu6s  ou  se  constitueront  sur  tout  ou  partie 
des  territoires  de  l'ancien  Empire  de  Russie,  tel  qu'il  existait  au  l^r  aoüt  1914, 
et  ä  reconnaitre  les  frontieres  de  ces  Etats,  telles  qu'elles  seront  ainsi  fix6es. 

Section  IX. 

Dispositions  G6n6rales. 

Article  73. 
L'ind6pendance  de  la  Hongrie  est  inalienable,  si  ce  n'est  du  consentement 
du  Conseil  de  la  Soci6t6  des  Nations.  En  conscquence,  la  Hongrie  s'engage 
ä  s'abstenir,  sauf  le  consentement  dudid  Conseil,  de  tout  acte  de  nature  ;i 
compromettre  son  ind^pendance,  directement  ou  indirectoment  et  par  quelque 
voie  que  ce  soit,  notamment  et  jusqu'ä  son  admission  comme  Membre  do  la 
Societ6  des  Nations,  par  voie  de  participation  aux  affaires  d'une  autre 
Puissance. 
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Article  74. 

La  Hongrie  d6clare  d6s  k  pr6sent  reconnaitre  et  agr^er  les  frontiferes 
de  l'Autriche,  de  la  Bulgarie,  de  la  Gr^^ce,  de  la  Pologne,  de  la  Roumanie, 
de  l'Etat  serbo-croate-slov^ne  et  de  l'Ktat  tch6co-slovaque,  telles  que  ces 
fronti^res  auront  6t6  fix^es  par  les  Principales  Puissances  alliöes  et  associ^es. 

La  Hongrie  s'engage  ä  reconnaitre  la  pleine  valeur  des  Trait6s  de  Paix 
et  Conventions  additionnelles  qui  sont  ou  seront  conclus  par  les  Puissances 
alli^es  et  associ^es,  avec  les  Puissances  ayant  combattu  aux  cot6s  de  l'ancienne 
monarchie  austrohongroise,  k  agr6er  les  dispositions  qui  ont  616  ou  seront 
prises  concernant  les  territoires  de  l'ancien  empire  allemand,  de  l'Autriche, 
du  royaume  de  Bulgarie  et  de  l'empire  ottoman,  et  ä  reconnaitre  les  nouveaax 
Etats  dans  les  fronti^res  qui  leur  sont  ainsi  fix6es. 

Article  75. 

La  Hongrie  renonce,  en  ce  qui  la  concerne,  en  faveur  des  Principales 
Puissances  alliöes  et  associ^es  ä  tous  ses  droits  et  titres  sur  les  territoires 
qui  appartenaient  antörieurement  ä  l'ancienne  monarchie  austro-hongroise  et 
qui,  situ6s  au  delä  des  nouvelles  fronti^res  de  la  Hongrie  telles  qu'elles  sont 
d^crites  ä  l'article  27,  Partie  II  (Frontieres  de  la  Hongrie),  ne  sont  actuelle- 
ment  l'objet  d'aucune  autre  stipulation. 

La  Hongrie  s'engage  ä  reconnaitre  les  dispositions  que  les  Principales 
Puissances  alli^es  et  associöes  prendront  relativement  k  ces  territoires, 
notamment  en  ce  qui  concerne  la  nationalit^  des  habitants. 

Article  76. 
Aucun  des  habitants  des  territoires  de  l'ancienne  monarchie  austro- 
hongroise ne  pourra  etre  inqui6t6  ou  molest6,  soit  en  raison  de  son  attitude 
poUtique  depuis  le  28  juillet  1914  jusqu'ä  la  reconnaissance  definitive  de  la 
souverainet6  sur  ces  territoires,  soit  en  raison  du  räglement  de  sa  nationalit6 
en  vertu  du  präsent  Traitö. 

Article  77. 
La  Hongrie  remmettra  sans  d^lai  aux  Gouvernements  alli6s  ou  associ^s 
int6ress6s  les  archives,  registres,  plans,  titres  et  documents  de  toute  natura 
appartenant  aux  administrations  civile,  militaire,  financi^re.  judiciaire  ou 
autres  des  territoires  c6d6s.  Si  quelques-uns  de  ces  documents,  archives, 
registres,  titres  ou  plans  avaient  6t6  d6plac6s,  ils  seront  restitu6s  par  la 
Hongrie  sur  la  demande  des  Gouvernements  alli^s  ou  associös  int6ress6s. 

Dans  le  cas  oü  les  archives,  registres,  plans,  titres  ou  documents  vis6s 
ä  Talin^n  1er  et  n'ayant  pas  un  caractere  militaire  concerneraient  6galement 
les  administrations  hongioises  et  oü,  en  cons^quence,  leur  remise  ne  pourrait 
avoir  lieu  sans  pröjudice  pour  ces  derni^res,  la  Hongrie  s'engage,  sous  con- 
dition  de  r6ciprocit6,  ä  en  donner  communication  aux  Gouvernements  alli6s 
et  associ^s  int6ress6s. 

Article  78. 
II  sera  pourvu,  par  Conventions  s6par6es  entre  la  Hongrie  et  chacun 
des  Etats  auxquels  un  territoire  de  l'ancien  royaume  de  Hongrie  a  6t6  trans- 
f6r6  ou  qui  sont  n6s  du  d^membrement  de  l'ancienne  monarchie  austro- 
hongroise, au  r^glement  des  int^rets  des  habitants,  notamment  en  ce  qui 
concerne   leurs   droits   civils,   leur   commerce   et  l'exercice  de  leur  profession. 

Partie  IV. 

Intörets  Hongrois  hors  d'Europe. 

Article  79. 
Hors  de  ses  limites,  telles  qu'elles  sont  fix6es  par  le  präsent  Trait6,  la 
Hongrie  renonce,   en   ce   qui   la  concerne,   k  tous  droits,   titres  ou  Privileges 
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quelconques  sur  ou  concernant  tous  torritoires  hors  d'Europe  ayant  pu  appar- 
tenir  ä  l'ancienne  monarchie  austro-hongroise  ou  ä  ses  alli6s,  ainsi  qu'ä  tous 
droits,  titres  ou  Privileges  ayant  pu,  ä  quelque  titre  que  ce  soit,  lui  appartenir 
vis-ä-vis  des  Puissances  alli^es  et  associ^es. 

La  Hongrie  s'engage  d^s  ä  pr6sent  ä  reconnaitre  et  ä  agr^er  las  mesures 
qui  sont  ou  seront  prises  par  les  Principales  Puissances  alli^es  et  associ6es, 
daccord  s'il  y  a  lieu  avec  les  tierces  Puissances,  en  vue  de  regier  les  con- 
s6quences  de  la  disposition  qui  pr6c6de. 

Section  I. 

M  a  r  0  c. 

Article  80. 

La  Hongrie,  en  ce  qui  la  concerne,  renonce  ä  tous  droits,  titres  ou 
Privileges  resultant  ä  son  profit  de  l'Acte  g6n6ral  d'Algösiras  du  7  avril  1906, 
des  Accords  franco-allemands  du  9  !6vrier  1909  et  du  4  novembre  1911.  Tous 
les  traitös,  accords,  arrangements  ou  contrats  pass6s  par  le  Gouvernement 
de  l'ancienne  monarchie  austro-hongroise  avec  l'Empire  chörifien  sont  tenus 
pour  abrog^s  depuis  le  12  aoüt  1914. 

En  aucun  cas,  la  Hongrie  ne  pourra  se  prövaloir  de  ces  actes  et  eile 
s'engage  ä  n'intervenir  en  aucune  fagon  dans  les  nögociations  qu  pourront 
avoir   lieu   entre   la  France   et  les  autres  Puissances  relativement  au  Maroc. 

Article  81. 

La  Hongrie  d6clare  accepter  toutes  les  cons^quences  de  l'^tablissement, 
reconnu  par  le  Gouvernement  de  l'ancienne  monarchie  austro-hongroise,  du 
protectorat  de  la  France  au  Maroc  et  renoncer  au  regime  des  capitulations 
au  Maroc,  en  ce  qui  la  concerne. 

Cette  renonciation  prendra  date  du  12  aoüt  1914. 
Article  82. 

Le  Gouvernement  chörifien  aura  une  enti^re  libertö  d'action  pour  regier 
le  Statut  et  les  conditions  de  l'^tablissement  des  ressortissants  hongrois 
au  Maroc. 

Les  prot6g6s  hongrois,  les  censaux  et  les  associ6s  agricoles  hongrois 
seront  consid6r6s  comme  ayant  cess6,  ä  partir  du  12  aoiit  1914,  de  jouir 
des  Privileges  attach^s  ä  ces  qualit6s  pour  etre  soumis  au  droit  commun. 

Article  88. 

Tous  droits  mobiliers  et  immobiliers  de  l'ancienne  monarchie  austro- 
hongroise  dans  l'Empire  chörifien  passent  de  plein  droit  au  Maghzen  sans 
aucune  indemnite. 

A  cet  6gard,  les  biens  et  propri6t6s  de  l'ancienne  monarchie  austro- 
hongroise  seront  consid(5r6s  comme  comprenant  toutes  les  propri6tt5s  de  la 
Couronne,  ainsi  que  les  biens  priv6s  de  l'ancienne  famille  souveraine  d'Autriche- 
Hongrie. 

Tous  les  droits  mobiliers  et  immobiliers  appartenant  dans  l'Empire 
chärifien  ä  des  ressortissants  hongrois  seront  trait^s  conform6ment  aux  Öec- 
tions  III  et  IV,  Partie  X  (Clauses  6conomiques)  du  Präsent  Traite. 

Les  droits  miniers  qui  seraient  reconnus  ä  des  ressortissants  hongrois 
par  le  Tribunal  arbitral  institu6  en  vertu  du  r^glement  minier  marocain 
suivront  le  sort  des  biens  appartenant  au  Maroc  ä  des  ressortissants  hongrois. 

Article  84. 

Le  Gouvernement  hongrois  assurera  le  transfert,  ä  la  personne  qui  sera 
d6sign6e  par  le  Gouvernement  frani^^ais,  des  actions  qui  repr^sentent  la  part 
de  la  Hongrie  dans  le  capital  de  la  Banque  d'Etat  du  Maroc.  Cettc  personne 
remboursera  aux  ayants  droit  la  valeur  de  ces  actions,  indiqui'^e  par  la 
Banque  d'Etat. 
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Ce  transfert  aura  lieu  sans  prC-judice  du  remboursement  des  dettes 
que  les  ressortissants  hongrois  auraient  contract6es  envers  la  Banque  d'Etat 
du  Maroc. 

Article  85. 

Les  marchandises  marocaines  b6n6ficieront  k  l'entr^e  en  Hongrie  du 
regime  appliqu6  aux  marchandises  fran^aises. 

Section  II. 
Egypte. 

Article  8(). 

La  Hongrie  döclare  reconnaitre  le  protectorat  d6clar6  sur  l'Egypte  par 
la  Grande-Bretagne  le  18  döcemhre  1914  et  renoncer,  en  ce  qui  la  concerne, 
au  regime  des  capitulations  en  Egypte. 

Cette  renonciation  prendra  date  du  12  aoüt  1914. 

Article  87. 

Tous  les  trait^s,  accords,  arrangements  ou  contrats  pass6s  par  le  Gou- 
vernement de  Fancienne  monarchie  austro-hongroise  avec  l'Egypte  sont  tenus 
pour  abrog^s  depuis  le  12  aoüt  1914. 

En  aucun  cas,  la  Hongrie  ne  pourra  se  pr^valoir  de  ces  actes  et  eile 
s'engage  ä  n'intervenir  en  aucune  facon  dans  les  n^gociations  qui  pourront 
avoir  lieu  entre  la  Grande-Bretagne  et  les  autres  Puissances  relativement 
ä  l'Egypte. 

Article  88. 

Jusqu'ä  la  mise  en  vigueur  d'nne  16gislation  ^gyptienne  d'organisation 
judiciaire  constituant  des  cours  de  compl^te  juridiction,  il  sera  pourvu,  par 
voie  de  döcrets  par  Sa  Hautesse  le  Sultan,  ä  l'exercice  de  la  juridiction  sur 
les  ressortissants  hongrois  et  sur  leurs  propri6t6s  par  les  tribunaux  consulaires 
britanniques. 

Article  89. 

Le  Gouvernement  ^gyptien  aura  une  entiere  libert6  d'action  pour  regier 
le  Statut  et  les  conditions  de  l'^tablissement  des  ressortissants  hongrois 
en  Egypte. 

Article  90. 

La  Hongrie  donne.  en  ce  qui  la  concerne,  son  agröment  ä  rabrogation 
ou  aux  modifications,  jugöes  desirables  par  le  Gouvernement  6gyptien,  du 
d6cret  rendu  par  Son  Altesse  le  Khödive  le  28  novembre  1904  relativement 
ä  la  Gommission  de  la  Dette  publique  ^gyptienne. 

Article  91. 

La  Hongrie  consent,  en  se  qui  la  concerne,  au  transfert  au  Gouverne- 
ment de  Sa  Majestä  britannique  des  pouvoirs  conf6r6s  ä  Sa  Majest6  imperiale 
le  Sultan  par  la  Convention  signöe  ä  Gonstantinople  le  29  octobre  1888  rela- 
tivement ä  la  libre  navigation  du  Ganal  de  Suez. 

Elle  renonce  ä  toute  participation  au  Conseil  sanitaire  maritime  et 
quarantenaire  de  l'Egypte  et  consent,  en  ce  qui  la  concerne,  au  transfert  aux 
autorit^s  6gyptiennes  des  pouvoirs  de  ce  Conseil. 

Article  92. 

Tous  les  biens  et  propri6t6  de  l'ancienne  monarchie  austro-hongroise 
en  Egypte  passent  de  plein  droit  au  Gouvernement  6gyptien,  sans  aucune 
indemnitö. 

A  cet  6gard,  les  biens  et  propri6t6s  de  l'ancienne  monarchie  austro- 
hongroise  seront  consid^res  comme  comprenant  toutes  les  propri6t6s  de  la 
Couronne,  ainsi  que  les  biens  priv^s  de  l'ancienne  famille  souveraine  d'Autriche- 
Hongrie. 
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Toues  las  biens  meubles  et  immeubles  appartenant,  en  Egypte,  ä  des 
ressortissants  hongrois  seront  trait^s  conformöment  aux  Sections  III  et  IV  de 
la  Partie  X  (Clauses  ^conomiques)  du  präsent  Traitö. 

Article  93. 
Les   marchandises   ögyptiennes   b6a6ficieront   ä   l'entröe   en  Hongrie  du 
regime  appliqu^  anx  marchandises  britanniqaes. 

Section  III. 
Siam. 

Article  94. 

La  Hongrie  reconnait  comme  caducs,  en  ce  qiii  la  concerne,  depuis  le 
22  juillet  1917,  tous  traitös,  Conventions  ou  accords  pass6s  par  l'ancienne 
monarchie  austro-hongroise  avec  le  Siam,  ensemble  les  droits,  titres  ou 
Privileges  pouvant  en  rösulter,  ainsi  qu'ä  tout  droit  de  juridiction  consulaire 
au  Siam. 

Article  95. 

La  Hongrie  c^de,  en  ce  qui  la  concerne,  au  Siam  tous  ses  droits  sur 
les  biens  et  propri6t6s  qui  appartenaient  ä  l'ancienne  monarchie  austro- 
hongroise  au  Siam,  ä  l'exeption  des  bätiments  employös  comme  r6sidences  ou 
bureaux  diplomatiques  ou  consulaires  ainsi  que  les  effets  et  le  mobilier  qu'ils 
renferment.  Ces  biens  et  propri^tös  seront  acquis  de  plein  droit  au  Gouver- 
nement siamois,  sans  indemnitö. 

Les  biens,  propriätös  et  droits  priv6s  des  ressortissants  hongrois  au 
Siam  seront  trait^s  conform6ment  aux  stipulations  de  la  Partie  X  (^Clauses 
äconomiquesj  du  präsent  Traite 

Article  96. 

La  Hogrie  renonce  ä  toute  r^clamation,  pour  eile  ou  ses  nationaux 
contre  le  Gouvernement  siamois  relativement  ä  la  liquidation  des  biens 
hongrois  ou  ä  l'internement  des  ressortissants  hongrois  au  Siam.  Cette 
disposition  ne  doit  pas  affecter  les  droits  des  parties  int6ress6es  dans  le  pro- 
duit  d'aucune  de  ces  liquidations,  ces  droits  6tant  r6gl6s  par  les  dispositions 
de  la  Partie  X  (Clauses  öconomiques)  du  präsent  Traite. 

Section  IV. 

Chine. 

Article  97. 
La  Hongrie  renonce,  en  ce  qui  la  concerne,  en  faveur  de  la  Chine,  ä 
tous  privilc'ges  et  avantages  räsultant  des  dispositions  du  Protocole  final  signe 
ä  P6kin  le  7  septembre  1901,  ensemble  tous  annexes,  notes  et  documents 
compI(5mentaires.  Elle  renonce  6galement,  en  faveur  de  la  Chine,  ä  toute 
r^clamation  d'indemnit6en  vertu  dudit  Protocole  post^rieurement  au  14aoütl917. 

Article  98. 

D6s  la  mise  en  vigueur  du  präsent  Trait6,  les  Hautes  Parties  Contrac- 
tantes  appliqueront  chacune  en  ce  qui  la  concerne: 

1'^  L'arrangement  du  29  aoüt  1902  relatif  aux  nouveaux  tarifs  douaniers 
chinois; 

2^  L'arrangement  du  27  septembre  19()ö  relatif  ä  Whang-Poo  et  l'arran- 
gement provisoire  complömentaire  du  4  avril   1912. 

Toutefois,  la  Chine  ne  sera  pas  tenue  d'accorder  t\  la  Hongrie  les  avan- 
tages ou  Privileges  qu'elle  avait  consentis  ä.  l'ancienne  monarchie  austro-hon- 
groise dans  ces  arrangements. 
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Article  99. 

La  Hongrie  c6de,  en  ce  qui  la  concerne,  ä  la  Chine  tous  ses  droits  sur 
les  batiments,  quais  et  appontements,  casernes,  forts,  armes  et  munitions  de 
guerre,  navires  de  toutes  sortes,  installations  de  t6l6graphie  sans  fil  et  autres 
propri6t(5s  publiques,  qui  appartenaient  ä  l'ancienne  monarchie  austro-hon- 
groise,  et  qui  sont  situ6s  ou  qui  peuvent  se  trouver  dans  la  concession  austro- 
hongroise  k  Tien-Tsin  ou  dans  les  autres  parties  du  territoire  chinois. 

II  est  entendu,  toutefois,  que  les  batiments  employ^s  comme  r6sidences 
ou  bureaux  diplomatiques  ou  consulaires  ainsi  que  les  effets  et  le  mobilier 
qu'ils  renferment,  ne  sont  pas  compris  dans  la  cession  ci-dessus;  en  outre, 
aucune  mesure  ne  sera  prise  par  le  Gouvernement  chinois  pour  disposer  des 
propriötös  publiques  ou  priv6es  de  l'ancienne  monarchie  austro  -  hongroise 
situöes  ä  Pekin  dans  le  quartier  dit  des  L6gations,  sans  le  consentement  des 
Reprösentants  diplomatiques  des  Puissances  qui,  k  la  mise  en  vigueur  du 
präsent  Trait6,  restent  parties  au  Protocole  final  du  7  septembre  1901. 

Article  100. 

La  Hongrie  accepte,  en  ce  qui  la  concerne,  l'abrogation  des  contrats 
obtenus  du  Gouvernement  chinois,  en  vertu  desquels  la  concession  austro- 
hongroise  ä  Tien-Tsin  est  actuellement  tenue. 

La  Chine,  remise  en  possession  du  plein  exercice  de  ses  droits  souverains 
sur  lesdits  terrains,  d^clare  son  Intention  de  les  ouvrir  ä  l'usage  de  r^sidence 
internationale  et  du  commerce.  Elle  d^clare  que  l'abrogation  des  contrats, 
en  vertu  desquels  ladite  concession  est  actuellement  tenue,  ne  doit  pas  affecter 
les  droits  de  propri6t6  des  ressortissants  des  Puissances  alli^es  et  associ^es 
d^tenteurs  de  lots  dans  cette  concession. 

Article  101. 
La  Hongrie  renonce  ä  toute  röclamation  contre  le  Gouvernement  chinois 
ou  contre  tout  Gouvernement  alliö  ou  associ6  en  raison  de  l'internement  en 
Chine  de  ressortissants  hongrois  et  de  leur  rapatriement.  Elle  renonce  6galement, 
€n  ce  qui  la  concerne,  ä  toute  röclamation  en  raison  de  la  saisie  des  navires 
austro-hongrois  en  Chine,  de  la  liquidation,  de  la  mise  sous  s^questre,  la 
disposition  ou  la  main-mise  sur  les  propri^t^s,  droits  et  intörets  hongrois  dans 
ce  pays  depuis  le  14  aoüt  1917.  Cette  disposition  toutefois  ne  doit  pas  affecter 
les  droits  des  parties  int6ress6es  dans  les  produits  d'aucune  de  ces  liquidations, 
ces  droits  <5tant  reglos  par  les  dispositions  de  la  Partie  X  (Clauses  ^conomiques) 
du  präsent  Trait6. 

Partie  V. 

Clauses  Militaires,  Navales  et  Aeriennes. 

En  vue  de  rendre  possible  la  pr^paration  d'une  limitation  g6n6rale  des 
armements  de  toutes  les  Nations,  la  Hongrie  s'engage  ä  observer  strictement 
les  clauses  militaires,  navales  et  aeriennes  ci-aprfes  stipul6es. 

Section  I. 
Clauses  Militaires. 

Chapitre  L 

Clauses  G6n6rales. 

Article  102. 

Dans  les  trois  mois  qui  suivront  la  mise  en  vigueur  du  präsent  Trait^, 

les  forces  militaires  de  la  Hongrie   devront  etre  d^mobilis^es  dans  la  mesure 

prescrite  ci-apr6s. 


Friedensvertrag  von  Trianon.  493 

Article  103. 
Le  Service  militaire  obligatoire  pour  tous  sera  aboli  en  Hongrie.    Lärmte 
hongroise   ne   sera,   ä   l'avenir,   constitu6e   et   recrutöe  que  par  engagements 
volontaires. 

Chapitre  II. 

Effectifs  et  Encadrement  de  l'Armöe  Hongroise. 
Article  104. 

Le  nombre  total  des  forces  militaires  dans  l'arm^e  hongroise  ne  devra 
pas  d^passer  35,000  hommes,  y  compris  les  officiers  et  les  troupes  des  d^pöts. 

Les  formations  composant  l'arm^e  hongroise  seront  fixöes  au  gr6  de  la 
Hongrie,  mais  sous  les  röserves  suivantes : 

1*^  Que  les  effectifs  des  unitös  formöes  seront  obligatoirement  compris 
entre  le  chiffre  maximum  et  le  chiffre  minimum  port^s  au  tableau  IV  annex6 
ä  la  präsente  Section ; 

20  Que  la  proportion  des  officiers  y  compris  le  personnel  des  Etats- 
Majors  et  des  Services  sp^ciaux,  ne  döpassera  pas  un  vingti^me  de  l'effectif 
total  en  service  et  celle  des  sous-officiers  un  quinzifeme  de  l'effectif  total  en  service. 

3"  Que  le  nombre  des  mitrailleuses,  canons  et  obusiers  ne  d6passera  pas 
ceux  fix6s,  pour  mille  hommes  de  l'effectif  total  en  service,  au  tableau  V 
annex6  ä  la  präsente  Section. 

L'arm6e  hongroise  devra  6tre  exclusivement  employöe  au  maintien  de 
l'ordre  dans  l'ötendue  du  territoire  de  la  Hongrie  et  ä  la  police  de  ses  frontieres. 

Article  105. 

Les  forces  maxima  des  Etats-Majors  et  de  toutes  les  formations  sus- 
ceptibles  d'etre  constituäes  par  la  Hongrie  sont  donnöes  dans  les  Tableaux 
annex^s  ä  la  pr6sente  Section.  Ces  chiffres  pourront  ne  pas  etre  suivis 
axactement,  mais  ils  ne  devront  pas  etre  d6pass6s. 

Toute  autre  Organisation  interessant  le  commandement  de  la  troupe  ou 
la  pr6paration  ä  la  guerre  est  interdite. 

Article  106. 

Toutes  mesures  de  mobilisation,  ou  ayant  trait  ä  la  mobilisation,  sont 
interdites. 

Les  formations,  les  Services  administratifs  et  les  Etats-Majors  ne  devront, 
en  aucun  cas,  comprendre  des  cadres  suppl^mentaires. 

II  est  interdit  d'ex6cuter  des  mesures  pr<5paratoires  en  vue  de  la  r^quisition 
d'animaux  ou  d'autres  moyens  de  transports  militaires. 

Article  107. 

Le  nombre  de  gendarmes,  douaniers,  gardes  forestiers,  agents  de  la 
police  locale  ou  municipale,  ou  autres  fonctionnaires  analogues,  ne  devra  pas 
excäder  le  nombre  d'hommes  qui  exer^aient  une  fonction  semblable  en  U)13 
et  qui  servent  actuellement  dans  les  limites  territoriales  de  la  Hongrie.  telles 
qu'elles  sont  fix6es  par  le  präsent  Trait6.  Toutefois,  les  Principales  Puissances 
alli^es  et  associ^es  pourront  augmenter  ce  nombre,  au  cas  oii  la  Commission 
de  contröle,  pr(5vue  ä  l'article  137,  apr^s  examen  sur  place,  estimerait  quil 
est  insuffisant. 

Le  nombre  de  ces  fonctionnaires  ne  pourra  i  l'avenir  6tre  augment6 
que  dans  une  proportion  correspondant  ä,  celle  des  augmentations  de  la 
Population  dans  les  localit^s  ou  municipalit^s  qui  Its  emploient. 

Ces  employös  et  fonctionnaires,  ainsi  que  ceux  du  service  des  chemins 
de  fer,   ne   pourront   pas   etre   r6unis   pour  participer  a  un  exercice  militaire 

^"«^««"^"^-  Article  108. 

Toute  formation  de  troupe,  non  prevue  dans  les  Tableaux  anncx^s  ä  la 
präsente  Section,  est  interdite.  Celles  qui  existeraient  en  plus  de  l'effectif 
de  35,000  hommes  autorisö,  seront  supprim^es  dans  le  d6lai  pr6vu  ä  larticle  102. 
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Ghapitre  III. 

Recrutenient  et  Instruction  Militaire. 

Article  109. 

Tous  les  officiers  devront  6tre  des  officiers  de  carrifere.  Les  officiers 
actuellement  en  Service,  qui  sont  retenus  dans  l'armöe  devront  s'engager  ä 
servir  au  moins  jusqu'ä,  Tage  de  40  ans.  Les  officiers  actuellement  en  service 
qui  ne  s'engageront  pas  dans  la  nouvelle  arm6e,  seront  Iib6r6s  de  toute 
Obligation  militaire;  ils  ue  devront  pas  prendre  part  ä  un  exercice  militaire 
quelconque  thöorique  ou  pratique. 

Les  officiers  nouvellement  nomm6s  devront  s'engager  ä  servir  effective- 
ment  pendant  au  moins  vingt  ans  consöcutifs. 

La  Proportion  des  officiers  quittant  le  service  pour  quelque  cause  que 
ce  soit,  avant  l'expiration  du  terme  de  leur  engagement,  ne  devra  pas  d6- 
passer,  chaque  annöe,  un  vingti^me  de  l'eBectif  total  des  officiers  prövu  par 
l'article  104.  Si  cette  proportion  est  d6pass6e  pour  cause  de  force  majeure, 
le  deficit  qui  en  rösultera  dans  les  cadres  ne  pourra  pas  etre  combl6  par  des 
nominations  nouvelles. 

Article  110. 

La  dur6e  totale  de  l'engagement  des  sous  officiers  et  hommes  de  troupe 
ne  devra  pas  etre  införieure  ä  douze  ann6es  consöcutives  comprenant  au  moins 
six  ann^es  de  service  sous  les  drapeaux. 

La  Proportion  des  hommes  renvoy^s  avant  l'expiration  de  la  dur6e  de 
leur  engagement,  pour  des  raisons  de  sant6  ou  par  mesure  disciplinaire  ou 
pour  toute  autre  raison  quelconque,  ne  devra  pas  döpasser  un  vingti^me  par 
an  de  l'effectif  total  fix6  par  l'article  104.  Si  cette  proportion  est  döpassöe 
pour  cas  de  force  majeure,  le  deficit  qui  en  r6sultera  ne  devra  pas  etre  combl6 
par  de  nouveaux  engagements. 

Ghapitre  IV. 
Ecoles,  Etablissements  d'Enseignement,  Soci6t6s  et  Associ- 
ations   Militaire s. 
Article  111. 
Le  nombre  des  ölöves  admis  ä  suivre  les  cours  des  Ecoles  militaires  sera 
strictement  proportionn^  aux  vacances  ä  pourvoir  dans  les  cadres  des  officiers. 
Les  6l6ves  et  les  cadres  compteront  dans  les  effectifs  fixös  dans  l'article  104. 
En  cons^quence,  toutes  Ecoles  militaires  ne  röpondant  pas  ä  ces  besoins 
seront  supprim6es. 

Article  112. 
Les  Etablissements  d'enseignement  autres  que  ceux'visEs  par  l'article  111, 
de  meme  que  toutes  soci6t6s  sportives  ou  autres,   ne  devront  s'occuper  d'au- 
cune  question  militaire. 

Ghapitre  V. 
Armement,   Munitions   et   Matäriel. 
Article  113. 
A  l'expiration  des  trois  mois  qui  suivront   la   mise  en  vigueur  du  prä- 
sent Trait6,  l'armement  de  l'arm^e  hongroise  ne  devra  pas  dßpasser  les  chiffres 
fix6s  pour  1.000  hommes  dans  le  tableau  V  annexE  ä  la  präsente  Section. 

Les  excödents,  par  rapport  aux  eöectifs,  serviront  uniquement  aux  rem- 
placements  qui  pourraient  6ventuellement  etre  n6cessaires. 

Article  114. 

Les  approvisionnements  de  munitions  ä  la  disposition  de  l'arm^e  hongroise 

ne  devront  pas  d^passer  ceux  fixEs  dans  le  tableau  V  annex6  k  la  präsente  Section. 

Dans  les  trois  mois  qui  suivront  la  mise  en  vigueur  du  präsent  Trait6, 

le  Gouvernement  hongroise  d^posera  le  surplus  de  l'armement  et  des  munitions, 
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existant  actuellement,  dans  les  lieux  qui  lui  seront  notifi6s  par  les  Principales 
Puissances  alli^es  et  associ^es. 

Aucun  autre  approvisionnement,  d^pöt  ou  röserve  de  munitions  ne  sera 
«oiistitu6.  ^^^.^Ig  115 

La  fabrication  d'armes,  de  munitions  et  de  tout  mat^riel  de  gaerre 
n'aura  lieu  que  dans  une  seule  usine.  Celle-ci  sera  g6r6e  par  l'Etat.  qui  en 
aura  la  propri6t6  et  sa  production  sera  strictement  limitöe  aux  fabrications, 
qui  seraient  nöcessaires  aux  effectifs  militaires  et  aux  armements  vis6s  dans 
les  articles  104,  107,  113  et  114.  Toutefois  les  Principales  Puissances  alli^es 
et  associ^es  pourront  autoriser,  pendant  tel  dölai  qui  leur  paraitra  conve- 
nable,  les  fabrications  ci-dessus  vis6es  dans  une  ou  plusieurs  autres  usines, 
qui  devront  6tre  agr6eses  par  la  Commission  de  controle  pr6vue  ä  l'article  137. 

La  fabrication  des  armes  de  chasse  ne  sera  pas  interdite,  sous  la  r6serve 
qu'aucune  arme  de  chasse,  fabriqu^e  en  Hongrie  et  utilisant  des  munitions 
a  balle,  ne  sera  du  meme  calibre  que  celui  des  armes  de  guerre  employ^es 
dans  chacune  des  armöes  europ^ennes. 

Dans  les  trois  mois  apris  la  mise  en  vigueur  du  präsent  Trait6,  tous 
autres  Etablissements  ayant  pour  objet  la  fabrication,  la  pröparation,  l'emma- 
gasinage  ou  l'Etude  des  armes,  des  munitions  ou  de  tout  autre  mat6riel  de 
guerre,  seront  supprimEs  ou  transform^s  pour  un  usage  purement  commercial. 

Dans  cette  meme  p6riode,  tous  les  arsenaux  seront  Egalement  supprim^s, 
a  l'exception  de  ceux  qui  serviront  de  d^pöts  pour  les  Stocks  de  munitions 
autoris6s,  et  leur  personnel  sera  licenciä. 

Article  116. 
L'outillage  des  Etablissements  ou  arsenaux,  dEpassant  les  besoins  de  la 
fabrication   autorisEe   devra   etre   mis   hors    d'usage   ou   transformE   pour   un 
usage   purement   commercial,   conformEment   aux  dEcisions  de  la  Commission 
militaire  interalliEe  de  controle  prEvue  ä  l'article  137. 

Article  117. 

Dans  les  trois  mois  qui  suivront  la  mise  en  vigueur  du  prEsent  TraitE, 
toutes  les  armes,  toutes  les  munitions  et  tout  le  matEriel  de  guerre,  y  compris 
le  matöriel  quel  qu'il  soit  de  defense  contre  avion  qui  existent,  de  toute 
origine,  en  Hongrie  et  qui  sont  en  excEdent  de  la  quantitE  autorisEe  seront 
livrEes  aux  Principales  Puissances  alHEes  et  associEes. 

Cette  livraison  sera  effectuEe  sur  tels  points  du  territoire  hongrois,  qui 
seront  dEterminEs  par  lesdites  Puissances,  lesquelles  dEcideront  Egalement  de 
la  destination  ä  donner  ä  ce  matEriel. 

Article  118. 
L'importation    en   Hongrie   d'armes,    de   munitions   et   de    matEriel   de 
guerre  de  toutes  sortes  est  formellement  interdite.    H  en  sera  de  mßme  de  la 
fabrication  d'armes,  de  munitions  et  de  matEriel  de  guerre  de  toutes  sortes  ä 
destination  de  l'Etranger  et  de  leur  exportation. 

Article  119. 

L'emploi  de  lance-flammes  et  celui  de  gaz  asphyxiants  toxiques  ou  simi- 
laires ,  ainsi  que  de  tous  liquides ,  matiores  ou  procEdEs  analogues  Etant 
prohibE,  la  fabrication  et  l'importation  en  sont  rigoureusement  interdites  en 
Hongrie. 

n  en  est  de  mCme  du  matöriel  spEcialement  destinE  k  la  fabrication, 
ä  la  conservation  ou  ä  l'usage  desdits  produits  ou  procEdös. 

Sont  Egalement  prohibees  la  fabriciition  et  l'importation  en  Hongrie 
des  chars  blindös,  chars  d'assant  (tanks),  ou  de  tout  autre  engin  similaire 
pouvant  servir  i\  des  buts  de  guerre. 
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Tableau  I. 
Composition  et  effectifs  maxima  d'une  division  d'infanterie. 


Ünit6s 


Effectif  maximum 
de  chaque  unit6 


Officiers 

Hommes 

2.Ö 

70 

ö 

50 

4 

30 

195 

6.000 

6 

160 

14 

500 

14 

500 

80 

1.200 

18 

450 

11 

330 

28 

550 

14 

940 

Etat-Major  de  la  division  d'infanterie 

Etat-Major  de  l'infanterie  divisionnaire 

ijtat-Major  de  l'artillerie  divisionnaire 

3  Regiments  d'infanterie  -)   (ä  l'effectif  de  65  officiers 

et  2.000  hommes) 

1  Escadron      

1  Bataillon  d'artillerie  de  tranchöe  (3  compagnies) 

1  Bataillon  de  pionniers^) 

1  Regiment  d'artillerie  de  campagne^) 

1  Bataillon  cycliste  ä  3  compagnies 

1  Dötachement  de  liaison  ■*) 

Service  de  Sant6  divisionnaire 

Parcs  et  convois 

Total  pour  une  division  d'infanterie 


414 


10.780 


')  Chaque  regiment  comprend  3  bataillons  d'infanterie.  Chaque  bataillon  com- 
prend  3  compagnies  d'infanterie  et  1  .compagnie  de  mitrailleuses. 

=)  Chaque  bataillon  comprend  1  Etat-Major,  2  compagnies  de  pionniers,  1  section 
de  pontonniers  et  1  section  de  projecteurs. 

^)  Caque  regiment  comprend  1  Etat-Major,  3  groupes  d'artillerie  de  campagne 
ou  de  montagne,  comprenant  ensemble  8  batteries  ayant  chacune  4  canons  ou 
obusiers  de  campagne  ou  de  montagne. 

*)  Ce  detachement  comprend  i  detachement  de  telephonistes  et  telegraphistes, 
1  section  d'ecoute  et  1  section  de  colombiers. 

Tableau  II. 
Composition  et  effectifs  maxima  d'une  division  de  cavalerie. 


Unit^s 


Nombre 
maximum 

de  ces 

unites 
dans  une 

meme 
division 


Effectif  maximum 
de  chaque  unit6 


Officiers     Hommes 


Etat-major  d'une  division  de  cavalerie    .     . 

Regiment  de  cavalerie^) 

Groupe  d'artillerie  de  campagne  (3  batteries) 
Groupe     d'autos  -  mitrailleuses     et    d'autos- 

canons-) 

Services  divers 


15 
30 
30 

4 
30 


50 
720 
430 

80 
500 


Total  pour  la  division  de  cavalerie  ä 

6  rögiments 259  5.380 

')  Chaque  regiment  comprend  4  escadrons. 

-)  Chaque  groupe  comprend  9  voitures  de  combat  portant  chacune  i  canon, 
1  mitrailleuse  et  i  mitrailleuse  de  rechange,  4  voitures  de  liaison,  2  camionnettes 
de  ravitaillement,  7  camions  dont  i  camion-atelier,  4  motos. 

Nota.  —  Les  grandes  unites  de  cavalerie  peuvent  comprendre  un  nombre 
variable  de  regiments  et  meme  etre  constituees  en  brigades  independantes  dans  la 
limite  des  effectifs  ci-dessus. 
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Tableau  III. 
Composition  et  efiectifs  maxima  d'une  brigade  mixte. 


Unit6s 


ESectif  maximum 
de  chaque  unitä 


Etat-major  de  la  brigade 

2  Eögiments  d'infanterie  i) 

1  Bataillon  cycliste  ä  3  compagnies 

1  Escadron  de  cavalerie 

1  Groupe   d'artillerie   de   campagne   ou   de  montagne 

ä  3  batteries 

1  Compagnie  d'artillerie  de  tranchöe 

Services  divers    

Total  pour  une  brigade  mixte 


5.350 


')  Cbaque    regiment    comprend   3  bataillons    d'infanterie.      Chaque   bataillon 
comprend  3  compagnies  d'infanterie  et  1  compagnie  de  mitrailleuses. 


Tableau  IV. 

Effectif  minimum  des  unit^s  quelle  que  soit  l'organisation  adopt^e. 

(Divisions,  Brigades  mixtes,  etc.) 


Unit^s 


Effectif 

maximum 

Effectif 

(pour 

minimum 

memoire) 

t-l 

'3 

o 

m 

a 

B 

o 

CO 

S-l 

o 

cn 

a> 

B 
B 

o 

414 

10.780 

300 

8.000 

259 

5.380 

180 

3.650 

198 

5.350 

140 

4.250 

Bö 

2.000 

52 

1.600 

16 

650 

12 

500 

3 

160 

2 

120 

18 

450 

12 

300 

3Ü 

720 

20 

450 

(i 

160 

3 

100 

80 

1 .200 

60 

1.000 

4 

150 

2 

120 

3 

150 

2 

100 

14 

500 

8 

300 

5 

320 

3 

200 

Division  d'infanterie 

Division  de  cavalerie 

Brigade  mixte 

Regiment  d'infanterie 

Bataillon  d'infanterie 

Compagnie  d'infanterie  ou  de  mitrailleuses 

Groupe  cycliste 

Regiment  de  cavalerie 

Escadron  de  cavalerie 

Regiment  d'artillerie 

Batterie  d'artillerie  de  campagne  .     .     .     . 
Compagnie  d'artillerie  de  tranch(5e     .     .     . 

Bataillon  de  pionniers 

Batterie  d'artillerie  de  montagne  .     .     .     . 
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Tableau  V. 
Maximum  d'armement  et  d'approvisionnement  en  munitions  autoris^s. 


Matöriels 


Quantit6 

pour  lOOO 

hommes 


Quantit6 

de  munitions 

pour  armes 

(fusils, 
Canons,  etc.) 


1.150 
15 

2/ 


Fusil  ou  carabine^) 

Mitrailleuses  lourdes  ou  legeres 

Mortiers  de  tranchöe  16gers \ 

Mortiers  de  tranch^e  moyens /  "  \ 

Canons  ou  obusiers  de  campagne  ou  de  montagne  3 

1)  Lee  fusils  ou  carabinea  automatiques  sont  comptes  comme  mitrailleusea 
legeres. 

Nota.  —  Aucun  canon  lourd,  c'est-ä-dire  d'un  calibre  superieur  ä  105  milimetres, 
n'est  autorise. 


500  coups 
10.000     „ 
1.000     , 

500     „ 
1.000     , 


Section  II. 

Clauses  Navales. 

Article  120. 

A  dater  de  la  mise  en  vigueur  du  pr6sent  Traitö,  tous  les  batiments  de 

guerre  austro-hongrois,  y  compris  les  sous-marins,  sont  d^clar^s  d^finitivement 

livr6s  aux  principales  Puissances  alli^es  et  associöes. 

Tous  les  moniteurs,  torpilleurs  et  batiments  arm^s  des  flotilles  du  Da- 
nube  seront  livrös  aux  principales  Puissances  alli6es  et  associöes. 

La  Hongrie  aura  cependant  le  droit  d'entretenir  pour  le  Service  de  la 
police  fluviale  sur  le  Danube,  trois  chaloupes  öclaireurs  qui  seront  choisies 
par  la  Commission  prövue  ä  l'article  138  du  präsent  Trait6. 

Les  Principales  alli6es  et  associ6es  pourront  augmenter  ce  nombre,  au 
cas  oü  ladite  Commission,  apr6s  examen  sur  place,  estimerait  qu'il  est  in- 
suffisant. 

Article  121. 
Les   croiseurs   auxiliaires   et   batiments   auxiliaires  austro-hongrois,   ci~ 
aprfes  6num6r6s,  seront  d^sarm^s  et  traitös  comme  navires  de  commerce: 
Bosnia.  Africa. 

Gablonz.  Tirol. 

Carolina.  Argentina. 

Lussin.  Pluto. 

Teodo.  President  Wilson. 

Nixe.  (ancien  Kaiser  Franz 

Gigant.  Joseph). 

Dalmat.  Trieste. 

Persia.  Baron  Brück. 

Prince  Hohenlohe.  Elisabeth. 

Gastein.  Metcovich. 

Helouan.  Baron  Call. 

Graf  Wurmbrand.  Gaea. 

Pelikan.  Cyclop. 

Hercules.  Vesta. 

Pola.  Nymphe. 

Naiade.  Büffel. 
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Article  122. 

Tous  les  batiments  de  guerre.  y  compris  les  sousmarins,  actuellement 
en  construction  dans  les  ports  qui  appartiennent  ä  la  Hongrie  ou  qui  apparte- 
naient  pr^c^demment  ä  la  monarchle  austro-hongroise  seront  d6molis. 

Le  travail  de  d^molition  de  ces  navires  devra  commencer  aussitot  que 
possible  apres  la  mise  en  vigueur  du  präsent  Trait6. 

Toutefois,  les  navires  mouilleurs  de  mines  qui  seraient  en  construction 
k  Porto-re,  pourront  etre  conserv^s  si  la  Commission  navale  interalli^e  de 
contröle  et  la  Commission  des  r^parations  estiment,  pour  des  raisons  6cono- 
miques,  que  leur  utilisation  commerciale  est  d^sirable.  Dans  ce  cas,  lesdits 
navires  seront  remis  ä  la  Commission  des  röparations,  qui  en  fixera  la  valeur 
et  qui  la  portera,  en  tout  ou  en  partie,  au  credit  de  la  Hongrie,  ou  de  l'Au- 
triche,  s'il  y  a  lieu,  au  titre  des  röparations. 

Article  123. 

Töus  objets,  machines  et  mat6riaux  quelconques  provenant  de  la  d6- 
molition  des  bätiments  de  guerre  austro-hongrois  quels  qu'ils  soient,  bati- 
ments  de  surface  ou  sousmarins.  ne  pourront  etre  utilis^s  que  dans  un  but 
purement  industriel  ou  commercial. 

Ils  ne  pourront  etre  ni  vendus  ni  c6d6s  ä  l'^tranger. 
Article  124. 

La  construction  ou  l'acquisition  de  tous  bätiments  sous-marins,  mCme 
de  commerce,  seront  interdites  en  Hongrie. 

Article  125. 

Toutes  les  armes,  toutes  les  munitions  et  tout  le  mat^riel  naval  de 
guerre,  y  compris  les  mines  et  les  torpilles,  qui  appartenaient  ä  l'Autriche- 
Hongrie  lors  de  la  signature  de  TArmistice  du  3  novembre  1918,  sont  d(5clar6s 
definitivement  livrös  aux  Principales  Puissances  alli^es  et  associ^es. 

Article  126. 

La  Hongrie  ne  sera  tenue  responsable  pour  la  livraison  (articies  120  et 
125),  le  d^sarmement  (article  121),  la  d'6molition  (article  122)  ainsi  que  pour 
la  maniöre  de  traiter  (article  121)  ou  d'utiliser  (article  123)  les  objets  vis6s 
aux  articies  pröc^dents  qu'en  ce  qui  concerne  les  objets  qui  se  trouvent  sur 
son  propre  territoire. 

Article  127. 

Pendant  les  trois  mois  qui  suivront  la  mise  en  vigueur  du  präsent 
Traitö,  la  Station  hongroise  de  t6l6graphie  sans  fil  ä  grande  puissance  de 
Budapest  ne  devra  pas  etre  employ6e,  sans  l'autorisation  des  Principales 
Puissances  alli^es  et  associöes,  pour  transmettre  des  messages  relatifs  aux 
questions  d'ordre  naval,  militaire  ou  politique,  interessant  la  Hongrie  ou  tout 
autre  Etat  ayant  6t6  alli6  de  l'Autriche-Hongrie  pendant  la  guerre.  Cette 
Station  pourra  transmettre  des  t616grammes  commerciaux,  mais  seulement 
sous  le  contröle  desdites  Puissances,  qui  fixeront  les  longueurs  d'onde  ä  em- 
ployer. 

Pendant  le  möme  d^lai,  la  Hongrie  ne  devra  pas  construire  des  stations 
de  t6l6graphie  sans  fil  ä  grande  puissance,  tant  sur  son  propre  territoire  que 
sur  celui  de  l'Autriche,  de  l'Allemagne,  de  la  Bulgarie  ou  de  la  Turquie. 

Section  IIL 
.Clauses  Concernant  l'Aöronautique  Militaire  et  Navale. 

Article  128. 
Les  forces  militaires  de  la  Hongrie  ne  devront  comporter  aucune  aviation 
militaire  ni  navale. 

Aucun  ballon  dirigeable  ne  sera  conserv^. 
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Article  129. 

Dans  le  dölai  de  deux  mois  ä  dater  de  la  mise  en  vigueur  du  präsent 
Trait6,  le  personnel  de  l'Aöronautique  figurant  actuellement  sur  les  controles 
des  arm^es  de  terre  et  de  mer  de  la  Hongrie  sera  d^mobilisö. 

Article  130. 

Jusqu'ä  la  complete  6vacuation  du  territoire  de  la  Ilongrie  par  les 
troupes  alliäes  et  associöes,  les  appareils  d'aöronautique  des  Puissances  alli6es 
et  associ6es  auront,  en  Hongrie,  libert6  de  passage  ä  travers  les  airs,  libert^ 
de  transit  et  d'atterrissage. 

Article  131. 

Pendant  les  6  mois  qui  suivront  la  mise  en  vigueur  du  präsent  Trait6, 
la  fabrication,  l'importation  et  l'exportation  des  aöronefs,  pi^ces  d'a6ronefs, 
ainsi  que  des  moteurs  d'a6ronefs,  et  pifeces  de  moteurs  d'aöronefs,  seront 
interdites  dans  tous  les  territoires  de  la  Hongrie. 

Article  132. 

Des  la  mise  en  vigueur  du  präsent  Traitö,  tout  le  matöriel  de  Ta^ro- 
nautique  militaire  et  navale  devra  etre  livr6,  par  la  Hongrie  et  ä  ses 
frais,  aux  Principales  Puissances  alliöes  et  associöes. 

Cette  livraison  devra  etre  effectuöe  dans  tels  lieux  que  d^signeront  les 
Gouvernements  desdites  Puissances ;  eile  devra  etre  achev^e  dans  un  d61ai 
de  trois  mois. 

Dans  ce  mat^riel  sera  compris,  en  particulier,  le  mat^riel  qui  est  ou  a 
^t6  employ6  ou  destinö  ä  des  buts  de  guerre,  notamment : 

Les  avions  et  hydravions  complets,  ainsi  que  ceux  en  cours  de  fabrication, 
en  röparation  et  en  montage. 

Les  ballons  dirigeables  en  6tat  de  vol,  en  cours  de  fabrication,  en  r6- 
paration  et  en  montage. 

Les  appareils  pour  la  fabrication  d'hydrog^ne. 

Les  hangars  des  ballons  dirigeables  et  abris  de  toutes  sortes  pour  a^ronefs. 

Jusqu'ä  leur  livraison  les  ballons  dirigeables  seront  aux  frais  de  la  Hongrie, 
maintenus  gonflös  d'hydrogtoe ;  les  appareils  pour  la  fabrication  de  l'hydrog^ne 
ainsi  que  les  abris  pour  les  ballons  dirigeables  pourront,  ä  la  discrötion  des- 
dites Puissances,  etre  laissös  ä  la  Hongrie  jusqu'au  moment  de  la  livraison 
des  ballons  dirigeables. 

Les  moteurs  d'a^ronefs. 

Les  cellules. 

L'armement  (canons,  mitrailleuses,  fusils-mitrailleurs,  lance-bombes,  lance- 
torpilles,  appareils  de  Synchronisation,  appareils  de  vis^e). 

Les  munitions  (cartouches,  obus,  bombes  charg6es,  Corps  de  bombes, 
Stocks  d'explosifs  ou  mati^res  destinöes  ä  leur  fabrication). 

Les  instruments  de  bord. 

Les  appareils  de  t^l^graphie  sans  fil  et  les  appareils  photographiques 
ou  cin6matographiques  utilis6s  par  l'aöronautique. 

Les  pi^ces  dötachöes  se  rapportant  ä  chacune  des  cat^gories  qui  pröc^dent. 

Le  mat6riel  ci-dessus  vis6  ne  devra  pas  etre  d^placä  sans  une  autori- 
sation  speciale  desdits  Gouvernements. 

Section  IV. 

Commissions   Interalli^es   de   Controle. 

Article  133. 

Toutes  les  clauses  militaires,  navales  et  aäronautiques  qui  sont  contenues 

dans  le  präsent  Trait6,    et  pour  l'ex^cution  desquelles  une  limite  de  temps  a 

6t6   fix^e   seront  ex6cut6es   par   la  Hongrie  sous  le  controle  des  Commissions 

int6ralli6es   sp^cialement   nommöes   ä  cet  effet  par  les  Principales  Puissances 

alli^es  et  associ^es. 
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Les  Commissions  susmentionn6es  repräsenteront  aupr^s  du  Gouvernement 
hongrois  les  Principales  Puissances  alliöes  et  associöes  pour  tout  ce  qui  est 
relatif  ä  rexöcution  des  clauses  militaires,  navales  ou  a6ronautiques.  Elles 
feront  connaitre  aux  autorit^s  de  Hongrie  les  d^cisions  que  les  Principales 
Puissances  alli^es  et  associ^es  se  sont  r6serv6  de  prendre  ou  que  l'ex^cution 
desdites  clauses  pourrait  n6cessiter. 

Article  134. 

Les  Commissions  interalliöes  de  controle  pourront  installer  leurs  Services 
ä  Budapest  et  auront  la  facult^,  aussi  souvent  qu'elles  le  jugeront  utile,  de 
se  rendre  sur  un  point  quelconque  du  territoire  hongrois  ou  d'y  envoyer  des 
Sous  Commissions,  ou  de  charger  un  ou  plusieurs  de  leurs  membres  de  s'y 
transporter. 

Article  135. 

Le  Gouvernement  hongrois  devra  donner  aux  Commissions  interalli^es 
de  contrule  tous  les  renseignements  et  documents  qu'elles  jugeront  n6cessaires 
pbur  l'accomplissement  de  leur  mission;  et  tous  les  moyens  tant  en  personnel 
qu'en  mat^riel,  dont  les  susdites  Commissions  pourraient  avoir  besoin  pour 
assurer  la  complöte  ex^cution  des  clauses  militaires,  navales  ou  a^ronautiques. 

Le  Gouvernement  hongrois  devra  assigner  un  repr^sentant  qualifiö  aupres 
de  chaque  Commission  interalliöe  de  contrule,  avec  mission  de  recevoir  de 
celle-ci  les  Communications  qu'elle  aurait  ä  adresser  au  Gouvernement  hongrois 
et  de  lui  fournir  ou  procurer  tous  renseignements  ou  documents  demandös. 

Article  136. 
L'entretien   et   les   frais   des   commissions   de  contrule   et   les   d6penses 
occasionnöes  par  leur  fonctionnement  seront  support^es  par  la  Hongrie. 

Article  137. 

La  Commission  militaire  interalli6e  de  contrule  aura  sp6cialement  pour 
mission  de  recevoir  du  Gouvernement  hongrois  les  notifications  relatives  ä 
l'emplacement  des  Stocks  et  d^pots  de  munitions,  ä  l'emplacement  des  usines 
ou  fabriques  d'armes,  de  munitions  et  de  matöriel  de  guerre  et  ä  leur  fonc- 
tionnement. 

Elle  recevra  livraison  des  armes,  munitions,  mat^riel  de  guerre,  outillage 
destin6  aux  fabrications  de  guerre,  fixera  les  lieux  ou  cette  livraison  devra 
6tre  effectuöe,  surveillera  les  destructions,  mises  hors  d'usage  ou  transfor- 
mations  pr6vues  par  le  präsent  Traitö. 

Article  138. 

La  Commission  navale  interalli^e  de  contrule  aura  sp^cialement  mission 
de  se  rendre  sur  les  chantiers  de  construction  et  de  contruler  la  demolition 
des  batiments  qui  s'y  trouvent  en  chantier,  de  recevoir  livraison  des  armes, 
munitions  et  matöriel  naval  de  guerre  et  de  contruler  les  destructions  ou 
d^molitions  prövues. 

Le  Gouvernement  hongrois  devra  fournir  ä  la  Commission  navale  interalli^e 
de  controle  tous  les  renseignements  et  documents  qu'elle  jugera  necessaires 
pour  s'assurer  de  la  complcte  exöcution  des  clauses  navales,  notamment  les 
plans  des  navires  de  guerre,  la  composition  de  leurs  armements,  les  caract6- 
ristiques  et  les  mod{;les  de  canons,  munitions,  torpilles,  mines,  explosifs, 
appareils  de  t6l6graphie  sans  fil  et  en  gen(5ral  de  tout  ce  qui  concerne  le 
mat^riel  naval  de  guerre,  ainsi  que  tous  documents  I6gislatifs,  administratifs 
ou  röglementaires. 

Article  139. 

La  Commission  a6ronautique  interallioe  de  controle  aura  spt'cialcment 
pour  mission  de  recenser  le  matöriel  aöronautique  qui  se  trouve  actuellement 
entre  les  mains  du  Gouvernement  hongrois  et  d'inspecter  les  usines  d'avions, 
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de  ballons  et  de  moteurs  d'a6ronefs,  les  fabriques  d'armes,  munitions  et  ex- 
plosifs  pouvant  etre  employ6s  par  les  a^ronefs,  de  visiter  tous  a6rodromes, 
hangars,  terrains  d'atterrissage,  parcs  et  d^pöts  se  trouvant  sur  le  territoire 
hongrois  et  d'exercer,  s'il  y  a  Heu,  le  d6placement  du  mat6riel  prövu  et  d'en 
prendre  livraison. 

Le  Gouvernement  hongrois  devra  fournir  ä  la  Commission  a^ronautique 
interalli^e  de  controle  tous  les  renseignements  et  documents  lögislatifs,  ad- 
ministratifs  ou  autres  qu'elle  jugera  n6cessaires  pour  s'assurer  de  la  complete 
ex^cution  des  clauses  aöronautiques,  notamment  un  6tat  numörique  du  personnel 
appartenant  ä  tous  les  Services  aöronautiques  de  la  Hongrie,  ainsi  que  du 
matöriel  axistant,  en  fabrication  ou  en  commande,  une  liste  complete  de  tous 
les  Etablissements  travaillant  pour  raöronautique,  de  leurs  emplacements,  et 
de  tous  les  hangars  et  terrains  d'atterrissage. 

Section  V. 
Clauses   G6n6rales. 

Article  140. 

A  l'expiration  d'un  d6lai  de  trois  mois  ä  dater  de  la  mise  en  vigueur 
du  präsent  Traitä,  la  lägislation  hongroise  devra  avoir  6t6  modifi6e  et  devra 
etre  maintenue  par  le  Gouvernement  hongrois  en  conformitä  de  la  präsente 
partie,  du  präsent  Traitä. 

Dans  le  meme  dälai,  toutes  les  mesures  administratives  ou  autres  rela- 
tives ä  l'exäcution  des  dispositions  de  la  präsente  partie,  devront  avoir  ätä 
prises  par  le  Gouvernement  hongrois. 

Article  141. 

Les   dispositions   suivantes   de  l'armistice  du  3  novembre  1918,   savoir : 

les   paragraphes   2   et   3   du   chapitre  I   (clauses  militaires),    les  paragraphes 

2,    3,    6  du   chapitre   I   du   protocole   annexe   (clauses  militaires)  restent,   en 

vigueur,  en  tant  qu'elles  ne  sont  pas  contraires  aux  stipulations  qui  präcädent. 

Article  142. 

La  Hongrie  s'engage,  ä  partir  de  la  mise  en  vigueur  du  präsent  Traitä, 
ä  n'accräditer  en  aucun  pays  ätranger  aucune  mission  militaire,  navale  ou 
aäronautique,  et  ä  n'en  envoyer  et  laisser  partir  aucune;  eile  s'engage,  en 
outre,  ä  prendre  les  mesures  appropriäes  pour  empecher  les  ressortissants 
hongrois  de  quitter  son  territoire  pour  s'enröler  dans  l'armäe,  la  flotte  ou  le 
Service  aäronautique  d'aucune  Puissance  ätrangere,  ou  pour  lui  etre  attachä 
en  vue  d'aider  ä  son  entrainement  ou,  en  gänäral,  de  donner  un  concours  ä 
l'instruction  militaire,  navale  ou  aäronautique  dans  un  pays  ätranger. 

Les  Puissances  alliäes  et  associäes  conviennent,  en  ce  qui  les  concerne, 
qu'ä  partir  de  la  mise  en  vigueur  du  präsent  Traitä,  elles  ne  devront  pas 
enroler  dans  leurs  armäes,  leur  flotte  ou  leurs  forces  aäronautiques,  ni  y 
attacher  aucun  ressortissant  hongrois  en  vue  d'aider  ä  l'entrainement  mili- 
taire, ou,  en  gänäral,  d'employer  un  ressortissant  hongrois  comme  instructeur 
militaire,  naval  ou  aäronautique. 

Toutefois,  la  präsente  disposition  ne  porte  aucune  atteinte  au  droit  de 
la  France  de  recruter  la  Lägion  ätrangere  conformäment  aux  lois  et  rägle- 
ments  militaires  fran^ais. 

Article  143. 

Aussi  longtemps  que  le  präsent  Traitä  restera  en  vigueur,  la  Hongrie 
s'engage  ä  se  präter  ä  toute  investigation  que  le  Conseil  de  la  Sociätä  des 
Nations,  votant  ä  la  majoritä,  jugerait  näcessaire. 
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Partie  VI. 
Prisonniers  de  Gnerre  et  Sepoltures. 

Section  L 

Prisonniers   de   Guerre. 

Article  144. 

Le   rapatriement   des   prisonniers   de  guerre  et  internus  civils  hongrois 

aura   lieu   aussitot   que  possible  apr^s  la  mise  en  vigueur  du  präsent  Traitö 

et  sera  effectu^  avec  la  plus  grande  rapidit^. 

Article  145. 
Le   rapatriement   des   prisonniers   de  guerre  et  internus  civils  hongrois 
sera,   dans   les   conditions   fix^es   ä   Tarticle  144.    assur6   par  les  soins  d'une 
Commission  compos^e  de  repr^sentants  des  Puissances  alli6es  et  associ6es  d'une 
part  et  du  Gouvernement  hongrois  d'autre  part. 

Pour  chacune  des  Puissances  alliöes  et  associöes  une  Sous- Commission 
compos^e  uniquement  de  repr^sentants  de  la  Puissance  int^ress^e  et  de  D616- 
gu6s  du  Gouvernement  hongrois  r^glera  les  d^tails  d'ex6cution  du  rapatrie- 
ment des  prisonniers  de  guerre. 

Article  146. 
D^s  leur  remise  aux  mains  des  autorit^s  hongroises.   les  prisonniers  de 
guerre   et   internes   civils   devront,   par   les  soins  de  ces  dernit^res,    etre  sans 
d^lai  renvoy6s  dans  leurs  foyers. 

Ceux  d'entre  eux,  dont  le  domicile  d'avant-guerre  se  trouve  sur  les 
territoires  occupös  par  les  troupes  des  Puissances  alli^es  et  associ^es,  devront 
^galement  y  Stre  renvoyös,  sous  r^serve  de  l'agröment  et  du  controle  des 
autorit^s  militaires  des  armöes  d'occupation  alli6es  et  associ^es. 

Article  147. 

Tous  les  frais  r(5sultant  de  ce  rapatriement,  ä  partir  de  la  mise  en 
route,  seront  ä  la  Charge  du  Gouvernement  hongrois,  lequel  sera  tenu  de 
fournir  les  moyens  de  transport,  ainsi  que  le  personnel  technique,  qui  seront 
consid6r6s  comme  nöcessaires  par  la  Commission  pr^vue  ä  l'article  145. 

Article  148. 

Les  prisonniers  de  guerre  et  internus  civils,  soit  passibles,  soit  frapp^s 
de  peines  pour  fautes  contre  la  discipline,  seront  rapatri^s,  sans  qu'il  soit 
tenu  compte  de  Tachevement  de  leur  peine  ou  de  la  proc^dure  engag^e 
contre  eux. 

Cette  disposition  ne  s'applique  pas  aux  prisonniers  de  guerre  et  internus 
civils  qui  seraient  punis  pour  des  faits  post^rieurs  au  ler  janvier  1920. 

Jusqu'ä  leur  rapatriement,  tous  les  prisonniers  de  guerre  et  internus 
civils  restent  soumis  aux  r^glements  en  vigueur,  notamment  au  point  de  vue 
du  travail  et  de  la  discipline. 

Article  149. 

Les  prisonniers  de  guerre  et  internus  civils  qui  sont  passibles  ou  frappes 
de  peines  pour  des  faits  autres  que  des  fautes  contre  la  discipline  pourront 
€tre  maintenus  en  d^tention. 

Article  150. 

Le  Gouvernement  hongrois  s'engage  k  recevoir  sur  son  territoire  tous  les 
individus  rapatriables  sans  distinction. 

Les  prisonniers  de  guerre  ou  ressortissants  hongrois,  qui  d^sireraient 
ne  pas  etre  rapatrit5s,  pourront  etre  exclus  du  rapatriement;  muis  les  Gou- 
vernements alliös  et  associ^s  se  reservent  le  droit,  soit  de  les  rapatrier,  soit 
de  les  conduire  dans  un  pays  neutre,  soit  de  les  autoriser  ä  r^sider  sur  leur 
territoire. 
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Le  Gouvernement  hongrois  s'engage  ä  ne  prendre  contra  ces  individus 
ou  leurs  familles  aucune  mesure  d'exception,  ni  ä  exercer  ä  leur  encontre, 
pour  ce  motif,  aucune  r6pression  ou  vexation,  de  quelque  nature  qu'elle  soit. 

Article  151. 
Les  Gouvernements  alli6s  et  associ6s  se  röservent  le  droit  de  subordonner 
le  rapatriement  des  prisonniers  de  guerre  et  ressortissants  hongrois  qui  sont 
en  leur  pouvoir,  k  la  d6claration  et  ä  la  mise  en  libertö  imm6diates  par  le 
Gouvernement  hongrois  de  tous  les  prisonniers  de  guerre  et  autres  ressor- 
tissants des  Puissances  alli6es  et  associöes,  qui  se  trouveraient  encore  retenus 
contre  leur  gr6  en  Hongrie. 

Article  152. 
Le  Gouvernement  hongrois  s'engage: 

l'^  A  donner  libre  acc^s  aux  Commissions  de  recherche  des  disparus  ä 
leur  fournir  tous  les  moyens  de  transport  utiles,  ä  les  laisser  p6n6trer  dans 
les  camps,  prisons;  höpitaux  et  tous  autres  locaux,  ä  mettre  ä  leur  dispo- 
sition  tous  documents  d'ordre  public  ou  priv6,  qui  peuvent  les  6clairer  dans 
leurs  recherches. 

2°  A  prendre  les  sanctions  contre  les  fonctionnaires  ou  particuliers 
autrichiens,  qui  auraient  dissimulö  la  pr6sence  d'un  ressortissant  d'une  Puis- 
sance  alliöe  ou  associ^e,  ou  qui  auraient  n6glig6  d'en  r6v61er  la  pr6cence  apr^s 
en  avoir  eu  connaissance. 

Article  153. 
Le  Gouvernement  hongrois  s'engage  ä  restituer  sans  d6lai,   des  la  mise 
en   vigueur   du   präsent  Trait6,   tous  les  objets,   valeurs  ou  documents  ayant 
appartenu  ä  des  ressortissants  des  Puissances  alli6es  ou  associäes  et  qui  auraient 
6t6  retenus  par  les  Autorit^s  hongroises. 

Article  154. 
Les  Hautes  Parties  Contractantes  d^clarent  renoncer  au  remboursement 
r^ciproque  des  sommes  dues  pour  l'entretien  des  prisonniers  de  guerre  sur  leurs 
territoires  respectifs. 

Section  IL 

S^pultures. 

Article  155. 

Les  Gouvernements  alli^s  et  associ6s  et  le  Gouvernement  hongrois  feront 

respecter  et  entretenir  les  s^pultures  des  soldats  et  marins  inhum^s  sur  leurs 

territoires  respectifs. 

Ils  s'engagent  ä  reconnaitre  toute  Commission  charg^e  par  Tun  ou  par 
l'autre  des  Gouvernements  d'identifier,  enregistrer,  entretenir  ou  clever  des 
monuments  convenables  sur  lesdites  söpultures  et  ä  faciliter  ä  cette  Com- 
mission l'accomplissement  de  ses  devoirs. 

Ils  conviennent  en  outre  de  se  donner  r^ciproquement,  sous  röserve  des 
prescriptions  de  leur  l^gislation  nationale  et  des  nöcessit^s  de  l'hygiene  publique, 
toutes  facilitös  pour  satisfaire  aux  demandes  de  rapatriement  des  restes  de 
leurs  soldats  et  de  leurs  marins. 

Article  156. 
Les  s6pultures  des  prisonniers  de  guerre,  internus  civils  et  ressortissants 
des  difförents  Etats  belligörants,  d6c6d6s  en  captivitö,  seront  convenablement 
entretenues,  dans  les  conditions  prövues  ä  l'article  155  du  präsent  Traitö. 

Les  Gouvernements  alli^s  et  associös  d'une  part  et  le  Gouvernement 
hongrois  d'autre  part  s'engagent  en  outre  ä  se  fournir  r6ciproquement : 

1*^  La  liste  compl^te  des  d6c6d6s  avec  tous  renseignements  utiles  ä  leur 
Identification ; 

2°  Toutes  indications  sur  le  nombre  et  l'emplacement  des  tombes  de 
tous  les  morts  enterr^s  sans  Identification. 
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Partie  VII. 
Sanctions. 

Article  157. 

Le  Gouvernement  hongrois  reconnait  aux  Puissances  alliöes  et  associ^es 
la  libertö  de  traduire  devant  leurs  tribunaux  militaires,  les  personnes  accus^es 
d'avoir  commis  des  actes  contraires  aux  lois  et  coutumes  de  la  guerre.  Les 
peine.s  prövues  par  les  lois  seront  appliqu^es  aux  personnes  reconnues  coupables. 
Cette  disposition  s'appliquera  nonobstant  toutes  proc^dures  ou  poursuite» 
devant  une  juridiction  de  la  Hongrie  ou  de  ses  alli^s. 

Le  Gouvernement  hongrois  devra  livrer  aux  Puissances  alli^es  et  asso- 
ci6es,  ou  ä  celle  d'entre  elles  qui  lui  en  adressera  la  requete,  toutes  per- 
sonnes qui,  6tant  accusöes  d'avoir  commis  un  acte  contraire  aux  lois  et 
coutumes  de  la  guerre,  lui  seraient  d6sign6es  soit  nominativement,  soit  par 
le  grade,  la  fonction  ou  l'emploi  auxquels  les  personnes  auraient  6t6  affect6es 
par  les  autoritös  hongroises. 

Article  158. 

Les  auteurs  d'actes  contre  les  ressortissants  d'une  des  Puissances  alli^es 
et  associ^es  seront  traduits  devant  les  tribunaux  militaires  de  cette  Puissance. 

Les  auteurs  d'actes  commis  contre  des  ressortissants  de  plusieurs  Puis- 
sances alli^es  et  associöes  seront  traduits  devant  des  tribunaux  militaires 
composös  de  membres  appartenant  aux  tribunaux  militaires  des  Puissances 
int6ress6es. 

Dans  tous  les  cas,   l'accusö  aura  droit  ä  d^signer  lui-meme  son  avocat. 

Article  159. 
Le  Gouvernement   hongrois   s'engage   ä  fournir  tous  documents  et  ren- 
seignements,    de  quelque  nature  que  ce  soit.    dont  la  production  serait  jug6e 
näcessaire   pour   la   connaissance   complöte   des  faits  incrimin^s,   la  recherche 
des  coupables  et  l'appr^ciation  exacte  des  responsabilit^s. 

Article  160. 

Les  dispositions  des  articles  157  ä  159  s'appliquent  ^galement  aux 
Gouvernements  des  Etats  auxquels  ont  6t6  attribu6s  des  territoires  apparte- 
nant ä  l'ancienne  monarchie  austro-hongroise,  pour  ce  qui  concerne  les  per- 
sonnes accusöes  d'avoir  commis  des  actes  contraires  aux  lois  et  coutumes  de 
la  guerre  et  qui  se  trouvent  sur  le  territoire  ou  ä  la  disposition  desdits  Etats. 

Si  les  personnes,  dont  il  s'agit,  ont  acquis  la  nationalit6  d'un  desdits 
Etats,  le  Gouvernement  de  cet  Etat  s'engage  ä  prendre  toutes  les  mesures 
nöcessaires  afin  d'assurer  leur  poursuite  et  leur  punition,  sur  la  requete  de 
la  Puissance  int6ress6e  et  d'accord  avec  eile. 

Partie  VIII. 
Röparations. 

Section  I. 

Dispositions  G6n6rales. 

Article  IBl. 

Les  Gouvernements  alli^s  et  associ(5s  d6clarent.  et  la  Hongrie  reconnait 

que   la   Hongrie   et   ses   alliös   sont   responsables,   pour   les  avoir  caustJs,  des 

pertes   et   des   dommages   subis   par   les  Gouvernements   alli^s  et  associ«5s  et 

leurs  nationaux   en   cons^quence   de   la  guerre,   qui   leur   a  ^16  imposöe  par 

l'agression  de  l'Autriche-Hongrie  et  de  ses  Allic^s. 

Article  1()2. 
Les  Gouvernements   alliös   et   associ^s   reconnaissent   que  les  ressources 
de  la  Hongrie  ne  sont  pas  süffisantes  —  en  tenant  compte  de  la  diminution 
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permanente   de   ces   ressources  qui  rösulte  des  autres  dispositions  du  präsent 
Trait6  —  pour  assurer  compR'te  röparation  de  ces  pertes  et  de  ces  dommages. 

Les  Gouvernements  alli6s  et  associ6s  exigent  toutefois,  et  la  Hongrie 
en  prend  l'engagement,  que  soient  r6par6s,  dans  les  conditions  d6termin6es 
ci-aprfes,  les  dommages  causös,  pendant  la  pöriode  au  cours  de  laquelle  chacune 
des  Puissances  alliöes  ou  associ^es  a  6t6  en  guerre  avec  la  Hongrie,  ä  la 
Population  civile  des  Puissances  alli6es  et  associ6es  et  k  ses  biens  par  ladite 
agression  par  terre,  par  mer  et  par  les  airs,  et  d'une  fagon  g6n6rale,  les 
dommages  döfinis  ä  l'Annexe  I  ci-jointe. 

Article  163. 

Le  montant  desdits  dommages,  pour  lesquels  röparation  est  due  par  la 
Hongrie,  sera  fix6  par  une  Commission  interalli6e,  qui  prendra  le  titre  de 
Commission  des  r6parations  et  sera  constitu6e  dans  la  forme  et  avec  les 
pouvoirs  indiquös  par  le  präsent  Traitö,  notamment  aux  Annexes  II  ä  V  ci- 
jointes.  La  Commission  pr6vue  ä  Tarticle  233  du  Trait6  avec  l'Allemagne 
est  la  meme  que  la  präsente  Commission,  sous  r^serve  des  modifications 
r^sultant  du  präsent  Trait6:  eile  constituera  une  Section  pour  les  questions 
speciales  soulev6es  par  rapplication  du  präsent  Traitö;  cette  Section  n'aura 
•qu'un  pouvoir  consultatif,  sauf  dans  les  cas  oü  la  Commission  des  r^parations 
lui  d^l^guera  tels  pouvoirs  qu'elle  jugera  opportuns. 

La  Commission  des  reparations  6tudiera  les  r6clamations  et  donnera  au 
Gouvernement  hongrois  l'öquitable  facultö  de  se  faire  entendre. 

La  Commission  ^tablira  concurremment  un  6tat  de  payements,  en  pr6- 
voyant  les  6poques  et  les  modalitös  de  l'acquittement  par  la  Hongrie,  dans  une 
Periode  de  trente  ans  ä  dater  du  1er  mai  1921,  de  la  part  de  dette  qui  lui 
aura  6t6  assign^e  aprts  que  la  Commission  aura  estim^  si  l'Allemagne  est 
en  Situation  de  payer  le  solde  du  montant  total  des  röclamations  pr6sent6es 
contre  l'Allemagne  et  ses  alli^s  et  v4rifi6es  par  la  Commission.  Au  cas 
cependant  oü,  au  cours  de  ladite  Periode,  la  Hongrie  manquerait  ä  l'acquitte- 
ment de  sa  dette,  le  röglement  de  tout  solde  restant  impay6  pourra  etre 
report^  aux  ann^es  suivantes,  ä  la  volonte  de  la  Commission,  ou  pourra  faire 
l'objet  d'un  traitement  difförent,  dans  telles  conditions  que  d^termineront  les 
Oouvernements  alli^s  et  associ6s,  agissant  suivant  la  proc6dure  pr6vue  ä  la 
präsente  Partie  du  prösent  Traitö. 

Article  164. 

La  Commission  des  reparations  devra,  apr^s  le  l^r  mai  1921,  studier, 
de  temps  ä  autre,  les  ressources  et  les  capacitäs  de  la  Hongrie  et,  apr^s 
avoir  donncS  aux  repr^sentants  de  ces  pays  l'^quitable  facult^  de  se  faire 
entendre,  eile  aura  tous  pouvoirs  pour  6tendre  la  pöriode  et  modifier  les 
modalit^s  des  payements  ä  pr^voir  en  conformit6  de  l'article  163,  mais  eile 
ne  pourra  faire  remise  d'aucune  somme  sans  l'autorisation  speciale  des  divers 
Gouvernements  repr6sent6s  ä  la  Commission. 

Article  165. 
La  Hongrie  payera,  pendant  l'annöe  1920  et  les  quatre  premiers  mois 
de  1921,  en  autant  de  versements  et  suivant  telles  modalit^s  (en  or,  en  mar- 
chandises,  en  navires,  en  valeurs  ou  autrement,  que  la  Commission  des 
reparations  pourra  fixer,  une  somme  raisonnable  que  la  Commission  d^ter- 
minera,  ä  valoir  sur  les  cr^ances  ci-dessus;  sur  cette  somme  les  frais  de 
l'arm^e  d'occupation  apr^s  l'Armistice  du  3  novembre  1918,  pr6vus  par  l'article 
181,  seront  d'abord  payös,  et  telles  quantitös  de  produits  alimentaires  et  de 
mati^res  premi^res,  qui  pourront  etre  jugöes,  par  les  Gouvernements  des 
Principales  Puissances  alli^es  et  associöes,  n6cessaires  pour  permettre  ä  la 
Hongrie  de  faire  face  ä  son  Obligation  de  röparer,  pourront  aussi,  avec 
l'approbation   desdits  Gouvernements,   etre   pay6es  par  imputation  sur  ladite 
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somme.  Le  solde  viendra  en  döduction  des  sommes  dues  par  la  Hongrie  ä 
titre  de  röparations.  La  Hongrie  remettra  en  outre  les  bons  prescrits  au 
paragraphe  12,  c,  de  l'Anrexe  II  ci-jointe. 

Article  166. 

La  Hongrie  accepte,  en  outre,  que  ses  ressources  6conomiques  soient 
directement  affectöes  aux  r^parations,  comme  il  est  sp6cifi^  aux  Annexes  III, 
IV  et  V  relatives  respectivement  ä  la  marine  marchande,  aux  restaurations 
materielles  et  aux  mati^res  premieres ;  6tant  toujours  entendu  que  la  valeur 
des  biens  transför^s  et  de  l'utilisation  qui  en  sera  faite  conform^ment  aux- 
dites  Annexes  sera,  apr^s  avoir  6t6  fixöe  de  la  maniere  qui  y  est  prescrite, 
port^e  au  credit  de  la  Hongrie  et  viendra  en  d^duction  des  obligations  pr^vues 
aux  articles  ci-dessus. 

Article  167. 

Les  versements  successifs,  y  compris  ceux  vis6s  aux  articles  pr6c6dents, 
effectüös  par  la  Hongrie  pour  satisfaire  aux  räclamations  ci-dessus,  seront 
röpartis  par  les  Gouvernements  alli^s  et  associ^s  suivant  les  proportions  d^ter- 
mißäes   par   eux   ä   l'avance   et   fondöes   sur  l'^quitö  et  les  droits  de  chacun. 

En  vue  de  cette  r6partition,  la  valeur  des  cr^dits  vis6s  ä  l'article  173 
et  aux  Annexes  III,  IV  et  V  sera  calcul^e  de  la  mßme  faQon  que  les  paye- 
ments  effectuös  la  meme  ann6e. 

Article  168. 

Eq  sus  des  payements  ci-dessus  pr6vus,  la  Hongrie  effectuera.  en  se 
conformant  ä  la  proc^dure  6tablie  par  la  Commission  des  r^parations,  la 
restitution  en  esp^ces  des  espfeces  enlev^es,  saisies  ou  s6questr6es  ainsi  que 
la  restitution  des  animaux,  des  objets  de  toute  sorte  et  des  valeurs  enlev^s, 
saisis  ou  s6questr6s,  dans  les  cas  oü  il  sera  possible  de  les  identifier  soit  sur 
les  territoires  appartenant  ä  la  Hongrie  ou  ä  ses  allies,  soit  sur  les  territoires 
restös  en  possession  de  la  Hongrie  ou  de  ses  alli6s  jusqu'ä  la  complete  exä- 
cution  du  präsent  Trait6. 

Article  169. 

Le  Gouvernement  hongrois  s'engage  ä  op^rer  imm^diatement  les  resti- 
tutions  pr^vues  par  Tarticle  168  et  ä  elfectuer  les  payements  et  les  livraisons 
pr6vus  par  les  articles  163,  164,  16ö  et  166. 

Article  170. 

Le  Gouvernement  hongrois  reconnait  la  Commission  pr^vue  par  Particle 
163  teile  qu'elle  pourra  etre  constituöe  par  les  Gouvernements  allies  et 
associ^s  conform6ment  ä  1' Annexe  II;  il  lui  reconnait  irr^vocablement  la 
possession  et  l'exercice  des  droits  et  pouvoirs  que  lui  conf^re  le  präsent  Trait6. 

Le  Gouvernement  hongrois  fournira  ä  la  Commission  tous  les  renseigne- 
ments  dont  eile  pourra  avoir  besoin  sur  la  Situation  et  les  Operations  finan- 
ci^res  et  sur  les  biens,  la  capacit6  de  production,  les  approvisionnements  et 
la  production  courante  des  matiöres  premieres  et  objets  manufacturt5s  de  la 
Hongrie  et  de  ses  ressortissants ;  il  donnera  6galement  toutes  informations 
relatives  aux  Operations  militaires  de  la  guerre  1914—1920,  dont  la  con- 
naissance  sera  jugöe  n^cessaire  par  la  Commission. 

Le  Gouvernement  hongrois  accordera  aux  Membres  de  la  Commission 
et  k  ses  Agents  autorisös  tous  les  droits  et  immunit^s  dont  jouissent  en 
Hongrie  les  Agents  diplomatiques  dilment  accredites  des  Puissances  amies. 

La  Hongrie  accepte,  en  outre,  de  supporter  les  emoluments  et  les  frais 
de  la  Commission  et  de  tel  personnel  quelle  pourra  employer. 

Article  171. 

La  Hongrie  s'engage  ä  faire  promulguer,  ä  maintenir  en  viguenr  et  k 
publier  toute  lögislation,  tous  röglements  et  dt-crets  qui  pourraient  ftre 
n^cessaires  pour  assurer  la  complöte  ex6cution  des  stipulations  prosentes. 
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Article  172. 
Les   disposition?   de   la   präsente  Partie   du  präsent  Trait6  n'affecteront 
en  rien  les  dispositions  des  Sections  III  et  IV  de  la  Partie  X  (Clauses  6cnno- 
miques)  du  pr6sent  Trait6. 

Article  173. 
Seront  port6s   au   credit   de  la  Hongrie,   au  titre  de  ses  obligations  de 
r^parer,  les  616ments  suivants : 

a)  Tout  solde  d6finitif  en  faveur  de  la  Hongrie  vis6  aux  Sections  III 
et  IV  de  la  Partie  X  (Clauses  6conomiques}  du  präsent  Traitö; 

b)  Toutes  sommes  dues  ä  la  Hongrie  du  chef  des  cessions  vis6es  ä  la 
Partie  IX  (Clauses  financiöres)  et  ä  la  Partie  XII  (Ports,  voies  d'eau  et 
voies  ferröes); 

c)  Toutes  sommes  que  la  Commission  des  röparations  jugerait  devoir 
etre  port^es  au  credit  de  la  Hongrie  ä  valoir  sur  tous  autres  transferts  de 
propri6t6s,  droits,  concessions  ou  autres  int^rßts  pr^vus  par  le  präsent  Trait6. 

En  aucun  cas,  toutefois,  les  restitutions  effectu6es  en  vertu  de  l'article 
168  ne  pourront  etre  port6es  au  credit  de  la  Hongrie. 

Article  174. 

La  cession  des  cäbles  sous-marins  hongrois,  qui  ne  sont  pas  l'objet  d'une 
disposition  particuli^re  du  präsent  Traitä,  est  rägläe  par  l'Annexe  VI  ci-jointe. 

Annexe  I. 

Compensation  peut  etre  räclamäe  de  la  Hongrie  conformäment  ä  l'ar- 
ticle 162  ci-dessus,  pour  la  totalitä  des  dommages  rentrant  dans  les  catägories 
ci-apr6s : 

1°  Dommages  causäs  aux  civils  atteints  dans  leur  personne  ou  dans 
leur  vie  et  aux  survivants  qui  ätaient  ä  la  charge  de  ces  civils  pour  tous 
actes  de  guerre,  y  compris  les  bombardements  ou  autres  attaques  par  terre, 
par  mer  ou  par  la  voie  des  airs,  et  toutes  leurs  consäquences  directes  ou 
de  toutes  Operations  de  guerre  des  deux  groupes  de  belligärants,  en  quelque 
endroit  que  ce  soit; 

2°  Dommages  causäs  par  la  Hongrie  ou  ses  alliäs  aux  civils  victimes 
d'actes  de  cruautä,  de  violence  ou  de  mauvais  traitements  (y  compris  les 
atteintes  ä  la  vie  ou  ä  la  santä  par  suite  d'emprisonnement,  de  däportation, 
d'internement  ou  d'ävacuatiou,  d'abandon  en  mer  ou  de  travail  forcä),  en 
quelque  endroit  que  ce  soit,  et  aux  survivants  qui  ätaient  ä  la  charge  de  ces 
victimes ; 

3°  Dommages  causäs  par  la  Hongrie  ou  ses  alliäs,  sur  leur  territoire 
ou  en  territoire  occupä  ou  envahi,  aux  civils  victimes  de  tous  actes  ayant 
portä  atleinte  ä  la  santä,  ä  la  capacitä  de  travail  ou  ä  l'honneur,  et  aux 
survivants.  qui  ätaient  ä  la  charge  de  ces  victimes; 

4*^  Dommages  causäs  par  toute  espäce  de  mauvais  traitements  aux 
prisonniers  de  guerre; 

b^  En  tant  que  dommage  causa  aux  peuples  des  Puissances  alliäes  et 
associäes,  toutes  pensions  ou  compensations  de  meme  nature  aux  victimes 
militaires  de  la  guerre  (armäes  de  terre,  de  mer  ou  forces  aäriennes),  mutiläs, 
blessäs,  malades  ou  invalides,  et  aux  personnes  dont  ces  victimes  ätaient  le 
soutien ;  le  montant  des  sommes  dues  aux  Gouvernements  alliäs  et  associäs 
sera  calculä,  pour  chacun  desdits  Gouvernements,  ä  la  valeur  capitalisäe,  ä  la 
date  de  la  mise  en  vigueur  du  präsent  Traitä,  desdites  pensions  ou  compensations, 
sur  la  base  des  tarifs  en  vigueur  en  France  au  1er  mai  1919 ; 

6°  Frais  de  l'assistance  fournie  par  les  Gouvernements  des  Puissances 
alliäes  et  associäes  aux  prisonniers  de  guerre,  ä  leurs  familles  ou  aux  per- 
sonnes dont  ils  ätaient  le  soutien ; 


Friedensvertrag  von  Trianon.  509 

7*^  AUocations  donnöes  par  les  Gouvernements  des  Puissances  alli^es  et 
associäes  aux  familles  et  aux  autres  personnes  ä  la  Charge  des  mobilis^s  ou 
de  tous  ceux  qui  ont  servi  dans  Farmöe;  le  montant  des  sommes  qui  leur 
sont  dues  pour  chaciine  des  annöes  au  cours  desquelles  des  hostililes  se  sont 
produites  sera  calculö,  pour  chacun  desdits  Gouvernements,  sur  la  base  du 
tarif  moyen  appliqu6  en  France,  pendant  ladite  ann^e,  aux  payements  de 
cette  nature; 

8'^  Dommages  caus6s  ä  des  civils  par  suite  de  Tobligation  qui  leur  a 
^t6  impos^e  par  la  Hongrie  ou  ses  alli^s  de  travailler  sans  une  juste  r6mun6- 
ration ; 

9°  Dommages  relatifs  ä  toutes  propri6t6s,  en  quelque  Heu  qu'elles  soient 
situöes,  appartenant  ä  l'une  des  Puissances  alliöes  et  associ^es  ou  ä  leurs 
ressortissants  (exception  faite  des  ouvrages  et  du  mat^riel  militaires  ou  navals) 
qui  ont  6t6  enlev6es,  saisies,  endommagöes  ou  d^truites  par  les  actes  de  la 
Hongrie  ou  de  ses  alliös  sur  terre,  sur  mer  ou  dans  les  airs ;  ou  dommages 
caus6s  en  consöquence  directe  des  hostilitös  ou  de  toutes  Operations  de  guerre ; 

10'^  Dommages  caus6s  sous  formes  de  pr^l^vements,  amendes  ou  exactions 
similaires  de  la  Hongrie  ou  de  ses  alli^s  au  d^triraent  des  populations  civiles. 

Annexe  II. 

La  Commission  pr6vue  par  l'article  163  prendra  le  titre  de  „Commission 
des  röparations";  eile  sera  d6sign6e  dans  les  articles  ci-apr6s  par  les  mots 
„la  Commission". 

§  2. 

Les  D^lögu^s  ä  la  Commission  seront  nomm^s  par  les  Etats-Unis  d'Am^rique. 
la  Grande-Bretagne,  la  France,  l'Italie,  le  Japon,  la  Belgique,  la  Grece,  la 
Pologne,  la  Roumanie,  l'Etat  serbe-croate-slovfene  et  la  Tch^co-Slovaquie. 
Les  Etats-Unis  d'Am^rique,  la  Grande-Bretagne,  la  France,  Tltalie,  le  Japon 
et  la  Belgique  nommeront  un  Dei6gu6  pour  chacune  desdites  Puissances.  Les 
cinq  autres  Puissances  nommeront  respectivement  un  D^l^gu^  commun  dans 
les  conditions  prevues  au  troisi^me  alin6a  du  paragraphe  3  ci-aprüs.  En  meme 
temps  que  chaque  D6l6gue  sera  nomme  un  Döl^guö  adjoint  qui  le  remplacera 
en  cas  de  maladie  ou  d'absence  forc^e,  mais  qui,  en  toute  autre  circoustance, 
aura  seulement  le  droit  d'assister  aux  d6bats  sans  y  prendre  aucune  part. 

En  aucun  cas,  plus  de  cinq  des  D61egu6s  ci-dessus  n'auront  le  droit  de 
prendre  part  aux  d6bats  de  la  Commission  et  d'6mettre  des  votes.  Les  D6k'gues 
des  Etats-Unis,  de  la  Grande-Bretagne,  de  la  France  et  l'Italie  auront  toujours 
ce  droit.  Le  D6l6gu6  de  la  Belgique  aura  ce  droit  dans  tous  les  cas  autres 
que  ceux  visäs  ci-aprös.  Le  D6l6gu6  du  Japon  aura  ce  droit  dans  le  cas  oii 
seront  examin6es  des  questions  relatives  aux  dommages  sur  mer.  Le  D61egu6 
commun  des  cinq  autres  Puissances  mentionn^es  ci-dessus  aura  ce  droit  lorsque 
des  questions  relatives  ä  l'Autriche,  ä  la  Hongrie  ou  ä  la  Bulgarie  seront 
examin^es. 

Chacun  des  Gouvernements  repr6sent6s  ;i  la  Commission  aura  le  droit 
de  s'en  retirer  aprc'S  un  pr6avis  de  douze  mois  notifi(5  ;\  la  Commission  et 
confirm6  au  cours  du  sixirme  mois  aprös  la  date  de  la  notitication  primitive. 

8  3. 

Teile  d'entre  les  Puissances  alli^es  et  associcües,  qui  pourrait  otre  int6- 
ress6e,  aura  le  droit  de  nommer  un  D6li5gut5  qui  ne  sera  prt5sent  et  n'agira, 
en  qualit6  d'assesseur,  que  lorsque  les  croances  et  int(5rots  de  ladite  Puissance 
seront  examint^s  ou  discutes:  ce  D61(5gu(''  n'aura  pas  le  droit  de  vote. 

La  Section  que  la  Commission  constituera  en  exiV^ution  de  larticle  163 
comprendra  des  reprösentants  des  Puissfinces  ci-aprt>s:  Ktats-Unis  d"Am(?rique. 
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Grande-Bretagne,  France,  Italie,  Grfece,  Pologne,  Roumanie,  Etat  serbe-croate- 
slovöne,  Tch6co-Slovaquie,  sans  que  cette  composition  pr6juge  en  rien  l'ad- 
missibilit6  des_  r6clamations.  Lorsque  la  Section  6mettra  des  votes,  les  repr6- 
sentants  des  Etats-Unis  d'Amörique,  de  la  Grande-Bretagne,  de  la  France  et 
de  ritalie  auront  chacun  deux  voix. 

Les  reprösentants  des  cinq  autres  Puissances  ci-dessus  nommeront  un 
D6l6gu6  commun  qui  siögera  ä  la  Commission  des  r6parations  dans  les  con- 
ditions  indiqu6es  au  paragraphe  2  de  la  präsente  Annexe.  Ge  D6l6gu6,  qui 
sera  nommö  pour  un  an,  sera  successivement  un  ressortissant  de  chacune  des 
cinq  Puissances  susvis6es. 

§  4. 

En  cas  de  mort,  dömission  ou  rappel  de  tout  D6l6gu6,  D6l6gu6  adjoint 
ou  assesseur,  un  successeur  devra  lui  ^tre  d6sign6  aussitot  que  possible. 

La  Commission  aura  son  principal  bureau  permanent  ä  Paris  et  y 
tiendra  sa  premi^re  röunion  dans  le  plus  bref  d6lai  possible  apr^s  la  mise  en 
vigueur  du  präsent  Trait6;  eile  se  röunira  ensuite  en  tels  lieux  et  ä  telles 
^poques  qu'elle  estimera  convenables  et  qui  pourront  etre  n^cessaires  en  vue 
de  raccomplissement  le  plus  rapide  de  ses  obligations. 

§  6. 

D6s  sa  premi^re  röunion,  la  Commission  ^lira,  parmi  les  D616gu6s  visäs 
ci-dessus,  un  President  et  un  Vice-Pr6sident  qui  resteront  en  fonctions  pen- 
dant  une  annöe  et  seront  r661igibles;  si  le  poste  de  President  ou  de  Vice- 
Prösident  devient  vacant  au  cours  d'une  pöriode  annuelle,  la  Commission 
proc6dera  immödiatement  ä  une  nouvelle  6lection  pour  le  reste  de  ladite 
Periode. 

§  7. 

La  Commission  est  autoris6e  ä  nommer  tous  fonctionnaires,  agents  et 
employ^s,  qui  peuvent  etre  nöcessaires  pour  l'ex^cution  de  ses  fonctions,  et 
ä  fixer  leur  r^munäration,  ä  constituer  des  Sections  ou  Comit6s  dont  les 
membres  ne  seront  pas  nöcessairement  ceux  de  la  Commission  et  ä  prendre 
toutes  mesures  d'exäcution  n^cessaires  pour  l'accomplissement  de  sa  täche, 
k  d616guer  autorit6  et  pleins  pouvoirs  ä  ses  fonctionnaires,  agents,  Sections 
et  comit6s. 

§  8. 

Toutes  les  d^libörations  de  la  Commission  seront  secretes,  ä  moins  que, 
pour  des  raisons  speciales,  la  Commission,  dans  des  cas  particuliers,  n'en  d& 
cide  autrement. 

§9. 

La  Commission  devra,  dans  les  d^lais  qu'elle  fixera  de  temps  ä  autre, 
et  si  le  Gouvernement  hongrois  en  fait  la  demande,  entendre  tous  arguments 
et  t^moignages  pr6sent6s  par  la  Hongrie  sur  toutes  questions  se  rattachant 
ä  sa  capacitö  de  payement. 

§  10. 

La  Commission  ^tudiera  les  r^clamations  et  donnera  au  Gouvernement 
hongrois  l'^quitable  facultö  de  se  faire  entendre,  sans  qu'il  puisse  prendre 
aucune  part,  quelle  qu'elle  soit,  aux  döcisions  de  la  Commission.  La  Com- 
mission donnera  la  meme  facultä  aux  alliös  de  la  Hongrie  lorsqu'elle  jugera 
que  leurs  int6r6ts  sont  en  jeu. 

§  11. 

La  Commission  ne  sera  li6e  par  aucune  l^gislation  ni  par  aucun  code 
particuliers,  ni  par  aucune  r^gle  speciale  concernant  Tinstruction  ou  la  proc6- 
dure;  eile  sera  guid6e  par  la  justice,  l'^quitö  et  la  bonne  foi.  Ses  däcisions 
devront  se  conformer  ä  des  principes  et  ä  des  r^gles  uniformes  dans  tous  les 
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cas  oü  ces  principes  et  ces  r^gles  seront  applicables.  Elle  fixera  les  regles 
relatives  aux  modes  de  preuve  des  röclamations.  Elle  pourra  employer  toute 
mäthode  legitime  de  calcul. 

§  12. 
La  Commission  aura  tous  les  pouvoirs  et  exercera  toutes  les  attributions 
ä  eile  conför^s  par  le  präsent  Trait6. 

.  La  Commission  aura,  d'une  faQon  g^nörale,  les  pouvoirs  de  contröle  et 
d'ex6cution  les  plus  6tendus  en  ce  qui  concerne  le  probl^me  des  r^parations 
tel  qu'il  est  trait6  dans  la  pr6sente  Partie,  dont  eile  aura  pouvoir  d'inter- 
pr^ter  les  dispositions.  Sous  r^serve  des  dispositions  du  präsent  Trait6,  la 
Commission  est  constitu6e  par  les  difförents  Gouvernements  alliös  et  associ^s 
vis^s  aux  paragraphes  2  et  3  comme  leur  repr6sentant  exclusif,  pour  leur 
part  respective,  en  vue  de  recevoir,  vendre,  conserver  et  r^partir  le  payement 
des  r^parations  ä  effectuer,  aux  termes  de  la  präsente  Partie  du  Trail6  par 
la  Hongrie.    Elle  devra  se  conformer  aux  conditions  et  dispositions  suivantes : 

a)  Toute  fraction  du  montant  total  des  cröances  v6rifi6es  qui  ne  sera 
pas  pay6e  en  or,  ou  en  navires,  valeurs  et  marchandises  ou  de  toute  autre 
fa^on,  devra  etre  couverte  par  la  Hongrie  dans  des  conditions  que  la  Com- 
mission d6terminera,  par  la  remise,  ä  titre  de  garantie,  d'un  montant  äqui- 
valent de  bons,  de  titres  d'obligations  ou  autres,  en  vue  de  constituer  une 
reconnaissance  de  la  fraction  de  dette  dont  il  s'agit. 

b)  En  estimant  pöriodiquement  la  capacitö  de  payement  de  la  Hongrie^ 
la  Commission  examinera  le  Systeme  fiscal  hongrois :  1*^'  afin  que  tous  les 
revenus  de  la  Hongrie  y  compris  les  revenus  destin^s  au  Service  ou  ä 
l'aquittement  de  tout  emprunt  intörieur,  soient  affect^s  par  privilege  au  paye- 
ment des  sommes  dues  par  eile  ä  titre  de  r6parations,  et  2"  de  fa^on  ä 
acqu6rir  la  certitude  qu'en  g6n6ral  le  Systeme  fiscal  hongrois  est  tout  ä  fait 
aussi  lourd,  proportionnellement,  que  celui  d'une  quelconque  des  Puissances 
repräsent^es  ä  la  Commission. 

La  Commission  des  röparations  recevra  des  instructions  lui  prescrivant 
de  tenir  compte  notamment:  1"  De  la  Situation  ^conomique  et  fioanciere  reelle 
du  territoire  hongrois  tel  qu'il  est  d6Iimitt5  par  le  pri^sent  Traitö ;  et  —  2^  De 
la  diminution  de  ses  ressources  et  de  sa  capacitö  de  payement  r^sultant  des 
clauses  du  präsent  Trait6.  —  Tant  que  la  Situation  de  la  Hongrie  ne  sera 
pas  modifi6e,  la  Commission  devra  prendre  ces  6l6ments  en  considöration 
lorsqu'elle  fixera  le  montant  döfinitif  des  obligations  de  la  Hongrie.  les 
versements  par  lesquels  ce  pays  devra  s'acquitter,  et  les  reports  de  tous 
payements  d'intörets  qui  pourront  etre  sollicit6s  par  lui. 

c)  La  Commission,  ainsi  qu'il  est  pr^vu  ä  l'article  165,  se  fera  dölivrer 
par  la  Hongrie,  comme  garantie  et  reconnaissance  de  sa  dette,  des  bons  au 
porteur  en  or,  libres  de  taxe  ou  impOts  de  toute  nature,  6tablis  ou  suscep- 
tibles  de  l'etre  par  le  Gouvernement  hongrois  ou  par  toute  autre  autorit6 
en  d6pendant;  ces  bons  seront  remis  ä  tout  moment  jug^  opportun  par  la 
Commission  et  en  trois  fractions  dont  les  montants  respectifs  seront  t'galement 
fix6s  par  la  Commission,  la  couronne  or  6tant  payable  conformtiment  ä 
l'article  197,  Partie  IX  (Clauses  financieres)  du  präsent  Trait^. 

l*'  üne  premiöre  Emission  en  bons  au  porteur,  payables  jusqu'au 
1"  mai  1921  au  plus  tard,  sans  int«5rets;  on  appliquera  notamment  ä  l'amor- 
tissement  de  ces  bons  les  versements  que  la  Hongrie  s'est  engagöe  ä  effectuer 
conformöment  ;\  l'article  165  döduction  faite  des  sommes  affect^es  au  rem- 
boursement  des  d6penses  d'entretien  des  troupes  d'occupation  et  au  payement 
des  döpenses  du  ravitaillement  en  vivres  et  matit-res  premii^res;  ceux  de  ces 
bons  qui  n'auraient  pas  6t6  amortis  ä  la  date  du  1"  mai  1921  seront  alors 
6chang6s  contre  de  nouveaux  bons  du  mOme  tvpe  que  ceux  prövus  ci-apres 
(§  12,  c,  20). 
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2°  üne  deuxi^me  Emission  en  bons  au  porteur,  portant  int6rets  ä,  2V2O/0 
<deux  et  demi  pour  cent)  entre  1921  et  1926  et  ensuite  ä  .ö'^'o  (cinq  pour 
Cent)  avec  1  ^/o  (un  pour  cent)  en  suppl6ment  pour  l'amortissement,  ä  partir 
de  1926,  sur  le  montant  total  de  l'ömission. 

S''  ün  engagement  6crit  d'^mettre  ä  titre  de  nouveau  versement,  et 
seulement  lorsque  la  Commission  sera  convaincue  que  la  Hongrie  peut  assurer 
le  Service  des  intßrßts  et  du  fonds  d'amortissement,  des  bons  au  porteur, 
portant  int^rets  ä  5  ^/a  (cinq  pour  cent),  les  öpoques  et  le  mode  de  payement 
du  principal  et  des  intärets  devant  etre  d6termin6s  par  la  Commission. 

Les  dates  auxquelles  les  int^rets  sont  dus,  le  mode  d'emploi  du  fonds 
d'amortissement  et  toutes  questions  analogues  relatives  ä  l'^mission,  ä  la 
gestion  et  ä  la  röglementation  de  l'ömission  des  bons  seront  d6termin6s  de  temps 
ä  autre  par  la  Commission. 

De  nouvelles  Emissions  ä  titre  de  reconnaissance  et  de  garantie  peuvent 
etre  exig^es  dans  les  conditions  que  la  Commission  döterminera  ultörieurement, 
de  temps  ä  autre. 

Dans  le  cas  oü  la  Commission  des  r6parations  proc6derait  ä  la  fixation 
definitive,  et  non  plus  seulement  provisoire,  du  montant  de  la  part  de 
charges  communes  incombant  ä  la  Hongrie  du  fait  des  r^clamations  des 
Puissances  alliöes  et  associöes,  la  Commission  annulera  immödiatement  tous 
bons  qui  auraient  pu  etre  emis  au  delä  dudit  montant. 

d)  Au  cas  oü  des  bons,  obligations  ou  autres  reconnaissances  de  dettes 
6mis  par  la  Hongrie,  comme  garantie  ou  reconnaissance  de  sa  dette  de 
r^paration,  seraient  attribu6s,  ä  titre  döfinitif  et  non  ä  titre  de  garantie,  ä 
des  personnes  autres  que  les  divers  Gouvernements  au  profit  desquels  ä  6t6 
fix6  ä  l'origine  le  montant  de  la  dette  de  röparation  de  la  Hongrie,  ladite 
dette,  sera,  ä  l'^gard  de  ces  derniers,  consid6r6e  comme  steinte,  pour  un 
montant  correspondant  ä  la  valeur  nominale  des  bons  qui  ont  6t6  ainsi 
attribu6s  d6finitivement  et  l'obligation  de  la  Hongrie  afferente  auxdits  bons 
sera  limit^e  ä  Tobligation  qui  y  est  exprim^e. 

e)  Les  frais  n6cessit6s  par  les  röparations  et  reconstructions  des  pro- 
pri6t6s  situöes  dans  les  r^gions  envahies  et  d^vast^es,  y  compris  la  räin- 
stallation  des  mobiliers,  des  machines  et  de  tout  mat^riel,  seront  6valu6s  au 
coüt  de  röparation  et  de  reconstruction  ä  l'äpoque  oü  les  travaux  seront 
€x6cut6s. 

f)  Les  döcisions  de  la  Commission  relatives  ä  une  remise  totale  ou 
partielle,  en  capital  ou  en  intörets,  de  toute  dette  v6rifi6e  de  la  Hongrie 
devront  etre  motiv6es. 

§  13. 

En  ce  qui  concerne  les  votes,  la  Commission  se  conformera  aux  r^gles 
suivantes : 

Quand  la  Commission  prend  une  d^cision,  les  votes  de  tous  les  D^l^gu^s 
ayant  le  droit  de  voter,  ou,  en  l'absence  de  certains  d'entre  eux,  de  leurs 
D6l6gu6s  adjoints,  seront  enregiströs.  L'abstention  est  consid6r6e  comme  un 
vote  6mis  contre  la  proposition  en  discussion.  Les  Assesseurs  n'ont  pas  le 
droit  de  vote. 

Sur  les  questions  suivantes  l'unanimitä  est  näcessaire: 

a)  questions  interessant  la  souverainete  des  Puissances  alliäes  et  asso- 
ci^es  ou  concernant  la  remise  de  tout  ou  partie  de  la  dette  ou  des  obligations 
de  la  Hongrie ; 

b)  questions  relatives  au  montant  et  aux  conditions  des  bons  et  autres 
titres  d'obligations  ä  remettre  par  le  Gouvernement  hongrois  et  ä  la  fixation 
de  repoque  et  du  mode  de  leur  vente,  n^gociation  ou  r6partition  ; 

c)  tout  report  total  ou  partiel,  au  delä  de  Tannöe  1930,  des  payements 
Yenant  ä  ächeance  entre  le  1"  mai  1921  et  la  fin  de  1926  incluse: 
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d)  tout  report  total  ou  partiel,  pour  une  dur6e  sup6rieure  ä  trois  ann6es, 
des  payements  venant  ä  6ch6ance  apres  1926 ; 

e)  questions  relatives  ä  l'application,  dans  un  cas  particulier.  d'ane 
m^thode  d'^valuation  des  dommages  difförente  de  celle  qui  a  6t6  pr6c6demment 
adopt^e  dans  un  cas  semblable; 

f)  questions  d'interprätation  des  dispositions  de  la  präsente  Partie  du 
pr6sent  Trait6. 

Toutes  autres  questions  seront  r^solues  par  un  vote  ä  la  majoritö. 

Au  cas  oü  surgirait  entre  les  D6l6gu6s  un  conflit  d'opinion  sur  la 
question  de  savoir  si  une  espece  d^terminöe  est  une  de  Celles  dont  la  d^cision 
exige  ou  non  un  vote  unanime  et  au  cas  oü  ce  conflit  ne  pourrait  etre  r6solu 
par  un  appel  ä  leurs  Gouvernements,  les  Gouvernements  alli^s  et  associ^s 
s'engagent  ä  döförer  imm^diatement  ce  conflit  ä  l'arbitrage  d'une  personne 
impartiale  sur  la  dösignation  de  laquelle  iis  se  mettront  d'accord  et  dont 
ils  s'engagent  ä  accepter  la  sentence. 

§  14. 
Les  decisisions  prises  par   la  Commission,   en   conformit^  des  pouvoirs 
qui  lui  sont  conf6r6s,  seront  aussitOt  ex6cutoires   et  pourront  recevoir  appli- 
cation  immödiate  sans  autre  formalite. 

§  15. 

La  Commission  remettra  ä  chaque  Puissance  int6ress6e,  en  teile  forme 
qu'elle  fixera: 

1^  un  certificat  mentionnant  qu'elle  dätient,  pour  le  compte  de  ladite 
Puissance,  des  bons  des  Emissions  susmentionnöes,  ledit  certificat  pouvant. 
sur  la  demande  de  la  Puissance  dont  il  s'agit.  etre  divisö  en  un  nombre  de 
coupures  n'exc6dant  pas  cinq; 

2*^  de  temps  ä  autre,  des  certificats  mentionnant  qu'elle  d^tient,  pour 
le  compte  de  ladite  Puissance,  tous  autres  biens  livr^s  par  la  Hongrie  en 
acompte  sur  sa  dette  pour  röparations. 

Les  certificats  susvisös  seront  nominatifs  et  pourront,  aprös  notification 
ä  la  Commission,  etre  transmis  par  voie  d'eudossement. 

Lorsque  des  bons  sont  6mis  pour  etre  vendus  ou  n^goci^s  et  lorsque 
des  biens  sont  Iivr6s  par  la  Commission,  un  montant  correspondant  de  certi- 
ficats doit  etre  retirö. 

§  16. 

Le  Gouvernement  hongrois  tera  d6bit6,  ä  partir  du  ler  mai  1921,  de 
l'int^r^t  sur  sa  dette  teile  qu'elle  aura  6t6  fix^e  par  la  Commission,  d^duction 
faite  de  tous  versements  effectu6s  sous  forme  de  payements  en  esp^ces  ou 
leurs  Äquivalents  ou  en  bons  6mis  au  profit  de  la  Commission  et  de  tous 
payements  vis6s  ä  l'article  173. 

Le  taux  de  cet  int^ret  sera  fix6  ä  5  *^/o,  ä  moins  que  la  Commission 
n'estime,  ä  quelque  date  ultörieure,  que  les  circonstances  justifient  une  modi- 
fication  de  ce  taux. 

La  Commission,  en  fixant  au  1er  mai  1921  le  montant  global  de  la 
dette  de  la  Hongrie,  pourra  tenir  compte  des  int^rOts  dus  sur  les  sommes 
afferentes  ä  la  r^paration  des  dommages  mat^riels  ä  partir  du  11  novembre  191S 
ou  toute  autre  date  ultörieure  qui  pourra  etre  fixee  par  la  Commission 
jusqu'au  1er  mai  1921. 

§  17. 

En  cas  de  manquement  par  la  Hongrie  ä  l'ex^cution  qui  lui  incomba 
de  l'une  quelconque  des  obligations  vis6es  k  la  prusente  Partie  du  präsent 
Trait6,  la  Commission  signalera  imm^diatement  cette  inexecution  ;i  chacunc 
des  Puissances  int6ress(5es  en  y  joignant  toutes  propositions  qui  lui  paraitrunt 
opportunes  au  sujet  des  mesures   ä  prendre  en  raison  de  cette  inexöcution. 
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§  18. 
Les  mesures  qua  les  Puissances  alliöes  et  associöes  auront  le  droit  de 
prendre  en  cas  de  manquement  volontaire  par  la  Hongrie  et  que  la  Hongrie 
s'engage  ä  ne  pas  considörer  comme  des  actes  d'hostilit6  peuvent  comprendre 
des  actes  de  prohibitions  et  de  repr6ssailles  6conomiques  et  finauci^res  et,  en 
g6n(5ral,  telles  autres  mesures  que  les  Gouvernements  respectifs  pourront 
estimer  n6cessit6es  par  les  circonstances. 

§  19. 
Les  payements,  qui  doivent  6tre  effectu6s  en  or  ou  ses  Äquivalents  en 
acompte  sur  les  röclamations  v6rifi6es  des  Puissances  alli^es  et  associ^es, 
peuvent  k  tout  moment  etre  accept^s  par  la  Commission  sous  forme  de  biens 
mobiliers  et  immobiliers,  de  marchandises,  entreprises,  droits  et  concessions 
en  territoire  hongrois  ou  en  dehors  de  ce  territoire,  de  navires,  obligations, 
actions  ou  valeurs  de  toute  nature  ou  monnaies  de  la  Hongrie  ou  d'autres 
Etats ;  leur  valeur  de  remplacement  par  rapport  ä  l'or  6tant  fix6e  ä  un  taux 
juste  et  loyal  par  la  Commission  elle-meme. 

§  20. 

La  Commission,  en  fixant  ou  acceptant  les  payements  qui  s'effectueront 
par  remise  de  biens  ou  droits  d6termin6s,  tiendra  compte  de  tous  droits  et 
intörets  legitimes  des  Puissances  alli6es  et  associ^es  ou  neutres  et  de  leurs 
ressortissants  dans  lesdits. 

§  2L 

Aucun  membre  de  la  Commission  ne  sera  responsable,  si  ce  n'est 
vis-ä-vis  du  Gouvernement  qui  l'a  d6sign6,  de  tout  acte  ou  Omission  dörivant 
de  ses  fonctions.  Aucun  de  Gouvernements  alliös  et  associös  n'assume  de 
responsabilitö  pour  le  compte  d'aucun  autre  Gouvernement. 

§  22. 
Sous   röserve   des   stipulations   du  präsent   Trait6,   la  präsente  Annexe 
pourra  etre  amendäe  par  la  döcision  unanime  des  Gouvernements  röpresentes 
ä  la  Commission. 

§  23. 
Quand  la  Hongrie   et   ses   alli6s   se   seront   acquittös  de  toutes  sommes 
dues  par  eux  en  ex6cution  du  präsent  Trait^  ou  des  d^cisions  de  la  Commission, 
et  quand  toutes  les   sommes  regues   ou  leurs   Äquivalents  auront  €t6  räpartis 
entre  les  Puissances  int6ress6es,  la  Commission  sera  dissoute. 

Annexe  III. 
8   1er. 

La  Hongrie  reconnait  le  droit  des  Puissances  alli^es  et  associöes  au 
remplacement  tonneau  pour  tonneau  (jauge  brüte)  et  cat6gorie  pour  cat6gorie 
de  tous  les  navires  ou  bateaux  de  commerce  et  de  peche  perdus  ou  endommag6s 
par  faits  de  guerre. 

Toutefois,  et  bien  que  les  navires  et  bateaux  hongrois  existant  ä  ce 
jour  reprösentent  un  tonnage  tres  införieur  ä  celui  des  portes  subies  par  les 
Puissances  alliöes  et  associöes,  en  cons6quence  de  l'agression  de  l'Autriche- 
Hongrie  et  de  ses  alli^s,  le  droit  reconnu  ci-dessus  sera  exerc6  sur  ces  navires 
et  bateaux  hongrois  dans  les  conditions  suivantes : 

Le  Gouvernement  hongrois,  en  son  nom  et  de  fagon  ä  lier  tous  autres 
int6ress6s,  c^de  aux  Gouvernements  alli^s  et  associ6s  la  propri^tö  de  tous 
navires  et  bateaux  de  commerce  et  de  peche  appartenant  aux  ressortissants 
de  l'ancien  royaume  de  Hongrie. 
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§  2. 
Le  Gouvernement  hongrois,    dans  un  d6lai  de  deux   mois  apres  la  mise 
en  vigaeur  du  präsent  Trait6,  remettra  ä  la  Commission  des  rßparations  tous 
navires  et  bateaux  vis^s  par  le  paragraphe  l^r. 

§  3. 
Les  navires  et  bateaux  vis6s  par  le  paragraphe  lei-  comprennent  tous 
les  navires  et  bateaux :  a)  battant  ou  ayant  le  droit  de  battre  pavillon  marchand 
austro-hongrois,  inscrits  dans  un  port  de  l'ancien  royaume  de  Hongrie;  ou 
b)  appartenant  ä  une  personne  ä  une  soci6t6  ou  ä  une  compagnle  ressortissant 
de  l'ancien  royaume  de  Hongrie  ou  ä  une  soci6t6  ou  compagnie  d'un  paj'S 
autre  que  les  Pays  alliös  ou  associös  et  sous  le  contröle  ou  la  direction  de 
ressortissants  de  l'ancien  royaume  de  Hongrie;  ou  c)  actuellement  en  con- 
struction :  1*^  dans  l'ancien  royaume  de  Hongrie ;  2*^  dans  les  pays  autres  que 
les  Pays  alliös  ou  associös  pour  le  compte  d'une  personne,  d'une  soci6t6  ou 
d'une  compagnie  ressortissant  de  l'ancien  royaume  de  Hongrie. 

§  4. 
Afin  de  fournir  des  titres  de  propriötä  pour   chacun  des   navires   remis 
comme  ci-dessus,  le  Gouvernement  hongrois: 

a)  remettra  pour  chaque  navire  ä  la  Commission  des  r6parations,  suivant 
sa  demande  un  acte  de  vente  ou  tout  autre  titre  de  propri6t6  6tablissant  le 
transfert  ä  ladite  Commission  de  la  pleine  propri6t6  du  navire  libre  de  tous 
Privileges,  hypoth^ques  et  charges  quelconques ; 

b)  prendra  toutes  mesures  qui  pourront  etre  indiqu6es  par  la  Commission 
des  röparations  pour  assurer  la  mise  de  ces  navires  ä  la  disposition  de  ladite 
Commission. 

§  5. 

La  Hongrie  s'engage  ä  restituer  en  nature  et  en  6tat  normal  d'entretien 
aux  Puissances  alliöes  et  associöes,  dans  un  dölai  de  deux  mois  ä  dater  de 
la  mise  en  vigueur  du  präsent  Traitö,  conform6ment  ä  une  procedure  qui  sera 
stabile  par  la  Commission  des  riSparations,  tous  les  bateaux  et  autres  engins 
mobiles  de  navigation  iluviale  qui,  depuis  le  28  juillet  1914,  ont  passe,  ä  un 
titre  quelconque  en  sa  possession  ou  en  possession  de  Tun  de  ses  ressortissants 
et  qui  pourront  etre  indentifiös. 

En  vue  de  compenser  les  pertes  du  tonnage  fluvial,  dues  ä  n'importe 
quelle  cause,  subies  pendant  la  guerre  par  les  Puissances  alli^es  et  associöes 
et  qui  ne  pourront  pas  6tre  r^paröes  par  les  restitutions  prescrites  ci-dessus, 
la  Hongrie  s'engage  ä  c6der  ä  la  Commission  des  röparations  une  partie  de 
sa  batellerie  fluviale  jusqu'ä  concurrence  du  montant  de  ces  pertes,  ladite 
cession  ne  pouvant  döpasser  20%  du  total  de  cette  batellerie  teile  qu'elle 
existait  k  la  date  du  8  novembre  1918. 

Les  modalit^s  de  cette  cession  seront  r6gl6es  par  les  arbitres  pr^vus  k 
l'article  284,  Partie  XII  (Ports,  Voies  d'eau  et  Voies  ferrees)  du  prescnt  Trait(5, 
qui  sont  charg6s  de  r6soudre  les  diflicult^s  relatives  i  la  r^partition  du  tonnage 
lluvial  et  r6sultant  du  nouveau  r(5gime  internatit)nal  de  certains  reseaux 
iluviaux  ou  des  modifications  territoriales  affectaut  ces  rtSseaux. 

§6. 
La  Hongrie  s'engage  k  prendre  toutes  les  mesures  que  la  Commission 
des  reparations  peut  lui  indiquer  en  vue  d'obtenir  le  plein  droit  de  propri^t6 
sur  tous  les  navires  qui  peuvent  avoir  6t6  trausftirtis  peudaiit  la  guerre  ou 
etre  en  voie  de  transfert  sous  pavillons  neutres,  sans  le  consentement  des 
Gouvernements  alliös  et  associ(5s. 

§  7- 
La  Hongrie  renonce  ä  toute  revendication  de  quelque  nature  que  ce  soit 
contre  les  Gouvernements  alliös  et  associös  et  leurs  ressortissants,  en  ce  qui 

33'* 


516  II-  Friedensverträge  der  Alliierten  mit  den  Zentralmächten. 

concerne  la  attention  ou  Tatilisation  de  tous  navires  ou  bateaux  hongrois  et 
toute  perte  ou  dommage  subis  par  lesdits  navires  ou  bateaux. 

La  Hongrie  renonce  ä  toutes  revendications  sur  ses  navires  ou  cargaisons 
coulös  du  fait  ou  par  suite  d'une  action  navale  et  sauvös  ensuite,  et  dans 
lesquels  un  des  Gouvernements  alli6s  ou  associös  ou  leurs  ressortissants  ont 
des  int^rets,  comme  propriötaires,  affr^teurs,  assureurs  ou  a  tout  autre  titre, 
nonobstant  tout  jugement  de  condamnation  qui  peut  avoir  6t6  prononc^  par 
un  tribunal  des  prises  de  l'ancienne  monarcbie  austro-hongroise  ou  de  ses 
alli^s. 

AnnexelV. 

Les  Puissances  alli^s  et  associöes  exigent,  et  la  Hongrie  accepte,  que  la 
Hongrie,  en  satisfaction  partielle  ses  obligations  däfiuies  par  la  präsente  Partie, 
et  suivant  les  modalit^s  ci-apr^s  d6finies,  applique  ses  ressources  öconomiques 
directement  ä  la  restauration  materielle  des  r^gions  envahies  des  Puissances 
alli^es  et  associ^es,  dans  la  mesure  oii  ces  Puissances  le  d6termineront. 

§  2. 
Les  Gouvernements  des  Puissances  alli^es  et  associ^es  saisiront  la  Com- 
mission  des  röparations  de  listes  donnant: 

a)  les  animaux,  machines,  matäriel  de  chemin  de  fer,  ^quipements,  tours 
et  tous  articles  similaires,  d'un  caract^re  commercial,  qui  ont  it6  saisis,  us6s 
ou  d^truits  par  la  Hongrie,  ou  dötruits  en  cons^quence  directe  des  Operations 
militaires  et  que  ces  Gouvernements  dösirent,  pour  la  satisfaction  de  besoins 
immediats  et  urgents,  voir  etre  remplacös  par  des  animaux  ou  articles  de  meme 
nature,  existant  sur  le  territoire  de  la  Hongrie  ä  la  date  de  la  mise  en  vigueur 
du  präsent  Trait6; 

b)  les  materiaux  de  reconstruction  tels  que  pierre,  briques,  briques 
refractaires,  tuiles,  bois  de  charpente,  verres  ä  vitre,  acier,  chaux,  ciment,  les 
machines,  appareils  de  chauöage,  meubles  et  tous  articles  d'un  caractere 
commercial  que  lesdits  Gouvernements  d^sirent  voir  etre  produits  et  fabriqu^s 
en  Hongrie  et  livr^s  ä  eux  pour  la  restauration  des  rögions  envahies. 

§  ^■ 

Les  listes  relatives  aux  articles  mentionnös  dans  le  paragraphe  2  a)  ci- 
dessus  seront  fournies  dans  les  trois  mois  qui  suivront  la  mise  en  vigueur 
du  präsent  Traitä. 

Les  listes  contiendront  tous  les  details  d'usage  dans  les  contrats  com- 
merciaux  relatifs  aux  articles  visös,  y  compris  specification,  döiai  de  livraison 
(ce  deiai  ne  devant  pas  d6passer  quatre  ans)  et  Heu  de  livraison ;  mais  elles 
ne  contiendront  ni  prix,  ni  estimation,  ces  prix  ou  estimation  devant  etre 
fix6s  par  la  Commission,  comme  il  est  dit  ci-apr^s. 

§  4. 

Des  reception  des  listes,  la  Commission  examinera  dans  quelle  mesure 
les  materiaux  et  animaux  mentionnes  dans  ces  listes  peuvent  etre  exigös  de 
la  Hongrie. 

Pour  fixer  sa  decision,  la  Commission  tiendra  compte  des  necessites 
interieures  de  la  Hongrie,  autant  que  cela  sera  nöcessaire  au  maintien  de  sa 
vie  sociale  et  economique ;  eile  fera  etat,  egalement  des  prix  et  des  dates 
auxquels  les  articles  semblables  peuvent  etre  obtenus  dans  les  Pays  allies  et 
associes  et  les  comparera  ä  ceux  applicables  aux  articles  hongrois ;  eile  fera 
etat,  enfin,  de  l'interet  general  qu'ont  les  Gouvernements  allies  et  associes  ä 
ce  que  la  vie  industrielle  de  la  Hongrie  ne  soit  pas  desorganisee  au  point  de 
compromettre  sa  capacite  d'accomplir  les  autres  actes  de  reparation  exiges  d'elle. 
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Toutefois,  il  ne  sera  demandö  ä  la  Hongrie  des  machines,  du  matöriel 
de  chemin  de  fer,  des  ^quipements,  des  tours  et  tous  articles  similaires  d'un 
caract^re  commercial  actuellement  en  Service  dans  l'industrie,  que  si  aucun 
stock  de  ces  articles  n'est  disponible  et  ä  vendre;  d'autre  part,  les  demandes 
de  cette  nature  n'excöderont  pas  30*^/0  des  quantitös  de  chaque  article  en 
Service  dans  un  Etablissement  hongrois  ou  une  entreprise  hongroise  quelconque. 
.  La  Commission  donnera  aux  reprösentants  du  Gouvernement  hongrois 
la  facultö  de  se  faire  entendre,  dans  un  d^lai  d6termin6,  sur  sa  capacitE  de 
fournir  lesdits  mat^riaux,  animaux  et  objets. 

La  d^cision  de  la  Commission  sera  ensuite,  et  le  plus  rapidement  possible, 
notifi^e  au  Gouvernement  hongrois  et  aux  difförents  Gouvernements  alli^s  et 
associös  int6ress6s. 

Le  Gouvernement  hongrois  s'engage  ä  livrer  les  mat^riaux.  objets  et 
animaux,  pr6cis(5s  dans  cette  notification,  et  les  Gouvernements  alli6s  et  associ^s 
int^ressEs  s'engagent,  chacun  pour  ce  qui  le  concerne,  ä  accepter  ces  memes 
foarnitures,  sous  r6serve  qu'elles  seront  conformes  aux  spEcifications  donn^es 
ou  ne  seront  pas,  de  l'avis  de  la  Commission,  impropres  ä  l'emploi  requis 
pour  le  travail  de  r^paration. 

§  ö. 

La  Commission  döterminera  la  valeur  ä  attribuer  aux  mat^riaux.  objets 
et  animaux  livrös  comme  il  est  dit  ci-dessus,  et  les  Gouvernements  alli6s  et 
associäs  qui  recevront  ces  fournitures  acceptent  d'etre  d^bit^s  de  leur  valeur 
et  reconnaissent  que  la  somme  correspondante  devra  etre  traitöe  comme  un 
payement  fait  par  la  Hongrie,  ä  röpartir  conform^ment  ä  l'article  167  du 
präsent  TraitE. 

Dans  le  cas  oü  le  droit  de  requErir  la  restauration  materielle  aux 
conditions  ci-dessus  d^finies  sera  exercE,  la  Commission  s'assurera  que  la  somme 
port6e  au  credit  de  la  Hongrie  repr^sente  la  valeur  normale  du  travail  fait 
ou  des  mat^riaux  fournis  par  eile  et  que  le  montant  de  la  r6clamation  faite 
par  la  Puissance  int6ress6e  pour  le  dommage  ainsi  partiellement  räparE  est 
diminuä  dans  la  proportion  de  la   contribution  ä  la  räparation   ainsi  fournie. 

§  6. 

Afin  de  röpondre  aux  besoins  immödiats  des  pays  dont  le  b^tail  a  Et6 
€nlev6,  consomm6  ou  d^truit,  les  Puissances  alli6es  et  associ^es  pourmnt 
präsenter  ä  la  Commission  des  r6parations,  immödiatement  apr^s  la  mise  en 
vigueur  du  präsent  Trait6,  une  liste  du  b6tail  dont  ils  demandent  la  livraison 
dans  un  dölai  de  trois  mois  apr^s  la  mise  en  vigueur  du  präsent  Traitt\  ä 
titre  d'avance  immädiate,  en  acompte  sur  les  animaux  mentionniis  au  para- 
graphe  2  ci-dessus. 

La  Commission  des  räparations  däcidera  quelles  quantitäs  de  bätail 
devront  Ctre  livr6es  dans  le  dölai  de  trois  mois  ci-dessus  visE  et  la  Hongrie 
s'engage  ä  effectuer  ces  livraisons  conformäment  aux  däcisions  de  la  Com- 
mission. 

La  Commission  räpartira  entre  les  Puissances  int6ress6es  les  animaux 
ä,  livrer  en  tenant  compte  des  besoins  immtidiats  de  chacune  des  Puissances 
et  des  satisfactions  qui  ont  6t6  donnöes  c\  ces  besoins  par  les  TraittSs  cunclus 
par  les  Puissances  alli6es  et  associees  d'une  part,  l'Autriche  et  la  Bulgaric 
d'autre  part. 

Les  animaux  livr^s  seront  de  sant6  et  de  condition  normales. 

Si  les  animaux  ainsi  livräs  ne  peuvent  pas  ftro  identifiös  comme  ayant 
<5t6  enleves  ou  saisis,  leur  valeur  sera  portee  au  credit  des  obligations  de 
röparation  de  la  Hongrie,  conformäment  aux  stipulations  du  paragraphe  ö  de 
la  präsente  Annexe. 
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Annexe  V. 

La  Hongrie  donne  ä  chacun  des  Gouvernements  alliös  et  associ6s,  ä 
titre  de  röparation  partielle,  une  Option  pour  la  livraison  annuelle  pendant 
les  cinq  annöes  qui  suivront  la  mise  en  vigueur  du  präsent  Trait6,  des  ma- 
ti^res  premiferes  ci-apr6s  6num6r6es  ä  concurrence  de  quantit^s  qui  seront, 
avec  leurs  importations  annuelles  d'avant-guerre  venant  d'Autriche-Hongrie, 
dans  un  meme  rapport  que  les  ressources  de  la  Hongrie,  envisag6«  avec  ses 
fronti^res  telles  qu'elles  seront  döfinies  par  le  präsent  Trait6,  seront  avec  les 
ressources  d'avant-guerre  de  l'ancienne  monarchie  austro-hongroise : 

Bois  de  construction  et  produits  du  bois ; 

Fer  et  alliages  ferreux. 

La  Hongrie  donne  en  outre  aux  Puissances  alliäes  et  associees  ä  titre 
de  röparation  partielle,  une  Option  pour  la  livraison  annuelle,  pendant  les 
cinq  annöes  qui  suivront  la  mise  en  vigueur  du  präsent  Traitä  d'une  quantitö 
de  charbon  de  traction  provenant  de  la  mine  de  Pecs  qui  sera  fixäe  periodi- 
quement  par  la  Commission  des  räparations  et  dont  la  Commission  des  räpa- 
rations  disposera  en  faveur  de  l'Etat  serbe-croate-slovene  dans  les  conditions 
qu'elle  fixera. 

§  2. 

Le  prix  payä  pour  les  produits  visäs  au  paragraphe  präcädent  sera  le 
prix  payä  par  les  ressortissants  hongrois,  toutes  conditions  d'emballage  et  de 
port  jusqu'ä  la  frontiöre  hongroise  6tant  les  plus  avantageuses  consenties  pour 
la  livraison  des  memes  produits  aux  ressortissants  hongrois. 

§  3. 

Les  options  de  la  präsente  Annexe  seront  exercäes  par  l'intermädiaire 
de  la  Commission  des  räparations.  Celle- ci  aura  pouvoir,  pour  l'exäcution 
des  dispositions  ci-dessus,  de  statuer  sur  toutes  questions  relatives  ä  la  pro- 
cädure,  aux  qualitäs  et  quantitäs  des  fournitures,  aux  dälais  et  modes  de 
livraison  et  de  payement.  Les  demandes,  accompagnäes  des  späcifications 
utiles,  devront  ätre  notifiäes  ä  la  Hongrie  cent  vingt  jours  avant  la  date 
fixäe  pour  le  commencement  de  Pexäcution,  en  ce  qui  concerne  les  livraisons 
ä  faire  ä  partir  du  1er  juillet  1920  et  trente  jours  avant  cette  date  pour  les 
livraisons  ä  faire  entre  la  date  de  mise  en  vigueur  du  präsent  Traitä  et  le 
1er  juillet  1920.  Si  la  Commission  juge  que  la  satisfaction  compl^te  des  de- 
mandes est  de  nature  ä  peser  d'une  fagon  excessive  sur  les  besoins  industriels 
hongrois,  eile  pourra  les  diffärer  ou  les  annuler,  et  ainsi  fixer  tous  ordres 
de  prioritä. 

Annexe  VL 

La  Hongrie  renonce.  en  son  nom  et  au  nom  de  ses  ressortissants,  en 
faveur  de  l'Italie,  ä  tous  droits,  titres  ou  priviläges  de  toute  nature  sur 
les  cäbles  ou  portions  de  cäbles  reliant  des  territoires  Italiens,  y  compris 
les  territoires  qui  pourraient  etre  attribuäs  ä  l'Italie  conformäment  au  präsent 
Traitä. 

La  Hongrie  reuonce  ägalement,  en  son  nom  et  au  nom  de  ses  ressortis- 
sants, en  faveur  des  Principales  Puissances  alliäes  et  associäes,  ä  tous  droits, 
titres  ou  Privileges  de  toute  nature  sur  les  cäbles  ou  portions  de  cäbles  reliant 
des  territoires  cädäs  par  la  Hongrie,  aux  termes  du  präsent  Traitä,  ä  diffä* 
rentes  Puissances  alliäes  et  associäes. 

Les  Etats  intäressäs  devront  maintenir  l'atterissage  et  le  fonctionnement 
desdits  cäbles. 

En  ce  qui  concerne  le  cäble  Trieste-Corfou,  le  Gouvernement  Italien 
jouira,  dans  ses  rapports  avec  la  Sociätä  propriätaire  du  cäble,  de  la  meme 
Situation  que  celle  dont  jouissait  le  Gouvernement  austro-hongrois. 
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La  valeur  des  cäbles  ou  portions  de  cäbles  mentionn^s  aux  deux  Pre- 
miers paragraphos  de  la  präsente  Annexe,  calculöe  sur  la  base  du  prix  d'öta- 
blissement  et  diminu^e  d'un  pourcentage  convenable  pour  d^pr^ciation,  sera 
port6e  au  credit  de  la  Hongrie  au  titre  des  r^parations. 

Section  II. 

Dispositions  Particulieres. 

Article  175. 

Par  application  des  dispositions  de  l'article  168,  la  Hongrie  s'engage  ä 
rendre  respectivement  ä  chacune  des  Puissances  alli^es  et  associ^es  tous  les 
actes,  documents,  objets  d'antiquit^  et  d'art.  et  tout  mat^riel  scientifique  et 
bibliographique  enlev^s  des  territoires  envahis,  quils  appartiennent  ä  l'Etat 
ou  aux  administrationu  provinciales,  communales,  bospitalieres  ou  ecclösiastiques 
ou  ä  d'autres  institutions  publiques  ou  priv^es. 

Article  176. 

La  Hongrie  restituera  6galement  les  choses  de  meme  nature  que  Celles 
vis^es  ä  l'article  175,  qui  auront  6t6  enlevöes  depuis  le  l«r  juin  1914  des 
territoires  c6d6s,  exception  faite  des  choses  achetöes  ä  des  propriötaires  priv^s. 

La  Commission  des  röparations  appliquera,  s'il  y  a  lieu,  ä  ces  choses 
les  dispositions  de  l'article  191,  Partie  IX  (Clauses  linanci^res)  du  präsent 
Traitä. 

Article  177. 

La  Hongrie  rendra  respectivement  ä  chacun  des  Gouvernements  alli6s 
ou  associös  int^ressös  tous  les  actes,  documents  et  mömoires  historiques  poss6d6s 
par  ses  etablissements  publics,  qui  ont  un  rapport  direct  avec  l'histoire  des 
territoires  c6d6s  et  qui  en  ont  6t6  6loign6s  depuis  le  l^r  janvier  1868.  Cette 
derni^re  Periode,  en  ce  qui  concerne  l'Italie,  remontera  ä  la  date  de  la  pro- 
clamation  du  Royaume  (1861). 

En  ce  qui  concerne  tous  objets  ou  documents  ayant  un  caract^re 
artistique,  archöologique,  scientifique  ou  historique  et  faisant  partie  de  collec- 
tions  qui  appartenaient  anciennement  au  Gouvernement  de  la  monarchie 
austro-hongroise  ou  ä  la  Couronne,  lorsqu'ils  ne  fönt  pas  lobjet  d'autres  dis- 
positions du  präsent  Traitö,  la  Hongrie  s'engage: 

a)  ä  nögocier  avec  les  Etats  intöressös,  lorsqu'elle  en  sera  requise,  un 
arrangement  amiable  en  vertu  duquel  toutes  parties  desdites  collections  ou 
tous  ceux  des  objets  ou  documents  ci-dessus  vis^s,  qui  devraient  appartenir 
au  patrimoine  intellectuel  desdits  Etats,  pourront  etre,  ä  titre  de  r^ciprocitö, 
rapatries  daus  leur  pays  d'origine; 

b)  et  ä  ne  rien  aliöner  ou  disperser  desdites  collections  et  ä  ne  disposer 
d'aucun  desdits  objets  pendant  vingt  ann^es,  ä  moins  qu'un  arrangement 
sp6cial  ne  soit  intervenu  avant  l'expiration  de  ce  d^lai,  mais  ä  assurer  leur 
s6curit6  et  leur  bonne  conservation  et  ä  les  tenir,  ainsi  que  les  inventaires, 
catalogues  et  documents  administratifs  relatifs  auxdites  collections,  ä  la 
disposition  des  6tudiants  ressortissants  de  chacune  des  Puissances  allit?es  et 
associ^es. 

R^ciproquement,  la  Hongrie  aura  le  droit  de  s'adresser  auxdits  Etats, 
et  notamment  ä  l'Autriche,  pour  n6gocieur  dans  les  mCmes  conditions  que  ci- 
dessus.  les  arrangements  necessaires  au  rapatriement  en  Hongrie  des  collec- 
tions, documents  et  objets  ci-dessus  vis6s  auxquels  s'appliqueront  les  garanties 
prövues  ä  l'alinea  b. 

Article  178. 

Les  nouveaux  Etats  n6s  de  l'ancienne  monarchie  austro-hongroise  et  les 
Etats  qui  reroivent  une  partie  du  territoire  de  cette  monarchie  s'engagent  i 
rendre  au  Gouvernement  hongrois  les  actes,  documents  et  memoires  ne  remon- 
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tant  pas  ä  plus  de  vingt  annöes,  qni  ont  un  rapport  direct  avec  l'historie 
ou  l'administration  du  territoire  hongrois  et  qui  6ventuellement  se  trouveront 
dans  les  territoires  transf6r6s. 

Article  179. 
La  Hongrie  reconnait  qu'elle  reste  tenue  vis-ä-vis  de  l'Italie  ä  ex^cuter 
les  obligations  prevues  par  l'article  XV  du  Trait6  de  Zürich  du  10  novembre 
1859,  par  l'article  XVIII  du  Trait6  de  Vienne  du  .8  octobre  1866  et  par  la 
Convention  de  Florence  du  14  juillet  1868,  conclus  entre  l'Italie  et  l'Autriche- 
Hongrie,  dans  la  mesure  oü  lesdits  articles  n'ont  pas  6t6  int(jgralement  ex6- 
cutös  et  dans  la  mesure  oü  les  documents  et  les  objets  en  question  se  trouvent 
situ^s  sur  le  territoire  de  la  Hongrie  ou  de  ses  alliös. 

Partie  IX. 
Clauses  Financieres. 

Article  180. 

Sous  röserve  des  dörogations  qui  pourront  etre  accord^es  par  la  Com- 
mission  des  räparations,  un  privil^ge  de  premier  rang  est  ätabli  sur  tous  les 
biens  et  ressources  de  la  Hongrie  pour  le  rfeglement  des  r^parations  et  autres 
charges  rösultant  du  präsent  Trait6  ou  de  trait6s  et  Conventions  compl6men- 
taires,  ou  des  arrangements  conclus  entre  la  Hongrie  et  les  Puissances  alli^es 
et  associöes  pendant  l'armistice  sign6  le  3  novembre  1918. 

Jusqu'au  ler  mai  1921,  le  Gouvernement  hongrois  ne  pourra  exporter 
de  l'or  ou  en  disposer,  et  il  interdira  que  de  l'or  soit  export^  ou  qu'il  en 
soit  dispos6  Sans  autorisation  pr^alable  des  Puissances  alli^es  et  associ^es 
repr6sent6es  par  la  Commission  des  r^parations. 

Article  181. 

Le  coüt  total  d'entretien  de  toutes  les  arm6es  alli^es  et  associ6es  dans 
les  territoires  occup6s  de  la  Hongrie,  teile  que  les  limites  en  sont  d^finies 
dans  le  präsent  Trait6,  sera,  sous  r^serve  de  l'alinöa  5  du  präsent  article, 
ä  la  Charge  de  la  Hongrie,  ä  partir  de  la  signature  de  l'armistice  du 
3  novembre  1918.  L'entretien  des  armöes  comprend  la  subsistance  des  hommes 
et  animaux,  de  logement  et  le  cantonnement,  les  soldes  et  accessoires,  les 
traitements  et  salaires,  le  couchage,  le  chauffage,  l'öclairage,  l'habillement, 
r^quipement,  le  harnachement,  l'armement  et  le  mat^riel  roulant,  les  Services 
de  l'a^ronautique,  le  traitement  des  malades  et  bless6s,  les  Services  v6t6ri- 
naires  et  de  la  remonte,  les  Services  des  transports  de  toute  nature  (tels 
que  par  voie  ferr6e,  maritime  ou  fluviale,  camions  automobiles)  les  Communi- 
cations et  correspondances,  et  en  g^nöral  tous  les  Services  administratifs  et 
techniques,  dont  le  fonctionnement  est  nöcessaires  ä  l'entrainement  des  troupes, 
au  maintien  de  leurs  effectifs  et  de  leur  puissance  militaire. 

Le  remboursement  de  toutes  d^penses  rentrant  dans  les  cat^gories  ci 
dessus,  en  tant  qu'elles  correspondent  ä  des  achats  ou  röquisitions  eSectuöes 
par  les  Gouvernements  alliös  et  associäs  dans  les  territoires  occupäs,  sera 
pay6  par  le  Gouvernement  Hongrois  aux  Gouvernements  alli^s  et  associös 
en  couronnes  ou  en  toute  autre  monnaie  ayant  cours  l^gal  et  remplagant  la 
couronne  en  Hongrie. 

Dans  tous  les  cas  oü  un  Gouvernement  alli^  aura  acquitt^  ces  achats 
ou  ces  r6quisitions  en  territoire  occup6  dans  une  monnaie  autre  que  la 
couronne,  ces  d^penses  lui  seront  remboursöes  en  toute  monnaie  ayant  cours 
I6gal  en  Hongrie,  au  taux  du  change  g^nöralement  admis  ä  la  date  de  ce 
remboursement  ou  ä  un  taux  convenu. 

Toutes  les  autres  d^penses  ci-dessus  6num6r6es  seront  rembours6es  dans 
la  monnaie  du  pays  cr^ancier. 
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Les  dispositions  qui  pr^c^dent  s'appliqueront  aux  Operations  militaires 
eSectu^es  post6rieurement  au  3  novembre  1918  dans  la  mesure  oü  la  Com- 
mission  des  rcSparations  le  jugera  n^cessaires.  et  cette  dernifere  aura  en  ce 
qui  concerne  ces  Operations,  pleins  pouvoirs  de  statuer  sur  toutes  les  questions 
touchant  notamment: 

a)  les  depenses  des  arm6es  d'op^ration,  et  notamment  leur  sp^cification, 
leur  montant,  la  part  de  ces  d^penses  ä  imputer  ä  la  Hongrie,  le  mode  et 
la  monnaie  de  payement  de  cette  part  et  toutes  dispositions  Eventuelles,  de 
privil^ge  ou  priorite,  relatives  ä  ce  payement. 

b)  les  r^quisitions  de  biens  et  valeurs  de  toute  nature  effectu6es  au 
cours  des  Operations  et  notamment  la  Classification  eventuelle  comme  prise 
de  guerre  de  teile  ou  teile  partie  de  ces  biens  ou  valeurs,  l'evaluation  de 
ces  biens  ou  valeurs,  les  restitutions  ä  prescrire.  l'imputation  au  compte 
reparations  de  la  Puissance  detentrice  de  la  somme  representant  les  biens 
et  valeurs  non  restitues,  le  mode  de  payement  soit  en  especes,  soit  par 
compensation  au  compte  des  reparations  des  sommes  ainsi  imputees,  les 
echeances  de  payement  ou  de  compensation. 

Article  182. 

La  Hongrie  confirme  la  reddition  de  tout  le  materiel  livre  ou  ä  livrer 
par  eile  aux  Puissances  alliees  et  associees,  en  execution  de  Tarmistice  signe 
le  3  novembre  1918  et  de  toutes  Conventions  compl6mentaires,  et  reconnait 
le  droit  des  Puissances  alliees  et  associees  sur  ce  materiel. 

Sera  portee  au  credit  de  la  Hongrie  en  deduction  des  sommes  dues  pour 
reparations  aux  Puissances  alliees  et  associees,  la  valeur,  estimee  par  la 
CommissioD  des  reparations,  du  materiel  designe  ci-dessus,  dont  la  Commission 
des  reparations  estimerait  qu'ä  raison  de  son  caractere  non  militaire,  la 
valeur  doit  etre  portee  au  credit  de  la  Hongrie. 

Ne  seront  pas  portes  au  credit  de  la  Hongrie  les  biens  appartenant  aux 
Gouvernements  allies  et  associes  ou  ä  leurs  ressortissants  rendus  ou  livres 
a  l'identique  en  execution  des  Conventions  d'armistice. 

Article  183. 
Le   priviiege   etabli    par   l'article  180   s'exercera   dans   lordre   suivant, 
sous  la  reserve  mentionnee  au  dernier  paragraphe  du  present  article: 

a)  le  coüt  des  arm6es  d'occupation,  tel  qu'il  est  defini  ä  l'article  181, 
pendant  l'armistice; 

b)  le  coüt  de  toutes  armees  d'occupation,  tel  qu'il  est  defini  ä  l'article  181, 
apres  la  mise  en  vigueur  du  present  traite: 

cj  le  montant  des  reparations  resultant  du  present  traite  ou  des  traites 
et  Conventions  complementaires ; 

d)  toutes  autres  charges  incombant  ä  la  Hongrie  en  vertu  des  Conventions 
d'armistice,  du  present  traite,  ou  de  traites   et  Conventions  complementaires. 

Le  payement  du  ravitaillement  de  la  Hongrie  en  denrees  alimentaires 
et  en  matieres  premieres  et  tous  autres  payements  ä  effectuer  par  la  Hongrie, 
dans  la  mesure  oü  les  Principales  Puissances  alliees  et  associees  les  auront 
juges  necessaires  pour  permettre  h  la  Hongrie  de  faire  face  k  son  obgligation 
de  reparer,  auront  priorite  dans  la  mesure  et  dans  les  conditions  qui  ont 
ete    ou   pourront   6tre   etablies   par   les   Gouvernements   desdites   Puissances. 

Le  payement  des  depenses  des  armees  employöes  aux  Operations  effec- 
tuees  posterieurement  au  3  novembre  1918  aura  priorite  dans  la  mesure  et 
les  conditions  qui  seront  fixees  par  la  Commission  des  reparations  en  vertu 
des  dispositions  de  l'article  181. 

Article  184. 

Les  disposition  qui  precedent  ne  portent  pas  atteinte  au  droit  de 
chaeune  des  Puissances  alliees  et  associees  de  disposer  des  actifs  et  proprietes 
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ennemis  se  trouvant  sous  leur  juridiction  au  moment  de  la  mise  en  vigueur 
du  präsent  Trait6. 

Article  185. 

Les  dispositions  qui  pr6c(ident  ne  peuveut  affecter  en  aucune  maniere 
les  gages  ou  hypotheciues  rögulierement  constitu6s  au  profit  des  Puissances 
alliöes  et  associöes  ou  de  leurs  ressortissants  par  l'ancien  Gouvernement 
hongrois  ou  par  les  ressortissants  de  l'ancien  Royaume  de  Hongrie  sur  les 
biens  et  revenus  leur  appartenant,  dans  tous  les  cas  oü  la  Constitution  de 
ces  gages  et  hypoth^ques  serait  antörieure  ä  l'existence  de  l'^tat  de  guerre 
entre  l'Autriche-Hongrie  et  chacune  des  Puissances  int6ress6s,  sauf  dans  la 
limite  oü  les  modifications  de  ces  gages  et  hypoth^ques  sont  expressöment 
prövues  aux  termes  du  präsent  Trait6  ou  des  traitäs  et  Conventions  com- 
pl^mentaires. 

Article  186. 

1.  Chacun  des  Etats  auxquels  un  territoire  de  l'ancienne  monarchie 
austro-hongroise  est  transför^  et  chacun  des  Etats  n^s  du  d6membrement  de 
cette  monarchie,  y  compris  la  Hongrie,  devront,  en  tant  que  des  territoires 
leur  sont  reconnus  conform^ment  au  present  Trait6,  assumer  la  responsabilit6 
d'une  part  de  la  dette  de  l'ancien  Gouvernement  hongrois,  spöcialement  gagöe 
sur  des  chemins  de  fer  ou  d'autres  biens,  teile  qu'elle  6tait  constitu^e  le 
28  juillet  1914.  La  part  ä  assumer  par  chaque  Etat  sera  celle  qui,  de  l'avis 
de  la  Commission  des  r^parations,  repr^sente  la  part  de  dette  gagöe  afferente 
aux  chemins  de  fer,  et  autres  biens  transf^r^s  audit  Etat  aux  termes  du 
präsent  Trait6  ou  des  traitös  et  Conventions  complömentaires. 

Le  montant  de  l'obligation  encourue  concernant  la  dette  gag6e  prise 
en  Charge  par  chaque  Etat,  la  Hongrie  exceptöe  sera  6valu6  par  la  Com- 
mission des  röparations  d'apres  tels  principes  que  celle-ci  jugera  6quitahles. 
La  valeur  ainsi  fix6e  sera  döduite  de  la  somme  due  ä  la  Hongrie  par  l'Etat 
envisagö,  du  chef  des  biens  et  propri^tös  du  Gouvernement  hongrois,  ancien 
ou  actuel,  qui  sont  acquis  par  cet  Etat  avec  le  territoire  transf6r6.  Chaque 
6tat  seraseulement  responsable  de  la  part  de  la  dette  gagöe  dont  il  prend 
la  Charge  aux  termes  du^  präsent  article,  et  les  porteurs  de  la  part  de  dette 
gagöe  assum^e  par  un  Etat  cessionaire  n'auront  de  recours  contre  aucun 
autre  Etat. 

Les  biens  sp^cialement  affectös  ä  la  garantie  ees  dettes  vis6es  au  präsent 
article  demeureront  sp6cialement  affect^s  ä  la  garantie  des  nouvelles  dettes. 
Mais,  au  cas  oü  le  prösent  trait6  aurait  pour  consöquence  de  röpartir  ces 
biens  entre  plusieurs  Etats,  la  fraction  situ6e  sur  le  territoire  de  Tun  d'eux 
garantira  la  part  de  la  dette  assum^e  par  ledit  Etat,  ä  l'exclusion  de  toute 
autre  part  de  la  dette. 

En  vue  de  l'application  du  präsent  Article,  serons  consid6r6es  comme 
dettes  gagöes  les  engagements  de  payer  pris  par  l'ancien  Gouvernement 
hongrois  et  relatifs  ä  l'achat  de  lignes  de  chemins  de  fer  ou  de  propri6t6s 
de  meme  nature.  La  r^partition  des  charges  qui  rösultent  de  ces  engagements 
sera  döterminöe  par  la  Commission  des  röparations  de  la  meme  maniere  que 
pour  les  dettes  gag6es. 

Les  dettes  dont  la  charge  est  transf^röe,  aux  termes  du  präsent  article, 
seront  libell6es  dans  la  monnaie  de  l'Etat  qui  en  assume  la  charge,  au  cas 
oü  la  dette  primitive  6tait  libell6e  en  monnaie  de  papier  austro-hongroise. 
Le  taux  adoptö  pour  cette  conversion  sera  le  taux  auquel  l'Etat  qui  assume 
la  dete  aura  fait  le  premier  behänge  des  couronnes  papier  austro-hongroises 
contre  sa  propre  monnaie.  La  base  de  la  conversion  de  la  couronne  papier 
austro-hongroise  en  la  monnaie  dans  laquelle  les  titres  seront  libellös  sera 
soumise  ä  l'approbation  de  la  Commission  des  r6parations  qui  pourra,  si  eile 


Friedensvertrag  von  Trianon.  523 

le  juge  opportun,  exiger  que  l'Etat  qui  effectue  cette  conversion  en  modifie 
les  conditions.  Une  teile  modification  ne  sera  requise  que  si  la  Commission 
est  d'avis  que  la  valeur,  d'apr^s  le  change  sur  l'ötranger,  de  la  monnaie  ou 
des  monnaies  Substitutes  ä  la  monnaie  das  laquelle  les  titres  anciens  6taient 
libell^s,  est  sensiblement  inf6rieure,  lors  de  la  conversion,  ä  la  valeur,  d'apres 
le  change  sur  l'ötranger,  de  la  monnaie  primitive. 

m  la  dette  hongroise  primitive  6tait  libellöe  en  une  ou  plusieurs 
monnaies  6trangeres,  la  nouvelle  dette  sera  libellöe  dans  la  ou  les  mömes 
monnaies. 

Si  la  dette  hongroise  primitive  6tait  libellöe  en  monnaies  d'or  austro- 
hongroises,  la  nouvelle  dette  sera  libellee  eu  livres  Sterling  et  en  dollars  des 
Etats-Unis  d'Am6rique,  par  des  montants  Äquivalents,  d'apres  les  poids  et 
titres  respectifs  des  trois  monnaies  aux  termes  des  lögislations  en  vigueur 
le  1er  janvier  1914. 

Au  cas  oii  les  anciens  titres  stipulaient,  explicitement  ou  implicitement. 
le  choix  d'un  taux  fixe  de  change  sur  l'ötranger  ou  tout  autre  Option  de 
change,  les  nouveaux  titres  devront  comporter  les  memes  avantages. 

2.  Chacun  des  Etats  auxquels  un  territoire  de  l'ancienne  monarchie 
austro-hougroise  est  transf6r6  et  chacun  des  Etats  n6s  du  dömembrement  de 
cette  monarchie,  y  compris  la  Hongrie,  devront  assumer  la  responsabilit6 
d'iine  part  de  la  dette  publique  hongroise  non  gag6e,  repr6sent6e  par  des 
titres,  teile  qu'elle  6tait  constituäe  le  28  juillet  1914.  et  calcul6e,  en  prenant 
pour  base  la  moyenne  des  trois  annöes  financiöres  1911,  1912  et  1918,  d'aprC'S 
le  rapport  existant  entre  teile  catögorie  de  revenus  dans  le  territoire  r^parti 
conformöment  au  prösent  Trait6  et  les  revenus  correspondants  de  la  totalit6 
de  l'ancien  territoire  hongrois  qui.  de  Tavis  de  la  Commission  des  r6parations, 
seront  les  plus  aptes  ä  donner  la  juste  mesure  des  facultas  contributives 
respectives  de  ces  territoires.  Les  revenus  de  la  Bosnie  et  de  THerzögovine 
n'entreront  pas  en  compte  dans  ce  calcul.  Toutefois.  lorsqu'ant6rieurement 
au  28  juillet  1914,  il  existait  des  accords  financiers  relatifs  ä  la  dette 
publique  hongroise  non  gag^e,  repr^sentäe  par  des  titres,  la  Commission  des 
r^parations  pourra  tenir  compte  de  ces  accords  en  proc^dant  k  la  r^partition 
de  cette  dette  entre  les  Etats  ci-dessus  mentionn^s. 

L'obligation  stipul^e  au  prösent  article  concernant  la  dette  reprösent^e 
par  des  titres  sera  ex6cut6s  dans  les  conditions  fix^es  par  TAnnexe  ci-apres. 

Le  Gouvernement  hongrois  sera  seul  responsable  de  tous  les  engagements 
contract6s  ant6rieurement  au  28  juillet  1914  par  l'ancien  Gouvernement  hon- 
grois, autres  que  les  engagements  repr6sent<5s  par  des  titres  de  rente,  bons, 
obligations,  valeurs  et  billets  expressöment  vis6s  au  präsent  Traitö. 

Aucune  des  dispositions  du  präsent  article  ni  de  l'Annexe  ci-aprt^s  ne 
s'appliquera  aux  titres  de  l'ancien  Gouvernement  hongrois  dt5pos6s  ä  la  banque 
d'Autriche-HoDgrie  en  couverture  des  billets  ^mis  par  cette  banque. 

Annexe. 

La  dette  k  repartir  comme  il  est  indiqu^  ä  l'article  186.  est  l'ancieune 
dette  publique  hongroise  non  gagee,  reprt5sent6e  par  des  titres,  teile  qu'elle 
6tait  constiiu(je  le  28  juillet  1914. 

Dans  un  delai  de  trois  mois  k  compter  de  la  mise  en  vigueur  du  präsent 
trait6.  les  Etats  prenant  ä  leur  charge  l'ancienne  dette  publique  hongroise 
non  gag^e,  estanipilleront,  s'iis  ne  l'ont  di'jä  fait,  avec  un  tinibre  sptV'ial  ;"i 
chacun  d'eux,  tous  ks  titres  de  cette  dette  existant  sur  leurs  territoires 
respectifs.  II  sera  pris  note  des  numöros  des  titres  ainsi  estampilK's  et  ces 
numcjros  seront  envoyös  ä  la  Commission  des  rtiparations  avec  les  autres  dmii- 
ments  relatifs  k  cette  Operation  d'estampiliage. 
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Les  porteurs  des  titres  d^tenus  sur  le  territoire  d'un  Etat,  qui  doit  les 
€stampiller  aux  termes  de  la  präsente  Annexe,  deviendront,  du  jour  de  la 
mise  en  vigueur  du  präsent  Traitö,  cr6anciers  dudit  liltat  pour  la  valeur  de 
ces  titres,  et  ils  ne  pourront  exercer  de  recours  contre  aucun  autre  Etat. 

Lorsque  Testampillage  aura  montrö  que  le  montant  des  titres  provenant 
d'une  Emission  donn6e  de  Tancienne  dette  publique  hongroise  non  gag6e,  d^te- 
nus  sur  le  territoire  d'un  Etat,  est  införieur  ä  la  part  de  ladite  Emission  mise 
ä  sa  Charge  par  la  Commission  des  röparations,  ledit  Etat  devra  remettre 
ä  cette  Commission  de  nouveaux  titres  d'un  montant  6gal  ä  la  diff6rence 
constatäe.  La  Commission  des  röparations  fixera  la  forme  de  ces  nouveaux 
titres  et  le  montant  des  coupures.  Ces  nouveaux  titres  conföreront,  en  ce 
qui  concerne  l'int^ret  et  Tamortissement,  les  memes  droits  que  les  anciens 
titres  qu'ils  remplacent.  Toutes  leurs  autres  caractöristiques  seront  döterminöes 
avec  l'approbation  de  la  Commission  des  röparations. 

Si  le  titre  primitif  ötait  libell^  en  monnaie  de  papier  austro-hongroise, 
le  nouveau  titre  par  lequel  il  sera  remplacö  sera  libellö  en  monnaie  de  l'Etat 
ömetteur.  Le  taux  adoptö  pour  cette  conversion  sera  le  taux  auquel  l'Etat 
6metteur  aura  fait  le  premier  behänge  des  couronnes-papier  austro-hongroises 
contre  sa  propre  monnaie.  La  base  de  la  conversion  de  la  couronne-papier 
austro-hongroise  en  la  monnaie  dans  laquelle  les  titres  seront  libellös  sera 
soumise  ä  l'approbation  de  la  Commission  des  röparations  qui  pourra,  si  eile 
le  juge  opportun,  exiger  que  l'Etat  qui  effectue  cette  conversion  en  modifle 
les  conditions.  üne  teile  modification  ne  sera  requise  que  si  la  Commission 
est  d'avis  que  la  valeur,  d'apr6s  le  change  sur  l'^tranger,  de  la  monnaie  ou 
des  monnaies  Substitutes  ä  la  monnaie  dans  laquelle  les  titres  anciens  ötaient 
libellös,  est  sensiblement  inf^rieure,  lors  de  la  conversion,  ä  la  valeur,  d'apres 
le  change  sur  l'ötranger,  de  la  monnaie  primitive. 

Si  le  titre  primitif  ötait  libellö  en  une  ou  plusieurs  monnaies  6trangeres, 
le  nouveau  titre  sera  libell6  dans  la  ou  les  mSmes  monnaies.  Si  le  titre 
primitif  6tait  libell^  en  monnaie  d'or  austro-hongroises,  le  nouveau  titre  sera 
libelle  en  livres  Sterling  et  en  dollars  or  des  Etats-Ünis  pour  des  montants 
Äquivalents,  les  6quivalences  ötant  d^termin^es  d'apres  le  poids  et  les  titres 
respectifs  des  trois  monnaies,  aux  termes  des  l6gislations  en  vigueur  le 
1er  janvier  1914. 

Au  cas  oü  les  anciens  titres  stipulaient,  explicitement  ou  implicitement, 
le  choix  d'un  taux  fixe  de  change  sur  l'^tranger,  ou  toute  autre  option  de 
change,  les  nouveaux  titres  devront  comporter  les  memes  avantages. 

Lorsque  l'estampillage  aura  montrö  que  le  montant  des  titres  provenant 
d'une  Emission  donnöe  de  l'ancienne  dette  publique  hongroise  non  gagöe,  et 
dötenus  sur  le  territoire  d'un  Etat,  est  sup^rieur  ä  la  part  de  ladite  Emission 
mise  ä  Charge  par  la  Commission  des  röparations,  ledit  Etat  devra  recevoir 
de  cette  Commission  une  part  düment  proportionnelle  de  chacune  des  nouvelles 
Emissions  de  titres,  faites  conformöment  aux  dispositions  de  la  präsente 
Annexe. 

Les  porteurs  de  titres  de  l'ancienne  dette  publique  hongroise  non  gag^e, 
dötenus  en  dehors  des  Etats  auxquels  un  territoire  de  l'ancienne  monarchie 
austro-hongroise  a  6t6  transf^rö  ou  qui  sont  nös  da  dömembrement  de  cette 
monarchie,  y  compris  la  Hongrie,  remettront  par  l'intermödiaire  de  leurs 
Gouvernements  respectifs  ä  la  Commission  des  r6parations  les  titres  dont  ils 
sont  porteurs.  En  retour,  cette  Commission  leur  dölivrera  des  certificats 
leur  donnant  droit  ä  une  part  düment  proportionelle  de  chacune  des  nouvelles 
Emissions  de  titres,  faites  pour  ^change  des  titres  correspondants  remis  con- 
form^ment  aux  dispositions  de  la  präsente  Annexe. 

Les  Etats  ou  porteurs  qui  auront  droit  ä  une  part  de  chacune  des 
nouvelles   Emissions   de   titres,    faites    conform6ment    aux   dispositions   de   la 
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präsente  Annexe,  recevront  une  part  du  montant  total  des  titres  de  chacune 
de  ces  Emissions,  calcul6e  d'apres  le  rapport  existant  entre  le  montant  des 
titres  de  l'ancienne  Emission  qu'ils  dötenaient  et  le  montant  total  de  l'ancienne 
Emission  pr^sentöe  pour  6change  ä  la  Commission  des  r6parations  en  ex6- 
cution  de  la  präsente  Annexe. 

La  Commission  des  röparations  pourra  si  eile  le  juge  opportun  conclure 
des  ar.rangements  avec  les  porteurs  de  nouveaux  titres  6mis  en  ex^cution  de 
la  präsente  Annexe,  en  vue  de  l'^mission  d'emprunts  d'unification  par  chacun 
des  Etats  d6biteurs.  Les  titres  de  ces  emprunts  seront  Substituts  aux  titres 
6mis  en  ex6cution  de  la  präsente  Annexe  ä  des  conditions  fixöes  apr^s  entente 
la  Commission  et  les  porteurs. 

L'Etat  assumant  la  responsabilitö  d'un  titre  de  l'ancien  Gouvernement 
hongrois  prendra  6galement  la  charge  des  coupons  ou  de  l'annuit^  d'amortisse- 
ment  de  ce  titre  qui,  depuis  la  mise  en  vigueur  du  prösent  Traitö,  seraient 
devenus  exigibles  et  n'auraient  pas  6t6  payös. 

La  dette  ä  röpartir  comme  il  est  indiqu6  ä  l'article  186,  comprend,  en 
sus  de  l'ancienne  dette  publique  hongroise  non  gagöe,  dont  il  est  question 
ci-dessus,  la  part  de  dette  autrichienne  dont  la  charge  incombait  au  Gouverne- 
ment de  l'ancien  Royaume  de  Hongrie  en  ex6cution  de  la  Convention  addi- 
tionnelle  approuvöe  par  la  loi  austro-hongroise  du  30  d6cembre  1907  (B.  L.  I. 
Nr.  278)  et  qui  reprösente  la  contribution  ä  la  dette  g6n6rale  de  l'Autriche 
Hongrie  des  territoires  d^pendant  de  la  Sainte-Couronne  de  Hongrie. 

Chaque  Etat  qui,  en  vertu  du  präsent  Trait6,  assume  une  part  de  la 
dette  autrichienne  dont  il  est  question  au  pröc^dent  paragraphe,  devra  remettre 
ä  la  Commission  des  röparations  de  nouveaux  titres,  pour  un  montane  6gal 
ä  la  part  de  ladite  dette  autrichienne  qui  lui  est  attribu^e. 

Le  libell6  de  ces  titres  sera  fix6  par  la  Commission  des  R6parations. 
H  devra  reproduire  aussi  exaetement  que  possible  le  libelle  des  anciens  titres 
autrichiens  auxquels  ces  titres  devront  etre  Substituts,  pour  etre  remis  aux 
Etats  ou  porteurs  de  titres  autrichiens,  qui  ont  droit  ä  une  part  de  chacune 
des  nouvelles  Emissions  de  titres,  faites  conformöment  aux  dispositions  de 
l'Annexe  ä  l'article  203  du  Trait6  avec  l'Autriche. 

Article  187. 

1.  Au  cas  oü  les  nouvelles  fronti^rs,  telles  qu'elles  sont  fixiJes  par  le 
präsent  Trait6,  viendraient  ä  fractionner  une  circonscription  administrative 
qui  avait  en  propre  la  charge  d'une  dette  publique  regulierement  constituäe, 
chacune  des  parties  nouvelles  de  ladite  circonscription  prendra  une  part  de 
cette  dette,  ä  döterminer  par  la  Commission  des  rt5parations  d'apri^s  les 
principes  6tablis  par  l'article  186  du  pr6sent  Traitö  pour  la  räpartition  des 
dettes  d'Etat.     La  Commission  des  r^parations  röglera  les  modes  d'ex6cution. 

2.  La  dette  publique  de  Bosnie  et  d'Herzägovine  sera  consid^rt^e  comme 
dette  de  circonscription  administrative  et  non  comme  dette  publique  de 
l'ancienne  monarchie  austro-hongroise. 

Article  188. 
Dans  un  d(51ai  de  deux  mois  ä  conipter  de  la  mise  en  vigueur  du  present 
Traitä,  chacun  des  P^tats  auxquels,  conforraönient  au  präsent  Traitr,  un  terri- 
toire  de  l'ancienne  monarchie  austro-hongroise  a  6t6  transfäro  ou  qui  sont 
n6s  du  dömembrement  de  cette  monarchie,  y  compris  la  Hongrie,  estampillcront. 
s'ils  ne  l'ont  d(5ji  fait,  avec  un  timbre  spt5cial  ä  chacun  d'eux,  les  dift'ercnts 
titres  correspondant  ä  la  part  de  la  dette  de  guerre  de  l'ancien  Gouvernement 
hongrois,  reprösentee  par  des  titres,  dötenue  sur  leurs  territoires  respectifs 
et  I6galement  6mise  avant  le  31  octobre  1JH8. 


526  II-  Friedensverträge  der  Alliierten  mit  den  Zentralmächten. 

Les  valeurs  ainsi  cstampill6es  seront  öchang^es  contre  des  certificats  et 
retir^es  de  la  circulation ;  il  sera  pris  note  de  leurs  num6ros  et  elles  seront 
envoyöes  ;i  la  Commission  des  r^parations  avec  tous  les  documents  se 
rapportant  ä  cette  Operation  d'6change. 

Le  fait  pour  un  Etat  d'avoir  estampill6  et  remplac6  des  titres  par  des 
certificats ,  dans  les  conditions  pr6vues  au  present  Article  n'impliquera  pas 
pour  cet  Etat  l'obligation  d'assumer  ou  de  reconnaitre  de  ce  fait  une  charge 
quelconque  k  moins  qu'il  ait  donnö  lui-meme  cette  signification  pr6cise  aux 
op^rations  ^d'estampillage  et  de  remplacement. 

Les  Etats  ci-dessus  mentionnös,  ä  Texception  de  la  Hongrie,  ne  seront 
tenus  d'aucune  Obligation  h  raison  ee  la  dette  de  guerre  de  l'ancien  Gou- 
vernement hongrois,  en  quelque  lieu^que  se  trouvent  les  titres  de  cette  dette, 
mais,  ni  les  Gouvernements  de  ces  Etats  ni  leurs  jessortissants  ne  pourront, 
en  aucun  cas,  exercer  de  recours  contre  d'autres  Etats,  y  compris  la  Hongrie 
pour  les  titres  de  dette  de  guerre  dont  eux-memes  ou  leurs  ressortissants  sont 
les  propriötaires. 

La  Charge  de  la  part  de  dette  de  guerre  de  l'ancien  Gouvernement 
hongrois,  qui,  antörieurement  ä  la  signature  du  präsent  Trait^,  etait  la 
propriötö  des  ressortissants  ou  des  Gouvernements  des  Etats  autres  que  les 
Etats  auxquels  un  territoire  de  l'ancienne  monarchie  austro-hongroise  se 
trouve  attribuö  conformöment  au  prösent  Trait6,^  sera  exclusivement  support^e 
par  le  Gouvernement  hongrois,  et  les  antres  Etats  ci-dessus  mentionn6s  ne 
seront   en   aucune   mesure   responsables   de  cette  part  de  la  dette  de  guerre. 

Les  dispositions  du  präsent  article  ne  s'appliqueront  pas  aux  titres  de 
l'ancien  Gouvernement  hongrois  qui  ont  616  d6pos6s  par  lui  ä  la  banque 
d'Äutriche-Hongrie  eu  couverture  des  billets  6mis  par  cette  banque, 

Le  Gouvernement  hongrois  sera  seul  responsable  de  tous  les  engagements 
contractös  durant  la  guerre  par  l'ancien  Gouvernement  hongrois,  autres  que 
les  engagements  repr6sent6s  par  des  titres  de  rente,  bons,  obligations,  valeurs 
et  billets  express^ment  vis<5s  au  präsent  Trait6. 

Article  189. 

1.  Dans  un  dölai  de  deux  mois  ä  compter  de  la  mise  en  vigueur  du 
Trait6  avec  l'Autriche,  les  Etats  auxquelles  un  territoire  de  l'ancienne 
monarchie  austro-hongroise  a  6U  transf6r6  ou  qui  sont  n6s  du  dömembrement 
de  cette  monarchie,  y  compris  l'Autriche  et  la  Hongrie  devront,  s'ils  ne  l'ont 
d6ja  fait,  estampiller  aves  un  timbre  special  ä  chacun  d'eux  les  billets  de  la 
banque  d'Autriche-Hongrie  dötenus  sur  leurs  territoires  respectifs. 

2.  Dans  un  dölai  de^  douze  mois  ä  compter  de  la  mise  en  vigueur  du 
Trait(§  avec  l'Autriche,  les  Etats  auxquels  un  territoire  de  l'ancienne  monarchie 
austro-hongroise  a  6t6  transl^rö  ou  qui  sont  sont  nes  du  d^membrement  de 
ladite  monarchie,  y  compris  l'Autriche  et  la  Hongrie  devront  remplacer  par 
leur  propre  monnaie  ou  par  une  monnaie  nouvelle,  ä  des  conditions  qu'il  leur 
appartiendra  de  döterminer,  les  billets  estampill^s  comme  il  a  6i6  dit  ci-dessus. 

3.  Les  Gouvernements  des  Etats  qui  auraient  döjä  effectuä  la  conversion 
des  billets  de  la  Banque  d'Autriche-Hongrie,  soit  en  les  estampillant,  soit  en 
mettant  en  circulation  leur  propre  monnaie  ou  une  monnaie  nouvelle,  et  qui, 
au  cours  de  cette  Operation,  auraient  retir6  de  la  circulation,  sans  les  estam- 
piller, tout  ou  partie  de  ces  billets,  devront,  soit  estampiller  les  billets  ainsi 
retir^s,  soit  les  tenir  ä  la  disposition  de  la  Commission  des  r^parations. 

4.  Dans  un  dölai  de  quatorze  mois  ä  compter  de  la  mise  en  vigueur 
du  Traitö  avec  l'Autriche,  les  Gouvernements  qui  ont  echang^,  conform^ment 
aux  dispositions  du  pr6sent  article,  les  billets  de  la  Banque  d'Autriche-Hongrie 
contre  leur  propre  monnaie  ou  contre  une  monnaie  nouvelle,  devront  remettre 
-ä  la  Commission  des  räparations  tous  les  billets  de  banque  d'Autriche-Hongrie 
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estampill6s    ou    non,    qui   ont   6t6    retir^s    de    la   circulation   au  cours  de  cet 
behänge. 

5.  La  Commission  des  röparations  disposera,  dans  les  conditions  prövues 
ä  l'Annexe  ci-apr^s  de  tous  les  billets  qui  lui  auront  6t6  remis  en  ex^cution 
du  präsent  article. 

6.  Les  Operations  de  liquidation  de  la  Banque  d'Autriche-Hongrie  pren- 
dront  date  du  lendemain  de  la  signature  du  Trait6  avec  FAutriche. 

7.  La  liquidation  sera  effectu6e  par  des  commissaires  nomm6s  ä  cet 
effet  par  la  Commission  des  räparations.  Dans  cette  liquidation,  les  commis- 
saires devront  observer  les  rögles  statutaires  et,  d'une  faron  gänörale,  les 
r^glements  en  vigueur  relatifs  au  fonctionnement  de  la  Banque,  Sans  qu'il 
soit  port6  atteinte  aux  dispositions  pr6vues  au  präsent  article.  Au  cas  ou 
des  doutes  surgiraient  au  sujet  de  l'interpr^tation  des  r^gles  concernant  la 
liquidation  de  la  Banque,  telles  qu'elles  sont  fix6es,  soit  par  les  pr6sents 
articles  et  annexes,  soit  par  les  Statuts  de  la  Banque  d'Autriche-Hongrie, 
le  diff^fend  sera  soumis  ä  la  Commission  des  Röparations  ou  ä  un  arbitre 
nömm6  par  eile.    La  d^cision  sera  sans  appel. 

8.  Les  billets  6mis  par  la  Banque  post6rieurement  au  27  octobre  1918 
auront  pour  unique  garantie  les  titres  ^mis  par  les  Gouvernements  autrichien 
et  hougrois  anciens  et  actuels  et  d6pos6s  ä  la  Banque  en  couverture  de 
r^mission  de  ces  billets.  Par  contre,  les  porteurs  de  ces  billets  n'auront 
aucun  droit  sur  les  autres  6l6ments  de  l'actif  de  la  Banque. 

9.  Les  porteurs  des  billets  6mis  par  la  Banque  jusqu'au  27  octobre  ISIS 
inclus,  en  tant  qu'aux  termes  du  präsent  article  ces  billets  rempliront  les 
condititons  n^cessaires  pour  etre  admis  ä  la  liquidation,  auront  des  droits 
6gaux  sur  tout  l'actif  de  la  Banque.  Les  titres  emis  par  les  Gouvernements 
autrichien  et  hongrois  anciens  ou  actuels,  et  d6pos6s  ä  la  Banque  en  couver- 
ture des  diverses  Emissions  de  billets  ne  sont  pas  consid6r6s  comme  faisant 
partie  de  cet  actif. 

10.  Seront  annul6s  les  titres  d6pos6s  par  les  Gouvernements  autrichien 
et  hongrois  anciens  ou  actuels  ä  la  Banque  en  couverture  des  billets  (5mis 
jusqu'au  27  octobre  1918  inclus,  en  tant  qu'ils  correspondent  ä  des  billets 
convertis  sur  les  territoires  de  l'ancienne  monarchie  austro-hongroise.  teile 
qu'elle  6tait  constitu6e  au  28  juillet  1914,  par  des  Etats  auxquels  ces  terri- 
toires ont  6t6  transfärös,  ou  qui  sont  nös  du  dömembrement  de  cette  monarchie, 
y  compris  l'Autriche  et  la  Hongrie. 

11.  Les  titres  qui  ont  6t6  d6pos6s  par  les  Gouvernements  autrichien  et 
hongrois  anciens  ou  actuels  en  couverture  des  billets  6mis  jusqu'au  27  octobre 
191S  inclus  et  qui  n'auraient  pas  (5t6  annulös  par  application  du  paragraphe  10 
du  präsent  article  continueront  ä  garantir,  jusqu'ä  due  concurrence,  les  billets 
des  memcs  Emissions  qui,  le  15  juin  1919,  se  trouvaient  dt^tenus  en  dehors 
de  l'ancienne  monarchie  austro-hongroise.  Ces  billets  comprennent,  ä  l'exclusion 
de  tous  autres:  1*'  les  billets  recueillis  par  les  Etats  cessionnaires  sur  la 
partie  de  leurs  territoires  respectifs  situöe  en  dehors  de  l'ancienne  monarchie 
et  qui  seront  remis  ä  la  Commission  des  R6parations  aux  termes  du  para- 
graphe 4;  2°  les  billets  recueillis  par  tous  autres  Etats  et  qui  seront  prt^- 
sentös,  conformement  aux  dispositions  de  l'Annexe  ci-apr6s  aux  commissaires 
charg6s  de  la  liquidation  de  la  Banque. 

12.  Les  porteurs  de  tous  autres  billets  (5mis  jusqu'au  27  octobre  1918 
inclus  n'auront  aucun  droit  sur  les  titres  dtiposes  par  les  Gouvernements 
autrichien  et  hdngrois  anciens  ou  actuels  en  couverture  des  i-missions  de 
billets,  ni  en  g^n^ral  sur  Tactif  de  la  Banque.  Les  titres  qui  n'auraient  pas 
6t6  d(5truits  ou  affect^s  dans  les  conditions  prevues  aux  paragraphes  10  et  11 
seront  annul^s. 
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13.  Les  Gouvernements  de  l'Autriche  et  de  la  Ilongrie  assumeront  seuls, 
pour  leurs  parts  respectives  ä  l'exclusion  de  tous  autres  Etats,  la  Charge  de 
tous  les  titres  qui  ont  6t6  d6pos6s  ä  la  Banque  par  les  Gouvernements 
autri&hien  et  hongrois  anciens  ou  actuels  en  couverture  des  Emissions  de 
billets  et  qui  n'auront  pas  6t6  annulös. 

14.  Les  porteurs  de  billets  de  la  Banque  d'Autriche-Hongrie  n'auront 
aucuD  recours  contre  les  Gouvernements  de  l'Autriche  et  de  la  Hongrie,  ni 
contre  aucun  autre  Gouvernement,  ä  raison  des  pertes  que  pourrait  leur  faire 
subir  la  liquidation  de  la  Banque. 

15.  Dans  le  cas  oü  des  difficult^s  d'application  r6sulteraient  de  la  date 
ä  laquelle  sera  signö  le  präsent  Traitä,  la  Oommission  des  r6parations  aura 
tous  pouvoirs  de  modifier  les  d6lais  prövus  au  präsent  article. 

Annexe. 

§  1- 

Les  Gouvernements  respectifs,  en  transmettant  ä  la  Oommission  des 
Eöparations  tous  les  billets  de  la  Banque  d'Autriche-Hongrie  retir^s  de  la 
circulation  en  ex^cution  de  l'article  189,  remettront  6galement  ä  la  Oom- 
mission tous  les  documents  ^tablissant  la  nature  et  le  montant  des  conver- 
sions  qu'ils  ont  effectuöes. 

§  2. 

La  Oommission  des  röparations,  aprfes  avoir  examin6  ces  documents, 
dölivrera  auxdits  Gouvernements  des  certificats  6tablissant  d'une  mani^re 
distincte  le  montant  total  des  billets  de  banque  qu'ils  ont  convertis  : 

a)  dans  les  limites  de  l'ancienne  monarchie  austro-hongroise,  teile  qu'elle 
6tait  constituöe  le  28  juillet  1914; 

b)  en  tous  autres  lieux. 

Ces  certificats  permettront  ä  leurs  porteurs  de  faire  valoir  devant  les 
commissaires  chargäs  de  la  liquidation  de  la  Banque  les  droits  que  les  billets 
ainsi  6chang6s  repr6sentent  dans  la  röpartition  de  l'actif  de  la  Banque. 

§  3. 
D6s   que   la  liquidation  de  la  Banque  aura  pris  fin,   la  Oommission  des 
röparations  dötruira  les  billets  ainsi  retir^s. 

§  4. 
Les  billets  6mis  jusqu'au  27  octobre  1918  inclus  ne  donneront  de  droits 
sur   l'actif   de   la   Banque  qu'autant  qu'ils  seront  pr6sent6s  par  le  Gouverne- 
ment du  pays  oü  ils  6taient  d^tenus. 

Article  190. 

Ohacun  des  Etats  auxquels  un  territoire  de  l'ancienne  monarchie  austro- 
hongroise  a  6t6  transf6r6  ou  qui  sont  n6s  du  dömembrement  de  cette  monarchie, 
y  compris  la  Hongrie,  auront  pleine  libertö  d'action  en  ce  qui  concerne  la 
monnaie  divisionnaire  de  l'ancienne  monarchie  austro-hongroise  existant  sur 
leurs  territoires  respectifs. 

Oes  Etats  ne  pourront,  en  aucun  cas,  soit  pour  leur  compte,  soit  pour 
celui  de  leurs  ressortissants,  exercer  de  recours  contre  d'autres  Etats  ä  raison 
de  la  monnaie  divisionnaire  qu'ils  d6tiennent. 

Article  191. 
Les  Etats,   auxquels   un   territoire   de  l'ancienne  monarchie  austro-hon- 
groise a  6t6  transf6r6  ou  qui  sont  n6s  du  dämembrement  de  cette  monarchie, 


Friedensvertrag  von  Trianon.  529 

acquerrout  tous  biens   et  propri6t6s   appartenant   au  Gouvernement  hongrois 
ancien  ou  actuel  et  situäs  sur  leurs  territoires  respectifs. 

Au  sens  du  präsent  article,  les  biens  et  propri6t6s  du  Gouvernement 
hongrois  ancien  ou  actuel  seront  consid6r6s  comme  comprenant  les  biens  de 
l'ancien  Royaume  de  Hongrie  et  les  intörets  de  ce  royaume  dans  les  biens 
indivis  appartenant  ä  la  monarchie  austro-hongroise,  ainsi  que  toutes  les 
propri^t^s  de  la  Couronne  et  que  tous  les  biens  priv^s  de  l'ancienne  famille 
souvefaine  d'Autriche-Hongrie. 

Les  Etats  ci-dessus  mentionnös  ne  pourront  toutefois  61ever  aucune 
Prätention  sur  les  biens  et  propri6t6s  du  Gouvernement  ancien  ou  actuel  de 
la  Hongrie.  situ^s  en  dehors  de  leurs  territoires  respectifs. 

La  valeur  des  biens  et  propri(§t6s  acquis  par  les  difförents  Etats,  la 
Hongrie  except(5e,  sera  fixöe  par  la  Commission  des  r6parations  pour  etre 
port^e  au  d^bit  de  l'Etat  acquöreur  et  au  credit  de  la  Hongrie,  ä  valoir  sur 
les  sommes  dues  au  titre  des  röparations.  La  Commission  des  röparations 
devra  ^galement  döduire  de  la  valeur  des  propriötös  publiques  ainsi  acquises 
une  somme  proportionn^e  ä  la  contribution  en  esp^ces,  en  terre  ou  en  mat6riel. 
fournie  directement  ä  l'occasion  de  ces  propri6t6s  par  des  provinces,  communes 
ou  autres  autorit^s  locales  ^autonomes. 

Dans  le  cas  d'un  Etat  acquöreur  conform6ment  au  präsent  article  et 
Sans  qu'il  soit  portö  atteinte  aux  dispositions  de  l'article  186  concernant  la 
dette  gag6e,  sera  döduite  de  la  somme  port6e  au  credit  de  la  Hongrie  et  au 
d^bit  de  l'Etat  acquöreur,  la  part  de  la  dette  non  gag^e  de  l'ancien  Gouverne- 
ment hongrois,  mise  ä  la  charge  dudit  Etat  acqu^reur  en  vertu  dudit  article 
186  et  qui,  dans  l'opinion  de  la  Commission  des  r^parations,  correspondrait 
ä  des  d6penses  faites  sur  les  biens  et  propri6t6s  acquises.  La  valeur  ä  d6duire 
sera  fix6e  par  la  Commission  des  r6parations  d'apres  tels  principes  qu'elle 
jugera  öquitables. 

Parmi  les  biens  et  propriötäs  du  Gouvernement  hongrois  ancien  ou 
actuel  il  faut  comprendre  une  part  des  biens  immobiliers  de  toute  nature  en 
Bosnie-Herzögovine,  pour  lesquels  le  Gouvernement  de  l'ancienne  monarchie 
austro-hongroise  a,  en  vertu  de  l'article  ö  de  la  Convention  du  26  f6vrier  1909 
pay6  2,500.000  livres  turques  au  Gouvernement  ottoman.  Cette  part  sera 
proportionnee  ä  la  contribution  supportöe  par  l'ancien  royaume  de  Hongrie 
dans  ledit  payement  et  la  valeur.  estimee  par  la  Commission  des  r^parations, 
en  sera  port(5e  au  credit  de  la  Hongrie  au  titre  de  röparations. 

Par  exception  aux  dispositions  cl-dessus,  seront  transföröes  sans  payement: 

1"  les  biens  et  propri^tes  des  provinces,  communes  et  autres  institutions 
locales  autonomes  de  l'ancienne  monarchie  austro-hongroise  ainsi  que  les  biens 
et  propri6t6s  en  Bosnie-Herzögovine  qui  n'appartenaient  pas  ä  Tancienne 
monarchie  austro-hongroise ; 

2*^  les  i^coles  et  höpitaux,  propri6t^s  de  l'ancienne  monarchie  austro- 
hongroise. 

En  outre  et  aprt;s  autorisation  de  la  Commission  des  röparations.  les 
Etats  vis6s  ä  I'alinöa  premier  et  auxquels  des  territoires  ont  m  tnmsfer^s, 
pourront  acqu6rir,  sans  payement  tous  les  immeubles  ou  autres  biens  situ^s 
sur  lesdits  territoires  et  qui  ont  pr6c6derament  appartenu  aux  royaumes  de 
Bohßme  ou  de  Croatie-Slavonie-Dalmatie  ou  ä  la  Bosnie-Herzegovine  ou  aux 
röpubliques  de  Raguse,  de  Venise  ou  aux  principautes  t5piscopales  de  Trente 
et  de  Bressanone  et  dont  la  principale  valeur  consiste  dans  les  Souvenirs  hi- 
storiques  qui  s'y  rattachent. 

Article  192. 

La  Hongrie  renonce.  en  ce  qui  la  concerne,  ä  toute  repr^sentation  ou 
participation  quo  des  traitös,  Conventions  ou  accords  quelconques  assuraient 
ä   elle-möme  ou  k  ses  ressortissants  dans  Tadministration  et  le  contrüle  des 
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<;ommissions,  agences  et  banques  d'Etat  et  dans  toutes  autres  organisations 
linancitres  et  öconomiques  de  caractfere  international  de  contröle  ou  de  gestion 
fonctionnant  dans  Tun  quelconque  des  Etats  alli6s  et  associ^s,  en  Allemagne,  en 
Antriebe,  en  Bulgarie  ou  en  Turquie,  dans  les  possessions  et  d^pendances  des 
Etats  susdits,  ainsi  qe  dans  l'ancien  Empire  russe. 

Article  193. 

1°  La  Hongrie  s'engage  ä  reconnaitre  le  transfert,  dans  les  conditions 
prövues  ä  l'article  210  du  Traitä  avec  l'Autriche,  de  la  somme  en  or  d6pos6e 
ä  la  Banque  d'Autriche-Hongrie  au  nom  du  Conseil  d'administration  de  la 
dette  publique  ottomane  en  couverture  de  la  premi^re  Emission  de  billets  de 
monnaie  du  Gouvernement  turc. 

2^  La  Hongrie  renonce  en  ce  qui  la  concerne  au  b^nöfice  de  toutes  les 
stipulations  insöröes  dans  les  Traitös  de  Bucarest  et  de  Brest- Litowsk  et 
Trait^s  compl^mentaires,  sans  qu'il  seit  port6  atteinte  ä  l'article  227,  Partie  X 
(Clauses  ^conomiques)  du  präsent  Trait6. 

Elle  s'engage  ä  transf^rer  respectivement  soit  ä  la  Roumanie,  soit  aux 
principales  Puissances  alli^es  et  associ^es,  tous  Instruments  mon^taires,  especes, 
valeurs  et  Instruments  nögociables  ou  produits,  qu'elle  a  refus  en  ex6cution 
des  Trait6s  susdits. 

30  Les  sommes  en  especes  qui  doivent  etre  pay6es  et  les  instruments 
mon6taires,  valeurs  et  produits  quelconques  qui  doivent  etre  livr6s  ou  trans- 
i€r€s  en  vertu  des  stipulations  du  präsent  article  seront  employ^es  par  les 
Principales  Puissances  alli6es  ou  associöes  suivant  des  modalitös  ä  döterminer 
ult6rieurement  par  lesdites  Puissances. 

4*^  La  Hongrie  s'engage  ä  reconnaitre  les  transferts  d'or  pr^vus  ä  l'article 
259,  alinöa  5  du  Traitß  de  paix  conclu  ä  Versailles  le  28  juin  1919  par  les 
Puissances  alliöes  et  associ^es  et  1' Allemagne,  ainsi  que  les  transferts  de  cr6- 
ances  visöes  ä  l'article  261  du  meme  Trait6. 

Article  194. 

Sans  qu'il  soit  port6  atteinte  ä  la  renonciation  par  la  Hongrie,  en  vertu 
d'autres  dispositions  du  präsent  Trait6,  ä  des  droits  lui  appartenant  ou  apparte- 
nant  ä  ses  ressortissants,  la  Commission  des  r^parations  pourra,  dans  un  d^lai  d'un 
an  ä  compter  de  la  mise  en  vigueur  du  pr6sent  Traitö,  exiger  que  la  Hongrie 
acqui^re  tous  droits  ou  intörets  de  ses  ressortissants  dans  toute  entreprise 
d'utilitö  publique  ou  dans  toute  concession  en  Russie,  en  Turquie,  en  Allemagne, 
en  Antriebe  ou  en  Bulgarie  ou  dans  les  possessions  et  d^pendances  des  Etats 
susdits  ou  sur  un  territoire  qui.  ayant  appartenu  ä  la  Hongrie  ou  ä  ses 
alliäs,  doit  etre  transförö  par  la  Hongrie  ou  ses  alli6s,  ou  administrö  par  un 
mandataire  en  vertu  d'un  Traitä  conclu  avec  les  Puissances  allißes  et  associ^es. 
La  Hongrie  devra,  d'autre  part,  dans  un  d6lai  de  six  mois  ä  compter  de  la 
date  de  la  demande,  transförer  ä  la  Commission  des  röparations  la  totalitö 
de  ces  droits  et  intörßts  et  de  tous  les  droits  et  int6rets  similaires  que  le 
Gouvernement  hongrois  ancien  ou  actuel  peut  lui-meme  poss6der. 

La  Hongrie  supportera  la  Charge  d'indemniser  ses  ressortissants  ainsi 
d6poss6d6s  et  la  Commission  des  r^parations  portera  au  credit  de  la  Hongrie 
ä  valoir  sur  les  sommes  dues  au  titre  des  r^parations,  les  sommes  correspondant 
ä  la  valeur  des  droits  et  int^rets  transf^r^s,  teile  qu'elle  sera  fix6e  par  la 
Commission  des  röparations.  La  Hongrie,  dans  un  d^lai  de  six  mois  ä  dater 
de  la  mise  en  vigueur  du  präsent  Traitö,  devra  communiquer  ä  la  Commission 
des  r6parations  la  liste  de  tous  les  droits  et  int^rets  en  question,  qu'ils  soient 
acquis,  6ventuels,  ou  non  encore  exerc^s,  et  renoncera  en  faveur  des  Puis- 
sances alli6es  ou  associ6es.  en  son  nom  et  en  celui  de  ses  ressortissants,  ä 
tous  droits  et  interßts  susvisös  qui  n'auraient  pas  6t6  mentionnös  sur  la  liste 
ci-dessus. 


Friedensvertrag  von  Trianon.  531 

Article  195. 

La  Hongrie  s'engage  ä  ne  mettre  aucun  obstacle  ä  Tacquisition  par  les 
Gouvernements  allemand,  autrichien,  bulgare  ou  turc,  de  tous  droits  et  int^rets 
des  ressortissants  allemands,  autrichiens,  bulgares  ou  turcs  dans  toute  entre- 
prise  d'utilit^  publique  ou  dans  toute  concession  en  Hongrie,  qui  pourront 
etre  r6clam6s  par  la  Commission  des  r^parations  aux  termes  des  trait^s  de 
paix,  traitös  ou  Conventions  compl6mentaires  respectivement  passös  entre  les 
Puissances  alliöes  et  associöes  et  les  Gouvernements  allemand,  autrichien, 
bulgare  ou  turc. 

Article  196. 

La  Hongrie  s'engage  ä  transförer  aux  Puissances  alli6es  et  associöes 
touter  les  cr^ances  ou  droits  ä  röparations  au  profit  du  Gouvernement  hongrois 
ancien  ou  actuel  sur  l'Allemagne,  l'Autriche,  la  Bulgarie  ou  la  Turquie.  et 
notamment  toutes  les  cr6ances  ou  droits  ä  r^paration  qui  r^sultent  ou  r6sul- 
teront  de  l'exäcution  des  engagements  pris  depuis  le  28  juillet  1914  jusqu'ä 
la  mise  en  vigueur  du  präsent  Trait6. 

La  valeur  de  ces  cröances  ou  droits  ä  röparation  sera  stabile  par  la 
Commission  des  r^parations,  et  portöe  par  eile  au  credit  de  la  Hongrie  ä 
valoir  sur  les  sommes  dues  au  titre  des  röparations. 

Article  197. 

A  moins  de  stipulations  contraires  ins6r6es  dans  le  präsent  Traite  ou 
les  traitös  et  Conventions  compl6mentaires ,  toute  Obligation  de  payer  en 
espöces,  en  ex6cution  du  präsent  Trait6,  et  libell6e  en  couronnes  or  austro- 
hongroises  sera  payable,  au  choix  des  cröanciers,  en  livres  Sterling  payables 
ä  Londres,  dollar  or  des  Etats-Unis  d'Amörique  payables  ä  New-York,  francs 
or  payables  ä  Paris  ou  lires  or  payables  ä  Rome. 

Aux  fins  du  präsent  article,  les  monnaies  or  ci-dessus  sont  convenues 
etre  du  poids  et  du  titre  16galement  ötablis  au  1er  janvier  1914  pour  cba- 
cune  d'entre  elles. 

Article  198. 

Seront  fixös  par  une  entente  entre  les  divers  Gouvernements  int6ress6s, 
de  maniöre  ä  assurer  le  meilleur  et  le  plus  6quitable  traitement  ä  toutes  les 
parties,  tous  les  ajustements  financiers  qui  sont  rendus  nöcessaires  par  le 
d6membrement  de  l'ancienne  monarchie  austro-hongroise  et  par  la  r»5organi- 
sation  des  dettes  publiques  et  Systeme  monötaire,  dans  les  conditions  pr^vues 
aux  articles  pr6c6dents.  Ces  ajustements  concernent,  entre  autres.  les  ban- 
ques,  compagnies  d'assurances,  caisses  d'öpargne,  caisses  d'6pargne  postaies, 
Etablissements  de  credit  foncier,  sociötös  hypoth6caires  et  toutes  autres  insti- 
tutions  similaires  opErant  sur  le  territoire  de  l'ancienne  monarchie  austro- 
hongroise.  Dans  le  cas  oü  lesdits  Gouvernements  ne  pourraient  pas  arriver 
ä  une  entente  sur  ces  problemes  financiers,  ou  dans  le  cas  oü  un  Gouverne- 
ment jugerait  que  ses  ressortissants  ne  re^oivent  pas  un  traitement  tJquitabio, 
la  Commission  des  r^parations,  sur  la  demande  de  Tun  des  Gouvernements 
int6ress6s,  nommera  un  arbitre  ou  des  arbitres  dont  la  decision  sera  sans  appel. 

Article  199. 
Les  b6n6ficiaires  des   pensions  civiles  ou  militaires  de  l'ancien  royaume 
de  Hongrie   reconnus  ou  devenus,   en  vertu  du  present  Traite,    ressortissants 
d'un  Imitat  autre  que  la  Hongrie  ne  pourront  oxercer,  du  chef  de  leiir  pension. 
aucun  recours  contre  le  Gouvernement  hongrois. 


33^ 
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Partie  X. 
Clanses  Economiques. 

Section  I. 

RelationsCommerciales. 

Chapitre  Premier. 

R6glementation,   Tax  es   et   Restrictions   Douaniöres. 

Article  200. 

La  Hongrie  s'engage  ä  ne  pas  soumettre  les  marchandises,  produits 
naturels  ou  fabriqu6s  de  Tun  quelconque  des  Etats  alliös  ou  associ6s,  importös 
sur  le  territoire  hongrois,  quelque  soit  l'endroit  d'oü  ils  arrivent,  ä  des  droits 
ou  charges,  y  compris  les  impots  Interieurs,  autres  ou  plus  6lev6s  que  ceux 
auxquels  sont  soumis  les  memes  marchandises,  produits  naturels  ou  fabriqu^s 
d'un  autre  quelconque  des  dits  Etats  ou  d'un  autre  pays  ätranger  quelconque. 

La  Hongrie  ne  maintiendra  ou  n'imposera  aucune  prohibition  ou  restriction 
ä  l'importation  rur  le  territoire  hongrois  de  toutes  marchandises,  produits 
naturels  ou  fabriqu6s  des  territoires  de  Tun  quelconque  des  Etats  allies  ou 
associ^s  de  quelque  endroit  qu'ils  arrivent,  qui  ne  s'^tendra  pas  ägalement  ä 
Timportation  des  m§mes  marchandises,  produits  naturels  ou  fabriqu6s  d'un 
autre  quelconque  desdits  Etats  ou  d'un  autre  pays  6tranger  quelconque. 

Article  201. 

La  Hongrie  s'engage,  en  outre,  ä  ne  pas  6tablir,  en  ce  qui  concerne  le 
regime  des  importations.  de  diff^rence  au  d6triment  du  commerce  de  Tun 
quelconque  des  Etats  alli6s  ou  associ^s  par  rapport  ä  un  autre  quelconque 
desdits  Etats  ou  par  rapport  ä  un  autre  pays  6tranger  quelconque,  meme 
par  des  moyens  indirects,  tels  que  ceux  rösultant  de  la  r^glementation  ou  de 
la  proc6dure  douaniere,  ou  des  möthodes  de  v6rification  ou  d'analyse,  ou  des 
conditions  de  payement  des  droits,  ou  des  m^thodes  de  Classification  ou  d'inter- 
pr6tation  des  tarifs,  ou  encore  de  l'exercice  de  monopoles. 

Article  202. 

En  ce  qui  concerne  la  sortie,  la  Hongrie  s'engage  ä  ne  pas  soumettre 
les  marchandises,  produits  naturels  ou  fabriqu6s  export^s  du  territoire  hon- 
grois vers  les  territoires  de  l'un  quelconque  des  Etats  alli^s  ou  associös,  ä 
des  droits  ou  charges,  y  compris  les  impots  Interieurs,  autres  ou  plus  elev6s 
que  ceux  payös  pour  les  memes  marchandises  exportöes  vers  un  autre  quel- 
conque desdits  Etats  ou  vers  un  pays  6tranger  quelconque. 

La  Hongrie  ne  maintiendra  ou  n'imposera  aucune  prohibition  ou  restriction 
ä  l'exportation  de  toutes  marchandises  exp^di^es  du  territoire  hongrois  vers 
l'un  quelconque  des  Etats  alli^s  ou  associös  qui  ne  s'ötendra  pas  ^galement 
ä  l'exportation  des  memes  marchandises,  produits  naturels  ou  fabriqu^s  ex- 
p^diös  vers  un  autre  quelconque  desdits  Etats  ou  vers  un  autre  pays  ötranger 
quelconque. 

Article  203. 

Toute  faveur,  immunite  ou  privil6ge  concernant  l'importation,  l'expor- 
tation ou  le  transit^  de  marchandises,  qui  serait  concödä  par  la  Hongrie  ä 
l'un  quelconque  des  Etats  alliös  ou  associ6s  ou  ä  un  autre  pays  etranger  quel- 
conque, sera  simultan6ment  et  inconditionnellement,  sans  qu'il  soit  besoin  de 
demande  ou  de  compensation,  6tendu  ä  tous  les  Etats  alli6s  ou  associös. 

Article  204. 

Par  derogation  aux  dispositions  de  l'article  270,  Partie  XII  (Ports,  Voies 
d'eau  et  Voies  ferröes)  du  präsent  Traite,  et  pendant  une  pöriode  de  trois 
annöes  ä  dater  de  la  mise  en  vigueur  du  präsent  Traite,  les  produits  en 
transit  par  les  ports  qui,   avant  la  guerre,  se  trouvaient  dans  les  territoires 
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de  l'ancienne  monarchie  austro-hongroise,  bön^ficieront  ä  leur  importation  en 
Hongrie  de  röductions  de  droits  proportionnellement  correspondantes  ä  Celles 
qui  ötaient  appliqu6es  aux  memes  produits  selon  le  tarif  douanier  austro- 
hoDgrois  de  l'ann^e  1906,  lorsque  leur  importation  avait  lieu  par  les  dits  ports. 

Article  205. 
Nonobstant  les  dispositions  des  articles  200  ä  203  les  Puissances  alliöes 
et  associ6es  acceptent  de  ne  pas  invoquer  ces  dispositions  pour  s'assurer 
l'avantage  de  tout  arrangement  special  qui  pourrait  etre  conclu  par  le  Gou- 
vernement Hongrois  avec  les  Gouvernements  de  l'Autriche  ou  de  l'Ktat  tch^co- 
slovaque  pour  6tablir  un  regime  douanier  special  en  faveur  de  certains  pro- 
duits naturels  ou  manufacturös  originaires  et  en  provenance  de  ces  pays,  qui 
seront  sp6cifi6s  dans  les  arrangements  en  question,  pourvu  que  la  duröe  de 
cet  arrangement  ne  d^passe  pas  une  p6riode  de  cinq  annöes  ä  dater  de  la 
mise  en  vigueur  du  präsent  Trait6. 

Article  206. 

Pendant  un  dölai  de  six  mois  ä  dater  de  la  mise  en  vigueur  du  präsent 
Trait6,  les  taxes  impos6es  par  la  Hongrie  aux  importations  des  Puissances 
alli^es  et  associ6es  ne  pourront  etre  supärieures  aux  taxes  les  plus  favorables, 
qui  6taient  en  application  pour  les  importations  dans  l'ancienne  monarchie 
austro-hongroise  ä  la  date  du  28  juillet  1914. 

Cette  disposition  continuera  ä  etre  appliqu6  pendant  une  seconde  p6riode 
de  trente  mois  apres  l'expiration  des  six  premiers  mois  exclusivement  ä  l'^gard 
des  importations  de  fruits  frais  et  secs,  de  lögumes  frais,  de  l'huile  d'olive, 
des  oeufs,  des  porcs  et  des  produits  de  charcuterie  et  de  la  volaille  vivante 
dans  la  mesure  oü  ces  produits  jouissaient  ä  la  date  mentionnöe  ci-dessus 
(28  juillet  1914)  des  tarifs  conventionnels  fix6s  par  des  trait^s  avec  les  Puis- 
sances alli6es  ou  associ^es. 

Article  207. 

1.  Des  arrangements  sp6ciaux  seront  conclus  entre  la  Pologne  et  l'Etat 
tchöco-slovaque  et  la  Hongrie  pour  la  fourniture  röciproque  de  charbon  y 
compris  le  lignite,  de  produits  alimentaires  et  de  mati^res  premiöres. 

2.  En  attendant  la  conclusion  de  ces  arrangements,  mais  en  aucun  cas 
pendant  plus  de  cinq  ans  apr^s  la  mise  en  vigueur  du  präsent  Trait(5,  l'Etat 
tchöco-slovaque  et  la  Pologne  s'engagent  k  n'imposer  aucun  droit  ä  l'ex- 
portation  ni  aucune  restriction,  de  quelque  nature  que  ce  soit,  ä  l'exportation 
vers  la  Hongrie,  de  charbon  ou  de  lignite  jusqu'ä  concurrence  d'une  quantitö 
qui  sera  fixöe,  ä  döfaut  d'accord  entre  les  Etats  int6ress6s,  par  la  Commission 
des  röparations.  Pour  la  dötermination  de  cette  quantit^,  la  Commission  des 
röparations  tiendra  compte  de  tous  les  616ments,  y  compris  les  quantiti^s  de 
charbon  comme  de  lignite  6changees  avant  la  guerre  entre  le  territoire  actuel 
de  la  Hongrie  d'une  part,  la  8il6sie  et  les  territoires  de  l'ancien  Empire 
d'Autriche  transf6r6s  ä  l'Etat  tchöco-slovaque  et  k  la  Pologne,  en  conformite 
avec  les  Traitös  de  paix  d'autre  part,  ainsi  que  des  quantitös  actuellement 
disponibles  pour  l'exportation  dans  ces  pays.  A  titre  de  r(5ciprocit6,  la  Hongrie 
devra  fournir  k  l'fitat  tchöco-slovaque  et  k  la  Pologne  les  quantitös  de  lignite, 
de  produits  alimentaires  et  de  matitljres  vis6es  au  paragraphe  l«'",  conformti- 
ment  k  ce  qui  sera  dt';cid6  par  la  Commission  des  rc^parations. 

3.  L'Etat  tcheco-slovaque  et  la  Pologne  s'engagent  en  outre,  pendant 
la  mßme  p6riode,  a  prendre  toutes  les  mesures  necessaires  pour  assurer  que 
le  charbon,  y  compris  ic  lignite,  pourra  Otre  acquis  par  les  acheteurs  lubitant 
la  Hongrie  ä  des  conditions  aussi  favorables  que  colles  qui  sunt  faites  pnur 
la  vente  des  produits  de  m6me  nature  plact5s  dans  une  Situation  analogue, 
aux  acheteurs  habitant  l'liltat  tcheco-slovaque  ou  la  Pologne  dans  Kur  pays 
respectifs  ou  dans  tout  autre  pays. 
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4.  Les  dispositions  des  paragraphes  2  et  3  interdisant  les  droits  ou 
restrictions  ä  l'exportation  et  d6terminant  les  conditions  de  vente,  s'appli- 
queront  de  meme  aux  fournitures  de  lignite  faites  par  la  Hongrie  ä  la  Pologne 
et  ä  l'Etat  tch6co-slovaque. 

5.  En  cas  de  difförend  relatif  ä  l'ex^cution  ou  k  l'interpr^tatian  de  l'une 
des  dispositions  ci-dessus,  la  Commission  des  r6parations  d6cidera. 

6.  A  l'effet  de  permettre  ä  la  Pologne,  ä  la  Roumanie,  ä  l'Etat  serbe- 
croate-slov^ne,  ä  la  Tch6co-Slovaquie,  ä  la  Hongrie  et  ä  l'Autriche  de  s'en- 
traider  en  ce  qui  concerne  les  produits  qui,  jusqu'ici,  6taient  6chang6s  entre 
les  territoires  de  ces  Etats  et  qui  seraient  indispensables^ ä  la  production  ou 
au  commerce  de  ces  territoires,  Tun  ou  l'autre  de  ces  Etats  entreprendont, 
dans  les  six  mois  ä  partir  de  la  mise  en  vigueur  du  präsent  Traitö,^  des 
nägociations  en  vue  de  conclure  avec  tel  ou  tel  d'entre  les  autres  dits  Etats 
des  Conventions  söpar^es  conformes  aux  stipulations  du  präsent  Traitö,  notam- 
ment  aux  articles  200  ä  205. 

A  l'expiration  de  cette  p6riode,  l'Etat  qui  aura  sollicitö  une  semblable 
Convention  sans  parvenir  ä  la  conclure,  pourra  s'adresser  ä  la  Commission 
des  r^parations  et  lui  demander  d'en  häter  la  conclusion. 

Article  208. 

1°  Des  arrangements  späciaux  seront  conclus  entre  la  Hongrie  et  l'Autriche 
pour  la  fourniture  röciproque  de  produits  alimentaires,  de  matil;res  premieres 
et  produits  fabriquös. 

2^  En  attendant  la  conclusion  de  ces  arrangements,  mais  en  aucun  cas 
pendant  plus  de  cinq  ann6es  apräs  la  mise  en  vigueur  du  pr6sent  traitö.  la 
Hongrie  s'engage  ä  n'imposer  aucun  droit  ä  l'exportation  ni  aucune  restriction, 
de  quelque  nature  que  ce  soit,  ä  l'exportation  vers  l'Autriche  des  produits 
alimentaires  de  toutes  sortes,  produits  sur  le  territoire  hongrois,  jusqu'ä 
concurrence  d'une  quantit^  qui  sera  fixöe,  ä  d6faut  d'accord  entre  les  Etats 
int6ress6s,  par  la  Commission  des  r^parations.  Pour  la  dötermination  de  cette 
quantit6,  la  Commission  des  r^parations  tiendra  compte  de  tous  les  6l6ments 
et  notamment  de  la  production  et  des  besoins  de  la  consommation  dans  les 
deux  pays  int6ress6s.  A  titre  de  r6ciprocit6,  l'Autriche  devra  fournir  ä  la 
Hongrie  les  quantit6s  de  matiäres  premiäres  et  de  produits  fabriqu^s  visöes 
au  paragraphe  ler  conform^ment  k  ce  qui  sera  d6cid6  par  la  Commission 
des  r6parations. 

3^  La  Hongrie  s'engage  en  outre,  pendant  la  meme  pöriode,  ä  prendre 
toutes  les  mesures  nöcessaires  pour  assurer  que  tous  ces  produits  pourront 
etre  acquis  par  les  acheteurs  habitant  l'Autriche,  ä  des  conditions  aussi  favo- 
rables  que  celles  qui  sont  faites  pour  la  vente  des  produits  de  meme  nature, 
placös  dans  une  Situation  analogue  aux  acheteurs  habitant  la  Hongrie  dans 
leurs  pays  respectifs  ou  dans  tout  autre  pays. 

4*^  En  cas  de  diff^rend  relatif  ä  I'exöcution  ou  ä  l'interprötation  de 
l'une  des  dispositions  ci-dessus,  la  Commission  des  räparations  döcidera. 

Chapitre  IL 
Traitement  de  la  Navigation. 

Article  209. 
Les  Hautes  Parties  Contractantes   s'accordent  ä  reconnaitre  le  pavillon 
des  navires   de   toute  Partie   contractante   qui   n'a  pas  de  littoral  maritime, 
lorsqu'ils  sont  enregiströs  en  un  lieu  unique  d6termin6,  situ6  sur  son  territoire ; 
ce  lieu  constituera  pour  ces  navires  le  port  d'enregistrement. 
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Chapitre  III. 
Concurrence  D^loyale. 

Article  210. 

1.  La  Hongrie  s'engage  ä  prendre  toutes  les  mesures  legislatives  ou 
administratives  n^cessaires  pour  garantir  les  produits  naturels  ou  fabriqu^s 
originaires  de  l'une  quelconque  des  Puissances  alliöes  ou  associ^es  contre  toute 
forme  de  concurrence  d^loyale  dans  les  transactions  commerciales. 

La  Hongrie  s'oblige  ä  r^primer  et  ä  prohiber,  par  la  saisie  et  par  toutes 
autres  sanctions  appropriäes,  rimportation  et  Texportation  ainsi  que  la  fabri- 
cation,  la  circulation,  la  vente  et  la  mise  en  vente  ä  Tint^rieur,  de  tous 
produits  ou  marchandises  portant  sur  eux-memes,  ou  sur  leur  conditionnement 
imm6diat,  ou  sur  leur  emballage  ext6rieur  des  marques,  noms,  inscriptions  ou 
signes  quelconques.  comportant,  directement  ou  indirectement,  de  fausses 
indications  sur  Torigine,  Tesp^ce,  la  nature  ou  les  qualit6s  spöcifiques  de  ces 
produits  ou  marchandises. 

2.  La  Hongrie.  ä  la  condition  qu'un  traitement  r^ciproque  lui  soit  accord6 
en  cette  mati^re,  s'oblige  ä  se  conformer  aux  lois,  ainsi  qu'aux  döcisions  ad- 
ministratives ou  judiciaires  prises  conformöment  ä  ces  lois,  en  vigueur  dans 
un  Pays  alliä  ou  associö  et  r^gulierement  notifiöes  ä  la  Hongrie  par  les 
autoritös  comp6tentes,  d6terminant  ou  röglementant  le  droit  ä  une  appellation 
regionale,  pour  les  vins  ou  spiritueux  produits  dans  le  pays  auquel  appartient 
la  r6gion,  ou  les  conditions  dans  lesquelles  l'emploi  d"une  appellation  regionale 
peut  etre  autoris6 ;  et  l'importation.  l'exportation,  ainsi  que  la  fabrication,  la 
circulation,  la  vente  ou  la  mise  en  vente  des  produits  ou  marchandises  portant 
des  appellations  regionales  contrairement  aux  lois  ou  döcisions  pröcit^es  seront 
interdites  par  la  Hongrie  et  röprim^es  par  les  mesures  prescrites  au  para- 
graphe  1  du  präsent  article. 

Chapitre  IV. 

Traitement  des  Ressor tissants  des  Puissances  AIli6es 

et  Associäes. 

Article  211. 
La  Hongrie  s'engage : 

a)  ä  n'imposer  aux  ressortissants  des  Puissances  alli^es  et  associ^es  en 
ce  qui  concerne  l'exercice  des  mötiers,  professions,  commerces  et  industries. 
aucune  exclusion  qui  ne  serait  pas  ägalement  applicable  ä  tous  les  etrangers 
Sans  exception ; 

b)  i  ne  soumettre  les  ressortissants  des  Puissances  alli^es  et  associ^es 
ä  aucun  reglement  ou  restrictions,  en  ce  qui  concerne  les  droits  vis^s  au 
paragraphe  a)  qui  pourraient  porter  directement  ou  indirectement  atteinte 
aux  stipulations  dudit  paragraphe,  ou  qui  seraient  autres  ou  plus  d^savantageux 
que  ceux  qui  s'appliquent  aux  6trangers  ressortissants  de  la  nation  la  plus 
favoris^e  ; 

c)  k  ne  soumettre  les  ressortissants  des  Puissances  alli6es  et  associees, 
leurs  biens,  droits  ou  int^rets.  y  compris  les  societ^s  ou  associations  dans 
lesquelles  ils  sont  int6ress6s,  ä  aucune  Charge,  taxe  ou  impots  directs  ou 
indirects,  autres  ou  plus  eiev^s  que  ceux  qui  sont  ou  pourront  Ctre  impos^s 
ä  ses  ressortissants  ou  ä  leurs  biens,  droits  ou  interCts ; 

d)  ä  ne  pas  imposer  aux  ressortissants  de  l'une  quelconque  des  Puissances 
alliöes  et  associues  une  restriction  quelconque  qui  n'ctait  pas  applicable  aux 
ressortissants  de  ces  Puissances  ä  la  date  du  l<^r  juillet  Utl4.  ä  moins  que 
la  meme  restriction  ne  soit  egalement  impos^e  ;i  ses  propres  nationaux. 
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Article  212. 

Les  ressortissants  des  Puissances  alli^es  et  associ^es  jouiront  sur  le 
territoire  hongrois,  d'une  constante  protection,  pour  leur  personne,  leurs  biens, 
droits  et  int6rets  et  auront  libre  acc^s  devant  les  tribunaux. 

Article  213. 

Le  Hongrie  s'engage  ä.  reconnaitre  la  nouvelle  nationalitö  qui  aurait 
€t6  ou  serait  acquise  par  ses  ressortissants  d'apr6s  les  lois  des  Puissances 
alli6es  ou  associöes  et  conform6ment  aux  d6cisions  des  autorit6s  comp6tentes 
de  ces  Puissances,  soit  par  voie  de  naturalisation,  seit  par  l'effet  d'une  clause 
d'un  trait6  et  ä  dögager  ä  tous  les  points  de  vue  ces  ressortissants,  en  raison 
de  cette  acquisition  de  nouvelle  nationalit^,  de  toute  all6geance  vis-ä-vis  de 
leur  ;ßtat  d'origine. 

Article  214. 

Les  Puissances  alli^es  et  associ^es  pourront  nommer  des  consuls  g6n6- 
raux,  consuls,  vice-consuls  et  agents  consulaires  dans  les  villes  et  ports  de 
Hongrie.  La  Hongrie  s'engage  ä  approuver  la  d6signation  de  ces  consuls 
g6n6raux,  consuls,  vice-consuls  et  agents  consulaires,  dont  les  noms  lui  seront 
notifi^s,  et  ä  les  admettre  ä  l'exercice  de  leurs  fonctions  conform6ment  aux 
r^gles  et  usages  habituels. 

Chapitre  V. 

Clauses  G6n6rales. 

Article  215. 

Les   obligations,   impos6es   ä   la   Hongrie   par  le   Chapitre   I  ci-dessus, 

cesseront  d'etre  en  vigueur  cinq  ans  aprfes  la  date  de  la  mise  en  vigueur  du 

präsent  Trait6.   ä   moins   que  le  contraire  rösulte  du  texte  ou  que  le  Conseil 

de  la  Sociötö  des  Nations  döcide,  douze  mois  au  moins  avant  l'expiration  de 

cette   Periode,   que   ces   obligations   seront  maintenues  pour  une  pöriode  sub- 

söquente  avec  ou  sans  amendement. 

n  est  toutefois  entendu  qu'ä  moins  de  d^cision  diff^rente  de  la  Soci6t6 
des  Nations,  l'obligation  impos^e  ä  la  Hongrie  par  les  articles  200,  201,  202 
ou  203  ne  sera  pas  invoqu6e  apres  l'expiration  d'un  d^lai  de  trois  ans  ä 
dater  de  la  mise  en  vigueur  du  präsent  Trait^,  par  une  Puissance  alliäe  ou 
associ^e  qui  n'accorderait  pas  ä  la  Hongrie  un  traitement  corrölatif. 

L'article  211  restera  en  vigueur  apr^s  cette  pöriode  de  cinq  ans,  avec 
ou  Sans  amendement,  pour  teile  p6riode,  s'il  en  est  une,  que  fixera  la  majorit6 
du  Conseil  de  la  Societ6  des  Nations,  et  qui  ne  pourra  döpasser  cinq  ann6es. 

Article  216. 
Si   le   Gouvernement   hongrois   se   livre   au   commerce   international,   il 
n'aura,  ä  ce  point  de  vue,  ni  ne  sera  consid6r6  avoir  aucun  des  droits,  Privi- 
leges et  immunit^s  de  la  souverainetö. 

Section  II. 

Trait^s. 

Article  217. 

D^s  la  mise  en  vigueur  du  präsent  Trait6  et  sous  r^serve  des  dispositions 

qui   y   sont   contenues,   les   trait^s,   Conventions   et   accords   plurilatöraux  de 

caractfere   6conomique   ou  technique,   passes  par  l'ancienne  monarchie  austro- 

hongroise  et  6num6res  ci-apr^s  et  aux  articles  suivants,  seront  seuls  appliqu^s 

entre   la   Hongrie   et  celles   des   Puissances   alliäes   et   associ6es   qui   y   sont 

Parties : 

10  Convention  du  14  mars  1884,  du  ler  d^cembre  1886  et  du  23  mars 
1887  et  Protocole  de  cloture  du  7  juillet  1887,  relatifs  ä  la  protection  des 
cäbles  sous-marins; 
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2"  Convention  du  11  octobre  1909,  relative  ä  la  circulation  internationale 
des  automobiles ; 

3*^  Accord  du  15  mai  1886,  relatif  au  plombage  des  wagons  assujettis 
ä  la  douane  et  Protocole  du  18  mai  1907 ; 

4^  Accord  du  15  mai  1886,  relatif  ä  l'unitö  technique  des  chemins 
de  fer; 

5^  Convention  du  5  juillet  1890,  relative  ä  la  publication  des  tarifs  de 
douane  et  ä  l'organisation  d'une  Union  internationale  pour  la  publication  des 
tarifs  douaniers; 

6**  Convention  du  25  avril  1907,  relative  ä  r616vation  des  tarifs  douaniers 
Ottomans ; 

7*'  Convention  du  14  mars  1857,  relative  au  rachat  des  droits  de  p6age 
du  Sund  et  des  Belts; 

8*'  Convention  du  22  juin  1861,  relative  au  rachat  des  droits  de  p6age 
sur  l'Elbe; 

9'^  Convention  du  16  juillet  1863,  relative  au  rachat  des  droits  de  p^age 
sur  l'Escaut; 

IQO  Convention  du  29  octobre  1888,  relative  ä  l'etablissement  d'un 
regime  däfinitif  destinö  ä  garantir  le  libre  usage  du  canal  de  Suez ; 

11*^  Convention  du  23  septembre  1910,  relatives  ä  l'unification  de  cer- 
taines  r^gles  en  matiere  d'abordage,  d'assistance  et  de  sauvetage  maritimes; 

12^  Convention  du  21  döcembre  1904,  relative  ä  l'exemption  pour  les 
bätiments  hospitaliers  des  droits  et  taxes  dans  les  ports ; 

13*^  Convention  du  16  septembre  1906,  pour  la  suppression  du  travail 
de  nuit  pour  les  femmes ; 

14^^  Convention  des  18  mai  1904,  4  mai  1910,  relatives  ä  la  r^pression 
de  la  traite  des  blanches ; 

150  Convention  du  4  mai  1910,  relative  ä  la  suppression  des  publi- 
cations  pornographiques : 

16'^  Convention  sanitaire  du  3  döcembre  1903,  ainsi  que  les  pr^cödentes 
signöes  le  30  janvier  1892,  le  15  avril  1893,  le  3  avril  1894  et  le 
19  mars  1897; 

170  Convention  du  20  mai  1875,  relative  ä  l'unification  et  au  per- 
fectionnement  du  systöme  m^trique; 

18'*  Convention  du  29  novembre  1906,  relative  ä  l'unification  de  la 
formule  des  mödicaments  höroiques ; 

19'^  Convention  des  16  et  19  novembre  1885,  relative  ä  la  construction 
d'un  diapason  normal ; 

20"  Convention  du  7  juin  1905,  relative  ä  la  cröation  d'un  Institut 
international  agricole  ä  Rome; 

21"  Conventions  des  3  novembre  1881,  15  avril  1889,  relatives  aux 
mesures  ä  prendre  contre  le  phylloxera; 

22"  Convention  du  19  mars  1902,  relative  ä  la  protection  des  oiseaux 
utiles  ä  l'agriculture ; 

230  Convention  du  12  juin  1902  relative  ä  la  tuteile  des  mineurs. 

Article  218. 

D6s  la  mise  en  vigueur  du  präsent  Traitö,  les  Hautes  Parties  Contrac- 
tantes  appliqueront  de  nouveau  les  Conventions  et  arrangements  ci-apr^s 
dösignös,  en  tant  qu'ils  les  concernent,  la  Hongrie  s'engageant  ;\  obscrver 
les  stipulations  particuliöres  contenues  dans  le  prösent  article: 

Conventions  postales : 

Conventions  et  arrangements  de  l'Union  postale  universelle,  signt^s  iX 
Vienne,  le  4  juillet  1891  ; 

Conventions  et  arrangements  de  l'Union  postale,  signäs  k  Washington, 
le  15  juin  1897 ; 
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Conventions  et  arrangements  de  1' Union  postale,  sign6s  ä  Rome,  le 
26  mai  1906. 

Conventions  t6l6graphiques : 

Conventions  t6l6graphiqaes  internationales,  signöes  ä  Saint-Pötersbourg, 
le  10/22  juillet  1875 ; 

Reglements  et  tarifs  arretös  par  la  Conference  t616graphique  inter- 
nationale de  Lisbonne  le  11  juin  1908. 

La  Hongrie  s'engage  ä  ne  pas  refuser  son  consentement  ä  la  conclusion 
avec  les  nouveaux  Etats  des  arrangements  spöciaux  pr6vus  par  les  Conventions 
et  arrangements  relatifs  ä  1' Union  postale  universelle  et  ä  1' Union  t6l6- 
graphique  internationale,  dont  lesdits  nouveaux  Etats  fönt  partie  ou  auxquels 
iis  adh^rent. 

Article  219. 

D6s  la  mise  en  vigueur  du  präsent  Trait6,  les  Hautes  Parties  Contrac- 
tantes  appliqueront  de  nouveau  en  tant  qu'elle  les  concerne,  la  Convention 
radio-tölögraphique  internationale  du  5  juillet  1912,  la  Hongrie  s'engageant 
ä  observer  les  regles  provisoires,  qui  lui  seront  indiqu6es  par  les  Puissances 
alliöes  et  associ6es. 

Si,  dans  les  cinq  ann6es  qui  suivront  la  mise  en  vigueur  du  präsent 
Trait6,  une  nouvelle  Convention  r^glant  les  relations  radio-t6l6grapbiques 
internationales  vient  ä  etre  conclue  en  remplacement  de  la  Convention  du 
o  juillet  1912,  cette  nouvelle  Convention  liera  la  Hongrie,  meme  au  cas  oü 
celle-ci  aurait  refus6  soit  de  participer  ä  l'^laboration  de  la  Convention,  soit 
d'y  souscrire. 

Cette  nouvelle  Convention  remplacera  6galement  les  rögles  provisoires 
en  vigueur. 

Article  220. 

La  Convention  internationale  de  Paris  du  20  mars  1883,  pour  la 
protection  de  la  propri^tö  industrielle,  revisöe  ä  Washington  le  2  juin  1911 
et  l'arrangement  du  14  avril  1891  concernant  l'enregistrement  international 
des  marques  de  fabrique  et  de  commerce,  seront  appliqu6s  ä  partir  de  la 
mise  en  vigueur  du  präsent  Trait6,  dans  la  mesure  oü  ils  ne  seront  pas 
affectäs  et  modifi^s  par  les  exceptions   et   restrictions  r6sultant  dudit  Trait6. 

Article  221. 

Des  la  mise  en  vigueur  du  präsent  Trait6,  les  Hautes  Parties  Contrac- 
tantes  appliqueront,  en  tant  qu'elle  les  concerne,  la  Convention  de  la  Haye 
du  17  juillet  1905  relative  ä  la  procödure  civile.  Toutefois,  cette  disposition 
demeure  et  demeurera  sans  effet  vis-ävis  de  la  France,  du  Portugal  de  la 
Roumanie. 

Article  222. 

La  Hongrie  s'engage  ä  adh^rer  dans  les  formes  prescrites  et  avant 
l'expiration  d'un  d61ai  de  douze  mois  ä  partir  de  la  mise  en  vigueur  du 
präsent  Traitä,  ä  la  Convention  internationale  de  Berne  du  9  septembre  1886 
pour  la  protection  des  oeuvres  litt^ratres  et  artistiques  revis6e  ä  Berlin  le 
13  novembre  1908,  et  compl6t6e  par  le  Protocole  additionnel,  sign6  ä  Berne 
le  20  mars  1914. 

Jusqu'ä  ce  qu'elle  ait  adh6r6  ä  la  Convention  susvis6e  la  Hongrie 
s'engage  ä  reconnaitre  et  ä  protegier  les  oeuvres  litt^raires  et  artistiques  des 
ressortissants  des  Puissances  alliöes  ou  associ^es  par  des  dispositions  effec- 
tives  prises  en  conformit6  des  principes   de   ladite  Convention  internationale. 

En  outre  et  ind^pendamment  de  Tadh^sion  susvis^e,  la  Hongrie  s'engage 
ä  continuer  d'assurer  la  reconnaissance  et  la  protection  de  toutes  les  oeuvres 
littöraires  et  artistiques  des  ressortissants  de  chacun  des  Puissances  alliäes 
ou  associöes  d'une  mani^re  au  moins  aussi  ^tendue  qu'ä  la  date  du  28  juillet 
1914  et  dans  les  memes  conditions. 
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Article  223. 
La  Longrie  s'engage  ä  adh^rer  aux  Conventions  suivantes : 
1*^  Convention  du  26  septembre  1906  relative  ä  la  suppression  de  l'emploi 
du  phosphore  blanc  dans  la  fabrication  des  allumettes; 

2*^  Convention  du  31  d^cembre  1913,  relative  ä  Tanification  des  statisti- 
ques  commerciales. 

Article  224. 

Chacune  des  Puissances  alli^es  ou  associ^es,  s'inspirant  des  principes 
gön^raux  ou  des  stipulations  particuliöres  du  präsent  Traitä,  notifiera  ä  la 
Hongrie  les  Conventions  bilaterales  de  toute  nature,  pass^es  avec  l'ancienne 
monarchie  austro-hongroise,  dont  eile  exigera  Tobservation. 

La  notification  prövue  au  präsent  article  sera  faite.  seit  directement. 
seit  par  l'entremise  d'une  autre  Puissance.  li  en  sera  accus6  r^ception  par 
^crit  par  la  Hongrie ;  la  date  de  la  remise  en  vigueur  sera  Celle  de  la 
notification. 

Les  Puissances  alli^es  ou  associ6es  s'engagent  entre  elles  ä  n'appliquer 
vis-ä-vis  de  la  Hongrie  que  les  Conventions  qui  sont  conformes  aux  stipulations 
du  präsent  Trait6. 

La  notification  mentionnera  6ventuellement  Celles  des  dispositions  de 
ces  Conventions  qui.  n'ötant  pas  conformes  aux  stipulations  du  präsent  Traitä, 
ne  seront  pas  consid6r6es  comme  applicables. 

En  cas  de  divergence  d'avis,  la  Soci6t6  des  Nations  sera  appeläe  ä  se 
prononcer. 

Un  d^lai  de  six  mois,  qui  courra  depuis  la  mise  en  vigueur  du  präsent 
Traitä,  est  imparti  aux  Puissances  alliäes  ou  associäes  pour  procäder  ä  la 
notification. 

Les  Conventions  bilaterales,  qui  auront  fait  l'objet  d'une  teile  notification, 
seront  seules  mises  en  vigueur  entre  les  Puissances  alliäes  ou  associäes  et  la 
Hongrie. 

Les  rägles  ci-dessus  sont  applicables  ä  toutes  Conventions  bilaterales 
existant  entre  toutes  les  Puissances  alliäes  et  associäes  signataires  du  präsent 
Traitä  et  la  Hongrie,  meme  si  lesdites  Puissances  alliäes  et  associäes  n'ont 
pas  6t6  en  ätat  de  guerre  avec  eile. 

Article  225. 
La  Hongrie  däclare  reconnaitre  comme  ätant  sans  effet  tous  les  traitäs. 
Conventions   ou    accords    conclus   par    eile    ou   l'ancienne   monarchie    austru- 
hongroise  avec  l'Allemagne,   l'Autriche,    la  Bulgarie   ou   la  Turquie  depuis  le 
ler  aoüt  1914  jusqu'ä  la  mise  en  vigueur  du  present  Traitä. 

Article  226. 

La  Hongrie  s'engage  ä  assurer  de  plein  droit  aux  Puissances  alliäes  et 
associäes,  ainsi  qu'aux  fonctionnaires  et  ressortissants  desdites  Puissances.  le 
bänäfice  de  tous  les  droits  et  avantages  de  quelque  nature  que  ce  soit  qu'elle- 
meme,  ou  l'ancienne  monarchie  austro-hongroise,  a  pu  concäder  ä  TAllemagne. 
ä  l'Autriche,  ä  la  Bulgarie  ou  ä  la  Turquie,  ou  concäder  aux  fonctionnaires 
et  ressortissants  de  ces  Etats,  par  traites,  Conventions  ou  accords,  conclus 
avant  le  l^r  aoüt  1914,  aussi  longtemps  que  ces  traitäs,  Conventions  ou  accords 
seront  en  vigueur. 

Les  Puissances  alliäes  et  associäes  se  räservent  le  droit  d'accepter  ou 
non  le  bänäfice  de  ces  droits  et  avantages. 

Article  227. 
La  Hongrie  däclare  reconnaitre  comme  ätant  sans  effet  tous  les  traitäs. 
Conventions  ou  accords  conclus,   par  eile  ou  par  l'ancienne  monarchie  austro- 
hongroise,  avec  la  Russie  ou  avec  tout  Etat  ou  Gouvernement  dont  le  ttrri- 
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toire  constituait  ant6rieurement  une  partie  de  la  Russie.  ainsi  qu'avec  la 
Roumanie,  avant  le  28  juillet  1914  ou  depuis  cette  data,  jusqu'ä  la  mise  en 
vigueur  du  präsent  Trait^. 

Article  228. 

Au  cas  oü,  depuis  le  28  juillet  1914,  une  Puissance  alli6e  ou  as80ci6e, 
la  Russie  ou  un  Etat  ou  Gouvernement  dont  le  territoire  constituait  ant6ri- 
€urement  une  partie  de  la  Russie,  aurait  6t6  contraint  ä  la  suite  d'une  occu- 
pation  militaire,  par  tout  autre  moyen  ou  pour  toute  autre  cause,  d'accorder 
ou  de  laisser  accorder  par  un  acte  6manant  d'une  autorit6  publique  quel- 
conque  des  concessions,  Privileges  et  faveurs  de  quelque  nature  que  ce  soit 
a  la  Hongrie,  ä  l'ancienne  monarchie  austro-hongroise  ou  ä  un  ressortissant 
hongrois,  ces  concessions,  Privileges  et  faveurs  sont  annul6s  de  plein  droit 
par  le  präsent  Traitä. 

Toutes  charges  ou  indemnit6s  pouvant  6ventuellement  r^sulter  de  cette 
annulatioD  ne  seront  en  aucun  cas  support6es  par  les  Puissances  alli6es  et 
associöes,  ni  par  les  Puissances,  fitats,  Gouvernements  ou  autorit^s  publiques 
que  le  präsent  article  d^lie  de  leurs  engagements. 

Article  229. 
Des  la  mise  en  vigueur  du  präsent  Trait6,  la  Hongrie  s'engage,  en  ce 
qui  la  concerne,  ä  faire  bäneficier  de  plein  droit  les  Puissances  ailiöes  et 
associees,  ainsi  que  leurs  ressortissants,  des  droits  et  avantages  de  quelque 
nature  que  ce  soit  concädes,  par  eile  ou  par  l'anciennee  monarchie  austro- 
hongroise,  depuis  le  28  juillet  1914  jusqu'ä  la  mise  en  vigueur  du  präsent 
Traite,  par  traitäs,  Conventions  ou  accords,  ä  des  Etats  nen  belligerants  ou 
ä  des  ressortissants  de  ces  Etats,  aussi  longtemps  que  ces  trait^s,  Conventions 
ou  accords  seront  en  vigueur  pour  la  Hongrie. 

Article  230. 

Celles  des  Hautes  Parties  Contractantes  qui  n'auraient  pas  encore  signö 
ou  qui  apres  avoir  signe,  n'auraient  pas  encore  ratifie  la  Convention  sur 
rOpium,  sign6e  ä  la  Haye  le  23  janvier  1912,  sont  d'accord,  pour  mettre 
cette  Convention  en  vigueur,  et,  ä  cette  fin,  pour  edicter  la  legislation 
necessaire  aussitöt  qu'il  sera  possible  et,  au  plus  tard,  dans  les  douze  mois 
qui  suivront  la  mise  en  vigueur  du  präsent  Trait6. 

Les  Hautes  Parties  Contractantes  conviennent,  en  outre,  pour  Celles 
d'entre  elles  qui  n'ont  pas  encore  ratifiö  ladite  Convention,  que  la  ratification 
du  präsent  Traite  equivaudra,  ä  tous  egards,  ä  cette  ratification  et  ä  la 
signature  du  Protocole  special  ouvert  ä  la  Haye  conformäment  aux  resolutions 
de  la  troisieme  Conference  sur  l'opium,  tenue  en  1914  pour  la  mise  en  vigueur 
de  ladite  Convention. 

Le  Gouvernement  de  la  Republique  frangaise  communiquera  au  Gou- 
vernement des  Pays-Bas  une  copie  certifiee  conforme  du  proces-verbal  de 
depot  des  ratifications  du  prösent  Traite  et  invitera  le  Gouvernement  des 
Pays-Bas  ä  accepter  et  recevoir  ce  document  comme  depot  des  ratifications 
de  la  Convention  du  23  janvier  1912  et  comme  signature  du  Protocole 
additionnel  de  1914. 

Section  IL 

Dettes. 

Article  231. 
Seront  regiees  par  l'intermediaire  d'Offices  de  verification  et  de  compen- 
sation   qui   seront   constitues   par   chacune  des  Hautes  Parties  Contractantes 
dans   un   deiai   de   trois   mois   ä  dater  de  la  notification  prevue  ä  l'alinea  c) 
ci-apres,  les  categories  suivantes  d'obligations  pecuniaires : 
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l**  les  dettes  exii<ibles  avant  la  guerre  et  dues  par  les  ressortissants 
d'une  des  Puissances  Contractantes,  rösidant  sur  le  territoire  de  cette  Puis- 
sance,  aux  ressortissants  d'une  Puissance  adverse  rösidant  sur  le  territoire  de 
cette  Puissance ; 

2°  les  dettes  devenues  exigibles  pendant  la  guerre,  et  dues  aux  ressor- 
tissants d'une  des  Puissances  Contractantes  rösidant  sur  le  territoire  de  cette 
Puissance  et  r^sultant  de  transactions  ou  des  contrats,  passös  avec  les  ressor- 
tissants d'une  Puissance  adverse  rösidant  sur  le  territoire  de  cette  Puissance, 
dont  l'exöcution  totale  ou  partielle  a  6t6  suspendue  du  fait  de  l'^tat  de  guerre; 

3*^  les  intörets  öchus  avant  et  pendant  la  guerre  et  dus  ä  un  ressortissant 
d'une  des  Puissances  contractantes,  provenant  des  valeurs  6mises  ou  reprises 
par  une  Puissance  adverse,  pourvu  que  le  payement  de  ces  int6rets  aux 
ressortissants  de  cette  Puissance  ou  aux  neutres  n'ait  pas  6t6  suspendu  pen- 
dant la  guerre ; 

4°  les  capitaux  remboursables  avant  et  pendant  la  guerre,  payables  aux 
ressortissants  d'une  des  Puissances  Contractantes,  reprösentant  des  valeurs 
6mises  par  une  Puissance  adverse,  pourvu  que  le  payement  de  ces  capitaux 
aux  ressortissants  de  cette  Puissance  ou  aux  neutres  n'ait  pas  6t(5  suspendu 
pendant  la  guerre. 

Dans  le  cas  d'int6rets  ou  de  capitaux  payables  pour  des  titres  6mis  ou 
repris  par  le  Gouvernement  de  l'ancienne  monarchie  austro-hongroise,  le 
montant  qui  sera  cr6dit6  et  payö  par  la  Hongrie  ne  sera  que  celui  des 
int6r6ts  et  capitaux  correspondant  ä  la  dette  incombant  ä  la  Hongrie,  en 
conformitö  des  dispositions  de  la  Partie  IX  (Clauses  financitTes)  du  präsent 
Trait6  et  des  principes  ätablis  par  la  Commission  des  r6parations. 

Les  produits  des  liquidations  des  biens,  droits  et  int6rets  ennemis  visäs 
dans  la  Section  IV  et  son  Annexe,  seront  pris  en  charge  dans  la  monnaie  et 
au  change  prävus  ci-apr6s  ä  l'alinäa  d),  par  les  Offices  de  verification  et  de 
compensation  et  affectös  par  eux  dans  les  conditions  prevues  par  lesdites 
Section  et  Annexe. 

Les  Operations  vis6es  dans  le  pr6sent  article  seront  effectuäs  selon  les 
principes  suivants  et  conform6ment  ä  l'Annexe  de  la  präsente  Section : 

aj  Chacune  des  Hautes  Parties  Contractantes  interdira,  des  la  mise  en 
vigueur  du  präsent  Traitä,  tous  payements,  acceptations  de  payements  accep- 
tations  de  payements  et  gänäralement  toutes  Communications  entre  les  parties 
intäressäes,  relativement  au  reglement  desdites  dettes,  autrement  que  par 
l'intermädiaire  des  Offices  de  värification  et  de  compensation  susvisäs ; 

b)  Chacune  des  Hautes  Parties  Contractantes  sera  respectivemeut  respon- 
sable du  payement  desdites  dettes  de  ses  nationaux,  sauf  dans  le  cas  oii  le 
däbiteur  ätait,  avant  la  guerre,  en  faillite,  en  deconfiture  ou  en  etat  d'insol- 
vabilitä  däclaräe  ou  si  la  dette  ätait  due  par  une  sociätä,  dont  les  affaires 
ont  ätä  liquidäes  pendant  la  guerre  conformement  k  la  legislatiou  exception- 
nelle  de  guerre. 

c)  Les  sommes  dues  aux  ressortissants  d'une  des  Puissances  contractantes 
par  les  ressortissants  d'une  Puissance  adverse  seront  portees  au  däbit  de 
rOffice  de  värification  et  de  compensation  du  pays  du  däbiteur  et  versäes  au 
cräancier  par  l'Office  du  pays  de  ce  dernier ; 

d)  Les  dettes  seront  payäes  ou  cräditees  dans  la  monnaie  de  cclle  des 
Puissances  alliäes  et  associäes  (y  compris  les  colonies  et  protectorats  des 
Puissances  alliäes,  les  Dominions  britanniques  et  l'Inde),  qui  sera  intt'ressee. 
Si  les  dettes  doivent  etre  räglees  dans  toute  autro  monnaie,  elles  seront  payäes 
ou  cräditäes  dans  la  monnaie  de  la  Puissance  alliee  ou  associee  inti'ressäe 
(colonie,  protectorat,  Dominion  britannique  ou  Inde).  La  conversion  se  fera 
au  taux  du  change  d'avant-guerre. 


542  IJ^-  Friedensverträge  der  Alliierten  mit  den  Zentralmächten. 

Pour  application  de  cette  disposition,  on  considere  que  le  taux  du  change 
d'avant-guerre  est  6gal  ä  la  moyenne  des  taux  des  transferts  16l6graphiques 
de  la  Puissance  alli6e  ou  associ(5e  int6ress6e  pendant  le  mois  pr6c6dant  imm6- 
diatement  l'ouverture  des  hostilit6s  entre  ladite  Puissance  int6ress6e  et 
r  Autriche-Hongrie. 

Dans  le  cas  oü  un  contrat  stipulerait  express^ment  un  taux  fixe  de 
change  pour  la  conversion  de  la  monnaie,  dans  laquelle  l'obligation  est  expri- 
m^e,  en  la  monnaie  de^a  Puissance  alli6e  ou  associöe  int6ress6e,  la  disposition 
ci-dessus,  relative  au  taux  du  change  ne  sera  pas  applicable. 

En  ce  qui  concerne  la  Pologne  et  l'Etat  tchöco-slovaque,  Puissances 
nouvellement  cr66es,  la  monnaie  de  r^glement  et  le  taux  du  change  applicables 
aux  dettes  ä  payer  ou  ä  cröditer  seront  fix6s  par  la  Commission  des  reparations 
prövue  dans  la  Partie  VIII,  ä  moins  que  les  Etats  int6ress6s  ne  soient  au 
pröalable  parvenus  ä  un  accord  r^glant  les  questions  en  suspens. 

e)  Les  prescriptions  du  prösent  article  et  de  l'Annexe  ci-jointe  ne 
s'appliqueront  pas  entre  la  Hongrie  d'une  part  et,  d'autre  part,  l'une  quel- 
conque  des  Puissances  alliöes  ou  associöes,  leurs  colonies  et  pays  de  protectorat, 
ou  Tun  quelconque  des  Dominions  britanniques,  ou  l'Inde,  ä  moins  que.  dans 
un  d6lai  d'un  mois,  ä  dater  du  d6p6t  de  la  ratification  du  präsent  Trait6 
par  la  Puissance  en  question  ou  de  la  ratification  pour  le  compte  de  ce 
Dominion  ou  de  l'Inde,  notification  ä  cet  effet  ne  soit  donn6e  ä  la  Hongrie 
par  les  Gouvernements  de  teile  Puissance  alliöe  ou  associ^e,  de  tel  Dominion 
britannique,  ou  de  l'Inde,  suivant  le  cas. 

f)  Les  Puissances  alli6es  et  associ^es  qui  ont  adh6r6  au  präsent  article 
et  ä  l'Annexe  ci-jointe.  pourront  convenier  entre  elles  de  les  appliquer  ä 
leurs  ressortissants  respectifs  6tablis  sur  leur  territoire,  en  ce  qui  concerne 
les  rapports  entre  ces  ressortissants  et  les  ressortissants  hongrois.  Dans  ce 
cas,  les  payements  effectu^s  par  application  de  la  präsente  dispostion  feront 
l'objet  de  r^glement  entre  les  Offices  de  v6rification  et  de  compensation  alli^es 
■et  associös  interessös. 

Annexe. 

§  1. 

Chacune  des  Hautes  Parties  Contractantes  cräera,  dans  un  dölai  de 
trois  mois,  ä  dater  de  la  notification  prövue  ä  l'article  231,  paragraphe  e, 
un  , Office  de  vörification  et  de  compensation"  pour  le  payement  et  le  recou- 
vrement  des  dettes  ennemies. 

II  pourra  etre  cr^6  des  Offices  locaux  pour  une  partie  des  territoires 
des  Hautes  Parties  Contractantes.  Ces  Offices  agiront  sur  ces  territoires 
comme  les  offices  centraux;  mais  tous  les  rapports  avec  l'Office  stabil  dans 
le  pays  adverse  auront  lieu  par  l'intermödiaire  de  l'Office  central. 

§  2. 

Dans  la  präsente  Annexe,  on  d6signe  par  les  mots  „dettes  ennemies" 
les  obligations  p6cuniaires  vis^es  au  premier  paragraphe  de  l'article  231 
par  „debiteurs  ennemis"  les  personnes  qui  doivent  ces  sommes,  par  „crßanciers 
ennemis" .  les  personnes  ä  qui  elles  sont  dues,  par  „Office  cröancier"  l'Office 
de  vörification  et  compensation  fonctionnant  dans  le  pays  du  cröancier  et  par 
„Office  döbiteur"  l'Office  de  v6rification  et  compensation  fonctionnant  dans 
le  pays  du  döbiteur. 

§  3. 

Les  Hautes  Parties  Contractantes  sanctionneront  les  infractions  aux 
dispositions  du  paragraphe  a)  de  l'article  231  par  les  peines  pr^vues  actuelle- 
ment,  dans  leur  lögislation,  pour  le  commerce  avec  l'ennemi.  Celles  qui  n'au- 
raient  pas  interdit  le  commerce  avec  l'ennemi,  promulqueront  de  lois  punis- 
sant   les   infractions  susmentionn^es  par  des  peines  rigoureuses.     Les  Haut€S 
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Parties  Contractantes  interdiront  6galement  sur  leur  territoire  toute  action 
en  justice  relative  au  payement  des  dettes  ennemies,  en  dehors  des  cas  prövus 
par  le  präsente  Annexe. 

§  4. 

La  garantie  gouvernementale  prövue  au  paragraphe  b)  de  l'article  231 
s'applique,  lorsque  le  recouvrement  ne  peut  etre  effectu6,  pour  quelque  cause 
que  ce  soit,  sauf  dans  le  cas  oü,  selon  la  lögislation  du  pays  du  d6biteur,  la 
dette  6tait  prescrite  au  moment  de  la  döclaration  de  guerre  ou  si,  ä  ce 
moment,  le  d6biteur  ötait  en  faillite,  en  d^confiture  ou  en  6tat  d'insolvabilitä 
d6clar6e  ou  si  la  dette  6tait  due  par  une  soci6t6  dont  les  affaires  ont  6t6 
liquid^es  conformöment  ä  la  l^gislation  exceptionnelle  de  guerre.  Dans  ce 
cas,  la  proc^dure  pr^vue  par  la  präsente  Annexe  s'appliquera  au  payement 
des  röpartitions. 

Les  termes  ,,en  failite,  en  döconfiture"  visent  l'application  des  l6gislations 
qui  pr^voient  ces  situations  juridiques.  L'expression  „en  6tat  d'insolvabilitä 
döclar^e"  a  la  meme  signification  qu"en  droit  anglais. 

§  ö. 

Les  cröanciers  notifiront,  ä  l'Oftice  cröancier,  dans  le  dölai  de  six  mols, 
ä  dater  de  sa  cr6ation,  les  dettes  qui  leur  sont  dues  et  fourniront  ä  cet  office 
tous  les  documents  et  renseignements  qui  leur  seront  demandös. 

Les  Hautes  Parties  Contractantes  prendront  toutes  mesures  utiles  pour 
poursuivre  et  punir  les  collusions  qui  pourraient  se  produire  entre  cröanciers 
et  d^biteurs  ennemis.  Les  Offices  se  communiqueront  toutes  les  indications 
et  renseignements  pouvant  aider  ä  d^couvrir  et  ä  punir  de  semblables  collusions. 

Les  Hautes  Parties  Contractantes  faciliteront  antant  que  possible  la 
communication  postale  et  t6legraphique,  aux  frais  des  parties  et  par  l'inter- 
mödiaire  des  Offices,  entre  döbiteurs  et  cr^anciers  dösireux  d'arriver  ä  un 
accord  sur  le  montant  de  leur  dette. 

L'Office  cröancier  notifiera  ä  TOffice  d^biteur  toutes  les  dettes  qui  lui 
auront  6t6  d(5clar6es.  L'Office  döbiteur  fera,  en  temps  utile,  connaitre  ä 
rOffice  cr6ancier  les  dettes  reconnues  et  les  dettes  contest^es.  Dans  ce  dernier 
cas,  rOffice  döbiteur  mentionnera  les  motifs  de  la  non-reconnaissance  de  la  dette. 

§  6. 
Lorsqu'une  dette  aura  6t6  reconnue,  en  tout  ou  partie.  TOffice  döbiteur 
cröditera   aussitut   du   montant  reconnu  l'Office  cr6ancier  qui  sera,    en  möme 
temps,  avis6  de  ce  credit. 

§  7. 
La  dette  sera  considör^e  comme  reconnue  pour  sa  totali(6  et  le  montant 
en  sera  immödiatement  port6  au  credit  de  l'Office  cröancier,  ä  moins  que, 
dans  un  d6lai  de  trois  mois  ä  partir  de  la  r(5ception  de  la  notification  qui  lui 
aura  6t6  faite  (sauf  Prolongation  de  ce  d6lai  accept(5e  par  TOffice  crt5aucier\ 
l'Office  döbiteur  ne  fasse  connaitre  que  la  dette  n'est  pas  reconnue. 

§  8. 
Dans  le  cas  oü  la  dette  ne  serait  pas  reconnue,   en  tout  ou  partie,    les 
deux  Offices  examineront  l'affaire   d'un  commun   accord  en  tenteront  de  cou- 
cilier  les  parties. 

L'Office  cr6ancier  payera  aux  particuliers  crc-anciers  les  somraes  portöes 
ä  son  credit  en  utilisant  i\  cet  effet  les  fonds  mis  ä.  sa  disposition  par  le 
Gouvernement  de  son  pays  et  dans  les  conditions  fi.\i5es  par  ce  Gouvernement, 
en  opörant  notamment  toute  retenue  jugee  necessaire  pour  risques,  frais  ou 
droits  de  coniniission. 
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§  10. 

Toute  personne  qui  aura  f6clam6  le  payement  d'une  dette  ennemie  dont 
le  montant  n'aura  pas  6t6  reconnu  en  tout  ou  en  partie  devra  payer  k  l'Office, 
ä  titre  d'amende,  un  int^ret  de  b  *Vü  sur  la  partie  non  reconnue  de  la  dette. 
De  mßme,  toute  personne  qui  aura  indüment  refus6  de  reconnaitre  tout  ou 
partie  d'une  dette  h  eile  röclamöe  devra  payer,  ä  titre  d'amende,  un  int6r6t 
de  5  *^/o  sur  le  montant  au  sujet  duquel  son  refus  n'aura  par  6t6  reconnu  justifiö. 

Cet  intörct  sera  du  ä  partir  du  jour  de  l'expiration  du  d61ai  pr6vu  au 
paragraphe  7  jusqu'au  jour  oü  la  röclamation  aura  6t6  reconnue  injustifiöe 
ou  la  dette  payöe. 

Les  Offices,  chacun  en  ce  qui  le  concerne,  pour-suivront  le  recouvrement 
des  amendes  ci  dessus  vis6es  et  seront  responsables  dans  le  cas  oü  ces  amendes 
ne  pourront  pas  etre  recouvr6es. 

Les  amendes  seront  port6es  au  credit  de  l'Office  adverse,  qui  les  con- 
servera  ä  titre  de  contribution  aux  frais  d'ex^cution  des  präsentes  dispositions. 

§  11- 

La  balance  des  Operations  entre  les  Offices  sera  6tablie  tous  les  trois 
mois  et  le  solde  r6gl6  par  l'^fitat  d^biteur  dans  un  dölai  d'un  mois  et  par 
versement  effectif  de  num6raire. 

Toutefois,  les  soldes  pouvant  etre  dus  par  une  ou  plusieurs  Puissances 
alliöes  ou  associ^es  seront  retenus  jusqu'au  payement  integral  des  sommes 
dues  aux  Puissances  alliöes  ou  associäes  ou  ä  leurs  ressortissants  du  chef 
de  la  guerre. 

§  12. 

En  vue  de  faciliter  la  discussion  entre  les  Offices,  chacun  d'eux  aura 
un  reprösentant  dans  la  ville  oü  fonctionnera  l'autre. 

§  13. 
Sauf  exception  motiv^e,   les  affaires  seront  discutöes  autant  que  possible 
dans  les  bureaux  de  l'Office  döbiteur. 

§  14. 

Par  application  de  l'article  231,  paragraphe  b),  les  Hautes  Parties 
Contractantes  sont  responsables  du  payement  des  dettes  ennemies  de  leurs 
ressortissants  d6biteurs. 

L'Office  döbiteur  devra  donc  cr^diter  l'Office  cräancier  de  toutes  les 
dettes  reconnues,  alors  meme  que  le  recouvrement  sur  le  particulier  d^biteur 
aurait  616  impossible.  Les  Gouvernements  devront  nöanmoins  donner  ä  leur 
Office  tout  pouvoir  nöcessaire  pour  poursuivre  le  recouvrement  des  cröances 
reconnues. 

§  15- 

Chaque  Gouvernement  garantira  les  frais  de  l'Office  installö  sur  son 
territoire,  y  compris  les  appointements  du  personnel. 

§  16. 

En  cas  de  d^saccord  entre  deux  Offices  sur  la  r6alit6  de  la  dette  ou  en 
cas  de  conflit  entre  le  d6biteur  et  le  cröancier  ennemis  ou  entre  les  Offices, 
la  contestation  sera  soumise  ä  un  arbitrage  (si  les  parties  y  consentent  et 
dans  les  conditions  fix6es  par  elles  d'un  commun  accord),  ou  portöe  devant 
le  Tribunal  arbitral  mixte  pr6vu  dans  la  Sectiou  VJ  ci-apres. 

La  contestation  peut  toutefois,  ä  la  demande  de  l'Office  cr6ancier,  etre 
soumise  ä  la  juridiction  des  Tribunaux  de  droit  commun  du  domicile  du 
d^biteur. 

§  17. 

Les  sommes  allou^es  par  le  Tribunal  arbitral  mixte,  par  les  tribunaux 
de  droit  commun  ou  par  le  tribunal  d'arbitrage  seront  recouvröes  par  l'inter- 
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m^diaire   des  Offices   comme   si   ces   sommes   avaient  6t6  reconnues  dues  par 
rOffice  d6biteur. 

§  18. 

Les  Gouvernements  int^ress^s  d^signeront  un  agent  charg6  d'introduire 
les  instances  devant  le  tribunal  arbitral  mixte  pour  le  compte  de  son  Office. 
Cet  agent  exercera  un  controle  g^n^ral  sur  les  mandataires  ou  avocats  des 
ressortissants  de  son  paj's. 

Le  Tribunal  juge  sur  pieces.  II  peut  toutefois  entendre  les  parties  com- 
paraissant  en  personne  ou  repr^sentöes,  ä  leur  gr6,  soit  par  des  mandataires 
agräes  par  les  deux  Gouvernements,  soit  par  l'agent  vis6  ci-dessus,  qui  a 
pouvoir  d'intervenir  aux  cut6s  de  la  partie  comme  de  reprendre  et  soutenir 
la  demande  abandonn^e  par  eile. 

§  19. 
Les  Offices   int^ress^s   fourniront   au  Tribunal   arbitral  mixte  tous  ren- 
seignements  et  documents  qu"ils  auront  en  leur  possession,  afin  de  permettre 
au  Tribunal  de  statuer  rapidement  sur  les  affaires  qui  lui  sont  soumises. 

§  20. 

Les  appels  de  l'une  des  parties  contre  la  d^cision  conjointe  de  deux 
Offices  entrainent,  ä  la  Charge  de  l'appelant,  une  consignation  qui  n'est  restitu^e 
que  lorsque  la  premiere  d6cision  est  r6form6e  en  faveur  de  Tappelant  et  dans 
la  mesure  du  succes  de  ce  dernier,  son  adversaire  devant,  en  ce  cas,  etre. 
dans  une  ^gale  proportion,  condamn^  aux  dommages  et  d6pens.  La  consignation 
peut  etre  remplac6e  par  une  caution  acceptöe  par  le  Tribunal. 

Un  droit  de  5  "/o  sur  le  montant  de  la  somme  en  litige  sera  pr6- 
lev6  pour  toutes  les  affaires  soumises  au  Tribunal.  Sauf  döcision  contraire 
du  Tribunal,  le  droit  sera  supportö  par  la  partie  perdante.  Ce  droit  se  cu- 
mulera  avec  la  consignation  vis6e  ci-dessus.  II  est  6galement  indöpendant 
de  la  caution. 

Le  Tribunal  peut  allouer  k  Tune  des  parties  des  dommages  et  int6r6ts 
ä  concurrence   des  frais  du  proces. 

Toute  somme  due  par  application  du  präsent  paragraphe  sera  port^e 
au  credit  de  l'Office  de  la  partie  gagnante  et  fera  l'objet  dun  compte  s6par6. 

S  21. 

En  vue  de  l'exp^dition  rapide  des  affaires,  il  sera  tenu  compte,  pour  la 
d^signation  du  personnel  des  Offices  et  du  Tribunal  arbitral  mixte,  de  la 
connaissaace  de  la  langue  du  pays  adverse  int^ress^. 

Les  Offices  pourront  correspondre  librement  entre  eux  et  se  transmettre 
des  documents  dans  leur  langue. 

§  22. 

Sauf  accord  contraire  entre  les  Gouvernements  int6ress6s,  les  dettes 
porterant  intörfit  dans  les  conditions  suivantes : 

Aucun  int6ret  n'est  du  sur  les  sommes  dues  ä  titre  de  dividendes.  int^rCts 
ou  autres  payements  p^riodiques  repr^sentant  l'inter^t  du  capital. 

Le  taux  de  l'interöt  sera  5*^/0  par  an  sauf  si.  en  vertu  d'un  contrat.  de 
la  loi  ou  de  la  coutume  locale,  le  cr6ancier  devait  recevoir  un  intcröt  dun 
taux  diff^rent.     Dans  ce  cas,  cest  ce  taux  qui  sera  applique. 

Les  intört'ts  courront  du  jour  de  l'ouverture  des  hostilitcs  ou  du  jour 
de  r^ch^ance  si  la  dette  h  recouvrer  est  ^chue  au  cours  de  la  guerre,  et  jus- 
qu'au  jour  oü  le  montant  de  la  dette  aura  ett'  port6  au  credit  de  l'Office 
cr^ancier. 

Les  intörots.  en  tant  qu'ils  sont  dus.  seront  consid6r6s  comme  des  dettes 
reconnues  par  les  Offices  et  portös,  dans  los  mi^mes  conditions,  au  credit  de 
l'Office  cr^ancier. 
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§  23. 

Si,  ä  la  suite  d'une  d^cision  des  Offices  ou  du  Tribunal  arbitral  mixte, 
une  röclamation  n'est  pas  consid6r6e  comme  rentrant  dans  les  cas  pr^vus 
dans  l'article  231.  le  cr6ancier  aura  la  facult6  de  poursuivre  le  recouvrement 
de  sa  creance  devant  les  tribunaux  de  droit  commun  ou  par  toute  autre  voie 
•de  droit. 

La  demande  adressöe  ä  l'Office  est  interruptive  de  prescription. 

§  24. 
Les  Hautes  Parties  Contractantes   conviennent   de   consid6rer   les  d6ci- 
sions   du  Tribunal   arbitral   mixte  comme  definitives  et  de  les  rendre  obliga- 
toires  pour  leurs  ressortissants. 

§  25. 
Si  un  Office  cräancier  se  refuse  ä  notifier  ä  l'Office  döbiteur  une  r6cla- 
mation  ou  ä  accomplir  un  acte  de  proc6dure  pr6vu  ä  la  präsente  Annexe  pour 
faire  valoir,  pour  tout  ou  partie,  une  demande  qui  lui  aura  6t6  düment  notifiöe, 
il  sera  tenu  de  d^livrer  au  cr^ancier  un  certificat  indiquant  la  somme  r6clam6e 
et  ledit  cr^ancier  aura  la  facultä  de  poursuivre  le  recouvrement  de  la  creance 
devant  les  tribunaux  de  droit  commun  ou  par  toute  autre  voie  de  droit. 

Section  IV. 
Biens,  Droits  et  Int^rets. 

Article  232. 
L  La  question  des  biens,  droits  et  intörets  priv^s  en  pays  ennemi  recevra 
sa  Solution  conformäment  aux  principes  pos6s  dans  la  präsente  Section  et  aus 
dispositions  de  l'Annexe  ci-jointe. 

a)  Les  mesures  exceptionnelles  de  guerre  et  les  mesures  de  disposition, 
telles  qu'elles  sont  ddfinies  dans  l'Annexe  ci-jointe,  paragraplie  3,  prises  dans 
le  territoire  de  l'ancien  royaume  de  Hongrie,  concernant  les  biens,  droits  et 
intärßts  des  ressortissants  des  Puissances  alli6es  ou  associ^es,  y  compris  les 
soci6t6s  et  associations  dans  lesquelles  ces  ressortissants  6taient  int6ress6s. 
seront  imm^diatement  lev^es  ou  arretäes  lorsque  la  liquidation  n'en  aura  pas 
•6t6  termin^e,  et  les  biens,  droits  et  int^rets,  dont  il  s'agit  seront  restitu6s 
aux  ayants  droit. 

b)  Sous  r^serve  des  dispositions  contraires  qui  pourraient  r^sulter  du 
präsent  Trait^,  les  Puissances  alli6es  ou  associöes  se  röservent  le  droit  de 
retenir  et  de  liquider  tous  les  biens,  droits  et  int^rets  qui  appartiennent, 
ä  la  date  de  la  mise  en  vigueur  du  präsent  Trait6,  ä  des  ressortissants  de 
l'ancien  royaume  de  Hongrie  ou  ä  des  soci6t6s  contröl^es  par  eux  et  qui  se 
trouvent  sur  leur  territoire,  dans  leurs  colonies,  possessions  et  pays  de  pro- 
tectorat,  y  compris  les  territoires  qui  leur  ont  6t6  c6d6s  en  vertu  du  präsent 
Traite,  ou  qui  sont  sous  le  contröle  desdites  Puissances. 

La  liquidation  aura  lieu  conform6ment  aux  lois  de  l'Etat  alli6  ou 
associö  intöressä  et  le  propri6taire  ne  pourra  disposer  de  ces  biens,  droits  et 
int^räts,  ni  les  grever  d'aucune  Charge,  sans  le  consentement  de  cet  Etat. 

Ne  seront  pas  considör^s,  au  sens  du  präsent  paragraphe,  comme 
ressortissants  hongrois,  les  personnes  qui,  dans  les  six  mois  de  la  mise  en 
vigueur  du  präsent  Traitä,  ätabliront  qu'elles  ont  acquis  de  plein  droit,  con- 
formäment  aux  dispositions  du  präsent  Traitä  la  nationalitä  d'une  Puissance 
alliäe  ou  associäe,  y  compris  Celles  qui,  en  vertu  de  l'article  62  obtiennent 
cette  nationalitä  avec  le  consentement  des  autoritäs  compätentes  en  raison 
d'un  indigänat  (pertinenza)  antärieur. 

c)  Les  prix  ou  indemnitäs  räsultant  de  l'exercice  du  droit  visä  au  para- 
graphe b)  seront  fixäs  d'apräs  les  modes  d'ävaluation  et  de  liquidation  däter- 
minäs  par  la  lägislation  du  pays,  dans  lequel  les  biens  ont  ätä  retenus  ou  liquidäs. 
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d)  Dans  les  rapports  entre  les  Puissances  alliees  ou  associ6es  ou  leurs 
ressortissants  d'une  part,  et  les  ressortissants  de  l'ancien  royaume  de  Hongrie 
d'autre  part,  ainsi  qu'entre  la  Hongrie  d'une  part  et  les  Puissances  alliees 
et  associöes  et  leurs  ressortissants  d'autre  part,  seront  consid6r(§es  comme 
definitives  et  opposables  ä  toute  personne,  sous  les  röserves  pr6vues  au  präsent 
Traite,  toutes  mesures  exceptionnelles  de  guerre  ou  de  disposition.  ou  actes 
accomplis  ou  ä  accomplir  en  vertu  de  ces  mesures,  telles  qu'elles  sont  d^finies 
dans  les  paragraphes  1  et  3  de  l'Annexe  ci-jointe. 

e)  Les  ressortissants  des  Puissances  alliees  ou  associ^es  auront  droit  ä 
une  indemnite  pour  les  dommages  ou  pr^judices  caus6s  ä  leurs  biens,  droits 
ou  intörets,  y  compris  les  soci6t6s  ou  associations  dans  lesquelles  ils  ötaient 
intöressös  sur  le  territoire  de  l'ancien  royaume  de  Hongrie  par  l'application 
tant  des  mesures  exceptionnelles  de  guerre  que  des  mesures  de  dispositio  qui 
fönt  I'objet  des  paragraphes  1  et  3  de  l'Annexe  ci-jointe.  Les  r6clamations 
formul6es  ä  ce  sujet  par  ces  ressortissants  seront  examin6es  et  le  montant 
des  indemnit^s  sera  fix6  par  le  Tribunal  arbitral  mixte  pr6vu  par  la  Section  VI 
ou  par  un  arbitre  d^signö  par  ledit  Tribunal ;  les  indemnitös  seront  ä  la 
Charge  de  la  Hongrie  et  pourront  etre  pr^lev^es  sur  les  biens  des  ressortissants 
de  l'ancien  royaume  de  Hongrie  ou  des  soci6t6s  controiöes  par  eux,  comme 
11  est  defini  au  paragraphe  b),  existant  sur  le  territoire  ou  se  trouvant  sous 
le  controle  de  l'Etat  du  r^clamant.  Ces  biens  pourront  etre  constitu^s  en 
gage  des  obligations  ennemies,  dans  les  conditions  fix^es  par  le  paragraphe  4 
de  l'Annexe  ci-jointe.  Le  payement  de  ces  indemnitös  pourra  etre  effectu6 
par  la  Puissance  alliöe  ou  associ^e  et  le  montant  port6  au  d^bit  de  la  Hongrie. 

f)  Toutes  les  fois  que  le  ressortissant  d'une  Puissance  alliöe  ou  associ(5e, 
propri^taire  d'un  bien,  droit  ou  int^ret  qui  a  fait  I'objet  d'une  mesure  de 
dispositlons  sur  le  territoire  de  l'ancien  Royaume  de  Hongrie  en  exprimera 
le  dösir,  il  sera  satisfait  ä  la  r6clamation  pr6vue  au  paragraphe  e)  lorsque 
le  bien  existe  encore  en  nature,  par  la  restitution  dudit  bien. 

Dans  ce  cas,  la  Hongrie  devra  prendre  toutes  les  mesures  n6cessaircs 
pour  remettre  le  propri^taire  6vinc6  en  possession  de  son  bien,  libre  de  toutes 
charges  ou  servitudes  dont  il  aurait  6t6  grev6  aprfes  la  liquidation,  et  indemniser 
tout  tiers  l(5s6  par  la  restitution. 

Si  la  restitution  vis(5e  au  präsent  paragraphe  ne  peut  etre  effectu^e, 
des  accords  particuliers,  n^goci^s  par  l'interm^diaire  des  Puissances  int^ress^es 
ou  des  Offices  de  v^rification  et  de  compensation  vis6s  ä  l'Annexe  jointe  ä  la 
Section  III,  pourront  intervenir  pour  assurer  que  le  ressortissant  d'une 
Puissance  alli6e  ou  associee  soit  indemnis6  du  prt5judice  vis6  au  paragraphe  e) 
par  l'attribution  d'avantages  ou  d'äquivalents,  qu'il  consent  ä  accepter  en 
reprösentation  du  bien,  des  droits  ou  des  int6r0ts  dont  il  a  etö  6vince. 

En  raison  des  restitutions  effectu(ies  conform<5ment  au  präsent  article, 
les  prix  ou  indemnitös  fix6s  par  application  du  paragraphe  e)  seront  dimiuues 
de  la  valeur  actuelle  du  bien  restituä,  compte  tenu  des  indeninit^s  pour  pri- 
vation  de  jouissance  ou  d6t6rioration. 

g)  La  facult6  pr6vue  au  paragraphe  f)  est  r6serv6e  aux  propritHaires 
ressortissants  des  Puissances  alliees  ou  associöcs  sur  le  territoire  dosquels 
des  mesures  legislatives,  ordonnant  la  liquidation  generale  des  biens,  droits 
OH  interöts  ennemis,  n'iitaient  pas  en  application  avant  la  signature  de 
l'Armistice. 

h)  Sauf  le  cas  oü,  par  application  du  paragraphe  f),  des  restitutions  en 
nature  ont  ute  eftectu6es.  le  produit  net  des  liquidations  de  biens,  droits  et 
interets  ennemis  oii  qu'ils  aient  6t6  situes,  iaites  soit  eu  vertu  de  la  It'gis- 
lation  exceptionnelle  de  guerre,  soit  par  application  du  prcsent  article  et 
g^n^ralement  tous  les  avoirs  en  numöraire  des  ennemis,  autres  que  le  produit 
des  liquidations  des  biens  ou  les  avoirs   en   numt-raire  appartenant.    dans  les 
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Pays  alli(5s  ou  associös,  aux  personnes  visöes  dans  le  dernier  alin^a  du  para- 
graphe  b)  recevront  l'affectation  suivante : 

10  En  ce  qui  concerne  les  Puissances  adoptant  la  Section  III  et  l'Annexe 
jointe,  lesdits  produits  et  avoirs  seront  portös  au  cr6dit  de  la  Puissance  dont 
le  propri(jtaire  est  ressortissant,  par  l'intermödiaire  de  l'Office  de  v6rification 
et  de  compensation  Institut  par  lesdites  Section  et  Annexe ;  tout  solde  cr6di- 
teur  en  rösultant  en  faveur  de  la  Hongrie  sera  traitö  conformd-ment  ä  l'ar- 
ticle  173,  Partie  VIII  (Röparations)  du  prösent  Trait6. 

2*^  En  ce  qui  concerne  les  Puissances  n'adoptant  pas  la  Section  III  et 
l'Annexe  jointe,  le  produit  des  biens,  droits  et  intörets  et  les  avoirs  en  num6- 
raires  des  ressortissants  des  Puissances  alli^es  ou  associ6es,  dötenus  par  la 
Hongrie  seront  immödiatement  payös  ä  l'ayant  droit  ou  ä  son  Gouvernement. 
Chaque  Puissance  alliöe  ou  associ6e  pourra  disposer,  conformöment  ä  ses 
lois  et  r^glements,  du  produit  des  biens,  droits  et  int^rets  et  des  avoirs  en 
num^raire,  qui  appartenaient  ä  des  ressortissants  de  l'ancien  royaume  de 
Hongrie  ou  ä  des  sociötös  contr6l6es  par  eux,  ainsi  qu'il  est  dit  au  para- 
graphe  b)  et  qu'elle  a  saisis  et  pourra  les  affecter  au  payement  des  röcla- 
mations  et  cr^ances  d^finies  par  le  präsent  article  ou  par  le  paragraphe  4 
de  l'Annexe  ci-jointe.  Tout  bien.  droit  ou  int6ret  ou  produit  de  la  liquidation 
de  ce  bien  ou  tout  avoir  en  numöraire  dont  il  n'aura  pas  6t6  dispos6  con- 
form^ment  ä  ce  qui  est  dit  ci-dessus,  peut  etre  retenu  par  ladite  Puissance 
aliiöe  ou  associöe,  et,  dans  ce  cas,  sa  valeur  en  num6raire  sera  trait^e  con- 
form^ment  ä  l'article  173,  Partie  VIII  (R^parations)  du  pr6sent  Trait6. 

i)  Sous  röserve  des  dispositions  de  l'article  250,  dans  le  cas  des  liqui- 
dations  effectu^es  soit  dans  les  nouveaux  Etats,  signataires  du  präsent  Traitö 
comme  Puissances  alliöes  et  associöes,  soit  dans  les  Etats  qui  ne  participent 
pas  aux  r^parations  ä  payer  par  la  Hongrie,  le  produit  des  liquidations 
effectu^es  par  desdits  Etats  devra  etre  versö  directement  aux  propri6taires, 
sous  röserve  des  droits  de  la  Commission  des  röparations  en  vertu  du  präsent 
Traitö,  notamment  de  l'article  165,  Partie  VIII  (Röparations)  et  de  l'article 
194,  Partie  IX  (Clauses  financi^res).  Si  le  propriötaire  6tablit  devant  le 
Tribunal  arbitral  mixte  prövu  par  la  Section  VI  de  la  präsente  Partie,  ou 
devant  un  arbitre  d6sign6  par  ce  Tribunal,  que  les  conditions  de  la  vente 
ou  que  des  mesures  prises  par  le  Gouvernement  de  l'Etat,  dont  il  s'agit  en 
debors  de  sa  lögislation  gön^rale,  ont  6t6  injustement  pröjudiciables  au  prix, 
le  Tribunal  ou  l'arbitre  auront  la  facult6  d'accorder  ä  l'ayant  droit  une  indemnit6 
6quitable  qui  devra  etre  pay^e  par  ledit  Etat. 

j)  La  Hongrie  s'engage  ä  indemniser  ses  ressortissants  en  raison  de  la 
liquidation  ou  de  la  rötention  de  leurs  biens,  droits  ou  intörets  en  Pays 
alli^s  ou  associös. 

k)  Le  montant  des  taxes  et  impöts  sur  le  capital,  qui  ont  6t6  ou  de- 
vraient  etre  lev6s  par  la  Hongrie  sur  les  biens,  droits  et  intörSts  des  res- 
sortissants des  Puissances  alli6es  ou  associöes,  depuis  le  3  novembre  1918 
jusqu'ä  l'expiration  de  trois  mois  apiös  la  mise  en  vigueur  du  präsent  Trait6, 
ou,  s'il  s'agit  de  biens,  droits  ou  int^rets  qui  ont  6t6  soumis  ä  des  mesures 
exceptionnelles  de  guerre,  jusqu'ä  la  restitution  conforme  aux  dispositions  du 
präsent  Trait6,  sera  revers6  aux  ayants  droit. 

II.  Sous  r^serve  des  dispositions  qui  pr6c^dent,  sont  d^clar^es  nuUes  et 
non  avenues  toutes  les  mesures,  autres  que  Celles  ci-dessus  vis^es,  qui  auraient 
6t6  prises  par  les  autoritäs  de  droit  ou  de  fait  sur  le  territoire  de  l'ancien 
royaume  de  Hongrie,  depuis  le  3  novembre  1918  jusqu'ä  la  mise  en  vigueur 
du  präsent  Trait6,  et  qui  porteraient  atteinte  aux  biens,  droits  et  intörets 
des  Puissances  alli6es  et  associöes  ou  de  leurs  ressortissants,  y  compris  les 
societös  et  associations  dans  lesquelles  ils  ötaient  intöressös. 
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Las  dispositions  des  paragraphes  a),  e),  (f,  h)  et  k)  ci-dessus  sont  appli- 
cables aux  biens,  droits  et  intörets  qui  appartiennent  ä  des  ressortissants  des 
Puissances  alliees  et  associöes,  y  compris  les  soci^täs  ou  associations  dans 
lesquelles  ils  6taient  int6ress6s,  et  qui  ont  6t6  l'objet  de  mesures  dommage- 
ables,  telles  qu'expropriations,  confiscations,  saisies,  requisitions,  destructions 
ou  d6t6rioration,  ayant  eu  lieu  par  l'effet  soit  de  lois  ou  de  r^glements,  soit 
d'actes  de  violence  des  autoritös  de  droit  ou  de  fait  qui  ont  exist6  en  Hongrie. 
ou  de  la  population  hongroise. 

III.  Dans  les  soci6t6s  ou  associations,  sont  comprises  notamment  les 
communaut6s  orthodoxes  grecques  ^tablies  ä  Budapest  et  dans  les  autres 
villes  de  la  Hongrie,  ainsi  que  les  fondations  pieuses  ou  autres,  lorsque  des 
ressortissants  des  Puissances  alliöes  et  associöes  sont  int6ress6es  dans  ces 
communaut6s  ou  fondations. 

IV.  Aucune  döchöance  ne  pourra  etre  ou  avoir  6t6  valablement  oppos6e 
aux  ressortissants  des  Puissances  alliöes  et  associöes,  y  compris  les  soci^tös 
ou  associations  dans  lesquelles  ils  6taient  int6ress6s,  pour  manquement  ä 
accomplir  des  formalitös  ou  d6clarations  impos6es  par  une  loi  ou  une  ordonnance 
hongroise  postörieures  ä  l'armistice  et  antörieures  ä  Tentröe  en  vigueur  du 
präsent  Trait(5. 

Article  233. 
La  Hongrie   s'engage,    en    ce   qui    concerne  les  biens,    droits  et  interets 
restituös,    par   application   de  l'article  232,    aux  ressortissants  des  Puissances 
alliöes  ou  associ^es,  y  compris  les  sociöt^s  ou  associations  dans  lesquelles  ces 
ressortissants  ötaient  int^ress^s: 

a)  ä  placer  et  maintenir,  sauf  les  exceptions  express^ment  pr6vues  dans 
le  präsent  Traitö,  les  biens,  droits  et  interets  des  ressortissants  des  Puissances 
alli6es  ou  associ^es  dans  la  Situation  de  droit  oü  se  trouvaient,  du  fait  des 
lois  en  vigueur  avant  la  guerre,  les  biens,  droits  et  interets  des  ressortissants 
de  l'ancien  royaume  de  Hongrie ; 

b)  ä  ne  soumettre  les  biens,  droits  ou  intörets  des  ressortissants  des 
Puissances  alliees  ou  associ6s  k  aucunes  mesures  portant  atteinte  ä  la  propri6t6. 
qui  ne  soient  pas  appliquöes  ögalement  aux  biens,  droits  ou  interets  de  res- 
sortissants hongrois  et  ä  payer  des  indemnitös  convenables  dans  le  cas  oü 
ces  mesures  seraient  prises. 

Annexe. 

§  1- 
Aux  termes  de  l'article  232  paragraphe  d),  est  confirmöe  la  validite  de 
toutes  mesures  attributives  de  propri6t6,  de  toutes  ordonnances  pour  la  liqui- 
dation  d'entreprises  ou  de  soci6t(5s  ou  de  toutes  autres  ordonnancts,  rt-gle- 
ments,  d6cisions  ou  Instructions  rendues  ou  donnöes  par  tout  tribunal  ou 
administration  d'une  des  llautes  Parties  (Jontractantes  ou  r(5putt5es  avoir 
^t6  rendues  ou  donnöes  par  application  de  la  lögislation  de  guerre  concernant 
les  biens,  droits  ou  interets  ennemis.  Les  interets  de  toutes  personnes  devront 
etre  consid(5r6s  comme  ayant  valablement  fait  l'objet  de  tous  rt^gleinents. 
ordonnances,  döcisions  ou  instructions  concernant  les  biens  dans  Itsquels  sunt 
compris  les  intörets  dont  il  s'agit,  que  ces  interOts  aient  et(5  ou  non  expresse- 
ment  vis6s  dans  lesdits  ordonnances,  ri'glements,  döcisiuns  ou  instructions. 
II  ne  sera  soulev6  aucune  contestation  rolativement  ä  la  rögularite  d'un 
transfert  de  biens,  droits  ou  d'intörfts  effectuö  en  vertu  des  riglemtnts. 
ordonnances,  d6cisions  ou  instructions  susvises.  Est  egalemont  couliruu'e  la 
validitö  de  toutes  mesures  prises  k  l'egard  d'une  propritHt'.  d'une  entroprise. 
ou  soci6t6,  qu'il  s'agisse  d'enqu{^te,  de  söquestre,  d'administration  forrt'e,  d'utili- 
sation,  de  r(5quisition,  de  surveillance  ou  de  liquidation.  de  la  vente,  uu  de 
l'administration  des  biens,  droits  et  interets.  du  recouvremeut  ou  du  payemeut 
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des  dettes,  du  payement  des  frais,  charges,  d^penses  ou  de  toutes  autres 
mesures  quelconques  effectu^es  en  ex6cutioi  d'ordonnances,  de  rCglements,  de 
d^cisions  ou  d'instructions  rendues,  donn6es  ou  ex6cut6es  par  tous  tribunaux 
ou  administration  d'une  des  Hautes  Parties  Contractantes  ou  r6put6es  avoir 
6t6  rendues,  donn6es  ou  ex6cut6es  par  application  de  la  16gislation  exceptionnelle 
de  guerre  concernant  les  biens,  droits  ou  int6rets  ennemis.  ä  condition  que 
les  dispositions  de  ce  paragraphe  ne  portent  pas  pr^judice  aux  droits  de 
propri6t6  pr6c6demment  acquis  de  bonne  foi  et  ä  un  juste  titre,  conform6ment 
ä  la  loi  de  la  Situation  des  biens,  par  les  ressortissants  des  Puissances  alliöes 
et  associ^es. 

Les  stipulatioDS  du  präsent  paragraphe  ne  s'appliquent  pas  ä  celles  des 
mesures  6num6r6es  ci-dessus  qui  ont  6t6  prises  par  l'ancien  gouvernement 
austro-hongrois  en  territoires  envahis  ou  occup6s,  ni  aux  mesures  6num6r6es 
ci-dessus  qui  ont  6t6  prises  par  la  Hongrie  ou  les  autoritös  hongroises  depuis 
le  3  Dovembre  1818;  toutes  ces  mesures  seront  nulles. 

§  2. 

Aucune  r6clamation,  ni  action  soit  de  la  Hongrie  ou  de  ses  ressortissants, 
soit  des  ressortissants  de  l'ancien  royaume  de  Hongrie  ou  en  leur  nom,  en 
quelque  lieu  qu'ils  aient  leur  rösidence,  n'est  recevable  contre  une  Puissance 
alli^e  et  associ^e  ou  contre  une  personne  quelconque  agissant  au  nom  ou  sous 
les  ordres  de  toute  juridiction  ou  administration  de  ladite  Puissance  alli^e  et 
associ^e  relativement  ä  tout  acte  ou  toute  Omission  concernant  les  biens, 
droits  ou  intörets  des  ressortissants  hongrois  et  effectuös  pendant  la  guerre 
ou  en  vue  de  la  pr^paration  de  la  guerre.  Est  6galement  irrecevable  toute 
r^clamation  ou  action  contre  toute  personne  ä  l'^gard  de  tout  acte  ou  Omission 
rösultant  des  mesures  exceptionnelles  de  guerre,  lois  et  rfeglements  de  toute 
Puissance  alli^e  ou  associ^e. 

§  3. 

Dans  l'article  232  et  la  präsente  Annexe,  l'expression  „mesures  exception- 
nelles de  guerre"  comprend  les  mesures  de  toute  nature,  legislatives,  admini- 
stratives, judiciaires  ou  autres  prises  ou  qui  seront  prises  ult^rieurement  ä 
l'ögard  de  biens  ennemis  et  qui  ont  eu  ou  auront  pour  effet,  sans  affecter  la 
propriäte,  d'enlever  aux  propri^taires  la  disposition  de  leurs  biens,  notamment 
les  mesures  de  surveillance.  d'administration  forc6e.  de  s^questre,  ou  les 
mesures  qui  ont  eu  ou  auront  pour  objet  de  saisir,  d'utiliser  ou  de  bioquer 
les  avoirs  ennemis,  et  cela  pour  quelque  motif,  sous  quelque  forme  et  en 
quelque  lieu  que  ce  soit.  Les  actes  accomplis  en  exöcution  de  ces  mesures 
sont  tous  les  arret^s,  Instructions,  ordres  ou  ordonnances  des  administrations 
ou  tribunaux  appliquant  ces  mesures  aux  biens  ennemis,  comme  tous  les  actes 
accomplis  par  toute  personne  commise  ä  l'administration  ou  ä  la  surveillance 
ces  biens  ennemis  tels  que  payements  de  dettes,  encaisements  de  cr^ances, 
payements  de  frais,  charges  ou  depenses,  encaissements  d'honoraires. 

Les  „mesures  de  disposition"  sont  celles  qui  ont  affect6  ou  aSecteront 
la  propri6t6  des  biens  ennemis  en  en  transf^rant  tout  ou  partie  ä  une  autre 
personne  que  le  propriötaire  ennemi  et  sans  son  consentement,  notamment 
les  mesures  ordonnant  la  vente,  la  liquidation,  la  dövolution  de  propri6t§ 
des  biens  ennemis,  l'annulation  des  titres  ou  valeurs  mobili^res. 

§  4. 
Les  biens,  droits  et  int6rets  des  ressortissants  de  1  ancien  royaume  de 
Hongrie  dans  les  territoires  d'une  Puissance  alli6e  ou  associöe,  ainsi  que  le 
produit  net  de  leur  vente,  liquidation  ou  autres  mesures  de  disposition,  pour- 
ront  etre  greves  par  cette  Puissance  alli^e  ou  associ6e:  en  premier  lieu,  du 
payement  des  indemnitös  dues  ä  l'occasion  des  röclamations  des  ressortissants 
de  cette  Puissance   concernant   leurs  biens,    droits   et   int^rets  y   compris  les 
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soci^tös  ou  associations  dans  lesquelles  ces  ressortissants  ^taient  int6ress6s 
dans  le  territoire  de  l'ancien  royaume  de  Hongrie  ou  des  cr^ances  qu'ils  ont  sur 
les  ressortissants  hongrois  ainsi  que  du  payement  des  r^clamations  introduites 
pour  des  actes  commis  par  l'ancien  Gouvernement  autro-hongrois  ou  par 
toute  autoritö  hongroise  post^rieurement  au  28  juillet  1914  et  avant  que 
cette  Puissance  aliiöe  ou  associöe  ne  participät  ä  la  guerre.  Le  montant  de 
ce&  sortes  de  r^clamations  pourra  etre  fix6  par  un  arbitre  d6sign6  par 
M.  Gustave  Adot\  si  celui-ci  y  consent,  ou,  ä  d^faut,  par  le  Tribunal 
arbitral  mixte  prövu  ä  la  Section  VI.  Ils  pourront  6tre  grev6s  en  second 
lieu,  du  payement  des  indemnit^s  dues  ä  l'occasion  des  röclamations  des 
ressortissants  de  la  Puissance  alliöe  ou  associ^e  concernant  leurs  biens, 
droits  et  int6rets  sur  le  territoire  des  autres  Puissances  ennemies,  en  tant 
que  ces  indemnit^s  n'ont  pas  6t6  acquitt^es  d'une  autre  mani^re. 

§  5. 

Nonobstant  les  dispositions  de  l'article  232  lorsque,  immödiatement  avant 
le  d6but  de  la  guerre,  une  soci6t6  autoris^e  dans  un  Etat  alli6  ou  associ6 
avait.  en  commun  avec  une  sociöt^  contrölöe  par  eile  et  autoris6e  en  Hongrie, 
des  droits  ä  l'utilisation  dans  dautres  pays,  de  marques  de  fabrique  ou 
commerciales,  ou  lorsqu'elle  avait  la  jouissance  avec  cette  soci6t6  de  proc6d6s 
exclusifs  de  fabrication  de  marchandises  ou  d'articles  pour  la  vente  dans 
d'autres  pays,  la  premifere  sociötö  aura  seule  le  droit  d'utiliser  ces  marques 
de  fabrique  dans  d'autres  pays,  ä  l'exclusion  de  la  soci6t6  hongroise ;  et  les 
proc6d6s  de  fabrication  communs  seront  remis  ä  la  premi^re  soci6t6,  nonob- 
stant toute  mesure  prise  en  application  de  la  l6gislation  de  guerre  en  vigueur 
dans  la  monarchie  austro-hongroise  ä  l'^gard  de  la  seconde  soci6t6  ou  de  ses 
int^rets,  propri6t6s  commerciales  ou  actions.  Nöanmoins.  la  premi^re  soci^t^, 
si  demande  lui  en  est  faite,  remettra  ä  la  seconde  soci6t6  des  modtiles  per- 
mettant  de  continuer  la  fabrication  de  marchandises  qui  devront  Ctre  con- 
somm6es  en  Hongrie. 

§  0. 

Jusqu'au  moment  oii  la  restitution  pourra  etre  eSectu^e  conform6ment 
ä  l'article  232,  la  Hongrie  est  responsable  de  la  conservation  des  biens,  droits 
et  int6rets  des  ressortissants  des  Puissances  alliöes  ou  associ^es  y  compris 
les  soci6t6s  et  associations  dans  lesqueles  ces  ressortissants  ötaient  Interesses, 
qui  ont  6t6  soumis  par  eile  cä  une  mesure  exceptionnelle  de  guerre. 

S  7. 

Les  Puissances  alliöes  ou  associ^es  devront  faire  connaitre,  dans  le  delai 
d'un  an,  ä  la  date  de  la  mise  en  vigueur  du  präsent  Trait6,  les  biens,  droits 
et  int6r6ts,  sur  lesquels  ils  comptent  exercer  le  droit  pr6vu  ä  l'article  232, 
paragraphe  f). 

§  H. 

Les  restitutions  pr6vues  par  l'article  232  serant  effectu6es  sur  l'ordre 
du  Gouvernement  hongrois  ou  des  autoritös  qui  lui  auront  ett'  Substitutes.  Des 
renseignements  d6taill6s  sur  la  gestion  des  admiuistrateurs  serunt  fournis  aux 
int^ressoS  par  les  autoritös  hongroises,  sur  demande  qui  peut  etre  adress6e 
des  la  mise  en  vigueur  du  präsent  Traite. 

^  9. 
Les  biens,    droits  et  intt5rets  des  personnes  vis6es  ;'i  l'article  232,  para- 
graphe b),  continueront.  jusqu'ä,   l'achevemont  de  la  liciuidation  pn'vui'  audit 
paragraphe,    a   etre   soumis   aux  mesures  exceptionnelles  de  guerre  prises  ou 
ä  prendre  ä  leur  (jgard. 

i?  10. 
La   Hongrie   remettra,    dans   un   delai   de   six  mois  ä  dater  de  la  mise 
en  vigueur  du  present  Traite,  it  chaque  Puissance  alliee  ou  associ^e,  tous  les 


552  II-  Friedensverträge  der  Alliierten  mit  den  Zentralmächten. 

contrats,  certificats  actes  et  autres  titres  de  propri6t6,  se  trouvant  entre  les 
mains  de  ses  ressortissants  et  se  rapportant  ä  des  biens,  droits  et  intörets 
situ^s  sur  le  territoire  de  ladite  Puissance  alli6e  ou  associ6e,  y  compris  les 
actions,  obligations  ou  autres  valeurs  mobilieres  de  toutes  soci6t6s  autoris^es 
par  la  l^gislation  de  cette  Puissance. 

La  Hongrie  fournira  ä  tous  moments,  sur  la  demande  de  la  Puissance 
alli^e  ou  associ^e  int6ress6e,  tous  renseignements  concernant  les  biens,  droits 
et  intörets  des  nationaux  hongrois  dans  ladite  Puissance  alli6e  ou  associöe, 
ainsi  que  sur  les  transactions  qui  ont  pu  etre  effectu6es,  depuis  le  1er  juiUet 
1914  en  ce  qui  concerne  lesdits  biens,  droits  ou  intörfits. 

§  11- 

Dans  le  terrae  „avoir  en  num^raire",  il  faut  comprendre  tous  les  d^pots 
ou  provisions  constitu6s  avant  ou  apres  l'ötat  de  guerre,  ainsi  que  tous 
les  avoirs  provenant  de  d6p6ts,  de  revenus  ou  de  b^n^fices  encaiss^s  par 
les  administrateurs,  s^questres  ou  autres,  de  provisions  constitu^es  en  banque 
ou  de  toute  autre  source,  ä  l'exclusion  de  toute  somme  d'argent  appartenant 
aux  Puissances  alli^es,  associ^es  ou  ä  leurs  Etats  particuliers,  provinces  ou 
municipalit^s. 

§  12. 

Seront  annul^s  les  placements  effectuös,  oü  que  ce  soit,  avec  les  avoirs 
en  num^raire  des  ressortissants  des  Hautes  Parties  Contractantes,  y  compris 
les  sociales  et  associations  das  lesquelles  ces  ressortissants  6taient  int6ress6s, 
par  les  personnes  responsables  de  l'administration  des  biens  ennemis  ou  con- 
trolant  cette  administration,  ou  par  l'ordre  de  ces  personnes  ou  d'une  autorit^ 
quelconque,  le  röglement  de  ces  avoirs  se  fera  sans  tenir  compte  de  ces  placements. 

§  13. 

La  Hongrie  remettra  respectivement  aux  Puissances  alli6es  ou  associ^es, 
dans  le  dölai  d'un  mois  ä  dater  de  la  mise  en  vigueur  du  präsent  Traitä,  ou 
sur  demande,  ä  n'importe  quel  moment  par  la  suite,  tous  les  comptes  ou  pieces 
comptables,  archives,  documents  et  renseignements  de  toute  nature  qui  peuvent 
se  trouver  sur  son  territoire  et  qui  concernent  les  biens,  droits  et  intärets 
des  ressortissants  de  ces  Puissances,  y  compris  les  soci6t6s  ou  associations 
dans  lesquelles  ces  ressortissants  ätaient  int6ress6s,  qui  ont  fait  l'objet  d'une 
mesure  exceptionelle  de  guerre  ou  d'une  mesure  de  disposition,  soit  sur  le 
territoire  de  l'ancien  Royaume  de  Hongrie,  soit  dans  les  territoires  qui  ont 
6t6  occupäs  par  lui  ou  ses  alliäs. 

Les  contruleurs,  surveillants,  gärants,  administrateurs,  säquestres,  liqui- 
dateurs  et  curateurs  seront,  sous  la  garantie  du  Gouvernement  hongrois,  per- 
sonnellement  responsables  de  la  remise  immädiate  au  complet  et  de  l'exactitude 
de  ces  comptes  et  documents. 

§  14. 

Les  dispositions  de  l'article  232  et  de  la  präsente  Annexe,  relatives  aux 
biens,  droits  et  intärets  en  pays  ennemis  et  au  produit  de  leur  liquidation, 
s'appliqueront  aux  dettes,  crädits  et  comptes,  la  Section  III  ne  räglant  que 
les  mäthodes  de  payement. 

Pour  le  räglement  des  questions  visäes  par  l'article  232  entre  la  Hongrie 
et  les  Puissances  alliäes  et  associäes,  leurs  colonies  ou  protectorats  ou  Tun 
des  Dominions  britanniques  ou  Finde,  par  rapport  auxquels  la  däclaration 
n'aura  pas  ätä  faite  qu'elles  adoptent  la  Section  III  et  entre  leurs  nationaux 
respectifs,  les  dispositions  de  la  Section  III  relatives  ä  la  monnaie  dans  la- 
quelle  le  payement  doit  etre  fait  et  au  taux  de  change  et  des  intärets  seront 
applicables,  ä  moins  que  le  Gouvernement  de  la  Puissance  alliäe  ou  associäe 
intäressäe   ne  notifie  ä  la  Hongrie,   dans   les  six  mois  ä  dater  de  la  mise  en 
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vigueur  du  präsent  Trait6,  qu'une  ou  plusieurs  desdites  clauses  ne  seront  pas 
applicables. 

§  15. 
Les  dispositions  de  l'article  232  et  de  la  präsente  Annexe  s'appliquent 
aux  droits  de  propri6t6  industrielle,  litt^raire  ou  artistique  qui  sont  ou  seront 
compris  dans  la  liquidation  de  biens,  droits,  int^rets,  soci6t6s  ou  entreprises, 
effectu6e  par  application  de  la  lögislation  exceptionelle  de  guerre  par  les  Puis- 
sances  alliäes  ou  associöes  ou  par  application  des  stipulations  de  l'article  232. 
paragraphe  b). 

Section  V. 
Contrats,   Prescriptions,   Jugements. 

Article  234. 

a)  Les  contrats  conclus  entre  ennenais  seront  consid^räs  comme  ayant 
^t6  annul^s  ä  partir  du  moment  oü  deux  quelconques  des  parties  sont  devenues 
ennemies,  sauf  en  ce  qui  concerne  les  dettes  et  autres  obligations  p^cuniaires 
rösultant  de  l'ex^cution  d'un  acte  ou  payement  prövu  par  ces  contrats  et 
sous  r^serve  des  exceptions  et  des  r^gles  speciales  ä  certains  contrats  ou 
cat^gories  de  contrats  prövues  ci-apr^s  ou  dans  l'Annexe  ci-jointe. 

b)  Seront  except6s  de  l'annulation.  aux  termes  du  präsent  article,  les 
contrats  dont,  dans  un  int^ret  gönöral,  les  Gouvernements  des  Puissances 
alli^es  ou  associöes,  dont  l'une  des  parties  est  un  ressortissant,  reclameront 
l'exöcution,  dans  un  d61ai  de  six  mois  ä  dater  de  la  mise  en  vigueur  du 
präsent  Trait6. 

Lorsque  l'ex^cution  des  contrats  ainsi  maintenus  entraine.  pour  une  des 
parties,  par  suite  du  changement  dans  les  conditions  du  commerce,  un  pr6- 
judice  considdrable,  le  Tribunal  arbitral  mixte  pr^vu  par  la  Section  VI  pourra 
attribuer  ä  la  partie  I6s6e  une  indemnitö  öquitable. 

c)  En  raison  des  dispositions  de  la  Constitution  et  du  droit  des  £tats- 
Unis  d'Am^rique  et  du  Japon,  le  präsent  article  ainsi  qua  l'article  235 
et  l'Annexe  ci-jointe  ne  s'appliquent  pas  aux  contrats  conclus  par  des 
ressortissants  de  ces  Etats  avec  des  ressortissants  de  Tancien  royaume  de 
Hongrie,  et  de  meme,  l'article  240  ne  s'applique  pas  aux  Etats-Unis  d'Am6rique 
ou  ä  leurs  ressortissants. 

d)  Le  präsent  article  ainsi  que  l'Annexe  ci-jointe  ne  s'appliquent  pas 
aux  contrats  dont  les  parties  sont  devenues  ennemies  du  fait  que  l'une  d'elle 
6tait  un  habitant  d'un  territoire  qui  change  de  souverainet6,  en  tant  que 
cette  partie  aura  acquis.  par  application  du  präsent  Trait^,  la  nationalit6 
d'une  Puissance  alli^e  ou  associ^e,  ni  aux  contrats  conclus  entre  ressortissants 
des  Puissances  alli^es  ou  associ6es  entre  lesquelles  le  commerce  s'est  trouv^ 
interdit  du  fait  que  l'une  des  parties  se  trouvait  dans  un  territoire  d'une 
Puissance  alli^e  ou  associäe  occup^  par  l'ennemi. 

e)  Aucune  disposition  du  präsent  article  et  de  l'Annexe  ci-jointe  ne  peut 
etre  regardöe  comme  invalidant  une  op(5ration,  qui  a  et6  effectuoe  K'galement 
en  vertu  d'un  contrat  pass6  entre  ennemis  avec  Tautorisation  d'une  des 
Puissances  bellig^rantes. 

Article  235. 
a)  Sur  le  territoire  des  Hautes  Parties  Contractantes,  dans  les  rapports 
entre  ennemis,  tous  d6lais  quelconques  de  prescription,  Peremption  ou  for- 
clusion  de  proc^dure  seront  suspendus  pendant  la  dur^e  de  la  guerre,  qu'ils 
aient  commencö  ä  courir  avant  le  dubut  de  la  guerre  ou  aprC>s ;  ils  rocom- 
menceront  ä  courir  au  plus  tot  trois  mois  apris  la  mise  en  vigueur  du  prt^sent 
Trait6.  Cette  disposition  s'appliquera  aux  delais  de  presentation  de  coupons 
d'interf'ts  ou  de  dividendes,  et  de  presentation,  en  vue  du  rembuursement, 
des  valeurs  sorties  au  tirage  ou  remboursables  ä  tout  autre  titre. 
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b)  Dans  le  cas  oii,  en  raison  du  non-accomplissement  d'un  acte  ou  d'une 
formalit6  pendant  la  guerre,  des  mesures  d'ex6cution  ont  6t6  prises  sur  le 
territoire  de  l'ancien  royaume  de  Ilongrie  portant  pröjudice  ä  un  ressortissant 
des  Paissances  alliöes  ou  associöes,  la  r6clamation  formul6e  par  le  ressortissant 
d'une  Puissance  alliöe  ou  associ6e  sera  port6e  devant  le  Tribunal  arbitral 
mixte  pr6vu  par  la  Section  VI,  k  moins  quo  l'al'faire  ne  soit  de  la  comp^tence 
d'un  Tribunal  d'une  Puissance  alliöe  ou  associ6e. 

c)  Sur  la  demande  du  ressortissant  int6ress6  d'une  Puissance  alliöe  ou 
associ^e,  le  Tribunal  arbitral  mixte  prononcera  la  restauration  des  droits 
Us6s  par  les  mesures  d'exöcution  mentionn6es  au  paragrapbe  bj,  toutes  les 
fois  qu'en  raison  des  circonstances  speciales  de  Taftaire  cela  sera  6quitable  et 
possible. 

Dans  le  cas  oü  cette  restauration  serait  injuste  ou  impossible,  le  Tribunal 
arbitral  mixte  pourra  accorder  ä  la  partie  I6s6e  une  indemnit6  qui  sera  ä  la 
Charge  du  Gouvernement  hongrois. 

d)  Lorsqu'un  contrat  entre  ennemis  a  6t6  invalid^,  soit  en  raison  du 
fait  qu'une  des  parties  n'en  a  pas  ex6cut6  une  clause,  soit  en  raison  de 
l'exercice  d'un  droit  stipul^  au  contrat,  la  partie  16s6e  pourra  s'adresser  au 
Tribunal  arbitral  mixte  pour  obtenir  röparation.  Le  Tribunal  aura,  dans  ce 
cas  les  pouvoirs  prövus  au  paragraphe  c). 

e)  Les  dispositions  des  paragraphes  pröc^dents  du  präsent  article  s'appli- 
queront  aux  ressortissants  des  Puissances  alli^es  ou  associ^es  qui  ont  subi 
un  pröjudice  en  raison  de  mesures  ci-dessus  prövues,  prises  par  les  autorit^s 
de  l'ancien  Gouvernement  hongrois  en  territoire  envahi  ou  occup^,  s'ils  n'en 
ont  6t6  indemnisös  autrement. 

f)  La  Hongrie  indemnisera  tout  tiers  16s6  par  les  restitutions  ou 
restaurations  de  droit  prononcöes  par  le  Tribunal  arbitral  mixte  conformöment 
aux  dispositions  des  paragraphes  pr6c6dents  du  präsent  article. 

g)  En  ce  qui  concerne  les  effets  de  commerce,  le  d^lai  de  trois  mois, 
pr6vu  au  paragraphe  a),  partira  du  jour  oü  auront  pris  fin  döfinitivement 
les  mesures  exceptionnelles  appliquöes  dans  les  territoires  de  la  Puissance 
intöressöe  relativement  aux  effets  de  commerce. 

Article  236. 

Dans  les  rapports  entre  ennemis,  aucun  effet  de  commerce  pass6  avant 
la  guerre  ne  sera  consid^rö  comme  invalid^  par  le  seul  fait  de  n'avoir  pas 
6t6  pr^sentö  pour  acceptation  ou  pour  payement  dans  les  dölais  voulus,  ni. 
pour  d6faut  d'avis  aux  tireurs  ou  aux  endosseurs  de  non-acceptation  ou  de 
non-payement,  ni  en  raison  du  d^faut  de  protet,  ni  pour  d6faut  d'accom- 
plissement  d'une  formalitö  quelconque  pendant  la  guerre. 

Si  la  Periode  pendant  laquelle  un  effet  de  commerce  aurait  du  etre 
pr6sent6  ä  l'acceptation  ou  au  payement  ou  pendant  laquelle  l'avis  de  non- 
acceptation  ou  de  non-payement  aurait  du  etre  donnö  au  tireur  ou  aux 
endosseurs  ou  pendant  laquelle  l'effet  aurait  du  etre  protestö,  est  öchue 
pendant  la  guerre,  et  si  la  partie  qui  aurait  du  präsenter  ou  protester  l'effet 
ou  donner  avis  de  la  non-acceptation  ou  du  non-payement  ne  l'a  pas  fait 
pendant  la  guerre,  il  lui  sera  accordö  au  moins  trois  mois  apres  la  mise  en 
vigueur  du  präsent  Traitö  pour  präsenter  l'effet,  donner  avis  de  non-accep- 
tation ou  de  non-payement  ou  dresser  protet. 

Article  237. 
Les   jugements    rendus   par    les   tribunaux    d'une   Puissance    alliäe    ou 
associöe,    dans   le   cas   oü   ces   tribunaux   sont  comp^tents  d'apres  le  präsent 
Trait6,   seront   consid6r6s   en   Hongrie   comme   ayant   l'autorit^   de   la  chose 
jug6e  et  y  seront  ex6cut6s  sans  qu'il  soit  besoin  d'exequatur. 
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Si,  en  quelque  matifere  qu'ils  soient  intervenus,  un  jugement  a  6t6 
rendu  ou  une  mesure  d'ex6cution  a  6t6  ordonnöe,  pendant  la  guerre,  par  une 
autorite  judiciaire  de  l'ancien  royaume  de  Hongrie,  contre  un  ressortissant 
des  Puissances  alliöes  ou  associöes  ou  une  soci6t6  ou  association  dans  la- 
quelle  un  de  ces  ressortissants  6tait  intöressä,  dans  une  instance  ou  soit  le 
ressortissant  soit  la  soci6t6  n'ont  pas  pu  se  döfendre,  le  ressortissant  alliöe 
ou  associ6  qui  aura  subi,  de  ce  chef,  un  pr^judice  pourra  obtenir  une  r^paration 
qui  sera  d6termin6e  par  le  Tribunal  arbitral  mixte  prövu  par  la  Section  VI. 

Sur  la  demande  du  ressortissant  de  la  Puissance  alli^e  ouassoci6e,  la 
r^paration  ci-dessus  pourra  etre,  sur  l'ordre  da  Tribunal  arbitral  mixte  et 
lorsque  cela  sera  possible,  effectu^e  en  replagant  les  parties  dans  la  Situation 
oü   elles   se  trouvaient   avant   le  jugement   rendu   par   le   tribunal  hongrois. 

La  r^paration  ci-dessus  pourra  etre  ögalement  obtenue  dans  le  Tribunal 
arbitral  mixte,  par  les  ressortissants  des  Puissances  alliäes  et  associ6es  qui 
ont  subi  un  pr6judice  du  fait  des  mesures  judiciaires  prises  dans  les  territoires 
envahis  ou  occupös,  s'ils  n'ont  pas  6t6  d^dommag^s  autrement. 

Article  238. 

Au  sens  des  Sections  III,  IV,  V  et  VII,  l'expression  „pendant  la  guerre'' 

comprend,    pour   chaque   Puissance   alli^e   ou   associöe,   la  pöriode  s'^tendant 

entre   le   moment   oü   l'ötat   de   guerre   a   exist6   entre   l'ancienne  monarchie 

austro-hongroise  et  cette  Puissance  et  la  mise  en  vigueur  du  präsent  Trait6. 

Annexe. 
I.    Dispositions   g6n6rales. 

§  1- 

Au  sens  des  articles  234,  235  et  236,  les  personnes  parties  ä  un  contrat 
sont  consid(ir6es  comme  ennemies  lorsque  le  commerce  entre  elles  aura  6t6 
interdit  ou  sera  devenu  illegal  en  vertu  des  lois.  döcrets  ou  reglements 
auxquels  une  de  ces  parties  6tait  soumise,  et  ce  ä  dater,  soit  du  jour  oh 
ce  commerce  a  6t6  interdit,  soit  du  jour  oü  il  est  devenu  illegal  de  quelque 
mani^re  que  ce  soit. 

§  2. 

Sont  exceptös  de  l'annulation  pr6vue  ä  l'article  234,  et  restent  en 
vigueur,  sans  pr6judice  des  droits  pr6vus  ä  l'article  232,  paragraphe  bi.  et 
sous  r6serve  de  l'application  des  lois,  d^crets  et  röglements  internes  pris 
pendant  la  guerre  par  les  Puissances  alliöes  ou  associöes,  ainsi  que  les 
clauses  des  contrats : 

a)  les  contrats  ayant  pour  but  le  transfert  de  propri6t6s.  de  biens  et 
effets  mobiliers  ou  immobiliers,  lorsque  la  propri6t6  aura  6t6  transferee  ou 
l'objet  livrö  avant  que  les  parties  ne  soient  devenues  ennemies; 

b)  les  baux,  locations  et  promesses  de  location ; 

c)  les  contrats  d'hypotheque,  de  gage  et  de  nantissement ; 

d)  les  concessions  concernant  les  mines,  minieres,  carrieres  ou  gisements : 

e)  les  contrats  passes  entre  des  particuliers  et  des  Etats,  provinces. 
municipalites  ou  autres  personnes  juridiques  administratives  analogucs  et  les 
concessions  donn6es  par  lesdits  Imitats,  provinces,  municipalit(5s  ou  autres 
personnes  juridiques  administratives  analogues. 

i?  3. 
Si  les  dispositions  d'un  contrat  sont  en  partie  annul^es,  conformt5ment 
ä,  l'article  234  et  si  la  disjonction  peut  ("tre  effectut^e,  les  autres  dispositions 
de  ce  contrat  subsisteront,  sous  r^serve  de  l'application  des  lois.  dccrets  et 
reglements  internes  pr6vus  au  paragraphe  2  ci-dessus.  Si  la  disjonction  ne 
peut  etre  effectuöe,   le  contrat  sera  considi^re  comme  annulö  dans  sa  totaliti^ 
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IL   Dispositions   particuli^res  ä   certaines    cat6gories 

de    contrats. 

Positions  dans  les  Bourses  de  valeurs  et  de  commerce. 

§  4. 

a)  Les  reglements  faits  pendant  la  guerre  par  les  bourses  de  valeurs  ou 
de  commerce  reconnues,  stipulant  la  liquidation  des  positions  de  bourse  prises 
avant  la  guerre  par  un  particulier  ennemi,  sont  confirm6s  par  les  Hautes 
Parties  Contractantes,  ainsi  que  les  mesures  prises  en  application  de  ces 
reglements,  sous  r^serve : 

1"  qu'il  ait  6t6  pr6vu  express6ment  que  l'op^ration  serait  soumise  au 
r^glement  desdites  bourses; 

20   que  ces  reglements  aient  6t6  obligatoires  pour  tous ; 

3^   que  les  conditions  de  la  liquidation  aient  6t6  justes  et  raisonnables. 

b)  Le  paragraphe  pr^c^dent  ne  s'applique  pas  aux  mesures  prises, 
pendant  l'occupation,  dans  les  bourses  des  rögions  qui  ont  6U  occup6es  par 
i'ennemi. 

c)  La  liquidation  des  Operations  ä  terme  relatives  aux  cotons,  affectu^es 
ä,  la  date  du  31  juillet  1914,  ä  la  suite  de  la  d^cion  de  l'Association  des 
cotons  de  Liverpool,  est  confirm^e. 

Gage. 

§  5. 

Sera  consid6r6  comme  valable,  en  cas  de  non-payement,  la  vente  d'un 
^age  constitue  pour  garantie  d'une  dette  due  par  un  ennemi,  alors  meme 
qu'avis  n'a  pu  etre  donn6  au  propri^taire,  si  le  cr6ancier  a  agi  de  bonne  foi 
et  en  prenant  les  soins  et  precautions  raisonnables  et,  dans  ce  cas,  le 
proprietaire  ne  pourra  formuler  aucune  redamation  en  raison  de  la  vente 
du  gage. 

Cette  disposition  ne  s'applique  pas  aux  ventes  de  gage  laites  par 
I'ennemi  pendant  l'occupation  dans  les  rögions  envahies  ou  occup^es  par 
I'ennemi. 

Effets  de  commerce. 

§  6. 
En  ce  qui  concerne  les  Puissances  qui  ont  adh6re  ä  la  Section  III  et 
ä  l'Annexe  jointe,  les  obligations  pöcuniaires  existant  entre  ennemis  et 
r^sultant  de  l'emission  d'effets  de  commerce,  seront  rögl^es  conformöment  ä 
ladite  Annexe  par  l'intermediaire  des  Offices  de  v^rification  et  de  compen- 
sation  qui  sont  subrog^s  dans  les  droits  du  porteur  en  ce  qui  concerne  les 
diff^rents  recours  que  possede  ce  dernier. 

§  7. 
Si  une  personne  s'est  oblig6e,  soit  avant,  soit  pendant  la  guerre,  au 
payement  d'un  effet  de  commerce,  ä  la  suite  d'un  engagement  pris  envers 
eile  par  une  autre  personne  devenue  ennemie,  celle-ci  reste  tenue,  malgr6 
l'ouverture  des  hostilitös,  de  garantir  la  premiere  des  cons^quences  de  son 
Obligation. 

IIL   Contrats   d'assurances. 

§  8. 
Les    contrats    d'assurances    conclus    entre    une   personne   et   une  autre 
devenue    par    la    suite    ennemie    seront    reglos    conformöment    aux    articles 
suivants. 

Assurances  contre  l'incendie. 

§  9. 
Les  contrats  d'assurances   contre   l'incendie,   concernant   des  propri^tös, 
passes   entre   une   personne   ayant   des   int6r6ts   dans   cette   propri6te  et  une 
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personne  devenue  par  la  suite  ennemie,  ne  seront  pas  consid6r6s  comme 
annalös  par  l'ouverture  des  hostilitös  oa  par  le  fait  que  la  personne  est 
devenue  ennemie  oa  parce  qa'ane  des  parties  n'a  pas  accompli  une  claase  du 
contrat  pendant  la  guerre  ou  pendant  une  pöriode  de  trois  mois  apr^s  la 
gaerre,  mais  seront  annulös  ä  partir  de  la  präsente  öchöance  de  la  prime 
annuelle   survenant   trois   mois  apr^s  la  mise  en  viguear  du  präsent  Trait6. 

ün  röglement  sera  effectu6  pour  les  primes  non  payöes.  6chues  pendant 
la  guerre,  ou  pour  les  r6clamations  pour  des  pertes  encourues  pendant 
la  gaerre. 

§  10. 

Si,  par  suite  d'un  acte  administratif  ou  lögislatif,  une  assurance  contre 
l'incendie,  conclue  antörieurement  ä  la  guerre,  a  6t6  pendant  la  gaerre  trans- 
f6r6e  de  l'assureur  primitif  ä  un  autre  assureur,  le  transfert  sera  reconnu  et 
la  responsabilitö  de  l'assureur  primitif  sera  consid6r6e  comme  ayant  cess6  ä 
partir  du  jour  du  transfert.  Cependant,  l'assureur  primitif  aura  le  droit 
d'etre,  sur  sa  demande,  pleinement  informö  des  conditions  du  transfert,  et 
s'il  apparait  que  ces  conditions  n'ötaient  pas  öquitables.  elles  seront  modifiöes 
pour  autant  que  cela  sera  nöcessaire  pour  les  rendre  öquitables. 

En  outre,  l'assurö  aura  droit,  d'accord  avec  l'assureur  primitif.  de 
retransförer  le  contrat   ä  l'assureur  primitif  ä  dater  du  jour  de  la  demande. - 

Assurances  sur  la  vie. 

§  11- 

Les  contrats  d'assurances  sur  la  vie  passes  entre  an  assureur  et  une 
personne  devenue  par  la  suite  ennemie  ne  seront  pas  consid6r6s  comme 
annul6s  par  la  döclaration  de  gaerre  ou  par  le  fait  que  la  personne  est  de- 
venue ennemie. 

Toute  somme  devenue  exigible  pendant  la  guerre.  aux  termes  d'un 
contrat  qai,  en  vertu  du  paragraphe  pr6c6dent,  n'est  pas  consid6r6  comme  annule, 
sera  recouvrable  apr^s  la  guerre.  Cette  somme  sera  augmentöe  des  intörets 
ä  5*^/o  l'an  depuis  la  date  de  son  exigibilitö  jusqu'au  jour  du  payement. 

Si  le  contrat  est  devenu  caduc  pendant  la  guerre  par  suite  du  non- 
payement  des  primes,  ou  s'il  est  devenu  sans  effet  par  suite  du  non-accom- 
plissement  des  clauses  du  contrat,  Tassurö  ou  ses  reprösentants  ou  ayants 
droit  auront  droit  ä  tout  moment,  pendant  douze  mois  ä  dater  du  jour  de  la 
mise  en  vigueur  du  präsent  Traitö,  de  röclamer  ä  l'assureur  la  valeur  de  la 
police  au  jour  de  sa  caducitö  ou  de  son  annulation. 

Lorsque  le  contrat  est  devenu  caduc  pendant  la  guerre,  par  suite  du 
non-payement  des  primes  par  application  des  mesures  de  guerre,  Tassurö  ou 
ses  reprösentants,  ou  ayants  droit,  ont  le  droit,  dans  les  trois  mois  qui  suivront 
la  mise  en  vigueur  du  präsent  Trait6,  de  remettre  le  contrat  en  vigueur 
moyennant  le  payement  des  primes  öventuellement  6chues,  augmentöes  des 
int6r6ts  de  5  %  l'an. 

§  12. 

Si  des  contrats  d'assurance  sur  la  vie  ont  6t6  conclus  par  une  guccursale 
d'une  Compagnie  d'Assurances  stabile  dans  un  pays  devenu,  par  la  suite, 
ennemi,  le  contrat  devra,  en  l'absence  de  toute  stipulation  contraire  contenue 
dans  le  contrat  lui-mOme,  etre  rögi  par  la  loi  locale,  mais  l'assureur  aura  le 
droit  de  demander  k  l'assurö  ou  ä  ses  representants  le  reniboursement  des 
sommes  payues  sur  des  demandes  faites  ou  imposces,  par  application  de  mesures 
prises  pendant  la  guerre,  contrairement  au.x  termes  du  contrat  lui-mCme,  et 
aux  lois  et  traitos  existant  ä  l'öpoque  oii  il  a  ett5  conclu. 

§  i:-i. 

Dans  tous  les  cas  oii,  en  vertu  de  la  loi  applicable  au  contrat.  1  assunur 
reste  116  par  le  contrat  nonobstant  le  non-payement  des  primes.  jusqu'a  ce  ijue 
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l'on  ait  fait  part  ä  l'assur6  de  la  d6ch6ance  du  contrat,  11  aura  le  droit  lä 
oü,  par  suite  de  la  guerre,  il  n'aurait  pu  donner  cet  avertissement,  de  recouvrer 
sur   l'assurö   les   primes  non  pay6es,  augment6es  des  intörets  k  5  p.  ^/o  l'an. 

§  14. 
Pour   l'application   des   paragraphes  11  ä  l."5,   seront   coDsid6r6s  comme 
contrats   d'assurances   sur   la  vie  les  contrats  d'assurances  qui  se  basent  sur 
les  probabilit6s  de  la  vie  humaine,    combin6s   avec  le  taux  d'int^ret,   pour  le 
calcul  des  engagements  r^ciproques  des  deux  parties. 

Assurances  maritimes. 

§  15. 

Les  contrats  d'assurance  maritime,  y  compris  les  polices  ä  temps  et  les 
Polices  de  voyage  pass^es  entre  un  assureur  et  une  personne  devenue  par  la 
suite  ennemie,  seront  consid6r6s  comme.  annul6s  au  moment  oü  cette  personne 
est  devenue  ennemie,  sauf  dans  le  cas  oü,  antörieurement  ä  ce  moment,  le 
risque  pr6vu  dans  le  contrat  avait  commenc6  ä  etre  couru. 

Dans  le  cas  oü  le  risque  n'a  pas  commenc6  ä  courir  les  sommes  pay^es 
au  moyen  de  primes  ou  autrement  seront  recouvrables  sur  l'assureur. 

Dans  le  cas  oü  le  risque  a  commenci^  ä  courir,  le  contrat  sera  consid6r6 
comme  valable,  bien  que  la  partie  soit  devenue  ennemie,  et  les  payements 
des  sommes  dues  aux  termes  du  contrat,  soit  comme  primes,  soit  comme 
sinistres,  seront  exigibles  apr^s  la  mise  en  vigueur  du  präsent  Trait6. 

Dans  le  cas  oü  une  Convention  sera  conclue  pour  le  payement  d'int^rets 
pour  des  sommes  dues  antörieurement  ä  la  guerre,  ou  par  des  ressortissants 
des  Etats  bellig^rants,  et  recouvr^es  apr^s  la  guerre,  cet  int^ret  devra,  dans 
le  cas  de  pertes  recouvrables  en  vertu  de  contrat  d'assurance  maritime,  courir 
4  partir  de  l'expiration  d'une  pöriode  d'un  an  ä  compter  du  jour  de  ces  pertes. 

§  16. 

Aucun  contrat  d'assurance  maritime  avec  un  assur6  devenu  par  le  suite 
ennemi  ne  devra  etre  consid6r6  comme  couvrant  les  sinistres  caus6s  par  des 
actes  de  guerre  de  la  Puissance  dont  l'assureur  est  ressortissant,  ou  des  alliös 
ou  associös  de  cette  Puissance 

§  17. 

S'il  est  d6montr6  qu'une  personne  qui,  avant  la  guerre,  avait  pass6  un 
contrat  d'assurance  maritime  avec  un  assureur  devenu  par  la  suite  ennemi, 
a  pass6  apr^s  l'ouverture  des  hostilitös  un  nouveau  contrat  couvrant  le  meme 
risque  avec  un  assureur  non  ennemi,  le  nouveau  contrat  sera  consid6r6  comme 
Substitut  au  contrat  primitif  ä  compter  du  jour  oü  il  aura  6t6  pass6,  et  les 
primes  6chues  seront  röglöes  sur  le  principe  que  l'assureur  primitif  n'aura 
6t6  responsable  du  fait  du  contrat  que  jusqu'au  moment  oü  le  nouveau  contrat 
aura  6t6  pass6. 

Autres  assurances. 

§  18. 
Des  contrats  d'assurances  passös  avant  la  guerre  entre  un  assureur  et 
une  personne  devenue  par  la  suite  ennemie,  autres  que  les  contrats  dont  il 
est  question  dans  les  paragraphes  9  ä  17,  seront  trait^s,  ä  tous  6gards,  de  la 
meme  mani^re  que  seraient  trait6s,  d'apr^s  lesdits  articles,  les  contrats 
d'assurances  contre  l'incendie,  entre  les  memes  parties. 

R6assurances. 

§  19. 
Tous  les  trait^s  de  röassurance  passes  avec  une  personne  devenue  ennemie 
seront  consid6r6s  comme   abrog^s   par  le  fait  que  cette  personne  est  devenue 
«nnemie,   mais  sans  pr^judice,   dans  le  cas  de  risque  sur  la  vie  ou  maritime, 
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qui  avait  commencö  ä  etre  couru  antörieurement  ä  la  guerre.  du  droit  de 
recouvrer  apres  la  guerre  le  payement  des  sommes  dues  en  raison  de  ces 
risques. 

Toutefois.  si  la  partie  r6assur6e  a  et6  mise,  par  suite  de  Tinvasion, 
dans  l'impossibilitö  de  trouver  un  autre  r^assureur.  le  trait^  subsiste  jus- 
qu'ä  l'expiration  d'une  pöriode  de  trois  mois  apres  la  mise  en  vigueur  du 
präsent  Traitö. 

Si  un  traitä  de  räassurance  est  annul6  en  vertu  de  ce  paragraphe,  un  compte 
sera  stabil  entre  les  parties  en  ce  qui  concerne  ä  la  fois  les  primes  pay6es 
et  payables  et  les  responsabilitäs  pour  pertes  subies,  au  sujet  des  risques 
sur  la  vie  ou  maritime  qui  auraient  commencä  ä  etre  courus  avant  la  guerre. 
Dans  le  cas  de  risques  autres  que  ceux  mentionn^s  aux  paragraphes  11  ä  17. 
le  r^glement  des  comptes  sera  6tabli  ä  la  date  ä  laquelle  les  parties  sont 
devenues  ennemies,  sans  tenir  compte  des  räclamations  pour  pertes  subies 
depuis  cette  date. 

§  20. 

Les  dispositions  du  paragraphe  pr6c6dent  s'ätendent  ägalement  aux 
r6assurances  existant  au  jour  oü  les  parties  sont  devenues  ennemies.  des 
risques  particuliers  acceptäs  par  l'assureur  dans  un  contrat  d'assurance.  autres 
que  les  risques  sur  la  vie  ou  maritimes. 

§  21. 

La  räassurance  d'un  contrat  d'assurance  sur  la  vie,  faite  par  cöntrat 
particulier  et  non  comprise  dans  un  traitä  gänöral  de  räassurance,  restera 
en  vigueur. 

§  22. 

Dans  le  cas  d'une  räassurance  effectuäe  avant  la  guerre,  d'un  contrat 
d'assurance  maritime,  la  cession  du  risque  c6de  au  räassureur  restera  valable 
si  ce  risque  a  commenc6  ä  etre  couru  avant  l'ouverture  des  hostiiitäs,  et  le 
contrat  restera  valable  malgr6  Touverture  des  hostilitäs.  Les  sommes  dues 
en  vertu  du  contrat  de  räassurance.  en  ce  qui  concerne  soit  des  primes,  soit 
des  pertes  subies.  seront  recouvrables  apr^s  la  guerre. 

§  23. 
Les  dispositions  des  paragraphes  16  et  17  et  le  dernier  alinea  du  para- 
graphe 15  s'appliqueront  aux  contrats  de  räassurances   de  risques  maritimes. 

S  e  c  t  i  0  n  V  L 
Tribunal  Arbitral  Mixte. 
Article  239. 

a)  Un  Tribunal  arbitral  mixte  sera  constituö  entre  chacune  des  Puissances 
alliäes  ou  associäes  d'une  part  et  la  Hongrie  d'autre  part,  dans  un  dälai  de 
trois  mois  ä  dater  de  la  mise  en  vigueur  du  präsent  Traite.  Chacun  de  ces 
Tribunaux  sera  composä  de  trois  membres.  Chacun  des  Gouvernements 
intäressäs  däsignera  un  de  ces  membres.  Le  Präsident  sera  cboisi  ä  la  suite 
d'un  accord  entre  les  deux  Gouvernements  intäressäs. 

Au  cas  oü  cet  accord  ne  pourrait  intervenir,  le  Präsident  du  Tribunal 
et  deux  autres  personnes  susceptibles  l'une  et  l'autre.  en  cas  de  besdin.  de  le 
remplacer,  seront  choisies  par  le  Cunseil  de  la  Sociätä  des  Nations  et,  jusqu'au 
moment  oii  il  sera  constituä,  par  M.  Gustave  Ador.  s'il  y  consent.  Ces 
personnes  appartiendront  ä  des  Puissances  qui  sont  restäes  neutres  au  oonrs 
de  la  guerre. 

Si,  en  cas  de  vacance,  un  Gouvernement  ne  pourvoit  pas,  dans  un  dälai 
d'un  mois,  ä  la  däsignation  ci-dessus  prevue  dun  membre  du  Tribunal,  ce 
membre  sera  choisi  par  le  Gouvernement  adverse  parmi  les  deux  personnes 
mentionnäs  ci-dessus,  autres  que  le  President. 
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La  d^cision  de  la  majoritö  sera  celle  du  Tribunal. 

b)  Les  Tribunaux  arbitraux  mixtes  cr66s  par  application  du  paragraphe 
a)  jugeront  les  difförends  qui  sont  de  leur  comp6tence,  aux  termes  des 
Sections  III,  IV,  V  et  VII. 

En  outre,  tous  les  diff6rends,  quels  qu'ils  soient,  relatifs  aux  contrats 
onclus,  avant  la  mise  en  vigueur  du  präsent  Trait6,  entre  les  ressortissants 
des  Puissances  alli^es  et  associöes  et  les  ressortissants  hongrois,  seront  r6gl6s 
par  un  Tribunal  arbitral  mixte,  ä  l'exception  toutefois  des  difförends  qui,  par 
application  des  lois  des  Puissances  alli6es,  associ^es  ou  neutres,  sont  de  la 
compötence  des  tribunaux  nationaux  de  ces  derniöres  Puissances.  Dans  ce 
cas,  ces  difförends  seront  r6gl6s  par  ces  tribunaux  nationaux,  ä  l'exclusion 
du  Tribunal  arbitral  mixte.  Le  ressortissant  int6ress6  d'une  Puissance  alliöe 
ou  associöe  pourra  toutefois  porter  l'affaire  devant  le  Tribunal  arbitral  mixte 
ä  moins  que  sa  loi  nationale  ne  s'y  oppose. 

c)  Si  le  nombre  des  affaires  le  justifie,  d'autres  membres  devront  etre 
d^signös  pour  que  chaque  Tribunal  arbitral  mixte  puisse  se  diviser  en  plusieurs 
sections.  Chacune  de  ces  sections  devra  etre  compos6e  ainsi  qu'il  est  dit 
ci-dessus. 

d)  Chaque  tribunal  arbitral  mixte  6tablira  lui-meme  sa  proc6dure  en 
tant  qu'elle  ne  sera  pas  röglöe  par  les  dispositions  de  l'Annexe  au  präsent 
article.  II  aura  pouvoir  pour  fixer  les  däpens  ä  payer  par  la  partie  perdante 
pour  frais  et  d6bours  de  proeödure. 

e)  Chaque  Gouvernement  payera  les  honoraires  du  membre  du  Tribunal 
arbitral  mixte  qu'il  nomme  et  de  tout  agent  qu'il  d^signera  pour  le  repr^senter 
devant  le  Tribunal.  Les  honoraires  du  President  seront  fix6s  par  accord 
special  entre  les  Gouvernements  int6ress6s  et  ces  honoraires  ainsi  que  les 
döpenses  communes  de  chaque  Tribunal  seront  pay6s  par  moitiä  par  les  deux 
Gouvernements. 

f)  Les  Hautes  Parties  Contractantes  s'engagent  k  ce  que  leurs  Tribunaux 
et  autoritös  pretent  directement  aux  Tribunaux  arbitraux  mixtes  toute  l'aide 
qui  sera  en  leur  pouvoir,  spöcialement  en  ce  qui  concerne  la  transmission 
des  notifications  et  la  röunion  des  preuves. 

g)  Les  Hautes  Parties  Contractantes  conviennent  de  consid6rer  les 
d^cisions  du  Tribunal  arbitral  mixte  comme  definitives,  et  de  les  rendre 
obligatoires  pour  leurs  ressortissants. 

Annexe. 

§  1- 
En  cas  de  d6c6s  ou  de  d6mission  d'un  membre   du  Tribunal,    ou   si   un 
membre  du  Tribunal  se  trouve,  pour  une  raison  quelconque,  dans  Timpossibilitö 
de  remplir  ses  fonctions,    la  proc^dure,   qui  a  6t6  suivie  pour  sa  nomination, 
sera  employ6e  pour  pourvoir  ä  son  remplacement. 

§  2. 
Le  Tribunal  adoptera  pour  sa  procädure  des  regles  conformes  ä  la  justice 
et  ä  l'^quite.    II  döcidera  de  l'ordre  et  des  d^lais  dans  lesquels  chaque  partie 
devra  präsenter  ses  conclusions  et  r^glera  les  formalites  requises  pour  l'admi- 
nistration  des  preuves. 

§  3. 
Les   avocats   et   conseils   des   deux  parties  seront  autoris^s  ä  präsenter 
oralement   et   par   6crit   au   Tribunal   leur   argumentation   pour   soutenir   ou 
döfendre  leur  cause. 

§  i- 
Le   Tribunal   conservera    les    archives    des    proc^s    et    causes    qui   lui 
seront  soumis  et  de  la  proc^dure  y  relative,  avec  mention  des  dates. 
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§  5. 
Chacune   des  Puissances  int6ress6es  pourra  nommer  un  secr^taire.     Ces 
secr^taires  constitueront  le  Secrötariat  mixte  du  Tribunal  et  seront  sous  ses 
ordres.    Le  Tribunal  peut  nommer  et  employer  un  ou  plusieurs  fonctionnaires 
qui  seront  n6cessaires  pour  l'assister  dans  l'accomplissement  de  sa  täche. 

§  6. 
Le  Tribunal  döcidera  de  toutes  questions  et  esp^ces  qui  lui  seront  soumises, 
d'apr^s   les   preuves,   t^moignages  et  informations  qui  pourront  etre  produits 
par  les  parties  int^ress6es. 

§  7. 
Les   Hautes   Parties   Contractantes    s'engagent    ä   donner   au   Tribunal 
toutes   facilitös  et  informations  nöcessaires  pour  suivre  ses  enquetes. 

§  8. 
La  langue  dans  laquelle  la  procädure  sera  poursuivie,  sera,  ä  d6faut  de 
Convention  contraire,   l'anglais,   le  fran^ais,   l'italien  ou  le  japonais.   Selon  ce 
qui  sera  d6cid6  par  la  Puissance  alliöe  ou  associöe  int6ressie. 

§  9. 
Les  lieu  et  date  des  audiences  de  chaque  Tribunal  seront  d6termin6s  par 
le  President  du  Tribunal. 

Article  240. 
Si  un  tribunal  comp6tent  a  rendu  ou  rend  un  jugement  dans  une  affaire 
visöe  par  les  Sections  III.  IV,  V  ou  VII  et  si  ce  jugement  n'est  pas 
conforme  aux  dispositions  desdites  Sections,  la  partie  qui  aura  subi,  de  ce 
chef,  un  pr6judice  aura  droit  ä  une  r^paration  qui  sera  d6termin6e  par  le 
Tribunal  arbitral  mixte.  Sur  la  demande  du  ressortissant  d'une  Puissance 
alli^e  ou  associöe,  la  r6paration  ci-dessus  vis6e  pourra  etre  effectu6e,  lorsque 
cela  sera  possible,  par  le  Tribunal  arbitral  mixte  en  repla^ant  les  parties 
dans  la  Situation  oü  elles  se  trouvaient  avant  le  jugement  rendu  par  le 
tribunal  de  l'ancien  royaume  de  Hongrie. 

Section  VII. 

Propri6t6    Industrielle. 

Article  241. 

Sous  räserve  des  stipulations  du  präsent  Trait6.  les  droits  de  proprift6 
industrielle,  littöraire  ou  artistique,  teile  que  cette  propri6t6  est  d^finie  par 
les  Conventions  internationales  de  Paris  et  de  Berne  vis^es  aux  l'articles  22Ü  et 
222,  seront  rötablis  ou  restaur6s,  ä  partir  de  la  mise  en  vigueur  du  präsent  Traitt5 
dans  les  territoires  des  Ilautes  Parties  Contractantes,  en  faveur  des  personnes 
qui  en  6taient  bönöficiaires,  au  moment  oü  l'ötat  de  guerre  a  commene^ 
d'exister,  ou  de  leurs  ayants  droit.  De  mCme  les  droits  qui,  si  la  guerre 
n'avait  pas  eu  lieu,  auraient  pu  etre  acquis  pendant  la  durue  de  la  guerre, 
ä  la  suite  d'une  demande  formte  pour  la  protection  de  la  propriett^  indu- 
strielle ou  de  la  publication  d'une  oeuvre  litteraire  ou  artistique,  seront 
reconnus  et  ötablis  en  faveur  des  personnes  qui  auraient  des  titres,  a 
partir  de  la  mise  en  vigueur  du  present  Traitö. 

Toutefois.  les  actes  faits  en  vertu  des  mesures  speciales  qui  auront  tHe 
prises  pendant  la  guerre,  par  une  autorite  legislative,  executive  ou  administrative 
d'une  Puissance  alli^e  ou  associ(5e  ä  l'^gard  des  droits  des  ressortissants  de 
l'ancien  royaume  de  Ilongrie,  en  matiCire  de  proprit-to  industrielle,  litteraire 
ou  artistique,  demeureront  valables  et  continueront  ;\  avoir  leurs  pleins  effets. 

II  n'y  aura  lieu  ä  aucune  revcndication  dU  action  soit  de  la  part  de  la 
Hongrie  ou  de  ses  ressortissants,  soit  des  ressortissants  de  l'ancien  rnyaunie 
de  Hongrie   ou   en  leur  nom,   contre  l'utilisation   qui   aura  6te  faite  pendant 
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la  duröe  de  la  guerre,  par  le  Gouvernement  d'une  Puissance  alli6e  ou  associ^e 
iju  par  toute  persone,  pour  le  compte  de  ce  Gouvernement  ou  avec  son 
assentiment,  de  droits  de  propri6t6  industrielle,  litt6raire  ou  artistique, 
ni  contre  la  vente,  la  mise  en  vente  ou  lemploi  de  produits.  appareils, 
articles  ou  objets  quelconques  auxquels  s'appliquaient  ces  droits. 

Si  la  16gislation  d'une  des  Puissances  alliöes  ou  associ^es,  en  vigueur 
au  moment  de  la  signature  du  pr6sent  Trait6,  n'en  a  pas  dispos(j  autrement, 
les  sommes  dues  ou  pay^es  relativement  ä  la  propri6t6  de  personnes  vis6es 
h  l'article  232  b,  par  application  de  tout  acte  et  de  toute  Operation  effectu6s 
en  exöcution  des  mesures  speciales  vis6es  ä  l'alinöa  2  du  pr6sent  article, 
recevront  la  meme  affectation  que  les  autres  cr6ances  des  dites  personnes, 
conform^ment  aux  dispositions  du  pr6sent  Trait6  et  les  sommes  produites  par 
des  mesures  speciales  prises  par  le  Gouvernement  de  l'ancien  royaume  de 
Hongrie  en  ce  qui  concerne  les  droits  de  propri6t6  industrielle,  litt6raire  ou 
artistique  des  ressortissants  des  Puissances  alli^es  ou  associ^es,  seront  con- 
sid6r6es  et  traitöes  comme  toutes  les  autres  dettes  des  ressortissants  hongrois. 

Chacune  des  Puissances  alliöes  ou  associ6es  se  r^serve  la  facult6 
d'apporter  aux  droits  de  propri6t6  industrielle,  Iitt6raire  ou  artistique  (ä 
l'exception  des  marques  de  fabrique  ou  de  commerce)  acquis  avant  la  guerre, 
ou  pendant  sa  duröe,  ou  qui  seraient  acquis  ultörieurement  suivant  sa  16gis- 
lation  par  des  ressortissants  hongrois,  soit  en  les  exploitant,  soit  en  accor- 
dant  des  licences  pour  leur  exploitation,  soit  en  conservant  le  contröle  de 
cette  exploitation, "  soit  autrement,  telles  limitations,  conditions  ou  restrictions 
qui  pourraient  etre  consid6r6es  comme  nöcessaires  pour  les  besoins  de  la 
defense  nationale,  ou  dans  l'int^ret  public,  ou  pour  assurer  un  traitement 
^quitable  par  la  Hongrie  des  droits  de  propri6t6  industrielle,  littäraire  ou 
artistique  poss6d6s  sur  le  territoire  hongrois  par  ses  ressortissants,  ou  par 
garantir  l'entier  accomplissement  de  toutes  les  obligations  contractöes  par  la 
Hongrie  en  vertu  du  präsent  Traitö.  Pour  les  droits  de  propri6t6  industrielle, 
litt^raire  ou  artistique,  qui  seraient  acquis  apr^s  la  mise  en  vigueur  du 
du  präsent  Traitö,  la  facult^  ci-dessus  r6serv^e  aux  Puissancfes  alliöes  ou 
associ^es,  ne  pourra  etre  exerc6e  que  dans  le  cas  oü  les  limitations.  con- 
ditions ou  restrictions  pourraient  etre  consid^röes  comme  n^cessaires  pour  les 
besoins  de  la  defense  nationale  ou  de  l'intäret  public. 

Dans  le  cas  oii  il  serait  fait  application  par  les  Puissances  alliöes  et 
associ^es  des  dispositions  qui  pr^cödent,  il  sera  accord6  des  indemnit^s  ou  des 
redevances  raisonnables,  qui  recevront  la  meme  affectation  que  toutes  les 
autres  sommes  dues  ä  des  ressortissants  hongrois,  conformöment  aux  dispo- 
sitions du  präsent  Traitö. 

Chacune  des  Puissances  alli^es  ou  associöes  se  r^serve  la  facult^  de 
€onsid6rer  comme  nulle  et  de  nul  effet  toute  cession  totale  ou  partielle,  et 
toute  concession  de  droits  de  propri6tt5  industrielle,  litt^raire  ou  artistique, 
qui  auraient  6t6  effectu^es  depuis  le  28  juillet  1914  ou  qui  le  seraient  ä 
l'avenir  et  qui  auraient  pour  r^sultat  de  faire  obstacle  ä  l'application  des 
dispositions  du  präsent  article. 

Les  dispositions  du  präsent  article  ne  sont  pas  applicables  aux  droits 
de  propri6t6  industrielle,  litt6raire  ou  artistique  compris  dans  les  Soci6t6s  ou 
entreprises,  dont  la  liquidation  a  ^t^  effectu6e  par  les  Puissances  alliees  ou 
associöes,  conformöment  ä  la  lögislation  exceptionnelle  de  guerre,  ou  sera 
effectuöe  en  vertu  de  l'article  232,  paragraphe  b). 

Article  242. 

ün  d6lai  minimnm  d'une  ann^e.  ä  partir  de  la  mise  en  vigueur  du 
präsent  Trait^,  sans  surtaxe  ni  p6nalit6  d'aucune  sorte,  sera  accord^  aux  res- 
sortissants de  chacune  des  Hautes  Parties  Contractantes  pour  accomplir  tout 
acte,  remplir   toute   formalitö,   payer   toute  taxe  et  g6n6ralement  satisfaire  ä 
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toute  Obligation  prescrite  par  les  lois  et  r^glements  de  chaque  Etat  pour 
conserver  ou  obtenir  les  droits  de  propri6t6  industrielle  d^jä  acquis  au  28  juillet 
1914  ou  qui,  si  la  guerre  n'avait  pas  en  lieu.  auraient  pu  etre  acquis  depuis 
cette  date,  ä  la  suite  d'une  demande  faite,  avant  la  guerre  ou  pendani  sa 
dur6e,  ainsi  que  pour  y  former  Opposition.  Toutefois,  cet  article  ne  pourra 
conförer  aucun  droit  pour  obtenir  aux  Etats-Unis  d'Am^rique  la  reprise  d'une 
procödure  d'interf^rence  dans  laquelle  aurait  6t6  tenue  l'audience  finale. 

Les  droits  de  propri6t6  industrielle  qui  auraient  €t€  frappäs  de  d6cb6- 
ance  par  suite  du  d6faut  d'accomplissement  d'un  acte,  d'ex^cution  d'une  for- 
malit^  ou  de  payement  d'une  taxe  seront  remis  en  vigueur.  sous  la  r6serve 
toutefois  en  ce  qui  concerne  les  brevets  et  dessins,  que  chaque  Puissance 
alliöe  ou  associ6e  pourra  prendre  les  mesures  qu'elle  jugerait  6quitablement 
n^cessaires  pour  la  sauvegarde  des  droits  des  tiers  qui  auraient  exploite  ou 
employö  des  brevets  ou  des  dessins  pendant  le  temps  oü  ils  etaient  frappös 
de  döchöance.  De  plus  les  brevets  d'invention  ou  dessins  appartenant  ä  des 
ressortissants  hongrois  et  qui  seront  ainsi  remis  en  vigueur.  demeureront 
soumis,  en  ce  qui  concerne  l'octroi  des  licences.  aux  prescriptions  qui  leur 
auraient  6t6  applicables  pendant  la  guerre,  ainsi  qu'ä  t  out  es  les  dispositions 
du  präsent  Trait^. 

La  Periode  comprise  entre  le  28  juillet  1914  et  la  date  de  la  mise  en 
vigueur  du  pr6sent  Trait6  n'entrera  pas  en  ligne  de  compte  dans  le  d^lai 
prövu  pour  la  mise  en  exploitation  d'un  brevet  ou  pour  l'usage  de  marques 
de  fabrique  ou  de  commerce  ou  de  dessins  et  il  est  convenu  en  outre  quaucun 
brevet,  marque  de  fabrique  ou  de  commerce  ou  dessin  qui  6tait  encore  en 
vigueur  au  28  juillet  1914  ne  pourra  etre  frapp6  de  d6ch6ance  ou  d'annulation 
du  seul  cbef  de  non-exploitation  ou  de  non-usage  avant  l'expiration  dun  delai 
de  deux  ans  ä  partir  de  la  mise  en  vigueur  du  präsent  Traitö. 

Article  243. 

Les  d6lais  de  prioritö,  pr6vus  par  l'article  4  de  la  Convention  inter- 
nationale de  Paris  du  20  mars  1883  revis6e  ä  Washington  en  1911  ou  par 
toute  autre  Convention  ou  loi  en  vigueur,  pour  le  d6pot  ou  l'enregistrement 
des  demandes  de  brevets  d'invention  ou  modeles  d'utilite,  des  marques  de 
fabrique  ou  de  commerce,  des  dessins  et  modales,  qui  n'etaient  pas  encore 
expirös  le  28  juillet  1914  et  ceux  qui  auraient  pris  naissance  pendant  la 
guerre  ou  auraient  pu  prendre  naissance  si  la  guerre  n'avait  pas  eu  lieu 
seront  prolong^s  par  chacune  des  Hautes  Puissances  Contractantes  en  faveur 
de  tous  les  ressortissants  des  autres  Hautes  Puissances  Contractantes  jusqu'ä 
l'expiration  d'un  dölai  de  six  mois  ä  partir  de  la  mise  en  vigueur  du  prä- 
sent Trait6. 

Toutefois  cette  Prolongation  de  d^lai  ne  portera  pas  atteinte  aux  droits 
de  toute  Haute  Puissance  Contractante  ou  de  toute  personne  qui  seraient.  de 
bonne  foi,  en  possession,  au  moment  de  la  mise  en  vigueur  du  präsent  Tiaitt?, 
de  droits  de  propriöte  industrielle  en  Opposition  avec  ceux  demandes  en 
revendiquant  le  d61ai  de  prioritö  et  qui  conserveront  la  jouissance  de  leurs 
droits,  soit  personnellement,  soit  par  tous  agents  nu  titulaires  de  licence  aux- 
quels  ils  les  auraient  concödös  avant  la  mise  en  vigueur  du  prt^sent  Traite, 
sans  pouvoir  en  aucune  mani^re  ßtre  inquietes  ni  pnursuivis  comme  cuntre- 
facteurs. 

Article  244. 

Aucune  action  ne  pourra  etre  intentöe  ni  aucune  revendication  exerc^e. 
d'une  part,  par  des  ressortissants  de  l'ancien  royaumo  de  Hongrie  ou  par  des 
personnes  residant  ou  txer(;ant  leur  Industrie  dans  Us  territoires  de  l'ancien 
royaume  de  Hongrie,  et  d'autre  part,  par  dos  ressortissants  des  Puissances 
alliöes  ou  associt'es  ou  des  personnes  residant  ou  exer(;aut  leur  industrie  sur  le 
territoire   de  ces  Puissances  ni   par  les  tiers  auxquels  cos  personnes  auraient 
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c6d6  leurs  droits  pendant  la  guerre,  ä  raison  de  faits  qui  se  seraient  produits 
sur  le  territoire  de  l'autre  Partie,  entre  la  date  de  l'^tat  de  guerre  et  celle 
de  la  mise  en  vigueur  du  präsent  Trait6  et  qui  auraient  pu  etre  coDsid6r6s  comme 
portant  atteinte  ä  des  droits  de  propri6t6  industrielle  ou  de  propri6t6  litt6raire 
QU  artistique  ayant  exist^  ä  un  moment  quelconque  pendant  la  guerre  ou  qui 
seront  r6tablis  conform6ment  aux  articles  242  et  243  qui  pr^cedent. 

Aucune  action  ne  sera  6galement  recevable  de  la  part  des  mOmes  personnes, 
pour  infraction  aux  droits  de  propri6t6  industrielle,  littöraire  ou  artistique,  ä 
aucun  moment.  ä  l'occasion  de  la  vente  ou  de  la  mise  en  vente,  pendant  un 
au  ä  dater  de  la  signature  du  präsent  Trait6  sur  les  territoires  des  Puissances 
alli6es  ou  associ^es,  d'une  part,  ou  de  la  Hongrie,  d'autre  part,  de  produits 
ou  d'articles  fabriqu^s,  ou  d'oeuvres  litt^raires  ou  artistiques  publikes  durant 
la  Periode  comprise  entre  la  date  de  l'ötat  de  guerre  et  celle  de  la  signature  du 
präsent  Trait6,  ni  k  l'occasion  de  leur  acquisition  et  de  leur  emploi  ou  usage, 
6tant  entendu  toutefois  que  cette  disposition  ne  s'appliquera  pas  lorsque  les 
possesseurs  des  droits  avaient  leur  domicile  ou  des  Etablissements  industriels 
ou  commerciaux  situ6s  dans  les  rögions  occup6es  par  les  armöes  austro-hongroises 
au  cours  de  la  guerre. 

Cet  article  ne  sera  pas  applicable  aux  rapports  entre  les  Etats-Ünis 
d'Am6rique,  d'une  part,  et  la  Hongrie  d'autre  part. 

Article  245. 

Les  contrats  de  licences  d'exploitation  de  droits  de  propri^tö  industrielle 
ou  de  reproduction  d'oeuvres  litt^raires  ou  artistiques,  conclus  avant  l'Etat 
de  guerre,  entre  des  ressortissants  des  Puissances  alliäes  ou  associ^es  ou  des 
personnes  r6sidant  sur  leur  territoire  ou  y  exergant  leur  Industrie  d'une  part 
et  des  ressortissants  de  l'ancien  Ptoyaume  de  Hongrie  d'autre  part,  seront 
consid6r6s  comme  rösiliös,  ä  dater  de  l'^tat  du  guerre,  entre  l'ancienne  monar- 
chie  austro-hongroise  et  la  Puissance  alli^e  ou  associöe.  Mais,  dans  tous  les 
cas,  le  b6n6ficiaire  primitif  d'un  contrat  de  ce  genre  aura  le  droit,  dans  un 
dölai  de  six  mois  ä  dater  de  la  mise  en  vigueur  du  prösent  Traitö,  d'exiger 
du  titulaire  des  droits  la  concession  d'une  nouvelle  licence,  dont  les  conditions, 
ä  d^fant  d'entente  entre  les  parties,  seront  fixöes  par  le  tribunal  düment 
qualifiö  ä  cet  effet  dans  le  pays  sous  la  lögislation  duqel  les  droits  ont  6t6 
acquis,  sauf  dans  le  cas  de  ligences  obtenues  en  vertu  de  droits  acquis  sous 
la  l6gislation  de  l'ancien  Royaume  de  Hongrie ;  dans  ce  cas,  les  conditions 
seraient  fixEes  par  le  Tribunal  arbitral  mixte  prövu  par  la  Section  VI  de  la 
präsente  Partie.  Le  Tribunal  pourra,  s'il  y  a  lieu,  fixer  alors  le  montant 
des  redevances  qui  lui  paraitraient  justifiöes,  en  raison  de  l'utilisation  des 
droits  pendant  la  guerre. 

Les  licences  relatives  ä  des  droits  de  propriötä  industrielle,  litt^raire 
ou  artistique  qui  auront  6t6  conc6d6s  suivant  la  lögislation  speciale  de  guerre 
d'une  Puissance  alliöe  ou  associöe  ne  pourront  se  trouver  atteintes  par  la 
continuation  d'une  licence  existant  avant  la  guerre,  mais  elles  demeureront 
valables  et  continueront  ä  avoir  leurs  pleins  effets,  et  dans  le  cas  oü  une  de 
ces  licences  aurait  6t6  accord^e  au  b6n6ficiaire  primitif  d'un  contrat  de  licence 
pass6  avant  la  guerre,  eile  sera  consid6r6e  comme  s'y  substituant. 

Lorsque  des  sommes  auront  6t6  pay6es  pendant  la  guerre  relativement 
ä  la  propri^tö  des  personnes  visEes  ä  l'article  232  b),  en  vertu  de  contrat  ou 
licence  quelconques  intervenus  avant  la  guerre  pour  exploitation  des  droits 
de  propri6t6  industrielle  ou  pour  la  reproduction  ou  la  repr^sentatioa  d'oeuvres 
littöraires,  dramatiques  ou  artistiques,  ces  sommes  recevront  la  meme  affec- 
tation  que  les  autres  dettes  ou  cr^ances  desdites  personnes,  conformäment  au 
präsent  Traitö. 

Cet  article  ne  sera  pas  applicable  aux  rapports  entre  les  Etats -Unis 
d'Amörique,  d'une  part,  et  la  Hongrie  d'autre  part. 
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Section  VIII. 
Dispositions   Speciales   aux   Territoires   Transf6r6s. 

Article  246. 

Parmi  les  personnes  physiques  et  morales,  pr6c6demment  ressortissantes 
de  l'ancien  royaume  de  Hongrie,  y  compris  les  ressortissants  de  la  Bosnie- 
Herzögovine,  Celles  qui  acquiferent  de  plein  droit,  par  application  du  präsent 
Trait^,  la  nationalit^  d'une  Puissance  alli^e  ou  associöe,  sont  d^sign^es  dans 
les  stipulations  qui  vont  suivre  par  l'expression  „ressortissants  de  l'ancien 
royaume  hongrois";  les  autres  sont  dösignöes  par  l'expression  ^.ressortissants 
hongrois*. 

Article  247. 

Les  habitants  des  territoires  transf^r^s  en  vertu  du  präsent  Trait6.  cun- 
serveront,  nonobstant  ce  transfert  et  le  changement  de  nationalitö  qui  en 
rösultera,  la  pleine  et  entiere  jouissance  en  Hongrie,  de  tous  les  droits  de 
propriöte  industrielle  et  de  propri6t6  litt^raire  et  artistique.  dont  ils  6taient 
titulaires  suivant  la  l^gislation  en  vigueur  au  moment  dudit  transfert. 

Article  24H. 

Les  questions  concernant  les  ressortissants  de  l'ancien  Royaume  de  Hongrie 
ainsi  que  les  ressortissants  hongrois,  leurs  droits,  Privileges  et  biens.  qui  ne 
seraient  pas  vis6s.  ni  dans  le  präsent  Trait6,  ni  dans  le  Trait6  qui  doit  regier 
certains  rapports  immädiats  entre  les  Etats  auxquels  un  territoire  de  l'ancienne 
monarchie  austro-hongroise  a  6t6  transf6r6  ou  qui  sont  n6s  du  dömembreraent 
de  cette  monarchie,  feront  l'objet  de  Conventions  speciales  entre  les  Etats 
intöressös,  y  compris  la  Hongrie,  6tant  entendu  que  ces  Conventions  ne  pourront 
en  aucune  maniöre  etre  en  contradiction  du  präsent  Trait6. 

A  cet  effet,  il  est  convenu  que  dans  les  trois  mois  ä  compter  de  la  mise 
en  vigueur  du  präsent  Trait6,  une  Conference  aura  lieu  entre  les  D6l6gu6s  des 
Puissances  int6ress6es. 

Article  249. 

Le  Gouvernement  hongrois  remettra  sans  dölai  les  ressortissants  de  l'ancien 
royaume  de  Hongrie  en  possession  de  leurs  biens.  droits  et  int^rets  situ^s  sur 
le  territoire  hongrois. 

Le  montant  des  taxes  et  impots  sur  le  capital  qui  ont  6t6  lev6s  ou 
augment^s  sur  les  biens,  droits  et  intöröts  des  ressortissants  de  l'ancien  royaume 
de  Hongrie  depuis  le  3  novembre  1918,  ou  qui  pourraient  cHre  levt^s  ou  augment^s 
jusqu'ä,  la  restitution  conforme  aux  dispositions  du  präsent  Trait6  ou,  s'il  s'agit 
de  biens,  droits  et  int^rcts  qu'i  n'ont  pas  et(5  soumis  ä  des  mesures  exceptionelles 
de  guerre,  jusqu'ä  l'expiration  de  trois  mois  apr^s  la  mise  en  vigueur  du  präsent 
Traite,  sera  reserv6  aux  ayants-droit. 

Les  biens,  droits  et  intt^rets  restitu^s  ne  seront  soumis  ä  aucune  taxe 
impos(je  ä  l'^gard  de  tout  autre  bien  ou  de  tout  autre  entreprise  appartenant 
ä  la  meme  personne,  d^s  l'instant  que  ces  biens  auront  m  retirös  de  Hongrie, 
ou  que  ces  entreprises  auront  cess6  d'y  etre  exploit(5es. 

Si  des  taxes  de  tonte  nature  out  (516  pay^es  par  anticipation  pour  les 
biens,  droits  et  int6r6ts  retir(5s  de  Hongrie,  la  proportion  de  ces  taxes  pay^e 
pour  toute  p6riode  post(5rieure  au  retrait  de  ces  biens,  droits  et  intcrets,  sera 
reversö  aux  ayants  droit. 

Les  dispositions  des  articles  231  d)  et  254  du  präsent  Traite  relatives 
4  la  monnaie  dans  laquelie  le  payeraent  doit  etre  fait  ot  au  taux  du  change, 
seront  applicables  dans  les  cas  qu'elles  visent  respectivement  au  remboursement 
des  avoirs  dont  il  est  question  au  paragraphe  l«''  du  prüsent  article. 

Les  legs,  donations,  bourses,  fondations  de  ti»utes  sortes  fondt^s  ou  crOtJs 
dans  l'ancien  royaume  de  Hongrie  et  destint^s  aux  ressortissants  de  celui-ci 
seront  mis  par  la  Hongrie,  en  tant  que  ces  fondations   se   trouvent   sur   son 
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territüire,  ä  la  disposition  de  la  Puissance  alliöe  ou  associ6e,  dont  lesdites 
personnes  sont  actuellement  ressortissants  ou  deviendront  ressortissants  par 
suite  des  dispositions  du  pr6sent  Trait6  ou  des  Trait6s  conclus  en  vue  de 
regier  les  affaires  actuelles,  dans  l'ötat  oü  ces  fondations  se  trouvaient  k  la 
date  du  28  juillet  1914,  compte  tenu  des  payements  r^gulierement  effectu^s 
pour  l'objet  de  la  fondation. 

Dans  le  cas  oü  les  Statuts  des  fondations  familiales,  qui  continueront 
ä  ötre  administr^es  par  l'Etat  hongrois,  fönt  d^pendre  de  la  nationalit6 
hongroise  la  jouissance  de  leurs  b6n6fices,  les  b6n61iciaires  pr6somptifs  conser- 
veront  leur  droit  aux  pensions,  indemnitös  d'6ducation,  dots  et  autres  avan- 
tages,  meme  s'iis  ont  acquis  ou  acquiferent  plus  tard,  en  vertu  du  präsent 
Trait6  ou  des  Traitös  conclus  en  vue  de  regier  les  affaires  actuelles,  la 
nationalitö  de  Tun  des  Etats,  auxquels  des  territoires  de  l'ancien  royaume 
de  Hongrie  ont  6t6  ou  seront  transf6r6s  par  lesdits  Trait^s. 

Dans  le  cas  oü,  par  suite  de  l'extinction  d'une  famille  en  faveur  de 
laquelle  une  teile  fondation  avait  6t6  faite,  les  fonds  devaient  revenir 
ä  l'Etat  hongrois  ou  ä  une  Institution  de  l'Etat  hongrois,  le  droit  de  succession 
passera  ä  l'Etat  auquel  appartenait  le  dernir  b^n^ficiaire. 

Article  250. 

Nonobstant  les  dispositions  de  l'article  232  et  de  l'Annexe  de  la 
Section  IV,  les  biens,  droits  et  intörets  des  ressortissants  hongrois  ou  des 
sociöt^s  contr6l6es  par  eux,  situ6s  sur  les  territoires  de  l'ancienne  monarchie 
austro-hongroise  ne  seront  pas  sujets  ä  saisie  ou  liquidation  en  conformit6 
de  ces  disposition. 

Ces  biens,  droits  et  int^rets  seront  restitu^s  aux  ayants  droit,  libör^s 
de  toute  mesure  de  ce  genre  ou  de  toute  autre  mesure  de  disposition, 
d'administration  forc6e  ou  de  söquestre  prises  depuis  le  3  novembre  1918 
jusqu'ä  la  mise  en  vigueur  du  pr6sent  Traitö.  Ils  seront  restitu^s  dans 
r^tat  oü  ils  se  trouvaient  avant  l'application  des  mesures  en  question. 

Les  röclamations,  qui  pourraient  etre  introduites  par  les  ressortissants 
hongrois  en  vertu  du  präsent  article,  seront  soumises  au  Tribunal  arbitral 
mixte  pr6vu  ä  l'article  239. 

Les  biens,  droits  et  intörets  visös  par  le  präsent  article  ne  comprennent 
pas  les  biens  soumis  ä  l'article  191,  Partie  IX  (Clauses  financi^res). 

Rien  dans  le  präsent  article  ne  portera  atteinte  aux  dispositions  de 
l'Annexe  III  ä,  la  Section  I  de  la  Partie  VIII  (R6parations)  relativement  ä 
la  propri6t6  des  ressortissants  hongrois  sur  les  navires  et  bateaux. 

Article  251. 
Tous  contrats  pour  la  vente  de  marchandises  ä  livrer  par  mer  conclus 
avant  le  1er  janvier  1917  entre  ressortissants  de  l'ancien  royaume  de 
Hongrie,  d'une  part,  et  les  administrations  de  l'ancienne  monarchie  austro- 
hongroise,  de  la  Hongrie,  de  la  Bosnie-Herz6govine  ou  des  ressortissants 
hongrois,  d'autre  part,  seront  annul6s,  sauf  en  ce  qui  concerne  les  dettes  et 
autres  obligations  p6cuniaires,  rösultant  de  toute  Operation  ou  payements 
pr^vus  ä  ce  contrat.  Tous  les  autres  contrats  entre  les  memes  parties  conclus 
avant  le  l^r  novembre  1918  et  en  vigueur  ä  cette  date  seront  maintenus. 

Article  252. 
Seront  applicables  dans  les  territoires  transf^r^s,  en  mati^re  de  pre- 
scription,  forclusion  et  d^ch^ance  les  dispositions  pr6vues  aux  articles  235  et 
236,  6tant  entendu  que  l'expression  „döbut  de  la  guerre"  doit  etre  remplacöe 
par  l'expression  ,date,  qui  sera  fixöe  administrativement  par  chaque  Puissance 
alliöe  et  associ^e,  ä  laquelle  les  rapports  entre  les  Parties  sont  devenus 
impossibles  en  fait  ou   en   droit",    et   que  l'expression    ,dur6e   de   la  guerre" 


Friedensvertrag  von  Trianon.  567 

doit  etre  remplac^e   par   celle    ,periode   entre  la  date  ci-dessus  vis6e  et  Celle 
de  la  mise  en  vigueur  du  präsent  Traitö*. 

Article  253. 
La  Hongrie  s"engage  ä  n'empecher  en  aucune  facon  que  les  biens,  droits 
et  int^rets  appartenant  ä  une  soci6t6  constitu6e  en  conformitö  avec  les  lois 
de  Tancienne  monarchie  austro-hongroise  et  dans  laquelle  des  ressortissants 
alli^s  ou  associ6s  sont  intöressös,  soient  transf6r6s  k  une  compagnie  constitu6e 
en  conformitö  avec  les  lois  de  toute  autre  Puissance,  ä  faciliter  toutes  mesures 
nöcessaires  ä  l'execution  de  ce  transfert  et  ä  preter  tout  concours  qui  pourrait 
lui  etre  demand6  pour  effectuer  la  restitution  aux  ressortissants  alli^s  ou 
associäs  ou  aux  compagnies  dans  lesquelles  ceux-ci  sont  int6ress6s,  de  leurs 
biens,  droits  et  intörets  situ6s  soit  en  Hongrie,  soit  dans  les  territoires  transf6r6s. 

Article  254. 

La  Section  III,  sauf  l'article  231  d).  ne  s'appliquera  pas  aux  dettes 
contractäes  entre  des  ressortissants  hongrois  et  des  ressortissants  de  l'ancien 
royaume  de  Hongrie. 

Sous  r^serve  des  dispositions  speciales  pr6vues  ä  l'article  231  d)  pour 
les  Puissances  nouvellement  cr66es,  les  dettes  dont  il  est  question  ä  l'alin^a 
ler  du  präsent  article  seront  payöes  dans  la  monnaie  ayant  cours  lt5gal,  lors 
du  payement  dans  TEtat  dont  le  ressortissants  de  l'ancien  royaume  de  Hongrie 
est  devenu  ressortissant.  Le  taux  du  change  applicable  audit  röglement  sera 
le  taux  moyen  cot6  ä  la  Bourse  de  Geneve  durant  les  deux  mois  qui  ont 
pr6c6d6  le  ler  novembre  1918. 

Article  255. 

Les  Compagnies  d'assurance  qui  avaient  leur  si^ge  commercial  principal 
dans  les  territoires  faisant  pr6c6demment  partie  de  l'ancienne  monarchie 
austro-hongroise,  auront  le  droit  d'exercer  leur  industrie  dans  le  territoire 
hongrois  pendant  une  p6riode  de  dix  ans  apr^s  la  mise  en  vigueur  du  präsent 
Trait^,  sans  que  leur  changement  de  nationalit^  puisse  affecter  en  rien  la 
Situation  juridique  dont  elles  jouissaient  prec6demment. 

Pendant  la  p6riode  ci-dessus  indiqu6e.  les  Operations  desdites  Compagnies 
ne  pourront  etre  soumises  par  la  Hongrie  ä  aucune  taxe  ou  Charge  sup^rieures 
ä  Celles  dont  seront  grev^es  les  Operations  des  Compagnies  nationales.  Aucune 
mesure  ne  pourra  porter  atteinte  ä  leur  propriet6  qui  ne  soit  pas  appliquee 
egalement  aux  biens,  droits  ou  intörets  des  Compagnies  d'assurances  nationales, 
des  indemnitäs  convenables  seront  payees  dans  le  cas  oü  de  semblables 
mesures  seraient  prises. 

Les  präsentes  dispositions  ne  seront  applicables  qu'autant  que  les 
Compagnies  hongroises  d'assurance,  qui  exer^aient  pr^cedemment  leurs  affaires 
dans  les  territoires  transf(5r6s  seront  r^ciproquement  admises  ä  jouir  du  mCme 
droit  d'exercer  leur  industrie  dans  lesdits  territoires,  meme  si  leur  si^ge 
principal  etait  hors  de  ces  territoires. 

Apr^s  le  delai  de  dix  ans  indiqu^  ci-dessus,  les  Compagnies  d'assurance 
susvis6es,  ressortissant  aux  Puissances  alliees  et  associees,  jouiront  du  traite- 
ment  prövu  ä  l'article  211  du  pr6sent  Traite. 

Les  dispositions  du  präsent  article  s'appliqueront  ^galement  aux  Soci^tös 
coop^ratives,  pourvu  que  le  regime  ligal  de  ces  Soci^t^s  implique  une  respon- 
sabilite  effective  de  leurs  adhorents  pour  toutes  Operations  et  contrats  qui 
constituent  l'objet  desdites  Soci6t6s. 

Article  256. 
Des    Conventions   particuli^res    regleront    la    rt^partition    des    biens   qui 
appartiennent    ä    des    collectivit6s    ou    ä    des    personnes    morales    publiques 
exerc^ant  leur  activit6  snr  des  territoires  divis^s  par  suite  du  präsent  Traite. 
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Article  257. 

Les  Etats,  auxquels  un  territoire  de  l'ancienne  monarchie  austro- 
hoDgroise  ä  6t6  transför^  ou  qui  sont  n6s  du  dömembrement  de  cette 
monarchie,  reconnaitront  les  droits  de  propri6t6  industrielle,  litt6raire  et 
artistique  en  vigueur  sur  ce  territoire  au  moment  oü  celu-ci  aura  pass6  sous 
leur  souverainetö  ou  qui  sera  rätablis  ou  restaur^s  par  application  de  Tarticle  241 
du  präsent  Traitö.  Ces  droits  resteront  en  vigueur  pendant  la  duröe  qui 
leur  sera  accordöe  suivant  la  lögislation  de  l'ancienne  monarchie  austro- 
hongroise. 

Une  Convention  speciale  r^glera  toutes  questions  concernant  les  archives, 
registres  et  plans  relatifs  au  Service  de  la  propri6t6  industrielle,  litt^raire  et 
artistique  ainsi  que  leur  transmission  ou  communication  Eventuelles  par  les 
Offices  de  Tancienne  monarchie  austro-hongroise  aux  Offices  des  Etats  cession- 
naires  des  territoires  de  ladite  monarchie  ou  aux  Offices  des  fctats  nouvelle- 
ment  formös. 

Article  258. 

Sans  pr^judice  des  autres  stipulations  du  präsent  Traitß,  le  Gouvernement 
hongrois  s'engage,  en  ce  qui  le  concerne,  ä  remettre  ä  la  Puissance,  ä  laquelle 
des  territoires  de  l'ancienne  monarchie  austro-hongroise  sont  transför^s  ou 
qui  est  n6e  du  dömembrement  de  cette  monarchie,  teile  fraction  des  r^serves, 
accumul^es  par  les  Gouvernements  ou  les  administrations  de  l'ancienne 
monarchie  austro-hongroise  ou  par  des  organismes  publics  ou  privEs  opörant 
sous  leur  controle,  destin^s  ä  faire  face  au  fonctionnement,  dans  ces  territoires, 
de  toutes  assurances  sociales  et  assurances  d'Etat. 

Les  Puissances  auxquelles  ces  fonds  seront  remis  devront  n6cessairement 
les  aSecter  ä  l'exEcution  des  obligations  r^sultant  de  ces  assurances. 

Les  conditions  de  cette  remise  seront  r6gl6es  par  des  Conventions 
speciales,  conclues  entre  le  Gouvernement  hongrois  et  les  Gouvern'ements 
int6ress6s. 

Dans  le  cas  oü  ces  Conventions  speciales  ne  seraient  pas  conclues 
conform6ment  ä  Talinöa  pr^cödent  dans  les  trois  mois  de  la  mise  en  vigueur 
du  präsent  TraitE,  les  conditions  du  transfert  seront,  dans  chaque  cas,  soumises 
ä  une  Commission  de  cinq  membres,  dont  un  sera  nomm6  par  le  Gouver- 
nement hongrois  et  un  par  l'autre  Gouvernement  int^ressE  et  trois  seront 
nomm^s  par  le  Conseil  d'Administration  du  Bureau  international  du  Travail 
parmi  les  ressortissants  des  autres  Etats.  Cette  Commission.  votant  ä  la 
majoritö  des  voix,  devra  dans  les  trois  mois  de  sa  Constitution  adopter  des 
recommandations  ä  soumettre  au  Conseil  de  la  Soci6t6  des  Nations ;  les 
d^cisions  du  Conseil  devront  etre  imm6diatement  consid6r6es  par  la  Hongrie 
et  par  l'autre  Etat  int6ress6  comme  definitives. 

Article  259. 

Les  dispositions  de  la  präsente  Section  visant  les  rapports  entre  la 
Hongrie  ou  les  ressortissants  hongrois  et  les  ressortissants  de  l'ancien  Roj^aume 
de  Hongrie.  s'appliquent  aux  rapports  de  meme  nature  entre  la  Hongrie  ou 
les  ressortissants  hongrois  et  les  ressortissants  de  l'ancien  Empire  d'Autriche, 
vis6s  ä  l'article  263  du  Trait6  de  Paix  avec  l'Autriche. 

REciproquement  les  dispositioas  de  la  Section  VIII  de  la  Partie  X  du 
dit  Trait6,  visant  les  rapports  entre  l'Autriche  ou  les  ressortissants  autrichiens 
et  les  ressortissants  de  l'ancien  Empire  d'Autriche,  s'appliquent  aux  rapports 
de  meme  nature  entre  l'Autriche  ou  les  ressortissants  autrichiens,  et  les 
ressortissants  de  l'ancien  Royaume  de  Hongrie  visEs  ä  l'article  246  du  präsent 
Traite. 
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Partie  XI. 
Xavigfation  A^rienne. 

Article  260. 
Les   aöronefs   ressortissant   aux  Puissances   alli6es   ou   associ^es  auront 
pleine   libert^   de  survol   et  d'atterrissage  sur  le  territoire  de  la  Hongrie  et 
jouiront  des  memes  avantages   que   les  aöronefs  Hongrois  notamment  en  cas 
de  dötresse. 

Article  261. 

Les  aöronefs  ressortissant  aux  Puissances  alli^es  ou  associ^es.  en  transit 
pour  un  pays  6tranger  quelconque,  jouiront  du  droit  de  survoler,  sans  atterrir, 
le  territoire  de  la  Hongrie.  toujours  sous  röserve  des  r^glements  que  la  Hongrie 
pourra  6tablir  et  qui  seront  ögalement  applicables  aux  aöronefs  de  la  Hongrie 
et  ä  ceux  des  pays  alliös  et  associ^s. 

Article  262. 

Les  a^rodromes  ^tablis  en  Hongrie  et  ouverts  au  trafic  public  national 
seront  ouverts  aux  aöronefs  ressortissant  aux  Puissances  alliöes  et  associ^es, 
qui  y  seront  traitös  sur  un  pied  d'^galite  avec  les  a^ronefs  hongrois,  en 
ce  qui  concerne  les  taxes  de  toutes  natures  y  compris  les  taxes  d'atterrissage 
et  d'am^nagement. 

Article  268. 

Sous  r6serve  des  präsentes  dispositions,  le  droit  de  passage.  de  transit 
et  d'atterrissage,  pr6vu  aux  articles  260,  261  et  262,  est  subordonn^  ä 
l'observation  des  reglements  que  la  Hongrie  pourra  juger  nöcessaire  d'^dicter, 
^tant  entendu  que  ces  reglements  seront  appliqu6s  sans  distinction  aux 
aöronefs  hongrois  et  ä  ceux  des  Pays  alli^s  et  associ(5s. 

Article  264. 
Les   certificats   de   nationalitö,    de  navigabilit6,   les  brevets  de  capacit6 
et   licences,    d6livr6s   ou  reconnus   valables   par  l'une   quelconque   des   Puis- 
sances alliöes  ou  associ^es,  seront  admis  en  Hongrie  comme  valables  et  Äqui- 
valents aux  certificats,  brevets  et  licences  dölivrös  par  la  Hongrie. 

Article  265. 
Au  point  de  vue  du  trafic  commercial  a^rien  interne,  les  a^ronefs  ressor- 
tissant aux  Puissances   alliöes  et  associöes  jouiront  en  Hongrie  du  traitement 
de  la  nation  la  plus  favorisöe. 

Article  266. 
La  Hongrie  s'engage  ä  mettre  en  vigueur  des  mesures  propres  ä  assurer 
que  tout  aöronef  hongrois  survolant  son  territoire  se  conformera  aux  rt-gles 
sur  les  feux  et  signaux,  r^gles  de  l'air  et  rtigles  sur  le  trafic  aiJrien  sur  ou 
dans  le  voisinage  des  aörodromes,  telles  que  ces  rogles  sont  fix^es  dans  l;i 
Convention  passee  entre  les  Puissances  alli^es  et  associt5es  relativement  ä  la 
navigation  aärienne. 

Article  267. 
Les  obligations  impos6es  par  les  dispositions  qui  pröccdent  resteront  en 
vigueur  jusqu'au  1"  janvier  1928,  k  moins  qu'auparavant  la  Hongrie  ait  0t6 
adniise  dans  la  Societ6  des  Nations  ou  ait  ito  autorisce.  du  consenttnient  des 
Puissances  alii^es  et  associ6es.  ä  adhörer  ;i  la  Convention  passöe  cntre 
lesdites  Puissances.  relativement  ü  la  navigation  at^rienne. 
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Partie  XII. 

Ports,  Voies  d'Ean  et  Voics  Ferr6es. 

Section  I. 

Dispositions   G6n6rales. 

Article  2(58. 

La  Hongrie  s'engage  ä  accorder  la  libertö  du  transit  ä  travers  son  terri- 
toire  sur  les  voies  les  plus  appropriöes  au  transit  international  par  chemin 
de  fer,  par  cours  d'eau  navigable  ou  par  canal,  aux  personnes.  marchandises, 
navires,  bateaux,  wagons  et  Services  postaux  en  provenance  ou  ä  destination 
des  territoires  de  l'une  quelconque  des  Puissances  alliöes  et  associ6es,  limi- 
trophe  ou  non. 

Les  personnes,  marchandises,  navires,  bateaux,  wagons  et  Services 
postaux  ne  seront  soumis  ä  aucun  droit  de  transit,  ni  ä  aucun  d6lai  ou 
restriction  inutiles,  et  ils  auront  droit,  en  Hongrie,  au  traitement  national, 
en  tout  ce  qui  concerne  les  taxes  et  facilitös,  ainsi  qu'ä  tous  autres  ^gards. 

Les  marchandises  en  transit  seront  exemptes  de  tous  droits  de  douane 
ou  autres  droits  analogues. 

Toutes  taxes  ou  charges,  grevant  le  transport  en  transit,  devront  etre 
raisonnables,  eu  6gard  aux  conditions  du  trafic.  Nulle  redevance,  facilit6  ou 
restriction  ne  devra  döpendre,  directement  ou  indirectement,  de  la  qualit6  de 
propriätaire  ou  de  la  nationalitö  du  navire  ou  autre  moyen  de  transport  qui 
aurait  6t6  ou  qui  devrait  etre  employ^  sur  une  partie  quelconque  du  par- 
cours  total. 

Article  269. 

La  Hongrie  s'engage  ä  n'imposer  ni  maintenir  un  controle  quelconque 
sur  les  entreprises  de  transport,  en  transit  aller  et  retour,  des  6migrants  ä 
travers  son  territoire,  en  dehors  des  mesures  nöcessaires  pour  constater  que 
les  voyageurs  sont  röellement  en  transit;  eile  ne  permettra  ä  aucune  com- 
pagnie  de  navigation  ni  ä  aucune  autre  Organisation,  soci6t6  ou  personne 
privöe  int6ress6e  au  trafic,  de  participer  d'une  fagon  quelconque  ä  un  Service 
administratif  organisö  dans  ce  but,  ni  d'exercer  une  influence  directe  ou 
indirecte  ä  cet  6gard. 

Article  270. 

La  Hongrie  s'interdit  d'^tablir  une  distinction  ou  une  pr6f6rence  directe 
ou  indirecte,  en  ce  qui  concerne  les  droits,  taxes  et  prohibitions  relatifs  aux 
importations  dans  son  territoire  ou  aux  exportations  de  son  territoire  et, 
sous  röserve  des  stipulations  particuli^res  contenues  dans  le  pr6sent  trait6, 
en  ce  qui  concerne  les  conditions  et  le  prix  du  transport  des  marchandises 
ou  des  personnes  ä  destination  ou  en  provenance  de  son  territoire,  en  raison 
soit  de  la  frontiöre  d'entröe  ou  de  sortie,  soit  de  la  nature,  de  la  propri6t6 
ou  du  pavillon  des  moyens  de  transport  employ^s  (y  compris  les  transports 
a^riens),  soit  du  point  de  d6part  primitif  ou  immödiat  du  navire  ou  du 
bateau,  du  wagon,  de  l'a^ronef  ou  autre  moyen  de  transport,  de  sa  destina- 
tion finale  ou  interm6diaire,  de  l'itinöraire  suivi  ou  des  points  de  trans- 
bordement,  soit  du  fait  que  les  marchandisess  sont  import^es  ou  exportöes 
directement  par  un  port  hongrois  ou  indirectement  par  un  port  ätranger,  soit 
du  fait  que  les  marchandises  sont  import6es  ou  export6es  par  terre  ou  par 
voie  aörienne. 

La  Hongrie  s'interdit  notamment  d'^tablir,  au  pr^judice  de  ports,  navires 
ou  bateaux  de  l'une  quelconque  des  Puissances  alli^es  ou  associöes,  aucune 
surtaxe,  aucune  prime  directe  ou  indirecte  ä  l'exportation  ou  l'importation 
par  les  ports  ou  par  les  navires  ou  bateaux  hongrois  ou  par  ceux  d'une 
autre  Puissance,  en  particulier  sous  forme  de  tarifs  combin^s,  et  de  soumettre 
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les  personnes  ou  les  marchandises,  passant  par  un  port,  ou  utilisant  un  navire 
ou  bateau  d'une  quelconque  des  Puissances  alli6es  ou  associ^es  ä  des  forma- 
lit6s  ou  ä  des  dölais  quelconques  auxquels  ces  personnes  ou  ces  marchandises 
ne  seraient  pas  soumises,  si  elles  passaient  par  un  port  hongrois  ou  par  le 
port  d'une  autre  Puissance,  ou  si  elles  utilisaient  un  navire  ou  bateau  hongrois 
ou  un  navire  ou  bateau  d'une  autre  Puissance. 

Article  271. 

Toutes  les  dispositions  utiles  devront  Gtre  prises,  au  point  de  vue  ad- 
ministratif  et  technique,  pour  abr^ger,  autant  que  possible  la  p6n6tration  des 
marchandises  par  les  fronti^res  de  la  Hongrie  et  pour  assurer,  ä  partir  des- 
dites  frontiöres,  l'exp^dition  et  le  transport  de  ces  marchandises  sans  distinguer 
Selon  qu'elles  sont  en  provenance  ou  ä  destination  de  territoires  des  Puissances 
alliöes  ou  associ^es,  ou  en  transit  de  ou  pour  ces  territoires,  dans  des  con- 
ditions  materielles,  notamment  au  point  de  vue  de  la  rapidit^  et  des  soins 
de  route,  identiques  ä  Celles  dont  b^n^ficieraient  les  marchandises  de  meme 
nature,  voyageant  sur  le  territoire  hongrois  dans  des  conditions  semblables 
de  transport. 

En  particulier,  le  transport  des  marchandises  pörissables  sera  effectu6 
avec  promptitude  et  r^gularitö  et  les  formalit^s  douanieres  auront  lieu  de 
faQon  ä  permettre  la  continuation  directe  du  transport  des  marchandises  par 
les  trains  en  correspondance. 

Article  272. 

Les  ports  maritimes  des  Puissances  alli^es  et  associ^es  b6n6ficieront  de 
toutes  les  faveurs  et  de  tous  les  tarifs  r^duits  accord^s,  sur  les  voies  ferr^es 
ou  sur  les  voies  navigables  de  la  Hongrie,  au  profit  d'un  port  quelconque 
d'une  autre  Puissance. 

Article  273. 

La  Hongrie  ne  pourra  refuser  de  participer  aux  tarifs  ou  combinaisons 
de  tarifs  qui  auraient  pour  objet  d'assurer  aux  ports  d'une  des  Puissances 
alliöes  et  associöes  des  avantages  analogues  ä  ceux  qu'elle  aurait  accord^s 
ä  ceux  d'une  autre  Puissance. 

Section  IL 

Navigation. 

Chapitre  Premier. 

Libertö  de  Navigation. 

Article  274. 

Les   ressortissants   des    Puissances   alli6es   et  associ^es,   ainsi  que  leurs 

biens,    navires   et  bateaux,   jouiront,    dans  tous  les  ports  et  sur  les  voies  do 

navigation   int^rieure   de  la  Hongrie,    d'un  traitement  6gal.   ä  tous  t^gards,  a 

celui  des  ressortissants,  des  biens  et  des  navires  et  bateaux  hongrois. 

En  particulier,  les  navires  et  bateaux  de  l'une  quelconque  des  Puissances 
alli6es  et  associöes  seront  autoris^s  ä  transporter  des  marchandises  de  toute 
nature  et  des  passagers  ä  destination  ou  en  provenance  de  tous  ports  ou 
locaiit^s  situ6s  sur  le  territoire  de  la  Hongrie  auxquels  les  navires  et  bateau.v 
hongrois  peuvent  avoir  acc^s,  ä  des  conditions  qui  ne  seront  pas  plus  onö- 
reuses  que  Celles  appliqu6es  dans  le  cas  de  navires  et  bateaux  nationaux ; 
ils  seront  trait6s  sur  le  pied  d'^galit^  avec  les  navires  et  bateaux  nationaux. 
en  ce  qui  concerne  les  facilit6s  et  charges  de  ports  et  de  quai  de  toute  sorte, 
y  compris  les  facilit6s  de  stationnement,  de  chargement  et  de  decharj^oment. 
les  droits  et  charges  de  tonnage,  de  quai,  de  pilotage.  de  phare,  de  quaran- 
taine    et   tous    droits    et   charges   analogues,    de  quelque  nature  qu'ils  soient 
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per^us  au  nom  et  au  profit  du  Gouvernement,  de  fonctionnaires  publics,  de 
particuliers,  de  corporations  ou  d'ötablissements  de  quelque  espüce  que  ce  soit. 

Au  cas  oü  la  Hongrie  accorderait  ä  l'une  quelconque  des  Puissances 
alliöes  et  associ6es  ou  ä  toute  autre  Puissance  6trangere,  un  traitement  pr6- 
f^rentiel,  ce  regime  sera  6tendu  sans  dölai  et  sans  conditions  ä  toutes  les 
Puissances  alli6es  et  associ^es. 

II  ne  sera  apportö  ä  la  circulation  des  personnes  et  des  navires  et 
bateaux  d'autres  entraves  que  Celles  r6sultant  des  dispositions  relatives  aux 
douanes,  ä  la  police,  aux  prescriptious  sanitaires,  k  l'^migration  ou  ä  l'im- 
migration  ainsi  qu'ä  l'importation  ou  ä  l'exportation  des  marchandises  prohi- 
b6es.  Ces  dispositions,  raisonnables  et  uniformes,  ne  devront  pas  entraver 
inutilement  le  tralic. 

Chapitre  II. 

Clauses  Relatives  au  Danube. 

1°   Dispositions  communes  aux  röseaux  fluviaux  d^clar^s  internationaux. 

Article  275. 

Est  d6clar6  international :  le  Danube  depuis  Ulm ;  ensemble  toute  partie 
navigable  de  ce  röseau  fluvial  servant  naturellement  d'acces  ä  In  mer  ä  plus 
d'un  Etat,  avec  ou  sans  transbordement,  d'un  bateau  ä  un  autre,  ainsi  que 
les  canaux  lat^raux  et  chenaux  qui  seraient  6tablis,  soit  pour  doubler  ou 
amäliorer  des  sections  naturellement  navigables  dudit  r^seau  fluvial,  soit  pour 
räunir  deux  sections  naturellement  navigables  du  meme  cours  d'eau. 

A  la  suite  d'un  accord  conclu  entre  les  Etats  riverains,  le  regime  inter- 
national pourra  etre  6tendu  ä  toute  partie  du  r^seau  fluvial  susnomm^  qui 
ne  sera  pas  comprise  dans  la  d^finition  g6n6rale. 

Article  276. 
Sur  les  voies  d6clar6es  internationales  ä  l'article  pr6c6dent,  les  ressortis- 
sants,  les  biens  et  les  pavillons  de  toutes  les  Puissances  seront  traitös  sur  le 
pjed  d'une  parfaite  egalit^,  de  teile  sorte  qu'aucune  distinction  ne  soit  faite, 
au  d^triment  des  ressortissants,  des  biens  et  du  pavillon  d'une  quelconque  de 
ces  Puissances,  entre  ceux-ci  et  les  ressortissants,  les  biens  et  le  pavillon  de 
VEtat  riverain  lui-meme  ou  de  l'Etat  dont  les  ressortissants,  les  biens  et  le 
pavillon  jouissent  du  traitement  le  plus  favorable. 

Article  277. 
Les    bateaux   hongrois   ne   pourront   ex^cuter   le   tränsport,   par   lignes 
r^guliferes  de  voyageurs  et  de  marchandises,   entre  les  ports  d'une  Puissance 
alii6e  et  associäe,  qu'avec  uue  autorisation  speciale  de  celle-ci. 

Article  278. 
Des  taxes,  susceptibles  de  varier  avec  les  diS6rentes  sections  du  fleuve, 
pourront  etre  per^ues  sur  les  bateaux  empruntant  la  voie  navigable  ou  ses 
acc^s,  ä  moins  de  dispositions  contraires  d'une  Convention  existante.  Elles  devront 
etre  exclusivement  destin^es  ä  couvrir  d'une  fa^on  6quitable  les  frais  d'entretien 
de  la  navigabilit6  ou  d'amölioration  du  fleuve  et  de  ses  acc6s  ou  ä  subvenir 
ä  des  d^penses  faites  dans  l'int^ret  de  la  navigation.  Le  tarif  en  sera  calcul6 
d'apres  ces  d^penses  et  affich^  dans  les  ports.  Ces  taxes  seront  stabiles  de 
maniere  ä  ne  pas  rendre  nöcessaire  un  examen  d6taill6  de  la  cargaison,  ä  moins 
qu'il  n'y  ait  soup^on  de  fraude  ou  de  contravention. 

Article  279. 
Le    transit   des   voyageurs,    bateaux   et   marchandises   s'effectuera   con- 
form6ment  aux  conditions  g6n6rales  fix6es  ä  la  section  I. 
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Lorsque  les  deux  rives  d'un  fleuve  international  fönt  partie  d'un  meme 
Etat,  les  marchandises  en  transit  pourront  etre  mises  sous  scell6s  ou  sous  la 
garde  des  agents  de  douanes,  Lorsque  le  fleuve  forme  fronti^re.  les  marchan- 
dises et  les  voyageurs  en  transit  seront  exempts  de  toute  formalitö  doua- 
niöre ;  le  chargement  et  le  d6chargement  des  marchandises,  ainsi  que  l'em- 
harquement  et  le  d^barquement  des  voyageurs  ne  pourront  s'effectuer  que 
dans,  des  ports  d6sign6s  par  l'Etat  riverain. 

Article  280. 

Sur  le  parcours  comme  ä  l'embouchure  des  voies  navigables  susmentionn^es, 
il  ne  pourra  etre  pergu  de  redevances  d'aucune  espöce  autres  que  Celles  pr^vues 
ä  la  präsente  Partie. 

Cette  disposition  ne  fera  pas  obstacle  ä  l'^tablissement,  par  les  Etats 
riverains,  de  droits  de  douane,  d'octroi  local  ou  de  consommation,  non  plus 
qu'ä  la  cr6ation  de  taxes  raisonnables  et  uniformes  pr6lev6es  dans  les  ports. 
d'apres  les  tarifs  publics  pour  l'usage  des  grues,  616vateurs,  quais,  magasins 
et  autres  installations  analogues. 

Article  281. 

A  döfaut  d'une  Organisation  speciale  relative  ä  Tex^cution  des  travaux 
d'entretien  et  d'amölioration  de  la  partie  internationale  d'un  r^seau  navi- 
gable,  chaque  Etat  riverain  sera  tenu  de  prendre,  dans  la  mesure  convenable, 
les  dispositions  n^cessaires  ä  l'effet  d'6carter  tous  obstacles  ou  dangers  pour 
la  navigation  et  d'assurer  le  maintien  de  la  navigation  dans  de  bonnes 
conditions. 

Si  un  Etat  n^glige  de  se  conformer  ä  cette  Obligation,  tout  Etat  riverain 
ou  repr6sent6  ä  la  Commission  internationale  pourra  en  appeler  ä  la  juridiction 
Institute  ä  cet  effet  par  la  Soci6t6  des  Nations. 

Article  282. 

II  sera  procödö  de  la  meme  maniere  dans  le  cas  oü  un  Etat  riverain 
entreprendrait  des  travaux  de  nature  ä  porter  atteinte  ä  la  navigation  dans 
la  partie  internationale  La  juridiction  visöe  ä  l'article  pr^c^dent  pourra 
prescrire  la  Suspension  ou  la  suppression  de  ces  travaux,  en  tenant  compte 
dans  ses  döcisions  des  droits  relatifs  ä  l'irrigation,  ä  la  force  hydraulique, 
aux  pecheries  et  aux  autres  int^rets^  nationaux  qui.  en  cas  d'accord  de  tous 
les  fitats  riverains  ou  de  tous  les  Etats  repr6sent6s  ä  la  Commission  inter- 
nationale, auront  la  priorit^  sur  les  besoins  de  la  navigation. 

Le  recours  ä  la  juridiction  de  la  Soci6t6  des  Nations  ne  sera  pas 
suspensif. 

Article  288. 

Le  regime  formul6  par  les  articles  276  et  278  ä  282  ci-dessus  sera 
remplace  par  celui  qui  serait  institu6  dans  une  Convention  g6n6rale  etablie 
par  les  Puissances  alliöes  et  aösoci^es  et  approuvt'e  par  la  Soci^te  des  Nations. 
relativement  aux  voies  navigables  dont  ladite  Convention  reconnaitrait  le 
caract^re  international.  Cette  Convention  pourra  s'appliquer  notamment  a 
tout  ou  partie  du  röseau  fluvial  et  du  Danube  ci-dessus  mentionne,  ainsi 
qu'aux  autres  61(5ments  de  ce  r(5seau  iluvial  qui  pourrait  y  t'tre  compris  dans 
une  d^finition  g<5n6rale. 

La  Hongrie  s'engage,  conform^ment  ä  larticle  ;U4,  a  adh^rer  i  la  ditc 
Convention  g6n6rale. 

Article  284. 

La  Hongrie  c6dera  aux  Puissances  alliöes  et  associ^es  intt5resscos  dans 
le  d6lai  maximum  de  trois  mois  apres  la  notilication  qui  lui  en  sera  falte. 
une  partie  des  remorqueurs  et  des  bateaux  qui  resteront  immatricules  dans 
les  ports  des  r(5seaux  lluviaux  vis6s  ä  l'article  27;"),   apri-s  les  priMi-vements  ;i 
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op6rer  k  titre  de  restitution  ou  de  r6paration.  La  Hongrie  cedera  de  mßme 
le  mat^riel  de  toute  nature  n6cessaire  aux  Puissances  alli6es  et  associ^es 
int6ress6es  pour  l'utilisation  de  ces  röseaux. 

Le  nombre  des  remorqueurs  et  bateaux  et  Timportance  du  mat6riel  c6d6 
ainsi  que  leur  repartition,  seront  d6termin6s  par  un  ou  plusieurs  arbitres 
d6sign6s  par  les  Etats-Unis  d'Am6rique  en  tenant  compte  des  besoins  legitimes 
des  parties  en  cause,  et  en  se  basant  notamment  sur  le  trafic  de  la  navigation 
dans  les  cinq  ann^es  qui  ont  pr6c6d6  la  guerre. 

Tous  les  bätiments  ced6s  devront  etre  munis  de  leurs  agr^s  et  apparaux, 
€tre  en  bon  6tat,  capables  de  transporter  des  marchandises  et  cboisis  parmi 
les  plus  r6cemment  construits. 

Lorsque  les  cessions  pr6vues  au  präsent  article  nöcessiteront  des  trans- 
ferts  de  propriötö,  l'arbitre  ou  les  arbitres  fixeront  les  droits  des  anciens 
propri^taires  d^termin^s  au  15  octobre  1918  et  le  montant  de  l'indemnit^  ä 
leur  payer,  ainsi  que  dans  chaque  cas  particulier,  le  mode  de  reglement  de 
cette  indemnit6.  Si  l'arbitre  ou  les  arbitres  reconnaissent  que  tout  ou  partie 
de  cette  indemnit6  doit  revenir  directement  ou  indirectement  ä  des  Etats 
tenus  ä  des  röparations,  ils  dötermineront  la  somme  ä  porter  de  ce  chef  au 
credit  desdits  Etats. 

En  ce  qui  concerne  le  Danube,  sont  ögalement  soumises  ä  l'arbitrage 
de  l'arbitre  ou  des  arbitres  susmentionnös,  toutes  questions  ayant  trait  ä  la 
repartition  permanente  des  navires  dont  la  propri6t6  ou  la  nationalit6  donne- 
raient  lieu  ä  un  diff6rend  entre  Etats,  et  aux  conditions  de  ladite  repartition. 

üne  Commission  formte  des  Reprösentants  des  £tats-Unis  d'Am6rique, 
de  l'Empire  britannique,  de  la  France  et  de  l'Italie  est  investie,  jusqu'ä  la 
repartition  definitive,  du  controle  de  ces  vaisseaux.  Cette  Commission  fera 
provisoirement  le  necessaire  pour  assurer  l'exploitation  de  ces  navires  dans 
l'interet  general  par  un  organisme  local  quelconque,  ou,  sinon,  eile  l'entre- 
prendra  elle-meme  sans  cependant  porter  atteinte  ä  la  repartition  definitive. 

Cette  exploitation  provisoire  sera  dans  la  mesure  du  possible  etablie 
sur  des  bases  commerciales  et  les  recettes  nettes  pergues  par  ladite  Commission 
pour  la  location  des  navires  seront  employees  de  la  maniere  qui  sera  indiquee 
.par  la  Commission  des  repartitions. 

2*^  Dispositions  speciales  au  Danube. 

Article  285. 

La  Commission  europeenne  du  Danube  exercera  de  nouveau  les  pouvoirs 
qu'elle  avait  avant  la  guerre.  Toutefois  et  provisoirement,  les  representants 
de  la  Grande-Bretagne,  de  la  France,  de  l'Italie  et  de  la  Roumanie  feront 
seuls  partie  de  cette  Commission. 

Article  286. 

A  partir  du  point  oü  cesse  la  competence  de  la  Commission  europeenne, 
le  reseau  du  Danube  vise  ä  l'article  275  sera  place  sous  l'administration  d'une 
•Commission  internationale  composee  comme  suit : 

2  representants  des  Etats  allemands  riverains; 

1  representant  de  chacun  des  autres  Etats  riverains; 

1  representant  de  chacun  des  Etats  non  riverains  representes  ä  l'avenir 
a  la  Commission  europeenne  du  Danube. 

Si  quelques-uns  de  ces  representants  ne  peuvent  etre  designes  au  moment 
de  la  mise  en  vigueur  du  present  traite,  les  decisions  de  la  Commission  seront 
neanmoins  valables. 

Article  287. 

La  Commission  internationale  prevue  ä  l'article  precedent  se  reunira 
aussitöt  que  possible  apres  la  mise  en  vigueur  du  present  traite  et  assumera 
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provisoirement  Tadministration  du  fleuve,  en  conformit6  des  dispositions  des 
articles  276  et  278  ä  282,  jusqu'ä  ce  qu'un  Statut  d6finitif  du  Danube  soit 
stabil  par  les  Puissaiices  d6sign6es  par  les  Puissances  alli6es  et  associ^es. 

Les  döcisions  de  cette  Commission  internationale  seront  prises  ä  la 
majoritö  des  voix.  Les  appointements  des  commissaires  seront  fix6s  et  pay6s 
par  leurs  pays  respectifs. 

.  Provisoirement  tout  deficit  qui  se  produirant  dans  les  d6penses  d'ad- 
ministration  de  la  Commission  internationale  sera  support6  ä  parts  6gales  par 
les  Etats  repr6sent6s  ä  la  Commission. 

La  Commission  sera  cliarg6e  notamment  de  röglementer  l'attribution 
des  licences  des  pilotes,  les  frais  de  pilotage  et  de  surveiller  les  Services 
des  pilotes. 

Article  288. 

La  Hongrie  s'engage  ä  agr^er  le  regime  qui  sera  ^tabli  pour  le  Danube 
par  une  conförence  des  Puissances  d^sign^es  par  les  Puissances  alliöes  et 
associees;  cette  Conference,  ä  laquelle  des  reprösentants  de  la  Hongrie  pourront 
etre  pr^sents,  se  r^unira  dans  le  d6lai  d'un  an  apros  la  mise  en  vigueur  du 
präsent  Traitä. 

Jusqu'au  moment  oü  un  Statut  d^finitif  aura  6t6  6tabli  en  ce  qui  con- 
cerne  le  Danube,  la  Commission  internarionale  pr^vue  dans  l'article  286  aura 
sous  son  contröle  provisoire  l'emploi  de  l'^quipement,  des  6difices  et  des 
installations  utilis6es  pour  l'exöcution  et  l'entretien  des  travaux  sur  la  section 
du  Danube  entre  Turnu-Severin  et  Moldava.  La  destination  definitive  de  ces 
6quipements,  ^difices  et  installations  sera  dötermin^e  par  la  Conference  pr6vue 
ä  Talinöa  pr^c^dent.  La  Hongrie  declare  renoncer  ä  tous  ses  droits,  titres 
et  interets  sur  lesdits  öquipements,  ödifices  et  installations. 

Article  289. 
II  est  mis  fin  au  mandat  donnö  par  l'article  öl  du  Traitä  de  Berlin  du 
13  juillet  1878  ä  l'Autriche- Hongrie  et  c6de  par  celli-ci  ä  la  Hongrie,  pour 
l'execution  des  travaux  aux  Portes  -  de  -  F'er.  La  Commission  chargee  de 
l'administration  de  cette  partie  du  fleuve  statuera  sur  le  r^glement  des  comptes, 
sous  röserve  des  dispositions  financi^res  du  präsent  Trait6.  Les  taxes  qui 
pourraient  etre  n^cessaires  ne  seront,   en  aucun  cas,  per^ues  par  la  Hongrie. 

Article  290. 
Au  cas  oü  l'Etat  tchöco  -  slovaque,  l'Etat  serbo-croate-slovene  ou  la 
Roumanie  entreprendraient,  apr^s  autorisation  ou  sur  mandat  de  la  Commission 
internationale  des  travaux  d'emönagement,  d'amelioration,  de  barrage  ou 
autres  sur  une  section  du  röseau  fluvial  formant  fronti6re,  ces  Etats  jouiniient 
sur  la  rive  oppos^e,  ainsi  que  sur  la  partie  du  lit  situ6e  hors  de  leur  terri- 
toire,  de  toutes  les  facilit6s  ntScessaires  pour  proc6der  aux  6tudes,  Texecution 
et  ä  l'entretien  de  ces  travaux. 

Article  291. 
La  Hongrie  sera  tenue,   vis-ä-vis  de  la  Commission  europeenne  du  Da- 
nube, ä  toutes  restitutions  röparations  et  indemnit^s  pnur  les  dommages  subis 
pendant  la  guerrc  par  cette  Commission. 

Chapitre  II 1. 

Regime   des   Eau.x. 

Article  292. 
A   moins   de   dispositions   contraires,    lorsque.    par  suite  du  trace  d'une 
nouvelle   frontiere.   le  regime  des  eaux  (canalisation.  inondations.  irrigations, 
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drainage  ou  affaires  analogues)  dans  un  Etat,  d6pend  de  travaux  ex6cut6s 
sur  le  territoire  d'un  autre  l^tat,  ou  lorsquil  est  fait  emploi,  sur  le  territoire 
d'un  Etat,  en  vertu  d'usages  ant6rieurs  ä  la  guerre,  des  eaux  ou  de  l'^nergie 
hydraulique  n6es  sur  le  territoire  d'un  autre  Etat,  il  doit  etre  6tabli  une 
entente  entre  les  Etats  int6ress6s  de  nature  ä  sauvegarder  les  int6rets  et  les 
droits  acquis  par  chacun  d'eux. 

A  moins  de  dispositions  contraires,  lorsqu'il  est  fait  usage  dans  un 
Etat,  pour  des  besoins  municipaux  ou  domestiques,  d'6lectrict6  ou  d'eau  dont, 
par  suite  du  trac6  d'une  nouvelle  f rentiere,  la  source  se  trouve  situ6e  sur  le 
territoire  d'un  autre  Etat,  il  doit  etre  stabil  une  entente  entre  les  Etats 
int6ress6s  de  nature  ä  sauvegarder  les  intörets  et  les  droits  acquis  par  chacun 
d'eux.  En  attendant  cet  accord,  les  stations  centrales  ölectriques  et  les  in- 
stallations  destinöes  ä  fournir  l'eau  seront  tenues  de  continuer  la  fourniture 
sur  des  bases  corresspondantes  aux  conditions  et  contrats  en  vigueur,  le  3 
novembre  1918. 

A  d^fout  d'accord,  dans  le  cas  de  Tun  ou  l'autre  des  alinöas  qui  pr6c6dent, 
et  sous  räserve  des  stipulations  de  l'article  293,  il  sera  Statut  par  un  arbitre 
d6sign6  par  le  Conseil  de  la  Soci6t6  des  Nations. 

Article  293. 

En  vue  de  l'application  de  l'article  292,  sur  les  territoires  de  l'ancien 
royaume  de  Hongrie  formant  le  Bassin  du  Danube,  non  compris  le  Bassin  de 
l'Olt,  ainsi  que  pour  l'exercice  des  attributions  pr6vues  ci-apres,  il  est  Institut, 
dans  l'int^ret  commun  des  Etats  ayant  la  souverainet^  sur  lesdits  territoires, 
une  Commission  technique  permanente  du  regime  des  eaux,  comprenant  un 
repräsentant  de  chacun  des  ji,tats  territorialement  int6ress6s  et  un  President 
nomm6  par  le  Conseil  de  la  Soci6t6  des  Nations. 

Cette  Commission  devra  provoquer  la  conclusion,  surveiller  et,  en  cas 
d'urgence,  assurer  l'ex^cution  des  ententes  prövues  ä  l'article  292 ;  eile  devra 
maintenir  et  am^liorer,  notamment  en  ce  qui  concerne  le  d^boisement  et  le 
reboisement,  l'unit^  du  regime  des  eaux,  ainsi  que  des  Services  y  relatifs,  tels 
que  le  Service  hidrom^trique  et  d'annonce  des  crues.  Elle  proc^dera  ä  l'ötude 
des  questions  connexes  de  navigation,  ä  Texception  de  Celles  qi.  seraient  du 
ressort  de  la  Commission  de  navigation  comp^tente  pour  le  Haut-Danube, 
dont  eile  devra  saisir  ladite  Commission,  et  tiendra  compte  spöcialement  de 
l'intöret  des  pächeries.  Cette  Commission  entreprendra  en  outre  tous  travaux 
ou  6tudes  et  cr6era  tous  Services  qui  lui  seraient  confi6s  par  entente  unanime 
entre  ies  Etats  int^ress^s. 

La  Commission  du  Regime  des  Eaux  devra  se  r^unir  dans  un  d^lai  de 
trois  mois  apr^s  la  mise  en  vigueur  du  präsent  Trait6;  eile  6laborera  la 
r6glement  relatif  ä  ses  attributions  et  ä  son  fonctionnement,  r^glement  qui 
sera  soumis  ä  l'approbation  des  Etats  intöress^s. 

Tous  d6saccords  s'6levant  sur  des  matieres  faisant  l'objet  du  präsent 
article  seront  röglös  comme  il  sera  pr6vu  par  la  Soci6t6  des  Nations. 

Section  III. 
CheminsdeFer. 
Chapitre  Premier. 
Libertß  de  Transit  pour  la  Hongrie  vers  l'Adriatique. 

Article  294. 
Le  libre  acc^s  ä  la  Mer  Adriatique  est  accord6  ä  la  Hongrie  et,  ä  cette 
fin,  la  libert6  de  transit  lui  est  reconnue  sur  les  territoires  et  dans  les  ports 
dötach^s  de  l'ancienne  monarchie  austro-hongroise. 
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La  libertö  de  transit  est  celle  qui  est  döfinie  ä  l'article  268  jusqu'au 
moment  oü  une  Convention  g^n^rale  sera  conclue  ä  ce  sujet  entre  les  Puis- 
sances  alli^es  et  associöes,  apr^s  quoi  les  dispositions  de  la  nouvelle  Con- 
vention y  seront  Substitutes. 

Des  Conventions  particulieres  entre  les  Etats  ou  les  administrations 
int6ress6s  d^termineront  les  conditions  de  l'exercice  de  la  facult6  accordöe 
ci-dessus  et  rögleront  notamment  le  mode  d'utilisation  des  ports  et  des  zones 
franches  y  existant  ainsi  que  des  voies  ferröes  y  donnant  cormalement  acces. 
l'ätablissement  de  Services  et  tarifs  internationaux  (communs)  comportant  des 
billets  et  des  lettres  de  voiture  directs  et  le  maintien  des  dispositions  de  la 
Convention  de  Berne  du  14  octobre  1890  et  des  conditions  compl6mentaires 
jasqu'ä  son  remplacement  par  une  nouvelle  Convention. 

La  libert6  de  transit  s'ötendra  aux  Services  postaux,  t6l6graphiques  et 
t6l6phoniques. 

Chapitre  II. 
Clauses  Relatives  aux  Transports  Internationaux. 

Article  295. 

Les  marchandises  en  provenance  des  territoires  des  Puissances  alli^es 
et  associ6es  et  ä  destination  de  la  Hongrie,  ainsi  que  les  marchandises  en 
transit  par  la  Hongrie  et  en  provenance  ou  ä  destination  des  territoires  des 
Puissances  alliöes  et  associ^es,  bönöficieront  de  plein  droit  sur  les  chemins 
de  fer  hongrois,  au  point  de  vue  des  taxes  ä  percevoir  (compte  tenu  de  toutes 
ristournes  et  primes),  des  facultas  et,  ä  tous  ögards,  du  regime  le  plus 
favorable  appliqu6  aux  marchandises  de  meme  nature  transport^es  sur  une 
quelconque  des  lignes  hongroises,  soit  en  trafic  intörieur.  soit  ä  Texportation, 
ä  l'importation  ou  en  transit,  dans  des  conditions  semblables  de  transport, 
notamment  au  point  de  vue  de  la  longueur  du  parcours.  La  meme  rögle 
sera  appliqu6e,  sur  la  demande  d'une  ou  plusieurs  Puissances  alli^es  ou 
associöes,  aux  marchandises  nommöment  dösignöes  par  ces  Puissances,  en 
provenance  de  la  Hongrie  et  ä  destination  de  leurs  territoires. 

Das  tarifs  internationaux,  ^tablis  d'apr^s  les  taux  pr^vus  ä  l'alin^a 
pr6c6dent  et  comportant  des  lettres  de  voiture  directes,  devront  etre  cr^^s 
lorsqu'une  des  Puissances  alliöes  ou  associ6es  le  requerra  de  la  Hongrie. 

Toutefois,  Sans  pr^judice  des  dispositions  des  articles  272  et  273,  la 
Hongrie  s'engage  ä  maintenir  sur  ses  propres  lignes  le  regime  des  tarifs 
existants  avant  la  guerre  pour  le  trafic  des  ports  de  l'Adriatique  et  de  la 
mer  Noire,  au  point  de  vue  de  leur  concurrence  avec  les  ports  allemands 
du  Nord. 

Article  296. 

A  partir  de  la  mise  en  vigueur  du  präsent  Trai6,  les  Hautes  Parties 
Contractantes  renouvelleront,  en  ce  qui  les  concerne  et  sous  les  r^serves 
indiquöes  au  second  paragraphe  du  präsent  article,  les  Conventions  et  arrange- 
ments  sign(5s  ä  Berne  le  14  octobre  1890,  le  20  septembre  1898.  le  IG  juillet 
1895,  le  16  juin  1898  et  le  19  septembre  190(i.  sur  le  transport  des  marchan- 
dises par  voies  ferr^es. 

Si,  dans  un  dölai  de  cinq  ans  aprC-s  la  mise  en  vigueur  du  prt^sent 
Trait^,  une  nouvelle  Convention  pour  le  transport  par  chemins  de  fer  des 
voyageurs,  des  bagages  et  des  marchandises  est  conclue  pour  romplacer  la 
Convention  de  Berne  du  14  octobre  1890  et  les  additions  subsöquentes  visees 
ci-desBus,  cette  nouvelle  Convention,  ainsi  quo  les  conditions  complementaires 
rögissant  le  transport  international  par  voies  ferrees  qui  pourront  rtre  basces 
sur  eile  lieront  la  Hongrie,  m6me  si  cette  Puissance  refuse  de  prendre  part 
ä   la  pr6paration   de   la  Convention   ou   d'y   adh^rer.     Jusqu'ä   la  conclusion 
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d'une  nouvelle  Convention,  la  Hongrie  se  conformera  aux  dispositions  de  la 
Convention  de  Berne  et  aux  additions  subsäquentes  vis6es  ci-dessus  ainsi 
qu'aux  conditions  compl^mentaires. 

Article  297. 

La  Hongrie  sera  tenue  de  coopörer  ä  l'ötablissement  des  Services  avec 
billets  direct  pour  les  voyageurs  et  leurs  bagages  qui  lui  seront  demand^s 
par  une  ou  plusieurs  Puissances  alliöes  ou  associöes  pour  assurer,  par  chemins 
de  fer,  les  relations  de  ces  puissances  entre  elles  ou  avec  tous  autres  pays, 
en  transit  ä  travers  le  territoire  hongrois;  la  Hongrie  devra  notamment 
recevoir,  ä  cet  effet,  les  trains  et  les  voitures  en  provenance  des  territoires 
des  Puissances  alliöes  et  associöes  et  les  acheminer  avec  une  c6l6rit6  au 
moins  6gale  ä  celle  de  ses  meilleurs  trains  ä  long  parcours  sur  les  memes 
lignes.  En  aucun  cas,  les  prix  applicables  ä  ces  Services  directs  ne  seront 
sup6rieurs  aux  prix  per^us,  sur  le  meme  parcours,  pour  les  Services  Interieurs 
hongrois  effectuös  dans  les  memes  conditions  de  vitesse  et  de  confort. 

Les  tarifs  applicables,  dans  les  memes  conditions  de  vitesse  et  de 
confort,  au  transport  des  6migrants  sur  les  chemins  de  fer  hongrois  ä  desti- 
nation  ou  en  provenance  des  ports  des  Puissances  alli^s  et  associ^s  ne  pourront 
Jamals  ressortir  ä  une  taxe  kilom^trique  sup6rieure  ä  celle  des  tarifs  les  plus 
favorables,  compte  tenu  de  toutes  primes  ou  ristournes  dont  b6n6ficieraient 
sur  lesdits  chemins  de  fer,  les  ^migrants  ä  destination  ou  en  provenance 
d'autres  ports  quelconques. 

Article  298. 

La  Hongrie  s'engage  ä  n'adopter  aucune  mesure  technique,  fiscale  ou 
administrative,  teile  que  la  visite  en  douane,  les  mesures  de  police  generale, 
de  police  sanitaire  ou  de  controle,  qui  serait  speciale  aux  Services  directs 
pr6vus  ä  l'article  pr6c6dent  ou  aux  transports  d'^migrants,  ä  destination  ou 
en  provenance  des  ports  des  Puissances  alliöes  et  associ^es,  et  qui  aurait 
pour  effet  d'entraver  ou  de  retarder  ces  Services. 

Article  299. 
En  cas  de  transport,  partie  par  chemins  de  fer  et  partie  par  navigation 
int^rieure,   avec  ou  Sans  lettre  de  voiture  directe,   les  stipulations  qui  pr^ce- 
dent  seront  applicables  ä  la  partie  du  trajet  effectu6  par  chemin  de  fer. 


Chapitre  IIL 
*  Mat6rielRoulant. 

Article  300. 

La  Hongrie  s'engage  ä  ce  que  les  wagons  hongrois  soient  munis  de 
dispositifs  permettant: 

1"  de  les  introduire  dans  les  trains  de  marchandises  circulant  sur  les 
lignes  de  Celles  de  Puissances  alli^es  et  associ6es,  qui  sont  parties  ä  la  Con- 
vention de  Berne  du  15  mai  1886,  modifi6es  le  18  mai  1907,  sans  entraver 
le  fonctionnement  du  frein  continu  qui  pourrait,  dans  les  dix  ans  qui  suivront 
la  mise  en  vigueur  du  präsent  Trait6,  etre  adopt6  dans  ces  pays ; 

2^  d'introduire  les  wagons  de  ces  Puissances  dans  tous  les  trains  de 
marchandises  circulant  sur  les  lignes  hongroises. 

Le  matöriel  roulant  des  Puissances  alliäes  et  associ^es  jouira,  sur  les 
lignes  hongroises,  du  meme  traitement  que  le  mat^riel  hongrois  en  ce  qui 
concerne  la  circulation,  l'entretien  et  les  r^parations. 
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Chapitre  IV. 
Transfer!  de  Lignes   de   Chemins    de   Fer. 

Article  301. 

Sous  röserve  des  stipulations  particulieres,  relatives  au  transfert  des 
ports,  voies  d'eau  et  voies  ferr^es  situ6s  dans  les  territoires  transf^res  en. 
vertu  du  präsent  traitö,  ainsi  que  des  dispositions  financiöres  concernant  les 
concessionnaires  et  le  Service  des  pensions  de  retraites  du  personnel,  le  transfert 
des  voies  ferr^es  aura  lieu  dans  les  conditions  suivantes: 

1*^  Les  uuvrages  et  installations  de  toutes  les  voies  ferr^es  seront  livr^s 
au  complet  et  en  bon  6tat; 

2*^  Lorsqu'un  r^seau  ayant  un  mat^riel  roulant  ä  lui  propre  sera  trans- 
l€v6  en  entier  par  la  Hongrie  ä  une  des  Puissances  alli6es  et  associöes,  ce 
mat^riel  sera  remis  au  complet,  d'apr^s  le  dernier  inventaire  au  8  novembre 
1918,  et  en  6tat  normal  d'entretien; 

30  Pour  les  lignes  n'ayant  pas  un  mat6riel  roulant  special,  la  r^par- 
tition  du  matöriel  existant  sur  le  r^seau  auquel  ces  lignes  appartiennent. 
sera  faite  par  des  Commissions  d'experts  dösign^s  par  les  Puissances  alli^es 
et  associöes  et  dans  lesquelles  la  Hongrie  sera  repr6sent6e.  Ces  Commissions 
devront  prendre  en  consid^ration  l'importance  du  matöriel  immatricul6  sur 
ces  lignes.  d'apr^s  le  dernier  inventaire  au  3  novemcre  1918.  la  longueur 
des  voies,  y  compris  les  voies  de  service,  la  nature  et  l'importance  du  trafic 
Elles  dösigneront  (5galement  les  locomotives,  voitures  et  wagons  ä  transf^rer 
dans  chaque  cas,  fixeront  les  conditions  de  leur  röception  et  rögleront  les 
arrangements  provisoires  nöcessaires  pour  assurer  leur  r^paration  dans  les 
ateliers  hongrois. 

4^^  Les  approvisionnements,  le  mobilier  et  l'outillage  seront  livrös  dans 
les  mßmes  conditions  que  le  matöriel  roulant. 

Les  dispositions  des  paragraphes  3^  et  4"  ci-dessus  seront  appliqu6es 
aux  lignes  de  l'ancienne  Pologne  russe  mises  par  les  autoritös  austro-hongroises 
ä  la  largeur  de  la  voie  normale,  ces  lignes  6tant  assimil6es  ä  des  parties 
d6tach6es  des  r^seaux  d'Ktat  autrichien  et  hongrois. 

Chapitre  V. 

Dispositions   Concernant   Certaines   Lignes 

de   Chemins   de   Fer. 

Article  302. 

Sous  röserve  des  stipulations  particulieres  coutenues  dans  le  present 
Traitö,  lorsque,  par  suite  du  trac6  des  nouvelles  fronti^res.  une  ligne  reliant 
deux  parties  d'un  meme  pays  traversera  un  autre  pays,  ou  lorsqu'une  ligne 
d'embranchement  partant  d'un  pays  se  terminera  dans  un  autre,  les  condi- 
tions d'exploitation  seront  r6gl6es  par  un  arrangement  conclu  entre  les  ad- 
ministrations  des  chemins  de  fer  int6ress(5s.  Au  cas  oii  ces  administrations 
ne  parviendraient  pas  k  se  mettre  d'accord  sur  les  conditions  de  cet  arran- 
gement, les  conllits  seraient  tranchös  par  des  Commissions  d'experts  consti- 
tu6es  comme  il  est  dit  k  l'article  pr6c6dent. 

En  particulier,  l'arrangement  pour  l'exploitation  de  la  ligne  Csata- 
Losoncz  garantira  ie  passage  direct  dans  chaque  sens  ä  travers  les  territoires 
hongrois  des  trains  tch^co-slovaques  ayant  une  traction  et  des  equipes  tcbtJco- 
slovaques.  Cependant,  i\  moins  qu'il  n'en  soit  dt'cid^  autrement.  ce  dmit  de 
passage  prendra  fin  soit  apres  l'achovement  d'une  ligne  directe  Csata-Losoncz 
situ(5e  enticrement  en  territoire  tch^co-slovaque.  soit.  au  plus  tard,  k  l'ex- 
piration  d'un  dölai  de  quinze  ans  apn's  la  mise  en  vigueur  du  prt-sent  Trait^. 
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De  möme,  l'arrangement  pour  l'exploitation  de  la  section  situ6e  en 
territoire  hongrois,  de  la  ligne  reliant  Nagyszalonta  ä  Arad  et  ä  Kisjenü  par 
B6k6scsaba  garantira  le  passage  direct  en  chaque  sens  ä  travers  le  territoire 
hongrois  des  trains  roumains  ayant  une  traction  et  des  6quipes  roumaines. 
Cependant,  ä  moins  qu'il  n'en  soit  d6cid6  autrement,  ce  droit  de  passage 
prendra  fin  soit  apres  l'ach^vement  d'un  raccordement  direct,  situ6  entifere- 
ment  en  territoire  roumain,  entre  les  lignes  Nagyszalonta-B6k6scsaba  et 
Kisjenö-B^köscsaba,  soit  ä  l'expiration  d'un  d^lai  de  dix  ans  apres  la  mise 
en  vigueur  du  präsent  Trait6. 

L'6tablissement  de  toutes  les  nouvelles  gares  fronti^rps  i^ntrc  1»  llougrle 
et  les  Etats  Alliös  et  Assnci^s  limitropheö,  amsi  que  Fexploitation  des  lignes 
entre  ces  gares  seront  r6gl6s  par  des  arrangements  conclus  dans  les  memes 
conditions. 

Article  308. 

En  vue  d'assurer  ä  la  ville  et  au  district  de  Gola  en  territoire  serbe- 
croate-slov^ne  l'usage  de  la  gare  de  Gola  en  territoire  hongrois  ainsi  que 
du  chemin  de  fer  desservant  ces  lignes  et  district,  et  afin  d'assurer  au  trafic 
serbe-croate-slovene  le  libre  usage  d'une  communication  directe  par  voie 
ferr^e  entre  la  ligne  Csäktornya-Nagykanisza  et  la  ligne  Z;'igräb-Gy6keny6s 
pendant  le  temps  n6cessaire  et  Fach^vement  d'une  voie  ferr6e  directe  en 
territoire  serbe-croate-slovene  entre  les  lignes  ci-dessus,  les  conditions  d'ex- 
ploitation  de  la  gare  de  Gola  et  de  la  voie  ferr^e  Kotor-Barcz  seront  fix6es 
dans  une  Convention  ä  intervenir  entre  les  administrations  int6ress6es  des 
chemins  de  fer  hongrois  et  serbe-croate-slovene.  Si  ces  administrations  ne 
peuvent  se  mettre  d'accord  sur  les  termes  de  cette  Convention,  les  points  de 
divergence  seront  r6gl6s  par  la  Commission  d'experts  compötente  pr6vue  ä 
l'article  301  du  präsent  Traitö. 

Article  304. 

En  vue  d'assurer  la  rögularitö  de  l'exploitation  des  r^seaux  ferr6s  de 
l'ancienne  monarchie  austro-hongroise,  conc6d6s  ä  des  compagnies  privöes,  et 
qui,  en  ex6cution  des  stipulations  du  präsent  Traitö,  seraient  situ^s  sur  le 
territoire  de  plusieurs  Etats,  la  r6organisation  administrative  et  technique 
desdits  räseaux  sera  r^gläe,  pour  chaque  rfeeau,  par  un  accord  passä  entre 
la  compagnie  concessionnaire  et  les  Etats  territorialement  intöressös. 

Les  difförends  sur  lesquels  ne  pourrait  pas  se  faire  l'accord  y  compris 
toutes  questions  relatives  ä  Tinterpr^tation  des  contrats  concernant  le  rachat 
des  lignes,  seront  soumis  ä  des  arbitres  d^sign^s  par  le  Conseil  de  la  Soci6t6 
des  Nations. 

Pour  la  compagnie  du  chemin  de  fer  du  Sud  de  l'Autriche,  cet  arbitrage 
pourra  etre  demandö,  soit  par  le  Conseil  d'administration  de  la  compagnie, 
soit  par  le  Comitö  repräsentant  les  porteurs  d'obligations. 

Article  305. 

Dans^un  d6lai  de  cinq  ans  ä  compter  de  la  mise  en  vigueur  du  präsent 
Trait6.  L'Etat  tch6co  -  slovaque  pourra  demander  l'amölioration  de  la  voie 
ferr6e  reliant  sur  territoire  hongrois  les  stations  de  Bratislava  (Presbourg) 
et  de  Nagy-Kanisza. 

La  r6partition  des  d6penses  sera  proportionnelle  aux  avantages  que  les 
Puissances  intöress^es  en  retireront.  A  döfaut  d'accord,  la  röpartition  sera 
faite  par  un  arbitre  dösignö  par  la  Soci6t6  des  Nations. 

Article  306. 

En  raison  de  l'importance  que  präsente  pour  l'Etat  tchäco -^slovaque  la 
libre  communication  avec  l'Adriatique,  la  Hongrie  reconnait  ä  l'Etat  tchäco- 
slovaque  le  droit  de  faire  passer  ses  trains  sur  les  sections  comprises  sur  le 
territoire  hongrois  des  lignes  ci-aprfes : 
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10  de  Bratislava  (Presbourg)  vers  Fiume,  par  Sopron  Szombathely  et 
Mura-Keresztur  et  embrancbement  de  Mura-Keresztur  ä  Pragerhof; 

2*^  de  Bratislava  (Presbourg)  vers  Fiume  via  Hegyeshalon-Csorna-Hegyfalu- 
Zalaber-Zalaszentivan  Mura  Keresztur  et  les  embranchements  de  Hegyfalu  ä 
Szombathely  et  de  Mura  Keresztur  ä  Pragerhof; 

A  la  demande  de  l'une  ou  de  l'autre  des  parties,  les  lignes  sur  lesquelles 
s'exercera  le  droit  de  passage  pourront  etre  modifiöes  temporairement  ou  d6fi- 
nitivement  par  un  accord  entre  ladministration  des  chemins  de  fer  tch6co- 
slovaanes  et  Celles  des  chemins  de  fer  sur  lesquels  s'exercerait  le  droit  de 
passage. 

Article  30'7. 

Les  trains  pour  lesquels  il  sera  fait  usage  du  droit  de  passage  ne  pour- 
ront desservir  le  trafic  local  qu'en  vertu  d'un  accord  entre  l'Etat  travers6 
et  l'Etat  tchöco-slovaque. 

Ce  droit  de  passage  comprendra  notamment  le  droit  d'6tablir  des  däpöts 
de  machines  et  des  ateliers  'de  petit  entretieu  pour  le  mat6riel  roulant  et  celui 
de  d^signer  des  repr6sentants  pour  surveiller  le  Service  des  trains  tch^co- 
slovaques. 

Les  conditions  techniques,  administratives  et  financieres  dans  lesquelles 
le  droit  de  passage  sera  exerc6  par  l'Etat  tch6co-slovaque  seront  d^termin^es 
par  une  Convention  entre  l'administration  des  chemins  de  fer  de  cet  Etat  et 
Celle  des  voies  empruntöes  en  Hongrie.  Si  ces  administrations  ne  peuvent 
se  mettre  d'accord  sur  les  termes  de  cette  Convention,  il  sera  statu6  sur  les 
points  faisant  Tobjet  du  dösaccord  par  un  arbitre  nomm6  par  le  Gouverne- 
ment britannique;  les  döcisions  de  cet  arbitre  seront  obligatoires  pour  les 
deux  parties. 

En  cas  de  dösaccord  sur  l'interprötation  de  la  Convention  ou  de  diffi- 
cultös  qui  n'auraient  pas  6t6  prövues  par  cette  Convention,  il  sera  Statut  par 
un  arbitrage  dans  les  mcmes  formes,  tant  que  la  Soci6t6  des  Nations  n'aura 
pas  Institut  une  autre  procödure. 

Chapitre  VL 
Dispositions  Transitoires. 

Article  808. 

La  Hongrie  ex6cutera  les  Instructions  qui  lui  seront  donn6es  en  matiüre 
de  transport,  par  une  autoritö  agissant  au  nom  des  Puissances  alli^es  et 
associ6es : 

1^  pour  les  transports  de  troupes  effectu^s  en  ex6cution  du  present 
Trait6  ainsi  que  pour  le  transport  du  mat^riel,  de  munitions  et  d'approvi- 
sionnement  ä  l'usage  des  armues; 

2"  et  provisoirement,  pour  le  transport  du  ravitaillement  de  certaines 
r^gions.  pour  le  r^tablissement  aussi  rapide  que  possible  des  conditions  nor- 
males des  transports  et  pour  l'organisation  des  Services  postaux  et  t^l^- 
graphiques. 

Chapitre  VII. 
T6l6graphes  et  T6lt5phones. 

Article  809. 
Nonobstant   toute   stipulation   contraire   des   Conventions  existantes.    la 
Hongrie   s'engage    ä    accorder   sur   les    lignes  los  plus  appropri^es  au  transit 
international    et    conformcment   aux    tarifs    en    vigueur,    la  libertc  du  transit 
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aux  correspondances  t6l6graphiques  et  Communications  t616phoniques  en  prove- 
nance  ou  ä  destination  de  I'une  quelconque  des  Puissances  alli6es  et  associ^es, 
limitrophe  ou  non.  Ces  correspondances  et  Communications  ne  seront  soumises 
ä  aucun  d6lai  ni  restriction  inutiles;  elles  jouiront  en  Hongrie  du  traitement 
national  en  tout  ce  qui  concerne  les  facilitös  et  notamment  la  c6l6rit6  des 
transmissions.  Nulle  redevance,  facilit6  ou  restriction  ne  devra  d^pendre 
directement  ou  indirectement  de  la  nationalit6  de  l'exp^diteur  ou  du 
destinataire. 

Article  310. 

En  conc^quence  de  la  positinn  göograpülque  de  l'Etat  tchöco-slovaque, 
la  Hongrie  accepte  les  modifications  suivantes  de  la  Convention  internationale 
sur  les  t6l6graphes  et  les  t6l6phones  vis^es  ä  l'article  218  de  la  Partie  X 
(Clauses  äconomiques)  du  präsent  Trait6 : 

1°  Sur  la  demande  de  l'Etat  tch6co-slovaque,  la  Hongrie  ^tablira  et 
maintiendra  des  lignes  t6l6graphiques  directes  ä  travers  la  territoire  hongrois ; 

2^  La  redevance  annuelle  ä  payer  par  l'Etat  tch^co-slovaque  pour 
chacane  desdites  lignes  sera  calculöe  en  conformit6e  des  dispositions  des  Con- 
ventions susmentionnöes,  et,  ä  moins  de  Conventions  contraires,  ne  sera  pas 
inf^rieure  ä  la  somme  qui  serait  payable  en  vertu  desdites  Conventions  pour 
le  nombre  de  messages  pr^vus  dans  ces  Conventions  comme  impliquant  le 
droit  de  demander  l'^tablissement  d'une  nouvelle  ligne  directe,  en  prenant 
pour  base  le  tarif  r6duit  pr6vu  ä  l'article  2.3,  paragraphe  5  de  la  Convention 
t6l6graphique  internationale  (Revision  de  Lisbonne). 

3*^  Tant  que  l'Etat  tchöco-slovaque  payera  la  redevance  minima  annuelle 
ci-dessus  pr6vue  pour  une  ligne  directe: 

a)  la  ligne^  sera  exclusivement  r6serv6e  au  trafic  ä  destination  et  en 
provenance  de  l'Etat  tch6co-slovaque. 

b)  la  facult6  acquise  ä  la  Hongrie  par  l'article  8  de  la  Convention 
t6l6graphique  internationale  du  22  juillet  1875  de  suspendre  les  Services 
t616graphiques  internationaux  ne  sera  pas  applicable  ä  cette  ligne. 

40  Des  dispositions  semblables  s'appliqueront  ä  l'ötablissement  et  au 
maintien  de  circuits  t616phoniques  directs  et  la  redevance  payable  par  l'Etat 
tch^co-slovaque  pour  un  circuit  t6l6phonique  direct  sera  ä  moins  de  Con- 
ventions contraires,  le  double  de  la  redevance  payable  pour  une  ligne  t6I6- 
graphique  directe. 

50  Les  lignes  particuli^res  ä  6tablir,  ensemble  les  conditions  admini- 
stratives, techniques  et  financieres  n^cessaires  non  pr6vues  dans  les  Conventions 
internationales  ou  dans  le  präsent  article  seront  d6termin6es  par  une  Con- 
vention ult^rieure  entre  les  Etats  intöressös.  A  d^faut  d'entente  elles  seront 
d6termin6es  par  un  arbitre  d^signö  par  le  Conseil  de  la  Soci6t6  des  Nations. 

6*^  Les  stipulations  du  präsent  article  pourront  etre  modifi6es  ä  toute 
6poque  par  un  accord  pass6  entre  la  Hongrie  et  l'Etat  tchöco-slovaque.  A 
l'expiration  d'un  d^lai  de  10  annöes,  ä  dater  de  la  mise  en  vigueur  du  präsent 
Trait6,  les  conditions  dans  lesquelles  l'Etat  tch6co-slovaque  jouira  des  droits 
conf^rös  par  le  präsent  article  pourront,  ä  d6faut  d'entente  entre  les  parties, 
etre  modifiöes  ä  la  requ6te  de  I'une  ou  de  l'autre  d'entre  elles  par  un  arbitre 
d6sigD6  par  le  conseil  de  la  Soci6t6  des  Nations. 

70  Si  un  diff6rend  venait  ä  s'älever  entre  les  Parties  relativement  ä 
l'interprätation  soit  du  präsent  article,  soit  de  la  Convention  vis6e  au  para- 
graphe 5,  ce  diff6rend  sera  soumis  ä  la  d^cision  de  la  Cour  permanente  de 
justice  internationale  ä  instituer  par  la  Soci6t6  de  Nations. 
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Section  IV. 

Jugement   des  Litiges  et  Revision   des   Clauses 

Permanentes. 

Article  311. 

Les  diff6rends  qui  pourront  s'^lever  entre  les  Puissances  int6ress6es  au 

sujet   de   l'interpr^tation   de  l'application   et   des   dispositions  de  la  präsente 

Partie   du  präsent  Trait6  seront  r6gl6s  ainsi  qu'il  sera  prövu  par  la  Soci6t6 

des  Nations. 

Article  312. 
A   tout   moment   la  Soci6t6  des  Nations  pourra  proposer  la  revision  de 
ceux  des  articles  ci-dessus  qui  ont  trait  ä  un  rigime  adminietratif  permanent. 

Article  313. 

A  l'expiration  du  d^lai  de  3  ans  ä  dater  de  la  mise  en  vigueur  du 
präsent  Traitö,  les  dispositions  des  articles  268  ä  274,  277.  295.  297  ä  299 
et  309  pourront  ä  tout  moment  etre  revis6es  par  le  Conseil  de  la  Soci6t6 
des  Nations. 

A  d^faut  de  revision,  le  bön^fice  d'une  quelconque  des  stipulations 
contenues  dans  les  articles  6num6r6s  ci-dessus  ne  pourra,  ä  Texpiration  du 
d^lai  pr^vu  au  paragraphe  pr6c6deut,  etre  räclam^  par  une  des  Puissances 
alli^es  et  associ^es  en  faveur  d'une  portion  quelconque  de  ses  territoires  pour 
laquelle  la  röciprocitö  ne  serait  pas  accordöe.  Le  d6lai  de  trois  ans  pendant 
lequel  la  röciprocitö  ne  pourra  pas  etre  exig^e  pourra  §tre  prolong6  par  le 
Conseil  de  1^  Soci6t6  des  Nations. 

Le,b6n6fice  d'aucune  des  stipulations  susvisöes  ne  pourra  etre  invoque 
par  les  Etats,  auxquels  un  territoire  de  l'ancienne  monarchie  austro-hongroise 
a  6t6  transför^  ou  qui  sont  n^s  du  dämembrement  de  cette  monarchie,  qu'ä 
Charge  pour  eux  d'assurer,  sur  le  territoire  pass6  sous  leur  souverainet6  en 
vertu  du  präsent  Traitö,  un  traitement  r6ciproque  ä  la  Hongrie. 

Section  V. 
Disposition  Particuliere. 
Article  314. 
Sans   pr6judice   des   obligations   particulieres  qui  lui  sont  impos^es  par 
le  präsent   Traitö   au   profit   des  Puissances   alli6es   et  associäes,    la  Hongrie 
s'engage   ä   adh6rer  ä  toute  Convention  g^n^rale  concernant  le  regime  inter- 
national du  transit,    des   voies  navigables,   des  ports  et  des  voies  ferr^es  qui 
pourrait   6tre   conclue   entre   les  Puissances  alliöes  et  associ^es  avec  l'appro- 
bation   de   la  Soci6t6   des  Nations   dans   un  dölai  de  cinq  ann^es  ä  dater  de 
la  mise  en  vigueur  du  präsent  Traitö. 

Partie  XIII. 
Travail. 

Section  I. 
Organisation   du   Travail*. 


*  Es  folgt  hier  der  oben  S.  230  ,.  .  .  Attendu  que  la  Sociöte 
des  Nations..."  bis  S.  240  „.  .  .  bienfaits  permanents  sur  les 
salari^s  du  monde''  «^6-  Bestandteil  des  Vcrsailler  Vertra(/es  ab- 
gedruckte Text. 
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Partie  XIV. 

Clanses  Diverses. 

Article  .356. 
La  Hongrie  s'engage  ä  reconnaitre  et  agr^er  les  Conventions  passöes  ou 
k  passer  par  les  Puissances  alli^es  et  associ6es  ou  certaines  d'entre  elles 
avec  toute  autre  Puissance,  relativement  au  commerce  des  armes  et  des 
spiritueux  ainsi  qu'aux  autres  mati^res  trait6es  dans  les  Actes  g6n6raux  de 
Berlin  du  26  f^vrier  1885  et  de  Bruxelles  du  2  juillet  1890,  et  les  Conventions 
qui  les  ont  compl6t6es  ou  modifiöes. 

Article  357. 
Les  Hautes  Parties  Contractantes  reconnaissent  avoir  pris  connaissance 
et  donner  acte  du  Trait6  sign6  par  le  Gouvernement  de  la  R6publique  fran- 
caise  le  17  juillet  1918  avec  son  Altesse  S6r6Dissime  le  Prince  de  Monaco,  et 
definissant  les  rapports  de  la  France  et  de  la  Principaut6. 

Article  358. 

Les  Hartes  Parties  Contractantes,  tout  en  reconnaissant  les  garanties 
stipul^es  en  faveur  de  la  Suisse  par  les  Trait^s  de  1815  et  notamment  l'Acte 
du  20  novembre  1815,  garanties  qui  constituent  des  engagements  internationaux 
pour  le  maintien  de  la  Paix,  constatent  cependant  que  les  stipulations  de  ces 
trait6s  et  Conventions,  döclarations  et  autres  actes  complömentaires  relatifs 
ä  la  Zone  neutralis^e  de  Savoie,  teile  qu'elle  est  däterminöe  par  l'alin^a  1  de 
l'article  92  de  l'Acte  final  du  Congres  de  Vienne  et  par  Talin^a  2  de 
l'article  3  du  Trait6  de  Paris  du  20  novembre  1815,  ne  correspondent  plus 
aux  circonstances  actuelles.  En  cons6quence,  les  Hautes  Parties  Contractantes 
prennent  acte  de  l'accord  intervenu  entre  le  Gouvernement  francais  et  le 
Gouvernement  suisse  pour  l'abrogation  des  stipulations  relatives  ä  cette  zone 
qui  sont  et  demeurent  abrogöes. 

Les  Hautes  Parties  Contractantes  reconnaissent  de  meme  que  les  stipu- 
lations des  trait^s  de  1815  et  des  autres  actes  complömentaires  relatifs  aux 
zones  franches  de  la  Haute-Savoie  et  du  pays  de  Gex  ne  correspondent  plus 
aux  circonstances  actuelles  et  qu'il  appartient  ä  la  France  et  ä  la  Suisse  de 
regier  entre  elles,  d'un  commun  accord,  le  regime  de  ces  territoires.  dans  les 
conditions  jugöes  opportunes  par  les  deux  pays. 

Annexe. 

I. 

Le  Conseil  föderal  suisse  ä  fait  connaitre  au  Gouvernement  francais  en 
date  du  5  mai  1919,  qu'apres  avoir  examinö  dans  un  meme  esprit  de  sinc^re 
amitiö,  la  disposition  de  l'article  435  des  Conditions  de  Paix  pr6sent6es  ä 
l'Allemagne  par  les  Puissances  alliöes  et  associöes,  il  a  6t6  assez  heureux 
pour  arriver  h  la  conclusion  qu'il  lui  ötait  possible  d'y  acquiescer  sous  les 
considörations  et  röserves  suivantes: 

40  Zone  neutralis6e  de  la  Haute-Savoie: 

a)  n  sera  entendu  qu'aussi  longtemps  que  les  Chambres  föderales  n'auront 
pas  ratifiö  l'accord  intervenu  entre  les  deux  Gouvernements  concernant 
l'abrogation  des  stipulations  relatives  ä  la  zone  neutralis6e  de  Savoie,  il  n'y 
aura  den  de  döfinitif  de  part  ni  d'autre  ä  ce  sujet. 

b)  L'assentiment  donn6  par  le  Gouvernement  suisse  ä  l'abrogation  des 
stipulations  susmentionnöes  prösuppose,  conform^ment  au  texte  adopt6,  la 
reconnaissance  des  garanties  formul6es  en  faveur  de  la  Suisse  par  les  trait^s 
de  1815  et  notamment  par  la  D^claration  du  20  novembre  1815. 
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c)  L'accord  entre  les  Gouvernement  frangais  et  suisse  pour  i'abrogation 
des  stipulations  susmentionn^es  ne  sera  consid6r6  comme  valable  que  si  le 
Traitö  de  Paix  contient  l'article  tel  qu'il  a  6t6  rödig^.  En  outre,  les  Parties 
contractantes  du  Traitö  de  Paix  devront  chercher  ä  obtenir  le  consentement 
des  Puissances  signataires  des  traitös  de  1815  et  de  la  D6claration  du 
20  novembre  1815,  qui  ne  sont  pas  signataires  du  Trait6  de  Paix  actuel. 

2"  Zone  franche  de  la  Haute-Savoie  et  du  paj'S  de  Gex: 

a)  Le  Conseil  föderal  d^clare  faire  les  r^serves  les  plus  expresses  en  ce 
qai  cnncerne  Tinterprötation  ä  donner  ä  la  döclaration  mentionn^e  au  dernier 
alinöa  de  l'article  ci-dessus  ä  insörer  dans  le  Trait6  de  Paix.  oü  il  est  dit 
que  ,les  stipulations  des  Traitös  de  1815  et  des  autres  actes  compl6men- 
taires  relatifs  aux  zones  franches  de  la  Haute-Savoie  et  du  Pays  de  Gex  ne 
correspondent  plus  aux  circonstances  actuelles".  Le  Conseil  föderal  ne  vou- 
drait  pas,  en  eSet.  que  de  son  adh^sion  ä  cette  r^daction  il  put  etre  conclu 
qu'il  se  rallierait  ä  la  suppression  d'une  Institution  ayant  pour  but  de  placer 
des  conträes  voisines  au  b^n^fice  d'un  regime  special  appropriö  ä  leur  Situation 
g^ographique  et  ^cononomique  et  qui  a  fait  ses  preuves.  Dans  la  pens6e  du 
Conseil  f^döral,  il  s'agirait  non  pas  de  modifier  la  structure  douaniere  des 
zones,  teile  qu'elle  a  6t6  Institute  par  les  Trait^s  susmentionn6s,  mais  unique- 
ment  de  regier  d'une  fagon  mieux  appropri^e  aux  conditions  ^conomiques 
actuelles  les  modalitös  des  Behanges  entre  les  r^gions  int6ress6es.  Les  obser- 
vations  qui  pr6cedent  ont  6t6  inspiröes  au  Conseil  f^d^ral  par  la  lecture  da 
Projet  de  Convention  relatif  ä  la  Constitution  future  des  zones,  qui  se  trou- 
vait  annex6  ä  la  note  du  Gouvernement  frangais  dat6e  du  26  avril.  Tout 
en  faisant  les  röserves  susmentionnöes,  le  Conseil  f6d6ral  se  declare  pret  ä 
examiner  dans  l'esprit  le  plus  amical  toutes  les  propositions  que  le  Gouver- 
nement frangais  jugera  ä  propos  de  lui  faire  ä  ce  sujet. 

b)  II  est  admis  que  les  stipulations  des  Trait6s  de  1815  et  autres  actes 
complömentaires  concernant  des  zones  franches  resteront  en  vigueur  jusqu'au 
moment  oü  un  nouvel  arrangement  sera  intervenu  entre  la  Suisse  et  la 
France  pour  regier  le  regime  de  ces  territoires. 

IL 

Le  Gouvernement  frangais  a  adress6  au  Gouvernement  suisse,  le 
18  mai  1919,  la  note  ci-apr^s  en  r6ponse  ä  la  Communication  rapport^e  au 
paragraphe  pr6c6dent: 

Par  une  note  en  date  du  5  mai  dernier.  la  L6gation  de  Suisse  ä  Paris 
a  bien  voulu  faire  connaitre  au  Gouvernement  de  la  R6publique  frau<,"aise 
l'adhösion  du  Gouvernement  f6d6ral  au  projet  d'article  ä  ins^rer  dans  le 
Trait6  de  Paix  entre  les  Gouvernements  alli^s  et  associ(5s,  d'une  part  et 
l'Allemagne  d'autre  part. 

Le  Gouvernement  francais  a  pris  tr^s  volontiers  acte  de  l'accord  ainsi 
intervenu,  et,  sur  la  demande,  le  projet  d'article  en  question,  acceptö  par  les 
Gouvernements  alli^s  et  associös,  a  6t6  ins6r6  sous  le  No  435  dans  les  Con- 
ditions de  Paix  pr6sent6es  aux  Pl^nipotentiaires  allemands. 

Le  Gouvernement  suisse  a  formule,  dans  sa  note  du  5  mai  sur  cette 
question,  diverses  consid6rations  et  r^serves. 

En  ce  qui  concerne  celles  de  ces  observations  qui  sont  relatives  aux 
zones  franches  de  la  Haute-Savoie  et  du' Pays  de  Gex.  le  Gouvernoment 
frangais  a  l'honneur  de  faire  remarquer  que  la  stipulation  qui  fait  l'objet  du 
dernier  alinea  de  l'article  435,  est  d'une  teile  clarte  qu'aucuu  doute  no  saurait 
Otre  emis  sur  sa  port^e.  sp6cialement  en  ce  qui  concerne  le  desinteressemont 
qu'elle  implique  d^sormais  ä  l'^gard  de  cette  question  de  la  part.  des 
Puissances  autres  que  la  France  et  la  Suisso. 
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En  ce  qui  le  concerne,  le  Gouvernement  de  la  R6publique  soucieux  de 
veiller  sur  les  int6r6ts  des  territoires  francais  dont  il  s'agit  et  s'inspirant  ä 
cet  6gard  de  leur  Situation  particuliöre,  ne  perd  pas  de  vue  Tutilit^  de  leur 
assurer  un  regime  douanier  appropri6,  et  de  regier  d'une  fa^on  r6pondant 
mieux  aux  circonstances  actuelles  les  modalit6s  des  Behanges  entre  ces 
territoires  et  les  territoires  suisses  voisins,  en  tenant  compte  des  int6r6ts 
röciproques. 

II  va  de  soi  que  cela  ne  saurait  en  rien  porter  atteinte  au  droit  de  la 
France  d'^tablir  dans  cette  r6gion  sa  ligne  douani^re  ä  sa  kontiere  politiaue. 
ainsi  qu'il  est  fait  sur  les  autres  parties  de  sps  limitcs  territoriales  et  ainsi 
que  la  Suisse  l'a  fait  clle-meme  depuis  longtemps  sur  ses  propres  limites 
dans  cette  r^gion. 

Le  Gouvernement  de  la  R6publique  prend  tr^s  volontiers  actes  ä  ce 
propos  des  dispositions  amicales  dans  lesquelles  le  Gouvernement  suisse  se 
d^clare  prßt  ä  examiner  toutes  les  propositions  frangaises,  faites  en  vue  de 
l'arrangement  ä  substituer  au  regime  actuel  desdites  zones  franches,  et  que 
le  Gouvernement  frangais  entend  formuler  dans  le  meme  esprit  amical. 

D'autre  part,  le  Gouvernement  de  la  R6publique  ne  doute  pas  que  le 
maintien  provisoire  du  regime  de  1815,  relatif  aux  zones  franches,  vis6  par  cet 
alin^a  de  la  note  de  la  L^gation  de  Suisse  du  5  mai,  et  qui  a  6videmment 
pour  motif  de  m^nager  le  passage  du  regime  actuel  au  regime  conventionnel 
ne  constituera  en  aucune  fa^on  une  cause  de  retard  ä  l'ötablissement  du 
nouvel  6tat  de  choses  reconnu  näcessaire  par  les  deux  Gouvernements.  La 
meme  Observation  s'applique  ä  la  ratification  par  les  Chambres  föderales 
pr^vue  ä  l'alin^a  A  du  primo  de  la  note  suisse  du  5  mai,  sous  la  rubrique 
„Zone  neutralis^e  de  la  Haute-Savoie". 

Article  359. 

Les  Puissances  alli^es  et  associöes  conviennent  que,  lorsque  des  missions 
religieuses  chr6tiennes  6taient  entretenues  par  des  soci6t6s  ou  par  des  per- 
sonnes  hongroises  sur  des  territoires  leur  appartenant  ou  confi^s  ä  leur 
Gouvernement  en  conformitö  du  präsent  Traitö,  les  propri^tös  de  ces  missions 
ou  soci6t6s  de  missions,  y  compris  les  propri6t6s  des  soci6t6s  de  commerce 
dont  les  profits  sont  affect^s  ä  l'entretien  des  missions,  devront  continuer  ä 
recevoir  une  affectation  de  mission.  A  l'effet  d'assurer  la  bonne  exöcution 
de  cet  engagement,  -les  Gouvernements  alliös  et  associös  remettront  les  dites 
propri^t^s  ä  des  Conseils  d'administration,  nommös  ou  approuv6s  par  les 
Gouvernements  et  compos6s  de  personnes  ayant  les  croyances  religieuses  de 
la  mission,  dont  la  propri6t6  est  en  question. 

Les  Gouvernements  alli^s  et  associ^s  en  continuant  d'exercer  un  plein 
controle  en  ce  qui  concerne  les  personnes  par  lesquelles  ces  missions  sont 
dirigäes,  sauvegarderont  les  intörets  de  ces  missions. 

La  Hongrie,  donnant  acte  des  engagements  qui  pröc^dent,  däclare  agröer 
tous  arrangements  passes  ou  ä  passer  par  les  Gouvernements  alli6s  et  asso- 
ci6s  int6ress6s  pour  l'accomplissement  de  l'oeuvre  desdites  missions  ou  soci6t6s 
de  commerce  et  se  dösiste  de  toutes  r6clamations  ä  leur  ägard. 

Article  360. 

Sous  r^serve  des  dispositions  du  präsent  Trait6,  la  Hongrie  s'engage  ä 
ne  präsenter,  directement  ou  indirectement,  contre  aucune  des  Puissances 
alli^es  et  associ6es,  signataires  du  präsent  Traitä,  aucune  röclamation  p6cu- 
niaire,  pour  aucun  fait  antärieur  ä  la  mise  en  vigueur  du  präsent  Trait6. 

La  präsente  stipulation  vaudra  dösistement  complet  et  d^finitif  de  toutes 
r^clamations  de  cette  nature,  d6sormais  öteintes,  quels  qu'en  soient  les 
int6ress6s. 
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Article  361. 

La  Hongrie  accepte  et  reconnait  comme  valables  et  obligatoires  toutes 
d^cisions  et  tous  ordres  concernant  les  navires  austro-hongrois  et  les  marchan- 
dises  hongroises  ainsi  que  toutes  döcisions  et  ordres  relatifs  au  paj-ement  des 
frais  et  rendus  par  l'une  quelconque  des  juridictions  de  prises  des  Puissances 
alliöes  et  associöes  et  s'engage  ä  ne  präsenter  au  nom  de  ses  nationaux 
aucune  röclamation  relativement  ä  ces  d6cisions  ou  ordres. 

Les  Puissances  alli^es  et  associöes  se  räservent  le  droit  d'examiner, 
dans  telles  conditions  qu'elles  d^termineront,  les  döcisions  et  ordres  des 
juridictions  austro  -  hongroises  en  mati^re  de  prises,  que  ces  d^cisions  et 
ordres  affectent  les  droits  de  propri6t6  des  ressortissants  desdites  Puissances 
ou  ceux  des  ressortissants  neutres.  La  Hongrie  s'engage  ä  fournir  des  copies 
de  tous  les  documents  constituant  le  dossier  des  affaires,  y  compris  les 
d^cisions  et  ordres  rendus.  ainsi  qu'ä  accepter  et  ex^cuter  les  recomman- 
dations  pr6sent6es  aprfes  ledit  examen  des  affaires. 

Article  362. 
Les  Hautes  Parties  Contractantes  conviennent  qu'en  l'absence  de  stipu- 
lations  ult^rieures  contraires,  le  President  de  toute  Commission  stabile  par  le 
präsent  Trait^  aura  droit,  en  cas  de  partage  des  voix,  ä  6mettre  un  second  vote. 

Article  363. 

Sauf  disposition  contraire  du  präsent  Trait6,  dans  tous  les  cas^oii  ledit 
Traitö  prövoit  le  rfeglement  d'une  question  particuli^re  ä  certains  Etats  au 
moyen  d'une  Convention  speciale  ä  conclure  entre  les  Etats  int6ress6s.  il  est 
et  demeure  entendu  entre  les  Hautes  Parties  Contractantes  que  les  difRcult^s, 
qui  viendraient  ä  surgir  ä  cet  ögard,  seraient  r6gl6es  par  les  Principales 
Puissances  alli6es  et  associöes,  jusqu'ä  ce  que  la  Hongrie  soit  admise  comme 
membre  de  la  Soci6t6  des  Nations. 

Article  364. 

L'expression  du  präsent  Trait6  „ancien  Royaume  de  Hongrie"  comprend 
la  Bosnie  et  l'Herz^govine,  ä  moins  que  le  texte  indique  le  contraire*  Cette 
stipulation  ne  porte  pas  atteinte  aux  droits  et  obligations  de  l'Autriche 
relativement  ä  ces  deux  territoires. 

Le  präsent  Traitä,  r6dig6  en  fran^ais,  en  anglais  et  en  italien  sera  ratifiäe. 
En  cas  de  divergence,  le  texte  frangais  fera  foi,  exceptä  dans  la  Partie  I 
(Pacte  de  la  Soci6t6  des  Nationsj  et  la  Partie  III  (Travail)  dans  lesquelles 
les  textes  fran^ais  et  anglais  auront  meme  valeur. 

Le  döpOt  des  ratifications  sera  effectuä  ä  Paris,  le  plus  tot  qu'il  sera 
possible. 

Les  Puissances  dont  le  Gouvernement  a  son  sii^ge  hors  d'Europe,  auront 
la  facultä  de  se  borner  ä  faire  connaitre  au  Gouvernement  de  la  Räpublique 
fran(;aise,  par  leur  repr6sentant  diplomatique  ä  Paris,  que  leur  ratification  a 
6t6  donnöe  et,  dans  ce  cas,  elles  devront  en  transmettre  l'instrament  aussitöt 
que  faire  se  pourra. 

Un  Premier  procfes-verbal  de  d6p6t  des  ratifications  sera  dress6  d^s  que 
le  Trait6  aura  6t6  ratifiö  par  la  Hongrie  d'une  part  et  par  trois  des  Prin- 
cipales Puissances  alliäes   et  associ6es  d'autre  part. 

Dös  la  date  de  ce  premier  proc^s-verbal,  le  Traitä  entrera  en  vigueur 
entre  les  Hautes  Parties  Contractantes,  qui  l'auront  ainsi  ratific^. 

Pour  le  calcul  de  tous  dälais  prevus  par  le  präsent  Traitö  cette  date 
sera  la  date  de  mise  en  vigueur. 

A  tous  autres  6gards  le  Traitu  entrera  en  vigueur  pour  chaque  Puissance, 
k  la  date  du  däpöt  de  sa  ratification. 

Le  Gouvernement  frani,'ais  remettra  i  toutes  les  Puissances  signataires 
une   copie   certifiäe   conforme  des  procös-verbaux   de   döpöt   des   ratifications. 
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En  foi  de  quoi,   les  Pl^nipotentiaires   susnomm^s   ont   sign6   le  präsent 

Fait  ä  Trianon,  le  quatre  juin  mil  neuf  cent  vingt,  en  un  seul  exemplaire 
qui  restera  d6pos6  dans  les  archives  du  Gouvernement  de  la  R6publique 
frangaise  et  dont  les  exp6ditions  authentiques  seront  remises  ä  chacune  des 
Puissances  signataires. 

(Folgen  die  Unterschriften.) 

Protocole. 

En  vue  de  pr^ciser  les  conditions  dans  lesquelles  devront  etre  ex6cut6e8 
certaines  clauses  du  Traitö  sign6  ä  la  date  de  ce  jour,  il  est  entendu  entre 
les  Hautes  Parties  Contractantes  que: 

1°  La  liste  des  personnes  que,  conformäment  ä  l'article  1.57,  alin6a  2, 
la  Hongrie  devra  livrer  aux  Puissances  alliöes  et  associöes,  sera  adress6e  au 
Gouvernement  hongrois  dans  le  mois  qui  suivra  la  mise  en  vigueur  du  Trait6 ; 

2°  La  Commission  des  röparations  pr6vue  ä  l'article  170  et  aux'para- 
graphes  2,  3  et  4  de  l'Annexe  IV,  ainsi  que  la  Section  speciale  qui  est  pr^vue 
ä  l'article  163,  ne  pourront  exiger  la  divulgation  de  secrets  de  fabrication  ou 
d'autres  renseignements  confidentiels ; 

30  D6s  la  signature  du  Trait6  et  dans  les  quatre  mois  qui  suivront, 
la  Hongrie  aura  la  possibilitö  de  präsenter  ä  l'examen  des  Puissances  alliöes 
et  associöes  des  documents  et  des  propositions  ä  l'effet  de  hater  le  travail 
relatif  aux  röparations,  d'abr6ger  ainsi  l'enquete  et  d'acc6l6rer  les  döcisions; 

4"  Des  poursuites  seront  exercäes  contre  les  personnes  qui  auraient 
commis  des  actes  d^lictueux  en  ce  qui  concerne  la  liquidation  des  biens 
hongrois,  et  les  Puissances  alli^es  et  associ^es  recevront  les  renseignements  et 
preuves  que  le  Gouvernement  hongrois  pourra  fournir  ä  ce  sujet. 

Fait  en  frangais,  en  anglais  et  en  Italien,    le  texte  frangais  faisant  foi 
€n  cas  de  divergence,  ä  Trianon,  le  quatre  juin  mil  neuf  cent  vingt. 
(Folgen  die  Unterschriften.) 

Declaration. 

Afin  de  r^duire  au  minimum  les  pertes  rösultant  du  coulage  de  navires 
et  de  cargaisons  au  cours  de  la  guerre,  et  afin  de  faciliter  la  r^cup^ration  des 
navires  et  des  cargaisons  qui  peuvent  etre  sauvös  ainsi  que  le  r^glement  des  r6- 
clamations  priv^es  s'y  rapportant,  le  Gouvernement  hongrois  s'engage  ä 
fournir  tous  les  renseignements  en  sa  possession  qui  pourraient  etre  utiles 
aux  Gouvernements  des  Puissances  alli^es  et  associ^es  ou  ä  leurs  ressortis- 
sants  en  ce  qui  concerne  les  navires  coul6s  ou  endommag6s  par  les  forces 
navales  hongroises  pendant  la  pöriode  des  hostilitös. 

La  präsente  Declaration  faite  en  fran^ais,  en  anglais  et  en  Italien,  le 
texte  fran^ais  faisant  foi  en  cas  de  divergence  ä  Trianon,  le  quatre  juin  mil 
neuf  cent  vingt. 

(Folgen  die  Unterschriften.) 
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L'Empire  Britannique,   la   France,    l'Italie   et    le  Japon 

Puissances  d6sign6es  dans  le  präsent  Trait6  comme  les  Principales  Puis- 
sances  alli^es; 

L'Armönie,  la  Belgique,  laGr^ce,  leHedjaz,  laPologne, 
le  Portugal,  la  Roumanie,  l'Etat  Ser  b  e-Croate-Slo  v^  ne  et 
la  Tch6co-Slovaquie, 

Constituant,  avec  les  Principales  Puissances  ci-dessus  les  Puissances  alli6es, 

EtlaTurquie,  d'unepart; 

d'autre  part ; 

Consid6rant  qua  la  demande  du  Gouvernement  Imperial  Ottoman,  un 
armistice  a  6t6  accord6  ä  la  Turquie  le  30  octobre  1918  par  les  Principales 
Puissances  alliöes  afin  qu'un  Trait6  de  paix  puisse  etre  conclu, 

Considörant  que  les  Puissances  alliees  sont  6galement  dösireuses  que  la 
guerre,  dans  laquelle  certaines  d'entre  elles  ont  €t€  successivement  entrain^es, 
directement  ou  indirectement  contre  la  Turquie  et  qui  a  son  origine  dans  la 
döclaration  de  guerre  adress^e  le  28  juillet  1914  par  l'ancien  Gouvernement 
Imperial  et  Royal  d'Autriche-Hongrie  ä  la  Serbie  et  dans  les  hostilit6s  ouvertes 
par  la  Turquie  contre  les  Puissances  alli^es  le  29  octobre  1914  et  conduites 
par  l'AUemagne,  alliöe  de  la  Turquie,  fasse  place  ä  une  paix  solide  et  durable, 

A  cet  effet.  les  Hautes  Parties  Contractantes  ont  d^signä  pour 
leurs  pl^nipotentiaires,  savoir : 

(folgen  die  Namen). 

L  e  s  q  u  e  1  s ,  apres  avoir  6chang6  leurs  pleins  pouvoirs  reconnus  en  bonne 
et  due  forme,  ont  convenu  des  dispositions  suivantes: 

A  dater  de  la  mise  en  vigueur  du  präsent  Trait6,  l'ätat  de  guerre 
prendra  fin. 

Des  ce  moment,  et  sous  räserve  des  dispositions  du  präsent  Trait6,  il 
y  aura  relations  officielles  des  Puissances  alliäes  avec  la  Turquie. 

Partie  I. 
Pacte  de  la  Soci^te  des  Nations  *. 


Les  Principales  Puissances  alliäes  et  associäes  visäes  ä  l'article  4,  Partie  I 
(Pacte  de  la  Soci6t6  des  Nations)  sont  les  Principales  Puissances  alliäes  et 
associäes  d'apräs  le  Traitä  de  paix  avec  l'AUemagne  du  28  juin  1919. 

Partie  IL 

Frontieres  de  la  Turquie. 

Article  27. 
I.  En  Europe,    les  frontiöres  de   la  Turquie  seront  fixäes  comme  il  suit 
(Voir  la  carte  n^  1  annexäe) : 
1°  La  mer  Noire: 

De  l'enträe  du  Bosphore  jusqu'au  point  ci-apr^s  dßfini; 
2''  Avec  la  Gräce : 


'^  Es  folgt  hier  der  oben  S.  91  .  .  .  .  „Les  Hautes  Parties  Con- 
tractantes" bis  S.  99  .  .  .  .  „Sir  James  Eric  Drummond,  K.  C.  M.  G., 
C.  B."  als  Bestandteil  des  Versailler  Vertrages  abgedruckte  Text. 
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D'un  point  ä  choisir  sur  la  mer  Noire  ä  l'embouchare  da  Biyuk  Dere, 
situ6e  ä  environ  7  kilom^tres  au  Nord-Ouest  de  Podima.  vers  le  Sud-Ouest 
et  jusqu'au  point  le  plus  Nord-Oues  des  limites  du  bassin  de  l'Istranja  Dere 
(point  situ6  ä  environ  8  kilom^tres  au  Nord-Ouest  d'Istranja) : 

une  ligne  ä  d^terminer  sur  le  terrain  passant  par  le  Kapilja  Dagh  et 
rUchbunar  Tepe; 

de  lä,  vers  le  Sud-Sud-Est  et  jasqu'ä  un  point  ä  choisir  sur  la  voie 
ferröe  de  Chorlu  ä  Chatalja,  ä  environ  1  kilom^tre  ä  l'Ouest  de  la  gare  de 
Sinekli  : 

une  ligne  suivant  autant  que  possible  la  limite  occidentale  du  bassin 
de  l'Istranja  Dere ; 

de  lä,  vers  le  Sud -Est  et  jusqu'ä  un  point  ä  choisir  entre  Fener  et 
Kurfali  sur  la  ligne  de  partage  des  eaux  entre  les  bassins  des  rivi^res  qui 
coulent  vers  le  Biyuk  Chekmeje  Geul,  au  Nord-Est.  et  le  bassin  des  riviferes 
qui  se  jettent  directement  dans  la  mer  de  Marmara  au  Sud-Ouest : 

une  ligne  ä  d6terminer  sur  le  terrain  passant  au  Sud  de  Sinekli; 

de  lä,  vers  le  Sud-Est  et  jusqu'ä  un  point  ä  choisir  sur  la  mer  de 
Marmara  ä  1  kilometre  environ  au  Sud-Ouest  de  Kalikratia : 

une  ligne  suivant  autant  que  possible  la  ligne  de  partage  des  eaux  ci- 
dessus  däfinie. 

3°  La  mer  de  Marmara : 

Du  point  ci-dessus  döfini  jusqu'ä  l'entröe  du  Bosphore. 

II.  En  Asie,  les  frontieres  de  la  Turquie  seront  fixäes  comme  il  suit 
(Voir  la  carte  n"  2  annex^e) : 

1»  A  rOuest  et  au  Sud  : 

De  l'entr^e  du  Bosphore  sur  la  mer  de  Marmara  et  jusqu'ä  un  point 
ci-apr^s  d^fini  situ6  en  M^diterran^e  Orientale  aux  abords  du  golfe  d'Alex- 
andrette  pr^s  du  Karatash  Burun : 

la  mer  de  Marmara,  le  d^troit  des  Dardanelles,  et  la  M^diterran^e 
Orientale ;  les  iles  de  la  mer  de  Marmara  et  les  iles  situ^es  dans  les  3  milles 
de  la  cöte  restant  ottomanes,  sous  röserve  des  dispositions  de  la  Section  IV 
et  des  articles  84  et  122,  Partie  III  (Clauses  politiques). 

20  Avec  la  Syrie  : 

D'un  point  ä  choisir  sur  la  rive  Orientale  de  la  passe  du  Hassan  Dede, 
ä  environ  3  kilomttres  au  Nord-Ouest  du  Karatash  Burun  vers  le  Nord-Est 
et  jusqu'ä  un  point  ä  choisir  sur  le  Djaihun  Irmak  ä  1  kilometre  environ  au 
Nord  de  Babeli : 

une  ligne  ä  d^terminer  sur  le  terrain  passant  au  Nord  de  Karatash ; 

de  lä,  et  jusqu'ä  Kesik  Kaie: 

le  cours  du  Djaihun  Irmak  vers  l'amont ; 

de  lä,  vers  le  Nord-Est  et  jusqu'ä  un  point  ä  choisir  sur  le  Djaihun 
Irmak  ä  environ  15  kilometres  ä  l'Est-Sud-Est  de  Karsbazar: 

une  ligne  ä  döterminer  sur  le  terrain  passant  au  Nord  du  Kara  Tepe ; 

de  lä,  et  jusqu'au  coude  du  Djaihun  Irmak,  situc  ä  l'Ouest  du  Duldul  Dagh  : 

le  cours  du  Djaihun  Irmak  vers  l'amont; 

de  lä,  dans  une  direction  generale  Sud-Est  et  jusqu'ä  un  point  ä  choisir 
sur  l'Emir  Musi  Dagh  ä  environ  lö  kilometres  au  Sud-Sud-Ouest  du  Giaour  Geul ; 

une  ligne  ä  d6terminer  sur  le  terrain  passant  ä  environ  18  kilomOtres 
de  la  voie  ferree,  et  laissant  ä  la  Syrie  le  Duldul  Dagh; 

de  lä,  vers  l'Est  et  jusqu'ä  environ  ;">  kilonu'tres  au  Nord  d'Urfa: 

une  ligne  sensiblement  droite  ä  determiuer  sur  le  terrain  dune  direction 
g^nörale  Ouest-Est  passant  au  Nord  des  routes  joignant  les  villes  de  Baghche, 
Aintab,  Biridjik  et  ürfa,  et  laissant  ces  trois  derniores  villes  ä  la  Syrie; 
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de  lä,  vers  l'Est  et  jusqu'ä  l'extremitö  Sud-Ouest  du  coude  que  fait  le 
Tigre  ä  environ  6  kilomfetres  au  Nord  de  Azekh  (27  kilomötres  ä  l'Ouest  de 
Djezire-Ibn-Omar) : 

une  ligne  sensiblement  droite  ä  d6terminer  sur  le  terrain  de  direction 
g6n6rale  Ouest-Est  et  laissant  ä  la  Syrie  la  ville  de  Mardin ; 

de  lä,  et  jusqu'ä  un  point  ä  choisir  sur  le  Tigre  entre  le  point  du  con- 
fluent  du  Khabur  Su  et  du  Tigre,  et  le  coude  du  Tigre  situ6  ä  10  kilometres 
environ  au  Nord  de  ce  point: 

le  cours  du  Tigre  vers  l'aval,  laissant  ä  la  Syrie  I'ile  oü  est  situ6e  la 
ville  de  Djezire-Ibn-Omar. 

3*^  Avec  la  M6sopotamie : 

De  lä,  dans  une  direction  g6n6rale  Ouest-Est  jusqu'ä  un  point  ä  choisir 
sur  la  limite  Nord  du  vilayet  de  Mossoul  (Mosul): 

une  ligne  ä  d6terminer  sur  le  terrain ; 

de  lä,  vers  l'Est  jusqu'au  point  oü  eile  rencontre  la  fronti^re  entre  la 
Turquie  et  la  Perse: 

la  limite  septentrionale  du  vilayet  de  Mossoul  (Mosul),  toutefois  modifi6e 
de  fagon  ä  passer  au  Sud  d'Amadia. 

40  A  l'Est  et  au  Nord-Est: 

Du  point  ci-dessus  d^fini  et  jusqu'ä  la  mer  Noire,  la  fronti^re  actuelle 
entre  la  Turquie  et  la  Perse  et  les  anciennes  frontiöres  entre  la  Turquie  et 
la  Russie,  sous  röserve  des  dispositions  de  l'article  89. 

50  La  mer  Noire. 

Article  28. 

Les  frontieres  d^crites  par  le  präsent  Trait6  sont  trac6es  sur  les  cartes 
au  1/1 000  000  e  annexöes  au  präsent  Traitö.  En  cas  de  divergence  entre  le 
texte  et  la  carte,  c'est  le  texte  qui  fera  foi. 

Article  29. 

Des  Commissions  de  d^limitation,  dont  la  composition  est  fix4e  par  le 
prösent  Traitä  ou  sera  fix6e  par  des  traitös  ou  Conventions  complömentaires, 
auront  ä  tracer  ces  frontiöres  sur  le  terrain. 

Elles  auront  tout  pouvoir,  non  seulement  pour  la  d6termination  des 
fractions  d^finies  sous  le  nom  de  „ligne  ä  döterminer  sur  le  terrain",  mais 
encore,  si  elles  le  jugent  n^cessaire,  pour  la  revision,  dans  le  detail,  des 
fractions  döfinies  par  des  limites  administratives  ou  autrement.  Elles  s'efforce- 
ront,  dans  tous  les  cas,  de  suivre  au  plus  pr^s  les  döfinitions  donnöes  dans 
les  Traitös,  en  tenant  compte  autant  que  possible  des  limites  administratives 
et  des  int^rets  ^conomiques  locaux. 

Les  döcisions  des  Commissions  seront  prises  ä  la  majorit^  des  voix  et 
seront  obligatoires  pour  les  parties  int6ress6es. 

Les  d^penses  des  Commissions  de  dölimitation  seront  support^es  6gale- 
ment  par  les  Parties  int6ress6es. 

Article  30. 

En  ce  qui  concerne  les  frontieres  d^finies  par  un  cours  d'eau,  les  termes 
, cours"  ou  ..chenal"  employös  dans  les  descriptions  du  präsent  Trait^  signifient  : 
d'une  part,  pour  les  fleuves  non  navigables,  la  ligne  mediane  du  cours  d'eau 
ou  de  son  bras  principal,  et  d'autre  part,  pour  les  fleuves  navigables,  la  ligne 
mediane  du  chenal  de  navigation  principal.  Toutefois,  il  appartiendra  aux 
Commissions  de  d^limitation,  pr6vues  par  le  präsent  Trait6  de  sp6cifier  si  la 
ligne  frontifere  suivra,  dans  ses  d^placements  ^ventuels,  le  cours  ou  le  chenal 
ainsi  d^fini,  ou  si  eile  sera  d^terminäe  d'une  mani^re  definitive  par  la  position 
du  cours  ou  du  chenal,  au  moment  de  la  mise  en  vigueur  du  präsent  Trait6. 

A  moins  de  stipulations  contraires  du  präsent  Trait^,  les  frontiöres 
maritimes  comprennent  les  iles  et  ilots  situ6s  ä  moins  de  trois  milles  de 
la  Cüte. 
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Article  31. 

Les  divers  Etats  int^ress^s  s'engagent  ä  fournir  aux  Commissions  tous 
documents  nöcessaires  ä  leur  travaux.  notamment  des  copies  authentiques 
des  proc^s-verbaux  de  dölimitation  des  frontieres  actuelles  ou  anciennes.  toutes 
les  cartes  ä  grande  Schelle  existantes,  les  donn6es  g6od6siques.  les  lev6s 
ex6cut6s  et  uon  publi6s,  les  renseignements  sur  les  divagations  des  cours 
d'eau  frontieres.  Les  cartes,  donn^es  gäodösiques  et  lev6s  meme  non  publiös. 
se  trouvant  en  la  possession  des  autoritös  ottomanes,  devront  etre  remis  ä 
Constantinople,  dans  les  trente  jours  qui  suivront  la  mise  en  vigueur  du 
präsent  Traitö,  ä  tel  reprösentant  des  Commissions  int6ress6es,  que  dösigneront 
les  Principales  Puissances  alliöes. 

Les  Etats  int6ress6s  s'engagent,  en  outre,  ä  prescrire  aux  autorit^s 
locales  de  communiquer  aux  Commissions  tous  documents,  notamment  les 
plans,  cadastres  et  livres  fonciers,  et  de  leur  fournir  sur  leur  demande  tous 
renseignements  sur  la  propri6t6,  les  courants  6conomiques  et  autres  infor- 
mations  n^cessaires. 

Article  32. 

Les  divers  Etats  int6ress6s  s'engagent  ä  preter  assistance  aux  Com- 
missions de  dölimitation,  soit  directement,  soit  par  l'entremise  des  autorit^s 
locales,  pour  tout  ce  qui  concerne  le  transport,  le  logement.  la  main-d'ceuvre, 
les  matäriaux  (poteaux,  bornes)  nöcessaires  ä  l'accomplissement  de  la  mission. 

En  particulier,  le  Gouvernement  ottoman  s'engage  ä  fournir  aux  Princi- 
pales Puissances  alliöes  le  personnel  technique  qu'elles  jugeront  nöcessaire 
pour  assister  les  Commissions  de  d61imitation  dans  l'accomplissement  de 
leur  täche. 

Article  33. 

Les  divers  Etats  intöress^s  s'engagent  ä  faire  respecter  les  rep^res  tri- 
gonomötriques,  signaux,  poteaux  ou  bornes  frontieres  placös  par  les  Com- 
missions. 

Article  34. 

Les  bornes  seront  plac6es  ä  distance  de  vue  l'une  de  l'autre :  elles  seront 
numörotöes  et  leur  emplacement  et  leur  numero  seront  port6s  sur  un  document 
cartographique. 

Article  35. 

Les  proc^s-verbaux  d^finitifs  de  döclimitation,  les  cartes  et  documents 
annex6s  seront  ötablis  en  triple  original,  dont  deux  seront  transmis  aux 
Gouvernements  des  Etats  limitrophes  et  le  troisii^me  sera  transmis  au  Gou- 
vernement de  la  Röpublique  fran^aise.  qui  en  dölivrera  des  expöditions 
authentiques  aux  Puissances  signataires  du  present  Traitö. 

Partie  III. 
Clauses  rolitiquos. 

SectioD  I. 
Constantinople. 

Article  36. 

Sous  röserve  des  dispositions  du  präsent  Traitö.  les  Hautes  Parties  con- 
tractantes  d'iiccord  pour  qu'il  ne  soit  pas  portö  atteinte  aux  droits  et  titres 
du  Gouvernement  ottoman  sur  Constantinople,  et  pour  que  ce  Gouvernement 
ainsi  que  Sa  Ma,ipst6  le  Sultan  aient  la  libertt"  d'y  resider  et  d"y  niaintenir 
la   capitale  de   l'Etat  ottoman. 

Toutefois,  au  cas  oü  la  Turquie  viendrait  il  manquer  ä  la  loyale  Ob- 
servation des  dispositions  du  prösent  Traite  ou  des  trait^s  ou  Conventions 
compl^mentaires,    notamment   en   ce   qui   concerne   le   respect   des  droits  des 
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minorit^s  ethniques,  religieuses  ou  de  langue,  les  Puissances  alli6es  se  r^servent 
express6ment  le  droit  de  modifier  la  stipulation  qui  pr6c^de  et  la  Turquie 
s'engage  d^s  ä  präsent  ä  agröer  toutes  dispositions  qui  seraient  prises  ä 
cet  6gard. 

Section  II. 

Detroits. 

Article  37. 

La  navigation  dans  les  Detroits  comprenant  les  Dardanelles,  la  mer  de 

Marmara   et   le  Bosphore   sera   ä   l'avenir   ouverte,   en   temps   de  paix  et  en 

temps   de   guerre,   ä   tous   les   bätiments   de   commerce   ou  de  guerre  et  aux 

a^ronefs  militaires  et  commerciaux,  sans  distinction  de  pavillon. 

Ces  eaux  ne  sont  pas  sujettes  au  blocus,  aucun  droit  de  guerre  ne 
pourra  y  etre  exerc6  et  aucun  acte  d'hostilitö  y  etre  commis.  sauf  dans  le 
cas  de  l'ex^eution  d'une  döcision  du  Conseil  de  la  Soci6t6  des  Nations. 

Article  38. 

Le  Gouvernement  ottoman  reconnait  qu'il  est  n^cessaire  de  prendre  de 
nouvelles  mesures  en  vue  d'assurer  la  libert^  de  navigation  pr6vue  ä  l'article  37 
et,  en  ce  qui  le  concerne,  döl^gue  en  cons^quence  ä  une  Commission,  qui 
prendra  le  titre  de  „Commission  des  Detroits"  et  est  dösignöe  ci-apres  par  les 
mots  „la  Commission",  le  controle  des  eaux  spöcifiöes  ä  l'article  39. 

Le  Gouvernement  hell6nique,  en  ce  qui  le  concerne,  d^l^gue  ä  la  Com- 
mission les  memes  pouvoirs  et  s'engage  ä  lui  accorder  ä  tous  6gards  les  memes 
facilit^s. 

Le  controle  sera  exerc6  au  nom  des  Gouvernements  ottoman  et  hellönique 
respectivement  et  de  la  manifere  stipul^e  dans  la  präsente  Section. 

Article  39. 

L'autoritö  de  la  Commission  s'entendra  ä  toutes  les  eaux  comprises  entre 
l'entr^e  des  Dardanelles  du  c6t6  de  la  M6diterran6e  et  l'entr^e  du  Bosphore 
du  c6t6  de  la  mer  Noire,  jusqu'ä  une  distance  de  trois  milles  au  large  de 
chacune  de  ces  entröes. 

Cette  autoritö  pourra  etre  exerc6e  sur  le  rivage,  en  tant  qu'il  sera 
n6cessaire  ä  l'accomplissement  des  dispositions  de  la  präsente  Section. 

Article  40. 
^  La  Commission  sera  compos^e  de  d616gu6s  respectivement  nomm6s  par 
les  Etats-Unis  d'Am6rique,  dans  le  cas  et  ä  dater  du  jour  oü  ils  voudraient 
y  participer,  l'Empire  britannique,  la  France,  l'Italie,  le  Japon,  la  Russie,  si 
eile  devient  et  du  jour  oü  eile  deviendra  Membre  de  la  Soci6t6  des  Nations, 
la  Grece,  la  Roumanie  ainsi  que  la  Butgarie  et  la  Turquie,  si  ces  deux 
derniöres  deviennent  et  du  jour  oü  elles  deviendront  Membres  de  la  Soci6t6 
des  Nations.  Chaque  Puissance  d^signera  un  Repräsentant.  Les  Repr6sentants 
des  ^tats-Unis  d'Am^rique,  de  l'Empire  britannique,  de  la  France,  de  l'Italie, 
du  Japon  et  de  la  Russie  auront  chacun  deux  voix.  Les  Repr^sentants  de 
la  Grece,  de  la  Roumanie  ainsi  que  de  la  Bulgarie  et  de  la  Turquie  auront 
chacun  une  voix.  Aucun  des  Commissaires  ne  pourra  etre  relev6  de  ses  fonc- 
tions  que  par  le  Gouvernement  qui  l'a  nommö. 

Article  41. 
Les  Commissaires  jouiront   des  Privileges    et   immunit6s   diplomatiques, 
dans  les  limites  vis6es  ä  l'article  39. 

Article  42. 
La  Commission  exercera,  en  toute  indöpendance  de  l'autoritö  locale.  les 
pouvoirs  qui  lui  sont  conförös  par  le  präsent  Traitö.     Elle   aura  un  pavillon 
particulier,   un  budget  particulier   et   une   Organisation   qui   lui   sera  propre. 
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Article  43. 
Dans  les  limites  de  sa  juridiction  telles  qu'elles  sont  fix6es  ä  l'article  39, 
la  Commission  sera  cbarg6e  des  fonctions  suivantes; 

a)  I'exöcution  de  tous  les  travaux  jug6s  n^cessaires  ä  ramölioration  des 
passes  ou  de  l'acces  des  ports ; 

b)  l'öclairage  et  le  balisage  des  passes : 

c)  la  Police  du  pilotage  et  du  remorquage; 

d)  la  police  des  mouillages ; 

e)  le  controle  n^cessaire  pour  assurer,  dans  les  ports  de  Constantinople 
et  de  Haidar-Pacha,  l'application  du  regime  pr6vu  aux  articles  335  ä  344, 
Partie  XI  (Ports,  voies  d'eau  et  voies  ferr^es)  du  präsent  Trait6 ; 

f)  le  controle  de  tout  ce  qui  a  trait  aux  6paves  et  au  sauvetage  des 
navires  et  des  marchandises ; 

g)  la  police  des  allöges. 

Article  44. 
Au  cas  oü  la  Commission  estimerait  que  la  libert^  de  passage  des 
Detroits  est  entravöe,  eile  en  informera  les  Repr6sentants  ä  Constantinople 
des  Puissances  alliöes,  fournissant  les  forces  d'occupation  pr6vues  ä  l'article  178. 
Ces  Repr6sentants  s'entendront  alors  avec  les  Commandants  navals  et  militaires 
desdites  forces  sur  les  mesures  qui  paraitront  n^cessaires  pour  pröserver  la 
libert6  des  Detroits.  Lesdits  Representants  proc6deront  de  meme  dans  le  cas 
oü  une  action  ext^rieure  menacerait  la  libert6  de  passage  des  Detroits. 

Article  45. 
La  Commission  aura  le  droit  de  contracter  les  emprunts  qu'elle  jugera 
n^cessaires  pour  l'acquisition  des  biens  ou  l'exöcution  des  travaux  permanents 
dont  le  besoin  pourra  se  faire  sentir.  Ces  emprunts  seront  gag^s,  autant 
que  possible,  sur  les  taxes  ä  pr^lever  sur  les  navires  qui  feront  usage  des 
Detroits,  ainsi  qu'il  est  stipul6  ä  l'article  53. 

Article  46. 

Les  fonctions  antärieurement  exercöes  par  le  Conseil  supörieur  de  sant6 
de  Constantinople  et  par  l'Administration  sanitaire  ottomane  dirig6e  par  ledit 
Conseil,  ainsi  que  les  fonctions  exerc^es  par  le  Service  national  des  bateaux 
de  sauvetage  du  Bosphore,  seront  exercees,  dans  les  limites  fix^es  ä  l'article  39, 
sous  le  Controle  de  la  Commission  et  de  la  maniere  que  celle-ci  pourra  prescrire. 

La  Commission  collaborera  ä  la  r6alisation  de  toute  politique  commune 
adopt^e  par  la  Soci6t6  des  Nations  ä  l'effet  de  pr^venir  et  de  combattre 
les  maladies. 

Article  47. 

Sous  r6serve  des  pouvoirs  g6n(5raux  de  controle  attribuös  a  la  Commission. 
les  droits  des  personnes  ou  soci6t6s  actuellement  titulaires  de  concessions  en 
matiöre  de  phares,  de  docks,  de  quais  ou  entreprises  semblables.  seront 
maintenus.  Toutefois,  la  Commission,  si  eile  le  juge  necessaire  aux  intt^rOts 
g6n6raux,  aura  la  facultt'  de  racheter  ou  de  modifier  lesdits  droits,  en  se 
conformant  aux  conditions  stipulöes  dans  larticle  311.  Partie  IX  (Clauses 
^conomiques)  du  present  Traitö,  ou  de  se  charger  elle-meme  d'une  con- 
cession  nouvelle. 

Article  48. 

En  vue  de  faciliter  l'exöcution  des  täches  qui  lui  sont  confi^es  par  la 
präsente  Section,  la  Commission  aura  pouvoir  d'organiser  tel  corps  de  police 
speciale,  qui  sera  nöcessaire.  Ce  corps  de  police  sera  recrul^.  autant  que 
possible.  parmi  la  population  indigöne  de  la  zone  des  DtHroits  et  des  lies, 
prövue  ä  l'article  178,  Partie  V  (Clauses  militaires,  navales  et  atrienuesi  i\ 
l'exclusion   des   iles   de    Lemnos,    Imbros,   Samothrace.   T^n^dos   et   Mitylene. 
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Ledit  Corps  de  police  sera  plac6   sous  le  commandement   d'officiers   de  police 
6trangers  nomm6s  par  la  Commission. 

Article  4'J. 

Dans  la  partie  de  la  zone  des  Detroits  y  compris  les  iles  de  la  mer 
de  Marmara,  restant  ottomane  et  en  attendant  la  mise  en  vigueur  de  la 
r6forme  de  Torganisation  judiciaire  ottomane.  pr6vue  ä  l'article  136,  les 
infractions  commises  par  des  ressortissants  des  Puissances  capitulaires  aux 
rcf^lements  et  dispositions  particuliiJres  ötablis  par  la  Commission,  seront 
dolores  aux  tribunaux  consulaires  desdites  Puissances.  Les  Puissances  alli6es 
sont  d'accord  pour  donner  ä  leurs  tribunaux  ou  autoritös  consulaires  comp6- 
tence  ä  cet  ögard.  Les  infractions  commises  par  des  ressortissants  ottomans 
ou  ressortissants  de  Puissances  non  capitulaires,  seront  d6f6r6es  aux  autorit6s 
judiciaires  ottomanes  compötentes. 

Dans  la  partie  de  ladite  zone,  placöe  sous  la  souverainetö  bell^nique, 
lesdites  infractions  seront  d6f6r6es  aux  autoritös  judiciaires  hell6niques 
comp6tentes. 

Article  50. 

Les  officiers  ou  les  membres  de  l'öquipage  de  tout  navire  de  commerce 
se  trouvant  dans  les  limites  de  la  juridiction  de  la  Commission.  qui  seraient 
ai'rßtös  ä  terre,  pour  tout  crime,  dölit  ou  contravention  commis  ä  terre  ou 
en  mer  dans  les  limites  de  ladite  juridiction,  seront,  par  les  soins  de  la  police 
de  la  Commission,  döf^rös  ä  l'autorit^  judiciaire  comp6tente.  Si  l'inculpö  a 
6t6  arret6  autrement  que  par  la  police  de  la  Commission,  il  sera  remis  ä 
celle-ci  sans  d6lai. 

Article  51. 

La  Commission  nommera  tous  officiers  ou  fonctionnaires  subalternes, 
dont  le  concours  sera  jugö  indispensable  pour  l'assister  dans  l'exöcution  des 
fonctions  dont  eile  est  charg6e. 

Article  52. 

En  toutes  matiöres  concernant  la  navigation  dans  les  limites  de  la 
Jurisdiction  de  la  Commission,  tous  les  navires  visös  ä  l'article  37,  seront 
trait6s  sur  un  pied  de  parfaite  6galit6. 

Article  53. 

Sous  r^serve  des  stipulations  de  l'article  47,  les  droits  actuellement 
existants,  en  vertu  desquels  soit  le  Gouvernement  ottoman  directement,  soit 
des  organismes  internationaux  ou  des  soci6t6s  priv6es,  peuvent  percevoir, 
dans  des  buts  divers,  des  taxes  ou  autres  charges  sur  les  navires  ou  les 
cargaisons  dans  les  limites  de  la  juridiction  de  la  Commission,  seront  trans- 
f6r6s  ä  la  Commission.  La  Commission  fixera  ces  taxes  et  charges  d'apres 
le  tarif  qui  sera  raisonnablement  n^cessaire  pour  faire  face  aux  frais  faits 
pour  les  travaux  exöcut^s  et  les  Services  rendus  ä  la  navigation,  y  compris 
les  döpenses  et  frais  gönöraux  d'administration  de  la  Commission  ainsi  que 
les  traitements  et  soldes  pr^vus  au  paragraphe  3  de  l'Annexe  jointe  ä  la 
präsente  Section. 

A  ces  seules  fins,  et  avec  le  consentement  pr^alable  du  Conseil  de  la 
Soci6t6  des  Nations,  la  Commission  pourra  ägalement  6tablir  des  taxes  et 
charges  autres  que  celles  actuellement  existantes  et  en  fixer  le  montant. 

Article  54. 
Toutes  les  charges  et  taxes  impos6es  par  la  Commission  seront  pergues 
Sans  aucune  discrimination  et  sur  un  pied  de  parfaite  6galit6  entre  tous  les 
navires,  quels  que  soient  leur  port  d'origine,  de  destination  ou  de  döpart, 
leur  pavillou  ou  la  qualitö  de  leur  propri6taire,  ou  la  nationalit6  ou  la 
qualitö  du  propriötaire  de  leurs  cargaisons. 
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Cette  disposition  ne  porte  pas  atteinte  au  droit  de  la  Commission 
d'ätablir,  d'aprfes  le  tonnage,  les  taxes  pr^vues  par  la  präsente  Section. 

Article  55. 

Le  Gouvernement  ottoman  et  le  Gouvernement  hell^nique,  chacun  en 
ce  qui  le  concerne,  s'engagent  ä  faciliter  l'acquisition,  par  la  Commission,  de 
tous  terrains  et  bätiments  que  celle-ci  jugerait  n6cessaire  d'acqu6rir  en  vue 
d'accomplir  utilement  les  fonctions  qui  lui  sont  confi^es. 

Article  56. 

Les  navires  de  guerre  en  transit  par  les  eaux  sp6cifi^es  ä  l'article  39, 
devront  se  conformer  ä  tous  6gards  aux  reglements  6dict6s  par  la  Commission 
pour  ['Observation  des  r^gles  ordinaires  de  navigation  et  les  exigences  sanitaires. 

Article  57. 

I.  —  Les  bätiments  de  guerre  des  bellig6rants  ne  pourront  se  ravitailler 
ou  s'approvisionner  que  dans  les  limites  strictement  n6cessaires  pour  terminer 
la  traversöe  des  Detroits  ot  pour  atteindre  le  port  le  plus  proche  oü  ils 
peuvent  toucher ;  ils  ne  pourront  compl6ter  ou  accroitre  leurs  approvisionne- 
ments  ou  matöriel  du  guerre,  ou  leur  armement,  ou  complöter  leurs  öquipages 
dans  les  eaux  soumises  au  contröle  de  la  Commission.  Seules  seront  effec- 
tu^es  les  röparations  strictement  indispensables  pour  les  mettre  ä  meme  de 
tenir  la  mer  et  elles  ne  devront  en  aucune  manifere  accroitre  leur  puissance 
de  combat.  La  Commission  d^cidera  quelles  sont  les  röparations  n6cessaires 
et  celles-ci  devront  etre  ex6cut6es  dans  un  delai  aussi  bref  que  possible. 

IL  —  Le  transit  des  bätiments  de  guerre  des  belligörants  par  les  eaux 
soumises  au  contröle  de  la  Commission.  devra  s'effectuer  dans  le  plus  bref 
dölai  possible  et  sans  autre  arret  que  celui  qui  r6sulterait  des  n^cessit^s 
du  Service. 

III.  —  Le  s6jour  desdits  bätiments  de  guerre  dans  les  ports  soamis  au 
contröle  de  la  Commission  ne  pourra  pas  döpasser  24  heures.  sauf  le  cas  de 
dötresse.  En  pareil  cas,  ils  seront  tenus  de  partir  le  plus  tut  possible.  ün 
intervalle  de  vingtquatre  heures,  au  minimum,  devra  toujours  s'ecouler  entre 
la  sortie  d'un  navire  belligörant  des  eaux  soumises  au  contröle  de  la  Com- 
mission et  le  döpart  d'un  navire  appartenant  ä  un  bellig^rant  adverse. 

IV.  —  Toute  r^glementation  ult6rieure  relative  en  temps  de  guerre  aux 
eaux  soumises  au  contröle  de  la  Commission  et  concernant  notamment  le 
passage  de  mat^riel  de  guerre  et  de  contrebande  destines  aux  ennemis  de  la 
Turquie,  ou  le  ravitaillement,  ou  l'approvisionnement,  ou  les  r^parations  dans 
lesdites  eaux,  sera  fixöe  par  la  Soci6t6  des  Nations. 

Article  58. 
Les  prises  des  belligörants  seront  soumises  k  tous  les  4gards  aux  m^mes 
conditions  que  les  bätiments  de  guerre  belligörants. 

Article  59. 

Aucun  bellig^rant  ne  pourra  embarquer  ni  d6barquer  des  troupes.  des 
munitions  ou  du  mat6riel  de  guerre  dans  les  eaux  soumises  au  contröle  de  la 
Commission,  sauf  dans  le  cas  d'un  empöchement  accidentel  s'opposant  au 
passage  et,  dans  ce  cas,  le  transit  devra  i'tre  repris  avec  toute  la  c^lerit^ 
possible. 

Article  60. 

Rien  dans  les  dispositions  des  articles  57,  58  et  59  ne  pourra  f'tre  inter- 
pr6t6  comme  liinitant  les  pouvoirs  d'un  ou  de  plusieurs  belligorants  agissant 
en  exöcution   d'une   decision   prise   par  le  Conscil  de  la  Societo  des  Nations. 

Article  61. 
Toutes   contestations   qui    viendraient   ä   s'^lever   entre   les   Puissanccs, 
relativement  ä  l'interprt^tation  ou  ä  l'application  des  dispositions  de  la  prt?scnte 
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Section  et,  en  ce  qui  concerne  Constantinople  et  Haidar-Pacha,  des  dispn- 
sitions  des  articles  335  ä  344,  Partie  XI  (Ports,  voies  d'eau  et  voies  ferr^es), 
seront  d^f^r^es  ä  la  Commission.  Dans  le  cas  oü  la  d6cision  de  la  Com- 
mission  ne  serait  pas  acceptöe  par  une  Puissance,  la  question  sera.  ä  la 
demande  de  toute  Puissance  int6ress6e,  r6gl6e  comme  il  sera  pr6vu  par  la 
Soci6t6  des  Nations,  et  jusque-lä  la  d6cision  de  la  Commission  recevra  son 
application. 

Annexe. 

§  1- 

La  pr^sidence  de  la  Commission  des  Detroits  sera  exerc6e,  pendant 
deux  ans  et  ä  tour  de  role,  par  les  Membres  de  la  Commission  qui  ont  droit 
ä  deux  voix. 

La  Commission  prendra  ses  döcisions  ä  la  majorit^  des  voix,  le  Presi- 
dent ayant  voix  pröpoudörante.  Toute  abstention  sera  consid6r6e  comme  un 
vote  contraire  ä  la  proprosition  discutöe. 

Chacun  des  Commissaires  aura  le  droit  de  se  faire  repr^senter,  en  son 
absence,  par  un  D6l6gu6. 

§  2. 

Le  traitement  des  Membres  de  la  Commission  sera  ä  la  charge  des 
Oouvernements  qui  les  auront  nomm6s,  et  sera  ^quitablement  fix6,  d'aprös  les 
chifires  adopt^s  et  revis6s  de  temps  ä  autre  d'un  commun  accord  par  les 
Gouvernements  repr6sent6s  dans  la  Commission. 

§  3. 

Le  traitement  des  officiers  de  police  vis6s  ä  l'article  48,  et  de  tous  les 
autres  officiers  ou  fonctionnaires,  qui  seraient  nomm6s  en  vertu  de  l'article  51, 
ainsi  que  la  solde  du  personnel  de  la  police  locale  vis6e  audit  article  48, 
seront  pr6lev6s  sur  les  recettes  provenant  des  taxes  et  charges  impos6es  ä  la 
navigation. 

La  Commission  ölaborera  des  reglements  relativement  aux  termes  et 
conditions  d'engagement  des  officiers  et  fonctionnaires  nomm^s  par  eile. 

§  4. 
La  Commission  aura  ä  sa  disposition  tels  navires  qui  seront  nöcessaires 
pour  l'accomplissement  de  ces  fonctions,  conform6ment  aux  dispositions  de  la 
präsente  Section  et  de  la  präsente  Annexe. 

§  ö. 
En  vue  de  s'acquitter  de  toutes  les  fonctions  dont  eile  est  chargäe  par 
les  stipulations  de  la  präsente  Section  et  de  la  präsente  Annexe,  et  dans  les 
limites  qui  y  sont  fixäes,  la  Commission  aura  le  pouvoir  de  präparer,  de 
promulguer  et  d'appliquer  les  räglements  näcessaires.  Ce  pouvoir  comprendra 
le  droit  d'amender,  s'il  est  näcessaire.  ou  d'abroger  les  reglements  actuellement 
existants. 

§  6- 
La  Commission  älaborera  des  reglements  sur  la  maniere  dont  seront  tenus 
les   comptes  de  tous  revenus  et  de  toutes  däpenses  des  fonds  placäs  sous  son 
controle,  ainsi  que  sur  l'apurement  des  comptes  et  la  publication  annuelle  d'un 
rapport  complet  et  exact  ä  leur  sujet. 

Section  IIL 

Kurdistan. 

Article  62. 

Une  Commission  siägeant  ä  Constantinople,  et  composäe  de  trois  membres 

respectivement  nommäs  par  les  Gouvernements  Ijritannique,  frangais  et  Italien, 
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pr^parera,  dans  les  six  mois  ä  dater  de  la  mise  en  vigaeur  du  präsent  Trait6, 
l'autonomie  locale  pour  les  r^gions,  oü  domine  Tt^l^ment  kurde.  situ6es  ä  TEst 
de  l'Euphrate.  au  Sud  de  la  frontiere  m6ridionale  de  l'Armönie.  teile  qu'elle 
pourra  etre  d6termin6e  ult^rieurement.  et  au  Nord  de  la  frontiere  de  la  Turquie 
avec  la  Syrie  et  la  Mösopotamie,  conform^ment  ä  la  description  donn^e  ä 
l'article  27.  II  —  2^  et  3".  A  d6faut  d'accord  unanime  sur  quelque  question, 
celle-ci  sera  röf^r^e  par  les  membres  de  la  Commiss'on  ä  leurs  Gouvernements 
respectifs.  Ce  plan  devra  comporter  des  garanties  complötes  pour  la  protection 
des  Assyro-Chald^ens  et  autres  minorit6s  ethniques  ou  religieuses  dans  Tintörieur 
de  ces  r6gions  et,  dans  ce  but,  une  commission  comprenant  des  reprösentants 
britannique,  francais,  italien,  persan  et  kurde  visitera  les  lieux  pour  examiner 
et  d^cider  quelles  rectifications,  s'il  y  a  lieu,  devraient  etre  faites  ä  la  frontiere 
de  la  Turquie  lä  oü,  en  vertu  des  dispositions  du  präsent  Trait6,  cette  frontiere 
coincide  avec  Celle  de  la  Perse. 

Article  63. 
Le  Gouvernement   ottoman   s'engage,   des   ä   präsent,    ä   accepter   et   ä 
«xöcuter  les  d6cisions  d  l'une  et  de  lautre  commissions  pr6vues  ä  l'article  62, 
dans  les  trois  mois  de  la  notification  qui  lui  en  sera  faite. 

Article  64. 

Si,  dans  le  d^lai  dun  an  ä  dater  de  la  mise  en  vigueur  du  präsent  Trait6, 
la  Population  kurde,  dans  les  r^gions  vis^es  ä  l'article  62.  s'adresse  au  Conseil 
de  la  Soci6t6  des  Nations  en.  d6montrant  qu'une  majoritö  de  la  population 
dans  ces  regions  d^sire  etre  ind^pendante  de  la  Turquie  et  si  le  Conseil  estime 
alors  que  cette  population  est  capable  de  cette  indöpendance  et  s'il  recommande 
de  la  lui  accorder,  la  Turquie  s'engage,  des  ä  präsent,  ä  se  conformer  ä  cette 
recommandation  et  ä  renoncer  ä  tous  droits  et  titres  sur  ces  regions. 

Les  dötails  de  cette  rencnciation  seront  l'objet  d'une  Convention  speciale 
entre  les  Prinlipales  Puissances  alliäes  et  la  Turquie. 

Si  ladite  renonciation  a  lieu  et  lorsqu'elle  aura  lieu,  aucune  objection 
ne  sera  6lev6e  partes  Principales  Puissances  alliees  ä  l'encontre  de  l'adhösion 
volontaire  ä  cet  Etat  kurde  ind^pendant,  des  Kurdes  habitant  la  partie  du 
Kurdistan  comprise  jusqu'ä  präsent  dans  le  Vilayet  de  Mossoul. 

Section  IV. 
S  m  y  rn  e. 

Article  65. 
La  ville  de  Smyrne  et  le  territoire  adjacent  d^crit  ä  Tarticie  66  seront, 
iusqu'ä   l'ötablissement   de   leur   Statut   d^finitif   conform6ment  ä  Tarticle  83, 
soumis  aux  dispositions  de  la  prösente  Section. 

Article  66. 

Les  limites  g6ographiques  du  territoire  adjacent  ä  la  ville  de  Smyrne 
seront  d6termin6es  comme  il  suit  (voir  la  carte  n"  1.  annex^e) : 

de  l'embouchure  de  la  rivi^re  qui  se  jette  dans  la  mar  Eg6e  ä  environ 
5  kilometres  au  Ndrd  de  Skalanova,  et  vers  l'Est : 

le  cours  de  cette  riviere  vers  l'amont ; 

puis,  vers  le  Sud-Est: 

le  cours  du  bras  Sud  de  cette  rivifere ; 

d6  lä,  vers  le  Sud-Est  et  jusqu'ä  l'extrömit^  occidentale  de  la  crfte  du 
Gumush  Dagh : 

une  ligne  ä  döterminer  sur  le  terrain  passant  ä  l'Ouest  de  Chinar  K. 
et  ä  l'Est  de  Akche  Ova; 

de  lä,  vers  le  Nord  Est: 

une  ligne  suivant  autant  que  possible  la  liiine  de  crßte; 
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puis,  vers  le  Nord  et  jusqu'ä  un  point  ä  choisir  sur  la  voie  ferröe  de 
Ayasoluk  k  Deirmendik  k  environ  1  kilometre  k  l'Ouest  de  la  gare  de  Balachik : 

une  ligne  k  d6terminer  sur  le  terrain  de  faron  k  laisser  en  territoire 
turc  la  route  et  la  voie  ferröe  de  Sokia  k  la  gare  de  Balachik; 

de  Ik,  vers  le  Nord  et  jusqu'ä  un  point  k  choisir  sur  la  frontiöre  Sud 
du  sandjak  de  Smyrne : 

une  ligne  k  döterminer  sur  le  terrain ; 

de  lä,  et  jusqu'ä  un  point  ä  choisir  dans  le  voisinage  de  Bos  Dagh 
situ6  ä  environ  15  kilomctres  Nord-Est  de  Odemish : 

la  fronti^re  Sud  et  Est  du  Sandjak  de  Smyrne; 

de  lä,  vers  le  Nord  et  jusqu'ä  un  point  ä  choisir  sur  la  voie  ferr6e  de 
Manisa  ä  Alashehr  ä  environ  8  kilomfetres  ä  l'Ouest  de  Salihli; 

une  ligne  ä  d6terminer  sur  le  terrain; 

de  lä,  vers  le  Nord  et  jusqu'ä  Geurenez  Dagh : 

une  ligne  ä  d^terminer  sur  le  terrain  passant  ä  l'Est  de  Mermer  Geul 
et  ä  l'Ouest  de  Kemer,  traversant  le  Kum  Chai  approximativemant  au  Sud 
de  Akshalan,  et  de  lä  suivant  la  ligne  de  partage  des  eaux  ä  l'Ouest  de 
Kavakalan ; 

de  lä,  vers  le  Nord-Ouest  et  jusqu'ä  un  point  ä  choisir  sur  la  fronti^re 
entre  les  Gazas  de  Kirkagach  et  de  Ak  Hissar  ä  environ  16  kilomctres  ä 
l'Est  de  Kirkagach  et  20  kilometres  au  Nord  de  Ak  Hissar: 

une  ligne  ä  d^terminer  sur  le  terrain ; 

de  lä,  vers  l'Ouest  et  jusqu'ä  sa  jonction  avec  la  limite  du  Gaza  de  Soma: 

la  limite  Sud  du  Gaza  de  Kirkagach  ; 

de  lä,  vers  l'Ouest  et  jusqu'ä  sa  rencontre  avec  la  limite  du  Sandjak 
de  Smyrne : 

la  limite  Sud  du  Gaza  de  Soma; 

de  lä,  vers  le  Nord  et  jusqu'ä  sa  rencontre  avec  la  limite  du  Vilayet 
de  Smyrne : 

la  limite  Nord-Est  du  Sandjak  de  Smyrne; 

de  lä,  vers  l'Ouest  jusqu'ä  un  point  ä  choisir  dans  le  voisinage  du 
Charpajik  (Tepe) : 

la  limite  Nord  du  vilayet  de  Smyrne ; 

de  lä,  vers  le  Nord  jusqu'ä  un  point  ä  choisir  sur  le  terrain  ä  environ 
4  kilometres  au  Sud-Ouest  de  Keuiluje: 

une  ligne  ä  döterminer  sur  le  terrain ; 

de  lä,  vers  l'Ouest  tet  jusqu'ä  un  point  ä  döterminer  sur  le  terrain 
entre  le  Gap  Dahlina  et  Kemer  Iskele : 

une  ligne  ä  döterminer  sur  le  terrain  passant  au  Sud  de  Kemer  et  de 
Kemer  Iskele  et  de  la  route  joignant  ces  deux  localit6s. 

Article  67. 

Une  Commission  sera  constitu^e  dans  les  quinze  jours  qui  suivront  la 
mise  en  vigueur  du  präsent  Traiti5,  pour  fixer  sur  le  terrain  les  limites  du 
territoire  d6crit  ä  l'article  66.  Gette  Gommission  sera  composöe  de  trois 
membres  respectivement  nommös  par  les  Gouvernements  britannique,  fran^ais 
et  Italien,  d'un  membre  nomm6  par  le  Gouvernement  hell6nique  et  d'un 
membre  nommö  par  le  Gouvernement  ottoman. 

Article  68. 

Sous  röserve  des  dispositions  de  la  präsente  Section,  la  ville  de  Smyrne 
et  le  territoire  döcrit  ä  l'article  66,  seront,  pour  rapplication  du  präsent 
Trait^,  assimil^s  aux  territoires  dötachös  de  la  Turquie. 

Article  69. 
La   ville   de  Smyrne   et  les  territoires  döcrits  ä  article  66  restent  sous 
a    souverainet^  ottomane.     Toutefois,  la  Turquie  transfCre  au  Gouvernement 
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hell^nique  l'exercice  de  ses  droits  de  souverainetö  sur  la  ville  de  Smyrne  et 
lesdits  territoires.  En  t^moignage  de  cette  souverainet6,  le  pavillon  ottoman 
sera  hiss6  d'une  maniöre  permanente  sur  un  fort  ext^rieur  de  la  ville.  Ce 
fort  sera  d6sign6  par  les  Principales  Puissances  alliöes. 

Articie  70. 
Le  Gouvernement  hell6nique  sera  responsable  de  l'administration  de  la 
ville  de  Smyrne  et  du  territoire  döcrit  ä  l'article  66  et  exercera  cette  admini- 
stration   au   moyen   d'un  corps  de  fonctionnaires  qu'il  nommera  spöcialement 
ä  cet  effet. 

Articie  71. 
Le  Gouvernement  hellönique  aura  le  droit  de  conserver  dans  la  ville  de 
Smyrne   et   le   territoire  d6crit  ä  Farticle  66  les  forces  militaires  n^cessaires 
au  maintien  de  l'ordre  et  de  la  s6curit6  publique. 

Articie  72. 

II  sera  Institut  un  Parlement  local  avec  un  systöme  älectoral  propre 
ä  assurer  la  repr^sentation  proportionnelle  de  toutes  les  fractions  de  la  popu- 
lation.  y  compris  les  minoritös  ethniques,  de  langue  ou  de  religion.  Dans 
un  d6lai  de  six  mois  ä  dater  de  la  mise  en  vigueur  du  präsent  Trait^,  le 
Gouvernement  hellönique  devra  soumettre  au  Conseil  de  la  Soci6t6  des  Nations 
un  projet  de  Systeme  ölectoral  satisfaisant  aux  conditions  pr^vues  ci-dessus : 
ce  Systeme  ne  pourra  entrer  en  vigueur  qu'apr^s  avoir  6t6  approuvö  par  ledit 
Conseil  statuant  ä  la  majorit6  des  voix. 

Le  Gouvernement  hell^nique  pourra  retarder  les  älections  pendant  la 
Periode  nöcessaire  au  retour  des  habitants  qui  auraient  6t6  expulses  ou  dö- 
port^s  du  fait  des  autoritös  ottomanes,  sans  toutefois  que  ce  d6lai  puisse 
exender  un  an  ä  dater  de  la  mise  en  vigueur  du  präsent  Trait6. 

Articie  78. 

Les  relations  entre  l'Administration  helI6nique  et  le  Parlement  local  seront 
r6gl6es  par  ladite  Administration  en  conformitö  avec  les  principes  de  la  Con- 
stitution hellänique. 

Articie  74. 

Jusqu'ä  l'etablissement  du  Statut  d6finitif  pr^vu  ä  l'article  83,  aucun 
Service  militaire  obligatoire  ne  sera  appliqu6  dans  la  ville  de  Smyrne  et  dans 
le  territoire  d^crit  ä  l'article  66. 

Articie  75. 

Les  dispositions  prövues  par  le  Traite  particulier  vis6  ä  l'article  86,  et 
concernant  la  protection  des  minoritös  ethniques,  de  langue  et  de  religion, 
ainsi  que  la  libertö  de  commerce  et  de  transit,  seront  applicables  ä  la  ville 
de  Smyrne  et  au  territoire  d6crit  ä  l'article  66. 

Articie  76. 

Le  Gouvernement  hell6nique  pourra  installer  une  ligne  de  dcaace  sur 
la  frontifere  döcrite  ä  l'article  66  et  incorporer  la  ville  de  Smyrne  et  le 
territoire  d6crit  audit  articie  dans  le  Systeme  douanier  hellt-nique. 

Articie  77. 

Le  Gouvernement  hell6nique  s'engage  ii  ne  prendre  aucune  mesure,  dont 
l'effet  serait  de  döpr^cier  la  valeur  de  la  monnaie  turque  existante.  Cette 
monnaie  conservera  son  caractiire  de  monnaie  l(5gale  jusqu'i  l'ötablissement 
du  Statut  d6finitif  prövu  ä  l'article  83. 

Articie  78. 
Les   dispositions   de   la  Partie  XI   (Ports,    voies  d'eau  et  voies  ferr^es), 
concernant    le    regime    des    ports    d'intt'röt    international    et  des  ports  francs 
ainsi  que  le  transit,  seront  applicables   ;i  la  ville  de  Smyrne  et  au  territoire 
dfjcrit  ä  l'article  6(5. 
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Article  79. 
Au  point  de  vue  de  la  nationalit^.  les  habitants  de  la  ville  de  Smyrne 
«t  du  territoire  d^crit  ä  l'article  66,  qui  sont  de  nationalit6  Ottomane  et  qui 
ne  peuvent,  en  vertu  des  dispositions  du  prösent  Trait6,  se  pr6valoir  d'aucune 
autre  nationalit^,  seront  assimilös  ä  tous  6gards  aux  ressortissants  hell6niques. 
Leur  protection  diplomatique  et  consulaire  ä  l'^tranger  sera  assur6e  par  la  Grece. 

Article  80. 

Les  dispositions  de  l'article  241,  Partie  VIII  (Clauses  financi^res) 
s'appliquent  en  ce  qui  concerne  la  ville  de  Smyrne  et  le  territoire  d6crit  ä 
l'article  66. 

Les  dispositions  de  l'article  293,  Partie  IX  (Clauses  ^conomiques)  ne 
sont  pas  applicables  en  ce  qui  concerne  ladite  ville  de  Smyrne  et  ledit  territoire. 

Article  81. 

Jusqu'ä  r^tablissement  du  Statut  döfinitif  pr6vu  ä  l'article  83,  les  droits 
d'exploitation  des  salines  de  Phoc6e  appartenant  ä  l'administration  de  la 
dette  publique  ottomane,  y  compris  tous  outillage,  machines  et  moyens  de 
transport  par  terre  et  par  mer.  ne  seront  l'objet  d'aucune  moditication  ou 
Intervention.  Pendant  cette  p6riode  aucune  taxe  ni  redevance  ne  seront 
impos6es  sur  la  fabrication,  l'exportation  ou  le  transport  du  sei  produit  par 
lesdites  salines.  L'administration  hell6nique  aura  le  droit  de  röglementer  et 
de  taxer  la  consommation  du  sei  ä  Smyrne  et  dans  le  territoire  d^crit  ä 
l'article  66. 

Si,  ä  l'expiration  de  la  p6riode  pr6vue  ä  l'alinöa  qui  pröcede,  la  Grece 
jugerait  opportun  de  modifier  les  atipulations  ci-dessus,  les  salines  de  Phoc6e 
seraient  assimil6es  ä  des  concessions  et  les  garanties  pr6vues  par  l'article  312, 
Partie  IX  (Clauses  6conomiques),  leur  seront  applicables,  sans  pr^judice,  toute- 
fois,  des  stipulations  de  l'article  246,  Partie  VIII  (Clauses  financi^res)  du 
präsent  Trait6. 

Article  82. 

Des  Conventions  ult6rieures  r^gleront  toutes  questions  qui  ne  seraient 
pas  r6gl6es  par  le  präsent  Trait6  et  que  pourrait  faire  naitre  l'ex^cution  de 
la  präsente  Section. 

Article  83. 

Lorsqu'une  Periode  de  cinq  annöes  se  sera  6coul6e  depuis  la  mise  en 
vigueur  du  präsent  Trait6,  le  Parlement  local  prävu  ä  l'article  72  pourra, 
par  un  vote  6mis  ä  la  majorit^  des  voix,  demander  au  Conseil  de  la  Soci6t6 
des  Nations,  l'incorporation  definitive  dans  le  Royaume  de  Gr^ce  de  la  ville 
de  Smyrne  et  du  territoire  d^crit  ä  l'article  66.  Le  Conseil  pourra  requ^rir 
un  pl^biscite  pr^alable  dans  les  conditions  qu'il  indiquera. 

Au  cas  oü  ladite  incorporation  r^sulterait  de  l'application  de  l'alinöa 
pröcödent,  le  droit  de  souverainetö  de  la  Turquie,  vis6  ä  l'article  69,  pren- 
drait  fin.  La  Turquie  döclare  d6s  ä  präsent  renoncer.  en  ce  cas,  en  faveur 
de  la  Grece,  ä  tous  ses  droits  et  titres  sur  la  ville  de  Smyrne  et  sur  le 
territoire  d^crit  ä  l'article  66. 

Section  V. 

Gr^ce. 
Article  84. 

Sous  räserves  des  fronti^res  attribu^es  ä  la  Bulgarie  par  le  Trait^  de 
paix  sign6  ä  Neuilly-sur-Seine  le  27  novembre  1919,  la  Turquie  renonce  en 
faveur  de  la  Gr^ce  ä.  tous  droits  et  titres  sur  les  territoires  de  l'ancien  Empire 
Ottoman  situ6s  en  Europe  au  delä  des  fronti^res  de  la  Turquie  fix6es  par  le 
präsent  Trait6. 

Les  lies  de  la  mer  de  Marmara  ne  sont  pas  comprises  dans  le  transfert 
de  souverainetö  stipul^  ä  l'alin^a  qui  pr^c^de. 
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La  Turquie  renonce,  en  outre,  en  faveur  de  la  Grece  ä  tous  ses  droits  et 
titres  sur  les  iles  de  Imbros  et  Tenedos.  La  d6cision  prise  par  la  Conference 
des  Ambassadeurs  ä  Londres,  en  ex6cution  des  articles  5  du  Trait6  de  Londres 
du  17/30  mai  1913  et  15  du  Trait6  d'Athenes  du  1/14  novembre  1913,  et  notifiöe 
au  Gouvernement  hell^nique  le  13  fövrier  1914,  concernant  la  souverainet6  de 
la  Gr^ce  sur  les  autres  iles  de  la  M6diterran6e  Orientale,  notamment  Lemnos. 
Samothrace,  Mityl^ne,  Chios,  Samos  et  Nikaria,  est  confirm^e  Sans  pr^judice 
des  stipulations  du  präsent  Trait^,  concernant  les  lies  plac6es  sons  la  souverainet6 
de  l'Italie  et  vis^es  ä  l'article  122,  ainsi  que  les  iles  situ6es  ä  moins  de  trois 
milles  de  la  cöte  asiatique.    (Voir  carte  n*^  1.) 

Toutefois,  dans  la  partie  de  la  zone  des  Detroits  et  les  Iles,  pr6vues  ä 
l'article  178,  plac6es  en  vertu  du  präsent  Trait6  sous  la  souverainet6  hellönique. 
la  Grece  accepte  et  s'engage  ä  observer,  ä  moins  de  stipulatious  contraires  du 
präsent  Trait6,  toutes  les  obligations  qu'en  vue  d'assurer  la  libert6  des  Detroits 
le  präsent  Trait6  impose  ä  la  Turquie  dans  la  partie  de  ladite  zone,  y  compris 
les  iles  de  la  Mer  de  Marmara,  restant  sous  la  souverainet6  ottomane. 

Article  85. 
üne  Commission  sera  constitu^e  dans  les  quinze  jours  qui  suivront  la  mise 
en  vigueur  du  pr6sent  Trait6,  pour  fixer  sur  place  la  ligne  frontiere  d^crite 
ä  l'article  27,  I,  2*^.  Cette  Commission  sera  composöe  de  quatre  membres 
nomm6s  par  les  Principales  Puissances  alli^es,  dun  membre  nomm6  par  la 
Gr^ce  et  d'un  membre  nomm6  par  la  Turquie. 

Article  86. 

La  Grece  accepte,  en  en  agr6ant  l'insertion  dans  un  Trait6  particulier. 
les  dispositions  qui  seront  jugees  nöcessaires,  notamment  en  ce  qui  concerne 
Andrinople,  pour  prot6ger  en  Grece,  les  int^rets  des  habitants  qui  diff^rent  de 
la  majorite  de  la  population  par  la  race,  la  langue  ou  la  religion. 

La  Grfece  agröe  ^galement  l'insertion  dans  un  Trait6  particulier  des  dis- 
positions qui  seront  jug6es  n^cessaires  pour  protiJger  la  libert6  du  transit  et 
un  regime  ^quitable  pour  le  commerce  des  autres  nations. 

Article  87. 

La  Proportion  et  la  nature  des  charges  financi^res  de  la  Turquie  que 
l'Etat  grec  aura  ä  supporter  en  raison  des  territoires  plac6s  sous  sa  souverainet^. 
seront  fix6es  conform^ment  aux  articles  241  ä  244,  Partie  VIII  (Glauses  finan- 
ci^res)  du  präsent  Trait6. 

Des  Conventions  ultörieures  r^gleront  toutes  questions  qui  ne  seraient 
pas  r^glees  par  le  präsent  Trait6  et  que  pourrait  faire  naitre  le  transfert 
desdits  territoires. 

Section  VI. 

A  r  m  6  n  i  e. 

Article  8S. 
La  Turquie  d^clare  reconnaitre,  comnie  l'ont  d^jä  fait  les  Puissances  alliöes. 
l'Armönie  comme  un  6tat  libre  et  ind6pendant. 

Article  89. 
La  Turquie  et  l'Arm^nie  ainsi  que  les  autres  Hautes  Parties  contractantes 
conviennent  de  soumettre  ä  l'arbitrage  du  President  des  Etats-Unis  d'Am^rique 
la  d^termination  de  la  frontiere  entre  la  Turquie  et  TArm^nie  dans  les  vilayets 
d'Erzeroum,  Trtbizonde,  Van  et  Bitlis  et  d'accepter  sa  döcision  ainsi  que  toutes 
dispositions  qu'il  pourra  prescrire  relativement  ä  TaccC-s  de  TArmcnie  ä  la  mer 
et  relativement  k  la  d^militarisation  de  tout  territoire  ottoman  adjacent  ä 
ladite  frontiüire. 
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Article  90. 

Au  cas  oü  la  fixation  de  la  frontiC;re,  en  vertu  de  l'article  89,  impli- 
quera  le  transfert  h  l'Arm^nie  de  tout  ou  partie  du  territoire  desdits  vilayets, 
la  Turquie  döclare  des  ä  prösent  renoncer,  ä  dater  de  la  d6cision,  ä  tous  droits 
et  titres  sur  le  territoire  transf6r6.  Les  dispositions  du  pr6sent  Trait6,  appli- 
cables aux  territoires  d6tach6s  de  la  Turquie,  seront,  d^s  ce  moment,  applicables 
ä  ce  territoire. 

La  Proportion  et  la  nature  des  charges  financieres  de  la  Turquie,  que 
TArmänie  aura  ä  supporter,  ou  des  droits  dont  eile  pourra  se  pr6valoir,  en 
raison  du  territoire  plac6  sous  sa  souverainetö,  seront  fix6es  conformöment 
aux  articles  241  ä  244,    Partie  VIII  (Clauses  financieres),  du  präsent  Trait6. 

Des  Conventions  ult^rieures  rögleront,  s'il  est  n6cessaire,  toutes  questions, 
qui  ne  seraient  pas  r6gl6es  par  le  präsent  Trait6  et  que  pourrait  faire  naitre 
le  transfert  dudit  territoire. 

Article  91. 

Si  une  portion  du  territoire  vis6  ä  Tarticle  89  est  transfer6e  ä  l'Armönie, 
une  Commission  de  d^limitation,  dont  la  composition  sera  ult6rieurement  fixöe, 
sera  constituöe,  dans  les  trois  mois  de  la  döcision  pr6vue  audit  l'article,  en 
vue  de  tracer  sur  place  la  fronti^re  entre  l'Arm^nie  et  la  Turquie  teile  qu'elle 
rösultera  de  ladite  d^cision. 

Article  92. 

Les  fronti^res  de  l'Armönie  avec  l'Azerbaijan  et  ,1a  G6orgie  respective- 
ment  seront  dötermin^es  d'un  commun  accord  par  les  Etats  intöressös. 

Si,  dans  Tun  ou  l'autre  cas,  les  Etats  int6ress6s  n'ont  pu  parvenir, 
lorsque  la  d6cision  prövue  ä  l'article  89  sera  rendue,  ä  döterminer  d'un 
commun  accord  leur  fronti^re,  celle-ci  sera  dötermin^e  par  les  Principales 
Puissances  alli6es,  auxquelles  il  appartiendra  ^galement  de  pourvoir  ä  son 
tracö  sur  place. 

Article  93. 

L'Arm^nie  accepte,  en  en  agröant  l'insertion  dans  un  Traitö  avec  les 
Principales  Puissances  alliöes.  les  dispositions  que  ces  Puissances  jugeront 
nöcessaires  pour  prot^ger  en  Arm^nie  les  int^rets  des  habitants  qui  different 
de  la  majorit6  de  la  population  par  la  race,  la  langue  ou  la  religion. 

L'Arm^nie  agröe  ^galement  l'insertion  dans  un  Trait6  avec  les  Principales 
Puissances  alliöes  des  dispositions  que  ces  Puissances  jugeront  nöcessaires 
pour  protöger  la  libertö  du  transit  et  un  regime  6quitable  pour  le  commerce 
des  autres  nations. 

Section  VII. 

Syrie,   M6sopotamie,    Palestin e. 

Article  94. 

Les  Hautes  Parties  contractantes  sont  d'accord  pour  que  la  Syrie  et 
la  Mösopotamie  soient,  conformöment  au  paragraphe  4  de  l'article  22,  Partie  I 
(Pacte  de  la  Soci6t6  des  Nations)  provisoirement  reconnues  comme  Etats  in- 
d^pendants,  ä  la  condition  que  les  conseils  et  l'aide  d'un  mandataire  guident 
leur  administration  jusqu'au  moment  oü  elles  seront  capables  de  se  conduire 
seules. 

üne  Commission  sera  constitu^e  dans  les  quinze  jours  qui  suivront  la 
mise  en  vigueur  du  präsent  Trait6,  pour  fixer  sur  le  terrain  la  ligne  frontiere 
döcrite  ä  l'article  27,  II  2°  et  3*^.  Cette  Commission  sera  compos^e  de  trois 
membres  respectivement  nomm^s  par  la  France,  la  Grande-Bretagne  et  l'Italie 
et  d'un  membre  nomm^  par  la  Turquie.  Cette  Commission  sera  assistöe,  Selon 
les  cas,  d'un  repr6sentant  de  la  Syrie,  en  ce  qui  concerne  la  frontiere  avec  la 
Syrie,  et  d'un  repr^sentant  de  la  Mösopotamie,  en  ce  qui  concerne  la  frontiere 
avec  la  M^sopotamie. 
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Les  autres  fronti^res  desdits  Etats  seront  d6termin6es,  comme  ie  choix 
du  mandataire,  par  les  Principales  Puissances  alli6es. 

Article  95. 

Les  Hautes  Parties  contractantes  sont  d'accord  pour  confier,  par  appli- 
cation  des  dispositions  de  Farticle  22,  l'administration  de  la  Palestine,  dans 
les  fronti^res  qui  seront  d^termin^es  par  les  Principales  Puissances  alli6es, 
ä  un  mandataire  qui  sera  choisi  par  lesdites  Puissances.  Le  mandataire  sera 
responsable  de  la  mise  ä  ex^cution  de  la  döclaration  originairement  faite  le 
2  novembre  1917  par  le  Gouvernement  britannique  et  adoptöe  par  les  autres 
Puissances  alliöes,  en  faveur  de  l'^tablissement  en  Palestine  d'un  foyer 
national  pour  le  peuple  juif,  6tant  bien  entendu  que  rien  ne  sera  fait  qui 
pourrait  porter  pröjudice  aux  droits  civils  et  religieux  des  Communaut6s  non 
juives  en  Palestine,  non  plus  qu'aux  droits  et  au  Statut  politique  profitant  aux 
juifs  dans  tout  autre  pays. 

La  Puissance  mandataire  s'engage  ä  nommer  dans  le  plus  bref  dölai 
une  Commission  speciale  pour  6tudier  toute  question  et  toute  röclamation 
concernant  les  difförentes  communautös  religieuses  et  en  6tablir  le  reglement. 
II  sera  tenu  compte,  dans  la  composition  de  cette  Commission,  des  int6r6ts 
religieux  en  jeu.  Le  President  de  la  Commission  sera  nomm6  par  le  Conseil 
de  la  Soci6t6  des  Nations. 

Article  96. 

Les  termes  des  mandats,  relativement  aux  territoires  ci-dessus  vis^s. 
seront  formul6s  par  les  Principales  Puissances  alliöes  et  soumis  au  Conseil 
de  la  Soci(5t6  des  Nations  pour  approbation. 

Article  97. 
La  Turquie  s'engage,    dös  ä  präsent,   en  conformitö  des  dispositions  de 
l'article  132  ä  accepter  toutes  d^cisions,  qui  pourront  etre  prises  relativement 
aux  questions  vis^es  dans  la  präsente  Section. 

Section  VIII. 
Hed  j  az. 

Article  98. 

La  Turquie  däclare  reconnaitre,  comme  l'ont  d6jä  fait  les  Puissances 
alliees,  le  Hedjaz  comme  un  Etat  libre  et  indöpendant,  au  prolit  duquel  eile 
döclare  renoncer  ä  tous  droits  et  titres  sur  les  territoires  de  l'ancien  Empire 
Ottoman  situ6s  au  delä  des  fronticres  de  la  Turquie,  telles  qu'elles  sont  tixees 
par  le  pr6sent  Trait6,  et  compris  dans  les  limites  qui  seront  ulterieurement 
fix6es. 

Article  99. 

En  raison  du  caractere  sacr6  reconnu  par  les  musulmans  de  tous  pays 
aux  villes  et  aux  lieux  saints  de  la  Mecque  et  de  MCdine,  Sa  Majesto  le  Roi 
du  Hedjaz  s'engage  ä  en  assurer  le  libre  et  facile  accös  ä  tous  les  musulmans 
de  tous  pays  d6sireux  de  s'y  rendre  en  pelerinage  ou  pour  tout  autre  ubjet 
religieux,  et  ä  respecter  et  faire  respecter  les  fondations  pieuses  qui  y  sont 
ou  seraient  stabiles  par  des  musulmans  de  tous  pays  suivant  les  pr«5ceptes 
de  la  loi  coranique. 

Article  lUO. 

Sa  Majestö  le  Roi  du  Hedjaz  s'engage  i\  ce  qu'au  point  de  vue  com- 
mercial  la  plus  complöte  ögalitö  de  traittment  soit  assuri'e  sur  le  territoire 
du  Hedjaz  aux  navires,  marchandises  et  personnes  ressortissants  de  l'uno  des 
Puissances  alli(5es  ou  de  Tun  quelconque  des  Etats  formös  sur  los  territoires 
de  l'ancien  Empire  ottoman,^  ainsi  qu'aux  navires,  aux  marchandises  et  aux 
personnes  ressortissants  des  Etats,  Mcmbres  de  la  Societö  dos  Nations. 
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Section  IX. 

^Egypte,  Soudan  et  Chypre. 

1.  Egypte. 

Article  101. 

La  Turquie  renonce  ä  tous  ses  droits  et  titres  en  et  sur  l'Egypte.    Cette 

renonciation  prendra  effet  ä  dater  du  5  novembre  1914.    La  Turquie  d6clare 

qu'en  conformitö  avec  l'action  prise  par  les  Puissances  alli^es,   eile  reconnait 

le  protectorat  sur  l'Egypte  d6clar6  par  la  Grande-Bretagne  le  18  döcembre  1914. 

Articl,e  102. 
Les  Sujets  ottomans,  6tablis  en  Egypte  au  18  d^cembre  1914,  acquerront 
de  plein  droit  la  nationalit6  6gyptienne  et  perdront  la  nationalit6  ottomane, 
sauf  dans  le  cas  oü  ils  auraient  6t6  temporairement  absents  d'Egypte  ä  cette 
date  et  n'y  seraient  pas  retourn6s  depuis  cette  date.  Dans  ce  dernier  cas, 
ils  ne  pourront  acqu^rir  la  nationalit6  6gyptienne  qu'en  vertu  d'une  autori- 
sation  speciale  du  Gouvernement  ögyptien. 

Article  103. 

Les  sujets  ottomans  qui  se  sont  6tablis  en  Egypte  apres  le  18  d6cembre 
1914  et  y  sont  ötablis  ä  la  date  de  la  mise  en  vigueur  du  präsent  Trait6, 
pourront,  dans  les  conditions  vis^es  ä  l'article  105  pour  le  droit  d'option, 
revendiquer  la  nationalitö  ^gyptienne.  Toutefois,  cette  revendication  pourra, 
dans  des  cas  individuels,  etre  refus6e  par  les  autoritös  compötentes  6gyptiennes. 

Article  104. 

Pour  toutes  les  questions  ayant  trait  au  präsent  Trait6,  l'Egypte  et 
les  ressortissants  6gyptiens,  ainsi  que  leurs  biens  et  leurs  navires,  seront,  ä 
partir  du  1er  aoüt  1914,  trait6s  sur  le  meme  pied  que  les  Puissances  alli6es 
et  leurs  ressortissants,  ainsi  que  leurs  biens  et  leurs  navires,  et  les  dispo- 
sitions  visant  les  territoires  sous  la  souverainet^  ottomane  ou  les  territoires 
d^tachös  de  la  Turquie  par  le  präsent  Trait^,  ne  s'appliquent  pas  ä  l'Egypte. 

Article  105. 

Pendant  une  pöriode  d'un  an  aprös  la  mise  en  vigueur  du  präsent 
Trait6,  les  personnes  ägöes  de  plus  de  18  ans  acqu^rant  la  nationalit6  6gyp- 
tienne  en  vertu  des  stipulations  de  l'article  102,  auront  le  droit  d'opter  pour 
la  nationalitö  ottomane.  Au  cas  oü  lesdites  personnes,  ainsi  que  celles  ayant, 
en  vertu  de  l'article  103,  le  droit  de  röclamer  la  nationalitö  ögyptienne, 
appartiendraient  ä  une  race  difförente  de  celle  de  la  majoritö  de  la  population 
de  l'Egypte,  elles  auront,  pendant  la  meme  p6riode,  le  droit  d'opter  pour  la 
nationalit^  d'un  des  Etats  en  faveur  desquels  des^  territoires  ottomans  sont 
d6tach6s,  si  la  majoritö  de  la  population  de  cet  Etat  est  de  la  meme  race 
que  la  personne  exergant  le  droit  d'option. 

L'option  du  mari  entrainera  celle  de  la  femme  et  l'option  des  parents 
entrainera  celle  des  enfants  äg6s  de  moins  de  18  ans. 

Les  personnes  ayant  exerc6  le  droit  d'option  ci-dessus  pr^vu  devront, 
dans  les  douze  mois  qui  suivront  et,  ä  moins  d'avoir  &t&  autoris^es  ä  continuer 
de  r^sider  en  figypte,  transf^rer  leur  domicile  dans  l'Etat  pour  lequel  elles 
auront  opt6.  Elles  auront  le  droit  de  conserver  leurs  propri6t6s  immobili^res 
en  Egypte  et  d'emporter  leurs  propri6t6s  mobiliöres  quelles  qu'elles  soient. 
II  ne  leur  sera  impos6,  de  ce  chef,  aucun  droit  ou  taxe  soit  de  sortie, 
soit  d'entr^e. 

Article  106. 

Le  Gouvernement  6gyptien  aura  une  compl^te  libert6  d'action  pour  regier 
le  Statut  des  sujets  ottomans  en  Egypte,  ainsi  que  les  conditions  dans  les- 
quelles  ils  pourront  s'ätablir  sur  le  territoire  ^gyptien. 
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Article  107. 

Les  ressortissants  ägyptiens  auront  droit,  ä  l'^tranger,  ä  la  protection 
diplomatique  et  consulaire  britannique. 

Article  108. 

Les  marchandises  6gyptiennes  entrant  en  Turquie  jouiront  du  traitement 
accordä  aux   marchandises  britanniques. 

Article  109. 
"  La  Turquie  renonce  en  faveur   de  la  Grande-Bretagne  aux  pouvoirs 
conf^r^s  ä  Sa  Majest^   imperiale  le  Sultan   par  la  Convention   sign^e  ä  Con- 
stantinople,  le  29  octobre  1888,  relativement  ä  la  libre  navigation   du  canal 
de  Suez. 

Article  110. 

Tous  les  biens  et  propri^t^s  appartenant  au  Gouvernement  ottoman  en 
Egypte  passeront  au  Gouvernement  ögyptien  sans  payement. 

Article  111. 

Toute  propri6t6  mobili^re  ou  immobiliere  appartenant  en  Egypte  aux 
ressortissants  ottomans,  qui  n'ficqui^rent  pas  la  nationalit(5  6gyptienne.  sera 
trait^e  conformöment  aux  dispositions  de  la  Partie  IX  (Clauses  6conomiques> 
du  präsent  Trait^. 

Article  112. 

La  Turquie  renonce  ä  tout  droit  au  tribut  pay6  ant6rieurement  par 
I'Egypte. 

La  Grande-Bretagne  s'engage  ä  d^charger  la  Turquie, de  tout  engage- 
ment  ä  l'^gard  des  emprunts  turcs  garantis  sur  le  tribut  d'Egypte. 

Ces  emprunts  sont: 

l'emprunt  garanti  de  18.55 ; 

l'emprunt  de  1894  repr^sentant  les  emprunts  convertis  de  1854  et  1871; 

l'emprunt  de  1891  reprösentant  Temprunt  converti  de  1877. 

Les  sommes,  que  les  Kh6dives  d'Egypte  se  sont  ä  diverses  reprises 
engag^s  ä  payer  aux  maisons  qui  s'6taient  charg6es  des  Emissions  desdits 
emprunts,  seront  appliquöes  comme  par  le  passö  aux  int^rets  et  ä  l'amortisse- 
ment  des  emprunts  de  1894  et  1891,  jusqu'ä  l'extinction  desdits  emprunts. 
Le  Gouvernement  d'Egypte  continuera  ögalement  ä  consacrer  les  mOmes 
sommes  que  par  le  pass6  au  payement  des  intärets  de  l'emprunt  garanti 
de  1855. 

A  l'extinction  de  ces  emprunts  de  1894,  1891  et  1855,  tous  engagements 
de^  la  part  du  Gouvernement  6gyptien  provenant  du  tribut  autrefois  pay6  par 
I'Egypte  ä  la  Turquie,  prendront  fin. 

2.  Soudan. 

Article  11.3. 
Les  Hautes  Parties  contractantes  d^clarent  avoir  pris  connaissance  et 
donner  acte  de  la  Convention  conclue  entre  le  Gouvernement  britannique  et 
le  Gouvernement  6gyptien.  d^finissant  le  Statut  et  r6glant  l'administration 
du  Soudan,  signöe  le  19  janvier  1889  et  modifiöe  par  la  Convention  suppl6- 
mentaire  relative  a  la  ville  de  Souakin,  signöe  le  10  juillet  1899. 

Article  114. 
Les   ressortissants    du   Soudan    auront    droit    en    pays   ötranger    :\    la 
protection  diplomatique  et  consulaire  britannique. 

3.  Chypre. 

Article  115. 
Les  Hautes  Parties   contractantes   d^clarent   reconnaitre   l'annexion    de 
Chypre  proclam^e  par  le  Gouvernement  britannique  le  5  novembre  1914. 
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Article  116. 
La  Turquie  renonce  ä  tous  ses  droits  et  titres  sur  ou  concernant  Chypre, 
y  compris  le  droit  au  tribut  ant^rieurement  pay6  au  Sultan  par  cette  ile. 

Article  117. 
Les   ressortissants    ottomans    n^s    ou    domicili6s    dans    l'üe   de    Chypre 
acquerront,    dans   les   conditions   de   la  loi  locale,   la  nationalit6  britannique, 
4  l'exclusion  de  la  nationalit6  ottomane. 

Section  X.  . 
Maroc,  Tunis! e. 

Article  118. 
La  Turquie  reconnait  le  Protectorat  de  la  France  au  Maroc  et  en  accepte 
toutes  les  cons6quences.    Cette  reconnaissance  prendra  date  du  30  mars  1912. 

Article  119. 
Les  marchandises  marocaines,  ä  l'entr^e  en  Turquie,  seront  soumises  au 
mßme  regime  que  les  marchandises  frangaises. 

Article  120. 
La  Turquie  reconnait  le  Protectorat  de  la  France  sur  la  Tunisie,  et  en 
accepte    toutes    les    cons6quences.       Cette    reconnaissance    prendra    date    du 
12  mai  1881. 

Les  marchandises   tunisiennes,   ä   l'entr^e  en  Turquie,    seront   soumises 
au  mßme  regime  que  les  marchandises  fran^aises. 

Section  XL 

Libye  et  lies  de  la  Mer  Egäe. 

Article  121. 

La  Turquie   renonce   döfinitivement   ä  tous  droits  et  Privileges  qui,   en 

vertu   du  Traitä   de  Lausanne   du   12  octobre  1912,   avaient  6t6  r6serv6s  au 

Sultan  en  Libye. 

Article  122. 
La  Turquie  renonce,  en  faveur  de  l'Italie,  ä  tous  ses  droits  et  titres 
sur  les  lies  de  la  mer  Egöe,  savoir :  Stampalia  (Astropalia),  Rhodes  (Rhodos), 
Calki  (Kharki),  Scarpanto,  Casos  (Casso),  Piscopis  (Tilos),  Misiros  (Nisyros), 
Calimnos  (Kalymnos),  Leros,  Patmos,  Lipsos  (Lipso),  Simi  (Symi)  et  Cos  (Kos), 
actuellement  occup6es  par  l'Italie  et  les  ilots  qui  en  döpendent,  ainsi  que  sur 
l'ile  de  Castellorizzo.   (Voir  carte  n'^  1.) 

Section  XIL 

Nationalit6. 

Article  123. 

Les  ressortissants  ottomans  ^tablis  sur  les  territoires  qui,  en  vertu  des 

■dispositions  du   präsent  Trait6,   sont  d^tachös  de  la  Turquie,    deviendront  de 

plein   droit  et   dans   les   conditions  de  la  lögislation  locale,   ressortissants  de 

i'fitat  auquel  le  territoire  est  transf6r6. 

Article  124. 
Les  personnes  äg^es  de  plus  de  18  ans,  perdant  leur  nationalit^  ottomane 
et  acqu6rant  de  plein  droit  une  nouvelle  nationalit^  en  vertu  de  l'article  123, 
auront  la  facult^,  pendant  une  Periode  d'un  an  ä  dater  de  la  mise  en  vigueur 
du  präsent  Trait6,  d'opter  pour  la  nationalitö  ottomane. 

Article  125. 
Les  personnes,  äg6es  de  plus  de  18  ans,  qui  sont  stabiles  sur  un  terri- 
toire  d6tach6    de   la   Turquie,    en   conformit6    du   präsent   Traitö,   et   qui  y 
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diff^rent,  par  la  race,  de  la  majorit6  de  la  population  du  dit  territoire  pour- 
ront,  dans  le  dölai  d'un  an  ä  dater  de  la  mise  en  vigueur  du  pr6sent  Trait^, 
opter  pour  l'Armönie,  l'Azerbaijan,  la  Georgie,  la  Gr^ce,  le  Hedjaz,  la  M6so- 
potarnie.  la  Sj^ie,  la  Bulgarie  nu  la  Turquie,  si  la  majorit^  de  la  population 
de  l'Etat,  en  faveur  duquel  Toption  est  faite,  est  de  la  meme  race  que  la 
personne  exercant  le  droit  d'option. 

Article  126. 
Les  personnes   ayant   exerc6   le   droit  d'option,   conform^ment  aux  dis- 
positions  des  articles  124  et  125,^  devront,  dans  les  douze  mois  qui  suivront, 
transporter  leur  domicile  dans  l'Etat  en  faveur  duquel  elles  auront  opt6. 

Elles  seront  libres  de  conserver  les  biens  immobiliers  qu'elles  possedent 
sur  le  territoire  de  l'autre  Etat,  oü  elles  auraient  en  leur  domicile  ant6rieure- 
ment  ä  leur  option. 

Elles  pourront  empörter  leurs  biens  meubles  de  toute  nature.  II  ne  leur 
sera  impos6,  de  ce  fait,  aucun  droit  ou  taxe,  soit  de  sortie,  soit  d'entr^e. 

Article  127. 
Les  Hautes  Parties  contractantes  s'engagent  ä  n'apporter  aucune  entrave 
ä  l'exercice  du  droit  d'option,  pr6vu  par  le  präsent  Trait6  ou  par  les  Trait^s 
de  paix  conclus  avec  l'Allemagne,  l'Autriche,  la  Bulgarie  ou  la  Hongrie,  ou 
par  un  Traitö  conclu  par  les  Puissances  alli^es,  ou  l'une  d'elles,  avec  la  Russie, 
ou  entre  les  Puissances  alliöes  elles-memes.  et  permettant  aux  int6ress6s 
d'acquörir  toute  autre  nationalitä,  qui  leur  serait  ouverte. 

Notamment,  la  Turquie  s'engage  ä  faciliter  par  tous  les  moyens  en  son 
pouvoir,  l'emigration  volontaire  des  personnes  qui  desirent  exercer  le  droit 
d'option  pr6vu  par  l'article  125,  et  ä  exöcuter  toutes  mesures  qui  pourraient 
etre  prescrites  ä  cette  fin  par  le  Conseil  de  la  Soci6t(5  des  Nations. 

•  Article  128. 
La  Turquie  s'engage  ä  reconnaitre  la  nouvelle  nationalite  qui  aurait 
6t6  ou  serait  acquise  par  ses  ressortissants  d'apr^s  les  lois  des  Puissances 
alli6es  ou  des  Etats  nouveaux  et  conformöment  aux  d6cisions  des  autorit6s 
competentes  de  ces  Puissances,  soit  par  voie  de  naturalisation.  soit  par  TeSet 
d'une  clause  d'un  Traitö,  et  ä  d6gager  ä  tous  les  points  de  vue  ces  ressor- 
tissants, en  raison  de  cette  acquisition  de  nouvelle  nationalite,  de  toute  all^- 
geance  vis-ä-vis  de  leur  Etat  d'origine. 

En  particulier,  les  personnes  qui,  avant  la  mise  en  vigueur  du  present 
Trait6,  auraient  acquis  la  nationalite  d'une  des  Puissances  alliöes,  en  con- 
formite  avec  la  loi  de  cette  Puissance.  seront  reconnues  par  le  Gouvernement 
Ottoman,  comme  ressortissants  de  ladite  Puissance,  et  comme  ayant  perda 
la  nationalite  ottomane,  nonobstant  toute  disposition  contraire  de  la  loi 
Ottomane.  Aucune  confiscation  de  propriete  ou  autre  penalite  edictee  par  la 
loi  ottomane,  ne  sera  encourue  en  raison  de  l'acquisition  de  cette  nationaliti'. 

Article  \2\). 
Les  Juifs  de  nationalite  non  ottomane,   etablis  a  la  date  de  la  mise  en 
vigueur  du  present  Traite,   ü  l'interieur  des  frontieres  de  la  Palestine,   telles 
qu'elles  seront  determinees  conformement  k  l'article  95,  deviendront  de  plein 
droit  ressortissants  de  Palestine,  ä  l'exclusion  de  toute  autre  nationalite. 

Article  130. 
Les  femmes  mariees  suivront  la  condition  de  leurs  maris  et  les  enfants 
äges   de   moins    de    18  ans   suivront   la  condition  de  leurs  pareuts  pour  tout 
ce  qui  concerne  l'application  des  dispositions  de  la  presente  Section. 

Article  181. 
Les   dispositions    de    la   presente   Section   s'appliqueront   ä   la   ville   de 
Smyrne   et   au   territoire   decrit   i  l'article  66,    des  l'etablissement  du  Statut 
definitif  prevu  ä  l'article  83. 
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^  Section  XIII. 

Dispositions   G6n6rales. 

Article  132. 

Hors  de  ses  limites,  telles  qu'elles  sont  fixöes  par  le  präsent  Trait6,  la 
Tarquie  d6clare  renoncer  en  faveur  des  Principales  Puissances  alliöes  k  tous 
droits  et  titres,  auxquels  eile  pourrait  pr^tendre,  ä  quelque  6gard  que  ce  soit, 
sur  ou  concernant  tout  territoire  situ6  hors  d'Europe  et  n'6tant  l'objet 
d'aucune  autre  attribution  en  vertu  du  präsent  Trait6. 

La  Turquie  s'engage  ä  reconnaitre  et  ä  agr6er  les  dispositions  qui  sont 
ou  seront  prises  par  les  Principales  Puissances  alliöes,  d'accord,  s'il  y  a  lieu, 
avec  les  tierces  Puissances,  en  vue  de  regier  les  cons6quences  de  la  disposition 
qui  präc^de. 

Article  133. 

La  Turquie  s'engage  ä  reconnaitre  la  pleine  valeur  des  trait^s  de  paix 
et  Conventions  additionnelles,  conclus  par  les  Puissances  alli^es  avec  les 
Puissances  ayant  combattu  aux  c6t6s  de  la  Turquie,  ä  agr^er  les  dispositions 
qui  ont  6t6  ou  seront  prises  concernant  les  territoires  de  l'ancien  Empire 
allemand,  de  l'Autriche,  de  la  Hongrie  et  de  la  Bulgarie,  et  ä  reconnaitre  les 
nouveaux  Etats  dans  les  frontiöres  ainsi  fix6es. 

Article  134. 
La  Turquie  döclare  dhs  ä  pr6sent  reconnaitre  et  agr6er  les  fronti^res  de 
l'AUemagne,  de  l'Autriche,  de  la  Bulgarie,  de  la  Grfece,  de  la  Hongrie,  de  la 
Pologne,  de  la  Roumanie,  de  l'Etat  serbe-croate-slov6ne  et  de  l'Etat  tch^co- 
slovaque,  telles  que  ces  fronti^res  auront  6t6  fixöes  par  les  Trait6s  vis6s  ä 
l'article  133  ou  par  toutes  Conventions  compl6mentaires. 

Article  135. 

La  Turquie  s'engage  ä  reconnaitre  la  pleine  valeur  de  tous  les  traitäs 
ou  arrangements  que  les  Puissances  alli6es  passeraient  avec  les  Etats  qui  se 
sont  constitu^s  ou  se  constitueront  sur  tout  ou  parti  des  territoires  de  l'ancien 
Empire  de  Russie,  tel  qu'il  existait  au  1er  aoüt  1914,  et  ä  reconnaitre  les 
fronti^res  de  ce  Etats,  telles  qu'elles  seront  ainsi  fix6es. 

La  Turquie  reconnait  et  s'engage  k  respecter,  comme  permanente  et 
inali6nable,  l'indöpendance  desdits  Etats. 

Conform6ment  aux  dispositions  ins6r6es  ä  l'article  259,  Partie  VIII 
(Clauses  financi^res)  et  ä  l'article  277,  Partie  IX  (Clauses  6conomiques),  du 
präsent  Traitö,  la  Turquie  reconnait  d^finitivement  l'annulation  des  Traitös 
de  Brest-Litovsk,  ainsi  que  de  tous  les  autres  trait^s,  accords  ou  Conventions 
pass6s  par  eile  avec  le  Gouvernement  maximaliste  en  Russie. 

Article  136. 

Une  Commission  composs6e  de  quatre  membres,  respectivement  nommös 
par  l'Empire  britannique,  la  France,  l'Italie  et  de  Japon,  sera  constitu6e 
.  ^ans  les  trois  mois  qui  suivront  la  mise  en  vigueur  du  präsent  Trait6,  pour 
pr6parer,  avec  le  concours  d'experts  techniques  des  autres  Puissances  capitu- 
laires,  alli^es  ou  neutres  qui  seront  invitöes  ä  d6signer  ä  cet  effet  chacune 
un  expert,  un  projet  de  räforme  judiciaire  destin6  ä  remplacer  en  Turquie  le 
regime  actuel  des  capitulations  en  mati^re  judiciaire.  Cette  commission 
pourra  recommander,  apr^s  consultation  du  Gouvernement  ottoman,  l'adoption 
d'un  regime  judiciaire,  soit  mixte,  soit  unifi6. 

Le  projet  pr6par6  par  la  Commission  sera  soumis  aux  Gouvernements 
des  Puissances  alliöes  ou  neutres  int6ress6es.  Des  que  les  Principales  alli^es 
l'auront  approuv6  celles-ci  en  feront  la  notification  au  Gouvernement  ottoman 
qui,  dhs  k  präsent,  s'engage  ä  accepter  le  nouveau  regime. 
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Les  Principales  Paissances  alli6es  se  r^servent  de  s'entendre  entre  elks 
€t,  s'il  y  a  lieu,  avec  les  autres  Puissances  alli^es  ou  neutres  int6ress6es, 
sur  r^poqoe  de  l'entr^e  en  viguear  de  noaveau  regime. 

Article  137. 

Sous  r^serve  des  dispositions  de  la  Partie  VII  (Santions),  aucun  des 
habitants  de  la  Turquie  ne  pourra  etre  inqui^t^  ou  molest^,  sous  aucun 
pr^texte,  en  raison  de  sa  conduite  militaire  ou  politique  ou  d'une  assistance 
quelconque  donnöe  aux  Puissances  alli^es  ou  ä  leurs  ressortissants  post^rieure- 
ment  au  1er  aoüt  1914,  jusqu'ä  l'entr^e  en  vigueur  du  präsent  Trait6;  tout 
jugement  prononc6  de  ce  chef  ä  l'encontre  dun  habitant  de  la  Turquie  sera 
int^gralement  annul6  et  toute  poursuite  en  cours  sera  arretäe. 

Article  138. 

Aucun  des  habitants  des  territoires  d6tach6s  de  la  Turquie  en  con- 
formitö  du  präsent  Trait6  ne  pourra  etre  inqui6t6  ou  molest6,  en  raison  de 
son  attitude  politique  depuis  le  1er  aoüt  1914  ou  en  raison  du  r^glement  de 
sa  nationalit^  en  vertu  du  präsent  Trait6. 

Article  139. 

La  Turquie  renonce  express6ment  ä  toas  droits  de  suzerainetä  ou  de 
juridiction,  de  quelque  nature  qu'ils  soient,  sur  les  Musulmans  soumis  ä  la 
souverainet6  ou  au  protectorat  de  tout  autre  Etat. 

Aucun  pouvoir  ne  sera  exercö  directement  ou  indirectement,  par  aucune 
autoritö  ottomane  quelconque  dans  les  territoires  d^tach^s  de  la  Turquie  ou 
ayant  actuellement,  en  vertu  du  präsent  Trait6,  un  Statut  reconnu  par 
la  Turquie. 

Partie  IV. 
Protection  des  Minorit^s. 

Article  140. 

La  Turquie  s'engage  ä  ce  que  les  stipulations  contenues  dans  les 
articles  141,  145  et  147  soient  reconnues  comme  lois  fondamentales,  ä  ce 
qu'aucune  loi  ni  aucun  reglement,  civils  ou  militaires,  aucun  irad6  imperial 
ni  aucune  action  officielle  ne  soient  en  contradiction  ou  en  Opposition  avec 
ces  stipulations,  et  ä  ce  qu'aucune  loi.  aucun  reglement,  aucun  irad^  imperial 
ou  aucune  action  officielle  ne  prövalent  contre  elles. 

Article  141. 

La  Turquie  s'engage  h  accorder  ä  tous  les  habitants  de  la  Turquie 
pleine  et  enti^re  protection  de  leur  vie  et  de  leur  libert(5  sans  distinction  de 
naissance,  de  nationalitä,  de  langage,  de  race  ou  de  religion. 

Tous  les  habitants  de  la  Turquie  auront  droit  au  libre  exercice,  tant 
public  que  priv6,  de  toute  foi,  religion  ou  croyance. 

Les  atteintes  au  libre  exercice  du  droit  prevu  ä  l'article  pr6c6dent.  seront 
punies  des  m^mes  peines,  quel  que  soit  le  culte  int6ress6. 

Article  142. 

Consid^rant  qu'en  raison  du  regime  terroriste  ayant  exist6  en  Turquie 
depuis  le  le*"  novembre  1914.  les  conversions  ä  l'islamisme  n'ont  pu  avoir  lieu 
normalement,  aucune  conversion  ayant  eu  lieu  depuis  cette  date  n'est  reconnue 
€t  toute  personne,  non  musulmane  avant  le  l^r  novembre  1914,  sera  consid^r^e 
comme  rest^e  teile,  k  moins  qu'aprcs  avoir  recouvr^  sa  libert^,  eile  ne  remplisse, 
de  sa   propre  volonte,   les   formalit^s  nöcessaires   pour  embrasser  lislamisme. 

Afin  de  röparer  dans  la  plus  large  uiesure  les  torts  port(?s  aux  persunnes 
au  cours  des  massacres  perpctr^s  en  Turquie  pendant  la  durt'c  de  la  guerre, 
le  Gouvernement  ottoman  s'engage  i'i  donner  tout  son  appui  et  celui  des  autorit^s 
ottomanes  :i  la  recherche  et  ä  la  dolivrance  de  toutes  les  personnes,  de  toute 


614  II.  Friedensverträge  der  Alliierten  mit  den  Zentralmächten. 

race  et  de  toute  religion,  disparues,  ravies,  s6questr6es  ou  röduites  en  captivit6 
depuis  le  l^r  novembre  1914. 

II  s'engage  ä  faciliter  l'action  des  commissions  mixtes  qui  seront  nomm6es 
par  le  Conseil  de  la  Soci6t6  des  Nations  ä  l'effet  de  recevoir  les  plaintes  des 
victimes  ellesmemes,  de  leurs  familles  et  de  leurs  proches,  de  faire  les  enquetes 
n6cessaires  et  de  prononcer  souverainement  la  mise  en  libertö  des  personnes 
en  question. 

Le  Gouvernement  ottoman  s'engage  k  faire  respecter  les  döcisions  de  ces 
commissions,  et  ä  assurer  la  süret6  et  la  libert^  des  personnes  ainsi  restituöes 
dans  la  pl6nitude  de  leurs  droits. 

Article  143. 

La  Turquie  s'engage  ä  reconnaitre  les  dispositions  que  les  Puissances 
alliöes  jugeront  opportunes  relativement  ä  l'emigration  räciproque  et  volontaire 
des  individus  appartenant  aux  minorit^s  ethniqqes. 

La  Turquie  s'engage  ä  ne  pas  se  prövaloir  de  l'article  16  de  la  Convention 
entre  la  Grece  et  la  Bulgarie  relative  ä  l'ömigration  räciproque,  sign^e  ä  JNfeuilly- 
sur-Seine  le  27  novembre  1919.  Dans  les  six  mois  qui  suivront  la  mise  en 
vigueur  du  präsent  Traitö,  la  Grece  et  la  Turquie  ^tabliront  un  accord  special 
visant  l'ömigration  r^ciproque  et  spontan^e  des  populations  de  races  turque 
et  grecque  des  territoires  transf^r6s  ä  la  Grfece  ou  restant  ottomans,  respec- 
tivement. 

Au  cas  oü  l'accord  ne  pourrait  s'ötablir,  la  Grece  et  la  Turquie  auront 
le  droit  de  s'adresser  au  Conseil  de  la  Soci6t6  des  Nations,  qui  fixera  les  con- 
ditions  dudit  accord. 

Article  144. 

Le  Gouvernement  ottoman  reconnait  l'injnstice  de  la  loi  de  1915  sur  les 
propriöt^s  abandonnäes  (Emval-i-Metrouk6)  ainsi  que  de  ses  dispositions 
complömentaires,  et  les  döclarent  nuUes  et  de  nul  effet  dans  le  passö  comme 
dans  l'avenir. 

Le  Gouvernement  ottoman  s'engage  solennellement  ä  faciliter,  dans  toute 
la  mesure  du  possible,  aux  ressortissants  ottomans  de  race  non-turque,  chass6s 
violemment  de  leurs  foyers  soit  par  la  crainte  de  massacre,  soit  par  tout  autre 
moyen  de  contrainte  depuis  le  1er  janvier  1914,  le  retour  dans  leurs  foyers, 
ainsi  que  la  reprise  de  leurs  affaires.  II  reconnait  que  les  biens  immobiliers 
ou  mobiliers,  qui  pourront  etre  retrouv^s,  et  qui  sont  la  propri6t6  desdits 
ressortissants  ottomans  ou  des  communaut6s,  auxquelles  appartiennent  ces 
ressortissants,  doivent  etre  restitu^s  le  plus  tot  possible,  en  quelques  mains 
qu'ils  soient  retrouv^s.  Les  biens  seront  restitu6s  libres  de  toute  Charge  ou 
servitude,  dont  ils  auraient  pu  etre  grev6s,  et  sans  indemnitö  d'aucune  sorte 
pour  les  propri^taires  ou  dätenteurs  actuels,  sous  r^serve  des  actions  que  ceux- 
ci  pourront  intenter  contre  leurs  auteurs. 

Le  Gouvernement  ottoman  accepte  que  des  commissions  arbitrales  soient 
nommöes  par  le  Conseil  de  la  Soci6c6  des  Nations  partout  oü  cela  sera  jug6 
n6cessaire.  Chacune  de  ces  commissions  sera  compos^e  d'un  repräsentant  du 
Gouvernement  ottoman,  d'un  repr^sentant  de  la  communaut6  qui  se  pr^tendrait 
I6s6e  ou  dont  un  membre  se  pr6tendrait  16s6  et  d'un  prösident,  nomm6  par  le 
Conseil  de  la  Sociötö  des  Nations.  Les  Commissions  arbitrales  connaitront  de 
toutes  röclamations  visäes  par  le  präsent  article  et  les  jugeront  en  suivant 
une  procödure  sommaire. 

Lesdites  commissions  arbitrales  auront  le  pouvoir  d'ordonner: 

1°  la  fourniture  par  le  Gouvernement  ottoman  de  la  main-d'ceuvre  pour 
tous  travaux  de  reconstruction  ou  de  restauration  qu'elles  jugeront  nöcessaires. 
Cette  main-dojuvre  sera  recrut^e  parmi  les  individus  appartenant  aux  races 
habitant  le  territoire  sur  lequel  la  Commission  arbitrage  jugera  n6cessaire 
l'acomplissement  desdits  travaux; 
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2*'  r^loignement  de  toute  personne  qui,  apr^s  enqu^te,  sera  reconnue  avoir 
pris  une  part  active  ä  des  massacres  ou  expulsions  ou  les  avoir  provoqu6s ; 
les  mesures  ä  prendre  relativement  aux  biens  de  cette  personne  seront  indi- 
qu6es  par  la  Commission; 

30  l'attribution  de  tous  biens  et  propriöt^s  ayant  appartenu  ä  des  mem- 
bres  d'une  communaut6,  d6c6d6s  ou  disparus  depuis  le  l«r  janvier  1914.  sans 
laisser  d'h6ritiers,  ces  biens  et  propri6t6s  pouvant  ^tre  attribu6s  ä  la  com- 
munaut6   aux   lieu   et   place   de  l'Etat ; 

40  l'annulation  de  tous  actes  de  vente  ou  Constitution  de  droits  sur  la 
pfopri^tö  immobilifere  conclus  apr^s  le  l^r  janvier  1914 ;  l'indemnisation  des 
dätenteurs  sera  ä  la  Charge  Gouvernement  ottoman  sans  pouvoir  servir  de 
prötexte  pour  retarder  la  restitution.  La  commission  arbitrale  aura  cepen- 
dant  le  pouvoir  d'imposer  des  arrangements  ^quitables  entre  les  int6ress6s. 
si  quelque  somme  a  6t6  payöe  par  le  d^tenteur  actuel  de  la  propri6t6 
en  question. 

Le  Gouvernement  ottoman  s'engage  ä  faciliter,  dans  toute  la  mesure 
possible,  le  fonctionnement  des  commissions  et  ä  assurer  l'ex^cution  de  leurs 
d^cisions,  qui  seront  sans  appel.  Aucune  döcision  des  autorit^s  ottomanes, 
judiciaires  ou  administratives,  ne  pourra  leur  6tre  oppos^e. 

Article  145. 

Tous  les  ressortissants  ottomans  seront  6gaux  devant  la  loi  et  jouiront 
des  memes  droits  civils  et  politiques  sans  distinction  de  race,  de  langage  ou 
de  religion. 

La  difftSrence  de  religion,  de  croyauce  ou  de  confession  ne  devra  nuire 
ä  aucun  ressortissant  ottoman  en  ce  qui  corcerne  la  jouissance  des  droits 
civils  et  politiques,  notamment  pour  l'admission  aux  emplois  publics,  fonctions 
et  honneurs  ou  l'exercice  des  difförentes  professions  et  Industries. 

Le  Gouvernement  ottoman  prßsentera  aux  Puissances  alliöes  dans  un 
d^lai  de  deux  ans  apres  la  mise  en  vigueur  du  priSsent  Trait6,  un  projet 
d'organisation  du  systfeme  ölectoral,  bas6  sur  le  principe  de  la  reprösentation 
proportionnelle  des  minoritös  ethniques. 

II  ne  sera  6dict6  aucune  restiction  contre  le  libre  usage  par  tout  ressor- 
tissant ottoman  d'une  langue  quelconque  soit  dans  les  relations  priv6es  ou 
de  commerce,  soit  en  mati6re  de  religion,  de  presse,  ou  de  publications  de 
toute  nature,  soit  dans  les  reunions  publiques.  Des  facilit6s  appropri^es 
seront  donn^es  aux  ressortissants  ottomans  de  langue  autre  que  le  turc  pour 
I'usage  de  leur  langue  soit  oralement,   soit   par   6crit,  devant  les  tribunaux. 

Article  146. 

Le  Gouvernement  ottoman  s'engage  ä  reconnaitre  la  validitö  des  diplömes 
ömanant  d'universit6s  ou  d'öcoles  ötrang^res  reconnues,  et  admettra  les 
titulaires  au  libre  exercice  des  professions  et  Industries  pour  lesquelles  ces 
diplumes  donnent  capacitö. 

La  pr6sente  disposition  s'appliquera  6galement  aux  ressortissants  des 
Puissances  alliees  residant  en  Turquie. 

Article  147. 
Les  ressortissants  ottomans  appartenant  ä  des  minorites  ethniques,  de 
religion  ou  de  langue,  jouiront  du  mCnie  traitement  et  des  mt'mes  garanties 
en  droit  et  en  fait  que  les  autres  ressortissants  ottomans.  Ils  auront  notam- 
ment un  droit  egal  k  cr6er,  diriger  et  contröler  ;\  leurs  frais,  independammeut 
et  Sans  aucune  ingörence  des  autoritös  ottomanes,  toutes  institutions  charitables, 
religieuses  ou  sociales,  toutes  6coles  primaires,  secondaires,  et  d'instructinn 
8up<!;rieure,  et  tous  autres  Etablissements  scolaires,  avec  le  droit  dy  faire 
librement  usage  de  leur  propre  langue  et  d'y  exercer  librement  leur  religion. 
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Article  148. 

Dans  les  villes  ou  r^gions,  oü  existe  une  proportion  considörable  de 
ressortissants  ottomans  appartenant  ä  des  minorit^s  ethniques,  de  langue  ou 
de  religion,  ces  minorit6s  se  verront  assurer  une  part  6quitable  dans  le 
b^n^fice  et  l'affectation  des  sommes  qui  pourraient  etre  attribu6es  sur  les 
fonds  publics  par  le  budget  de  l'Etat,  les  budgets  municipaux  ou  autres,  dans 
un  but  d'6ducation  ou  de  bienfaisance. 

Les  fonds  en  question  seront  versus  aux  repr6sentants  qualifi^s  des 
communaut^s  int6ress6es, 

Article  149. 

Le  Gouvernement  ottoman  s'engage  ä  reconnaitre  et  ä  respecter  l'auto- 
nomie  eccl6siastique  et  scolaire  de  toute  minorit^  ethnique  en  Turquie. 
A  cette  fin  et  sous  r^serve  des  dispositions  contraires  du  präsent  Traiti,  le 
Gouvernement  ottoman  confirme  et  soutiendra  ä  l'avenir,  dans  toute  leur 
^tendue,  les  Prärogatives  et  immunitäs  d'ordre  religieux,  scolaire  ou  judiciaire, 
accordäes  par  les  Sultans  aux  races  non  musulmanes  en  vertu  d'ordonnances 
speciales  ou  de  däcrets  impäriaux  (firmans,  hattis,  berats,  etc.),  ainsi  que  par 
des  ordres  ministäriels  ou  ordres  du  Grand- Vizir. 

Tous  döcrets,  lois,  rfeglements  et  circulaires  6manant  du  Gouvernement 
ottoman,  et  comportant  des  abrogations,  restrictions  ou  amendements  desdites 
Prärogatives  et  immunitäs,  seront  considäräs  ä  cet  6gard  comme  nuls  et 
non  avenus. 

Toute  modification  du  regime  judiciaire  ottoman  introduite  en  conformitä 
des  dispositions  du  präsent  Traitä,  sera  considäräe  comme  l'emportant  sur  les 
stipulations  du  präsent  article,  en  tant  que  cette  modification  affectera  les 
individas  appartenant  ä  des  minoritäs  ethniques. 

Article  150. 
Dans  les  villes  ou  rägions,  oü  räside  une  proportion  considärable  de 
ressortissants  ottomans  de  religion  chrätienne  ou  juive,  le  Gouvernement 
ottoman  s'engage  ä  ce  que  ces  ressortissants  ottomans  ne  soient  pas  astreints 
ä  accomplir  un  acte  quelconque  constituant  une  violation  de  leur  foi  ou  de 
leurs  pratiques  religieuses,  ni  frappäs  d'aucune  incapacitä  s'ils  refusent  de 
comparaite  devant  les  tribunaux  ou  d'accomplir  quelque  acte  lägal  le  jour  de 
leur  repos  hebdomadaire.  Toutefois  cette  disposition  ne  dispensera  pas  ces 
ressortissants  ottomans,  chrätiens  ou  juifs,  des  obligations  imposäes  ä  tous 
autres  ressortissants  ottomans  en  vue  du  maintien  de  l'ordre  public. 

Article  151. 
Les  Principales  Puissances  alliäes,  apres  examen  en  commun  avec  le 
Conseil  de  la  Sociätä  des  Nations,  dätermineront  quelles  mesures  sont 
näcessaires  pour  garantir  l'exäcution  des  dispositions  de  la  präsente  Partie. 
Le  Gouvernement  ottoman  däclare  das  ä  präsent  accepter  toutes  däcisions  qui 
seront  prises  sur  ce  sujet. 

Partie  V. 

Clanses  Militaires,  Navales  et  Aöriennes. 

En  vue  de  rendre  possible  la  präparation  d'une  limitation  gänärale  des 
armements  de  toutes  les  Nations,  la  Turquie  s'engage  ä  observer  strictement 
les  clauses  militaires,  navales  et  aäriennes  ci-apres  stipuläes. 
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Section  I. 

Clauses  Militaires. 

Chapitre  I. 

Clauses  G6n6rales. 

Article  152. 

La  force  armäe,  dont  disposera  la  Turquie  ne  pourra  comprendre  que: 

1^  la  garde  personnelle  du  Sultan ; 

2"  des  troupes  de  gendarmerie  destinöes  ä  maintenier  l'ordre  et  la 
s6curit6  ä  l'int^rieur  et  ä  garantir  la  protection  des  minorit^s ; 

3*^  des  6l6ments  sp6ciaux  destin^s  ä  renforcer  l'action  des  troupes  de 
gendarmerie  en  cas  de  troubles  graves,  et,  6ventuellement,  ä  assurer  la 
surveillance  des  fronti^res. 

Article  153. 

Dans  les  six  mois  qui  suivront  la  mise  en  vigueur  du  präsent  Trait6, 
les  forces  militaires,  autres  que  la  force  arm6e  pr^vue  ä  l'article  152,  devront 
^tre  d6mobilis6es  et  dissoutes. 

Chapitre  II. 

Effectifs,  Organisation,  Encadrement  de  la  Force 

Arm6e  Ottomane. 

Article  154. 

La  garde  personnelle  du  Sultan  comportera  un  6tat-major  et  des  unites 
d'infanterie  et  de  cavalerie,  dont  l'effectif  ne  doit  pas  d^passer  700  officiers 
€t  soldats.  Cet  effectif  n'est  pas  compris  dans  l'effectif  total  pr^vu  ä 
l'article  155. 

La  composition  de  cette  garde  est  donnöe  au  tableau  I  annex<5  ä  la 
präsente  Section. 

Article  155. 

L'effectif  total  des  forces  6num6r6es  aux  alinöas  2^  et  3^^  de  l'article  152 
ne  devra  pas  döpasser  50,000  hommes,  y  compris  les  6tats-majors,  le  officiers, 
le  personnel  des  6coles  et  les  troupes  des  d^pöts. 

Article  156. 

Les  troupes  de  gendarmerie  seront  r^parties  sur  le  territoire  de  la 
Turquie,  divis6  ä  cet  effet  en  r^gions  territoriales,  dont  la  d^limitation  sera 
fixäe  ainsi  qu'il  est  prävue  ä  l'article  200. 

Une  l6gion  de  gendarmerie  compos6e  de  troupes  ä  pied  et  ä  cheval, 
pourvue  de  mitrailleuses  et  dot^e  de  Services  administratifs  et  sanitaires, 
sera  organisöe  dans  cbaque  r6gion  territoriale ;  eile  fourniera  dans  les  vilayets, 
sandjacks,  cazas,  etc.,  les  d<5tachements  necessaires  ä  l'organisatiun  dun 
Service  fixe  de  s6curit6,  et  disposera,  en  un  ou  plusieurs  points  du  territoire 
de  la  rögion,  de  röserves  mobiles. 

En  raison  de  leur  röle  special,  les  l^gions  ne  comporteront  ni  artillerie, 
ni  armes  techniques. 

L'effectif  global  des  l«5gions  ne  devra  pas  oxcöder  35,000  homraes,  ;i 
comprendre  dans  l'effectif  total  de  la  force  arm^e  pr6vue  ä  l'article  155. 

L'effectif  maximum  d'une  m^me  legion  ne  devra  pas  exender  le  quart 
de  l'effectif  global  des  kigions. 

Les  6l6ments  d'une  mCme  lögion  ne  devront  pas  Ctre  employt^s  en  dehors 
du  territoire  de  leur  rögion,  a  moins  d'une  autorisation  speciale  de  la  Com- 
mission  interalli6e  prövue  ^  l'article  200. 
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Article  157. 

Las  ölöments  sp^ciaux  de  renforcement  pourront  comprendre  des  unit6s 
d'infanterie,  de  cavalerie,  d'artillerie  de  montagne,  de  pionniers,  et  les  Services 
techniques  et  gönöraux  correspondants ;  leur  effectif  global  ne  devra  pas 
d^passer  15,000  hommes,  ä  comprendre  dans  l'effectif  total  pr6vu  ä 
l'article  155. 

Le  renforcement  d'une  m§me  l6gion  en  6l6ments  sp6ciaux  ne  devra  pas 
excöder  le  tiers  de  l'effectif  global  de  ces  616ments,  ä  moins  d'une  autorisation 
particuli^re  de  la  Gommission  interalliöe  pr6vue  ä  l'article  200. 

La  Proportion  des  diff6rentes  armes  et  Services  entrant  dans  la  compo- 
sition  de  ces  6l6ments  sp6ciaux,  est  d6termin6e  par  le  tableau  II  annex6  ä 
la  prösente  Section. 

Leur  stationnement  sera  fix6  ainsi  qu'il  est  pr^vu  ä  l'article  200. 
Article  158. 

Dans  les  formations  vis^es  aux  articles  156  et  157,  la  proportion  des 
oflficiers,  y  compris  le  personnel  des  6tats-majors  et  des  Services,  ne  d6passera 
pas  un  vingliöme  de  l'effectif  total  en  Service,  et  celle  des  sous-officiers,  un 
douzieme  douzieme  de  l'effectif  total  en  Service. 

Article  159. 

Des  officiers  fournis  par  les  difförentes  Puissances  alliöes  ou  neutres 
concourront,  sous  la  direction  du  Gouvernement  ottoman,  au  commandement, 
ä  l'organisation  et  ä  l'instruction  de  la  gendarmerie.  Ces  officiers  ne  comp- 
teront  pas  dans  l'effectif  des  officiers  de  gendarmerie  pr^vu  ä  l'article  158 
mais,  leur  nombre  ne  devra  pas  d^passer  quinze  pour  cent  de  cet  effectif. 
Des  accords  sp6ciaux  ä  6tablir  par  la  Gommission  interalliöe  vis^e  ä 
l'article  200,  fixeront  la  proportion  de  ces  officiers  par  nationalitö,  et  r^gleront 
les  conditions  de  leur  participation  aux  difförentes  missions  prövues  pour  eux 
par  le  präsent  article. 

Article  160. 

Dans  une  meme  rägion  territoriale,  tous  les  officiers  mis  ä  la  disposition 
du  Gouvernement  ottoman  dans  les  conditions  pr^vues  ä  l'article  159,  seront, 
en  principe,  de  la  meme  nationalitö. 

Article  161. 

Dans  la  zone  des  Detroits  et  des  iles,  pr^vue  ä  l'article  178,  et  ä  Tex- 
clusion  des  iles  de  Lemnos,  Embros,  Samothrace,  T^nfedos  et  Mityl^ne,  les 
forces  de  gendarmerie  hell6niques  et  ottomanes  seront  subordonnöes  au  com- 
mandement interalliö  d'occupation  de  cette  zone. 

Article  162. 

Toutes  mesures  de  mobilisation,  ou  ayant  trait  ä  la  mobilisation,  ou 
tendant  au  renforcement  des  effectifs  ou  des  moyens  de  transport  des  forces 
de  toute  nature  visöes  dans  le  präsent  Chapitre,  sont  interdites. 

Les  diff^rentes  formations,  6tats-majors  et  Services,  ne  doivent  en  aucun 
cas,  comprendre  des  cadres  compl^mentaires. 

Article  163. 
Dans  le  d^lai   fix6  ä  l'article  153,   toutes   les   forces   actuelles   de   gen- 
darmerie seront  fusionnöes  dans  les  lögions  pr^vues  ä  l'article  156. 

Article  164. 

Toute  formation  de  troupe  non  pr^vue  ä  la  präsente  Section  est  interdite. 

La  suppression  des  formations,  qui  existeraient  en  plus  de  l'effectif 
autorisö  de  50000  hommes,  la  garde  personnelle  du  sultan  non  comprise, 
s'effectuera  progressivement  ä  partir  de  la  signature  du  präsent  Traitö  de 
teile  faQon  qu'elle  soit  r6alis6e  compl^tement  six  mois  au  plus  tard  apres  la 
mise  en  vigueur  du  Trait6,   conform(5ment  aux   stipulations   de  l'article  153. 
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Le  personnel  officiers  ou  assimil^s  du  Minist^re  de  la  Guerre  et  l'Etat- 
Major  gän^ral  ottoman,  ainsi  que  les  administrations  qui  leur  sont  attachöes, 
seront  dans  le  meme  dölai  ramenös  ä  l'effectif  que  la  Commission  interalliöe 
vis6e  ä  l'article  200  estimera  strictement  n6cessaire  au  bon  fonctionnement 
des  Services  g6n6raux  de  la  force  armöe  ottomane.  cet  effectif  restant  compris 
dans  le  chiffre  maximum  pr^vu  ä  l'article  158. 

Chapitre  III. 
Recrutement. 
Article  165. 
La  force  armöe  ottomane  ne  sera  ä  l'avenir  constitu6e  et   recrat6e  que 
par  engagements  volontaires. 

Le  recrutement  sera  ouvert  6galement  ä  tous  les  sujets  de  l'Etat  otto- 
man, Sans  distinction  de  race  ni  de  religion. 

En  ce  qui  concerne  les  l6gions,  visöes  ä  Tarticle  156,  leur  recrutement 
sera  en  principe  regional  et  r6gl6  de  teile  sorte  que  les  6l6ments  musulmans 
et  non  musulmans  de  la  population  de  chaque  r6gion  soient,  dans  la  mesure 
des  possibilitös,  reprösent^s  dans  l'effectif  de  la  lögion  correspondante. 

Les  dispositions  qui  precedent  sont  applicables  aux  officiers  comme  aux 
hommes  de  troupe. 

Article  166. 
L'engagement  des  "sous-officiers  et   soldats  devra   etre   de  douze  ann^es 
consöcutives. 

Le  remplacement  annuel  des  hommes  Iib6r6s  du  Service  pour  quelque 
cause  que  ce  soit  avant  l'expiration  du  terme  de  leur  engagement,  ne  devra 
pas  d^passer  cinq  pour  cent  de  la  totalitö  des  effectifs  fixös  par  l'article  155. 

Article  167. 

Tous  les  officiers  devront  etre  des  officiers  de  carriöre. 

Les  officiers  actuellement  en  Service  dans  l'arm^e  et  dans  la  gen- 
darmerie,  et  qui  seront  retenus  dans  la  force  arm^e  nouvelle,  devront  s'engager 
ä  servir  au  moins  jusqu'ä  ITige  de  quarante-cinq  ans. 

Les  officiers  actuellement  en  Service  dans  l'armöe  et  dans  la  gendarmerie, 
et  qui  ne  seront  pas  admis  dans  la  force  arm6e  nouvelle,  seront  d6finitive- 
ment  liber^s  de  toute  Obligation  militaire  et  ne  devront  participer  ä  aucun 
exercice  militaire  theorique  ou  pratique. 

Les  officiers  nouvellement  nommös  devront  s'engager  ä  servir  effective- 
ment  au  moins  pendant  vingt-cinq  annöes  cons6cutives. 

Le  remplacement  annuel  des  officiers  quittant  le  Service,  pour  quelque 
cause  que  ce  soit,  avant  l'expiration  du  terme  de  leur  engagement,  ne  devra 
pas  döpasser  cinq  pour  cent  de  l'effectif  total  des  officiers  prevu  ä  l'article  158. 

Chapitre  IV. 

Ecoles,    Etablissements    d'Enseignement,   Soci6t<5s 

et    Associations    Militaire s. 

Article  168. 

A  l'expiration  du  d^lai  de  trois  mois  ä  dater  de  la  mise  en  vigueur  du 
präsent  Trait6,  il  ne  subsistera  en  Turquie  que  le  nombre  d't^oles  militaires 
strictement  indispensables  au  recrutement  des  officiers  et  sous-officiers  des 
unit6s  autorisöes,  ä  savoir: 

l    6cole  pour  les  officiers ; 

1    6cole  par  rögion  territoriale  pour  les  sous-officiers. 

Le  nombre  des  cluves  admis  ;"i  suivre  les  cours  de  ces  ecoles  sera  strictement 
proportionn6  aux  vacances  ä,  pourvoir  dans  les  cadrcs  d'officiers  et  sous-officiers. 


ß20  !!•  Friedensverträge  der  Alliierten  mit  den  Zentralmächten. 

Article  169. 
Les  Etablissements  d'enseignement  autres  que  ceux  vis^s  par  l'article  168, 
de  meme  que  toutes  soci6t6s  sportives  ou  autres,   ne  devront  s'occuper  d'au- 
cune  question  militaire. 

Chapitre  V. 

Douaniers,   Police  Locale,  Urbaine  et  Rurale, 

Gardes   Forestiers. 

Article  170. 

Sans  pr^judice  des  dispositions  de  l'article  48,  Partie  III  (Clauses  politi- 
•ques),  le  nombre  des  douaniers,  agents  de  la  police  locale,  urbaine  ou  rurale, 
gardes  forestiers,  ou  autres  fonctionnaires  analogues  ne  devra  pas  exc6der  le 
nombre  d'hommes  qui  exer(;aient  une  profession  semblable  en  1913  dans  les 
limites  territoriales  de  la  Turquie,  telles  qu'elles  sont  fixEes  par  le  präsent 
Trait6. 

Le  nombre  de  ces  fonctionnaires  ne  pourra,  ä  l'avenir,  etre  augmentE 
que  dans  une  proportion  correspondante  ä  Celle  des  augmentations  de  la 
Population  dans  les  localit^s  ou  municipalit^s  qui  les  emploient. 

Ces  employ6s  ou  fonctionnaires,  ainsi  que  ceux  du  Service  des  chemins 
de  fer,  ne  pourront  pas  etre  röunis  pour  participer  ä  un  exercice  militaire 
quelconque. 

Dans  chaque  district  administratif,  la  police  locale,  urbaine  ou  rurale, 
ainsi  que  les  gardes  forestiers,  sont  recrut^s,  command^s  et  encadr^s  et  con- 
formöment  au  principe  pos6  ä  l'article  165,   relativement   ä   la   gendarmerie. 

Dans  la  police  ottomane,  qui,  comme  partie  de  l'administration  civile 
<Je  la  Turquie,  restera  distincte  de  la  force  arm6e  ottomane,  des  officiers  ou 
fonctionnaires  fournis  par  les  diff^rentes  Puissances  alli^es  ou  neutres,  con- 
courront,  sous  la  direction  du  Gouvernement  ottoman,  ä  l'organisation,  au 
«ommandement  et  ä  l'instruction  de  ladite  police.  L'effectif  de  ces  officiers  ou 
fonctionnaires  ne  d6passera  pas  quinze  pour  cent  de  l'effectif  similaire  ottoman. 

Chapitre  VI. 
Armement,   Munitions,   Materie  1. 

Article  171. 

A  l'expiration  des  six  mois  qui  suivront  la  mise  en  vigueur  du  prösent 
Traitä,  l'armement,  qui  pourra  etre  en  service  ou  maintenu  en  röserve  de 
remplacement  dans  les  diff6rentes  formations  de  la  force  armöe  ottomane,  ne 
devra  pas  döpasser  les  chiffres  fixäs  pour  mille  hommes  dans  le  tableau  III 
annex6  ä  la  präsente  Section. 

Article  172. 

Les  approvisionnements  en  munitions  dont  la  Turquie  pourra  disposer 
ne  devront  pas  d^passer  ceux  fix6s  dans  le  tableau  III  annexE  ä  la  präsente 
Section. 

Article  173. 

Dans  le  d^lai  de  six  mois  qui  suivra  la  mise  en  vigueur  du  präsent 
Trait6,  les  arnjes,  les  munitions  des  diff^rentes  catEgories  et  le  matöriel  de 
guerre  existant  en  suppl6ment  des  quantitös  autorisEes,  seront  livr^s  ä  la 
Commission  militaire  interalli^e  de  controle  pr6vue  ä  l'article  200,  dans  les 
lieux  fixEs  par  cette  Commission. 

Les  Principales  Puissances  alliöes  d^cideront  de  la  destination  ä  donner 
ä  ce  mat6riel. 

Article  174. 

La  fabrication  d'armes,  de  munitions  ainsi  que  de  mat^riel  de  guerre, 
y  compris  les  a^ronefs  et  pi^ces  d'aäronefs  de   toute  nature   n'aura  lieu  que 
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dans   las  usines   ou   Etablissements  autorisös  par  la  Commission   interalli^e 
prövue  ä  l'article  200. 

Dans  un  d^lai  de  six  mois  ä  dater  de  la  mise  en  vigueur  du  präsent 
TraitE,  tous  autres  Etablissements  ayant  pour  objet  la  fabrication.  la  prEpa- 
ration,  l'emmagasinage  ou  l'Etude  des  armes,  munitions  ou  matEriel  de 
guerre  quelconque,  seront  supprimEs  ou  transformEs  pour  un  usage  purement 
commercial. 

II  en  sera  de  meme  de  tous  arsenaux  autres  que  ceux  utilisEs  comme 
dEpöts  pour  les  Stocks  de  munitions  autorisEs. 

L'outillage  des  Etablissements  ou  arsenaux  dEpassant  les  besoins  de  la 
fabrication  autorisEe,  devra  Etre  mis  hors  d'usage  et  transformE  pour  un  usage 
purement  commercial,  conformEment  aux  dEcisions  de  la  Commission  militaire 
interalliEe  de  contröle  prEvue  ä  Tarticle  200. 

Article  175. 

L'importation  en  Turquie  d'armes,  de  munitions  ainsi  que  de  matEriel 
de  guerre,  y  compris  les  aEronefs  et  pieces  d'aEronefs  de  toute  nature.  est 
strictement  interdite,  ä  moins  d'autorisation  spEciale  de  la  Commission  inter- 
alliEe prEvue  ä  l'article  200. 

II  en  sera  de  meme  de  la  fabrication  d'armes,  de  munitions  et  de  matEriel 
de  guerre  de  toutes  sortes  ä  deetination  de  l'Etranger  et  de  leur  exportation. 

Article  176. 

L'emploi  de  lance-flammes  et  celui  de  gaz  asphyxiants  toxiquts  ou 
similaires,  ainsi  que  de  tous  liquides,  matiEres  ou  procEdEs  analogues  Etant 
prohibE,  la  fabrication  et  l'importation  en  sont  rigoureusement  interdites  en 
Turquie. 

II  en  est  de  meme  du  matEriel  spEcialement  destinE  ä  la  fabrication, 
ä  la  conservation  ou  ä  l'usage  desdits  produits  ou  procEdEs. 

Sont  Egalement  prohibEes  la  fabrication  et  l'importation  en  Turquie  des 
chars  blindEs,  chars  d'assaut  (tanks)  ou  de  tout  autre  engin  similaire  pouvant 
servir  ä  des  buts  de  guerre. 

Chapitre  VII. 
Fortifications. 
Article  177. 
Dans  la  zone  des  DEtroits  et  des  iles,   prEvue  ä  l'article  178,  les  forti- 
fications seront  dEsarmEes  et  dEmolies  ainsi  qu'il  est  prEvu  audit  article. 

En  dehors  de  cette  zone  et  sous  rEserve  des  dispositions  de  l'article  89. 
les  ouvrages  fortiüEs  existants  pourront  etre  conservEs  dans  leur  Etat  actuel, 
mais  seront  dEsarmEs  dans  le  meme  dElai  de  trois  mois. 

Chapitre  VIII. 
Maintien   de   la  LibertE   des   DEtroits. 
Article  178. 
En  vue  de  garantir  la  libertE  des  Detroits,  les  Hautes  Parties  contrac- 
tantes  conviennent  des  dispositions  suivantes : 

1^  Dans  le  dElai  de  trois  muis  ä  partir  de  la  mise  en  vigueur  du  prEsent 
TraitE,  il  sera  procEdE  au  dEsarmement  et  ä,  la  dEmolition  de  tous  ouvrages, 
fortifications  ou  batteries  dans  une  zone  dElimitEe  comme  il  est  dit  ci-apres 
k  l'article  179,  et  comprenant  le  littoral  et  les  iles  de  la  mer  de  Marmara 
et  le  littoral  des  DEtroits,  ainsi  que  dans  les  iles  de  Lemnos,  Imbros,  Samo- 
thrace,  Tenedos  et  MytilEne. 

Sont  interdits  dans  ladite  zone  et  dans  ces  lies,  la  reconstruction  de 
ces  ouvrages  et  la  construction  d'ouvrages  semblables.    La  France,  la  Grande- 
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Bretagne  et  l'Italie  auront  le  droit,  dans  ladite  zone  ainsi  que  dans  les  iles 
de  Lemnos,  Imbros,  Samothrace  et  Tenedos,  de  pröparer  la  mise  hors  de  Ser- 
vice des  routes  et  voies  ferr^es  existantes  et  pouvant  6tre  utilis6es  pour  amener 
rapidement  des  batteries  mobiles,  et  dont  Tötablissement  y  reste  interdit. 

Dans  les  iles  de  Lemnos,  Imbros,  Samothrace  et  T6n6döS,  l'^tablissement 
de  nouvelles  routes  ou  voies  ferr6es  ne  pourra  etre  entrepris  qu'avec  l'auto- 
risation  des  trois  Puissances  ci-dessus  mentionn^es. 

2*^  Les  mesures  pr^vues  au  §  l^,  alin6a  premier,  seront  ex^cut^es,  par 
les  soins  et  aux  frais  de  la  Grece  et  de  la  Turquie,  en  ce  qui  concerne  leurs 
territoires  respectifs,  et  sous  le  controle  pr6vu  ä  l'article  203. 

3*^  Les  territoires  de  la  zone  et  les  iles  de  Lemnos,  Imbros,  Samothrace, 
Tenedos  et  Mytil^ne,  ne  pourront  etre  utilis6s  militairement  que  par  les  trois 
Puissances  alli^es  ci-dessus  vis^es,  agissant  conjointement.  Cette  disposition 
n'est  pas  exclusive  de  l'emploi.  dans  lesdites  zone  et  iles,  des  forces  de  gen- 
darmerie  hell^niques  et  ottomanes,  qui  seront  subordönn^es  au  commandement 
interalli6  des  forces  d'occupation  conformöment  aux  dispositions  de  l'article  161, 
non  plus  que  du  maintien  d'une  garnison  hell^nique  dans  l'ile  de  Mytil^ne, 
ni  de  la  präsence  de  la  garde  personnelle  du  Sultan,   pr6vue   ä  l'article  152. 

4°  Lesdites  Puissances  agissant  conjointement  auront  la  facult6  de  main- 
tenir  dans  lesdits  territoires  et  iles  telles  forces  militaires  et  aöriennes  qu'elles 
jugeront  n6cessaires  pour  empecher  qu'aucune  action  puisse  etre  effectu6e  ou 
pröparöe,  qui,  directement  ou  indirectement,  serait  susceptile  de  porter  atteinte 
ä  la  libertä  des  Detroits. 

Cette  surveillance  sera  exerc6e,  au  point  de  vue  naval,  par  un  station- 
naire  de  chacune  desdites  Puissances  alli^es. 

Les  forces  d'occupation  visöes  ci-dessus  pourront,  en  cas  de  n6cessit6, 
exercer  ä  terre  le  droit  de  r^quisition,  dans  les  memes  conditions  que  Celles 
pr^vues  par  le  Reglement  annex6  ä  la  Convention  IV  de  La  Haye  1907,  ou 
toute  autre  Convention  qui  viendrait  ä  remplacer  celleci  et  ä  laquelle  chacune 
desdites  Puissances  serait  partie.  Toutefois,  ces  r^quisitions  ne  pourront  etre 
effectu6es  que  moyennant  payement  imm6diat. 

Article  179. 

La  zone  prövue  ä  l'article  178  est  limitöe  comme  il  suit  (Voir  carte  n'^  1): 

1"  En  Europe: 

De  Karachali  sur  le  golfe  de  Xeros  et  vers  le  Nord-Est: 

une  ligne  orient^e  approximativement  vers  le  Nord  -  Est ;  puis,  suivant 
la  limite  Sud  du  bassin  du  Beylik  Dere  jusqu'ä  la  crete  du  Kuru  Dagh: 

de  lä,  une  ligne  suivant  cette  ligne  de  crete; 

puis  une  ligne  droite  passant  au  Nord  de  Emerli,  et  au  Sud  de  Derelar, 
s'incurvant  ensuite  vers  le  Nord-Nord-Est  et  coupant  la  route  de  Rodosto  ä 
Malgara  ä  3  kilom^tres  ä  l'Ouest  de  Ainarjik  et  de  lä  passant  ä  6  kilometres 
au  Sud-Est  de  Ortaja  Keui : 

puis  une  ligne  s'incurvant  vers  le  Nord-Est  et  coupant  la  route  de 
Rodosto  ä  Hairobolu  ä  18  kilometres  Nord-Ouest  de  Rodosto ; 

de  lä,  et  jusqu'ä  un  point  de  la  route  de  Muradli  ä  Rodosto  ä  environ 
1  kilom^tre  sud  de  Muradli: 

une  ligne  droite ; 

de  lä,  vers  l'Est-Nord-Est  et  jusqu'ä  Yeni  Keui: 

une  ligne  droite,  modifi^e  cependant  de  fa^on  ä  passer  ä  une  distance 
minimum  de  2  kilometres  au  Nord   de   la   voie   ferr^e  de  Chorlu  ä  Chatalja; 

de  lä,  vers  le  Nord-Nord-Est,  et  jusqu'ä  un  point  situ^  sur  la  fronti^re 
de  la  Turquie  d^finie  ä  l'article  27,  I— 2'J,  ä  l'Ouest  de  Istranja: 

une  ligne  droite  laissant  le  village  de  Yeni  Keui  dans  la  zone; 

de  lä,  et  jusqu'ä  la  mer  Noire: 

la  frontiere  de  laTurquied'Europe  teile  qu'elle  est  döfinieä  l'article  27, 1—20. 
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20  En  Asie: 

D'un  point  ä  d^terminer  par  les  Principales  Puissances  alli^es  entre  le 
cap  Dahlina  et  Kemer  Iskele  sur  le  golfe  de  Adramid  et  vers  TEst-Nord-Est : 

une  ligne  passant  au  Sud  de  Kemer  Iskele  et  de  Kemer  et  de  la  route 
joignant  ces  deux  localitös ; 

puls  et  jusqu'ä  un  point  immödiatement  au  Sud  du  point  oü  le  chemin 
de  fer  Decauville  de  Osmanlar  ä  Urchanlar  coupe  le  Deirmen  Derer 

une  ligne  droite ; 

de  lä  vers  le  Nord-Est  et  jusqu'au  Manias  Geul: 

une  ligne  suivant  la  rive  droite  du  Deirmen  Dere  et  du  Kara  Dere  Suyu; 

de  lä.  vers  l'Est,  la  cote  Sud  de  Manias  Geul ; 

puis  jusqu'au  point  oü  le  cours  du  Kara  Dere  est  coup6  par  la  voie 
ferr^e  de  Panderma  ä  Susighirli : 

1^  cours  de  cette  rivi^re  vers  l'aval ; 

de  lä,  vers  l'Est  jusqu'ä  un  point  sur  le  Adranos  Chai  ä  environ 
3  kilom^tres  de  son  embouchure  vers  Kara  Oghlan : 

une  ligne  droite; 

de  lä,  vers  le  Nord-Est  le  cours  de  cette  rivi^re  vers  l'aval ; 

puis  la  cOte  Sud  de  Abulliont  Geul ; 

quis  jusqu'au  point  oü  la  voie  ferröe  de  Mudania  ä  Brusa  coupe  le 
ülfer  Chai  ä  environ  5  kilometres  au  Nord-Ouest  de  Brusa : 

une  ligne  droite; 

de  lä  vers  le  Nord-Est  et  jusqu'au  confluent  des  riviferes  ä  environ 
6  kilometres  au  Nord  de  Brusa: 

le  cours  du  ülfer  Chai  vers  laval ; 

de  lä.  vers  l'Est-Nord-Est  et  jusqu'au  point  extrßme  Sud  de  Isnik  Geul ; 

une  ligne  droite ; 

de  lä,  jusqu'ä  un  point  ä  2  kilometres  au  Nord  de  Isnik : 

les  rives  Sud  et  Est  de  ce  lac; 

de  lä,  vers  le  Nord-Est  jusqu'ä  l'extr^mitö  la  plus  occidentale  du 
Sabanja  Geul: 

une  ligne  suivant  la  ligne  de  crete  Chirchir  Chesme,  Sira  Dagh.  Elmali 
Dagh,  Kaipak  Dagh,  Ajii  Tepe,  Hekim  Tepe; 

de  lä  vers  le  Nord  et  jusquä  un  point  de  la  route  de  Ismid  ä  Armasha, 
ä  8  kilometres  au  Sud-Ouest  de  Armasha: 

une  ligne  suivant  autant  que  possible  la  limite  Orientale  du  bassin  de 
Chojali  Dere; 

de  lä  et  jusqu'ä  un  point  de  la  mar  Noire  ä  2  kilometres  ä  lEst  de 
l'embouchure  du  Akabadr: 

une  ligne  droite. 

Article  180. 

Une  Commission  sera  constitu^e,  dans  les  quinze  jours  qui  suivront  la 
mise  en  vigueur  du  präsent  Traite,  pour  fixer  sur  place  les  limitos  de  la 
Zone,  pr6vue  ä  l'article  178,  sauf  la  partie  oü  ces  limites  coincident  avec  la 
frontiere  d^crite  ä  l'article  27,  1—2*'.  Cette  Commission  sera  compost^e  de 
trois  membres  respectivement  nommes  par  les  autorit(5s  militaires  de  la  France, 
de  la  Grande-Bretagne  et  de  l'Italie,  et,  selon  les  cas,  d'un  membre  nommö 
par  ie  Gouvernement  hellönique  en  ce  qui  concerne  la  partie  de  la  zone 
placke  sous  lo  souverainetd  hell^nique,  ou  d'un  membre  nomme  par  le  Gou- 
vernement Ottoman  en  ce  qui  concerne  la  partie  de  la  zone  restant  sous  la 
souverainete  ottomane.  Les  decisions  de  la  l'ommission.  qui  statuera  ä  la 
majoritö  des  voix,  seront  obligatoires  pour  les  parties  int6resst?es. 

Les  frais  de  cette  Commission  seront  imputes  au  compte  dos  frais 
d'occupation  de  ladite  zone. 
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Tableau  I. 
Composition  de  la  Garde  personnelle  du  Sultan. 


Unit6s 

Effectif  maximum 

Observations 

Etat-Major    . 

1001) 

1)  Sont  compris  dans  cet  effectif: 

Infanterie   .  . 

425] 

al  L'P^tat-Major  de  la  Garde  person- 
nelle du  Sultan ; 

Cavalerie .  .  . 
Services    .  .  . 

Oflficiers 
125                  et 

hommes  de  troupe. 

50  J 

b)  Les  officiers  g6n6raux,  les  officiers 
de  tous  grades  et  de  toutes  armes,  ainsi 
que  les  fonctionnaires  militaires  atta- 
ch6s  ä  la  maison  militaire  du  Sultan. 

Total 

700 

Tableau  II.    . 
Effectifs  des  difförentes  armes  et  Services  entrant  dans  la  composition 
des  6l6ments  sp^ciaux  de  renforcement. 


ünit^s 


Effectif  maximum 


Etat-Major  (Commandement:  officiers  et  personnel) 

Infanterie 

Artillerie 

Cavalerie 

Pionniers  et  troupes  techniques 

Services  techniques  et  gön^raux 

Totaux  


100 
8,200  I 
2,500  Officiers 

700  et 

2,000    hommes  de  troupe. 
1,500  J 


15,000 


Tableau  III. 
Maximum  d'armement  et  d'approvisionnement  en  munitions  autoris6. 


Matäriel 


Quantit6 
pour  1,000  hommes') 


Garde 
person- 
nelle du 

Sultan 


Legions 


Elements 
speciaux 
de  ren- 
for- 
cement 


Quantitäs 

de  munitions  par  arme 
(fusil  QU  canon) 


Garde 
person- 
nelle du 
Sultan 


Legions 


Elements 
sp6ciaux 
de  ren- 
for- 
cement 


Fusils  ou  carabines^). 
Revolvers 


1,150 


1,150 


1,150 


1,000 


1,000 


1,000 


1  revolver  par  officier 
et  par  sous-officier  mont6 


100  coups  par  revolver 


Mitrailleuses  lourdes  ou 

lögferes 

Canons  de  montagne^) . 


15 


10 


15 

5") 


50,000  1 100,000 


100,000 
1,500 


')  Y  compris  majoration  pour  remplacements. 

-)  Les  fusils  et  carabines  automatiques  sont  comptes  comme  mitrailleuses  legeres. 

^)  Aucun  canon  de  campagne  ou  lourd  n'est  autorise. 

*)  Une  batterie  ä  4  pieces  plus  i  piece  de  remplacement,  au  total  15  batteries. 
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Section  IL 

Clauses  Navales. 

Article  181. 

A  compter  de  la  mise  en  vigueur  du  präsent  Trait6,  tous  les  bätiments 

de  guerre,    qui,    selon  l'armistice  du  30  octobre  1918,   sont  internus  dans  les 

ports   Ottomans,    sont    d6clar6s    d^finitivement    livr6s    aux   Principales   Puis- 

sances  alli^es. 

Toutefois,    la  Tutquie   aura   le   droit  de  conserver  le  long  de  ses  cotes, 
pour  le  Service  des  pecheries  et  de  la  police,   des  bätiments,    dont  le  nombre 
ne  devra  pas  depasser: 
7  sloops. 
6  torpilleurs. 

Ces  bätiments  constitueront  la  Marine  ottomane  et  seront  choisis  par 
la  Commission  navale  interalli^e  de  controle,  pr6vue  ä  l'article  201,  parmi 
les  navires  suivants : 

Sloops : 
Aidan  Reis. 
Bunack  Reis. 
Sakiz. 
Prevesah. 
Hizir  Reis. 
Kemal  Reis. 
Issa  Reis. 

Torpilleurs : 
Sivri  Hissar. 
Sultan  Hissar. 
Drach. 
Moussoul. 
Ack  Hissar. 
Younnous. 
L'autorit6    etablie    pour    le  controle    des    Douanes    aura    le    droit    de 
s'adresser   aux   trois    Puissances   alliöes,   visöes   ä  l'article  178,   pour  ubtenir 
une  force  plus  importante  si  cette  augmentation  est  jug6e  indispensable  ä  la 
bonne  marche  des  Services  int6ress6s. 

Les  sloops  peuvent  avoir  un  armement  I6ger  comportant  deux  canons 
d'un  calibre  införieur  ä  77  mm  et  deux  mitrailleuses.  Les  torpilleurs  (ou 
vedettes  de  patrouille)  peuvent  avoir  un  armement  I6ger  comportant  un  canon 
d'un  calibre  inf^rieur  ä  77  mm.  Toutes  les  torpilles  et  les  tubes  lance- 
torpilles  qui  se  trouveraient  ä  bord  seront  enlev^s. 

Article  182. 
H  est  d^fendu  ä  la  Turquie  de  construire  ou  d'acqu6rir  d'autres  bätiments 
de  guerre  que  ceux  destin6s  k  remplacer  les  unit6s  pr^vues  dans  l'article  181. 
Les  torpilleurs  seront  remplaces  par  des  vedettes  de  patrouille. 

Les    bätiments   destin^s   ä  ces  remplacements  ne  devront  pas  depasser: 
sloops,  ()()l)  tonnes; 
vedettes  de  patrouille,  100  tonnes. 

Sauf  en  cas  de  perte  d'un  bätiment,  les  sloops  et  les  torpilleurs  ne 
seront  remplac6s  qu'ä  la  fin  d'une  pöriode  de  vingt  ans  ä  compter  de  leur 
lancement. 

Article  183. 
Les  transports  armes  ottonians  et  les  auxiliaires  de  la  Hotte,  ci-dessous 
d6Domm6s  seront  d6sarm(5s  et  traitt'S  corame  navires  de  commerce: 
Rechid-Pacba  (ancien  Port  Antonio) ; 
Tir-i-Mujghian  (ancien  Pembroke  Castle) ; 
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Kiresund  (ancien  Warwick  Castle) ; 

Millet  (ancien  SeaguU); 

Akdeniz ; 

Ferry-boats  du  Bosphore,  nos  60,  61,  63  et  70. 

Article  184. 

Tous  les  batiments  de  guerre,  y  compris  les  sous-marins  actuellement 
en  construction  en  Turquie  seront  d^molis,  sauf  les  navires  de  surface,  qui 
pourront  etre  termin^s  pour  des  affectations  commerciales. 

Les  travaux  de  d6molition  des  batiments  commenceront  des  la  mise  en 
vigueur  du  präsent  Trait6. 

Article  185. 

Les  objets,  machines  et  mat^riel  provenant  de  la  dömolition  des  batiments 
de  guerre  ottomans  de  toute  nature,  de  surface  ou  sous-marins,  ne  pourront 
etre  affect^s  qu'ä  des  usages  purement  industriels  ou  commerciaux.  Ils  ne 
pourront  etre  ni  vendus  ni  c6d6s  ä  l'^tranger. 

Article  186. 

La  construction  ou  l'acquisition  de  sous-marins,  memo  commerciaux, 
sont  interdites  en  Turquie. 

Article  187. 

Les  navires  de  la  Marine  ottomane,  6num6r6s  dans  Tarticle  181,  ne 
devront  avoir  ä  bord  ou  en  röserve  que  la  quantit6  de  mat^riel  de  guerre 
et  d'armement  fix6e  par  la  Commission  navale  interalli^e  ee  controle  pr^vue 
ä  l'article  201.  Dans  le  mois  qui  suivra  la  fixation  de  quantit^s  ci-dessus, 
tous  les  armements,  munitions  et  autre  mat6riel  naval  de  guerre.  y  compris 
les  mines  et  torpilles,  qui  appartenaient  ä  la  Turquie  ä  la  date  de  la  signature 
de  l'armistice  du  30  octobre  1918,  devront  avoir  6t6  döfinitivement  livrös 
aux  Principales  Puissances  alliöes. 

La  fabrication  sur  le  territoire  ottoman  et  l'exportation  desdits  articles 
ä  destination  de  pays  6trangers,  seront  prohiböes. 

Tous  les  autres  Stocks,  döpots  ou  r6serves  d'armes,  munitions  ou  mat^riel 
naval  de  guerre  de  toute  nature,  sont  interdits. 

Article  188. 

La  Commission  navale  interalliöe  de  controle  fixera,  en  conformit6  avec 
les  dispositions  de  l'article  189,  le  nombre  d'officiers  et  d'hommes  de  tous 
grades  et  corps  ä  admettre  dans  la  Marine  ottomane.  Ce  personnel  com- 
prendra  le  personnel  d'armement  des  batiments  laiss^s  ä  la  Turquie  con- 
form^ment  ä  l'article  181,  le  personnel  du  service  de  la  police  et  des  p^cheries^ 
et  celui  des  postes  sömaphoriques. 

Dans  les  deux  mois  qui  suivront  la  fixation  du  nombre  ci-dessus,  le 
personnel  appartenant  ä  l'ancienne  marine  de  guerre  ottomane  et,  en  exc6dent 
sur  le  nombre  pr6vu  ä  l'alin^a  pr6c6derit,  sera  d6mobilis6. 

Aucune  formation  navale  ou  militaire  ni  aucun  corps  de  röserve,  ne 
pourront  etre  constitu^s  en  Turquie.  pour  des  Services  d6pendant  de  la  marine, 
en  dehors  du  personnel  ci-dessus  prövu. 

Article  189. 

Le  personnel  de  la  Marine  ottomane  sera  enti^rement  recrut6  par  voie 
d'engagements  volontaires  contract^s  pour  une  Periode  minimum  de  vingt-cinq 
ann6es  cons6cutives  pour  les  officiers  et  de  douze  ann6es  cons^cutives  pour  les 
officiers-mariniers  et  les  hommes. 

Le  nombre  des  engagements  destin6s  ä  pourvoir  au  remplacement  du 
personnel  quittant  le  service  pour  toute  autre  raison  que  l'expiration  de  leur 
temps  d'engagement,  ne  devra  pas  exc6der  cinq  pour  cent  par  an  de  la  totalit6 
du  personnel  fix6  par  la  Commission  navale  interalliöe  de  controle. 
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Le  personnel  Iib6r6  de  l'ancienne  marine  de  guerre  ottomane  ne  devra 
recevoir  aucune  Sorte  d'instruction  navale  ou  militaire. 

Les  officiers  appartenant  ä  l'ancienne  marine  de  guerre  ottomane  et  non 
d6mobilis6s,  devront  s'engager  ä  servir  jusqu'ä  Tage  de  quarante-cinq  ans,  ä 
moins  d'etre  lib^rös  pour  de  justes  motifs. 

Les  officiers  et  les  hommes  servant  dans  la  marine  de  commerce  ottomane 
ne  devront  recevoir  aucune  instruction  militaire  quelconque. 

Article  190. 

Les  postes  de  t6l6graphie  sans  fil  de  la  zone  pr6vue  ä  l'article  178  seront 
remis  aux  Principales  Puissances  alli6es  des  l'entr^e  en  vigueur  du  präsent 
Trait6.  La  Gröce  et  la  Turquie  ne  devront  construire  aucun  poste  de  t6l6graphie 
sans  ü\  dans  ladite  zone. 

Section  IIL 
Claüses  Concernant   l'A^ronautique   Militaire  et  Navale. 

Article  191. 

Les  forces  militaires  de  la  Turquie  ne  devront  comporter  aucune  aviatioD 
militaire  ou  navale. 

Aucun  ballon  dirigeable  ne  sera  conservö. 
Article  192. 

Dans  le  d^lai  de  deux  mois  ä  dater  de  la  mise  en  vigueur  du  präsent 
Trait6,  le  personnel  de  l'a^ronautique,  figurant  actuellement  sur  les  contröles 
des  arm^es  turques  de  terre  et  de  mer,  sera  d6mobilis6. 

Article  193. 

Jusqu'ä  la  complete  evacuation  du  territoire  ottoman  par  les  troupes 
alli^es,  les  appareils  de  a6ronautique  des  Puissances  alliöes  auront,  sur  tout 
le  territoire  de  la  Turquie,  libertö  de  passage  ä  travers  las  airs,  libertö  de 
transit  et  d'atterrissage. 

Article  194. 

Pendant  les  six  mois  qui  suivront  la  mise  en  vigueur  du  präsent  Trait6, 
la  fabrication,  l'importation  et  l'exportation  de  tous  a^ronefs.  de  quelque  nature 
qu'ils  soient,  des  pieces  d'a^ronefs,  ainsi  que  des  moteurs  da^ronefs  et  pit'ces 
de  moteurs  d'aöronefs  seront  interdites  dans  tout  le  territoire  de  la  Turquie. 

Article  195. 

Dös  la  mise  en  vigueur  du  präsent  Traitä.  tout  le  matäriel  de  l'aöronautique 
militaire  et  navale  devra  6tre  livr6  par  la  Turquie,  et  ä  ses  frais,  aux  Principales 
Puissances  alliäes. 

Cette  livraison  devra  ßtre  achav6e  dans  un  dälai  de  six  mois  et  effectu^e 
dans  tels  lieux  que  dösignera  la  Commission  aöronautique  interalliäe  de  contrule. 
Les  Gouvernements  des  Principales  Puissances  alliäes  däcideront  de  la  destination 
k  donner  ;i  ce  matäriel. 

Dans  ce  matärial  sera  compris,  en  particulier,  le  matäriel  qui  est  ou  a 
6te  employ6  ou  destinä  ä  des  buts  de  guerre,  notamment: 

Les  avions  et  hygravions  complets,  ainsi  que  ceux  en  cours  de  fabrication, 
en  räparation  ou  en  montage ; 

Les  ballons  dirigeables  en  6tat  de  vol,  en  cours  de  fabrication,  en  r6paration 
ou  en  montage ; 

Les  appareils  pour  la  fabrication  de  l'hydrogöne; 

Les  hangars  des  ballons  dirigeables  et  abris  de  toute  sorte  pour  acronefs  ; 

Jusqu'ä  leur  livraison,  les  ballons  dirigeables  seront,  aux  frais  de  la 
Turquie,  maintenus  gontles  d'hydrogOne;  les  appareils  pour  la  fabrication  de 
l'hydrogene  ainsi  que  les  abris  pour  les  ballons  dirigeables  pourront.  ä  la 
discrätion  desdites  Puissances,  Ctre  laisst'S  ä  la  Turquie  jusqu'ä  la  livraison 
des  ballons  dirigeables ; 
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Les  moteurs  d'a6ronefs ; 

Las  cellules; 

L'armement  (canons,  mitrailleuses,  fusils-mitrailleurs,  lance-bombes, 
lance-torpilles,  appareils  de  Synchronisation,  appareils  de  vis^e) ; 

Les  munitions  (cartouches,  obus,  bombes  charg^es.  Corps  de  bombes, 
Stocks  d'exp}osifs  ou  mati^res  destin^es  ä  leur  fabrication) ; 

Les  Instruments  de  bord ; 

Les  appareils  de  t6l6graphie  sans  fil  et  les  appareils  photographiques 
et  cin6inatographiques  utilis6s  par  l'a^ronautique ; 

Les  pifeces  d6tach6es  se  rapportant  k  chacune  des  cat^gories  qui  pr6- 
cödent. 

Tout  le  mat6riel  a6ronautique  de  quelque  natura  qu'il  soit  existant  en 
Turquie,  sera  pr6sum6  mat6riel  de  guerre  et,  ä  ce  titre,  ne  pourra  etre  ni 
export^,  ni  ali^nö,  ni  pret(5,  ni  utilis6,  ni  d^truit,  mais  davra  etre  immobilis6 
jusqu'au  moment  oü  la  Commission  aöronautique  interalli6e  de  controle  prövue 
par  l'article  202  se  sera  prononc6e  sur  sa  natura;  cette  Commission  aura 
seule  qualit^  ä  cet  6gard. 

Section  IV. 
Commissions  Interalli^es   de  Controle  et  d'Organisation. 

Article  196. 

Sauf  dispositions  speciales  de  la  präsente  partie,  les  clauses  militaires, 
navalas  et  a^ronautiquas,  qui  sont  contenues  dans  le  präsent  Trait6,  seront 
ex6cut6as  par  la  Turquie  et  ä  ses  frais  sous  le  controle  de  Commissions  inter- 
alli^es  nomm^es  ä  cet  aSat  par  les  Principalas  Puissancas  alli^es. 

Les  Commissions  sus-mentionn6es  repr^senteront  auprfes  du  Gouverne- 
ment Ottoman,  les  Principales  Puissances  alliöas  pour  tout  ca  qui  est  relatif 
ä  rex6cutiün  des  clauses  militaires,  navales  et  a^ronautiques.  Ellas  feront 
connaitra  aux  autorit^s  de  la  Turquie  les  d^cisions  que  les  Principales  Puis- 
sances alli^es  se  sont  r^serv^  da  prendre  ou  que  l'ex^cution  desditas  clausas 
pourrait  nöcessiter. 

Article  197. 

Les  Commissions  interalli^es  de  controle  et  d'organisation  pourront 
installer  leurs  Services  ä  Constantinople  et  auront  la  facult^,  aussi  souvent 
qu'elles  la  jugaront  utile,  da  se  rendre  sur  un  point  quelconque  du  territoire 
Ottoman,  ou  d'y  envoyer  des  sous-commissions  ou  da  charger  un  ou  plusieurs 
membres  de  s'y  transporter. 

Article  198. 

Le  Gouvernement  ottoman  devra  donner  aux  Commissions  interalliöes 
de  controle  et  d'organisation  tous  les  renseignements  et  documents  qu'elles 
jugeront  nöcessaire  pour  raccomplissament  da  leur  mission  et  fournir  ä  ses 
frais  tous  les  moyens,  tant  en  personnel  qu'en  mat^riel,  dont  les  susdites 
Commissions  pourraient  avoir  besoin  pour  assurer  la  complete  ex^cution  das 
clauses  militaires,  navales  ou  a^ronautiques. 

La  Gouvernement  ottoman  davra  assigner  un  repr^sentant  qualifiö  aupr^s 
de  chaqua  Commission,  avec  mission  de  recevoir  de  celle-ci  les  Communications 
qu'elle  aurait  ä  adresser  au  Gouvernement  ottoman  et  de  lui  fournir  ou 
procurer  tous  renseignements  ou  documents  demandös. 

Article  199. 

L'entratien  et  les  frais  des  Commissions  interalli^es  de  controle  et  d'or- 
ganisation et  les  d6panses  occasionnäes  par  leur  fonctionnement  seront  supportäs 
par  la  Turquie. 

Article  200. 

La  Commission  militaire  interalli^e  de  controle  et  d'organisation  sera 
charg^e:  —  d'une  part,  de  veiller  ä  l'ex^cution  des  clauses  militaires  relatives 
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tant  ä  la  r6duction  des  forces  ottomanes  dans  les  limites  autoris^es,  qu'ä  la 
livraison  des  armes  et  du  mat^riel  de  guerre  pr6vue  au  Chapitre  VI  de  la 
Section  I  et  au  d^sarmement  des  rögions  fortifi6es  pr6vu  aux  Chapitres  VII 
et  VIII  de  ladite  Section ;  —  et  d'autre  part,  de  l'organisation  et  du  controle 
de  Pemploi  de  la  nouvelle  force  arm6e  ottomane. 

1^*  Comme  Commission  militaire  interalli^e  de  controle,  eile  aura  notam- 
ment.pour  mission : 

a)  de  fixer  le  nombre  des  douaniers,  agents  de  la  police  locale  urbaine 
et  rurale,  gardes  forestiers  et  autres  fonctionnaires  analogues,  que  la  Turquie 
sera  autoris^e  ä  conserver  conform6ment  ä  l'article  170; 

b)  de  recevoir  du  Gouvernement  ottoman  les  notifications  relatives  ä 
l'emplacement  des  Stocks  et  döpöts  de  munitions,  ä  l'armement  des  ouvrages 
fortifiös,  forteteresses  et  places  fortes,  ä  l'emplacement  des  usines  ou  fabriques 
d'armes,  de  munitions  et  de  mat^riel  de  guerre  et  ä  leur  fonctionnement ; 

c>  de  recevoir  livraison  des  armes,  munitions,  matöriel  de  guerre,  outillage 
destin^  aux  fabrications  de  guerre,  ä  fixer  les  lieux  oü  cette  livraison  devra 
etre  effectuöe,  et  ä  surveiller  les  mises  hors  d'usage  ou  transformations  pr6vnes 
par  le  präsent  Traitö. 

2*^  Comme  Commission  militaire  interalli^e  d'organisation,  eile  aura 
notamment  pour  mission : 

a)  de  proc6der,  en  coUaboration  avec  le  Gouvernement  ottoman :  ä  l'or- 
ganisation de  la  force  arm^e  ottomane  sur  les  bases  pr6vues  aux  Chapitres  I 
ä  IV,  Section  I,  de  la  präsente  Partie,  ainsi  qu'ä  la  d^limitation  des  rögions 
territoriales  prövues  ä  l'article  156,  et  enfin  ä  la  r6partition  des  troupes  de 
gendarmerie  et  des  616ments  spöciaux  de  renforcement  entre  les  diff^rentes 
r^gions  territoriales ; 

b)  de  contrOler  les  conditions  d'emploi  de  ces  troupes  de  gendarmerie 
et  de  ces  616ments,  comme  il  est  pr6vu  aux  articles  156  et  157,  et  de  statuer 
sur  les  demandes  du  Gouvernement  ottoman  tendant  ä  apporter  des  modifi- 
cations  provisoires  ä  la  r6partition  normale  des  forces,  d6termin6e  en  con- 
formit6  desdits  articles; 

c)  de  fixer  la  proportion,  par  nationalitös,  des  officiers  des  Puissances 
alli^es  ou  neutres  admis  ä  servir  dans  la  gendarmerie  ottomane  dans  les 
conditions  prt^vues  par  l'article  159,  et  ä  regier  les. conditions  de  leur  partici- 
pation  aux  diff6rentes  missions  prevues  pour  eux  par  ledit  article. 

Article  201. 

La  Commission  navale  interalli(ie  de  controle  aura  notamment  pour 
mission  de  se  rendre  dans  les  chantiers  de  construction  et  de  contruler  la 
destruction  des  navires,  de  prendre  livraison  des  armes,  munitions  et  mat^riel 
naval  de  guerre  et  d'en  surveiller  la  destruction  et  la  demolition. 

Le  Gouvernement  ottoman  devra  fournir  ä  la  Commission  navale  inter- 
alli^e  de  controle  tous  les  renseignements  et  documents  que  la  Commission 
jugera  n^cessaires  pour  assurer  l'ex^cution  complC-te  des  clauses  navales,  en 
partjculier  les  plans  des  batiments  de  guerre,  la  composition  de  leur  arraement. 
les  dötails  et  modöles  de  canons,  munitions,  torpilles,  mines,  explosifs,  appa- 
reils  de  t6l6graphie  sans  fil  et  en  genöral  tout  ce  qui  se  rapporte  au  materiel 
naval  de  guerre,  ainsi  que  les  documents  I6gislatifs,  adininistratifs  ou  rt^gle- 
mentaires. 

Article  202. 

La  Commission  aöronautique  interalliöe  de  controle  aura  notamment 
pour  mission  de  recenser  le  matöriel  a6ronautique  qui  se  trouve  actuellemcnt 
entre  les  mains  du  Gouvernement  ottoman,  et  d'inspecter  les  usines  davionu. 
de  ballons  et  de  moteurs  d'aeronefs.  les  fabriques  d'armes,  munitions  et 
explosifs  pouvant  otre  emplo)'6s  par  les  ai^Tonefs.  de  visiter  tous  aOrodromes, 
hangars,  terrains  d'atterrissage,  parcs  et  depöts  se  trouvant  sur  le  territoire 
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Ottoman   et   d'eSectuer,   s'il   y   a   Heu,    le   d6placement  da  mat6riel  pr6va  et 
d'en  prendre  livraison. 

Le  Gouvernement  ottoman  devra  fournir  ä  la  Commission  a^ronautique 
interalliöe  de  contröle  tous  les  renseignements  et  documents  I^gislatifs,  admini- 
stratifs  ou  autres,  qu'elle  jugera  nöcessaires  pour  s'assurer  de  la  complete 
€x6cution  des  clauses  a^ronautiques,  notamment  un  6tat  num^rique  du  personnel 
appartenant  ä  tous  les  Services  aöronautiques  de  la  Turquie,  ainsi  que  du 
mat^riel  existant,  en  fabrication  ou  en  commande,  une  liste  complete  de  tous 
les  Etablissements  travaillant  pour  l'aöronautique,  de  leurs  emplacements  et 
de  tous  les  hangars  et  terrains  d'atterrissage. 

Article  208. 
Les  Commissions  interalliöes  militaire,  navale  et  a^ronautique  de  contröle 
d^signeront  des  repr^sentants,  qui  seront  charg6s  conjointement  de  contröler 
rex6cution  des  Operations  prövues  aux  paragraphes   1^  et  2'^  de  l'article  178. 

Article  204. 

Jusqu'au  r^glement  d^finitif  du  Statut  politique  des  territoires  vis6s  ä 
l'article  89,  les  d^cisions  des  Commissions  interalli^es  de  contröle  et  d'organi- 
sation  ne  seront  prises  que  sous  r^serve  des  modifications  qu'en  raison  de  ce 
r^glement  lesdites  Commissions  jugeraient  n6cessaires. 

Article  205. 

Les  Commissions  interalli^es  navale  et  a^ronautique  de  contröle  cesse- 
ront  respectivement  de  fonctionner  des  Tach^vement  des  Operations  pr^vues 
pour  elles  aux  articles  201  et  202. 

II  en  sera  de  meme  de  la  fraction  de  la  Commission  militaire  interalliöe 
charg^e  des  Operations  de  contröle  pr^vues  au  paragraphe  1°  de  l'article  200. 

La  fraction  de  ladite  Commission  chargäe  de  l'organisation  de  la 
nouvelle  force  arm^e  ottomane,  comme  il  est  pr^vu  au  paragraphe  2*^  de 
l'article  200,  fonctionnera  pendant  une  Periode  de  cinq  annöes  ä  dater  de  la 
mise  en  vigueur  du  präsent  Traite.  Les  Principales  Puissances  alliäes  se 
reservent  d'apprecier,  ä  l'expiration  de  ce  delai,  l'opportunite  du  maintien  ou 
de  la  suppression  de  cette  fraction  de  ladite  Commission. 

Section  V. 

Dispositions  Generale s. 

Article  206. 

Les  dispositions  suivantes  de  l'armistice  du  30  octobre  1918,  savoir: 
les  articles  7,  10,  12,  13,  24,  restent  en  vigueur  en  tant  qu'elles  ne  sont 
pas  contraires  aux  stipulatious  du  pr6sent  Traite. 

Article  207. 

La  Turquie  s'engage,  ä  partir  de  la  mise  en  vigueur  du  präsent  Traite, 
ä  n'accrediter  en  aucun  pays  etranger,  aucune  mission  militaire,  navale  ou 
aeronautique,  et  ä  n'en  envoyer  et  laisser  partir  aucune ;  eile  s'engage,  en 
outre,  ä  prendre  les  mesures  appropriees  pour  empecher  les  ressortissants 
Ottomans  de  quitter  son  territoire  pour  s'enroler  dans  l'armEe,  la  flotte  ou 
le  Service  a^ronautique  d'aucune  puissance  etrang^re,  ou  pour  lui  etre  attache 
en  vue  d'aider  ä  son  entrainement  ou,  en  genöral,  de  donner  un  concours  ä 
l'instruction  militaire,  navale  ou  a6ronautique  dans  un  pays  etranger. 

Les  Puissances  alliees  conviennent,  en  ce  qui  les  concerne,  qu'ä  partir 
de  la  mise  en  vigueur  du  präsent  Traite,  elles  ne  devront  pas  enroler  dans 
leurs  armees,  leur  flotte  ou  leurs  forces  aeronautiques,  ni  y  attacher  aucun 
ressortissant  ottoman  en  vue  d'aider  ä  l'entrainement  militaire,  ou,  en  gen^ral, 
d'employer  un  ressortissant  ottoman  comme  instructeur  militaire,  naval  ou 
aeronautique. 
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Toutefois,  la  präsente  disposition  ne  porte  aucune  atteinte  au  droit  de 
la  France  de  recruter  la  Legion  ätrangere  conformäment  aux  lois  et  rfegle- 
inents  militaires  frangais. 

Partie  VI. 
Prisonniers  de  Guerre  et  Söpultnres. 

Section  I. 

Prisonniers  de  Guerre. 

Article  208. 

Le  rapatriement  des  prisonniers  de  guerre  et  internus  civils  ottomans, 
qui  n'ont  pas  encore  6t6  rapatri6s,  continuera  le  plus  rapidement  possible 
aprös  la  mise  en  vigueur  du  präsent  Trait6. 

Article  209. 

Des  leur  remise  aux  mains  des  autorit^s  ottomanes,  les  prisonniers  de 
guerre  et  internus  civils  devront,  par  les  soins  de  ces  dernieres,  6tre  Sans 
d^lai  renyoyös  dans  leurs  foyers. 

Ceux  d'entre  eux  dont  le  domicile  d'avant-guerre  se  trouve  sur  les 
territoires  occup^s  par  les  troupes  des  Puissances  alli^es  devront  6galement 
y  etre  renvoyös,  sous  r^serve  de  l'agr^ment  et  du  contröle  des  autorit^s 
militaires  des  armöes  d'occupation  alliöes. 

Article  210. 

Tous  les  frais  de  rapatriement,  ä  partir  du  30  octobre  1918,  seront 
Supportes  par  le  Gouvernement  ottoman. 

Article  211. 

Les  prisonniers  de  guerre  et  internus  civils,  soit  passibles,  soit  frapp^s 
de  peines  pour  lautes  contre  la  discipline,  seront  rapatriös  sans  qu'il  soit 
tenu  compte  de  l'achevement  de  leur  peine  ou  de  la  proc^dure  engag^e 
contre  eux. 

Cette  disposition  ne  s'applique  pas  aux  prisonniers  de  guerre  et  internus 
civils  qui  seraient  punis  pour  des  faits  postörieurs  au  15  juin  1920. 

Jusqu'ä  leur  rapatriement,  tous  les  prisonniers  de  guerre  et  internus 
civils  restent  soumis  aux  röglements  en  vigueur.  notamment  au  point  de  vue 
du  travail  et  de  la  discipline. 

Article  212. 

Les  prisonniers  de  guerre  et  internus  civils,  qui  sont  passibles  ou 
frapp6s  de  peines  pour  des  faits  autres  que  des  fautes  contre  la  discipline. 
pourront  ctre  maintenus  en  d^tention. 

Article  213. 

Le  Gouvernement  ottoman  s'engage  ä  recevoir  sur  son  territoire  tous 
les  individus  rapatriables  sans  distinction. 

Les  prisonniers  de  guerre  ou  les  ressortissants  ottomans,  qui  d6sireraient 
ne  pas  6tre  rapatri6s,  pourront  etre  exclus  du  rapatriement;  mais  les  Gouver- 
nements alli^s  se  r(5servent  le  droit,  soit  de  les  rapatrier,  soit  de  les  conduire 
dans  un  pays  neutre,  soit  de  les  autoriser  ;i  rösider  sur  leur  territoire. 

Le  Gouvernement  ottoman  s'engage  ä  ne  prendre,  contre  ces  individus 
ou  leurs  familles,  aucune  mesure  d'exception,  ni  ä  exercer  ü  leur  encontre, 
pour  ce  motif,  aucune   r^pression  ou  vexation  de  quelque  nature  qu'elle  soit. 

Article  214. 

Les  Gouvernements  alli6s  se  r^servent  le  droit  de  subordonner  le  rapa- 
triement des  prisonniers  de  guerre  et  ressortissants  ottomans,  qui  sont  en 
leur  pouvoir,  ä  la  d^claration  et  ;\  la  mise  en  libertti  immidiate,  par  le 
Gouvernement   ottoman,    de   tous   les  prisonniers  de  guerre  et  autres  ressor- 
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tissants  des  Puissances  alli6s   qui  se  trouveraient  encore  retenus  contre  leur 
gr6  en  Turquie. 

Article  215. 

Le  Gouvernement  ottoman  s'engage  : 

l'J  ä.  donaer  toute  facilitd  aux  Commissions  charg^es  par  les  Puissances 
alliöes  de  la  recherche  des  disparus  ou  de  l'identification  des  ressortissants 
alli(5s  qui  ont  manifeste  le  dösir  de  rester  en  territoire  ottoman,  ä  fournir  ä 
ces  Commissions  tous  les  moyens  de  transport  utiles,  ä  les  laisser  p6n6trer 
dans  les  camps,  prisons,  hopitaux  et  tous  autres  locaux  et  ä  mettre  ä  leur 
disposition  tous  les  documents  d'ordre  public  ou  priv6  qui  peuvent  les  6clairer 
dans  leurs  recherches : 

2^  ä  prendre  des  sanctions  contre  les  fonctionnaires  ou  particuliers 
Ottomans  qui  auraient  dissimul^  la.prösence  d'un  ressortissant  d'une  Puissance 
alli6e  ou  qui  auraient  n^glig^  d'en  r6v61er  la  prösence  apres  en  avoir  eu 
connaissance ; 

3**  ä  faciliter  la  constatation  des  actes  criminels  passibles  des  sanctions 
pr^vues  ä  la  Partie  VII  (Sanctions)  du  präsent  Traitö,  et  commis  par  des 
Turcs  sur  la  personne  de  prisonniers  de  guerre  ou  de  ressortissants  alliäs 
pendant  la  guerre. 

Article  216. 

Le  Gouvernement  ottoman  s'engage  ä  restituer  sans  d^lai,  d^s  la  mise 
en  vigueur  du  präsent  Trait^,  tous  les  objets,  6quipements,  armes,  monnaie, 
valeurs,  documents  ou  effets  personnels  de  toute  nature,  aj'ant  appartenu  ä 
des  officiers,  soldats  et  marins  ou  autres  ressortissants  des  Puissances  alli^es 
et  qui  auraient  6t6  retenus  par  des  autoritös  ottomanes. 

Article  217. 
Les  Hautes  Parties  contractantes  d6clarent  renoncer  au  remboursement 
röciproque   des   sommes   dues   pour   l'entretien   des  prisonniers  de  guerre  sur 
leurs  territoires  respectifs. 

Section  IL 

Säpultures. 

Article  218. 

Le  Gouvernement  ottoman  transförera  aux  Gouvernements  britannique, 
fran^ais  et  italien,  respectivement,  la  propri^tö  entiere  et  exclusive  des  terrains 
situ6s  dans  les  limites  de  la  Turquie  fixöes  par  le  präsent  Traitä,  oü  se  trouvent 
les  s6pultures  de  leurs  soldats  et  marins  tomb^s  sur  le  champ  de  bataille  ou 
morts  des  suites  de  leurs  blessures,  d'accidents  ou  de  maladies,  ainsi  que 
des  terrains  nöcessaires  ä  l'ätablissement  de  cimeti^res  ou  monuments  commö- 
moiatifs  consacr6s  ä  ces  soldats  et  marins  et  des  voies  donnant  accös  auxdits 
cimeti^res  ou  monuments. 

Le  Gouvernement  hell6nique  s'engage  ä  remplir  la  meme  Obligation  en 
ce  qui  concerne  la  partie  de  la  zone  des  Detroits  et  les  iles,  placöes  sous  sa 
souverainetö. 

Article  219. 

Dans  un  dölai  de  six  mois,  ä  compter  de  la  mise  en  vigueur  du  präsent 
Trait^  les  Gouvernements  britannique,  francais  et  italien  feront  respectivement 
connaitre  au  Gouvernement  ottoman  et  au  Gouvernement  hellönique  les  terrains 
dont  la  propri6t6  doit  leur  etre  transf^röe  conformäment  ä  l'article  218.  Chacun 
desdits  Gouvernements  britannique,  frangais  et  italien  aura  le  droit  de  nommer 
la  Commission  qui  seule  aura  qualit6  pour  examiner  les  zones  oü  des  inhu- 
mations  ont  6t6  ou  ont  pu  etre  faites,  et  pour  proposer  les  regroupements  de 
söpultures  ainsi  que  les  emplacements  oü  des  cimeti^res  auraient  6ventuellement 
6t^   constituös.     Le   Gouvernement   ottoman   et   le   Gouvernement  hell6nique 
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pourront   se   faire  repr6senter   dans  ces  Commissions  et  devront  leur  assurer 
tout  leur  concours  pour  raccomplissement  de  leur  mission. 

Dans  lesdits  terrains  seront  compris  notamment  les  terrains  situ6s  dans 
la  p^ninsule  de  Gallipoli  et  indiqu^s  sur  la  carte  n'^  3 ;  les  limites  en  seront 
notifiöes  au  Gouvernement  hell6nique,  ainsi  qu'il  est  prövu  ä  Falin^a  pr6c6dent. 
Le  Gouvernement  b^nöficiaire  s'engage  ä  ne  donner  ni  ä  laisser  ä  ces  terrains 
un  usage  quelconque  autre  que  celui  pour  lequel  il  a  6t6  conc6d6.  Le  rivage 
n'en  pourra  Stre  utilis6  dans  un  but  militaire,  maritime  ou  commercial  quelconque. 

Article  220. 
Les  mesures  legislatives  ou  administratives  n6cessaires  pour  transf^rer 
aux  Gouvernements  britannique,  frangais  et  italien,  respectivement.  la  propri6t6 
enti^re  et  exclusive  des  terrains  d6sign6s  conform6ment  ä  l'article  219,  devront 
etre  prises  par  le  Gouvernement  ottoman  et  le  Gouvernement  hell^nique  re- 
spectivement dans  les  six  mois  qui  suivront  cette  d^signation.  Si  des  ex- 
propriations  sont  nöcessaires,  elles  seront  effectu6es  par  les  soins  et  aux  frais 
du  Gouvernement   ottoman   ou   du  Gouvernement  höllenique,  suivant  les  cas. 

Article  22L 

II  appartiendra  aux  Gouvernements  britannique,  frangais  et  italien,  re- 
spectivement, de  confier  ä  teile  Commission  ou  Organisation,  que  chacun  d'eux 
jugera  convenable,  l'^tablissement,  l'amönagement,  l'entretien  et  la  garde  des 
cimetiferes,  monuments  et  s6pultures  situ^s  dans  les  terrains  vis6s  ä  l'article  218. 

Ces  Commissions  ou  organisations  devront  etre  officiellement  reconnues 
par  le  Gouvernement  ottoman  et  le  Gouvernement  helMnique,  respectivement, 
et  auront  le  droit  de  faire  proc6der  aux  exhumations  et  transferts  de  corps 
qu'elles  jugeront  nöcessaires  pour  assurer  le  groupement  des  s6pultures  et 
l'ötablissement  des  cimeti^res ;  les  restes  des  soldats  ou  marins  ne  pourront 
etre  exhumös,  sous  quelque  pr6texte  que  ce  soit,  sans  l'autorisation  de  la 
Commission  ou  Organisation  du  Gouvernement  int6ress6. 

Article  222. 

Les  terrains  vis6s  dans  la  präsente  Section  ne  seront  soumis  par  la 
Turquie  ou  les  autoritös  ottomanes,  ou,  selon  le  cas,  par  la  Gr(;ce  ou  les 
autorit6s  hell^niques,  ä  aucune  espece  de  taxe  ou  d'impOt.  Leur  acces  sera 
libre  en  tout  temps  aux  Repr^sentants  des  Gouvernements  britannique,  frani^ais 
et  italien  ainsi  qu'aux  personnes  d6sireuses  de  visiter  les  cimeti^res,  monuments 
et  sepultures.  Le  Gouvernement  ottoman  et  le  Gouvernement  hellcnique, 
respectivement,  prennent  ä  leur  Charge  ä  perp6tuit6  l'entretien  des  routes 
donnant  acces  auxdits  terrains. 

Le  Gouvernement  ottoman  et  le  Gouvernement  hellcnique,  respectivement. 
s'engagent  ä  accorder  aux  Gouvernements  britannique.  fran(;;ais  et  italien 
toutes  facilitCs  nöcessaires  ci  l'effet  de  se  procurer  une  quantit6  d'eau  süffisante 
pour  les  besoins  du  personnnel  affectC  ä  l'entretien  ou  ä,  la  garde  desdits 
cimetieres  ou  monuments  et  pour  l'irrigation  du  terrain. 

Article  223. 

Les  dispositions  de  la  prt^sente  Section  ne  portent  pas  atteinte  ä  la 
souverainetö  ottomane  ou  hellenique.  suivant  le  cas,  sur  les  terrains  concedCs. 
Le  Gouvernement  ottoman  et  le  Gouvernement  helk^nique.  respectivement, 
prendront  toutes  mesures  utiles  pour  assurer  la  punition  des  personnes  sou- 
mises  ä  leur  juridiction  qui  se  rendront  coupables  d'une  violation  du  droit 
confere  aux  Gouvernements  alli6s  ou  d'une  profanation  quelconque  des  cime- 
tieres, monuments  ou  sepultures. 

Article  224. 

Sans  prCjudice  des  autres  dispositions  de  la  präsente  Section,  les  Gou- 
vernements alli6s  et  le  Gouvernement  ottoman  feront  respecter  et  entretenir 
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les  s6pultures  des  soldats  et  marins  inhumös  sur  leurs  territoires,  y  compris 
les  territoires  sur  lesquels  ils  auraient  ä  exercer  un  mandat  conform6ment 
au  Pacte  de  la  Soci6t6  des  Nations. 

Article  225. 

Les  s6pultures  des  prisonuiers  de  guerre  et  des  internus  civils,  ressor- 
tissants  des  difförents  Etats  bellig^rants,  et  d6c6d6s  en  captivit6,  seront  con- 
venablement  entretenues  dans  les  conditions  pr6vues  ä  l'article  224. 

Les  Gouvernements  alli^s  d'une  part,  et  le  Gouvernement  ottoman  d'autre 
part,  s'engagent  ä  se  fournir  r^ciproquement : 

10  la  liste  compl^te  des  d6c6d68  avec  tous  renseignements  utiles  ä  leur 
identification ; 

2"  toutes  indications  sur  le  nombre  et  l'emplacement  des  söpultures  de 
tous  les  morts  enterrös  sans  avoir  et6  identifiös. 


Partie  XL 
Saüctious. 

Article  226. 

Le  Gouvernement  ottoman  reconnait  aux  Puissances  alli6es  la  libert^ 
■de  traduire  devant  leurs  Tribunaux  militaires  les  personnes  accus6es  d'avoir 
commis  des  actes  contraires  aux  lois  et  coutumes  de  la  guerre.  Les  peines 
pr^vues  par  les  lois  seront  appliquöes  aux  personnes  reconnues  coupables. 
Cette  disposition  s'appliquera  nonobstant  toutes  proc^dures  ou  poursuites  devant 
une  juridiction  de  la  Turquie  ou  de  ses  Alli6s. 

Le  Gouvernement  ottoman  devra  livrer  aux  Puissances  alli^es,  ou  ä 
«eile  d'entre  elles  qui  lui  en  adressera  la  requete,  toutes  personnes  qui,  6tant 
accus6es  d'avoir  commis  un  acte  contraire  aux  lois  et  coutumes  de  la  guerre, 
lui  seraient  d6sign6es  soit  nominativement,  soit  par  le  grade,  la  fonction  ou 
l'emploi,  auxquels  ces  personnes  auraient  6t6  affectöes  par  les  autorit6s  ottomanes. 

Article  227. 

Les  auteurs  d'actes  contre  les  ressortissants  d'une  des  Puissances  alli^es 
seront  traduits  devant  les  tribunaux  militaires  de  cette  Puissance. 

Les  auteurs  d'actes  commis  contre  des  ressortissants  de  plusieurs  Puis- 
sances alli^es  seront  traduits  devant  des  tribunaux  militaires  compos^s  de 
membres  appartenant  aux  tribunaux  militaires  des  Puissances  intöressöes. 

Dans  tous  les  cas,  l'accusö  aura  droit  ä  d^signer  lui-meme  son  avocat. 

Article  228. 
Le  Gouvernement   ottoman   s'engage   ä  fournir  tous   documents  et  ren- 
seignements, de  quelque   nature  que  ce  soit,   dont  la  production  serait  jug^e 
n^cessaire  pour  la  connaissance  complete  des  faits  incriminös,  la  recherche  des 
coupables  et  l'appr^ciation  exacte  des  responsabilit6s. 

Article  229. 

Les  dispositions  des  articles  226  ä  228  s'appliquent  ögalement  aux 
Oouvernements  des  Etats  auxquels  ont  ou  auront  6t6  attribuös  des  territoires 
appartenant  ä  l'ancien  Empire  ottoman,  pour  ce  qui  concerne  les  personnes 
accus6es  d'avoir  commis  des  actes  contraires  aux  lois  et  coutumes  de  la  guerre 
€t  qui  se  trouvent  dans  le  territoire  ou  ä  la  disposition  desdits  Etats. 

Si  les  personnes  dont  il  s'agit  ont  acquis  la  nationalit^  d'un  desdits 
Etats,  le  Gouvernement  de  cet  Etat  s'engage  ä  prendre  toutes  les  mesures 
n^cessaires  afin  d'assurer  leur  poursuite  et  leur  punition,  sur  la  requete  de 
la  Puissance  int6ress6e  et  d'accord  avec  eile  ou  sur  la  requete  conjointe  de 
toutes  les  Puissances  alli6es. 
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Article  230. 

Le  Gouvernement  ottoman  s'engage  ä  livrer  aux  Puissances  alli^es  les 
personnes  r^clamtSes  par  celles-ci  comme  responsables  des  massacres  qui,  au 
cours  de  l'^tat  de  guerre,  ont  6t6  commis  sur  tout  territoire  faisant,  au  ler 
acut  1914,  partie  de  l'Empire  ottoman. 

Les  Puissances  alliöes  se  r^servent  le  droit  de  d^signer  le  tribunal  qui 
sera  <;harg6  de  juger  les  personnes  ainsi  accusöes.  et  le  Gouvernement  ottoman 
s'engage  ä  reconnaitre  ce  Tribunal. 

Dans  le  cas  oü  la  Soci6t6  des  Nations  aurait  constitu^  en  lemps  utile 
un  tribunal  compätent  pour  juger  lesdits  massacres,  les  Puissances  alli^es  se 
rßservent  le  droit  de  döförer  lesdits  accus(§s  devant  ce  tribunal  et  le  Gou- 
vernement ottoman  s'engage  6galement  ä  reconnaitre  ce  tribunal. 

Les  dispositions  de  l'article  228  sont  applicables  aux  cas  prövus  par  le 
präsent  article. 

Partie  VIIL 

Clauses  Financieres. 

Article  231. 

La  Turquie  reconnait  qu'en  s'associant  ä  la  guerre  d'agression  que 
l'Allemagne  et  l'Autriche-Hongrie  ont  engag6e  contre  les  Puissances  alli^es, 
€lle  a  causö  ä  ces  derni^res  des  pertes  et  des  sacrifices  de  toutes  sortes.  dont 
eile  devrait  assurer  la  complöte  r^paration. 

D'autre  part,  les  Puissances  alliöes  reconnaissent  que  les  ressources  de 
la  Turquie  sont  insuffisantes  pour  lui  permettre  d'effectuer  cette  complete 
röparation. 

Dans  ces  conditions.  et  6tant  donn6  que  la  nouvelle  r6partition  de 
territoires  rösultant  du  präsent  Trait6  ne  laissera  ä  la  Turquie  qu'une  partie 
des  revenus  de  l'ancien  Empire  ottoman,  toutes  les  r^clamations  contre  le 
Gouvernement  ottoman  pour  r6parations  sont  abandonnöes  par  les  Puissances 
alli^es,  sous  r^serve  seulement  des  dispositions  contenues  dans  la  präsente 
Partie  aiasi  que  dans  la  Partie  IX  (Clauses  6conomiques)  du  präsent  Trait6. 

Les  Puissances  alli^es,  dösireuses  d'apporter  dans  une  certaine  mesure 
aide  et  assistance  ä  la  Turquie,  conviennent  avec  le  Gouvernement  ottoman 
qu'une  Commission  financit;re  sera  cr66e,  composcSe  d'un  repr^sentant  de 
chacune  des  Puissances  alli(5es  sp6cialement  int6ress6es.  la  France,  l'Empire 
britannique  et  l'Italie,  anxquelles  sera  adjoint  un  Commissaire  ottoman  avec 
voix  consultative.  Les  pouvoirs  et  les  attributions  de  cette  Commission  sont 
indiquös  dans  les  articles  suivants. 

Article  232. 

La  Commission  financiöre  prendra  telles  mesures  qu'elle  jugera  le  plus 
convenable  pour  maintenir  et  accroilre  les  ressources  de  la  Turquie. 

Le  budget,  ä  präsenter  annuellement  au  Parlement  ottoman  par  le 
Ministre  des  Finances,  devra  otre  soumis,  en  premier  lieu.  ä  la  Commission 
financi^re  et  pr6sent6  au  Parlement  dans  la  forme  approuvee  par  ladite 
Commission.  Aucune  modification  introduite  par  le  Parlement  n'aura  d'cffet 
Sans  l'approbation  de  la  Commission  financiore. 

La  Commission  financiore  surveillera  l'exocution  des  budgets.  lois  et 
rOglements  tinanciers  de  la  Turquie.  Cette  surveillance  sera  exerc^e  par 
l'interm^diaire  de  l'Inspection  ottomane  des  finances,  qui  sera  sous  les  ordres 
directs  de  la  Commission  financiere  et  dont  les  membres  ne  seront  nomm^s 
qu'avec  l'approbation  de  cette  Commission. 

Le  Gouvernement  ottoman  s'engage  ;\  fournir  ä  ces  Inspecteurs  toutes 
les  facilitös  n^cessaires  k  Taccomplissement  de  leur  täcbe  et  ä  prendre 
vis-ä-vis  des  fonctionnaires  insuffisants  des  Services  fiuanciers  du  Gtiuverne- 
ment  telles  mesures  que  la  Commission  liDanciöre  pourra  suggerer. 
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Article  233. 

La  Commission  financi^re  sera  en  outre  chargöe.  d'accord  avec  le 
Conseil  de  la  Dette  publique  ottomane  et  la  Banque  imperiale  ottomane,  de 
regier  la  circulation  monötaire  en  Turquie  et  d'en  poursuivre  l'assainissement 
par  tous  les  moj'ens  qui  seront  reconnus  opportuns  et  6quitables. 

Article  234. 

Le  Gouvernement  ottoman  s'engage  ä  ne  faire  aucun  emprunt  intörieur 
ou  ext6rieur  sans  le  consentement  de  la  Commission  financiäre. 

Article  235. 

Le  Gouvernement  ottoman  s'engage  ä  röparer  p6cuniairement.  conform^- 
ment  aux  dispositions  du  präsent  Trait6,  toutes  les  pertes  ou  dommages  subis 
par  les  ressortissants  civils  des  Puissances  alliöes  et  pr6vus  ä  l'article  236, 
dans  leurs  personnes  ou  leurs  biens,  par  suite  de  tout  acte  ou  nögligence  des 
autorit^s  ottomanes  pendant  la  guerre  et  jusqu'ä  la  mise  en  vigueur  du 
präsent  Trait6. 

Le  Gouvernement  ottoman  sera  tenu,  vis-ä-vis  de  la  Commission  euro- 
p^enne  du  Danube,  ä  toutes  restitutions,  r6parations  et  indemnit6s  que  la 
Commission  financi^re  determinera  ä  raison  des  dommages  subis  par  ladite 
Commission  europöenne  du  Danube  pendant  la  guerre. 

Article  236. 

Toutes  les  ressources  de  la  Turquie.  exception  faite  des  revenus  con- 
c6d6s  ou  donn6s  en  garantie  du  Service  de  la  Dette  publique  ottomane  (voir 
Annexe  I),  seront  mises  ä  la  disposition  de  la  Commission  financi^re,  qui  les 
emploiera,  en  tant  que  de  besoin,  de  la  mani^re  suivante : 

1°  En  Premier  rang,  apres  le  payement  des.  traitements  et  des  d^penses 
courantes  de  la  Commission  financiere,  ainsi  que  des  d^penses  normales  des 
forces  alli^es  d'occupation  qui  pourront  etre  maintenues  apres  la  mise  en 
vigueur  du  präsent  Trait6  dans  les  territoires  restant  ottomans,  viendront  les 
döpenses  des  forces  alliöes  d'occupation  depuis  le  30  octobre  1918  dans  les 
territoires  restant  ottomans  et  les  döpenses  des  forces  alliöes  d'occupation 
dans  les  territoires  dötachös  de  la  Turquie  au  profit  d'une  Puissance  autre 
que  Celle  qui  a  support6  ces  d^penses  d'occupation. 

Le  montant  de  ces  d^penses  et  celui  des  annuitös  par  lesquelles  elles 
seront  pay6es,  seront  fix6s  par  la  Commission  fiuancifere,  qui  r6glera  lesdites 
annuitös  de  maniere  ä  permettre  ä  la  Turquie  de  combler  toute  insuffisance 
Eventuelle  dans  la  somme  requise  pour  le  payement  de  la  portion  des  int6tets 
de  la  Dette  publique  ottomane  restant  ä  la  charge  de  la  Turquie,  conformE- 
ment  ä  la  präsente  Partie. 

2  "5  En  second  rang,  viendra  l'indemnitö  que  le  Gouvernement  ottoman 
devra  payer,  conform^ment  ä  l'article  235,  ä  raison  des  r6clamations  des 
Puissances  alli^es,  pour  les  pertes  ou  dommages  subis  par  leurs  ressortissants, 
non  ressortissants  ottomans  au  l^r  aoüt  1914  et  tels  qu'ils  sont  d^finis  ä 
l'article  317,  Partie  IX  (Clauses  Economiques),  soit  dans  leurs  personnes,  soit 
dans  leurs  biens,  par  suite  de  tout  acte  ou  n^gligence  des  autoritös  ottomanes 
pendant  la  guerre,  tout  en  tenant  compte  de  la  Situation  financiere  de  la 
Turquie  et  de  la  n^cessitE  de  pourvoir  aux  d^penses  essentielles  de  son  ad- 
ministration.  La  Commission  financiere  fixera  le  montant  et  pourvoira  au 
payement  de  toutes  les  r^clamations  pour  dommage  personnel.  Les  r^clamations 
relatives  aux  biens  seront  examin6es,  fixEes  et  payöes  conform6ment  ä  l'article 
287,  Partie  IX  (Clauses  6conomiques).  La  Commission  financiere  fixera  l'annuite 
ä  affecter  au  reglement  des  r^clamations  relatives  tant  aux  personnes  qu'aux 
biens,  au  cas  oü  les  sommes  ä  la  disposition  des  Puissances  alli^es,  confor- 
m6ment  audit  article  287,  seraient  insuffisantes  pour  assurer  cette  charge,  et 
determinera  la  monnaie  dans  laquelle  cette  annuit6  devra  etre  pay6e. 
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Article  237. 

Les  hypoth^ques  prises  sur  les  revenus  de  la  Turquie,  au  cours  de  la 
guerre,  en  garantie  d'obligations  (y  compris  la  Dette  Interieure)  contract6es 
par  le  Gouvernement  ottoman  pendant  la  guerre,  sont  annul^es. 

Article  238. 

La  Turquie  reconnait  le  transfert  aux  Puissances  alli^es  de  toutes  les 
cr^ances  que  rAllemagne,  l'Autriche.  la  Bulgarie  et  la  Hongrie  poss^dent 
contra  eile,  conformöment  ä  l'article  261  du  Trait6  de  paix  conclu  ä  Versailles 
le  28  juin  19U)  avec  TAllemagne  et  aux  articles  correspondants  des  Trait^s 
de  paix  avec  TAutriche,  la  Bulgarie  et  la  Hongrie.  Les  Puissances  alli^es 
coDviennent  de  ne  demander  aucun  payement  ä  la  Turquie  sur  les  cr^ances 
qui  leur  sont  ainsi  transf6r6es. 

Article  239. 

Aucune  concession  nouvelle  ne  devra  etre  accord^e  par  le  Gouvernement 
Ottoman  soit  ä  des  ressortissants  ottomans,  soit  ä  toute  autre  personne,  sans 
le  consentement  de  la  Commission  financiere. 

Article  240. 

Les  Etats,  en  faveur  desquels  un  territoire  a  6t6  d6tach6  de  la  Turquie. 
acquerront  gratuitement  tous  biens  et  propri6t6s  situ^s  dans  ce  territoire  et 
enregistr^s  au  nom  de  l'Empire  ottoman  ou  de  la  Liste  civile. 

Article  24L 

Les  Etats,  en  faveur  desquels  un  territoire  a  6t6  d6tach6  de  la  Turquie, 
soit  ä  la  suite  des  guerres  balkaniques  en  1913,  soit  en  vertu  du  präsent 
Traite,  devront  participer  aux  charges  annuelles  afferentes  au  Service  de  la 
Dette  publique  ottomane  teile  qu'elle  existait  au  l^}'  novembre  1914. 

Les  Etats  de  la  pöninsule  balkanique  et  les  Etats  nouvellement  crö^s 
en  Asie,  en  faveur  desquels  des  territoires  sont  ou  ont  et6  detachös  de  la 
Turquie,  devront  donner  des  gages  suffisants  pour  le  payement  de  la  part 
qui  leur  incombe  respectivement,  dans  les  charges  annuelles  ci-dessus  visees. 

Article  242. 

Pour  l'application  de  la  präsente  Partie,  la  Dette  publique  ottomane 
sera  consider6e  comme  comprenant  la  Dette  soumise  jusqu'ä  präsent  au  decret 
de  Mouharem,  ainsi  que  les  autres  emprunts  enum^r^s  ä  l'Annexe  I  de  la 
präsente  Partie. 

Les  emprunts,  conclus  avant  le  l®r  novembre  1914,  devront  itre  pris 
en  consideration  pour  la  r^partition  de  la  Dette  publique  ottomane  entre  la 
Turquie,  les  Etats  de  la  p^ninsule  balkanique  et  les  nouveaux  Etats  constitues 
en  Asie. 

Cette  röpartition  aura  lieu  de  la  mani^re  suivante: 

1*^  Les  annuites  afferentes  aux  emprunts  ant^rieurs  an  17  octobre  1912 
(guerres  balkaniques)  seront  r^parties  entre  la  Turquie  et  les  Htats  balkaniques, 
y  compris  l'Albanie,  recevant  ou  ayant  reru  des  territoires  ottomans; 

2"  Le  solde  des  annuites  restant  ;\  la  charge  de  la  Turquie  aprös  cette 
premiere  röpartition,  augmente  des  annuites  afferentes  aux  emprunts  contractes 
par  la  Turquie  entre  le  17  octobre  1912  et  le  !»>•  novembre  1914.  sera  reparti 
entre  la  Turquie  et  les  fitats  en  faveur  desquels  des  territoires  sont  detach6s 
de  la  Turquie  en  vertu  du  present  Traitu. 

Article  243. 

Pour  determiner  le  niontant  de  l'annuite  ä  payer  par  chaque  Etat,  on 
se  basera  sur  le  principe  general  suivant: 

Le  montant  imparti  devra  ötre,  vis-ä-vis  de  la  somme  totale  exigee 
pour  le  Service  de  la  dette,  dans  la  mOmo  proportion  que  le  revenu  moyen 
du  territoire  transfere  vis-;Vyis  du  revenu  moyen  total  de  la  Turquie  pendant 
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les  trois  ann6es  financi^res  1909—1910,    1910-1911,    1911—1912.  y  compris 
dans  chaque  cas  le  produit  des  surtaxes  douani^res  stabiles  en  1907. 

Article  244. 

La  Commission  financi^re  devra,  dans  le  plus  bref  d6lai  possible,  apr^s 
la  mise  en  vigueur  du  präsent  Trait6,  d^terminer,  conform6ment  au  principe 
pos6  dans  l'article  243,  le  montant  des  annuit6s  vis6  audit  article  et  communi- 
quer  ses  döcisions  ä  cet  6gard  aux  Hautes  Parties  contractantes. 

La  Commission  financi^re  remplira  les  fonctions  qui  sont  prövues  par 
l'article  134  du  Trait6  de  paix  du  27  novembre  1919  avec  la  Bulgarie. 

Article  245. 

Les  annuitäs,  calculöes  de  la  mani^re  pr6vue  ci-dessus.  seront  dues  ä 
dater  de  la  mise  en  vigueur  des  Trait6s  par  lesquels  ces  territoires  ont  6t6 
d6tach6s  de  la  Turquie,  et,  en  ce  qui  concerne  les  territoires  d6tach6s  en  vertu 
du  präsent  Traitö,  ä  dater  du  l«>r  mars  1920;  elles  continueront  ä  6tre  dues, 
sauf  Texception  pr6vue  par  l'article  252,  jusqu'ä  la  liquidation  döfinitife  de  la 
Dette.  Toutefois,  elles  seront  proportionnellement  röduites  au  für  et  ä  mesure 
que  les  emprunts,  qui  constituent  la  Dette,  arriveront  ä  extinction. 

Article  246. 

Le  Gouvernement  ottoman  transföre  ä  la  Commission  financi^re  tous  les 
droits  qu'il  tient  du  döcret  de  Mouharem  et  des  d6crets  subsöquents. 

Le  Conseil  de  la  dette  publique  ottomane  sera  composö  des  d6l6gu6s 
britannique,  frangais  et  Italien  et  du  reprösentant  de  la  Banque  imperiale 
Ottomane  et  continuera  ä  fonctionner  comme  pr^c^demment.  II  devra  percevoir 
et  görer  tous  les  revenus  qui  lui  sont  concödös  en  vertu  du  döcret  de  Mouharem 
et  tous  les  autres  revenus,  dont  la  gestion  lui  a  6t6  confiöe  par  tous  autres 
contrats  d'emprunts  antörieurs  au  ler  novembre  1914. 

Les  Puissances  alliöes  autorisent  le  Conseil  ä  preter  son  concours  admini- 
stratif  au  Ministere  ottoman  des  Finances,  dans  les  conditions  qui  seront  fix6es 
par  la  Commission  financi^re  en  vue  de  röaliser  autant  que  possible  le  Pro- 
gramme suivant; 

Le  Systeme  de  perception  directe  de  certains  revenus  par  l'Administration 
actuelle  de  la  dette  publique  ottomane  sera,  dans  les  conditions  qui  seront 
arretäes  par  la  Commission  financi^re,  ötendu  aussi  largement  que  possible  et 
appliquö  dans  toutes  les  provinces  qui  resteront  ottomanes.  Chaque  fois  que 
de  nouveaux  revenus  ou  impots  indirects  auront  6t6  cr66s  avec  l'approbation 
de  la  Commission  financiöre,  ladite  Commission  examinera  la  possibilitö  d'en 
confier  la  gestion  au  Conseil  de  la  Dette,  pour  le  compte  du  Gouvernement 
Ottoman. 

L'Administration  des  Douanes  sera  plac6e  sous  les  ordres  d'un  Directeur 
g6n6ral,  nommö  et  r6vocable  par  la  Commission  financi^re  et  responsable  vis- 
a-vis  de  celle-ci.  Le  tarif  des  droits  de  douanes  ne  pourra  etre  modifiö  qu'avec 
l'approbation  de  la  Commission  financiere. 

Les  Gouvernements  de  France,  de  Grande-Bretagne  et  d'Italie  döcideront, 
ä  la  majoritö  et  aprös  avoir  consultö  les  porteurs,  s'il  y  a  lieu  de  maintenir 
le  Conseil  ou  de  le  remplacer  par  la  Commission  financiöre  ä  l'expiration  de 
la  Periode  actuelle  de  fonctions  du  Conseil.  La  döcision  des  Gouvernements 
devra  intervenir  six  mois  avant  la  date  correspondant  ä  l'expiration  de  cette 
Periode. 

Article  247. 

La  Commission  est  autorisöe  ä  proposer,  ä  une  date  ult6rieure,  au  lieu 
des  gages  actuellement  r6serv6s  aux  porteurs  d'obligations  en  vertu  de  leurs 
contrats  ou  des  döcrets  existants,  la  Substitution  d'autres  gages  suffisants  ou 
d'une  hypoth^que  sur  les  revenus  gönöraux  de  la  Turquie.  Les  Gouvernements 
alliös  s'engagent  ä  examiner  toutes  propositions  que  la  Commission  financiere 
pourrait  ä  ce  moment  avoir  ä  formuler  h  ce  sujet. 
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Article  248. 

Tous  biens,  meubles  ou  immeubles,  appartenant  ä  TAdministration  de  la 
Dette  publique  ottomane,  en  quelque  endroit  qu'ils  se  trouvent.  resteront 
intögralement  ä  la  disposition  de  cette  Institution. 

Le  Conseil  de  la  Dette  aura  le  pouvoir  d'employer  le  produit  de  toute 
r6alisation  de  biens  ä  ramortissement  extraordinaire,  soit  de  la  Dette  unifiäe, 
soit  des  lots  Turcs. 

Article  249. 

Le  Gouvernement  ottoman  s'engage  ä  transf^rer  ä  la  Commission  finan- 
cifere  tous  ses  droits  sur  le  fonds  de  r^serve  et  l'indemnitö  de  Tripoli. 

Article  250. 

Le  Gouvernement  ottoman  devra  verser  au  Conseil  de  la  Dette  une  somme 
äquivalente  aux  produits  des  revenus  affect6s  jusqu'ä  präsent  au  Service  de  la 
Dette  publique  ottomane  et  devant  etre  versus  mais  non  encore  vers6s  au  Conseil 
de  la  Dette,  dans  les  territoires  restant  ottomans.  ä  moins  que  ces  territoires 
n'aient  6t6  occupös  par  les  forces  alli^es,  et  except^,  dans  ce  cas,  la  periode 
d'occupation.  Ce  versement  sera  effectuö  d^s  que,  au  jugement  de  la  Commission 
financiere,  la  Situation  financiere  de  la  Turquie  la  permettra. 

Article  251. 

Le  Conseil  de  la  Dette  revisera  toutes  les  op6rations  effectu6es  au  cours 
de  la  guerre  par  le  Conseil  de  la  Dette.  Tous  döbours  faits  par  le  Conseil  de 
la  Dette  qui  ne  seraient  pas  en  conformit6  avec  ses  pouvoirs  et  ses  obligations 
d6finis,  antörieurement  ä  la  guerre,  par  le  d^cret  de  Mouharem  ou  autrement, 
serout  rembours6s  au  Conseil  de  la  Dette  par  le  Gouvernement  ottoman,  des 
que  ce  payement  sera  jug6  possible  par  la  Commission  financiere.  Le  Conseil 
aura  la  facult6  de  reviser  toutes  mesures  prises  par  le  le  Conseil  au  cours  de 
la  guerre,  et  d'annuler  toute  Obligation  consid^röe  par  lui  comme  portant 
pröjudice  aux  int6rgts  des  porteurs  et  non  conformes  aux  pouvoirs  du  Conseil 
de  la  Dette. 

Article  252. 

Chacun  des  Etats  qui,  aux  termes  du  präsent  Trait6,  doivent  supporter 
annuellement  une  part  du  Service  de  la  Dette  publique  ottomane,  pourra, 
moyennant  un  pröavis  de  six  mois  au  Conseil  de  la  Dette,  racheter  cette  Obli- 
gation par  le  versement  d'une  somme  repr^sentant  la  valeur  de  l'annuit^  en 
question,  capitalis6e  ä  un  taux  d'int^ret  fix6  d'un  commun  accord  par  lEtat 
int6ress6  et  le  Conseil  de  la  Dette.  Ce  dernir  n'aura  pas  le  droit  d'exiger  ce 
rachat. 

Article  258. 

Les  sommes  en  or,  qui  doivent  etre  transföröes  par  TAllemagne  et 
l'Autriche.  en  ex^cution  de  l'article  259-1",  2'^',  4'\  7*^  du  Traitö  de  paix  avec 
l'AlIemagne,  et  de  l'article  210-1*^,  du  Trait6  de  paix  avec  l'Autriche,  seront 
mises  ä  la  disposition  de  la  Commission  financiere. 

Article  254. 

Les  sommes  qui  doivent  otre  transf^rces  par  l'AlIemagne  en  application 
de  l'article  259-8*'  du  Trait6  de  paix  avec  l'AlIemagne,  seront  mises  imm6- 
diatement  ä  la  disposition  du  Conseil  de  la  Dette. 

Article  255. 

Le  Gouvernement  ottoman  s'engage  ä  accepter  les  d^cisions  qui  seront 
prises  par  les  Puissances  alliees,  d'accord,  si  besoin  est,  avec  d'autres  Puis- 
sances,  en  ce  qui  concerne  les  fonds  de  l'Administration  sanitaire  ottomane 
et  de  l'ancien  Conseil  superieur  de  Sant6,  et  en  ce  qui  concerne  la  rt'clama- 
tion  du  Conseil  superieur  de  Sant6  contre  le  Gouvernement  ottoman  ainsi 
qu'au  sujet  des  fonds  du  Service  des  bateaux  de  sauvetage  de  la  mer  Noire 
et  du  Bosphore. 
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Les  Puissances  alli^es  donnent  ä  la  Commission  financi^re  pouvoir  de  les 
repr6senter  en  cette  matiöre. 

Article  256. 

Le  Gouvernement  ottoman,  d'accord  avec  les  Puissances  alli6es,  libere 
le  Gouvernement  allemand  de  l'obligation  contractöe  par  celui-ci  pendant  la 
guerre  d'accepter  des  billets  6mis  par  le  Gouvernement  ottoman,  ä  un  taux 
de  change  d6termin6,  en  payement  de  marchandises  ä  exporter  d'AUemagne 
eo  Turquie  apr^s  la  guerre. 

Article  257. 

Aassitöt  que  les  revendications  des  Puissances  alli6es  vis-ä-vis  du  Gou- 
vernement ottoman,  telles  qu'elles  rösultent  de  la  präsente  Partie,  auront 
regu  satisfaction,  et  d^s  que  la  Dette  publique  ottomane  d'avant-guerre  anra 
6t6  liquid^e,  la  Commission  financiere  cessera  ses  fonctions.  Le  Gouvernement 
ottoman  examinera  alors,  avec  le  Conseil  de  la  Soci6t6  des  Nations,  si  les 
Puissances,  membres  de  la  Soci^tö  des  Nations,  doivent  preter  de  nouveau  au 
Gouvernement  ottoman  leur  aide  et  leur  assistance  administrative  dans  l'in- 
t^ret  de  la  Turquie,  et  dans  l'affirmative,  la  forme  que  pourront  prendre  cette 
aide  et  cette  assistance. 

Article  258. 

1.  La  Turquie  livrera,  en  bon  6tat  de  navigabilit^  et  dans  tels  ports 
des  Puissances  alli^es  que  les  Gouvernements  desdites  Puissances  d^signeront, 
tous  les  navires  allemands  transf6r6s  sous  pavillon  ottoman  post^rieurement 
au  ler  aoüt  1914;  ces  navires  seront  remis  ä  la  Commission  des  r^parations 
pr6vue  ä  l'article  283  du  Trait6  de  paix  avec  TAUemagne,  tout  transfert 
sous  un  pavillon  neutre  au  cours  de  la  guerre  6tant,  ä  cet  6gard,  reconnu 
non  avenu  au  regard  des  Puissances  alli^es. 

2.  Le  Gouvernement  ottoman  remettra,  en  m§me  temps  que  les  navires 
pr6vus  au  paragraphe  premier.  toutes  pi^ces  et  documents  que  la  Commission 
des  röparations  visöe  audit  paragraphe,  jugera  nöcessaires  ä  l'effet  d'assurer 
le  plein  transfert  de  la  propri6t6  du  navire,  franche  et  quitte  de  tous  Privi- 
leges, hypoth^ques,  gages,  charges  ou  droits  quelconques,  de  quelque  natura 
que  ce  soit. 

II  appartiendra  au  Gouvernement  ottoman  d'effectuer  tous  rachats  et 
de  proc6der  ä  toutes  indemnisations  qui  seraient  näcessaires.  II  fera  son 
affaire  de  toutes  revendications,  ou  r^clamations  quelconques,  et  de  quelque 
nature  que  ce  soit,  dont  le  navire  ä  livrer  pourrait  etre  l'objet,  le  Gouver- 
nement ottoman  devant,  dans  tous  les  cas,  garantir  de  ce  chef  la  Commission 
des  röparations  vis^e  au  paragraphe  premier,  contre  toute  öviction  ou  action 
quelconque  pour  quelque  cause  que  ce  soit. 

Article  259. 

Sans  qu'il  soit  port6  atteinte  ä  l'article  277,  Partie  IX  (Clauses  6cono- 
miques)  du  präsent  Traite,  la  Turquie  renonce  au  b^n^fice  de  toutes  les 
stipulations  ins6r6es  dans  les  Trait6s  de  Brest-Litowsk,  de  Bucarest  et  traitös 
complömentaires. 

Elle  s'engage  ä  transf6rer  respectivement  soit  ä  la  Roumanie,  soit  aux 
Principales  Puissances  alliöes,  tous  instruments  mon6taires,  especes,  valeurs 
et  instruments  nögociables  ou  produits  qu'elle  a  regus  en  ex6cution  des 
Trait^s  susdits. 

Article  260. 

Les  mesures  legislatives  n6cessaires  pour  mettre  en  application  les 
stipulations  de  la  präsente  Partie  seront  promulg^es  par  le  Gouvernement 
ottoman  et  par  les  Puissances  int6ress6es  dans  un  dölai  qui  ne  pourra  exc6der 
six  mois  ä  compter  de  la  signature  du  pr6sent  Trait6. 
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Annexe  I. 

Dette  Publique  Ottomane  d'Avant-Guerre.     (5  novembre  1914.) 

Livres  turques  or. 


Emprunt 


Data 


du  Contrat 


.u      Co  *•  ^     - 


If 


s? 


=  i,  c 
•r;  o  o 


Banqae  d'Emis! 


Dette  unifiöe 
Lots  turcs .  . 
Osmani6  .  .  . 


5p.^'ol896 


4p.o/ol903.Pgche- 
ries 

Bagdad,  l'e  s6rie  . 

4  p.  o/o  1904  .  .  .  . 

4p.'Vü  1901—5  .  . 


Tedjhizat-Askeriö 
Bagdad,  2e  s6rie   . 

Bagdad,  3^  s^rie   . 

4  p.  0/0  1908.  .  .  . 

5  p.  o/o  1914.  .  .  . 

Docks,  arsenaux  et 
constructions  na- 
vales. 

Priorit6  Tombac  . 

i 

iQuarante  millions 
defrancs(chemins 

I  de  fer  orientaux). 


1903 

1870 

18/30  avril  1890 


27  f6v./12  mars 

1893. 
3  octobre  1888 ; 

21  f6v./6  mars 

1903. 

20  f6v./5  mars 
1903. 

4/17  sept.  1903. 

21  nov./4  d6c. 
1901. 

6/19  nov.  1903. 
25  avril/ 8  mal 

1905. 
4, 17  avril  1905. 
20   mai/2   juin 

1908. 
20   mai/2   juin 

1908. 
6/19  sept.  190«. 

13/26avrill914. 

1913 


26  avril/8  mal 

1893. 
1/13  mars  1894. 


p.  0/0. 

4 
4 
4 

p.  "o. 

•4644 
•4644 
1 

5 

•50 

4 

•50 

4 

•087538 

4 

•50 

4 

•50 

4 
4 

•50 
•087538 

4 

•087538 

4 

•50 

5 

•50 

ÖV2 

IV2 

4 

1 

4 

•35 

1.  tqs.  or. 

42,275.772 

15,632,548 

4,999,500 

3,272,720 

2,640,000 

2,376,000 
2,750,000 
5,306,664 


2,640,000 
4,752,000 

5,236,000 

4,711,124 

22,000,000 

1,485,000 

1,000,000 
1,760,000 


1.  tqs.  or. 

36,799,840 

10,666.975 

2.952,400 

2,814,020 

2,439,228 

2,342.252 
2,594,064 
4,976.422 


2,441,340 
4,718,120 

5,221,700 

4,538,908 

22,000,000 

1,485,000 

664,510 
1.567,192 


1.  tqs.  or. 

1,887,375 
270,000 
249,975 

1931 

180,450 

1946 

119.097 

1958 

97,120 

2001 

124,059 

1960 

239,397 

1961 

119,097 
200,500 

1961 
2006 

220,550 

2010 

212.000 

1965 

1,213,025 

— 

88,550 

1943 

50,250 

1934 

76,751 

1957 

Banque  Imp6r 
Ottomane. 

Banque  Imp^r 
Ottomane. 

Deutsche  Banl 


Deutsche  Banl 

Banque  Imp^r 
Ottomane. 

Banque  Imper 
Ottomane. 


Deutsche  Banl 
Deutsche  Banl 

Deutsche  Banl 

Banque  Imptr 
Ottomane. 

Banque  Imp^r 
Ottomane. 

Banque  natioi 
de  Turquie. 

Banque  Imp^r 
Ottomane. 

Deutschi'  Banl 
son  groupe 
compris  ia  £ 
que  Interna 
nale). 


')  Les    chiffres   du    capital   existant  au   5  novembre  U'M   seront,    i'i   la   date  de  Is  iiiise  eii  vigueur  du   prÖ! 
Traite,  remplaces  par  le   chiffres  du  capital  restant  a  amortir  a  cette  date. 
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Emprant 


Date 


du  Contrat 


o  t> 

as 


El, 


CO       o . 


,0 

es  s> 
■•-  >  ■ 

3 


>flj 


.2-« 


i^'   X  S  c 
5  ^  gs 


2  t-  H 

'So» 

■^  S  3 


Banqae  d'Emiss 


Douanes  1902  .  .  . 


4  p.  'Vu  1909 


Municipal  ville  de 
Constantinople 
1909. 

Municipal  ville  de 
Constantinople 
1913. 

Hodeida-Sanaa 
1911. 

Soma-Panderma 
1910. 

4  p.  ^/o  Douanes 
1911. 

Municipal  ville  de 
Bagdad. 

Bons  du  Tresor  de 
la  Banque  Imperi- 
ale ottomane  1912 

Bons  du  Tresor  Pa- 
rier et  Cie. 

Bons  du  Tresor  5  p. 
«/o  1911(achat  de 
vaisseaux  de 
guerre). 

Avance  R^gie  des 
Tabacs. 

Irrigation  Plaine 
de  Koniah. 


Total 


17/29  mal  1886 ; 
28  sept./ll  oct. 

1902. 
30  sept./13  oct. 

1909. 
3/16  nov.  1909. 


1913 


24  f6v./9  mars 

1911. 
20  nov./ 3  d6c. 

1910. 
27   oct./ 9   nov. 

1910. 
1912 " . 


1912 

1913 
1911 


p.  0/0. 
4 


•50 

1 

•50 

•50 

•098738 
•16715 

1 

14-285 
33-333 

■20 
•20 

■20 
•20 


1.  tqs.  or. 
8,600,020 


7,000,004 
1,100,000 

1,100,000 

1,000,010 
1,712,304 
7,040,000 
33,000 
2,724,893 

4,400,000 
1,778,587 

1,700,000 
818,970 


1.  tqe.  or. 
7,923,234 

6,550,698 
1,073,490 

1,094,500 

1,000,010 
1,700,644 
6,699,880 
26,070 
1,063,664 

1)4,400,000 
1,778,587 

890,039 
818,970 


161,845,116|l43,241,757 


1.  tqs.  or. 

387,976 


350,864 
60,651 

60,500 

40,988 

71,532 

352,440 

6,000 

1,000,003 

1,100,000 
125,058 

110,000 
50,006 


1958 

1950 
1958 


2006 
1992 
1952 

1915 

1918 


1932 


Banqae  Imp^r 
Ottomane. 

Banque  Imp6r 
Ottomane. 

Banque  natioi 
de  Turquie. 

Banque  P6riei 

Cie. 

Banque  fran^a 

Banque  Imp6r 

Ottomane. 
Deutsche  Banl 

Banque  natioi 
de  Turquie. 

Banque  Imp6i 
Ottomane. 

Banque  P^riei 

Cie. 
Banque  natioi 

de  Turquie. 


Deutsche  Banl 

(Chemtns  d€ 
d'Anatolie.) 


'}  Sur  le  gage  de  ces  bona,  une  somme  de  833,147  livres  a  ete  encaissee. 

Note  Explicative  de  l'Annexe  I. 

Les  chiffres  des  colonnes  5,  6  et  7  sont  exprim^s  en  livres  turques  or. 

La  Turquie  poss^de  actuellement  une  circulation  de  papier  au  lieu  de 
sa  circulation  d'or  d'avant-guerre.  Aux  prösents  faux  de  change,  la  livre 
turque  papier  est  loin  de  repr^senter  les  taux  d'avant-guerre  de  la  livre  turque 
or  relativement  ä  la  monnaie  dans  laquelle  les  emprunts  ont  6te  6mis  et  dans 
laquelle  Tint^röt  et  l'amortissement  doivent  etre  pay6s  en  Europe,  conform6- 
ment  aux  termes  des  contrats  d'emprunts.  (Voir  article  1er  (Ju  ^Decret-annexe* 
de  septembre  1903  et  les  contrats  d'emprunts,  passim.) 
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La  d^finition  de  la  livre  turque  or,  en  ce  qui  concerne  ces  colonnes,  ne 
signifie  pas  que  les  provisions  pour  les  Coupons  et  le  fonds  d'amortissement 
doivent  etre  faites  en  or,  mais  que  le  chiffre  en  livres  turques  doit  etre 
calcul6  ä  un  tel  taux  de  change,  qu'il  soit  possible  aux  porteurs  de  se  faire 
payer  dans  la  monnaie  ä  laquelle  ils  ont  droit. 


Annexe  IL 

§  1. 

La  Commission  6tablira  ses  regles  et  sa  proc^dure. 

La  prösidence  annuelle  sera  d^volue  alternativement  au  d6l6guö  fran^ais, 
britannique  et  italien. 

Chaque  d6l6gu6  aura  le  droit  de  nommer  un  repr^sentant  qui  le  rempla- 
cera  en  son  absence. 

Les  d^cisions  seront  prises  ä  la  majoritö  des  voix.  L'abstention  sera 
consid^röe  comme  un  vote  oppos6  ä  la  proposition  en  discussion. 

La  Commission  nommera  tels  agents  et  employ6s  qu'il  paraitra  nöcessaire 
pour  ses  travaux  et  fixera  les  traitements  et  conditions  de  Service  qu'elle 
jugera  convenables. 

Les  frais  et  döpenses  de  la  Commission  seront  pay6s  par  la  Turquie  en 
conformitö  des  dispositions  de  l'article  236,  l*'. 

Le  traitement  des  membres  de  la  Commission  ainsi  que  celui  de  ses 
fonctionnaires  sera  fix6  ä  un  taux  raisonnable  et  revisö  de  temps  ä  autre, 
par  accord  entre  les  Gouvernements  repr6sent6s  a  la  Commission. 

Les  membres  de  la  Commission  jouiront  des  memes  droits  et  immunitös 
que  les  agents  diplomatiques  düment  accrädit^s  en  Turquie  par  les 
Puissances  amies. 

§2. 

La  Turquie  s'engage  ä  accorder  aux  membres,  fonctionnaires  et  agents 
de  la  Commission,  plein  pouvoir  pour  visiter  et  inspecter.  ä  tout  moment, 
tout  lieu,  tous  travaux  publics  ou  entreprises  en  Turquie,  et  pour  fournir  ä 
la  Commission  toutes  archives,  documents  et  informations  qu'elle  demandera. 

§3. 
La  Commission  est  autoris6e  ä  assumer,  en  accord  avec  le  Gouvernement 
Ottoman  et   independamment  de  tout  manquement  par  celui-ci  ä  remplir  ses 
obligations,  le  contröle,  la  gestion  et  l'encaissement  de  toutes  ta.\es  indirectes. 

§  4. 
Aucun  membre  de  la  Commission  ne  sera  responsable,  si  ce  n'est  vis-ä-vis 
du  Gouvernement   qui   l'a  d^signö,   de  tout  acte  ou  Omission  d^rivant  de  ses 
fonctions.     Aucun   Gouvernement    alli6    n'assume   de   responsabilitö    pour   le 
compte  d'aucun  autre  Gouvernement. 

§  ö. 
La  Commission  publiera  tous  les  ans  un  rapport  d^taill^  concernant  ses 
travaux,  ses  m(5thodes  et  ses  propositions  pour  la  röorganisation  tinanciJire  de 
la  Turquie,  ainsi  que  les  comptes  de  l'exercice. 

La  Commission  assumera  ^galement  toutes  les  autres  täches,  qui 
pourraient  lui  C'tre  assign^es  soit  en  vertu  du  prosent  Trait^.  soit  aprös 
accord  avec  le  Gouvernement  ottoman. 
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Partie  IX. 
Clanses  Kconomiques. 

Section  I. 
Relations  Commerciales. 

Article  261. 
Le  regime  des  capitulations  r6sultant  des  trait6s.  Conventions  et  usages 
sera  rötabli   au  profit  des  Puissances  alli<5es  qui  en  b6n6ficiaient  directement 
ou  indirectement   avant   le  le»'  aoüt  1914,  et  le  b6n6fice   en  sera  6tendu  aux 
Puissances  alli6es  qui  n'en  jouissaient  pas  au  1er  aoüt  1914. 

Article  2B2. 

Les  Puissances  alli6es  qui,  avant  le  1er  aoüt  1914,  avaient  des  bureaux 
de  poste  dans  Fanden  Empire  ottoman,  auront  la  facult6  de  r^tablir  des 
bureaux  de  poste  en  Turquie. 

Article  263. 

La  Convention  du  25  avril  1907,  en  tant  qu'elle  se  r6fere  au  tarif  des 
droits  d'importation  en  Turquie,  sera  remise  en  vigueur  en  faveur  de  toutes 
les  Puissances  alliöes. 

Toutefois  la  Commission  financiere  stabile  conform^ment  ä  l'article  231, 
Partie  VIII  (Clauses  financieres).  du  präsent  Trait^  pourra,  ä  tout  moment, 
autoriser  une  modification  de  ces  droits  d'importation  ou  l'imposition  de  droits 
de  consommation,  ä  condition  que  ces  modifications  ou  ces  impositions 
nouvelles  soient  applicables  ögalement  aux  marchandises  quelle  qu'en  soit 
l'origine  ou  quel  qu'en  soit  le  propriötaire. 

Aucune  modification  des  droits  actuels,  ni  imposition  de  droits  nouveaux, 
autoris6es  par  la  Commission  financiere  en  vertu  du  präsent  article  ne 
deviendront  applicables  qu'apres  un  d6lai  de  six  mois  ä  dater  de  la  notifi- 
cation,  qui  devra  en  etre  faite  ä  toutes  les  Puissances  alliees.  Pendant  ce 
d^lai,  Commission  examinera  les  observations  qui  pourront  etre  formul6es  ä 
cet  6gard  par  l'une  quelconque  des  Puissances  alliees. 

Article  264. 

Sous  röserve  des  droits  et  exemptions  r^sultant  de  contrats  de  con- 
cessions  ant^rieurs  au  ler  aoüt  1914,  la  Commission  financiere  aura  le  droit 
d'autoriser  la  Turquie  ä  appliquer,  dans  les  conditions  d'ögalite  vis6es  ä 
l'article  263,  aux  personnes  ou  aux  biens  des  ressortissants  des  Puissances 
alliees  toutes  taxes  et  droits,  qui  seraient  egalement  impos^s  aux  sujets  otto- 
mans  dans  PinterSt  de  la  stabilite  economique  et  d'un  bon  gouvernement  de 
la  Turquie. 

Dans  le  meme  but  et  dans  les  m^mes  conditions,  la  Commission  financiere 
aura  le  droit  d'autoriser  toutes  prohibitions  d'importation  ou  d'exportation, 
opposables  aux  ressortissants  des  Puissances  alliees. 

Ces  taxes,  droits  ou  prohibitions  ne  deviendront  applicables  qu'apres  un 
deiai  de  six  mois  ä  dater  de  la  notification,  qui  devra  en  etre  faite  ä  toutes 
les  Puissances  allies.  Pendant  ce  deiai,  la  Commission  examinera  les  obser- 
vations, qui  pourront  etre  formuiees  ä  cet  egard  par  l'une  quelconque  des 
Puissances  alliees. 

Article  265. 

Dans  le  cas  de  navires  des  Puissances  alliees,  toutes  especes  de  certi- 
ficats  ou  de  documents  ayant  rapport  aux  navires  et  bateaux,  qui  etaient 
reconnus  comme  valables  par  la  Turquie  avant  la  guerre.  ou  qui  pourront 
ulterieurement  etre  reconnus  comme  valables  par  les  principaux  Etats  maritimes, 
seront  reconus  par  la  Turquie  comme  valables  et  comme  equivalents  aux 
certificats  correspondants  octroyes  ä  des  navires  et  bateaux  turcs. 
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Seront  reconnus  de  la  meme  maniere  les  certificats  et  documents  d^livräs 
ä  leurs  navires  et  bateaux  par  les  Gouvernements  des  nouveaux  Etats,  qu'ils 
aient  ou  non  un  littoral  maritime,  ä  condition  que  ces  certificats  et  documents 
soient  d^livrös  en  conformitö  avec  les  usages  gön^ralement  pratiqu^s  dans  les 
principaux  Etats  maritimes. 

Les  Hautes  Parties  contractantes  s'accordent  ä  reconnaitre  le  pavillon 
des  navires  de  toute  Puissance  alliöe  ou  de  tout  nouvel  Etat,  qui  n'ont  pas 
de  litteral  maritime,  lorsque  ces  navires  sont  enregiströs  en  un  lieu  unique 
döterminö,  situe  sur  leur  territoire;  ce  lieu  constituera  pour  ces  navires  leur 
port  d'enregistrement. 

Article  266. 

La  Turquie  s'engage  ä  prendre  toutes  les  mesures  legislatives  ou  ad- 
ministratives n^cessaires  pour  garantir  les  produits  naturels  ou  fabriqu6s 
originaires  de  Tune  quelconque  des  Puissances  alli^es  ou  des*  nouveaux  Etats 
contre  toute  forme  de  concurrence  d^loj'aledans  les  transactions  commerciales. 

La  Turquie  s'oblige  ä  räprimer  et  ä  prohiber.  par  la  saisie  et  par  toutes 
autres  sanctions  appropriäes,  l'importation  et  l'exportation,  ainsi  que  la  fa- 
brication,  la  circulation,  la  vente  et  la  mise  en  vente  ä  l'intörieur,  de  tous 
produits  ou  marchandises  portant  sur  eux-memes,  ou  sur  leur  conditionnement 
imm^diat,  ou  sur  leur  emballage  extörieur,  des  marques,  noms,  inscriptions 
ou  signes  quelconques,  comportant,  directement  ou  indirectement,  de  fausses 
indications  sur  l'origine,  Tesp^ce.  la  nature  ou  les  qualit6s  de  ces  produits 
ou  marchandises. 

Article  267. 

La  Turquie,  ä  la  condition  qu'un  traitement  r^ciproque  lui  soit  accord6 
an  cette  mati^re  s'oblige  ä  se  conformer  aux  lois,  ainsi  qu'aux  döcisions  ad- 
ministratives ou  judiciaires  prises  conform^ment  ä  ces  lois.  en  vigueur  dans 
un  pays  alliö  ou  dans  un  nouvel  Etat  r^guli^rement  notifi^es  ä  la  Turquie 
par  les  autorit^s  comp6tentes,  d6terminant  ou  r6glementant  le  droit  ä  une 
appellation  regionale,  pour  les  vins  ou  spiritueux  produits  dans  le  pays  aux- 
quels  appartient  la  r6gion,  ou  les  conditions  dans  lesquelles  l'emploi  d'une 
appellation  regionale  peut  etre  autoris^ ;  et  l'importation,  Texportation,  ainsi 
que  la  fabrication,  la  circulation,  la  vente  ou  la  mise  en  vente  des  produits 
ou  marchandises  portant  des  appellations  regionales  contrairement  aux  lois 
ou  döcisions  pröcitöes,  seront  interdites  par  la  Turquie  et  r6prim6es  par  les 
mesures  prescrites  ä  l'article  266. 

Article  268. 

Si  le  Gouvernement  ottoman  se  livre  au  commerce  international,  il 
n'aura  ä  ce  point  de  vue,  ni  ne  sera  consid6r6  avoir,  ancun  des  droits,  Privileges 
et  immunit^s  de  la  souverainet^. 

Section  IL 

Trait6s. 

Article  269. 

D^s   la   mise  en  vigueur  du  präsent  Trait6  et  sous  r^serve  des  disposi- 

tions  qui  y  sont  contenues,  les  trait^s,    Conventions  et  accords  plurilattraux. 

de  caractere  ^conomique  ou  technique,  6num6r6s  ci-apr^s  et  aux  articies  suivants, 

seront  seuls  appliquös  entre  la  Turquie  et  celles  des  Puissances  allices  qui  y 

sont  parties: 

1"  Conventions  du  14  mars  1884,  du  ler  d6cembre  1886  et  du  23  mars 
1887,  et  Protocole  de  clöture  du  7  juillet  1887,  relatifs  ä  la  protection  des 
cäbles  sousmarins ; 

2'J  Convention  du  5  juillet  1890,  relative  ä  la  publication  des  tarifs  de 
douane  et  ä  l'organisation  dune  Union  internationale  pour  la  publication  des 
tarifs  douaniers ; 
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3"  Arrangement  du  9  d6cembre  1907,  relatif  ä  la  cr6ation  de  lOffice 
international  d'hygiüne  publique  ä  Paris; 

40  Convention  du  7  juin  1905,  relative  ä  la  cr6ation  d'un  Institut  inter- 
national agricole  ä  Rome ; 

5*^  Convention  du  27  juin  1855,  relative  k  l'emprunt  turc; 

6^  Convention  du  16  juillet  1863,  relative  au  rachat  des  droits  de  p6age 
sur  l'Escaut; 

7*^  Convention  du  29  octobre  1888,  relative  ä  l'ötabUssement  d'un  regime 
destin6  ä  garantir  le  libre  usage  du  canal  de  Suez. 

Article  270. 
Des  la  mise  en  vigueur  du  präsent  Trait6,   les  Hautes  Parties  contrac- 
tantes   appliqueront   de   nouveau   les   Conventions    et    arrangements    ci-apres 
ddsign^s,  en  tant  qu'ils  les  concernent,  sous  condition  de  l'application.  par  la 
Turquie,  des  stipulations  particulifsres  contenues  dans  le  präsent  article : 

Conventions  postales. 
Conventions   et   arrangements  de  l'ünion  postale   universelle,   sign6s   ä 
Vienne  le  4  juillet  1891; 

Conventions  et  arrangements  de  l'ünion  postale,  sign^s  ä  Washington 
le  15  juin  1897 ; 

Conventions  et  arrangements  de  l'ünion  postale,  sign^s  ä  Rome  le 
26  mai  1906. 

Conventions  t6l6graphiques. 

Conventions  t6l6graphiques  internationales,  sign^es  ä  Saint-Petersbourg, 
le  10/22  juillet  1875; 

Reglements  et  tarifs  arret^s  par  la  Conference  t^lägraphique  inter- 
nationale de  Lisbonne,  le  11  juin  1908. 

La  Turquie  s'engage  ä  ne  pas  refuser  son  consentement  ä  la  conclusion 
avec  les  nouveaux  Etats  des  arrangements  sp6ciaux  pr6vus  par  les  Conventions 
et  arrangements  relatifs  ä  l'ünion  postale  universelle  et  ä  l'ünion  t^lögraphique 
internationale,  dont  lesdits  nouveaux  Etats  fönt  partie  ou  auxquels  ils  adh^reront. 

Article  271. 

D^s  la  mise  en  vigueur  du  präsent  Traitö,  les  Hautes  Parties  contrac- 
tantes  appliqueront  de  nouveau,  en  tant  qu'elle  les  concerne,  la  Convention 
radio-t6l6graphique  internationale  du  5  juillet  1912,  sous  condition  de  l'appli- 
cation par  la  Turquie  des  regles  provisoires  qui  lui  seront  indiqu^es  par  les 
Puissances  alliöes. 

Si,  dans  les  cinq  ann^es  qui  suivront  la  mise  en  vigueur  du  präsent 
Traite,  une  nouvelle  Convention  r6glant  les  relations  radio-t^lögraphiques 
internationales  vient  ä  etre  conclue  en  remplacement  de  la  Convention  du 
5  juillet  1912,  cette  nouvelle  Convention  Hera  la  Turquie,  meme  au  cas  oü 
celle-ci  aurait  refusö  soit  de  participer  ä  l'^laboration  de  la  Convention,  soit 
d'y  souscrire. 

Cette  nouvelle  Convention  remplacera  ägalement  les  regles  provisoires 
en  vigueur. 

Article  272. 

La  Turquie  s'engage,  avant  l'expiration  d'un  d^lai  de  douze  mois  ä 
partir  de  la  mise  en  vigueur  du  präsent  Trait6: 

1'^  ä  adh^rer,  dans  les  formes  prescrites,  ä  la  Convention  internationale 
de  Paris  du  20  mars  1883  pour  la  protection  de  la  propri^tö  industrielle, 
revis^e  ä  Washington  le  2  juin  1911,  ainsi  qu'ä  la  Convention  internationale 
de  Berne  du  9  septembre  1886  pour  la  protection  des  oeuvres  litt^raires  et 
artistiques,  revis6e  ä  Berlin  le  13  novembre  1908  et  au  Protocole  additionnel 
de  Berne  du  20  mars  1914; 
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2*^  ä  reconnaitre  et  ä  prot^ger  la  propri6t6  industrielle,  litt^raire  et 
artistique  des  ressortissants  des  pays  alliös  ou  de  tout  nouvel  Etat  par  des 
dispositions  legislatives  prises  en  conformitö  des  principes  desdites  Conventions. 

De  plus  et  indöpendamment  des  obligations  susvis6es,  la  Turquie  s'engage 
ä  continuer  d'assurer  la  reconnaissance  et  la  protection  de  toute  propri6t6 
industrielle,  litt^raire  ou  artistique  des  ressortissants  de  chacun  des  pays  alli^s 
ou  de  tout  nouvel  Etat  d'une  maniere  au  moins  aussi  6tendue  qu'ä  la  date 
du  ler  aoüt  1914  et  dans  les  memes  conditions. 

Article  273. 

La  Turquie  s'engage  ä  adh^rer  aux  Conventions  ou  accords  6num6r6s 
ci-apr6s  ou  ä  les  ratifier : 

1*^  Convention  du  11  octobre  1909,  relative  ä  la  circulation  internationale 
des  automobiles; 

2^  Accord  du  15  mai  1886,  relatif  au  plombage  des  wagons  assujettis 
ä  la  douane  et  Protecole  du  18  mai  1907; 

3'^  Convention  du  31  döcembre  1913,  relative  ä  l'unification  des  statistiques 
commerciales ; 

40  Convention  du  23  septembre  1910,  relative  ä  l'unification  de  certaines 
regles  en  mati^re  d'abordage,  d'assistance  et  de  sauvetage  maritimes : 

50  Convention  du  21  d^cembre  1901,  relative  ä  l'exemption  pour  les 
bätiments  hospitaliers  des  droits  et  taxes  dans  les  ports ; 

6°  Conventions  du  18  mai  1904  et  4  mai  1910,  relatives  ä  la  r^pression 
traite  des  blanches; 

7"  Convention  du  4  mai  1910,  relative  ä  la  suppression  des  publications 
pornographiques; 

8*^  Conventions  sanitaires  du  30  j  an  vier  1892,  du  15  avril  1893,  3  avril 
1894,  du  19  mars  1897  et  du  3  döcembre  1903; 

9*^  Convention  du  29  novembre  1906,  relative  ä  l'unification  de  la  formale 
des  m6dicaments  höro'iques ; 

lO'^  Conventions  du  3  novembre  1881  et  du  15  avril  1889,  relatives  aux 
mesures  ä  prendre  contre  le  phyllox6ra; 

11°  Convention  du  19  mars  1902,  relative  ä  la  protection  des  oiseaux 
utiles  ä  l'agriculture. 

Article  274. 

Chacune  des  Puissances  alli^es,  s'inspirant  des  principes  g^n^raux  ou 
des  stipulations  particuli^res  du  präsent  Trait6,  notifiera  ä  la  Turquie  les 
Conventions  bilaterales  ou  les  trait6s  bilat6raux,  dont  eile  exigera  la  remise 
en  vigueur  avec  eile. 

La  notification  pr6vue  au  präsent  article  sera  faite.  soit  directement, 
soit  par  l'entremise  d'une  autre  Puissance.  II  en  sera  accus^  reception  par 
^crit  par  la  Turquie;  la  date  de  la  remise  en  vigueur  sera  celle  de  la 
notification. 

Les  Puissances  alli^es  s'engagent  entre  elles  ä  ne  remettre  en  vigueur 
avec  la  Turquie  que  les  Conventions  ou  traites  qui  sont  conformes  aux  sti- 
pulations du  präsent  Trait6. 

La  notification  mentionnera  ^ventuellement  celles  des  dispositions  de 
ces  Conventions  ou  traites  qui.  n'^tant  pas  conformes  aux  stipulations  du 
präsent  Trait6,  ne  seront  pas  considoräes  comme  remises  en  vigueur. 

En  cas  de  divergence  d'avis,  la  Soci6te  des  Nations  sera  appeläe  ä  se 
prononcer. 

Un  delai  de  six  mois,  qui  courra  depuis  la  mise  en  vigueur  du  präsent 
Traitä.  est  imparti  aux  Puissances  alliäes  pour  procäder  ä.  la  notification. 

Les  Conventions  bilaterales  et  traites  bilatäraux,  qui  auront  fait  l'objet 
d'une  teile  notification,  seront  seuls  remis  en  vigueur  entre  les  Puissances 
alliäes  et  la  Turquie;    tous  les  autres  sont  et  demeurerout  abrogäs. 
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Les  rcgles  ci-dessus  sont  applicables  ä  toutes  Conventions  bilatc^-rales  ou 
trait6s  bilatöraux  existant  entre  toutes  les  Puissances  alli6es  et  la  Turquie, 
meme  si  lesdites  Puissances  alliöes  n'ont  pas  6t6  en  6tat  de  guerre  avec  eile. 

Les  dispositions  du  präsent  article  ne  portent  pas  atteinte  aux  stipu- 
lations  de  Taiticle  261. 

Article  275. 

La  Turquie  reconnait  coinme  6tant  et  demeurant  abrog6s  par  le  präsent 
Trait6  tous  les  trait6s,  Conventions  ou  accords  qu'elle  a  conclus  avec  l'Alle- 
magne,  l'Autricbe,  la  Bulgarie  ou  la  Hongrie,  depuis  le  ler  aoüt  1914  jusqu'ä. 
la  mise  en  vigueur  du  pr6sent  Trait6. 

Article  276. 

La  Turquie  s'engage  ä  assurer  de  plein  droit  aux  Puissances  alli^es 
ainsi  qu'aux  fonctionnaires  et  ressortissants  desdites  Puissances,  le  b6n6tice 
de  tous  les  droits  et  avantages  de  quelque  nature  que  ce  soit,  qu'elle  a  pu 
conc6der  ä  i'Allemagne,  ä  l'Autriche,  ä  la  Bulgarie  ou  ä  la  Hongrie,  ou  con- 
c^der  aux  fonctionnaires  et  ressortissants  de  ces  Etats,  par  trait6s,  Conven- 
tions ou  accords,  conclus  avant  le  l^r  aoüt  1914,  aussi  longtemps  que  ces 
trait^s,  Conventions  ou  accords  resteront  en  vigueur. 

Les  Puissances  alliöes  se  r^servent  d'accepter  ou  non  le  b6n6fice  de  ces 
droits  et  avantages. 

Article  277. 

La  Turquie  reconnait  comme  6tant  et  demeurant  abrog^s  tous  les  traitös. 
Conventions  ou  accords  qu'elle  a  conclus  avant  le  1°'  aoüt  1914,  ou  depuis 
cette  date,  jusqu'ä  la  mise  en  vigueur  du  präsent  Trait6,  avec  la  Russie  ou 
avec  tout  Etat  ou  Gouvernement  dont  le  territoire  constituait  ant6rieurement 
une  partie  de  la  Russie,  ainsi  qu'avec  la  Roumanie  apres  le  15  aoüt  1916 
jusqu'ä  la  mise  en  vigueur  du  pr6sent  Trait^. 

Article  278. 

Au  cas  oü,  depuis  le  l"  aoüt  1914,  une  Puissance  alli6e,  la  Russie  ou 
un  Etat  ou  Gouvernement  dont  le  territoire  constituait  ant^rieurement  une 
partie  de  la  Russie,  auraient  6t6  contraints  ä  la  suite  d'une  occupatiou 
militaire  ou  par  tout  autre  moyen  ou  pour  toute  autre  cause,  d'accorder  ou 
de  laisser  accorder  par  un  acte  6manant  d'une  autoritö  publique  quelconque, 
des  concessions,  Privileges  et  faveurs  de  quelque  nature  que  ce  soit  ä  la 
Turquie  ou  ä  un  ressortissant  ottoman,  ces  concessions,  Privileges  et  faveurs 
sont  annul6s  de  plein  droit  par  le  präsent  Traitä. 

Toutes  charges  ou  indemnit^s  pouvant  6ventuellement  r^sulter  de  cette 
annulation  ne  seront,  en  aucun  cas,  supportöes  par  les  Puissances  alliöes,  ni 
par  les  Puissances,  Etats,  Gouvernements  ou  autorites  publiques  que  le  präsent 
article  d^lie  de  leurs  engagements. 

Article  279. 

D^s  la  mise  en  vigueur  du  präsent  Traitö,  la  Turquie  s'engage  ä  faire 
bän^ficier  de  plein  droit  les  Puissances  alli6es,  ainsi  que  leur  ressortissants, 
des  droits  et  avantages  de  quelque  nature  que  ce  soit,  qu'elle  a  conc6d6s 
depuis  le  1"  aoüt  1914  jusqu'ä,  la  mise  en  vigueur  du  präsent  Trait6,  par 
traitös,  Conventions  ou  accords,  ä  des  Etats  non  belligörants  ou  ä  des  ressor- 
tissants de  ces  ;fitats,  aussi  longtemps  que  ces  traitös,  Conventions  ou  accords 
resteront  en  vigueur. 

Article  280. 

Celles  des  Hautes  Parties  contractantes  qui  n'auraient  pas  encore  sign6 
ou  qui,  apr^s  avoir  sign6,  n'auraient  par  encore  ratifiö  la  Convention  sur 
l'opium,  signöe  ä  La  Haye,  le  23  janvier  1912,  sont  d'accord  pour  mettre 
cette  Convention  en  vigueur,  et  ä  cette  fin,  pour  ödicter  la  l^gislation  n6ces- 
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saire  aussitöt  qu'il  sera  possible  et,  au  plus  tard,  dans  les  douze  mois  qui 
suivront  la  mise  en  vigueur  du  pr6sent  Trait6. 

Les  Hautes  Parties  contractantes  conviennent,  en  outre,  pour  Celles 
d'entre  elles  qui  n'ont  pas  encore  ratifi6  ladite  Convention,  que  la  ratification 
du  präsent  Traitö  öquivaudra,  ä  tous  6gards,  ä  cette  ratification  et  ä  la 
signature  du  Protocole  special  ouvert  ä  la  Haye  conform^ment  aux  r^solutions 
de  la  troisieme  Conförence  sur  Topium,  tenue  en  1914,  pour  la  mise  en 
vjgueur  de  ladite  Convention. 

Le  Gouvernement  de  la  Röpublique  fran^aise  communiquera  au  Gouverne- 
ment des  Pays-Bas  une  copie  certifiöe  conforme  du  proces-verbal  de  d6p6t 
des  ratifications  du  pr6sent  Trait6  et  invitera  le  Gouvernement  des  Pays-Bas 
ä  accepter  et  recevoir  ce  document  comme  d6p6t  des  ratifications  de  la  Con- 
vention du  23  janvier  1912  et  comme  signature  du  Protocole  additionnel 
de  1914. 

Section  III. 
Propri6t6   Industrielle. 

Article  281. 

Sous  r6serve  des  stipulations  du  präsent  Traitö.  les  droits  de  propri6t6 
industrielle,  littöraire  ou  artistique,  teile  que  cette  propri6t6  est  d6finie  par 
les  Conventions  internationales  de  Paris  et  de  Berne  visöes  ä  Tarticle  272, 
seront  r^tablis  ou  restaur^s,  ä  partir  de  la  mise  en  vigueur  du  präsent  Trait6, 
dans  les  territoires  des  Hautes  Parties  contractantes,  en  faveur  des  personnes 
qui  en  ötaient  bönöficiaires  au  moment  oü  l'ötat  de  guerre  a  commenc6 
d'exister,  ou  de  leurs  ayants  droit.  De  meme  les  droits  qui,  si  la  guerre 
n'avait  pas  eu  lieu,  auraient  pu  etre  acquis  pendant  la  duröe  de  la  guerre, 
ä  la  suite  d'une  demande  formte  pour  la  protection  de  la  propri6t6  industrielle 
ou  de  la  publication  d'une  oeuvre  littöraire  ou  artistique,  seront  reconnus  et 
6tablis  en  faveur  des  personnes  qui  y  auraient  des  titres,  ä  partir  de  la  mise 
en  vigueur  du  präsent  Trait6. 

Toutefois,  les  actes  faits  en  vertu  des  mesures  speciales  qui  auront  6t6 
prises  pendant  la  guerre,  par  une  autorit6  legislative,  ex(5cutive  ou  administra- 
tive d'une  Puissance  alli6e  ä  l'^gard  des  droits  des  ressortissants  ottomans^ 
en  matifere  de  propri6t6  industrielle,  litt6raire  ou  artistique,  demeureront 
valables  et  continueront  ä  avoir  leurs  pleins  effets. 

II  n'y  aura  lieu  ä  aucune  revendication  ou  action  de  la  part  de  la 
Turquie  ou  des  ressortissants  ottomans  contre  l'utilisation  qui  aura  et6  faite 
pendant  la  dur6e  de  la  guerre,  par  le  Gouvernement  d'une  Puissance  alliöe 
ou  par  toute  personne,  pour  le  compte  de  ce  Gouvernement  ou  avec  son 
assentiment,  de  droits  de  propri6t6  industrielle,  littöraire  ou  artistique,  ni 
contre  la  vente,  la  mise  en  vente  ou  l'emploi  de  produits,  appareils.  articles 
ou  objets  quelconques,  auxquels  s'appliquaient  ces  droits. 

Si  la  16gislation  d'une  des  Puissances  alliees,  en  vigueur  au  moment  de 
la  signature  du  präsent  Traitö,  n'en  a  pas  dispos6  autrement,  les  sommes 
dues  ou  pay^es,  par  application  de  tout  acte  et  de  toute  opt5ration  effectuös 
en  ex(jcution  des  mesures  speciales  vis6es  ä  lalinoa  2  du  prt'sent  article, 
recevront  la  meme  affectation  que  les  autrcs  crdances  des  ressortissants 
ottomans,  conform6ment  aux  dispositions  du  präsent  Traitc,  et  les  sommes 
produites  par  des  mesures  speciales  prises  par  le  Gouvernement  ottoman  en 
ce  qui  concerne  les  droits  de  propri6tt5  industrielle,  littöraire  ou  artistique 
des  ressortissants  des  Puissances  alliees,  seront  consid^rties  et  traitt5es  comme 
toutes  les  autres  dettes  des  ressortissants  ottomans. 

Chacune  des  Puissances  alli6es  se  r^serve  la  facultt^  d'apporter  aux 
droits    de    propri6t6    industrielle,    litt6raire    ou   artistique   (,a   l'exception   des 
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marques  de  fabrique  ou  de  commerce)  acquis  avant  la  guerre,  ou  pendant  sa 
duröe,  ou  qui  seraient  acquis  ult6rieurement  suivant  sa  l^gislation  par  des 
ressortissants  ottomans,  soit  en  les  exploitant,  soit  en  accordant  des  licences 
pour  leur  exploitation,  soit  en  conservant  le  controle  de  cette  exploitation, 
soit  autrement,  telles  limitations,  conditions  ou  restrictions  qui  pourraient 
6tre  consid6r6es  comme  nöcessaires  pour  les  besoins  de  la  defense  nationale, 
ou  dans  l'int^ret  public,  ou  pour  assurer  un  traitement  6quitable  par  la 
Turquie  des  droits  de  propri6t6  industrielle,  littöraire  ou  artistique  poss6d68 
sur  le  territoire  ottoman  par  ses  ressortissants,  ou  pour  garantir  l'entier 
accomplissement  de  toutes  les  obligations  contract6es  par  la  Turquie  en 
vertu  du  präsent  Trait6.  Pour  les  droits  de  propri6t6  industrille,  litt<5raire 
ou  artistique  qui  seraient  acquis  aprfes  la  mise  en  vigueur  du  präsent  Trait6, 
la  facult6  ci-dessus  r6serv6e  aux  Puissances  alli6es  en  pourra  ttre  exerc^e 
que  dans  le  cas  oü  les  limitations,  conditions  ou  restrictions  pourraient  ttre 
considöröes  comme  n^cessaires  pour  les  besoins  de  la  defense  nationale  ou  de 
l'intäret  public. 

Dans  le  cas  oii  il  serait  fait  application  par  les  Puissances  alli^es  des 
dispositions  qui  pröc^dent,  il  sera  accordö  des  indemnit6s  ou  des  redevances 
raisonnables,  qui  recevront  la  meme  affectation  que  toutes  les  autres  sommes 
dues  ä  des  ressortissants  ottomans,  conform6ment  aux  dispositions  du 
präsent  Trait6. 

Chacune  des  Puissances  alliäes  se  räserve  la  facult6  de  considärer  comme 
nulles  et  de  nul  effet  toute  cession  totale  ou  partielle,  et  toute  concession 
de  droits  de  propriätä  industrielle,  littäraire  ou  artistique,  qui  auraient  6t6 
effectuäes  depuis  le  1er  aoüt  1914  ou  qui  le  seraient  ä  l'avenir  et  qui 
auraient  pour  räsultat  de  faire  obstacle  ä  l'application  des  dispositions  du 
präsent  article. 

Les  dispositions  du  präsent  article  ne  sont  pas  applicables  aux  droits  de 
propriätä  industrielle,  littäraire  ou  artistique  compris  dans  les  sociätäs  ou 
entreprises,  dont  la  liquidation  a  ätä  effectuäe  par  les  Puissances  alliäes,  con- 
formäment  ä  la  lägislation  exceptionnelle  du  guerre,  ou  sera  effectuäe  en  vertu 
de  l'article  289. 

Article  282. 

ün  dälai  minimum  d'une  annäe,  ä  partir  de  la  mise  en  vigueur  da 
präsent  Traitä,  sans  surtaxe  ni  pänalitä  d'aucune  Sorte,  sera  accordä  aux 
ressortissants  de  chacune  des  Hautes  Parties  contractantes  pour  accomplir 
tout  acte,  remplir  toute  formalitä,  payer  toute  taxe  et  gänäralement  satisfaire 
ä  toute  Obligation  prescrite  par  les  lois  et  r^glements  de  chaque  Etat  pour 
conserver  ou  obtenir  les  droits  de  propriätä  industrielle  däjä  acquis  au 
ler  acut  1914,  ou  qui,  si  la  guerre  n'avait  pas  eu  lieu,  auraient  pu  etre 
acquis  depuis  cette  date,  ä  la  suite  d'une  demande  faite,  avant  la  guerre  ou 
pendant  sa  duräe,  ainsi  que  pour  y  former  Opposition. 

Les  droits  de  propriätä  industrielle  qui  auraient  ätä  frappäs  de  dächä- 
ance  par  suite  du  däfaut  d'accomplissement  d'un  acte,  d'exäcution  d'une 
formalitä  ou  de  payement  d'une  taxe,  seront  remis  en  vigueur,  sous  la 
räserve  toutefois  en  ce  qui  concerne  les  brevets  et  dessins,  que  chaque  Puis- 
sance  alliäe  pourra  prendre  les  mesures  qu'elle  jugerait  äquitablement  näces- 
saires  pour  la  sauvegarde  des  droits  des  tiers  qui  auraient  exploitä  ou 
employä  des  brevets  ou  des  dessins  pendant  le  temps  oü  ils  ätaient  frappäs 
de  dächäance.  De  plus,  les  brevets  d'invention  ou  dessins  appartenant  k  des 
ressortissants  ottomans  et  qui  seront  ainsi  remis  en  vigueur,  demeureront 
soumis  aux  prescriptions  en  ce  qui  concerne  l'octroi  des  licences  qui  leur 
auraient  ätä  applicables  pendant  la  guerre,  ainsi  qu'ä  toutes  les  dispositions 
du  präsent  Traitä. 
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La  Periode  comprise  entre  le  l^r  aoüt  1914  et  la  date  de  la  mise  en 
vigueur  du  präsent  Trait6  n'entrera  pas  en  ligne  de  compte  dans  le  d^lai 
pr6vue  pour  la  mise  en  exploitation  d'un  brevet  ou  pour  l'usage  de  marques 
de  fabrique  ou  de  commerce  ou  de  dessins,  et  il  est  convenu  en  outre  qu'aucun 
brevet,  marque  de  fabrique  ou  de  commerce  ou  dessin  qui  6tait  encore  en 
vigueur  au  l^r  aout  1914,  ne  pourra  etre  frapp6  de  d6ch6ance  ou  d'annulation 
du  seul  chef  de  non-exploitation  ou  de  nonusage  avant  l'expiration  d'un  d^lai 
de  deux  ans  ä  partir  de  la  mise  en  vigueur  du  pr6sent  Trait^. 

Article  283. 

Aucune  action  ne  pourra  etre  intent^e  ni  aucune  revendication  exerc^e 
d'une  part,  par  des  ressortissants  ottomans  ou  par  des  personnes  rösidant  ou 
exergant  leur  Industrie  en  Turquie,  et  d'autre  part,  par  des  ressortissants  des 
Puissances  alliöes  on  des  personnes  r^sidant  ou  exercant  leur  Industrie  sur 
le  territoire  de  ces  Puissances.  ni  par  les  tiers  auxquels  ces  personnes 
auraient  c6d6  leurs  droits  pendant  la  guerre.  ä  raison  de  faits  qui  se  seraient 
produits  sur  le  territoire  de  l'autre  Partie,  entre  la  date  de  l'^tat  de  guerre 
et  Celle  de  la  mise  en  vigueur  du  präsent  Trait6  et  qui  auraient  pu  etre 
consid6r6s  comme  portant  atteinte  ä  des  droits  de  propri6t6  industrielle  ou 
de  propriötö  litt^raire  ou  artistique  ajant  exist^  ä  un  moment  quelconque 
pendant  la  guerre  ou  qui  seront  r^tablis  conform^ment  ä  l'article  282. 

Aucune  action  ne  sera  ögalement  recevable  de  la  part  des  memes  per- 
sonnes, pour  infraction  aux  droits  de  propri6t6  industrielle,  litt^raire  ou 
artistique,  ä  aucun  moment,  ä  l'occasion  de  la  vente  ou  de  la  mise  en  vente. 
pendant  un  ä  dater  de  la  signature  du  präsent  Traitä  sur  les  territoires  des 
Puissances  alliöes  d'une  part,  ou  de  la  Turquie  d'autre  part,  de  produits  ou 
articles  fabriqu6s,  ou  d'ceuvres  litt^raires  ou  artistiques  publiees  durant  la 
Periode  comprise  entre  la  date  de  l'^tat  de  guerre  et  celle  de  la  signature 
du  präsent  Trait^,  ni  ä  l'occasion  de  leur  acquisition  et  de  leur  emploi  ou 
usage,  etant  entendu  toutefois  que  cette  disposition  ne  s'appliquera  pas  lorsque 
les  possesseurs  des  droits  avaient  leur  domicile  ou  des  Etablissements  indu- 
striels  ou  commerciaux  situ6s  dans  les  rögions  occup^es  par  la  Turquie  au 
cours  de  la  guerre. 

Article  284. 

Les  contrats  de  licence  d'exploitation  de  droits  de  propri^tE  industrielle 
ou  de  reproduction  d'oeures  litt^raires  ou  artistiques  conclus  avant  l'Etat  de 
guerre,  entre  des  ressortissants  des  Puissances  alliees  ou  des  personnes  r^sidant 
sur  leur  territoire  ou  y  exercant  leur  Industrie  d'une  part,  et  des  ressortissants 
Ottomans,  d'autre  oart,  seront  consid^r^s  comme  rösili^s.  ä  dater  de  l'Etat  de 
guerre  entre  la  Turquie  et  la  Puissance  alli6e.  Mais,  dans  tous  les  cas.  le 
bön^ficiaire  primitif  d'un  contrat  de  ce  genre  aura  le  droit,  dans  un  delai  de 
six  mois  k  dater  de  la  mise  en  vigueur  du  prt5sent  TraitE,  d"exiger  du  titulaire 
des  droits  la  concession  d'une  nouvelle  licence,  dont  les  conditions,  ä  defaut 
dentente  entre  les  parties,  seront  fix6es  par  le  tribunal  düment  qualitie  ä 
cet  effet  dans  le  pays  sous  la  l6gislation  duquel  les  droits  ont  itC-  acquis, 
sauf  dans  le  cas  de  licences  obtenues  en  vertu  de  droits  acquis  sous  la  lEgis- 
lation  Ottomane  ;  dans  ce  cas,  les  conditions  seront  fixEes  par  la  Commission 
arbitrale  pr6vue  par  l'article  287.  Le  tribunal  ou  ladite  Commission  pourront, 
s'il  y  a  lieu,  fixer  alors  le  montant  des  redevances  qui  leur  paraitraient 
justifi6es,  en  raison  de  l'utilisation  des  droits  pendant  la  dur^e  de  la  guerre. 

Les  licenses  relatives  ä  des  droits  de  propri^tE  industrielle,  litttraire 
ou  artistique  qui  auront  6t6  conc^dös  suivant  la  legislation  spt^ciale  de  guerre 
d'une  Puissance  alli^e,  ne  pourront  se  trouver  atteintcs  par  la  continuation 
d'une  licence  existant  avant  la  guerre,  mais  elles  demeureront  valables  et 
continueront  ä  avoir  leurs  pleins  effets,  et  dans  le  cas  oü  une  de  ces  licences 
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aurait   6t6    accord^e   au    ben6ficiaire   primitif   d'un    cuntrat   de   licence   pa8s6 
avant  la  guerre,  eile  sera  cüDsid6r6e  comme  s'y  substituant. 

Lorsque  des  sommes  auront  6t6  payöes  pendant  la  guerre,  en  vertu  de 
contrat  ou  licence  quelconques  intervenus  avant  la  guerre  pour  l'exploitation 
des  droits  de  propri6t6  industrielle  uu  pour  la  reproduction  ou  la  repr6sen- 
tation  d'oeuvres  litteraires,  dramatiques  ou  artistiques,  ces  sommes  recevront 
la  meme  affectation  que  les  autres  dettes  ou  cr6ances  des  ressortissants 
Ottomans  conformöment  au  präsent  Trait6. 

Article  285. 

Les  habitants  des  territoires  dötachös  de  la  Turquie  en  vertu  du  präsent 
Trait6  conserveront,  nonobstant  cette  Separation  et  le  changement  de  natio- 
nalit6  qui  en  r6sultera,  la  pleine  et  entiere  jouissance  en  Turquie  de  tous 
les  droits  de  propri6t6  industrielle  et  de  propri6t6  litt6raire  et  artistique, 
dont  ils  etaient  titulaires  suivant  la  l6gislation  ottomane,  au  moment  de  ce 
transfert. 

Les  droits  de  propri6t6  industrielle,  littöraire  et  artistique  en  vigueur 
sur  les  territoires  d6tach6s  de  la  Turquie  en  vertu  du  präsent  Trait6  au 
moment  de  cette  Separation  ou  qui  seront  r/tablis  ou  restaur6s  par  appli- 
cation  de  l'article  281,  seront  reconnus  par  l'Etat,  auquel  sera  transf6r6  ledit 
territoire,  et  demeureront  en  vigueur  sur  ce  territoire  pour  la  dur^e  qui  leur 
sera  accord^e  suivant  la  lögislation  ottomane. 

Article  286. 
Une  Convention  speciale  röglera  toutes  questions  concernant  les  arcbives, 
registres  et  plans  relatifs  au  Service  de  la  propri6t6  industrielle,  littöraire  et 
artistique  ainsi  que  leur  transmission  ou  communication  Eventuelle  par  les 
Offices  de  la  Turquie  aux  offices  des  Etats,  en  faveur  desquels  des  territoires 
sont  dötach^s  de  la  Turquie. 

Section  IV.    • 
Biens,  Droits  et  Interßts. 
Article  287. 

Les  biens,  droits  et  intörets  sur  un  territoire  qui  se  trouvait  plac6 
sous  la  souverainetE  ottomane  ä  la  date  du  1er  aoüt  1914,  appartenant  h  des 
ressortissants  des  Puissances  alli6es,  lesquels  n'^taient  pas,  pendant  la  guerre, 
ressortissants  ottomans,  ou  ä  des  soci6t6s  contrölEes  par  eu.x,  seront  imm6- 
diatement  restitu6s  aux  ayants  droit,  libres  de  toutes  taxes  lev^es  par  ou 
sous  l'autoritö  du  Gouvernement  ottoman  ou  des  autoritös  ottomanes,  sauf 
Celles  qui  auraient  pu  etre  appliquöes  conform6ment  aux  capitulations. 
Lorsque  les  biens  auront  6t6  confisquös  pendant  la  guerre  ou  sEquestr^s  sans 
que  leurs  propri6taires  aient  pu  en  retirer  aucun  bönMce,  ces  biens  seront 
restitu(5s  libres  de  toutes  taxes  quelles  qu'elles  soient. 

Le  Gouvernement  ottoman  devra  prendre  toutes  les  mesures  en  son 
pouvoir  pour  remettre  le  propriötaire  6vinc6  en  possession  de  son  bien,  libre 
de  toutes  charges  ou  servitudes  dont  il  aurait  6t6  grev6  sans  l'autorisation 
dudit  propri6taire.  Ledit  Gouvernement  devra  indemniser  tous  tiers  I6s6s 
par  la  restitution. 

Si  la  restitution  vis6e  au  präsent  article  ne  peut  ßtre  effectuöe,  ou  si 
les  biens,  droits  et  intörets,  qu'ils  aient  6t6  confisqu6s  ou  non,  ont  subi  des 
dommages  ou  pröjudices,  le  propri^taire  aura  droit  ä  une  indemnitö.  Les 
r6clamations  formul6es  ä  ce  sujet  par  les  ressortissants  alli^es  ou  par  les 
soci6t6s  controlöes  par  eux  seront  examinöes  et  le  montant  des  indemnit6s 
sera  fix6  par  une  Commission  arbitrale  d6sign6  par  le  Conseil  de  la  Soci6t6 
des  Nations.  Cette  indemnitö  sera  ä  la  charge  du  Gouvernement  ottoman 
et  pourra  etre  pr6lev6e  sur  les  biens  des  ressortissants  ottomans  existant  sur 
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le  territoire  ou  se  trouvant  sous  le  controle  de  l'Etat  du  r^clamant.  Dans 
la  mesure  oü  ladite  indemnitö  ne  sera  pas  pr61ev6e  sur  ces  ressources.  il  y 
sera  pourvu  par  l'annuitö  prövue  ä  l'article  236-2'',  Partie  VIII  (Clauses 
financi^res)  du  präsent  Trait6. 

Les  dispositions  ci-dessus  n'imposent  pas  au  Gouvernement  ottoman 
l'obligation  de  paj'er  des  indemnit6s  pour  les  dommages  caus6s  aux  biens, 
droits  et  int^rets  depuis  le  20  octobre  1918  en  territoire  soumis  a  l'occupation 
effective  des  Puissances  alliöes  et  dötach^  de  la  Turquie  par  le  präsent  Trait6. 
Les  indemnit^s  pour  les  dommages  directs  caus6s  ä  partir  de  ladite  date, 
auxdits  biens,  droits  et  int^rets  par  les  autorit^s  de  l'Etat  occupant,  seront 
ä  la  Charge  des  autorit^s  alliöes  responsables. 

Article  288. 

Les  biens,  droits  et  int^rets  en  Turquie  des  anciens  ressortissants 
Ottomans  qui  acqui^rent  de  plein  droit  la  nationalit6  d'une  Puissance  alli6e 
ou  d'un  nouvel  Etat,  conformöment  aux  dispositions  du  präsent  Trait6  ou 
d'un  autre  Trait6  r^glant  le  sort  des  territoires  d6tach6s  de  la  Turquie,  leur 
seront  restitu6s  dans  l'Etat  oü  lesdits  biens,  droits  et  int^rets  se  trouveront. 

Article  289. 

Sous  r6serve  de  dispositions  contraires  qui  pourraient  resulter  du  präsent 
Trait6,  les  Puissances  alli6es  se  r^servent  le  droit  de  retenir  et  de  liquider 
tous  les  biens,  droits  et  intörets  des  ressortissants  ottomans  ou  des  soci6t6s 
contröläes  par  eux,  sur  leurs  territoires  et  dans  leurs  colonies,  possessions  et 
pays  de  protectorat,  ä  l'exclusion  des  territoires  qui  se  trouvaient  sous  la 
souverainet6  ottomane  au  17  octobre  1912. 

La  liquidation  aura  lieu  conforniöment  aux  lois  de  la  Puissance  alliöe 
int6ress6e,  et  le  propriötaire  ottoman  ne  pourra  disposer  de  ces  biens,  droits  et 
int^rets,  ni  les  grever  d'aucuue  Charge  sans  le  consentement  de  cette  Puissance. 

Article  290. 

Ne  seront  pas  consid^r^s  au  sens  des  articles  281.  alinäa  5,  282,  284, 
287,  alin6a  3,  289,  291,  292,  293,  301,  302  et  308,  comme  ressortissants 
Ottomans,  les  ressortissants  ottomans  qui  acquierent  de  plein  droit  par 
application  du  präsent  Trait6  ou  d'un  autre  traitö  röglant  le  sort  des  territoires 
d6tach6s  de  la  Turquie,  la  nationalit6  d'une  Puissance  ali^e  ou  d'un  nouvel  Etat. 

Article  291. 

Les  biens,  droits  et  intörets  des  ressortissants  ottomans  dans  les  terri- 
toires d'une  Puissance  alliöe,  ä  l'exclusion  des  territoires  qui  se  trouvaient 
sous  la  souverainet6  ottomane  au  17  octobre  1912,  ainsi  que  le  produit  net 
de  Itur  vente,  liquidation  ou  autres  mesures  de  disposition,  pourront  ötre 
grevös  par  ladite  Puissance  alli6e  du  payement  des  indemnites  dues  ä  l'occasion 
de  rC'clamations  des  ressortissants  de  cette  Puissance  introduites  en  vertu  de 
l'article  287,  ou  du  payement  des  cr6ances  qu'ils  ont  sur  les  ressortissants 
ottomans. 

Le  produit  de  la  liquidation  de  tels  biens.  droits  et  interCts  qui  n'aura 
pas  6t(5  employe  comme  il  est  dit  ä  l'article  289  et  ä  l'alin^a  precedent  du 
präsent  article,  sera  vers6  ä  la  Commission  fiuancirre  et  employe  conformement 
aux  dispositions  de  l'article  23B  — 2*',  Partie  VIII  (Clauses  tinanciires)  du 
präsent  Trait6. 

Article  292. 

Le  Gouvernement  ottoman  s'engage  ä  indoniniser  ses  ressortissants  en 
raison  de  la  liquidation  ou  de  la  retention  de  leurs  biens,  droits  >m  intt^r^ts 
en  pays  alli^s. 

Article  293. 

Les  Gouvernements  d'une  Puissance  alli(5e  ou  d'un  Etat  nouveau, 
«xergant   l'autorit^   sur   les   territoires   dc^tachts   de   la  Turquie  en  vertu  du 
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pr6sent  Trait6  ou  de  tout  trait6  conclu  po8t6rieurement  au  17  octobre  1912, 
pourront  liquider  les  biens,  droits  et  int6rets  des  8oci6t6s  ottomanes  ou  des 
soci6t6s  contrölöes  par  des  ressortissants  ottomans  dans  ces  territoires ;  le 
produit  de  la  liquidation  sera  vers6  directement  ä  la  80ci6t^. 

Le  präsent  article  n'est  pas  applicable  aux  soci6t68  dans  lesquelles  les 
ressortissants  des  Puissances  alli6es,  y  compris  les  ressortissants  des  terri- 
toires plac6s  sous  mandat,  avaient,  le  ler  aoilt  1914,  un  int6ret  pr6pond6rant. 

La  disposition  du  premier  alin6a  du  präsent  article,  concernant  le 
payement  du  produit  de  la  liquidation,  n'est  pas  applicable  dans  le  cas 
d'entreprises  de  chemins  de  fer  dont  le  titulaire  est  une  soci6t6  ottomane, 
dans  laquelle  la  majorit6  du  capital  ou  le  controle  sont  entre  les  mains  de 
ressortissants  allemands,  autrichiens,  hongrois  ou  bulgares,  soit  directement, 
soit  du  fait  des  iatörets  qu'ils  ont  dans  une  soci6t6  control^e  par  eux,  ou 
s'y  trouvaient  au  1er  aoüt  1914.  En  pareil  cas  le  produit  de  la  liquidation 
sera  vers6  ä  la  Commission  financi^re. 

Article  294. 
Le  Gouvernement  ottoman  devra,  ä  la  demande  des  Principales  Puis- 
sances alliäes  reprendre  les  entreprises,  propri6t6s,  droits  et  int^rets  de  toute 
soci6t6  ottomane  tenant  une  concession  de  chemin  de  fer  sur  te  territoire 
Ottoman  tel  qu'il  resulte  du  präsent  Traitö.  Le  Gouvernement  ottoman  trans- 
f6rera,  conformöment  aux  avis  de  la  Commission  financi^re,  lesdites  entre- 
prises, propri6t6s,  droits  et  intörets,  y  compris  tous  int^rets  qu'il  pourrait 
lui-meme  possäder  dans  la  ligne  de  chemin  de  fer  ou  les  entreprises,  ci-dessus 
vis6es ;  ce  transfert  sera  effectuö  ä  un  prix  qui  sera  fix6  par  un  arbitre 
nomm6  par  le  Conseil  de  la  Soci6t6  des  Nations.  Le  montant  de  ce  prix 
sera  vers6  ä  la  Commission  Financiere,  qui  le  distribuera,  en  meme  temps 
que  toutes  sommes  re^ues  en  vertu  de  l'article  298,  entre  les  personnes 
directement  ou  indirectement  int^ress^es  dans  la  soci^t^ ;  la  part  pouvant 
revenir  ä  des  ressortissants  allemands.  autrichiens,  hongrois  ou  bulgares  sera 
versöe  ä  la  Commission  des  röparations  ^tablie  par  les  Trait6s  de  Paix  respec- 
tivement  conclus  avec  l'AUemagne.  l'Autriche,  la  Hongrie  et  la  Bulgarie. 
Toutefois,  la  part  pouvant  revenir  au  Gouvernement  ottoman  sera  retenue 
par  la  Commission  financiere  aux  fins  prövues  dans  1' Article  236,  Partie  VIII 
(Clauses  financiferesj  du  präsent  Traitä. 

Article  295. 

Jusqu'ä  l'expiration  d'une  Periode  de  six  mois  ä  partir  de  la  mise  en 
vigueur  du  präsent  Traitä,  le  Gouvernement  ottoman  devra  interdire  tous 
actes  de  disposition  concernant  les  biens,  droits  et  intärets  qui  sont  situäs 
sur  son  territoire  et  qui  appartiennent,  ä  la  date  de  la  mise  en  vigueur  du 
präsent  Traitä,  ä  l'Allemagne,  ä  l'Autriche,  ä  la  Hongrie,  ä  la  Bulgarie  ou 
ä  leurs  ressortissants,  exception  faite  des  mesures  qui  peuvent  etre  näces- 
saires  pour  exäcuter  les  dispositions  de  l'article  260  du  Traitä  de  Paix  conclu 
avec  l'AUemagne  ou  les  dispositions  correspondantes  des  Traitäs  de  Paix 
conclus  avex  l'Autriche,  la  Hongrie  et  la  Bulgarie. 

Sous  räserve  des  dispositions  speciales  du  präsent  Traitä  concernant  les 
propriätäs,  appartenant  auxdits  Etats,  le  Gouvernement  ottoman  devra  procä- 
dera  la  liquidation  desdits  biens,  droits  et  intärets  visäs  ci-dessus  qui,  dans 
ladite  päriode  de  six  mois,  lui  seront  däsignäs  par  les  Principales  Puissances 
alliäes.  Cette  liquidation  sera  effectuäe  sous  la  direction  et  selon  les  indi- 
cations  desdites  Puissances.  L'interdiction  de  disposer  de  ces  biens  devra 
etre  maintenue  jusqu'ä  ce  que  la  liquidation  en  soit  terminäe. 

Le  produit  des  liquidations  sera  versa  directement  aux  propriätaires, 
exceptä  dans  le  cas  oü  les  biens  liquidäs  seront  la  propriätä  des  Etats  alle- 
mand,  autrichien,  hongrois  ou  buigare.     Dans  ce  cas,  le  produit  sera  transmis 
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ä  ^la  Commission   des  röparations  stabile   par  le  Trait6  de  Paix    conclu  avec 
l'Etat  auquel  les  biens  appartenaient. 

Article  296. 

Les  Gouvernements,  exercant  l'autorit^  sur  un  territoire  d6tach6  de  la 
Turquie  en  vertu  du  präsent  Trait^.  auront  le  droit  de  liquider  tous  biens, 
droits  et  intörets  se  trouvant  sur  ledit  territoire  et  appartenant  ä  la  date 
de  la  mise  en  vigueur  du  präsent  Trait6,  ä  rA.llemagne,  ä  l'Autriche,  ä  la 
Hongrie  ou  ä  la  Bulgarie  ou  ä  leurs  ressortissants,  ä  moins  qu'il  en  ait  6t6 
dispos6  soit  en  vertu  de  l'Article  260  du  Traitö  de  Paix  conclu  avec  TAlle- 
magne,  soit  en  vertu  des  dispositions  correspondantes  des  Trait^s  de  Paix 
conclus  avec  l'Autriche,  la  Hongrie  ou  la  Bulgarie. 

II  sera  dispos6  du  produit  de  la  Liquidation  dans  les  conditions  pr^vues 
ä  l'article  295. 

Article  297. 

Si  le  propriötaire  6tablit  devant  la  Commission  arbitrale  pr^vue  ä 
l'article  287  que  les  conditions  de  la  vente  de  biens  liquides  en  vertu  des 
arfcicles  293,  295  ou  en  vertu  de  l'article  296,  que  des  mesures  prises  en  de- 
hors  de  sa  l^gislation  g^n^rale  par  le  Gouvernement  exergant  l'autorit^  sur 
le  territoire,  dans  lequel  le  bien  est  situ6,  ont  616  injustement  pr^judiciables 
au  prix,  cette  Commission  aura  la  facultö  d'accorder  au  propri6taire  une  in- 
demnitö  öquitable  qui  devra  etre  pay6e  par  ledit  Gouvernement. 

Article  298. 

Est  confirmäe  la  validitö  de  toutes  mesures  attributives  de  propri6t6,. 
de  toutes  ordonnances  pour  la  liquidation  d'entreprises  ou  de  soci^t^s,  ou  de 
toutes  autres  ordonnances.  r^glements,  döcisions  ou  instructions  rendues  ou 
donnöes  par  tout  tribunal  ou  administration  d'une  des  Puissances  alli^es  ou 
r^putöes  avoir  rendues  ou  donnöes  par  application  de  la  lögislation  de  guerre 
concernant  les  biens,  droits  ou  intörets  ennemis  sur  leurs  propres  territoires. 

Les  intörets  de  toutes  personnes  devront  etre  considires  comme  ayant 
valablement  fait  l'objet  de  tous  r^glements,  ordonnances,  döcisions  ou  instruc- 
tions concernant  lesdits  biens,  dans  lesquels  sont  compris  les  int^rets  dont 
il  s'agit,  que  ces  int6rets  aient  6t6  ou  non  expressöment  vis6s  dans  lesdites 
ordonnances,  rfeglements,  döcisions  ou  instructions. 

II  ne  sera  soulev6  aucune  contestation  relativement  ä  la  r^gularit^  dun 
transfert  de  biens,  droits  ou  int^rets  effectuö  en  vertu  des  röglements.  ordon- 
nances, döcisions  ou  instructions  susvis6s. 

Est  ögalement  confirm6e  la  validite  de  toutes  mesures  prises  ä  T^gard 
d'une  propri6t6,  d'une  entreprise  ou  soci6t(5  sur  les  territoires  des  Puissances 
alliöes.  qu'il  s'agisse  d'enquete,  de  s6questre,  d'administration  forctie.  d'utili- 
sation,  de  r^quisition,  de  surveillance  ou  de  liquidation,  de  la  vente  ou  de 
l'administration  des  biens,  droits  et  int6rets,  du  recouvrement  ou  du  payement 
des  dettes,  du  payement  des  frais,  charges,  d6penses,  ou  de  toutes  autres 
mesures  quelconques  effectu6es  en  exöcution  d'ordonnances,  de  ri^glements.  de 
döcisions  ou  d'instructions  rendues,  donnces  ou  ex^cutöes  par  tous  tribunaux 
ou  administrations  d'une  des  Puissances  alliees  ou  r^putees  avoir  6te  rendues, 
donn6es  ou  execut6es  par  application  de  la  l^gislation  exceptionnelle  de  guerre 
concernant  les  biens,  droits  ou  int6rets  ennemis. 

Article  299. 
Est  expressöment  confirmöe  la  validitö  de  toutes  mesures  prises  ontre 
le  30  octobre  1918  et  la  mise  en  vigueur  du  prt'sent  Trait^  au  nom  ou  sur 
les  ordres  ou  avec  l'assentiment  d'une  ou  de  plusieurs  Puissances  alliees  en 
ce  qui  concerne  les  biens,  droits,  et  interf'ts  en  territoire  ottoman  de  lAlIe- 
magne,   de   l'Autriche,   de   la  Hongrie   ou  de  la  Bulgarie  ou  de  leurs  ressor- 
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tissants.  II  sera  dispos6  Selon  les  termes  pr^vus  au  dernier  paragraphe  de 
l'article  295  des  sommes  restant  entre  les  mains  des  Puissances  allit^es  ä  la 
suite  desdites  mesures. 

Article  300. 

Aucune  r6clamation  ni  action  de  la  Turquie  on  de  toute  personne  res- 
sortissant  ottoman  au  1er  aoüt  1914  ou  6tant  devenue  ressortissant  ottoman 
postörieurement  k  cette  date  ou  en  son  nom  quel  que  soit  le  Heu  de  sa  rd- 
«idence,  n'est  recevable  contre  une  Puissance  alliee  ou  contre  une  personne 
quelconque  agissant  au  nom  ou  sous  les  ordres  de  toute  juridiction  ou  ad- 
ministration  de  ladite  Puissance  alliee  relativement  ä  tout  acte  ou  toute 
Omission  concernant  les  biens,  droits  ou  intörets  des  ressortissants  ottomans 
et  effectu6s  pendant  la  guerre,  en  vue  de  la  pröparation  de  la  guerre. 

Est  ögalement  irrecevable  toute  r6clamation  ou  action  contre  toute  per- 
sonne, ä  r^gard  de  tout  acte  ou  Omission  r6sultant  des  mesures  exception- 
nelles  de  guerre,  lois  et  reglements  de  toute  Puissance  alliee. 

Article  301. 

Le  Gouvernement  ottoman  remettra  sur  demande,  dans  un  d6lai  de  six 
mois  ä  partir  de  la  mise  en  vigueur  du  präsent  Traite,  ä  chaque  Puissance 
alliee,  tous  les  contrats,  certificats,  actes  et  autres  titres  de  propriöt^  se 
trouvant  entre  les  mains  de  ses  ressortissants  et  se  repportant  ä  des  biens, 
droits  et  int^rets  soumis  ä  la  liquidation  en  vertu  des  dispositions  du  pr6sent 
Trait6,  y  compris  les  actions,  obligations  ou  autres  valeurs  mobilieres  de 
toutes  soci6t6s  autorisöes  par  la  legislation  de  cette  Puissance. 

Le  Gouvernement  ottoman  fournira  ä  tous  moments,  sur  la  demande 
de  la  Puissance  alliöe  int6ress6e,  tous  renseignements  concernant  les  biens, 
droits  et  intörets  vis6s  ci-dessus  ainsi  que  sur  les  transactions  qui  ont  pu 
•etre  effectuöes  depuis  le  l«»"  juillet  1914  en  ce  qui  concerne  lesdits  biens,  droits 
ou  int^rets. 

Article  302. 

Les  dettes,  autres  que  la  Dette  publique  ottomane,  vis6es  ä  l'article  236, 
et  ä  l'Annexe  I,  Partie  VIII  (Clauses  financieres)  du  pr6sent  Traite,  existant 
d'une  part  entre  le  Gouvernement  ottoman  ou  ses  ressortissants  r^sidant  sur 
le  territoire  ottoman  ä  la  date  de  la  mise  en  vigueur  du  präsent  Trait6,  ä 
l'exception  des  soci6t6s  ottomanes  control^es  par  des  groupes  ou  ressortissants 
alliös,  et,  d'autre  part.  les  Gouvernements  des  Puissances  alliöes  ou  leurs 
ressortissants  qui,  au  ler  aoüt  1914,  n'ötaient  ni  ressortissants  ottomans,  ni 
räsidant  (except^  les  fonctionnaires  6trangers  dötachös  au  Service  de  la  Turqie 
en  ce  qui  concerne  leur  traitement,  pension  ou  r6mun6ration  ofiäcielles),  ni 
exercant  une  Industrie  en  Turquie,  seront  payöes  ou  cr6dit6es  dans  la  monnaie 
des  Puissances  alli^es  int6ress6es,  y  compris  leurs  colonies  et  protectorats, 
les  Dominions  britanniques  et  Finde,  Sans  distinguer  selon  que  les  dettes 
ötaient  exigibles  avant  la  guerre  ou  que,  r^sultant  de  transactions  ou  de 
contrats  dont  l'ex^cution  totale  ou  partielle  a  6t6  suspendue  du  fait  de  la 
guerre,  elles  sont  devenues  exigibles  pendant  la  guerre.  Dans  le  cas  oü  une 
dette  devait  etre  r6gl6e  en  une  autre  monnaie,  la  conversion  sera  falte  au 
taux  de  change  d'avant-guerre. 

Pour  l'application  de  cette  disposition,  on  consid^re  que  le  taux  de 
change  d'avant-guerre  est  6gal  ä  la  moyenne  des  taux  des  transferts  t6l6gra- 
phiques  de  la  Puissance  alliöe  intöressöe  pendant  le  mois  qui  a  pr(5c6d6  imm6- 
diatement  l'ouverture  des  hostilit^s  entre  ladite  Puissance  et  la  Turquie. 

Dans  le  cas  oü  un  contrat  stipulerait  express6ment  un  taux  fice  de 
«hange  pour  la  conversion  de  la  monnaie,  dans  laquelle  l'obligation  est  ex- 
prim6e,  en  la  monnaie  de  la  Puissance  alliöe  int6ress6e,  la  disposition  ci-dessus 
relative  au  taux  de  change  ne  sera  pas  applicable. 
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Le  produit  de  la  liquidation  des  biens,  droits  et  intörets  ennenais  et  les 
avoirs  ennemis  en  numöraire  vis6s  ä  la  präsente  Section  seront  6galement 
d6compt6s  en  la  monnaie  et  au  taux  de  change  pr^vus  ci-dessus. 

Les  dispositions  du  präsent  article  en  ce  qui  concerne  le  taux  de  change 
ne  s'appliqueront  pas  aux  dettes  ou  cröances  des  personnes  rösidant  dans  les 
terri.toires  d6tach6s  de  la  Turquie  en  vertu  du  präsent  Tratte. 

Article  303. 

Les  dispositions  des  articles  287  ä  302  s'appliquent  aux  droits  de  pro- 
pri6t6  industrielle,  litt^raire  et  artistique,  qui  sont  ou  seront  compris  dans 
la  liquidation  des  biens.  droits  int^rets  de  soci6t6s  ou  entreprises  effectu^e. 
par  applipation  de  la  lögislation  exceptionnelle  de  guerre,  par  les  Puissances 
alli^es  ou  par  application  des  stipulations  du  präsent  Traitö. 

Section  V. 

Contrats,   Pr  escrip  ti  ons  et  Jugements. 

Article  304. 

Sous  röserve  des  exceptions  et  des  regles  speciales  concernant  certains 
contrats  ou  cat6gories  de  contrats,  prävues  dans  l'Annexe  ci-jointe,  tout 
contrat  conclu  entre  ennemis  sera  maintenu  ou  annule  conform^ment  ä  la 
lögislation  de  la  Puissance  alliöe,  dont  est  ressortissante  celle  des  parties 
contractantes  qui  n'6tait  pas  ressortissant  ottoman  au  1er  aoüt  1914.  et  dans 
les  conditions  prövues  par  cette  l^gislation. 

Article  305. 

Sur  le  territoire  des  Hautes  Parties  contractantes,  dans  les  rapports 
entre  ennemis,  tous  d^lais  quelconques  de  prescription,  Peremption  ou  for- 
clusion  de  procödure,  qu'ils  aient  commenc6  ä  courir  avant  le  d(5but  de  la 
guerre  ou  apr^s,  seront  consid6r6s  comme  aj'ant  6t6  suspendus  depuis  le 
29  octobre  1914  jusqu'a  la  mise  en  vigueur  du  präsent  Traite ;  ils  recommen- 
ceront  ä  courir  au  plus  tot  trois  mois  apr^s  la  mise  en  vigueur  du  präsent 
Trait6.  Cette  dispostion  s'appliquera  aux  d^lais  de  Präsentation  de  coupons 
d'intörets  ou  de  dividendes,  et  de  Präsentation,  en  vue  du  remboursement. 
des  valeurs  sorties  au  tirage  ou  remboursables  ä  tout  autre  titre. 

En  raison  des  dispositions  de  la  16gislation  du  Japon,  le  präsent  article 
ainsi  que  l'article  304  et  l'Annexe  ci-joiute  ne  s'appliquent  pas  aux  contrats 
conclus  par  des  ressortissants  japonais  avec  des  ressortissants  ottomans. 

Article  306. 

Dans  les  rapports  entre  ennemis.  aucun  effet  de  commerce  pass^  avant 
la  guerre  ne  sera  consid6r6  comme  invalid^  par  le  seul  fait  de  n'avoir  pas 
6t6  pr6sent6  pour  acceptation  ou  pour  payement  dans  les  d^lais  voulus.  ni 
pour  defaut  davis  aux  tireurs  ou  aux  endosseurs  de  non-acceptation  ou  de 
non-payement,  ni  en  raison  du  defaut  de  protOt,  ni  pour  d6faut  d'accom- 
plissement  d'une  formalit6  quelconque  pendant  la  guerre. 

Si  la  Periode  pendant  laquelle  un  effet  de  commerce  aurait  du  ötre 
präsente  ä  l'acceptation  ou  au  payement.  ou  pendant  laquelle  l'avis  de  non- 
acceptation  ou  de  non-payement  aurait  du  Otre  donn(!'  au  tireur  uu  aux 
endosseurs,  ou  pendant  laquelle  l'effet  aurait  du  Hre  proteste.  est  tcbue 
pendant  la  guerre,  et  si  la  partie  qui  aurait  dii  prt'seuter  ou  protester  l'effet 
ou  donner  avis  de  la  non-acceptation  ou  du  non-payement,  ne  l'a  pas  fait 
pendant  la  guerre,  il  lui  sera  accordö  au  moins  trois  mois  aprts  la  mise 
en  vigueur  du  präsent  Trait6  pour  präsenter  leffet,  donner  avis  dt  uon- 
acceptation  ou  de  non-payement  ou  dresser  protOt. 

Article  307. 
Les  jugements  rendus  ou  les  mesures  d'exi'cution   ordonn^es  pendant  la 
guerre  par   une   autorite  judiciaire   ou    administrative   ottomane   quelconque 
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contre  ou  au  pr6judice  des  int6r6ts  d'une  personne  qui  6tait  alors  ressortis- 
sante  d'une  Puissance  alli6e  ou  contre  ou  au  pr6judice  des  int^rrts  d'une 
soci6t6  dans  laquelle  un  ressortissant  alli6  6tait  int6ress6,  seront  sujets  ä 
revision,  ä  la  diligence  de  ce  ressortissant.  par  la  (Jommission  arbitrale 
pr6vue  ä  l'article  287.  En  pareil  cas,  les  parties  seront,  s'il  est  possible  et 
6quitable,  replac6es  dans  la  Situation  o»  elles  se  trouvaient  avant  le  jugement 
rendu  ou  la  mesure  d'exöcution  ordonn6e  par  l'autoritö  ottomane :  sinon,  le 
ressortissant  d'une  Puissance  alliöe,  qui  aura  subi  un  pr6judice  du  fait  du 
jugement  ou  de  la  mesure  d'ex^cution,  pourra  obtenir  teile  r6paration  que 
la  Commission  arbitrale  jugera  6quitable,  cette  r6paration  6tant  ä  la  charge 
du  Gouvernement  ottoman. 

Lorsqu'un  contrat  a  6t6  invalid^,  soit  en  raison  du  fait  qu'une  des 
parties  n'en  a  pas  ex6cut6  une  clause,  soit  en  raison  de  l'exercice  d'un  droit 
stipul^  au  contrat,  la  partie  16s6e  pourra  s'adresser  k  la  Commission  arbitrale. 
Cette  Commission  pourra  accorder  une  indemnit6  ä  la  partie  I6s6e  ou  pourra 
prononcer  la  restauration  des  droits  en  Turquie,  qui  auront  6t6  I6s6s  par 
l'annulation,  toutes  les  fois  qu'en  raison  des  circonstances  de  l'affaire,  une 
pareille  restauration  sera  6quitable  et  possible. 

La  Turquie  indemnisera  tout  tiers  16s6  par  les  restitutions  ou  restau- 
rations  effectu6es  conform^ment  aux  dispositions  du  präsent  article. 

Article  3ü8. 

Toutes  questions  relatives  ä  des  contrats  conclus  avant  la  mise  en 
vigueur  du  präsent  Trait6,  entre,  d'une  part,  des  personnes  qui  6taient  ou 
qui  sont  devenues  des  ressortissants  des  Puissances  alli^es  ou  des  nouveaux 
Etats  dont  le  territoire  est  d6tach6  de  la  Turquie,  et,  d'autre  part,  des 
ressortissants  ottomans.  seront  r6gl6es  par  les  tribunaux^natiouaux  ou  les 
tribunaux  consulaires  de  la  Puissance  alli6e  ou  du  nouvel  Etat,  dont  une  des 
parties  est  ressortissante,  ä  l'exclusion  des  tribunaux  ottomans. 

Article  309. 

Les  jugements  rendus  par  les  tribunaux  nationaux  ou  consulaires  d'une 
Puissance  alliöe  ou  d'un  nouvel  Etat  dont  le  territoire  est  d6tach6  de  la 
Turquie  et  les  seutences  de  la  Commission  arbitrale  prövue  ä  l'article  287, 
dans  le  cas  oü,  d'apr^ss  les  stipulations  du  präsent  Trait6,  ils  sont  comp6tents, 
seront  consid6r6s  en  Turquie  comme  ayant  l'autoritö  de  la  chose  jug^e,  et 
y  seront  ex6cut6s  sans  qu'il  soit  besoin  d'exequatur. 

Annexe. 
L   Dispositions    g6n6rales. 

§  1- 

Au  sens  des  articles  304  ä  306  et  des  dispositions  de  la  präsente  Annexe, 
les  personnes  parties  ä  un  contrat  sont  consid6r6es  comme  ennemies  lorsque 
le  commerce  entre  elles  sera  devenu  impossible  en  fait  ou  aura  6t6  interdit 
ou  sera  devenu  illegal  en  vertu  des  lois,  d6crets  ou  reglements  auxquels  une 
de  ces  parties  6tait  soumise,  et  ce  ä  dater  du  jour  oü  ce  commerce  est 
devenu  impossible  en  fait  ou  a  6t6  interdit  ou  est  devenu  illegal  de  quelque 
mani^re  que  ce  soit. 

§2. 

Restent  en  vigueur,  sous  r^serve  de  l'application  des  lois,  d6crets  et 
reglements  internes  pris  pendant  la  guerre  par  les  Puissances  alli^es  ainsi 
que  des  clauses  des  contrats: 

a)  les  contrats  ayant  pour  but  le  transfert  de  propri^tes,  de  biens  et 
effets  mobiliers  ou  immobiliers  lorsque  la  propri6t6  aura  6t6  transf6r6e  oa 
l'objet  livr^  avant  que  les  parties  ne  soient  devenues  ennemies ; 
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b)  les  baux,  locations  et  promesses  de  location ; 

c)  les  contrats  d'hypotheque,  de  gage  et  de  nantissement ; 

d)  les  contrats  pass6s  entre  des  particuliers  ou  soci^tös  et  TEtat,  les 
provinces,  municipalit^s  ou  autres  personnes  juridiques  administratives 
analogues  ainsi  qae  les  concessions  donnöes  par  l'Etat  ou  les  provinces.  muni- 
cipalit6s  ou  autres  personnes  juridiques  administratives  analogues,  sous  röserve 
de  toutes  dispositions  speciales  relatives  aux  concessions  pr6vues  dans  le 
präsent  Trait6. 

Lorsque  l'ex6cution  des  contrats  ainsi  maintenus  entrainera,  pour  une 
des  parties,  par  suite  du  changement  dans  les  conditions  6conomiques,  un 
pr6judice  consid^rable,  la  Commission  arbitrale  pr6vue  ä  l'article  287  pourra, 
ä  la  demande  de  la  partie  I6s6e,  attribuer  ä  celle-ci  une  indemnit6  ^quitable 
ä  titre  de  röparation. 

II.   Dispositions  particulieres  ä  certaines  cat^gories 

de   contrats. 

Positions  dans  les  Bourses  de  valeurs  et  de  commerce. 

§  3. 

a)  Les  reglements  faits  pendant  la  guerre  par  les  bourses  de  valeurs 
ou  de  commerce  reconnues,  stipulant  la  liquidation  des  positions  de  bourse 
prises  avant  la  guerre  par  un  particulier  ennemi,  sont  confirm^s  par  les 
Hautes  Parties  contractantes.  ainsi  que  les  mesures  prises  en  application  de 
ces  reglements,  sous  r6serve : 

10  qu'il  ait  6t6  pr6vu  express^ment  que  l'opöration  serait  soumise  au 
r^glement  desdites  bourses ; 

2*^    que  ces  reglements  aient  6t6  obligatoires  pour  tous ; 

3*^    que  les  conditions  de  la  liquidation  aient  6t6  justes  et  raisonnables  ; 

b)  La  liquidation  des  Operations  ä  terme  relatives  aux  cotons,  effectu^es 
ä  la  date  du  .31  juillet  1914,  ä  la  suite  de  la  d^cision  de  1' Association  des 
cotons  de  Liverpool,  est  confirm^e. 

Gage. 

§  4. 
Sera  consid6r6e  comme  valable,  en  cas  de  non-payement,  la  vente  d'un 
gage  constitu^  pour  garantie  d'une  dette  due  par  un  ennemi.  alors  meme 
qu'avis  n'a  pu  etre  donn6  au  propriötaire,  si  le  cr6ancier  a  agi  de  bonne  foi 
et  en  prenant  les  soins  et  pr6cautions  raisonnables  et,  dans  ce  cas,  le  propri^- 
taire  ne  pourra  formuler  aucune   röclamation  en  raison  de  la  vente  du  gage. 

Effets  de  commerce. 

§5. 
Si  une  personne  s'est  oblig6e,  soit  avant,  soit  pendant  la  guerre,  au 
payement  d'un  effet  de  commerce,  ä  la  suite  dun  engagement  pris  envers  eile 
par  une  autre  personne  devenue  ennemie,  celle-ci  reste  tenue.  malgr^ 
l'ouverture  des  liostilit6s,  de  garantir  la  premiere  des  cons^quences  de  son 
Obligation. 

III.    Contrats    d'assurauces. 

Les  dispositions  des  paragraphes  suivauts  s  appliqueront  seulement  aux 
contrats  d'assurance  et  de  r6assurance  conclus  entre  des  ressortissants  ottomans 
et  des  ressortissants  des  Puissances  alliees,  lorsque  le  commerce  avec  la 
Turquie  lui  a  6t(5  interdit.  Ces  dispositions  ne  s'appliqueront  pas  aux 
contrats  conclus  entre  des  ressortissants  ottomans  et  des  compagnies  ou 
particuliers,  mt^me  ressortissants  des  Puissances  allic'es,  s'ils  sont  etablis  siir 
un  territoire  detach6  de  la  Turquie  en  vertu  du  prcsent  Traitö. 
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Dans  le  cas  oii  les  dispositions  des  paragraphes  suivants  ne  sont  pas 
applicables,  les  contrats  d'assurance  et  de  r6assurance  sont  soumis  aux 
dispositions  de  l'article  304. 

Assurances  contre  l'incendie. 

Les  contrats  d'assurance  contre  l'incendie,  concernant  des  propri6t6s, 
passes  entre  une  personne  ayant  des  intörets  dans  cette  propri6t6  et  une 
personne  devenue  par  la  suite  ennemie  ne  seront  pas  consid6r6s  comme 
annul^s  par  l'ouverture  des  hostilit6s  ou  par  le  fait  que  la  personne  est 
devenue  ennemie  ou  parce  qu'une  des  parties  n'a  pas  accompli  une  clause  du 
contrat  pendant  la  guerre  ou  pendant  une  p6riode  de  trois  mois  apres  la 
guerre,  mais  seront  annul^s  ä  partir  de  la  premiere  6ch6ance  de  la  prime 
annuelle  survenant  trois  mois  apr^s  la  mise  en  vigueur  du  präsent  Trait6. 

Un  rfeglement  sera  effectu6  pour  les  primes  non  pay6es,  6chues  pendant 
la  guerre,  ou  pour  les  r^clamations  pour  des  pertes  encourues  pendant  la  gaerre. 

§  8. 

Si,  par  suite  d'un  acte  administratif  ou  lögislatif,  une  assurance  contre 
l'incendie,  conclue  ant6rieurement  ä  la  guerre,  a  6t6  pendant  la  guerre  trans- 
f6r6e  de  l'assureur  primitif  ä  un  autre  assureur,  le  transfert  sera  reconnu 
et  la  responsabilit^  de  l'assureur  primitif  sera  consid6r6e  comme  ayant  cess6 
ä  partir  du  jour  du  transfert.  Cependant,  l'assureur  primitif  aura  le  droit 
d'etre,  sur  sa  demande,  pleinement  informe  des  conditions  du  transfert,  et 
s'il  apparait  que  ces  conditions  n'^taient  pas  ^quitables,  elles  seront  modifiöes 
en  tant  que  cela  sera  n^cessaire  pour  les  rendre  6quitables. 

En  outre,  l'assur^  aura  droit,  d'accord  avec  l'assureur  primitif,  de 
retransf^rer  le   contrat   ä  l'assureur  primitif  ä  dater  du  jour  de  la  demande. 

Assurances  sur  la  vie. 

§  9- 

Les  contrats  d'assurances  sur  la  vie  passes  entre  un  assureur  et  une 
personne  devenue  par  la  suite  ennemie  ne  seront  pas  consid6r6s  comme  annulös 
par  l'ouverture  des  hostilitös  ou  par  le  fait  que  la  personne  est  devenue 
ennemie. 

Toute  somme  devenue  exigible  pendant  la  guerre,  aux  termes  d'un  contrat 
qui,  en  vertu  du  paragraphe  pr6c6dent,  n'est  pas  consid^rö  comme  annulö, 
sera  recouvrable  apres  la  guerre.  Cette  somme  sera  augment^e  des  intörßts 
ä  5  p.  100  l'an  depuis  la  date  de  son  exigibilitö  jusqu'au  jour  du  payement. 

Si  le  contrat  est  devenu  caduc  pendant  la  guerre  par  suite  du  non- 
payement  des  primes,  ou  s'il  est  devenu  sans  effet  par  suite  du  non-accom- 
plissement  des  clauses  du  contrat,  l'assur^  ou  ses  repr^sentants  ou  ayants 
droit  auront  droit  ä  tout  moment,  pendant  douze  mois  k  dater  du  jour  de 
la  mise  en  vigueur  du  präsent  Trait6,  de  röclamer  ä  l'assureur  la  valeur  de 
la  police  au  jour  de  sa  caducitö  ou  de  son  annulation. 

§  10. 
Si  des  contrats  d'assurances  sur  la  vie  ont  6t6  conclus  par  une  succur- 
sale  d'une  compagnie  d'assurances  stabile  dans  un  pas  devenu,  par  la  suite, 
ennemi,  le  contrat  devra,  en  l'absence  de  toute  stipulation  contraire  contenue 
dans  le  contrat  lui-meme,  etre  r6gi  par  la  loi  locale,  mais  l'assureur  aura  le 
droit  de  demander  ä  l'assure  ou  ä  ses  repr6sentants  le  remboursement  des 
sommes  pay6es  sur  des  demandes  faites  ou  impos^es,  par  application  de 
mesures  prises  pendant  la  guerre,  contrairement  aux  termes  du  contrat  lui- 
meme,  et  aux  lois  et  trait^s  existant  h  l'öpoque  oü  il  a  6t6  concl«. 
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§  11- 
Dans  tous  les  cas  oü,  en  vertu  de  la  loi  applicable  au  contrat.  l'assureur 
reste  liö  par  le  contrat  nonobstant  le  non-payement  des  primes,  jusqu'ä  ce 
que  l'on  ait  fait  part  ä  l'assurö  de  la  d6ch6ance  du  contrat,  il  aura  le  droit, 
lä  oü  par  suite  de  la  guerre  il  n'aurait  pu  donner  cet  avertissement,  de 
tecouvrer  sur  l'assurä  les  primes  non  payöes,  augmentäes  des  int6rets  ä 
5  p.  100  l'an. 

§  12. 
Pour   rapplication   des   paragraphes  9  ä   11,   seront   consid6r6s   comme 
contrats   d'assurances   sur   la  vie  les  contrats  d'assurances  qui  se  basent  sur 
les   probabilit6s   de   la   vie  humaine  combin^s  avec  le  taux  dint^ret,  pour  le 
calcul  des  engagements  r^ciproques  des  deux  parties. 

Assurances  maritimes. 

§  13. 

Les  contrats  d'assurances  maritimes,  y  compris  les  polices  ä  temps  et 
les  polices  au  voyage,  pass6es  entre  un  assureur  et  une  personne  devenue  par 
la  suite  ennemie,  seront  consid^res  comme  annulös  au  moment  oü  cette  per- 
sonne est  devenue  ennemie,  sauf  dans  le  cas  oü,  antörieurement  ä  ce  moment, 
le  risque  pr6vu  dans  le  contrat  avait  commenc6  ä  courir. 

Dans  le  cas  oü  le  risque  n'a  pas  commenc6  ä  courir,  les  sommes  pay^es 
au  moyen  de  primes  ou  autrement  seront  recouvrables  sur  l'assureur. 

Dans  le  cas  oü  le  risque  a  commencö  ä  courir,  le  contrat  sera  consid4r6 
comme  valable,  bien  que  la  partie  soit  devenue  ennemie,  et  les  payements 
des  sommes  dues  aux  termes  du  contrat,  soit  comme  primes,  soit  comme 
sinistres,  seront  exigibles  aprfes  la  mise  en  vigueur  du  prösent  Trait6. 

Dans  le  cas  oü  une  Convention  sera  conclue  pour  le  payement  d'interets 
pour  des  sommes  dues  ant^rieurement  ä  la  guerre,  ä  ou  par  des  ressortissants 
des  Etats  belligerants,  et  recouvr^es  apr^s  la  guerre,  cet  int^ret  devra,  dans 
le  cas  de  pertes,  recouvrables  en  vertu  de  contrat  d'assurance  maritime, 
courir  ä  partir  de  l'expiration  d'une  p^riode  d'un  an  ä  compter  du  jour  de 
ces  pertes. 

§   14. 

Aucun  contrat  d'assurance  maritime  avec  un  assurt^  devenu  par  la  suite 
ennemi  ne  devra  etre  consid6r6  comme  couvrant  les  sinistres  caus^s  par  des 
actes  de  guerre  de  la  Puissance  dont  l'assureur  est  ressortissant,  ou  des  alli6s 
de  cette  Puissance. 

§  lö. 
S'il  est  d6montr6  qu'une  personne  qui.  avant  la  guerre.  avait  passe  un 
contrat  d'assurance  maritime  avec  un  assureur  devenu  par  la  suite  ennemi. 
a  pass6.  apri-s  l'ouverture  des  hostilit^s.  un  nouveau  contrat  couvrant  le 
meme  risque  avec  un  assureur  non  ennemi.  le  nouveau  contrat  sera  consider6 
comme  Substitut  au  contrat  primitif  ä  compter  du  jour  oü  il  aura  ^t6  passt?. 
et  les  primes  6chues  seront  regl^es  sur  le  principe  que  l'assureur  primitif 
n'aura  6t6  responsable  du  fait  du  contrat  que  jusqu'au  moment  oi'i  le  nouveau 
contrat  aura  6t(i  passe. 

Autres  assurances. 

§  16. 
Des  contrats  d'assurances  passes  avant  la  guerre  entre  un  assureur  et 
une  personne  devenue  par  la  suite  ennemie.  autres  que  les  contrats  dont  il 
est  question  dans  les  paragraphes  7  ä  1.5.  seront  traiti-s.  ;i  tous  t'gards,  de  la 
mc'me  maniere  que  seraient  trait^s,  d'aprrs  lesdits  paragraphes.  les  contrats 
d'assurances  contre  l'incendie  entre  les  mimes  partios. 
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R6assurances. 

i;  17. 

Tous  les  trait6s  de  räassurances  passes  avec  une  personne  devenue  ennemie 
seront  consid6r6s  comme  abrog^s  par  le  fait  que  cette  personne  est  devenue 
ennemie,  mais  sans  pr^judice,  dans  le  cas  de  risqoe  sur  la  vie  ou  maritime, 
qui  avait  commenc6  k  courir  antörieurement  ä  la  guerre,  du  droit  de  recouvrer 
apres  la  guerre  le  payement  des  sommes  dues  en  raison  de  ces  risques. 

Toutefois,  si  la  partie  r6assur6e  a  it&  mise,  par  suite  de  l'invasion.  dans 
rimpossibilit6  de  trouver  un  autre  röassureur,  le  trait6  subsistera  jusqu'ä 
l'expiration  d'une  p6riode  de  trois  mois  apr^s  la  mise  en  vigueur  du  pr6sent 
Traitö. 

Si  un  trait6  de  r6assurance  est  annulö  en  vertu  du  präsent  paragraphe, 
un  compte  sera  6tabli  entre  les  parties  en  ce  qui  concerne  ä  la  fois  les  primes 
payöes  et  payables  et  les  responsabilit^s  pour  pertes  subies,  au  sujet  des  risques 
sur  la  vie  ou  maritimes  qui  auraient  commenc6  ä  courir  avant  la  guerre.  Dans 
le  cas  de  risques  autres  que  ceux  mentionn6s  aux  paragraphes  9  ä  15,  le 
reglement  des  comptes  sera  6tabli  ä  la  date  ä  laquelle  les  parties  sont  devenues 
ennemies,  sans  tenir  compte  des  r^clamations  pour  pertes  subies  depuis  cette  date. 

§  18. 
Les  dispositions  du  paragraphe  17  s'^tendent  6galement  aux  r6assurances 
existant  au  ]our  oii  les  parties  sont  devenues  ennemies,  des  risques  particuliers 
accept^s  par  l'assureur  dans  un  contrat  d'assurance  autres  que  les  risques  sur 
la  vie  ou  maritimes. 

§  19. 
La   röassurance   d'un  contrat   d'assurance  sur  la  vie,    faite   par  contrat 
particulier  et  non  comprise  dans  un  trait^  g6n6ral  de  räassurance,  restera  en 
vigueur. 

§  20. 
Dans  le  cas  d'une  röassurance  effectuöe  avant  la  guerre,  d  un  contrat 
d'assurance  maritime,  la  cession  du  risque  c6d6  au  r^assureur  restera  valable 
si  ce  risque  a  commenc6  ä  courir  avant  l'ouverture  des  hostilit^s,  et  le  contrat 
restera  valable  malgrö  l'ouverture  des  hostilitös.  Les  sommes  dues  en  vertu 
du  contrat  de  röassurance,  en  ce  qui  concerne  soit  des  primes,  soit  des  pertes 
subies,  seront  recouvrables  apres  la  guerre. 

§  21. 
Les  dispositions  des  paragraphes  14  et  1.5  et  le  dernier  alin^a  du  para- 
graphe 13  s'appliqueront  aux  contrats   de  r^assurances  de  risques  maritimes. 

Section  VL 

Soci6t6s   et   Concessions. 

Article  310. 
Par  application  des  dispositions  de  l'article  287,  les  ressortissants  alli^s, 
ainsi  que  les  soci^tös  controlöes  par  des  groupes  ou  ressortissants  alliös  b6n6fici- 
aires  de  concessions  accord^es  avant  le  29  octobre  1914  par  le  Gouvernement 
ottoman  ou  toutes  autoritös  locales  ottomanes,  sur  des  territoires  restant 
Ottomans  en  vertu  du  präsent  Trait6,  ainsi  que  de  concessions  qui  pourront 
leur  etre  attribu^es  par  la  Commissions  financiere  en  vertu  de  l'article  294, 
seront  rötablis  par  ledit  Gouvernement  ou  lesdites  autorit6s,  dans  Tint^gralit^ 
des  droits  r^sultant  du  contrat  de  concession  primitif  et  de  tous  accords  subs6- 
quents,  antMeurs  au  29  octobre  1914.  Le  Gouvernement  ottoman  s'engage  ä 
r^adapter  ces  contrats  et  accords  aux  nouvelles  conditions  6conomiques  et  ä 
en  proroger  en  outre  la  duröe  d"une  p^riode  6gale  au  temps  6coul6  entre  le 
29  octobre  1914  et  la  date  de  la  mise  en  vigueur  du  präsent  Trait6.    En  cas 
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de   contestation   avec   le  Gouvernement   ottoman,   le   litige  sera  soumis  ä  la 
Commission  arbitrale  pr6vue  ä  l'article  287. 

Toutes  dispositions  legislatives  ou  autres,  toutes  coucessions  et  tous 
aecords  post^rieurs  au  29  octobre  1914  et  pr6judiciables  aux  droits  vis^s  ä 
l'alin^a  ci-dessus,  seront  d^clarös  par  le  Gouvernement  ottoman  nuls  et  non 
avenus. 

Les  concessionnaires  vis6s  au  präsent  article  pourront,  sur  lavis  favorable 
de  la  Commission  financi^re,  faire  abandon  de  tout  ou  partie  des  indemnit^s 
ä  eux  accord^es  par  la  Commission  arbitrale  dans  les  conditions  fix^es  ä 
l'article  287,  pour  dommages  ou  pr6judices  subis  pendant  la  guerre,  en  behänge 
de  compensations  contractuelles. 

Article  311. 

Dans  les  territoires  d^tach^s  de  la  Turquie  pour  etre  soumis  ä  l'autorit^ 
ou  ä  la  tuteile  d'une  des  Principales  Puissances  alli^es,  les  ressortissants  alli^s, 
ainsi  que  les  soci6t(5s  control6es  par  des  groupes  ou  ressortissants  alli6s  b6n6fici- 
aires  de  concessions  accordäes  avant  le  29  octobre  1914  par  le  Gouvernement 
ottoman  ou  par  toutes  autorit^s  locales  ottomanes,  seront  maintenus  par  la 
Puissance  int6ress6e  dans  rint^gralit^  de  leurs  droits  düment  acquis ;  ladite 
Puissance  leur  conservera  les  garanties  qui  leur  avaient  6t6  affect6es  ou  leur  en 
attribuera  d'^quivalentes. 

Toutefois,  ladite  Puissance,  si  eile  juge  que  le  maintien  de  l'une  quelconque 
de  ces  concessions  est  contraire  ä  l'intöret  public,  aura  la  facult6,  dans  un 
d^lai  de  six  mois  ä  dater  du  moment  oü  le  territoire  aura  6t6  plac6  sous  son 
autorit6  ou  sa  tutelle,  de  racheter  ladite  concession  ou  d'en  proposer  la  modifi- 
cation ;  dans  ce  cas,  eile  sera  tenue  de  payer  au  concessionnaire  une  6quitable 
compensation  en  conformit6  des  dispositions  suivantes. 

A  döfaut  d'un  accord  amiable  entre  les  parties  sur  le  montant  de  la 
compensation  pr6vue  ci-dessus,  la  fixation  de  ce  montant  sera  confi^e  ä  des 
tribunaux  arbitraux  composös  de  trois  membres :  Tun  des  membres  sera  dösigne 
par  l'Etat  dont  est  ou  sont  ressortissants  le  concessionnaire  ou  les  possesseurs 
de  la  majoritij  du  capital,  lorsqu'il  s'agit  d'une  soci6t6 ;  le  deuxi^me  membre 
sera  däsignö  par  le  Gouvernement  exergant  l'autorit^  sur  le  territoire  int6ress6; 
et  le  troisieme  sera,  ä  d^faut  d'accord  entre  les  int6ress6s,  d6sign6  par  le 
Conseil  de  la  Soci6t6  des  Nations. 

Le  tribunal,  jugeant  en  droit  comme  en  6quit6,  devra  prendre  en  con- 
sid6ration  tous  les  61(5ments  d'appröciation.  sur  la  base  du  maintien  avec 
r6adaptation  du  contrat,  comme  il  est  indiqu6  au  paragraphe  suivant. 

Si  la  concession  est  maintenue,  le  concessionnaire  aura  le  droit,  dans 
un  dölai  de  six  mois  aprös  l'expiration  du  d^lai  prevue  au  deuxitme  alinca 
du  präsent  article  de  demander  la  r(5adaptation  de  son  contrat  aux  nouvelles 
conditions  6conomiques  et  ä  döfaut  d'accord  direct  avec  le  Gouvernement 
int6ress6,  la  d6cision  sera  d6f(5r(5e  au  tribunal  arbitral  ci-dessus  vis6. 

Article  312. 

Dans  tous  les  territoires  d6tach(5s  de  la  Turquie.  soit  ä  la  suite  des 
guerres  balkaniques,  en  1913,  soit  en  vertu  du  präsent  Traitä,  et  autres  que 
les  territoires  visäs  ä  l'article  311.  l'Etat  definitivement  acquäreur  sera  subrogä 
de  plein  droit  dans  les  droits  et  charges  de  la  Turquie  vis-ä-vis  des  con- 
cessionnaires ou  bänäficiaires  de  contrats,  visäs  ä  alinäa  l^r  de  l'article  311. 
et  devra  conserver  ä  ceux-ci  les  garanties  qui  leur  avaient  ätc  affectäes  ou 
leur  en  attribuer  d'äquivalentes. 

Cette  Subrogation  aura  effet  pour  chaquc  fitat  acquäreur  ä  dater  de 
la  mise  en  vigueur  du  Traitö,  par  lequel  le  transfert  du  territoire  a  tHä 
stipulä.  Ledit  Etat  prendra  toutes  mesures  utiles  pour  que  l'exploitation 
des  concessions  et  l'exäcution  des  contrats  puissent  Ctre  continuäes  Sans  aucune 
interruption.  * 
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Toutefois,  des  la  mise  en  vigiieur  du  präsent  Traitö.  des  n6gociations 
pourront  etre  engag6es,  entre  les  Etats  acqu^reurs  et  les  b6n6ficiaires  des 
coDcessions  et  contrats,  ä,  l'effet  d'adapter  d'un  commun  accord  les  dis- 
positions  desdites  concessions  et  desdits  contrats  ä  la  l6gislation  de  ces 
Etats  ainsi  qu'aux  npuvelles  conditions  6conomiques.  A  d6faut  d'accord 
dans  les  six  mois,  l'Etat  ou  les  b6n6ficiaiies  pourront  soumettre  leurs  con- 
testations  ä  cet  6gard  ä  un  tribunal  arbitral  compos6  comme  il  est  dit  dans 
l'article  311. 

Article  313. 

L'application  des  articles  311  et  312,  ne  pourra  pas  donner  lieu  ä 
Tallocation  de  compensations  relativement  au  droit  d'ömettre  du  papier- 
monnaie. 

Article  314. 

Les  Puissances  alli6es  ne  seront  pas  tenues  de  reconnaitre  dans  les 
territoires  d6tach6s  de  la  Turquie  la  validit6  des  concessions  accordöes  par 
le  Gouvernement  ottoman  ou  par  des  autorit^s  locales  ottomanes  apri-s  le 
29  octobre  1914,  non  plus  que  la  validit6  des  transferts  de  concessions 
post^rieurs  ä  cette  date.  Ces  concessions  et  transferts  de  concessions  pourront 
etre  d6clar6s  nuls  et  non  avenus,  et  leur  annulation  ne  donnera  pas  lieu  ä 
indemnitö. 

Article  315. 

Toutes  concessions  ou  droits  dans  une  concession,  accordös  par  le 
Gouvernement  ottoman  depuis  le  .30  octobre  1918  et  toutes  concessions  ou 
droits  dans  une  concession,  accord^s  depuis  le  l^r  aoüt  1914  en  faveur  des 
ressortissants  allemands,  autrichiens,  hongrois,  bulgares  ou  ottomans  ou  de 
sociöt^s  contr6l6es  par  eux,  jusqu'ä  la  date  de  la  mise  en  vigueur  du  pr6sent 
Traitä,  sont  annulös. 

Article  316. 

a)  Toute  soci^tö  constitu6e  conform^ment  ä  la  loi  ottomane,  fonction- 
nant  en  Turquie  et  qui  est  ou  sera  contr6l6e  par  des  ressortissants  alliös, 
aura,  pendant  cinq  ans  ä  dater  de  la  mise  en  vigueur  du  präsent  Traitö, 
le  droit  de  transf^rer  ses  biens,  droits  et  int^rets  ä  toute  autre  soci6t6 
constituöe  en  conformitö  de  la  loi  d'une  des  Puissances  alli^es,  et  control^e 
par  des  ressortissants  de  cette  Puissance.  La  soci6t6,  ä  qui  les  biens  auront 
6t6  transf6r6s,  continuera  ä  jouir  des  memes  droits  et  privilöges,  dont  jouissait 
la  soci6t6  pr6c6dente  sous  la  loi  ottomane  et  dont  eile  a  pu  jouir  en  vertu 
du  präsent  Trait6.  sous  r6serve  d'acquitter  les  charges  dout  eile  6tait  ant6- 
rieurement  grev6e. 

Le  Gouvernement  ottoman  s'engage  ä  modifier  sa  l^gislation  de  maniere 
ä  permettre  aux  sociöt^s  de  nationalit^  alliöe  de  b6n6ficier  de  concessions  ou 
de  contrats  en  Turquie. 

b)  Toute  soci6t6  constituöe  conform6ment  ä  la  loi  ottomane  et  fonc- 
tionnant  dans  des  territoires  d6tach6s  de  la  Turquie,  et  qui  est  ou  sera 
control^e  par  des  ressortissants  alliös,  aura  de  mSme  et  pendant  le  meme 
d6lai  la  facult6  de  transförer  ses  biens,  droits  et  int6rets  ä  toute  autre 
soci6t6  constituäe  en  conformitö  de  la  loi,  seit  de  l'Etat  exergant  l'autorit^ 
sur  le  territoire  en  question,  soit  de  Tun  des  Etats  alliös,  dont  les 
ressortissants  controlent  ladite  soci6t6.  La  soci6t6  ä  qui  les  biens,  droits 
et  int^rets  auront  6t6  transför^s,  jouira  des  memes  droits  et  privil^ges  dont 
jouissait  la  soci6t6  pr6c6dente,  y  compris  ceux  que  lui  conförent  les  dispositions 
du  präsent  Traitö. 

c)  En  Turquie,  les  soci6t6s  de  nationalitö  alliöe,  auxquelles  auront  6t6 
transf6r6s,  en  vertu  du  paragraphe  a)  du  präsent  article,  les  biens,  droits  et 
intörets  de  sociötös  ottomanes  et,  dans  les  territoires  d^tachös  de  la  Turquie, 
les   soci6t6s  de  nationalitö  ottomane  cojatrölöes  par  des  groupes  ou  ressortis- 
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sants  alli^s,  ainsi  que  les  soci6t6s  de  nationalitö  autre  que  Celle  de  l'Etat 
exergant  l'autoritö  sur  le  territoire  en  question  auxquelles  auront  6t6  trans- 
f6r6s  en  vertu  du  paragraphe  b)  du  präsent  article  les  biens,  droits  et  int6rets 
de  soci6t6s  ottomanes,  ne  pourront  etre  soumises  ä  des  dispositions  legislatives 
ou  autres,  ou  ä  des  taxes,  impöts  ou  charges  plus  on^reux  que  ceux  qui 
frapperont  les  soci6t6s  similaires  poss^dant  en  Turquie  la  nationalit6  ottomane 
ou,  en  territoire  d6tach6  de  la  Turquie,  la  nationalit6  de  l'Etat  exergant 
Tautorite  sur  ce  territoire. 

d)  Les  soci6t6s,  auxquelles  seront  transf^rös,  en  vertu  des  paragraphes  a> 
et  b)  du  präsent  article,  des  biens,  droits  et  int^rets  de  soci6t6s  ottomanes, 
ne  seront  soumises  ä  aucune  taxe  speciale  du  fait  de  ce  transfert. 

Section  VII. 

Disposition  G6n6rale. 

Article  317. 

Le  terme  ,ressortissants  des  Puissances  alliöes"  pour  tout  ce  qui 
concerne  la  präsente  Partie  ainsi  que  la  Partie  VIII  (Clauses  financieres). 
s'applique : 

1°  ä  tous  ressortissants,  y  compris  les  sociöt^s  et  associations  d'une 
Puissance  alli6e  ou  d'un  Etat  ou  territoire  sous  le  protectorat  d'une 
Puissance  alli6e ; 

20  aux  prot6g6s  des  Puissances  alli^es,  dont  la  patente  de  protection 
est  ant6rieure  au  1er  aoüt  1914 ; 

30  aux  soci6t6s  ottomanes  financieres,  industrielles  et  commerciales, 
control^es  par  des  groupes  ou  ressortissants  alliös,  ou  dans  lesquelles  ces 
groupes  ou  ressortissants  avaient  des  int^rets  pr6pond6rants  au  l«''  aoüt  1914: 

40  aux  fondations  religieuses  ou  charitables  et  aux  Etablissements 
scolaires,  dans  lesquels  les  nationaux  ou  les  prot6g6s  des  Puissances  alliöes 
sont  int6ress6s. 

Les  Puissances  alliöes  feront  connaitre  ä  la  Commission  financi^re  dans 
un  d^lai  d'un  an,  ä  dater  de  la  mise  en  vigueur  du  präsent  Trait6,  la  liste 
des  soci^tEs,  Etablissements  et  fondations,  dans  lesquels  elles  estiment  que 
leurs  ressortissants  ont  un  int6ret  prEpondärant  ou  sont  intEress6s. 

Partie  X. 
Navigation  Aerienue. 

Article  318. 

Les  aEronefs  ressortissant  aux  Puissances  alHEes  auront  pleine  libertE 
de  survol  et  d'atterrissage  sur  le  territoire  et  les  eaux  territoriales  de  la 
Turquie  et  jouiront  des  memes  avantages  que  les  aEronefs  ottomans,  notamment 
en  cas  de  dEtresse  ä  terre  ou  en  mer. 

Article  319. 

Les  aEronefs  ressortissant  aux  Puissances  alliöes,  en  transit  pour  un 
paj's  Etranger  quelconque,  jouiront  du  droit  de  survoler  sans  atterrir  le 
territoire  et  les  eaux  territoriales  de  la  Turquie,  sous  rEserve  des  reglements 
que  la  Turquie  pourra  Etablir,  avec  l'assentiment  des  Principales  Puissances 
alliees,  et  qui  seront  egalement  applicables  aux  ai'ronefs  ottumans  et  ä  ceux 
des  Pays  alHEs. 

Article  320. 

Les  a6rodromes  Etablis  en  Turquie  et  ouverts  au  tratic  public  national 
seront  ouverts  aux  aEronefs  ressortissant  aux  Puissances  alliees,  qui  seront 
traitEs  sur  un  pied  d'Egalite  avec  les  aeronefs  ottomans,  en  ce  qui  concerne 
les  taxes  de  toute  nature,  y  compris  les  taxes  d'atterrissage  et  d'amenagement. 
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En  plus  des  a6rodromes  mentionn6s  ci-dessus,  la  Turquie  s'engage  ä 
am^nager  des  a6rodromes  dans  tels  lieux  qui  pourraient,  dans  le  d6lai  d'un-" 
an  apr^s  la  mise  en  vigueur  du  prösent  Traitö.  &tre  d6sign6s  par  les  Puissances 
alli6es,  et  auxquels  s'appliqueront  les  stipulations  du  pr6sent  article. 

Les  Puissances  alliöes  se  röservent  de  prendre,  au  cas  oii  les  stipulations 
du  präsent  article  ne  seraient  pas  ex6cut6es,  toutes  les  mesures  n6cessaires 
pour  permettre  la  navigation  a6rienne  internationale  ä  travers  le  territoire 
et  les  eaux  territoriales  de  la  Turquie. 

Article  321. 
Sous  röserve  des  präsentes  dispositions,  le  droit  de  passage,  de  transit 
et  d'atterrissage,  pr6vu  aux  articles  318,  319  et  320  est  subordonn6  ä  l'obser- 
vation  des  r^glements  que  la  Turquie  pourra  juger  n^cessaire  d'^dicter,  6tant 
entendu  que  ces  reglements  recevront  l'assentiment  des  Principales  Puissances 
alliöes  et  seront  appliqu6s  sans  distinction  aux  a^ronefs  ottomans  et  ä  ceux 
des  Paj's  allißs. 

Article  322. 
Les  certificats  de  nationalit6,    de   navigabilit6,   les   brevets  de  capacit6, 
les  licences  dölivrös  ou  reconnus  valables  par  l'une  quelconque  des  Puissances 
alliöes,  seront  admis  en  Turquie  comme  valables  et  Äquivalents  aux  certificats, 
brevets  et  licences  d(5livr6s  par  la  Turquie. 

Article  323. 

Au  point  de  vue  du  trafic  commercial  a^rien  interne,  les  a^ronefs 
ressortissant  aux  Puissances  alli6es  jouiront  en  Turquie  du  traitement  de  la 
Dation  la  plus  favoris^e. 

Article  324. 

Le  bönöfice  des  dispositions  des  articles  318  et  319  ne  pourra,  sans  le 
consentement  des  Puissances  alliöes,  etre  accord^  par  la  Turquie  aux  Etats 
ayant  pris  part  ä  ses  cut6s  ä  la  guerre  de  1914 — 1919,  aussi  longtemps  que 
ces  Etats  ne  seront  pas  Membres  de  la  Soci^t6  des  Nations  ou  admis  ä 
adhörer  ä  la  Convention  conclue  ä  Paris  le  13  octobre  1919,  relativement  ä 
la  navigation  aärienne. 

Article  325. 

Aueune  concession  ou  droit  dans  une  concession  relative  ä  la  navigation 
a^rienne  civile  ne  sera,  sans  le  consentement  des  Puissances  alli^es,  accord^e 
par  la  Turquie  aux  ressortissants  des  Etats  aj'ant  pris  part  ä  ses  cot^s  ä  la 
guerre  de  1914—1919,  aussi  longtemps  que  ces  Etats  ne  seront  pas  Membres 
de  la  Soci6t6  des  Nations  ou  admis  ä  adh^rer  ä  la  Convention  conclue  ä  Paris 
le  13  octobre  1919,  relativement  ä  la  navigation  aörienne. 

Article  326. 

La  Turquie  s'engage  ä.  mettre  en  vigueur  des  mesures  propres  ä  assurer 
que  tout  a^ronef  ottoman  survolant  son  territoire  se  conformera  aux  regles 
sur  les  feux  et  signaux,  regles  de  l'air  et  regles  sur  le  trafic  a^rien  sur  ou 
dans  le  voisinage  des  aörodromes,  tels  que  ces  regles  sont  fix6es  par  la  Con- 
vention conclue  ä  Paris  le  13  octobre  1919  relativement  ä  la  navigation 
a^rienne. 

Article  327. 

Les  obligations  impos6es  par  les  dispositions  de  la  präsente  Partie 
resteront  en  vigueur  jusqu'ä  ce  que  la  Turquie  ait  6t6  admise  dans  la  Soci6t6 
des  Nations  ou  ait  6t6  autoris^e,  conformöment  aux  stipulations  de  la  Con- 
vention conclue  ä  Paris  le  13  octobre  1919  relativement  ä  la  navigation 
a6rienne,  ä  adh^rer  ä  cette  Convention. 
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Partie  XL 
Ports,  Voies  d'Eaxi  et  Voies  Ferr^es. 

Section  I. 

Dispositions  G6n6rales. 

Article  328. 

La  Turquie  s'engage  ä  accorder  la  libertö  du  transit  ä  travers  son 
territoire  sur  las  voies  les  plus  appropriöes  au  transit  international,  par 
chemin  de  fer,  par  cours  d'eau  navigable  ou  par  canal,  aux  personnes,  mar- 
chandises,  navires,  bateaux,  voitures,  wagons  et  Services  postaux  en  pro- 
venance  ou  ä  destination  des  territoires  de  l'une  quelconque  des  Puissances 
alli^es,  limitrophes  ou  non ;  ä  cet  effet,  la  travers6e  des  eaux  territoriales 
sera  permise.  Les  personnes,  marchandises,  navires,  bateaux,  voitures,  wagons 
et  Services  postaux  ne  seront  soumis  ä  aucun  droit  de  transit,  ni  ä  aucun 
dölai  ou  restriction  inutiles,  et  ils  auront  droit,  en  Turqie,  au  traitement 
national,  en  tout  ce  qui  concerne  les  taxes  et  les  facilitös,  ainsi  qu'ä  tous 
autres  6gards. 

Les  marchandises  en  transit  seront  exemptes  de  tous  droits  de  douane 
ou  autres  droits  analogues. 

Toutes  taxes  ou  charges  grevant  le  transport  en  transit,  devront  etre 
raisonnables,  eu  6gard  aux  conditions  du  trafic.  Nulle  redevance,  facilitö  ou 
restriction  ne  devra  d^pendre,  directement  ou  indirectement,  de  la  qualit^  da 
propri^taire  ou  de  la  nationalit6  du  navire  ou  autre  moyen  de  transport  qui 
aurait  6t6  ou  qui  devrait  etre  employö  sur  une  partie  quelconque  du  par- 
cours  total. 

Article  329. 

La  Turquie  s'engage  ä  n'imposer  ni  maintenir  un  controle  quelconque 
sur  les  enlreprises  de  transport,  en  transit  aller  et  retour,  des  6migrants  ä 
travers  son  territoire,  en  dehors  des  mesures  n^cessaires  pour  constater  que 
les  voyageurs  sont  röellement  en  transit;  eile  ne  permettra  ä  aucune  com- 
pagnie  de  navigation  ni  ä  aucune  autre  Organisation,  soci^tö  ou  personne 
privöe  int^ressöe  au  trafic,  de  participer  d'une  fa^on  quelconque  ä  un  Service 
administratif  organis6  dans  ce  but,  ni  d'exercer  une  ictiuence  directe  ou  in- 
directe  ä  cet  6gard. 

Article  330. 

La  Turquie  s'interdit  d'6tablir  une  distinction  ou  une  pref^rence  directe 
ou  indirecte,  en  ce  qui  concerne  les  droits,  taxes  et  prohibitions  relatifs  aux 
importations  dans  son  territoire  ou  aux  exportations  de  son  territoire  et, 
sous  röserves  des  stipulations  particuliüres  contenues  dans  le  present  Trait^, 
en  ce  qui  concerne  les  conditions  et  le  prix  du  transport  des  marchandises 
ou  des  personnes  ä  destination  ou  en  provenance  de  son  territoire,  en  raison 
soit  de  la  frontiere  d'entr^e  ou  de  sortie,  soit  de  la  nature,  de  la  propritJt^ 
ou  du  pavillon  des  moyens  de  transport  employ6s  (y  compris  les  transports 
aöriens),  soit  du  point  de  d6part  primitif  ou  immediat  du  navire  ou  bateau, 
du  wagon,  de  l'aöronef  ou  autre  moyen  de  transport,  de  sa  destination  finale 
ou  intermödiaire,  de  l'itinöraire  suivi  ou  des  points  de  transburdcment.  soit 
du  fait  que  le  port  par  Tinterm^diaire  duquel  les  marchandises  sont  import^es 
ou  exportöes,  est  un  port  ottoman  ou  un  port  ctrauger  quelconque,  soit  du 
fait  que  les  marchandises  sont  importäes  ou  exportees  par  mer,  par  terro  ou 
par  voie  a6riennc. 

La  Turquie  s'interdit  notamment  dötablir,  au  pr^judice  des  ports, 
navires  ou  bateaux  de  l'une  quelconque  dos  Puissances  allic'^es.  aucune 
surtaxe,  aucune  prime  directe  ou  indirecle  ;\  l'exportation  ou  ;i  rimportation 
par    les    ports    ou    par    les    navires    ou    bateaux    ottomans,    ou    par    ceux 
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d'une  autre  Puissance,  en  particulier  sous  forme  de  tarifs  combin6s,  et 
de  soumettre  les  personnes  ou  les  marchandises,  passant  par  un  port  ou 
utilisant  un  navire  ou  bateau  d'une  quelconque  des  Puissances  alli^es  k  des 
formalitös  ou  ä  des  dölais  quelconques,  auxquels  ces  personnes  ou  ces  marchan- 
dises ne  seraient  pas  soumises,  si  elles  passaient  par  un  port  ottoman  ou 
par  le  port  d'une  autre  Paissance,  ou  si  elles  utilisaient  un  navire  ou  bateau 
Ottoman  ou  un  navire  ou  bateau  d'une  autre  Puissance. 

Article  331. 

Toutes  les  dispositions  utiles  devront  etre  prises.  au  point  de  vue  ad- 
ministratif  et  technique,  pour  abr6ger,  autant  que  possible,  la  p6n6tration  des 
marchandises  par  les  fronti^res  de  la  Turquie  et  pour  assurer,  ä  partir  des- 
dites  fronti^res,  l'expödition  et  le  transport  de  ces  marchandises  sans  distinguer 
Selon  qu'elles  sont  en  provenance  ou  ä  destination  des  territoires  des  Puissances 
alli^es,  ou  en  transit  de  ou  pour  ces  territoires,  dans  des  conditions  materielles, 
notamment  au  point  de  vue  de  la  rapidit6  et  des  soins  de  route,  identiques 
ä  Celles  dont  b6n6ficieraient  les  marchandises  de  meme  nature,  voyageant  sur 
le  territoire  ottoman  dans  des  conditions  semblables  de  transport. 

En  particulier,  le  transport  des  marchandises  p6rissables  sera  effectu6 
avec  promptitude  et  r6gularit6  et  les  formalit6s  douani^res  auront  lieu  de 
fagon  ä  permettre  la  continuation  directe  du  transport  des  marchandises  par 
les  trains  en  correspondance. 

Article  332. 

Les  ports  maritimes  des  Puissances  alli6es  b6n6ficieront  de  toutes  les 
faveurs  et  de  tous  les  tarifs  röduits  accord6s,  sur  les  voies  ferr6es  ou  les  voies 
navigables  de  la  Turquie,  au  profit  des  ports  ottomans,  sans  pröjudice  des 
droits  des  soci6t6s  concessionnaires,  ou  d'un  port  quelconque  d'une  autre 
Puissance. 

Article  333. 

Sous  röserve  des  droits  des  soci^tös  concessionnaires,  la  Turquie  ne 
pourra  refuser  de  participer  aux  tarifs  ou  combinaisons  de  tarifs,  qui  auraient 
pour  objet  d'assurer  aux  ports  d'une  des  Puissances  alliöes  des  avantages 
analogues  ä  ceux  qu'elle  aurait  accordös  ä.  ses  propres  ports  ou  k  ceux  d'une 
autre  Puissance. 

Section  IL 
Navigation. 

Chapitre  I. 
Liberte   de  Navigation. 

Article  334. 

Les  ressortissants  des  Puissances  alli^es,  ainsi  que  leurs  biens,  navires 
et  bateaux,  jouiront,  dans  tous  les  ports  et  sur  les  voies  de  navigation  Inte- 
rieure de  la  Turquie,  d'un  traitement  au  moins  6gal  k  celui  des  ressortissants, 
des  biens  et  de  navires  et  bateaux  ottomans. 

En  particulier,  les  navires  et  bateaux  de  l'une  quelconque  des  Puis- 
sances alliöes  seront  autoris^s  k  transporter  des  marchandises  de  toute  nature 
et  les  passagers  k  destination  ou  en  provenance  de  tous  ports  ou  localitös 
situ6s  sur  le  territoire  de  la  Turquie  auxquels  les  navires  et  bateaux  otto- 
mans peuvent  avoir  acces,  k  des  conditions  qui  ne  seront  pas  plus  onöreuses 
que  Celles  appliqu^es  dans  le  cas  de  navires  et  bateaux  nationaux ;  ils  seront 
trait6s  sur  le  pied  d'^galite  avec  les  navires  et  bateaux  nationaux,  en  ce 
qui  concerne  les  facilit^s  et  charges  de  port  et  de  quai  de  toute  sorte,  y 
compris  les  facilitös  de  stationnement,  de  chargement  et  de  d^chargement, 
les  droits  et  charges  de  tonnage,  de  quai,  de  pilotage,  de  phare,  de  quaran- 
taine  et  tous  droits  et   charges   analogues,   de   quelque   nature   qu'ils  soient, 
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percus  au  nom  et  au  profit  da  Gouvernement,  de  fonctionnaires  publics.  de 
particuliers,  de  corporations  ou  d'ötablissements  de  quelque  espece  que  ce  soit. 
Au  cas  oü  la  Turquie  accorderait  ä  l'une  quelconque  des  Puissances 
alli^es,  ou  ä  toute  autre  Puissance  etrangere,  un  traitement  pr^f^rentiel,  ce  • 
regime  sera  ätendu  sans  dölai  et  sans  conditions  ä  toutes  les  Puissances  alliöes. 
II  ne  sera  apport^  ä  la  circulation  des  personnes  et  des  navires  et 
bateaux  d'autres  entraves  que  Celles  r^suitant  des  dispositions  relatives  aux 
douanes,  ä  la  police.  aux  prescriptions  sanitaires,  ä  l'^migration  et  ä  l'immi- 
gration,  ainsi  qu'ä  l'importation  ou  l'exportation  des  marchandises  prohib6es. 
Ces  dispositions  raisonnables  et  uniformes  ne  devront  pas  entraver  inutile- 
ment  le  trafic. 

Chapitre  II. 
Ports   d'Int^ret  International. 
Article  335. 
Les  ports  d'Orient  dont  les  noms  suivent,  sont  d6clar6s  d'int6ret  inter- 
national  et  soumis  au  regime  pr^vu  par  les  articles  suivants  de  la  präsente 
Section : 

Constantinople,  de  San  Stefano  ä  Dolma  Bagtche; 
Haidar-Pacha : 
Smyrne ; 
Alexandrette ; 
Caiffa ; 
Bassorah ; 

Tröbizonde  (dans  les  conditions  pr6vues  ä  Tarticle  352); 
Batoum,  sous  r^serve  de  stipulations  ult6rieures. 
Ces  ports  comprendront  des  zones  franches. 

Sauf  stipulations  contraires  du  pr6sent  Trait^,  le  regime  prövu  pour  les 
ports  ci-dessus  vis6s  ne  porte  pas  atteinte  ä  la  souverainet6  territoriale. 

1^'  Navigation. 
Article  336. 

Dans  les  ports  d6clar6s  d'int^ret  international,  les  ressortissants.  les 
biens  et  les  pavillons  de  tous  les  Etats,  membres  de  la  Soci6t6  des  Nations. 
jouiront  de  rentiere  libert6  d'utilisation  du  port.  Ils  seront,  sous  ce  rapport 
et  ä  tous  (igards,  trait^s  sur  un  pied  de  parfaite  6galit6,  notamment  en  ce 
qui  concerne  toutes  facilitös  et  charges  de  port  et  de  quai,  y  compris  les 
facilites  de  stationnement,  de  chargement  et  de  d6chargement.  les  droits  et 
charges  de  tonnage,  de  quai.  de  pilotage  de  phare.  de  quarantaine  et  tous 
droits  et  charges  analogues,  de  quelque  nature  qu'ils  soient,  per(^>us  au  nom 
et  au  profit  du  Gouvernement,  de  fonctionnaires  publics,  de  particuliers.  de 
corporations  ou  d'ötablissements  de  quelque  espiice  que  ce  soit.  aucune 
distinction  n'6tant  faite  entre  les  ressortissants,  les  biens  et  les  pavillons  des 
divers  Etats  et  ceux  de  l'Etat  sous  la  souverainet^  ou  Tautorit^  duquel  le 
port  est  placö. 

II  ne  sera  apport6  ä  la  circulation  des  personnes  et  des  navires  d'autres 
entraves  que  celles  r^sultant  des  dispositions  relatives  aux  douanes.  ä  la 
police,  aux  prescriptions  sanitaires,  ä  Tcmigration  ou  i  Timmigration.  ainsi 
qu'ä  l'importation  ou  k  l'exportation  des  marchandises  prohibtJes.  Ces  dispo- 
sitions, raisonnables  et  uniformes,  ne  devront  pas  entraver.  sans  motif  valable, 
le  trafic. 

2*^'  Droits  et  Charges. 

Article  337. 
Toutes   redevances    et   charges  en  raison  de  l'utilisation  du  port  ou  de 
ses   acc^s   ou  des  facilites  offertes  dans  le  port,   seront  peryues  dans  los  con- 
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ditions  d'6galit6  vis6es  ä  l'article  83()  et  devront  etre  approprißes,  tant  par 
leur  taux  que  par  leur  mode  de  perception,  aux  d6penses  faites  par  l'autoritö 
du  port  pour  l'administration,  l'entretien  et  l'am^lioration  du  port  et  de  ses 
acc6s  ou  dans  l'intöret  de  la  navigation. 

Sous  r6serve  des  dispositions  de  l'article  54,  Partie  III  (Clauses  poli- 
tiques)  du  präsent  Trait6,  toutes  redevances  et  charges  autres  que  Celles 
vis6es  au  präsent  article  et  aux  articles  338,  342  et  343  sont  interdites. 

Article  338. 
Tous  droits  de  douane.  d'octroi  local  ou  de  consommation,  düment 
autoris^s,  per^us  sur  les  marchandises  import6es  ou  export6es  par  un  port 
soumis  au  regime  international,  devront  etre  les  memes,  que  le  pavillon  du 
navire  ou  bateau  a3'ant  effectuö  ou  devant  effectuer  le  transport  soit  le 
pavillon  de  l'Etat  exergant  sur  le  port  la  souverainet6  ou  l'autoritö  ou  tout 
autre  pavillon.  A  moins  de  circonstances  particuliferes  justifiant  une  exception 
pour  des  nöcessitös  6conomiques,  ces  droits  devront  etre  ötablis  sur  les  memes 
basses  et  d'aprös  les  memes^  taux  que  les  droits  similaires  percus  aux  autres 
fronti^res  douanieres  de  l'Etat  int6ress6.  Toutes  les  facilitös,  qui  seraient 
accordees  par  cet  Etat  sur  d'autres  voies  de  terre  ou  d'eau  ou  dans  d'autres 
ports  pour  l'importation  et  l'exportation  des  marchandises,  seront  6galement 
conc6d6es  aux  importations  et  aux  exportations  par  le  port  soumis  au  regime 
international. 

3*^  Travaux. 

Article  339. 
A  d6faut  d'une  Organisation  speciale  relative  ä  l'exöcution  des  travaux 
d'entretien  et  d'amölioration  du  port,  l'Etat  sous  la  souverainet6  ou  l'autoritö 
duquel  le  port  est  plac6,  sera  tenu  de  prendre  les  dispositions  propres  ä 
enlever  tous  obstacles,  tous  dangers  ä  la  navigation  et  k  assurer  la  facilitö 
des  mouvements  des  navires  dans  le  port. 

Article  340. 
L'Etat   sous   la   souverainet6   ou  l'autoritö  duquel  le  port  est  plac6,  ne 
devra  jamais  entreprendre  aucun  travail  de  nature  ä  compromettre  les  facilit^s 
d'utilisation  du  port  ou  de  ses  accfes. 

4*^'  Zones  Franches. 
Article  341. 
Les  facilit^s  accordees  dans  une  zone  franche  pour  la  construction  ou 
l'utilisation  de  magasins  ainsi  que  pour  l'emballage  ou  le  döballage  des 
marchandises,  devront  r^pondre  aux  n6cessit6s  commerciales  du  moment. 
Tout  produit  dont  la  consommation  aura  6t6  autoris^e  dans  la  zone  franche, 
sera  exempt  de  droit  de  douane,  d'accise,  ou  autres  de  quelque  nature  que 
ce  soit,  sauf  le  droit  de  statistique  pr6vu  ä  l'article  342.  A  d^faut  de  dis- 
positions contraires  du  präsent  Trait6,  l'Etat  sous  la  souverainetö  ou  l'autorit^ 
duquel  le  port  est  plac6,  aura  la  facult^  d'autoriser  ou  d'interdire  les  fabri- 
cations  dans  la  zone  franche.  Aucune  distinction  ne  sera  faite  en  ce  qui 
concerne  une  quelconque  des  prescriptions  du  präsent  article,  soit  entre  les 
personnes  appartenant  ä  des  nationalitös  diff^rentes,  soit  entre  les  produits 
d'origine  ou  de  destination  diff^rentes. 

Article  342. 
Aucun  droit  ou  taxe,  autre  que  ceux  prövus  ä  l'article  336,  ne  sera 
impos6  ä  l'entröe  des  produits  dans  la  zone  franche  ou  ä  leur  sortie,  quel 
que  soit  le  pays  ^tranger  dont  ils  proviennent  ou  auquel  ils  sont  destinös, 
sauf  un  droit  de  statistique  qui  ne  devra  pas  exc6der  1  pour  mille  ad 
valorem.     Le   produit   de   ce   droit   de  statistique  sera  exclusivement  affectö 
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ä  maintenir  le  Service  charg6  d'6tablir  le  relev6  des  mouvements  du  commerce 
et  de  la  navigation  dans  la  zone  franche. 

Article  343. 
Sous  röserve  des  dispositions  de  l'article  344,  les  droits  pr6vus  ä, 
l'article  338  pourront  etre  pergus,  dans  les  conditions  fix^es  audit  article, 
sur  les  marchandises  en  provenance  ou  ä  destination  de  la  zone  franche, 
respectivement  ä  leur  entröe  sur  le  territoire  de  l'Etat,  sous  la  souverainet^ 
ou  l'autoritö  duquel  le  port  est  plac6,  ou  ä  leur  sortie  de  ce  territoire. 

Article  344. 
Les  personnes,  marchandises,  Services  postaux,  navires,  bateaux,  voitures, 
wagons  ou  autres  moyens  de  transport,  en  provenance  ou  ä  destination  de 
la  zone  franche  et  traversant  le  territoire  de  l'Etat,  sous  la  souverainet6 
ou  l'autoritö  duquel  le  port  est  plac6,  seront  r6put6s  en  transit  ä  travers 
ledit  Etat,  s'ils  sont  ä  destination  ou  en  provenance  d'un  autre  Etat  quel- 
conque. 

5^  Jugement  des  Litiges. 

Article  345. 

Sous  r^serve  des  dispositions  de  l'article  61,  Partie  III  (Clauses  poli- 
tiques),  tous  diff^rends  qui  viendraient  ä  s'6lever  entre  les  Etats  int^ress^s 
relativement  ä  Interpretation  ou  ä  l'application  des  dispositions  des  articles 
335  ä  344,  ainsi,  d'une  mani^re  g6n6rale,  que  tous  difförends  entre  £tats 
int6ress6s  relativement  ä  l'utilisation  du  port,  seront  r6gl6s  dans  les  conditions 
fix^es  par  la  Soci6t6  des  Kations. 

Les  diff6rends  relatifs  ä  l'exöcution  de  travaux  susceptibles  de  compro- 
mettre  les  facilit6s  d'utilisation  du  port  et  de  ses  accös,  seront  l'objet  d'une 
procödure  d'urgence  et  pourront  donner  Heu,  sans  pr6judice  de  l'avis  ou  du 
jugement  döfinitifs  touchant  le  fond  du  litige,  k  un  avis  ou  ä  un  jugement 
provisoires  qui  pourront  prescrire  la  Suspension  ou  la  suppression  imm6diates 
desdits  travaux. 

Chapitre  III. 
Clauses   Relatives   ä   la   Maritsa   et   au    Danube. 

Article  346. 
Sur  requete   adress6e   au  Conseil  de  la  Soci6t6  des  Nations  par  un  des 
Etats  riverains,  la  Maritsa  sera  d6clar6e  fleuve  international  et  sera  soumise 
au  regime   des   fleuves   internationaux   pr(5vus  par  les  articles  332  ä  338  du 
Trait6  de  Paix  conclu  avec  l'Allemagne  le  28  juin  1919. 

Article  347. 

Sur  requete  adress6e  au  Conseil  de  la  Sociöti'  des  Nations  par  un  des 
Etats  riverains,  la  Maritsa  sera  plac6e  sous  l'administration  dune  Oommission 
internationale,  qui  comprendra  un  reprösentant  de  chacun  des  Htats  riverains, 
un  repr6sentant  de  la  Grande- Bretagne,  un  reprusentant  de  la  France  et  un 
representant  de  l'Italie. 

Article  348. 

Sans  pr6judice  de  la  stipulation  de  l'articlo  133,  Partie  111  a'lauses 
politiques),  la  Turquie  declare  reconnaitre  et  agrt-er  toutes  les  dispositions 
concernant  le  Danube,  ins6r(5es  aux  Trait^s  de  Paix  conclus  aves  lAllemagne. 
l'Autriche,  hi  llongrie  et  la  Bulgarie,  et  le  regime  en  rt'sultant  pour  co  tleuve. 
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Ghapitre  IV. 

Clauses  Reconn  aissan  t   ä  Certains  Etats   l'Usage 

de  Certains   Ports. 

Article  349. 

En  vue  d'assurer  ä  la  Turquie  le  libre  acces  ä  la  mer  M(-diterran6e  et 
ä  la  mer  Eg6e,  la  libert6  de  transit  lui  est  reconnue  sur  les  territoires  et 
dans  les  ports  d6tach6s  de  la  Turquie. 

La  libert6  de  transit  est  celle  qui  est  döfinie  ä  l'article  328,  jusqu'ä  ce 
qu'une  Convention  g6n6rale  soit  conclue  ä  ce  sujet,  apres  quoi  les  dispositions 
de  la  nouvelle  Convention  y  seront  Substitutes. 

Des  Conventions  particuliöres  entre  les  Etats  ou  les  administrations 
int6ress6s  dötermineront,  en  ce  qui  concerne  la  Turquie  avec  l'assentiment 
de  la  Commission  financiere,  les  conditions  de  l'exercice  de  la  facult6  accordöe 
ci-dessus  et  r^gleront  notamment  le  mode  d'utilisation  des  ports  et  des  zones 
franches  y  existant,  l'ötablissement  des  Services  et  tarifs  internationaux 
(communs)  comportant  des  billets  et  des  lettres  de  voiture  directs  et  l'appli- 
cation  des  dispositions  de  la  Convention  de  Berne  du  14  octobre  1890  et  des 
dispositions  compl6mentaires,  jusqu'ä  son  remplacement  par  une  nouvelle 
Convention. 

La  libertö  de  transit  s'ötendra  aux  Services  postaux,  t6l6graphiques  et 
t6l6phoniques. 

Article  350. 

Dans  le  port  de  Smyrne  il  sera  donn6  ä  bail  ä  la  Turquie,  ä  perp6tuit6 
si  un  terme  n'est  pas  fix6  par  la  Soci^tö  des  Nations,  un  espace  qui  sera  plac6 
sous  le  regime  g6n6ral  des  zones  franches  prövues  aux  articles  341  ä  344,  et 
qui  sera  affect^  au  transit  direct  des  marchandises  en  provenance  ou  ä  desti- 
nation  de  cet  Etat. 

La  dölimitation  de  l'espace  vis6  ä  l'alin^a  pr6c6dent,  sa  jonction  avec 
les  chemins  de  fer  existants,  son  amönagement,  son  mode  d'exploitation  et, 
«n  g6n6ral,  toutes  les  conditions  de  son  utilisation,  y  compris  le  prix  de 
location,  seront  fix6s  par  une  Commission  compos6e  de:  un  d6l6gu6  de  la 
Tarquie,  un  d6l6gu6  de  la  Gr^ce  et  un  d6l6gu6  d6sign6  par  la  Soci6t6  des 
Nations.  Ces  conditions  pourront  etre  revisöes  tous  les  dix  ans  dans  les 
mSmes  formes. 

Article  351. 

Le  libre  acces  ä  la  mer  Noire  par  le  port  de  Batoum  est  accord6  ä  la 
Göorgie,  ä  l'Azerbidjan  et  ä  la  Perse  comme  ä  l'Armönie.  Ce  droit  d'accös 
sera  exercö  dans  les  conditions  pr^vues  ä  l'article  349. 

Article  352. 

Sous  röserve  de  la  döcision  prävue  ä  l'article  89,  Partie  III  (Clauses 
politiques),  le  libre  accös  ä  la  mer  Noire  par  le  port  de  Tröbizonde  est  accordö 
ä  l'Armönie;  le  droit  d'acc^s  sera  exercä  dans  les  conditions  prövues  ä  l'ar- 
ticle 349. 

Dans  ce  cas  il  sera  dounö  ä  bail  ä  l'Armtoie  dans  le  port  de  Tröbizonde, 
ä  perp6tuit6  si  un  terme  n'est  pas  fix6  par  la  Soci^tö  des  Nations,  un  espace 
qui  sera  plac6  sous  le  regime  gön^ral  des  zones  franches  pr6vu  aux  articles  341 
ä  344,  et  qui  sera  affectjö  au  transit  direct  des  marchandises  en  provenance 
ou  ä  destination  de  cet  Etat. 

La  d^limitation  de  l'espace,  vis6  ä  l'alin6a  pr6c6dent,  sa  jonction  avec  les 
chemins  de  fer  existants,  son  am6nagement,  son  mode  d'exploitation,  et,  en 
g^nöral,  toutes  les  conditions  de  son  utilisation,  y  compris  le  prix  de  location, 
seront  fix6s  par  une  Commission  composöe  de :  un  d6l6gu6  de  l'Armönie,  un 
d6l6gu6  de  la  Turquie  et  un  d6l6gu6  dösignö  par  la  Soci6t6  des  Nations.  Ces 
conditions  pourront  etre  revisöes  tous  les  dix  aus  dans  les  memes  formes. 
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Section  III. 

Chemins  de  Fer. 

Chapitre  I. 

Clauses   Relatives   aux   Transports   Internationaux. 

Article  353. 

Sous  röserve  des  droits  des  soci6t6s  conncessiönnaires,  les  marchandises 
en  provenance  des  territoires  des  Puissances  alli^es  et  ä  destination  de  la 
Turquie,  jt  vice  versa,  ainsi  que  les  marchandises  en  transit  par  la  Turquie 
et  en  provenance  ou  ä  destination  des  territoires  des  Puissances  alli6es,  bön^fi- 
cieront  de  plein  droit  sur  les  chemins  de  fer  ottomans,  au  point  de  vue  des 
taxes  ä  percevoir  (compte  tenu  de  toutes  ristournes  et  primes).  des  facilit6s 
et,  ä  tous  autres  6gards,  du  regime  le  plus  favorable  appliqu6  aux  marchandises 
de  meme  nature  sur  une  quelconque  des  lignes  ottomanes,  seit  en  trafic  Interieur, 
soit  ä  l'exportation,  ä  l'importation  ou  en  transit,  dans  les  conditions  sem- 
blables  de  transport,  notamment  au  point  de  vue  de  la  longueur  du  parcours. 

Des  tarifs  internationaux,  ^tablis  d'apres  les  taux  pr6vus  ä  l'alin^a 
pr6c6dent  et  comportant  des  lettres  de  voiture  directes,  devront  6tre  cr66s 
lorsqu'une  des  Puissances  alliäes  le  requerra  de  la  Turquie. 

Article  354. 

A  partir  de  la  mise  en  vigueur  du  präsent  Trait6,  la  Turquie  s'engage. 
sous  les  r6serves  indiquöes  au  second  alin6a  du  präsent  article,  ä  souscrire 
aux  Conventions  et  Arrangements  sign6s  ä  Berne  le  14  octobre  1890,  le 
20  septembre  1893,  le  16  juillet  1895,  le  16  juin  1898  et  le  19  septembre  1906, 
sur  le  transport  des  marchandises  par  voies  ferröes. 

Si,  dans  un  d6lai  de  cinq  ans  apr^s  la  miae  en  vigueur  du  präsent 
Trait6,  une  nouvelle  Convention  pour  le  transport  par  chemin  de  fer  des  voy- 
ageurs,  des  bagages  et  des  marchandises  est  conclue  pour  remplacer  la  Con- 
vention de  Berne  du  14  octobre  1890  et  les  additions  subs^quentes  vis^es  ci- 
dessus,  cette  nouvelle  Convention,  ainsi  que  les  dispositions  compl6mentaires 
r^gissant  le  transport  international  par  voie  ferröe  qui  pourront  Otre  bas6es 
sur  eile,  lieront  la  Turquie,  meme  si  cette  Puissance  refuse  de  prendre  part 
ä  la  pr6paration  de  la  Convention  ou  d'y  adh^rer.  Jusqu'ä  la  conclusion 
d'une  nouvelle  Convention,  la  Turquie  se  conformera  aux  dispositions  de  la 
Convention  de  Berne  et  aux  additions  subs^quentes  vis(5es  ci-dessus.  ainsi 
qu'aux  dispositions  compl^mentaires. 

Article  355. 

Sous  röserve  des  droits  des  soci6t6s  concessionnaires,  la  Turquie  sera 
tenue  de  coop6rer  ä  l'6tablissement  des  Services  avec  billets  directs  pour  les 
voyageurs  et  leurs  bagages,  qui  lui  seront  demandös  par  une  ou  plusieurs 
des  Puissances  alli^es  pour  assurer,  par  chemin  de  fer,  les  relations  de  ces 
Puissances  entre  elles  ou  avec  tous  les  autres  pays,  en  transit  ä  travers  le 
territoire  ottoman ;  la  Turquie  devra  notamment  recevoir,  ä  cet  effet.  les 
trains  et  les  voitures  en  provenance  des  territoires  des  Puissances  alliees  et 
les  acheminer  avec  c6l6rit6  au  moins  6gale  ä  celle  de  ses  meilleurs  trains  ä 
long  parcours  sur  les  memes  lignes.  En  aucun  cas.  les  prix  applicables  ä 
ces  Services  directs  ne  seront  sup6rieurs  aux  prix  peri,us,  sur  le  mome  par- 
cours, pour  les  Services  Interieurs  ottomans,  effectutSs  dans  les  mi'mes  con- 
ditions de  vitesse  et  de  confort. 

Les  tarifs  applicables,  dans  les  mfimes  conditions  de  vitesse  et  de  con- 
fort au  transport  des  t^migrants  sur  les  chemins  de  fer  ottomans  ;i  desti- 
nation ou  en  provenance  des  ports  des  Puissances  alliees,  ne  pourront  janiais 
ressortir  ä  une  taxe  kilom^trique  supericure  ;\  celle  des  tarifs  les  plus  favor- 
ables,   compte  tenu  de  toutes   primes  ou  ristournes,  dont  b^nelicieraicnt.    sur 
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lesdits  chemins  de  fer,   les  6migrants  ä  destination  ou  ä  provenance  d'autres 
ports  quelconques. 

Article  856. 

La  Turquie  s'engage  ä  n'adopter  aucune  mesure  techniqiie,  fiscale  ou 
administrative,  teile  que  la  visite  en  douane,  les  mesures  de  poliee  g6n6rale, 
de  police  sanitaire  ou  de  controle,  qui  serait  speciale  aux  Services  directs 
pr6vus  ä  l'article  8ö.ö  ou  au  transport  d'6migrants,  k  destination  ou  en  pro- 
venance des  ports  des  Puissances  alli^es,  et  qui  aurait  pour  effet  d'entraver  ou 
de  retarder  ces  Services. 

Article  H57. 

En  cas  de  transport,  partie  par  chemin  de  fer  et  partie  par  navigation 
intörieure,  avec  ou  sans  lettre  de  voiture  directe,  les  stipulations  qui  pr6- 
c6dent  seront  applicables  k  la  partie  effectuöe  par  chemin  de  fer. 

Chapitre  IL 

Mat^riel  Roulant. 

Article  358. 

La  Turquie  s'engage  ä  ce  que  les  wagons  ottomans  employös  pour  les 
Services  internationaux  soient  munis  de  dispositifs  permettant: 

1°  de  les  introduire  dans  les  trains  de  marcbandises  circulant  sur  les 
lignes  des  Puissances  alliöes  qui  sont  parties  k  la  Convention  de  Berne  du 
15  mai  1886,  modifi6e  le  18  mai  1907,  sans  entraver  le  fonctionnement  du 
frein  continu  qui  pouTrait,  dans  les  dix  ans  qui  suivront  la  mise  en  vigueur 
du  präsent  Traitö,  etre  adoptö  dans  ces  pays ; 

2,0  d'introduire  les  wagons  de  ces  Puissances  dans  tous  les  trains  de 
marcbandises  circulant  sur  les  lignes  ottomanes. 

Le  matöriel  roulant  des  Puissances  alliöes  jouira,  sur  les  lignes  otto- 
manes, du  mi'me  traitement  que  le  mat^riel  ottoman  en  ce  qui  concerne  la 
circulation,  l'entretien  et  les  r6parations. 

Chapitre  III. 

Transfert  de  Lignes  de  Chemins  de  Fer. 

Article  359. 

Sous  röserve  de  stipulations  particulieres  relatives  au  transfert  des  ports 
et  votes  ferrßes,  appartenant  soit  au  Gouvernement  ottoman,  soit  ä  des 
soci6t6s  privees,  et  situös  dans  les  territoires  dötachös  de  la  Turquie  en  vertu 
du  präsent  Trait6,  ainsi  que  les  dispositions  financi^res  concernant  les  con- 
cessionnaires  et  le  Service  des  pensions  de  retraite  du  personnel,  le  transfert 
des  voies  ferr^es  aura  lieu  dans  les  conditions  suivantes : 

10  Les  ouvrages  et  les  installations  de  toutes  les  voies  ferröes  seront 
laiss6s  au  complet  et  en  aussi  bon  6tat  que  possible. 

20  Lorsqu'un  r^seau  ayant  un  mat^riel  roulant  k  lui  propre  sera  situ6 
en  entier  sur  un  territoire  transf6r6,  ce  mat^riel  sera  laiss6  au  complet, 
d'apr^s  le  dernier  inventaire  au  30  octobre  1918,  et  en  6tat  normal  d'en- 
tretien,  la  Turqie  6tant  responsable  de  toutes  pertes  dues  ä  des  causes  dont 
eile  avait  le  controle. 

30  Pour  les  lignes  dont,  en  vertu  du  präsent  Trait6,  l'administration 
se  trouvera  r^partie,  la  r6partition  du  matöriel  roulant  sera  d^cid^e  par  accord 
entre  les  administrations,  auxquelles  diverses  sections  sont  attribu^es.  Cet, 
accord  devra  prendre  en  consid6ration  l'importance  du  mat^riel  immatricul^ 
sur  ces  lignes,  d'apres  le  dernier  inventaire  au  30  octobre  1918,  la  longueur 
des  voies,  y  compris  les  voies  de  Service,  la  nature  et  l'importance  du  trafic. 
En  cas  de  d^saccord,  les  diff^rends  seront  r^gl^s  par  un  arbitre  dösign^  par 
a  Soci6t6  des  Nations ;    cet  arbitre  d^signera  6galement,   le  cas  6ch6ant,   les 
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locomotives,  voitures  et  wagons  ä  laisser  sur  chaque  section,  fixera  les  con- 
ditions  de  leur  röception  et  r^glera  les  arrangements  qa'il  jugera  n^cessaires 
pour  assurer  pendant  une  pöriode  limitöe,  l'entretien  du  mat^riel  transf6r6 
dans  les  ateliers  existants. 

4"  Les  approvisionnements.  le  mobilier  et  l'outillage  seront  laiss^s  dans 
les  memes  conditions  que  la  mat^riel  roulant. 

Article  360. 
Le  Gouvernement  ottoman  döclare  renoncer  ä  tons  droits  qu'il  pourrait 
avoir  sur  le  chemin  de  fer  du  Hedjaz  et  accepter  tous  arrangements  ^mananant 
des  Gouvernements  int^ress^s  pour  son  exploitation,  ainsi  que  pour  la  röpartition 
des  biens  d^pendant  dudit  chemin  de  fer  et  utilis^s  pour  celui-ci.  Dans  ces 
arrangements,  la  position  speciale  du  chemin  de  fer  au  point  de  vue  religieux, 
devra  etre  pleinement  reconnue  et  sauvegard^e. 

Chapitre  IV. 
Arrangements  Concernanl  l'Exploitation  des  Chemins 

de  Fer. 
Article  361. 

Sous  r^serves  des  stipulations  particulieres  contenues  dans  le  präsent 
Traitä,  lorsque,  par  suite  du  trac6  des  nouvelles  frontieres.  une  ligne 
reliant  deux  parties  d'un  meme  pays  traversera  un  autre  pays.  ou  lors- 
qu'une  ligne  d'embranchement  partant  d"un  pays  se  terminera  dans  un 
autre .  les  conditions  d'exploitation  seront  r^gl^es  par  un  arrangement 
conclu  entre  les  administrations  des  chemins  de  fer  int^ressöes.  Au  cas 
oü  ces  administrations  ne  parviendraient  pas  ä  se  mettre  d'accord  sur 
les  conditions  de  cet  arrangement,  les  conflits  seraient  tranch^s  par  un  arbitre 
dösign^  comme  il  est  dit  ä  Tarticle  359. 

L'6tablissement  de^  toutes  les  nouvelles  gares  frontieres  entre  la  Turquie 
et  les  Etats  alli^s  ou  Etats  nouveaux  limitrophes.  ainsi  que  l'exploitation 
des  lignes  entre  ces  gares,  seront  r^gl6s  par  des  arrangements  conclus  dans 
les  memes  conditions. 

Article  362. 

üne  Conference  permanente  de  repr^sentants  techniques  nomm^s  par  les 
Gouvernements  interess^s  sera  constituee  avec  le  pouvoir  de  prendre  les 
arrangements  communs  concernant  le  tralic  entre  plusieurs  territoires.  les 
echanges  de  wagons.  les  tarifs  visant  des  trajets  sur  plusieurs  territoires. 
ainsi  que  toutes  questions  similaires  ayant  trait  ä  des  chemins  de  fer  situ6s 
sur  des  territoires  qui  faisaient  partie  de  l'Empire  ottoman  ä  la  date  du 
ler  aoüt  1914. 

Section  IV. 

Divers. 

Chapitre  l««-. 

Regime  des  Eaux. 

Article  363. 

A  moins  de  dispositions  contraires,    lorsque.    par   suite   du    tract^   d'une 

nouvelle  frontiCre,  le  r(§gime  des  eaux  (canalisatiou.    inondations,    irrigations. 

drainage  ou  questions    analogues)   dans  un  Etat  depend  de  travaux  execut^s 

sur  le,  territoire  d'un  autre  Etat,  ou  lorsqu'il  est  fait  emploi  sur  le  territoire 

d'un  Etat,  en  vertu  d'usages  antörieurs  -X  la  guerre.  des  eaux  ou  de  Tenergie 

hydraulique    nees    sur    le   territoire    d'un    autre  Etat,  il  doit  i'tre  etablir  une 

entente  les  Ktats  interesst^s  de  nature  "i  sauvegarder  les  inti'rf'ts  et  les  droits 

acquis  par  chacun  deux. 
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A  d6faut  d'accord,  il  sera  statu6  par  un  arbitre  d6sign6  par  le  Conseil 
de  la  Soci6t6  des  Nations. 

Chapitre  II. 

T6l6graphes  et  T6l6phones. 

Article  364. 

La  Turquie  s'engage  ä  accorder,  sur   la   demande    de   l'une   quelconque 

des    Puissances    alli6es,    des    facilit6s    appropri6es    pour    la    construction    et 

l'entretien   de   lignes  principales  t6I6graphiques   ou   t6l6phoniques   traversant 

les  territoires  ottomans. 

Les  facilit6s,  dont  il  s'agit,  comprendont  l'octroi  k  toute  soci6t6  t6l6gra- 
phique  ou  t6l6phonique  d^signöe  par  l'une  des  Puissances  alli6es.  du  droit: 

a)  d'installer  de  nouvelles  lignes  de  poteaux  et  fils  t616graphiques  ou 
t6l6phoniques  le  long  des  lignes  de  chemins  de  fer  ou  autres  voies  de 
communication  en  territoire  ottoman ; 

b)  d'avoir  acces  ä  tout  moment  auxdites  lignes  de  poteaux  et  fils 
t6l6graphiques  ou  t6l6phoniques  ainsi  qu'aux  fils  install6s,  apr^s  entente,  sur 
les  poteaux  existants,  et  de  prendre  toutes  mesures  nöcessaires  pour  les 
maintenir  en  bon  6tat  de  fonctionnement ; 

c)  d'employer  les  Services  des  leurs  propres  agents  pour  rutilisation 
desdites  lignes  t6l6graphiques  ou  t616phoniques. 

Toutes  questions  relatives  ä  Fötablissement  desdites  lignes,  notamment 
en  matiere  de  compensation  ou  indemnit6  aux  particuiiers,  seront  r6gl6es 
dans  les  memes  conditions  que  s'il  s'agissait  d'une  ligne  t6l6graphique  ou 
t6l6phonique  6tablie  par  le  Gouvernement  ottoman  lui-meme.  ^ 

Article  365. 

Nonobstant  toute  stipulation  contraire  des  Conventions  existantes.  la 
Turquie  s'engage  ä  accorder  sur  les  lignes  les  plus  appropri^es  au  transit 
international  et  conformöment  aux  tarifs  en  vigueur,  la  libert6  du  transit  aux 
correspondances  t616graphiques  et  Communications  t6l6phoniques  en  provenance 
ou  ä  destination  de  l'une  quelconque  des  Puissances  alli6es  limitrophes  ou 
non.  Ces  correspondances  et  Communications  ne  seront  soumises  ä  aucun 
d61ai  ni  restriction  inutiles;  elles  jouiront  en  Turquie  du  traitement  national 
en  tout  ce  qui  concerne  les  facilit^s  et  notamment  la  c616rit6  des  trans- 
missions.  Nulle  redevance,  facilit6  ou  restriction  ne  devra  d6pendre  directement 
ou  indirectement  de  la  nationalit6  de  l'exp^diteur  ou  du  destinataire. 

Lorsqu'en  raison  des  dispositions  du  präsent  Trait6,  des  lignes  autrefois 
situ^es  en  entier  sur  le  territoire  ottoman  traverseraient  des  territoires  de 
plusieurs  Etats,  et  en  attendant  la  revision  des  tarifs  t6l6graphiques  par  une 
nouvelle  Convention  t6l6graphique  internationale,  les  taxes  additionn^es  sur 
plusieurs  territoires  ne  seront  pas  plus  6lev6es  qu'elles  n'auraient  6t6  si  le 
territoire  traversö  6tait  restö  sous  la  souverainetö  Ottomane,  et  le  partage 
de  la  taxe  totale  entre  les  divers  Etats  traversös,  sera  r6gl6  par  des  accords 
entre  les  diverses  administrations  int6ress6es. 

Chapitre  III. 

CäblesSous-Marins. 
Article  366. 
La  Turquie   accepte  de  transförer  ä  teile  administration  ou  soci6t6  qui 
serait  d6sign6e  par  les  Puissances  alli^es,  les  droits  d'atterrissage  ä  Constan- 
tinople  du  cäble  Constantinople-Constanza. 

Article  367. 
La  Turquie  renonce.  en  son  propre  nom  et  au  nom  de  ses  ressortissants, 
en  faveur  des  Principales  Puissances  alli^es  ä  tous  droits,  titres  ou  Privileges  de 
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toute  nature  poss6d6s  sur  tout  ou  partie  des  cäbles  Djeddah  (Jeddah)-Souakin 
(Zuakkin)  et  Chypre-Latakiä. 

Si  les  cables  ou  portions  de  cäbles  transf^r^s  conform^ment  ä  l'alin^a 
pr^cödent.  constituent  des  propri^t^s  privöes,  la  valeur  calcul6e  sur  la  base 
du  coüt  original  moins  une  diminution  pour  d^pr^ciation,  en  sera  port6e  au 
credit  de  la  Turquie. 

Chapitre  IV. 

Dispositions  Concernant  Certaines  Mesures  d"Ex6cution. 
Article  368. 

La  Turquie  ex6cutera  les  instructions  qui  lui  seront  donn^es  en  matieres 
de  transport  par  une  autoritö  agissant  au  nom  des  Puissances  alli^es: 

1*^  pour  le  transport  de  troupes  effectuöes  en  ex6cution  du  präsent  Traitö, 
ainsi  que  pour  le  transport  du  matöriel,  des  munitions  et  des  approvisionnements 
ä  l'usage  des  armöes ; 

2^'  et  provisoirement,  pour  le  transport  du  ravitaillement  de  certaines 
rögions,  pour  le  rötablissement  aussi  rapide  que  possible  des  conditions  normales 
des  transports   et  pour  l'organisation  des  Services  postaux  et  täl6graphiques. 

Section  V. 
Jugement  des  Litiges  et  Revision  des  Olauses  Permanentes. 

Article  369. 
A  moins  de  stipulations  contraires  dans  le  präsent  Trait6,  les  difförends 
qui  viendraient  ä  s'61ever  entre  les  Puissances  intöressöes  au  sujet  de  l'inter- 
pr6tation  et  de  l'application  des  dispositions  de  la  präsente  partie  du  präsent 
Trait6  seront  r6gl6es  ainsi  qu'il  sera  prövu  par  la  Soci6t6  des  Nations. 

Article  370. 
A  tout   moment,   la  Soci6t6  des  Nations  pourra  proposer  la  revision  de 
ceux  des  articles  ci-dessus,  qui  ont  trait  ä  un  regime  administratif  permanent. 

Article  371. 
A  l'expiration  d'un  d^lai  de  trois  ans  ä  dater  de  la  mise  en  vigueur 
du  präsent  Trait^,  les  dispositions  des  articles  328  ä  334,  353  et  355  ä  357 
pourront  ä  tout  moment,  etre  revisös  par  le  Conseil  de  la  Soci6t6  des  Nations. 
Sous  röserves  des  dispositions  de  l'article  373,  le  bönöfice  d'une  quel- 
conque  des  stipulations  contenues  dans  les  articles  6num6r6s  ci-dessus  ne 
pourra  etre  r6clam6  par  une  des  Puissances  alli^es  en  faveur  d'une  portion 
quelconque  de  ces  territoires,  pour  laquelle  la  r6ciprocit6  ne  serait  pas  accord^e. 

Section  VI. 

Dispositions  Particulieres. 

Article  372. 

Sans  pröjudice  des  obligations  particulieres  qui  lui  sont  imposOes  par  le 

präsent  Trait(5  au  profit  des  Puissances  allices.  la  Turquie  s'engage  ;i  adhi'rer 

ä  toute    Convention  g(5n6rale   concernant  le    regime    international    du  transit. 

des  voies  navigables,  des  ports  et  des  voies  ferröes,  qui  pourrait  rtre  conclue, 

avec  lapprobation  de  la  Soci6t6  des  Nations,    dans    un  d^lai  de  cinq    annt'es 

ä  dater  de  la  mise  en  vigueur  du  präsent  Trait6. 

Article  373. 
A  moins  de  dispositions  particulieres  contraires  du  präsent  Traiti'-.  les 
dispositions  de  la  pr(5sente  Partie  ne  fcront  pas  obstacle  ä  l'exercicc  des  droits 
plus  etendus,  dont  b(5neficieraieut  les  ressortissants  des  Puissances  alliees  en 
vertu  du  r6gime  des  capitulations  ou  de  tous  arrangements,  qui  viendraient 
h  etre  Substituts  auxdites  capitulations. 
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Partie  XII. 
Travail. 

Section  I. 
Organisation   du   Travail*. 


Partie  XIII. 
Clauses  Diverses. 

Article  41,5. 

La  Turquie  s'engage  ä  reconnaitre  et  agr^er  les  Conventions  pass^es  oa 
ä  passer  par  les  Puissances  alli^es  ou  certaines  d'entre  elles  avec  toute  autre 
Puissance,  relativement  au  commerce  des  armes  et  des  spiritueux,  ainsi  qu'aux 
autres  mati^res  traitöos  dans  les  Actes  göoöraux  de  Berlin  du  26  f6vrier  1885 
et  de  Bruxelles  du  2  juillet  1890,  et  les  Conventions  qui  les  ont  compl6t6es 
ou  modifi^es. 

Article  416. 

Les  Hautes  Parties  contractantes  reconnaissent  avoir  pris  connaissance 
et  donner  acte  du  Traitö  signö  par  le  Gouvernement  de  la  R^publique  frangaise 
le  17  juillet  1918  avec  Son  Altesse  S6r6nissime  le  Prince  de  Monaco,  et  definissant 
les  rapports  de  la  France  et  de  la  Principaut6. 

Article  417. 

Sous  r^serve  des  dispositions  du  prösent  Trait6,  la  Turquie  s'engage  ä 
ne  pr6senter,  directement  ou  indirectement,  contre  aucune  des  Puissances  alli^es, 
aucune  röclamation  pöcuniaire,  pour  aucun  fait  antörieur  ä  la  mise  en  vigueur 
du  präsent  Trait6. 

La  präsente  stipulation  vaudra  däsistement  complet  et  d^finitif  de  toutes 
r^clamations  de  cette  nature,  d6sormais  öteintes,  quels  qu'en  soient  les  int^ress^s. 

Article  418. 

La  Turquie  accepte  et  reconnait  comme  valables  et  obligatoires  toutes 
d^cisions  et  tous  ordres  concernant  les  navires  ottomans  et  les  marchandises 
ottomanes,  ainsi  que  toutes  döcisions  et  ordres  relatifs  au  paj-ement  des  frais 
et  rendus  par  l'une  quelconque  des  juridictions  de  prises  des  Puissances  alli^es 
et  s'engage  ä  ne  präsenter,  au  nom  de  ses  nationaux,  aucune  r6clamation 
relativement  k  ces  döcisions  ou  ordres. 

Les  Puissances  alli6es  se  röservent  le  droit  d'examiner,  dans  telles 
conditions  qu'elles  dötermineront,  les  d^cisions  et  ordres  de  juridictions  otto- 
manes en  matiere  de  prises,  que  ces  döcisions  et  ordres  affectent  les  droits 
de  propri6t6  des  ressortissants  desdites  Puissances  ou  ceux  des  ressortissants 
neutres.  La  Turquie  s'engage  ä  fournir  des  copies  de  tous  les  documents 
constituant  le  dossier  des  affaires,  y  compris  les  d^cisions  et  ordres  rendus, 
ainsi  qu'ä  accepter  et  ex^cuter  les  recommandations  pr6sent6es  apr^s  ledit 
examen  des  affaires. 

Article  419. 

Afin  de  r6duire  au  minimum  les  pertes  rösultant  du  coulage  de  navires 
et  de  cargaisons  au  cours   de   la   guerre,   et   afin  de  faciliter  la  r^cupöration 

*  Es  folgt  hier  der  oben  S.  230  ....  ,Attendu  que  la  Soci6t6 
des  Nations  .  .  .*  bis  S.  240  „.  .  .  bienfaits  permanents  sur  les  sala- 
ri6s  du  monde"  als  Bestandteil  des  Versailler  Vertrages  abgedruckte 
Text. 
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des  navires  et  des  cargaisons  qui  peuvent  etre  sauv^s  ainsi  que  le  reglement 
des  r<5clamations  priv6es  sy  rapportant,  le  Gouvernement  ottoman  s'engage 
ä  fournir  tous  les  renseignements  en  sa  possession  qui  pourraient  etre  utiles 
aux  Gouvernements  des  Puissances  alliöes  ou  ä  leurs  ressortissants,  en  ce  qui 
concerne  les  navires  coul6s  ou  endommagäs  par  les  forces  navales  ottomanes 
pendant  la  Periode  des  hostilit^s. 

Article  420. 

Dans  les  six  mois  qui  suivront  la  mise  en  vigueur  du  präsent  Trait6, 
le  Gouvernement  ottoman  devra  restituer  aux  Gouvernements  des  Puissances 
alli^es  les  trophöes,  archives,  Souvenirs  historiques  ou  oeuvres  d'art  enlev6s 
aux  dites  Puissances  ou  ä  leurs  ressortissants  y  compris  les  soci6t6s  et 
associations  de  toute  nature  contrulöes  par  leurs  ressortissants,  depuis  le 
29  octobre  1914. 

La  remise  de  ces  objets  sera  effectu6e  dans  tels  lieux  et  conditions  que 
fixeront  les  Gouvernements,  auxquels  ils  doivent  6tre  restitu^s. 

Article  421. 
Dans  les  douze  mois  qui  suivront  la  mise  en  vigueur  du  präsent  Trait6, 
le  Gouvernement  ottoman  abrogera  la  lögislation  ottomane  actuelle  concernant 
les  antiquit6s  et  prendra  les  mesures  n^cessaires  pour  ^dicter  une  nouvelle 
lögislation,  qui  sera  bas6e  sur  les  regles  pos^es  dans  l'Annexe  ci-jointe  et 
devra  etre  soumise  ä  l'approbation  de  la  commission  financiöre  avant  d'etre 
pr6sent6e  au  vote  du  Parlement  et  dont  le  Gouvernement  ottoman  s'engage 
ä  assurer  l'execution  sur  un  pied  de  parfaite  6galit6  entre  toutes  les  nations. 

Annexe. 

Par  „antiquitös''  on  devra  entendre  toute  oeuvre  ou  produit  de  ractivit^ 
humaine  ant^rieurs  ä  l'annöe  1700. 

§  2. 

La  l6gislation  sur  la  protection  des  antiquitäs  devra  proc6der  plutöt  par 
encouragements  que  par  menaces. 

Toute  personne  qui,  ayant  fait  la  d^couverte  d'une  antiquit6  sans  avoir 
l'autorisation  vis^e  au  paragraphe  5,  signale  cette  diScouverte  ä  un  fönet  ion- 
naire  du  minist^re  ottoman  comp6tent,  devra  recevoir  une  r6mun6ration  pro- 
portionnöe  ä  la  valeur  de  la  d6couverte. 

§  3. 
Aucune   antiquitä   ne    pourra    6tre    ali^n^e    qu'en   faveur    du   minist^re 
ottoman  comp6tent,  ä  moins  que  celui-ci  renonce  ä  en  faire  l'acquisition. 

Aucune  antiquitö  ne  pourra  sortir  du  pays  sans  une  licence  dölivr^e 
par  ledit  ministäre. 

§  4. 
Toute  personne  qui,  par  malibe  ou  nögligence,  d6truit  ou  d^tenore  une 
antiquite,  devra  etre  passible  d'une  p(5nalit6  ä  fixer. 

§  5. 
Tout   d^placement   de   terrain   ou   fouilles   en  vue  de  trouver  des  anti- 
quit6s  seront  interdites,  sous  peine  d'amende,  si  ce  n'est  aux  personnes  mnnies 
d'une  autorisation  du  ministere  compi^tent  ottoman. 

Des  conditions  6quitables  seront  fixöes  pour  permettre  d'exproprier  tem- 
porairement  ou  ä  titre  permanent,  les  terrains  pouvant  präsenter  un  int^röt 
historique  ou  arch6ologique. 
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L'autorisation  de  proc6der  ä  des  fouilles  ne  sera  accord^e  qu'ä  des 
personnes  Präsentant  des  garanties  süffisantes  d'exp6rience  arch^ologique. 
Le  Gouvernement  ottoman  ne  devra  pas.  en  accordant  ces  autorisations, 
agir   de   i&qon  ä  6liminer,   sans  motifs  valables.  les  savants  d'auc^ne  nation. 

§  s. 

Le  produit  des  fouilles  pourra  etre  r6parti  entre  la  personne  ayant 
proc6d6  ä  la  fouille  et  le  ministere  ottoman,  dans  la  proportion  fix6e  par 
celui-ci.  Si,  pour  des  raisons  scientifiques,  la  r6partition  parait  impossible, 
l'inventeur  devra  recevoir  une  ^quitable  indemnit6  au  Heu  d'une  partie  du 
produit  de  la  fouille. 

Article  422. 

Tous  objets  Präsentant  un  intörßt  religieux,  arcb6ologique,  historique 
ou  artistique,  qui,  post6rieurement  au  l^r  aoüt  1914,  aurait  6t6  enlev6  d'un 
territoire  cessant  aujour-d'hui  de  faire  partie  de  la  Turquie,  devront,  dans 
les  douze  mois  qui  suivront  la  mise  en  vigueur  du  pr6sent  Trait^,  etre  restituös 
par  le  Gouvernement  ottoman  au  Gouvernement  du  territoire  d'oii  lesdits 
objets  auront  6t6  enlevös. 

Si  ces  objets  sont  devenus  la  propri6t6  priv6e  d'une  personne,  il  appar- 
tiendra  au  Gouvernement  ottoman  de  prendre  les  mesures  n6cessaires,  par 
voie  d'expropriation  ou  autrement,  pour  etre  ä  meme  de  remplir  l'obligation 
pr6vue  par  le  präsent  article. 

Des  listes  d'objets  ä  restituer,  en  vertu  du  präsent  article.  seront 
remises  au  Gouvernement  ottoman  par  les  Gouvernements  int6ress6s.  dans 
les  six  mois  qui  suivront  la  mise  en  vigueuj-  du  präsent  Trait6. 

Article  423. 
Le  Gouvernement  ottoman  s'engage  ä  conserver  les  livres,  documents 
et  manuscrits  de  la  Bibliotheque  de  l'Institut  archöologique  russe  ä  Constan- 
tinople,  qui  sont  actuellement  en  sa  possession,  et  ä  en  faire  la  remise  ä 
teile  autorit^  que  les  Puissances  alliöes,  en  vue  de  sauvegarder  les  droits  de 
la  Russie,  se  röservent  de  d6signer.  Jusqu'ä  ce  moment,  le  Gouvernement 
ottoman  devra  assurer  ä  toute  personne  düment  autoris6e  par  l'une  quel- 
conque   des   Puissances   alliöes,   un   libre   acces  auxdits  livres.  •  documents  et 

^^^"^'^"t^-  Article  424. 

Des  la  mise  en  vigueur  du  präsent  Trait^,  la  Turquie  remettra  sans 
d6lai  aux  Gouvernements  int^ress^s  les  archives,  registres.  plans,  titres  et 
documents  de  toute  nature  appartenant  aux  administrations  civile,  militaire, 
finanoi^re,  judiciaire  ou  autres  des  territoires  transf6r6s.  Si  quelques-uns 
de  ces  documents,  archives,  registres,  titres  ou  plans  avaient  6t6  d6plac6s, 
ils  seront  restitu^s  par  la  Turquie,  sur  la  demande  du  Gouvernement 
int^ress^. 

Dans  le  cas  oü  les  archives,  registres,  plans,  titres  ou  documents  vis6s 
ä  l'alin^a  l^r  et  n'ayant  pas  un  caractere  militaire  concerneraient  ögalement 
les  administrations  ottomanes  et  oü,  en  cons6quence,  leur  remise  ne  pourrait 
avoir  lieu  sans  pr^judice  pour  ces  derni^res,  la  Turquie  s'engage.  sous 
condition  de  r6ciprocit6,  ä  en  donner  communication  aux  Gouvernements 
int6ress6s. 

Le  gouvernement  ottoman  s'engage  sp6cialement  ä  restituer  au  gouver- 
nement  hell6nique  les  registres  fonciers  locaux  ou  tous  autres  registres  publics 
qui  concernent  la  propri6t6  fonci^re  dans  les  districts  de  l'ancien  Empire 
Ottoman  transf6r6s  ä  la  Gr^ce  postörieurement  ä  1912,  et  que  les  autorit^s 
ottomanes  ont  enlev^s  ou  pu  enlever  au  moment  de  l'övacuation. 

Dans  le  cas  oü  la  restitution  d'un  ou  de  plusieurs  registres  serait  im- 
possible  en   raison  de  leur  disparition  ou  pour  toute  autre  cause,   et  s'il  est 
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n6cessaire  ä  la  v6rification  des  titres  produits  devant  les  autoritös  hell6- 
niques,  le  gouvernement  hell^nique  aura  le  droit  de  prendre  toutes  copies 
n6cessaires  des  mentions  port6es  dans  le  registre  foncier  central  ä  Con- 
stantinople. 

Article  425. 

Le  gouvernement  ottoman  s'engage,  ä  Charge  de  r6ciprocit6,  ä  donner 
aux  gouvernements  exercant  Tautoritö  sur  les  territoires  d^tach^s  de  la 
Turquie  conformöment  au  präsent  Traitö,  ou  dont  le  Statut  actuel  est  reconnu 
par  la  Turquie  en  vertu  du  präsent  Trait6,  libre  acces  aux  archives  et  do- 
cuments  de  toute  nature  concernant  l'administration  des  Vakoufs  dans  lesdits 
territoires  ou  les  Vakoufs  particuliers,  en  quelque  lieu  qu'ils  soient  situös,  et 
dans  lesquels  sont  int^ress^es  des  personnes  ou  des  institutions  6tablies  sur 
lesdits  territoires. 

Article  426. 

Toute  döcision  judiciaire  rendue  en  Turquie  par  un  juge  ou  tribunal 
d'une  des  Puissances  alli^es,  depuis  le  30  octobre  1918  jusqu'ä  la  mise  en 
vigueur  du  nouveau  regime  judiciaire  pr6vu  ä  l'article  136,  Partie  III 
(Clauses  politiques),  sera  reconnue  par  le  Gouvernement  ottoman  qui  s'engage 
ä  en  assurer,  s'il  est  n^cessaire,  l'ex^cution. 

Article  427. 
Sous  röserve  des  dispositions  de  l'article  46,  Partie  III  iClauses  politiques), 
la  Turquie  s'engage  en  ce  qui  concerne  son  territoire,  tel  que  les  limites  en 
sont  döcrites  ä  l'article  27,  ä  accepter  et  ä  coUaborer  k  la  mise  ä  exöcution 
de  toutes  d^cisions  prises  par  les  Puissances  alli^es,  d'accord  s'il  est  nöcessaire, 
avec  d'autres  Puissances,  au  sujet  de  toute  question  antörieurement  trait^e 
par  le  Conseil  supörieur  de  Sant6  de  Constantinople  ou  par  l'Administration 
sanitaire  ottomane  dirigöe  par  ce  Conseil. 

Article  428. 

En  ce  qui  concerne  les  territoires  d6tach6s  de  la  Turquie  en  vertu  du 
präsent  Traitä  ainsi  que  dans  les  territoires,  cessant.  en  conformitö  du  präsent 
Traitä,  d'6tre  sous  la  suzerainete  de  la  Turquie,  la  Turquie  däclare  das  ä 
präsent  accepter  toutes  däcisions  conformes  aux  principes  ci-aprös.  prises  par 
les  Puissances  alliäes,  d'accord  s'il  est  näcessaire  avec  d'autres  Puissances, 
au  sujet  de  toute  question  antärieurement  traitäe  par  le  Conseil  supärieur  de 
Santa  de  Constantinople  ou  par  l'Administration  sanitaire  ottomane  dirigäe 
par  ce  Conseil,  ou  par  le  Conseil  sanitaire  maritime  et  quarantenaire 
d'Alexandrie. 

Les  principes  visäs  ä  l'alinäa  präcädent  seront  les  suivants : 

a)  II  appartiendra  aux  Puissances  alliees  d'entretenir  et  d'administrer, 
en  se  conformant  aux  stipulations  des  Conventions  sanitaires  internationales, 
leurs  propres  ätablisscments  quarantenaires  dans  les  territoires  dätachäs  de 
la  Turquie  et  placäs  sous  leur  contröle,  seit  que  la  Puissance  alliäe  intäressäe 
agisse  comme  Puissance  souveraine  ou  comme  Puissance  mandataire  ou  pro- 
tectrice,  soit  qu'elle  agisse  comme  Puissance  responsable  de  l'administration 
du  territoire  en  question ; 

b)  Les  mesures  de  surveillance  sanitaire  des  pölerinages  du  Hedjaz, 
telles  qu'elles  ont  ätä  exäcutäes  par  ou  sous  la  direction  du  Conseil  supärieur 
de  santä  de  Constantinople  ou  de  l'Administration  sanitaire  ottomane  ou  par 
le  Conseil  sanitaire  maritime  et  quarantenaire  d'Alexandrie,  seront  desurmais 
prises  par  la  Puissance  alliäe  sous  la  souverainetä,  le  mandat,  la  pnitection 
ou  la  responsabilitä  de  la(|uelle  sont  placäs  les  territoires  m'i  se  trouvent  les 
divers  stations  quarantenaires  et  ätablissements  sanitaires  necessaires  ;i  l'exu- 
cution   desdites  mesures.     Ces  mesures  seront  conformes  aux  dispositions  des 
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Conventions  sanitaires  internationales  et  ä  l'effet  d'assurer  une  compl^te 
uni[ormit6  d'ex6cution,  chaque  Puissance  alli6e,  int6ress6e  ä  la  surveillance 
sanitaire  des  pölerinages,  sera  reprösentöe  dans  une  Gommission  de  coordination 
quarantenaire  des  p^lerinages,  plac6e  sous  le  controle  du  Conseil  de  la  Soci6t6 
des  Nations. 

Article  429. 

Les  Hautes  Parties  Contractantes  conviennent  qu'en  l'absence  de  stipu- 
lations  ulterieures  contraires,  le  President  de  toute  Gommission  6tablie  par 
le  präsent  Trait6  aura  droit,  en  cas  de  partage  des  voix,  ä  6mettre  un 
second  vote. 

Article  430. 

Sauf  disposition  contraire  du  präsent  Trait6,  dans  tous  les  cas  ,oü  ledit 
Trait6  prövoit  le  r^glement  d'une  question  particuli^re  ä  certains  Etats  au 
moyen  d'une  Convention  speciale  ä  conclure  entre  les  Etats  int6ress6s,  il  est 
et  demeure  entendu  entre  les  Hautes  Parties  contractantes  que  les  difficult6s, 
qui  viendraient  ä  surgir  ä  cet  ögard,  seront  r6gl6es  par  les  Principales 
Puissances  alliöes,  jusqu'ä  ce  que  la  Turquie  seit  admise  comme  Membre  de 
la  Soci6t6  des  Nations. 

Article  431. 

Sous  r6serve  des  stipulations  speciales  du  präsent  Trait6,  et  ä  l'expi- 
ration  d'un  dölai  de  six  mois  ä  dater  de  sa  mise  en  vigueur,  la  lögislation 
Ottomane  devra  avoir  6t6  modifiöe  et  devra  etre  maintenue  par  le  Gouverne- 
ment Ottoman  en  conformitö  du  präsent  Trait6. 

Dans  le  meme  dölai.  toutes  les  mesures  administratives  ou  autres  rela- 
tives ä  l'ex^eution  des  dispositions  du  präsent  Trait6  devront  avoir  6t6  prises 
par  le  Gouvernement  ottoman. 

Article  432. 

En  tout  ce  qui  concerne  directement  ou  indirectement  l'application  du 
präsent  Traitö,  la  Turquie  restera  engag^e  ä  se  prßter  ä  toute  investigation 
que  le  Conseil  de  la  Soci6t6  des  Nations,  votant  ä  la  majorit^,  jugerait 
nöcessaire. 

Article  433. 

Les  Hautes  Parties  contractantes  sont  d'accord  pour  reconnaitre  ä  la 
Russie,  d^s  qa'elle  sera  admise  comme  Membre  de  la  Sociötö  des  Nations, 
la  facultö  d'acc6der  au  präsent  Trait6  dans  les  conditions  dont  pourront 
convenir  les  Principales  Puissances  alli^es  et  la  Russie,  et  sans  pr^judice  des 
droits  expressäment  reconnus  ä  celle-ci  en  vertu  du  präsent  Trait6. 

Le  präsent  Trait6,  r6dig6  en  frangais,  en  anglais  et  en  Italien,  sera  ratifiö. 
En  cas  de  divergence,  le  texte  frangais  fera  foi,  except6  dans  la  Partie  I 
(Pacte  de  la  Soci6t6  des  Nations)  et  la  Partie  XII  (Travail)  dans  lesquelles 
les  textes  fran^ais  et  anglais  auront  meme  valeur. 

Le  d^pöt  des  ratifications  sera  effectu^  ä  Paris,  le  plus  tot  qu'il  sera 
possible. 

Les  Puissances  dont  le  Gouvernement  a  son  siege  hors  d'Europe  auront 
la  facultö  de  se  borner  ä  faire  connaitre  au  Gouvernement  de  la  Röpublique 
frangaise,  par  leur  reprösentant  diplomatique  ä  Paris,  que  leur  ratification  a 
6t6  donn^e  et,  dans  ce  cas,  elles  devront  en  transmettre  l'instrument  aussitot 
que  faire  se  pourra. 

Un  Premier  procfes-verbal  de  d^pot  des  ratifications  sera  dress6  dfes  que 
le  Trait6  aura  6t6  ratifiö  par  la  Turquie  d'une  part  et  par  trois  des  Principales 
Puissances  alli^es  d'autre  part. 

D^s  la  date  de  ce  premier  procfes-verbal,  le  Traitä  entrera  en  vigueur 
entre  les  Hautes  Parties  contractantes,  qui  l'auront  ainsi  ratifi^. 
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Pour  le  calcul  de  tous  dölais  prävus  par  le  präsent  Traitä,  cette  date 
sera  la  date  de  la  mise  en  vigueur. 

A  tous  autres  ^gards  le  Traitö  entrera  en  vigueur  pour  chaque  Puissance, 
ä  la  date  du  döpöt  de  sa  ratification. 

Le  Gouvernement  frangais  remettra  ä  toutes  les  Puissances  signataires 
une  copie  certifi6e  conforme  des  procös-verbaux  de  d^pot  des  ratifications. 

En  foi  de  quoi,  les  Pl^nipotentiaires  susnomm^s  ont  sign6  le  präsent 
Trait6. 

Fait  ä  Sövres,  le  dix  aout  mil  neuf  cent  vingt  en  un  seul  exemplaire 
qui  restera  d6pos6  dans  les  archives  du  Gouvernement  de  la  Republique 
fran^aise  et  dont  les  expöditions  authentiques  seront  remises  ä  chacune  des 
Puissances  signataires. 

(Polgen  die  Unterschriften.) 
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10.    Friedensvertrag  Chinas  mit  Deutschland 
(Peking  20.  Mai  1921)*. 

'Sr.  2065.    Friedensvertrag  zwischen  Deutsciiland  und  China. 


a)  Erklärung  des  deutschen  Bevollmächtigten. 

Der  Unterzeichnete,  ordnungsmäßig  bevollmächtigter  Vertreter  der 
Eegierung  des  Deutschen  Reichs,  hat  die  Ehre,  im  Namen  seiner  Regierung 
dem  Herrn  Minister  der  Auswärtigen  Angelegenheiten  der  Chinesischen  Re- 
publik das  Folgende  zur  Kenntnis  zu  bringen : 

Die  Regierung  des  Deutschen  Reichs,  von  dem  Wunsche  geleitet,  die 
Freundschafts-  und  Handelsbeziehungen  zwischen  Deutschland  und  China 
wiederherzustellen,  und  in  der  Erwägung, 

daß  diese  Beziehungen  auf  den  Grundsätzen  vollkommener  Gleich- 
stellung und  absoluter  Gegenseitigkeit  entsprechend  den  Regeln  des  allge- 
meinen Völkerrechts  beruhen  müssen, 

daß  ferner  unter  dem  15.  September  1919  der  Präsident  der  Chinesischen 
Republik  einen  Erlaß  über  die  Wiederherstellung  des  Friedens  mit  Deutsch- 
land veröffentlicht  hat, 

daß  ferner  Deutschland  sich  verpflichtet,  gegenüber  China  die  aus  den 
Artikeln  128  bis  134  des  am  10.  Januar  1920  in  Kraft  getretenen  Vertrags 
von  Versailles  vom  28.  Juni  1919  hervorgehenden  Verpflichtungen  zu  erfüllen, 

stellt  fest,  daß  Deutschland  durch  die  Ereignisse  des  Krieges  und  durch 
den  Vertrag  von  Versailles  gezwungen  worden  ist,  auf  alle  seine  Rechte, 
Ansprüche  und  Vorrechte  zu  verzichten,  die  es  auf  Grund  seines  Vertrags 
mit  China  vom  6.  März  1898.  sowie  durch  alle  sonstigen  die  Provinz  Schantung 
betreffenden  Abkommen  erworben  hat,  und  dadurch  die  Möglichkeit,  sie  an 
China  zurückzugeben,  sich  genommen  sieht, 

und  erklärt  in  aller  Form: 

der  Abschaffung  der  Konsulargerichtsbarkeit  in  China  zuzustimmen, 

zugunsten  Chinas  auf  alle  Rechte  zu  verzichten,  die  die  Deutsche 
Regierung  auf  dem  zur  Deutschen  Gesandtschaft  in  Peking  gehörenden 
„Glacis"  besitzt,  indem  sie  zugibt,  daß  man  unter  dem  Ausdruck  „öffent- 
liches Eigentum"  im  ersten  Absatz  des  Artikels  130  des  Vertrags  von  Ver- 
sailles auch  das  erwähnte  Gelände  zu  verstehen  hat, 

sowie  bereit  zu  sein,  der  Chinesischen  Regierung  die  Kosten  der  Inter- 
nierung von  deutschen  Militärpersonen  in  den  verschiedenen  Internierungs- 
lagern  in  China  zu  erstatten. 

Der  Unterzeichnete  ...  ^ 

Peking,  den  20.  Mai  1921. 

(Folgt  der  Name.) 


*  Reichsgesetzblatt  1921,  S.  830-8.37. 
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b)  Bestätigungsschreiben  des  chinesischen  Ministers 
der  Auswärtigen  Angelegenheiten. 

Le  soussign^,  Ministre  des  Affaires  Etrang^res  de  la  R^publique  Chinoise, 
a  l'honneur  d'accuser  r^ception  k  Monsieur  le  Repräsentant  du  Gouvernement 
de  la  R6publique  Allemande  de  sa  communication  dat6e  de  ce  jour,  par  la- 
quelle  Monsieur  le  Repräsentant  du  Gouvernement  de  la  Röpublique  Allemande, 
düment  autoris6,  lui  a  fait  connaitre  au  nom  de  son  Gouvernement,  ce  qui  suit : 

„Le  Gouvernement  de  la  Röpublique  Allemande,  anim6  du  d6sir  de 
r^tablir  les  relations  d'amiti6  et  de  commerce  entre  la  Chine  et  l'Allemagne. 

considörant 

que  ces  relations  devront  se  baser  sur  les  principes  d'une  parfaite  6galit6 
et  d'une  r6ciprocit6  absolue,  conformes  aux  regles  du  droit  des  gens  g6n6ral. 

considörant 

que  sous  la  date  du  15  septembre  1919  le  President  de  la  Räpublique 
Chinoise  a  publik  un  mandat  concernant  le  r6tablissement  de  la  paix  avec 
l'Allemagne, 

considörant 

que  l'Allemagne  s'engage  ä  remplir  vis-ä-vis  de  la  Chine  les  obligations 
därivant  des  articles  128—134  du  Trait6  de  Versailles  du  28  juin  1919.  entr6 
en  vigueur  le  dix  janvier  1920, 

constate 

que  l'Allemagne  par  les  6venements  de  la  guerre  et  par  le  Trait6  de 
Versailles  a  6t€  oblig6e  de  renoncer  ä  tous  ses  droits,  titres  et  Privileges 
qu'elle  a  acquis,  en  vertu  du  Trait6  pass6  par  eile  avec  la  Chine  le  6  mars 
1898  et  de  tous  autres  actes  concernant  la  province  du  Chantoung,  et  se 
trouve  ainsi  priv6e  de  la  possibilitö  de  les  restituer  ä  la  Chine, 

et  d^clare  formellement : 

consentir  ä  l'abrogation  de  la  juridiction  consulaire  en  Chine. 

renoncer,  en  faveur  de  la  Chine,  ä  tous  les  droits  que  le  Gouvernement 
Allemand  possede  sur  le  „glacis"  d(5pendant  de  la  L6gation  d'Allemagne  ä 
P6kin,  admettant  que  par  l'expression  „propriötös  publiques"  dans  le  premier 
paragraphe  de  l'article  130  du  Trait6  de  Versailles  on  devra  6galement  com- 
prendre  le  terrain  mentionnö, 

et  otre  pret  ä  rembourser  au  Gouvernement  Chinois  les  frais  de  lin- 
ternement  des  militaires  allemands  dans  les  diff^rents  camps  d'internement 
en  Chine". 

Le  soussign6  .  .  . 

P6kin,  le  20  mai  1921. 

(Folgt  der  Name.) 

II. 
Begleitschreiben  des  deutschen  Bevollmächtigten 
an  den  chinesischen  Minister  der  Auswärtigen  Angelegen- 
heiten. 

Peking,  den  20.  Mai  1921. 
In  üebereinstimmung  mit  den  Weisungen  meiner  Regierung  habe  ich 
die  Ehre,  Ihnen  erneut  zu  erklären,  daß  diu  Deutsche  Regierung  den  Ver- 
sailler  Vertrag  jetzt  nicht  nochmals  generell  anerkennen  kann,  da  ein  solcher 
Schritt  mit  der  freiwilligen  Annahme  dieses  Vertrags  von  ihrer  Seite  gleich- 
bedeutend sein  und  seiner  späteren  Revision  präjudizieren  würde ;  sie  wird 
jedoch  keine  Hinwendungen  dagegen  erheben,  daü  China  sich  außer  den 
Artikeln   128  bis  134  des  Vertrags  auch  gewisser  anderer  Vertragsrechte,  die 
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für  das  eigene  Land  von  Belang  erscheinen,  in  ihrer  gegenwärtigen  Fest- 
legung oder,  falls  die  Revision  stattfindet,  in  ihrer  abgeänderten  Form  be- 
dienen wird. 


Ich  benutze 


(Folgt  der  Name.) 


III. 

Deutsch -chinesisches  üebereinkommen. 

Le  Gouvernement  de  la  R^publique  AUemande  et  le  Gouvernement  de 
la  R^publique  Chinoise,  anim^s  du  dösir  de  r^tablir  les  relations  d'amiti6  et 
de  commerce  par  un  accord  entre  les  deux  pays,  en  prenant  comme  base  la 
Däclaration  de  la  Röpublique  AUemande  dat6e  de  ce  jour  et  reconnaissant 
que  Tapplication  des  principes  du  respect  de  la  souverainet6  territoriale,  de 
r^galitö  et  de  la  r6ciprocit6  est  le  seul  moyen  de  maintenir  la  bonne  entente 
entre  les  peuples,  ont  nomm6  ä  cet  effet  pour  leurs  Plönipotentiaires.  savoir: 

(Folgen  die  Namen.) 

Lesquels,  apres  s'etre  communiquö  leurs  pleins  pouvoirs  trouväs  en  bonne 
■et  due  forme,  ont  convenu  des  dispositions  suivantes : 

Article  I. 

Les  deux  Hautes  Parties  Contractantes  auront  le  droit  d'envoyer  mutu- 
ellement  des  agents  diplomatiques  düment  accrödit^s  qui  jouiront  röciproque- 
ment  dans  le  pays  de  leur  rösidence  des  Privileges  et  immunit^s  que  leur 
accorde  le  droit  desgens. 

Article  IL 

Les  deux  Hautes  Parties  Contractantes  saccordent  räciproquement  le 
droit  de  nommer,  dans  toutes  les  localit^s  oü  s'est  stabil  un  consulat  ou  vice- 
consulat  d'une  autre  nation,  des  consuls,  viceconsuls  et  agents  consulaires 
qui  seront  trait^s  avec  la  consid6ration  et  les  ^gards  qui  sont  accord6s  aux 
agents  de  la  meme  catägorie  des  autres  nations. 

Articie  III. 

Les  ressortissants  d'une  des  deux  R^publiques  r^sidant  sur  le  territoire 
de  l'autre  auront  la  facultö  conform^ment  aux  lois  et  r^glements  du  pays, 
de  voyager,  de  s'^tablir  et  d'exercer  le  commerce  ou  Tindustrie,  dans  toutes 
les  localit^s  oü  des  ressortissants  d'une  autre  nation  peuvent  le  faire. 

Ils  sont  placäs,  tant  leurs  personnes  que  leurs  biens,  sous  la  juridiction 
des  tribunaux  locaux ;  ils  doivent  se  conformer  aux  lois  du  pays  oü  ils 
resident.  Ils  ne  payeront  aucuns  impots,  taxes  ou  contributions  sup^rieurs 
ä  des  nationaux  du  pays. 

Article  IV. 

Les  deux  Hautes  Parties  Contractantes  reconnaissent  que  toutes  les 
matieres  douanieres  sont  r6gl6es  uniquement  par  la  lögislation  Interieure  de 
chacune  d'elles.  Toutefois  aucuns  droits  sup6rieurs  ä  ceux  acquittäs  par  les 
nationaux  du  pays  ne  seront  pr6lev6s  sur  les  produits  bruts  ou  manufactur^s 
d'origine  dune  des  deux  R^publiques  ou  d'un  autre  pays  ä  leur  importation, 
exportation  ou  transit. 

Article  V. 

La  Däclaration  de  la  R^publique  AUemande  de  ce  jour  et  les  stipulations 
du  präsent  Accord  seront  prises  comme  base  pour  la  n^gociation  du  Trait6 
d6finitif. 

Article  VI. 

Le  präsent  Accord  est  r6dig6  en  Allemand.  en  Chinois  et  en  Fran^ais; 
en  cas  de  divergence  d'interpr^tation  le  texte  frangais  fera  foi. 


Friedensvertrag  von  Peking.  687 

Article  VII. 
Le  präsent  Accord  sera  ratifiä  le  plus  tot  possible  et  entrera  en  viguear 
des  le  jour  oü  les  deux  Gouvernements  ont  fait  connaitre,  Tun  ä  l'autre,  que 
les  ratifications  ont  6t6  effectu6es. 

Fait  ä  Päkin,  en  double  exemplaire,  le  20  mai  1821,  correspondant  au 
20.  jour  de  la  5.  lune  de  la  10.  annäe  de  la  R6publique  Chinoise. 

(Folgen  die  Namen.) 

IV. 
Notenwechsel  zwischen  dem  deutschen  Bevollmächtigten 
und  dem  chinesischen  Minister  der  Auswärtigen  Angelegen- 
heiten. 

a)  Note  des  deutschen  Bevollmächtigten. 

Peking,  den  20.  Mai  1921. 
Im  Auftrag   der  Deutschen  Regierung   beehrt   sich   der   Unterzeichnete, 
in  der  Absicht,  den  Text  der  deutschen  Erklärung  und  des  deutsch-chinesischen 
üebereinkommens    näher    zu    erläutern,    Ihnen,    Herr  Minister,    nachstehende 
Erklärungen  abzugeben : 

1.  Verzollung  chinesischer  Waren  in  Deutschland : 

Die  im  Artikel  IV  des  üebereinkommens  bezeichnete  Zollregelung,  nach 
der  die  Einfuhr-,  Ausfuhr-  und  Durchgangszolle  beider  Länder  die  von  den 
Angehörigen  des  eigenen  Landes  zu  zahlenden  Zollsätze  nicht  übersteigen 
dürfen,  hindert  China  nicht,  sich  der  im  Artikel  264  des  Versailler  Vertrags 
gegebenen  Vergünstigung  zu  bedienen. 

2.  Ersatz  von  Schäden  : 

Die  in  der  deutschen  Erklärung  ausgesprochene  Bereitwilligkeit,  China 
die  Auslagen  in  den  verschiedenen  Internierungslagern  zu  erstatten,  ist  so  zu 
verstehen,  daß  Deutschland  bereit  ist,  diese  Zahlung  zu  leisten  neben  dem 
Schadensersatze  gemäß  den  Grundsätzen  des  Versailler  Vertrags. 

Die  Deutsche  Regierung  verpflichtet  sich,  eine  Teilzahlung  von  vier 
Millionen  Dollar  bar  und  den  Rest  in  Tientsin-Pukou-  und  Hukuang-Eisen- 
bahnobligationen  auf  die  chinesische  Kriegsschädenersatzforderung  in  der  noch 
zu  vereinbarenden  Gesamthöhe  des  halben  Erlöses  des  liquidierten  Vermögens 
der  Deutschen  in  China  und  des  halben  Wertes  des  sequestrierten  Vermögens 
an  die  Chinesische  Regierung  zu  machen. 

3.  Chinesisches  Eigentum  in  Deutschland: 

Das  chinesische  bewegliche  und  unbewegliche  Eigentum  in  Deutschland 
wird  nach  Ratifizierung  des  Üebereinkommens  voll  zurückgegeben. 

4.  Chinesische  Studenten  in  Deutschland: 

Die  Deutsche  Regierung  wird  den  chinesischen  Studenten  in  Peutsch- 
land  gern  nach  allen  Kräften  behiltlioh  sein,  daß  sie  Aufnahme  in  den  Schulen 
erhalten  oder  sich  praktisch  ausbilden  können. 

Ferner  wäre  der  Unterzeichnete  dem  Herrn  Minister  zu  Dank  verpllichtet 
für  eine  Mitteilung  über  folgende  Punkte : 

1.  Künftige  Sicherheiten  für  das  Eigentum  Deutscher: 

Kann  die  Chinesische  Regierung  versprechen,  daß  sie  Deutschen  in  China 
vollen  Schutz  in  der  fiitdliclien  Ausübung  ihres  Berufs  gewähren  und  deren 
Vermögen  nicht  noch  einmal  beschlagnahmen  wird,  außer  in  L'ebereinstimmung 
mit  den  allgemein  anerkannten  (irundsätzen  des  Völkerrechts  oder  den  Be- 
stimmungen des  chinesischen  Rechts '.-' 

2    Rechtsgarantien: 

Werden  deutsche  Rechtsfälle  in  China  sämtlich  von  den  neu  eingerichteten 
Gerichten  mit  dem  Rechte  der  Berufung  und  nach  den  neuen  tiesetzen  er- 
ledigt und  wird  ein  ordnungsmäßiges  Prozeßverfahren  dabei  angewandt? 
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Dürfen  für  die  Dauer  des  Prozesses  deutsche  Rechtsanwälte  und  Dol- 
metscher, die  bei  den  Gerichten  offiziell  zugelassen  sind,  als  Rechtsbeistände 
fungieren  ? 

;].  Fälle  vor  den  Gemischten  Gerichten : 

Welches  Verfahren  hat  die  Chinesische  Regierung  für  Prozesse  vor  den 
Gemischten  Gerichten  im  Auge,  bei  denen  Deutsche  aktiv  oder  passiv  be- 
teiligt sind  ? 

4.  Chinesische  Bestimmungen  über  den  Handel  mit  dem  Feinde . 
Werden  alle  derartigen  Bestimmungen  mit  dem  Tage  der  Ratifizierung 

des  Uebereinkommens  hinfällig? 

5.  Regelung  von  chinesisch-deutschen  Verbindlichkeiten: 

Hat   die  Chinesische  Regierung   die  Absicht,    dem   im  Artikel   296   des 
Versailler  Vertrags  vorgesehenen  allgemeinen  Ausgleichsamte  beizutreten? 
Indem  ich  mich  beehre  ... 

(Folgt  der  Name.) 
b)  Antwortnote  des  chinesischen  Ministers  der  Auswärtigen  Angelegenheiten. 

Peking,  den  20.  Mai  1921. 

Ich  beehre  mich,  den  Empfang  Ihres  gefälligen  Schreibens  zu  bestätigen, 
in  dem  Sie  in  der  Absicht,  den  Text  der  deutschen  Erklärung  und  des  chinesisch- 
deutschen Uebereinkommens  näher  zu  erläutern,  nachstehende  Erklärungen 
abgegeben  haben : 

„1.  Verzollung  chinesischer  Waren  in  Deutschland: 

Die  im  Artikel  IV  des  Uebereinkommens  bezeichnete  Zollregelung,  nach 
der  die  Einfuhr-,  Ausfuhr-  und  Durchgangszölle  beider  Länder  die  von  den 
Angehörigen  des  eigenen  Landes  zu  zahlenden  Zollsätze  nicht  übersteigen 
dürfen,  hindert  China  nicht,  sich  der  im  Artikel  264  des  Versailler  Vertrags 
gegebenen  Vergünstigung  zu  bedienen. 

2.  Ersatz  von  Schäden : 

Die  in  der  deutschen  Erklärung  ausgesprochene  Bereitwilligkeit,  China 
die  Auslagen  in  den  verschiedenen  Internierungslagern  zu  erstatten,  ist  so  zu 
verstehen,  daß  Deutschland  bereit  ist,  diese  Zahlung  zu  leisten  neben  dem 
Schadensersatze  gemäß  den  Grundsätzen  des  Versailler  Vertrags. 

Die  Deutsche  Regierung  verpflichtet  sich,  eine  Teilzahlung  von  vier 
Millionen  Dollar  bar  und  ;den  Rest  in  Tientsin-Pukou-  und  Hukuang-Eisen- 
bahnobligationen  auf  die  chinesische  Kriegsschädenersatzforderung  in  der  noch 
zu  vereinbarenden  Gesamthöhe  des  halben  Erlöses  des  liquidierten  Vermögens 
der  Deutschen  in  China  und  des  halben  Wertes  des  sequestrierten  Vermögens 
an  die  Chinesische  Regierung  zu  machen. 

3.  Chinesisches  Eigentum  in  Deutschland: 

Das  chinesische  bewegliche  und  unbewegliche  Eigentum  in  Deutschland 
wird  nach  Ratifizierung  des  Uebereinkommens  voll  zurückgegeben. 

4.  Chinesische  Studenten  in  Deutschland : 

Die  Deutsche  Regierung  wird  den  chinesischen  Studenten  in  Deutschland 
gern  nach  allen  Kräften  behilflich  sein,  daß  sie  Aufnahme  in  den  Schulen  er- 
halten oder  sich  praktisch  ausbilden  können." 

Auf  die  von  Ihnen  gestellten  Fragen  beehre  ich  mich  das  Nachstehende 
zu  antworten : 

1.  Künftige  Sicherheiten  für  das  Eigentum  von  Chinesen  und  Deutschen: 
Die  Chinesische  Regierung  verspricht,  daß  sie  Deutschen  in  China  vollen 
Schutz  in  der  friedlichen  Ausübung  ihres  Berufs  gewähren  und  deren  Ver- 
mögen nicht  noch  einmal  beschlagnahmen  wird,  außer  in  Uebereinstimmung 
mit  den  allgemein  anerkannten  Grundsätzen  des  Völkerrechts  oder  den  Be- 
stimmungen des  chinesischen  Rechts  unter  der  Voraussetzung,  daß  die  Deutsche 
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Regierung  in  gleicher  Weise  gegenüber  den  in  Deutschland  wohnenden  Chinesen 
handelt. 

2.  Rechtsgarantien : 

Deutsche  Rechtsfälle  in  China  werden  sämtlich  von  den  neu  eingerichteten 
Gerichten  mit  dem  Rechte  der  Berufung  und  nach  den  neuen  Gesetzen  er- 
ledigt, und  ein  ordnungsmäßiges  Prozeßverfahren  wird  dabei  angewandt.  Für 
die  Dauer  des  Prozesses  dürfen  deutsche  Rechtsanwälte  und  Dolmetscher,  die 
bei  den  Gerichten  offiziell  zugelassen  sind,  als  Rechtsbeistände  fungieren. 

3.  Fälle  vor  den  Gemischten  Gerichten : 

Bezüglich  der  Prozesse  vor  den  Gemischten  Gerichten,  bei  denen  Deutsche 
aktiv  oder  passiv  beteiligt  sind,  wird  China  für  die  Zukunft  eine  Lösung 
suchen,  die  allen  Seiten  gerecht  wird. 

4.  Chinesische  Bestimmungen  über  den  Handel  mit  dem  Feinde: 

Alle  derartigen  Bestimmungen  werden  mit  dem  Tage  der  Ratifizierung 
des  Uebereinkommens  von  selbst  hinfällig. 

Die  früher  beim  Seezollamt  eingetragenen  deutschen  Handelsmarken 
werden  nach  Ratifizierung  des  vorliegenden  Uebereinkommens  durch  Wieder- 
eintragung durch  den  ursprünglichen  Eigentümer  beim  Seezollamte  wieder  in 
Kraft  gesetzt  werden. 

Bis  die  autonomen  Zollbestimmungen  allgemein  angewendet  werden, 
werden  deutsche  Einfuhrwaren  Zölle  nach  den  allgemeinen  Zollbestimmungen 
bezahlen. 

b.  Regelung  von  chinesisch-deutschen  Verbindlichkeiten : 

Die  Chinesische  Regierung  hat  nicht  die  Absicht,  dem  im  Artikel  296 
des  Versailler  Vertrags  vorgesehenen  allgemeinen  Ausgleichsamte  beizutreten. 

Ferner  verpflichtet  sich  die  Chinesische  Regierung  im  Hinblick  auf  die 
obige  Erklärung  der  Deutschen  Regierung,  wonach  sie  sich  zu  einer  Teil- 
zahlung auf  die  Kriegsschädenersatzforderung  an  die  Chinesische  Regierung 
verpflichtet,  mit  der  Vertragsunterzeichnung  die  Liquidationen  des  Eigentums 
von  Deutschen  sämtlich  tatsächlich  einzustellen  und  gegen  Empfangnahme 
der  obigen  Schadensersatzsumme  nach  Ratifizierung  des  deutsch-chinesischen 
Uebereinkommens  die  Liquidationserlöse  sowie  alles  einbehaltene  Eigentum 
den  Eigentümern  zurückzugeben. 

Die  obige  Regelung  bedeutet  die  Erledigung  der  im  Satz  2  des  Artikels  133 
des  Versailler  Vertrags  erwähnten  Frage  der  Liquidation,  Sequestration  und 
Beschlagnahme  deutschen  Eigentums. 

Mit  der  Deutsch-Asiatischen  Bank  und  den  Ching-Hsing-Minen  werden 
die  zuständigen  chinesischen  Behörden  über  das  Verfahren  besonders  ver- 
handeln. 

Die  noch  nicht  liquidierten  Immobilien  der  Deutsch-Asiatischen  Bank  in 
Peking  und  Hankau  werden  jedoch  dem  obigen  Verfahren  entsprechend  den 
Eigentümern  zurückgegeben. 

Indem  ich  die  Ehre  habe  .  .  . 

(Folgt  der  Name.) 
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11.  Friedensvertrag  der  Vereinigten  Staaten  von  Amerika 
mit  Deutschland  (Berlin  25.  August  1921).  * 

Ifir.  3066.     Friedensvertrag    zwischen    Deutschland    und    den 
Vereinigten  Staaten  von  AnierihLa. 

Deutschland  und  die  Vereinigten  Staaten  von  Amerika: 

In  der  Erwägung,  daß  die  Vereinigten  Staaten  gemeinschaftlich  mit  ihren 
Mitkriegführenden  am  U.  November  1918  einen  Waffenstillstand  mit  Deutsch- 
land vereinbart  haben,  damit  ein  Friedensvertrag  abgeschlossen  werden  könne ; 

in  der  Erwägung,  daß  der  Vertrag  von  Versailles  am  28.  Juni  1919 
unterzeichnet  wurde  und  gemäß  den  Bestimmungen  des  Art.  440  in  Kraft 
getreten,  aber  von  den  Vereinigten  Staaten- nicht  ratifiziert  worden  ist; 

in  der  Erwägung,  daß  der  Kongreß  der  Vereinigten  Staaten  einen  ge- 
meinsamen Beschluß  gefaßt  hat,  der  von  dem  Präsidenten  am  2.  Juli  1921 
genehmigt  worden  ist  und  im  Auszug  wie  folgt  lautet: 

„Beschlossen  vom  Senat  und  dem  Repräsentantenhaus 
der  Vereinigten  Staaten  von  Amerika,  die  zum  Kongreß  ver- 
sammelt sind,  daß  der  durch  den  am  6.  April  1917  genehmigten  gemein- 
samen Beschluß  des  Kongresses  erklärte  Kriegszustand  zwischen  der  Kaiser- 
lich Deutschen  Regierung  und  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  hiermit 
für  beendet  erklärt  wird. 

„Sektion  2.  Daß  durch  Abgabe  dieser  Erklärung  und  als  ein  Teil 
davon  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  und  ihren  Staatsangehörigen 
jedwede  und  alle  Rechte,  Privilegien,  Entschädigungen,  Reparationen  oder  Vor- 
teile einschließlich  des  Rechts,  sie  zwangsweise  durchzuführen,  ausdrücklich 
vorbehalten  werden,  auf  welche  die  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  oder 
ihre  Staatsangehörigen  nach  den  am  11.  November  1918  unterzeichneten 
Waffenstillstandsbedingungen  sowie  irgendwelchen  Erweiterungen  oder  Ab- 
änderungen derselben  einen  Anspruch  erworben  haben ;  oder  die  von  den  Ver- 
einigten Staaten  von  Amerika  infolge  ihrer  Beteiligung  am  Kriege  erworben 
worden  sind  oder  sich  in  ihrem  Besitz  befinden ;  oder  auf  die  ihre  Staats- 
angehörigen dadurch  rechtmäßig  einen  Anspruch  erworben  haben;  oder  die 
in  dem  Vertrage  von  Versailles  zu  ihren  oder  ihrer  Staatsangehörigen  Gunsten 
festgesetzt  worden  sind ;  oder  auf  sie  als  eine  der  alliierten  und  assoziierten 
Hauptmächte  oder  kraft  irgendeines  vom  Kongreß  beschlossenen  Gesetzes  oder 
sonstwie  einen  Anspruch  haben. 

„Sektion  5.  Alles  Eigentum  der  Kaiserlich  Deutschen  Regierung  oder 
ihres  Nachfolgers  oder  ihrer  Nachfolger  und  das  Eigentum  aller  deutschen 
Staatsangehörigen,  das  sich  am  6.  April  1917  im  Besitz  oder  in  der  Gewalt 
der  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  oder  eines  ihrer  Beamten,  Vertreter 
oder  Angestellten  befand  oder  seit  diesem  Tage  in  deren  Besitz  oder  Gewalt 
gelangt  oder  Gegenstand  einer  Forderung  seitens  derselben  gewesen  ist,  gleich- 
viel aus  welchem  Ursprung  oder  aus  welcher  Tätigkeit,  und  alles  Eigentum  der 
K.  u.  K.  Oesterreichisch-Ungarischen  Regierung  oder  ihres  Nachfolgers  oder  ihrer 
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Nachfolger  und  aller  österreichisch- ungarischen  Staatsangehörigen,  das  sich 
am  7.  Dezember  1917  im  Besitz  oder  in  der  Gewalt  der  Vereinigten  Staaten 
von  Amerika  oder  eines  ihrer  Beamten,  Vertreter  oder  Angestellten  befand 
oder  seit  diesem  Tage  in  deren  Besitz  oder  Gewalt  gelangt  oder  Gegenstand 
einer  Forderung  seitens  derselben  gewesen  ist.  gleichviel  aus  welchem  Ursprung 
oder  aus  welcher  Tätigkeit,  soll  von  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika 
zurückbehalten  und  darüber  keine  Verfügung  getroffen  werden,  soweit  nicht 
gesetzlich  darüber  bereits  verfügt  ist  oder  im  einzelnen  künftig  darüber  ver- 
fügt wird.  Dies  gilt  bis  zu  dem  Zeitpunkt,  wo  die  Kaiserlich  Deutsche 
Regierung  beziehungsweise  die  K.  u.  K.  Oesterreichisch-Üngarische  Regierung 
oder  ihr  Nachfolger  oder  ihre  Nachfolger  angemessene  Vorkehrungen  zur  Be- 
friedigung aller  Forderungen  gegen  eine  der  genannten  Regierungen  seitens 
aller  Personen  ohne  Rücksicht  auf  ihren  Wohnsitz  getroffen  haben,  die  zu 
den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  in  einem  dauernden  Treuverhältnis 
stehen,  und  die  durch  Handlungen  der  Kaiserlich  Deutschen  Regierung  oder 
ihrer  Vertreter  oder  der  K.  u.  K.  Oesterreichisch-Ungarischen  Regierung  oder 
deren  Vertreter  seit  dem  31.  Juli  1914  Verlust,  Nachteil  oder  Schaden  an 
ihrer  Person  oder  ihrem  Eigentum  unmittelbar  oder  mittelbar,  sei  es  durch 
den  Besitz  von  Anteilen  deutscher,  österreichisch-ungarischer,  amerikanischer 
oder  anderer  Körperschaften  oder  infolge  von  Feindseligkeiten  oder  irgend- 
welchen Kriegshandlungen  oder  auf  andere  Weise  erlitten  haben,  ferner  solchen 
Personen,  die  zu  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  in  einem  dauernden 
Treuverhältnis  stehen,  das  Meistbegünstigungsrecht  in  allen  Angelegenheiten, 
betreffend  Niederlassung,  Geschäftsbetrieb,  Berufsausübung,  Verkehr,  Schiff- 
fahrt, Handel  und  gewerbliche  Schutzrechte,  zugestanden  haben,  einerlei,  ob 
dieses  Recht  auf  die  Nationalität  abgestellt  oder  sonstwie  bestimmt  ist;  end- 
lich bis  die  Kaiserlich  Deutsche  Regierung  beziehungsweise  die  K.  u.  K.  Dester- 
reichisch-Ungarische  Regierung  oder  ihr  Nachfolger  oder  ihre  Nachfolger  den 
Vereinigten  Staaten  von  Amerika  gegenüber  alle  von  diesen  während  des 
Krieges  auferlegten  oder  verfügten  Strafgelder,  Verwirkungen,  Bußen  und 
Beschlagnahmen  bestätigt  haben,  gleichviel  ob  diese  Eigentum  der  Kaiserlich 
Deutschen  Regierung  oder  deutscher  Staatsangehöriger  oder  der  K.  u.  K. 
Oesterreichisch-Ungarischen  Regierung  oder  österreichisch-ungarischer  Staats- 
angehöriger betreffen,  und  bis  sie  auf  allen  und  jeden  Geldanspruch  gegen 
die  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  verzichtet  haben/ 

In  dem  Wunsche,  die  freundschaftlichen  Beziehungen,  die  vor  Ausbruch 
des  Krieges  zwischen  den  beiden  Nationen  bestanden  haben,  wiederherzustellen 

haben  zu  diesem  Zwecke  zu  ihren  Bevollmächtigten  bestellt : 
der  Präsident  des  Deutschen  Reichs 
den  (folgt  der  Name) 
und 

der  Präsident  der  Vereinigten  Staaten  von  Amerika 

den  (folgt  der  Name). 

Diese  haben  nach  Austausch  ihrer  für  gut  und  richtig  befundenen  Voll- 
machten folgendes  vereinbart: 

Artikel  I. 
Deutschland  verpflichtet  sich,  den  Vereinigten  Staaten  zu  gewähren  und 
die  Vereinigten  Staaten  sollen  besitzen  und  genießen  alle  Rechte.  Privilegien. 
Entschädigungen,  Reparationen  oder  Vorteile,  die  in  dem  vorgenannten  ge- 
meinschaftlichen Beschlüsse  des  Kongresses  der  Vereinigten  Staaten  vom 
2.  Juli  1921  näher  bezeichnet  sind,  mit  Einschiuli  aller  Rechte  und  Vorteile, 
die   zugunsten   der  Vereinigten  Staaten    in    dem  Vertrag  von  Versailles  fest- 
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gesetzt  sind  und  die  die  Vereinigten  Staaten  in  vollem  Umfange  genießen 
sollen,  ungeachtet  der  Tatsache,  daß  dieser  Vertrag  von  den  Vereinigten 
Staaten  nicht  ratifiziert  worden  ist. 

Artikel  II. 
In   der  Absicht,    die  Verpflichtungen  Deutschlands   gemäß   dem  vorher- 
gehenden Artikel  mit  Beziehung  auf  gewisse  Bestimmungen  des  Vertrags  von 
Versailles  näher  zu  bestimmen,  besteht  Einverständnis  und  Einigung  zwischen 
den  Hohen  Vertragschließenden  Teilen  darüber; 

1.  daß  die  Rechte  und  Vorteile,  die  in  jenem  Vertrage  zugunsten  der 
Vereinigten  Staaten  festgesetzt  sind  und  die  die  Vereinigten  Staaten  besitzen 
und  genießen  sollen,  diejenigen  sind,  die  in  Abschnitt  1  des  Teiles  IV  und 
in  den  Teilen  V,    VI,   VIII,   IX,   X,  XI,  XII,  XIV  und  XV  aufgeführt  sind. 

Wenn  die  Vereinigten  Staaten  die  in  den  Bestimmungen  jenes  Vertrages 
festgesetzten  und  in  diesem  Paragraphen  erwähnten  Rechte  und  Vorteile  für 
sich  in  Anspruch  nehmen,  werden  sie  dies  in  einer  Weise  tun,  die  mit  den 
Deutschland  nach  diesen  Bestimmungen  zustehenden  Rechten  im  Einklang  steht; 

2.  daß  die  Vereinigten  Staaten  nicht  an  die  Bestimmungen  des  Teiles  I 
jenes  Vertrags  noch  an  irgendwelche  Bestimmungen  jenes  Vertrags,  mit  Ein- 
schluß der  in  Nr.  1  dieses  Artikels  erwähnten,  gebunden  sein  sollen,  die  sich 
auf  die  Völkerbundssatzung  beziehen,  daß  auch  die  Vereinigten  Staaten  durch 
keine  Maßnahme  des  Völkerbundes,  des  Völkerbundsrates  oder  der  Völker- 
bundsversammlung gebunden  sein  sollen,  es  sei  denn,  daß  die  Vereinigten 
Staaten  ausdrücklich  ihre  Zustimmung  zu  einer  solchen  Maßnahme  geben; 

3.  daß  die  Vereinigten  Staaten  keine  Verpflichtungen  aus  den  Be- 
stimmungen des  Teiles  II,  Teiles  III,  der  Abschnitte  2  bis  einschließlich  8 
des  Teiles  IV  und  des  Teiles  XIII  des  bezeichneten  Vertrags  oder  mit  Be- 
ziehung auf  diese  Bestimmungen  übernehmen ; 

4.  daß,  während  die  Vereinigten  Staaten  berechtigt  sind,  an  der  Re- 
parationskommission gemäß  den  Bestimmungen  des  Teiles  VIII  jenes  Vertrags 
und  an  irgendeiner  anderen  auf  Grund  des  Vertrags  oder  eines  ergänzenden 
üebereinkommens  eingesetzten  Kommission  teilzunehmen,  die  Vereinigten 
Staaten  nicht  verpflichtet  sind,  sich  an  irgendeiner  solchen  Kommission  zu 
beteiligen,  es  sei  denn,  daß  sie  dies  wollen; 

5.  daß  die  im  Artikel  440  des  Vertrags  von  Versailles  erwähnten  Fristen, 
soweit  sie  sich  auf  eine  Maßnahme  oder  Entschließung  der  Vereinigten  Staaten 
beziehen,  mit  dem  Inkrafttreten  des  gegenwärtigen  Vertrags  zu  laufen  be- 
ginnen sollen. 

Artikel  III. 
Der  gegenwärtige  Vertrag  soll  gemäß  den  verfassungsrechtlichen  Formen 
der  Hohen  Vertragschließenden  Teile   ratifiziert  werden   und    soll   sofort  mit 
Austausch  der  Ratifikationsurkunden,  der  so  bald  als  möglich  in  Berlin  statt- 
finden wird,  in  Kraft  treten. 

Zu  Urkund  dessen  haben  die  beiderseitigen  Bevollmächtigten  diesen  Ver- 
trag unterzeichnet  und  ihre  Siegel  beigefügt. 

Ausgefertigt  in  doppelter  Urschrift  am  25.  August  1921. 
(Folgen  die  Unterschriften.) 
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12.    Friedensvertrag   der  Yereinigten   Staaten   von   Amerika 
mit  Oesterreich  (Wien  24.  August  1921).  * 

Nr.   3067.      Friedensvertrag   zwischen    Oesterreich   und    den 
Vereinigten  Staaten  von  Amerika. 

Oesterreich   und   die  Vereinigten  Staaten  von  Amerika: 

In  Erwägung  dessen,  daß  die  Vereinigten  Staaten  im  gemeinsamen  Vor- 
gehen mit  ihren  Kriegsgenossen  am  3.  November  1918  mit  Oesterreich- Ungarn 
einen  Waffenstillstand  eingegangen  sind,  damit  ein  Friedensvertrag  abge- 
schlossen werden  könne; 

in  Erwägung  dessen,  daß  die  ehemalige  österreichisch -ungarische  Mo- 
narchie zu  bestehen  aufgehört  hat  und  in  Oesterreich  durch  eine  republikani- 
sche Regierung  ersetzt  worden  ist; 

in  Erwägung  dessen,  daß  der  Vertrag  von  Saint-Germain-en-Laye.  den 
Oesterreich  mit  abgeschlossen  hat,  am  10.  September  1919  unterzeichnet 
worden  und  gemäß  den  Bestimmungen  seines  Artikels  381  in  Kraft  getreten, 
jedoch  von  den  Vereinigten  Staaten  nicht  ratifiziert  worden  ist ; 

in  Erwägung  dessen,  daß  der  Kongreß  der  Vereinigten  Staaten  eine 
gemeinsame  Resolution  gefaßt  hat,  die  von  dem  Präsidenten  am  2.  Juli  1921 
genehmigt  worden  ist  und  die  zum  Teile  folgendermaßen  lautet: 

„Beschlossen  von  dem  im  Kongreß  versammelten  Senat 
und  Repräsentantenhaus  der  Vereinigten  Staaten  von  Amerika:  .  . 

,Daß  der  durch  die  am  7.  Dezember  1917  genehmigte  gemeinsame  Reso- 
lution des  Kongresses  als  zwischen  der  k.  u.  k.  österreichisch  -  ungarischen 
Regierung  und  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  bestehend  erklärte 
Kriegszustand  hiedurch  als  beendet  erklärt  werde. 

, Abschnitt  4:  Daß  bei  Abgabe  dieser  Erklärung  und  als  Teil  derselben 
den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  und  deren  Angehörigen  ausdrücklich 
vorbehalten  Averden  alle  und  jede  Rechte,  Privilegien.  Entschädigungen,  Wieder- 
gutmachungen oder  Vorteile  zugleich  mit  dem  Rechte,  dieselben  durchzu- 
setzen, wozu  sie  (die  Vereinigten  Staaten  und  deren  Angehörige)  auf  Grund 
der  Bestimmungen  des  am  3.  November  1918  unterzeichneten  Waffenstill- 
standes oder  irgendwelcher  Ausdehnung  oder  Abänderungen  desselben  be- 
rechtigt worden  sind ;  oder  die  von  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika 
erworben  wurden  oder  sich  in  deren  Besitz  befinden  auf  Grund  deren  Teil- 
nahme an  dem  Krieg  oder  auf  die  deren  Augehörige  dadurch  rechtmäßigen 
Anspruch  erworben  haben :  oder  welche  durch  den  Vertrag  von  Saint  -  Ger- 
main-en-Laye  oder  den  Vertrag  von  Trianon  zu  ihren  (der  Vereinigten  Staaten 
oder  deren  Angehörigen)  Gunsten  ausbedungen  worden  sind;  oder  auf  die  sie 
als  eine  der  alliierten  und  assoziierten  Hauptmächte  Anspruch  haben:  oder 
auf  die  sie  Anspruch  haben  kraft  irgendeines  oder  mehrerer  Akte  des  Kon- 
gresses; oder  auf  sonstige  Weise. 

„Abschnitt  h:  Alles  Eigentum  der  kaiserlich  deutschen  Regierung  oder 
ihres  Nachfolgers  oder  ihrer  Nachfolger  sowie  das  aller  deutschen  Reichs- 
angehörigen, das  sich  am  (5.  April  1917  im  Besitze  oder  unter  der  Kontrolle 
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der  Vereinigten   Staaten   von   Amerika   oder   irgendeines   ihrer   Funktionäre, 
Organe  oder  Angestellten  befunden   hat   oder   seit  diesem  Tage  in  deren  Be- 
sitz oder  unter  deren  Kontrolle  gelangt  ist  oder  das  Gegenstand  einer  Forde- 
rung  seitens   der   Vereinigten   Staaten   von   Amerika   oder  irgendeines   ihrer 
Funktionäre,  Organe  oder  Angestellten  aus  was  immer  für  einer  Quelle  oder 
Veranlassung  gewesen   ist  und  alles  Eigentum   der  k.  und  k.  österreichisch- 
ungarischen   Regierung   oder   ihres  Nachfolgers   oder   ihrer  Nachfolger   sowie 
das  aller  österreichisch  -  ungarischen  Staatsangehörigen,    das   sich   am  7.  De- 
zember 1917  im  Besitze   oder   unter   der  Kontrolle   der  Vereinigten   Staaten 
von  Amerika  oder  irgendeines  ihrer  Funktionäre,  Organe  oder  Angestellten 
befunden  hat  oder  seit  diesem  Tage  in  deren  Besitz  oder  unter  deren  Kontrolle 
gelangt  ist  oder  das  Gegenstand  einer  Forderung  seitens  der  Vereinigten  Staaten 
von  Amerika  oder  irgendeines  ihrer  Funktionäre,  Organe  oder  Angestellten 
aus  was  immer  für  einer  Quelle  oder  Veranlassung  gewesen  ist,  soll  von  den 
Vereinigten  Staaten   zurückbehalten  und   darüber  keine  Verfügung  getroffen 
werden,   soweit  nicht  bisher  durch  Gesetz  etwas  anderes  vorgesehen  worden 
ist  oder  in  Hinkunft  im  einzelnen  vorgesehen  werden  wird,   solange  bis  die 
kaiserlich   deutsche  Regierung  und   die   k.   und   k.   österreichisch -ungarische 
Regierung  oder  deren  ein  oder  mehrere  Nachfolger  angemessene  Vorkehrungen 
zur  Befriedigung  aller  Ansprüche  gegen  die  genannten  Regierungen,  die  geltend 
gemacht  werden  von  allen,  wo  immer  wohnhaften  Personen,  die  im  ständigen 
Staatsbürgerschaftsverhältnis  zu  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  stehen 
und  die  durch  die  Handlungen  der  kaiserlich  deutschen  Regierung  oder  ihrer 
Organe  seit  dem  31.  Juli  1914  Verlust,  Schaden  oder  Unbill  an  Person  oder 
Eigentum,    direkt   oder   indirekt,    sei   es   durch   den   Besitz   von  Anteilen   an 
deutschen,    österreichisch  -  ungarischen,    amerikanischen   oder   anderen   Gesell- 
schaften oder  infolge  von  feindlichen  Handlungen  oder  Kriegsoperationen  oder 
sonstwie  erlitten  haben,  getroffen  haben  wird  und  bis  sie  den  Personen,  welche 
im   ständigen  Staatsbürgerschaftsverhältnis   zu   den  Vereinigten  Staaten  von 
Amerika  stehen,  die  Behandlung  der  meistbegünstigten  Nation,  mag  dieselbe 
national  oder  sonstwie  sein,  in  allen  Angelegenheiten,  betreffend  Niederlassung, 
Betrieb  von  Geschäften,  Gewerbe,  Industrie,  Schiffahrt,  Handel  und  Ausübung 
industrieller   Eigentumsrechte,   zugesagt   haben   wird   und    bis   die   kaiserlich 
deutsche  und  die  k.  und  k.  österreichisch-ungarische  Regierung  oder  deren  ein 
oder   mehrere  Nachfolger   den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  alle  Bußen, 
Verfallserklärungen,  Geldstrafen  und  Beschlagnahmen,  die  von  den  Vereinigten 
Staaten  von  Amerika  während   des  Krieges   hinsichtlich  des  Vermögens  der 
kaiserlich  deutschen  Regierung  oder  deutscher  Reichsangehöriger  oder  der  k. 
und   k.   östereichisch- ungarischen  Regierung   oder   österreichisch -ungarischer 
Staatsangehöriger  ausgesprochen  oder  verhängt  wurden,   bestätigt  haben  und 
auf  alle  und  jede  Geldansprüche  gegen  die  Vereinigten  Staaten  von  Amerika 
verzichtet  haben  wird." 

Von    dem    Wunsche    beseelt,    gesicherte    freundschaftliche    Beziehungen 
zwischen  den  beiden  Nationen  zu  schaffen, 

haben  zu  diesem  Behufe  ihre  Bevollmächtigten  bestellt:  und  zwar 

der  Bundespräsident  der  Republik  Oesterreich: 
(folgt  der  Name) 

und  der  Präsident  der  Vereinigten  Staaten  von  Amerika: 
(folgt  der  Name) 
welche   nach  Mitteilung  ihrer  in  guter  und  richtiger  Form  befundenen  Voll- 
machten folgendes  üebereinkommen  geschlossen  haben: 

Artikel  I. 
Oesterreich  verpflichtet  sich,  den  Vereinigten  Staaten  zuzugestehen  und 
die  Vereinigten  Staaten  sollen  haben  und  genießen   alle  Rechte,  Privilegien, 
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Entschädigungen,  Gutmachungen  and  Vorteile,  die  in  der  obenstehenden  gemein- 
samen Resolution  des  Kongresses  der  Vereinigten  Staaten  vom  2.  Juli  1921 
spezifiziert  sind,  einschließlich  aller  zugunsten  der  Vereinigten  Staaten  im  Ver- 
trage von  Saint-Germain-en-Laye  ausbedungenen  Rechte  und  Vorteile,  welche 
die  Vereinigten  Staaten  ungeachtet  des  ümstandes.  daß  dieser  Vertrag  von 
ihnen  nicht  ratifiziert  worden  ist,  zur  Gänze  genießen  sollen.  Wenn  die  Ver- 
einigten Staaten  von  den  in  den  Bestimmungen  dieses  Vertrages  vereinbarten 
Rechten  und  Vorteilen  Gebrauch  machen,  werden  sie  dies  in  einer  Weise  tun, 
die  mit  den  Oesterreich  durch  diese  Bestimmungen  zugestandenen  Rechten  im 
Einklänge  steht. 

Artikel  II. 

Um  die  Oestereich  auf  Grund  des  vorangehenden  Artikels  mit  Rücksicht 
auf  gewisse  Bestimmungen  des  Vertrages  von  Saint-Germain-en-Laye  obliegenden 
Verpflichtungen  genauer  zu  umschreiben,  wird  zwischen  den  Hohen  vertrag- 
schließenden Teilen  einverständlich  abgemacht : 

Absatz  1.  Daß  die  in  jenem  Vertrage  zugunsten  der  Vereinigten  Staaten 
ausbedungenen  Rechte  und  Vorteile,  von  welchen  die  Absicht  besteht,  daß  die 
Vereinigten  Staaten  sie  haben  und  genießen  sollen,  die  in  den  Teilen  V.  VI, 
VIII,  IX,  X,  XI,  XII  und  XIV  umschriebenen  sind. 

Absatz  2.  Daß  die  Vereinigten  Staaten  nicht  durch  die  Bestimmungen 
des  I.  Teiles  jenes  Vertrages,  noch  durch  irgendwelche  Bestimmungen  jenes 
Vertrages  einschließlich  der  in  Absatz  1  dieses  Artikels  erwähnten,  die  sich 
auf  die  Völkerbundsatzung  beziehen,  gebunden  sein  sollen,  noch  auch  durch 
irgendeine  von  dem  Völkerbund  oder  von  dem  Rate  oder  der  Versammlung 
desselben  vorgenommene  Handlung,  wenn  die  Vereinigten  Staaten  nicht  aus- 
drücklich ihre  Zustimmung  zu  der  fraglichen  Handlung  erteilen. 

Absatz  ,3.  Daß  die  Vereinigten  Staaten  keine  Verpflichtungen  auf  Grund 
oder  mit  Rücksicht  auf  die  Bestimmungen  der  Teile  II.  III.  IV  und  XIII 
jenes  Vertrages  übernehmen. 

Absatz  4.  Daß,  wenn  die  Vereinigten  Staaten  auch  berechtigt  sind, 
an  dem  Wiedergutmachungsausschuß  entsprechend  den  Bestimmungen  des 
VIII.  Teiles  jenes  Vertrages  und  an  jedem  anderen  auf  Grund  des  Vertrages 
oder  irgendeines  denselben  ergänzenden  üebereinkommens  eingesetzten  Aus- 
schuß teilzunehmen,  sie  nicht  verpflichtet  sind,  an  irgendeinem  derartigen 
Ausschuß  teilzunehmen,  wenn  sie  nicht  den  Wunsch  haben,  dies  zu  tun. 

Absatz  5.  Daß  die  im  Art.  381  des  Vertrages  von  Saint-Germain-en- 
Laye  erwähnten  Fristen  rücksichtlich  der  Handlungen  oder  Willensäußerungen 
seitens  der  Vereinigten  Staaten  vom  Tage  des  Inkrafttretens  des  gegenwärtigen 
Vertrages  an  laufen. 

Artikel  III. 

Der  gegenwärtige  Vertrag  soll  in  üebereinstiramung  mit  den  verfassungs- 
mäßigen Formen  der  Hohen  vertragschließenden  Teile  ratifiziert  werden  und 
unmittelbar  nach  dem  Austausch  der  Ratifikationen,  der  sobald  als  möglich 
in  Wien  zu  erfolgen  hat,  in  Wirksamkeit  treten. 

Urkund  dessen  haben  die  beiderseitigen  Bevollmächtigten  diesen  Ver- 
trag unterzeichnet  und  demselben  ihr  Siegel  beigesetzt. 

Geschehen  in  zweifacher  Ausfertigung  zu  Wien,  am  vierundzwanzigsten 
Tage  des  August  Neunzehnhundertzwanzigundeins. 

(Folgen  die  Unterschriften.) 
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13.  Friedensvertrag  der  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  mit 
Ungarn  (Budapest  29.  August  1921).* 

Mr.  3068.      Friedensvertrag   zwischen    llngarn    und   den    Ver- 
einigten Staaten  von  Amerika. 

The  United  States  of  America  and  Hungary: 

Considering  that  the  United  States,  acting  in  conjunction  with  its  co- 
belligerents,  entered  into  an  Armistice  with  Austria-Hungary  on  November  3, 
1918,  in  Order  that  a  Treaty  of  Peace  might  be  concluded ; 

Considering  that  the  former  Austro-Hungarian  Monarchy  ceased  to  exist 
and  was  replaced  in  Hungary  by  a  national  Hungarian  Government ; 

Considering  that  the  Treaty  of  Trianon  to  which  Hungary  is  a  party 
was  signed  on  June  4,  1920,  and  came  into  force  according  to  the  terms  of 
its  Article  364,  but  has  not  been  ratified  by  the  United  States; 

Considering  that  the  Congress  of  the  United  States  passed  a  Joint  Re- 
solution, approved  by  the  President  July  2,  1921,  which  reads  in  part  as 
follows : 

"Resolved  by  the  Senate  and  House  of  Representatives  of  the  United 
States  of  America  in  Congress  assembled,  .  .  . 

"That  the  State  of  war  declared  to  exist  between  the  Imperial  and 
Royal  Austro-Hungarian  Government  and  the  United  States  of  America  by 
the  Joint  resolution  of  Congress  approved  December  7,  1917,  is  hereby  declared 
at  an  end. 

"Section  4.  That  in  making  this  declaration,  and  as  a  part  of  it,  there 
are  expressly  reserved  to  the  United  States  of  America  and  its  nationals  any 
and  all  rights,  Privileges,  indemnities,  reparations,  or  advantages,  together 
with  the  right  to  enforce  the  same,  to  which  it  or  they  have  become  entitled 
under  the  terms  of  the  armistice  signed  November  3,  1918,  or  any  extensions 
or  modifications  thereof ;  or  which  were  acquired  by  or  are  in  the  possession 
of  the  United  States  of  America  by  reason  of  its  participation  in  the  war 
or  to  which  its  nationals  have  thereby  become  rightfuUy  entitled ;  or  which, 
under  the  treaty  of  Saint  Germain-enLaye  or  the  treaty  of  Trianon,  have 
been  stipulated  for  its  or  their  benefit;  or  to  which  it  is  entitled  as  one  of 
the  principal  allied  and  associated  powers;  or  to  which  it  is  entitled  by 
virtue  of  any  Act  or  Acts  of  Congress;  or  otherwise. 

"Section  5.  All  property  of  the  Imperial  German  Government,  or  its 
successor  or  successors,  and  of  all  German  nationals  which  was,  on  April  6, 
1917,  in  or  has  since  that  date  come  into  the  possession  or  under  control 
of,  or  has  been  the  subject  of  a  demand  by  the  United  States  of  America  or 
of  any  of  its  officers,  agents,  or  employees,  from  any  source  or  by  any  agency 
whatsoever,  and  all  property  of  the  Imperial  and  Royal  Austro-Hungarian 
Government,  or  its  successor  or  successors,  and  of  all  Austro-Hungarian 
nationals  which  was  on  December  7,  1917,  in  or  has  since  that  date  come 
into  the  possession  or  under  control  of.  or  has  been  the  subject  of  a  demand 
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by  the  United  States  of  America  or  any  of  its  officers,  agents,  or  employees, 
from  any  source  or  by  any  agency  whatsoever,  shall  be  retained  by  the 
United  States  of  America  and  no  disposition  thereof  made,  except  as  shall 
have  been  heretofore  or  specifically  hereafter  shall  be  provided  by  law  until 
such  time  as  the  Imperial  German  Government  and  the  Imperial  and  Royal 
Austro-Hungarian  Government,  or  their  successor  or  successors.  shall  have 
respectively  made  suitable  Provision  for  the  satisfaction  of  all  Claims  against 
Said  Governments  respectively,  of  all  persons,  wheresoever  domiciled.  who 
owe  permanent  allegiance  to  the  United  States  of  America  and  who  have 
suffered,  through  the  acta  of  the  Imperial  German  Government,  or  its  agents, 
or  the  Imperial  and  Royal  Austro-Hungarian  Government,  or  its  agents, 
since  July  31,  1914,  loss,  damage,  or  injury  to  their  persons  or  property, 
directly  or  indirectly,  whether  through  the  ownership  of  shares  of  stock  in 
German,  Austro-Hungarian,  American,  or  other  corporations,  or  in  conse- 
quence  of  hostilities  or  of  any  Operations  of  war.  or  otherwise,  and  also  shall 
have  granted  to  persons  owing  permanent  allegiance  to  the  United  States 
of  America  most-favored-nation  treatment,  wheter  the  same  be  national  or 
otherwise,  in  all  matters  aSecting  residence,  business,  profession,  trade,  navi- 
gation,  commerce  and  industrial  property  rights,  and  until  the  Imperial  Ger- 
man Government  and  the  Imperial  and  Royal  Austro-Hungarian  Government, 
or  their  successor  or  successors,  shall  have  respectively  confirmed  to  the 
United  States  of  America  all  fines,  forfeitures,  penalties,  and  seizures  imposed 
or  made  by  the  United  States  of  America  during  the  war,  whether  in  respect 
to  the  property  of  the  Imperial  German  Government  or  German  nationals 
or  the  Imperial  and  Royal  Austro-Hungarian  Government  or  Austro-Hungarian 
nationals,  and  shall  have  waived  any  and  all  pecuniary  claims  against  the 
United  States  of  America." 

Being  desirous  of  establishing  securely  friendly  relations  between  the 
two  Nations ; 

Have  for  that  purpose  appointed  their  plenipotentiaries : 

The  President  of  the  United  States  of  America:  (folgt  der  Name),  and 
Hungary:  (folgt  der  Name). 

Who,  having  communicated  their  füll  powers,  found  to  be  in  good  and 
due  form,  have  agreed  as  foUows : 

Article  I. 
Hungary  undertakes  to  accord  to  the  United  States,  and  the  United 
States  shall  have  and  enjoy,  all  the  rights,  Privileges,  indemnities.  reparations 
or  advantages  specified  in  the  aforesaid  Joint  Resolution  of  the  Congress  of 
the  United  States  of  July  2,  1921,  including  all  the  rights  and  advantages 
stipulated  for  the  benefit  of  the  United  States  in  the  Treaty  of  Trianon 
which  the  United  States  shall  fully  enjoy  notwithstanding  the  fact  that  such 
Treaty  has  not  been  ratified  by  the  United  States.  The  United  States,  in 
availing  itself  of  the  rights  and  advantages  stipulated  in  the  provisions  of 
that  Treaty,  will  do  so  in  a  manner  consistent  with  the  rights  accorded  to 
Hungary  under  such  provisions. 

Article  II. 

With  a  view  to  defining  more  particularly  the  obligations  of  Hungary 
under  the  foregoing  Article  with  respect  to  certain  provisions  in  the  Treaty 
of  Trianon,  it  is  understood  and  agreed  between  the  High  Contracting  Parties : 

1.  That  the  rights  and  advantages  stipulated  in  that  Treaty  for  the 
benefit  of  the  United  States,  which  it  is  intended  the  United  States  shall 
have  and  enjoy,  are  those  defined  in  Parts  V,  VI,  VIII,  IX,  X.  XI,  XII 
and  XIV. 
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2.  That  the  United  States  shall  not  be  bound  by  the  provisions  of 
Part  I  of  tbat  Treaty  including  those  mentioned  in  paragraph  (1)  of  this 
Article,  which  relate  to  the  Covenant  of  the  League  of  Nations,  nor  shall 
the  United  States  be  bound  by  any  action  taken  by  the  League  of  Nations, 
er  by  the  Council  or  by  the  Assembly  thereof,  unless  the  United  States  shall 
expressly  give  its  assent  to  such  action. 

3.  That  the  United  States  assumes  no  obligations  under  or  with  respect 
to  the  provisions  of  Part  II,  Part  III,  Part  IV  and  Part  XIII  of  that  Treaty. 

4.  That,  while  the  United  States  is  privileged  to  participate  in  the 
Reparation  Commission,  according  to  the  terms  of  Part  VIII  of  that  Treaty, 
and  in  any  other  commission  established  under  the  Treaty  or  under  any 
agreement  supplemental  thereto,  the  United  States  is  not  bound  to  participate 
in  any  such  commission  unless  it  shall  elect  to  do  so. 

5.  That  the  periods  of  time  to  which  reference  is  made  in  Article  364 
of  the  Treaty  of  Trianon  shall  run,  with  respect  to  any  act  or  election  on 
the  part  of  the  United  States,  from  the  date  of  the  coming  into  force  of  the 
present  Treaty. 

Article  III. 
The  present  Treaty  shall  be  ratified  in  accordance  with  the  constitutional 
forms   of   the  High  Contracting  Parties  and  shall  take  effect  immediately  on 
the   exchange   of   ratifications   which   shall  take  place  as  soon  as  possible  at 
Budapest. 

In  witness  whereof,  the  respective  plenipotentiaries  have  signed  this 
Treaty  and  have  hereunto  alüxed  their  seals. 

Done  in  duplicate  in  Budapest,  this  29th  day  of  August,  1921. 
(Folgen  die  Unterschriften.) 


H.  Anhang.  Waffenstillstandsverträge. 


1.  Zentralmächte — RoßluDd. 

Nr.    2069.       Waffenstillstandsvertrag     von     Brest  -  Liitowsk 
(15.  Dezember  1917).* 

Zwischen  den  bevollmächtigten  Vertretern  der  Obersten  Heeresleitungen 
Deutschlands,  Oesterreichs-Üngarns,  Bulgariens  und  der  Türkei  einerseits, 
Rußlands  andererseits,  wird  zur  Herbeiführung  eines  dauerhaften,  für  alle 
Teile  ehrenvollen  Friedens  folgender  Waffenstillstand  abgeschlossen : 

I. 

Der  Waffenstillstand  beginnt  am  17.  Dezember  1917,  12  Uhr  mittags 
(4.  Dezember  1917,  14  Uhr  russ.  Zeit)  und  dauert  bis  14.  Januar  1918,  12  Uhr 
mittags  (1.  Januar  1918,  14  Uhr  russ.  Zeit).  Die  vertragschließenden  Par- 
teien sind  berechtigt,  den  Waffenstillstand  am  21.  Tage  mit  7  tägiger  Frist 
zu  kündigen;  erfolgt  dies  nicht,  so  dauert  der  Waffenstillstand  automatisch 
weiter,  bis  eine  der  Parteien  ihn  mit  7  tägiger  Frist  kündigt. 

II. 

Der  Waffenstillstand  erstreckt  sich  auf  alle  Land-  und  Luftstreitkräfte 
der  genannten  Mächte  auf  der  Landfront  zwischen  dem  Schwarzen  Meer  und 
der  Ostsee.  Auf  den  russisch-türkischen  Kriegsschauplätzen  in  Asien  tritt 
der  Waffenstillstand  gleichzeitig  ein. 

Die  Vertragschließenden  verpflichten  sich,  während  des  Waffenstillstandes 
die  Anzahl  der  an  den  genannten  Fronten  und  auf  den  Inseln  des  Moonsundes 
befindlichen  Truppenverbände  —  auch  hinsichtlich  ihrer  Gliederung  und  ihres 
Etats  —  nicht  zu  verstärken  und  an  diesen  Fronten  keine  Umgruppierungen 
zur  Vorbereitung  einer  Offensive  vorzunehmen. 

Ferner  verpflichten  sich  die  Vertragschließenden,  bis  zum  14.  Ja- 
nuar 1918  (1.  Januar  1918  russ.  Zeit)  von  der  Front  zwischen  dem  Schwarzen 
Meer  und  der  Ostsee  keine  operativen  Truppenverschiebungen  durchzuführen, 
es  sei  denn,  daß  die  Verschiebungen  im  Augenblick  der  Unterzeichnung  des 
Waffenstillstandsvertrages  schon  eingeleitet  sind. 

Endlich  verpflichten  sich  die  Vertragschließenden,  in  den  Häfen  der 
Ostsee  östlich  des  lö.  Längengrades  Ost  von  (Jreenwich  und  in  den  Häfen 
des  Schwarzen  Meeres  während  der  Dauer  des  Waffenstillstandes  keine  Truppen 
zusammenzuziehen. 

III. 

Als  Demarkationslinien  an  der  europäischen  l''ront  gelten  die  beider- 
seitigen vordersten  Hindernisse  der  eigenen  Stellungen.  Diese  Linien  dürfen 
nur  unter  den  Bedingungen  der  Ziff.  IV  überschritten  werden. 
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Dort,  wo  keine  geschlossenen  Stellungen  bestehen,  gilt  beiderseits  als 
Demarkationslinie  die  Gerade  zwischen  den  vordersten  besetzten  Punkten. 
Der  Zwischenraum  zwischen  den  beiden  Linien  gilt  als  neutral.  Ebenso  sind 
schiffbare  Flüsse,  die  die  beiderseitigen  Stellungen  trennen,  neutral  und  un- 
befahrbar, es  sei  denn,  daß  es  sich  um  vereinbarte  Handelsschiffahrt  handelt. 
In  den  Abschnitten,  wo  die  Stellungen  weit  auseinander  liegen,  sind  alsbald 
durch  die  Waffenstillstandskommissionen  (Ziff.  VII)  Demarkationslinien  fest- 
zulegen und  kenntlich  zu  machen. 

Auf  den  russisch  -  türkischen  Kriegsschauplätzen  in  Asien  sind  die 
Demarkationslinien  sowie  der  Verkehr  über  dieselben  (Ziff.  IV)  nach  Verein- 
barung der  beiderseitigen  Höchstkommandierenden  zu  bestimmen. 

IV. 

Zur  Entwicklung  und  Befestigung  der  freundschaftlichen  Beziehungen 
zwischen  den  Völkern  der  vertragschließenden  Parteien  wird  ein  organisierter 
Verkehr  der  Truppen  unter  folgenden  Bedingungen  gestattet: 

1.  Der  Verkehr  ist  erlaubt  für  Parlamentäre,  für  die  Mitglieder  der 
Waffenstillstandskommissionen  (Ziff.  VII)  und  deren  Vertreter.  Sie  alle 
müssen  dazu  Ausweise  von  mindestens  einem  Korpskommando  bezw.  Korps- 
komitee besitzen. 

2.  In  jedem  Abschnitt  einer  russischen  Division  kann  an  etwa  2  bis 
3  Stellen  organisierter  Verkehr  stattfinden. 

Hierzu  sind  im  Einvernehmen  der  sich  gegenüberstehenden  Divisionen 
Verkehrsstellen  in  der  neutralen  Zone  zwischen  den  Demarkationslinien  ein- 
zurichten und  durch  weiße  Flaggen  zu  bezeichnen.  Der  Verkehr  ist  nur  bei 
Tage  von  Sonnenaufgang  bis  Sonnenuntergang  zulässig. 

An  den  Verkehrsstellen  dürfen  sich  gleichzeitig  höchstens  25  Angehörige 
jeder  Partei  ohne  Waffen  aufhalten.  Der  Austausch  von  Nachrichten  und 
Zeitungen  ist  gestattet.  Offene  Briefe  können  zur  Beförderung  übergeben 
werden.  Der  Verkauf  und  Austausch  von  Waren  des  täglichen  Gebrauchs 
an  dfen  Verkehrsstellen  ist  erlaubt. 

3.  Die  Beerdigung  Gefallener  in  der  neutralen  Zone  ist  erlaubt.  Die 
näheren  Bestimmungen  sind  jedesmal  durch  die  beiderseitigen  Divisionen  oder 
höheren  Dienststellen  zu  vereinbaren. 

4.  lieber  die  Rückkehr  entlassener  Heeresangehöriger  des  einen  Landes, 
die  jenseits  der  Demarkationslinie  des  anderen  Landes  beheimatet  sind,  kann 
erst  bei  den  Friedensverhandlungen  entschieden  werden.  Hierzu  rechnen  auch 
die  Angehörigen  polnischer  Truppenteile. 

5.  Alle  Personen,  die  —  entgegen  den  vorstehenden  Vereinbarungen 
1  bis  4  —  die  Demarkationslinie  der  Gegenpartei  überschreiten,  werden  fest- 
gehalten und  erst  bei  Friedensschluß  oder  Kündigung  des  Waffenstillstandes 
zurückgegeben. 

Die  vertragschließenden  Parteien  verpflichten  sich,  ihre  Truppen  durch 
strengen  Befehl  und  eingehende  Belehrung  auf  Einhalten  der  Verkehrs- 
bedingungen und  die  Folgen  von  üeberschreitungen  hinzuweisen. 

V. 

Für  den  Seekrieg  wird  folgendes  festgelegt : 

1.  Der  Waffenstillstand  erstreckt  sich  auf  das  ganze  Schwarze  Meer 
und  auf  die  Ostsee  östlich  des  15.  Längengrades  Ost  von  Greenwich,  und 
zwar  auf  alle  dort  befindlichen  See-  und  Luftstreitkräfte  der  vertragschließen- 
den Parteien. 

Für  die  Frage  des  Waffenstillstandes  im  Weißen  Meer  und  in  den 
russischen  Küstengewässern  des  nördlichen  Eismeeres  wird  von  der  deutschen 
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und  russischen  Seekriegsleitung  iu  gegenseitigem  Einvernehmen  eine  besondere 
Vereinbarung  getroffen  werden.  Gegenseitige  Angriffe  auf  Handels-  und 
Kriegsschiffe  in  den  genannten  Gewässern  sollen  nach  Möglichkeit  schon  jetzt 
unterbleiben. 

In  jene  besondere  Vereinbarung  sollen  auch  Bestimmungen  aufgenommen 
werden,  um  nach  Möglichkeit  zu  verhindern,  daß  Seestreitkräfte  der  vertrag- 
schließenden Parteien  sich  auf  anderen  Meeren  bekämpfen. 

2.  Angriffe  von  See  aus  und  aus  der  Luft  auf  Häfen  und  Küsten  der 
anderen  vertragschließenden  Partei  werden  auf  allen  Meeren  beiderseits  unter- 
bleiben. Auch  ist  das  Anlaufen  der  von  der  einen  Partei  besetzten  Häfen 
und  Küsten  durch  die  Seestreitkräfte  der  anderen  Partei  verboten. 

3.  Das  üeberfliegen  der  Häfen  und  Küsten  der  anderen  vertragschließenden 
Partei  sowie  der  Demarkationslinien  ist  auf  allen  Meeren  untersagt. 

4.  Die  Demarkationslinien  verlaufen : 

.  a)  im  Schwarzen  Meer:    von   Olinka— Leuchtturm   (St.  Georgsmündung) — 

Kap  Jeros  (Trapezuntj, 
b)  in  der  Ostsee:  von  Rogekuel-Westküste— Worms— Bogskaer—Svenska— 

Hoegarne. 

Die  nähere  Festsetzung  der  Linie  zwischen  Worms  und  Bogskaer  wird 
der  Waffenstillstandskommission  der  Ostsee  (Ziffer  VII,  1)  übertragen  mit 
der  Maßgabe,  daß  den  russischen  Seestreitkräften  bei  allen  Wetter-  und  Eis- 
verhältnissen eine  freie  Fahrt  nach  der  Aalandssee  gewährleistet  ist.  Die 
russischen  Seestreitkräfte  werden  die  Demarkationslinien  nicht  nach  Süden, 
die  Seestreitkräfte  der  vier  verbündeten  Mächte  nicht  nach  Norden  über- 
schreiten. 

Die  russische  Regierung  übernimmt  die  Gewähr  dafür,  daß  Seestreit- 
kräfte der  Entente,  die  sich  bei  Beginn  des*  Waffenstillstandes  nördlich  der 
Demarkationslinien  befinden  oder  später  dorthin  gelangen,  sich  ebenso  ver- 
halten wie  die  russischen  Seestreitkräfte. 

5.  Der  Handel  und  die  Handelsschiffahrt  in  den  in  Ziffer  1  Absatz  1  be- 
zeichneten Seegebieten  sind  frei.  Die  Festlegung  aller  Bestimmungen  für 
den  Handel  sowie  die  Bekanntgabe  der  gefahrlosen  Wege  für  die  Handels- 
schiffe wird  den  Waffenstillstandskommissionen  des  Schwarzen  Meeres  und 
der  Ostsee  (Ziffer  VII,  1  und  7i  übertragen. 

6.  Die  vertragschließenden  Parteien  verpflichten  sich,  während  des 
Waffenstillstandes  im  Schwarzen  Meer  und  in  der  Ostsee  keine  Vorbereitungen 
zu  Angriffsoperationen  zur  See  gegeneinander  vorzunehmen. 

VI. 

Um  Unruhe  und  Zwischenfälle  an  der  Front  zu  vermeiden,  dürfen 
Hebungen  mit  Infanteriewirkung  nicht  näher  als  fünf  Kilometer,  mit  Artillerie- 
wirkung nicht  näher  als  l.ö  Kilometer  hinter  den  Fronten  vorgenommen 
werden. 

Der  Landminenkrieg  wird  vollständig  eingestellt. 

Luftstreitkräfte  und  Fesselballone  müssen  sich  außerhalb  einer  lU  Kilo- 
meter breiten  Luftzone  hinter  der  eigenen  Demarkationslinie  halten. 

Arbeiten  an  den  Stellungen  hinter  den  vordersten  Drahthindernissen 
sind  erlaubt,  jedoch  nicht  solche,  die  der  Vorbereitung  von  Angriffen  dienen 
können. 

vn. 

Mit  Beginn  des  Waffenstillstandes  treten  die  nachstehenden  .Waffen- 
stillstandskommissionen' (Vertreter  jedes  an  dem  betreffenden  Frontstück 
beteiligten  Staates)  zusammen,  denen  alle  militärischen  Fragen  für  die  Aus- 
führung der  Waffenstillstandsbestimmungen  in  den  betreffenden  Bereichen 
zuzuführen  siud ; 
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1.  Riga  für  die  Ostsee, 

2.  Dünaburg  für  die  Front  von  der  Ostsee  bis  zur  Disna, 

3.  Brest-Litowsk  für  die  Front  von  der  Disna  bis  zum  Pripet, 

4.  Berditschew  für  die  Front  vom  Pripet  bis  zum  Dnjestr, 

„  ,  ,     [    für  die  Front  vom  Dnjestr  bis  zum  Schwarzen  Meer, 

ö.  Koloszyar     }    Qreu^bestimmung    zwischen    beiden    Kommissionen   5 
b.  l<ocsani  j  ^^^  ^  ^^  gegenseitigen  Einvernehmen, 

7.  Odessa  für  das  Schwarze  Meer. 

Diesen  Kommissionen  werden  unmittelbare  und  unkontrollierte  Fern- 
schreibeleitungen in  die  Heimatländer  ihrer  Mitglieder  zur  Verfügung  gestellt. 
Die  Leitungen  werden  im  eigenen  Lande  bis  zur  Mitte  zwischen  den 
Demarkationslinien  von  den  betreffenden  Heeresleitungen  gebaut.  Auch  auf 
den  russisch  -  türkischen  Kriegsschauplätzen  in  Asien  werden  derartige 
Kommissionen  eingerichtet  nach  Vereinbarung  der  beiderseitigen  Höchst- 
kommandierenden. 

vm. 

Der  Vertrag  über  Waffenruhe  vom  5.  Dezember  (22.  November)  1917 
und  alle  bisher  für  einzelne  Frontstücke  abgeschlossenen  Vereinbarungen 
über  Waffenruhe  oder  Waffenstillstand  werden  durch  diesen  Waffenstillstands- 
vertrag außer  Kraft  gesetzt. 

IX. 

Die  vertragschließenden  Parteien  werden  im  unmittelbaren  Anschluß  an 
die  Unterzeichnung  dieses  Waffenstillstandsvertrages  in  Friedensverhandlungen 
eintreten. 

X. 

Ausgehend  von  dem  Grundsatze  der  Freiheit,  Unabhängigkeit  und 
territorialen  Unversehrtheit  des  neutralen  persischen  Reiches  sind  die  türkische 
und  die  russische  Oberste  Heeresleitung  bereit,  ihre  Truppen  aus  Persien 
zurückzuziehen.  Sie  werden  alsbald  mit  der  persischen  Regierung  in  Ver- 
bindung treten,  um  die  Einzelheiten  der  Räumung  und  die  zur  Sicherstellung 
jenes  Grundsatzes  sonst  noch  erforderlichen  Maßnahmen  zu  regeln. 

XI. 

Jede  vertragschließende  Partei  erhält  eine  Ausfertigung  dieser  Verein- 
barung in  deutscher  und  russischer  Sprache,  die  von  den  bevollmächtigten 
Vertretern  unterzeichnet  ist. 

Brest-Litowsk,  den  15.  Dezember  1917. 

(2.  Dezember  1917  russ.  Stils) 
(Folgen  die  Unterschriften.) 

Zusatz  zum  Waf  fenstillstan  d  s  vertrag: 
Zur  Ergänzung  und  zum  weiteren  Ausbau  des  Abkommens  über  den 
Waffenstillstand  sind  die  vertragschließenden  Parteien  übereingekommen, 
schnellstens  die  Regelung  des  Austausches  von  Zivilgefangenen  und  dienst- 
untauglichen Kriegsgefangenen  unmittelbar  durch  die  Front  in  Angriff  zu 
nehmen.  Hierbei  soll  die  Frage  der  Heimschaffung  der  im  Laufe  des  Krieges 
zurückgehaltenen  Frauen  und  Kinder  unter  14  Jahren  in  erster  Linie  berück- 
sichtigt werden. 

Die  vertragschließenden  Parteien  werden  sofort  für  tunlichste  Verbesse- 
rung der  Lage  der  beiderseitigen  Kriegsgefangenen  Sorge  tragen.  Dies  soll 
eine  der  vornehmsten  Aufgaben  der  beteiligten  Regierungen  sein. 

Um  die  Friedensverhandlungen  zu  fördern  und  die  der  Zivilisation  durch 
den  Krieg  geschlagenen  Wunden  so  schnell  wie  möglich  zu  heilen,  sollen 
Maßnahmen   zur  Wiederherstellung   der   kulturellen  und  wirtschaftlichen  Be- 


Zentralmächte  —  Rumänien.  703 

Ziehungen  zwischen  den  vertragschließenden  Parteien  getroffen  werden.  Diesem 
Zweck  soll  unter  anderem  dienen : 

Die  Wiederaufnahme  des  Post-  und  Handelsverkehrs,  der  Versand  von 
Büchern  und  Zeitungen  und  dergl.  innerhalb  der  durch  den  Waffenstillstand 
gezogenen  Grenzen. 

Zur  Regelung   der   Einzelheiten   wird    eine   gemischte  Kommission   von 
Vertretern  sämtlicher  Beteiligten  demnächst  in  Petersburg  zusammentreffen. 
Brest-Litowsk,  den  15.  Dezember  1917. 

Grundsätzlich  genehmigt  und  unter  Vorbehalt  der 

endgültigen  Formulierung  unterzeichnet : 

(Folgen  die  Unterschriften.) 


2.  Zentralmächte — Rumänien. 

Nr.    3070.      Waffenstillstandsvertrag    von     Focsani     (10.     De- 
zember 1917)°"  und  von  Buftea  (5.  März  1918).^^ 

Beeselt  von  dem  gemeinsamen  Wunsche,  den  Kriegszustand  zwischen 
Deutschland,  Oesterreich-Üngarn,  Bulgarien  und  der  Türkei  einerseits  und 
Rumänien  andererseits  zu  beenden  und  den  Frieden  wieder  herzustellen,  sind 
die   Unterzeichneten,   und   zwar : 

(folgen  die  Namen) 
nach  Prüfung  ihrer  Vollmachten  dahin  übereingekommen,  daß,  nachdem  der 
zu  Pocsani  am  9.  Dezember  1917  unterzeichnete  Waffenstillstandsvertrag  am 
2.  März  gekündigt  und  am  5.  März  1918  um  12  Uhr  mittags  abgelaufen  ist. 
vom  5.  März  1918  mitternachts  an  eine  vierzehntägige  Waffenruhe  mit  drei- 
tägiger Kündigungsfrist  laufen  soll.  Zwischen  den  Unterzeichneten  besteht 
vollkommene  üebereinstimmung  darüber,  daß  innerhalb  dieses  Zeitraumes  der 
endgültige  Friede  abzuschließen  ist,  und  zwar  auf  Grundlage  nachstehender 
Vereinbarung : 

1.  Rumänien  tritt  an  die  verbündeten  Mächte  die  Dobrudscha  bis  zur 
Donau  ab. 

2.  Die  Mächte  des  Vierbundes  werden  für  die  Erhaltung  des  Handels- 
weges für  Rumänien  über  Konstantza  nach  dem  Schwarzen  Meere  Sorge  tragen. 

8.  Die  von  Oesterreich-Üngarn  geforderten  Grenzberichtigungen  an  der 
österreichisch-ungarisch-rumänischen  Grenze  werden  von  rumänischer  Seite 
grundsätzlich  angenommen. 

4.  Ebenso  werden  der  Lage  entsprechende  Maßnahmen  auf  wirtschaft- 
lichem Gebiete  grundsätzlich  zugestanden. 


*  Ueber  die  Abmachung  von  Focsani,  welche  nach  den  angestellten 
Ermittlungen  dokumentarisch  nicht  festgelegt  zu  sein  scheint,  linden  sich  in 
der  Presse  und  in  der  Literatur,  insbesondere  in  den  Meldungen  der  Tele- 
graphen-Agenturen abweichende  Mitti'ilungen.  Der  deutsche  Heeresbericht 
(W.T.B.)  vom  10.  12.  1917  sagt:  „Die  verbündeten  Armeen  haben  mit  den  nissi- 
schen und  rumänischen  Armeen  der  rumänischen  Fr()nt  zwischen  dem  Dnjestr 
und  der  Donaumündung  Waffenstillstand  abgeschlossen."  Die  Petersburger 
Telegraphen  -  Agentur  (16.  12.  1917)  meldet:  „General  TscJierbatschciv  hat 
in  Focsani  zwischen  der  rumänischen  Armee  und  den  deutschen,  österreichisch- 
ungarischen,  bulgarischen  und  türkischen  .Armeen  einen  vorläufigen  Waffen- 
stillstand abgeschlossen." 

**    Norddeutsche  Allgemeine  Zeitung  Nr.  12i)  vom  ti.  ;}.  191S. 
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5.  Die  rumänische  Regierung  verpflichtet  sich,  sofort  mindestens  acht 
Divisionen  der  rumänischen  Armee  zu  demobilisieren.  Die  Leitung  der  De- 
mobilmachung  wird  gemeinsam  durch  das  Oberkommando  der  Heeresgruppe 
Mackensen  und  die  rumänische  Oberste  Heeresleitung  erfolgen. 

Sobald  zwischen  Rußland  und  Rumänien  der  Friede  wiederhergestellt 
ist,  werden  auch  die  übrigen  Teile  der  rumänischen  Armee  zu  demobilisieren 
sein,  soweit  sie  nicht  zum  Sicherheitsdienst  an  der  russisch-rumänischen  Grenze 
benötigt  werden. 

6.  Die  rumänischen  Truppen  haben  sofort  das  von  ihnen  besetzte  Gebiet 
der  österreichisch- ungarischen  Monarchie  zu  räumen. 

7.  Die  rumänische  Regierung  verpflichtet  sich,  den  Transport  von  Truppen 
der  verbündeten  Mächte  durch  die  Moldau  und  Beßarabien  nach  Odessa  eisen- 
bahntechnisch mit  allen  Kräften  zu  unterstützen. 

8.  Rumänien  verpflichtet  sich,  die  noch  in  rumänischen  Diensten  stehenden 
Ofiiziere  der  mit  dem  Vierbunde  im  Kriege  befindlichen  Mächte  sofort  zu 
entlassen.  Diesen  Offizieren  wird  seitens  der  Vierbundsmächte  freies  Geleite 
zugesichert. 

9.  Dieser  Vertrag  tritt  sofort  in  Kraft. 

Zu  Urkund  dessen  haben  die  Bevollmächtigten  diesen  Vertrag  unter- 
zeichnet und  mit  ihren  Siegeln  versehen. 

Ausgefertigt  in  fünffacher  Urschrift  in  Buftea  am  5.  März  1918. 
(Folgen  die  Unterschriften.) 

3.  Alliierte — Bulgarien. 

Nr.   2071.      Waffenstillstandsvertpag      von     Prilep     (29.    Sep- 
tember 1918).« 

10  Evacuation  imm^diate,  conform^ment  ä  un  arrangement  ä  intervenir, 
des  territoires  encore  occup6s  en  Gr6ce  et  en  Serbie.  11  ne  sera  enlev6  de  ces 
territoires  ni  bötail,  ni  graines,  ni  approvisionnement  quelconque.  Aucun  d6gät 
ne  sera  fait  au  d6part.  L'administration  bulgare  continuera  ä  fonctionner  dans 
les  parties  de  la  Bulgarie  actuellement  occup6es  par  les  Alli6s. 

2"  Dömobilisation  immödiate  de  toute  l'arm^e  bulgare,  sauf  en  ce  qui 
concerne  le  maintien  en  6tat  de  combattre  d'un  groupement  de  toutes  armes 
comprenant:  3  divisions  de  16  bataillons  chacune,  4  rögiments  de  cavalerie, 
qui  seront  employös,  deux  divisions  ä  la  defense  de  la  frontiere  Est  de  la 
Bulgarie  et  de  la  Dobroudja  et  une  division  pour  la  garde  des  voies  ferr^es. 

30  D(5pöt,  en  des  points  k  dösigner  par  le  Haut  Commandement  des 
Arm6es  d'Orient.  des  armes,  munitions,  v^hicules  militaires  appartenant  aux 
6l6ments  d6mobilis6s,  qui  seront  ensuite  emmagasin6s  par  les  soins  des  autoritös 
bulgares  et  sous  le  controle  des  Alli6s.  Les  chevaux  seront  6galement  remis 
aux  Alli^s. 

4'^  Remise  ä  la  Gr^ce  du  mat^riel  du  4e  Corps  d'armöe  grec  pris  ä  l'Armöe 
grecque  au  moment  de  l'occupation  de  la  Mac^doine  Orientale,  en  tant  qu'il 
n'a  pas  et6  envoy^  en  AUemagne. 

50  Les  616ments  de  troupes  bulgares  actuellement  ä  l'Ouest  du  m^ridien 
d'Uskub  et  appartenant  ä  la  Xle  Arm6e  allemande  d^poseront  les  armes  et 
seront  consid6r6s  jusqu'ä  nouvel  ordre  comme  prisonniers  de  guerre;  les  officiers 
conserveront  leurs  armes. 

60  Emploi  jusqu'ä  la  paix  par  les  Arm^es  alli6es  des  prisonniers  bulgares 
en  Orient,  sans  röciprocit^  en  ce  qui  concerne  les  prisonniers  de  guerre  alli^s. 


*  Bulletin   de   l'Institut  Interm^diaire  International   (Haag  1919)  I  45. 
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Ceux-ci  seront  remis  sans  d6lai  aux  autorit^s  alli^es  et  les  d^port^s  civils 
seront  completement  libres  de  rentrer  dans  leur  foyer. 

70  L'Allemagne  et  i'Autriche-Hongrie  auront  un  d^lai  de  quatre  semaines 
pour  retirer  de  Bulgarie  leurs  troupes  et  leurs  organes  militaires.  Dans  le 
meme  d^lai  devront  quitter  le  territoire  de  Royaume  les  Repr6sentants  diplo- 
matixjues  et  consulaires  des  Puissances  centrales  ainsi  que  leurs  nationaux. 

Les  ordres  pour  la  cessation  des  hostilit6s  seront  donn^s  d^s  la  signature 
de  la  präsente  Convention. 

(Folgen  die  Unterschriften.) 
4.  Alliierte — Türkei. 

Nr.    3073.      Waffenstillstandsvertrag    von    9Iudros     (Sl.    Ok- 
tober 1918).  « 

Article  l^r.  Ouvertüre  des  Dardanelles  et  du  Bosphore  et  libre  acc6s 
ä  la  mer  Noire.  Occupation  militaire  par  les  alliös  des  forts  des  Dardanelles 
et  du  Bosphore. 

Art.  2.  Les  positions  de  tous  les  champs  de  mines,  des  tubes  lance- 
torpilles  et  de  tout  autre  obstruction  dans  les  eaux  turques  sont  indiqu^es 
et  toute  l'aide  nöcessaire  sera  apport6e  pour  draguer  ou  enlever  ces  obstacles. 

Art.  3.  Communication  de  toutes  les  informations  au  sujet  des  mines 
qui  sont  dans  la  mer  Noire. 

Art.  4.  Tous  les  prisonniers  de  guerre  alli6s,  tous  les  Armeniens  pri- 
sonniers  et  internus  devront  etre  röunis  ä  Constantinople  pour  y  Otre  remis 
Sans  condition  aux  alliös. 

Art.  5.  D6mobilisation  immädiate  de  l'armäe  turque,  exceptö  les  trou- 
pes nöcessaires  pour  la  surveillance  des  frontiöres  et  le  maintien  de  l'ordre 
intärieur;  les  effectifs  et  leur  r^partition  seront  determin^s  ultörieurement  par 
les  alli6s  apr^s  avoir  pris  l'avis  du  gouvernement  turc. 

Art.  6.  Reddition  de  tous  les  batiments  de  guerre  actuellement  dans 
les  eaux  turques  ou  dans  les  eaux  occup^es  par  les  Turcs.  Ces  batiments 
seront  internus  dans  le  ou  les  ports  turcs  qui  seront  d^sign^s,  except^  les 
petits  batiments  qui  seront  n^cessaires  pour  la  police  ou  ä  des  fins  similaires 
dans  les  eaux  territoriales  turques. 

Art.  7.  Les  alliös  auront  le  droit  d'occuper  tous  les  points  strat^giques 
dans  le  cas  oü  les  choses  deviendraient  menac^antes  pour  la  securitä  des  alli^s. 

Art.  8.  Libre  usage  pour  les  navires  alliös  de  tous  les  ports  et  mouil- 
lages  actuellement  occup6s  par  les  Turcs  et  interdiction  ä  l'ennemi  de  se 
servir  de  ces  ports.  Les  memes  conditions  seront  appliqut5es  aux  batiments 
de  commerce  turcs  dans  les  eaux  turques  pour  des  buts  commerciaux  et  pour 
la  d^mobilisation  de  l'armöe. 

Art.  y.  Usage  de  tous  les  moyens  de  röparations  qui  se  trouvent  dans 
les  ports  de  Turquie  et  leurs  arsenaux. 

Art.  lü.  Occupation  militaire  par  les  allies  du  syst^me  de  tunnels  du 
Taurus. 

Art.  11.  Le  retrait  immediat  des  troupes  turques  au  nord-ouest  de  la 
Perse  jusque  derriere  la  frontiere  d'avant  guerre  a  d6jä  ^t^  ordonni-  et  sera 
continu6. 

Les  troupes  turques  ont  d6jä  re^u  ordre  d'6vacuer  une  partie  de  la  Trans- 
caucasie.  le  reste  sera  retir6  si  les  allies  le  demandent  apres  iHude  de  la 
Situation  ~locale. 


*)  Bulletin  de  l'Institut  Iuterm6diaire  International  (Haag  1919)   Bd.  I, 
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Art.  12.  Les  stations  de  T.  S.  F.  et  les  cilbles  seront  sous  le  controle 
des  alli6s,  except6  en  ce  qui  concerne  les  Communications  du  gouvernement  turc. 

Art.  13.  Defense  de  dötruire  aucun  mat6riel  naval.  militaire  ou  commercial. 

Art.  14.  Des  facilit6s  devront  etre  donn^es  aux  alli6s  pour  l'achat  de 
charbon,  huiles,  mazout,  matöriel  naval  que  Ton  peut  obtenir  de  source 
turque  apräs  que  les  besoins  du  pays  auront  6t6  assur^s.  Aucune  de  ces  matieres 
ne  pourra  etre  export6e. 

Art.  15.  Des  officiers  alli^s  seront  places  pour  controler  tous  les  chemins 
de  fer,  y  compris  les  parties  du  Transcaucasien  actuellement  sous  le  controle 
de  la  Turquie  qui  devront  etre  mis  ä  la  libre  et  entiere  disposition  des  au- 
toritös  alliöes  en  prenant  en  considöration  les  besoins  de  la  population.  II 
räsulte  de  cette  clause  que  les  alli6s  ont  le  droit  d'occuper  Batoum.  La 
Turquie  ne  fera  aucune  objection  ä  l'occupation  de  Bakou  par  les  alliös. 

Art.  16.  Reddition  de  toutes  les  garnisons  de  l'Hedjaz,  Assir,  Yemen, 
Syrie,  M6sopotamie  au  commandement  alli6  le  plus  rapprochö;  et  rötrait  des 
troupes  de  Cilicie,  except6  Celles  qui  sont  nöcessaires  au  maintien  de  l'ordre, 
ainsi  qu'il  est  d6cid6  ä  la  clause  5. 

Art.  17.  Reddition  de  tous  les  officiers  turcs  en  Tripolitaine  et  en 
Cyr^naique  ä  la  garnison  italienne  la  plus  proche.  La  Turquie  s'engage 
k  arreter  tout  envoi  d'approvisionnements  et  ä  cesser  toutes  Communications 
avec  ces  officiers  s'ils  ne  se  soumettent  pas  ä  l'ordre  de  se  rendre. 

Art.  18.  Reddition  de  tous  les  ports  occup^s  en  Tripolitaine  et  en 
Cyr^naique,  y  compris  Misurata,  ä  la  garnison  alliöe  la  plus  proche. 

Art.  19.  Tous  les  sujets  allemands  et  autrichiens,  militaires  ou  civils, 
seront  6vacu6s  d'ici  un  mois  de  tout  le  territoire  turc,  et  dans  les  districts 
trop  6loign6s,  aussitöt  que  cela  sera  possible. 

Art.  20.  Ex^cution  de  tous  les  ordres  qui  pourraient  etre  donn^s  pour 
la  mise  ä  la  disposition  de  l'öquipement,  armes,  munitions,  y  compris  les 
moyens  de  transport  de  la  fraction  de  l'armöe  turque  qui  sera  d6mobilis6e 
conform^ment  ä  la  clause  5. 

Art.  21.  ün  reprösentant  alliö  sera  attach6  au  ministere  turc  du  ravi- 
taillement,  de  fagon  ä  sauvegarder  les  int6rets  des  alli6s.  Ce  repr^sentant 
recevra-  tous  les  renseignements  n^cessaires  ä  ce  sujet. 

Art.  22.  Les  prisonniers  turcs  seront  gardes  ä  la  disposition  des  puis- 
sances  alliös.  L'61argissement  des  prisonniers  civils  turcs  et  des  prisonniers 
ayant  d6pass6  Tage  du  Service  militaire  sera  pris  en  considöration. 

Art.  23.  Obligation  pour  la  Turquie  de  cesser  toutes  relations  avec  les 
puissances  centrales. 

Art.  24.  En  cas  de  d^sordre  dans  un  des  vilayets  armäniens,  les  all|6s 
se  röservent  le  droit  d'en  occuper  une  partie. 

Art.  25.  Les  hostilit^s  entre  les  alliös  et  la  Turquie  cesseront  ä  partir 
de  midi,  temps  local,  jeudi  31  octobre  1918. 

(Folgen  die  Unterschriften.) 

5.  Alliierte  —  Oesterreicli. 

Sr.  3073.     Waffenstillstandsvertrag  von  Padua  (3.  November 

L   Clauses   militaires. 

1.  Cessation   imm^diate   des   hostilit^s  sur  terre,   sur  mer  et  dans  l'air. 

2.  Dömobilisation  totale  de  l'arm^e  austro-hongroise  et  retrait  immödiat 
de  toutes  les  unitt^s  qui  operent  sur  le  front  de  la  mer  du  Nord  ä  la  Suisse. 
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II  ne  sera  maintenu  sur  le  territoire  austro-hongrois,  dans  les  limites 
ci-dessous  indiqu^es  au  n*^.  3,  comme  forces  militaires  austro-hongroises 
qu'un  maximum  de  20  divisions  r^duites  ä  l'effectif  du  pied  de  paix  d'avant- 
guerre. 

La  moitiö  du  materiel  total  d'artillerie  divisionnaire,  d'artillerie  de  corps 
d'armöe,  ainsi  que  l'^quipement  correspondant.  en  commen^ant  par  tout  ce 
qui  se  trouve  sur  les  territoires  ä  6vacuer  par  l'arm^e  austro-hongroise,  devra 
etre  röuni  entre  des  points  ä  fixer  par  les  alli6s  et  les  Etats-Unis  et  pour 
leur  etre  livr6. 

3.  Evacuation  de  tout  territoire  envahi  par  rAutriche-Hongrie  depuis 
le  d6but  de  la  guerre  et  retrait  des  forces  austro-hongroises  dans  ud  d^lai 
ä  döterminer  par  les  g6n6raux  commandant  en  chef  les  forces  alli6es  sur  les 
diff^rents  fronts,  au  delä  d'une  ligne  fix6e  comme  suit: 

Du  Piz  ümbrail  jusqu'au  nord  du  Stelvio,  eile  suivra  la  crete  des  Alpes 
Rhötiennes  jusqu'aux  sources  de  fAdige  et  de  l'Eisach,  passant  alors  par 
les  monts  Reschen  et  Brenner  et  sur  les  hauteurs  de  l'Oetz  et  du  Ziller.  La 
ligne  ensuite  se  dirigera  vers  le  sud,  traversera  le  mont  Toblach  et  rejoin- 
dra  la  fronti^re  actuelle  des  Alpes  Carniques.  Elle  suivra  cette  frontiere 
jusqu'au  mont  Tarvis,  et  aprfes  le  mont  Tarvis,  la  ligne  de  partage  des  eaux 
des  Alpes  Juliennes  par  le  col  du  Pr^dil,  le  mont  Mangart.  le  Tricurno 
(Terglou)  et  la  ligne  de  partage  des  eaux  des  cols  de  Podberdo,  de  Podla- 
niscam  et  didria. " 

A  partir  de  ce  point,  la  ligne  suivra  la  direction  du  sud-est  vers  le 
Schneeberg,  laissant  en  dehors  d'elle  tout  le  bassin  de  la  Save  et  de  ses 
tributaires ;  du  Schneeberg,  la  ligne  descendra  vers  la  cöte,  de  maniere  ä 
inclure  Castua.  Mattuglia  et  Volosca  dans  les  territoires  6vacues. 

Elle  suivra  ^galement  les  limites  administratives  actuelles  de  la  pro- 
vince  de  Dalmatie,  en  y  comprenant  au  nord,  Lisarica  et  Tridania,  et  au 
sud  jusqu'ä  une  ligne  partant  sur  la  cöte  du  cap  Planka  et  suivant  vers 
Test  les  sommets  des  hauteurs  formant  la  ligne  de  partage  des  eaux.  de 
maniere  ä  comprendre  dans  les  territoires  övacu^s  toutes  les  vall6es  et  cours 
d'eau  descendant  vers  S6b6nico,  comme  la  Cicola.  la  Kerka,  la  Butisnica  et 
leurs  afrtuents. 

Elle  enfermera  aussi  toutes  les  lies  situöes  au  nord  et  ä  l'ouest  de  la 
Dalmatie,  depuis  Premuda,  Selve,  Ulbo,  Scherda,  Maon,  Pago  et  Patadura 
au  nord,  jusqu'ä  M61eda  au  sud,  en  y  comprenant  Sant-Andrea,  Busi.  Lissa, 
L6sina,  Tercola,  Cursola,  Cazza  et  Lagosta,  ainsi  que  les  rochers  et  Hots 
environnants,  et  Pelagosa,  ä  l'exception  seulement  des  iles  Grande  et  Petite- 
Zirona,  Bua,  Solta  et  Brazza. 

Tous  les  territoires  ainsi  6vacu6s  seront  occup6s  par  les  forces  des  allies 
et  des  Etats-Unis  d'Amörique. 

Maintien  sur  place  de  tout  le  mat6riel  militaire  et  de  chemin  de  fer 
ennemi  qui  se  trouve  sur  les  territoires  ä  övacuer. 

Livraison  aux  alli6s  et  aux  Etats-Unis  de  tout  ce  materiel  (approvision- 
nements  de  charbon  et  autres  compris),  suivant  les  iustructions  de  detail 
donn6es  par  les  g6n6raux  commandant  en  chef  les  forces  des  puissances  asso- 
ci(5es  sur  les  difförents  fronts. 

Aucune  destruction  nouvelle,  ni  pillage,  ni  requisition  nouvelle  par  les 
troupes  ennemies  dans  les  territoires  i  ßvacuer  par  l'ennemi  et  ä  occuper  par 
les  forces  des  puissances  associäes. 

4.  Possibilit(5s  pdur  les  aruices  des  puissances  associees  de  se  mouvoir 
librement  par  l'ensemble  des  routes,  cheuiins  de  fer  et  voies  tluviales  des 
territoires  austro-hongrois,  avec  emploi  de  tous  les  moyens  de  transport  austro- 
hongrois  nöcessaires. 

45* 
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Occupation  par  les  armöes  des  puissances  associ^es  de  tous  points  strat6- 
giques  en  Autriche  -  Hongrie  et  ä  tous  moments  jugös  nöcessaires  par  ces 
puissances,  pour  rendre  possibles  toutes  Operations  militaires  ou  pour  main- 
tenir  l'ordre. 

Droit  de  r6quisition  contre  payement  pour  les  arm6es  des  puissances 
associöes  dans  tous  les  territoires  oü  elles  se  trouveront. 

5.  Complöte  ^vacuation,  dans  un  d6lai  de  quinze  jours,  de  toutes  troupes 
allemandes,  non  seulement  des  fronts  d'Italie  et  des  Balkans,  mais  de  tous 
territoires  austro-hongrois. 

Internement  de  toutes  troupes  allemandes  qui  n'auraient  pas  quitt^  avant 
ce  d6lai  le  territoire  austro-hongrois. 

6.  Les  territoires  austro  -  hongrois  6vacu6s  seront  provisoirement  ad- 
ministr^s  par  les  autorit^s  locales  sous  le  contröle  des  troupes  alliöes  ou 
associ^es  d'occupation. 

7.  Rapatriement  imm^diat,  sans  r6ciprocit6.  de  tous  les  prisonniers  de 
guerre,  sujets  alli^s  internus  et  populations  civiles  ^vacu^es,  dans  les  conditions 
ä  fixer  par  les  g^näraux  commandant  en  chef  les  armäes  des  puissances  associ^es 
sur  les  diff6rents  fronts. 

8.  Les  malades  et  bless^s  in6vacuables  seront  soign^s  par  du  personnel 
austro-hongrois  qui  sera  laiss6  sur  place  avec  le  mat^riel  mädical  nöcessaire. 

IL    ClausesNavales. 

1.  Cessation  immödiate  de  toute  hostilit^  sur  mer  et  indications  pr6cises 
de  Templacement  et  des  mouvements  de  tous  les  bätiments  austro  -  hongrois. 
Avis  sera  donnä  aux  neutres  de  la  libertö  conc6d6e  ä  la  navigation  des  marines 
de  guerre  et  de  commerce  des  puissances  alliöes  et  associ^es  dans  toutes  les 
eaux  territoriales  sans  soulever  des  questions  de  neutralit6. 

2.  Livraison  aux  alliös  et  aux  Etats-Unis  d'Amörique  de  15  sous-marins 
austro-hongrois  achev^s  de  1910  ä  1918  et  de  tous  les  sous-marins  allemands 
se  trouvant  ou  pouvant  p6n6trer  dans  les  eaux  territoriales  austro  -  hongroi- 
ses.  —  D^sarmement  complet  et  d^mobilisation  de  tous  les  autres  sous-marins 
austro-hongrois  qui  devront  rester  sous  la  surveillance  des  alliäs  et  des  Etats- 
Unis  d'Am^rique. 

3.  Livraison  aux  alli^s  et  aux  Etats-Unis  d'Amörique  avec  leur  armement 
et  leur  6quipement  complet  de  3  cuirass^s,  3  croiseurs  lögers,  9  destroyers. 
12  torpilleurs  du  type  le  plus  räcent,  1  mouilleur  de  mines,  6  monitors  du 
Danube  ä  dösigner  par  les  alliös  et  les  Etats-Unis  d'Amörique. 

Tous  les  autres  bätiments  de  guerre  de  surface  (y  compris  ceux  de  rivifere) 
devront  etre  concentrös  dans  les  bases  navales  austro  -  hongroises  qui  seront 
däsignöes  par  les  alli6es  et  les  Etats-Unis  d'Am6rique,  et  devront  etre  d^mobilisös 
et  completement  d6sarm6s  et  plac6s  sous  la  surveillance  des  alliös  et  des  Etats- 
Unis  d'Am6rique. 

4.  Libertö  de  navigation  de  tous  les  bätiments  des  marines  de  guerre 
et  de  commerce  des  puissances  alliöes  et  associöes  dans  l'Adriatique,  y  compris 
les  eaux  territoriales  sur  le  Danube  et  ses  affluents  en  territoire  austro-hongrois. 

Les  alli6s  et  les  puissances  associöes  auront  le  droit  de  draguer  tous  les 
champs  des  mines  et  dötruire  les  obstructions,  dont  l'emplacement  devra  leur 
etre  indiqu6. 

Pour  assurer  la  libertö  de  navigation  sur  le  Danube,  les  alliös  et  les 
Etats-Unis  d'Amörique  pourront  occuper  ou  dämanteler  tous  les  ouvrages  forti- 
fi^s  et  de  defense. 

5.  Maintien  du  blocus  des  puissances  alliöes  et  associöes,  dans  les  con- 
ditions actuelles,  les  navires  austro-hongrois  trouvös  en  mer  restant  sujets  ä 
capture,  sauf  les  exceptions  qui  seront  admises  par  une  commission  qui  sera 
designöe  par  les  alli6s  et  les  Etats-Unis  d'Amörique. 
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6.  Groupement  et  immobilisation  dans  les  bases  austro  -  hongroises 
dösign^es  par  les  alli^s  et  les  Etats-Unis  d'Am^rique  de  toutes  les  forces 
a^riennes  et  navales. 

7.  Evacuation  de  toute  la  cöte  italienne  et  de  tous  les  ports  occup6s 
par  l'Autricbe-HoDgrie  en  dehors  de  son  territoire  national  et  abandon  de  tout 
le  mat^rial  flottant.  material  naval,  6quipement  et  mat^rial  pour  voies  navi- 
gables  de  tout  ordre. 

8.  Occupation  par  les  alli6s  et  les  Etats-Unis  d'Am^rique  des  fortifi- 
cations  de  terre  et  de  mer  et  des  iles  constituant  la  defense  de  Pola,  ainsi 
c[ue  des  chantiers  et  de  l'arsenal. 

9.  Restitution  de  tous  les  navires  de  commerce  des  paissances  alli^es  et 
associ6es  dötenus  par  l'Autriche-Hongrie. 

10.  Interdiction  de  toutes  destructions  des  navires  ou  de  mat^riel  avant 
Evacuation,  livraison  ou  restitution. 

11.  Restitution  sans  röciprocitö  de  tous  les  prisonniers  de  guerre,  des 
marines  de  guerre  et  de  commerce  des  puissances  alli^es  et  associ^es  au 
pouvoir  des  Austro-Hongrois. 

(Folgen  die  Unterschriften.) 

6.  Alliierte — Ungarn. 

Jir.    3074.      Waffenstillstandsvertrag    von     Belgrad     (13.    Xo- 
vember  1918).  * 

I.  Le  Gouvernement  hongrois  retire  toutes  ses  troupes  au  Nord  de  la 
ligne  marquEe  par  la  haute  vall6e  du  Grand  Szamos,  Bistritz,  Maros  (village). 
le  Maros  jusqu'ä  son  confluent  avec  la  Tissa,  Mariatheresiapol,  Baja,  Fünf- 
kirchen, ces  localit6s  6tant  non  occup6es  par  les  troupes  hongroises,  le  cours 
de  la  Drave  jusqu'au  raccord  de  cette  rivi^re  avec  la  frontiöre  de  Slavonie- 
•Croatie.     L'6vacuation  sera  terminöe  dans  un  dölai  de  huit  jours. 

Les  Alli6s  occuperont  de  plein  droit  la  rögion  6vacu^e  dans  les  condi- 
tions  que  fixera  le  G^nöral  Commandant  en  chef  les  arm^es  alliöes.  Lad- 
ministration  civile  y  restera  entre  les  mains  du  Gouvernement  actuel. 

Seules  seront  maintenues  dans  la  zone  6vacu6e  les  forces  de  police  et  la 
gendarmerie  indispensables  au  maintien  de  l'ordre  ainsi  que  celles  qui  sont 
«hargöes  d'assurer  la  s6curit6  des  voies  ferr^es. 

IL  D^mobilisation  de  Tarmöe  hongroise,  de  terre  et  de  mer,  exception 
faite  de  six  divisions  d'infanterie  et  de  deux  divisions  de  cavalerie  destint^es 
ä  assurer  l'ordre  int6rieur  et  des  fractions  de  police  mentionn^es  au  para- 
graphe  L 

IIL  Droit  d'occupation  par  les  Alli^s  de  toutes  localit^s  ou  tous  puints 
strat^giques  qu'aura  le  droit  de  fixer  en  permanence  le  G^nöral  Commandant 
en  chef  les  arm^es  alliöes. 

Droit  de  passage  et  de  s^jour  pour  les  troupes  alli6s  sur  toute  l'^tendue 
du  territoire  hongrois.  Droit  permanent  d'utilisation  pour  les  besoins  mili- 
taires  des  Allies  de  tout  le  materiel  ruulant  sur  routes  et  voies  ferrt-es  et 
materiel  navigant  appartenant  ä  l'Etat  et  aux  particuliers  habitant  la 
Hongrie.     Dito  pour  les  animaux  de  trait  et  de  bat. 

IV.  Le  personnel  et  le  materiel  de  chemin  de  fer  normalement  affect^s 
au  Service  du  territoire  occup6  (voir  paragraphe  I)  restcront  sur  place :  en 
outre,  une  r^serve  de  2,ÜUÜ  wagons  et  de  lÜU  locomotives  (voie  normale) 
et   de  600   wagons   et   50   locomotives   (voie   6troite)   seront   livr6s   dans   un 
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d6lai  d'un  mois  au  G6n6ral  en  chef  pour  les  besoins  des  troupes  alli^es  et 
pour  compenser  les  döficits  de  matöriel  serbe  provenant  du  fait  de  la  guerre. 
üne  partie  de  ce  mat^riel  pourra  etre  pr61ev6  sur  l'Autriche.  —  Ces  chiffres 
sont  approximatifs. 

V.  Le  personnel  et  le  mat6riel  navigants,  affectes  normalement  au 
Service  du  territoire  occup6,  resterout  sur  place. 

En  outre,  six  monitors  seront  livrös  imm6diatement  ä  Beigrade  aux  Alli6s. 

Le  reste  de  la  flottille  du  Danube  sera  röuni  dans  un  des  ports  du 
Danube  qui  sera  d6sigü6  ultörieurement  par  le  G6n6ral  Commandant  en  chef 
pour  y  etre  dösarmö.  Sur  cette  flottille,  un  pr6l6vement  de  dix  bateaux  ä 
passagers,  dix  remorqueurs  et  soixante  chalands  sera  fait  dans  le  plus  bref 
d6lai  pour  les  besoins  des  arm^es  alliöes  et  pour  compenser  les  d6ficits  de 
matöriel  navigant  serbe  provenant  du  fait  de  la  guerre.  —  Ces  chiffres  sont 
approximatifs. 

VI.  Mise  ä  la  disposition  du  Gönöral  Commandant  en  chef  dans  un 
d6lai  de  quinze  jours  d'un  dötachement  de  trois  mille  hommes  de  troupe  de 
chemin  de  fer  pourvus  du  matöriel  nöcessaire  pour  la  r6paration  des  voies 
ferr6es  en  Serble.  —  Ces  chiffres  sont  approximatifs. 

VII.  Mise  ä  la  disposition  du  G6n6ral  Commandant  en  chef  dans  un 
d6lai  de  quinze  jours  de  dötachements  de  sapeurs  t^l^graphistes  pourvus  du 
mat^riel  n^cessaire  pour  le  rötablissement  des  Communications  t6l6phoniques 
et  t6l6graphiques  en  Serbie. 

VIII.  Mise  ä  la  disposition  du  G6n6ral  Commandant  en  chef  dans  un 
d6lai  d'un  mois  de  25,000  chevaux  et  du  matöriel  de  transport  qu'il  jugera 
n6cessaire.  —  Ces  chiffres  sont  approximatifs. 

IX.  Depots  des  armes  et  du  materiel  de  guerre  en  des  points  qui  seront 
fix6s  par  le  G6n6ral  Commandant  en  chef.  Une  partie  de  ce  materiel  sera 
pr6lev6e  pour  la  Constitution  d'unitös  placöes  sous  les  ordres  du  G6n6ral 
Commandant  en  chef. 

X.  Liberation  immädiate  des  prisonniers  de  guerre  et  internus  civils 
alli6s  qui  seront  rassembl6s  sur  les  points  convenables  d'embarquement  en 
chemin  de  fer  d'oü  ils  seront  dirigös  pour  etre  rapatriös  sur  les  points  et 
aux  dates  fix^s  par  le  G6n6ral  Commandant  en  chef.  Les  prisonniers  de 
guerre  hongrois  sont  conserv6s  provisoirement. 

XI.  Un  d6lai  de  quinze  jours  est  accordö  pour  le  passage  et  le  stati- 
onnement  de  troupes  allemandes  ä  travers  la  Hongrie,  ä  partir  du  jour  de  la 
signature  de  l'armistice  du  G6n6ral  Diaz  (4  novembre,  15  heures). 

Les  Communications  postales  et  t6l6graphiques  avec  l'Allemagne  n'auront 
lieu  que  sous  le  contrtMe  militaire  des  Alli6s.  Le  Gouvernement  hongrois 
s'engage  ä  ne  laisser  envoyer  en  Allemagne  aucune  communication  t^l^gra- 
phique  militaire  avec  ce  pays. 

XII.  La  Hongrie  facilitera  le  ravitaillement  des  troupes  alli^es  d'occu- 
pation.  Les  röquisitions  sont  permises  ä  condition  qu'elles  ne  soient  pas 
arbitraires:  elles  seront  pay6es  au  prix  courant. 

XIII.  Tous  les  emplacements  de  mines  austro  -  hongroises  dans  le 
Danube  et  dans  la  Mer  Noire  devront  6tre  communiqu6s  imm^diatement  au 
G6n6ral  Commandant  en  chef. 

Le  Gouvernement  hongrois  s'engage  de  plus  ä  arreter  les  mines  flottantes 
lanc^es  dans  le  Danube,  en  amont  de  sa  frontiere  avec  l'Autriche  et  ä  enlever 
toutes  Celles  qui  se  trouvent  actuellement  dans  ses  propres  eaux. 

XIV.  Le  Service  des  postes  de  T.  S.  F.  et  des  Communications  t6l6phoni- 
ques  et  t6l6graphiques  ainsi  que  le  Service  des  chemins  de  fer  hongrois  seront 
plac6s  sous  le  controle  des  Alli6s. 

XV.  Un  repr6sentant  des  AUiös  sera  attachä  au  Ministre  hongrois 
charg6  des  approvisionnements  afin  de  sauvegarder  les  intärets  alliäs. 
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XVI.  Obligation  pour  la  Hongrie  de  cesser  toutes  relations  avec  l'Alle- 
magne  et  d'interdire  tous  transports  de  troupes  et  de  munitions  sauf  auto- 
risation  speciale  du  G6n6ral  en  chef.  ä  destination  des  troupes  allemandes 
en  Roumanie. 

XVII.  Les  AUiäs  n'interviendront  pas  dans  Tadministration  int^rieure 
de  TEtat  hongrois. 

XVIII.  Les  hostilit^s  entre  les  Alliös  et  la  Hongrie  ont  cess^. 

Fait  en  double  le  13  novembre  1918,  ä  23  h.  15  ä  Beigrade,  avec  la 
rectification  de  l'en-tete  et  des  paragraphes  XI  et  XVIII. 

(Folgen  die  Unterschriften.) 


7.  Alliierte — Deutschland*. 

Kr.   2075.       Watfenstillstandsabkommen     von     Compiegne  ** 
(11.  Xovember  1918)**-. 

Entre  le  Mar6chal  FocJi,  Commandant  en  Chef  des  Arm6es  Alli6es. 
stipulant  au  nom  des  Puissances  Alliöes  et  Associ6es,  assist^  de  l'Amiral 
Wemyss,  First  Sea  Lord,  d'une  part ; 

*  Die  hier  mitgeteilten  Urkunden  schließen  sich  an  die  im  VI.  Band 
des  Jahrbuchs  des  Völkerrechts  (Die  völkerrechtlichen  Urkunden  des  Welt- 
krieges, IV.  Band),  Seite  303-310  abgedruckten  Urkunden  (Nr.  2040—2047) 
an.  —  Die  Kundgebungen  Wilsons  zur  Friedensfrage  sind  in  demselben 
Bande  Seite  280  ff.  (Nr.  2033,  2034,  2036,  2037)  abgedruckt. 

**  Die  Herbeiführung  der  Waffenruhe  wurde  durch  Funksprüche  ver- 
mittelt, welche  von  der  Norddeutschen  Allgemeinen  Zeitung  Nr.  571  vom 
7.  11.  1918  wie  folgt  mitgeteilt  sind: 

Berlin,  7.  November.  Folgender  Funkspruch  ist  diese  Nacht  von 
deutscher  Seite  hinausgegangen: 

„Die  deutsche  Oberste  Heeresleitung  auf  Anordnung  der  Regierung  an 
Marschall  Fach:  Nachdem  die  deutsche  Regierung  im  Auftrage  des  Präsidenten 
der  Vereinigten  Staaten  benachrichtigt  worden  ist.  daß  Marschall  Fach  er- 
mächtigt ist,  beglaubigte  Vertreter  der  deutschen  Regierung  zu  empfangen, 
nm  ihnen  die  Waffenstillstandsbedingungen  mitzuteilen,  sind  folgende  Bevoll- 
mächtigte ernannt  worden:  General  der  Infanterie  von  Gündell,  Staatssekretär 
Erzberyer,  Gesandter  Graf  Oberndorff,  General  von  Winterfeldt.  Kapitän 
z.  S.  Vanselow.  Die  Bevollmächtigten  bitten  um  Mitteilung  durch  Funkspruch, 
wo  sie  mit  Marschall  Fodt  zusammentreffen  können.  Sie  werden  begleitet 
sein  von  Kommissaren  und  Dolmetschern  nebst  Unterpersonal  und  im  Kraft- 
wagen an  dem  zu  bezeichnenden  Orte  eintreffen.  Die  deutsche  Regierung 
würde  es  im  Interesse  der  Menschlichkeit  begrüßen,  wenn  mit  Eintreffen  der 
deutschen  Delegation  an  der  Front  der  Alliierten  vorläufige  Waffenruhe  ein- 
treten würde." 

Marschall  Fock  hat  darauf  gefunkt:  .An  das  deutsche  Oberkommando 
von  Marschall  Foch.  Wenn  die  deutschen  Bevollmächtigten  mit  dem  Marschall 
Fach  Avegen  des  Waffenstillstandes  zusammentreffen  wollen,  mögen  sie  sich 
bei  den  französischen  Vorposten  auf  der  Straüe  Chimay  — Fourmies— La  Capelle 
— Guise  einfinden.  Es  sind  Befehle  erlassen,  sie  zu  empfangen  und  an  den 
für  die  Zusammenkunft  bestimmten  Ort  zu  geleiten. * 

'**  Amtliche  Drucksache  der  Reichsregierung  „Deutsche  Waffenstillstands- 
kommission.    Drucksachen  1  —  12."    Drucksache  Nr.  I.  S.  1  ff. 
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et 
M.  le  Secrötaire  d'Etat  Erzberger,  President  de  la  D6l6gation  Allemande, 
M.  l'Envoyö  Extraordinaire  et  Ministre  Pl6nipotentiaire  Comte  von  Oberndorff, 
M.  le  G6n6ral  Major  von  Winterfeldt, 
M.  le  Capitaine  de  Vaisseau   Vanselow, 

munis  de  pouvoirs  r^guliers  et  agissant  avec  Tagröment   du  Chancelier  Alle- 
mand,  d'autre  part, 
il  a  6t6  conclu  un  Armistice  aux  conditions  suivantes : 

Conditions   de   l'Armistice  Conclu   avec   l'Allemagne. 
A.   Sur  le  Front  d'Occident. 
I. 
Cessation  des    hostilit^s,    sur  terre  et  dans  les  airs,   6  heures  apr^s  la 
signature  de  l'Armistice. 

II. 

Evacuation  immödiate  des  pays  envahis :   Belgique,  France,  Luxem- 

bourg  —  ainsi   que  de  l'Alsace-Lorraine  — ,   r6gl6e   de   maniere   ä   etre 

r6alis6e   dans  un  d6lai   de  15  jours,   ä  dater  de   la   signature  de  l'Armistice. 

Les  troupes  allemandes,    qui  n'auront  pas  6vacu6  les  territoires  prövus 

dans  les  dälais  fix^s,  seront  faites  prisonni^res  de  guerre. 

L'occupation  par  l'ensemble  des  troupes  alliäes  et  des  Etats- Unis  suivra, 
dans  ces  Pays,  la  marche  de  l'^vacuation. 

Tous  les  mouvements  d'^vacuation  ou  d'occupation  sont  r6gl6s  par  la 
Note  Annexe  n^  1,  arretöe  au  moment  de  la  signature  de  l'Armistice. 

III. 
Rapatriement,  commengant  immödiatement  et  devant  etre  terminö  dans 
un  dölai  de  15  jours,    de   tous   les  habitants  des  pays  6numär6s  ci-dessus   (y 
compris  les  otages  et  les  pr^venus  ou  condamn6s). 

IV. 
Abandon  par  les  Arm^es  Allemandes  du  matöriel  de  guerre  suivant  en 
bon  6tat: 

5000  Canons  (dont  2500  lourds  et  2500  de  campagne), 
25000  mitrailleuses, 
3000  minenwerfer, 

1700  avions   de  chasse  et   de  bombardement,   en  premier  lieu  tous  les 
D.  7  et  tous  les  avions  de  bombardement  de  nuit, 
ä  livrer  sur  place  aux  Troupes  des  Alliös  et  des  Etats-Unis,  —  dans  les  con- 
ditions  de  detail   fix^es   par  la  Note  Annexe  n"  1,   arretöe  au  moment  de  la 
signature  de  l'Armistice. 

V. 
Evacuation  des  pays  de  la  rive  gauche  du  Rh  in  par  les  Arm6es  Alle- 
mandes. 

Les  pays  de  la  rive  gauche  du  Rh  in  seront  administrös  par  les  autorit^s 
locales,  sous  le  controle  des  troupes  d'occupation  des  Alli^s  et  des  Etats-Unis. 
Les  troupes  des  Alliös  et  des  Etats-Unis  assureront  l'occupation  de  ces 
pays  par  des  garnisons  tenant  les  principaux  points  de  passage  du  Rh  in 
(Mayence,  Coblentz,  Cologne)  avec,  en  ces  points,  des  tßtes  de  pont  de  30  km 
de  rayon,  sur  la  rive  droite,  —  et  des  garnisons  tenant  6galement  les  points 
stratägiques  de  la  r^gion. 

Une  Zone  neutre  sera  r6serv6e,  sur  la  rive  droite  du  Rhin,  entre  le 
fleuve  et  une  ligne  trac^e  parall^lement  aux  tetes  de  pont  et  au  fleuve,  et 
ä  10  km  de  distance,  depuis  la  fronti^re  de  Hol  lande  jusqu'ä  la  frontiere 
de  la  Suisse. 
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L'6vacuation  par  rennemi  des  pays  du  Rh  in  (rive  gauche  et  rive  droite) 
sera  r6gl6e  de  fagon  ä  etre  r^alisäe  dans  un  dölai  de  16  nouveaux  jours,  — 
soit  31  jours  apres  la  signature  de  rArmistice. 

Tous  les  mouvements  d'6vacuation  ou  d'occupation  sont  r6gles  par  la 
Note  Annexe  n'^  1,  arretöe  au  moment  de  la  signature  de  1' Armistice. 

VI. 

Dans  tous  les  territoires  6vacu6s  par  l'ennemi,  toute  ^vacuation  des 
habitants  sera  interdite ;  il  ne  sera  pas  apportö  aucun  dommage  ou  pr6judice 
ä  la  personne  ou  ä  la  propri^tö  des  habitants.  —  Personne  ne  sera  poursuivi 
pour  d^lits  de  participation  ä  des  mesures  de  guerre  ant^rieures  ä  la  signa- 
ture de  FArmistice. 

II  ne  sera  fait  aucune  destruction  d'aucune  sorte. 

Les  installations  militaires  de  toute  nature  seront  livröes  intactes;  — 
de  meme  les  approvisionnements  militaires,  vivres,  munitions,  ^quipements, 
qui  n'auront  pas  6t6  empörtes  dans  les  dölais  d'^vacuation  fix6s. 

Les  d^pOts  de  vivres  de  toute  nature  pour  la  population  civile,  b^tail, 
etc.  .  .  .  devront  etre  laiss^s  sur  place. 

II  ne  sera  pris  aucune  mesure  g6n6rale  ou  d'ordre  officiel  ayant  pour 
cons^quence  une  d6pr6ciation  des  Etablissements  industriels  ou  une  r^duction 
dans  leur  personnel.  Yjt 

Les  voies  et  moyens  de  Communications  de  toute  nature,  voies  ferr6es, 
voies  navigables,  routes,  ponts,  t6l6graphes,  t6l6phones  .  .  .  .  ne  devront  etre 
l'objet  d'aucune  d6t6rioration. 

Tout  le  personnel  civil  et  militaire,  actuellement  utilisä,  y  sera  maintenu. 

II  sera  livr^  aux  Puissances  Associöes;  500Ü  machines  montöes  et  150000 
wagons,  en  bon  6tat  de  roulement  et  pourvus  de  tous  rechanges  et  agr^s 
n6cessaires,  dans  les  dölais  dont  le  detail  est  fixe  ä  l'Annexe  n*^  2  et  dont  le 
total  ne  devra  döpasser  81  jours. 

II  sera  6galement  livrö  5000  camions  automobiles  en  bon  6tat,  dans  un 
d6lai  de  36  jours. 

Les  Chemins  de  fer  d'Alsace-Lorraine,  dans  un  d<5lai  de  31  jours, 
seront  livr^s,  dot6s  de  tout  le  personnel  et  mat6riel  affect^s  organiquement 
ä  ce  r^seau. 

En  outre,  le  mat^riel  nöcessaire  ä  l'exploitation  dans  les  pays  de  la 
rive  gauche  du  Rh  in  sera  laisst5  sur  place. 

Tous  les  approvisionnements  en  charbon  et  matiöres  d'entretien,  en 
mat^riel  de  voies,  de  signalisation  et  d'atelier  seront  laiss^s  sur  place.  — 
Ces  approvisionnements  seront  entretenus  par  lAllemagne.  en  ce  qui  con- 
cerne  l'exploitation  des  voies  de  communication  des  pays  de  la  rive  gauche 
du  Rhin. 

Tous  les  chalands  enlevös  aux  Alli^s  leur  seront  rendus. 

La  Note  Annexe  n^^  2  riegle  le  dötail  de  ces  mesures. 

VIII. 

Le  Commandement  Allemand  sera  tenu  de  signaler,  dans  un  dt^lai  de 
48  heures  aprt^s  la  signature  de  l'Armistice,  toutes  les  mines  ou  dispositifs 
k  retard  agenc6s  sur  les  territoires  6vacu6s  par  les  troupes  allemandes.  et 
d'en  faciliter  la  recherche  et  la  destruction. 

II   signalera  6galement  toutes  les  dispositions  nuisibles  qui  auraient  pu 

€tre  prises  (tel  qu'empoisonnement  ou  poUution  de  sources  et  de  puits.  etc ); 

—  le  tout  Süus  peine  de  reprösaiiles. 

IX. 

Le  droit  de  r^quisition  sera  exerccS  par  les  Armees  des  Allit^s  et  des 
Etats- Unis  dans  tous  les  territoires  occupes,  sauf  reglement  de  comptes  avec 
qui  de  droit. 
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L'entretien  des  troupes  d'occupation  des  pays  du  Rh  in  (non  compris 
l'Alsace-Lorraine)  sera  ä  la  charge  du  Gouvernement  Allemand. 

X. 

Rapatriement  immödiat,  sans  r6ciprocit6,  dans  des  conditions  de  detail 
ä  regier,  de  tous  les  prisonniers  de  guerre,  y  compris  les  pr6venus  et  con- 
damn^s,  des  Alli6s  et  des  Etats-Unis.  —  Les  Puissances  Alli6es  et  les  Etats- 
Unis  pourront  en  disposer  comme  bon  leur  semblera. 

Cette  condition  annule  les  Conventions  antörieures  au  sujet  de  l'^change 
des  prisonniers  de  guerre,  y  compris  celle  de  juillet  1918  en  cours  de  ratification. 

Toutefois,  le  rapatriement  des  prisonniers  de  guerre  allemands,  internus 
en  Hollande  et  en  Suisse,  continuera  comme  pr6c^demment.  —  Le  rapa- 
triement des  prisonniers  de  guerre  allemands  sera  röglö  ä  la  conclusion  des 
pr^liminaires  de  paix. 

XL 

Les  malades  et  bless^s  inövacuables,  laissös  sur  les  territoires  6vacu6s 
par  les  Armäes  Allemandes,  seront  soignös  par  du  personnel  allemand,  qui 
sera  laiss^  sur  place  avec  le  matöriel  nöcessaire. 

B.     Dispositions    Relatives     aux     Frontieres    Orientales    de 

1  'Allemagne. 

XII. 

Toutes  les  troupes  allemandes  qui  se  trouvent  actuellement  dans  les 
territoires  qui  faisaient  partie  avant  la  guerre  de  l'Autriche-Hongrie, 
de  la  Roumanie,  de  la  Turquie,  doivent  rentrer  immödiatement  dans 
les  fronti^res  de  l'Allemagne  telles  qu'elles  6taient  au  l^i'  aovit  1914. 

Toutes  les  troupes  allemandes  qui  se  trouvent  actuellement  dans  les  terri- 
toires qui  faisaient  partie  avant  la  guerre  de  la  Russie  devront  ^galement 
rentrer  dans  les  frontieres  de  l'Allemagne  döfinies  comme  ci-dessus,  d6s 
que  les  Alliös  jugeront  le  moment  venu,  compte  tenu  de  la  Situation  Inte- 
rieure de  ces  territoires. 

XIII. 

Mise  en  train  imm^diate  de  l'övacuation  par  les  troupes  allemandes  et 
du  rappel  de  tous  les  instructeurs.  prisonniers  et  agents  civils  et  militaires 
allemands  se  trouvant  sur  les  territoires  de  la  Russie  (dans  les  limites  du 
ler  aoüt  1914). 

XIV. 

Cessation  imm6diate  par  les  troupes  allemandes  de  toutes  röquisitions, 
saisies  ou  mesures  coercitives  en  vue  de  se  procurer  des  ressources  ä  destination 
de  l'Allemagne,  en  Roumanie  et  en  Russie  (dans  les  limites  du  l^r  aoüt 
1914). 

XV. 

Renonciation  au  Trait6  de  Bucarest  et  de  Brest-Litowsk  et 
traitös  complömentaires. 

XVL 

Les  AUiäs  auront  libre  accös  aux  territoires  6vacu6s  par  les  Allemands, 
sur  les  frontieres  orientales,  soit  par  Dantzig,  soit  par  la  Vistule,  afin 
de  pouvoir  ravitailler   les  populations,   et,    dans   le  but  de  maintenir  l'ordre. 

C.   Dans  l'Afrique  Orientale. 

XVII. 

Evacuation  de  toutes  les  forces  allemandes  op^rant  dans  l'Afrique 
Orientale  dans  un  d^lai  r6gl6  par  les  Alliös. 
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D.   ClausesGönörales. 

XVIII. 

Rapatriement  sans  r^ciprocit^,   dans  le  d61ai  maximam  de  1  mois,  dans 

des   conditions   de   detail   ä   fixer,    de   tous   les   internus  civils,  y  compris  les 

otages.   les  prövenus  ou  condamnös,  appartenant  ä  des  Paissances  Aliiöes  ou 

Associ^es  autres  que  Celles  6num6r6es  ä  Tarticle  III. 

Clauses  Financi^res. 

XIX. 

Sous  r6serve  de  toute  renonciation  et  r^clamation  ult6rieure  de  la  part 
des  AUiös  et  des  Etats-Ünis. 

Reparation  des  dommages. 

Pendant  la  duröe  de  TArmistice,  il  ne  sera  rien  distrait  par  l'ennemi 
des  valeurs  publiques  pouvant  servir  aux  Alli6s  de  gages  pour  le  recouvre- 
ment  des  röparations  de  guerre. 

Restitution  imm6diate  de  l'encaisse  de  la  Banque  Nationale  de  Belgique 
et  en  g^nöral  remise  immödiate  de  tous  documents,  espfeces,  valeurs  (mobi- 
liferes  et  fiduciaires  avec  le  matäriel  d'^mission)  touchant  aux  int^rets  publics 
et  priv6s  dans  les  pays  envahis. 

Restitution  de  l'or  russe  ou  roumain  pris  par  les  AUemands  ou  remis 
ä  eux. 

Cet  or  sera  pris  en  Charge  par  les  Alli6s  jusqu'ä  la  signature  de  la  paix. 

E.   Clauses  Naval  es. 

XX. 

Cessation  immödiate  de  toute  hostilitö  sur  mer  et  indication  pr6cise  de 
l'emplacement  et  des  mouvements  des  bätiments  allemands.  —  Avis  donn6  aux 
Neutres  de  la  libert^  conc6d6e  ä  la  navigation  des  marines  de  guerre  et  de 
commerce  des  Puissances  Alli6es  et  Associ6es  dans  toutes  eaux  territoriales. 
Sans  soulever  de  questions  de  neutralit6. 

XXI. 

Restitution,  sans  r6ciprocit6,  de  tous  les  prisonniers  de  guerre  des 
marines  de  guerre  et  de  commerce  des  Puissances  Alli^es  et  Associ6es,  au 
pouvoir  des  Allemands. 

XXII. 

Livraison  aux  Alli6s  et  aux  Etats-Ünis  de  tous  les  sous-marins  (y  com- 
pris tous  les  croiseurs  sous-marins  et  tous  les  mouilleurs  de  mines)  actuelle- 
ment  existants,  avec  leur  armement  et  6quipement  complets  dans  les  ports 
d^sign^s  par  les  Alli6s  et  les  Etats-Ünis.  —  Ceux  qui  ne  peuvent  pas  pendre 
la  mer  seront  d6sarm6s  de  personnel  et  de  mat^riel  et  ils  devront  rester  sous 
la  surveillance  des  Alli^s  et  des  Etats- ünis. 

Les  sous-marins  qui  sont  prets  pour  la  mer  seront  pr^pares  ä  quitter 
les  ports  allemands  aussitöt  que  des  ordres  seront  reijus  par  T.  S.  F.  pour  leur 
voyage  au  port  design^  de  la  livraison,  et  le  reste  le  plus  tut  possible. 

Les  conditions  de  cet  article  seront  r6alis6es  dans  un  di'-lai  de  14  jours 
apr^s  la  signature  de  1' Armistice. 

XXIII. 

Les  navires  de  guerre  de  surface  allemande  qui  seront  dt-sigucs  par  les 
Alli^s  et  les  Etats-Ünis  seront  imm^diatement  d»5sarnies,  puis  internes  daus 
des  ports  neutres,  ou,  ;i  leur  d(5faut,  dans  les  ports  allit's  designcs  par  les 
Alli^s  et  les  Etats-Unis. 

Ils  y  demeureront  sous  la  surveillance  des  Allies  et  des  Etats-Unis,  des 
d6tachements  de  gardes  6tant  seuls  laisst5s  ä  bord. 
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La  d^signation  des  Alliös  portera  sur : 
6  croiseurs  de  bataille, 
10  cuirassös  d'escadre, 

_8  croiseurs  I6gers  (dont  2  mouilleurs  de  mines), 
50  destroyers  des  types  les  plus  röcents. 
Tous  les  autres  navires  de  guerre  de  surface  (y  compris  ceux  de  riviere) 
devront   etre   r^unis   et   compl^tement   d6sarm6s  dans  les  bases  navales  alle- 
mandes   d6sign6es   par  les  Alli6s   et  les  Etats-Unis,  et  y  etre  plac^s  sous  la 
surveillance  des  Alli6s  et  des  Etats-Ünis. 

L'armement  militaire  de  tous  les  navires  de  la  flotte  auxiliaire  sera 
d6barqu6. 

Tous   les   vaisseaux   dösignös   pour  etre  internus  seront  prets  ä  quitter 
les  ports  allemands  7  jours  apr^s  la  signature  de  l'Armistice. 
On  donnera  par  T.  S.  P.  les  directions  pour  le  voyage. 

XXIV. 
Droit  pour  les  Alliös  et  les  Etats-Unis  en  dehors  des  eaux  territoriales 
allemandes,  de  draguer  tous  les  champs  de  mines  et  de  d6truire  les  obstruc- 
tions  plac^es  par  l'Allemagne,  dont  Templacement  devra  leur  etre  indiqu6. 

XXV. 
Libre  entr^e  et  sortie  de  la  Baltique  pour  les  marines  de  guerre  et  de 
commerce  des  Puissances  Alli^es  et  Associ^es,  assuräe  par  l'occupation  de 
tous  les  forts,  ouvrages,  batteries  et  defense  de  tout  ordre  allemands,  dans 
toutes  les  passes  allant  du  Cattegat  ä  la  Baltique,  et  par  le  dragage  et  la 
destruction  de  toutes  mines  ou  obstructions  dans  et  hors  les  eaux  territoriales 
allemandes,  dont  les  plans  et  emplacements  exacts  seront  fournis  por  l'Alle- 
magne, qui  ne  pourra  soulever  aucune  question  de  neutralitö. 

XXVI. 

Maintien  du  blocus  des  Puissances  Alli6es  et  Associ^es,  dans  les  con- 
ditions  actuelles,  —  les  navires  de  commerce  allemands  trouv^s  en  mer  restant 
Sujets  ä  capture. 

Les  Alli6s  et  les  Etats-Unis  envisagent  le  ravitaillement  de  l'Allemagne, 
pendant  l'Armistice,  dans  la  mesure  reconnue  nöcessaire. 

XXVII. 

Groupement  et  immobilisation  dans  les  bases  allemandes  d6sign6es  par 
les  Alli6s  et  les  Etats-Ünis  de  toutes  les  forces  a^riennes. 

XXVIII. 

Abandon  par  l'Allemagne,  sur  place  intacts,  de  tout  le  mat^riel  de  ports 
et  de  navigation  fluviale,  de  tous  les  navires  de  commerce,  remorqueurs, 
chalands,  de  tous  les  appareils,  mat^riel  et  approvisionnements  d'aäronautique 
maritime,  toutes  armes,  appareils,  approvisionnements  de  toute  nature,  en 
^vacuant  la  cöte  et  les  ports  beiges. 

XXIX. 

Evacuation  de  tous  les  ports  de  la  Mer  Noire  par  l'Allemagne  et  remise 
aux  Alli6s  et  aux  Etats-Unis  de  tous  les  bätiments  de  guerre  russes  saisis 
par  les  Allemands  dans  la  Mer  Noire ;  —  lib^ration  de  tous  les  navires  de 
commerce  neutres  saisis;  —  remise  de  tout  le  matöriel  de  guerre  ou  autre 
saisie  dans  ces  ports ;  —  et  abandon  du  mat6riel  allemand  6num6r6  ä  la 
clause  XXVIII. 

XXX. 

Restitution,  sans  röciprocitä,  dans  des  ports  d6sign6s  par  les  Alli^s  et 
les  Etats-Unis,  de  tous  les  navires  de  commerce  appartenant  aux  Puissances 
Alli6es  et  Associ^es,  actuellement  au  pouvoir  de  l'Allemagne. 
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XXXI. 
Interdiction    de    toute    destruction    des    navires   ou    de  matäriel   avant 
6vacuatioii,  livraison  ou  restitution. 

XXXII. 
Le  Gouvernement  Allemand  notifiera  formellement  ä  tous  les  Gouver- 
nements Neutres,  et  en  particulier  aux  Gouvernements  de  Norvege,  de  Suede, 
du  Danemark  et  de  la  Hollande,  que  toutes  les  restrictions  impos^es  au  trafic 
de  leurs  bätiments  avec  les  Puissances  Alli^es  et  Associöes,  soit  par  le  Gou- 
vernement Allemand  lui-meme,  —  soit  par  des  entreprises  allemandes  priv^es, 
soit  en  retour  de  concessions  döfinies,  comme  lexportation  de  mat6riaux  de 
constructions  navales,  ou  non,  sont  imm6diatement  annul^es. 

XXXIII. 
Aucun   transfert   de  navires  marchands  allemands  de  toute  esp^ce  sous 
un   pavillon   neutre   quelconque   ne   pourra   avoir   lieu  apr^s  la  signature  de 
l'Armistice. 

F.   Dur6e   de   l'Armistice. 

XXXIV. 

La  dur6e  de  l'Armistice  est  fix6e  ä  36  jours,  avec  facult^  de  Prolongation. 

Au  cours  de  cette  dur^e,  l'Armistice  peut,  si  les  clauses  ne  sont  pas 
ex6cut6es.  etre  d6nonc6  par  l'une  des  parties  contractantes  qui  devra  en 
donner  le  pr6avis  48  heures  ä  l'avance.  —  II  est  entendu  que  l'ex^cution 
des  Articles  III  et  XVIII  ne  donnera  lieu  ä  dänonciation  de  l'Armistice  pour 
insuffisance  d'exöcution  dans  les  d^lais  voulus,  que  dans  le  cas  d'une  ex6- 
cution  mal  intentionnöe. 

Pour  assurer  dans  les  meilleures  conditions  l'ex^cution  de  la  präsente 
Convention,  le  principe  d'une  Commission  d'Armistice  Internationale  Perma- 
nente est  admis.  —  Cette  Commission  fonctionnera  sous  la  haute  autorit6  du 
Commandement  en  Chef  Militaire  et  Naval  des  Armöes  Alli^es. 

Le  präsent  Armistice  a  6t6  sign6  le  11  novembre  1918  ä  5  heures  (cinq 
heures)  heure  franc^aise. 

(Folgen  die  Unterschriften.) 

Nr.    2076.       Abkommen    zur    Verlängerung    des    Waffenstill- 
stande$ii  (Trier  13.  Dezember  1918)  ■% 

Les  soussign6s,  munis  des  pouvoirs  en  vertu  desquels  ils  ont  signe  la 
Convention  d'Armistice  du  11  novembre  1918.  ont  conclu  la  Convention 
suivante : 

1*^)  La  duröe  de  l'Armistice  conclu  le  11  novembre  1918  est  prolong^e 
de  ün  mois,  —  c'est-ä-dire  Jusqu'au  17  janvier  1919,  ä  5  heures  (cinq  heuresi 

Cette  Prolongation  de  ün  mois  sera  6tendue  jusqu'ä  la  conclusiou  des 
pr61iminaires  de  paix,  sous  la  r^serve  d'approbation  des  gouvernements  Alli<§s. 

2")  L'ex6cution  des  clauses  de  la  Convention  du  1 1  novembre  incom- 
pl^tement  r6alisees  sera  poursuivie  et  achevöe  pendant  la  Prolongation  de 
l'Armistice,  dans  les  conditions  de  detail  rtx^es  par  la  Commission  Inter- 
nationale Permanente  d'Armistice,  d'apris  les  instructions  du  Haut-Comman- 
dement  Allie. 

3'^)  La  clause  suivante  est  ajoutöe  k  la  Convention  du  11  novembre  1918: 

„Le  Haut-Commandement  Alliö  se  r^serve,  dtis  k  präsent,  d'occuper. 
quand   il   le   jugera  convenable,   ä  titre  de  nouvelle  garantie,  la  zone  neutre 


*)  Amtliche  Drucksache  der  Reichsregierung:  , Deutsche  Waffenstillstands- 
kommission.   Drucksachen  1  — 12."    Drucksache  Nr.  li.  S.  Uff. 
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de  la  rive  droite  du  Rhin,  au  Nord  de  la  tete  de  pont  de  Cologne  et  jusqu'ä 
la  frontiere  hollandaise.  —  Cette  occupation  fera  Tobjet  d'un  prßavis  de  6  (six) 
jours  de  la  part  du  HautCommandement  Alli^." 
Tröves,  le  13  d6cembre  1918. 

(Folgen  die  Unterschriften.) 

IVr.    3077.      Abkommen    zur    Verlängerung    des    Waffenstill- 
standes  (Trier  16.  Januar  1919)^. 

Les  pl6nipotentiaires  soussignös,  l'amiral  Wemyss  6tant  remplac6  par 
l'amiral  Browning,  munis  des  pouvoirs  en  vertu  desquels  a  6t6  sign^e  la 
Convention  d'Armistice  du  11  novembre  1918  ont  conclu  la  Convention  ad- 
ditioneile suivante: 

I.  L'Armistice  du  11  novembre  1918,  prolongö  au  17  janvier  1919  par 
la  Convention  du  13  d^cembre  1918,  est  prolong6  ä  nouveau  de  ün  Mois. 
c'est-ä-dire  Jusqu'au  17  f6vrier  1919,  5  heures  (cinq  heures). 

Cette  Prolongation  de  Un  Mois  sera  6tendue  jusqu'ä  la  conclusion  d6s 
pr6liminaires  de  paix  sous  la  r^serve  d'approbation  des  Gouvernements  Alli^s. 

II.  L'ex6cution  des  clauses  de  la  Convention  du  11  novembre  incom- 
pletement  r6alis6es,  sera  poursuivie  et  achev^e  pendant  la  Prolongation  de 
l'Armistice  dans  les  conditions  de  detail  fix6es  par  la  Commission  Internationale 
Permanente  d'Armistice,  d'apr^s  les  Instructions  du  Haut-Commandement  Alli6. 

III.  Le  Gouvernement  AUemand  fournira  en  remplacement  du  mat^rial 
de  chemins  de  fer  supplömentaire  de  500  locomotives  et  19  000  wagons  fix6s 
en  application  des  tableaux  annexes  1  et  2  du  Protocole  de  Spaa  du  17  d^cembre, 
les  machines  et  Instruments  agricoles  suivants : 

400  Groupes   de   labourage  ä  vapeur  complets  ä  double  machine 
avec  charrues  appropri^es, 
6500  semoirs, 

6500  distributeurs  d'engrais, 
6500  charrueü, 
6  500  charrues  Brabant, 
12  500  herses, 
6500  scarificateurs, 
2  500  rouleaux  acier, 
2500  rouleaux  Croskill, 
2500  faucheuses, 

2  500  faneuses, 

3  000  moissonneuses-lieuses, 

-ou  les  appareils  Äquivalents  avec  interchangeabilit^  admise  entre  les  diff^rentes 
cat^gories  d'appareils  aprfes  examen  fait  par  la  Commission  Internationale 
Permanente  d'Armistice.  Ge  matöriel,  neuf  ou  en  tr^s  bon  6tat,  doit  etre 
muni  des  accessoires  propres  ä  chaque  Instrument  et  des  lots  de  rechanges 
nöcessaires  ä  un  service  de  18  mois. 

La  Commission  Allemande  d'Armistice  fournira  d'ici  au  23  janvier  ä 
la  Commission  Alli^e  d'Armistice  la  liste  de  ce  qui  peut  etre  livr6  jusqu'au 
1  mars  et  qui  doit  etre,  en  principe.  6gal  au  Va  de  la  totalit^.  La  Commission 
Internationale  d'Armistice  fixera  d'ici  au  23  janvier  les  d61ais  de  livraison 
ultörieurs  et  qui  doivent,  en  principe,  ne  pas  s'ätendre  au  delä  de  1"  juin. 

IV.  Les  Officiers  d6l6gu6s  en  AUemagne  par  les  Puissances  Alli^es  et 
Associ6es,  pour  regier  l'^vacuation    des  prisonniers  de   guerre  des  Armöes  de 


*)  Amtliche  Drucksache  der  Reichsregierung:  ^Deutsche  Waffenstillstands- 
kommission.  Drucksache  1  —  12."    Drucksache  Nr.  8,  S.  34ff. 
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rEntente,  assist^s  des  repr6sentants  de  Soci6t6s  de  Secours  des  Etats-Unis, 
de  la  France,  de  la  Grand-Bretagne  et  de  l'Italie,  constitueront  une  Com- 
mission  charg^e  du  contrOle  des  prisonniers   de   guerre  rugses  en  Allemagne. 

Cette  Commission,  dont  le  si^ge  sera  ä  Berlin,  aura  qualit6  pour  traiter 
directement  avec  le  Gouvernement  Allemand.  d'apres  les  instructions  des 
Gouvernements  Alli^s  toutes  les  questions  relatives  aux  prisonniers  de 
guerre  russes. 

Elle  recevra  du  Gouvernement  Allemand  toutes  les  facilit^s  de  circu- 
lation  nöcessaires  pour  contröler  les  conditions  d'existence  et  d'alimentation 
de  ces  prisonniers. 

Les  Gouvernements  AUiöes  se  r^servent  le  droit  de  regier  la  rapatriement 
des  prisonniers  de  guerre  russes  sur  teile  ou  teile  r^gion  qui  leur  paraitra 
le  plus  convenable. 

Y.    Clausesnavales. 

L'Article  XXII  de  la  Convention  d'Armistice  du  11  novembre  1918  est 
compl6t6  ainsi  qu'il  suit: 

„Afin  d'assurer  l'ex^cution  de  cette  clause,  ce  qui  suit  devra  etre  exig6 
des  autorit^s  allemandes : 

Tous  les  sous-marins  qui  peuvent  prendre  la  mer  ou  etre  remorqu^s 
doivent  etres  livr6s  immödiament  et  faire  route  pour  les  ports  alli6s.  Ces 
navires  doivent  comprendre  les  croiseurs  sous-marins.  les  mouilleurs  de  mine, 
les  navires  de  relevage  et  les  docks  pour  sous-marins.  Les  sous-marins  qui 
ne  peuvent  pas  etre  livr6s  devront  etre  compl^tement  dötruits,  ou  dementes 
sous  la  surveillance  des  commissaires  des  Alliös. 

La  construction  des  sous-marins  doit  cesser  imm^diatement  et  les  sous- 
marins  actuellement  en  construction  doivent  §tre  d6truits  ou  d6mont6s  sous 
la  surveillance  des  Commissaires  des  AUiös." 

L'Article  XXIII  de  la  Convention  d'Armistice  du  11  novembre  1918  est 
compl6t6  ainsi  qu'il  suit: 

„Afin  d'assurer  l'ex^cution  de  cette  clause,  la  Commission  AUemande 
devra  fournir  ä  la  Commission  navale  Interalli^e  d'Armistice  une  liste  com- 
pl^te  de  tous  les  navires  de  surface,  construits  et  en  construction  (d6jä  lances 
ou  sur  cale),  donnant  les  dates  d'achfevement  prövues." 

L'Article  XXX  de  la  Convention  d'Armistice  du  11  novembre  1918  est 
compl6t6  ainsi  qu'il  suit: 

„Afin  d'assurer  l'ex^cution  de  cette  clause,  le  Haut  Commandement 
Alli6  pr6vient  le  Haut  Commandement  Allemand  qu'il  doit  prendre  imm^- 
diatement  toutes  les  dispositions  possibles  pour  livrer  dans  les  ports  allies 
les  navires  de  commerce  alli6s  qui  sont  encore  dans  les  ports  allemands." 

VI.  Restitution  du  matöriel  enlev6  dansles  territoires 
beiges  et  frangais. 

1.  La  restitution  du  mat^riel  enlev6  dans  les  territoires  fran^ais  et  beige 
6tant  indispensable  ä  la  remise  en  marche  des  usines.  les  mesures  suivantes 
sont  ex6cut6es : 

2.  Les  machines,  pitices  de  machines,  objets  d'outillage  industriel  ou 
agricole,  accessoires  divers  de  toute  nature,  et,  d'une  maniCre  generale,  tout 
objet  industriel  tiu  agricole,  enlev^s  des  territoires  qu'avaient  occuptis  les 
armöes  allemands  sur  le  front  occidental,  sous  (juelque  pretexte  que  ce  soit, 
par  autorite  militaire  ou  civile  alknmndo,  ou  par  de  simples  particuliers 
allemands,  seront  tenus  ;i  la  disposition  des  AUios  puur  i'tre  r'-e.xpi'dit'S  ü 
leurs  lieux  d'origine   si  les  Gouvernements  Kranr.üs  et  Beige  le  dösirent. 

Ces  objets  ne  subiront  aucune  nouvelle  muditicatiun  ni  aucune  dögradation. 

3.  Pour  preparer  cette  restitution,  le  Gouvernement  Alleuumd  fera  par- 
venir  d'urgence  k  la  Commission  d'Armistice  toutes  les  comptabilites  dtlicielles 
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ou  particuli^res  relatives  ä  ces  objets,  tous  contrats  de  vente,  location  ou 
autres,  toutes  correspondances  s'y  rapportant,  toutes  d6clarations  et  toutes 
indications  utiles  sur  leur  existence,  l'origine,  la  transformation,  l'6tat  actuel 
et  le  Heu  de  döpot  de  ces  objets. 

4.  Les  D616gu6s  des  Gouvernements  fran^ais  ou  beige  feront  proc6der 
en  AUemagne  aux  reconnaissances  et  examens  sur  place  des  objets  signal6s, 
si  cela  leur  parait  utile. 

5.  La  r6exp6dition  s'effectuera  suivant  les  instruction  particuli^res  qui 
seront  donnäes  par  les  autorit^s  frauQaises  ou  beiges  suivant  ce  qu'elles 
döcideront. 

6.  En  particulier,  seront  d6clar6s,  en  vue  d'une  restitution  imm6diate, 
les  d^pots  de  toute  nature  sur  parcs,  sur  fer,  sur  bateaux  ou  dans  les  usines, 
de  courroies  de  transmission,  moteurs  ölectriques  ou  pi^ces  de  moteurs  et 
objets  d'appareillage,  etc enlev6s  de  France  et  de  Belgique. 

7.  Les  renseignements  donn6s  aux  paragraphes  3  et  6  devront  com- 
mencer  ä  parvenir  dans  un  d^lai  de  huit  jours  francs,  ä  dater  du  20  janvier 
1919  et  devront  6tre  entierement  fournis,  en  principe,  avant  le  1er  avril  1919. 

VIL  Le  Haut  Commandement  Alli6  se  r^serve  d^s  ä  präsent  occuper, 
quand  il  le  jugera  convenable,  ä  titre  de  nouvelle  garantie,  le  secteur  de  la 
place  de  Strasbourg,  constitu6  par  les  forts  de  la  rive  droite  du  Rhiu  avec 
une  bände  de  terrain  de  5  ä  10  Kim.  en  avant  de  ces  forts,  la  limite  d'occu- 
pation  6tant  indiqu6e  sur  la  carte  ci-joiute. 

Cette  occupation  fera  l'objet  d'un  pr^avis  de  six  jours  de  la  part  du 
Haut  Commandement  Alli6.  Elle  ne  devra  etre  pr6c6d6e  d'aucune  destruction 
de  mat^riel  ou  de  locaux. 

Le  trac6  de  la  zone  neutre  de  10  kilom^tres  sera,  en  cons^quence, 
report6  en  avant. 

VIIL  Pour  assurer  le  ravitaillement  en  vivres  de  l'AUemagne  et  du 
reste  de  l'Europe,  le  Gouvernement  Allemand  prendra  toutes  les  m6sures 
n^cessaires  pour  mettre  pendant  la  dur6e  de  l'Armistice  toute  la  flotte  de 
commerce  allemande  sous  le  controle  et  sous  pavillon  des  Puissances  Alli6s 
et  des  Etats-Ünis  assistöes  d'un  D6l6gu6  Allemand. 

Cet  accord  ne  pr6juge  en  rien  de  la  disposition  finale  de  ces  navires. 
Les  Alli^s  et  les  Etats-Ünis  pourront  effectuer,  s'ils  le  jugent  n^cessaire,  le 
remplacement  partiel  ou  total  des  6quipages.  Les  Ofliciers  et  6quipages  qui 
seront  ainsi  renvoyäs  seront  rapatriäs  en  AUemagne. 

Pour  l'utilisation  des  ces  navires,  il  sera  attribuö  une  r6mun6ration 
appropri^e  qui  sera  fix^e  par  les  Gouvernements  Alli6s. 

Tous  les  dötails,  ainsi  que  les  exceptions  ä  d6terminer  pour  les  diverses 
cat6gories  de  navires,  seront  reglos  par  une  Convention  speciale  qui  devra  etre 
conclue  immödiatement. 

Treves,  le  16  janvier  1919. 

(Polgen  die  Unterschriften.) 


\r.    ä078.      Abkommen    zur    Verlängerung     des    Waffenstill-^ 
Standes    (Trier  16.  Februar  1919)  ^\ 

Les  Pl6nipotentiaires  soussignöes,  —  l'Amiral  We^nyss  6tant  remplac6 
par  l'Amiral  Browning,  le  Gönöral-Major  von  Winterfeldt  6tant  remplac6 
par  le  G6n6ral-Major  von  Hammerstein,  et  le  Ministre  P16nipotentiaire  Comte 


*)  Amtliche  Drucksache  der  Reichsregierung:  „Deutsche  Waffenstillstands- 
kommission.  Drucksache  1 — 12."    Drucksache  Nr.  11,  S.  44. 
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von  Obenidorff  par  le  Ministre  Pl^nipotentiaire  von  Haniel  — ,  munis  des 
pouvoirs  en  vertu  desquels  a  6t6  sign6e  la  Convention  d'Armistice  du  11  no- 
vembre  1918.  ont  conclu  la  Convention  additionnelle  suivante : 

I.  Las  Allemands  devront  renoncer  imm^diatement  ä  toutes  Operations 
offensives  contre  les  Polonais  dans  la  r^gion  de  Posen  ou  dans  toute  autre 
r^gion.  —  Dans  ce  but,  il  leur  est  interdit  de  faire  francbir  par  leurs  troupes. 
la  ligne: 

Ancienne  fronti^re  de  la  Prusse  Orientale  et  de  la  Prusse  Occidentale 
avec  la  Piussie.  jusqu'ä  Luisenfelde.  —  puis,  ä  partir  de  ce  point,  la  ligne: 
0.  de  Luisenfelde,  0.  de  Gr. -Neudorf,  S.  de  Brzoze,  N.  de  Schubin,  N.  de 
Exin,  S.  de  Samoezin,  S.  de  Chodziensen,  N.  de  Czarnikow,  0.  de  Jlialla, 
0.  de  Birnbaum,  0.  de  Bentschen,  0.  de  Wollstein,  N.  de  Lissa.  N.  de 
Rawicz,  S.  de  Krotoszyn,  0.  de  Adelnau,  0.  de  Schildberg,  N.  de  Vjeruchow. 
puis  la  frontiere  de  Sil^sie. 

IL  L'Armistice  du  11  novembre  prolong6  par  les  Conventions  des 
13  d^cembre  1918  et  16  janvier  1919,  jusqu'au  17  fävrier  1919  est  prolong6 
ä  nouveau  pour  une  p6riode  courte,  sans  date  d'expiration,  ä  laquelle  les 
Puissances  Alliöes  et  Associ^es  se  r^servent  le  droit  de  mettre  fin  sur  un 
pr^avis  de  3  jours. 

in.  Lex6cution  des  clauses  de  la  Convention  du  11  novembre  1918  et 
des  Conventions  additionnelles  des  13  döcembre  1918  et  16  janvier  1919. 
incompletement  r^alis^es,  sera  poursuivie  et  achev^e  pendant  la  Prolongation 
de  l'Armistice  dans  les  conditions  de  detail  fix6es  par  la  Commission  Perma- 
nente d'Armistice,  d'apres  les  Instructions  du  Haut  Commandement  Alli6. 

Tr^ves,  le  16  f^vrier  1919. 

(Folgen  die  Unterschriften.) 
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Aalandsinseln  V240;  VII  2  17, 
89;  3  10,  12,  13,  15,  16,  18,  20, 
23,  29,  59,  61, 65, 118, 142, 143, 145. 

Abbas  Hilmi  Pascha,  Khedive 
VII  1  51;  3  50. 

Abbruch  der  diplomatischen 
Beziehungen  Argentinien  — 
Deutschland  IV  632;  VII  2  80. 

—  Belgien — Deutschland  3  596. 

—  Belgien-Türkei  IV  206;  VII 1  46. 

—  Bolivia- Deutschland  IV  624:  VII 
2  61. 

—  Brasilien  —  Deutschland  IV  619; 
VII  2  61. 

—  Bulgarien — Vereinigte  Staaten  VII 
2  60. 

—  China-Deutschland  IV  615;  VII 

2  56. 

—  Deutschland — Italien  VII  1  70. 

—  Deutschland— Portugal  VII  2  9. 

—  Deutschland  —  Sowjetrußland  VII 

3  94. 

—  Ekuador  — Deutschland  IV  680; 
VII  2  94. 

—  Entente -Rußland  VII  2  92;  3  14. 

—  Frankreich— Finnland  VII  3  84. 

—  Frankreich— Türkei  IV  204. 


Abbruch  der  diplomatischen 
Beziehungen  Griechenland  — 
Bulgarien  IV  677;    VII  2  72. 

—  Griechenland  —  Deutschland   IV 
675-676;  VII  2  71. 

—  Griechenland — Oesterreich-Üngarn 
VII  2  71. 

—  Griechenland  —  Türkei  IV  677; 
VII  2  72. 

—  Guatemala— Deutschland  IV  623; 
VII  2  64. 

—  Haiti -Deutschland  IV  625;  VII 
2  69. 

—  Honduras — Deutschland  IV  624; 
VII  2  66;  3  45. 

—  Kostarika — Deutschland  IV  632  ; 
VII  2  81. 

—  Liberia— Deutschland  IV  624:  VII 
2  66. 

—  Nikaragua — Deutschland  IV  625 ; 
VII  2  66,  69. 

—  Oesterreich  —  Tscheche  -  Slowakei 
VII  3  132. 

—  Oesterreich-Üngarn  —  Serbien  III 
346,  459.  505;  VII  1  5. 

—  Oesterreich-Üngarn— Japan  III 599; 
VII  1  32. 
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Abbruch  der  diplomatischen 
Beziehungen  Oesterreich- Un- 
garn-Portugal IV  540;  VII  2  10. 

—  Peru— Deutschland  IV  652;  VII 
2  82. 

—  Polen— Deutschland  VII  3  114. 

—  Polen -Rußland  VII  3  113. 

—  Rumänien— Bulgarien  IV  602;  VII 
2  29. 

—  Rußland— Rumänien  VII  3  6. 

—  San  Domingo— Deutschland  IV  627; 
VII  2  69. 

—  Schweden— Sowjetrußland  VII  3 
110. 

—  Serbien-DeutschlandIII609;  VII 
t  24. 

—  Türkei— Rußland  VII  1  43,  44. 

—  Türkei— Serbien  VII  1  44. 

—  Türkei  —  Vereinigte  Staaten  VII 
2  62. 

—  Uruguay  —  Deutschland  IV  652; 
VII  2  82. 

—  Vereinigte  Staaten  — Deutschland 
VII  2  49. 

—  Vereinigte  Staaten  —  Oesterreich- 
Ungarn  VII  2  60. 

-ABC-Staaten,  Bündnisantrag 
Wilsons  VII  2  62,  68,  69. 

—  Schiedsgerichtsvertrag  VII  1  70. 
Abkommen   (siehe  Staatsverträge). 
Abrüstung  russischer  Kriegsschiffe 

VII  3  25. 

A cl a n d ,  en gl .  Unterstaatssekretär 
VII  1  39,  40. 

Adams,  amerikanischer  Gesandter 
in  London  1861  VI  104. 

„Admiral  Gauteaume",  Handels- 
schiff VII  1  56. 

„Admiral  K  er  Saint",  Handels- 
schiffVII  2  81. 

A  d  0  r ,  schweizerischer  Bundesrat  V 
335;  VII  2  71. 

Adriaküste   IV  481-483;    VII  l 

25,  73;  3  135. 
„Adriatic",  Handelsdampfer  VII  1 

35,  38. 
AegyptenlV  1-30,  694;  VII  l  24, 

26.  38,  39,  43.  44,  51,  56,  80;  2  10, 
28;  3  2,  46,  50,  140. 

— -  Anerkennung  des  englischen  Pro- 
tektorats VII  3  140. 

—  Moratorium  IV  4,  9,  12. 

—  Rotbücher  IV  1—28. 

—  Verteidigung  IV  5-^9,  10,  11. 


Aehrenthal.  Graf,  österreichisch- 
ungarischer Außenminister  IV  379 
bis  383. 

Afghanistan  IV  696. 

Aguilar,  Sekretär  der  auswärtigen 
Angelegenheiten  Mexikos  V  179. 
180,  199. 

AhmedSchah,  Sultan  von  Persien 
V  216. 

Aide  Memoire,  österreichischun- 
garisches an  die  Vereinigten  Staaten 
von  Amerika  VI  248  —  255. 

—  der  Vereinigten  Staaten  von  Ame- 
rika an  Oesterreich-Üngarn  VI  248. 

Aktenstücke  1912— 1914.deutsche 
III  200.  636—646. 

Albanien  IV  388-390.  481.  482, 
658,  661 ;  V  1—17 ;  VII  1  24.  34, 
35,  38,  41,  43,  54,  70,  71,  73;  2  68. 

—  Fürst  Wilhelm  V  2.  7.  16;  VII  1 
34,  35. 

Albatroß",  Minenkreuzer  V  235; 

VII  1  73. 
Albert,  König  von  Belgien  III  593; 

VII  1  53;  2  98. 
Alexander,    König   von  Griechen- 
land VII  2  70. 
Alexander      von      Hohenlohe. 

Prinz  VII  3  82. 
Alexander  vo  n  Serbien  III  454, 

468.  474.  603. 
Alexandrette  VII  3  101. 
Alfons  XIII.,  König  von  Spanien. 

VII  2  16;  3  20. 
Aliens  Restriction  Order  VII 

2  8. 
Aliotti,   italienischer  Gesandter  in 

Durazzo  (Albanien)  V  5. 
Alliierte  (siehe  Entente). 
Allize,  H.,  französischer  Geschäfts- 
träger   in    Munt  heu  III  489.  530. 

699;   französischer   Gesandter   im 

Haag  V  367.  368,  370, 
A  m  b  r  0  z  y ,  österreichisch-ungarischer 

Botschaftsrat  in  Rom  IV  247,  248. 

273.  380. 
A  m  e  r  i  k  a  (siehe  Vereinigte  Staaten). 
A  m  e  r  i  k  a  n  i  s  c  h  e  r  G  e  h  e  i  m  d  i  e  u  s  t 

in  der  Schweiz  VII  2  85. 
Amista".      italienischer     Dampfer 

VII  1  44. 
Amnestie-ErlaLJ,  Finnland  VII  3 

91,   110, 
—  Preußen  VII  3  8i3. 

46* 
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^Amsteldyk'',  niederländisches  Han- 
delsschiff VII  2  76. 
„Amy    Warwick",     Handelsschiff, 

VI  116. 

Andrassy,  österreichischer  Minister- 
präsident VII  3  86,  89,  90,  93. 
Anerkennung  Armeniens  VII 3111. 

—  der  deutschen  Regierung  VII  3  184. 

—  Estlands  VII  3  29,  118. 

—  Finnlands  V  196,  214,  836;  VII  3 
1,  2,  3,  7,  78,  86,  124,  138,  139. 

—  Lettlands  VII  3  118. 

—  Litauens  VII  3  21,  22,  29. 

—  Polens  VII  2  58;  3  131. 

—  russischer  Randstaaten  VII  3  87. 

—  Sibiriens  VII  3  78. 

—  der  Tschechoslowakei  VII  3  57, 
64,  71,  87,  88,  90, 111, 131, 132, 137. 

—  der  Ukraine  VII  2  99;  3  1,  35, 
47,  124. 

—  Ungarns  VII  3  122. 
Angelsächsisches  Programm 

VII  2  67. 

,Ankona'*,  Handelsschiff  VI  247, 
248,  250,  251,  255;  VII  1  81,83. 

Anleihen,  Annullierung  der  russi- 
schen VII  2  93,  94;  3  3,  8,  17,  20, 
22.  49,  107. 

Annexions  frage  VII  14.  8,  41 ; 
2  10,  11,  62,  63,  75;  3  28,  138, 
140;  Nachtrag  15. 

Annexion    Cyperns    IV    208,    204. 

„An nie",  schwedischer  Dampfer  VII 
2  81. 

d'Annonville,  französischer  Ge- 
schäftsträger in  Luxemburg  III 512. 

Antillen,  dänische  VII  2  24,  26, 
27,  42.  43,  47,  58. 

^Anton  Dohrn".  deutscher  Dampfer 
VII  2  76. 

Apchier  le  Maugin,  französischer 
Generalkonsul  in  Budapest  III  482. 

„Appam",  englischer  Dampfer  VI 
170-185,  191,  193;  VII  2  6,  9, 
13,  25.  55. 

„Arabic",  Dampfer  VI  124,  125,127, 
133,  135, 138;  VII  1  77,  78,  79,  81. 

Arabien  als  „kriegführende  Macht" 
VII  3  79. 

Arbeiter-  und  Soldatenräte, 
deutsche  VII  3  94,  96,  106,  114, 
115,  116,  117. 

—  russische  VII  2  61,  62,  67,  71,  84, 
85;  3  6,  7.  57. 


Arbeiterrecht,  internationales  VII 

3  189,  140,  141. 
Archangelsk  VII  3  7,  16,  40,  52, 

58,  61,  69,  73,  89. 
Ardahan,  Bezirk  VII  3  58,  59. 
Argentinien  V    18—67,    95,    169; 

VII  1  82,  83;  2  21,  50,  61,  62,  67^ 

76:  3  61,  64,  74. 

—  Abbruch  der  diplomatischen  Be- 
ziehungen zu  Deutschland  IV  632. 
VII  2  80. 

—  Blaubuch  V  18-67,  465;  VII  2  21. 

Armenien  VII  1  40,  70;  3  39,  40. 

51,  107.  111. 
d'Arschot   Schoonhoven,    belg. 

Geschäftsträger  in  Paris  3  78. 
„Artemis'',  Handelsschiff  VII  2  6. 
Aerzte  (siehe  Sanitätspersonal). 
Aserbeidschan  V  217:  VII  3  145. 
Asquith,  engl.  Premierminister  III 

310,  312;   IV  653;  V  829;  VII  2 

17,  ,37,  80,  95;  3  85. 
Astrachankosaken  VII  3  9. 
„  Astur  ias",  Hospitalschiff  VII  1  57; 

2  58. 

Athen  VII  2  38,  39,  40. 

Athos  IV  678. 

Aufhebung  des  Kriegszustan- 
des Rußland— Mittelmächte  VII  3 
10,  12. 

Aufhebung  von  Verträgen 
(siehe  Verträge). 

Ausführung  der  Waffenstill- 
standsbedingungen Entente- 
Deutschland,  Ablieferung  der 
Kriegsschiffe  VII  3  99,  100,  102, 
103,  104,  105,  106,  123,  129. 

—  Ablieferung  der  landwirtschaftl. 
Maschinen  VII  3  122.  124,  127, 
141. 

—  Abtransport   der  Gefangenen  VII 

3  109,  110,  117,  122,  125. 

^  Auslieferung  der  Handelsflotte  VII 
3  109,  133. 

—  Auslieferung  des  Kriegsmaterials. 
VII  3  99,  127. 

—  Uebergß,be  des  Eisenbahnmaterials 
VII  3  99,  104,  106,  111,  119,  122. 

—  (siehe  auch  Räumung  der  besetzten 
Gebiete). 

Ausfuhr  und  Ausfuhrkontrolle 
der  Vereinigten  Staaten 
V  199-2Q1;  VII  1  76;  2  67,  71, 
72,  73,  77,  78,  79;  3  29,  35. 
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Ausfuhrverbote  Y  199-201.  234, 

H09:    VII  1  43,  47,  55;  2  71.  73. 

74,  77.  79,  81.  83,  85,  86,  87,  88; 

3  78. 
Auslanddeutsche  VII  3  116,  118. 

120,  124.   127,  129,  138,  141. 
Ausländer   III   628;   V   339,   348, 

349;    VII  1  24,   42;    2  8.  22,  50; 

3  82,  96,  100. 

—  (siehe  auch  Behandlung  der  An- 
gehörigen verbündeter,  neutraler 
und  feindlicher  Staaten). 

Ausländische  Unternehmun- 
gen (siehe  Unternehmungen). 

Ausländische  Werte  VII  3  126, 
138. 

Auslandverbindlichkeiten 
VII  1  28,  42;  2  30;  3  126,  130. 

Auslieferung  des  Kaisers  VII  3 
145. 

—  türkischer  Staatsangehöriger  an  die 
Türkei  VII  3  110. 

Auslieferungs  vertrag  Deutsch- 
land-Paraguay  VII  1  76. 

—  Deutschland-Türkei  VII  2  46;  3 
110. 

Ausschreitungen  gegen  Kon- 
suln (siehe  Konsularwesen). 

Austausch  von  Kriegs-  und  Zivil- 
gefangenen V  304,  316.  319.  327. 
333.  337.  348;  VII  1  48,  50.  51, 
53,  54,  59.  60,  71.  79;  2  4.  29, 
31,  33,  34.  35,  36,  47,  59,  67,  94, 
95,   97;  3  2.  5,  9,  10,  13,  21,  22, 

38,  41,  44,  46,  47,  49,  51,  53,  54, 
55,  56,  57,  58,  59,  73.  74.  75,  76. 
78,  81.  85,  88.  93,  95,  97,  110, 
112,   119,  121. 

Australien  VII  1  70;  2  10,  27; 
3  59. 

—  Minister  Hughes  VII  2  10.  27; 
3  59,  64. 

Ausweisungen  III  628;  V  297, 
315;  541:  VII  1  35.  43,  44;  2  38, 

39.  70.  73;  3  21,  36,  39,  .55,  108, 
109,  114.  116.  120,  121,   125,  129. 

Avarna,  Herzog,  italienischer 
Botschafter  in  Wien  IV  231—472. 

Averescu,  rumänischer  Minister 
VII  3  14. 

Azoren  VII  3  8,  31. 

B  a  a  r  1  e  -  H  e  r  t  u  g  .  belg.  Enklave 
VII  2  13,  19. 


Bailloud,  franz.  General  VII  2  1. 

Baku  VII  3  57,  59.  70.  101. 

Balance  o  f  power  VI  239. 

Balfour.  englischer  Staatssekretär 
des  Aeußeren  V  398,  402;  VI  300, 
301 :  VII  2  18.  37,  46.  73,  75.  90, 
95;  3  3.  11.  13.  14,20.  32.  38.54, 
70.  77.  82.  88.  98,  101. 

Baltikum  VII  3  17.  18,  25.  26. 
27,  94,  98.  100,  101. 

—  Räumung  VII  3  101.  139. 
Baltischer  Bund  VII  3  120. 
„Ban  do  eng",  niederl.  Dampfer  VII 

2  12,  14,  16,  34. 

Bapst.  franz.  Gesandter  in  Kopen- 
hagen lU  699,  700. 

„Baralong".  engl.  Hilfskreuzer  VI 
149,  157;  VII  1  80.  82.  83;  2  2.  3. 
8,  25,  27,  82. 

Barclay  IV  102. 

„Baron  Call",  österr.  Lazarettschiff 
VII  3  5.3. 

Barrfere,  franz.  Botschafter  in  Rom 
III  485.  488,  503.  507,  513.  519, 
521,  524,  528.  533,  534,  .544.  546, 
548,  551,  552,  692.  699. 

,Batavier  IP,  niederl.  Handels- 
schiff VII  2  75. 

Batum.  Bezirk  VII  3  58.  59. 

Bauer.  Reichsminister   VII  3  144. 

..Baus',  norweg.  Dampfer  VII  2  18. 

Bax-Ironside.  engl.  Geschäfts- 
träger in  Sofia  IV  106.  151. 

Bayern,  Verküodung  der  Republik 
VII  3  96. 

—  Veröffentlichung  von  Aktenstücken 
VII  3  104.  105, 

—  Verhandlungen  mit  der  Tschecho- 
slowakei VII  3  103,  108,  126. 

—  Proklamation  der  Räterepublik 
VII  3  135. 

Beatty.  engl.  Admiral  VII  3  KU. 

B  e  a  u  m  0  n  t .  engl.  Geschäftsträger  in 
Konstantinopel  III  418;  IV  88-93. 

v.  B  e  c  k  -  F  r  i  i  s .  Mitglied  des  schwe- 
dischen Ministeriums  des  Inneren 
V  242. 

Behandlung  der  Angehörigen 
feindlicher  Staaten  V  70;  VII  1  26, 
27.  30,  31.  32.  34,  35,  36,  37.  40. 
43,  44,  45,  48,  49.  56,  57,  58,  59, 
60.  62,  64.  65,  70.  72,  76;  2  2.  4. 
S,  13.  78,94;  3  17,  24.  4t),  44.  49. 
65.  66.  69,  71.  74.  85,  96,  98,  101, 
106.  117,  121,   125,   128,  134.  135. 
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Behandlung  der  An  geh örigen 
neutraler  Staaten  V  255,  815,  836; 
VII  1  74;  2  87,  89;  3  8,  15,  52, 
75,  87,  96. 

—  verbündeter  Staaten  VII  3  11,  15, 
27,  8(;.  68,  98.  96,  120. 

Behandlung  feindl.  Eigentums 

(siehe  Eigentum). 
Behandlung  der  Handelsschiffe 

(siehe  Handelsschiffe). 
Behandlung   neutraler  Staaten  V 

118,  190,  392;  VU  1  30,  48,  72; 

2    15.   20,   22,  28.  24,  46,  66,  71, 

77;   3  18,    19,  20,  21,  60,  63,  69, 

78,  126. 
Behncke,  Vizeadmiral  VII  3  72. 
Belagerungszustand  in  Aegypten 

IV  13,  14. 

—  in  Bulgarien  IV  530. 

—  in  Deutschland  VII  3  7,  85. 

Bela  Khun  VII  3  143. 

Beiden,  Perry.  Mitglied  der  Ge- 
sandtschaft der  Vereinigten  Staaten 
von  Amerika  in  Bogota  (Kolum- 
bien) V  174,  176,  177. 

Belgien  III  1-154,  557-597,  612 
bis  635;  IV  206-207;  VII  2  7, 
13;  3  102. 

—  Abbruch  der  dipl.  Beziehungen  zu 
Deutschland  III  596. 

—  Abbruch  der  dipl.  Beziehungen  zur 
Türkei  IV  206;  VII  1  46. 

—  , Belgische  Frage"  VII  3  44,  72; 
Nachtrag  14,  15. 

—  Beziehungen  zu  England  III  298  ff., 
594,  627,  630,  647-659,  675:  VII 
2  7,  22. 

—  Einmarsch  der  Deutschen  III  587, 
675,  676,  694;  VII  1   24;  2  7. 

—  Forderung  niederländischen  Gebiets 
VII  3  1.30. 

—  Gesandtschaftsberichte  III  1 — 154. 

—  Graubuch  III  557-.597,  612-635  ; 
VII  1  76;  2  16. 

—  Hilferuf  III  614,  674,  699. 

—  König  Albert  VII  1  53 ;  2  98. 

—  Kriegserklärung  Oesterreich  -  Un- 
garns III  668;  VII  1  33. 

—  Kriegszustand  mit  Deutschland 
VII  1  24. 

—  Minister  (siehe  Broqueville,  Goove- 
mann,  Davignon). 

—  Neutralität  VII  1  10,  18.  19,  22, 
23,  25;  2  47,  52:  3  100. 

—  Regierung  VII  1  41;  3  35. 


Belgien,  Verletzung  seiner  Neutrali- 
tät 3  298  ff.,  647-659. 

—  Wegnahme  von  Maschinen  VII  1 
.58;  3  125,  184,  186. 

—  Wiederherstellung  VII  2  7,  86; 
3  92. 

—  (siehe  auch  , Besetztes  Gebiet"). 
Belgische  Dokumen  telll  298ff., 

647  -  659. 

V.  Belcw-Saleske,  deutscher  Ge- 
sandter in  Brüssel  III  .590,  .591. 
594,  .596,  684,  68.5. 

B  e  1 V  i  s ,  argentinischer  Generalkon- 
sul in  Uruguay  V  35,  40. 

Benckendorff,  Graf,  russ.  Bot- 
schafter in  London  III  405,  411. 
424,  425,  426,  454,  4.57,  458,  459, 
465,  469,  470,  471,  478,  475.  476, 
477,  478,  479;  IV  51,  52,  53.  57. 
60,  66,  81,  82,  188,  708,  704. 

„Benedetto-Brin^-Prozeß  VII 
3  50. 

Benedikt  XV..  Papstwahl  VII 1  34. 

Berchtold,  Graf,  österr. -ung. 
Ministerpräsident  III  281, 320,  821. 
322,  325,  328,  330-387,  346,  348 
bis  867,  598,  610,  660-663:  IV 
220—283,  383-386,  541—551; 
VII  1  2.  4,  8,  12,  14,  15,  17,  21, 
22,  24,  25,  28,  31,  33,  50,  51,  55 
(Rücktritt);  2  76;  Nachtrag  13, 14. 

von  Berg,  Chef  des  kaiserl.  Zivil- 
kabinetts VII  3  81. 

Berichte  deutscher  diplomatischer 
Vertreter  III  200,  686-646. 

„Berkelstroom".  nieder!. Dampfer 
VII  2  18,  28.  24. 

„Berlin".  Hilfskreuzer  VII  1  47. 

BerlinerKommission  für  Kriegs- 
gefangene VII  3  107.  120. 

„Bermudas-Fall  VI  141. 

Bernardino  Machado,  Präsident 
von  Portugal  VII  2  95. 

Bernassa,  Präsident  des  militär. 
Gerichtshofes,  Uruguay  IV  638  bis 
651. 

„Bernisse",  niederl.  Dampfer  VII 
3  5. 

V.  Bernstorff,  Graf,  deutscher 
Botschafter  in  Washington  VI  10, 
21,  22,  83,  125,  135,  188,  156, 
170,  177,  184;  VII  2  46. 

„Bertha-Elisabeth",  Dampfer 
Vir  2  81,  44. 
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Bertie,   engl.  Botschafter   in  Paris 

III  385,  387,  388.  393,  396.  397. 
398,  403,  407,  408,  420,  429,  432. 
438,  439,  440,  444,  445,  448,  449, 
452,  672,  673;  IV  189,  190. 

„Berwind   Vale".    engl.  Dampfer 

VI  192,  195  f.;  VII  2  12,  13. 
Besatzungsbehürden     im     be- 
setzten  Gebiet   Deutschlands  VII 
3  112,  125,  126,  142. 

Besatzungskosten  im  besetzten 
Gebiet  Deutschlands  VII  3  117, 
127,  132. 

Besatzungstruppen,  französi- 
sche VII  3  104,  107,  108.  117. 

—  italienische  VII  3  105,  138. 
Beschießung     neutralen    Gebiets 

VII  2  88. 

Beschießung  offener  Städte  und 
Küstenplätze  VII  1  51,  54,  57, 
.59.  60,  68,  73,  81;  2  1,  11. 

Beschlagnahmungen,    englische 

IV  88.  89;  V  376:  VI  167;  VH 
1  27,  37.  74,  76;  2  1,  2.  3,  7,  10, 
12,  21,  22,  24,  26,  27,  45,  48,  66, 
81,  83,  84;  3  23,  37,  126. 

—  niederländischen  Schiffsraumes  V 
427-432:  VII  3  18,    19,   20,    21, 

22,  23,  26,  27.  28,  59,  60. 

—  anderer  neutraler  Schifte  (siehe 
Schiffsraum  der  Neutralen). 

—  sonstige  IV  5.38;  V  118.  301:  VII 
1  81;  2  8,  9.  16,  27,  29,  30.  33, 
34,  39,  49,  50,  56,  59,  60,  65,  68, 
69,  72,  75,  81,  82,  94,  97;  3  8, 
18,  29,  36,  62,  76,  86,  96,  129. 

Besetztes  Gebiet.  Belgien  VII 
1  48,  52,  53,  56,  57,  58,  64,  65, 
66,  76,  81:  2  22,  23,  24,  35,  49, 
52,  82,  90;  3  13,  24,  27,  36,  52, 
86,  92,  105. 

—  Deutschland  VII  3  103,  108,  109, 
110,  111,  117,  118,  119,  121,  123, 
125.  126,  129,  131,  136,  1,38,  139, 
141,  142,  143. 

—  Frankreich  VII  1  77;  2  4,  15,  22, 

23,  24,  25,  35,  52,  57,  63,  90; 
3  82,  83,  105,  117. 

—  Griechenland  VII  1  63;  2  2,  4,  5, 
14,  15.  16,  19,  22,  31,  .33,  34,  35,  36, 
37,  39,  40,  41,  42,  44,  45,  48.  59,  70. 

—  im  Osten  VII  2  6,  7,  16,  19,  20, 
22,  23,  24.  98;  3  37.  84. 

—  Verhandlungen  in  Brest-Litowsk 
VII  2  98. 


Bessarabien  VII  2  90,  99;  3  8, 
25,  26,  28,  33.  36.  67,  117. 

V.  Bethmann-Hollweg.  Reichs- 
kanzler III  159,  219,  367,  368  bis 
.374.  377,  378,  667,  668,  725,  729; 
IV  495,  497—500,  690;  VI  239, 
265:  VII  1  9,  25,  34,  49,  52,  69, 
70;  2  6.  12.  18.  19,  33,  37,  48,  54, 
56,  58.  66,  73  (Entlassung) ;  3  19, 
105,  145. 

Bewaffnete  Handelsschiffe 
(siehe  Handelsschiffe). 

Bewaffnete  Neutralität  VII 
2  53,  55. 

V.  B  e  y  e  n  s ,  belg.  Gesandter  in  Berlin 
III  119,  120,  121,  123.  130,  132. 
134,  141,  145,  151,  153,  558,  562, 
564,  566,  567,  570—575,  581,  582, 
584,  585,  587,  589,  592.  593,  596, 
.597.  618. 

Biarritz  VII  3  13. 

Bibdoda,  albanischer  Minister  des 
Aeußeren  V  11. 

Bienvenu-Martin,  stellvertre- 
tender französ.  Außenminister  III 
484-536. 

„Biocovo^  Dampfer  VII  2  20. 

V.  Bismarck,  Fürst,  deutscher 
Reichskanzler  VI  54. 

von  Bissing,  Generalgouverneur 
von  Belgien  VII  1  48. 

Bjerregaard   (Horns  Riff»   VII 

2  78.  80. 

B 1  a  u  b  u  c  h ,  argentinisches  VI  I  2  21. 

—  schwedisches  V  238;  VII  2  4.  27. 

—  serbisches  III  602-609;  VII  2  39. 
Blaubücher,  englische  III  283 

bis   311,  378-452.  670-688;  IV 
88-200,  662-666;  VII  3  69,  76, 
124. 
Blockade   vor   dem  Weltkrieg    VI 
110.  141,  212. 

—  englische  gegen  Deutschland  V 
190;  VI  213  ff. ;  VII  1  30.  60.  77. 
81;  2  5.  8,  14.  19,  53,  58:  3  107. 
109.  110,   112,  115,  135. 

—  englische  gegen  Türkei  VII  1  71, 
74,  75;  3  118,  130. 

—  französische  IV  536,  667;  VII  1 
66.    67.    71,    77,    SO:    2  2,  S,  31  : 

3  100. 

—  der  griechischen  Küste  IV  667: 
VII   2    19,  31.  40,  41,  42.  44.  70. 

—  italienische  IV  481.  482:  V  8: 
VII  1  70.  71,  73. 
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Blockade,  japanische  VII  1  46. 

—  österreichische  gegen  Montenegro 
VII  1  28. 

—  durch  die  Vereinigten  Staaten  VII 
3  113. 

—  Aufhebung  VII  3  100,  130,  135, 
136,  139. 

—  (siehe  auch  Ostseesperre). 
Blockaderat,    oberster   VII   3 

127,  1.38,  142. 
„Blommerdijk"-FallVII2  39,40. 
Boehm,  ungar.  General  VII  3  144. 
Böhmen  (Deutsch-)  VII  3  90,  91, 

95,  97,  118. 
Bolivien  V  170;  VII  2  51 ;  3  109. 

—  Abbruch  der  diplomatischen  Be- 
ziehungen zu  Deutschland  IV  624; 
VII  2  61. 

B  0 1 1  a  t  i ,  italienischer  Botschafter  in 
Berlin  IV  395,  400,  401,  404,  409, 
410,  413,  422,  424,  428,  435,  436, 
443,  445-447.  450,  458,  462. 

Bolschewismus,  Bekämpfung  VII 
3  119,  122,  126,  142,  143. 

Bolschewistische  Bestrebun- 
gen VII  3  8,  64,  93,  94,  103,  122, 
123,  128,  134,  140,  143. 

Bombenabwurf  (siehe  Luftan- 
griffe). 

Bompard,  französ.  Botschafter  in 
Konstantinopel  III  516,  533,  546, 
552,  692,  699. 

Bonar  Law,  engl.  Minister  VII  2 
43,  48,  65,  79,  89;  3  17,  31,  38, 
45,  77. 

Boppe,  französ.  Gesandter  in  Bel- 
grad III  504,  536,  699. 

Boris,  König  von  Bulgarien  VII 
3  79. 

Borneo  VII  1   79. 

V.  Bosdari,  italienischer  Gesandter 
in  Athen  V  13. 

B  0  s  e  1 1  i ,  italienischer  Minister  V 16 ; 
VII  21,  2  71. 

Bosnien  VII  3  68. 

Bowle,  englischer  Vizekonsul  in 
Bogota  (Kolumbien)  V  101,  121, 
147. 

B  0  y  -  E  d ,  Marineattachä  in  Washing- 
ton VI  155,  156,  159;  VII  1  82,  83. 

Brasilien  IV  618-623;  VII  2  51, 
66,  83,  86,  89,  94. 

—  Abbruch  der  diplomatischen  Be- 
ziehungen zu  Deutschland  IV  619  ; 
VII  2  61,  m.  67,  71. 


Brasilien,  Erklärung  des  Kriegs- 
zustandes mit  Deutschland  IV  623  ; 
VII  2  86. 

—  Kriegserklärung  an  Oesterreich- 
üngarn  VII  3  69. 

Bratianu,     rumänischer    Minister 

IV  541  ff. ;  VII  3  43,  45,  50.  53,  .54. 
Braun  ,  Unterstaatssekretär  VII 3  80. 
Braz,     Präsident     der    Vereinigten 

Staaten  von  Brasilien  IV  622. 
von   Breitenbach,   Minister   VII 

3  45. 
„Breslau",   Kriegsschiff   IV   52  ff., 

110,  121;  VII  1  28. 
Brest -Litowsker     Verträge 

(siehe  Friedensvertrag  von  Brest- 

Litowsk). 
B  r  i  a  n  d ,    französ.  Ministerpräsident 

V  362;    VII    2    31,    42,    43. 

—  Rücktritt  VII  2  56. 

Brief  Kaiser  Karls  an  König  Fer- 
dinand VII  3  46. 

—  des  Prinzen  Max  VII  3  82. 

—  Wilhelm  II.  an  Bethmann-HoUweg 
VII  Nachtrag  14. 

Briefwechsel  v.  Brockdorff-Rantzau 
— Ebert  VII  3  144. 

—  Cambon— Grey  VII  1  24. 

—  Dupont-Erzberger  VII  3  138. 

—  Erzberger— V.  Hertling  VII  3  30. 

—  Foch -Erzberger  VII  3  123. 

—  Grey -Cambon  (Paul)  III  202. 

—  V.  Hindenburg  -  Scheidemann  VII 
3  129. 

—  Kaiser  Karl  —  Prinz  von  Parma 
VII  3  25,  26,  31,  32. 

—  V.  Michaelis— V.  Hindenburg  VII 
Nachtrag  15. 

—  Poincarö  —  Georg  der  Fünfte  IV 
682,  683;  VII  1  18,  19. 

„Brit  annic",  engl.  Lazarettschiff 
VII  2  38. 

von  Brockdorff-Rantzau, 
Staatssekretär  des  Aeußeren  VII 
3  115, 118,  126,  128,  129,  130,  139, 
140.  144  (Rücktritt). 

V.  Bronewsky,  russ.  Botschaftsrat 
in  Berlin  III  454,  455,  457,  467, 
470,  471. 

Broqueville.  belgischer  Minister- 
präsident VII  3  35. 

Broström,  Chef  des  Marine-Depar- 
tements im  schwedischen  Ministe- 
rium V  231. 
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Brum,  Innen-  und  Kultusminister 
Uruguays  IV  633-651. 

Brun,  französischer  Gesandter  in 
Bogota  (Kolumbien)  V  185. 

von  Brünninghaus,  Kapitän  z.  S. 
VII  3  74. 

Brüsseler  Dokumente  III  298 ff., 
647-659;  VII  2  47,  52. 

Brüsseler  Seerechtsüberein- 
kommen 1910  VII  1   15. 

Brüsseler  Verhandlungen  VII 
3  131,  132,  13.3. 

Bryan.  Staatssekretär  des  Aeußeren 
in  den  Vereinigten  Staaten  von 
Amerika  VI  5,  24,  32,  42,  71,  80, 
88,  89;   VII  2  78. 

von  Buch,    Gesandter,    VII  3  119. 

—  Truppenkommandant  in  Luxem- 
burg III  708,  713. 

Buchana n.  engl.  Botschafter  in 
Petersburg  III  382,  387,  388,  391, 
393,  399,  400,  405,  411,  413,  415, 
428.  431,  436,  438,  441,  448.  450; 
IV  180,  183,  189.  190;  VII  1  3; 
2  94. 

de  Bu isser at - Steenb ecque  de 
Blarenghien,  belg.  Gesandter 
in  Petersburg  III  562.  575,  577, 
585,  589.  592,  593,  612,  617,  620, 
626.  630. 

Bukarest  er  Vertrag  (siehe  Frie- 
densvertrag von  Bukarest). 

Bukowina  VII  3  102. 

Bulgarien  IV  511-533;  VII  1  75, 
77,  78,  79;  2  1,  6,  98;  3  24,  37, 
39,  75.  79,  87,  111. 

—  Abbruch  der  diplomatischen  Be- 
ziehungen durch  Griechenland  IV 
677;  VII  2  72. 

—  Abbruch  der  diplomatischen  Be- 
ziehungen durch  Rumänien  VIT  2  29. 

—  Abbruch  der  diplomatischen  Be- 
ziehungen zu  den  Vereinigten 
Staaten  VII  2  60. 

—  Denkschrift  IV  511  —  530. 

—  König  Boris  VII  3  79. 

—  König  Ferdinand  IV  531,  604; 
VII  2  30,  35,  41,  80,  83;  3  79 
(Abdankung). 

—  Kriegserklärung  Englands  IV  27, 
535  ;  VII  1   80. 

—  Kriegserklärung  Frankreichs  IV 
536;   VII  1   80. 

—  Kriegserklärung  Italiens  IV  536; 
VII  1  SO. 


Bulgarien,  Kriegserklärung  an 
Rumänien  IV  601  ;  VII  2  30. 

—  Erklärung  des  Kriegszustandes  mit 
Serbien  IV  530;  VII  1  80. 

—  Kriegserklärung  durch  Serbien 
IV  533. 

—  Minister  (siehe  Malinow,  Rado- 
slawow). 

—  V^affenstillstandsangebot  Septbr. 
1918  VII  3  75,  76. 

von  Bülow,  Reichskanzler,  später 
Botschafter  in  Rom  IV  276,  283, 
309,  327,  353,  357,  368,  400,  402, 
405.  410;  VII  1   49:  3  6. 

Bündnis  Deutschland— Oesterreich- 
üngarn  VII  3  31.  32.  38,  42,  85. 

—  Griechenland— Serbien    VII  1    80. 

—  Persien  — England  und  Rußland 
VII  2  3. 

Bunkerkohlen  V  73,  76.  78,  80, 
88,  103,  158;  VI  21,  22.  165: 
VII  2  13.  52,  82,  83. 

de  Bunsen,  engl.  Botschafter  in 
Wien  III  379,  381,  383,  390.  393. 
394,  395.  397,  401,  403,  406,  408, 
413,  414,  417,  424,  426,  427,  440, 
445,  449,  452,  680. 

Buriän.  österreichischer  Außen- 
minister IV  283-379.  552-596, 
599;  VI  103,  133;  VII  1  55,  67; 
2  20,  31;  3  2(),  27,  37,  38.  45,71, 
76.  80,  85,  86,  89  (Rücktritt). 

von  dem  Busse  he.  Gesandter  in 
Bukarest,  später  Unterstaats- 
sekretär. IV  .590:  VII  2  48;  3  2, 
16.  17. 

.Galferina",  spanischer  Dampfer 
VII  3  13. 

Calonder,  schweizerischer  Bundes- 
präsident VII  3  36. 

C  a  m  b  o  n .  Jules,  französischer  Bot- 
schafter in  Berlin  III  484.  488, 
494.  495,  498,  501,  .502,504,514, 
516,  519,  520.  521,  .524,526.528. 
530,  533,  539.  541,  542.  544,  546. 
547,  548,  549,  550.  551,  552,  555, 
692.  693,  698,  699.  700.  704;  VII 
1   3. 

Cambon,  Paul,  französischer  Bot- 
schafter in  Londiiii  III  202,  404, 
485,  487,  488,  497,  513.  514.  521, 
524,  525,  528,  533.  535.  536,  540, 
541,  542,  544,  546.  548,  550.  552, 
553,  692,  693,  695.  (596.  697.  699 ; 
VII  1   2.   15. 
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La  Camp  ine",  niederl.  Handels- 
schiff VII  2  76. 

von  Capelle,   Admiral   VTI  2  .58. 

Garbo,  Präsident  der  argentinischen 
Deputiertenkammer  V  41. 

Cardenas,  venezolanischer  Finanz- 
minister V  448,  450,  455. 

Carlotti  di  Riparbella,  italieni- 
scher  Botschafter    in    Petersburg 

IV  454. 

„Carmen",  Handelsschiff  VII  2  65. 

Carranza,  Präsident  der  Vereinigten 

Staaten  von  Mexiko  V  197—202; 

VI  84;  Vn  2  22,  49,  .58. 

C  a  r  s  0  n  ,  engl.  Marineminister  VII  2 

56,  93. 
Cartagena,  deutsche  Radiostation 

V  107,    110-114,    119,  120-157, 
159,  160,  163,  181-182. 

de  Cartier  de  Marchienne, 
belgischer  Geschäftsträger  in  Lon- 
don III  31,  35,  49. 

Cartwight,  englischer  Botschafter 
in  Wien  IV  384. 

Casement  VII  1  57. 

Casement-Prozeß  VII  2  21, 
22,  25. 

Castro  Zavala,  venezolanischer 
Kriegs-  und  Marineminister  V  456. 

Cave,  engl.  Minister  VII  3  48. 

Cavell,  Miß  Edith  VII  1  79. 

Cecil,  Lord  Robert,  englischer 
Blockademinister  V  421;  VII  2 
62,  67,  75,  89,  90,  91 ;  3  21,  24, 
33,  43,  60,  64,  78,  97,  101. 

Cernobbio  VII  1  78. 

Cheetam,  engl.  Geschäftsträger  in 
Aegypten  IV  15.  16.  104,  113, 
122,  126,  143,  175,  177,  181,  184. 

Che  Valley,  französ.  Gesandter  in 
Christiania  III  512,  699. 

Chile  V  68-95,  103—106;  VIII 
30,  41,  45,  63,  64,  69;  3  43,  65, 
67,  74,  75,  96,  106,  109,  110,  115. 

China  IV  612-617:  VIII  67,  71, 
73;  2  4,  10,  46,  47,  50,  52,  54, 
56,  64,  72,  88,  92;  3  36,  39,  47, 
54,  55,  64,  66,  82,  83,  95,  106, 
111,    127,    129,  131,  135. 

—  Abbruch  der  diplomatischen  Be- 
ziehungen zu  Deutschland  IV  615  ; 

VII  2  56,  57. 

—  Friedensvertrag  mit  Deutschland 
(siehe  Friedensverträge). 


China,  Kriegszustand  mit  Deutsch- 
land, IV  616;  VII  2  77. 

—  Kriegszustand  mit  Oesterreich- 
Ungarn  VII  2  77. 

—  , Offene  Tür"    VII  2  87,  88.  92. 

—  Waffenstillstand  VII  3  92. 

—  Wiederherstellung  des  Kaisertums 
und  Abdankung  VII  2  74. 

„China",  Dampfer  VII  2  13,  14. 

Chi 0  8,  VII  1  67;  2  14,  15. 

Choffat,  schweizerischer  Gesandter 
in  Wien  V  272. 

Cholm,  Gouvernement  VII  3  12. 

Christian,  König  von  Dänemark 
V  187,  205,  211,  212;  VII  1  30: 
3  34. 

Churchill,  Erster  Lord  der  eng- 
lischen Admiralität  VI  173  ;  VII  2 
81;  3  49. 

Ciskaukasien  VII  3  31. 

„Citta  di  Bari",  Dampfer  VII  2  86. 

Civilgefangene  (s.  Internierung). 

Clary  von  Aid  ringen,  österr.-ung. 
Gesandter  in  Brüssel  IH  631,  663. 

Clemenceau,  franziis.  Minister- 
präsident VII  2  64,  89;  3  23,  25. 
71,  129,  138-145. 

C  0 1  i  j  n ,  holländischer  Kriegsminister 
VII  3  33. 

Communiqu6  der  russischen  Re- 
gierung III  334,  456 ;  IV  677. 

von  Conrad,  österr.-ung.  General- 
feldmarschall VII  3  45. 

Consemant  d'Alkemade,  belg. 
Kriegsminister  III  651. 

Constantinescu,  rumän.  Minister 
VII  3  54. 

Contzescus.  rumän  Gesandter 
VII  3  67. 

Conventionen,  französisch-belgische 
VII  1  30. 

Coovemann,  belg.  Ministerpräsident 
VII  3  35. 

„Corcovado",  deutscher  Dampfer 
IV  170;  VII  1  39. 

„Cormoran",  deutscher  Hilfskreuzer 
VII  1  50. 

„Correntina",  engl. Dampfer  VI  173. 

Costinescu,  rumänischer  Finanz- 
minister IV  577,  581. 

Crackanthorpe,  engl.  Legations- 
sekretär in  Belgrad  III  384,  387, 
391,  394,  410,  418. 
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„Crompton"  -  Fall  VII  2  36. 
C  r  0  w  e  .  Hilfssekretär  im  englischen 

Auswärtigen  Amt  VI  9. 
Cruchaga,    chilenischer   Gesandter 

in  Berlin  V  74.  90,  91,  92. 
Cucchi,   italienischer  Gesandter  in 

Sofia  IV  462. 
Curzon,    engl.   Minister   VII  3  40. 
^Cushing".  Dampfer  der  Vereinigten 

Staaten   von  Amerika  VI  89,    92, 

95;   VII  1   71. 
C  y  p  e  r  n  .     englische     Annexion     IV 

203—204.    660;    VII  1  45 ;    2  90. 
Czernin,  Graf,    österreichisch-un- 
garischer  Gesandter  in   Bukarest 

IV  541—596;  VI  285. 

—  österreichischer  Ministerpräsident 
VII  2  48,  58,  74,  75,  81,  90,  91, 
92,  93,  98 ;  3  3,  4.  6,  8,  9,  14,  23, 
26  (Rücktritt),  45.  49,  79,  112, 
136;  Nachtrag  14. 

Dahir,   marokkanisches   VII    1    29. 

von  Dan  dl.  bayrischer  Staats- 
minister VII  3  78. 

Dänemark,  V  186-197;  VII  1  43; 
2  26;  3  14,  34,  61.  130. 

^  Ministerpräsident  Zahle  VII  3  31. 

Dänisch- West  in  dien  VII  2  24, 
26.  27,  42,  43,  47,  58. 

Danzig  VII  3  115. 

—  polnische  Landung  VII  3  133,  138. 
Dardanellen  IV  506,  694-698. 

—  Oeffnung  VII  3  95,  97. 

—  Schließung  IV  50.  72.  128 :  VII  1 
25,  38. 

Daszenski,     polnischer    Minister- 
präsident VII  3  98. 
Dato,    spanischer  Ministerpräsident, 

V  433,   439,  442,  443 ;  VII  3  58, 
62,  64. 

D  a  V  i  g  n  0  n ,  belgischer  Außenminister 

III  38-153.  557-597,612-635; 

IV  207 :  VII  1   10. 

„Dazia",  Handelsschiff  VII  1  56, 
60.  63. 

Dedeagatsch  IV  532. 

D  e  1  c  a  s  s  6 ,  französischer  Botschafter 
in  Petersburg  IV  (594. 

Demarche,  österreichische  VII  1 
1,  4. 

Demarkationslinie  Deutsch- 
land-Polen VII  3  131,  137. 

—  Ungarn- Rumänien  VII  3  133. 

D  e  m  i  d  o  w ,  russischer  Gesandter  in 
Athen  IV  56,  6(i5. 


Demobilmachung.  deutsche  VII 
3  104. 

—  Reichsamt  für  wirtschaftliche  VII 
3  96. 

—  russische  VII  2  94;  3  11.  21. 
Denkschrift,  deutsche  zum  Kriegs- 
ausbruch VII  1   25.  63 :  3  19. 

—  Lichnowskys  VII  3  19,  20. 

Denkschriften,  argentinische  V 
18-31. 

—  bulgarische  IV  511 — 530. 

—  deutsche  III  211;  VI  13,  21,  42, 
83.  149,  173,  180,  2.38 :  VII  1  40. 
41,  51,  54,  57,  58.  61,  64,  67,  74, 
82 ;  2  6,  9,  19.  23.  25,  40.  49,  60. 
67  :  3  42 ;  Nachtrag  15. 

—  englische  VI  63.  76 :  VII  1  35,  40, 
50,  69,  72 ;  2  2,  7,  12,  14,  22,  23. 
27. 

—  der  Entente  V  209;  VII  2  .54: 
3  111,  143. 

—  französische  VII  2  12. 

—  griechische  VII  1  80. 

—  lettische  VII  3  88. 

—  niederländische  V  372 ;  VII  1  .58. 
62,  78;  2  6. 

—  österreichisch-ungarische  III  231 
bis  272. 

—  russische  IV  506.  534.  659.  696: 
VII  1  27,  79 ;  2  55. 

—  der  Vereinigten  Staaten  VI  10,  56  ; 
VII  1  37,  48;  2  7.  11,  29,  34. 

Deportationen  V  320;  VII  1  64; 
2  15,  25,  27.  31,  33,  37,  39,  40, 
41,  42,  46,  48,  56.  63;  3  17,  27, 
112,  139. 

D  e  s  e  r  t ,  Staatssekretär  Haitis  IV  625. 

Deserteure  VII  1   75 ;  2  46. 

D6sint6ressement,  territori- 
ales Oesterreichs  1914  III  372, 
395,  407.  464,  466. 

Deutschenhetze  VII  29;3  44. 100. 

„Deutsch-irisches  Komplott" 
VII  3  40. 

Deutschland  III  211—226.  367 
bis  378,  636-6.59,  724—735. 

—  Abbruch  der  diplomatischen  Be- 
ziehuntren durch  Argentinien  IV 
632  ;  VII  2  80. 

—  Abbruch  der  diplomatischen  Be- 
ziehungen  durch  Belgien  III  596. 

—  Abbruch  der  diplomatischen  Be- 
ziehungen durch  Bolivia  IV  624; 
VII  2  61. 
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Deutschland,  Abbruch  der  diplo- 
matischen Beziehungen  durch  Bra- 
silien IV  619;  VII  2  61. 

—  Abbruch  der  diplomatischen  Be- 
ziehungen durch  China  IV  615; 
VII  2  56. 

—  Abbruch  der  diplomatischen  Be- 
ziehungen durch  Ekuador  IV  680; 
VII  2  94. 

—  Abbruch  der  diplomatischen  Be- 
ziehungen durch  Griechenland  IV 
675;  VII  2  71. 

—  Abbruch  der  diplomatischen  Be- 
ziehungen durch  Guatemala  IV 
623 ;  VII  2  64. 

—  Abbruch  der  diplomatischen  Be- 
ziehungen durch  Haiti  IV  625 ; 
VII  2  69. 

—  Abbruch  der  diplomatischen  Be- 
ziehungen durch  Honduras  IV  624 ; 
VII  2  66;  3  45. 

—  Abbruch  der  diplomatischen  Be- 
ziehungen zu  Italien  VII  1  70. 

—  Abbruch  der  diplomatischen  Be- 
ziehungen durch  Kostarica  IV  632  ; 
VII  2  81. 

—  Abbruch  der  diplomatischen  Be- 
ziehungen durch  Liberia  IV  624 ; 
VII  2  66, 

—  Abbruch  der  diplomatischen  Be- 
ziehungen durch  Nikaragua  IV 
625;  VII  2  66,  69. 

—  Abbruch  der  diplomatischen  Be- 
ziehungen durch  Peru  IV  652 ; 
VII  2  82. 

—  Abbruch  der  diplomatischen  Be- 
ziehungen durch  Polen  VII  3  114. 

—  Abbruch  der  diplomatischen  Be- 
ziehungen durch  San  Domingo  lY 
627 ;  VII  2  69. 

—  Abbruch  der  diplomatischen  Be- 
ziehungen zu  Sowjetrußland  VII 
3  94. 

—  Abbruch  der  diplomatischen  Be- 
ziehungen durch  Uruguay  IV  652; 
VII  2  82. 

—  Abbruch  der  diplomatischen  Be- 
ziehungen durch  Vereinigte  Staaten 
VII  2  49. 

—  Abtrennungsbestrebungen  VII  3 
132,  141,  142. 

—  Anerkennung  der  neuen  Regierung 
VII  3  134. 

—  Arbeiter-  und  Soldatenräte  VII  3 
94,  96,  106,  114,  115,  11(5,  117. 


Deutschland,  Aufruf  der  Reichs- 
regierung VII  3  139.  141. 

—  Belagerungszustand  VII  3  7,  85. 

—  Besetztes  Gebiet  VII  3  103,  108, 

109,  111,  117.  118,  119,  121,  123, 
12.5,  126.  129,  131,  136,  138,  139, 
141,  142,  143. 

—  Beziehungen  zu  den  Niederlanden 
VII  1  43,  78.  79;  2  14,  54,  55, 
58,  74,  76,  77,  80,  85;  3  20,  27, 
28.  29.  33,  41,  53.  56,  83,  90,  102. 

—  Beziehungen  zuOesterreich-üngarn 
VII  3  31,  .32,  38,  42,  85,  96. 

—  Beziehungen  zu  Rußland  VII  3 
17.    60,    93,    94,    100,    102,    106, 

110,  122. 

—  Beziehungen  zu  Ungarn  VII  2  95  : 
3  9,  22,  85,  110. 

—  Bildung  neuer  Staaten  VII  3  121. 

—  Finanzlage  VII  3  121. 

—  Friedensverträge  (siehe  dort). 

—  Innenpolitische  Kriegsmaßnahmen 
VII  3  8,  93. 

—  Kaiser  Wilhelm  IL  VII  1  9,  11, 
12,  14,  16.  20,  21,  35,  40,  .53:  2 
.36,  41,  45,  46,  49,  60,  73,  75,  79, 
8.3,  84,  87:  3  10,  11,  15,  17,  19, 
22,  23,  25,  26,  27,  31,  37,  43,  50, 
51,  68,  76,  78,  80,  90,  93,  96,  130; 
Nachtrag  13,  14. 

—  Kriegszustand  mit  Belgien  VII 1  24. 

—  Erklärung  des  Kriegszustandes 
durch  Brasilien  IV  623  ;  VII  2  86. 

—  Erklärung  des  Kriegszustandes 
durch  China  IV  616:  VII  2  77. 

—  Erklärung  des  Kneerszustandes 
durch  Guba  IV  618;  VII  2  60. 

—  Kriegserklärung  Englands  III  312, 
615  :  VII  1  26. 

—  Kriegserklärung  an  Frankreich  III 
697;  VII  1   23. 

—  Kriegserklärung  durch  Guatemala 
IV  680 ;  VII  3  27,  30. 

—  Kriegserklärung   durch  Haiti  VII 

2  80;  3  45. 

—  Kriegserklärung  Italiens  lY  494 
bis  495;  YII  2  28,  35. 

—  Kriegserklärung  durch  Kostarica 
YII  3  34,  37. 

—  Erklärung  des  Kriegszustandes 
durch  Liberia  IV  624;  VII  2  76. 

—  Kriegserklärung  Nikaraguas   YII 

3  30,  33. 

—  Kriegszustand  mit  Panama  IV 
617 ;  YII  2  60. 
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Deutschland.  Kriegserklärung  an 
Portugal  IV  537  ;  VII  2  9. 

—  Kriegserklärung  an  Rumänien  IV 
601 ;  VII  2  28. 

—  Kriegserklärung  an  Rußland  III 
377.,  480,  556;  VII  1   21. 

—  Erklärung  des  Kriegszustandes 
durch  Siam  IV  628;  VII  2  75. 

—  Erklärung  des  Kriegszustandes 
durch  die  Vereinigten  Staaten  VII 
2. 59. 

—  Nationalversammlung  VII  3  115 
bis  119,  126-129,  139,  144. 

—  Neue  ReichsverfassuDg  VII  3  123, 
127,  134. 

—  Programm  der  Volksregierung  VII 
3  97. 

—  Regierungswechsel  VII  2  73,  87 ; 
3  76,  96,  143,  144. 

—  Reichskanzler  (siehe  v.  Bethmann- 
Hollweg,  Ebert,  v.  Hertling,  Max 
von  Baden,  Michaelis,  v.  Payer 
[Vizekanzler]). 

—  Reichsministerium  VII  3  127,  128. 

—  Reichsminister  (siehe Bauer,  v.  Brei- 
tenbach, Scheidemann). 

—  Reichspräsident  Ebert  VII  3  96, 
126,  127,  136. 

—  Reichstagspräsident    Kaempf   VII 

2  64,  81. 

—  Spartakus-Aufruhr  VII  3  123. 

—  Staatssekretäre  (siehe  Braun, 
V.  Brockdorff,  von  dem  Bussche, 
Friedberg,  Helfferich,  v.  Hintze, 
V.  Jagow,  V.  Kühlmann,  v.  Mann, 
Preuß,  Solf,  V.  Tirpitz,  Wahn- 
schaffe, Wallraff,  Zimmermann). 

—  Verfassungsänderung  VI  307  :  VII 

3  79,  81,  85,  88,  93. 

—  Vorläufige  Reichsgewalt  VII  3  125. 

—  Wahlrechtsreform  VII  2  60. 

—  W^eißbücher  III  47.  211.  3(;7-378, 
577.  .590.  600—601.  636-659: 
IV  612,  618:  VI  57-63,  65-67; 
VII  1  69 ;  2  5.  27,  62. 

Devisen  verbin  dl  ich  keiten  VII 

1  28. 
Diaz  Rodriguez,  venezolanischer 

Minister  des  AeuBeren  V  45S-464. 

Dienstpflicht  (siehe  Wehrptlicht). 
Diplomatenberichte,    deutsche 
III  200,  63()-646. 


Diplomatische  Korrespon- 
denzen betr.  die  serbisch-öster- 
reichische Angelegenheit  28.  Juni 
bis  28.  Juli  1914  III  320-353. 

Diwan  Statut  VII  1  40. 

Djavid  Bev,  türk.  Finanzminister 
IV  56,  57^  68,  85. 

Djemal  Pascha,  türk.  Marine- 
minister IV  56,  57,  61. 

Dobrudscha  VII  2  98:  3  15.  38. 
86,  89,  90,  121. 

—  Besetzung  durch  die  Entente  VII 
3  121. 

„Dodekanes"  IV  288,  417:  VII 
3  125. 

,,Dogan",  türk.  Dampfer  VII  1  69. 

Dominguez,  argentinischer  Ge- 
sandter in  London  V  42,  51 — 56. 

Donaukonferenz  VII  2  30. 

Donauschiffahrt  VII  3  33.  40. 132. 

,Don  Jose"-Fall  VI  147.  220. 

Donkhonine.   General  VII  2  90. 

Don-Regierung  VII  3  34,36.39. 
48,  53,  54,  62,  63,  77.  82. 

von  Doering,  Gouverneur  von  Togo 
VII  2  73. 

Doroschenko,  ukrainischer  Mi- 
nister VII  3  69. 

D  orten  VII  3  142. 

Dossier,  österreichisch-ungarisches 
III  231—272:  VII  1  3.  12. 

Doumergue,  franz.  Minister  des 
Aeußeren  III  700.  708:  V  271. 

Dowatepe,  griechisches  Fort  VII 
2  16. 

Dow  bor  Musnicki,  polnischer 
General  VII  3  12. 

Dreibundvertrag  III  566:  IV 
208,  237,  265.  348.  373.  379.  387, 
393,  471.  485,  500-505;  VII  1  4, 
8,  15.  21.  67,  69. 

„Dresden",  Kreuzer  V  82.83,85; 
VII  t   62.  63,  64,  72. 

„Dubrovnik",  HandelsschiS  VI  251. 

„Duca  di  Genova".  spanischer 
Dampfer  VII  3  13. 

D  u  c  a  r  ni  e  .  belg.  Generalstabschef 
III  651. 

Duma- Tagung  VII  1  28;  2  39,  42. 

Dumaine.  französ.  Botschafter  in 
Wien  III  481,  483,  485,  486,  501. 
503,  505,  508,  513,  514,  521,  524. 
527,  528,  5.30,  532.  533,  538,  544. 
546.  54S,  552.  692,  f.9!t. 
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D  u  m  b  a  ,  Österreich.  Botschafter  in 
Washington  VI  12(),  134;  VII  1 
78,  79. 

Dum-Dum-Geschosse  VII  1  31, 
35,  36,  40,  64,  67,  78,  82;    3  29. 

„Dunsley*,   Dampfer  VI  127,   134. 

Dupont,  General  VII  3  143. 

Durchsuchung  von  Schiffen  IV  110. 

^jDüsseldorf,  deutscher  Dampfer 
VII  3  15. 

,,Eagle  Point",  engl.  Dampfer  VI 
192,  196;  VII  2  12,  13. 

E  b  e  r  t ,  Präsident  des  Deutschen 
Reichs  VII  3  96,  126,  127  (Präsi- 
dent), 136. 

von  Eckhardt,  Gesandter  in 
Mexiko  VII  2  79. 

Edwards,  chilenischer  Gesandter  in 
London  V  85. 

Egan,  Gesandter  der  Vereinigten 
Staaten  in  Kopenhagen  V  194. 

,Egberdin  a".  holländischer  Schoner 
VII  1  41,  75. 

E  g  g  e  r ,  Sekretär  der  schweizerischen 
Gesandtschaft  in  Wien  V  317. 

Egli,  schweizerischeroberst  V  282, 
283;  VII  2  8,  9. 

von  Eichhorn,  Generalfeldmar- 
schall, Ermordung  VII  3  49,  50, 
51,  75. 

Eigentum,  Behandlung  des  feind- 
lichen VII  1  26,  31,  32,  81;  2  2, 
4,30,  33,  51,  68,  69,  90;  3  8,  16, 
18,  40,  69.  90,  109,  126,  129, 
130,  134,  138,  141. 

Einbürgerung  VII  3  52. 

Einstellung  der  Feindselig- 
keiten an  der  russischen  Front 
VII  2  91:  3  16. 

Einwanderungsgesetz  der  Ver- 
einigten Staaten  VII  1  50. 

Eisenbahnkonvention  Oester- 
reich — Rumänien  VII  3  30. 

—  Ungarn— Rumänien  VII  3  30. 
Eismeer,    Sperrgebiet   VII    2    57, 

58,  59;  3  34. 
Eisner,  Ermordung  VII  3  130. 
Ekengreen,  schwedischer  Gesandter 

in  Washington  VI  302,  303. 
Ekuador  VII  1  46. 

—  Abbruch  der  dipl.  Beziehungen  zu 
Deutschland  IV  680;  VII  2  94. 

„Elbe",  Dampfer  VII  2  26. 
.,Electra'',    Lazarettschiff   VI  251; 
VII  2  11,  49. 


E 1 1  i  0 1 ,   engl.   Gesandter  in   Athen 

IV  153,  665. 
Elsaß-Lothringen  VII  1  26;  2 

7,    69.  70,  73.  76,  81,  82,  86,  87, 

89,    90;    3   2,  25,  26,  32,  44.  70, 

84,    98,    99,    100,    103,    104,    107, 

110,  11.3,  116,  117,  119,  120,  121, 

127,  130,  134. 
van  der  Eist,  belg.  Generalsekretär 

III  591. 
,Elve",  niederl.  Dampfer  VII  3  5. 
E  m  a  n  u  e  1 ,    König    von   Italien   I V 

238,  239;  VII  1  21 ;  2  88. 
Emmich,  General  VII  1  24. 
„Ems"*,    deutscher  Dampfer    VII  2 

20,  27. 
England   III   283-319,   378-452, 

664-691;   IV  88-204,  535;   VII 

3  62. 

—  Aegyptenpolitik  IV  1 — 28. 

—  Beziehungen  zu  den  Niederlanden 
(siehe  Niederlande). 

—  Beziehungen  zu  Rußland  (siehe 
Rußland). 

—  Blaubücher  III  283-311,  378  bis 
452.  670-688;  IV  88—200;  VII 
3  69,  76,  124. 

—  Dominions  VII  1  36,  37,  39,  43. 
47,  49,  70;  2  10,  27;  3  22,  47, 
59,  60,  89,  122,  125. 

—  Dominions  (siehe  auch  Australien, 
Indien,  Kanada,  Neuseeland,  Süd- 
afrikanische Union). 

—  Erklärung  des  Kriegszustandes  mit 
der  Türkei  IV  14;  VII  1  45. 

—  Fremdengesetzgebung  VII  2  8. 

—  Gesetz  gegen  feindl.  Ausländer 
VII  3  135. 

—  König  Georg  der  Fünfte  VII  1  36, 
37, 53 ;  2  18,  43,  50,  74,  88,  90 ;  3  10, 
11,  28. 

—  Kriegserklärung  an  Bulgarien  IV 
17,  535;  VII  1  80 

—  Kriegserklärung    an    Deutschland 

III  312,  615;  VII  1  26. 

—  Kriegserklärung  an  Qesterreich- 
Ungarn  III  662;  VII  1  28,  29,  34. 

—  Kriegserklärung    an    die    Türkei 

IV  203. 

—  Kriegserklärung  durch  die  Türkei 
IV  33;  VII  1  46. 

—  Minister  (siehe  Asquith,  Balfour, 
Bonar  Law,  Carson,  Churchill, 
Curzon,  Grey,  Lloyd  George,  Milner, 
Northcliffe). 
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England.  Ministerrat  VII  1  20. 

—  Parlamentsverhandlungen  III  292 
bis  319;  VII  2  14,  53,  65. 

—  Weißbücher  V  S'n,  245;  VI  24  bis 
31,  44-57,  63,  68,  71;  VII  1  38, 
46,  52,  59,  88,  94;  3  6,  14,  23, 
28,  41,  45,  111. 

„Englishman",  engl.  Dampfer  VI 

190,  196;  VII  2  11,  13. 
Enrico  Ferri.    ital.  Sozialist  VII 

2  83. 

Entente,  Beziehungen  zu  Sowjet- 
Rußland  VII  2  96,  97.  98:  3 
16,  41,  48,  51,  55,  56,  57,  58,  59, 
62, '65,  82,  93,  124,   125,  126. 

—  Denkschrift  VII  3  143. 

—  Kommissionen  in  Deutschland  VII 

3  10.5,  108,  110,  111. 

—  Kommissionen  für  Polen  VII  3  127. 

—  Kommissionen  in  Ungarn  VII  3 
110. 

—  Kriegszustand  mit  Sowjetrußland 
VII  3  55. 

—  -Konferenzen  (siehe  Konferenzen). 
Entstehungsgeschichte    des 

Krieges  (siehe  Vorgeschichte). 

Entwicklung  des  Krieges 
28.  7.-28.  8.  1914  III  602-735. 

Enver  Pascha,  türkischer  Kriegs- 
minister  IV  38,  50,  51,  60,  65,  79, 
139,  143,  180;  VIl  3  18. 

Eperjes,  sloAvakische  Räterepublik 
VII  3  143. 

Epirus  V  4;  VII  1  43.  44,  46,52; 
2  10,  11,  59. 

von  Erckert,  deutscher  Gesandter 
in  Santiago  (Chile)  V  93. 

Erklärung  des  Kriegszustan- 
des (siehe  Kriegszustand). 

Eroberungspolitik  Frankreichs 
VII  1  41. 

—  (siehe  Annexionsfrage). 
Errembault  deDudzeele,  belg. 

Gesandter  in  Wien  III  560,  562. 
565,  569,  572,  575,  576.  580, 
585,  587,  588.  589,  592,  593,  628. 
629,  630. 

Erzberger  VII  2  90;  3  26,  30, 
83,  113.  123.  128,  129,  138.  141, 
142,  143,   146. 

derEscaille,  belg.  Gesandtschafts- 
rat in  Petersburg  III  567. 

Essad-Pascha,  Präsident  von  Al- 
banien V  5,  6,  7,  12. 

.Essex",  engl.  Kreuzer  VII  1  47. 


Esterhazy,  Graf  VII  2  70,  72. 

Estland  VII  3  7.  22.  25,  29.  41, 
67,  73,  97,  102.  115.  118,  145. 

Evakuierte  V  334,  3J8:  VII  3  4. 

Evakuierung  (siehe  Räumung). 

Evans.  Präsident  des  engl.  Prisen- 
gerichtshofs VI  117. 

Exequatur,  Entziehung  VII  1  25, 

27,  29,  52. 
Exterritorialität   der  Friedens- 
delegation VII  3  145. 

E  y  s  c  h  e  n  ,  luxemburg.  Ministerpräsi- 
dent III  555,  589,  670,  709.  710. 
711;  IV  692,  693. 

Fahreddin-Bey,  türkischer  Ge- 
schäftsträger iü  Petersburg  IV  82, 
84.  189. 

^Falaba".  englischer  Dampfer  VI 
89.  92:  VII  1  63. 

von  Falken  hausen.  Generalgou- 
verneur in  Belgien  VII  2  72:  3  13. 
17,  24,  48. 

Fallon.  belg.  Gesandter  im  Haag 
III  563.  575,  585,  592,  594.  622. 
623,  625.  628,  629.  631.  632. 

Farbige  VII  1  41,  46;  3  107. 

F arges,  französ.  Generalkonsul  in 
Basel  III  512. 

„Farn".  Handelsschiff  VII  1  55,  57, 
60,  62. 

de  Favereau,  belg.  Außenminister 

III  1.    2,  3,  4,  6,  7,  8.  9,  11,  13, 
16,  17,  19,  20,  22,  23,  24,  26,  27, 

28,  29,  31,  32,  34,  35,  36. 

v.  F  e  1  n  e  r ,  österreichisch-ungarischer 
Generalkonsul  in  Galatz  IV  568. 
587.  594. 

Ferdinand,    König    von  Bulgarien 

IV  531,    6U4;    VII  2   30,    .35,    41, 
45,  80,  83:  3  79  (Abdankung). 

Ferdinand,  König  von  Rumänien 
IV  600 ;  VII  2  29 ;  3  37. 

F  e  r  r  a  t  e ,  Kardinal  -  Staatssekretär 
VII  1  35. 

Ferrero,  Kommandant  des  italie- 
nischen Besatzungskdrps  V  14. 

Fetwas  des  Scheich  ul'  Islam  IV  29. 

„F'etzenPapie  r  s"  .Worte  Bothmann- 
llolhvegs  VII   1   25:  2  56. 

Finanzabkommen  Alliierte  — 
Deutschland  VII  3  115,   1.32.   133. 

—  England- Schweiz  VII  3  28. 

—  Frankreich-  Schweiz  VII  2  i»8. 
Finanzen  Deutschlands  VII  3  121. 
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Finanzkommission,     Versailler 

VII  3  134. 
Finanzverhau  dlungen   in  Spa, 

Alliierte— Deutschland  VII  3  135. 

Finnland  VII  2  74,  75,  76,  82,  89, 

94,  96,  98,  99 ;  3  1,  2,  3,  7,  8,  9, 

12,  14,  26,  31,  36,  45,  46.  49,  50, 

53,  54,  55,  60,  62,  64,  67,  68,  71, 
73,  74,  75,  80,  81,  82,  84,  86,  87, 
88,  91,  97,  100,  110,  113,  118.  124, 
135,  139,  142. 

—  Abbruch  der  Beziehungen  durch 
Frankreich  VII  3  84. 

—  Anerkennung  VII  3  1,  2,  3,  7,  73, 
86,  124,  138,  139. 

—  Beziehungen  zur  Entente  VII  3 
36.  37,  56,  60,  126. 

—  Friedensvertrag    mit   Deutschland 

VIII  43-55. 

—  Kriegserklärung  durch  Rußland 
VII  3  144. 

Finnland-Ausschuß,    dänischer 

VII  3  61. 
Finnische  Partei  in  Moskau  VII 

3  61. 
Fis che rf ah r zeuge  VII  1  54,  58; 

2  5,  23,  24.  27,  63,  73 ;  3  34,  43, 

54.  103,  114. 

Fitz  Roy.  Clerk  im  englischen  Ge- 
heimen Rat  IV  203—204 :  VI  74, 
246. 

Fiume  VII  3  92. 

Flagg  engebrauch  (siehe  Neutrale 
Flaggen). 

Flamische  Frage  VII  2  49,    54; 

3  5,  17,  27,  38,  48,  52. 

de  Fleurieau.  französ.  Geschäfts- 
träger in  London  III  500,  501, 
508,  515—518. 

Fliegerangriffe  V  278,  291,  346; 
VII  1  47,  48,  58,  72,  74,  76;  2  5, 
11,  21,  61,  62.  88,  94,  95,  99;  3 
1.  12,  36,  37,  43,  51.  54,  55,  58. 
62.  71,  73,  93. 

Florina  VII  2  15. 

von  Flotow,  deutscher  Botschafter 
IV  253,  254. 

Flugzeuge  VII  1  55,  74;  2  6,  43, 
77,  80. 

Poch,  französischer  General  VI  310; 
VII  3  92,  95,  98,  102,  106,  107, 
109,  110,  112,  119,  120,  121,  122, 
123,  125,  129,  131,  134,  135,  138. 

de  Fontenaj-,  französischer  Ge- 
sandter in  Durazzo  V  5. 


Formel  S  a  s  o  n  o  w  '  s  III  428,  430, 

431,  441,  447,  475,  476,  477,  479, 

541,  545. 
FortführungderBevölkerung 

(siehe  Deportation). 
„Fortgesetzte  Reise"  V  204. 
Frankfurt,  Besetzung  VII  3  116. 
Franklin,  amerikanischerGesandter 

in  Paris  VI  104. 
Frankreich,  III 272— 281,  481— 556, 

692-707. 

—  Abbruch  der  diplomatischen  Be- 
ziehungen zur  Türkei  IV  204. 

—  Abbruch  der  diplomatischen  Be- 
ziehungen zu  Finnland  VII  3  84. 

—  Abbruch  der  diplomatischen  Be- 
ziehungen  zu   Oesterreich-Üngarn 

III  623,  661,  662. 

—  französischer  Arbeiterbund  VII  3 
130. 

—  Gelbbuch  III  272—281,  481—556, 
692—707,  708—710;  VII  1  48,  52, 
54;  3  72. 

—  Kabinettswechsel  VII  2  56,  57,  89. 

—  Kriegserklärung  an  Bulgarien  IV 
536;  VII  1  80. 

—  Kriegserklärung  durch  Deutsch- 
land III  697;  VII  1  23. 

—  Kriegserklärung  an  Oesterreich- 
Ungarn  III  662;  VII  1  28. 

—  Kriegserklärung     an    die    Türkei 

IV  206;  VII  1  45. 

—  Kriegserklärung  durch  die  Türkei 
IV  33 ;  VII  1  46. 

—  Kriegsnotifikation  III  705. 

—  Minister  (siehe  Briand,  Clemenceau, 
Painlevö,  Pichon,  Ribot,  Viviani). 

—  Ministerrat  in  Paris  VII  3  90. 

—  Präsident  Poincar6  VII  1  15,  18, 
19,  36,  53;  2  60,  68;  3  78,  123. 

—  (siehe  auch  „Besetztes  Gebiet"). 
Franktireurkrieg,  VIII  27,  28, 

29, 30, 31, 32, 33, 34. 39,  58, 69  ;  115. 

Franz,  österreichisch  -  ungarischer 
Gesandter  in  Moskau  VII  3  52. 

Franz  Ferdinand,  Ermordung 
VII  1   1. 

Franz  Joseph,  Kaiser  von  Oester- 
reich  IV  238,  239,  378,  379;  VII 
1  21,  53;  2  36,  38  (Tod):  Nach- 
trag 13. 

Französisch-englische  Kom- 
mission, interparlamentarische 
VII  2  8. 
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„Frederick    VII I."    norwegischer 

Dampfer  VI  167. 
Freiburgi.  Br.,  Fliegerangriff  VII 

2  5,  61,  62. 
Freiheit  der  Meere  VI  180;  VII 

2  18. 
Fremdenbehandlung  (siehe  Be- 
handlung   fremder    Staatsangehö- 
riger). 

French.  Vizekönig  von  Irland  VII 

3  35. 

Friedberg,  Staatssekretär  VII  3  83. 

Frieden  ohne  Annexionen  VII 
2  62,  66,  80;  3  .30,  31;  Nach- 
trag 14,  15. 

„Friedensangebot  Erzbergers" 
VII  3  26;  Nachtrag  14. 

Friedensangebot,  deutsches  an 
Rußland  VII  2  70. 

—  deutsches,  im  Oktober  1918  VI  303 
bis  310:  VII  3  68.  78,  80,  81,  82, 
83,  84,  85,  86,87,  88,  90,  91,  94; 
Nachtrag  15. 

—  Frankreichs  angebliches  VII  3  23, 
24. 

—  der  Mittelmächte  im  Dezember 
1916  VI  264;  VII  2  41-48.  86, 
96;  3  15,  31,  32. 

—  österreichisches  im  Frühjahr  1918 
VII  3  104. 

—  Oesterreich-Üngarns  im  September 
1918  VI  300—302;  VII  3  69,  70, 
91,  72.  73,  74,  76,  80,  81,  85,  90. 
71,  94,  99;  Nachtrag  15. 

—  des  russischen  A.-  u.  S.-Rats  VII 
2  88,  89,  91,  92.  94. 

—  türkisches  im  Oktober  1918  VII  3 
85. 

Friedensaufgaben  VII  3  107. 

Friedensausschuß, deutscher  VII  3 
139. 

Fr  iedens  bedi  ngungen  Alliierte- 
Deutschland  VII  3  138,  139,  140, 
141,  145. 

—  Alliierte-Deutschland.  Auslieferung 
des  Kaisers  VII  3  145. 

—  Alliierte  -  Deutschland,  internatio- 
nales Arbeiterrecht  VII  3  139, 
140,  141. 

—  Alliierte  -  Deutschland,  deutsche 
Kolonien  VII  3  139. 

—  Alliierte -Deutschland,  Kriegsge- 
fangene VII  3  139,  140. 

—  Alliierte- Deutschland,  Privat- 
eigentum VII  3  141. 

Jahrbuch  des  Völkerrechts.    Vni. 


Friedensbedingungen  Alliierte- 
Deutschland,  Saargebiet  VII  3  140. 

—  Alliierte  -  Deutschland,  Schantung- 
frage  VII  3  139,  141. 

—  Alliierte  -  Oesterreich  VII  3  143, 
144,  145. 

—  Deutschland— Rußland  VII  3   13. 

—  Englands  VII  3  116. 

—  Frankreichs  VII  2  17. 

—  Japans  VII  3  91.  103,  135. 

—  Mittelmächte— Rumänien  VII  3  14. 

—  Rußlands  VII  2  84,  85. 

—  des  Senator  Lodge  VII  3  113. 
Friedensbesti  ebungen  V    179, 

191-193,201;  VIII  67.75:  2  9, 
17,  20,  34,  36,  40,  41—48,  62.  66, 
75,  80,  91:  3  6,  7.  16,  30.  76, 
77,  104:  Nachtrag  14. 

Friedensdebatten  VII  2  53.  54, 
75,  83,  85,  87,  88,  96;  3   65,    78. 

Friedensdelegation,  deutsche 
VII  3  136,  137,  140,  143,  144,  145. 

—  amerikanische  VII  3  141. 

—  österreichische  VII  3  140,  142. 
Friedensfrage  VI  264—310:  VII 

2  58,  71,  75.  80,  86,   90.   91.   93, 
95;  3  1,  6,  7,  11,  22,  38,  72.  74, 
79,  84,  93;  Nachtrag  14. 
Friedenskonferenz,  katholische 
in  Ungarn  VII  2  SO. 

—  neutrale  VII  2  7. 

—  Pariser,  Vorbereitungen  VII  3 
98.  100,  101,  105.  107,  108,  114, 
115,   116,  117,  119,  120,  121,  122. 

—  Pariser,  Eröffnung  VII  3  123. 

—  Pariser,  Verhandlungen  VII  3 
123,  124,  125,  126,  128,  131.  132, 
135,  136,  137,  138,  139,  140,  141, 
142,  143. 

—  auf  den  Prinzeninseln  VII  3  124, 
126,  128. 

—  sozialistische  VII  2  63,  68,  69. 

—  (^s.  auch  Friedensverhandlungen). 
Friedensnote  des  Papstes  VI  272, 

275,  277,  279:  VII  2  75,  77,  78, 
79,  80,  81,  89.  98;  3  30:  Nach- 
trag 14. 

—  der  skandinavischen  Länder  V  191 
bis  193:  VII  2  43. 

—  der  Schweiz  V  .322:  VII  2  44. 

—  Wilsons  V  322:  VI  228,  231.  267. 
26S:  VII  2  44. 

Friedensprogramm  der  ameri- 
kanischen  Arbeiter  Vll  3   1(K>. 

—  der  englischen  Arbeittr  VII  3  82. 

47 
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Friedensresolution  des  Reichs- 
tages VII  2  74,  77. 

Friedensschluß,  Kundgebungen 
gegen  vorzeitigen  Friedensschluß 
VII  2  9f);  3  38,  65. 

—  Alliierte— Deutschland  VII  3  138, 
140,  141,  143,  144,  145,  146. 

—  Alliierte -Oesterreich   VII  3  142. 

—  Bulgarien— Pinnland  VII  3  33. 

—  China- Tibet  VII  3  108. 

—  Deutschland  -  Finnland  VII  3  17, 
19. 

—  Mittelmächte— Rumänien  VII  3  29, 
30,  31,  33,  34,  35,  38,  39,  40,  42,  72. 

—  Mittelmächte -Rußland  VII  3  15, 
16,  19,  20,  21,  25,  34,  3.5,  36,56, 
62,  63,  80. 

—  Mittelmächte— Ukraine  VII  3  10, 
11,  12,  13,  16,  20. 

—  Oesterreich -Ungarn -Finnland  VII 
3  35. 

—  Rußland-Bulgarien  VII  2  98. 

—  Türkei-Südkaukasus  VII  3  36. 

Friedensverhandlungen 
Alliierte  -  Deutschland  VII  3  97, 
100,  133,  134.  136,  139,  140,  141, 
143,  144,  145,  146. 

—  Alliierte  -  Oesterreich  VII  3  138, 
140,  141,  142,  144. 

—  Alliierte— Türkei  VII  3  90,  91, 
142. 

—  Alliierte-Ungarn  VII  3  94,  103, 
143. 

—  Finnland-Rußland  VII  3  47,  51, 
52,  53,  62,  73,  74. 

—  Mittelmächte-Rumänien  VII  3  13, 
15,  16,  22. 

—  Mittelmächte-Rußland  VII  2  97, 
98;  3  1,  2,  3,  4,  5,  6,  7,  8,9,  10, 
13,  14,  15,  16. 

—  Mittelmächte-Ukraine  VII  3  1,  2, 
3,  4,  5,  6,  7. 

—  Ukraine-Rußland  VII  3  18,  23,  24, 
26,  33,  34,  35,  37,  .39,  40,  44,  47, 
50,  54,  55,  57,  58,  59,  61,  64,  67, 
68,  69,  79,  81,  86,  87. 

Friedensvertrag  von  Brest- 
Litowsk,  Mittelmächte  — 
Ukraine*  VIII  1—7.  8-14. 


Friedensvertrag  von  Brest- 
Litowsk,  Deutsch  —  ukrai- 
nischer Zusatzvertrag, 
Amnestie  VIII  13. 

—  Handelsschiffe  VIII  14. 

—  Konsularische  Beziehungen  VIII  7. 

—  Kriegsgefangene  VIII  11. 

—  Privatrechte  VIII  9. 

—  Rückwandererfürsorge  VIII  12. 

—  Staatsverträge  VIII  8. 

—  Zivilschäden  VIII  11. 

Friedensvertrag  von  Brest- 
Litowsk,  Mittelmächte  — 
Rußland  VIII  15—33. 

Friedensvertrag  von  Brest- 
Litowsk,  Deutsch  —  russi- 
scher Zusatzvertrag  Am- 
nestie VIII  40. 

—  Diplomatische  und  konsularische 
Beziehungen  VIII  33. 

—  Handelsschiffe  VIII  41. 

—  Kriegsgefangene  VIII  38. 

—  Privatrechte  VIII  34. 

—  Rückwandererfürsorge  VIII  39. 

—  Spitzbergen-Archipel  VIII  42. 

—  Staatsverträge  VIII  34. 

—  Zivilschäden  VIII  37. 

Friedensvertrag  von  Berlin, 
Deutschland  — Finnland  VIII 
43-50. 

—  Aalandfrage  VIII  49. 

—  Amnestie  VIII  48. 

—  Diplomat,  und  konsularische  Bezie- 
hungen VIII  43. 

—  Handelsschiffe  VIII  49. 

—  Kriegsentschädigung  VIII  44. 

—  Kriegsgefangene  VIII  47. 

—  Privatrechte  VIII  44. 

—  Selbständigkeit  Finnlands  VIII  43. 

—  Staatsverträge  VIII  44. 

—  Zivilschäden  VIII  47. 

—  Deutsch-finnisches  Handels- 
und Schiffahrtsabkommen 
VIII  50—55. 

—  Deutsch-finnisches  Zusatz- 
protokoll VIII  55-56. 

Friedensvertrag  von  Bukarest, 
Mi  ttelmächte  —  Rumänien 
VIII  57-67. 

—  Demobilisierung  VIII  57. 


*  Die  Friedensverträge  sind  seitlich  geordnet.  —  Herausgeber. 
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Friedensvertrag  von  Bukarest, 
Mittelmächte  —  Rumänien 
Diplomatische  und  konsularische 
Beziehungen  VIII  57. 

—  Donauschiffahrt  VIII  65. 

—  Gebietsabtretungen  VIII  59. 

—  Kriegsentschädigung  VIII  62. 

—  Räumung  besetzter  Gebiete  VIII 63 

—  Religionsbekenntnisse  VIII  66. 
Friedensvertrag  von  Bukarest, 

Deutsch-rumänischer  wirt- 
schaftspolitischer Zusatz- 
vertrag Vlli  68—76. 

—  Eisenbahnfragen  VIII  76. 

—  Post-  und  Telegraphenverkehr  VIII 
76. 

—  Werft  in  Giurgiu  VIII  76. 

—  Wirtschaftliche  Beziehungen  VIII 
68. 

Friedensvertrag  von  Buka- 
rest. Deutsch -rumänischer 
rechtspolitischer  Zusatz- 
vertrag VIII  76-86. 

—  Amnestie  VIII  83. 

—  Deutsche  Kirchengemeinden  VIII 
85. 

—  Deutsche  Schulen  VIII  85. 

—  Diplomatische  und  konsularische 
Beziehungen  VIII  76. 

—  Eisenbahnen  VIII  84. 

—  Finanzielle  Verpflichtungen VIII 86. 

—  Flußfahrzeuge  VIII  84. 

—  Handelsschiffe  VIII  84. 

—  Kriegsgefangene  VIII  81. 

—  Kriegsschäden  VIII  77. 

—  Privatrechte  VIII  79. 

—  Rückwandererfürsorge  VIII  83. 

—  Staatsverträge  VIII  78. 

—  Zivilschäden  VIII  81. 
Friedensvertrag  von  Versailles, 

Alliierte  — Deutschi  andVIII 
87-246. 

—  Aegypten  VIII  140-141. 

—  Arbeit  VIII  230—240 

—  Belgien  VIII   102—103. 

—  Bulgarien  VIII  141. 

—  Bürgschaften  VIII  240—241. 

—  China  VIII  137—138. 

—  Danzig  VIII  130-132. 

—  Deutsche  Kolonien  VIII  136—137. 

—  Donau  VIII  217-221.  222. 

—  Eigentum,  Rechte  und  Interessen 
VIII  191-200. 

—  Eisenbahnen  VIII  225—228. 

—  Elbe  VIII  217-221. 


Friedensvertrag  von  Versailles, 
Alliierte  —  Deutschland, 
Elsaß-Lothringen    VIII  113-120. 

—  Finanzielle  Bestimmungen  VIII 
176-180. 

—  Freizonen  in  Häfen  VIII  217. 

—  Gemischte  Schiedsgerichte  VIII 
207—209. 

—  Gewerbliches  Eigentum  VIII209  bis 
213. 

—  Grabstätten  VIII  158. 

—  Grenzen  Deutschlands  VIII  99  bis 
102. 

—  Häfen,  Wasserwege,  Eisenbahnen 
VIII  214-230. 

—  Handelsbeziehungen  VIII  181  bis 
185. 

—  Helgoland  VIII  135. 

—  Interalliierte  üeberwachungskom- 
missionen  VIII    154  —  156. 

—  Kieler  Kanal  VIII  229-230. 

—  Kriegsgefangene  VIII  156  —  157. 

—  Landheer  VIII  142-148. 

—  Liberia  VIII  138-139. 

—  Linkes  Rheinufer  VIII  104. 

—  Luftfahrt  VIII  213—214. 

—  Luftstreitkräfte  VIII  153—154. 

—  Luxemburg  VIII  103—104. 

—  Marokko  VIII  139-140. 

—  Memel  VIII  127. 

—  Mosel  VIII  222-225. 

—  Njemen  VIII  217-221. 

—  Oder  VIII  217-221. 

—  Ostpreußen  VITI  127  —  129. 
--  Polen  VIII  122—127. 

—  Politische  Bestimmungen  über  Eu- 
ropa VIII  102—135. 

—  Rhein  VIII  222—225. 

—  Rußland  und  russische  Staaten 
VIII  135. 

—  Saarbecken  VIII  104-113. 

—  Savoyen  VIII  241—245 

—  Schantung  VIII   141. 

—  Schiffahrt  VIII  21(;  bis  225. 

—  Schleswig  VIII   132-134. 

—  Schulden  VIII   189-194, 

—  Seemacht  VIII  149-153. 

—  Siani  VIII   138. 

—  Sozialversicherungen  VIII  2i;i. 

—  Tschechoslowakischer  Staat  VIII 
120-122.  225. 

—  Staatsverträgo  VIII   1S5— 189. 

—  Strafbestiinimingen  VIII  158—159. 

—  Türkei  VI II    141. 
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Friedensvertrag  von  Versailles, 
Alliierte  —  Deutschland, 
Verschiedene  Bestimmungen  VIII 
241-245. 

—  Verträge,  Verjährung,  Urteile  VIII 
201—207. 

—  Völkerbund  VIII  91  ff. 

—  Wiedergutmachungen  VIII  159  bis 
176. 

—  WirtschaftlicheBestimmungenVIII 
181—213. 

—  Zusatzvertrag  zwischen  den 
Vereinigten  Staaten  von 
Amerika,  Belgien,  England, 
Frankreich  und  Deutsch- 
land VIII  246—249. 

Friedensvertrag  von  St.  Ger- 
main, Alliierte  —  Oesterreich 
VIII  250-385. 

—  Aegypteo  VIII  279-280. 

—  Arbeit  VIII  371-380. 

—  Belgien  VIII  275—276. 

—  Bulgarien  VIII  276. 

—  China  VIII  280—281. 

—  Donau  VIII  360—364. 

—  Eisenbahnen  VIII  364—370. 

—  Finanzielle  Verpflichtungen  VIII 
311—322. 

—  Gemischte  Schiedsgerichte  VIII 
348—350. 

—  Gewerbliches  Eigentum  VIII  350 
bis  354. 

—  Grabstätten  VIII  293-294. 

—  Grenzen  Oesterreichs  VIII  261 
bis  265. 

—  Güter.  Rechte  und  Interessen  VIII 
335-342. 

—  Häfen,  Wasserwege,  Eisenbahnen 
VIII  358-370. 

—  Handelsbeziehungen  VIII 322 — 326. 

—  Interalliierte  üeberwachungskom- 
missionen  VIII  290-291. 

—  Italien  VIII  265—267. 

—  Kriegsgefangene  VIII  292—293. 

—  Landheer  VIII  281-287. 

—  Luftfahrt  VIII  257-258. 

—  Luftstreitkräfte  VIII  289—290. 

—  Luxemburg  VIII  276. 

—  Marokko  VIII  278-279. 

—  Minderheitenschutz  VIII  272—273. 

—  Modena  VIII  310. 

—  Neapel  VIII  310. 

—  Palermo  VIII  310. 

—  Politische  Bestimmungen  über 
Europa  VIII  265-277. 


Friedensvertrag  von  St.  Ger- 
main, Alliierte  —  Oester- 
reich    VIII  271—272. 

—  Rußland  und  russische  Staaten 
VIII  276. 

—  Savoyen  VIII  380-384. 

—  Schiffahrt  VIII  360. 

—  Schleswig  VIII  276. 

—  Schulden  VIII  330-335. 

—  Seemacht  VIII  288-289. 

—  Serbisch  -  kroatisch  -  slowenischer 
Staat  VIII  267-270. 

—  Siam  VIII  280. 

—  Staatsangehörigkeitsbestimmun- 
gen VIII  274—275. 

—  Staats  vertrage  VIII  326-330. 

—  Strafbestimmungen  VIII  294. 

—  Telegraph  und  Fernsprecher  VIII 
369—370. 

—  Toskana  VIII  310. 

—  Tschecho-slowakischer  Staat  VIII 
271. 

—  Türkei  VIII  276. 

—  üebertragene  Gebiete  VIII  354 
bis  357. 

—  Verschiedene  Bestimmungen  VIII 
380—384. 

—  Verträge,  Verjährung,  Urteile  VIII 
342-348. 

—  Völkerbund  VIII  250-261. 

—  Wasserrechtliche  Fragen  VIII  364. 

—  Wiedergutmachungen  VIII  295 
bis  311. 

—  WirtschaftlicheBestimmungenVIII 
322-357. 

Friedensvertrag  von  Neuilly, 
Alliier te  —  Bulgarien  VIII 
386  bis  468. 

—  Arbeit  VIII  464. 

—  Donau  VIII  457—460. 

—  Eisenbahnen  VIII  460-463. 

—  Finanzielle  Bestimmungen  VIII 416 
bis  420. 

—  Gemischte  Schiedsgerichte  VIII  446 
bis  448. 

—  Gewerbliches  Eigentum  VIII  448 
bis  451. 

—  Grabstätten  VIII  410-411. 

—  Grenzen  Bulgariens  VIII  389— 393. 

—  Griechenland  VIII  394-395. 

—  Güter.  Rechte  und  Interessen  VIII 
433-439. 

—  Häfen,  Wasserwege,  Eisenbahnen 
VIII  455-463. 

—  HandelsbeziehungenVIII  420—423. 
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Friedensvertrag  von  Neuilly, 
Alliier  te  — Bulgarien,  Inter- 
alliierte üeberwachungskommissi- 
onen  VIII  406-408. 

—  Kriegsgefangene    VIII    409—410. 

—  Landheer  VIII  H98-404. 

—  Luftfahrt  YIII  454. 

—  Luftstreitkräfte  VIII  405-406. 

—  Minderheitenschutz  VIII  395  —397. 

—  Politische  Bestimmungen  über 
Europa  VIII  393—398. 

—  Savoyen  VIII  464—468. 

—  Schiffahrt  VIII  456-457. 

—  Schulden  VIII  427—433. 
.—  Seemacht  VIII  405. 

—  Serbisch  -  kroatisch  -  slowenischer 
Staat  VIII   393-394. 

—  Staatsverträge  VIII  423—427. 

—  Strafbestimmungen  VIII  411. 

—  Thrazien  VIII  395. 

—  Uebertragene  Gebiete  VIII  452 
bis  454. 

—  Verschiedene  Bestimmungen  VIII 
464—468. 

—  Verträge,  Verjährung,  Urteile  VIII 
439—446. 

—  Völkerbund  VIII  389. 

—  Wiedergutmachungen  VIII  411 
bis  416. 

—  Wirtschaftliche  Bestimmungen VIII 
420-454. 

—  Griechisch-bulgarischer  Zu- 
satzvertrag betr.  Minder- 
heiten VIII  468-470. 

Friedensvertrag  von  Trianon, 
Alliierte-Ungarn  VIII  471 
bis  588. 

—  Aegypten  VIII  490—491. 

—  Arbeit  VIII  583. 

—  Belgien  VIII  486. 

—  Bulgarien  VIII  487. 

—  China  491—492. 

—  Donau  VIII  572—575. 

—  Eisenbahnen  VIII  576—582. 

—  Finanzielle  Bestimmungen  VIII  520 
bis  531. 

—  Gemischte  Schiedsgerichte  VIII  559 
bis  561. 

—  Gewerbliches  Eigentum  VIII  561 
bis  564. 

—  Grabstätten  VIII  504. 

—  Grenzen  Ungarns  VIII  474  bis  480. 

—  Güter,  Rechte  und  Interessen  VIII 
546—553. 


Friedensvertrag  von  Trianon, 
Alliierte— Ungarn,  Häfen. 
Wasserwege,  Eisenbahnen  VIII 
570—583. 

—  HandelsbeziehungenVIII532  — 536. 

—  Interalliierte  Ueberwachungskom- 
missionen  VIII  500-502. 

—  Italien  VIII  481. 

—  Kriegsgefangene    VIII    503  —  504, 

—  Landheer  492-498. 

—  Luftfahrt  VIII  569. 

—  Luftstreitkräfte  VIII  499-500. 

—  Luxemburg  VIII  486. 

—  Marokko  VIII  489-490. 

—  Minderheitenschutz  VIII483— 485, 

—  Oesterreich  VIII  487. 

—  Politische  Bestimmungen  VIII  481 
bis  488. 

—  Rumänien  VIII  482—483. 

—  Rußland  und  russische  Staaten 
VIII  487. 

—  Savoyen  VIII  584-588. 

—  Schiffahrt  VIII  571—572. 

—  Schleswig  VIII  486. 

—  Schulden  VIII  540-546. 

—  Seemacht  VIII  498-499. 

—  Serbisch  -  kroatisch  -  slowenischer 
Staat  VIII  481—482. 

—  Siam  VIII  492. 

—  StaatsangehörigkeitVIII485— 486. 

—  Staats  vertrage  536  —  540. 

—  Strafbestimmungen  VIII  505, 

—  Telegraph  und  Fernsprecher  VIII 
581—582. 

—  Tschecho-slowakischer  Staat  VIII 
483. 

—  Türkei  VIII  487. 

—  Uebertragene  Gebiete  VIII  565  bis 
568, 

—  Verschiedene  Bestimmungen  YIII 
584—588. 

—  Verträge,  Verjährung,  Urteile  VIII 
553 — 559. 

—  Völkerbund  VIII  474 ;  Wasserrecht- 
liche Fragen  VIII  575—576. 

—  Wiedergutmachungen  VIII  505  bis 
520. 

—  WirtschaftlicheBestimmungen  V III 
532—568. 

Friedensvertrag  vonSt'vres, 
Alliierte  — Türkei  VIII  589 
bis  »i83. 

—  Aegäisches  Meer  VIII  610. 

—  Aegypten  VIII  608-60«>. 
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Friedensvertra}^  von  Sivres, 
Alliierte  —  Türkei,  Arbeit 
VIII  678. 

—  Armenien  VIII  605—606. 

—  Bosporus  VIII  596-600. 

—  Cypern  VIII  609-610. 

—  Dardanellen  VIII  596-600. 

—  Donau  VIII  671. 

—  Gesellschaften  VIII  662-665. 

—  Eisenbahnen  VIII  673-675. 

—  Gewerbliches  Eigentum  VIII  649 
bis  652. 

—  Grabstätten  VIII  632-634. 

—  Grenzen  der  Türkei  VIII  592—595. 

—  Griechenland  VIII  604-605. 

—  Güter,  Rechte  und  Interessen  VIII 
652-657. 

—  Finanzielle  Bestimmungen  VIII 
635—643. 

—  Häfen,  Wasserwege,  Eisenbahnen 
VIII  667-675. 

—  Häfen  VIII  669-672. 

—  Handelsbeziehungen  VIII  644  bis 
645. 

—  Hedjaz  VIII  607. 

—  Interalliierte  üeberwachungskom- 
missionen  VIII  628  —  630. 

—  Konstantinopel  VIII  595—596. 

—  Konzessionen  VIII  662—665. 

—  Kriegsgefangene    VIII    631 — 632. 

—  Kurdistan  VIII  600-601. 

—  Landheer  VIII  616-624. 

—  Libyen  VIII  610. 

—  Luftfahrt  VIII  665-666. 

—  Luftstreitkräfte  VIII  627-628. 

—  Maritsa  VIII  671. 

—  Marmara  -  Meer    VIII    596—600. 

—  Marokko  VIII  610. 

—  Meerengen  VIII  596-600. 

—  Mesopotamien     VIII      606—607. 

—  Minderheitenschutz  VIJI613 -616. 

—  Palästina  VIII  606-607. 

—  Politische  Bestimmungen  VIII  595 
bis  613. 

—  Schiffahrt  VIII  668-669. 

—  Seemacht  VIII  625-627. 

—  Smyrna  VIII  601-604. 

—  Staatsangehörigkeit  VIII  610  bis 
611. 

—  Staatsverträge  VIII  645-649. 

—  Straf  bestimmungen  VIII  634 — 635. 

—  Sudan  VIII  609. 

—  Syrien  VIII  606-607. 


Friedensvertrag  von  S6vres, 
Alliierte  —  Türkei,  Tele- 
graph und  Fernsprecher  VIII  676. 

—  Tunis  VIII  610. 

—  Unterseekabel  VIII  676—677. 

—  Verschiedene  Bestimmungen  VIII 
678-683. 

—  Verträge,  Verjährung,  Urteile  VIII 
657  -  662. 

—  Völkerbund  VIII  592. 

—  Wasserrechtliche  Bestimmungen 
VIII  675-676. 

—  Wirtschaf  tlicheBestimmungenVIII 
644-665. 

Friedensvertrag  von  Peking, 
China  — Deutschland  VIII  684 
bis  689. 

—  Chinesisch -deutsche  Verbindlich- 
keiten VIII  688—689. 

—  Diplomatische  und  konsularische 
Beziehungen  VIII  686. 

—  Eigentum,  chinesisches  in  Deutsch- 
land VIII  687—688. 

—  Eigentum,  deutsches  in  China  VIII 
687—688. 

—  Gemischte  Gerichte  VIII  688-689. 

—  Handelsbestimmungen  VIII  688 
bis  689. 

—  Kriegsentschädigung  VIII  687  bis 
688. 

—  Rechtsgarantien    VIII    687—689. 

—  WirtschaftlicheBestimmungenVIII 
686. 

—  ZoUbestimmungen  VIII  686-688. 

Friedensvertrag  von  Wien, 
Vereinigte  Staaten  von 
Amerika  —  Oesterreich  VIII 
693-695. 

Friedensvertrag  von  Berlin, 
Vereinigte  Staaten  von 
Amerika  —  Deutschland  VIII 
690-692. 

Friedensvertrag  von  Buda- 
pest, Vereinigte  Staaten 
von  Amerika  —  Ungarn  VIII 
696-698. 

Friedrich,  Erzherzog  von  Oester- 
reich IV  600 ;  VII  2  28. 

FriedrichKarl,  Prinz  von  Hessen 
VII  3  68,  82,  84.  88. 

—  Verzicht  auf  die  Krone  Finnlands 
VII  3  118. 

Friedrichshafen  V  278. 
Fryatt,  Kapitän  VII  2  24—27. 
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Fuldaer  Bischofskonferenz 
VII  2  34. 

Funakoshi,  japanischer  Geschäfts- 
träger in  Berlin  III  601. 

„Fünf  Punkte-  Wilsons  VI 
296-300;  VII  3  76. 

Funkentelegraphie  VII  1  26, 
30,  34.  35,  39,  41,  42,  50,  72;  2 
19;  3  81. 

Galizien  VII  2  36:  3  86,  92,  94, 

106,  134. 
„Gamma",   deutscher   Dampfer  VII 

2  .68,  69. 
Garcia     Prieto,     Präsident     des 

spanischen  Ministerrats  V  433,  446. 
G  a  r  r  0  n  i ,    italienischer   Botschafter 

in  Konstantinopel  IV  61,   83,  85. 
Garza  P6rez,  Unterstaatssekretär 

im  mexikanischen  Ministerium  des 

Aeußeren  V  180. 
Gase,    Verwendung   giftiger   VII   3 

9,  31. 
Gasparri,  Kardinal  VI  279. 
Gebietsabtretungen  VII  1  76, 

77,  78,  79. 
G  e  d  d  e  s ,  Erster  Lord  der  Admiralität 

VII  3  20. 
Gefangenen-Lager   VII    1     47; 

2  8,  19,  30,  33. 
Gegenvorschläge  zum  Friedens- 
vertrag,  deutsche   VII   3   141, 
143. 

Geheimbericht  Czernins  an 
Kaiser  Karl  VII  Nachtrag  14. 

Geheimvertrag.  Japan— Rußland 
VII  3  51. 

—  Oesterreich-Üngarn— Ukraine  VII 

3  63. 
Geheimverträge,    deutsche    VII 

3  125. 

—  Japan- China  VII  3  127. 

—  der  Entente,  Veröffentlichungen 
aus  russischen  Geheimpapieren  VII 
2  67.  (W,  91,  92,  96;  3  K»,  51,  72. 

„Geier",  Kanonenboot  VII  1  43,  46. 

Gelbbuch,  französisches  III 
272-281,  481-556,  692—707, 
708-710;  VII  1  48,  52,  54;  3  72. 

—  norwegisches  V  202  —  206. 

—  Venezuelas  V  448—464. 
Geleitzüge  VII  2  84,  85,   87;   3 

41,  42,  43,  45,  76. 


Generalgouverneur   in   Belgien 

VII  1  33,  38;  2  72:  3  13,  17,  24, 

48,  86. 
Genfer   Konvention  VII    1    30, 

40,  49;  2  5. 
Georg  V.,  König  von   England  III 

593.  664-668;  IV  682,  683:  VII 

1  36,  37,   53;    2   18.    43.    50,    74. 
85,  90:  3  10,  11,  28. 

Georgien  VII  3  34.  36.  145. 

G  e  r  a  r  d  ,  Botschafter  der  Vereinigten 
Staaten  in  Berlin  III  681:  VI  8, 
58.  68,  80,  91,  98.  109.  118,  128. 
152,  189,  190—192.  226,  236;  VII 

2  14,  32,  44,  45,  49. 

von  Gerlach,  Unterstaatssekretär 
VII  3  112. 

Gesandtschaftsberichte,  bel- 
gische III  1  — 154. 

Gesandtschaften.  bulgarische 
VII  2  14;  3  77,  79. 

—  deutsche  VII  1  1,  4,  5,  7,  9,  31, 
35,  .36;  2  40,  58,  79,  80,  85;  3 
9,  10.  39,  42,  47,  55.  56,  59,  62, 
64,  73,  83,  101,  113,  115,  118,  119, 
121:    Nachtrag  13. 

—  englische  VII  1  3,  50,  51:   2  94; 

3  54,    61.   64,   82;   Nachtrag   14. 

—  finnische  VII  3  7. 

—  französische  VII  1  2,  3,  15;  3 
123,  133. 

—  italienische  VII  1  6:  3  12. 

—  japanische  VII  2  82;  3  12. 

—  der  Mittelmächte  VII  2  38.  39. 

—  der  Neutralen  VII  2  46;  3  109, 
110,  111,  114. 

—  österreichische  VII  1  35,  36,  78, 
79;  2  28,  29.  31,  32.  41,  42,52. 
89;  3  52;  Nachtrag  13,  14. 

—  päpstliche  Nuntien  VII  3  55:  Nach- 
trag 14. 

—  persische  VII  2  99. 

—  polnische  VII  3  56,  91. 

—  russische  VII  3  24,  27,  60.  68, 
94.  !)5,  103,  106,  128. 

—  tschechische  VII  3  126. 

—  türkische  VII  3  54.  70.  72. 

—  der  Ukraine  VII  3  122,  135. 

—  ungarische  VII  3  13M. 

—  der  Vereinigten  Staaten  Vll  2  14. 
32.  44,  45,  49. 

Getreideversorgung  der  Nieder- 
lande VII  3  60. 

—  Oesterreichs  VII  3  38,  99. 
Gibraltar  VII  3  40,  126. 
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G  i  e  r  s ,  russischer  Botschafter  in 
Konstantinopel  IV  48  —  85. 

V.  Giesl,  österr.-ungar.  Gesandter  in 
Belgrad  III  322,  325,  337,  346. 

Gimeno,  spanischer  Minister  des 
Aeußeren  V  435-436. 

G  i  0 1  i  1 1  i ,  italienischer  Minister- 
präsident IV  34G,  354,  367. 

^Giralda",  spanischer  Dampfer  VII 
3  13. 

Giskra,  österr.-ungar.  Gesandter  im 
Haag  IV  591. 

„Goeben",  Kriegsschiff  IV  52 ff,; 
VII  1  28. 

^Golconda",  Handelsschiff  VII  1 
82;  2  2,  7,  10. 

Goldtransport  Rußlands  an 
Deutschland  VII  3  68,  78,  108,  111. 

von  der  Goltz.  Generalgouverneur 
von  Belgien  VII  1  33;  General 
im  Osten  VII  3  98,  143. 

Goluchowski,  österr.  Herrenhaus- 
mitglied IV  341—343,   388,   389. 

Gore,    amerikan.  Senator  VII  2  9. 

Gorell  of  Brampton,  Präsident 
des  engl.  Prisengerichts  VI  208. 

Goschen,  engl.  Botschafter  in  Berlin 
III  398,  400,  408,  410,  411,  412, 
414,  415,  418,  419,  421,  422,  423, 
428,  430,  431,  435,  436,  437,  442, 
443,  446,  447,  450,  452,  672,  674, 
675,  676. 

Gotland  V  235. 

Gotth ardvertrag,  Revision  VII 
3  98. 

Grant  Watson,  engl.  Legations- 
sekretär in  Brüssel  III  658;  VII 
1  50. 

Graubuch,  schwedisches  VII  2  47. 

Graubücher,  belgische  III  557  bis 
597,  612-635;  VII  1  76;  2  16. 

—  Kolumbiens  V  95-186. 

—  Uruguay's  IV  633-651. 
Greene,  Mitglied  des  englischen  Ge- 
heimen Rats  IV  189,  190. 

Grein  dl,  belg.  Gesandter  in  Berlin 
III  2,  9,  11,  13,  16,  17,  19,  22, 
24,  29,  32,  34,  36,  39,  43,  46,  48, 
51,  55,  56,  57,  58,  60,  62,  63,  65, 
66,  70,  72—77,  79,  82,  85,  86,  89, 
92,  95,  104,  110,  113,  118. 

Grenaud,  franz.  Konsul  VII  3  55. 

Grenier,  belgischer  Gesandter  in 
Madrid  III  596. 


Grenzkommission,  deutsch- 
russische VII  3  70,  73. 

Grenzregulierung  Surinam— 
Franz.-Guyana  VII  1  79. 

Grenzsperre,  elsässische  VII  3 
116. 

Grenzstreit,  Griechenland— Bul- 
garien IV  6.59;  VII  1  34. 

—  Honduras — Nikaragua  VII  3  61. 
Grenzzwischenfälle     III     591, 

692,  693,  697;  IV  138. 
G  r  e  w  ,  Botschaftsrat  der  Vereinigten 
Staaten    von    Amerika    in   Berlin 

VI  230. 

Grey,  englischer  Staatssekretär  des 
Aeußeren  III  172,  202,  292,  310, 
.378-452,  668-691;  IV  88-143, 
149—157,  164,  165,  171,  174  bis 
184,  189,  190,  200-201,  5.39;  V 
121,  379;  VI  20,  24,  31,  56,  71, 
75,  113,  159,  289;  VII  1  1-23, 
37,  63;  2  10,  17,  37,  38;  3  82; 
Nachtrag  14. 

Griechenland  IV  653-679;  VII 

1  65.  75,  76,  78,  80;  2  3,  7,  10, 
12.  13,  14,  15,  16,  17,  18,  19,  21, 
26,  30,  32,  33,  34,  36,  37,  39,  40, 

41,  42.  44,  45,  .52,  59,  71,  80,  85; 
3  28,  54,  92,  125,  140. 

—  Abbruch  der  diplomatischen  Be- 
ziehungen  zu   Bulgarien  IV  677 ; 

VII  2  72. 

—  Abbruch  der  diplomatischen  Be- 
ziehungen zu  Deutschland  IV  675 ; 
VII  2  71. 

—  Abbruch  der  diplomatischen  Be- 
ziehungen zu  0 esterreich- Ungarn 
VII  2  71. 

—  Abbruch  der  diplomatischen  Be- 
ziehungen zur  Türkei  IV  677 ; 
VII  2  72. 

—  Annahme  der  Entente-Forderungen 
IV  668;  VII  2  21,  22,  30,  33,  34, 

42,  45,  48. 

—  Besetzungsforderungen  und  Beset- 
zung durch  die  Entente  IV  659, 
660,  662,  665,  669,  671,  679; 
VII  1  63;  2  2,  4,  5,  14-16,  19, 
22,  31,  33—37,  39—42,  44,  45, 
48,  59,  70. 

—  Deutsch-bulgarische  Besetzung  VII 

2  15,  17—19,  26,  40,  42. 

—  IV.  griechisches  Armeekorps  VII 
2  31,  32. 

—  König  Alexander  VII  2  70. 
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Griechenland.  König  Konstantin 

IV  672,  679 ;    VII  2  46,  69,  70,  99. 

—  Minister  (siehe  Gunaris,  Lambros, 
Rhallis,  Skuludis,  Venizelos). 

Griesheim,  Besetzung  VII  3  136. 
Grimm,  schweizerischer  Nationalrat 

V  327—329;  VII  2  70. 

V.  Gripenberg,  finnischer  Ge- 
schäftsträger VII  3  7. 

Großbritannien  (siehe  England). 

Groß-Serbien  VII  3  132. 

G  r  0  e  n  e  r ,  General  VII  2  63  ;  3  92. 

van  Grootven,  belgischer  Ge- 
schäftsträger in  London  III  20. 

Grünbuch,  italienisches  IV  393 
bis  472. 

Grusinien.  Republik  VII  3  5. 

Guatemala,  Abbruch  der  diplo- 
matischen Beziehungen  zu  Deutsch- 
land IV  623;  VII  2  64. 

—  Auflösung  der  Verträge  mitDeutsch- 
land  VII  1  62. 

—  Kriegserklärung  an  die  Mittel- 
mächte IV  680;  VII  3  27,  30. 

„Gudrun",  schwedischer  Dampfer 
VII  1  80. 

Guicciardini,  italienischer  Außen- 
minister IV  379. 

G.uillaume,  belgischer  Gesandter 
in  Paris  III  84,  88,  96,  98,  100, 
102,  103,  125—127,  129,  133,  134, 
136,  139,  142,  146,  148,  149,  557, 
562,  575,  580-582,  584-586,  589, 
592,  593,  595,  612.  617,  618,  620, 
622,  623,  626,  630. 

G  u  i  1 1  e  m  i  n  ,  französ.  Gesandter  in 
Athen  IV  665. 

^Gulflight",  amerikanischer  Damp- 
fer VI  89,  92,  95;  VII  1  71. 

,Gul-Nihar,  türkisches  Lazarett- 
schiff VII  1  73. 

Gunaris,  griechischer  Minister  des 
Innern  IV  658. 

Gustav  V.,  König  von  Schweden 
V  20.-),  211;  VII  2  3,  47,  55: 
3  3. 

Gutschkow,  russischer  Kriegs- 
minister VII  2  65. 

Guyana  VII  1  79. 

Haager  Abkommen  betr.  Aus- 
tausch der  Gefangenen  VII  3  36. 
44,  4i3,  48. 


Haager  Deklarationen  vom 
Jahre  1899  VII  1  30,  64. 

Haag  er  Konferenz  VII  1   11. 

Haager  Konventionen  vom 
Jahre  1907  V  452,  453;  VI 
102,  103,  130—133,  171.  172.  176, 
191.  194. 

Haager  Schiedsgericht  VI  183, 
193. 

H  a  a  k ,  ungarischer  Ministerpräsident 
VII  3  91. 

HaakonVIL,  König  von  Norwegen 

V  205,  207,  211,  213;  VII  2  4. 
„Haakon  VII. ".   norweg.   Dampfer 

VII  1  79. 
H  a  d  i  k ,     österreichisch  -  ungarischer 

Gesandter   in   Stockholm  IV  599. 
Haiti,    Abbruch   der  diplomatischen 

Beziehungen    zu    Deutschland    FV 

625;  VII  2  69,  87. 

—  Kriegserklärung  an  Deutschland 
VII  2  80;  3  45. 

Hakki  Pascha,  türkischer  Bot- 
schafter in  Berlin  IV  603. 

H  a  1  i  1  B  e  y ,  Präsident  des  türkischen 
Abgeordnetenhauses   IV  181,  196. 

—  Stell vertr.  Minister  des  Aeußeren 
VII  3  9. 

Hallersche  Truppen  VII  3  134 

bis  138.  143. 
V.  Hammarskjöld.     schwedischer 

Ministerpräsident  V  238. 
V.  Hammerstein,  General  VII 3 135. 
Handel.    Dänemark— Rußland    VII 

3  58. 

—  Deutschland— Entente  VII  3  126, 
137,  138. 

—  Deutschland-Kuba  VII  3  61. 

—  Deutschland-Niederlande  VII  3  53, 
99,  102. 

—  Deutschland— Norwegen  VII  3  54. 

—  Deutschland-Rußland  VII   3   61, 

—  Deutschland -Schweden  VII  3  117. 

—  Deutschland— Türkei  VII  1  72. 

—  Deutschland  — Vereinigte    Staaten 

VI  83;  VII  1   64.  615;  2  23. 

—  England -Rumänion  VII  2  15. 

—  England  — Rußland  VII  3  47. 

—  Finnland -Polen  VII  3  49 

—  Finnland- Ukraine  VII  3  49. 

—  Oesterreich— Schweiz  VII    3    101. 

—  Rußland-Ukraine  VII   3  47,   86. 
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Handel  der  Neutralen  V  282, 
233,  299,  309,  315;  VI  24;  VII 
1  57,  59,  61,  70,  72,  80,  81 ;  2  13. 

23,  25,  27,  52,  62,  71,  82,  85; 
3  23,  56. 

, Handel  mit  dem  Feind",  eng- 
lische Proklamationen  IV  23,  25, 
27;  VII  1  73,  81;  2  18;  3  48. 

Handel  mit  dem  Feind  (siehe 
Handelsverbote). 

Handelskonferenz,  interalliierte 
VII  2  15. 

Handelsschiffe,  Behandlung  der 
feindlichen  durch  Kriegf  iihrendeVII 

1  25,  29,  42,  72;  2  16,  23,  30,  58, 
60,  63,  65,  71,  73,  83.  91,94,  96; 
3   36,   66,   76,   96,  126,  130,  133. 

—  Behandlung  der  neutralen  durch 
Kriegführende  V  68,  71,  362-365; 
V[  167;  VII  1  24,  25,  28-30, 
32,  37,  40,  41,  44,  45,  60,  61,  63 
bis  65,   68-70,    72,    74,   76,   78; 

2  2,  10,  11.  45,  50,  56,  66,  72, 
73,  77,83;  3  5,8,  18-21.  23,  61. 

—  Benutzung  durch  amerikanische 
Reisende  VI  106;  VII  2  7—9. 

—  bewaffnete  IV  641;  V  89,  161, 
167,  185,  354;  VI  10,  105,  173, 
177,  185,  189,  255;  VII  1  28,  33, 
35,  37,  41,  45,  57,  73,  74,  78,  80 ; 

2  3,  6-9.  11,  13,  14,  25,  42,  43. 
46-48,  53—59,  62,  63,  94. 

—  Kriegführender  in  neutralen  Häfen 
IV  1,  639;  V  68,  71,  73,  76,  79, 
88,    92,  94,  118,  158,  163;  VII  1 

24,  28,  30,  40,  41,  44,  45,  62,  64, 
69,  72,  73;  2  14,  30,  42,  64,  94; 

3  41,  63,  65,  86,  89. 

—  neutrale  in  Häfen  Kriegführender 
III  446,  673,  675;  VII  1  32,  41, 
63,  65,  68,  74;  2  49,  50,  53,  63, 
68,  74,  80,  83,  92 ;  3  8,  19. 

Handelsverbote,  Aufhebung  VII 
3  137,  138. 

—  Deutschlands  VII  1  27,  39,  47,  81 ; 
3  132. 

—  Englands  IV  23  25,  27 ;  V  166 ; 
VI  24,  159:  VII  1  26,36,37,39, 
40,  43,  45,  47,  48,  53-56,  59, 
62,  73,   75,  81;   2   2,   13,  18,  23, 

25,  27,  34,  52,  81,  83,  85,  88,  89, 
90;  3  63,  69,  78. 

—  Frankreichs  VII  1  38,  39,  64, 
65,  75. 

—  Italiens  VII  2  26. 


Handelsverbote,  Japans  VII  2 
63. 

—  der  Niederlande  VII  3  74. 

—  der  nordischen  Länder  VII  1  55 ; 
3  135. 

—  der  Schweiz  V  299,  309,  315. 

—  der  Vereinigten  Staaten  von 
Amerika  VII  2  62,  71. 

Handelsverträge  Bayern  — 
Tschecho-Slowakei  VII  3  103,  108. 

—  Bulgarien -Deutschland  VII  2  96. 

—  Bulgarien— Türkei  VII  1    18,   43. 

—  Dänemark— England  VII  1  82. 

—  Dänemark — Mittelmächte  VII  3  44. 

—  Dänemark  —  Oesterreich  -  Ungarn 
VII  2  93. 

—  Dänemark  —  Vereinigte  Staaten 
VII  3  56,  72. 

—  Deutschland -England  VII  3  132. 

—  Deutschland— Italien  VII  2  25. 

—  Deutschland —Niederlande  VII  2 
84,  86;  3  20,  121. 

—  Deutschland — Oesterreich  -  Ungarn 
VII  2  93;  3  8. 

—  Deutschland  und  Oesterreich-Un- 
garn— Rumänien  VII  2  10,  12. 

—  Deutschland — Rumänien  VII  3  30. 

—  Deutschland— Schweden  VII  3  118. 

—  Deutschland— Schweiz  VII  2  20, 
33,  37,  64,  66,  67,  77,  78;  31,  71. 

—  England— Frankreich  VII  2  28, 
78 ;  3  86. 

—  England— Norwegen  VII  2  82,  83. 

—  England -Portugal  VII  1  29. 

—  England -Rußland  VII  2  85. 

—  England— Schweden  VII  2  56 ;  3 
15,  37. 

—  England -Spanien  VII   2   63,  93. 

—  Finnland— Schweden  VII  3  68. 

—  Niederlande— Vereinigte  Staaten 
VII  3  36. 

—  Schweden  —  Vereinigte  Staaten 
VII  2  98. 

—  Schweiz— Spanien  VII  3  78. 

—  Schweiz — Vereinigte  Staaten  VII 

2  96. 

—  Spanien— Uruguay  VII  3  63. 

—  Spanien— Vereinigte  Staaten   VII 

3  18,  64,  71. 

Handels-  und  Schiffahrts- 
verträge Deutschland— Finn- 
land VII  3  17,  39. 

—  Deutschland— Guatemala  VII  1  62. 

—  Deutschland — Uruguay   VII  1  83. 

—  Frankreich -Skandinavien  VII 3 66. 
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Harford,  englischer  Gesandter  in 
Caracas  (Venezuela)  V  452—454, 
457,  458. 

Harrison,  Leland,  Geschäfts- 
träger der  Vereinigten  Staaten  in 
Bogota  (Kolumbien)    V  108,    109. 

Hartmann,  Kardinal  VII  2  27,34. 

Heiliger  Krieg  IV  41—47;   VII 

1  46. 

Heinrich,    Prinz   von  Preußen  III 

666;  VII  1  14;  3  108. 
Helfferich,   Staatssekretär   VII  2 

57,  64;  3  47,  49,  53,  54.  67. 
Helgoland  VII  3  97. 
„Heilig  Olaf,   dänischer  Dampfer 

VI  167;  VII  2  1,  4. 
von  Hempel,  Generalkonsul  VII 3 4. 
von  Hertling,    Reichskanzler  VII 

2  82,  85,  87.  90,  91,  92,  96;  3  6, 
13,  20,  27,  30,  32,  39,  43,  44,  48, 

64,  65.  74-76  (Rücktritt);  Nach- 
trag 13. 

Herzegovsrina  VII  3  68. 
Hetman  der  Ukraine  VII  3  50, 

65,  108. 
Hilfskommission,       neutrale 

für  Schiffbrüchige  VII  2  70. 

Hilfskomitee  für  besetztes  Gebiet 
V  308 ;  VII  1  39,  43,  47,  52,  .53. 
61;  2  6,  7,  16,  19,  20,  22—26, 
52,  53,  59,  65,  68. 

von  Hindenburg,  Generalfeld- 
marschall VII  2  60,  80 ;  3  19,  23, 
37,  65,  71,  78,  129,  138  (Rücktritt), 
145  (Niederlegung  des  Oberbefehls) ; 
Nachtrag  15. 

v.  Hindenburg-Brief  VII  3  134  ; 
Kachtrag  15. 

von  Hintze,  Admiral.  Staatssekre- 
tär VII  3  45,  46,  56,  65,  67,  74, 
75 ;  Nachtrag  15. 

Hodeida-Zwischenfall    VII    1 

48,  50,  51,  58. 
Hoff,   preußischer   Minister    VII    3 

131  (Rücktritt). 
Iloffinger,  üsterr.  Vizekonsul  VII 

1  29,  30. 

Hoff  mann,  General  VII  3  3. 

—  Vizepräsident  des  schweizerischen 

Bundesrats  V   265,  266,  267,  327 

bis  330;  VII  2  70. 
Hoflehner.    österr.-ungar.    G erent 

in  Nisch  III  322. 


Hoheitsgewässer  IV  1 — 4,  99, 
165,  635,  639;  V  72.  76,  86.  95, 
184.  216,  237,  242,  243,  246,  249, 
294.  354,  440,  443 ;  VII  1  34,  45. 
49,    62-64.    66,    72-74,    80,  82; 

2  10,  20,  23.  24.  29,  34,  35,  38, 
56,    63,    67,   68,    71,    73,    74,  76; 

3  15,  20,  33,  35,  60. 
zuHohenlohe-SchiUingsfürst, 

österr.-ungar.  Botschafter  in  Berlin 
III  599:  IV  252.  255—257.  304, 
326,  587,  590;  VII  3  103;  Nach- 
trag 15. 

Holatowitsch,  ukrainischer  Staats- 
sekretär VII  3  2,  15. 

Holland  (siehe  Niederlande). 

von  Holtzendorff,  Großadmiral 
VII  3  50,  51. 

Home  Rule  VII  2  65. 

Honduras,  VII  3  61. 

—  Abbruch  der  diplomatischen  Be- 
ziehungen zu  Deutschland  IV  624; 
VII  2  66;  3  45. 

Hongkong  VII  3  98. 

H  0  0  v  e  r ,  amerikan.  Lebensmittel- 
diktator VII  3  111. 

Horwat,  General  VII  3  47,  49,  61. 

Hospitalschiffe  (siehe  Lazarett- 
schiffe). 

House.  amerikanischeroberst  VII 
3  90. 

Howard,  englischer  Gesandter  in 
Stockholm  V  243,  248. 

„Hudson     Maru^     Dampfer     VII 

2  47. 

Hughes,  australischer  Ministerpräsi- 
dent VII  2  10,  27  ;  3  59,  64. 

von  Hussarek,  österr.  Minister- 
präsident VII  3  47,  77,  81.  84 
(Rücktritt),  87,  90. 

Hussein  Kamil  Pascha,  „Sultan 
von  Aegypten"  VII  1  51. 

„Igoz  Mendi",    Handelsschiff    VII 

3  14,  16.  18. 
„Imperator",  Dampfer  Vll  2  14. 
„In  d  ependencia",    argentinischer 

Dampfer  VII  3  61. 
Indien  VII  1  37,  47. 
Integrität    Serbiens  VII    1    6,    8, 

10,  12,   14,   15.   18.   19.  20.  21. 
Interalliierte     H  a  n  d  e  1  s  k  o  m  - 

m  i  s  s  i  on  in  Finnland  VII  3  126. 
Interalliierte    K  o  n  f  e  r  o  n  z     in 

Paris  (siehe  Friedenskonferenz). 
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Interalliierte  üntersuchungs- 
kommission  für  Polen  VII  3 
127. 

Internationales  Arbeiterrecht 
VII  3  189,  140,  141. 

Internationale  Verträge,  Ver- 
öffentlichung VII  3  109. 

Internierung  von  Personen  V 
296,  315,  317;  VII  1  30,  35,  40, 
43,  44,  45,  4(;,  48,  50,  60,  62,  65, 
72,  78;  2  4,  6,  10,  29,  31,34,  35, 
36,  47,  59,  68,  86,  89,  90,  93,  98; 
3  13,  23,  28,  41,  44,  46,  49,  57, 
65,  93,  104,  106,  112,  11.5,  117, 
118,  119,  128,  136. 

Internierung  von  Schiffen  und 
Flugzeugen  V  444;  VII  1  41,  42, 
43,  46,  47,  50,  57,  63,  64,  65,  69, 

74,  81,  82,  83;   2   10,   12,  58,  72, 
76,  80,  83,  86;   3   14,  66,  67,  73, 

75,  86,  89,  116. 

—  der  Armee  von  Mackensen  VII  3 
96,   104,   105,  108,  110.  114,  136. 

—  der  deutschen  Flotte  VII  3  102. 

Interparlamentarische  Kom- 
mission, französisch  -  englische 
VII  2  8. 

Intervention,  japanisch-amerika- 
nische in  Sibirien  VII  3  52,  54,  66. 

Interventionisten  VII  2  72. 

Irade,  türkische  IV  33;    VII  1  46. 

„Irkisch",  russischer  Dampfer  VII 
3  29. 

Irland  VII  2  14,  15,  16,  57,  65, 
67,  86;  3  26,  28,  32,  34,  35,  36, 
39,  40. 

Ishii,  japanischer  Botschafter  in 
Washington  VII  2  82;   3  12. 

Islam  VII  2  95. 

I  s  1  a  n  d  VII  2  25,  31 :  3  46,  48,  68, 
106. 

I  s  w  0 1  s  k  y  ,  russischer  Botschafter  in 
Paris  III  465,  466,  467,  471,  472, 
473,  474,  475.  477,  479,  480;  IV 
57,  58,  59,  66,  73,  81,  82,  694  bis 
698. 

^Italia",  deutscher  Dampfer  VII  3 
130,  131. 

Italien  IV  208-510;  VII  1  76; 
2  1,  7,  9,  10,  16,  42,  55,  71;  3 
8,  57,  102. 

—  Abbruch  der  diplomatischen  Be- 
ziehungen durch  Deutschland  VII 
1  70. 

—  Gebietsansprüche  VII  3  132. 


Italien,  Grenzschließung  gegen  Süd- 
slawien  VII  3  131. 

—  Grünbuch  IV  393—472. 

—  Kabinettswechsel  IV  360;    VII  2 
20,  87;    3  143,  144. 

—  Kammer  IV  472;    VII  2  96,  97. 

—  Kompensationsforderungen     (siehe 
dort). 

—  Kriegserklärung  an  Bulgarien  IV 
536;    VII  1  80, 

—  Kriegserklärung    an    Deutschland 
IV  494,  495;   VII  2  28. 

—  Kriegserklärung  an  Oesterreich  IV 
474-480,  495;  VII  1   69. 

—  Kriegserklärung  an  die  Türkei  IV 
492-494;  VII  1   77. 

—  Minister  (siehe  Boselli,  Nitti,  Or- 
lando, Salandra,  Sonnino). 

—  Vertrag   über    den    Kriegseintritt 
VII  1  67;    2  55. 

„Ittihad",  türkischer  Dampfer  VII 

1  68. 

„Ivigtet",    dänischer    Schoner   VII 

2  73. 

IzzetPascha,  Großwesir  VII  3  87. 


Jackson,  Marine- Attache  bei  der 
amerikanischen  Botschaft  in  Berlin 
VI  40. 

V.  J  a  g  0  w ,  deutscher  Staatssekretär 
des  Aeußeren  III  600;  IV  603,  618; 

VI  58,  63,  65,  68,  83,  86,  94,  95, 
106,  113,  134,  138,  195,  224;  VII 

1  1,  3,  4,  7,   11,    14,    16,    21.    24, 
25,  39;  2  38  (Rücktritt);  3  20. 

Januschkewitsch,  Generalstabs- 
chef der  russischen  Armee  IV  685 
bis  689,  690,  691. 

Japan  VII  1  29,  32,  36,  80;  2  17, 
47,  52,  62,  81,  82,  89;  3  6,  27, 
37,  43,  46,  49,  52,  56,  60,  66,  71, 
127. 

—  Abbruch  der  diplomatischen  Be- 
ziehungen durch  Oesterreich  -  Un- 
garn III  599;  VII  1  32. 

—  Beziehungen  zu  China  VII  1  67; 

2  31,  33,  55,  77,  81,  87,  88,   99; 

3  32,  35. 

—  Beziehungen    zu    Sowjet-Rußland 

VII  2  94. 

—  Kriegsproklamation  des  Kaisers 
III  600. 

—  Vorgeschichte  des  Krieges  III  598 
bis  601. 
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„Jarrowdale"',  Handelsschiff  VII  2 

53.  55. 
Jefferson,  Präsident  der  Vereinigten 

Staaten  VI  104. 
Jehlitschka,     österr. -  ungarischer 

Generalkonsul  in  Uesküb  III  321. 
J  e  1 1  i  c  0  e ,  engl.  Admiral  VI  206, 207. 
Jesuitengesetz.   Aufhebung   VII 

2  62. 
Joffe,  russischer  Botschaf ter  VII 3 24, 

27,  60,  68,  103. 
Johnstone,  englischer  Gesandter  im 

Haag  V  855,  362;  VI  21. 
Jonnart,     Entente -Kommissar    in 

Griechenland  IV:  VII  2  69,  70. 
J  0  r  d  a n  a ,  spanischer  Oberkommissär 

in  Tetuän  (Marokko)  V  444. 
Josef,  Erzherzog  VII  3  90. 
„Joseph    W.    Fordney",     amerik. 

Dampfer  VII  1  66. 
Jovanovitsch,  serbischer  Geschäfts- 
träger in  Berlin  III  603,  609. 
Juan  Fernandes,    chilenische  Insel 

V  75. 
Juanschikai,  Kaiser  von  China,  Ab- 
dankung VII  2  10. 
Juden  frage    VII  3  48,  67,  70,  103. 
Jugoslawien     VII  3  91,   92,   95, 

104,  114,  141. 
Jusserand,  französischer  Botschafter 

in  Washington  VI  195. 


Kabel   V  392;  VII  1  60. 
Kabelzensur    (siehe  Zensur). 
Kabinettssitzung  in  Berlin,  Ok- 
tober 1918  VII  3  85. 
K  a  e  m  p  f ,    Reichstagspräsident    VII 

2  64,  81. 
Kaledin   VH  3  5. 
Kall  nach   (Schweiz),  Fliegerangriff 

V  336. 
Kamenew   VII  3  23. 
Kamil  Pascha,  Hussein,  „Sultan 

von  Aegypten"  IV  18,  20,  22,  29. 
Kanada  VII  1  39:  3  60,  125. 
„  K  a  n  n  i  k  " ,   norwegischer  Dampfer 

VII  2  18. 
Kaperungen   VII  1  55,56,74,82; 

2  21,  23,  31.  47:  3  20,  130.  133. 
Kapitulationen   in  Marokko, 

Italiens  VII  2  9. 

—  der  Niederlande  VII  2  84. 

—  Oesterreich-Ungarns  VII  1  29. 

—  Spaniens  VII  3  51. 


Kapitulationen,  türkische  IV  1, 
56,  71,  128;  VII  1  11,  32,  36, 
38,  39. 

Karelien,  VII  3  68,  84. 

Karl,  Kaiser  von  Oesterreich  V  14 ; 

VI  280;  VII  2  38,  45,  68,  79,  92; 
3  11,  25,  26  (Verdächtigungen 
Clemenceaus),  29,  31,  32,  34,  46, 
56,  85,  90,  93.  97  (Regierungs- 
verzicht), 135;  Nachtrag  15. 

Karlsruhe,  Fliegerangriff VII  1  72; 

2  21. 

von  Karnebeek,  niederländischer 

Minister  des  Aeußeren  V  368. 
Karl,  König  von  Rumänien  VII 1  40. 
Karolyi,  ungarischer  Minister  VII 

3  32.  92,  121,  133. 

K  a  r  s ,  Einverleibung   in    die  Türkei 

VII  3  58,  59. 
Kassationshof,    in    Brüssel    VII 

3  13. 

„ K  a  t  w y  k  \  niederländischer  Dampfer 
VII  1  66. 

Kauffahrteischiffe  (s.  Handels- 
schiffe). 

Kaukasien  IV  33:  VII  2  90: 
3  25,  31,  32.  34,  35.  145. 

Kawalla  IV  6.59,  667:  VII  2  26. 
28,  31,  32. 

K  a  z  a  n  s  k  y ,  französischer  Konsulats- 
verweser in  Prag  III  460. 

Kerenski,  russischer  Kriegsminister 
VII  2  76,  79 :  3  52. 

Kiel,  Marinemeuterei  VII  3  94. 

Kiesdurchfuhr  Deutschlands  durch 
Holland  V  39(1-426:  VII  2  83. 
85,  86,  88.  91,  92;  3  17.  24, 
28,  41. 

Kiesewetter,  Kapitänleutnant  VII 
3  142. 

„King  Stephen^-Fall    VII    2  25. 

Kirchbach,  Cieneraloberst  VII  3  52. 

Kirchen  als  Beobachtuugsposten 
VII   1   37.  38.  44,  45,  72. 

„Kirkwair-Praxis  VII  2  S. 

Kleinasien  IV  658,  696-698; 
VII  1   7(?,  77:  2  8.  55:  3  129. 

Klobukowsky.  französischer  Ge- 
sandter in  Brüssel  III  529,  548, 
.550,  614.  625,  627,  (594,  695. 
699,   7(K). 

„Knockout" -Politik  VII  2  10. 

Kogrundrinne  V  243. 
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Kohle nversorgunji  VII  3  8,  32, 
33,  49,  53,  63,  99,  102,  104,  106, 
129,  134. 

Kolonialkrieg  VII  1  34,  41,  42, 
43,  51,  54,  55,  60,  64,  66,  67,  73, 
79;  2  26,  39,  51,  60,  73;  3  97, 
104,  125. 

Kolonien,  deutsche  VII  1  34,  36, 
37,  38,  41,  42,  43,  66,  67;  2  16, 
19,  60,  67.  90,  97;  3  18,  41,  42, 
43,  63,  68,  69,  73,  76,  88.  111, 
117,  118,  121,  124,  125,  126,  127, 
139. 

—  englische  VII  2  66. 
Koltschak  VII  3  145. 
Kolumbien  V  95—186;   VII  2  62. 

—  Graubücher  V  95—186. 
Kompensationen,       italienisch - 

österreichische  IV  233,  235,  265, 
270,  288,  297,  303,  305,  315,  328, 
336,  338,  352,  354,  357,  369,  370, 
393,  397,  417,  436,  446,  452,  462, 
466,  467,  468,  485,  495;  VII  1 
10,  12,  17,  21,  22,  35,  50,  51,  55, 
56,  58,  59,  60,  61,  62,  64,  65, 
68,  69. 
Konferenzen,  Konferenz  allrussi- 
scher Kommunisten  in  Moskau  VII 
3  76. 

—  Allrussische  Konferenz  für  Volks- 
aufklärung VII  3  66. 

—  Balkankonferenz  in  Paris  VII  2  75. 

—  Donaukonferenz  in  Budapest   VII 

2  85. 

—  Englische  Arbeiterkonferenz  in 
London  VII  2  98;    3   71.  72,  73. 

—  Entente-Konferenz  in  London 
(Flottenkonferenz)  VII  2  48. 

—  Ententekonferenz  in   London  VII 

3  18,  19. 

—  Ententekonferenz  in  London  über 
den  Friedensschluß  VII  3  107,  108. 

—  Ententekonferenz  in  St.  Jean  de 
Maurienne  VII  2  64. 

—  Ententekonferenz  in  Paris  (Wirt- 
schaftskonferenz) VII  2  11,  15. 

—  Ententekonferenz  in  Paris  VII  2 
91,  92. 

—  Ententekonferenz  in  Petersburg 
VII  2  48,  .52,  54. 

—  Ententekonferenz  in  Rom  (,,Entente- 
rat")  VII  2  45. 

—  Ententekonierenz  in  Rom  (Wirt- 
schaftskonferenz) VII  2  66. 


Konferenzen  der  Ententeminister 
VII  2  62. 

—  Flüttenkonierenz  der  Entente  in 
London  VII  2  48. 

—  Flottenkonferenz  Italien —  Ver- 
einigte Staaten  VII  3  57. 

—  Französisch- englische  in  Calais  VII 
2  54. 

—  Friedenskonferenz  auf  den  Friedens- 
inseln VII  3  124,  126,  128. 

—  Friedenskonferenz  in  Paris  VII  3 
98,  100,  101,  105,  107,  108,  109, 
114,  115,  116,  117,  119,  120,  121, 
122,  123  (Eröffnung),  124,  125, 
126,  131,  132,  135,  136,  137.  138, 
139,  140,  141,  142,  143. 

—  Gewerkschaftskonferenz  aller  Län- 
der VII  3  130. 

—  Interalliierte  Handelskonferenz  VII 
2  15,  20. 

—  Interalliierter  Kriegsrat  in  Rom 
VII  3  58. 

—  Interalliierte  parlamentarische  Kon- 
ferenz in  Paris  VII  2  64,  65:  3 
41,  90. 

—  Internationale  Arbeiterkonferenz 
VII  3  62. 

—  Internationale   Konferenz    von 
Finanzleuten   in  der  Schweiz  VII 
2  90. 

—  Internationale  Kirchenkonferenz 
zu  üpsala  VII  2  95 ;  3  19,  62. 

—  Internationale  Konferenz  der  Neu- 
tralen in  Washington  V  110. 

—  Internationaler  Sozialistenkongreß 
in  Bern  VII  3  126. 

—  Internationaler  Sozialistenkongreß 
in  Stockholm  1917  V  221;  VII  2 
63,  68,  72,  73,  76,  84. 

—  Interparlamentarische  Konferenz  in 
Christiania  VII  2  93 ;   IV  66,  67. 

—  Interventionisten-Konferenz  in 
Rom  VII  2  72. 

—  Kriegsgefangenenkonferenz 
Deutschland — England     im    Haag 
VII  3  34,  36,  44,  45,  55,  76,  88, 
93,  95. 

—  Kriegsgefangenenkonferenz 
Deutschland— Frankreich  in  Bern 
VII  2  97  ;   3    18,   28.   30,  32,  97. 

—  Kriegsgefangenenkonferenz 
Deutschland  —  Vereinigte  Staaten 
in  Bern  VII  3  64,  73.  74. 

—  Kriegsgefangenenkonferenz  in 
Kopenhagen  VII  2  83,  87. 
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Konferenzen,  Kriegsrat  der  Entente 
in  London  VII  2  68,  76. 

—  Liga  der  Menschenrechte,  Kongreß 
VII  2  87. 

—  Mittelmächte-Konferenz  in  Berlin 
yil  2  47. 

—  Moskauer  Konferenz  VII  2  77. 

—  Neutralen-Konferenz  in  Genf  VII 
2  77,  79. 

—  Neutralen-Konferenz  in  Petersburg 
VII  3  75. 

—  Reichskonferenz  der  deutschen 
Freistaaten  VII  3  101,    103,    104. 

—  Sohiffahrtsrat  der  Entente  in 
London  VII  3  18,  68. 

—  Skandinavische  Arbeiterkonferenz 
in  Kopenhagen  VII  3  69. 

—  Skandinavische  Königskonferenz  in 
Malmö,  Dezember  1914  V  204,  234. 

—  Skandinavische  Königskonferenz  in 
Christiania  1916  und  1917  V  207 
bis  208,  211;  VII  2  90.  92. 

—  Skandinavische  Ministerkonferenz 
in  Christiania  VII  2  9,  32. 

—  Skandinavische  Ministerkonferenz 
in  Kopenhagen  1916  und  1918 
V  204,  205 ;  VII  3  40. 

—  Skandinavische  Ministerkonferenz 
in  Stockholm  VII  2  65. 

—  Skandinavische  Warenaustausch- 
konferenz in  Kopenhagen  VII  3  14. 

—  Skandinavische  Wirtschaftskonfe- 
renz in  Stockholm  VII  3  5. 

—  Süddeutsche  Regierungen,  Kon- 
ferenz in  Stuttgart  VII  3  118. 

—  Sozialistenkonferenz  in  Paris  VII 

2  44. 

—  Sozialrevolutionärer  Kongreß  in 
Samara  VII  3  52. 

—  Trade-Ünion-Kongreß  in  Derby  VII 

3  64. 

—  Wilson,  Lloyd  George  und  Balfour, 
Konferenz    in  London    VII  3  117. 

—  Wirtschaftskonferenzen  der  Entente 
VII  2  11,  15,  66. 

Konferenzvorschlag  Grey's 
III  3.53,  373,  396-398,  402—412, 
437,  465,  466.  518,  519,  523,  524, 
528,  544;  VII  1  5  ff.  und  Nach- 
trag 14. 

Konfiskation. 

Kongostaat  VII  2  15. 

Königreich  der  Serben,  Kroa- 
ten und  Slowenen  (siehe  .lu- 
goslawien). 


„Koningin  Emma",  niederländi- 
scher Dampfer  VII  2  76. 

„Koningin  Regent  es",  nieder- 
ländischer Dampfer  VII  3  45,  53. 60. 

Konstantin,  König  von  Griechen- 
land IV  672,  679 :  VII  2  46.  69, 
70,  99. 

Konsularwesen  V  87:  VII  1  29, 
48,  49,  52,  53,  56,  57,  61,  67,  68, 
73;  2  1,  2,  5,  6,  14,  .38,  *42,  46; 
3  54,  55,  57. 

Konsuln,  deutsche  III  371;  VIII 
29,  49,  67,  73;  2  1,  2,  5,  14,  38, 
42;  3  4,  101. 

—  englische  VII  1  48,  57 ;  3  54,  82. 

—  französische  VII  3  55. 

—  österreichisch-ungarische  VII  1  29, 
30;  2  1,  2,  14,  38,  42. 

—  russische  VII  3  55. 
Konterbande   V   204;    VII  1  25, 

28,  37,  41.  4.3,  47,  51—55,  61—63, 
65,  70,  71,  77,  80;  2  5,  13,  21, 
26,  33,  34,  38,  44,  64,  73. 

—  deutsche  Proklamation  VII  1   47; 

2  26. 

—  englische  Proklamation  V  3(»3; 
VI  13,  18.  160:  VII  1  25,  37,  43, 
52,  62,  63,  65,  70,  77,  80;  2  5, 
13,  21,  33,  38,  44. 

—  französische  Proklamation  VII  1 
28,  53,  62,  71,  77,  80:  2  5,  13, 
21,  34,  38,  44,  73. 

—  italienische  Proklamation  VII  2  64. 

—  österr.-ung.  Proklamation  VII  1  55. 

—  türkische  Proklamation  VII  1  51, 
52,  54,  61,  62. 

—  Proklamation   Uruguays   IV   645. 

—  Proklamation  der  Vereinigten 
Staaten  VI  16;  VII  1   41. 

Korfu  VII  2  2,  3,   12.   14. 

Kostarika,  Abbruch  der  diplomati- 
schen Beziehungen  zu  Deutsch- 
land IV  632:  VII  2  81. 

—  Kriegserklärung  an  die  Mittel- 
mächte VII  3  34,  37. 

Kosturino,    Beschießung  Vll  2  1. 
Koeveß.  österr.   Feldmarschall  VII 

3  93. 

K  r  a  c  k  e  r  von  Seh  w  a  r  t  z  e  n  - 
feldt,  Gesandter  in  BogotalKo- 
lumbien)V112. 182,  IS.3. 

Kreß,  General  VII  3  13(1. 

K  r  e  ß  V  o  n  K  r  e  s  s  e  n  s  t  e  i  II .  ( »berst 
IV   139. 

Kreta  VII  2  13,   14 
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Kreuzerkrieg  (siehe  Kriegsschiffe). 
Kriegsausbruch     Deutschland- 
Belgien  VII  1  24. 

Kriegseintritt     Bulgariens     IV 
f)!!— 536. 

—  Chinas  IV  612—617. 
~  Italiens  IV  208-510. 

—  Portugals  IV  587— .540. 

—  Rumäniens  IV  541  —  611. 

—  der  Türkei  IV  31-207. 

Kriegsentschädigung  VII 3 106. 

—  deutsche  VII  3  122. 

Kriegserklärung      Brasilien  — 
Deutschland  IV  623 ;  VII  2  86,  88. 

—  Brasilien— Oesterreich-Üngarn  VII 
3  69. 

—  Bulgarien — Rumänien  IV  601 ;  VII 
2  30. 

—  Bulgarien— Serbien   IV  530;   VII 

1  80. 

—  China-Deutschland  IV  616;   VII 

2  77. 

—  China — Oesterreich-Üngarn       VII 
2  77. 

—  Deutschland — Frankreich  III  697, 
705;  VII  1  23. 

—  Deutschland— Portugal    IV    537; 
VII  2  9. 

—  Deutschland — Rumänien   IV  601; 
VII  2  28. 

—  Deutschland— Rußland     III     377, 
480,  556;  VII  1  21. 

—  England — Bulgarien  IV  27,   535  ; 
VII  1  80. 

—  England— Deutschland  111312,615, 
VII  1  26. 

—  England— Oesterreich-Üngarn    III 
662 ;  VII  t  28,  29. 

—  England— Türkei  IV  14,  203 ;  VII 
1  45. 

—  Frankreich — Bulgarien     IV     536  ; 
VII  1  80. 

—  Frankreich  —  Oesterreich  -  Ungarn 
III  662 ;  VII  1  28. 

—  Frankreich— Türkei   IV  206;  VII 
1  45. 

—  Guatemala— Mittelmächte  IV  680 ; 
VII  3  27,  30. 

—  Haiti— Deutschland  VII 2  80;  3  45. 

—  Italien— Bulgarien    IV    536;   VII 
1  80. 

—  Italien— Deutschland  IV  494—495; 
VII  2  28. 


Kriegserklärung  Italien  —  Oester- 
reich-Üngarn IV  475,  476-480, 
495 ;  VII  1   69. 

—  Italien-Türkei  IV  492-494  ;  VII 

1  77. 

—  Kostarica— Mittelmächte  VII  3 
34,  37. 

—  Kuba— Deutschland   IV  618;  VII 

2  60. 

—  Kuba— Oesterreich-Üngarn  IV  618; 
VII  2  95. 

—  Liberia— Deutschland  IV  624 ;  VII 
2  76. 

—  Montenegro  — Oesterreich  -  Ungarn 
VII  1  27. 

—  Nikaragua— Mittelmächte    VII    3 

30,  33. 

—  Oesterreich-Üngarn  —  Belgien  III 
663 ;  VII  1  33. 

—  Oesterreich-Üngarn— Rußland  III 
611;  VII  1  27. 

—  Oesterreich-Üngarn  —  Serbien  III 
353,  403,  413,  602;  VII  1  8. 

—  Panama— Deutschland  IV  617 ;  VII 

2  60. 

—  Panama  —  Oesterreich-Üngarn  IV 
617;  VII  2  95. 

—  Rumänien  —  Oesterreich  -  Ungarn 
IV  596-599;  VII  2  28. 

—  Rußland— Finnland  VII  3  144. 

—  Rußland-Sibirien  VII  3  37. 

—  Saratow  — Astrachankosaken   VII 

3  9. 

—  Serbien— Bulgarien  IV  533. 

—  Siam— Deutschland  IV  628;  VII  2 
75. 

—  Siam— Oesterreich-Üngarn  IV  629; 
VII  2  75. 

—  Türkei -Entente  IV  33;  VII  1  46. 

—  Türkei -Rumänien  IV  603;  VII 
2  29. 

—  Vereinigte  Staaten  —  Deutschland 
VII  2  59. 

—  Vereinigte  Staaten  — Oesterreich- 
Üngarn  VII  2  93. 

Kriegsführung,   Proteste  VII   1 

31,  32,  33,  34,  35,  36,  38,  39. 
40,  54,  55,  56,  72,  73,  83; 
2  19,  29,  31,  39,  51,  58,  67,  84, 
85,  88;  3  9,  12,  56,  69,  75,  83, 
87,  98,  99. 

Kriegsgebiet-Erklärung  (siehe 

Seesperrgebiet). 
Kriegsgefangene,     belgische   in 

deutscher  Gefangenschaft  VII  1  51. 
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Kriegsgefangene,  deutsche  in 
amerikanischer  Gefangenschaft  VI 
84,  85;  VII  1  82;  2  59;    3  55. 

—  deutsche  in  belgischer  Gefangen- 
schaft VII  3  88. 

—  deutsche  in  englischer  Gefangen- 
schaft VI  76.  84;  VII  1  47,  50, 
61,  62,  65,  72;  2  5,  12,  15,  57, 
59,  64,  75;  3  11,  112,  142. 

—  deutschein  französischer  Gefangen- 
schaft VII  1  74;  2  19,  33,  46,  65, 
82,  116. 

—  deutsche  in  rumänischer  Gefangen- 
schaft VII  3  40,  119. 

.  —  deutsche  in  russischer  Gefangen- 
schaft VII  1  29,  36,  43;  3  11, 
17,  56.  61,  66,  125. 

—  englische  in  deutscher  Gefangen- 
schaft VII  2  16;  3  120. 

—  französische  in  deutscher  Gefangen- 
schaft VII  1  76;  2  10,  28,  46,  65; 
3  41,  120. 

—  österreichische  in  italienischer  Ge- 
fangenschaft VII  2  1;  3  67. 

—  österreichische  in  russischer  Ge- 
fangenschaft VII  3  68. 

—  russische  in  deutscher  Gefangen- 
schaft VIl  2  30,  70;  3  49,  75. 

—  Heimbeförderung  der  deutschen 
Kriegsgefangenen  VII  3  102,  105, 
117,  123,  124,  134,  136,  187,  139, 
140,  141,  145. 

—  Heimbeförderung  der  Entente- 
Kriegsgefangenen  VII  3  109.  110, 
122. 

—  Repressalien  an  Kriegsgefangenen 
VII  2  23,  27,  28.  30,  36,  46, 
65,  79. 

—  Unterbringung  der  Kriegsgefange- 
nen in  der  Schweiz  V  265,  268, 
305,  307,  316,  317—319,  325,  326, 
331.  334;  VII  2  1,  4,  10.  11,  14, 
63;  3  112. 

Kriegsgefangenen -Austausch 
Abkommen:  Bulgarien— Rumänien 
VII  3  5. 

—  Abkommen:  Deutschland— Belgien 
VII  3  21,  88. 

—  Abkommen:  Deutschland— England 
VII  1  48,  50;  2  11,  14,  29,  31, 
34.  35,  47;  3  2.  34,  36,  44,  45, 
51,  55,  85,  88,  !>.3. 

—  Abkommen:  Deutschland — Frank- 
reich V  338,  347;  VII  1  71;  2  1, 
4,  10,  36,  67. 


Kriegsgefangenen-Austausch 
Abkommen:   Deutschland— Italien 

V  347. 

—  Abkommen:  Deutschland— Nieder- 
lande VII  2  97. 

—  Abkommen:  Deutschland— Ru- 
mänien VII  2  95;  III  22. 

—  Abkommen:  Deutschland-Rußland 
VII  3  13. 

—  Abkommen:  Deutschland— Ver- 
einigte Staaten  V  348 ;  VII 3  55,  73. 

—  Abkommen:  England— Türkei  V 
338. 

—  Abkommen:  Mittelmächte  —  Ruß- 
land VII  3  10. 

—  Abkommen:  Oesterreich- Ungarn— 
Rumänien  VII  2  94;  3  46. 

—  Abkommen:  Oesterreich-Üngarn— 
Rußland  VII  3  47. 

—  Abkommen:  Oesterreich-Üngarn — 
Serbien  V  347. 

Kriegsgefangenen -Behandlung 
VII  1  42,  52,  82;  2  1,  23,  27.36, 
54,   63,   79,   83;  3  57,  107. 

—  Abkommen :  Deutschland— England 
VII  2  79. 

—  Abkommen:  Deutschland— Frank- 
reich VII  1  76:  2  30,  74,  97;  3 
18,  22,  28,  30.  32,  97. 

—  Abkommen:  Deutschland — Italien 
VII  3  28,  32. 

—  Abkommen  :  England— Türkei  VII 
3  28. 

—  Abkommen:  Italien  —  Oesterreich 
VII  3  59,  61,    73. 

Kriegsgefangenen-Lager  VII 
1   47;    2  8,  19.  30.  33,   75;    3  41. 

Kriegsmanifest  des  Zaren  VII 
1  24;  2  56. 

Kriegsmittel,    verbotene    VII    1 

31,  35,  36,  40,  64,  67;    2  64.  67; 

3  9,  31,  75. 
Kriegsrat.  oberster  der  Alliierten 

in  Versailles  VII  2  89;  3  7,  8.  42; 

Nachtrag  15. 

Kriegsschäden  VII  1  66. 
Kriegsschiffe,  Behandlung  IV  1. 
2,  3,   165,  639,  642,  647,  650.  651 ; 

V  71.  7(5,  78.  79;  VI  21,  22;  VII 

1  38,  41,   44.  50,   51.  52.  63,  81; 

2  49,  50. 

—  Beschlagnahmo  IV  88,  89,  \M\: 
VII   1   27;  2  49,  89;  3  79. 
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Kriegsschiffe,  deutsche  III  512, 
600;  V  74,  75,  82,  83,  85 ;  VI  64; 
VII  1  29,  33,  41,  43,  47,  50,  62, 
63,  64,  73,  81;  2  49,  50,  57,  76; 
3  99,  100,  102,  106,  144. 

—  deutsche  (siehe  auch  ü-Boote). 

—  englische  III  400 ;  IV  72,  532 ; 
IV  140,  171;  V  216;  VII  1  42, 
43,  47,  65,  73,  80,  82;  2  74,  77; 
3  15,  20:  3  37.  38,  106.  113. 

—  französische  IV  532:  VII  1  68,  79, 
83;  2  65,  37,  38,  116,  130. 

—  italienische  VII  1  79. 

—  österreichische  VII  1  32. 

—  russische  IV  31,  32,  85 ;  VII  1  44, 
73,  89;  3  25. 

—  türkische  IV  31,  32,  72,  85,  86, 
136;  VII  1  30,  42,  43,45;  3  109. 

—  der  Vereinigten  Staaten  VII  3  113. 
Kriegsziele    Bulgariens  VII  2  98; 

3  3    7. 

—  Deutschlands  VII  2  66,  68,  69: 
3  6,  71;  Nachtrag  15. 

—  Englands  VII  2  32,  35,  49,  67,  68, 
69,  75,  76,  78,  84,  88,  94,95,96; 
3  2,  3,  11. 

—  der  Entente  VII  2  91;  3  58. 

—  Prankreichs  VII  1  41 ;  2  64,  67, 
69    73    79. 

—  Italiens  VII  2  36,  56;   3   11,   33. 

—  0  esterreich- Ungarns  III  352,  353; 
VII  3  4,  5,  6. 

—  Rußlands  IV  506,  694,   695;    VII 

1  61,  62 ;  2  18,  39,  60,  61,  66,  67, 
69,  70,  71. 

—  der  Sozialisten  VII  2  44,  46. 

—  der  Vereinigten  Staaten  von 
Amerika  VII  2  69,  92. 

Kriegszustand      Sowjetrußland- 

Entente  VII  3  55. 
Krim,  ünabhängigkeitserklärung  VII 

2  96;  3  52,  77,  80,  83,  84,  87. 
Kroatien  VII  3  57,  132. 
Kronprinz,  deutscher  VII  3  65, 

106  (Thronverzichtsurkunde). 
Kronprinz  von  Serbien  III  454, 

468,  474,  603:  VII  t  3,  6,  14. 
K  r  0  n  r  a  t,  deutscher  in  Berlin  (11.  IX. 

14)  VII  Nachtrag  14. 

—  deutscher  in  Potsdam  (5.  VII.  14) 
VII  2  76. 

—  deutscher  in  Spaa  (14.  VIII.  18) 
VII  3  57, 

—  österreichischer  in  Wien  VII  3  87. 

—  polnischer  in  Warschau  VII  3  62. 


K  r  0  n  r  a  t ,  rumänischer  I V  596 ;  VII 
2  28,  77. 

Krupensky,  russischer  Botschafter 
in  Tokio  IV  613-615. 

Krylenko,  russischer  Oberbefehls- 
haber VII  2  94;  3  8,  16. 

K  u  b  a  IV  617-618  ;  VII  2  50,  87,  99. 

—  Erklärung  des  Kriegszustandes  mit 
Deutschland   IV   618;    VII  2  60. 

—  Erklärung  des  Kriegszustandes  mit 
Oesterreich-Ungarn   IV  618:   VII 

2  95. 

—  Konflikt  mit  Mexiko  VII  3  34,  76. 
Kuban-Regierung  VII  3  65,  145, 
von    Kucharzewski,    polnischer 

Ministerpräsident  VII  2  90;   3  6, 
74,  77. 
Kudaschew,  russischer  Botschaftsrat 
in  Wien  III  454,  456. 

—  russischer  Gesandter  in  Brüssel 
III  630. 

von  Kühlmann.  Staatssekretär  des 
Aeußeren  VII  2  77,  81,  82,  91,  97  : 

3  6,  8,  9,  12,  13,  29,  32,  33,  36,  38, 
39,  43  (Rücktritt);    Nachtrag  14. 

Kundgebungen,  Aegyptische  Re- 
gierung IV  1-28;  VII  3  2. 

—  Ahmed  Schah  V  216. 

—  Alexander,  Prinz  von  Griechenland 
VII  2  70. 

—  Alfons  XIIL,    König  von  Spanien 

V  433;  VII  2  16;  3  20. 

—  Arbeiter- undSoldatenrat,  deutscher 
VII  3  98. 

—  Asquith  III  310,  312;  IV  653; 
VII  1  36;  2  13,  17,  26,  37,  80, 
95;  3  85. 

—  Balfour  VII  2  18,  37,  73,  75,  90. 
95;  3  3,  11,  13,  14,  32.  38,  54, 
70,  77,  82,  88. 

—  Bauer  VII  3  144. 

—  Bela  Khun  VII  3  143. 

—  Belgische  Regierung  IV  206—207; 
VII  1  41;  3  72. 

—  Beresford   VII  2  51. 

—  von  Bethmann  -  Hollweg  III  159, 
219,  725,  729;  IV  495,  497—500; 

VI  239,  265 ;  VII  1  9,  25,  34,  49, 
52,  69,  70;  2  6,  12,  19,  33,  37, 
41,  48,  54,  56,  58,  66 :  3  19,  105, 
145. 

—  Bissolati  VII  2  36. 

—  Bonar  Law  VII  2  43,  48,  65,  79, 
89;  3  17,  31,  38,  45,  77. 

—  Boselli  V  16;  VII  2  71. 
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Kundgebungen,  Braun  VII  3  80. 

—  Braz  IV  622. 

—  Briand  VII  2  31.  42.  43. 

—  von  Brockdorff  -  Rantzau  VII  3 
126,  128,  130,  1.38. 

—  von  Brünninghaus  VII  3  74. 

—  Bryan  VII  2  78. 

—  Buchanan  VII  2  94. 

—  Bulgarische  Regierung  IV  511  bis 
533;  VII  1  28,  47 ;  2  63,  92;  3  77. 

—  Burian  VII  2  20;  3  27,  37,  38, 
45,  71,  76.  85,  86. 

—  von  dem  Bussche  VIL3  2,  16,  17. 

—  Calonder  VII  3  36. 

—  von  Capelle  VII  2  58. 

—  Carson  VII  2  56,  93. 

—  Caves  VII  3  48. 

—  Cecil  VII  2  62.  67,  75,  84,  89,  90, 
91 ;  3  24,  33,  43,  60,  64,  78,  97, 
101. 

—  Christian,  König  von  Dänemark 
V  187;  VII  1  30;  3  34. 

—  Churchill  VII  2  81;  3  49. 

—  Clemenceau  VII  2  (54 ;  3  23, 71, 138. 

—  Curzon  VII  3  40. 

—  Czernin  VI  285;  VII  2  48,  58, 
75,  81,  92,  93.  98 ;  3  3,  4,  6,  23, 
45,  49.  79,  112. 

—  Deutsche  Regierung  IV  495—506. 

—  Deutsche  Sozialdemokratie  VII  1 
36;  2  62. 

—  Deutsche  Volksregierung  VII  3 
93,  97,  116,  139,  141. 

—  Diaz  Rodriguez  V  460—464. 

—  Ebert  VII  3  96,  126,  136. 

—  Eyschen  III  711. 

—  Emmich  VII  1   24. 

—  Englische  Arbeiterpartei  VII  1  36 ; 
3  82. 

—  Englische  Regierung  IV  88-204, 

—  Enver  Pascha  IV  38.  VII  1  46; 
3  18. 

—  Erzberger  VII  3  83,  113,  128,  129. 

—  Esterhazy  VII  2  70,  72. 

—  von  Falkenhausen  VII  3  17. 

—  Ferdinand.  König  von  Bulgarien 
IV  531.  604;  VII  2  30,  35,  41, 
45,  80,  83. 

—  Ferdinand,  König  von  Rumänien 
IV  600:  VII  2  29;  3  37. 

—  Foch  VII  3  112. 

—  Französische  Regierung  IV  204 
bis  20(i,  .536;  VII  1  34;  2  79. 

—  Französische  Sozialisten  VII  3  135. 


Kundgebungen,  Franz  Joseph, 
Kaiser  von  Oesterreich  IV  378  bis 
379;  VII  2  .36,  38;  Nachtrag  13. 

—  French  VII  3  35. 

—  Friedberg  VII  3  83. 

—  Friedrich,  Erzherzog  von  Oester- 
reich IV  600;  VII  2  28. 

—  Georg,  König  von  England  VII  1 
36,  37;  2  18,  30.  43.  50.  88;  3 
10,  11,  28. 

—  Gerard  VII  2  45. 

—  Grey  III  172,  292,  310,  539;  VI 
289;  VII  1  9,  37,  63;  2  10.  17. 
35 ;  3  82. 

—  Griechische  Regierung  VII  2  85. 

—  Groener  VII  2  63. 

—  Gustav  V.,   König  von  Schweden 

V  212,   231,   237,   256;    VII  2  3, 
47,  55;  3  3.     . 

—  HaakonVII.,  König  von  Norwegen 

V  207,  211.  213;  VII  2  4. 

—  Hammarskjöld  V  238. 

—  Heinrich,  Prinz  von  Preußen,  VII 
3  108. 

—  Helfferich  VII  2  57,  64. 

—  von  Hertling  VI  285;  VII  2  82, 
85,  91,  92,  96;  3  1,  6,  13,  20,  27. 
32,  39,  43,  44,  64.  65,  74. 

—  von  Hindenburg  VII  2  60,  80,  92 ; 
3  19,  23,  37.  (i5,  71. 

—  von  Hintze  VII  3  57,  74,  75. 

—  Horvat  VII  3  49. 

—  Hughes  VII  3  .59.  64. 

—  von  Hussarek  VII  3  77,  81.  87. 

—  Hussein  Kamil  IV  22. 

—  Ishii  VII  2  82. 

—  Italienische  Regierungl  V393— 495, 
536; -VII  3  88. 

—  Izzet  Pascha  VII  3  87. 

—  Japanische  Regierung  VII  3  56. 

—  Jonnart  IV  673,  675;  VII  2  70. 

—  Kaempf  VII  2  64,  81. 

—  Kaiser  von  Japan  III  600. 

—  Karl,  Kaiser  von  Oesterreich  V  14; 
VII  2  38.  45.  68,  79.  92;  3  11, 
29,  34.  85,  97. 

—  Karolyi  VII  3  133. 

—  Kerenski  VII  2  76.  79. 

—  Konstiintin,  König  von  Griechen- 
land IV  672,  673.  675;  VII  2  46, 
69,  70.  99. 

—  Krylenko  VII  2  94. 

—  von  Kühlnmun  VII  2  77,  81.  82, 
91 ;  3  6,   13,  29,  32,  33.  38,  39. 

—  Lambros  VII  2  42. 
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Kundgebungen,  Lammasch  VII 
3  91. 

—  Lansdowne  VII  2  91;  3  16,  20, 
30,  50,  53. 

—  Lansing  VII  2  88;  3  70. 

—  Lenin  VII  3  32. 

—  Litauische  Regierung  VII   3  129. 

—  Lloyd  George  VII  2  32,  42,  45, 
49,  60,  61,  64,  66,  71,  73,  75,  78, 
85,  86,  88,  89,  96,  97;  3  2,  11, 
25,  26.  30,  33,  38,  39,  53,  69, 
106,  liO,  133. 

—  von  Ludendorff  VII  2  92 ;  3  19; 
Nachtrag  15. 

—  Malinow  VII  3  77. 

—  Mauras  VII  3  38,  89. 

—  Max,  Prinz  von  Baden  VII  3  11, 
59,  80,  88,  93,  95,  96,  99. 

—  Mercier  VII  1  34,  53,  54. 

—  Michaelis  VII  2  74,  77,  78,  81. 

—  Miljukow  VII  2  31. 

—  Milner  VII  3  37. 

—  Murature  IV  630. 

—  Nikolai  Nikolajewitsch  VII  1  30. 

—  Nikolaus  IL,  Zar  von  Rußland  IV 
535;  VII  1  24,  40;  2  44,  56. 

—  Oberster  Kriegsrat  VII  3  124. 

—  Orlando  VII  3  1,  11,  79,  102. 

—  Oesterreich-Üngarn  IV  209—393; 
VII  2  41,  61,  86. 

—  Painlev6  VII  2  88. 

—  Papst  VII  1  47,  52 ;  2  50,  75,  96  ; 
3  57. 

—  Pasitsch  VII  3  23,  88. 

—  von  Payer  VII  3  68,  74,  77,  88; 
Nachtrag  15. 

—  Pichon  IV  684 ;  VII  2  92-,  98 ;  3 
3,  14,  95,  133. 

—  Poincarö  III  706 ;  VII  1  53 ;  2  17, 
23,  60;  3  78,  123. 

—  Polnische  Regierung  VII  2  86; 
3  81,  94,  103,  106. 

—  Preuß  VII  3  127. 

—  Prokrowsky  VII  2  42. 

—  Radoslawow  IV  530;  VII  2  92, 
98;  3  7,  24,  30. 

—  Rat  von  Flandern  VII  3  5,  38. 

—  Rat  der  Volksbeauftragten  VII 
3  102. 

—  Renner  VII  3  142. 

—  Ribot  VII  2  59,  65,  67—70,  73,  75. 

—  Rumänische  Regierung  VII  3  30. 

—  Russische  kaiserliche  Regierung  IV 
48-87,   506—510,  533-535. 


Kundgebungen,  Russische  Sowjet- 
Regierung  VII  2  57,  61,  65,  67, 
71,  95,  96;  3  2,  4,  7,  42—44,  51, 
57,  62,  107. 

—  Salandra  IV  472,   483—492;  VII 

1  32,  49. 

—  Sasonow  III  281  ;   VII  1  28,  32; 

2  11,  18.  21,  22. 

—  Scbeidemann  VII  3  128,  132,  139. 

—  Schweizerischer  Bundesrat  V  264, 
.266,  343. 

—  von  Seidler  VII  2  71,  80;  3  3.  5, 
13,  14,  41. 

—  Serbien  IV  533 :  VII  1   13. 

—  Skoropadski  Vit  3  50. 

—  Solf  VII  2  69,  97  ;  3  18,  59,  88. 
-  Sonnino  VII  2  41,  42,  56. 

—  Sultan  Mehmed  der  Fünfte  IV  33, 
35,  48;  VII  1  46;  2  37,  45,  81. 
84,  87. 

—  Sultan  Mehmed  derSechsteVII  3  59. 

—  Terestschenko  VII  2  67,  87. 

—  Tisza  IV  390—393,  608;  VII  1 
67,  70:  2  3,  30,  31,  41,  47,  50, 
61 ;  3  22.  40,  85. 

—  Trepow  VII  2  39. 

—  Trotzki  VII  2  89  ;  3  3,  6,  7,  22,  32. 

—  Tschitscherin  VII  3  140. 

—  Türkische  Regierung  IV  29—48; 
VII  2  42,  52,  66,  97 ;  3  9. 

—  Uruguay  IV  652. 

—  Vemzelos  IV  653.  654,  657,  667; 
VII  1  39,  52;  2  32. 

—  Viktor  Emanuel  III.,  König  von 
Italien  VII  2  88. 

—  Viviani   III   272,   472:  VII  1  52. 

—  Wedel  VII  3  32. 

—  von  Weizsäcker  VII  3  32. 

—  Wekerle  VII  2  95;  3  7.  9,  32, 
38,  88. 

—  Wilhelm,  Fürst  von  Albanien  V  2 ; 
VII  1  34,  35. 

—  Wilhelm  IL,  deutscher  Kaiser  III 
724;  VII  1  25,  35;  2  36,  41,  45, 
46,    49,    60,    73,    75.    79,    83,   84; 

3  10,  11,  15,  17,  19,  23,  25,  26, 
27,  31,  43,  50,  5],  68,  76,  80,  93, 
105  (Verzichturkunde) ;  Nach- 
trag 13. 

—  Wilson  VI  231,  243,  255—263, 
280-288,  293,  296;  VIII  31;  2 
5.  14,  18,  35,  43,  49,  54,  55,  59, 
62,  70,  77,  82,  89,  92;  3  1,  2 
(vierzehn  Punkte),  11, 24,  25, 33,  64, 
76,  96,  97,  107,  124  (Völkerbund). 
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Kundgebungen.  W' ilhelmina, 
Königin  der  Niederlande  VII  1 
37  ;  2  32,  71.  79. 

—  Wimbornes  VII  3  40. 

—  von  Winterfeldt  VII  3  115. 
— .  von  Wrisberg  VII  3  74. 

—  Zimmermann  VII  2  35,  53,  54. 
Kurland   VII   2  80,   89,  99;  3  17, 

19,  45,  98,  109,  146. 
Küstengewässer   (siehe  Hoheits- 
gewässerj. 


,Labuan",  Handelsschiff  VI  147,220. 
,iLa  Corventina",    engl.  Dampfer 

VI  173. 

de  Lalaing,  belg.  Gesandter  in 
London  III  1,  3,  6,  23,  26,  28,  38, 
45,  50,  91,  93,  97,  99,  101,  105, 
106.  109,  114—117,  122,  128,  137, 
138,  150,  562,  575.  581.  582,  584, 
585,  589,  592,  593,  594,  595,  612, 
614,  615,  616,  617,  619,  620,  626, 
630,  633. 

L  a  m  b  r  0  s ,  griech.  Ministerpräsident 

VII  2  42. 

Lammasch,  österr.  Ministerpräsi- 
dent VII  3  90,  91. 

Landwirtschaftl.  Maschinen, 
Auslieferung  VII  3  122,  124,  127, 
141. 

von  der  Lancken,  Freiherr  VII 
3  92. 

,Langeli",  Dampfer  VII  2  10. 

Langies,  schweizerischer  Oberst  V 
282,  283. 

Langley,  Hilfssekretär  im  englischen 
Auswärtigen  Amt  V  157,  360. 

Langwerth  de  Siramern,  Le- 
gationsrat III  58. 

Lansdowne,  Lord  VII  2  91 ;  3 
16,  20,  30,  50,  53. 

L  a  n  s  i  n  g ,  Staatssekretär  der  Ver- 
einigten Staaten  von  Amerika  V 
197,  254;  VI  10,  18,  94,  98,  101, 
118.  123,  124,  135,  136,  155,  159, 
168,  2(;3,  277.  302,  304,  30(5,  308, 
310;  VII  2  11,81,  88;  3  61,  70,  92. 

L  a  r  d  y,  Attache  bei  d.  schweizerischen 
Gtsandtscbaft  in  Petersburg  V  271, 
328-329. 

de  Larroque,  französischer  Ge- 
schäftsträger in  Bogota  (Kolum- 
bien1  V   120. 

Lausitzer  Wenden   VII  3  119. 


Lazarette,  Beschießung  VII  1  72. 

74.  76.  77,  79.  81,  83:  2  5.  8.  37; 

3  51,  55,  56,  71,  7.3. 
Lazarettschiffe  V446:  VII139, 

40,  48,  57,  66,   71,  73,  74:    2  11, 

38,  48.  49,  58,  62,  63,  67,  71,  78; 

3  5,  40,  .53,  59. 
„League  of  nations",  Programm 

Greys  VII  Nachtrag  15. 
Lebensmittelabkommen  von 

Brüssel,  Alliierte-Deutschland  VII 

3  132,  133. 
Lebensmittelversorgung    des 

besetzten    Gebietes    (siehe    Hilfs- 
komitee). 

—  Deutschlands  VII  3  98.  99,  100, 
103.  105,  106,  113,  119,  120,  122, 
123,  127,  129,  130,  131,  132,  133, 
134,  135,  137.  138. 

—  Oesterreichs  VII  3  98.  99.  122. 

—  Polens  VII  3  125. 
„Leenana  w",      amerikanischer 

Dampfer  VII  1   75. 
de  Leghait,    belgischer  Gesandter 

in  Paris  III  4,  13,  20,  27.  29.  44, 

53,  67,  68,  69. 
L  e  m  0  r  e ,  amerikanischer  Senator  VII 

2  9. 
Lenin,    russischer    Volkskommissar 

VII  3  32,  55. 
von  Lersner.  Legationssekretär  VII 

Nachtrag  15. 
Lettland  VII  3  98,  118.  139.  142, 

145. 
von   Lettow -Vorbeck,    General 

VII  3  98. 
Liberia  VII  2  73. 

—  Abbruch  der  diplomatischen  Be- 
ziehungen zu  Deutschland  IV  624  ; 
VII  2  (;6. 

—  Erklärung  des  Kriegszustandes  mit 
Deutschland  IV  624;  VII  2  7(1. 

„Libertad"*,  argentinischer  Dampfer 

VII  3  61. 
L  i  c  h  n  0  w  s  k  y ,  Botschafter  in  London 

III  372,  373,  3.S4,  667.  6(')8.  675; 
VII  1   1.  4.  7,  9;  3  19,  56. 

„Liga    von    Nationen"    VII  3  21. 
Liman    von    Sanders,     General 

IV  9S,   122;  VII  3  131. 

—  Armee  VII  3  113. 
Liraburg.    Durchzug  der  deutschen 

Truppen  VII  1   24;  3  103. 
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Limpus,  englischer  Admiral  in  der 
Türkei  IV  92,  m,  114,  135,  137, 
138. 

Lincoln,  Präsident  der  Vereinigten 
Staaten  von  Amerika  VI  213. 

Lira  Alejandro,  chilenischer  Mi- 
nister des  Aeußeren  V  68,  82, 90,  91. 

„Lissabon",  deutscher  Dampfer  VII 
2  25. 

Litauen  VII  2  80,  98;  3  1,  17,21, 
22,  29,  38,  83,  117,  118,  129,  132, 
139    145. 

Li  vi  an  d  VII  3  7,  12,  18,  25,  43,  73. 

„Llandovery  Castle",  engl. 
Lazarettschiff  VII  3  40,  41. 

Lloyd  George,  engl.  Minister  VII 

2  32,  42,  45,  49,   60,   61,   64,   66, 
71,  73,  75,  78,  85,  88,  89,96,  97; 

3  2,  11,  25,  26,  30,  33,  38,  39,  53, 
69,  106,  110,  133,  134. 

Lockhart,  englischer  Konsul  VII 
3  54,  82. 

„Locksun",  Dampfer  VI  40;  VII  1 
46,  47,  50. 

L  0  d  g  e  ,  Senator  im  Senat  der  Ver- 
einigten Staaten  von  Amerika  VII 
3  113. 

„Lokalexekution"  in  Serbien 
VII  1  4. 

„Lokken",    Dampfer  VII  2  35,  38. 

Londoner  Konferenz  über  Frie- 
dens-Vorverhandlungen VII  3  108. 

Londoner  Seekriegsrechts- 
erklärung V  190;  VI  5,  7,  8, 
9,  13,  17,  18;  VII  1  27,  29,  31, 
32,  33,  40,  42,  43,  45,  72,  80,  81, 
82;  2  11,  13,  21,  22  (Aufhebung). 

Londoner  Vertrag  VII  1  35,36, 
80,  82;  2  77,  89;  3  28. 

„ L  0  r  1 0  n " ,  peruanisches  Handelsschiff 
VII  2  51,  77. 

London,  niederländischer  Minister 
des  Aeußeren  IV  592;  V  358.  364, 
365,  421;   VII  3  21. 

Löwen,  Zerstörung  VII  1  33,  35. 

Lublin  VII  3  96. 

von  Lucius,  Gesandter  in  Durazzo 
j(Albanien)  V  3  10. 

Luco,  Barros,  Präsident  der  Re- 
publik Chile  V  72. 

von  Ludendorff,  Erster  General- 
quartiermeister VII  3  8,  19,  89 
(Rücktritt),  129;  Nachtrag  15. 

Ludwig,  König  von  Bayern  VII  2 
80. 


Luftangriffe  V  278,  3.36,  346; 
VII  1  33,  47,  48,  56,  72,  74,  76, 
78;  2  5,  11,  21,  61,  62,  88,  94, 
95,  99;  3  1,  12,  36,  .37,  43,  48, 
51,  54,  55,  58,  62,  73,  93. 

Luftkriegsrecht,  üeberfliegen 
neutralen  Gebiets  V  278,  292  bis 
293,   335;    VII    1    28,  47,  49,  57, 

78,  79;  2  10,  23,  26,  43,  74,  77, 
94,  95,  98;  3  2.  14,  36,  42,  48, 
54.  57,  58,  62,  67,  77,  139. 

Luftschiffe  VII  2  10,  25,  43. 

—  Beschießung  durch  Luftschiffe  VII 

1  33,  55,  56,  78. 
Luftverkehrsverbote,     schwe- 
dische V  232,  241. 

—  schweizerische  V  266. 

L  ü  g  e  n  f  e  1  d  z  u  g  VII  2  3. 

L  u  k  0  w ,  bulgarischer  Generalstabs- 
chef VII  3  82. 

„Lusitania",  amerikanischer 
Dampfer  VI  62.  89,  92,  96,  105, 
108,  109;    VII    1    68,  70,  72,  77: 

2  4,  6,  7,  9,  66. 

V.  Luxburg,  Gesandter  in  Buenos 
Aires  IV  632;  V  254,  255;  VII  2 

79,  80,  85. 

Luxemburg  III  708—723;  IV  692 
bis  693;  VII  3  48,  119. 

—  Besetzung  III  555  ff.,  589^  671, 
693;  VII  1   22. 

—  Deputiertenkammer  III  711. 
Lyoner  Funkspruch  IV  690. 
Lyons,     englischer    Botschafter    in 

Washington  VI  220,  221,  222. 
Lwow,  russischer  Fürst  VII  2  67. 


MacedonienVII  1  82;  2  17,  40,86. 

Mac  Kenna,  englischer  Finanz- 
minister IV  738. 

V.  Macchio,  österreichisch  -  ungari- 
scher Botschafter  in  Rom  III  336 ; 
IV  249—379;  VII  1  6. 

von  Macke nsen.  Internierung  VII 
3  118,  119. 

von  Mackensen-Armee  VII  3 
96,  104,  105,  108,  110,  114. 

„Madeleine  Rickmers",  Dampfer 
VII  1  71. 

„Magic  i  e  n  n  e",  Handelsschiff  VI 
147,  210,  220. 

„Main",  Dampfer  VII  1  58. 

Majoresco,  rumänischer  Minister- 
präsident IV  591,  593,  595. 
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„Malaga^-Fall  VII  2  24. 

M  a  1  i  n  0  w ,  bulgarischer  Minister- 
präsident VII  3  75,  77,  79. 

M  a  1 1  e  t .  französischer  Botschafter  in 
Konstantinopel  IV  94—200. 

Malvy  VII  3  52. 

, Manchester  Engineer\  eng- 
lischer Dampfer  VI  191,  196;  VII 
2  11,  13. 

Manifest,  irisches  VII  2  57. 

—  russisches  VII  2  57. 

—  türkisches  IV  35,  41. 

von  Mann,  Admiral,  Staatssekretär 
VII  3  80. 

Mannerheim,  finnischer  Reichs- 
verweser VII  3  113. 

de  Manneville,  französischer  Ge- 
schäftsträger in  Berlin  III  481. 

Marees  von  Swinderen,  nieder- 
ländischer   Gesandter    in    London 

V  361,  395,  .396,  398,  402,  407. 
deMargerie,  französischer  Minister 

des  Aeußeren  VI  189. 

Marghiloman,  rumänischer  Finanz- 
minister IV  548,  594. 

„Maria",   niederländischer   Dampfer 

VI  64. 

Marine-Meuterei  in  Kiel  VII  3  94. 

Marinemission,  englische  in  Kon- 
stantinopel IV  67,  92,  137. 

Maritime     Rights     Order     in 

Council  1916  VII  2  22. 
Marokko  V  443;  VII  1  27,  73,  80; 

2  9,  28,  46,  74;  3  51,  112. 
Martini,     italienischer     Kolonial- 
minister IV  321,  357,  364. 

Martine,  Generalsekretär  des  itali- 
enischen Ministeriums  des  Aeußeren 
IV  227,  248. 

Maura,  spanischer  Minister  VII  3 
38,  89. 

Maurice,    englischer    General    VII 

3  30. 

Max  von  Baden.  Prinz  VI  303; 

VII  3   11,  59,  78,  80,  88,  93,  95, 
96,  99. 

Maxwell,  englischer  Generalleut- 
nant IV  13,  14,  15,  16,  23,  25,  27. 

V.  Mayrhauser,  österreichisch- 
ungarischer Konsul  in  Valona  IV 
264,  265,  273-278,  280,  287,  288, 
312. 

„Medea",  niederländischer  Dampfer 
VII  1  64,  67,  71,  76,  80;  2  31,  37. 

Mehmed  V.  (siehe  Sultan). 


Mehmed  VI.  (siehe  Sultan). 
Meistbegünstigung  VII   1    72; 

3  31,  14.5. 
Memorandum   der  Entente  an  die 

Niederlande  V  365—366,  .380-384. 

—  der  Vereinigten  Staaten  von  Amerika 
an  England  VI  167. 

—  der  Vereinigten  Staaten  von 
Amerika  über  die  Behandlung  be- 
waffneter Handelsschiffe  V  I  185. 

V.  Mensdorff,  österreichisch- 
ungarischer  Botschafter  in  London 
3  330,  331,  335,  351,  355.  356, 
660,  662. 

Mercie»,  Kardinal  VII  1  34,  51, 
60;  2  3,  72. 

M  6  r  e  y ,  österreichisch  -  ungarischer 
Botschafter  in  Rom  IV  220-245, 
381—386. 

„Merkur",  deutscher  Dampfer  VII 
3  130,  131. 

„Merrion",  Handelsschiff  VII  1  35. 
38. 

„M  e  t  a",  deutscher  Dampfer  VII 3  133. 

Mexiko,  Beziehungen  zu  den  Ver- 
einigten Staaten  von  Amerika  V 
197—202;  VII  1  66;  2  13,  14,  16, 
18.  20.  21.  22,  35,  36,  38,  53,  56, 
.57;    3  2. 

—  Beziehungen  zu  Deutschland  VII 
2  54,  55. 

—  Konflikt  mit  Kuba  VII  3  34.  76. 

—  Präsident  Carranza  V  197—202; 
VII  2  22,  49,  5.3. 

Michaelis,    Reichskanzler    VII    2 

73   (Ernennung),    74,    77.    78,   81. 

87  (Rücktritt);    Nachtrag  14.  15. 
Militärdienst,  siehe  Wehrpflicht 

VII  3  99. 
Militärgerichtsbarkeit       VII 

2  5. 
Miljukow,  russischer  Minister  VII 

2  31,  33,  57,  66  (Rücktritt). 
Milner.     englischer    Minister     VII 

3  37. 
Mikado  VII  1  53. 

Minen.  Auslegung  durch  Deutsch- 
land   VII    1    32,    .37.    41,    45,  78; 

2  5,  7,  23:  3  38.  61. 

—  Auslegung  durch  England  VII  1 
28,  39,  61  :  3  35,  54.  60. 

—  Auslegung  durch  Frankreich  VII 
1   40;  2  8. 

—  Auslegung    durch   Norwegen    VII 

3  77. 
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Minen,  Auslegung  durch  Oestei'reich. 

—  Auslegung  durch  Rußland  IV  31, 
82;  VII  1  44,  49;  2  35;  3  61. 

—  Auslegung  durch  Schweden  V  243. 

—  Auslegung  durch  die  Türkei  IV  50. 
Ministerrat,  englischer  VII  1  20. 

—  österreichisch  -  ungarischer  VII 
Nachtrag  13. 

—  russischer  VII  1  5. 
Ministerzusammenkunft, 

nordische    in    Christiania    VII    2 
9,  32. 

—  nordische  in  Kopenhagen  VII  3  40. 

—  nordische  in  Stockholm  V  195; 
VII  2  65.  , 

Mirbach,  Graf  VII  2  40;  3  42,46. 
Missionare  VII  1  60;  3  41. 
Mitteleuropa  VII  3  40. 
Mjassojedow,  Senator  im  russischen 

Reichsrat  IV  686. 
Mobilmachung  Belgiens  VII  1  18. 

—  Bulgariens  VII  1  78. 

—  Deutschlands  III  365,  377,  432, 
476,  479,  530,  539,  547  ;  IV  692 ; 
VII  1    11,  14,  16,  19,  21. 

—  Englands  III  477. 

—  Frankreichs  3  449,  479;  VII  1 
11,  19. 

—  Italiens  IV  244. 

—  der  Niederlande  VII  1   18. 

—  Oesterreich-Ungarns  III  365,  445, 
469,  530,  531,  546;  IV  238;  VII 
1  8,  17,  19. 

—  Rumäniens  VII  2  27. 

—  Rußlands  III  350,  360-362.  365, 
371.  374,  377,  398,  412,  426—428, 
436,  437,  438.  442,  506,  516,  533, 
536,  538,  548,  667;  IV  686,  688, 
689;  VII  1  2,  3,  5,  6,  9-12,  14, 
16,  19;  2  37. 

—  der  russischen  Sowjetrepublik  VII 
3  42,  60. 

—  der  Schweiz  V  259;  VII  1  22. 

—  Serbiens  III  346,  .351 ;  VII  1  5. 

—  der  Tscheche-Slowakei  VII  3  102. 

—  der  Türkei  IV  49,  50;  VII  1  24. 

—  der  Vereinigten  Staaten  von 
Amerika  VII  2  21. 

Mohilew,  russisches  Gouvernement 

VII  3  8,  10. 
Moldauische   Republik   VII    2 

99;  3  27. 
Mollard,    französischer    Gesandter 

in  Luxemburg  III  543,   555,  5.56, 

708,  709,  710. 


von  Moltke,  Generalstabschef  VII 
3  14. 

Monako  VII  2  54. 

Monroe-Doktrin  VI  235. 

Montenegro  VII  1  26,  73;  2  2, 
3,  4,  9;  3  108,  109,  116. 

—  Kriegserklärung  an  Oesterreich- 
üngarn  VII  1  27. 

Moratorium,  ägyptisches  IV  4,  9. 

Moreno,  argentinischer  Gesandter 
in  Uruguay  V  31 — 67. 

Mord  von  Serajewo  (s. Serajewo). 

Morgenthau,  Botschafter  der  Ver- 
einigten Staaten  von  Amerika  in 
Konstantinopel  IV  199,  201. 

von  Möricz,  österreichisch-ungari- 
scher Konsul  in  Valona   IV  258. 

Mors,  ägyptischer  Polizeileutnant 
IV  143—149,  184—187. 

M  0 1 0  n  0  ,  japanischer  Botschafter  in 
Petersburg  IV  613. 

„Mousquet"  ,  französisches  Tor- 
pedoboot VII  1  78. 

„Möwe",     deutscher     Hilfskreuzer 

VI  171 ;  VII  2  57. 
Mowinckel,     Präsident    des    nor- 
wegischen Storthings  V  210. 

Dr.  Mühion   VII  3  19,  21. 

Müller,  Lauro,  brasilianischer 
Minister  des  Aeußeren  V  100. 

Müller  vonSzentgyörgy,  öster- 
reichisch -  ungarischer  Botschafter 
in  Tokio  III  598,  599. 

Munitionstransporte  V  199, 
200,  201 ;  VII  2  61,  71. 

Münzenberg,  Wilhelm,  Aus- 
weisung aus   der  Schweiz  V  341. 

Murature,  argentinischer  Minister- 
sekretär für  auswärtige  Angelegen- 
heiten IV  630-632;  V  32-67. 

Murmanabkommen   der  Entente 

VII  3  47. 
Murmanküste  VII  3  33,   36,  41, 

44,  47,  52,  63,  89. 

Müschavir  es  Saltanah,  persi- 
scher Finanzminister  V  218. 

Muschir  ed  Dauleh,  persischer 
Ministerpräsident  V  218. 

Mustafa-Bei,  Präsident  des  alba- 
nischen Senats  V  2. 

Müsteschai  ed  Dauleh,  persi- 
scher Minister  des  Innern  V  218. 

vonMutius,  Gesandter  in  Christiania 
VII  3  59. 

Mytilene  VII  1  67,  75;  2  2,  16. 
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Nachrichten-Kontrolle    (siehe 

Zensur). 
Nationalitätenfragen  VII  2  72. 

—  (siehe  auch  Selbstbestimmungsrecht 
und  Unabhängigkeitserklärungen). 

Nationalitätenprogramm  Kaiser 

Karls  VII  3  84. 
Nationalrat,  armenischer  VII 3 107. 

—  der  Lausitzer  Wenden  VII  3  119. 

—  südslawischer  VII  3  87. 

—  ungarischer  VII  3  89,  92. 

Nationalversammlung,  deut- 
sche VII 3  115— 117, 119, 126-128, 
129,  139,  144. 

—  deutsch-österreichische  VII  3  87, 
89,  91.  130. 

—  Tiroler  VII  3  90. 

N  a  t  u  r  a  1  i  s  a  t  i  0  n  VII 1  65 ;  2  50, 74. 
Naum,     griechischer    Gesandter    in 

Bulgarien  IV  677. 
Naval     Detention     Barracks 

VI  85. 

„Nebraska "  ,amerikanischerDampf  er 

VII  1  74. 

„Neches",  amerikanischer  Dampfer 

VII  1  74—76. 
Negertruppen,   Verwendung  VII 

1  41,  46. 
Neratow,    Unterstaatssekretär    im 

russischen   Auswärtigen   Amt    IV 

699,  702,  703. 
„N  e  s  1 0  s",  griech.  Dampfer  VII  2  61. 
„Neuilly-Vertrag"    (siehe    Frie- 
densvertrag von  Neuilly). 
Neuseeland  VII  2  90. 
Neutrale    Plaggen,     Benutzung 

durch   Kriegführende  V  188,  204; 

VII  J  .58,  59,  62,  63,  79;  2  3. 
„Neutrale  Kommission"  für  die 

zerstörten   Gebiete  VII  3  87,  91. 
Neutrale  Staaten,  Pflichten  VII 

1  78;  2  50,  66. 

—  Rechte  V  204,  460—464;  VII  1 
34,  49,  61,  76;  2  4.  93. 

Neutrale  Zone  Vli  3  112,115,116. 

Neutralisierung  der  Kolonien 
VII  1   38,  42. 

Neutralität  Belgiens  III  5,  298  ff., 
438,  440,  443—445,  479,  548,  550, 
5.55,  562,  563,  581,  582,  584  ff., 
.593,  594;  Vll  1  10,  18,  19,  22, 
23,  25;  2  47,  52;  3  100. 

—  Englands  III  431,  543,  (;(i8  ff. 

—  Frankreichs  III  377,  (i()7  ff. 


Neutralität  Kolumbiens  V  96  bis 
106,  114-118,  169.  185. 

—  Luxemburgs  III  555  ff..  584,  672; 
IV  692,  693. 

—  Schwedens  V  231,  235,  256;  VII 
2  3,  4.  24,  55. 

—  der  Schweiz  IV  480;  V  260,  269 
bis  273,  .324,  .835;  VII  3  5. 

—  Spaniens  V  438,  446,  447. 

—  Venezuelas  V  448—464. 

—  derVereinigtenStaaten  von  Amerika 
VII  1  54,  56,  61,  65.  73;  2  55,81. 

—  Verletzung  der  belgischen  Neu- 
tralität III  587.  672,  676.  694. 
699;  VII  1  23-26,  39,  56.  61,  63. 

—  Verletzung  der  niederländischen 
Neutralität  VII  3  36,  42,  54,  57, 
58,  62,  65,  67,  75,  77. 

—  Verletzung  der  schweizerischen 
Neutralität  V  292—294.  313,  335, 
336,  346;  VII  1  37,  47,  49,  .57; 
2  11,  95;  3  2.   14,  94. 

Neutralitätsabzeichen  der 
Kauffahrteischiffe  VII  1  76,  78; 
2  19. 

Neutralitätsberichte  der 
Schweiz  V  269,  281,  288,  313, 
318,  322,  326,  327,  332,  337.  346; 
VII  2  20,  30;  3  18. 

Neutralitätserklärung  Aegyp- 
tens  VII  1  26. 

—  Argentiniens  IV  629,  631:  V  95; 
VII  1  26. 

—  Belgiens  VII  1  20,  22. 

—  Brasiliens  IV  623  (Widerruf); 
VII  2  64. 

—  Bulgariens  III  472:  VII  1   13,  18, 

28,  47,  53,  78. 

—  Chinas  VII  1  27. 

—  Chiles  V  68;  VII  2  61,  69. 

—  Dänemarks  V  186-188.  190,  191, 
196;  VII  1    19,  26,  27,  29,  30;  2 

29,  30,  92. 

—  Finnlands  VII  3  3. 

—  Griechenlands  Vll  1  23.  .39,  61. 

—  Haitis  IV  625;  VII  1   27. 

—  Italiens  III  507,  .5.50,  673:  IV 
242,    472:    VII  1    22,   23,  25,  28, 

30,  32,  35,  40,  49.  • 

—  Mexikos  V  202:  VII  2  61. 

—  der  Niederlande  V  350:  VII  l 
26,  33,  34;  2  12,  61,  62,  90. 

—  Norwegens  V  202-206;  VII  1 
22,  25;  2  31.  88,  92. 

—  Persions  V  216,  218 ;  VII  1  1 1 :  2  53. 
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Neutralitätserklärung  Portu- 
gals VII  1  40. 

—  Rumäniens  IV  542,  550,  57(i;  VII 
1  25,  26;  2  22. 

—  Sowietrußlands  VII  3  46. 

—  Schwedens  V  231,  2H8,  248;  VII 
1  19,  21,  24,  25,  55;  2  31,  55, 
84,  92. 

—  der  Schweiz  V  259,  263,  269  bis 
273,  279,  324,  326;  VII  1  24—26, 
70;  2  61,  95. 

—  Spaniens  V  433,  437;  VII  1  27, 
30;  2  16,  60,  63;  3  5,  58. 

—  der  Türkei  IV  50,  55,  92 ;  VII  1 
29,  30. 

—  Uruguays  IV  633,   634,  646;  VII 

1  26,  27,  29,  45,  50;  2  61,  70. 

—  Venezuelas  V  448;  VII  1   27. 

—  derVereinigtenStaaten  von  Amerika 

VI  1—6:  VII  1  26,  27,  29.  30, 
31,  33,  34,  45,  70,  77. 

Neutralitätsgrundsätze  der 
südamerikanischen  Staaten  V  95, 
96-106,   110,  114,  169—176. 

Neutralitätsverletzungen 
sonstige  III  672;  IV  140,  171, 
567;  V  73,  74,  216,  234;  VII  1 
46,  50,  51,  53,  63,  72,  76,  78,  79 ; 

2  3,  19,  24,  28,  37,  44.  74,  78, 
80,  83,  94,98;  3  1,  13,  24,  43,  62. 

Neutralitätsverordnungen 
V  237;  VII  1  82;  2  11. 

Neutralitätsvorschlag  v.  Beth- 
mann-Hollwegs  III  430. 

Neutralitätswidrige  Unter- 
stützung V  73;  VI  83.  86, 
101,  120;  VII  1  55,  56,  73;  2  55, 
83;  3  21. 

„New  Amsterdam',  Dampfer  VI 
168. 

N  i  c  0 1  s  0  n  ,  englischer  Unterstaats- 
sekretär IV  51,  81,  189;  VII  1  7. 

Niederlande  III  594;  V  350—432; 

VII  1  39,  42,  71;  2  11,  14,  43, 
55,  76,  87;  3  19,  31,  35,  53,  67, 
70,  78,  82,  94,  102. 

—  Beziehungen  zu  Deutschland  V 
390-392;  VII  1  43,  78,  79;  2  14, 
54,  55,  58,  74,  76,  77,  80,  85;  3 
20,  27,  28,  29,  33,  41,  53,  56,  83, 
90,  102. 

—  Beziehungen  zu  England  V  355, 
.358,  362,  376-387,  392-432;  VII 
1  39;  2  11,  23,  24,  25,  50,  59, 
74,  82,  83,  85,  86;  3  6,  19,  21,  65. 


Niederlande,  Beziehungen  zu 
Sowjetrußland  VII  3  95. 

—  Beziehungen  zu  den  Vereinigten 
Staaten  von  Amerika  VII  2  97; 
3    18,    19,  20,  23,  27,    35,  60.  75. 

—  Durchmarsch    deutscher   Truppen 

V  367. 

—  Materialiendurchfuhr  Deutschlands 
durch  die  Niederlande  V  390-426; 
VII  2  83,  85,  86,  88,  91,  92;  3 
17,  24.  28,  41. 

—  Minister  London  V  .358,  .364,  365, 
421;  VII  3  21. 

—  Orangebücher  V  350—376. 

—  Uebertritt  von  Flüchtlingen  aus 
Belgien   VII  3  82,  85. 

—  Verletzung  ihrer  Neutralität  V  392  ; 
VII  3  36,  42.  54,  57,  58,  62,  65. 
67,  75,  77. 

—  Weißbücher  V  376—432;  VII  2 
51,  92;  3  24. 

NiederländischeKolonien  VII 

3  4,  60,  90. 
Nikaragua  VII  3  61. 

—  Abbruch  der  diplomatischen  Be- 
ziehungen zu  Deutschland  IV  625 ; 
VII  2  66,  69. 

—  Kriegserklärung  an  die  Mittel- 
mächte VII  3  30,  33. 

Nikolaus  II.  (siehe  Zar). 
Nisam    es    Saltaneh,    persischer 

Generalgouverneur  in  Luristan  V 

220. 
Nitti,  italienischer  Minister  VII  3 

144. 
„Noorderdyke",  Dampfer  VI  167. 
Nordseesperre,  englische  V  206 ; 

VI  20,  235,  245;  VII  1  45,  47, 
55:  2  24,  31,  48,  58,  64,  71.  72; 
3  28. 

—  englische,  Aufhebung  VII  3  101, 
114. 

Northcliffe,  englischer  Minister  VII 

3  93. 
Norwegen  V  202—215;  VII  1  42, 

73;  2  4,  16,  .36,  35,  49;  3  56. 

—  Gelbbuch  V  202-206. 
Noten,  Argentinien— Deutschland  IV 

632;    VII  2  50,  79. 

—  Argentinien — England  VII  1  82; 
2  1. 

—  Argentinien  —  Vereinigte  Staaten 
von  Amerika  V  67 ;  VII  2  61. 

—  Belgien— Deutschland  III 591;  VII 
1  29,  32,  33,  39;  2  37;  3  139. 
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Noten  Belgien  —  Friedenskonferenz 
VII  3  139. 

—  Belgien— Niederlande  VII  2  13; 
3  130. 

—  Belgien —  0 esterreich- Ungarn  VII 

1  42,  66. 

—  Belgien— Türkei  IV  206. 

—  Belgien  —  Vierverband    VII   1    49. 

—  Belgien  —  Vereinigte  Staaten  von 
Amerika  VI  268-270. 

—  Brasilien  —  Deutschland  IV  618, 
619,  621;  VII  2  64. 

—  Bulgarien  —  Entente    VII    1    79; 

2  1. 

—  Bulgarien  — Griechenland  IV  657; 
VII  2  18. 

—  Bulgarien-Neutrale  VII  2  48,  80. 

—  Bulgarien  —  Oesterreich  -  Ungarn 
VII  3  73. 

—  Bulgarien— Schweiz  VII  2  44,  45. 

—  Chile— Deutschland  V  70;  VII  1 
50,  63;  2  51. 

—  Chile-England  V  83  ;  VII 1  63,73. 

—  Chile  —  Oesterreich-Ungarn  VII  2 
56. 

—  China— Deutschland  IV  612.  615: 
VII  2  51,  53. 

—  China— Japan  VII  1   67. 

—  China— Niederlande  VII  3  109. 

—  China— Rußland  VII  3  9. 

—  Dänemark  —  Deutschland  V  191, 
193;  VII  2  44. 

—  Dänemark— England  V  189,    190. 

—  Dänemark  —  Oesterreich  -  Ungarn 
V  194;  VII  2  44. 

—  Deutschland —Argentinien  VII 2  80. 

—  Deutschland— Belgien  111590,591; 
VII  1  23,  24,  28,  31,  45,  60;  2 
41 ;  3  88,  133. 

—  Deutschland— Chile  VII  1  72.  74 : 

3  67. 

—  Deutschland— China  VII  2  55. 

—  Deutschland  — Dänemark  V  193; 
VII  2  44;  3  16. 

—  Deutschland— England  VII  1  45: 
2  5,   16,   19,  29.  41,  58;  3  123. 

—  Deutschland— Entente  VII  3  101, 
102,  103,  105,  111,  116,  121.  127 
bis  130,   132,   133.   134,   136-14(5. 

—  Deutschland  — Frankreich  VII  2  4, 
10.  41;  3  130.  131,  134,  13(5,  138, 
140. 

—  Deutschland— Italien  VII  2  41. 

—  Deutschland— Japan  III  601  ;  VII 
1  32. 


Noten  Deutschland  —  Neutrale  VII 
2  45. 

—  Deutschland — Niederlande  V  392  : 
VII  1  67,  69,  76,  79:  2  12,  23, 
24,  33,  37,  39,  43,  46. 

—  Deutschland  —  Norwegen  V  193: 
VII  1  78,  79 ;  2  18,  34,  3.5,  44,  73. 

—  Deutschland— Oesterreich  VII 3  72. 

—  Deutschland— Polen  VII  3  116. 

—  Deutschland— Rumänien  IV  601 ; 
VII  1  26. 

—  Deutschland  —  Rußland  III  458; 
VII  1  3,  4;  3  61.  126. 

—  Deutschland  —  Schweden  V  193  ; 
VII  1  44,  73;  2  79:  3  16. 

—  Deutschland— Schweiz  VII  1  26; 
2  44,  49.  58,  95;  3  107.  134. 

—  Deutschland— Spanien  V  440;  VII 

2  67 :  3  60. 

—  Deutschland— Vatikan  VI  277 ;  VII 
1   44,  60;  2  41,  80;  Nachtrag  1.5. 

—  Deutschland  —  Vereinigte  Staaten 
von  Amerika  VI  59,  67,  76,  81, 
85,  92,  94,  104,  113,  125,  128,  152, 
180,  195,  222,  230,  236,  303.  304, 
306,309;  VII  1  50,  51.  52,  53, 
59,  60,  61,  62,  64,  65,  70,  71,  73, 
75,  77,  78;  2  2,  6,  7,  8,  9,  13. 
16,  40,  43,  48;  3  68,  78,  80-88. 
90,  91,  94,  97,  99,  100. 

—  England— Argentinien  VII  1  83. 

—  England— Belgien  VII  1   24. 

—  England— Chile  V  69,  86,  88;  VII 
1  64,  72. 

—  England— Dänemark  VII  2  80. 

—  England  —  Deutschland  VI  157; 
VII  1    25,   42,    63,    83:    2   8,    20; 

3  88. 


England 
England 
England 
England 
England 
398.  411 
2  13,  21, 
England- 

1  74;  2 
England 

2  10. 

England -Persien  VII  2  26. 
England-Rußland  VII  2  93 :  3  120. 
England -Schweden  V    246;    VII 
2  1,  4,  29,  34. 


-Finnland  VII  3  56.  65. 
—Italien  VII  2  10.  48. 

-Kolumbien  V  120  —  157. 

-Neutrale  VI  68:  VII 3  60. 

-Niederlande  V  360.  394. 
414.  421.  422.  427;  Vli 

27.88;  3  5,21,28,54.  60. 
-Norwegen  VI  235;  VII 

35. 
-Oesterreich-Ungarn  \11 
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Noten  England— Türkei  IV  1,  56, 
HO,  186,  187,  142,  155,  156,  157, 
162,  164,  169,  171,  172,  201;  VII 

1  30,  38,  39,  40;  2  8. 

—  England — Venezuela  V  452,  453, 
454,  457. 

—  England— Vereinigte  Staaten  von 
Amerika  VI  8,  28,  44,  63,  75, 
109,  115,  205;    VII  1  32,  37,  42, 

43,  44,  49,  51,  52.  53,  54,  58, 
59,  60.  52,  65.  69.  75,  76;  2  4, 
7,  10,  13,  16,  23,  24,  34,  37. 

—  Entente— China  VII  3  95. 

—  Entente -Deutschland  VII  3  100, 
101,  134,  136-145. 

—  Entente— Griechenland  IV  662;  VII 

2  19,   20,   30,  33,  34,  41,  42,  43, 

44,  46,  53. 

—  Entente— Mittelmächte  VI  264; 
VII  2  44. 

—  Entente— Neutrale  VII  2  31,  47, 
66;  3  20. 

—  Entente— Polen  VII  3  125. 

—  Entente— Rußland  VII  3  51. 

—  Entente  — Südslawien  VII  3  125. 

—  Entente— Tscheche  -  Slowakei   VII 

3  125. 

—  Entente— Ungarn  VII  3  122,  133, 
135,  143. 

—  Entente — Vereinigte  Staaten  von 
Amerika  VI  270— 272;  VII  2  34, 
45. 

—  Finnland— Frankreich  VII  3  95. 

—  Finnland-Rußland  VII  3  142. 

—  Finnland— Schweden  VII  3  142. 

—  Frankreich— Deutschland  VII 1  19; 
3  130.  131,  134,  135,  136,  138. 
140,  143,  145. 

—  Frankreich-England  III  404:  VII 

1  8;  Nachtrag  14. 

—  Frankreich— Neutrale  VII    1     77; 

2  24. 

—  Frankreich— Niederlande  V  361 : 
VII  2  30,  56. 

—  Frankreich — Oesterreich- Ungarn 
VII  2  31;  3  73. 

—  Frankreich— Polen  VII  3  112. 

—  Frankreich— Türkei  IV  204,  206; 
VII  1  74;  2  5. 

—  Frankreich  -Ungarn  VII  3  105. 

—  Frankreich  —  Vereinigte  Staaten 
von  Amerika  VII  2  34. 

—  Griechenland— Deutschland  IV  675; 
VII  2  52,  72. 

—  Griechenland-England  VII  1  80. 


Noten  Griechenland —  Entente  IV 
665,  674;  VII  2  11,  47. 

—  Griechenland  — Frankreich  IV  671; 
VII  2  58,  95,  99. 

—  Griechenland -Serbien  VII  1   80. 

—  Griechenland— Vierverband  VII  1 
82;  2  11. 

—  Italien— England  VII  2  10. 

—  Italien -Griechenland  IV  669;  VII 
2  7,  40. 

—  Italien— Großmächte  IV  476— 480, 
482;  VII  1   43,  70;  2  25. 

—  Italien  —  Oesterreich  -  Ungarn  IV 
474,  482;  VII  1  12,  50,  66,  67, 
69;  2  49;  3  71. 

—  Italien-Rußland  VII  2  70. 

—  Italien— Türkei  IV  493. 

—  Italien— Vatikan  VII  2  33. 

—  Japan  — China  VII  1  67. 

—  Japan— Rußland  VII  3  25. 

—  Japan— Vereinigte  Staaten  von 
Amerika  VII  2  81,  88. 

—  Mexiko  -England  VII  2  36. 

—  Mexiko  — Vereinigte  Staaten  von 
Amerika  V  198,  199,  201 :  VII  2 
13,    18,   22,    36,   53,  57,  66:  3  2. 

—  Montenegro  — Großmächte  V  10; 
VII  1  73. 

—  Niederlande— Belgien   VII    1    24; 

2  19. 

—  Niederlande— Deutschland  V  390; 
VII  1  43,  57,  61,  71,  74,  78,  80, 
82,  83;  2  5,  6,  10,  11,  14,  18,  23, 
26,  31,  33,  34,  40,  43,  44,  50,  58. 

—  Niederlande— England  V  358,  360, 
376,  377,  384,  392,  407,  417.  419, 
425,  430 :  VII  1  47,  63,  83 ;  2  10, 
20,  23.  24,  27.  59,  72,  88 :  3  1.  5. 

—  Niederlande— Entente  VII  2  34. 

—  Niederlande— Frankreich  V  359, 
387 :  VII  2  63. 

—  Niederlande— Portugal  VII   2  37, 

—  Norwegen  —  Deutschland  V  191, 
194;  VII  2  18,  37,  44,  71,  87. 

—  Norwegen -England  V  189,  190; 
VII  2  38. 

—  Norwegen— Entente  V  209. 

—  Norwegen  —  Oesterreich  -  Ungarn 
V  194;  VII  2  44. 

—  Norwegen — Vereinigte  Staaten  von 
Amerika  V  214. 

—  Oesterreich— Entente  VII 3  141  bis 
145. 

—  Oesterreich— Friedenskonferenz  VII 

3  141  ft. 
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Noten  Oesterreich — Italien  IV  225; 
VII  3  142. 

—  Oesterreich  — Ungarn  VII  3  137. 

—  Oesterreich-Üngarn— Belgien  VII 
1  58. 

—  Oesterreich-Ungarn — Dänemark  V 
192;  VII  2  44. 

—  Oesterreich-Ungarn — England  III 
403. 

—  Oesterreich  -  Ungarn  —  Italien  IV 
373;  VII  1  66,  67,  69,  71;  2  5. 

—  Oesterreich-Ungarn — Neutrale  VII 
1  6,  11,  17;  2  23,  46,  49. 

—  Oesterreich-Ungarn — Norwegen  V 
192;  VII  2  44. 

—  Oesterreich  -  Ungarn  —  Rumänien 
IV  606;  VII  1  26;  2  29. 

—  Oesterreich-Ungarn — Rußland  VII 

1  3. 

—  Oesterreich-Ungarn— Schweden  V 
192;   VII  2  44. 

—  Oesterreich-Ungarn  — Schweiz  VII 

2  44. 

—  Oesterreich-Ungarn  —  Serbien  VII 
1   1,  2,  3,  6;  Nachtrag  13. 

—  Oesterreich-Ungarn — Vatikan  VI 
279;  VII  2  41,  79;  370. 

—  Oesterreich  -  Ungarn  —  Vereinigte 
Staaten  von  Amerika  VI  101,  129, 
134.  241,  248;  VII  1  73,  79,  82, 
83 ;  2  3,  7,  43,  54. 

—  Persien— England  V  220. 

—  Persien— Rußland  V  215.  217,  219, 
220. 

—  Polen -Deutschland  VII 3 115, 127. 

—  Rumänien  — Ukraine  VII  3  33. 

—  Rumänien— Rußland  VII  2  84. 

—  Russische  Randstaaten— Friedens- 
konferenz VII  3  145. 

—  Rußland— Deutschland  VII  3  34, 
110. 

—  Rußland— England  VII  3  41,  44. 

—  Rußland— Entente  VII  3  45,  66, 
70.  112. 

—  Rußland- Frankreich  VII  2  97. 

—  Rußland— Oesterreich-Ungarn  VII 
1  3,  4 ;  3  72. 

—  Rußland -Persien  V  215;  VII  1 
43;  2  26.  ' 

—  Rußland— Schweden  V  235;  VII 
1   73;  2  25,  26. 

—  Rußland— Türkei  IV  64,  71,  86, 
128;   Vll  3  SO. 

—  Rußland -Ukraine  VII  2  96,  97. 


Noten  Rußland — Vereinigte  Staaten 
von  Amerika  VII  3  89,  125. 

—  Schweden  —  Deutschland  V  191, 
194;  VII  2  44. 

—  Schweden— England  V  189,  190; 
VII  2  1,  4. 

—  Schweden— Finnland  VII  3  143. 

—  Schweden— Entente  V  245;  VII 
2  .30. 

—  Schweden— KriegführendeVII2  43. 

—  Schweden— Oesterreich- Ungarn  V 
194,  251;  VII  2  44. 

—  Schweden — Vereinigte  Staaten  von 
Amerika  VT  244;   VII  2  12. 

—  Schweiz— Deutschland  VII  2  54. 

—  Schweiz— Entente  VII  2  37  :  3  140. 

—  Schweiz— Frankreich  V  336:  VII 
2  95. 

—  Schweiz — Kriegführende  VII  2  43. 

—  Schweiz —Rußland  V  337. 

—  Schweiz — Vereinigte  Staaten  von 
Amerika  V  268,  335;  VII  1  46; 
2  95. 

—  Serbien  — Griechenland  VII   2    12. 

—  Serbien— Oesterreich- Ungarn  III 
338;  VII  1  5. 

—  Serbien -Türkei  VII  1  54. 

—  Serbien— Vierverband  VII  1  60,77. 

—  Siam— Deutschland  IV  627 ;    VII 

2  57. 

—  Sibirien— Entente  VJI  3  51. 

—  Spanien— Deutschland  V  435,  439; 
VII  2  52,  63,  65 ;  3  60,  86. 

—  Spanien— Entente  VII  3  40. 

—  Spanien — Vereinigte  Staaten  von 
Amerika  V  434;  VI  268  ;  VII  2  44. 

—  Tschecho-Slowakei— Ungarn     VII 

3  102. 

—  Türkei— Bulgarien  VII  t  30. 

—  Türkei -England  IV  39.  99,  111. 
140,  154,  165;  VII  1   41,  42. 

—  Türkei— Griechenland  VII  1   75. 

—  Türkei-Italien  IV  493. 

—  Türkei -Neutrale  IV  694;  VII  1 
38,  40,  41,  70;  2  46,  47.  81, 

—  Türkei  -  Oesterreich-Ungarn  V 1 1 
3  74. 

—  Türkei-Rußland  IV  33.  (VJ ;  VII 
1  44. 

—  Türkei— Schweiz  VII  2  44. 

—  Ukraine— Entente  VII  3  136. 

—  Ukraine  — Oesterreich-Ungarn  VII 
3  71. 

—  Ukraino  — Rumänien  VII  3  25,  3(i. 

—  Ukraine- Rußland  VII  2  97.   122. 
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Noten  Ungarn— Entente  VII  3  103, 
135,  143. 

—  Ungarn — Tschecho-SIowakei  VII 
3  102. 

—  Uruguay— Deutschland  VII  2  51. 

—  Venezuela— England  V  453,  4,54, 
457,  458. 

—  Vereinigte  Staaten  von  Amerika — 
Belgien  VI  18. 

—  Vereinigte  Staaten  von  Amerika  — 
China   VII  1  66 ;  2  70. 

—  Vereinigte  Staaten  von  Amerika  — 
Deutschland  VI  18,  22,  57,  65,  84, 
86,  88,  89,  95,  107,  118,  136,  168, 
178,  198,  226,  228.  303,  305,  307, 
309;  VII  1  40,  45,  47,  48,  50,  52, 
53,  56,  58,  59,  64,  66,  67,  68,  71, 
72,  73,  75,  76,  78,  79,  82;  2  9, 
11,  12,  16,  40,  47,  58;  3  81,  84, 
88,  94,  100,  103. 

—  Vereinigte  Staaten  von  Amerika — 
England  VI  17,  24,  56,  71,  76, 
139,  167,  226;  VII  1  30,  31,  38, 
40,  43,  44,  53,  58,  59,  62—64, 
68,  74,  76,  81;  2  1,  5,  14,  18,  26. 

—  Vereinigte  Staaten  von  Amerika — 
Entente  VII  3  137. 

—  Vereinigte  Staaten  von  Amerika — 
Frankreich  VI  18 ;  VII  1  83;  2  18. 

—  Vereinigte  Staaten  von  Amerika — 
Japan  VII  2  88. 

—  Vereinigte  Staaten  von  Amerika — 
Mexiko  V  197,  200,  201;  VII  1 
14,  20;  21,  35,  56,  57. 

—  Vereinigte  Staaten  von  Amerika — 
Neutrale  VI  244,  255. 

—  Vereinigte  Staaten  von  Amerika  — 
Niederlande  VII  3  26. 

—  Vereinigte  Staaten  von  Amerika — 
Oesterreich-Ungarn  VI  18,  120, 
126,  247,  302;  VII  1  77,  78,  83; 
2  6,  14,  20,  52,  71;  3  72. 

—  Vereinigte  Staaten  von  Amerika — 
Rumänien  VII  3  95. 

—  Vereinigte  Staaten  von  Amerika  — 
Rußland  VI  18. 

—  Vereinigte  Staaten  von  Amerika- 
Schweiz  VII  2  93;  3  29,  95. 

—  Vereinigte  Staaten  von  Amerika — 
Südamerikanische  Staaten  VII  2 
68,  69. 

—  Vereinigte  Staaten  von  Amerika — 
Türkei  VII  3  92. 

—  Vereinigte  Staaten  von  Amerika — 
Vatikan  VI  275;  VII  2  77. 


Noten  Zentralmächte  —  Griechenland 
VII  1  82. 

—  Zentralmächte— Schweden  V  243; 
VII  2  29. 

—  siehe  auch  „Denkschriften"  und 
„Protestnoten". 

Noten  der  neutralen  Staaten  an 
Wilson  betr.  Ü-Bootkrieg  V  193, 
210,   221,  249,  435;    VI  244;    VI 

2  49,  50,  51. 

N  0 1  e  n  an  Wilson  auf  seinen  Friedens- 
vorschlag V  434;  VI  268—272; 
VII  2  43-47. 

Noten  über  den  Abbruch  der  diplo- 
matischen Beziehungen  und  über 
Kriegserklärungen  siehe  dort. 

Notenwechsel  Clemenceau  —  von 
Brockdorff-Rantzau  VII  3  1.39, 
140,  141. 

—  Deutschland  — Wilson  über  das 
Friedensangebot  VII  3  68,  78,  80 
bis  88,  90,  91,  94,  97,  100. 

—  über  die  Friedensbedingungen  VII  3 
139  ff. 

—  Oesterreich-Ungarn — Wilson  VII  3 
69,  72,  79,  86,  90,  91,  99. 

—  über  die  Waffenstillstandsbedingun- 
gen VII  3  100  ff. 

—  Weißbuch  über  die  englisch-nieder- 
ländischen Noten  VII  3  45. 

—  Weißbuch  über  die  amerikanisch- 
englischen Noten  VII  2  28. 

N  0  u  1  e  n  s ,  französischer  Botschafter 
VII  3  133. 

Nousret  Sadullah  Bey,  türki- 
scher Gesandter  bei  der  belgischen 
Regierung  in  Le  Havre  IV  206. 

Nudant,  französischer  General  VII 

3  108,    130,    134,    135,    136,    138, 

140. 

Oberster  Kriegsrat  der  Alliierten 
VII  2  89;  3  7,  8,  42,  121,  124. 

„Odenwald",  deutscher  Dampfer 
VII  1  64,  67. 

0  e  d  e  r  1  i  n ,  schweizerischer  Geschäfts- 
träger in  Washington  VI  303,  304, 
306,  308. 

0  d  i  e  r ,  schweizerischer  Gesandter  in 
Petersburg  V  327—329. 

„OliveBranch",  englischer  Dampfer 
VII  2  78. 

„Ophelia",  deutsches  Lazarettschiff 
VII  1  42,  46,  66,  76;  2  (5. 
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„Orama",    englischer   Dampfer   VII 

2  21. 
Orangebuch,  luxemburgisches  III 

711-723. 
Orangebücher,    niederländische 

V  350-376. 

—  russische  III  281-283,  453-480, 
(510,  611;  IV  48-85,  690;  VII 1  27. 

Order  in  Council  vom  5.  August 
1914  VI  173. 

—  vom  20.  August  1914  VI  7. 

—  vom  11.  März  1915  VI  73,  143, 
245. 

—  vom   20.  Oktober  1915  VII  1  80. 

—  vom  16.  Februar  1917  VI  245. 
„Orduna^   Handelsschiff  VII  1  78. 
Orenburg,     russisches     Gouverne- 
ment VII  2  93. 

Orient  VII  2  17.  64. 

Orlando,  italienischer  Minister  VII 

2  87;  3  1,  11,  79.  102,  137. 
„Oskar  IL",  dänischer  Dampfer  VI 

167. 
Oesterreich-Ungarn  III  226  bis 

272,  320-367,  610-611,  660  bis 

663;  VII  3  5,  39,  40,  84.  87,  88,  89. 

—  Abbruch  der  diplomatischen  Be- 
ziehungen zu  Frankreich  III  623. 
661,  662. 

—  Abbruch  der  diplomatischen  Be- 
ziehungen durch  Griechenland  VII 

2  71. 

—  Abbruch  der  diplomatischen  Be- 
ziehungen zu  Japan  III  599;  VII 

■       1  32. 

—  Abbruch  der  diplomatischen  Be- 
ziehungen zu  Serbien  III  346,  459, 
505;  VII  1  5. 

—  Abbruch  der  diplomatischen  Be- 
ziehungen zu  Portugal  IV  540; 
VII  2  10. 

—  Abbruch  der  diplomatischen  Be- 
ziehungen durch  die  Vereinigten 
Staaten  von  Amerika  VII  2  60. 

—  Beziehungen   zu  Deutschland  VII 

3  31,  32,  38,  42,  85,  96. 

—  Friedensangebot  im  September  1918 
VII  3  (;9ff. 

—  Friedensverträge  (siehe  dort). 

—  Kaiser  Franz  Joseph  VII  1  53; 
2  36,  38;  Nachtrag  13. 

—  Kaiser  Karl  V  14;  VII  2  38.  45, 
68,  79,  92;  3  11,  25,  2(1,  29,  31, 
32,  34,  46,  56,  85,  90,  93,  97, 
135;  Nachtrag  15. 


Oesterreich  -  Ungarn  Kriegs- 
erklärung an  Belgien  III  663  ;  VII 

1  33. 

—  Kriegserklärung  durch  Brasilien 
VII  3  69. 

—  Kriegserklärung  durch  China  VII 

2  77. 

—  Kriegserklärung  durch  England 
III  662  ;  VII  1  28,  29. 

—  Kriegserklärung  durch  Frankreich 

III  662  ;  VII  1   28. 

—  Kriegserklärung  durch  Kuba  IV 
618;  VII  2  95. 

—  Kriegserklärung  durch  Italien  IV 
472-480,  495  ;  VII  1  69. 

—  Kriegserklärung  durch  Montenegro 
VII  1  27. 

—  Kriegserklärung  durch  Panama  IV 
617;  VII  2  95. 

—  Kriegserklärung   durch  Rumänien 

IV  596;  VII  2  28. 

—  Kriegserklärung  an  Rußland  III 
611;  VII  1  27. 

—  Kriegserklärung  an  Serbien  III 
353,  602;  VII  1  8. 

—  Kriegserklärung  durch  Siam  IV 
629;  VII  2  75. 

—  Kriegserklärung  durch  die  Ver- 
einigten Staaten  vcn  Amerika  VII 

2  93. 

—  Minister  (siehe  Andrassy.  Berch- 
told,  Burian,  Czernin,  v.  Hussarek, 
Lammasch,  Renner,  Tiszai. 

—  Ministerrat  VII  Nachtrag  13. 

—  Rotbücher  III  226-272,  320  bis 
367,598-600,610.  660-663;  IV 
208—390.  .541-599;  VII  1  57, 
65,  74;  2  34,  35. 

Oesterreich  (Deutsch-),  Abbruch 
der  Beziehungen  zur  Tschecho- 
slowakei VII  3  132.  142. 

—  Anschluß  an  Deutschland  VII  3 
97,  131. 

—  Beziehungen  zu  Ungarn  VII  3  142. 

—  Beziehungen  zurTschecho-Slowakei 
VII  3  142. 

—  Friedensverträge  (^siehe  dort). 

—  Internationale  Rechtsstellung  Vll 

3  143. 

—  Landesverweisung  des  Hauses 
liabsburg  VII  3  135. 

—  Nationalitätenfrage  VII  3  85,  87, 
89,  90,  91,  92,  95.  96. 

—  Nationalversammlung  VII  3  ST. 
89.  91.   130,   131. 
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Oesterreich  (Deutsch-).  Republi- 
kanische VerfassuDg  VII  3  90,  97, 
131. 

—  Soldatenräte  VII  3  92. 

—  Staatsrat  VII  3  92,  95. 

—  Vollzugsausschuß   VII  3   88,    91. 
Ostfriedensverträge  der  Zentral- 
mächte VIIl  1—86. 

Ostgebiete,  Räumung  VII  3  98, 
101,  110,  111,  115,  117,  118,  119, 
120,  133,  139,  142,  143,  146. 

Ostkarelien  VII  3  68,  84. 

Ostpreußen  VII  3  145. 

Ostseesperre  VII  2  31;  3  107, 
109,  110,  112,  115.  131,  134.  135, 
142. 

Oufa,  russisches  Gouvernement  VII 

2  93,  3  79. 

Owens,  Senator  im  Senat  der  Ver- 
einigten Staaten  von  Amerika  VII 

3  21. 

Pacelli,  Nuntius  VII  3  14,  15. 
Paderewski,    polnischer   Minister 

VII  3  138. 
Page,    Botschafter   der  Vereinigten 

Staaten   von  Amerika   in  London 

V  5,  8,  17,  24,  28,  70,71,  75,  76; 

VI  109.  115,  124. 

P  a  i  n  1  e  V  6  .  französischer  Minister- 
präsident VII  2  79.  88. 

„Paklat".  Dampfer  VII  1  66. 

Palästina   VII  2  68,  96,  97,  103. 

Palazzo  Caffarelli   VII  3   109. 

Palazzo  di  Venezia  VII  2  29, 
31    32.  33. 

„Pal'em'bang'^-Fall  VII  2  12. 

Palöologue,  französischer  Bot- 
schafter in  Petersburg  Itl  481,  485, 
488,  496,  500,  508,  513.  514,  515, 
521,  524,  527,  528,  529,  530,  533, 
536,  537,  538,  544,  545,  546,  547, 
548,  552,  556,  692,  699. 

„Pallas*,  deutscher  Dampfer  VII 
1  73,  74. 

Pallavicini,  österreichisch  -  unga- 
rischer Botschafter  in  Konstanti- 
nopel IV  61. 

Panama  IV  617;  VII  1  41;  2  60; 
3  54. 

—  Kriegszustand  mit  Deutschland 
IV  617;  VII  2  60. 

—  Kriegserklärung  an  Oesterreich- 
Ungarn  IV  617 :  VII  2  95. 

Panamakanal  VIIl  46,  51,  53;  2 
48,  60. 


von  Papen,  Militärattache  in 
Washington  VI  155,  156,  159; 
VII  1  82,  8.3. 

Papst  PiusderZehnte  VII  1  32. 

Papst  Benedikt  der  Fünf- 
zehnte VI  272-275;  VII  1  42, 
50,   51,   52,  53,  60,  75;    2   9,  16, 

34,  40.  50,  75,  96;  3  30,  43,  48, 
55,  57,  78. 

Paques,  Insel  V  74. 

„Parana" ,  brasilianischer  Dampfer 
IV  619. 

Pariser  Seerechtsdeklaration 
18  56  VI  143,  VII  1  30. 

Pariser  üebereinkunft  zum  Schutz 
des  gewerblichen  Eigentums  VII  1 
68. 

Pariser  Wirtschaftskonferenz 
VII  2  20,  21. 

Parker,  Chef  der  Botschaftskanzlei 
der  Vereinigten  Staaten  von 
Amerika   in   Mexiko  V  197,    198. 

Paschitsch,  serbischer  Außen- 
minister III  602,  603,  609,  VII  3 
14,  23,  88,  104. 

Paßwesen,   V  297,  314,  339;    VII 

1  55,  71. 
Patentgesetze  VII  1  27,  32,  34, 

35,  39,  46,  59,  70. 

Paulucci  de  Calboli,  italienischer 
Gesandter  in  Bern  V  272. 

von  Payer,  Vizekanzler  VII  3  68, 
74,  77,  88;  Nachtrag  15. 

Pazifismus  VII  3  88. 

Pellet,  französischer  Gesandter  im 
Haag  III  694. 

„Peloponnesos",  Dampfer  VII  2 
86. 

Penfiel  d,  Botschafter  der  Ver- 
einigten Staaten  von  Amerika  in 
Wien  VI  126,  129,  134. 

de  la  Penne,  italienischer  Gesandter 
in  Bogota  (Kolumbien)  V  168. 

Perm,  russisches  Gouvernement  VII 

2  93. 

P  e  r  s  h  i  n  g ,  amerikanischer  General 
VII  3  44. 

„Persia",  Handelsschiff  VI  247,  248, 
255  •  VII  2  3. 

Per  Sien  IV  696;  V  215—230;  VII 
1  73;  2  3,  13,  26,  52,  97;  3  23, 
24,  28. 

P  e  r  s  s  0  n ,  Vizepräsident  der  zweiten 
Kammer  des  schwedischen  Reichs- 
tags V  240. 
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Peru  VII  2  36,  62;  3  36,  41,  45, 
66,  76,  109,  110,  112,  115. 

—  Abbruch  der  diplomatischen  Be- 
ziehungen zu  Deutschland  IV  652 ; 
VII  2  82;  3  72. 

Petersburger    Deklaration 
VII  1  30. 

„Petrolite^  Dampfer  VII  2  6,20. 

Petrowskij,  russischer  Volkskom- 
missar des  Innern  VII  3  66. 

Pfalz    VII  3  104,  107. 

Phaleron,  Hafen  VII  2  3. 

Pichon,  französischer  Minister  des 
Aeußeren  IV  684:  VII  2  92,  98; 
3  3,  14,  86,  95,  133,  134. 

P  i  1  s  u  d  s  k  i ,  polnischer  Minister  VII 
3  97,  100,  103.  106. 

Pias  X.,  Papst  VII  1  32. 

Placido  Sänchez,  bolivianischer 
Minister  des  Aeußeren  V  171. 

Pleschkow,  russischer  General  VII 
3  61. 

vonPlessen,  Generaladjutant  VII 
3  14. 

„Pluto",  deutscher  Dampfer  VII  3 
131. 

von  Podewils,  bayrischer  Staats- 
minister VII  3  4. 

Podolien  VII  3  13. 

V.  Pohl,  Chef  des  Admiralstabs  der 
Marine  VI  42. 

Po  ine  ar  6,  Präsident  der  französi- 
schen Republik  III  664,  665,  706 ; 
IV  682,  683;  VII  1  15,  18,  19, 
36,  53;    2  60,  68;  3  78,  123. 

Pökle  wski-Kosell,  russischerGe- 
sandter  in  Rumänien  IV  699—703. 

Polen  VII  1  30;  2  40.  46,  54,  58, 
60,  69,  83,  86,  89;  3  2,  6,  10,  12, 
83,  84,  104,  112,  135. 

—  Abbruch  der  diplomatischen  Be- 
ziehungen zu  Deutschland  VII  3 
114. 

—  Abbruch  der  diplomatischen  Be- 
ziehungen zu  Ruüland  VII  3  113. 

—  Ansprüche  auf  deutsches  Gebiet 
VII  3  100,  111,  131,  135,  137,  145. 

—  Beziehungen  zur  Entente  VII  3  113. 

—  Manifest  der  Errichtung  des  König- 
reichs VII  2  36. 

—  Minister  (siehe  Daszenski,  von 
Kucharzewski,  Paderewski,  Pil- 
sudski). 

—  Nationalversammlung  Vll   3  106. 

Jahrbuch  des  Völkerrechts,    vni. 


Polen,  Regentschaftsrat  VII  2  83, 
86,  89;  3  2.  12,  17. 

—  russisches  Manifest  VII  1  30. 

—  Staatsrat  VII  3  38.  50,  58.  65.  74, 
77,  80,  81,  86,  88,  92,  94,  97,  103. 

—  Waffenstillstand  mit  der  Ukraine 
VII  3  100. 

—  siehe  auch  Besetztes  Gebiet. 

P  0 1  i  t  i  s ,  griechischer  Außenminister, 
später  Mitglied  der  „Revolutio- 
nären Regierung''  in  Saloniki  IV 
675. 

P  0 1  i  w  a  n  0  w ,  russischer  Kriegs- 
minister IV  609-611. 

Polnische  Frage    VII  2  36.  37, 

38,  45,  52,  58,  59,  61,  77,  79,  85, 
89;  3  2,  8,  35,  74,  86,  98,  131. 

Polnisches   Nationalkomitee 

VII  3  120. 
Polnische   Staatsangehörige 

in  Deutschland  VII  3  84,  100.  111. 
PolnischeTruppenlandungin 

Danzig  VII  3  134. 
Polnische    U  ebergriffe    VII   3 

119,  124,  125,  127,  128.  129,  131, 

136,  137,  138,  139. 
Polo     de     Bernab^,     spanischer 

Botschafter  in  Berlin  V  433. 
Polychronidias,  griechischer  Ge- 
schäftsträger in  Berlin  IV  675. 
Porrentruy-Z wischenfall  VII 

2  65. 
Porto  Lagos  IV  532. 
Portugal  JV  537-540;  VII  1  15; 

2  8,  9,  14,  27,  47,  73,  95;  3  84. 
85,  124. 

—  Abbruch  der  diplomatischen  Be- 
ziehungen durch  Oesterreich- Un- 
garn IV  540:  VII  2  10. 

—  Kriegserklärung  Deutschlands  IV 
537  ;  VII  2  9. 

—  Neutralitätserklärung  VII   1   4t >. 

—  Präsident  VII   2  95;    3  114. 
„Portugal '•.  Hospitalschiff  VII   2 

11,  12. 
P  0  r  u  m  b  a  r  u  ,  rumänischerGesandter 

in  Wien  IV  596. 
Posen  VII  3  118.  123.  132.  133. 
Postverkehr  während  des  Krieges 

IV  5,  9,  11;  V  164,  190,  302.  314. 

332,  334,  376;  VI  167;  VII  1  38, 

39,  48,  49,  65,  67,  79;  2  1.  2.  8, 
4.  11,  12,  13,  15,  16,  18.  20,  21. 
24,  27,  29,  31,  32,  34,  83.  84,  85; 

3  42,  80. 
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PourtaUs,  Botschafter  in  Peters- 
burg III  371,  372,  373,  377,  458, 
461,  480;  IV  690. 

Prabandh,  siamesischer  Gesandter 
in  Berlin  IV  627—628. 

Prager.  Robert,  Ermordung  VII 
3  45. 

Preuß,  Staatssekretär  VII  3  127. 

Preußen,  Amnestieerlaß  VII  3  83. 

—  Auflösung  des  Abgeordneten-  und 
Herrenhauses  VII  3  98. 

—  Rücktritt  der  Minister  VII  3  96. 

—  Verfassunggebende  Versammlung 
VII  3  112. 

„P residente  Mitre",  argentini- 
scher Dampfer  V  31—67 :  VII  1 
82;  2  1,  21. 

Pretelli,  Nuntius  VII  3  55. 

Prezdziecki,  polnischer  Geschäfts- 
träger in  Oesterreich-Ungarn  VII 
3  56. 

„Prinz  Eitel  Friedrich",  Hilfs- 
kreuzer V  74,  90;  VI  80,  98,  113; 
VII  1  50,  63,  64.  65,  74.  76 ;  2  49. 

Prinz  enins  ein  VII3  12.4, 126, 128. 

„Prinzeß  Melita",  Handelsschiff 
VII  2  58. 

Prioritätsfristen,  Verlängerung 
VII  1  73,  74,  77 ;  2  2,  6. 

Prisenrecht,  Prisengerichte 
und  Prisenabkommen  VI 
115,  139 ff.,  208 ff.;  VII  1  24,  34, 
41,  46,  47.  48,  49,  50,  61,  63,  66, 
7i;  74,  75,  77;  2  7,  24,  26,  27,  45, 
46,  48,  53,  57,  71,  75,  82.  83 ;  3  47. 

Prisen,  Auslieferung  der  VII  3  109. 

Privateigentum  (siehe Eigentum) 
VII  3  126. 

„Prize  Claims  Gommittee" 
VII  1  77. 

Prize  Court  Rules  VI  141,  173. 

Pröck,  Missionar  VII  3  41. 

Programm  des  Weltfriedens 
(14  Punkte  Wilsons)  VII  3  2,  81. 

Progrome  in  Polen  VII  3  112. 

Prokrowsky,  russischer  Minister 
VII  2  42. 

Protektorat  Englands  über 
Aegypten  IV  18;  VII  1  51. 

—  Italiens  über  Albanien  V  14, 15, 16. 
Protestnoten  Argentiniens  VII  2 

72. 

—  Belgiens  VII  1  29,  35,  40,  41,  52, 
53,  58,  64,  65;  3  36. 

—  Boliviens  VII  2  51. 


Protestnoten  Brasiliens  IV  618; 
VII  2  51. 

—  Bulgariens  IV  532;  VII  1  57,  60, 
75,  81,  82;  2  1,  31.  78;  3  83. 

—  Chiles  V  74,  75:  VII  1  50,  63, 
64,  76;  2  50. 

—  Chinas  IV  612:  VII  2  52,  92,  99: 
3  139,  141. 

—  Dänemarks  VII    1    46;   2  73,  78. 

—  Deutschlands  VII  1  28,  56,  66,  81; 
2  8,  21,  29,  35,  38,  47,  69,  76, 
82;  3  9,  11,  17,  42,  47.  73,  75, 
94,  102,  107,  109,  110.  122.  123, 
125,  126,  127,  129,  130,  132,  134, 
135,  136,  1.37,  145. 

—  Englands  IV  1,  56,  110;  VII  l 
37,  40,  41,  46;  2  26,  58;  3  9. 

—  der  Entente  VII  2  37,  40;  3  33,  34. 

—  Finnlands  VII  3  7,  62. 

—  Frankreichs  V  163 :  VII  1  31,  32, 
37,  54,  56,  57,  72,  77  ;  2  57  :  3  55. 

—  Griechenlands   VII   1   65,  79,  83; 

2  1,  2.  13,  16,  17,  19,  40,  42,  43. 
46.  59,  61. 

—  Italiens  VII  1  39,  72,  73. 

—  Kolumbiens  V  118. 

—  Kubas  IV  617. 

—  Luxemburgs  IV  693. 

—  Mexikos  VII  2  67. 

—  der  Neutralen  VII  2  40,  73 ;  3  15, 
62.  65. 

—  der  Niederlande  VII  1  82,  83;  2 
11,  13,  25.  26,  37,  51,  85,96,98; 

3  23.  36,  42,  54,  57,  75,  77. 

—  Norwegens  VII  1  45,  46,  58,  68, 
87;  3  15. 

—  Oesterreichs  (Deutsch-)  VII  3  99, 
104,  105,  128,  139. 

—  Oesterreich-UngarnsV8;  VIII  79; 
2  2,  24,  29,  30,  39. 

—  des  Papstes  VII  2  29,  32,  63,  99. 

—  Persiens  V  216.  230. 

—  Perus  VII  2  36,  51. 

—  Polens  VII  3  11,  12. 

—  Rumäniens  VII  2  85. 

—  Rußlands  VII  2  12,  37,  93;  3  11, 
23,  33,  35,  37. 

—  Schwedens  V  255;  VII  1  73,  80; 
2  24,  35,  73,  79,  81;   3  35. 

—  der  Schweiz  V  335,  336,  337:  VII 
1  47;  2  11,  39,  51,  94;    3   2,  14. 

—  Slams  IV  627. 

—  der  Skandinavischen  Staaten  V 
232.  233:  VII  2  24,  51,  59. 

—  Spaniens  VII  2  44.  62,  68,  76. 
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Protestnoten  der  Türkei  IV  140 ; 
VII  2  1. 

—  der  Ukraine  VII  3  10,  26,  69,  72, 
74,  131,  138,  141,  144. 

—  Ungarns  VII  3  105,  120,  138. 

—  Uruguays  VII  2  50. 

—  der  Vereinigten  Staaten  von 
Amerika   VI  226:   VII  1  48,  74: 

2  10,  25;  III  48. 
Protestnoten  gegen  den  uneinge- 
schränkten   ü- Bootkrieg    VII    2 
49  ff.,  69. 

Pruntrut,  Stadt  in  der  Schweiz 
VII  2  11,  12. 

Quidde,  Professor  VII  3  31. 

de  Rabours,  Genfer  Abgeordneter 

VII  3  109. 
R  a  d  a ,    ukrainische  (siehe  Ukraine). 
R  a  d  e  k ,     russischer    BolscheAvisten- 

führer,   Verhaftung  in  Berlin  VII 

3  128. 

R  a  d  0  s  1  a  w  0  w.  bulgarischer  Minister- 
präsident IV  530.  601—603 :  VII 
1  47;  2  1,  63.  92,  98:  3  7,  24, 
30,  37  (Rücktritt). 

R  a  d  z  i  w  i  1 1 ,  Prinz  VII  3  59. 

Rat  der  Volksbeauftragten 
VII  3  102. 

Rat  für  Flandern  VII  2  49  54 : 
3  5,  17,  38. 

Räterepubliken,  Proklamation  in 
Bayern  VII  3  135. 

—  Proklamation  in  Eperjes  VII  3  143. 

—  Proklamation  in  Südchina  VII  3  64. 

—  Proklamation  in  Ungarn  VII  3 
141,  143. 

von  R  atibor,  Botschafter  in  Ma- 
drid V  435;  VII  3  64,  113,  115, 
121. 

Ratifizierung  des  Friedensver- 
trages zwischen  den  Mittelmächten 
und  Rumänien  VII  3  63,  70. 

—  des  Friedensvertrages  zwischen  den 
Mittelmächten  und  Rußland  VII 
3  21,  22,  42,  43,  44,  64,  66. 

—  des  Friedensvertrages  zwischen  den 
Mittelmächten  und  der  Ukraine 
VII  3  45,  47,  48,  60—92. 

Räumung  Bulgariens  VII  3  S3. 

—  des  besetzten  Gebietes  Italiens  VII 
3  91. 

—  des  besetzten  Gebietes  im  Westen 
VI  306;  VII  3  98,  103,  109. 


Räumung  der  deutschen  Kolonien 
VII  3  118.  125.  127. 

—  Finnlands  VII  3  98. 

—  Odessas  VII  3  112. 

—  der  Ostgebiete  VII  3  98,  101.  1 10, 
111,  115.  117,  118.  119.  120.  133, 
139,  142,  143,  146. 

—  Rumäniens  VII  3  101. 

—  Serbiens  VII  3  93. 

—  türkischen  Gebietes  VII  3  99.  119, 
125. 

—  Ungarns  VII  3  101. 
Rechtsbeziehungen,      deutsch- 
italienische VII  2  24,  25. 

Rechtsverträge,  deutsch-türkische 
VII  2  46,  62.  65 ;  3  25. 

Reden  führender  Männer  (siehe  Kund- 
gebungen). 

Reichsentschädigungskom- 
mission VII  3  130. 

Reichskanzler  von  Bethmann- 
Hollweg  III  159,  219,  367.  368 
bis  374.  377.  378.  725,  729:  IV 
495,  497-500,  690;  VII  1  9.  25, 
34,  49,  52,  69,  70:  2  6,  12,  18, 
19,  33,  37,  41.  48,  54,  56,  58,  66, 
73  (Entlassung). 

—  von  Hertling  VII  2  91,  92,  96: 
3  1,  6,  13,  20,  27.  32.  39,  43.  44. 
48,  64,  65,  74,  75,  76  (Rücktritt). 

—  Prinz  Max  von  Baden  VI  303: 
VII  3  78.  80.  88,  93,  95.  99. 

—  Michaelis  VII  2  73.  74,  77,  78. 
81,  87  (Rücktritt). 

Reichskonferenz    der   deutschen 

Freistaaten  VII  3  101.    103.    104, 

114,  11.5. 
Reichskriegskonferenz  in  London 

VII  2  .57. 
Reichstag,  Kriegstagungen III 159, 

219,  725;  VI  239-241 :  VII  1  25; 

2  3,  12,  19.  39,  41.  54,  65.  66, 
74,  77,  81,  82,  91;  3  13.  20,  21, 
29,  38,  39,  74.  80.  88.  107. 

—  Einberufung  im  Dezember  1918 
VII  3  112. 

Reichs  Verfassung,  deutsche  V 1 1 

3  123. 

Reims,  Beschieliung  VII  1  M.  38, 
44,  45. 

.Reliance'',  englischer  Dampfer 
IV    HS. 
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Renell  -  Rodd.  englischer  Bot- 
schafter in  Rom  III  ;-}90,  394,  396, 
397,  402,  407,  409,  417,  418,  420, 
424,  430.  434;  IV  263. 

Renner,  österreichischer  Minister 
VII  3  142,  143,  145. 

Repressalien  V  189;  VII  1  30; 
2  23,  27,  47,  50,  79. 

Requisitionen,  siehe  Beschlag- 
nahmungen. 

Retorsionsmaßnahmen  VII  1 
46. 

von  Rex,  Botschafter  in  Tokio  III 
600. 

Rhallis,  griechischer  Minister  VII 
2  18. 

Rhein,  Brückenköpfe  VII  3  100, 106, 
109.  117,  121. 

Rbeinhäfen  VII  3  133. 

Rheinland,  Abtrennungsbestrebun- 
gen VII  3  132,  141,  142,   145. 

Rheinschiffahrt  VII  3  28,  113, 
116. 

Rheinufer,  linkes  VII  2  97,  101, 
102,  105,  107,  108,  125,  138. 

Rhodesien  VII  3  83. 

R  i  b  0 1 ,  französischer  Finanzminister 
IV  698. 

—  französischer  Ministerpräsident  VII 
2  57,  59,  65,  67,  68.  69,  73,  75, 
85  (Rücktritt). 

Rifat  Pascha,  türkischer  Bot- 
schafter in  Berlin  VII  3  54. 

Rizoff.  bulgarischer  Gesandter  in 
Berlin  IV  530,  531 ;  VII  3  79. 

Roberts,  englischer  Generalkonsul 
in  Odessa  IV  183. 

Rohstofflieferungen  Alliierte  — 
Deutschland  VII  3  126,  137. 

Rojas  Tor  res,  argentinischer 
Marinearsenalchef  V  33,  42,  54,  57. 

Romanones,  Präsident  des  spani- 
schen Ministerrats  V  434,  439,  445; 
VII  3  111. 

V.  Romberg,  Gesandter  in  Bern  V 
270. 

Rosebery,  Lord  VII  2  5. 

Rotbücher,    ägyptische  IV  1 — 28. 

—  österreichisch-ungarische  III  226 
bis  272,  320-367,  598-600,  610, 
660-663;  IV  208-390,  541  bis 
599;  VII  1  57,  65,  74;  3  34,  35. 

, Rote  Armee"  VII  3  22,  31,  62,  64. 

Roter  Halbmond,  türkischer  VII 

1  48,  72,  74,  76,  77,  79,  83;  2  83. 


„Roter  Terror"  in  Rußland  VII  3 
68,  70,  75. 

Rotes  Kreuz,  belgisches  VII  1 
66,  68. 

—  bulgarisches  VII  1  81 :  2  1. 

—  deutsches  VII  1  76,  81,  82,  83; 
2  6,  83. 

—  englisches  VII  1  76. 

—  französisches  VII  1   76,  83. 

—  Internationales  Komitee  des  Roten 
Kreuzes  in  Genf  VII  1  48,  49,  68, 
74,  76,  77,  79,  81;  2  23,  27;  3 
9,  31. 

—  österreichisches  VII  1  79,  81,  82; 

2  83. 

—  russisches  VII  1  82 ;  2  11,  83. 

—  Mißbrauch  des  Roten  Kreuzes  VII 

3  28. 

Roussin,  französischer  General- 
konsul in  Frankfurt  a.  M.  III  530. 

Ruchdi  Pascha,  Hussein,  Minister- 
präsident in  Aegypten  IV  4,  5,  9, 
11,  16,  20. 

Rumänien  IV  541-611,  698—704; 
VII  1  81 ;  2  8,  9,  10,  19,  22,  23, 
34,  92;  3  11,  24,  30,  37,  38,  41. 
52,  63,  64,  67,  71,  88,  95. 

—  Abbruch  der  diplomatischen  Be- 
ziehungen zu  Bulgarien  VII  2  29. 

—  Abbruch  der  diplomatischen  Be- 
ziehungen durch  Sowjetrußland  VII 
3  6. 

—  Belagerungszustand  VII  3  55. 

—  Beziehungen  zu  Sowjetrußland  VII 
3  3,  7,  12,  139. 

—  Friedensschluß  (siehe  dort). 

—  Friedensverhandlungen  mit  den 
Zentralmächten  VII  2  93 ;  3  13, 
15,  16,  22. 

—  Friedensverträge  (siehe  dort). 

—  König  Ferdinand  IV  600:  VII  2 
29;  3  37. 

—  König  Karol  VII  1  40. 

—  Kriegserklärung  durch  Bulgarien 
IV  601 ;  VII  2  30. 

—  Kriegserklärung  durch  Deutsch- 
land IV  601 ;  VII  2  28. 

—  Kriegserklärung  an  Oesterreich- 
Ungarn  IV  596 ;  VII  2  28. 

—  Kriegserklärung  durch  die  Türkei 
IV  603;  VII  2  29. 

—  Minister  (siehe  Averescu,  Bratianu, 
Tontschew). 
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Rumänien,  Verhandlungen  mit  der 
Entente  VII  2  21. 

—  WaSenstillstandsverhandlungen 

VII  2  92. 

R  u  m  b  0 1  d  .  englischer  Botschaftsrat 
in  Berlin  III  378.  379,  386.  389, 
392,  393,  395,  396. 

Rüpel,  griechisches  Fort  VII 2  17, 18. 

Rußland,  Kaiserreich  III  281 — 
283,  453-480,  610,  611;  IV  48- 
87.  406-510,  533—535;  VII  179; 

2  6.  11,  12.  16,  18,  20,  28. 

—  Abbruch  der  diplomatischen  Be- 
ziehungen zur  Türkei  VII  1   43. 

—  Dumatagung  VII  1  28;  2  39,  42. 

—  Kriegserklärung  durch  Deutsch- 
land III  ,377,  480,  556;  VII  1  21. 

—  Kriegserklärung  durch  Oesterreich- 
üngarn  III  611 ;  VII  1  27. 

—  Kriegserklärung  durch  die  Türkei 
IV  33;  VII  1  46. 

—  Kriegsmaßnahmen  VII  1  30. 

—  Minister  (siehe  Gutschkow,  Kerens- 
ki,Miljukow,Prokrowsky,Sasonow, 
Trepow,  Werchowsky). 

—  Ministerrat  VII  1  5. 

—  OrangebuchIII281-283.453-480, 
610,  611;    IV  48-85:    VII  1  27. 

—  Zar  Nikolaus  der  Zweite  VII  1  3, 
6.  9,  11,  12.  14,  16,  20,  21,  40, 
53;    2    44,   56   (Abdankung),  79; 

3  46   (Erschießung).  50. 
Rußland,  S  o  wj  etrepublik,  Ab- 
bruch der  diplomatischen  Beziehun- 
gen durch  Deutschland  VII  3  94; 

VIII  135.  276,  487. 

—  Abbruch  der  diplomatischen  Be- 
ziehungen  durch  die  Entente  VII 

2  92;  3  58. 

—  Abbruch  der  diplomatischen  Be- 
ziehungen zu  Rumänien  VII  3  6. 

—  Abbruch  der  diplomatischen  Be- 
ziehungen durch  Polen  VII  3  113. 

—  Abbruch  der  diplomatischen  Be- 
ziehungen durch  Schweden  VII  3 
110. 

—  Annullierung  der  Anleihen  VII  2 
93,  94;  3  3,  8,  17,  20.  22,  49,  107. 

—  Arbeiter-  und  Soldatenräte  VII  2 
61,  62.  67,  71,  84,  85;  3  6,  7,  57. 

—  VII  2  89  (Bürgerkrieg) ;  3  24,  29, 
43,  46,  63,  65,  68.  70,  71,  96. 

—  Beziehungen   zu  Deutschland    VII 

3  17,    (!(),    93,   94,   100,  102.  106, 
110.  122. 


Rußland,  Beziehungen  zur  Entente 
VII  2  96,  97,  98;  3  16.  41,  48, 
51,  .55,  56,  57.  58,  59.  62,  65,  82, 
93,  124,  125,  126. 

—  Beziehungen  zu  Rumänien  VII  3 
3,  7,  12,  139. 

—  Beziehungen  zur  Ukraine  VII  2 
96,  97,  98:  3  1,  3',  7,  47.  69,  85. 
122. 

—  Friedensschluß  (siehe  dort). 

—  Friedensverhandlungen  (siehe dort). 

—  Friedensverträge  (siehe  dort). 

—  gegenrevolutionäre  Bestrebungen 
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—  Deutschland  — Oesterreich  VII  3  28. 

—  Deutschland— Oesterreich  -  Ungarn 
VII  2  93  ;  3  8. 

—  Deutschland- Oesterreich  -  Ungarn 
—Rumänien  VII  2  10,   12:    3  30. 

—  Deutschhmd- Oesterreich -Ungarn 
-Ukraine  VII  3  37. 

—  Deutschland— Paraguay  VII   1  76. 

—  Deutschland  -Rumänien  VII  2  95: 

3  22.    29-31,    39.    40:    VI  11    (58 
bis  7(i,  76—86. 
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Staatsverträge,  Deutschland — 
Rußland  VII   1  35;  VIII  38—43. 

—  Deutschland— Schweden  VII  3  118. 

—  Deutschland  —  Schweiz  VII  2  20, 
33,  37,  64,  66,  67,  77,  78;  3  1, 
27,  32,  33,  35,  63,  71. 

—  Deutschland  —  Tscheche  -  Slowakei 

VII  3  111. 

—  Deutschland— Türkei    VII    1    72; 

2  46,  57,  62,  65;  3  25,  110. 

—  Deutschland— Ukraine  VII  3  68; 

VIII  7—14. 

—  Deutschland— Uruguay  VII  1   83. 

—  Deutschland — Vereinigte  Staaten 
von  Amerika  V  348;  VII  2  53, 
58;  VIII  690-692. 

—  Dongebiet— Astrachangebiet     VII 

3  48. 

—  Dongebiet— Ukraine  VII  3  53,  58. 

—  England— Frankreich  VII  1  83; 
2  28,  78;  3  53,  86. 

—  England  —  Frankreich  —  Rußland 
IV  506;  VII  1  59;  2  91. 

—  England  —  Frankreich  —  Italien  — 
Rußland  IV  506-509. 

—  England— Griechenland  VII  3  54. 

—  England— Italien  VII  2  25. 

—  England— Japan  VII  1  31. 

—  England— Niederlande  VII   1  79; 

2  97  ■  3  29 

—  England— Norwegen  VII  2  82,  83 ; 

3  36,  119. 

—  England — Oesterreich-Ungarn  VII 
1  40. 

—  England -Portugal  VII 1  29;  2  17. 

—  England— Rußland  VII  2  17,  85, 
98 

—  England— Schweden  VII  2  21,  56; 
3  15,  37. 

—  England— Spanien  V  445 ;  VII  2 
63,  93. 

—  England— Türkei  V  338;  VII 3  28. 

—  England — Vereinigte  Staaten  von 
Amerika  VII  3  50,  74. 

—  Entente-Italien  IV  508,  509;  VII 
1  67.     . 

—  Entente— Rumänien  VII  2  27. 

—  Entente— Rußland  VII  2  90. 

—  Entente— Schweden  VII  3  35,  36. 

—  Entente- Schweiz  VII  2  78,  81, 
93,  96  ;  3  29. 

—  Finnland— Rußland  VII  3  15,  50. 

—  Finnland— Schweden  VII  3  68, 118. 

—  Frankreich— Niederlande  VI1 1  79. 


Staatsverträge,   Prankreich  — 
Schweiz  VII  2  98. 

—  Frankreich— Skandinavien  VII  3  66. 

—  Frankreich  —  Spanien  VII  3  18. 

—  Frankreich— Vereinigte  Staaten 
von  Amerika  VII  2  84. 

—  Italien — Oesterreich  -  Ungarn  IV 
388-390;   V  347;  VII  3  73. 

—  Italien-Rußland  VII  2  92. 

—  Italien  -  Schweiz  VII  3  3. 

—  Italien— Vatikan  VII  3  43. 

—  Italien  — Vereinigte  Staaten  von 
Amerika  VII  3  63. 

—  Japan— Rußland  VII  2  22,  23,  24; 
3  51. 

—  Japan  —  Vereinigte  Staaten  von 
Amerika  VII  2  87,  88 ;  3  22,  24,  41. 

—  Mittelmächte  —  Rumänien  VII  3 
29,  .30,  31.  33,  34,  35,  38.  39,  40, 
42,  72;    VIII  57—86. 

—  Mittelmächte— Rußland  VII  3  10, 
13,  15,  16,  19,  20,  21,  25,  34,  35, 
36,  56,  62,  63,  77,  80;  VIII 15  bis 
42. 

—  Mittelmächte— Ukraine  VII  3  10, 
11,  12,  13,  16,  20,  25,  27;  VIII 
1—14. 

—  Niederlande— Oesterreich -Ungarn 
VII  3  84. 

—  Niederlande  —  Vereinigte  Staaten 
von  Amerika  VII  2  24 ;  3  6,  10, 
36. 

—  Norwegen — Vereinigte  Staaten  von 
Amerika  VII  1  42 ;  2  87;  3  6,  9, 
13,  30,  34,  57. 

—  Oesterreich  -  Ungarn  —  Rumänien 
VII  2  94;  3  46, 

—  Oesterreich-Ungarn— Rußland  VII 
1  45. 

—  Oesterreich-Ungarn — Türkei  VII 
3  19. 

—  Oesterreich— Serbien  V  347. 

—  Oesterreich  —  Vereinigte  Staaten 
von  Amerika  VII  3  71 ;  VIII  693 
bis  695. 

—  Panama — Vereinigte  Staaten  von 
Amerika  VII  1  41. 

—  Persien— Türkei  VII  3  28. 

—  Peru  —  Vereinigte  Staaten  von 
Amerika  VII  3  66. 

—  Polen— Ukraine  VII  3  131. 

—  Portugal— Spanien  VII  3  51. 

—  Preußen — Vereinigte  Staaten  von 
Amerika  VI  94,  98,  99,  104,  113, 
114,  117,  172,  176,  178,  184,  193. 
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Staatsverträge,  Rumänien  — 
Rußland  IV  609 ;  VII  2  29,  38,  68. 

—  Rumänien— Ukraine  VII  3  100. 

—  Schweden — Vereinigte  Staaten  von 
Amerika  VII  1  41 ;  2  98 ;  3  7. 

—  Schweiz— Spanien  VII  3  78. 

—  Schweiz — Vereinigte  Staaten  von 
Amerika  V  336 ;  VII  2  96 ;   3  3. 

—  Serbien— Türkei  IV  693. 

—  Spanien— Uruguay  VII  3  63. 

—  Spanien — Vereinigte  Staaten  von 
Amerika  VII  3  18,  64,  71. 

—  Ungarn- Vereinigte  Staaten  von 
Amerika  VIII  696-698. 

Staatsverträge   (siehe   auch  ge- 
sondert „Friedensverträge",  „Han- 
delsverträge "  ,     „  Schiffahrtsver- 
träge", „Wirtschaftsverträge"). 

Staatsverträge,  Bestimmungen 
in  den  Friedensverträgen  VIII 
185—189,  326-330,  423-427, 
.536-540,  645-649. 

Stahl,  Gustav,  Verhaftung  VII 
1  72. 

„Stambul",  deutscher  Dampfer  VII 
1  70. 

van  den  Steen  deJehay,  bel- 
gischer Gesandter  in  Luxemburg 
III  563,  575,  585. 

von  Stein,  preußischer  Kriegs- 
minister VII  2  65 ;  III  81  (Amts- 
enthebung). 

, Stockholm",  schw edischer  Dampfer 
VI  167. 

Stockholmer  Friedens- 
konferenz, neutrale  VII  2  7. 

Stone,  Senator  im  Senat  der  Ver- 
einigten Staaten  von  Amerika  VI 
32,  42,  177;  VII  1  54;  2  8. 

von  Storck,  österreichischer  Ge- 
schäftsträger  in  Belgrad  III  320. 

Stowell,  Lord,  englischer  Prisen- 
richter VI  48,  116,  217. 

Straf  bestimmungen  in  den  Frie- 
densverträgen VII  158—159,  294, 
411,  505,  634-635. 

V.  Strandtmann.  russischer  Ge- 
schäftsträger in  Belgrad  III  453, 
456,  459,  472,  474,  475. 

S  t  ü  r  g  k  h  ,  österreichischer  Minister- 
präsident VII  (Nachtrag  13). 

Straßburg  VII  3  103,  111.  118. 

Streiks  VII  3  45,  48,  49,  50,  51,  67. 

Streitschlichtungswesen  VII 
1  41,  42. 


S  u  ä  r  e  z  ,  kolumbianischer  Minister 
des  Aeußeren  V  101—186. 

Suchomlinow.  russischer  Kriegs- 
minister IV  685—689. 

Suchomlinow-Prozeß  IV  685 ; 
VII  2  77,  78.  80. 

Sudabai  (Kreta)  VII  2  13. 

Sudan  VIII  609. 

Südafrikanische  Union  VII  1 
43,  49;  3  22,  89.  122. 

Südamerika.  Bündnisantrag  Wil- 
sons VII  2  62,  68.  69. 

Südrußland  VII  3  102. 

Südslawen  VII  3  35,  141. 

Südslawischer  Staat  (siehe  Ju- 
goslawien). 

Süd -Tirol  (siehe  Tirol). 

Suezkanal  IV  1,  2,  694;  VII  1  42, 
56,  70;  3  101. 

Sultan  Mehmed  V.  IV33,  35,  48; 
VII  1  53;  2  37,  81,  84. 

Sultan  Mehmed  VL  VII  3  42. 
.58,  67. 

S  u  1  z  e  r .  schweizerischer  Gesandter 
in  Washington  V  332;  VI  310. 

Surinam  VII  1   79. 

„Süss ex",  französischer  Dampfer  VI 
189,  195,  196,  197,  198,  201,  220; 
VII  2  11,  13,  17. 

„SveinJarl",  norwegischer  Dampfer 
VII  1   78. 

Svinhufoud,  Präsident  von  Finn- 
land VII  2  94. 

S  w  e  r  b  6  e  w ,  russischer  Botschafter 
in  Berlin  III  461,  465,  467,  475 
bis  478. 

von    S  y  d  0  w  ,    preußischer   Minister 

VII  3  45. 

Syra,  griechische  Insel  VII  2  42. 

,Syria",  Dampfer  VII  2  26. 

S  y  r  i  e  n  IV  157 ;  VII  1  77  ;  2  8 ;  3  77  , 

VIII  606-607. 

S  z  ä  p  a  r  y  ,  österreichisch-ungarischer 
Botschafter  in  Petersburg  III  33.3. 
334,  335,  337,  348,  350.  352.  353, 
355,  361,  363,  365.  366,  610.  611. 

Sz6cseu  von  Temerin,  öster- 
reichisch -  ungarischer  Botschafter 
in  Paris  lll  321,  332,  360.  3(k5, 
6(50.  661. 

von  8  z  ö  g  y  t'  n  y  -  M  a  r  i  c  h  ,  öster- 
reichisch -  ungarischer  Botschafter 
in  Berlin  III  .353,  .354,  358.  359, 
360,  362.  367;  IV  383,  386;  VII 
(Nachtrag  13.  14). 
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Taggizadeh,  Führer  der  persi- 
schen demokratischen  Partei  V  221, 
230;  VII  2  99. 

TakeJonescu,  rumänischer  Außen- 
minister IV  545  ff. 

Talaat  Pascha,  türkischer  Mi- 
nister des  Innern  IV  76,  79,  85, 
174  ;  Großwesir  VII  2  52,  87  ;  3  81. 

Tapferkeitsprämien  VII  2  65. 

vonTarnow-Tarnowski,  öster- 
reichisch-ungarischer Gesandter  in 
Sofia  VI  260. 

Taurien,  Republik  VII  3  21. 

Teheran  VII  3  61. 

Telegramm  König  Albert — König 
Georg  V.  III  593;  VII  1  23. 

Telegrammvermittlung  der 
schwedischen  Gesandtschaft  VII  2 
78,  79. 

Telegramm  Wechsel  Kaiser  Franz 
Joseph  II.— König  Viktor  Emanuel 
IV    238,  239;  VII  1   21. 

—  König  Georg  V. — Zar  Nikolaus  II. 
VII  1  20,  21. 

—  Prinz  Heinrich  — König  Georg  V. 
III  666;  VII  1   14,  15. 

—  Präsiden  tPoincarö  —  KönigGeorgV. 
III  664,  665. 

—  Kronprinz  von  Serbien  —  Zar  Ni- 
kolaus IL  III  454,  468,  474,  603; 
VII  1  3,  6,  14. 

—  Kaiser  Wilhelmll.  —König  GeorgV. 
III  667,    668;   VII  1   16,   20,   21. 

—  Kaiser  Wilhelm  IL  —  König 
Gustav  V.  VII  3  17. 

—  Kaiser  Wilhelm  II.  —  Sultan 
Mehemed  VII  1  47. 

—  Kaiser  Wilhelm  II.  —  Zar  Niko- 
laus IL  III  375-377;  VII  1  9, 
11,  12,  14,  16;  2  79. 

—  Kaiser  Wilhelm  IL  —  Präsident 
Wilson  VII  1  35.  40. 

Telegrammzensur,    siehe    Zensur. 

Telegraphie,  drahtlose  IV  164, 
639,  642,  643;  V  71,  78,  120-157, 
159,  160,  166,  453—460;  VII  1 
26,  30,  34,  35,  41,  42;  2  31,  83, 
89;  3  10. 

Telegraphie  und  Fernsprecher, 
Bestimmungen  in  den  Friedens- 
verträgen VIII  369-370,  581  bis 
582,  676. 

Terauchis  VII  3  6. 


Terestschenko,  russischerAußen- 
minister  IV  678-679,  697;  VII 
2  67,  74,  80,  87  ,  3  52. 

Territorialgewässer,  türkische 
VII  1  40. 

Tewfik  Pascha,  türkischer  Bot- 
schafter in  London  IV  92,  99,  101. 

T  h  i  6  b  a  u  t ,  französischer  Gesandter 
in  Stockholm  III  491,  699. 

„Thorunn",  norwegischer  Dampfer 
VII  2  70,  76. 

Thrazien  VIII  395. 

Tibet  VII  3  108. 

„  T  i  j  u  c  a  " ,  brasilianischer  Dampfer 
IV  623. 

Tirol    VII  3  90,   95,   97,  105,  138. 

von  Tirpitz,  Großadmiral  und 
Staatssekretär  des  Reichsmarine- 
amts VII  1  52. 

T 1  s  z  a ,  ungarischer  Ministerpräsident 
III  483;  IV  390-393,  608;  VII 
1  67  ;  2  3,  30,  31,  41,  47,  50,  61, 
67  (Rücktritt);  3  22,  40,  85,  92 
(Ermordung) ;  Nachtrag  13. 

Tittoni,  italienischer  Botschafter 
in  Paris  III  34,  76. 

Tontschew,  rumänischer  Finanz- 
minister VII  3  16. 

Torpedierungen,  deutsche  IV 
623;  V  446;  VI  1—263;  VII  1 
42,  56,  57,  63,  64,  66,  68,  71,  73, 
75,  77,  78,  81 ;  2  6,  10,  11,  12, 
14,  18,  20,  26,  34,  37,  38,  51,  53, 
61,  62,  63,  65,  71,  72,  73,  76,  78, 
81,  83,  86;  3  13,  33,  40,  46,  51, 
60,  90. 

—  englische  VII  2  68.  76. 

—  russische  VII  2  26 ;  3  5. 
Torrigiani,      Vizepräsident     des 

italienischen  Senats  IV  376. 

Toskana  VIII  310. 

T  0  w  n  1  e  y  ,  englischer  Gesandter  im 
Haag  V  369,  393,  394,   395,  406. 

Trading  with  the  enemy  Pro- 
clamation  IV  23,  25,  27;  VII 
1   73.  81 ;  2  4,  5,  18. 

Transbalkanien  VII  3  30. 

Transkaukasien  VII  3  25,  34, 
35,  109. 

Trepow,  russischer  Ministerpräsi- 
dent VII  2  39. 

Trianon -Vertrag  (siehe Friedens- 
vertrag von  Trianonj. 

Triest  VII  3  93. 
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T  r  0 1  z  k  i ,  russischer  Volkskommissar 
VII  2  89-92,  97;  3  2,  3,  6,  7, 
22,  32,  41,  48,  52,  70,  71. 

Trubetzkoi,  russischer  Fürst  VII 
1   11. 

Tschecho-Slowakei  VII  3  35, 
47,  49,  57,  58,  64,  71,  74,  75,  77, 
87,  88,  9ü,  99,  102,  105,  110,  111, 
112,  126,  131,  132,  137,  144;  VIII 
120-122,  225,  271,  393—394,  483. 

—  Abbruch  der  diplomatischen  Be- 
ziehungen durch  Oesterreich  VII 
3  132. 

—  Nationalversammlung  VII   3   98. 
Tscherbatschew,   russischer  Ge- 
neral VII  2  94. 

von  Tschirschky,  deutscher  Bot- 
schafter in  Wien  III  370,  374; 
VII  1  5;  Nachtrag  13. 

Tschitscherin,  russischer  Volks- 
kommissar VII  3  24,  38,  41.  43, 
46,  61,  66,  85,  87,  93,  106,  125, 
126,  140. 

Tsingtau  YLl  1  45,  46,  53,  77; 
2  99. 

„Tubantia",  niederländischer 
Dampfer  VII  2  10,  18,  19,  31—34. 

Türkei  IV  29,  31-207,693-698; 
VII  1  78,  79 ;  2  1,  9,  22 ;  3  59, 
78,  81,  83-85,  101,  118:  VIII 
141,  276,  487. 

—  Abbruch  der  diplomatischen  Be- 
ziehungen durch  Belgien  IV  206; 
VII  1  46. 

—  Abbruch  der  diplomatischen  Be- 
ziehungen durch  Frankreich  IV  204. 

—  Abbruch  der  diplomatischen  Be- 
ziehungen durch  Griechenland  IV 
677;  VII  2  72. 

—  Abbruch  der  diplomatischen  Be- 
ziehungen   zu  Rußland  VII  t  43. 

—  Abbruch  der  diplomatischen  Be- 
ziehungen zu  Serbien  VIT  1  44. 

—  Abbruch  der  diplomatischen  Be- 
ziehungen zu  den  Vereinigten 
Staaten  von  Amerika  VII  2  62. 

—  Besetzung  türkischer  Städte  durch 
England  VTI   3  129. 

—  Friedensverträge  (siehe  dort). 

—  Kriegserklärung  Englands  IV  14, 
203;  VII  1   45. 

—  Kriegserklärung  an  die  Entente 
IV  33;  VII    1   46. 

—  Kriegserklärung  Frankreichs  IV 
206;  VTI   1   45. 


Türkei,  Kriegserklärung  Italiens 
IV  492—494;  VII  1  77. 

—  Kapitulationen  VIT  1  31.  32,  36, 
38,  39. 

—  Kriegserklärung  an  Rumänien  IV 
603;  VII  2  29. 

—  Minister  (siehe  Halil  Bey,  Izzet 
Pascha,  Talaat  Pascha). 

Turkestan  V  230;  VIT  2  97. 

ü  eb  er  einkommen  ,  Londoner 
VII  1  35,  36,  80.  82;  2  77. 

U  e  b  e  r  e  i  n  k  0  m  m  e  n  ,  Luxem- 
burger VII  3  137. 

üebereinkommen  (siehe  Verträge). 

Ueberfliegen  neutralen  Ge- 
biets (siehe  Luftkriegsrecht). 

ü -Boote,  deutsche  V  444 :  VI  1  bis 
263 ;  VII  1  42,  57,  68,  74,  78,  80, 
81;   2  3,  12,   33—37,   58,  71,  73. 

75,  76,  78,  86  ;  3  100.  103.  105, 123. 

—  englische  VII  1  69.  70,  71,  80: 
2  10,  20,  23,  37,  53. 

—  russische  VIT  2  26 :  3  5. 

—  in  neutralen  Gewässern  V  184, 
197,  208,  209.  237.  242.  249.  365, 
441.  443;  VII  2  24,  25.  28,  33. 
71,  74,  76. 

—  siehe  auch  Torpedierungen. 
U-Bootgefangene    V     444;    VI 

76,  84,  85;  VIT  1  61,  62,  6.5.  72. 
U-Bootkrieg  V  434,  446:  VI  1  bis 

263;  VII  1  52,  57,  61.  62,  65,  68; 
2  2.  3,  6-9,  11.  12,  14,  16.  17. 
23,  24,  28,  29,  34.  35,  37,  39.  44, 
45,  49. 

—  uneingeschränkter  V  194,  210. 
250,  251.  437;  VI  236  ff. ;  VII  2 
48-56,  58.  62-64,  67,  69;  3 
36,  60. 

„Ü-Bremen",  Unterseehandelsschiff 

VII  2  32. 
„U- Deutschlan  d",     ünterseehan- 

delsschiff  VIT  2  23,  36. 
Ü-Handelsboote  V  209. 
Ukraine    VIT    2  74.  89.  90,  99;    3 

8,  10,   12.  14,  15,  21,   28,  29.  31, 

35,  41.  45.  48.  49.  51,  53.  67,  80. 

82,    83,    87,  89,  96,  99,  117.   128, 

136,  145. 
^  Beziehungen  zu  Sowjetruliland  VII 

2    9(;,  97,  98;    3    1,  3,  7.  47,  69. 

85,   122. 

—  Krledcnsverfnig  von  T^rost-Lituwsk 
(^sichf  Friedens  vertrüge). 
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Ukraine,  Hetman  Skoropadski  VII 
3  50,  65,  108. 

—  Minister  Doroschenko  VII  3  69. 

—  Nationalrat  VII  3  59. 

—  Polnische  Invasion  VII  3  141. 

—  Regentschaftsrat  VII  3  52. 

—  Republikerklärung  VII  2  73 ;  3 
101. 

—  Rumänische  Invasion    VII  3  144. 

—  Russische  Invasion  VII  3  122,123. 

—  Staatsrat  VII  3  120. 

—  Staatssekretär  Holatowitsch  VII  3 
2,  15. 

—  Ultimatum  an  Rumänien  VII  3 
139. 

—  Verhandlungen  mit  den  Mittel- 
mächten VII  3  1-6,  58,  72. 

—  Volksversammlung  VII  3  124. 

—  Waffenstillstand  mit  Polen  VII  3 
100. 

Ultimatum.  Alliierte  —  Deutsch- 
land VII  3  143. 

—  Alliierte -Ungarn  VII  3  142. 

—  Deutschland -Belgien  III  694 ;  VII 
1  23. 

—  Deutschland— Portugal  VII  2  9. 

—  Deutschland— Rußland  III  439, 
445,  478;  IV  690;  VII  2  80,  82; 
3  14. 

—  England  —  Deutschland  III  614, 
676;  VII  1  25. 

—  England— Persien  V  220;  VII  2 
52. 

—  England— Rußland  VII  3  66. 

—  Entente— Bulgarien  VII  1  79. 

—  Entente— Griechenland  IV  662, 
669 ;  VII  2  20,  45. 

—  Italien— Türkei  IV  493  ;  VII  1  76. 

—  Japan -China  VII  1  67,  71. 

—  Japan— Deutschland  III  601;  VII 
1  31,  32. 

—  Oesterreich- Ungarn— Serbien  III 
325,  338 ;  IV  225 ;  VII  1  1,  2,  3, 
6;  Nachtrag  13. 

—  Persien— Rußland  V  216. 

—  Persien-Türkei  V  217. 

—  Rußland— Bulgarien  IV  533:  VII 

1  79. 

—  Rußland— Rumänien  IV  599 ;  VII 

2  28;  3  3,  4,  12.  1.39. 

—  Rußland— Türkei  IV  85 

—  Rußland -Ukraine  VII  2   96,  97. 

—  Ukraine— Rumänien  VII  3  139. 

—  Ukraine— Rußland  VII  3  123. 


Ultimatum,  Vereinigte  Staaten 
von  Amerika— Italien  VII  3  131. 

—  Vereinigte  Staaten  von  Amerika 
und  England— Niederlande  VII  3 
18. 

—  V^ierverband — Griechenland  VII  2 
34. 

Unabhängigkeit  Albaniens  V 
14,  15. 

Unabhängigkeitserklärung , 
Armenien  VII  3  39,  40,  107. 

—  Bessarabien  VII  2  90,  99. 

—  Don-Regierung  VII  3  34. 

—  Estland  VII  3  7,  33,  97. 

—  Finnland  VII  2  82,  94,  98;  3  16. 

—  Georgien  VII  3  34,  36. 

—  Grusinien  VII  3  5. 

—  Island  VII  3  106. 

—  Kaukasien  VII  2  90;  3  25,  31, 
32,  35. 

—  Krim  VII  2  96. 

—  Kurland  VII  2  80,  89. 

—  Litauen  VII  2  98. 

—  Livland  VII  3  7,  33. 

—  Russische  Randstaaten  VII  3  84. 

—  Russische  Gouvernements  Oren- 
burg,  Oufa,  Perm  und  Samara  VII 

2  93. 

—  Sibirien   VII   2   99 ;   3  6,  17,  76. 

—  Südslawischer  Staat  VII  3  91. 

—  Taurien  VII  3  21. 

—  Transbaikalische    Regierung    VII 

3  30. 

—  Tschecho-Slowakei  VII  3  112. 

—  Turkestan  VII  2  97 ;  3  33. 

—  Ukraine  VII  2  89,  90,  96,  99 ;  3  8. 

—  Weißrußland  VII  3  35. 
Unabhängigkeitspartei,  deutsch- 
österreichische VII  3  81. 

U  n  g  a  r  n  IV  390-393 ;  VII  3  84,  91, 
96,  114,  121,  122.  1.33,  143. 

—  Angriffe  gegen  die  Tschecho-Slowa- 
kei VII  3  142,  144,  145. 

—  Beziehungen   zu  Deutschland  VII 

2  95;  3  9,  22,  85,  110. 

—  Diktatur  des  Proletariats  VE  3 
133.  143. 

—  Erklärung  desVerteidigungskrieges 
VII  3  136. 

—  Friedensverträge  (siehe  dort). 

—  Minister  (siehe  Haak,  Karolyi, 
Wekerle). 

—  Proklamation    der    Republik   VII 

3  99. 


Alphabetisches  Sachregister. 


783 


Ungarn,  Selbständigkeit  VII  3  89. 

—  Volksstaat  VII  3  92. 
„United      States",       dänischer 

Dampfer  VI  167. 
Unruhen  in  Berlin  VII  3  7. 

—  in  Kopenhagen  VII  3  öß. 

—  in  Wien  VII  3  5. 
Unterhandlungen     (siehe     Ver- 
handlungen). 

Unternehmungen,    ausländische 

VII  l  35,   37.   42,   48,  61,  72;  2 

6,  75;  3  40,  44,  69. 
d '  U  r  s  e  i ,  belgischer  Geschäftsträger 

in  Berlin  III  7,  8. 
Uryguay  IV  633-652;  VII  1  50, 

83;  2  50,  67. 

—  Abbruch  der  diplomatischen  Be- 
ziehungen zu  Deutschland  IV  652; 
VII  2  82. 

—  Graubücher  IV  633  —  651. 


Valona,    Besetzung    durch    Italien 

IV  273-275,  277,  278,  288.  312, 

417;   V  4;  VII   1  38,  43,  53,  54. 

Valeria^   deutscher  Dampfer  VII 

3  20. 

Valutafrage  VII  3  71,  133.  . 
Varela'*,    englisches  Lazarettschiff 
VII  2  71,  75. 

Vaterlandspartei,  deutsche 
VII  2  78. 

Vatikan  (siehe  Papst). 

Venezuela  V  110,  448-464;    VII 

1  40. 

Venezuela,  Gelbbuch  V  448— 4()4. 

V  e  n  i  z  e  1  0  s ,  griechischer  Minister- 
präsident IV  653,  654,  657,  667; 
VII  1  39,  52;  2  13,  15,  16,  32, 
34,  37,  38,  39,  43,  71. 

„Verdandi",  Handelsschiff  VII  1  73. 

Vereinigte  Staaten  vonAmerika 

VI  1—263;   VII  2  5,  7,  23;   3  8, 
49,  110. 

—  Abbruch  der  diplomatischen  Be- 
ziehungen durch  Bulgarien  VII  2  6l). 

—  Abbruch  der  diplomatischen  Be- 
ziehungen   mit    Deutschland    VII 

2  49. 

—  Abbruch  der  diplomatischen  Be- 
ziehungen  zu   Oesterreich- Ungarn 

VII  2  60. 

—  Abbruch  der  diplomatischen  Be- 
ziehungen durch  die  Türkei  VII 
2  62. 


Vereinigte  Staaten  von  Amerika 
Beziehungen  zu  den  Niederlanden 
VII  2   97;   3    18,   19,  20,  23,  27, 

35,  60.  75. 

—  Eintritt  in  den  Krieg  VII  2  27,  33. 

—  Friedensverträge  (siehe  dort). 

—  Kriegserklärung  an  Deutschland 
VII  2  .59. 

—  Kriegserklärung  an  Oesterreich- 
üngarn  VII  2  93. 

—  Neutralität  VI  16,  32,  33,  69 :  VII 
1  54,  56.  61,  65,  73;  2  55.  81. 

—  Präsident  Wilson  V  172,  192,  193, 
210,  221,  249,  434,  435:  VI  5,  84, 
177,  204,  231  ff.,  243,  255  S.,  263  ff., 
280—288,  293-300,  303,  305  bis 
310;  VII  1  35,  36;  2  16,  17,  18, 
43,  44,  45,  46,  47,  49,  51,  53,  54, 
55,  59,  62,  70,  72.  77,  82.  92:  3 
1,  2,  11,  21,  24,  25,  33,  64,  75, 
96,  97,  98,  103,  107,  112,  124. 

—  Ü-Bootkrieg  VI  57—263:  VII  2 
3,  7,  8,  9,  11,  12,  16,  17.  23,  29, 
34,  35,  49,  50,  51,  52.  53. 

—  Vermittlungsangebot  an  Chile  und 
Peru  VII  3  110,  112,  115. 

—  Weißbuch  VI  5-12,  17,  21—24. 
69-71.  75-88;  VII  2  28. 

Vereinigung  Bessarabiens  mit  Ru- 
mänien VII  3  117. 

—  Montenegros  mit  Serbien  VII  3 
116,  136. 

Vergeltungsmaßnahmen. 
Deutschlands  VII  1  63,  65,  73,  74, 
75,  76:  2  20,  30,  36,   46,  65.  73; 
3  2    9. 

—  der  Entente  VI  i\S,  70,  75;  VII  1 
60,  61,  62,  63,  64;  2  62,  89;  3  9. 

—  Oesterreich-Ungarns  VII  1  30. 

Verhaftung  Deutscher  im  be- 
setzten Gebiet  VII  3  111.  125. 
127,  131.  145. 

Verhandlungen  Alliierte —Deutsch- 
land VII  3  131,  132. 

—  Bulgarien- Rumänien  VII  3  89. 

—  Dänemark  — Island  VII  3  46.    48. 

—  Deutschland  — England  VII  3   34, 

36,  44.  45,  55,  76.  S8,  93,  95. 

—  Deutschland  — Krankreich  V  338; 
VII  2  97:  3  18,  28.  30.  32.  97. 

-  Deutschland— Italien  V  339;    VII 
3  2S,  .32. 

—  Deutschland— Niederlande  VII  3 
49.  bi\,  .Sl,  83. 
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Verhandlungen  Deutschland  — 
Norwegen  VII  3  54,  60. 

—  Deutschland  —  Oesterreich    VII    3 

58,  61,  66,  68. 

—  Deutschland— Polen  VII  3  133. 

—  Deutschland— Schweiz  VII  3  27, 
71. 

—  Deutschland— Türkei  VII  3  72. 

—  Deutschland — Vereinigte  Staaten 
von  Amerika  VII  3  55,  73,  74,  86. 

—  England  — Niederlande  VII  3  18 
bis  21,  83. 

—  England— Spanien  VII  3  126. 

—  England— Türkei  V  338  ;  VII  2  98. 

—  Entente— Niederlande  VII  3  74. 

—  Entente— Ukraine  VII  3  99. 

—  Frankreich— Niederlande  V  367. 

—  Italien — Oesterreich-Ungarn  VII  3 

59,  73. 

—  Japan— Sibirien  VII  3  40. 

—  Japan — Vereinigte  Staaten  von 
Amerika  VII  2  89. 

—  Krim -Ukraine  VII  3  77,  80,  83, 
84,  87. 

—  Niederlande — Vereinigte  Staaten 
von  Amerika  VII  3  81. 

—  Polen -Rußland  VII  3  42. 

—  Rumänien — Ungarn  VII  3  98. 

—  Rußland— Schweden  VII  3  12. 

—  Schweden— Rußland— Finnland  VII 
3  29. 

—  Türkei— Republik  Kaukasus  VII  3 
18. 

Verhandlungen,  deutsch— englische 
im  Jahre  1912  III  155—209;  VII 
1   77. 

—  englisch  —  österreichische  in  der 
Schweiz  VII  3  86. 

Verkehrssperre  VII  3  115. 
Vermittlungsvorschlag  Greys 

VII  3  14. 
Verpf  legung  s  rat,    interalliierter 

VII  3  122,  123. 
VersaillerBeschlüsse(o.  VI.  18) 

VII  3  35,  .38. 

Versailler  Vertrag  (siehe  Frie- 
densvertrag von  Versailles). 

Versenkung  der  deutschen  Flotte 
in  Scapa  Flow  VII  3  144,  145. 

Versenkungen  (siehe  Torpedie- 
rungen). 

Versicherungswesen  VII  1  38; 

VIII  213. 


VersorgungderbesetztenGe- 
biete  VII  1  39,  43,  47,  52,  53, 
61 ;  2  6,  7,  16,  19,  20,  22,  23,  24, 
25,  26,  52,  53,  65. 

Verständigungsfrieden  VII  2 
62,  66,  80;  3  30.  31. 

Verträge  Privater  mit  feindlichen 
Staatsangehörigen  VII  2  42;  VIII 
201-207,  342-.348,  439-446, 
553-559,  6.57—662. 

Verträge  zwischen  den  einzel- 
nen Staaten  (siehe  Staatsver- 
träge). 

Verwundete  V  263;  VII  1  48,50, 
51,  .59,  71 ;  2  1,  10,  14,  67  :  3  105, 
109,  121. 

„Vier-Mächte-Aktion"  III  364, 
396,  400,  465,  466,  467,  514 ;  VII 
1  5  ff. 

„Vier  Punkte"  Wilsons  VI  285 
bis  288. 

„Vierzehn    Punkte"    Wilsons 

VI  281—284,  303,  304,  305,  307 : 

VII  3  2,  81,  108. 
Villa  d'Este  VII  2  2. 

V  i  1 1  i  e  r  s ,  englischer  Gesandter  in 
Brüssel  III  438,  445,  594,  614, 
619,  625,  627,  673,  674,  675,  676. 

„Vinland",  dänischer  Dampfer  VII 
1  82;  2  10. 

„Virgo  "-Angelegenheit  VII  2 
24. 

Visconti  Venosta,  italienischer 
Minister  des  Aeußeren  IV  389,  390. 

Vi  Viani,  französischer  Minister- 
präsident III  272,  481—483,  489 
bis  493,  498,  499,  505,  509,  513, 
522,  523,  535-556,  692—700;  VII 
1   1,  13,  18,  19,  23. 

Völkerbund  VII  2  35;  3  20,  21, 
36,  40,  76,  78,  82,  88,  97,  107, 
124,  125,  130,  137,  139,  144; 
Nachtrag  15;  VIII  91—99,  250  bis 
261,  389,  474,  592. 

VölkerbundprogrammGrey's 

VI  289. 
Völkerbundsentwurf,  deutscher 

VII  3  137,  140. 
Völkerbund  Verfassung,  Annahme 

in  der  Friedenskonferenz  VII  3 137. 
Völkerbundvorschläge,  deutsche 

VII  3  80. 
Völkerrecht  V  68;  VII  3  36. 
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Völkerrechts  Verletzungen, 
deutsche  IV  615;   VI  306:  VII  1 
31,  32,  33.    37,  54,  55,  56:   3  40, 
43,  107,  120 

—  englische  VI  149;  VII  1  57,  73, 
82;  2  5.  9,  23,  71,  78,  80,  88;  3 
24,  41,  54. 

—  durch  die  Entente  IV  532 ;  VII  1 
65,  74;  2  1,  19,  26,  35,  58:  3  28, 
37.  55,  114. 

—  französische  VII  1  72,  81 ;  2  5.  64. 

—  italienische  VII    1    71,   79:   3  56, 

67.  105. 

—  österreichische  VII  1   73  ;  2  5. 

—  russische  VII  1  29,  31,  73;  2  44; 
3   12. 

—  tschechu-slowakische  VII  3  75. 

—  türkische  VII  1   48. 
Vollzugsausschuß,     österreichi- 
scher VII  3  88,  91. 

Vorfrieden  Alliierte  — Deutschland 
VII  3  103. 

—  Mittelmächte  —  Rumänien  VII  3 
16,  18;  VIII  703-704. 

—  Rußland-Ukraine  VII  3  37. 
Vorgeschichte     des     Krieges 

III  1-597.  598-601;  IV  682  bis 
692;  VII  1  25,  27,  38,  46.  48,  52, 
54.  57,"  59,  63,  75,  77  ;  2  17.  20, 
21,  22,  29,  31,  40.  47,  59,  66.  67, 

68,  80,  83,  88;  3  14.  24,  87.  104. 

—  deutsche  Darstellung  III  211—226. 

—  englische  Darstellung  III 283  -319. 

—  französische  Darstellung  III  272 
bis  281. 

—  österreichisch  ungarische  Darstel- 
lung III  226-272 

—  russische  Darstellung  111281 —283. 
Vorgeschichte  des  Krieges 

0 Österreichs  mit  Italien  IV 

209—390 
Wade,    Oberstleutnant   VII    3    119. 
Waffen-  und  Munitionshandel 

VI  83,    86,    101.    120:    VII  1  55, 

56,   58,    64,   77,  79:   2  5,  23,  24, 

53.  66,  71  ;  3  6,  139. 
WaffonstillstandinChinaVII3  92. 

—  an  der  Ostfront  VII  2  93. 
Waffenstiilstandsan  gebot 

Bulgariens  im  September  1918  VII 
3  75,  76. 

—  DeutschlandsimOktober  1918(siebe 
Kriciiensangebot). 

—  Deutschlands  im  Oktober  1918, 
Hindenburg-Brief  VII  3  134. 


Waffenstiilstandsan  gebot 
Oesterreich  -  Ungarns  im   Oktober 
1918  VII  3  79,  89,  91,  93. 

—  der  russischen  Republik  im  No- 
vember 1917  VII    2    89-91. 

—  der  Türkei  im  Oktober  1918  VII 
3  79. 

Waffenstillstandsbedingungen 
Alliierte— Bulgarien  VII  3  77,  78. 

—  Alliierte— Deutschland  VII  3  91. 
95—97,  99.  100-102.  104,  105 
bis  107,   122.    123,  128,  129,  131. 

—  Alliierte -Oesterreich  VII  3  93. 

—  Alliierte— Türkei  VII  3  92.  99. 

—  Alliierte— Ungarn  VII  3  94. 

—  siehe  auch  ,  Ausführung  der  Waffen- 
stillstandsbedinguDgen". 

Waffenstillstandsbestrebungen 

VII  3  6. 
Waffen  Stillstandskommission, 

deutsche  VII  3  98.  99.  101  —  105. 

108,  110-113,  115-121,  123, bis 

127.  130,  134.  136.   146. 

—  italienische  VII  3  139,  142. 

—  interalliierte  VII  3  114,  139. 
Waffenstillstandsunterzeich- 

nung  Alliierte — Deutschland  VII 
3  96. 

—  Alliierte— Oesterreich  VII  3  98. 

—  Alliierte— Türkei  VII  3  92. 

—  Mittelmächte— Rumänien  VII 2  95. 

—  Polen -Ukraine   VII   3   100,  144. 

—  Rußland -Ukraine  VII  3  37. 

Waffenstillstandsverhand- 
lungen Alliierte  —  Deutschland 
VII  3  92.  94-97,  100,  107.  109, 
115.   116,   131,   133-138. 

—  Alliierte— Deutschland.  Verlänge- 
rung des  Waffenstillstandes  in  Trier 
VII  3  112-114,  120-123.  128, 
129.  131. 

—  Deutschland -Rumänien  Vll  2  92. 

—  Deutschland -Rußland  Vll  2  92, 
94,  95. 

—  Oesterreich-Ungarn— Italien  V'^II 
3  91.  94. 

Waffenstillstandsverlänge- 
rung Alliierte- Deutschland  VII 
3  109.  122,  126,  129;  VIM  717. 
718.  720. 

W  a  f  f  e  n  s  t  i  1 1  s  t  a  n  d  s  V  e  r  1  e  t  z  u  n- 
gen  VII  3   126. 

Waffen  Stillstands  vortrage 
Alliierte— Bulgarien     VII     3     76, 
77,  82;   VIII  704-705. 


Jahrbuch  des  Völkerrechts.     VIII. 


ÖU 


786 


Alphabetisches  Sachregister. 


Waffenstillstandsverträge 

—  Alliierte -Deutschland  VII  3  96, 
97,  99,   128,  129;  VIII  711-717. 

—  Alliierte— Oesterreich  VIII  70()  bis 
708. 

—  Alliierte-Türkei   VIII   705—70(5. 

—  Alliierte-Ungarn  VIII  709—711. 

—  Mittelmächte— Rumänien  VIII 703 
bis  704. 

—  Mittelmächte— Rußland  VII  2  96; 
VIII  699-703. 

Wahid  ul  Mulk,  Mitglied  des 
persischen  Parlaments  V  221,  230. 

Wahl  r  ech  tsr  ef  orm,  deutsche  VII 
2  60.  73;  3  65,  84. 

—  englische  VII  2  66,  93. 

—  ungarische  VII  3  29. 
Wahnschaffe,  Unterstaatssekretär 

VII  3  82. 
Wallenberg,  schwedischer  Minister 

des    Aeußeren    V    231.    241,    246, 

251;  VI  245. 
Wallraf.   Staatssekretär  VII  3  6. 
,Wanilda%  Handelsschiff  VII  3  51. 
Washington,   Präsident   der  Ver- 
einigten Staaten  von  Amerika  VI 

293,  294. 
Ton  Wattenwyl.    schweizerischer 

Oberst  VII  2  8,  9. 
Wechselverordnungen    VII    1 

28.  42. 
von  Wedel,  Graf  VII  3  32. 
Wegnahme   von  Maschinen  VII  1 

58 
Wehrpflicht     in     England     und 

Kolonien  VII  2  14,  15,  17,  18,  59. 

68,  75,  90;  3   11,  15,  25,  26,  28, 

36,  50,  54. 

—  in  Sowjetrußland  VII  3  50. 

—  in  den  Vereinigten  Staaten  von 
Amerika  V  336;  VII  2  64,  67, 
87,  89;  3  50,  63,  75. 

Weißbuch,   päpstliches   VII  3  38. 

—  portugiesisches  VII  2  47. 

—  südafrikanisches  VII  1  61. 

—  der  Vereinigten  Staaten  von 
Amerika  VI  5-12,  17,  21—24, 
69—71,  75-88;  VII  2  28. 

Weißbücher,  deutsche  III  47,  211, 
367-378.  577,  .590,  600-601, 
636-659:  IV  612.  618:  VI  57 
bis  63,  65-67;  VII  1  69;  2  5, 
27,  62. 


Weißbücher,  englische  V  83.  245  ; 

VI  24-31,  44-57,  63,  68,  71, 
159;  VII  1  38.  46,  52,  59,  88, 
94;   3  6,  14,  23,  28,  41,  45,  111. 

—  niederländische  V  376-4.32.;    VII 

2  51,  92;  3  24. 
Weißrußland  VII  3  20,  .35. 
W  e  k  e  r  1  e  ,  ungarischer  Minister  VII 

2  95;  3  7,  9.  32,  38,  84  (Rücktritt), 
88.  89. 

„Welsh  Prince",  englischer 
Dampier  VI  247,  248,  254. 

Werchowsky,  russischer  Kriegs- 
minister VIl  2  81. 

Wertpapiere,  beschlagnahmte 

VII  2  10,  12. 
Westpreußen  VII  3  133. 

„  W  i  c  0  " ,  amerikanischer  Dampfer 
VII  1  63,  65,  69. 

Wiederaufnahme  der  diplo- 
matischen Beziehungen 
Niederlande— Venezuela  VII  3  61. 

Wiederaufnahme  der  Bezie- 
hungen Ukraine— Rumänien  VII 

3  46. 
Wiederherstellung  Belgiens 

VII  2  7,  86;  3  92. 

Wiedergutmachungen  VIII 159 
bis  176,  295-311,  411—416,  505 
bis  520.  634-635. 

Wiener  Kunstraub    VII   3  128. 

von  Wiesner,  österreichisch  -  un- 
garischer Agent  VII  Nachtrag  13. 

Wilhelm  II.,  deutscher  Kaiser  III 
667,  668,  724;  VII  t  9,  11,  12, 
14,  16,  20,  21,  35,  40,  53;  2  36, 
41,  45,  46,  49,  60,  73,  75,  79,83, 
84,  87;  3  10.  11,  1.5,  17,  19,  22, 
23,  25,  26.  27,  31,  37,  43,  50,  51, 
68,  76,  78,  80,  90,  93,  130; 
Nachtrag  13,  14. 

—  in  den  Niederlanden  VII  3  102, 
105,  106. 

—  Thronverzicht  VII  3  96. 

—  Auslieferung  VII  3  145. 
Wilhelm,    Fürst   von   Albanien  V 

2,  7,  16;  VII  1   34,  35. 

Wilhelmina,  Königin  der  Nieder- 
lande VII  3  76. 

„Wilhelmina'',  Dampfer  VI  59, 
63.  64;  VII  1  59,  65. 

„William  P.  Frye",  amerikani- 
sches Segelschiff  VI  80,  88,  94, 
98,  113,  118.  128,  136,  152:  VII 
1  64,  65,  67,  71,73,  75,  76,  78;  2  2. 
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„Willy  Rickmers%  Lazarett- 
schiff VII  1   71. 

Wilson,  Präsident  der  Vereinigten 
Staaten  von  Amerika  V  172.  192, 
193,  210,  221,  249,  434.  435; 
■  VI  5,  84,  177,  204,  231  ff.,  243. 
255  ff.,  261-263.  280—288.  293 
bis  300,  303,  305-310;  VII  1 
35,  36:  2  16.  17.  18.  43,  44.  45, 
46,  47.  49,  51,  53,  54,  55.  59.  62, 
70,  72,  77,  82.  89,  92;  3  1.  2,  11. 

21.  24,  25,  33.  64,  76,  96,  97.  98. 
103,  107,  112.  124. 

—  Adresse  an  den  Kongreß  betreffend 
Ü-Bootkrieg  VI  204. 

—  Botschaft  an  den  Kongreß  („vier- 
zehn Punkte")  VI  280-284. 

—  Noten  auf  das  deutsche  Friedens- 
angebot   VI   303.    305,    307.  309; 

VII  3  81.  84,  88,  94.  100. 

—  Note  auf  Oesterreichs  Friedens- 
angebot VII  3  86. 

Wimburnes,  Lord  VII  3  40. 

von  Winterfeldt,  General  VII  3 
115,  124. 

Wirtschaftliche  Bestimmun- 
gen in  den  Friedensverträgen  der 
Alliierten   mit  den   Mittelmächten 

VIII  181-213,295-311,  411  bis 
416,  505-520.  644—665. 

Wirtschaftsabkommen  Argen- 
tinien-England-Frankreich VII  3  3. 

—  Deutschland  — Finnland  VII  3  39: 
VIII  50-55. 

—  Deutschland— Niederlande    VII    3 

22,  31,  123. 
Wirtschaftsabkommen  Deutsch- 
land—Oesterreich  VII  3  28. 

—  Deutschland— Oesterreich-Ungarn— 
Rumänien  VII  3  30. 

—  Deutschland— Oesterreich- Ungarn 
Ukraine  VII  3  37. 

—  Deutschland— Rumänien  VII  3  22, 
29,  30,  31,  39.  40:  VIII  68-76. 

—  Deutschland— Schweiz  VII  2  20, 
33,  .37,  64,  66,  67,  77,  78;  3  27, 
32,  33.  35,  63. 

—  Deutschland— Ukraine  VII   3   i\S 

—  Deutschland  —  Tscheche  -  Slowakei 
VII  3  111. 

—  England  — Niederlande  VII  3  29. 

—  Entente- Norwegen  VII  3  36. 

—  Entente -Schweden  VII  3  36. 

—  Entente- Schweiz  Vli  2  78,  81, 
93,  96;  3  29. 


3  14. 

amerikanische 
2,  73.  77, 


Wirtschaftsabkommen  Frank- 
reich-Schweiz VII  2  98. 

—  Frankreich -Spanien  VII  3  18. 

—  Mittelmächte  — Ukraine  VII  3  25, 
27. 

—  Niederlande  —  Vereinigte  Staaten 
von  Amerika  VII  3  6.  10. 

—  Norwegen— Vereinigte  Staaten  von 
Amerika  VII  3  6,  9.  13,  30.  34,  57. 

—  Oesterreich   (Deutsch-»  —  Ungarn 
VII  3  111. 

—  Rumänien  — Ukraine  VII  3  KX). 

—  (siehe  au^h  Handelsverträge;. 
Wirtschaftskommission. 

Petersburger  VII  3  4,  6,   11.  12. 
Wirt  Schaftskonferenz,  Pariser 
VII  2  20.  21,  28. 

—  in  Rom  VII  2  66. 

—  skandinavische  VII 

—  in  Sofia  VII  3  68. 
Wirtschaftskrieg, 

Maßnahmen  VII  2  71, 
78,  86:  3  18.  19.  20. 

—  englische  Maßrahmen  VII  1  57, 
64:  2  13,  25.  34.  XI,  83.  85:  3 
19,  21,  63.  m. 

—  deutsche    Maßnahmen  VII  I   27. 

—  französische  Maßnahmen  VII  1  29; 

2  84:  3  63. 

—  italienische  Maßnahmen  VII  2  58. 

—  (sieheauch  „Handelsverbote*.  .Han- 
delsschiffe", .Schwarze Listen"  und 
,  Ausfuhrverbote" ). 

W  i  rtschaftsrat,  oberster  alliierter 

VII  3  139,  142.  145. 
Wirtschaftsverhandlunt{en 

—  Allierte-Deutsrhland  Vll   3  138. 

—  Deutschland  — Niederlande  VII  3 
81.  83. 

—  Deutschland  — Oesterreich-  Ingarn 
VII  3  43.  58.  61.  m.  6H,  89. 

—  Deutschland  — Uufcrarn  VII  3  95. 

—  England— Niedtrhinde  VII    3   83. 

—  Finnland  — Vt-rt  inigte  Staaten  von 
Amerika  VII  3  Hl. 

—  Frankreich— Italien  VII    I   78. 

—  Niederlande  — Vereinigle  Staaten 
von  Amerika  VII  3  81. 

—  der  Zentralmächte  VII  2  76.    95; 

3  43.  58.  61,  66.  68,  89. 
Wittenberg.  Ciefangenenlager  VII 

2  8. 
Wladiwostok.  Truppenlandungen 
der    Entente    VII    3   24.    25.    51, 
53.  55. 
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von  Wo  dianer,  österreichisch-unga- 
rischer Gesaodter  in  Bukarest  IV 
Ö67,  568. 

Wookey,  englischer  Fliegeroffizier 
VII  3  9. 

„Worms",  deutscher  Dampfer  VII 
2  25. 

von  Wrisberg,  General  VII  3 
29,  74. 

W  y  n  d  h  a  m ,  englischer  Gesandter  in 
Bogota  (Kolumbien)  V 160, 166, 185. 

Yalova,  Lazarettbeschießung  VII 
1  83;  2  5,  8. 

Yen,  chinesischer  Gesandter  in  Berlin 
IV  612.  615. 

^Zagreb",  Handelsschiff  VI  251. 

Zahle,  dänischer  Ministerpräsident 
VII  3  31. 

Zahlungsverbote  VII  1  39,  41, 
47,  49,  51,  57,  80. 

Zaimis.  griechischer  Ministerpräsi- 
dent IV  665-666,  674. 

„Zamora^-Fall  VI  117,  146. 

Zante,  Insel  IV  671-672  ;  VII  2  95. 

Zar  Nikolaus  IL  III  454,  468, 
474,  603;  IV  535;  VII  1  3,  6,  9. 
11,  12,  14,  16,  20,  21,  40,  53;  2 
44,  56,  79;  3  46,  50. 

.Zeemeeu  w",  niederländisches  Han- 
delsschiff VII  2  75. 


Zensur    V    7.3,   80,    120—157,   16.5, 

268,  304,  314;    VII  1   .30.  32,  34. 

37,  40,  42,  46,  48,  49,  52,  59,  61, 

63;    2   31,    35,  69,  72,  73;    3  10, 

48,  87,  93. 
Zerstörtes  Gebiet  VII  3  87,91, 

95,  115,  116. 
Zimmermann,  Unterstaatssekretär 

III  395,    678,  679;    IV  2,54-257, 

612;    V    91;    VI    230,    231,    238; 

VII  1  6,  25,  35;  2  35,  53,  .54. 
Zivil  gefangene  (siehe  Internierte). 
Zollwesen    V   449;    VII    1  41,  53, 

77  ;  2  52  ;  3  47,  64. 
Zographos,    griechischer    Ministe r 

des  Aeußeren  IV  658. 
Zumeta,    venezolanischer    Minister 

des  Innern  V  451,  456,  457. 
Zwangsarbeit   VII    1   77;   3  112, 

136,  139. 
Zwangsverschickung  (siehe 

Deportation). 
Zwischenfall,  griechisch-türkischer 

VII  1  58,  59. 

—  italienisch-griechischer  V  13. 

—  österreichisch-belgischer    III    629. 

—  österreichisch-italienischer  VII 1  54 

—  rumänisch-bulgarischer     IV    698 ; 
VII  2  6. 

Zwölf-Inseln,  Uebergabe  an  Grie- 
chenland VII  3  125. 


Druck  von  Schmidt  &  Klaunig  in  Kiel. 
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